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Vorsatz  und  Bewusstsein  der  Rechtswidrigkeit 
und  der  Pfiichtwidrigkeit. 

Von 

Carl  Stooss. 


Herr  Obergerichtsschreiber  Itüegg  in  Bern,  der  an  den  Vor- 
arbeiten für  ein  schweizerisches  Strafgesetzbuch  als  Sekretär 
der  Expertenkommission  einen  verdienstvollen  Anteil  hat,  er- 
örtert in  der  Zeitschrift  des  bernischen  Juristen  Vereins  den 
Begriff  der  kriminalistischen  Schuld  ').  Er  schlägt  folgende  Er- 
gänzung zu  den  Bestimmungen  Uber  Vorsatz  und  Fahrlässig- 
keit vor: 

Der  gute  Glaube  den  Tbiiters,  weder  gegen  das  Rechtsgesetz  noch 
gegen  das  Sittengesetz  zu  verstossen,  schliesst  den  Vorsatz  aus. 

Dagegen  ist  die  That  dem  Thäter  zur  Fahrlässigkeit  zuzurechnen, 
wenn  dieser  Glaube  selbst  auf  Fahrlässigkeit  beruht. 

Rüegg  findet,  es  widerspreche  dem  Rechtsgefühl  und  dem 
Rechtsbewusstsein  des  Volkes,  wenn  jemand  wegen  eines  vor- 
sätzlichen Verbrechens  bestraft  werde,  während  er  die  Hand- 
lung nicht  für  gesetzwidrig  und  nicht  für  unsittlich  hielt. 

Wenn  der  gute  Glaube  des  Thäters  den  Vorsatz  ausschiiessen 
würde,  so  dürfte  niemand  w-egen  einer  That  bestraft  werden, 
sobald  er  behauptet,  er  habe  nicht  gewusst,  dass  sie  gesetz- 
widrig sei,  und  nicht  gewusst,  dass  sie  unsittlich  sei,  voraus- 
gesetzt, dass  der  Richter  nicht  aus  den  Umständen  die  that- 
sächliche  Überzeugung  gewinnt,  dass  dem  Thäter  der  gute 
Glaube  gefehlt  hat.  Da  der  gute  Glaube  etwas  rein  Inner- 
liches, Subjektives  ist,  so  ist  es  sehr  schwrer,  zu  entscheiden,  ob 
er  vorhanden  wrar  oder  nicht.  Wenn  es  aber  dem  Richter 

) «Zum  Begriff  der  kriminalistischen  Schuld  >,  Bd.  35,  3.  Heft,  ISttt». 
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zweifelhaft  ist,  ob  der  Thäter  in  gutem  Glauben  gehandelt  hat, 
muss  er  den  guten  Glauben  des  Thäters  gelten  lassen;  denn 
im  Zweifel  ist  zu  gunsten  des  Angeklagten  zu  entscheiden.  Ist 
es  zweifelhaft,  oh  jemand  unzurechnungsfähig  sei,  so  darf  er 
nicht  als  zurechnungsfähig  erachtet  werden. 

Wohin  Rtleggs  Vorschlag  fuhren  wurde,  liegt  auf  der  Hand, 
Wer  wegen  eines  Verbrechens,  dessen  Strafbarkeit  nicht  noto- 
risch ist,  verfolgt  wird,  beruft  sich  darauf,  er  habe  nicht  ge- 
wusst, dass  die  Handlung  gesetzwidrig  und  unsittlich  sei,  so 
z.  B.  bei  Ausbeutungsverbrechen,  bei  einzelnen  Sittlichkeits- 
delikten, bei  Anstiftung  oder  BeihUlfe  zum  Selbstmord. 

Es  ist  ja  möglich,  dass  der  Thäter  die  Gesetzwidrigkeit 
seiner  That  nicht  kannte,  und  dass  er  sich  nicht  bewusst  war, 
einen  Verstoss  gegen  das  Sittengesetz  zu  begehen.  Er  kümmert 
sich  vielleicht  um  Gesetz  und  Recht  wenig,  und  seine  Moral  ist 
lax.  Soll  derjenige,  der  das  Rechtsgesetz  und  das  Sittengesetz 
aus  moralischer  Schwäche  oder  Gleichgültigkeit1)  ignoriert, 
anders  behandelt  werden,  als  die  andern,  die  ein  stärkeres 
Rechtebewusstsein  und  ein  feineres  Gefühl  für  das  Sittliche 
besitzen  ? 

Rüegg  erkennt  dies  auch  an.  Er  bemerkt:  „Dabei  ist  aber 
zu  beachten , dass  die  Frage,  was  sittlich  erlaubt  oder  verboten  sei, 
sich  nicht  nach  dem  subjektiven  Befinden  des  Thäters,  sondern 
nach  den  im  allgemeinen  hierüber  im  Volke  herrschenden  Anschau- 
ungen entscheidet,  welche  einem  Richter,  der  das  Leben  aufmerk- 
sam beobachtet,  meist  wohl  bekannt  sein  werdend  Ich  lasse  es 
dahingestellt,  ob  ein  Richter  wirklich  im  stände  sei,  festzustellen, 
dies  oder  das  ist  nach  den  im  allgemeinen  im  Volke  herrschenden 
Anschauungen  sittlich  erlaubt  oder  verboten.  Denn  nach  der 
Gesetzesbestimmung,  die  Rüegg  vorschlägt,  kann  es  bei  Beur- 
teilung des  guten  Glaubens  einer  Person  unmöglich  auf  die  An- 
schauungen anderer,  also  auch  nicht  auf  die  im  Volke  herr- 
schende Anschauung  ankonnnen.  Im  guten  Glauben  befindet 
sich  jemand,  der  etwas  aufrichtig  glaubt,  es  für  wahr  hält, 
gleichviel,  ob  jeder  andere  diesen  Glauben  nicht  teilt.  Der 
gute  Glaube  ist  rein  subjektiv.  Der  gute  Glaube  des  Thäters, 
weder  gegen  das  Rechtsgesetz  noch  gegen  das  Sittengesetz  zu 
verstossen,  hängt  daher  allein  und  ausschliesslich  davon  ab, 


')  Vgl.  tun  Wiek,  Über  Vorsatz  und  Absicht.  186Ü.  S.  11  ff. 


Digitized  by  Google 


Vorwitz  und  BewugHUein  der  Rechtewidrigkeit  und  der  Pflichtwidrigkeft.  3 


ob  der  Thäter  annimmt,  seine  That  verstosse  weder  gegen  das 
Rechtsgesetz  noch  gegen  das  Sittengesetz.  Der  gute  Glaube 
ist  in  dem  in  Frage  stehenden  Fall  nichts  anderes,  als  ein  Irr- 
tum Uber  Nonnen  des  Rechts  und  der  Sittlichkeit.  Eine  der 
wichtigsten  juristischen  Thatsaehen,  lehrt  Dernburg  *),  ist  z.  B. 
der  gute  Glaube  eines  Nichtberechtigten.  Seine  Basis  aber  ist 
In'tum. 

Ob.  jemand  sich  irrt,  ist  ganz  ohne  Zusammenhang  damit, 
ob  die  meisten  andern  besser  unterrichtet  sind.  Die  Bemerkung 
Rüeggs  ist  mir  daher,  ich  gestehe  es,  nicht  verständlich.  Wahr- 
scheinlich nimmt  Rüegg  an,  die  Annahme  des  Thäters,  seine  Hand- 
lung verstosse  nicht  gegen  das  Sittengesetz,  schliesse  nur  dann 
den  Vorsatz  aus,  wenn  diese  Annahme  mit  einer  im  Volke 
herrschenden  Auffassung  übereinstimme.  Das  wäre  allerdings 
eine  gewaltige  Einschränkung  des  Satzes,  den  Rüegg  vorschlägt. 
Aber  sein  Satz  deutet  mit  keiner  Silbe  diese  Einschränkung  an; 
er  ist  absolut  gefasst  und  lässt  keine  Ausnahme  zu.  Wenn 
Rüegg  daher  seinen  Satz  nur  mit  dieser  Einschränkung  gelten 
lassen  will,  so  muss  er  den  Satz  ausdrücklich  einschränken  und 
ihn  etwa  so  fassen: 

Der  gute  Glaube  des  Thäters,  weder  gegen  das  Rechtsgesetz  noch 
gegen  das  Sittengesetz  zu  verstossen,  schliesst  den  Vorsatz  ans,  wenn 
die  That  auch  nach  der  herrschenden  Volksanschauung  gegen  das 
Sittengesetz  nicht  rerstösst. 

Damit  würde  die  herrschende  Volksanschauung,  wie  sie 
sich  der  Richter  vorstellt,  über  das  Gesetz  gestellt  und  zu  einer 
dritten  Rechtsquelle  erhoben.  Es  genügt,  dies  festzustellen,  um 
das  Bedenkliche  des  Vorschlags  zu  erkennen. 

Dann  wäre  nicht  recht  begreiflich,  warum  eine  solche,  dem 
Vorsatz  entrückte  Handlung  überhaupt  als  Verbrechen  bestraft 
wird,  und  ferner  wäre  nicht  begreiflich,  warum  der  Thäter 
wegen  Fahrlässigkeit  bestraft  werden  soll,  und  warum  der  Vor- 
satz nur  unter  der  Vorauasetzung  ausgeschlossen  wird,  dass 
dem  Thäter  auch  die  Gesetzicidrigkeit  der  Handlung  unbekannt 
war.  Denn  dann  müsste  doch  die  Thatsache  entscheiden,  dass 
die  Handlung  nach  dem  Volksbewusstsein  nicht  unsittlich,  also 
auch  nicht  strafwürdig  ist. 


■)  Pandekten  I,  S.  197. 
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Bei  näherer  Durchsicht  der  Rüeggsehen  Erörterung  erklärt 
sich  seine  Auffassung  und,  wenn  ich  es  gleich  sagen  darf,  sein 
Irrtum.  Rüegg  hat  nämlich,  wie  sich  aus  seinen  Beispielen 
und  aus  manchen  Bemerkungen  ergiebt,  eine  eng  begrenzte 
Gruppe  von  Delikten  im  Sinn,  auf  die  er  seinen  Satz  anwenden 
will.  Anstatt  nun  seinen  Vorschlag  dieser  Gruppe  von  Fällen 
anzupassen,  stellt  er  ganz  allgemein  negative  Merkmale  des 
Vorsatzes  auf. 

Rüegg  führt  folgende  Beispiele  an: 

1.  Ein  Polizeiangestellter  feuert,  weil  er  infolge  irriger 
Auslegung  eines  Dienstreglements  hierzu  verpflichtet  zu  sein 
glaubt,  ohne  weiteres  auf  einen  entweichenden  Arrestanten. 

2.  Ein  Lehrer  züchtigt  einen  Schüler  körperlich,  im  Glauben, 
es  stehe  ihm  ein  Züchtigungsrecht  zu,  während  er  kein  Züch- 
tigungsrecht hat. 

Es  handelt  sich  in  beiden  Fällen  um  Verletzungen,  an 
deren  deliktischem  Charakter  im  allgemeinen  kein  zurechnungs- 
fähiger Mensch  zweifelt.  Jedermann  ist  sich  bewusst,  dass 
Töten  und  Körperverletzen  gesetzwidrig  und  unsittlich  ist. 

In  beiden  Fällen  nimmt  der  Thäter  die  Verletzung  mit 
Wissen  und  Willen,  also  vorsätzlich  vor,  aber  in  beiden  Fällen 
nimmt  der  Thäter  irrtümlich  an,  er  verletze  in  Ausübung  einer 
Amtspflicht,  während  gegenteils  die  Amtspflicht  die  Verletzung 
verbietet.  Der  Thäter  irrt  also  über  den  Inhalt  seiner  Amts- 
pflicht oder  im  allgemeinen  über  die  Voraussetzungen  einer 
öffentlich-rechtlichen  Pflicht.  Der  Irrtum  über  die  Gesetzwidrig- 
keit der  Handlung  fällt  mit  diesem  Irrtum  zusammen.  Der 
Thäter  weiss  zwar,  dass  Töten  gesetzwidrig  ist,  aber  weil  er 
annimmt,  es  stehe  ihm  ein  Tötungsrecht  oder  sogar  eine  Pflicht, 
einen  Menschen  zu  erschiessen,  zu,  so  glaubt  er,  die  vorsätz- 
liche Tötung,  die  er  ausführt,  sei  von  der  Strafpflicht  ausge- 
nommen. Auf  das  Sittengesetz  bezieht  sich  sein  Irrtum  nur 
sehr  mittelbar. 

Wenn  die  Amtspflicht  dem  Thäter  die  Tötung  des  fliehen- 
den Arrestanten  gebieten  würde,  so  wäre  die  Tötung  gewiss 
auch  nicht  unsittlich,  aber  was  in  Frage  kommt,  ist  einzig  der 
Irrtum  über  die  Amtspflicht  und  die  Rechtspflicht.1)  Demgemäss 

‘)  Das»  Rüegg  auf  da«  Bewusstsein  des  Tliitters,  weder  gegen  das 
Rechtsgesetz  noch  gegen  das  Sitteugesetz  zu  verstossen,  abstellt  und  nicht 
auf  die  irrtümliche  Annahme  einer  Amts-  oder  Rechtspflicht,  erkläre  ich 
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würde  dem  Gedankengang  Rüeggs  wahrscheinlich  folgende 
Bestimmung  entsprechen  : 

Wer  eine  als  Verbrechen  bedrohte  Handlung  in  dem  Glauben  be- 
geht, er  sei  su  der  Handlnng  rechtlich  cerpflichtet , hat  das  Verbrechen 
nicht  vorsätzlich  begangen. 

Er  ist  wegen  fahrlässiger  Begehung  des  Verbrechens  su  bestrafen, 
wenn  sein  Glauben,  er  sei  su  der  Handlung  rechtlich  verpflichtet,  auf 
Fahrlässigkeit  beruht. 

Selbstverständlich  ist  einmal,  dass  der  Thäter  nicht  wegen 
vorsätzlicher  Begehung  des  Verbrechens  bestraft  wird,  wenn  er 
sich  in  einem  thatsächlichen  Irrtum  befand,  der  die  Handlung 
als  pfliehtmässig  erscheinen  liess.  Denn  dieser  thatsächliche 
Irrtum  schliesst  den  Vorsatz  aus. 

Fraglich  ist  nur,  ob  die  Tötung,  Körperverletzung,  Haus- 
rechtsverletzung auch  dann  vorsätzliche  Tötung,  Körperver- 
letzung, vorsätzlicher  Hausfriedensbruch  sei,  wenn  der  Thäter 
die  Thatsachen  richtig  erkennt,  aber  irrtümlich  eine  Reehts- 
pflicht,  jemand  zu  töten  oder  zu  verletzen,  annimmt,  die  nicht 
vorhanden  ist. 

Prüfen  wir  den  Gedanken  Rüeggs  oder  vielmehr  den  Ge- 
danken, den  ich  ihm  nach  seinen  Ausführungen  zuschreibe,  an 

mir  so  : Er  dachte,  der  Beamte,  der  »eine  Amtspflicht  verletzt,  handle  nicht 
bewusst  pflichtwidrig-.  Dabei  übersah  er,  dass  es  sich  um  die  Verletzung1 
einer  Amts-  und  Uechtspflicht  und  nicht  um  eine  Pflichtwidrigkeit  im  Sinne 
des  Sittengesetzes  handelt.  Da  nun  einzelne  Schriftsteller  behaupten,  das 
Bewusstsein  der  (moralischen)  Pflichtwidrigkeit  der  Handlung  gehöre  zum 
Vorsatz,  so  fand  Rüegg,  wenn  er  den  Vorsatz  bei  mangelndem  Bewusst- 
sein der  (moralischen)  Pflichtwidrigkeit  ausschliesse,  so  werde  der  Beamte 
nicht  wegen  vorsätzlichen  Verbrechens  bestraft,  der  eine  als  Verbrechen 
bedrohte  That  in  dem  Irrtum  verübt,  er  sei  zu  der  Thal  rechtlich  ver- 
pflichtet. Rüegg  überzeugte  sich  jedoch,  dass  cs  zu  weit  gehen  würde, 
den  Vorsatz  einfach  auszuschliesHen,  sobald  der  Thäter  sich  nicht  bewusst 
ist,  gegen  das  Sittengesetz  zu  verstossen,  und  um  die  gewünschte  Be- 
schränkung der  Ausnahme  zu  gewinnen,  entschloss  er  sich,  den  Vorsatz 
nur  dann  atiszuschliessen,  wenn  der  Thäter  sowohl  über  die  Rechtswidrig- 
keit als  über  die  (moralische)  Pflichtwidrigkeit  seiner  Handlung  irrt.  Dies 
war  nicht  ganz  konsequent,  da  Rüegg  das  Bewusstsein  der  Rechtswidrig- 
keit an  sich  unbeachtlich  erklärt.  Der  Irrtum  Rüeggs  beruht  daher  auf 
einer  Verwechslung  von  zwei  verschiedenen  Pflichtwidrigkeiten,  nämlich 
der  Pflichtwidrigkeit  des  Beamten,  der  eine  öffentlich-rechtliche  Pflicht 
verletzt,  und  der  Pflichtwidrigkeit.,  die  jemand  begeht,  der  unsittlich  handelt. 
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Rechtsfällen,  die  nicht  blosse  Schulbeispiele  sind.  Ein  Gemeinde- 
präsident dringt  nachts  in  eine  Wohnung  ein,  um  ein  Konku- 
binat festzustellen,  obwohl  ihm  jedes  gesetzliche  Recht  dazu 
fehlt.  Er  glaubt  aber,  zu  der  Massnahme  amtlich  verpflichtet 
zu  sein.  Studenten  hänseln  einen  Landjäger;  dieser  feuert  auf 
sie  und  tötet  einen  Studenten.  Der  Landjäger  glaubte,  er  übe 
seine  Amtspflicht  oder  doch  Notwehr  aus.  Ein  Polizeidiener 
verhaftet  einen  Bürger  auf  Ersuchen  eines  Gläubigers.  Der 
Polizeidiener  meint,  er  erfülle  seine  Amtspflicht.  Das  sind 
schwere  Amtspüichtverletzungen,  deren  sich  der  Thäter  nicht 
bewusst  ist,1)  aber  er  ist  sich  der  Verletzung  bewusst,  die  er 
verursacht.  Man  wird  vielleicht  einwenden,  der  Thäter  musste 
sich  in  diesen  Fällen  bewusst  sein,  dass  seine  Amtspflicht  nicht 
so  weit  gehe.  Aber  wenn  es  darauf  ankommt,  ob  der  Thäter 
im  guten  Glauben  handelte,  er  übe  eine  Amtspflicht  aus,  so 
steht  ausser  Frage,  ob  er  verpflichtet  war,  die  Pflicht  zu  kennen. 
Dann  entscheidet  eben  der  gute  Glaube.  Rüegg  nimmt  an,  die 
irrtümliche  Annahme  des  Thäters,  in  Erfüllung  einer  Amtspflicht 
zu  verletzen,  sei  vielleicht  den  Umständen  nach  begreiflich  oder 
sogar  verzeihlich.  Der  Polizeiangestellte,  der  auf  den  fliehenden 
Arrestanten  feuerte,  habe  das  Reglement  irrig  ausgelegt.  Wenn 
das  Reglement  eine  verschiedene  Auslegung  zulässt,  so  wird  es 
zweifelhaft  sein,  ob  die  Handlung  des  Thäters  nicht  objektiv 
rechtmässig  sei.  und  dann  ist  gewiss  zu  gunsten  des  Angeklagten 
zu  entscheiden.  Schwierig  ist  der  Fall,  wenn  etwa  ein  Polizei- 
rekrut, bevor  er  instruiert  ist,  im  Glauben,  er  übe  eine  Dienst- 
pflicht aus,  ein  Verbrechen,  z.  B.  eine  vorsätzliche  Tötung, 
begeht*;.  Im  allgemeinen  wird  man  sagen  können,  jeder  Beamte 
muss  seine  Pflichten  kennen,  und  er  darf  namentlich  keine  an 


')  In  den  meisten  solchen  Fällen  ist  es  übrigens  nicht  ein  irregelei- 
tetes Pflichtgefühl  des  Beamten,  das  die  Pflichtverletzung,  die  ein  Ver- 
brechen ist,  veranlasst,  sondern  ein  persönliches  Motiv,  z.  B.  Empfindlichkeit, 
Streberei,  Grossmannssucht  und  dergl.  Der  Beamte,  der  nur  seine  Pflicht 
thun  will,  wird  selten  in  Versuchung  kommen,  in  irrtümlicher  Überschätzung 
der  Amtspflicht  ein  Verbrechen  zu  begehen.  Er  wird  im  Zweifel  nicht 
schiessen,  nicht  verhaften,  nicht  in  ein  Haus  eindringen. 

*)  In  den  letzten  Tagen  kam  ein  solcher  Fall  in  Wien  vor.  Ein  Ungar, 
der  in  einem  erzherzoglichen  Palais  Wache  stand,  erschoss  einen  im  Hause 
bediensteten  angetrunkenen  Gärtner,  den  er  für  einen  Eindringling  hielt. 
Der  Ungar  verstand  nicht  deutsch.  Auch  auf  einen  Eindringling  durfte 
er,  wenn  dieser  ihn  nicht  angriff,  nicht  schiessen. 
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sich  verbrecherischen  Handlungen  kraft  Amtes  ausüben,  bevor 
er  über  die  Voraussetzungen  und  die  Grenzen  seiner  Pflicht 
genau  unterrichtet  ist  Doch  lassen  sowohl  die  Gesetzgebungen 
als  die  Dienstinstruktionen  in  dieser  Hinsicht  manches  zu 
wünschen  übrig.  So  fehlen  z.  B.  genaue  und  ausreichende  Be- 
stimmungen über  den  Waftengebrauch  von  Militärpersonen  und 
wohl  auch  von  Polizeiorganen.  Dagegen  enthalten  die  Straf- 
prozessordnungen genaue  Bestimmungen  Uber  Verhaftung, 
Festnahme,  Haussuchung  ; aber  die  Polizeiangestellten  kennen 
diese  Bestimmungen  nicht  hinlänglich.  Die  Landjägerinstruk- 
tionen sind,  wie  ich  weiss,  nicht  überall  im  Einklang  mit  dem 
Strafprozessrecht. 

Es  kann  in  solchen  Fällen  hart  sein,  den  Thäter  wegen 
vorsätzlichen  Verbrechens  zu  bestrafen.  In  einzelnen  Fällen 
würde  die  Strafe  der  Fahrlässigkeit  ausreichen,  wobei  jedoch 
nicht  zu  übersehen  ist,  dass  die  fahrlässige  Verübung  eines 
Verbrechens  nicht  regelmässig  strafbar  ist.  Daher  würde  der 
Polizeiangestellte,  der  jemand  wider  Recht  verhaftet,  im  Glauben, 
er  sei  zu  der  Verhaftung  verpflichtet,  freizusprechen  sein. 
Allein  es  handelt  sich  doch  vorerst  darum,  ob  der  gute  Glaube 
des  Thäters  der  Natur  der  Sache  in  solchen  Fällen  den  Vor- 
satz ausschliessen  soll.  Das  erachte  ich  für  unstatthaft.  „Der 
Begriff  des  Vorsatzes  ist  au  sich  in  ethischer  und  rechtlicher  Be- 
ziehung farblos.  Das  vorsätzliche  Handeln  schliesst  ein  böses 
oder  rechtswidriges  Wollen  sowenig  in  sich,  wie  ein  löbliches...“ 

„Es  kommt  darauf  an,  ob  diejenigen  Thatmerkmale,  deren 
Verwirklichung  gewollt  war,  den  gesetzlichen  Thatbestand 
einer  Deliktsart  erfüllen  oder  nicht.“  (Merkel,  Lehrbuch,  S.  80 
und  81.j  Demnach  kann  an  der  Vorsätzlichkeit  der  Verletzung, 
die  der  Beamte  in  unbewusster  Missachtung  seiner  Amtspflicht 
ausführt,  nicht  gezweifelt  werden.  Es  liegt  kein  Grund  vor, 
den  Vorsatz  für  diesen  Fall  anders  zu  gestalten,  als  für  die 
übrigen  Fälle.  Dagegen  kann  der  Irrtum  der  Amtsperson  über 
die  Grenzen  ihrer  Amtspflicht  gleichwohl  berücksichtigt  werden. 
Dies  geschieht  nach  dem  schweizerischen  Entwurf.  „Wer  eine 
als  Verbrechen  bedrohte  That  in  dem  Glauben  begeht,  er  sei 
dazu  befugt,  kann  milder  bestraft  werden.“  (Art.  15,  zweiter 
Satz.)  Diese  Bestimmung  ist  auch  auf  die  Amtsperson  an- 
wendbar, die  sich  vermöge  ihres  Amtes  irrtümlich  zu  der  That 
berechtigt  erachtete. 
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Ferner  erklärt  der  Entwurf  den  Thäter  straflos,  der  eine 
als  Verbrechen  bedrohte  That  in  dem  Glauben  begeht,  er  sei 
verpflichtet,  dem  Befehl  Folge  zu  leisten.  Der  Grund  der  Straf- 
losigkeit liegt  hier  darin,  dass  der  Thäter  einen  amtlichen 
7>ie»Ä<befehl  befolgte,  und  sich  verpflichtet  erachtete,  diesem  Be- 
fehl Folge  zu  leisten,  also  nicht  darin,  dass  er  die  That,  ab- 
gesehen von  dem  Dienstbefehl,  als  rechtmässig  und  ptticht- 
mässig  erachtete.  Ich  habe  diese  Bestimmung,  die  die  Kommis- 
sion beschloss,  als  zu  weitgehend  bekämpft.  Doch  ist  dies  ein 
besonderer  Fall,  dessen  Behandlung  nicht  zu  den  Konsequenzen 
führt,  die  Rtlegg  behauptet.  Es  handelt  sich  hier  um  eine  Be- 
rücksichtigung des  dienstlichen  Gehorsams,  also  des  Gehorsams 
in  amtlichen  Verhältnissen.  Gerade  der  Fall,  den  Rüegg  anführt, 
ist  charakteristisch.  Bei  einem  Auflauf  befiehlt  der  Komman- 
dant des  Polizeicorps  einem  Polizeisoldaten,  zu  feuern.  Aus 
dem  Entwurf  folgt  nicht,  dass  der  Polizeisoldat  diesem  Befehl 
blind  Gehorsam  zu  leisten  hat  ; aber  wenn  er  Gehorsam  leistet, 
weil  er  sich  für  verpflichtet  erachtet,  zu  gehorchen,  und  nicht 
näher  prüft,  ob  der  Befehl  sachlich  gerechtfertigt  war,  so  liegt 
doch  der  Fall  anders,  als  wenn  der  Soldat  aus  eigener  Initia- 
tive, im  irrigen  Glauben,  er  sei  verpflichtet  zu  schiessen,  Feuer 
gegeben  hätte.  Der  Soldat  weiss,  dass  sein  Chef  verantwortlich 
ist,  er  weiss,  dass  er  ihm  zu  gehorchen  hat,  wenn  ihm  nicht 
offenbar  Ungesetzliches  zugemutet  wird.  Rücksichten  auf  die 
Disciplin  entschuldigen  also  den  dienstlich  Untergebenen.  Der 
Chef  aber  ist  für  seinen  Befehl  und  dessen  Folgen  strafrecht- 
lich verantwortlich. 

Demnach  ist  der  Vorschlag  Rüeggs  sowohl  in  seiner  au- 
thentischen Fassung  als  seinem  Gedanken  nach  unannehmbar. 
Die  gerechte  Vergeltung,  die  auch  ich  anstrebe,  wird  dadurch 
nicht  gefördert,  sondern  gefährdet. 

Gerade  die  Bestimmung  des  Vorsatzes  als  ein  Wissen  und 
Wollen  der  That,  die  mit  Strafe  bedroht  ist,  bezweckt,  den  Vor- 
satz in  Übereinstimmung  mit  dem  Volksbewusstsein  und  im 
Gegensatz  zu  der  von  v.  Liszt  vertretenen  VorsteUungstheorie  auf 
das  zu  beschränken,  was  der  Thäter  mit  Wissen  und  Wollen 
ausführte.  Der  sog.  dolus  eventualis,  der  angenommen  wird, 
wenn  der  Thäter  einen  Erfolg  herbeiführte,  den  er  nicht  wollte, 
dessen  Eintritt  er  aber  als  möglich  voraussah,  wird  nicht  als 
Vorsatz  anerkannt.  Das  scheint  Rüegg  zu  verkennen  und  den 
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dolus  eventualis  auch  im  Sinne  des  schweizerischen  Entwurfes 
als  Vorsatz  anzusehen,  obwohl  das  Gegenteil  aus  dem  Gesetzes- 
text und  aus  den  Verhandlungen  der  Expertenkommission 
deutlich  hervorgeht.  Diese  Entscheidung,  die  der  Entwurf  ge- 
troffen hat,  ist  praktisch  unendlich  wichtiger  als  die  Frage, 
welcher  Einfluss  dem  Irrtum  Uber  die  Grenzen  der  Amtspflicht 
zukomme. 

Doch  ist  die  Erörterung  Rüeggs  besonders  deshalb  dankens- 
wert, weil  er  sich  nicht  auf  eine  Kritik  des  Entwurfs  be- 
schränkte, sondern  mit  einem  Gesetzesvorschlag  hervortrat. 
Das  ist  der  Weg,  der  zu  Ergebnissen  führt,  seien  diese  positiv 
oder,  wie  meines  Erachtens  hier,  negativ.  Auch  die  Negation 
ist  ein  Gewinn. 


Digitized  by  Google 


10 


Die  Fürsorge  für  Strafentlassene  in  England. 

Von 

Landgerichtgrat  Dr.  Aschrott  in  Berlin. 


In  dem  Vorentwurfe  zu  einem  schweizerischen  Strafgesetz- 
buche sind  den  Schutzaufsichtsvereinen  wichtige  Funktionen 
zugedacht:  nach  Art.  25  des  Entwurfes  von  1890  sollen  sie  die 
Fürsorge  und  Überwachung  der  vorläufig  entlassenen  Straf- 
gefangenen für  die  Dauer  der  vorläufigen  Entlassung  über- 
nehmen (vergleiche  auch  Art.  10,  § 4,  bezüglich  der  vorläufig 
entlassenen  jugendlichen  Verbrecher).  Gegenüber  den  Be- 
denken, welche  in  der  Expertenkommission  gegen  diese  Heran- 
ziehung der  regelmässig  privaten  Vereine  zu  staatlichen  Auf- 
gaben laut  wurden,  hob  der  Redaktor  des  Entwurfes,  Professor 
Stooss,  hervor,  dass  es  der  Entwicklung  der  Vereine  nur  dien- 
lich sein  könnte,  wenn  sie  durch  die  Betrauung  mit  öffentlichen 
Aufgaben  einen  „gewissen  offiziösen  Charakter“  erhalten 
würden,  und  sprach  gleichzeitig  die  Erwartung  aus,  dass  sich 
die  Vereine  mit  der  Zeit  zu  einer  „offiziellen  Institution“  ent- 
wickeln würden. 

Diese  von  Stooss  vorausgesehene  Entwicklung  der  Schutz- 
aufsichtsvereine — in  Deutschland  sagen  wir:  „Fürsorge- 
vereine“ — hat  sich  nun  in  der  That  inzwischen  in  England  voll- 
zogen: die  Vereine  zur  Fürsorge  für  Strafentlassene  sind  in 
England  jetzt  eng  an  die  Gefhngnisvenvaltung  angegliedert 
worden. 

Da  es  bei  dieser  Sachlage  für  die  Schweizer  nicht  ohne 
Interesse  sein  dürfte,  die  Entwicklung  des  Fürsorgewesens  in 
England  kennen  zu  lernen,  komme  ich  gerne  der  Aufforderung 
der  Redaktion  dieser  Zeitschrift  nach,  hier  einiges  Uber  die 
englische  Fürsorge  für  Strafentlassene  aus  einem  Vorfrage  init- 
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zuteilen,  den  ich  kürzlich  im  Berliner  Verein  zur  Besserung 
der  Strafgefangenen  über  diesen  Gegenstand  gehalten  habe 

Es  lassen  sich  drei  Perioden  in  der  historischen  Entwick- 
lung des  englischen  Fürsorgewesens  unterscheiden.  In  der 
ersten  Periode  sind  es  einzelne  hervorragende  Persönlichkeiten, 
welche  sich  der  Fürsorge  für  Strafentlassene  annehmen,  und 
für  welche  — das  ist  das  Charakteristische  — diese  Thätig- 
keit  nicht  Selbstzweck,  sondern  lediglich  ein  einzelnes  Gebiet 
im  Rahmen  umfassenderer  Bestrebungen  war,  die  auf  Ver- 
besserung des  Gefangniswesens  überhaupt  oder  auf  Besserung 
der  Lage  einzelner  Klassen  der  Bevölkerung  oder  speciell  der 
Gefangenen  gerichtet  waren.  Als  Repräsentanten  dieser  ersten 
Periode,  die  sich  bis  zum  Ende  der  50er  Jahre  dieses  Jahr- 
hunderts erstreckt,  nenne  ich  John  Howard,  der  im  Jahre  1777 
sein  berühmt  gewordenes  Buch  über  den  Zustand  der  Gefäng- 
nisse veröffentlichte,  das  zu  vielfachen  Reformen  Anlass  gab. 
Ich  nenne  ferner  Mrs.  Elizabeth  Fry,  der  man  in  England  den 
ehrenvollen  Beinamen  „Engel  der  Gefängnisse1-  gegeben  hat 
und  welche  sich  vor  allem  der  weiblichen  Gefangenen  und  der 
Kinder  von  Gefangenen  annahm.  Ich  nenne  endlich  den  edeln 
Lord  Shafteshury,  welchem  in  erster  Linie  die  Fürsorge  für  die 
verwahrloste  und  verbrecherische  Jugend  am  Herzen  lag  und 
der  es  verstand,  für  seine  wahrhaft  humanitären  Bestrebungen 
nicht  nur  das  allgemeine  Interesse  zu  wecken,  sondern  auch 
reiche  Geldmittel  zusammenzubringen.  Von  einer  eigentlichen 
Vereinsthätigkeit  der  Fürsorge  für  Strafentlassene  kann  in 
dieser  Periode  nicht  gesprochen  werden;  es  entstanden  zwar 
einige  Vereine,  aber  dieselben  bildeten  im  wesentlichen  nur 
den  Resonanzboden  für  die  Reformbestrebungen  der  an  ihrer 
Spitze  stehenden  grossen  Persönlichkeiten. 

So  segensreich  diese  Personen  nun  auch  wirkten,  so  trat 
doch  die  vorhandene  Lücke  in  der  Vereinsbildung  recht  em- 
pfindlich hervor,  als  im  Jahre  1857  die  Transportationsstrafe 
abgeschafft  wurde  und  damit  die  bisherige,  für  das  Mutterland 
bequeme  Art  und  Weise,  sich  der  schweren  Verbrecher  zu 
entledigen,  aufhörte.  An  die  Stelle  der  Transportationsstrafe 

‘)  Pas  über  den  Vortrag-  mitgenommene  Stenogramm  ist  in  den 
„Blättern  für  Gefängniskunde“,  dem  Organ  des  Vereins  der  deutschen  Straf- 
anstaltsbeamten. Band  33,  S.  7 ff.,  zum  Abdruck  gelangt. 


Digitized  by  Google 


12 


A schrott. 


trat  die  regelmässig  im  Mutterlande  zu  verbüssende  Zucht- 
hausstrafe, die  Penal  Servitude,  und  bei  deren  Regelung  in  dem 
Gesetze  von  1857  wurde  als  ein  besonderes  Stadium  der  Strafe 
die  vorläufige  Entlassung  eingeführt.  Hier  musste  es  von  der 
grössten  Bedeutung  sein,  Uber  die  vorläufig  Entlassenen  nicht 
nur  eine  polizeiliche  Aufsicht  auszuüben,  sondern  denselben 
auch  die  Wege  zu  ebnen,  auf  denen  sie  wieder  nützliche 
Glieder  der  bürgerlichen  Gesellschaft  werden  konnten.  Die 
Regierung,  welche  die  Notwendigkeit  einer  verständnisvollen 
Mitwirkung  der  Gesellschaft  hierbei  erkannte,  suchte  nach 
Kräften  auf  die  Bildung  von  Vereinen  hinzuwirken,  damit  durch 
deren  Vermittlung  der  entlassene  Zuchthaussträfling  Arbeit 
fände.  Schon  im  .lahre  1857  entstand  denn  auch  in  London 
uuter  dem  Protektorate  der  Königin  die  „Royal  Society  for  the 
Assistance  of  Dtscharged  Prisoners“,  welche  noch  heute,  und 
zwar  als  der  grösste  aller  englischen  Fürsorgevereine  '),  fort- 
besteht. 

Als  dann  durch  das  Gesetz  vom  Jahre  1865  eine  Neu- 
regelung der  Gefängnisstrafe  erfolgte  und  der  Staat  in  ener- 
gischer Weise  in  die  bis  dahin  den  Lokalbehörden  gelassene 
Willkür  bei  der  Vollstreckung  dieser  Strafe  eingritf,  ergab  sich 
die  Notwendigkeit,  auch  für  die  entlassenen  Gefängnisgefangenen 
Vorsorge  zu  treffen.  Um  die  Bildung  von  Vereinen  zur  Für- 
sorge für  diese  Strafentlassenen  zu  fördern,  wurden  die  mit 
der  Leitung  der  Gefängnisse  betrauten  Friedensrichter  gesetz- 
lich ermächtigt,  aus  lokalen  Mitteln  den  Fürsorgevereinen 
für  jeden  Strafentlassenen,  dessen  sich  ein  Verein  annimmt, 
eine  Beihülfe  bis  zur  Höhe  von  2 £ (=  40  Mk.)  pro  Kopf  zu 
zahlen.  Nachdem  dann  im  Jahre  1878  der  Staat  selbst  die  Ge- 
fängnisse in  die  eigene  Verwaltung  übernommen  hatte,  be- 
willigte das  Parlament  dem  Minister  des  Innern  einen  Dispo- 
sitionsfonds von  jährlich  £ 4000  (==  80.000  Mk.i  zur  Unter- 
stützung der  Fürsorge vereine. 

Neben  diesen  direkten  Zuwendungen  suchte  die  Regierung 
den  Fürsorgevereinen  noch  bei  der  Neuregelung  des  Stiftungs- 
wesens neue  Einkünfte  zu  verschaffen.  Durch  ein  Gesetz  vom 

')  Das  Jahresbudget  dieser  Gesellschaft  betrug  im  Jahre  1897: 
Lst.  2917  (=  58.340  Mk.):  davon  entfielen  auf  Arbeitsbelohnungen,  welche 
durch  die  Gesellschaft  zur  Auszahlung  gelangten:  Lst.  1010  (=  20,200  Mk,). 


Digitized  by  Google 


Die  Fürsorge  für  Strafentlassene  in  England.  13 

Jahre  1882  wurde  bestimmt,  dass  bei  der  Umwandlung  von 
Stiftungen  mit  obsoleten  Zwecken  — es  gab  deren  in  Eng- 
land eine  grosse  Zahl  und  für  ihre  Umwandlung  ist  eine  be- 
sondere Behörde  geschaffen  worden  — die  Stiftungseinkünfte, 
soweit  sie  nach  dem  bisherigen  Statute  für  irgend  einen  mit 
dem  öefäingniswesen  zusammenhängenden  Zweck  zu  verwenden 
waren,  den  Fürsorgevereinen  zufliessen  sollten  '). 

Das  warme  Interesse,  welches  die  Regierung  durch  all 
diese  Bestimmungen  den  Fürsorgevereinen  zeigte,  hatte  zur 
Folge,  dass  sich  die  Zahl  derselben  schnell  hob.  Der  Chef  der 
Gefängnis  Verwaltung,  Sir  Edmund  du  Cane,  hatte  es  bei  der 
Übernahme  der  Gefängnisse  in  die  Staatsverwaltung  als  das 
zu  erstrebende  Ziel  bezeichnet,  dass  mit  jeder  Strafanstalt  ein 
Fürsorgeverein  für  entlassene  Sträflinge  verbunden  sei.  Und 
in  seinem  im  Jahre  1885  erschienenen  Buche  „The  Punishment 
and  Prevention  of  Crime“  konnte  er  mit  freudiger  Genug- 
thuung  es  aussprechen,  dass  dies  Ziel  erreicht  sei,  und  dass 
es  nirgends  in  England  einem  Strafentlassenen,  der  zu  ehr- 
licher Arbeit  zurückkehren  wollte,  an  der  Möglichkeit  hierzu 
fehle. 

Und  das  war  in  der  That  damals  der  Fall!  Es  war  die 
Blütezeit  der  englischen  Fürsorgevereine.  Sie  hatten  im  Jahre 
1877  auf  Anregung  der  „Reformatory  and  Refuge  Union“  eine 
Centralkommission  in  London  gebildet,  zu  welcher  die  einzelnen 
Vereine  ihre  Vertreter  entsandten  (Central-Committee  of 
Discharged  Prisoners’  Aid  Societies).  Es  wurden  anfangs  all- 
jährlich Konferenzen  abgehalten  und  auf  diesen  die  Mittel  und 
Wege  besprochen,  wie  Verbesserungen  in  der  Wirksamkeit  der 
Vereine  zu  bewerkstelligen  seien,  wobei  die  bei  einzelnen  Ver- 
einen mit  irgendwelchen  Neuerungen  gemachten  günstigen  Er- 
fahrungen bekannt  gegeben  wurden.  Von  der  Centralstelle 
wurden  ferner  Veröffentlichungen  in  der  Tagespresse  und  in 
Broschürenform  bewirkt  zu  dem  Zwecke,  ein  allgemeines  Inter- 
esse für  die  Vereine  wachzurufen.  Vor  allem  aber  wurde 


')  Bis  zum  Jahre  18%  waren  auf  (liege  Weise  Stiftungen  mit  einem 
Jahreseinkommen  von  Lst.  2050  (=  41.000  Mk.)  für  die  Fürsorgevereine 
verwendbar  gemacht  worden.  Die  Umwandlung  von  Stiftungen  mit  obso- 
leten Zwecken  ist  aber  noch  lange  nicht  beendigt;  wenn  sie  beendigt  sein 
wird,  Bollen  nach  einer  Schätzung  den  Fürsorgevereinen  aus  dieser  Quelle 
jährliche  Einkünfte  von  mehr  als  Lst.  7000  (=  140,000  Mk.)  zuflieggen. 
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durch  die  Centralstelle  ein  Kartellverhftltnis  zwischen  den 
einzelnen  Fürsorgevereinen  hergestellt,  auf  Grund  dessen  ein 
Verein  für  die  andern  die  Erkundigungen  einzog  und  über  die 
Arbeitsverhältnisse  des  betreffenden  Bezirks  berichtete;  wo  es 
zweckmässig  war,  übernahm  der  eine  Verein  einen  Straf- 
entlassenen aus  der  Fürsorge  des  andern,  oder  er  überwachte 
wenigstens  den  Strafentlassenen  für  die  Zeit,  wo  derselbe  sich 
in  seinem  Bezirke  befand.  Es  war  auf  diese  Weise  in  der  That 
eine  Arbeitsvermittlung  für  die  Strafentlassenen  zuwege  ge- 
bracht, wie  sie  kaum  besser  sich  denken  lässt  *). 

Die  Central-Gefängnisbehörde  suchte  auf  alle  mögliche  Art, 
die  Gefangenen  zu  veranlassen,  sich  bei  ihrer  Entlassung  unter 
den  Schutz  der  Fürsorgevereine  zu  stellen.  Sie  Hess  in  jeder 
Gefängniszelle  eine  Notiz  anschlagen,  in  welcher  dem  Ge- 
fangenen die  Adresse  des  Vereins  mitgeteilt  wurde,  der  bereit 
sei,  sich  seiner  bei  der  Entlassung  anzunehmen.  Den  Vorstands- 
mitgliedern, und  auf  Verlangen  auch  einem  besoldeten  Beamten 
des  Vereins,  wurde  es  gestattet,  die  Gefangenen  vor  ihrer  Ent- 
lassung in  der  Zelle  aufzusuchen,  um  mit  ihnen  über  ihre  Zu- 
kunftspläne zu  sprechen  und  so  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Zeit 
des  Arbeitsuchens  nach  der  Entlassung  auf  ein  Mindestmass 
beschränkt  blieb.  Am  wirksamsten  aber  erwiesen  sich  die  Be- 
stimmungen, welche  über  die  Arbeitsbelohnung  getroffen 
wurden.  Die  Gefängnisbehörde  ordnete  an,  dass  Arbeits- 
belohnungen über  den  Maximalbetrag  von  10  sh.  (=  10  Mk.) 

')  Ein«  Art  der  Arbeitsvermittlung'  sei  noch  besonders  hervorgehoben  : 
nämlich  die  Unterstützung  der  Auswanderung  Strafentlassener  nach  den 
Kolonien.  Sie  wurde  für  geeignete  Fälle,  bei  deren  Auswahl  grosse  Vor- 
sicht obwalten  müsste,  von  der  Centralstelle  warm  empfohlen:  in  der  fernen 
Kolonie  würde  der  Bestrafte  ohne  weiteres  frei  von  all  den  Fesseln,  welche 
seine  Vergangenheit  ihm  im  alten  Vaterlande,  anlegte,  und  er  fände  dort 
Kaum  zur  freien  Entfaltung  seiner  Kräfte.  Allein,  der  praktischen  Aus- 
führung dieses  schönen  Gedankens  traten  bald  Schwierigkeiten  entgegen  : 
die  Kolonien  protestierten  gegen  die  Herübersendung  von  Strafentlassenen. 
Nur  Kanada,  wo  umfassende  Einrichtungen  getroffen  waren,  um  ilie 
Herübergesandten  sofort  nach  ihrer  Ankunft  in  geeignete  Arbeitsstellen 
zu  bringen  und  sie  dort  zu  beaufsichtigen,  Hess  sich  die  englischen  Straf- 
entlassenen eine.  Heihe  von  Jahren  gefallen,  dann  aber  hat  auch  Kanada 
bpi  der  englischen  Regierung  gegen  weitere  Herübersendungen  Einspruch 
erhoben,  da  es  nicht  „the  dumping  ground  for  English  criminals“  sein 
wolle.  Demzufolge  hat  die  Unterstützung  der  Auswanderung  Strafentlassener 
jetzt  in  England  ganz  aufgehört. 
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bei  Gefängnisgefangenen,  und  von  £ 3 (=  60  Mk.)  bei  Zucht- 
hausgefangenen, nur  gewährt  werden  sollten,  wenn  sich  der 
betreffende  Gefangene  unter  den  Schutz  eines  Fürsorgevereins 
stellte,  an  welchen  dann  die  gesamte  Arbeitsbelohnung  ausge- 
zahlt wurde  l).  — Ich  bemerke  hier  nebenbei,  dass  in  England 
die  Verwendung  der  Arbeitsbelohnung  zum  Ankauf  von  Lebens- 
mitteln oder  zu  Extragenüssen  nicht  gestattet  ist,  dass  viel- 
mehr hier  die  Arbeitebelohnung  ausschliesslich  als  Beihülfe  zum 
Zwecke  des  besseren  Fortkommens  nach  der  Entlassung,  zur 
Erleichterung  des  Übertritts  aus  der  Gefangenschaft  in  die 
Freiheit,  gewährt  wird. 

Neben  der  Arbeitsvermittlung  haben  sich  die  englischen 
Fürsorge  vereine  noch  zwei  weiteren  Aufgaben  gewidmet. 

Einmal  haben  sie  bei  den  nur  vorläufig  Entlassenen  und 
bei  den  unter  Polizeiaufsicht  Gestellten  eine  Vermittlerrolle 
gegenüber  der  Polizeibehörde  übernommen  : sie  lassen  diese 
Klassen  von  Strafentlassenen  durch  einen  Beauftragten  des 
Vereins  überwachen,  welcher  darüber  an  die  Polizeibehörde, 
der  er  auch  die  sonst  vorgeschriebenen  Meldungen  macht,  Be- 
richt erstattet,  so  dass  die  letztere  Behörde  sich  in  das  Leben 
und  Treiben  des  Entlassenen  nur  da  einmischt,  wo  sie  es  aus 
besonderen  Umständen  für  geboten  erachtet.  Auf  diese  Weise 
ist  für  viele  Fälle  die  sehr  nahe  liegende  Gefahr  beseitigt, 
dass  durch  die  polizeiliche  Kontrolle  dem  Strafentlassenen  die 
Auffindung  eines  redlichen  Lebenserwerbes  erschwert,  oder 
dass  er  gar  infolge  der  polizeilichen  Einmischung  aus  einer 
erlangten  Beschäftigung  wieder  herausgerissen  wird. 

Eine  recht  erfolgreiche  Thätigkeit  haben  ferner  einzelne 
Fürsorgevereine  bei  der  Durchführung  des  in  England  gesetz- 
lich bestehenden  Institutes  der  bedingten  Verurteilung*)  — 
oder,  wie  es  richtiger  heissen  müsste,  der  bedingten  Strafaus- 
setzung — entwickelt,  indem  sie  bei  erstmalig  Angeklagten  in 
geeignet  erscheinenden  Fällen  dem  Richter  gegenüber  sich 
bereit  erklärten,  im  Falle  der  Strafaussetzung  den  Betreffenden 

')  Der  Gesamtbetrag  der  im  Etatsjahre  1897/98  gewährten  Arbeits- 
belohnungen  betrug  Lst.  8766  (=*  175,120  Mk.).  Zur  Zeit  ist  man  mit  der 
Aufstellung  neuer  Bestimmungen  über  die  Arbeitsbelohnung  beschäftigt, 
und  zwar  mit  der  Tendenz,  den  Betrag  derselben  zu  erhöhen. 

*)  Vergl.  hierüber  Seite  27  ff.  meiner  Schrift  „Strafen-  und  Gcfängnis- 
wesen  in  England  während  des  letzten  Jahrzehnts“,  Berlin,  Guttentag  1896. 
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während  der  Probezeit  zu  überwachen  und  auf  die  richtigen 
Wege  zu  leiten,  erforderlichenfalls  auch  Bürgschaft  für  ihn  zu 
stellen.  Es  ist  festgestellt,  dass  viele  Richter  nur  durch  dies 
Eintreten  der  Fürsorgevereine  bestimmt  worden  sind,  von  dem 
nach  meiner  Meinung  segensreichen  Institute  der  bedingten 
Verurteilung  einen  so  ausgedehnten  Gebrauch  zu  machen,  wie 
es  thatsächlich  in  England  der  Fall  ist.  Ich  bemerke,  dass  im 
Jahre  1896  — dem  letzten  Jahre,  wofür  Ziffern  bereits  ver- 
öffentlicht worden  sind  — in  England  die  bedingte  Verurteilung 
in  39,907  Fällen  zur  Anwendung  gekommen  ist. 

Es  ist  ohne  weiteres  verständlich,  dass  so  umfassende  Auf- 
gaben, wie  sie  sich  die  englischen  Fürsorgevereine  gestellt 
haben,  nicht  überall  von  freiwilligen  Kräften  erfüllt  werden 
konnten.  Thatsächlich  haben  denn  auch  alle  grösseren  und 
fast  alle  mittelgrossen  Vereine  besoldete  Beamte,  sogenannte 
„Agents“,  angestellt,  in  deren  Händen  die  ganze  laufende  Ge- 
schäftsführung liegt,  während  sich  die  unbesoldeten  Vereins- 
beamten ira  wesentlichen  darauf  beschränken,  die  Direktiven 
für  die  Thätigkeit  der  besoldeten  Beamten  zu  geben  und  die- 
selben zu  überwachen.  Ich  will  dabei  aber  bemerken,  dass 
auch  bei  allen  anderen  Wohlfahrtseinrichtungen  in  England 
in  gleicher  Weise  verfahren  wird.  Eine  so  weitgehende,  ledig- 
lich ehrenamtliche  Thätigkeit,  wie  wir  sie  zum  Beispiel  in 
Deutschland  kennen,  giebt  es  in  England  nicht. 

Ich  habe  vorhin  schon  angedeutet,  dass  ich  als  die  Blüte- 
zeit der  englischen  Fürsorgevereine  etwa  die  zweite  Hälfte  der 
80er  Jahre  ansehe;  die  Zeit,  wo  für  jede  .Strafanstalt  ein  Für- 
sorgeverein bestand.  Dabei  ist  es  aber  nicht  lange  geblieben: 
die  Zahl  der  Fürsorgevereine  vermehrte  sich  in  starker  Weise 
weiter.  Anfangs,  wo  die  neu  gegründeten  Vereine  sich  spe- 
ciellen  Klassen  von  Gefangenen  — wie  den  Jugendlichen,  ge- 
fallenen Mädchen,  oder  Männern,  die  keine  Familie  und  keine 
Wohnung  haben  und  bei  denen  zunächst  für  Zufluchtsstätten  ') 


')  Die  Ansichten  darüber,  ob  die  Fürsorgevereine  selbst  solche  Zu- 
fluchtsstätten errichten  sollten,  haben  in  England  lange  geschwankt.  Jetat 
ist  inan  allgemein  zu  der  Überzeugung  gekommen,  dass  derartige  Sjieeial- 
anstaltcu  für  Strafentlassene  ihre  schweren  Bedenken  haben,  und  zwar 
nicht  nur  für  die  Allgemeinheit  wegen  des  unbeaufsichtigten  Zusammen- 
seins gefährlicher  Elemente,  sondern  auch  für  den  Strafentlassenen  selbst, 
welcher  aus  einer  solchen  Anstalt  heraus  nur  schwer  eine  redliche  Be- 
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zu  sorgen  war  — widmeten,  sah  man  darin  nichts  Bedenk- 
liches. Die  Bedenken  traten  erst  schärfer  hervor,  als  sich 
Vereine  gründeten,  die  mit  der  Fürsorge  für  Strafentlassene 
bestimmte  Tendenzen  verfolgten;  mochten  dies  nun  religiöse 
Propaganda,  Mässigkeitsbestrebungen  oder  Sonstiges  sein. 

Diese  neuen  Vereine  nahmen  dieselben  Rechte  wie  die 
alten  Vereine  in  Anspruch,  insbesondere  das  Recht  des  Be- 
suches der  Gefangenen  in  der  Zelle,  und  das  Recht,  durch 
einen  Anschlag  in  den  Zellen  auf  ihre  Thfttigkeit  aufmerksam 
zu  machen.  Die  Central-Gefängnisbehörde  trat  zunächst  diesen 
Ansprüchen,  so  unbequem  ihr  dieselben  auch  sein  mochten, 
nicht  immer  energisch  genug  entgegen.  Einige  von  ihr  ge- 
troffene Massregeln  — wie  die,  dass  im  Jahre  1888  der  Be- 
trag der  Staatsbeihülfe  von  £ 4000  auf  £ löOO  herabgesetzt 
wurde,  oder  dass  im  Jahre  1890  bestimmt  wurde,  dass  kein 
Verein  in  Zukunft  einen  höhern  Staatszuschuss  erhalten  sollte, 
als  er  im  Durchschnitt  der  letzten  drei  Jahre  erhalten  hatte 
— waren  recht  kleinlicher  Art;  sie  nützten  nichts,  sondern 
schadeten  eher.  Denn  hatte  schon  das  Nebeneinanderbestehen 
mehrerer  Vereine  an  demselben  Orte  eine  Zersplitterung  der 
Zuwendungen  an  die  Vereine  veranlasst,  so  wurden  nun  durch 
die  Herabsetzung  der  staatlichen  Beihülfe  viele  und  auch 
ältere  Vereine  in  arge  materielle  Bedrängnis  gebracht.  Sie 
griffen  zum  Teil  zu  nicht  bedenkenfreien  Mitteln.  So  tritt  viel- 
fach in  den  Jahresberichten  der  Vereine,  die  immer  magerer 
an  exaktem  Material  über  das  wirklich  von  dem  Vereine  Ge- 
leistete werden,  der  sensationelle  Inhalt  immer  mehr  hervor: 
zahlreiche  Dankesbriefe  von  entlassenen  Gefangenen  werden, 
oft  mit  Abbildungen,  veröffentlicht  ; Massnahmen,  wodurch  man 
die  Zahl  der  Mitglieder  und  die  Beiträge  erhöhen  zu  können 
hoffte. 

Auch  die  Centralkommission  der  Fürsorgevereine  scheint 
in  dieser  Zeit  die  Führung  etwas  verloren  zu  haben,  wenigstens 
fanden  die  Konferenzen  immer  seltener  statt. 

Das  schlimmste  aber  war  die  nachteilige  moralische  Wir- 
kung, welche  die  an  vielen  Orten  bestehende  Konkurrenz 


schäftigung  findet.  Man  zieht  es  jetzt  vor,  die  Strafentlassenen  einzeln  bei 
anständigen  Leuten,  denen  der  Verein  die  Miete  zahlt,  unterzubringen 
oder  dieselben  zu  den  Arbeiterkolonien  zu  senden. 

Schweizerische  Zeitschrift  ftir  Strafrecht.  12.  Jahrs.  - 
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mehrerer  Vereine  auf  den  Gefangenen  selbst  haben  musste. 
Man  denke  sich:  in  der  Zelle  empfahlen  sich  ihm  die  ver- 
schiedenen Vereine  durch  ihren  Anschlag,  dann  erhielt  er  von 
den  Vertretern  der  einzelnen  Vereine  in  seiner  Zelle  Besuche, 
bei  denen  natürlich  jeder  ihn  zu  bewegen  suchte,  sich  unter 
den  Schutz  gerade  seines  Vereins  zu  stellen;  es  kam  ferner 
die  üble  Sitte  auf,  dass  die  Strafentlassenen  am  Gefangnisthore 
von  den  Vertretern  der  Vereine  empfangen  wurden,  die  auch 
hier  den  Betreffenden  für  ihren  Verein  zu  gewinnen  suchten 1 i ! 
Musste  sich  da  der  Gefangene  nicht  als  eine  wichtige  Person 
Vorkommen,  um  die  man  sich  ja  geradezu  riss,  und  musste  er 
nicht,  da  ihm  die  Hülfe  des  Vereins  fast  aufgedrängt  wurde, 
das  Gefühl  der  Dankbarkeit  für  dieselbe  verlieren  ? 

Erst  am  H.  Januar  1894  erging  seitens  der  Central-Gefängnis- 
behörde  eine  allgemeine  Verordnung,  welche  diesem  wenig  er- 
freulichen Zustande  ein  Ende  zu  machen  suchte.  Es  wird  hier 
der  Grundsatz  aufgestellt:  Für  jede  Strafamtalt  nur  ein  Für- 

sorgeverein! Wer  sich  sonst  für  die  entlassenen  Sträflinge  inter- 
essiert und  für  sie  thätig  sein  will,  der  muss  sich  — mag  es 
nun  eine  Einzelperson  oder  ein  Verein  sein  — unter  den  Fürsorge- 
verein stellen.  Nur  soweit  der  letztere  die  Hülfe  des  andern 
Vereins  im  Einzelfalle  acceptiert,  kann  dieselbe  eintreten, 
nicht  mehr  neben  dem  Fürsorgeverein. 

Die  organische  Verbindung,  in  welche  somit  der  Fürsorge- 
verein zu  der  einzelnen  Strafanstalt  gesetzt  wird,  charakteri- 
siert die  mit  dem  Jahre  1894  beginnende  dritte  Periode,  in  der 
die  Tendenz  obwaltet,  die  Fürsorgevereine  in  eine  möglichst 
enge  Verbindung  mit  der  Gefängnisverwaltung  zu  bringen,  ja, 
soweit  es  unter  Wahrung  des  Wohlthätigkeitscharakters  der 
Fürsorgevereine  angängig  ist,  sie  zu  Gliedern  der  Gefängnis- 
verwaltung zu  machen. 

Für  die  Verwirklichung  dieser  Tendenz  waren  die  Zeit- 
verhältnisse recht  günstig.  Nachdem  sich  die  öffentliche  Mei- 
nung in  England  in  den  letzten  Jahren  vielfach  mit  Fragen 
des  Strafvollzugs  beschäftigt  hatte,  war  im  Frühjahre  1894  die 

')  Nicht  »eiten  unter  dem  Versprechen  eine»  opulenten  Frühstück»  ! 
Die  Gewährung  eines  Frühstück»  an  die  Entlassenen  ist  eine  bei  allen 
englischen  Fürsorgevereinen  vorkomraende  Eigentümlichkeit:  man  reicht 
dabei  dem  Entlassenen  vorzugsweise  solche  Speisen,  welche  er  in  der  Ge- 
fangenschaft hat  entbehren  müssen. 
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Einsetzung  einer  grossen  Parlamentskommission  Uber  das  Ge- 
fängniswesen unter  dem  Vorsitz  von  Herbert  Gladstone  erfolgt. 
Nach  eingehender  Untersuchung  des  gesamten  Gefängniswesens, 
insbesondere  durch  Vernehmung  von  Sachverständigen  und 
Zeugen,  zu  denen,  was  nicht  uninteressant  sein  dürfte,  auch 
eine  ganze  Anzahl  entlassener  Sträflinge  gehörte,  erstattete 
die  Kommission  Anfang  1895  ihren  Bericht.  In  diesem  Be- 
richte, auf  den  ich  hier  natürlich  nicht  näher  eingehen  kann  *), 
waren  auch  die  bei  den  Fürsorgevereinen  vorhandenen  Miss- 
stände aufgedeckt,  und  es  wurde  von  der  Kommission  eine  ge- 
eignete Überwachung  dieser  Vereine  durch  die  Central-Gefängnis- 
behörde  empfohlen. 

Es  war  sodann  für  die  Durchführung  der  zahlreichen  von 
der  Parlamentskommission  gemachten  Verbesserungsvorschläge 
ein  entschieden  günstiges  Moment,  dass  im  April  1895  der  bis- 
herige langjährige  Chef  der  Gefängnisbehörde,  Sir  Edmund  du 
Cane,  zurücktrat  und  dass  seine  Stelle  durch  einen  noch  jungen, 
sehr  tüchtigen  und  den  Reformen  geneigten  Mann,  Mr.  Ruggles- 
Brise,  besetzt  wurde. 

Der  neue  Chef  beauftragte  alsbald  den  bisherigen  Ge- 
fängnisgeistlichen Rev.  Merrick,  der  sich  grosse  Verdienste  um 
das  Fürsorgewesen  erworben  hatte,  mit  einer  genauen  Unter- 
suchung der  gegenwärtigen  Lage  der  Fürsorgevereine  und  der 
Art  und  Weise  ihrer  Thätigkeit.  Merrick  erstattete  hierüber  im 
Jahre  1896  einen  eingehenden,  sehr  wertvollen  Bericht,  der 
als  Blaubuch  erschienen  ist,  und  auf  den  ich  diejenigen,  die 
sich  für  die  Frage  näher  interessieren,  ausdrücklich  verweisen 
möchte*).  Am  Schlüsse  dieses  Berichtes  hatte  Merrick  nicht 
weniger  als  60  zum  Teil  recht  weitgehende  Reformvorschläge 

*)  Ich  habe  denselben  ausführlich  besprochen  in  meiner  oben  citierten 
Abhandlung  Seite  18  ff.  — Im  Januar  1898  hat  die  englische  Gefängnis- 
behörde  eine  Zusammenstellung  der  von  ihr  auf  die  Kommissionsvorschläge 
hin  eingeführten  Neuerungen  dem  Parlamente  vorgelegt.  Infolge  eines 
im  Sommer  1898  angenommenen  Gesetzes,  welches  am  1.  Januar  1899  in 
Kraft  getreten  ist,  hat  das  englische  Gefängniswesen  jetzt  umfassende 
Umgestaltungen  erfahren. 

•)  Das  Blaubuch,  welches  unter  dem  Titel  „Report  to  H.  M.  Cominis- 
sioners  of  Prisons  on  the  Operation  of  Discharged  Prisoners’  Aid  Societies“ 
als  Pari.  Paper  1896  C.  8299  erschienen  ist,  kann  von  jeder  englischen 
Buchhandlung  für  den  billigen  Preis  von  5 ’/»  d.  (nicht  ganz  60  Pf.)  be- 
zogen werden. 
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aufgestellt.  Zur  Durchberatung  dieser  Vorschläge  trat  dann  im 
Februar  1897  auf  Veranlassung  der  „Reformatory  and  Refuge 
Union“  in  London  eine  grosse  Versammlung  von  Vertretern 
der  Fürsorgevereine  zusammen,  die  nach  eingehender  Debatte 
in  allen  wesentlichen  Punkten  sich  zu  den  Vorschlägen  Merricks 
zustimmend  äusserte. 

Nunmehr  erliess  die  Central-Gefängnisbehörde  am  12.  Ok- 
tober 1897  eine  allgemeine  Verordnung  für  die  Fürsorgevereine, 
und  diese  ist  am  1.  April  1898  in  Kraft  getreten. 

Den  nach  diesen  neuen  Bestimmungen  nunmehr  in  England 
bestehenden  Zustand  möchte  ich  in  seinen  Hauptzügen  in 
folgenden  Sätzen  zusammenfassen: 

1.  Ein  Fürsorgeverein,  welcher  die  bisherigen  Privilegien 
eines  solchen  — Anschlag  seiner  Adresse  in  der  Gefängniszelle, 
Zulassung  des  Besuchs  der  Gefangenen  in  der  Zelle,  Unter- 
stützung mit  einer  Staatsbeihülfe  — gemessen  will,  muss  unter 
Vorlegung  seiner  Statuten  bei  der  Central-Gefängnisbehörde  um 
ein  Certifikat  einkomincn.  Dies  Certifikat  wird  regelmässig  nur 
für  eine  bestimmte  Strafanstalt  ausgestellt.  Alljährlich  hat  der 
Verein  nach  einein  von  der  Gefängnisbehörde  vorgeschriebenen 
Formular  einen  Thätigkeitsbericht  zu  erstatten  und  einzu- 
reichen; in  demselben  ist  insbesondere  eine  Reihe  bestimmt 
formulierter  Fragen  ziffermässig  zu  beantworten. 

2.  Im  Vorstande  des  Vereins  sollen  sich  der  Direktor  und 
der  Geistliche  der  betreffenden  Strafanstalt,  wenigstens  aber 
einer  von  beiden,  befinden.  Der  Verein  soll  bestrebt  sein,  seine 
Massregeln  in  möglichster  Übereinstimmung  mit  diesen  beiden 
Beamten  zu  treffen.  Dem  Anstaltsdirektor  ist  bei  jeder  Mass- 
regel  Gelegenheit  zu  geben,  seine  Ansicht  zu  üussern.  Im  Vor- 
stande muss  ferner  die  aus  den  Friedensrichtern  bestehende 
Lokalaufsichtsbehörde  vertreten  sein. 

3.  Der  Verein  darf  keine  Kategorie  von  Strafentlassenen 
von  seiner  Hülfe  ausschliessen  ; er  muss  sich  eines  jeden  aus 
der  betreffenden  Anstalt  Entlassenen,  der  seine  Hülfe  in  An- 
spruch nimmt,  annehmen,  vorausgesetzt,  dass  sich  derselbe 
nicht  etwa  durch  besondere  Umstände  dieser  Hülfe  unwürdig 
gezeigt  hat. 

4.  Der  Verein,  welchem  die  Arbeitsbelohnungen  der  Straf- 
entlassenen, die  sich  seinem  Schutze  unterstellt  haben,  ausge- 
händigt werden,  hat  dieselben  in  rationeller  Weise  zu  ver- 
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wenden.  Er  soll  dabei  möglichst  davon  Abstand  nehmen,  bares 
Geld  auszuzahlen,  vielmehr  die  Arbeitsbelohnung  zur  An- 
schaffung von  Werkzeug,  Material,  Kleidungsstücken  und  was 
sonst  der  Entlassene  braucht,  verwenden.  Die  Auszahlung  der 
gesamten  Arbeitsbelohnung  in  barem  Gelde  ist  nur  in  ganz 
besonders  gearteten  Ausnahmefallen  zulässig,  sonst  hat  die 
Auszahlung  immer  in  Raten  zu  geschehen. 

5.  Die  Hauptaufgabe  des  Vereins  besteht  in  der  Beschaffung 
von  Arbeitsgelegenheit  für  den  Entlassenen.  Solange  Arbeit 
nicht  gefunden  ist,  hat  der  Verein  dafür  zu  sorgen,  dass  der 
Entlassene  ein  Unterkommen  in  einem  anständigen  Hause  fin- 
det, wofür  der  Verein  die  Miete  zahlt.  Wenn  Arbeit  gefunden 
ist,  so  hat  der  Verein  den  Entlassenen  noch  eine  Zeit  lang  — 
der  Regel  nach  mindestens  (3  Monate  — zu  überwachen. 

6.  Zur  Erfüllung  dieser  Hauptaufgabe  hat  der  Verein  einen 
oder  mehrere  Beauftragte  („Agents“)  zu  ernennen,  und  zwar 
für  die  männlichen  Gefangenen  einen  Mann,  für  die  weib- 
lichen eine  Frau.  Bei  den  Besuchen,  welche  der  „Agent“  in 
der  Gefängniszelle  macht,  steht  er  unter  dem  Befehle  dos  An- 
staltsvorstehers, dessen  Weisungen  er  zu  folgen  hat.  Für  die 
weiblichen  Gefangenen  ist  neben  dem  regelmässig  besoldeten 
weiblichen  „Agent“  ein  Damenkomitee  zu  bilden,  welches  zu 
überwachen  hat,  dass  für  die  weiblichen  Strafentlassenen  in 
geeigneter  Weise  gesorgt  wird  *). 

7.  Soweit  Strafentlassene  von  dem  Verein  ausserhalb  seines 
Bezirkes  in  Arbeit  gebracht  werden,  hat  der  Verein  eine  an 
dem  betreffenden  Orte  wohnhafte  Person  mit  der  Beaufsichti- 
gung des  Strafentlassenen,  der  Auszahlung  der  Gelder  u.  s.  w. 
zu  beauftragen;  in  erster  Linie  wird  hierfür  der  Ortsgeistliche 
empfohlen.  Soweit  möglich,  soll  dabei  ferner  die  Hülfe  des 
etwa  in  dem  anderen  Bezirke  bestehenden  Fürsorgevereins  in 
Anspruch  genommen  werden.  Eine  möglichste  Ausdehnung 
des  Kartellverhältnisses  zwischen  den  verschiedenen  Fürsorge- 
vereinen wird  dringend  angeraten. 


')  Das  „Central  Committee  of  Discharged  Frisoners’  Aid  Societies“, 
welches  jetzt  seine  Thütigkeit  in  vollem  Umfange  wieder  aufgenommen 
hat,  hat  kürzlich  zwei  Flugschriften  veröffentlicht,  in  denen  die  wesent- 
lichen Aufgaben  der  Agents  in  klarer  Weise  zusamtnengestelit  sind  und 
besonders  den  Frauen,  welche  sich  dieser  Thiltigkeit  widmen,  wertvolle 
Winke  gegeben  werden. 


Digitized  by  Google 


22 


Aachrott 


8.  Mit  andern  Wohlthätigkeits  vereinen  soll  der  Fürsorge- 
verein in  Fühlung  bleiben,  um  in  geeigneten  Fällen,  unter 
Wahrung  der  in  der  Verordnung  von  1894  aufgestellten  Grund- 
sätze, deren  Thätigkeit  im  Interesse  des  Strafentlassenen  in 
Anspruch  nehmen  zu  können.  Vor  allem  wird  eine  ständige 
Verbindung  mit  den  Arbeiterkolonien  anempfohlen.  Der  Für- 
sorgeverein ist  befugt,  zu  den  Arbeiterkolonien  Geldbeiträge 
zu  leisten,  um  sich  dadurch  die  Aufnahme  von  Strafentlassenen 
in  denselben  zu  sichern. 

9.  Die  Staatsbeihülfe  an  den  Fürsorgeverein  wird  nach 
der  Kopfzahl  der  aus  der  betreffenden  Strafanstalt  entlassenen 
Gefangenen  berechnet.  Sie  soll,  einschliesslich  des  dem  Für- 
sorgeverein aus  Stiftungsgeldern  zufliessenden  Betrages,  jährlich 
nicht  mehr  als  2 f 10  sh.  für  100  Strafentlassene  betragen  '). 
Die  Staatsbeihülfe  darf  dabei  niemals  höher  sein,  als  die  Jahres- 
summe, die  der  Verein  aus  den  Beiträgen  Privater  bezieht. 
Es  ist  in  der  Jahresreclmung  nachzuweisen,  dass  der  Gesamt- 
betrag der  Staatsbeihülfe  ausschliesslich  für  die  Strafentlassenen 
Verwendung  gefunden  hat;  zu  allgemeinen  Verwaltungskosten 
des  Vereins  darf  derselbe  nicht  benutzt  werden.  Die  Aus- 
zahlung der  Staatsbeihülfe  erfolgt  erst,  nachdem  der  Straf- 
anstaltsvorsteher unter  dem  Rechnungsabschlüsse  des  Vereins 
bescheinigt  hat,  dass  der  Verein  in  allen  Punkten  vorschrifts- 
mässig  verfahren  sei. 

Das  Vorstehende  dürfte  genügen,  um  ein  Bild  von  der 
Neugestaltung  des  englichen  Fürsorgewesens  zu  geben.  Die 
oben  von  mir  angedeutete  Tendenz:  die  Eingliederung  der 
Ftirsorgevercine  in  die  Gefängnisverwaltung,  hat  in  weitem 
Masse  Verwirklichung  gefunden.  Und  als  Beweis  dafür,  dass 
die  Central-Gefängnisbehörde  die  Beaufsichtigung  der  Fürsorge- 
vereine ernst  durchzuführen  gedenkt,  möchte  ich  noch  an- 
führen , dass  der  schon  erwähnte  Rcv.  Merrick  als  Chaplain 
Inspector  in  die  Central-Gefängnisbehörde  berufen  worden  ist, 
um  neben  der  Oberleitung  der  Seelsorge  und  des  Unterrichts 
in  den  Gefängnissen  die  Aufsicht  über  die  Fürsorgevereine 
auszuüben. 

')  Man  ist  hierbei  auf  Grund  der  bisherigen  Erfahrungen  davon  aus- 
gegangen,  dass  etwa  15  % aller  Strafentlassenen  die  Hülfe  des  Fürsorge- 
veroins  in  Anspruch  nehmen. 
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Die  Zeit,  seit  welcher  die  neuen  Bestimmungen  in  Kraft 
sind,  ist  noch  zu  kurz,  um  schon  jetzt  irgend  ein  Urteil  über 
den  Erfolg  abgeben  zu  können.  Erwähnen  möchte  ich  nur, 
$iass  bis  März  1898  54  Fürsorgevereine  das  Certifikat  als  pri- 
vilegierter Fürsorge  verein  nachgesucht  haben,  von  denen  44  es 
bereits  erhalten  haben,  während  bei  10  die  Verhandlungen 
damals  noch  schwebten.  Da  die  Gesamtzahl  aller  Strafanstalten 
in  England  zur  Zeit  61  beträgt,  von  denen  die  fünf  kleinsten 
voraussichtlich  in  Kürze  eingehen  werden,  so  ist  es  ausser 
Zweifel,  dass  trotz  der  gegen  die  Fürsorgevereine  getroffenen 
sehr  einschneidenden  Massregeln  der  Grundsatz  : Für  jede  Straf- 
anstalt ein  Fürsorgecerein  ! auch  in  Zukunft  aufrecht  erhalten 
bleiben  wird. 
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Die  ärztliche  Behandlung  im  Strafrecht. 

Von 

Carl  S/aoss. 


Dei-  Thiitbestand  des  § 223  des  deutschen  Reichsgesetz- 
buches : 

„Wer  vorsätzlich  einen  Andern  körperlich  misshandelt  oder 
an  der  Gesundheit  beschädigt“, 

trifft  meines  Erachtens  auf  Handlungen,  die  ärztliche  Behänd- 
lung  sind,  nicht  zu.  Denn  wer  ärztlich  behandelt,  misshandelt 
nicht,  und  er  beschädigt  den  Patienten  nicht  vorsätzlich  an  der 
Gesundheit. 

Die  Juristen  haben  sich  mit  dem  Begriff  der  ärztlichen 
Behandlung  nicht  beschäftigt.  Und  doch  ist  dieser  Begriff 
strafrechtlich  und,  wie  der  Fall  Ihle  zeigt  *),  auch  eivilrechtlich 
von  grosser  Bedeutung.  Unter  ärztlicher  Behandlung  ist  nicht 
nur  Behandlung  durch  einen  Arzt  zu  verstehen,  sondern  eine 
Behandlung,  die  ihrer  Natur  nach  ärztlich  ist,  die  also  an  sich 
geeignet  ist,  die  Gesundheit  eines  Kranken  wiederherzustellen 
oder  zu  bessern  oder  körperliche  Schäden  zu  heben  oder  zu 
verringern  oder  einen  Gesunden  gegen  gesundheitliche  Ge- 
fahren widerstandsfähig  zu  machen.  Auch  die  Geburtshülfe  ist 
ärztliche  Behandlung.  Der  Wille,  einen  Patienten  ärztlich  zu 
behandeln,  sehliesst  die  Absicht  des  Behandelnden  in  sich,  den 
gesundheitlichen  oder  körperlichen  Zustand  des  Patienten  zu 
bessern  oder  gegen  Gefahren  zu  schützen,  und  die  Absicht,  den 
Patienten  nicht  zu  schädigen.  Die  Therapie  ist  die  Wiese  nach  aß 


')  Hierüber  das  Nähere  in  meinem  Aufsatz:  «Die  strafrechtliche  Natur 
ärztlicher  Handlungen».  Deutsche  Juristen-Zeitung,  1899,  Nr.  9,  R.  184  ff. 
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der  ärztlichen  Behandlung;  ihre  Ausübung  nennen  wir  Heil- 
kumt. 

Wissenschaft  und  Erfahrung  lehren  die  AfefAoden  der  ärztlichen 
Behandlung,  sie  bestehen  hauptsächlich  in  operativen  Eingriffen 
oder  in  Heilmitteln,  die  innerlich  angewendet  worden.  Die 
ärztliche  Behandlung  besteht  also  in  Einwirkungen  auf  die  Ge- 
sundheit des  Menschen,  die  sein  Zustand  erfordert  oder  zu  er- 
fordern scheint.  Denn  auch  der  Heilkünstler  ist  nicht  immer 
im  stände,  mit  Sicherheit  zu  entscheiden,  was  der  Zustand  eines 
Kranken  erfordert.  Die  gewissenhafteste  Sorgfalt  und  voll- 
kommene Sachkenntnis  schützen  ihn  nicht  vor  Fehlgriffen  und 
Irrtümem. 

Wer  insbesondere  den  Chirurgen  in  seiner  Thütigkeit  beob- 
achtet, erkennt  sofort,  dass  er  ganz  anders  zu  Werke  geht,  als  je- 
mand, der  die  Gesundheit  eines  andern  beschädigen  will.  Erbereitet 
sich  auf  die  Operation  mit  peinlicher  Umsicht  vor.  Alles,  was 
den  Kranken  schädigen  könnte,  wird  femgehalten.  Der  Ope- 
rateur desinfiziert  sich  ; die  Instrumente  sind  von  peinlicher 
Sauberkeit,  kein  Stäubchen  wird  daran  geduldet,  der  Patient 
wird  eingeschläfert.  Ein  Arzt  überwacht  die  Narkose.  Der 
Chirurg  untersucht  den  Patienten,  bevor  er  zur  Operation 
schreitet,  genau.  Er  überzeugt  sich  von  allen  Umständen,  die 
für  den  Erfolg  der  Operation  wichtig  sind.  Er  weiss,  wie  er 
einzuschneiden  hat  ; jede  Linie  des  Schnittes  ist  ihm  durch  den 
Zweck  der  Operation  und  durch  den  Zustand  des  Patienten 
vorgezeichnet.  Gelingt  die  Operation,  so  bedeutet  es,  dass  der 
Operationsplan  durchgeführt  ist.  Der  Patient  befindet  sich  nun 
in  dem  Zustand,  den  der  Chirurg  herbeiführen  wollte.  Die 
Geschwulst,  der  Kropf,  der  Fremdkörper  sind  herausgeschnitten, 
der  Abscess  ist  eröffnet  und  entleert,  das  Glied,  das  eine  Ge- 
waltthat  oder  Krankheit  zerstört  hatte,  oder  das  der  Zerstörung 
verfallen  war,  ist  kunstreich  abgelöst. 

Die  Operation  ist  gelungen  ; das  heisst  der  Patient  befindet 
sich  in  einem  Zustand,  der  für  seine  Gesundheit  besser  ist,  als  der 
Zustand  vor  der  Operation.  Es  ist  möglich,  dass  das  Übel  mit 
der  Operation  vollständig  gehoben  ist,  und  dass  die  Rekon- 
valeseenz  sofort  beginnt.  Ist  der  Staar  erfolgreich  operiert,  so 
hat  der  Blinde  das  Augenlicht  wieder  erlangt.  Es  ist  freilich 
auch  möglich,  dass  der  Zustand  des  Patienten  noch  ernste  Be- 
sorgnisse erregt.  Wenn  aber  die  Operation  notwendig  war,  so 
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ist  durch  die  Operation  doch  eine  Bedingung  der  Heilung  ein- 
getreten. 

Diese  ärztliche  Behandlung  soll  eine  Gesundheitsschädigung 
sein!  Der  Einschnitt  in  den  Körper  verursacht  eine  Wunde, 
also  eine  Verletzung  des  Körpers.  Gewiss.  Aber  nicht  wer  den 
Körper  verletzt,  sondern  wer  die  Gesundheit  eines  Menschen 
vorsätzlich  beschädigt,  begeht  eine  vorsätzliche  Körper- 
verletzung. Der  Chirurg  schädigt  den  Patienten  in  der  That 
an  der  Gesundheit,  wird  behauptet.  Ist  eine  Operationswunde 
nicht  eine  Gesundheitsschädigung  und  gar  eine  Amputation, 
durch  die  ein  Mensch  „verstümmelt“  wird?  Wer  hat  aberden 
Soldaten,  dem  das  zerschossene  Bein  amputiert  wird,  ver- 
stümmelt, der  Feind  oder  der  Chirurg?  Ist  nicht  der  Feind 
der  Zerstörer  und  der  Chirurg  der  Helfer  und  Erhalter?  Ist 
der  Soldat  nicht  im  Krieg  zum  Krüppel  geschossen  worden? 
Liegt  der  Fall  wesentlich  anders,  wenn  das  Bein  von  einer 
Krankheit,  die  um  sich  zu  greifen  droht,  ergriffen  ist,  wenn 
Blutvergiftung  oder  Brand  die  Amputation  notwendig  macht? 

von  Lilienthal1)  betrachtet  den  operativen  Eingriff  und  das, 
was  dadurch  verursacht  wird,  als  einen  schädlichen  Zwischen- 
erfolg, den  der  Chirurg  in  Verfolgung  seines  Endzweckes,  näm- 
lich der  Heilung,  vorsätzlich  herbeiführe,  von  Lilienthal  findet 
daher,  ich  lasse  ausser  acht*),  dass  auch  die  sogenannten 
Zwischenerfolge  vorsätzlich  herbeigeführt  sind,  auch  wenn 
nicht  sie,  sondern  nur  der  Enderfolg  als  erwünscht  erscheint. 
Den  Satz,  den  von  Lilienthal  verteidigt,  stelle  ich  nicht  in  Frage. 
Wer  einen  Gesunden  zu  einem  wissenschaftlichen  Zwecke  und 
nicht  zur  Behandlung  operiert,  der  bezweckt  nicht,  die  Ver- 
suchsperson an  der  Gesundheit  zu  schädigen  ; er  wird  sich  sogar 
bemühen,  ihre  Gesundheit  möglichst  zu  schonen  und  den  Schaden, 
den  er  verursacht,  rasch  zu  heilen  ; aber  so  unerwünscht  ihm  auch 
die  operative  Schädigung  sein  mag,  er  führt  sie  vorsätzlich 


')  K.  von  Lilienthal.  Die  pflichtmässigo  ärztliche  Handlung  und  das 
Strafrecht.  Sonderabdruck  aus  der  Festgabe  der  Heidelberger  Juristischen 
Fakultät  für  E.  .1.  Bekker,  1899,  S.  9. 

*)  ron  Lilicnlhal  nimmt  in  seiner  lehrreichen  und  fein  gedachten  Fest- 
schrift auf  meine  Studie:  ,, Chirurgische  Operation  um!  ärztliche  Behandlung“ , 
Berlin  1898,  vielfach  kritisch  Bezug.  Dieser  Aufsatz  soll  die  Einwendungen 
von  Lilienthals  widerlegen.  Die  eigene  Ansicht  von  Lilienthals  habe  ich 
in  der  Deutschen  Juristen-Zeitung,  1899,  S.  184,  gewürdigt. 
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herbei  ; denn  er  will  sie  als  notwendiges  Mittel  zu  seinem  Zweck.  Er 
nimmt  sie,  wie  Merkel l)  sich  ausdrückt,  als  blosse  Konsequenz 
seiner  Handlung  bewusst  in  den  Kauf.  Er  nimmt  den  opera- 
tiven Eingriff  nicht  vor,  weil  er  die  Versuchsperson  schädigt, 
sondern,  obgleich  er  sie  schädigt.  Wer  einen  Kranken  (in  ge- 
wissen Fällen  auch  einen  Gesunden)  ärztlich  behandelt,  der 
bezweckt  allerdings  einen  Heilerfolg,  und  der  operative 
Eingriff  ist  das  Mittel  dazu.  Allein  die  Veränderungen,  die  der 
Chirurg  durch  seine  Thätigkeit  an  dem  Körper  des  Behandel- 
ten verursacht,  sind  nicht  unerwünschte  Konsequenzen  der 
Verfolgung  des  Heilzwecks,  nicht:  „ schädliche  Zwischenerfolge“, 
sie  sind  vielmehr  erwünschte  Bedingungen  der  Heilung.  Sie 
sind  geradezu  der  Anfang  der  Heilung,  und  nicht  selten  ist 
der  Patient  durch  die  Operation  unmittelbar  geheilt  oder  vom 
Tode  errettet.  Das  Croupkind,  das  zu  ersticken  droht,  wird 
durch  den  Halsschnitt  am  Leben  erhalten.  Der  angeblich  schäd- 
liche Zwischenerfolg  fällt  hier  mit  dem  Heilerfolg  zusammen. 
Es  liegt  in  dem  Plan  und  in  dem  Zweck  des  Chirurgen, 
das  krebsartige  Geschwür  auszuschneiden,  den  Blinddarm 
zu  beseitigen , den  Kropf  zu  exstirpiereu , den  Knochen  zu 
resecieren,  die  Hasenscharte  zu  beseitigen.  Dadurch  wird 
die  Ursache  des  Übels  zerstört  und  ein  körperlicher  Zustand 
des  Patienten  begründet,  der,  im  Vergleich  zu  dem  Zustand, 
in  dem  sich  der  Patient  vor  der  Operation  befand,  normal  ist. 
Was  von  Lilienthal  den  Heilerfolg  nennt,  ist  nichts  anderes,  als 
der  durch  die  Operation  bewirkte  Zustand,  der  freilich  in  der 
Regel,  aber  doch  nicht  immer,  eine  kürzere  oder  längere  Nach- 
behandlung erfordert.  Die  angeblich  schädlichen  Zwischen- 
erfolge der  ärztlichen  Behandlung  sind  daher  wesentliche  Be- 
dingungen und  Voraussetzungen  des  Heilungsprozesses.  Die 
Thätigkeit,  die  diese  Bedingungen  und  Voraussetzungen  der 
Heilung  hervorbringt,  kann  daher  die  Gesundheit  nicht  schä- 
digen. 

Es  ist  der  ärztlichen  Kunst  gelungen,  die  Blutung  bei 
operativen  Eingriffen  unendlich  zu  beschränken  und  die  Ver- 
narbung der  Wunde  im  Vergleich  zu  früheren  Zeiten  rasch 
und  sicher  herbeizuführen.  Aber  der  Chirurg  kann  einst- 
weilen die  Blutung  nicht  gänzlich  verhindern , und  die 


')  Merkel,  Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts,  1889,  S.  79. 
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Operationswunden  schliessen  sieh  nicht  von  selbst.  Das  sind 
natürliche  Nachteile,  die  jeder,  der  sich  operieren  lässt, 
wohl  oder  übel  ertragen  muss.  Ein  Gesundheitsschaden  im  juris- 
tischen Sinne  ist  es  nicht.  Als  Schaden  bezeichnet  Dernburg1): 
„Nachteile,  welche  uns  treffen,  wenn  sie  nach  dem  gewöhn- 
lichen Laufe  der  Dinge  entweder  überhaupt  nicht  oder  wenig- 
stens noch  nicht  zu  erwarten  waren.  Sie  können  sich  auf  unser 
Vermögen,  aber  auch  auf  andere  Güter  beziehen.“  Die  Nach- 
teile, die  eine  Operationswunde  für  die  Gesundheit  mit  sich 
bringt,  sind  nach  dem  gewöhnlichen  Lauf  der  Dinge  zu  er- 
warten. Dagegen  ist  ein  übermässiger  Blutverlust  oder  eiue 
Infektion  der  Operationswunde  heute  in  gut  eingerichteten 
Krankenhäusern  gewöhnlich  nicht  zu  erwarten,  während  auf 
Schlachtfeldern  und  an  Orten,  wo  eine  Seuche  unumschränkt 
herrscht,  der  gewöhnliche  Lauf  der  Dinge  sich  weniger  gün- 
stig gestaltet. 

von  Lilienthal  deutet  an,  die  Auffassung,  die  ärztliche  Be- 
handlung sei  keine  Gesundheitsschädigung,  erscheine  ihm  an- 
nehmbarer, wenn  die  Operation  gelungen  ist,  als  wenn  sie  miss- 
lungen ist.  Denn  ist  sie  misslungen,  so  sei  der  Patient  doch 
regelmässig  an  der  Gesundheit  geschädigt,  und  damit  sei  der 
objektive  Thatbestand  der  vorsätzlichen  Körperverletzung  herge- 
stellt. Wenn  der  Patient  infolge  der  Operation  stirbt,  so  könnte 
man  mit  demselben  Rechte  sagen,  der  objektive  Thatbestand 
des  Mordes  sei  hergestellt.  Die  Sonderbarkeit  dieses  Urteils  ist 
augenfällig.  Denn  es  kommt  nicht  vor,  dass  ein  Chirurg  ope- 
rative Eingriffe  mit  Tötungsvorsatz  ausführt.  Wer  einen  Menschen 
töten  will,  tötet  ihn  nicht  durch  operativen  Eingriff.  Will  ein 
Arzt  einen  Patienten  töten,  so  giebt  er  ihm  Gift.  Gift  in  töd- 
lichen Dosen  ist  aber  kein  Heilmittel. 

Was  für  die  vorsätzliche  Tötung  gilt,  gilt  auch  für  die 
vorsätzliche  Körperverletzung.  Die  Handlungen,  die  zur  ärzt- 
lichen Behandlung  gehören,  sind  nicht  Handlungen,  die  ihrer 
Natur  nach  bestimmt  und  geeignet  sind,  die  Gesundheit  von 
Menschen  zu  schädigen,  gegenteils  stehen  sie  im  Dienste  des 
Gesundheitsschutzes.  Wer  operativ  eingreift,  will  dadurch  einen 
Zustand  des  Kranken  herbeiführen,  der  erfahrungsgemäss  und 
nach  wissenschaftlicher  Erkenntnis  unter  bestimmten  Voraus- 

')  Pandekten,  2.  Band.  Berlin  188S,  Seite  117. 
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Setzungen  für  den  Patienten  nicht  gesundheitswidrig,  sondern 
heilsam  ist.  Wer  in  der  Meinung,  die  Voraussetzungen  eines 
operativen  Eingriffs  seien  in  dem  Zustand  des  Patienten  be- 
gründet, diesen  Eingriff  ausführt,  will  den  Patienten  nicht  nur 
nicht  schädigen,  er  nimmt  auch  eine  Handlung  vor,  die  ihrer 
Natur  nach  nicht  die  Eigenschaß  und  nicht  die  Bestimmung  hat, 
einen  Menschen  zu  schädigen.  Er  irrt  sich  über  eine  thatsäch- 
liche  Voraussetzung  des  operativen  Eingriffs.  Die  operative  Be- 
handlung ist  mit  andern  Worten  nicht  eine  regelwidrige  Hand- 
lung, sondern  sie  gehftrt  der  Regel  des  Lebens  ebensogut  an 
wie  andere  menschliche  Thätigkeiten,  die  mit  gewissen  Ge- 
fahren verbunden  sind.  Der  Kriminalist,  der  weiss,  dass  je- 
mand durch  eine  an  sich  erlaubte  Thätigkeit  einen  Schaden 
verursacht  hat,  weiss  damit  auch,  dass  ein  vorsätzliches  Ver- 
brechen nahezu  ausgeschlossen  ist.  Bricht  im  Kamin  Feuer 
aus,  so  denkt  niemand  an  vorsätzliche  Brandstiftung.  Zündet 
eine  Rakete,  die  bei  einem  Lustfeuerwerk  abgebrannt  wird,  ein 
Haus  an,  so  spricht  man  von  einem  unglücklichen  Zufall  oder 
von  Unvorsichtigkeit,  aber  nicht  von  vorsätzlicher  Brandstiftung. 
Ebenso  ist  es  so  gut  wie  ausgeschlossen,  dass  ein  Chirurg,  dem 
eine  Operation  misslingt,  die  Gesundheit  des  Patienten  vorsätz- 
lich geschädigt  hat,  und  zwar  ergeben  sich  diese  Schlüsse,  wie 
ich  ausdrücklich  hervorhebe,  schon  aus  der  Art  und  den  Um- 
ständen, wie  der  Schaden  verursacht  lourde,  und  ganz  abgesehen 
von  der  Willensrichtung  des  Thäters,  die  erst  noch  zu  unter- 
suchen ist. 

Wer  operativ  behandelt,  übt  somit  keine  Thätigkeit  aus,  durch 
die  vorsätzliche  Körperverletzungen  begangen  werden.  Auch  der 
verfehlte  operative  Eingriff  ist  in  diesem  Sinne,  aber  freilich 
nur  in  diesem  Sinne,  keine  körperverletzende  Thätigkeit.  Der 
Operateur  will  niemals  den  Zustand  herbeiführen,  der  die  Ope- 
ration misslingen  lässt,  er  will,  wenn  er  überhaupt  ärztlich  be- 
handelt, stets  einen  für  die  Gesundheit  des  Patienten  über- 
wiegend vorteilhaften  Zustajid  herbeifuhren.  Schädigt  der 
Operateur  den  Patienten,  so  hat  er  die  Schädigung  irrtümlich 
verursacht,  weil  er  sich  über  den  Zustand  des  Patienten  täuschte 
und  dieser  Zustand  eine  Operation  oder  die  Operation,  die  aus- 
geführt wurde,  nicht  erforderte,  oder  er  hat  die  Operation  aus 
Ungeschicklichkeit  oder  Unvorsichtigkeit,  oder  wegen  unge- 
nügender Hülfsmittel,  oder  infolge  zufälliger  Umstände  nicht 
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so  ausgeführt,  wie  er  sie  hätte  ausführen  sollen.  Das  alles 
kann  eine  Fahrlässigkeit  des  Operateurs,  aber  niemals  den  Vor- 
satz der  Körperverletzung  begründen.  Es  ist  also  nicht  nur 
die  Willensrichtung  des  Operateurs,  sondern  auch  die  objektive 
Beschaffenheit  der  ärztlichen  Behandlung,  die  den  Thatbestand 
der  vorsätzlichen  Körperverletzung  ausschliesst. 

Was  für  die  operative  Behandlung  ausgeftthrt  wurde,  findet 
auch  auf  die  innere  Behandlung  Anwendung. 

von  Lilienthal  wendet  ein,  die  Grundsätze  und  die  Methoden 
der  ärztlichen  Behandlung  seien  beständigem  Wechsel  unter- 
worfen, die  Angemessenheit  der  ärztlichen  Behandlung  könne 
daher  rechtlich  nicht  festgestellt  werden.  Es  ist  vollkommen 
richtig,  dass  die  ärztliche  Behandlung,  wie  alle  menschliche 
Thätigkeit,  im  Flusse  ist.  Eine  Behandlungsmethode,  die  vor 
zehn  Jahren  allgemein  anerkannt  wurde,  ist  heute  vielleicht 
nicht  nur  veraltet,  sondern  unstatthaft.  Allein  wo  begegnen  wir 
diesem  Wechsel  im  Leben  nicht?  Wenn  es  übrigens  nicht  mög- 
lich sein  sollte,  die  Angemessenheit  einer  ärztlichen  Handlung 
zu  beurteilen,  so  wäre  es  auch  nicht  möglich,  festzustellen,  ob 
jemand  einen  Menschen  fahrlässig  an  der  Gesundheit  be- 
schädigt hat,  und  doch  kommt  es  hier,  wie  von  Lilienthal  zu- 
giebt  '),  auf  die  Angemessenheit  der  Behandlung  an. 

Nicht  nur,  wer  einen  andern  vorsätzlich  an  der  Gesund- 
heit beschädigt,  sondern  auch  wer  ihn  (vorsätzlich)  misshandelt, 
begeht  nach  deutschem  Reichsstrafrecht  eine  vorsätzliche 
Körperverletzung.  In  der  deutschen  Sprache  bedeutete  Miss- 
handlung so  ziemlich  das,  was  wir  heute  Vergehen  nennen*). 
Heute  bezeichnen  wir  mit  Misshandlung  hauptsächlich  eine 
Störung  des  körperlichen  Wohlbefindens  einer  Person  und 
denken  dabei  namentlich  an  die  Erregung  körperlichen 
Schmerzes.  Aber  nur  eine  vorsätzliche  und  nur  eine  unan- 
gemessene Störung  des  Wohlbefindens  eines  Menschen  wird 


l)  von  Lilienthal  a.  a.  O.,  S.  53. 

*)  Mut  ach  teilt  die  Delikte  in  seinem  „Substantzlichen  Underricht“ 
(1709)  ein  in  delieta  privat«  oder  besondere  Misshandlungen  und  in  dolict* 
publica  oder  allgemeine  Missethaten.  Zeitschrift  für  Schweizer  Strafrecht, 
VIII,  S.  359.  Das  österreichische  Strafgesetz  kennt  eine,  „entehrende  Miss- 
handlung an  den  zuni  Gottesdienst  gewidmeten  Gerätschaften“,  § 122  b. 
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Misshandlung  genannt.  Nur  eine  üble  Behandlung  heisst  Miss- 
handlung, nicht  auch  die  zweckmässige,  notwendige  ärztliche  Be- 
handlung. Einzelne  Strafgesetze,  so  das  Berner  Strafgesetzbuch, 
bezeichnen  die  vorsätzliche  Körperverletzung  schlechthin  als 
Misshandlung  *),  und  ich  halte  dies  sprachlich  für  richtig.  Einige 
Beispiele  zeigen,  was  die  Silbe  „miss“  bedeutet.  Die  Missernte 
ist  eine  schlechte  Ernte,  Misswirtschaft  ist  eine  schlechte  Wirt- 
schaft, Missstand  ist  ein  übler  Zustand,  ißssgeburt  ist  ein 
körperlich  übel  geratenes  Wesen,  Mfsstou  ist  ein  falscher  Ton, 
was  missrät,  ist  übel  geraten,  wer  missversteht,  versteht  falsch. 
von  Lilienthal  glaubt  jedoch,  „misslich“  bedeute  auch  unan- 
genehm nicht  nur  übel,  allein  wer  sich  in  einer  misslichen  Lage 
befindet,  befindet  sich  in  einer  Übeln  Lage,  ein  misslicher 
Finanzzustand  ist  ein  schlimmer  Finanzzustand.  Wenn  es  mit 
dem  Wissen  eines  Kandidaten  misslich  steht,  so  fällt  er  durch. 
Richtig  ist  nur,  dass  das  Wort  „misslich“  gelegentlich  auch 
mehr  scherzweise  in  einem  milderen  (euphemistischen)  Sinne 
gebraucht  wird.  Wenn  die  ärztliche  Behandlung  misslingt,  so 
hat  sie  einen  Übeln  Erfolg,  einen  Misserfolg.  Es  liegt  aber  in 
dem  Wesen  des  Misslingens,  dass  der  Misserfolg,  den  es  ver- 
ursacht, ivider  den  Willen  des  Handelnden  eintritt.  In  dem 
Wesen  der  Misshandlung  liegt  es  dagegen,  dass  der  Thäter 
einen  Übeln  Erfolg  absichtlich  herbeiführt.  Daher  kann  die 
misslungene  ärztliche  Behandlung  niemals  Misshandlung  sein. 
Es  ist  daher  in  der  That  sprachwidrig,  die  ärztliche  Behandlung 
als  Misshandlung  zu  bezeichnen. 

von  Lilienthal  findet,  meine  Auffassung  bewähre  sich  für 
die  ärztliche  Behandlung,  die  durch  Vernichtung  eines  Embryo 
erfolgt,  nicht;  denn  es  gelinge  mir  nicht,  die  Grundsätze,  die 
ich  für  die  ärztliche  Behandlung  aufstelle,  auf  diesen  Fall  an- 
zuwenden. Es  liegt  jedoch  in  der  Natur  der  Sache,  dass  dieser 
Ausnahmsfall  eine  ausnahmsweise  Regelung  erfordert.  Denn 
die  Behandlung  der  Mutter  führt  hier  einen  Zwischenerfolg 
(die  Vernichtung  des  Embryo)  herbei,  der  den  Thatbestand  der 
vorsätzlichen  Abtreibung  herstellt.  Es  ist  daher  Aufgabe  der 
Gesetzgebung,  zu  bestimmen,  unter  welchen  Voraussetzungen 


')  Da«  österreichische  Strafgesetz  stellt  in  § 143  Bestimmungen  auf 
über  „die  Tötung  bei  einer  Schlägerei  oder  bei  einer  gegen  [eine  oder 
mehrere  Personen  unternommenen  Misshandlung. 
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ein  Embryo  für  die  Mutter  aufgeopfert  werden  darf.  Es  kann 
dies,  wie  ich  gezeigt  habe  '),  durch  eine  angemessene  Erweite- 
rung der  Bestimmungen  über  Notstand  oder  durch  Begründung 
eines  besondern  ärztlichen  Tötungsrechtes  geschehen. 


’)  Chirurgische  Operation  und  Ärztliche  Behandlung,  S.  65  ff. 
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Von 

Rechtsanwalt  G.  Pfizer  in  Ulm. 


Macht  sich  derjenige,  der  die  über  einen  andern  verhängte 
Geldstrafe  für  diesen  bezahlt  oder  ihm  die  Mittel  zur  Zahlung 
gewährt,  der  Begünstigung  des  Vergehens  schuldig,  wegen 
dessen  die  Strafe  verhängt  worden  ist?  Diese  Frage  ist  in  den 
letzten  Jahren  mehrfach  erörtert  und  in  neuster  Zeit  von 
Stooss  im  XI.  Jahrgang  dieser  Zeitschrift  (Heft  5 und  6),  wenn 
auch  mit  gewissen  Einschränkungen,  bejaht  worden  ; die  Ansicht 
von  Stooss  geht  im  wesentlichen  dahin:  eine  strafbare  Be- 
günstigung liege  vor,  wenn  die  Zahlung  oder  die  Beihülfe  zur 
Zahlung  in  der  Absicht  oder  zu  dem  Zweck  erfolge,  in  die 
staatliche  Strafrechtspflege  einzugreifen,  den  Strafzweek,  den 
der  Staat  sich  durch  die  Strafandrohung  gesetzt  hat:  dem 
Schuldigen  ein  Strafleiden  zuzufügen,  zu  vereiteln. 

So  richtig  viele  der  von  Stooss  für  seine  Ansicht  aufge- 
stellten Sätze  sind,  so  kann  ich  mich  doch  von  der  Richtigkeit 
der  daraus  gezogenen  Folgerung  nicht  überzeugen.  — Die 
Geldstrafe  soll  wie  eine  andere  Strafe  dem  Schuldigen  ein 
StraHeiden,  ein  Übel  zufügen;  wer  für  den  Schuldigen  zahlt 
oder  ihm  die  Mittel  zur  Zahlung  gewährt,  hebt  dieses  Übel 
auf,  und  wenn  er  in  der  Absicht,  dieses  Übel  aufzuheben, 
handelt,  so  vereitelt  er  wissentlich  den  Strafzweck:  das  ist 
gewiss  richtig;  ich  glaube  jedoch  nicht,  dass  damit  schon  der 
Thatbestand  der  (strafbaren)  Begünstigung  gegeben  ist.  Der 
Grund  für  die  Verneinung  ist  aber  bei  der  Zahlung  für  den 
Schuldigen  ein  anderer,  als  bei  der  dem  Schuldigen  gewährten 
Beihülfe  zur  Zahlung:  dort  liegt  er  auf  der  subjektiven,  hier 
auf  der  objektiven  Seite  der  That. 

Schweizerische  Zeitschrift  für  Strafrecht.  13.  Jahrg.  ■' 
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Dass  derjenige,  der  für  den  Verurteilten  zahlt,  diesen  dem 
Strafvollzug,  d.  i.  der  zwangsweisen  Betreibung  der  Strafe 
entzieht,  ist  unleugbar,  aber  eine  strafbare  Begünstigung  ist 
meiner  Ansicht  nach  hier  um  deswillen  ausgeschlossen,  weil 
es  in  der  Person  des  Thiiters  am  Dolus  fehlt.  Der  Satz  von 
Stooss:  wer  zu  einer  Geldstrafe  verurteilt  ist,  schulde  dem 
Staat  keine  Leistung,  ist  nur  in  beschränktem  Sinne  richtig; 
wenn  der  zu  der  Geldstrafe  von  100  Mark  Verurteilte  an  den 
Fiskus  100  Mark  zu  fordern  hat,  oder  wenn  der  Fiskus  einem 
Dritten  und  dieser  Dritte  dem  Verurteilten  je  100  Mark  schulden, 
so  ist  nicht  einzusehen,  warum  hier  die  zwei  beziehungsweise 
drei  Verbindlichkeiten  statt  durch  Barzahlung  nicht  durch  Auf- 
rechnung oder  Skontrierung  sollen  getilgt  werden  können,  gerade- 
so wie  wenn  die  Verbindlichkeit  des  Verurteilten  gegen  den 
Fiskus  auf  einem  andern  Grund  als  auf  einem  Strafurteil  be- 
ruhen würde;  im  einen  wie  im  andern  Fall  wird  es  vom  Recht 
so  angesehen,  wie  wenn  der  Verurteilte  (in  Person)  an  den 
Fiskus  gezahlt  hätte.  Anders  wenn  der  Dritte  aus  Liberalität 
für  den  Verurteilten  zahlen  will:  hier  kommt  der  von  Stooss 
hervorgehobene  Gesichtspunkt  zur  Geltung,  dass  es  sich  nicht 
um  eine  gewöhnliche  GeldscÄaW  handelt,  bei  der  es  für  den 
Gläubiger  vollständig  gleichgültig  ist,  von  wem  er  das  Geld 
erhält,  sondern  um  eine  Geld#fr«/e,  die  der  Verurteilte  in  Person 
an  den  Staat  zu  entrichten  hat,  und  deren  Bezahlung  durch 
einen  Dritten  eben  darum  der  Beamte  des  Staats,  der  die  Geld- 
strafen einzuziehen  hat,  zurückweisen  kann  und  soll.  Mag  aber 
der  Beamte  die  vom  Dritten  angebotene  Zahlung  vorschrifts- 
widrig — falls  irgendwo  eine  solche  Vorschrift  besteht!  — 
annehmen  oder  mag  er  sie  zurückweisen,  so  sehliesst  doch  das 
vollkommen  offene  Handeln  die  Annahme  einer  rechtswidrigen 
Absicht  des  Dritten  aus;  die  angenommene  Zahlungsleistung 
ist  ihm  allerdings  nicht,  wie  v.  Lilienthal  mehr  witzig  als  richtig 
meint,  als  Verdienst  um  den  Staat  anzurechnen,  aber  sie  ist 
nichts  Strafbares,  sondern  eine  Schenkung  an  den  Verurteilten 
durch  Befriedigung  seines  Gläubigers  (des  Staats),  der  doch 
nicht  mit  der  einen  Hand  die  Zahlung  annehmen,  mit  der  andern 
den  Zahlenden  wegen  der  Zahlungsleistung  strafen  kann;  und 
wenn  sein  Zahlungsanerbieten  zurückgewiesen  wird,  so  fällt 
ihm  nichts  zur  Last  als  ein  Irrtum,  der  ihn  glauben  Hess,  der 
Beamte  des  Staats  werde  oder  müsse  die  von  ihm  angebotene 
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Zahlung  annehmen;  strafbar  ist  sein  Anerbieten  so  wenig,  wie 
das  Anerbieten  desjenigen,  der  für  einen  zu  Gefängnisstrafe 
verurteilten  Bekannten  die  Strafe  absitzen  zu  wollen  erklärt. 

Ich  wiederhole:  der  Staat  ist  berechtigt,  die  von  einem 
Dritten  für  den  Verurteilten  angebotene  Zahlung  zurückzu- 
weisen,  und  es  erscheint  durchaus  angemessen,  wenn  der  Staat 
um  des  Ansehens  der  Strafrechtspflege,  um  des  Dekorums  willen, 
seinen  Kassenbeamten  diese  Zurückweisung  zur  Pflicht  macht. 
Um  viel  mehr  als  das  Dekorum,  d.  h.  um  viel  mehr  als  eine 
Form  handelt  es  sich  allerdings  nicht;  denn  wenn  der  zurück- 
gewiesene Dritte  sich  mit  dem  Gelde  zu  dem  Verurteilten  be- 
giebt,  es  ihm  schenkt,  und  dieser  mit  dem  geschenkten  Geld 
die  Strafe  bezahlt,  so  ist  in  der  Sache  derselbe  Erfolg  erzielt, 
und  von  einer  strafbaren  Begünstigung  wird  wieder  nicht  die 
Rede  sein  können.  Auch  Stooss  ist  geneigt,  in  diesem  Fall  — 
im  Gegensätze  zu  dem  Falle  direkter  Zahlung  durch  den  Dritten 
— die  strafbare  Begünstigung  zu  verneinen,  weil  hier  das 
Geld  durch  die  Schenkung  Eigentum  des  Verurteilten  geworden 
sei.  sein  Vermögen  also  durch  die  von  ihm  hernach  geleistete 
Zahlung  eine  Schmälerung  erlitten  habe.  Wenn  Stooss  beifügt, 
für  diesen  Unterschied  werde  freilich  nur  der  Jurist  Verständnis 
zeigen,  so  halte  ich  dies  für  so  sehr  wahr,  dass  mir  eben  daraus 
ein  schweres  Bedenken  gegen  die  Annahme  der  Möglichkeit 
einer  solchen  Begünstigung  überhaupt  zu  entspringen  scheint. 
Eine  Gesetzesbestimmung,  die  nur  der  Jurist  versteht,  ist  immer 
misslich,  und  so  auch  hier:  der  Laie  wird  viel  eher  geneigt 
sein,  in  der  Beihülfe  zur  Zahlung  eine  Begünstigung  zu  finden, 
als  in  der  direkten  Zahlung  durch  den  Dritten,  und  er  hat 
den  Wortlaut  wenigstens  des  deutschen  Strafgesetzbuchs  für 
sich,  denn  von  einem  dem  Thäter  geleisteten  Beistand  kann  doch 
kaum  die  Rede  sein  in  einem  Fall,  wo  sich  der  Thäter  voll- 
ständig passiv  verhält,  weder  als  Geber  noch  als  Empfänger 
der  Zahlung  erscheint.  Wollte  man  freilich  in  der  Beihttlfe  zur 
Zahlung  eine  strafbare  Begünstigung  erblicken,  dann  wäre  die 
Folgerung  fast  unvermeidlich,  dass  auch  derjenige  strafbar 
wäre,  der  dem  Verurteilten  zur  Zahlung  der  Geldstrafe  ein 
Darlehen  giebt;  denn  der  Satz  des  Civilrechts:  „bona  non  in- 
telliguntur  nisi  deducto  tere  alieno“,  gilt  schwerlich  für  das 
Strafrecht.  Wo,  wrie  in  Deutschland  und  zur  Zeit  im  grössten 
Teile  der  Schweiz,  die  Geldstrafe  im  Falle  der  Uneinbringlich- 
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keit  in  Freiheitsstrafe  umgewandelt  wird,  da  entzieht  derjenige, 
der  das  Geld  zur  Bezahlung  der  Strafe  vorschiesst,  den  Ver- 
urteilten der  Freiheitsstrafe,  die  ihn  nach  dem  Gesetze  träfe. 
Auf  das  Motiv  des  Gebers  — ob  Mitleid  oder  die  Absicht,  in 
die  staatliche  Rechtspflege  einzugreifen  — kann  es  meiner 
Ansicht  nach  nicht  ankommen;  die  Berufung  von  Stooss  auf 
den  Wortlaut  des  deutschen  Strafgesetzbuches  scheint  mir  nicht 
zuzutreff'cn  ; wenn  dieses  bestimmt  : „Wer  . . dem  Thäter  wissent- 
lich Beistand  leistet,  um  ihn  der  Bestrafung  zu  entziehen“,  so 
soll  mit  dem  „um“  nicht  auf  das  Motic  des  Beistandleistenden, 
sondern  auf  den  von  ihm  bezweckten  Erfolg  hingewiesen  werden  ; 
das  scheint  sich  mir  aus  den  folgenden  Worten  zu  ergeben  : 
„oder  um  ihm  die  Vorteile  des  Verbrechens  oder  Vergehens 
zu  sichern“.  Wenn  der  § 257  bloss  lauten  würde:  „Wer  nach 
Begehung  eines  Verbrechens  oder  Vergehens  dem  Thitter  oder 
Teilnehmer  wissentlich  Beistand  leistet,  ist  wegen  Begünstigung 
zu  bestrafen“,  so  wäre  das  eine  kaum  verständliche  Bestimmung; 
der  Leser  würde  fragen  (nicht:  warum?  sondern):  „Wozu,  in 
welcher  Richtung?“  Der  § 257  könnte  unter  Vermeidung  des, 
wie  ich  zugebe,  zweideutigen  „um“  ohne  Änderung  seines  Sinnes 
auch  lauten:  „Wer  es  unternimmt,  nach  Begehung  eines  Ver- 
brechens den  Thäter  der  Bestrafung  zu  entziehen  oder  ihm 
die  Vorteile  des  Verbrechens  zu  sichern“. 

Der  objektive  Grund,  warum  eine  strafbare  Begünstigung 
weder  durch  Schenkung  noch  durch  Darlehen  verübt  werden 
kann,  liegt  im  Wesen  der  Geldstrafe  oder  besser:  im  Wesen 
des  Geldes  als  einer  vertretbaren  oder  der  im  höchsten  Masse 
vertretbaren  Sache;  noch  richtiger  sagen  wir  vielleicht  umge- 
kehrt : in  eben  diesem  Wesen  des  Geldes  liegt  der  Grund,  aus 
dem  Rechtswissenschaft  und  Rechtsprechung  auf  den  Gedanken 
gekommen  sind,  eine  strafbare  Begünstigung  darin  zu  linden, 
dass  jemand  dem  zu  einer  Geldstrafe  Verurteilten  den  Betrag 
der  Strafe  schenkt  (oder  vorschiesst). 

„Wesentlich  ist  überall,“  sagt  Stooss,  „dass  der  Schuldige 
an  seinem  Vermögen  eine  Einbusse  erleide,  die  geeignet  sein 
kann,  dem  Schuldigen  ein  Strafleiden  zuzufügen.“  Zugegeben, 
dass  dies  das  Ziel  der  Strafpolitik  des  Gesetzgebers  ist  oder 
sein  soll,  so  fragt  es  sich  doch  immer,  in  welchem  Umfang  es 
erreichbar  ist;  vollständig  wird  es  sich  weder  bei  Freiheits- 
noch  bei  Vermögensstrafen  erreichen  lassen.  Die  Strafe  so// 
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vom  Schuldigen  als  Übel  empfunden  werden  ; aber  die  sorg- 
fältigst  entworfenen  Bestimmungen  über  Strafarten  und  Straf- 
vollzug werden  nicht  verhindern  können,  dass  die  Strafe  in 
manchen  Fällen  nicht  als  Übel  empfunden  wird.  Bei  allen 
Strafen  ergiebt  sich  dies  aus  der  verschiedenen  Empfindlichkeit 
des  von  der  Strafe  wirklich  Betroffenen;  bei  der  Geldstrafe 
ergiebt  sich  ausserdem  aus  dem  Strafmittel  selbst  die  Möglich- 
keit, dass  die  ausgesprochene  Strafe  den  Schuldigen,  wenigstens 
scheinbar,  überhaupt  nicht  trifft,  die  Strafe  kann  hier  (schein- 
bar) von  einem  andern  freiwillig  übernommen,  ja  sogar  auf 
einen  andern  ohne  dessen  Willen  überwälzt  werden.  Ein  Bei- 
spiel: ein  wohlhabender  Mann  spendet  jedes  Jahr  den  Armen 
eine  grössere  Summe  Geldes  oder  lässt  einem  bedürftigen  Ver- 
wandten ein  reichliches  Geldgeschenk  zukommen;  er  wird 
wegen  eines  Vergehens  — seiner  Meinung  nach  vielleicht  mit 
Unrecht  — zu  einer  Geldstrafe  verurteilt,  deren  Betrag  dem 
Betrag  seines  jährlichen  Geschenks  gleichkommt;  er  schreibt 
der  Armenpflege  oder  dem  Verwandten:  „Heuer  müssen  Sie 
auf  mein  Geschenk  verzichten,  ich  verwende  das  Geld  zur 
Bezahlung  einer  ungerecht  über  mich  verhängten  Strafe.“  Wen 
trifft  hier  das  Strafleiden,  das  die  Geldstrafe  dem  Schuldigen 
bereiten  soll? 

Die  Geldstrafe  ist  Vermögensstrafe,  aber  nicht  jede  Ver- 
mögensstrafe ist  Geldstrafe  oder  muss  Geldstrafe  sein.  Sie  ist 
es  nicht  immer  nach  positivem  Recht:  die  meisten  modernen 
Gesetzbücher  kennen  als  „Nebenstrafe“  die  Konfiskation  der 
zur  That  gebrauchten  Werkzeuge  und  dergleichen,  wobei  die 
Nebenstrafe  den  Schuldigen  oft  härter  treffen  kann  als  die 
Hauptstrafe:  hat  jemand  mit  einem  wertvollen  Jagdgewehr 
einen  Hasen  gewildert,  so  wird  ihn  die  wegen  des  Jagdver- 
gehens über  ihn  verhängte  geringe  Geldstrafe  viel  weniger 
empfindlich  berühren,  als  der  Verlust  des  Gewehrs.  Denkbar 
wäre  auch  eine  Gesetzgebung,  die  vorschriebe:  ein  Schuldiger 
solle  nicht  um  Geld,  sondern  durch  Wegnahme  solcher  Gegen- 
stände bestraft  werden,  die  mutmasslich  seinem  Herzen  be- 
sonders teuer  sind.  Einem  solchen  Gesetz  gegenüber  wäre  — , 
der  Konfiskation  gegenüber  ist  eine  Begünstigung,  sei  es  durch 
Zahlung  (Leistung  des  Geschuldetem  für  den  Verurteilten  oder 
dadurch,  dass  ihm  Beihülfe  zur  Zahlung  geleistet  wird,  un- 
möglich; ein  Dritter  mag  dem  Verurteilten  den  Wert  der  Sache, 
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die  ihm  weggenommen  ist,  so  gut  es  geht,  ersetzen,  aber  daraus 
wird  der  eifrigste  Staatsanwalt  keine  strafbare  Begünstigung 
abzuleiten  vermögen.  Nicht  anders  verhält  es  sich  mit  Frei- 
heitsstrafen ; niemand  kann  sich  an  der  Stelle  des  Verurteilten 
cinsperren  lassen,  aber  ein  Dritter  kann  dem  Verurteilten  den 
Vermögensschaden,  der  ihm  aus  der  Einsperrung  erwächst, 
ersetzen.  Wenn  ein  Mann,  der  eine  Familie  zu  unterhalten  und 
hierzu  keine  Mittel  als  seinen  Arbeitsverdienst  von  täglich  3 Mark 
hat,  zu  zehntägiger  Gefängnisstrafe  verurteilt  wird,  so  wird 
er,  wenn  anders  er  ein  ordentlicher  Mensch  ist,  die  Strafe 
wesentlich  um  deswillen  als  Übel  empfinden,  weil  seine  Familie 
während  der  Einsperrung  der  Not  preisgegeben  ist;  und  wenn 
ihm,  um  ihm  dieses  Seelenleiden  zu  ersparen,  ein  mitleidiger 
Freund  30  Mark  schenkt,  so  wird  er  die  Einsperrung  als  ein 
sehr  geringes  Srrafleiden,  vielleicht  sogar  als  eine  nicht  un- 
angenehme Unterbrechung  seiner  täglichen  Arbeit  empfinden; 
aber  niemand  wird  in  der  Handlung  des  Freundes  eine  straf- 
bare Begünstigung  erblicken,  auch  wenn  er  ausdrücklich  er- 
klärt, er  habe  die  Schenkung  nur  aus  Mitleid  mit  dem  Jammer 
des  Verurteilten,  nicht  aus  Mitleid  mit  der  Not  der  Familie 
gemacht.  — Der  einzige  Unterschied  nun  zwischen  dieseu  Fällen 
und  der  Schenkung  des  Betrags  einer  Geldstrafe  besteht  darin, 
dass  hier  der  Ersatz  für  die  Stratleistung  nicht  bloss  gleich- 
wertig  mit  dieser  Leistung,  nicht  bloss  ihr  Äquivalent,  sondern 
gleichartig  ist  in  der  Art,  dass  es  vollkommen  einerlei  ist,  ob 
der  Verurteilte  das  geschenkte  Geld  oder  anderes  Geld,  das 
er  schon  vorher  besass,  an  den  Staat  abliefert.  Die  wirtschaft- 
liche Verschiedenheit  zwischen  Geld  und  andern  körperlichen 
Sachen  oder  zwischen  Geld  und  Arbeitskraft  kann  nun  aber 
doch  keinen  Grund  dafür  abgeben,  die  Schenkung  rechtlich 
im  einen  Fall  anders  als  in  den  andern  Fällen  zu  behandeln  : 
ist  sie  hier  straflos,  so  muss  sie  auch  dort  straflos  sein  ; wäre 
sie  dort  strafbar,  so  müsste  sie  auch  hier  strafbar  sein. 

Mag  dem  zu  einer  Geldstrafe  Verurteilten  der  Betrag  der 
Strafe  oder  dem  zu  einer  Freiheitsstrafe  Verurteilten  das  reichste 
Geldäquivalent  für  die  entzogene  Freiheit  geschenkt  werden 
— bestraft  ist  und  bleibt  der  Schuldige  (oder  auch  Unschuldige!), 
die  levis  notte  macula  der  erlittenen  Strafe  bleibt  an  ihm  haften, 
mag  auch  nach  seiner  oder  nach  der  allgemeinen  Meinung 
durch  die  Schenkung  jeder  ihm  aus  dem  Vollzug  der  Strafe 
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erwachsene  Nachteil  ausgeglichen  oder  mehr  als  ausgeglichen 
sein.  Das  Wesen  des  Geldes  bringt  es  mit  sich,  dass  im  Falle 
der  Verurteilung  zu  einer  Geldstrafe  die  Schenkung  eines  der 
Strafsumme  gleichkommenden  Betrags  den  Schein  erregt,  als 
ob  der  Verurteilte  der  Strafe  entzogen  wäre.  Will  der  Staat 
diese  scheinbare  Vereitelung  des  Strafvollzugs  nicht  dulden, 
dann  bleibt  ihm  nichts  anderes  übrig,  als  die  Geldstrafe  ab- 
zuschaffen, gerade  wie  die  Eisenbahn  Verwaltung,  die  nicht 
dulden  will,  dass  eine  auf  den  Inhaber  lautende  Fahr-  oder 
Rückfahrkarte  von  einem  andern  als  dem  ersten  Erwerber 
benützt  werde,  die  auf  den  Inhaber  lautenden  Fahrkarten  ver- 
nünftigerweise abschaifen  müsste;  wie  es  eine  in  Deutschland 
allerdings  unter  der  Herrschaft  einer  beschränkten  Bureau- 
kratie  weit  verbreitete,  darum  aber  nicht  minder  grosse  civi- 
listische Verkehrtheit  ist,  eine  au  porteur  ausgestellte  und 
eben  darum  übertragbare  Fahrkarte  mit  dem  Aufdrucke  zu  ver- 
sehen: „Als  Rückfahrkarte  nicht  übertragbar“,  so  ist  es  eine 
kriminalistische  Verkehrtheit  vom  Staat,  eine  unverfängliche 
Handlung,  die  Schenkung,  in  einem  Fall  um  deswillen  für  straf- 
bar zu  erklären,  weil  nach  dem  von  eben  diesem  Staat  auf- 
gestellten Strafensystem  durch  diese  Handlung  der  Schein  der 
Vereitelung  einer  Strafe  entstehen  — , weil  für  bezahltes  oder 
zu  bezahlendes  (Straf-)GeZd  nachträglicher  oder  vorgängiger 
Ersatz  in  Geld  geleistet  werden  kann. 

Wegen  der  wirklichen  oder  scheinbaren  Möglichkeit  der 
Vereitelung  des  Strafzwecks  (die  nicht  identisch  ist  mit  der 
Vereitelung  des  Strafvollzugs)  wird  jedoch  niemand  die  Geld- 
strafe als  Strafmittel  beseitigen  wollen.  Wie  oft  und  in  welchen 
Fällen  kommt  diese  Vereitelung  vor?  Antwort:  höchst  selten; 
und  wo  sie  vorkommt,  da  handelt  es  sich  regelmässig  um  Strafen, 
die  in  politischen  Pressprozessen  verhängt  sind.  Was  hier  mit 
den  Anklagen  wegen  Begünstigung  bezweckt  wird,  das  ist 
regelmässig  viel  weniger  die  Sühne  für  Verletzung  der  Rechts- 
ordnung oder  des  allgemeinen  Rechtsbewusstseins,  als  vielmehr 
die  Verfolgung  politischer  Gegner,  und  wenn  diese  Verfolgungen 
künftig  unterbleiben  würden,  weil  die  Gerichte  solche  Anklagen 
zurückweisen,  so  wäre  das  kein  Unglück. 
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Modus  wie  man  ein  Landtag  soll  verfiiren.1) 

MitR-eteilt  voll 

Staataarchivar  Dr.  Tllrlrr  in  Bern. 


Fragt  der  Richter. 

Ob  es  der  Hirten  sige  zu  richten  über  das  Blut  Innamen  unser 
gnädig  Herren  und  Obern  von  Bern  nach  dem  keyserliehen  Rechten. 

ürtheitsprecher. 

Ja,  und  walte  dann  wyter  was  Recht  ist. 

Der  Richter. 

Heißt  den  Weybel  zu  rufen,  ob  jemands  wöll  das  Recht  brachen, 
möge  sich  verftirsprechen. 

Der  Weybel. 

Will  Jemandt  das  Recht  brachen,  mag  sich  verfürsprechen 
zum  ersten,  zum  andern,  zum  dritten  Mal. 

('leger. 

Erschincn  und  fttren  die  Clag,  wie  es  verliifen,  nämlich  er 
habe  iren  Bruder  lyblos  gmaeht  uf  fryer  Straß  über  ein  gute 
Tröstung  etc. 

Der  Richter. 

Prägt  was  darumb  Recht  sve. 

Urteylsprecher. 

Daß  man  erstlich  die  Wortzeichen  in  Ring  lege. 

Der  Richter. 

Heißt  den  Weybel  die  Wortzeichen  in  Ring  legen. 

Der  Weibel. 

Also  legt  er  die  Wortzeichen  in  Ring  us  Geheiß  des  Richters. 


')  Ans  dem  Gerichtsbuch  von  Büren  von  Montag  nach  St.  Michelstag  1532. 
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Cleger. 

Klagen  wyter  wie.  vor. 

Der  Richter. 

Fragt  die  Urtheil. 

Urtheitsprecher. 

Daß  man  den  King  an  dryen  Orten  ufthüye  und  der  Weibel 
ime  Todschleger  rillen  solle  an  dryen  Orten  des  offnen  Rings  wie 
sy  clagt  hand,  daß  er  kilme  sich  zeverantworten  zum  ersten  Mal, 
ersten  Ruf  und  ersten  Gricht. 

Der  Richter. 

Heißt  den  Weibel  rüfen. 

Der  Weibel. 

Also  stat  er  uf  den  Stul  an  dryen  Orten  und  rüft  im  mit  sinern 
Namen  wie  es  die  erstgeschribne  Urtheil  gen  hat  und  die  ir  ( lag 
gefürt  hand,  dann  allein  sagt  er  wyter  darzu  des  Wortzeichen  hie 
zu  gegen  ligen. 

Cleger. 

Also  nach  man  grifft  und  er  nit  khomen  sich  khomen  ze  ver- 
antworten, satzten  wyter  zu  Recht  was  Recht  sye. 

Der  Richter. 

Fragt  die  Urtheil. 

Urtheihprecher. 

Daß  man  den  Ring  wider  bschließe  wie  er  vor  gewesen. 

Der  Richter. 

Heißt  den  Ring  bschließen. 

Also  wilrd  er  bschloßen  durch  die  Grichtsilßen. 

Cleger. 

Satzten  abermals  zu  Recht,  dwyl  der  ersten  Gricht  und  ersten 
Ruf  gerüft  und  niemand  kompt  der  redt  und  Antwort  gehe  was 
wyter  Recht  syge. 

Der  Richter. 

Fragt  die  Urtheil. 

Urtheihprecher. 

Daß  der  Ring  noch  einest  werde  aufgethan  an  dryen  Orten 
wie  vor,  und  im  wyter  gerüft  werde  zum  andern  Ruf  und  ersten 
Gricht. 
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Der  Richter. 

Heißet  den  Weibel  rufen. 

Der  Weibel. 

Also  thut  man  uf,  und  rüfft  der  Weibel  wie  vor  zum  andern 
Kuf  und  ersten  Gricht. 

Cleger. 

Satzteil  wyter  zu  Recht  wie  vor. 

Der  Richter. 

Fragt  die  Urtheil. 

Urtheihprecher. 

Daß  man  den  Ring  wider  beschließe  wie  vor. 

Der  Richter. 

Heißt  den  Ring  hschlicßen. 

Also  wtirt  er  bschloßen  durch  die  Grichtsäßeu. 

Cleger. 

Satzteil  wyter  zu  Recht,  dwyl  der  ander  Ruf  und  ersten  Gricht 
grüft't  und  der  Ring  wider  bschloßen  ist  und  niemand  kumpt  der 
sich  verantworte,  was  wyter  Recht  sye. 

Der  Richter. 

Fragt  die  Urtheil. 

Urtheihprecher. 

Daß  man  den  Ring  wider  zum  dritten  Mal  ufthliye  und  im 
rüfen  laße  sich  khomen  ze  verantworten  umb  den  Todschlag,  wie 
solichs  die  Ging  inhalt  zum  dritten  Ruf  und  ersten  Gricht. 

Der  Richter. 

Heißt  den  Weibel  rufen. 

Der  Weibel. 

Also  rtift  er  us  Geheiß  des  Richters  wie  die  Clag  wyst  zum 
dritten  Ruf  und  ersten  Gricht. 

Cleger. 

Satzten  aber  wyter  zu  Recht  was  Recht  sye. 

Der  Richter. 

Fragt  die  Urtheil. 

Urtheihprecher, 

Daß  man  den  Ring  wider  bschließe  wie  vor. 
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Der  Richter. 

Heißt  den  Ring  bsehließen. 

Also  wiirt  er  bscliloßen  durch  die  Grichtsäßeu. 


Cleger. 

Satzten  aber  wyter  zu  Recht,  dwyl  niemand  kumpt  der  sich 
verantworte,  und  man  den  dritten  Ruf  und  ersten  Glicht  geruft, 
und  den  Ring  wider  zum  dritten  Mal  bschloßen  ist  worden,  was 
darumb  Recht  sye. 

Der  Richter. 

Fragt  die  Urtkeil. 

Urtheilsprecher. 

Dwyl  der  dritt  Ruf  und  ersten  Grieht  bcschcchen  und  niemand 
kumpt  sieh  ze  verantworten,  daß  die  Cleger  heigen  das  erst  Grieht 
verfiirt  wie  das  in  unsem  gnädigen  Herren  und  Obern  Statt  und 
Land  Bruch  und  Recht  ist.  Darzu  mögen  die  Cleger  wol  ein  andren 
Landtag  halten  und  vollfüren  wie  vornacher  das  brüchlich,  so  ver 
den  Clegern  sölichs  erloupt  werde  von  unsern  gnädigen  Herren 
und  Obern. 


Nun  ist  der  erst  Landtag  vollfürt. 

Volget  hicnach  der  ander  Landtag  und  werden  beid  eins  Tags 
gehalten. 


Cleger. 

Reden  wyter  zum  Richter  inen  das  zu  erlouben. 


Der  Richter. 

Ja,  es  sye  inen  erloubt. 

Cleger. 

Also  reden  abonnais  die  Cleger,  dwyl  sy  den  ersten  Landtag 
vollfürt  und  inen  niemand  dhein  Antwort  gebe,  und  aber  inen  der 
ander  Landtag  zu  halten  erloupt,  was  wyter  darumb  Recht  sye. 

Der  Richter. 

Fragt  die  Urtheil. 

Urtheilsprecher. 

Man  solle  den  Ring  wider  ufthun  an  drycn  Orten  wie  vor  und 
im  rüfen  laße,  sich  khomen  ze  verantworten  uinb  den  Todschlag 
den  er  begangen  hat,  wie  sölichs  die  Flag  inhalt  und  vor  geredt 
ist,  zum  ersten  Ruf  und  ander  Landtag. 

Der  Richter. 

Heißt  den  Weibel  rttffen. 
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Der  Weibel. 

Also  rüfl't  der  Weibel  us  Geheiß  des  Richters  wie  die  Clag 
wyst  an  dryen  Orten  des  offnen  Rings  zum  ersten  Ruf  und  ander 
Landtag. 

Cleger. 

Satzteil  aber  zu  Recht  was  Recht  sye. 


Der  Richter. 

Fragt  die  Urtheil. 


Urtheilsprecher. 

Man  sölle  den  Ring  wider  beschließen,  gscheche  dann  wyter 
was  Recht  ist. 


Der  Richter. 

Heißt  den  Ring  bschließen. 

Also  wilrt  er  beschloßen  durch  die  Orichtsiißen. 


Cleger. 

Reden  wyter  diewyl  der  Ring  beschloßen  ist  und  man  im  griifft 
zu  dem  ander  Landtag  und  ersten  Ruf  und  aber  er  nit  erschinen 
sich  ze  verantworten,  satzten  wyter  was  Recht  sye. 

Der  Richter. 

Kragt  die  Urtheil. 

Urtheilsprecher. 

Man  solle  den  Ring  wider  zum  andren  Mal  an  dryen  Orten 
ufthun  und  der  Todschlegcr  durch  den  Weibel  wyter  gerttft  werde, 
sich  allhie  khomen  ze  verantworten  umb  den  Todschlag  den  er 
begangen  hat  wie  die  Clag  inlialt,  zum  andern  Ruf  und  andern 
Landtag. 

Der  Richter. 

Heißt  den  Weibel  rüffen. 

Der  Weibel. 

Also  rilftt  der  Weibel  wie  die  ('lag  wyst  und  die  erst  geschribne 
Urtheil  gen  hat.  nämlich  zum  andren  Ruf  und  andren  Landtag. 

Cleger. 

Satzten  wyter  zu  Recht  wie  vor. 

Der  Richter. 

Kragt  die  Urtheil. 

Urtheilsprecher. 

Man  sölle  den  Ring  wider  bschließen  und  walte  dann  wyter 
was  Recht  ist. 
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Der  Richter. 

Heißt  daß  man  den  King  solle  bschließen. 

Also  wilrt  er  durch  die  G richtsäßen  bschloßen  dwie  er  vor 
gewesen. 

Cleger. 

Reden  wyter  was  Recht  sye,  diewyl  niemand  kumpt  der  inen 
Antwort  gebe,  um  ire  Clag,  und  man  den  andren  Ruf  und  andren 
Landtag  gerttfft,  und  den  Ring  wider  zum  andren  Mal  beschloßen 
ist  worden. 

Der  Richter. 

Fragt  die  Urtheil. 

Urtheilsprecher. 

Daß  man  den  Ring  wider  an  dryen  Orten  uf  thüye  und  daß 
der  Todschleger  durch  den  Weibel  wyter  grtlfft  werde  umb  den 
Todschlag  den  er  begangen  hat,  wie  die  Clag  wyst,  in  dritten  Ruf 
und  andern  Oricht. 

Der  Richter. 

Heißt  den  Weibel  rfiffen. 

Der  Weibel. 

Also  ruft  der  Weibel  an  dryen  Orten  des  offnen  Rings  us 
Geheiß  des  Richters  wie  die  Clag  wyst,  zum  dritten  Ruf  und  andern 
Landtag. 

Cleger. 

Satzteil  aber  wyter  zu  Recht  wie  vor. 

Der  Richter. 

Fragt  die  Urtheil. 

Urtheilsprecher. 

Daß  man  den  Ring  wider  beschliiße  wie  vor. 

Der  Richter. 

neißt  den  Ring  beschließen. 

Also  wird  er  bschloßen  durch  die  Grichtsiißen. 

Cleger. 

Satzten  abermals  zu  Recht,  dwyl  der  Todschleger  nit  erschineu 
und  khomen  sye  inen  Red  und  Antwort  ze  geben  umb  die  Clag 
wie  sy  gegen  im  clagt  hand  und  der  dritte  Ruf  und  andern  Land- 
tag usgerilft  worden  ist,  begeren  was  wyter  Recht  sye. 

Der  Richter. 

Fragt  die  Urtheil. 
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Urtheilsprecher. 

Dwyl  der  erst  und  ander  Landtag  mit'Rüfen  und  allen  Dingen 
vollfürt,  nach  Statt,  Land  Recht  und  Bruch,  daß  wer  N.  den  Tod- 
sehleger gsicht,  es  sye  in  Statt,  in  Land,  zu  Waßer,  Wun,  Holz, 
Veld  oder  wo  das  sin  mag,  der  soll  im  zwüßen  thun  wie  der  erst 
und  ander  Landtag  vollfürt  und  der  dritt  sich  halten  werde  über 
xiiij.  Tage  und  innerthalb  dryen  Wochen  sich  khomen  ze  verant- 
worten umb  den  Todschlag,  den  er  an  N.  silligen  uf  fryer  Straß 
und  über  ein  gute  Tröstung  begangen  hat.  Do  soll  der  Weibel 
daßelb  us  rilfen  wo  man  den  iij.  Landtag  halten  wirt,  daß  er  komme 
sich  ze  verantworten  wie  das  in  der  Grafschaft  Büren  brüchlich 
und  wie  die  Clag  wyst. 

Der  Richter. 

Heißt  den  Weibel  rüfen. 

Der  Weibel. 

Also  rüfet  der  Weibel  wie  erst  gemelte  Urtheil  innhalt,  das  wer 
N.  Todschlcger  gsicht  es  sye  etc.  ut  ante. 

Cleger. 

Satzten  aber  zu  Recht , dwyl  man  den  ersten  und  andern 
Landtag  vollfürt,  wo  man  den  iij.  haben  wirt,  begeren  was  darumb 
Recht  sye. 

Der  Richter. 

Fragt  die  Urtheil. 

Urtheilsprecher. 

Man  solle  den  dritten  haben  und  halten  wo  es  unser  gnädig 
Herren  und  Obern  von  Bern  ordnen  und  gefellig  sin  wirt. 

Cleger. 

Satzten  wyter  zu  Recht  was  Recht  sye. 

Der  Richter. 

Fragt  die  Urtheil. 

Urtheilsprecher. 

Daß  man  die  Wortzeichen  so  zugegen  im  Ring  ligen,  uf  nenien 
stille  und  hinder  ein  Amptman  gelegt  werden,  wenn  man  den  dritten 
Landtag  hett,  daß  inan  sy  finden  könde. 

Nun  ist  auch  der  ander  Landtag  vollfürt. 

Volget  der  iÿ.  Landtag. 

Der  Richter. 

Fragt  ob  es  der  Hirten  syg  zu  richten  über  das  Blut  nach 
dem  keiserlichen  Rechten,  Innamen  miner  gnädigen  Herren  und 
Obern  von  Bern. 
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Urtheilsprecher. 

Ja,  und  walte  dann  wyter  was  Recht  sye. 

Der  Richter. 

Heißt  den  Weibel  riit'en  ob  Jemand  wöll  das  Recht  bruchen, 
möge,  sich  verfürsprechen. 

Der  Weibel. 

Rüfft  also,  will  Jemand  das  Recht  bruchen,  der  möge  sich  ver- 
fürsprechen zum  j.  zum  ÿ.  zum  iij.  Mal. 

Cleyer. 

Krschinen  und  reden  abermals  wie  sy  vomacher  zu  Bütingcn 
am  ersten  und  andren  Landtag  sind  erschinen  und  gegen  N.  Tod- 
schleger  klagt  hand  wie  er  iren  Bruder  N.  Billigen  tyblos  gmacht 
und  umbracht  uf  einer  firyen  Straß  und  über  ein  gute  Tröstung, 
und  im  grttfft  nach  Landsbruch  zu  dem  iy.  Landtag  allhic  zu  N. 
begeren  darumb  was  Recht  sye. 

Der  Richter. 

Fragt  die  Urtheil. 

Urtheilsprecher. 

Daß  man  erstlich  die  Wortzeichen  sölle  in  den  Ring  legen 
wie  es  vomacher  am  ersten  und  andern  Landtag  ist  beschechen, 
walte  dann  wyter  was  Recht  ist. 

Der  Richter. 

Heißt  den  Weibel  die  Wortzeichen  in  den  Ring  legen. 

Der  Weibel. 

Also  legt  der  Weibel  die  Wortzeichen  in  Ring  us  Geheiß  des 
Richters. 

Cleyer. 

Clagen  wie  vor  und  wyter,  diewyl  die  Wortzeichen  in  dem 
Ring  zugegen  ligen,  was  darumb  Recht  sye. 

Der  Richter. 

Fragt  die  Urtheil. 

Urtheilsprecher. 

Daß  man  den  Ring  ufthüye  an  dryen  Orten  wie  zum  nechsten 
zu  N.  am  j.  und  ij.  Landtag  gethan,  und  im  N.  Todsehleger  rüt'en 
laße  sich  khomen  ze  verantworten  wie  die  Clag  wyst,  zum  ersten 
Ruf  und  dritten  Landtag. 

Der  Richter. 

Heißt  den  Weibel  rüfen. 
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Der  Weibel. 

Also  ruft  der  Weibel  an  dryen  Orten  des  offnen  Kings  mit 
des  Todschlegers  Namen  wie  es  die  erstgeschribne  Urtheil  gen  hat, 
nämlich  zum  ersten  Ruf  und  dritten  Landtag. 

Cleger. 

Satzten  aber  wyter  zu  Recht  was  Recht  were. 

Urtheilsprecher. 

Daß  man  den  Ring  wider  beschließe. 

Der  Richter. 

Heißt  den  Ring  beschließen. 

Also  wärt  er  durch  die  Grichtsiißen  beschloßen  wie  er  vorhin 
gewesen. 

Cleger. 

Wyter  die  Cleger  ir  Clag  fiiren  und  reden  dwyl  inan  imc 
geriifft  zum  ersten  Ruf  und  dritten  Gricht  und  der  Ring  wider 
bschloßon  ist  wie  er  vor  gewesen  und  er  aber  nit  khomen  ist  do 
man  im  grüfft  zum  ersten  Ruf  und  etc.  sich  khomen  zeverant- 
worten  umb  den  Todschlag  den  er  begangen  hat  etc.  was  wyter 
Recht  sye. 

Der  Richter. 

Fragt  die  Urtheil. 

Urtheilsprecher. 

Diewyl  er  Todschleger  nit  khomen  ist  sich  ze  verantwurten 
daß  man  wider  zum  andern  Mal  den  Ring  ufthüye  und  man  im 
wyter  rtife  zum  andern  Ruf  und  dritten  Landtag. 

Der  Richter. 

Heißt  den  Weibel  rufen  wie  die  erstgeschribne  Urtheil  gen  hat. 

Der  Weibel. 

Also  rilfft  der  Weibel  us  Geheiß  des  Richters  nämlich  zuin 
andern  Ruf  und  dritten  Gricht. 

Cleger. 

Reden  abermals,  diewyl  inen  niemand  Antwort  will  geben  was 
wyter  Recht  sye. 

Der  Richter. 

Fragt  die  Urtheil. 

Urtheilsprecher. 

Dwyl  er  nüt  kumpt  noch  nicinands  von  sinetwegen  sich  ze 
verantworten  daß  man  den  Ring  wider  beschließe  wie  er  vor  ge- 
wesen. 
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Der  Richter. 

Heißt  den  Ring  beschließen. 

Also  wiirt  er  beschloßen  durch  die  Grichtsiißen. 

Cleger. 

Ftiren  wyter  ir  Clag  und  klagen  wyter  wie  N.  Todschleger 
iren  Bruder  N.  säligen  umbracht  und  lyblos  gmacht  ete.  und  man 
im  aber  grütt't  zum  andern  Ruf  und  dritten  Gricht  und  den  Ring 
wider  zum  andern  Mal  ist  bsehloßen  worden,  begeren  was  wyter 
drum  Recht  sye. 

Der  Richter. 

Fragt  die  Urtheil. 

Urtheilsprecher. 

Dwyl  die  Cleger  wyter  Recht  begeren  und  der  Todschleger 
nit  khomen  ist  inen  umb  den  Todschlag  den  er  an  irem  Bruder  N. 
begangen  hat  sich  ze  verantworten,  so  sprechen  wir  daß  der  Ring 
wider  zum  iij.  Mal  uf  than  werde  an  dryen  Orten  wie  er  vorhin 
gewesen  ist,  und  im  wyter  rttfen  zum  dritten  Ruf  und  dritten  und 
letsten  Landtag. 

Der  Richter. 

Heißt  den  Weibel  rüfen. 

Der  Weibel. 

Also  rüfft  der  Weibel  us  Geheis  des  Richters  w'ie  die  erstge- 
schribne  Urtheil  gen  hat,  nämlich  zum  iij.  Ruf  und  letsten  Landtag. 

Cleger. 

Reden  abermals  diewvl  man  gertlfft  was  Recht  sye. 

Der  Richter. 

Fragt  die  Urtheil. 

Urtheilsprecher. 

Man  solle  den  Ring  wider  beschließen  wie  er  vorhin  gewesen. 

Der  Richter. 

Heißt  den  Ring  wider  beschließen. 

Also  wttrt  er  durch  Geheiß  des  Richters  beschloßen  durch  die 
Grichtsttßen. 

Cleger. 

Reden  wyter  diewyl  sy  gegen  den  Todschleger  klagt  band 
und  aber  er  nit  khomen  ist  noch  niemands  von  sinetwegen  Im  ze 
verantworten  und  man  den  dritten  Ruf  und  dritten  Landtag  gerüfft, 
was  darumb  Recht  sye. 

Der  Richter. 

Fragt  die  Urtheil. 
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Urtheilsprecher. 

Diewyl  die  Cleger  ir  Clag  gofürt  hand  gegen  X.  Todsehleger 
nnd  man  den  ersten,  andern  und  dritten  Huf  und  Landtagen  voll- 
fiirt  hat,  und  er  gemelter  N.  Todsehleger  nit  fiirkhomen  ist  in 
jetweder  Landtagen  noch  dheinen  von  sinetwegen  sich  ze  verant- 
worten utnb  den  Todschlag  den  er  an  X.  siiligen  begangen  hat  uf 
einer  fryen  Straß  und  über  ein  gute  Tröstung,  ist  mit  merer  Urtheil 
gesprochen  und  erkhent,  daß  er  gemehlt  Todsehleger  sin  Lyb  des 
X.  siiligen  Fründen  und  allen  dien  so  in  ze  erben  Recht  hand  erloupt 
ist,  und  minen  gnädigen  lierren  und  Obern  von  Bern  sin  Out  ver- 
fallen solle  sin. 

Cleger. 

Wyter  reden  die  Cleger,  dwyl  die  Urtheil  gen  hat,  daß  sin 
Lyb  sölle  den  Clegern  und  allen  dien  so  Ine  N.  siiligen  zeerben  Recht 
haben  erloupt  sin,  und  sin  Out  minen  gnädigen  Herren  und  Obern 
von  Bern  verfallen  ist,  so  begeren  sy  wyter  zu  wüßen  wie  wvt  er 
nun  solle  miner  gnädigen  Herren  Land  und  Lüt  myden  und  wie 
lang  er  desselbigen  sölle  verwürkt  und  verloren  haben. 

Der  Richter. 

Fragt  die  Urtheil. 

Urtheilsprecher . 

Diewyl  si  den  ersten,  andern,  dritten  und  letsten  Landtag 
voilfürt  habent  und  aber  ime  N Todschieger  khund  gethan  in 
jetwäder  Landtagen  sich  khomen  ze  verantworten  und  aber  er  nit 
erschinen  noch  dheiner  von  sinetwegen  gegen  die  Clegeren  umb 
den  Todschlag  den  er  begangen  hat  an  X.  säligen,  wie  solichs  die 
Clag  wyst,  so  haben  wir  gesprochen  und  erkhent,  daß  gemelter 
N.  Todsehlegers  Lyb  den  gemelten  X.  säligen  Fründen  und  allen 
dien,  die  in  ze  erben  Recht  habcndt,  erloupt  ist,  und  sin  Gut  minen 
gnädigen  Herren  und  Obern  von  Bern  verfallen.  Und  sy  aber 
wyter  begeren  wie  lang  er  nun  minen  gemelten  gnädigen  Herren 
und  Obern  Land  und  Lüt  solle  myden  und  wie  lang  er  deßelbigen 
solle  verloren  und  verwürkt  haben,  so  sprechen  nnd  urtheilen  wir 
wyter,  daß  gemelter  Todsehleger  solle  ein  Orafschaft  Büren,  darin 
der  Todschlag  beschechcn  ist,  myden,  verwürkt  und  verloren  haben 
jc  und  j.  Jar,  und  so  er  fürhin  inerthulbs  j*  und  j.  Jar  würde  in 
der  obgemelten  Grafschaft  Büren  ergriffen,  daß  man  ab  im  richten 
sölle  nach  sinem  Verdienen  und  solle  das  der  Weibel  usrüfen  wer 
in  gesicht,  daß  im  daßelb  khund  than  werde. 

Der  Richter. 

Heißt  den  Weibel  rüfen  wie  die  erstgemelte  Urtheil  geben  hat. 
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Der  Weibel. 

Also  ruft  der  Weibel  us  Geheiß  des  Richters,  nämlich,  daß  des 
gemelten  N.  Todschlegers  Lyb  des  gemelten  N.  säligen  Fründen, 
und  allen  dien,  die  in  ze  erben  Recht  haben  erloupt  ist  etc.  ut  ante. 


Vleger. 

Reden  aber  diewyl  alles  vollzogen  und  vollfürt  ist,  ob  sye 
wol  mögen  ein  Urkhund  drumb  ze  nemen. 


Der  Richter. 

Kragt  die  Urtheil. 


Urtheilsprecher. 

Ja  sy  mögen  wol  eine  drumb  ze  nemen  so  ver  sy  die  Kosten 
an  inen  nemen  wöllen. 

Vleger. 

Reden  wyter  wer  daßelb  Urkhund  solle  angen. 


Fragt  die  Urtheil, 


Richter. 


Urtheilsprecher. 

Daß  der  Richter  daßelb  Urkhund  söllc  angen,  und  do  zegegen 
gevertiget  werde. 


Der  Richter. 

Fragt  wyter,  dwyl  man  den  j.  ij.  und  iy**”  Landtag  vollfürt. 


Urtheilsprecher. 

Daß  man  die  Wortzeichen  sölle  ufnemen  und  den  Fründen  zu 
iren  Händen  stellen  und  widergeben. 
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Entscheidungen  in  Strafsachen.  — Jurisprudence  pénale. 


I.  Bundesgericht.  — Tribunal  fédéral. 

Mitgeteilt  von  Dr.  Leo  Weher,  Bundesrichter  in  Lausanne. 


Ui'teile  des  Gesamt-Bundesgerichta. 

1.  Urteil  vom  7.  Mai  1898  in  Sachen  Italien  und  Giuseppe  Bianca. 

Con  sentenza  contumaciam  del  5 aprile  1 893  del  Tribunale  penale  di 
Catania,  confermata  in  appcllo  il  20  agosto  1804,  l’opponente,  Bianca  Giu- 
seppe, veniva  dichiarato  colpevolc  di  falsificazione  di  una  cambiale  e con- 
dannato  ad  anni  3 di  réclusion»'.  Dietro  ricliiesta  della  I.egazione  italiana 
a Berna,  esso  venne  arrestato  il  30  novembre  in  passaggio  a Bellinzona,  e 1 '8  di- 
cembre  sussegnente  la  Legazione  italiana  presentava  analoga  domanda  di 
estradizione  al  Consiglio  federale.  L’estradando  dichiard  di  opporsi  alla  di  lui 
consegna  e chiese  per  motivi  impellenti  d’affari  e di  famiglia  di  essere 
liberato  provvisoriamente  dalT  arresto,  ciö  che  gli  venne  aceordato  dal  Cou- 
siglio  federale  contre  cauzione  di  2000  fr.  Susseguentemente,  con  atto 
del  15  dicembre  1897,  egli  motivô  la  propria  opposizione  col  dire  che  la  proce- 
dura contro  di  lui  iniziata  era  stata  irregolare  a pin  riguardi  e che  la 
condanna  era  stata  pronunciata  malgrado  prescrizione  dell'azione  penale. 
In  appoggio  di  queste  sue  asserzioni  egli  addusse.  : 

a)  Che  nei  ricorsi  in  cassazione  »la  lui  »liretti  contro  la  sentenza  di 
appello  »lei  20  agosto  1894,  fu  vittima  di  una  burocrazia  ingiusta  e fuori  di 
luogo,  la  quäle  valendosi  di  sottili  distinzioni  procedurali  ebbe  per  effetto 
di  chiudergli  la  via  dei  tribunali  o di  privarlo  »lei  diritto  di  difenderai. 
L’opponente.  ritiene  percifi  che  la  sentenza  di  condanna,  in  base  alla  quäle 
viene  chiesta  l'estradizione,  non  puo  legittimare  la  sua  consegna  alle  au- 
toritä  italiane; 

h)  Primo  e principalissimo  motivo  di  opposizione  essere  perö  In  pre- 
scrizione dell'  azione.  penale.  L’art,  (i  della  legge  federale  sull’  estradizione 
dice  che  essa  sarà  rifiutata  ogni  qualvolta  I' azione  penale,  o la  pena,  sia 
prescritta  o secomlo  la  legge  »lei  Cantone  dove  l’estradando  si  »>  rifugiato, 
o secondo  In  l»*gge  »lello  Stnto  richiedente  l’estradizione.  Ora  trattandosi 
di  delitto  pnnito  di  tre  anni  di  reclusionc,  1’ azione  penale,  secondo  l’art.  91, 
n”  4,  del  Cod.  pen.  ital.  avrebbe  dovuto  prescriversi  entro  5 anni,  di  modo 
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che  prima  che  intervenisse  la  gentenza  d'appello  del  20  agosto  1894,  il  de- 
litto,  commeggo  secondo  la  gentenza  suddetta  nel  1887,  doveva  ritenergi 
preacritto.  La  prescrizione  dcll’  azionc  penale  eggere  stata  bengl  interrotta 
cogli  atti  di  procedura  che  conduggcro  alla  sentenza  di  condanna,  ina 
non  in  modo  efficace.  E ciö  pel  dispogto  dell’  art.  93  del  Cod.  pen.  ital.  11 
quäle  dice,  che  « 1’  effetto  interruttivo  del  mandato  o del  provvedimento  non 
. pu6  prolungare  la  durata  dell’  azione  penale  per  un  tempo  che  guperi  nel 
«complesgo  la  metà  dei  termini  rigpettivamente  gtabiliti  dall'art.  91  >.  Ora 
il  delitto  comnieggo  nel  1887  ha  dato  luogo  all’  igtrnttoria  golo  il  24  genuaio 
1890.  Questo  provvedimento  interruttivo  della  prescrizione  (la  prima  gentenza 
di  condanna  non  essende  gtata  emanata  che  il  3 aprile  1893)  avrebbe  avuto 
dunque  efficacia  per  più  di  3 anni,  vale  a dire  per  più  délia  metA  del  tempo 
necessario  per  estinguere  1’  azione  penale,  percin  1’  interruzione  gud<letta  è 
rimasta  genza  effetto. 

In  base  a queeti  argomenti  il  ricorrente  demanda  che.  sin  dichiarata 
inammiggibile.  1’  estradizione. 

Con  nota  del  19  marzo  1898  la  I.egazione  italiana,  alla  qnale  venne 
comunicato  1’  atto  di  opposizioue  del  ricorrente,  dichiarè  di  insistera  nella 
fatta  demanda  ed  inoltro  al  Congiglio  föderale  divers)  atti  del  processe  penale 
j>er  provare  che  la  prescrizione  dell’  azione  penale  era  stata  efficacement« 
interrotta.  In  »eguito  di  questa  dichiarazione  il  Consiglio  federale  trasmise 
gli  atti  a questa  Corte  per  una  decisioue,  accompagnaudoli  di  un  preavviso 
del  Procuratore  generale  délia  Confederazione,  nel  quale  lo  stesso  »i  pronuncia 
in  genso  favorevole  all’  estradizione  fiel  ricorrente. 

Comiderondo  : 

Iu  prima  linea  b di  tutta  evidenza  che  la  domanda  d’  estradizione 
della  Legazione  italiana  deve  essere  esaminata  in  base  alla  con- 
venzione  esistente  coli’  Italia  e non  in  base  alla  legge  federale  del 
22  gennaio  1892.  L’  obbligo  di  estradizione  di  fronte  ad  uno  Stato 
col  qnale  esiste  un  relativo  trattato,  si  regola  dietro  le  norme  di 
quest’ ultimo  e non  dietro  i disposti  della  legislazione  interna,  la 
qnale  non  lia  forzn  vincolante  che  per  Io  Stato  dal  quäle  emane. 
Ora  secondo  le  disposizioni  del  trattato  italo-svizzero,  come  del  resto 
anche  secondo  la  legge  del  22  gennaio  1892,  il  Tribunale  federale  non 
ha  nessuna  competenza  per  decidere  sc  nella  procedura  eontumaciale 
seguita  in  odio  dell’  estradando,  siano  stati  commessi  degli  errori 
implicanti  la  nullité  del  giudizio  sul  quäle  la  domanda  di  estradizione 
si  fonda.  La  sola  questione  che  questa  Corte  b in  caso  di  csaminare, 
è quella  relativa  alla  prescrizione  dell’  azione  penale,  ma  non  in 
base  all’  art.  tl  della  legge  federale,  ma  in  base  ail’ art.  4 del  trattato 
italo-svizzero,  il  quale  prescrive  che  1’  estradizione  non  potrà  nver 
luogo  se  dat  fatto  imputato,  dall’inchiesta  o dalla  condanna  in  poi, 
secondo  le  leggi  dello  Stato  nel  quale  il  prevenuto  od  il  comlannato 
si  b rifuginto,  b mntnrata  la  prescrizione  dell'  azione  o della  pena. 
L’ invocata  prescrizione  dell’ azione  penale  si  deve  csaminare  dunque 
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a atregua  dei  disposti  del  Codice  penale  tieinese,  e non  a stregua 
della  legge  italiana.  Ora  nel  montre  il  Codice  penale  tieinese,  secondo 
1’  interpretazione  piü  favorevole  al  ricorrente,  stabilirebbe  esso  pure 
pel  delitto  in  qnestione  un  tennine  di  prescrizione  di  5 anni  (vedi 
gli  art.  217  e 76);  1’  art.  78  che  tratta  dell’  interruzione  dell’  azione 
penale,  prescrive  : 

„II  corso  della  prescrizione  si  sospende  durante  la  eostruzione 
del  processo. 

„Se  perd  entro  einque  anni,  da  computarsi  dal  giorno  del- 
1’  apertura  del  processo,  o da  quelto  della  data  del  decreto  del- 
1’  abbandono,  non  sia  stata  proferita  sentenza  di  condanna,  1'  azione 
penale  è prescritta.“ 

Ora  non  vi  puö  essere  aleun  dubbio  che  le  condizioni  contenute 
in  questo  artieolo  per  1‘  estinzione  dell’  azione  penale  non  oecorrono 
nel  caso  concreto,  per  cui  torna  inutile  di  discutere,  se  di  fronte 
ad  una  sentenza  di  condanna,  anche  solo  eontuniaeiule,  possa  essere 
opposta  ancora  1’  eccezione  della  prescrizione  dell’  azione  penale, 
oppure  se  la  sola  prescrizione  opponibile  sia  quella  della  pena. 
Anche  partendo  del  resto  dal  punto  di  vista  del  ricorrente,  non 
sarebbe  in  nessun  modo  provato  che  all’  epoca  del  giudizio  1’  azione 
penale  era  veramente  prescritta. 

Per  questi  motivi, 

il  Tribunale  federale  pronuncia: 

Ij’  estradizione  di  Bianca,  Giuseppe,  alle  nutoritft  italiane  è 
ammessa. 


2.  Urteil  vom  11.  Januar  1899  in  Sachen  Frankreich  und  Huybrechts. 

Le  3 décembre  1898,  ensuite  de  requête  directe  du  juge  d'instruction 
de  Nancy  (France)  à la  Direction  de  police  de  Lucerne,  fut  arrêté  h Surs  ce 
le  sieur  Léon-Julien-Joseph  Huybrechts,  de  Glitnes  (Belgique)  comme  accusé 
d'avoir  commis  divers  abus  de  confiance,  du  montant  de  plus  de  2000  fr., 
au  préjudice  de  M.  Granier  fils,  négociant  à Béziers.  Le  juge  d'instruction 
de  Nancy  avait  accompagné  sa  requête  du  1er  décembre  1*98  d'un  mandat 
d'arrêt  de  même  date,  d'où  il  résulte  que  Huybrechts  est  né  le  25  janvier 
185Ö  à Glitnes  (Belgique);  le  mandat  d'arrêt  contient  le  signalement  détaillé, 
de  l’inculpé,  et  la  lettre  d’envoi  du  juge  ajoute  que  Huybrechts  a logé 
quelque  temps  à l'hôtel  du  Cygne  à Sursee,  et  qu'il  doit  être  encore  en  Suisse. 

Par  note  du  11  décembre  1898  l'Ambassade  de  France  eu  Suisse  demande 
au  Président  de  la  Confédération  de  vouloir  faire  procéder  à l'extradition 
de  Huybrechts.  A cette  note  est  joint  un  mandat  d’arrêt  du  juge  d’instruction 
de  Nancy,  daté  du  5 du  même  mois;  ce  document  relève  à 1a  charge  de 
Huybrechts  les  faits  ci-après,  résultant  de  l'information  commencée  contre  lui  : 
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« Huybrechts,  actuellement  en  fuite,  fils  rte  Edouard  et  de  Dewaït, 
Marie-Catherine,  s'ôtait  par  convention  sous  seings-privés  du  22  mars  1898, 
chargé,  de.  vendre,  à la  commission,  sur  la  place  de.  Nancy  et  dans  les  en- 
virons, les  vins  que  lui  expédierait  M.  Granier  fils,  négociant  à Béziers. 
Mais  ce  dernier  s’était  réservé  d’établir  lui-même  les  factures  et  d’en  opérer 
directement  rencaissement.  Au  mépris  de  ces  engagements,  Huybrechts 
a touché  chez  divers  clients  et  s'est  approprié  le  montant  de  ce  qui  était 
dû  à M.  Granier.  Tl  a,  en  outre,  déposé  aux  docks  naucéiens  environ  50  hecto- 
litres de  vin,  et  s'est  fait  consentir  sur  cette  consignation  des  avances  de 
fonds  s'élevant  à 450  fr.,  qu'il  a également  employés  il  ses  besoins.  Les  abus 
de  confiance  commis  par  lui  au  préjudice  de  M.  Granier  ne  sont  pas  évalués 
à moins  de  2000  fr. 

« Ces  faits  constituent  le  délit  prévu  et  réprimé  par  les  art.  406  et  408 
du  Code  pénal.»  Ce  dernier  article  est  conçu,  notamment,  comine  suit: 

« Quiconque  aura  détourné  on  dissipé,  au  préjudice  des  propriétaires, 
possesseurs  ou  détenteurs,  des  effets,  deniers,  marchandises,  billets,  quittances 
ou  tous  autres  écrits  contenant  ou  opérant  obligation  ou  décharge,  qui  ne 
*ui  auraient  été  remis  qu'à  titre  de  louage,  de  dépôt,  de  mandat,  de  nan- 
tissement. de  prêt  à usage,  ou  pour  un  travail  salarié  ou  non  salarié,  à la 
charge  de  les  rendre  ou  représenter,  ou  d'en  faire  usage  ou  un  emploi 
déterminé,  sera  puni  îles  peines  portées  en  l'art.  406  » (emprisonnement  de. 
deux  mois  au  moins,  de  deux  ans  au  plus,  et  amende  qui  ne  pourra  ex- 
céder le  quart  des  restitutions  et  des  dommages-intérêts  qui  sont  dus  aux 
parties  lésées,  ni  être  moindre  de  vingt-cinq  francs). 

«Si  l’abus  de  confiance  prévu  et  puni  par  le  précédent  paragraphe  a 
été  commis  par  un  officier  public  ou  ministériel,  ou  par  un  domestique, 
homme  de  service  à gages,  élève,  clerc,  commis,  ouvrier,  compagnon  ou 
apprenti,  au  préjudice  de  son  maître,  la  peine  sera  celle  de  la  réclusion. 

« Le  tout  sans  préjudice  de  ce  qui  est  dit  aux  art.  254,  255  et  256, 
relativement  aux  soustractions  et  enlèvements  de  deniers,  effets  ou  pièces 
commis  dans  les  dépôts  publics.  » 

Déjà  avant  le  dépôt  de  la  demande  d'extradition,  le  Conseil  exécutif 
de  Lucerne  avait,  par  office  du  9 décembre  1898,  avisé  le  Conseil  fédéral 
que  l’inculpé  avait  été  arrêté  le  4 dit,  et  incarcéré  dans  la  prison  préventive 
de  Lucerne,  à la  disposition  île  l'autorité  requérante.  Le  dit  office  ajoute 
que  l'inculpé,  informé  par  le  Département  lucernois  de  Justice  de  l’accusation 
d'abus  de  confiance  dirigée  contre  lui,  ainsi  que  des  dispositions  du  traité 
d'extradition  entre  la  Suisse  et  la  France,  du  9 juillet  1869,  a demandé 
d'être  mis  au  plus  tôt  en  liberté,  afin  de  pouvoir  se  rendre  immédiatement 
à Nancy  sans  escorte  de  police,  et  s’y  présenter  au  juge  d'instruction  ; selon 
l'inculpé,  il  ne  s'agirait  que  d'une  contestation  civile  introduite  par  la  maison 
de  vins  Granier  fils  à Béziers,  et  qui  a été  fort  exagérée.  L’inculpé  in- 
voquait sa  bonne  réputation  et  ses  circonstances  de  famille,  notamment  le 
fait  « qu'il  a à Nancy  quatre  petits  enfants,  dont  l'aîné  n'a  que  8 ans,  et  une 
femme  dans  une  position  intéressante». 

Par  lettre  du  13  décembre  1898,  l’avocat  Beck  à Sursee,  conseil  de 
l’inculpé,  avise  le  Département  fédéral  de  Justice  et  Police  de  l’arrestation 
de  son  client,  en  signalant  le  fait  qu'aucune  demande  d'extradition  n’a 
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encore  été  déposée  contre  ce  dernier.  Il  ajoute  que  par  cette  arrestation 
Huybrecht»  «'est  vu  (itilevé  soudain  A «es  occupations,  et  qu'il  a souffert, 
ensuite  d'une  réclamation  portant  sur  une  somme  de  NK)  fr.  tout  au  plus, 
un  dommage  s’élevant  il  des  milliers  de  francs.  Huybrecht»  est  arrivé  il 
y a environ  deux  mois  de  Nancy  à Sursee,  où  il  a fait  le  commerce  de 
fruits  en  toute  honnêteté;  il  ne  s'est  pas  réfugié  en  Suisse,  dans  le  sens  de, 
l’art.  1",  al.  1,  du  traité  d’extradition  franco-suisse.  L’inculpé  estime  en  outre 
ne  pouvoir  être  extradé,  attendu  que  le  fait  similaire  k celui  pour  lequel 
il  est  poursuivi  n’est  pas  punissable  dans  le  pays  requis,  soit  dans  le  canton 
de  Lucerne  (même  article,  dernier  alinéa).  Cette  écriture  conclut  à ce  qu'il 
plaise  nu  Département  fédéral  ordonner  la  mise  en  liberté  de  l'inculpé; 
k cette  lettre  est  joint  un  certificat  de  mœurs,  signé  par  le  président  du 
Conseil  municipal  de  Sursee,  d'où  il  résulte  que  Huybrecht»  a été  domicilié, 
pendant  deux  mois  dans  cette  localité,  pour  y acheter  des  fruits,  et  que, 
pendant  ce  temps,  sn  conduite  et  ses  opérations  d'affaires  n’ont  donné  lieu 
A aucune  plainte. 

Par  télégramme  du  14  décembre,  le  Département  avise  l'avocat  Beek 
qu'il  ne  peut  entrer  eu  matière  sur  sa  requête,  avant  qu'il  ait  été  procédé 
A l’audition  de  Huybrecht»,  conformément  A l’art.  21  de  la  loi  fédérale  sur 
l’extradition. 

Cette  audition  eut  lieu  à Lucerne  le  15  décembre,  Huybrecht«  protesta 
contre  son  extradition,  par  des  motifs  qu’il  déclara  vouloir  faire  rédiger 
par  son  avocat,  et  adresser  le  même  jour  au  Conseil  fédéral. 

Par  lettre  du  22  décembre  l’avocat  Heck  prie  le  Département  fédéral 
de  hAter  sa  décision,  h quoi  le  Département  répond,  par  télégramme  du  23, 
que  la  faute  du  retard  ne  saurait  lui  être  imputée,  puisque  ce  retard  est 
dû  au  fait  que  le  mémoire  annoncé  n’est  pas  encore  parvenu  au  Conseil 
fédéral. 

Huybrecht»  adressa  en  outre,  le  21  décembre,  directement  au  Président 
de  la  Confédération  une  demande  de  mise  en  liberté;  il  fut  répondu  au 
requérant,  sous  date  du  24  dit.  qu’il  ne  pouvait  être  donné  suite  à cette 
demande  vu  les  dispositions  du  traité  d’extradition  du  3 juillet  lNii). 

Le  dossier  ayant  été  communiqué  au  conseil  de  l'inculpé,  sur  sa  demande, 
le  mémoire  rédigé  par  cet  homme  de  loi  parvint  A Berne  le  26  décembre. 
Dans  la  lettre  d’envoi  accompagnant  ce  mémoire,  l’avocat  Beek  renouvelle 
sa  demande  de  mise  en  liberté  provisoire  de  son  client,  en  s'appuyant  sur 
le  fait  qu'au  moment  de  l'arrestation  de  Huyhrechts  il  n'existait  encore 
aucune  demande  d’extradition,  ni  aucun  mandat  d’arrêt,  d’où  il  suit  que 
cette  arrestation  a eu  lieu  au  mépris  des  dispositions  des  art.  15  et  17  de 
la  loi  fédérale  sur  l'extradition. 

Le  mémoire  lui-même  conclut  à ce  que  la  demande  d'extradition  soit 
rejetée,  éventuellement  avec  la  réserve  qui  sera  mentionnée  plus  bas.  A 
l’appui  de  ces  conclusions  ledit  mémoire  fait  valoir,  en  substance,  les 
considération»  ci-après  : 

Huyhrechts  n’est  pas  réfugié  en  Suisse  dans  le  sens  de  l'art,  l"  du 
traité,  ni  « en  fuite  > comme  l’indique  A toit  le  mandat  d'arrêt  décerné  contre 
lui.  L'extradition,  en  second  lieu,  ne  pent  être  accordée,  puisque  le  fait 
similaire  à l’abus  de  confiance  n’est  pas  punissable  dans  le  canton  de  Lucerne, 
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pays  requis  (art.  1,  dernier  alinéa,  du  traité  de  18C9).  Le  détournement 
simple,  prévu  au  § 217  du  Code  pénal  lueernois,  ne  figure  pas  <lans  le  traité 
d’extradition,  mais  seulement,  sous  ehiffre  19,  la  « soustraction  frauduleuse  », 
dont  le  mandat  d'arrêt  ne  parle  pas.  Il  n’existe  pas  même,  dans  l’espèce, 
à la  charge  de  l'inculpé,  de  détournement  simple,  lequel  serait  d’ailleurs 
impuissant  à justifier  l'extradition  demandée.  Huybrechts  était  le  commis- 
sionnaire de  Granier  fils;  or  d’après  l’art,  444  C.-O.  suisse,  il  était  en  cette 
qualité  autorisé  A conserver  comme  acheteur  la  chose  qu’il  devait  vendre. 
En  tout  cas  la  circonstance  qu’il  a employé  h son  profit  la  marchandise 
commissionnée  n’implique  par  elle-même,  tant  que  Huybrechts  demeurait 
solvable,  aucun  crime  id  délit,  mais  tout  au  plus  un  acte  contraire  au  contrat, 
acte  qui  ne  peut  être  poursuivi  dès  lors  que  par  la  voie  civile,  dans  le  but, 
par  exemple,  de  faire  prononcer  des  dommages-intérêts  contre  son  auteur. 
Dans  la  pratique  des  tribunaux  lueernois,  ce  caractère  plutôt  civil  du  dé- 
tournement simple  a été  reconnu,  en  ce  sens  qu'aucune  pénalité  n’est 
prononcée  contre  un  pareil  délit,  si,  avant  le  prononcé  du  jugement  de 
dernière  instance,  l’accusé  prouve  qu’il  a entièrement  satisfait  aux  réclamations 
civiles  de  l’ayant  droit  lésé.  C’est  là  une  extension  de  la  disposition  du 
§ 217,  al.  2,  du  Code  pénal  lueernois,  statuant  qu’en  cas  de  détournement 
simple,  aucune  peine  n'est  prononcée  contre  l’inculpé,  si  celui-ci,  après  en 
avoir  été  sommé,  satisfait  entièrement  dans  un  délai  de  24  heures  à toutes 
les  réclamations  civiles  des  ayants  droit,  à la  condition  qu’il  s'agisse  de 
choses  fongibles.  C'c  délit  n’est  d’ailleurs  pas  poursuivi  d’office.  Il  y aurait 
par  conséquent  lieu  en  tout  cas,  si  l'extradition  était  accordée,  de  faire  une 
réserve  dans  ce  sens  qu’aucune  peine  ne  pourra  être  prononcée  contre 
l’inculpé,  s'il  prouve  avoir  satisfait  à toutes  les  réclamations  civiles  avant 
le  prononcé  du  jugement  de  dernière  instance. 

Dans  son  office  du  27  décembre  1998,  le  Procureur  général  de  la 
Confédération  conclut  il  l'admission  de  la  demande  d'extradition,  sans 
s'opposer  toutefois  A la  réserve  ci-haut  formulée. 

Statuant  sur  ces  faits  et  considérant  en  droit: 

X.  Sur  la  demande  de  mise  en  liberté  provisoire  de  l’inculpé. 

Aux  ternies  de  l’art.  25,  ni.  2,  de  la  loi  fédérale  sur  l’extradition 
aux  Etats  étrangers,  du  22  janvier  1892,  la  mise  en  liberté  provi- 
soire d'nn  individu  arrêté  peut  être,  selon  les  circonstances,  autorisée 
par  le  Tribunal  fédéral,  si  eelni-ei  est  saisi  de  la  cause,  sinon  par 
le  Conseil  fédéral.  C’est  donc  en  l’espèce  au  Tribunal  de  céans  A 
statuer  sur  la  demande  du  requérant  à cette  fin.  Toutefois,  comme 
le  Tribunal  fédéral  doit  statuer  aujourd'hui  même  sur  la  demande 
d’extradition  du  sieur  Huybrechts,  la  prédite  requête  de  ce  dernier 
est  devenue  sans  objot.  Il  n’y  a doue  pas  lieu  d'entrer  en  matière 
sur  la  demande  tendant  à la  mise  en  liberté  provisoire  du  sieur 
Huybrechts. 

H.  Au  fond. 

1°  Fin  ce  qui  a trait  aux  objections  soulevées  par  l’inculpé  en 
ce  qui  concerne  la  demande  d’extradition  dont  il  est  l’objet,  il  y 
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a lieu  de  repousser  d'emblée,  comme  dénuée  de  tout  fondement, 
celle  consistant  à dire  que  Huybreehts  ne  peut  être  considéré  comme 
un  individu  „réfugié  de  France  en  Suisse“  dans  le  sens  de  l’art.  1*'. 
al.  1,  du  traité  de  18(19.  Il  suffit,  sous  ce  rapport,  de  rappeler  ce 
que  le  Tribunal  fédéral  a dit,  dans  une  autre  cttuse  d’extradition, 
relativement  à la  même  question,  pour  établir  que  Huybreehts  se 
trouve  bien  dans  les  conditions  visées  par  le  traité,  attendu  qu’il 
s’est  soustrait  en  fait  à la  juridiction  de  l’autorité  pénale  française 
fvoir  arrêt  du  Tribunal  fédéral  du  28  février  J8S0  dans  la  cause 
Menninger,  ree.  off.  XVI,  page  108  et  suiv.). 

2"  Le  sieur  Huybreehts  s’oppose  en  outre  il  l’extradition  requise, 
en  alléguant  que  le  délit  d’„abus  de  confiance“  visé  dans  le  mandat 
d’arrêt,  n'est  pas  réprimé  par  le  Code  pénal  du  canton  de  Lucerne, 
que  d'un  autre  côté  la  notion  du  détournement  simple,  prévu  dans 
le  dit  Code,  ne  l'a  pas  été  dans  le  traité  d’extradition  franco-suisse, 
et  qu’en  tout  cas  l’acte  reproché  il  l'inculpé  ne  peut  pas  être  compris 
dans  la  notion  du  détournement,  telle  qu’elle  existe  en  droit  lucernois. 

Ces  objections  sont  également  mal  fondées. 

Il  est  tout  d’abord  indifférent,  au  point  de  vue  de  l’extradition 
requise,  que  le  crime  ou  le  délit  visé  par  le  mandat  d’arrêt  de 
l'Etat  requérant  ne  figure  pas  sous  la  même  dénomination  dans 
le  Code  pénal  de  Lucerne  ; il  suffit,  il  cet  égard,  ainsi  que  le 
Tribunal  île  céans  l'a  déjà  reconnu  à diverses  reprises,  que  le  Code 
en  question  considère  l’acte  visé  comme  un  acte  punissable  (crime 
ou  délit),  justifiant  l’extradition  aux  termes  du  traité  dont  il  s’agit 
(voir  p.  ex.  arrêt  du  Tribunal  fédéral  en  la  cause  Malzacher.  ree. 
Off.  II,  page  492 1. 

Or  tel  est  bien  le  cas  dans  l'espèce.  Comme  il  n’est  pas  contesté 
que  l'abus  de  confiance  est  compris  sous  chiffre  21  dans  l’énumération 
des  crimes  et  délits  donnant  lieu  à l’extradition,  il  s’agit  seulement 
encore  de  savoir  si  les  faits  visés  dans  le  mandat  d'arrêt  apparaissent 
comme  punissables  aux  termes  d’une  disposition  de  la  loi  pénale 
de  l'Etat  requis,  soit  dans  le  cas  particulier  du  canton  de  Lucerne, 
ce  qui  n’a  point  été  contesté,  pas  même  par  le  conseil  de  Huybreehts, 
en  ce  qui  concerne  le  détournement  des  sommes  indûment  encaissées 
et  dissipées  par  cet  inculpé.  Celui-ci  est  notamment  poursuivi  pour 
avoir  encaissé,  chez  des  clients  de  la  maison  pour  laquelle  il 
recevait  des  commandes,  «les  sommes  d’argent  qu’il  a employées 
pour  ses  besoins  propres,  au  lieu  de  les  livrer  à ses  patrons,  comme 
il  s’y  savait  obligé:  il  est  donc  accusé  d’avoir  commis  des  actes 
impliquant  une  transgression  du  mandat  qui  lui  avait  été  confié, 
un  abus  de  la  confiance  qu’il  avait  su  inspirer  à ses  mandataires. 
Il  est  donc  poursuivi  pour  le  délit  prévu  également  au  S 217  du 
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Code  pénal  lucernois,  lequel  vise  — en  lui  donnant  la  dénomination 
de  détournement  (Unterschlagung)  — l'acte  par  lequel  quelqu’un 
s'approprie,  contrairement  au  droit,  et  au  préjudice  du  propriétaire, 
la  chose  d’autrui,  dont  il  avait  pris  possession  moyennant  l’obligation 
et  sons  condition  de  la  restituer  à son  dit  propriétaire  ou  ayant 
droit.  En  effet,  aux  tenues  du  mandat  d’arrêt,  Huybrechts  a perçu 
indûment  lesdites  sommes,  non  seulement  sans  les  transmettre  à 
la  maison  Granier  fils,  mais  en  contestant  même  actuellement  cette 
obligation  de  restitution  en  ce  qui  concerne  la  plus  grande  partie 
de  ces  montants.  11  y a lieu  de  considérer  en  outre  comme  rentrant 
dans  la  catégorie  des  actes  prévus  et  réprimés  par  le  § 217  du 
Code  pénal  lucernois  le  fait,  de  la  part  de  Huybrechts,  d’avoir 
déposé  dans  les  docks  nancéiens  environ  50  hectolitres  de  vin 
appartenant  à la  maison  Granier  fils,  et  de  s’être  fait  livrer  des 
avances  d'argent,  avec  ce  dépôt  comme  garantie,  jusqu'à  concurrence 
de  450  fr.,  que  Huybrechts  a employés  pour  ses  besoins.  En  effet, 
c’est  en  vain  que  l’opposant  à la  demande  d’extradition  cherche 
à se  faire  envisager  comme  un  commissionnaire  dans  le  sens  des 
art.  480  et  suiv.  C.-O.,  auquel  cas  il  pourrait  à la  vérité  être  considéré, 
le  cas  échéant,  comme  acheteur  de  la  marchandise  qu’il  devait 
vendre  (C.-O.,  art.  444).  Il  est  établi  au  contraire  que  Huybrechts 
n’a  jamais  été  commissionnaire  tle  Granier  fils  dans  le  sens  de  ces 
dispositions  légales,  pas  plus  que  des  art.  01  et  suiv.  du  ('ode  de 
commerce  français.  Il  se  bornait  à placer,  non  point  en  son  nom 
à lui,  mais  pour  le  compte  de  Granier  fils  les  vins  de  cette  maison 
„à  la  commission“,  c’est-à-dire  en  qualité  de  commis-voyageur 
percevant  une  provision  de  tant  pour  cent,  à titre  de  commission, 
sur  les  vins  par  lui  vendus.  Huybrechts  n’était  ainsi  nullement 
autorisé  à prendre  la  marchandise  à son  propre  compte,  et  par  ses 
agissements,  il  a de  nouveau  commis  le  délit  prévu  au  § 217  du 
Code  lucernois.  A ce  second  point  de  vue  encore,  l’extradition  de 
Huybrechts  est  donc  bien  demandée  pour  un  délit  dont  le  similaire 
est  punissable  dans  le  pays  à qui  la  demande  est  adressée. 

L'opposition  à la  demande  d’extradition  n’est  dés  lors  point 
fondée,  et  il  y a lieu  d’y  déférer. 

3°  Il  ne  convient  pas  non  plus  de  joindre  au  présent  arrêt  la 
réserve  proposée  par  le  conseil  de  l’inculpé,  et  consistant  à assurer 
l’impunité  au  sieur  Huybrechts  s’il  rapportait,  avant  le  prononcé 
définitif  des  tribunaux  en  la  cause,  la  preuve  qu’il  a entièrement 
satisfait  aux  réclamations  civiles  élevées  par  la  maison  Granier  fils. 
Dos  circonstances  de  fait  établies  ainsi  que  des  pièces  du  dossier, 
il  résulte  que  les  conditions  dans  lesquelles  le  Code  pénal  lucernois 
(§  217,  al.  2)  assure  à l’inculpé  l’impunité,  ne  se  trouvent  point 
accomplies  en  l’espèce. 
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♦°  Enfin  il  importe  peu  que  le  mandat  d’arrct  n’indique  pas 
avec  précision  et  détail,  dans  le  cas  particulier,  la  date  de  la 
perpétration  du  ou  des  délits  pour  lesquels  Huybreclits  est  poursuivi. 
Il  est  aisé,  en  effet,  de  combler  cette  lacune  à l’aide  des  autres 
constatations  figurant  dans  le  même  document,  desquelles  il  appert 
avec  certitude  que  les  actes  incriminés  dont  il  s’agit  ont  été  commis 
pendant  la  période  qui  s’est  écoulée  entre  l’entrée  de  Huybrechts 
dans  la  maison  Granier  en  qualité  de  voyageur  de  commerce 
(22  mars  1898)  et  le  départ  de  l’inculpé  pour  la  Suisse  en  octobre 
suivant.  Dans  cette  situation  il  est  indifférent  que  la  date  de  chacune 
des  infractions  reprochées  A ce  dernier  n’ait  pas  été  insérée  spécia- 
lement dans  le  mandat  d'arrêt. 

Par  ces  motifs 

Le  Tribunal  fédéral  prononce: 

L'extradition  du  sieur  Léon-Julien-Joseph  Huybrechts,  né  A 
Glimes  (Belgique)  le  2,r>  janvier  1855,  représentant  de  commerce, 
précédemment  A Nancy,  actuellement  détenu  A Lucerne,  est  accordée 
conformément  A la  demande  formée  par  l’Ambassade  de  France 
en  Suisse,  en  application  de  l’art.  l*r,  chiffre  21,  et  dernier  alinéa  du 
traité  franco-suisse  du  9 juillet  1869. 


3.  Urteil  vom  18.  Januar  1899  in  Sachen  Bayern  und  Josef  Winkelhofer. 

A.  Mit  Note  vom  4.  Januar  1899  stellte  die  kgl.  bayr.  Gesandtschaft  in 
Bern  beim  schweizerischen  Bundesrate  das  Gesuch  um  Auslieferung'  des 
im  Ktibrum  genannten  Josef  Winkelhofer,  gemäss  Art.  1.  Ziff.  11  und  12, 
Art.  7 und  8 des  schweizerisch-deutschen  Auslieferungsvertrages,  und  ge- 
stützt auf  einen  am  26.  Dezember  1898  datierten  Haftbefehl  des  Militärunter- 
suchungsricliters  der  kgl.  Kommandantur  der  Haupt-  und  Residenzstadt 
München,  wonach  Winkelhofer  beschuldigt  wird: 

«1.  Tn  der  Nacht  vom  6.  auf  7.  Oktober  1898  zu  München  ....  dein 
«Obergefreiten  Angerer  seiner  Compagnie  aus  dessen  ordnungsgemäss 
«versperrtem  Schranke  im  gemeinsamen  Zimmer  Nr.  42  des  Fuss-Artillerie- 
■ Kasernements  einen  dem  Angerer  gehörenden  Betrag  von  Mk.  1.60,  also 
«eine  fremde  bewegliche  Sache,  in  der  Absicht  rechtswidriger  Zueignung 
« weggenommen  zu  haben,  nachdem  er  zum  Zwecke  der  Ermöglichung 
« solcher  Wegnahme  das  den  Verschluss  des  Schrankes  vermittelnde  Schloss 
«mit  einem  falschen  Schlüssel  oder  mit  einem  zu  dessen  ordnungsmttssiger 
«Eröffnung  nicht  bestimmten  Werkzeuge  versperrt,  mithin  den  Diebstahl 
«dadurch  bewirkt  hatte,  dass  er  zur  Eröffnung  des  im  Innern  eines  Ge- 
« bäudes  befindlichen  Behältnisses  falsche  Schlüssel  oder  andere  zur  ord- 
« nungsmttssigen  Eröffnung  nicht  bestimmte  Werkzeuge  verwendete,  und 
«sich  durch  diese  Handlung,  nachdem  er  wegen  zweier  Vergehen  des 
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« Diebstahl«  mit  Urteil  des  Schöffengerichtes  am  kgl.  Amtsgerichte  Gries- 
« bacli  vom  28.  Mürz  1896  zu  einer  Gesamtgefängnisstrafe  von  14  Tagen, 
«hierauf  wegen  eine«  am  10.  Oktober  1897  ausgeführten  Verbrechens  des 

• einfachen  Diebstahl«  im  Rückfälle,  mit  Urteil  des  kgl.  Militär-Bezirksgerichts 
« München  vom  30.  November  1897  zu  Gefängnis  von  3 Monaten  15  Tagen 
« verurteilt  worden  ist,  de«  in  §§  242,  243,  Ziff.  3,  244  M.-St.-G.-B.  mit  Strafe 
«bedrohten  Verbrechen»  des  schweren  Diebstahl«  im  Rückfalle  schuldig 
« gemacht  zu  haben  ; 

« 2.  in  der  Zeit  vom  3.  bis  6.  November  1898  zu  München,  im  König- 
« reich  Bayern,  dem  nämlichen  Angerer  aus  dem  gleichen,  ordnungsgemäss 
« versperrten  Schranke  einen  dem  Angerer  gehörenden  Geldbetrag  von 
« Mk.  24,  also  eine  fremde  bewegliche  Sache,  in  der  Absicht  rechtswidriger 
« Zueignung  weggenommen  und  den  Diebstahl  in  gleicher  Weise  wie  in 
« Ziffer  1 bewirkt,  sonach  sich  durch  diese  Handlung  des  nämlichen  Ver- 
« brechens  wie  in  Ziff.  1 schuldig  gemacht  zu  haben  ; 

« 3.  am  31.  Oktober  1898  zu  München,  im  Königreich  Bayern,  im 
« Zimmer  Nr.  42  des  Fussartillerie-Kasernements  dem  Kanonier  Kbenthener 
«seiner  Compagnie  einen  diesem  gehörenden,  goldenen  Fingerring  im 
«Werte  von  Mk.  3,  also  eine  fremde  bewegliche  Sache,  in  der  Absicht 

• rechtswidriger  Zueignung  weggenommen  und  sich  durch  diese  Handlung 

• mit  Rücksicht  auf  die  in  Ziffer  1 erwähnten  Vorstrafen  des  in  §§  242, 
« 244  des  Strafgesetzbuches  mit  Strafe,  bedrohten  Verbrechens  des  einfachen 

• Diebstahls  im  Rückfalle  schuldig  gemacht  zu  haben; 

«4.  Anfang  Oktober  1898  zu  München,  im  Königreich  Bayern,  seinem 
«Compagniechef,  k.  Hauptmann  Rosenberger,  aus  der  Compagniekammer 
« eine  militär-ftrarialische  Säbeltroddel  im  Werte  von  50  l’fg..  also  eine 
« fremde  bewegliche  Sache,  in  der  Absicht  rechtswidriger  Zueignung  weg- 
« genommen  und  sich  durch  diese  Handlung  mit  Rücksicht  auf  die  in 
« Ziffer  1 erwähnten  Vorstrafen  des  in  §§  242,  244  des  Strafgesetzbuches 
« mit  Strafe  bedrohten  Verbrechens  des  einfachen  Diebstahls  im  Rückfälle 
« schuldig  gemacht  zu  haben  ; 

«5.  vom  13.  auf  14.  Oktober  1898  zu  München,  im  Königreich  Bayern, 

• ein  Bierglas  im  Werte  von  einer  Mark,  welches  ihm  von  dem  Gastwirte. 

• Lehner  in  München  zum  Bierholen  geliehen  worden  war.  mithin  eine, 
«fremde  bewegliche  Sache,  welche  ihm  auvertraut  war,  sich  rechtswidrig 
«zugeeignet  und  sich  durch  diese  Handlung  des  im  § 246  des  Strafgcsetz- 

• buche»  mit  Strafe  bedrohten  Vergehens  der  Unterschlagung  schuldig  ge- 
« macht  zu  haben  ; 

«6.  am  7.  November  1898  zu  München,  im  Königreich  Bayern,  bei 
«seiner  eigenmächtigen  Rntfernung  von  den  ihm  vermöge  seines  allge- 
« meinen  militärischen  Dienst  verhältnisses  seitens  der  Compagnie  zum 
« dienstlichen  Gebrauche  behändigten,  militär-ärarialischen  Bekleidungs-  und 
« Ausrüstungsgegenständen  1 Feldmütze,  1 Halsbinde,  1 Waffenrock,  1 Tuch- 
« hose,  1 l’aar  Stiefel,  1 Leibriemen,  1 Säbeltroddel,  2 Patronentaschen, 
« I Hclinüberzug,  1 Seitengewehr,  Gesamtwert  Mk.  27.  95,  also  fremde  be- 

• wegliche  Sachen,  welche  ihm  vermöge  eines  militärischen  Dienstver- 

• hältnisses  anvertraut  waren,  sich  unter  Verletzung  seines  Verhältnisses 
«rechtswidrig  zugeeignet  und  sich  durch  diese  Handlung  de«  im  § 138, 
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«Abs.  I,  dos  Militärstrafgesetzbuehes  in  Verbindung  mit  § 246  des  Strsif- 
« gesetzbuches  mit  Strafe  bedrohten  militärischen  Vergehens  der  Unter- 
schlagung schuldig  gemacht  zu  haben.» 

Die  Note  der  kgl.  bayr.  Gesandtschaft  bemerkt,  Winkelhofer  sei  von 
seinem  Truppenteile  desertiert  und  in  die  Schweiz  geflüchtet  ; sie  gab  die 
Erklärung  ab,  er  werde  im  Falle  seiner  Auslieferung  wegen  des  mili- 
tärischen Vergehens  der  Fahnenflucht  nicht  verfolgt  werden. 

B.  Bei  seiner  Einvernahme  vor  Bezirksamt  Werdenberg  gab  der  An- 
geschuldigte die  Erklitrung  ab,  er  widersetze  sich  der  Auslieferung,  weil 
er  die  eingeklagten  Entwendungen  gegenüber  dein  Obergefreiten  Angerer 
nicht  begangen  habe  und  die  anderen  — von  ihm  zum  Teil  eingestan- 
denen — Delikte  so  geringfügig  seien,  dass  deswegen  eine  Auslieferung 
nicht  zuliissig  sei. 

C.  Die  Akten  wurden  dem  Bundesgericht  mit  Zuschrift  des  eidgenös- 
sischen Justiz-  und  Polizeidepartements  vom  13.  Januar  1899  übermittelt. 

Der  Generalanwalt  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  trägt  in 
seinem  Gutachten  auf  Bewilligung  der  Auslieferung  an. 

Dax  Hundexgericht  sieht  in  Erwägung: 

1.  Die  in  Art.  7 des  schweizerisch -deutschen  Auslieferungs- 
vertrages vorgeschriebenen  Formalien  des  Auslieferungsgesuches 
sind  gewahrt,  so  dass  auf  das  Gesuch  einzutreten  ist.  Ferner  sind 
die  Delikte,  deretwegen  der  Angeschuldigte  verfolgt  wird,  vertrags- 
milssige  Auslieferungsdelikte  und  nach  den  beidseitig  in  Betracht 
kommenden  Strafgesetzen  strafbar.  Es  ist  demnach  die  Auslieferung 
zu  bewilligen,  sofern  nicht  eine  der  im  schweizerisch  - deutschen 
Auslieferungsvertrage,  der  hier  allein  zur  Anwendung  kommt  und 
neben  dem  für  die  Anwendung  des  schweizerischen  Auslieferungs- 
gesetzes vom  22.  Januar  1892  kein  Raum  bleibt,  vorgesehenen 
Ausnahmen  von  der  Auslieferungspflicht  zutrifft. 

2.  Die  Einrede  des  Angeschuldigten  nun,  er  habe  sieh  einzelner 
der  ihm  zur  Last  gelegten  Delikte  nicht  schuldig  gemacht,  kann 
vom  Auslicferungsrichter  nicht  gehört  werden,  da  dieser  nur  zu 
prüfen  hat,  ob  die  Voraussetzungen  der  Auslieferung  nach  Massgabe 
des  Auslieferungsvertrages  zutreffen,  dagegen  zur  Entscheidung 
über  die  Schuld  oder  Nichtsehuld  nicht  befugt  ist. 

3.  Ebenso  unstichhaltig  ist  der  — übrigens  nach  Erw.  2 
dahinfallende  — Standpunkt  des  Angeschuldigten,  er  könne  wegen 
der  Geringfügigkeit  der  von  ihm  zugestandenen  Vergehen  nicht 
ausgeliefert  werden  ; denn  der  schweizerisch -deutsche  Auslieferuugs- 
vertrag  kennt  eine  derartige  Ausnahme  von  der  Auslieferungspflicht 
nicht  (vergl.  Urteil  des  Bundesgerichts  vom  10.  Februar  1894  i.  S. 
Weller,  A.  S.  XX,  S.  56  f.,  Erw.  3,  und  vom  15.  März  gleichen  Jahres 
i.  S.  Zimmermann.  A.  S.  XX,  S.  61,  Erw.  3i. 
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4.  Endlich  kommt  auch  — worauf  übrigens  der  Angeschul- 
digte  selbst  nicht  abstellt  — nicht  in  Betracht,  dass  die  Auslieferung 
von  einem  Militär-  und  nicht  von  einem  bürgerlichen  Gerichte 
begehrt  wird  (Urteil  des  Bundesgeriehts  i.  S.  Hilby  vom  9.  Sep- 
tember 1893,  A.  S.  Bd.  XIX,  S.  506,  Erw.  3). 

5.  Sonach  ist  die  Auslieferung  zu  bewilligen,  wobei  von  der 
Erklärung  der  kgl.  bayr.  Gesandtschaft,  wegen  des  Vergehens  der 
Fahnenflucht  linde  eine  Verfolgung  nicht  statt,  Vormerk  genommen 
wird.  - 

Demnach  hat  da#  Bundeisgericht  erkannt: 

Die  Auslieferung  des  Josef  Winkelhofer  wird  bewilligt. 


Urteil©  der  II.  Abteilung  des  Bundesgeriehts. 

1.  Urteil  vom  24.  November  1897  in  Sachen  Joseph  Egenter. 

A.  Durch  Urteil  der  PolizeikHinmer  des  Appellations-  und  Kassations- 
hofes des  Kantons  Bern,  vom  21.  Juli  1897,  wurde.  Joseph  Egenter,  Ad- 
ministrator der  Berner  Tagwacht,  in  Bem,  weil  er  am  1.  Mai  1897  an  der 
Spitze  eines  von  der  Arbeiterunion  Bern  veranstalteten  Umzuges  eine  rote 
Fahne  getragen  hatte,  der  Widerhandlung  gegen  den  Beschluss  des  Re- 
gierungsrates  des  Kantons  Bern,  vom  26.  Juli  1893,  betreffend  das  Verbot 
des  Tragens  oder  Führens  der  roten  Fahne  schuldig  erklärt  und  in  An- 
wendung der  Art.  1 und  2 dieses  Beschlusses,  sowie  der  Art.  368  und  468 
des  bemischen  Strafverfahrens  polizeilich  zu  einer  Busse  von  Fr.  200  und 
zu  den  Kosten  des  Staates  verurteilt.  Der  angeführte  regierungsrätliche  Be- 
schluss war,  wie  aus  den  ihm  vorangestellten  Erwägungen  hervorgeht, 
veranlasst  worden  durch  Ruhestörungen,  die  an  verschiedenen  Orten  des 
Kantons  Bern  stattgefunden  hatten,  und  beruht  auf  dem  Gedanken,  dass 
der  Gebrauch  der  roten  Fahne  unter  den  obwaltenden  Umständen  als  eine 
Provokation  erscheine,  die  geeignet  sei,  die  öffentliche.  Ruhe  und  den 
bürgerlichen  Frieden  zu  stören  und  Unordnungen  hervorzurufen.  Zur 
Begründung  seiner  Kompetenz  berief  sich  der  Regierungsrat  in  dem  Be- 
schluss auf  Art.  39  der  Staatsverfassung  und  die  ihm  vom  Grossen  Rat 
durch  Besclduss  vom  1.  Juli  1893  erteilten  Vollmachten.  In  der  Sitzung 
des  Grossen  Rates  vom  1.  Juli  waren  nämlich  die  Ruhestörungen,  die  am 
19.  Juni  1893  in  der  Stadt  Bern  vorgekommen  waren  und  die  zur  Aufrecht- 
erhaltung der  Ordnung  von  den  Behörden  getroffenen  Massnahmen  zur 
Sprache  gekommen,  und  es  hatte  bei  diesem  Anlasse  der  Grosse  Rat, 
indem  er  die  Massregeln  des  Regierungsrateg  genehmigte,  diesem  zugleich 
Vollmacht  erteilt,  « alle  Vorkehrungen  zu  treffen,  welche  er  zur  Aufrecht- 
erhaltung  der  öffentlichen  Ruhe  und  Ordnung  noch  fernerhin  für  nötig 
erachtet  ». 
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B.  Schon  vor  den  heroischen  Strafgerichtsbehörden  hatte  Joseph 
Egenter  die  F'rageder  Konstitutioualität  des  regicrungsrätlichen  Beschlusses 
vom  26.  Juli  1 893  aufgeworfen  und  diese  sowohl  aus  formellen  Gründen  — 
wegen  Inkompetenz  des  Regierungrates  — als  aus  materiellen  Gesichts- 
punkten — wegen  Verletzung  der  Gleichheit  der  Bürger  vor  dom  Gesetze 
und  des  Vereinsrechts  — bestritten.  Die  bernische  Polizeikammer  sprach 
sich  in  ihrem  Erteil  vom  21.  Juli  1897  über  diese  Einwendungen  im 
wesentlichen  folgendermassen  aus:  Art.  99  der  am  1.  Juli  1893  in  Kraft 
getretenen  heroischen  Kantonsverfassung  erteile  dem  Regiernngsrat  (in 
Erweiterung  des  § 40  der  Kantonsverfassung  vom  31.  Heumonat  1846)  die 
allgemeine  Kompetenz,  zur  Abwendung  dringender  Gefahr  die  nötigen 
Gebote  und  Verbote  mit  Strafandrohung  zu  erlassen.  Mit  seinem  Beschluss 
habe  der  Regierungsrat,  wie  aus  seiner  Motivierung  hervorgehe,  einer 
solchen  dringenden  Gefahr  begegnen  wollen,  die  ihm  das  Tragen  der 
roten  Fahne  nach  den  damals  obwaltenden  Umständen  für  die  öffentliche 
Ruhe  und  Ordnung  zu  bieten  geschienen  habe.  Das  verfassungsmässige 
Zustandekommen  des  Beschlusses  stelle  danach  ausser  Zweifel.  Die  weitere 
Frage  aber,  ob  eine  dringende  Gefahr  in  dieser  Hinsicht  noch  heute  be- 
stehe und  inwiefern  verneinendenfalls  die  Verfassungsmässigkeit  des  Be- 
schlusses als  dahingefallen  anzusehen  sei,  entziehe  sich  der  Beurteilung 
des  Gerichts,  da  dasselbe  der  Natur  der  Sache  nach  bei  Prüfung  der 
Konstitutionalitätsfrage  darauf  beschränkt  sei,  das  Vorhandensein  einer  den 
Erlass  des  fraglichen  Beschlusses  rechtfertigenden  dringenden  Gefahr 
formell,  d.  h.  in  dem  Sinn  festzustellen,  dass  die  Berufung  auf  sie.  seitens 
der  den  Beschluss  fassenden  Behörde  ein  notwendiges  Requisit  seiner  Ver- 
fassungsmässigkeit bilde,  währenddem  von  einer  Untersuchung  darüber, 
ob  eine  dringende  Gefahr  nach  den  thatsächlichcn  Verhältnissen  wirklich  be- 
standen habe,  keine  Rede  sein  könne.  Es  genüge  demnach,  diesbezüglich 
zu  konstatieren,  dass  eine  förmliche  Aufhebung  des  Beschlusses  nicht 
atattgefuudcu  habe.  Freilich  hätte  ferner  der  fragliche  Beschluss  nach 
Art.  39  der  Kantonsverfassung  dem  Grossen  Rat  zur  Kenntnis  gebracht 
werden  sollen,  und  von  der  daherigen  Pflicht  sei  der  Regierungsrat  durch 
den  Beschluss  des  Grossen  Rates  vom  1.  Juli  nicht  entbunden  worden. 
Allein  dass  deswegen  der  Beschluss  niemals  Geltung  erlangt  habe,  sei  eine 
Annahme,  die  sich  jedenfalls  aus  dem  Wortlaut  der  Verfassung  nicht  her- 
leiten lasse,  und  deren  Richtigkeit  auch  aus  inneren  Gründen  starkem 
Zweifel  unterliege,  da  ja  dadurch  der  Zweck  jener  dem  Regierungsrat 
eingeräumten  Befugnis,  der  gebieterisch  die  sofortige  Wirksamkeit  der 
Beschlüsse  desselben  erfordere,  verfehlt  wäre.  Würde  man  aber  annehmeu, 
es  trete  die  Wirksamkeit  eines  derartigen  Beschlusses  sofort  ein,  sie  sei 
indessen  durch  die  Kenntnisgabe  an  den  Grossen  Rat  gleichsam  resolutiv 
bedingt,  so  wäre,  da  eine  Frist  zur  Kenntnisgabe  nicht  bestimmt  sei,  die 
Gültigkeitsdauer  derartiger  Beschlüsse  unsicher  und  mangels  eines  festen 
Kriteriums  schwer  bestimmbar.  Die  Unterlassung  der  Kenntnisgabe  sei 
übrigens  ohne  grosse  praktische  Bedeutung,  da  der  Grosse  Rat  vermöge 
seines  Aufsichtsrechts  über  die  Exekutivbehörde  stets  in  der  Lage  sein 
werde,  hinsichtlich  derartiger  Beschlüsse  Aufschluss  zu  verlangen  und  gut- 
findend einzugreifen.  Es  sei  daher,  wenn  er  hiervon  vorliegend  keinen 
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Gebrauch  gemacht  habe,  darin  eine  stillschweigende  Anerkennung  des 
fraglichen  Beschlusses  zu  erblicken.  Im  weiteren  wurden  dann  auch  die 
Einwände  betreffend  die  materielle  Verfassungswidrigkeit  des  Beschlusses 
als  unstichhaltig  hingestellt. 

C.  Gegen  das  Urteil  der  heimischen  Polizeikammer  hat  namens  des 
Joseph  Egenter  Fürsprech  Aebi  in  Bern  den  staatsrechtlichen  Rekurs  an 
das  Bundesgericht  ergriffen.  Darin  wird  wiederholt,  dass  der  regierungs- 
rätliche  Beschluss,  auf  den  sich  das  Urteil  stütze,  verfassungswidrig  sei. 
Erstlich  habe  der  Regierungsrat  damit  seine  Kompetenzen  überschritten. 
Der  Beschluss  sei  inhaltlich  ein  gesetzgeberischer  Akt,  er  involviere  ein 
neues  Strafgesetz.  Dem  Regierungsrat  stiinden  jedoch  gesetzgeberische 
Befugnisse  nach  der  bernischen  Staatsverfassung,  Art.  6,  Ziff.  2,  und  Art.  29, 
nicht  zu.  Ihid  Art.  39  der  Kantonsverfassung  räume  dem  Regierungsrat 
nicht  einen  Freibrief  für  den  Erlass  von  Geboten  und  Verboten  mit  Straf- 
androhung ein,  dergestalt,  dass  er  unter  blosser  Berufung  auf  das  Vor- 
handensein dringender  Gefahr,  für  das  sein  Ermessen  einzig  massgebend 
wäre,  sich  nach  Belieben  die  Kompetenzen  der  übrigen  zur  Ausübung  der 
Staatsgewalt  zuständigen  Organe  arrogieren  könnte.  Vielmehr  müsse  tliat- 
sächlich  eine  Notlage  vorhanden  sein.  Auf  keinen  Fall  habe  mit  der  Auf- 
stellung des  Art.  .'19  dem  Regierungsrat  das  Recht  eingeräumt  werden 
wollen,  für  alle  Zukunft  bindende  Gesetze  zu  erlassen,  und  nun  sei  heute 
die  in  dem  Vorhandensein  einer  dringenden  Gefahr  für  die  öffentliche 
Ordnung  liegende  Voraussetzung  der  Gültigkeit  des  Beschlusses  sicherlich 
weggefallen.  Es  könnten  überhaupt  derartige  Massnahmen  allgemein  bin- 
dende Gültigkeit  nur  auf  so  lange  beanspruchen,  als  die  dringende  Gefahr 
nicht  erlaube,  durch  die  verfassungsmässig  kompetenten  Organe  selbst  die 
notwendigen  gesetzgeberischen  Massnahmen  zu  treffen.  Die  Gültigkeit 
solcher  Beschlüsse  höre  daher  mit  dem  Momente  auf,  wo  die  kompetenten 
Organe  in  Wirksamkeit  treten  könnten.  Und  wenn  eingewendet  werde, 
der  Grosse  Rat  habe  stillschweigend  jenem  Erlas«  seine  Genehmigung 
erteilt,  so  sei  dem  entgegenzuhalten,  dass  auch  der  Grosse  Rat  die  Kom- 
petenz nicht  habe,  die  ihm  oder  anderen  Organen  durch  die  Verfassung 
ausdrücklich  zugewiesenen  Verrichtungen  und  Befugnisse  anderen  Be- 
hörden zu  übertragen.  (Art.  27  Kantonsverfassung.)  Die  Auffassung  der 
Polizeikammer  über  die  Tragweite  des  Art.  39  der  Kantonsverfassung 
würde  dazu  führen,  dass  die  Regierung  unter  dem  Vorwände  dringender 
Gefahr  geradezu  diktatorisch  vorgehen  und  nach  Relieben  die  dem  Bürger 
eingeräumten  Garantien  suspendieren  könnte.  In  zweiter  Linie  wird  dann 
auch  darauf  beharrt.  dass  durch  den  fraglichen  Beschluss  die  Gleichheit 
der  Bürger  vor  dem  Gesetz  und  die  Vereinsfreiheit  verletzt  werde.  Der 
Antrag  geht  dahin,  es  sei  das  Urteil  der  bernischen  Polizeikammer  vom 
21.  Juni  1897  aufzuheben,  unter  Kostenfolge. 

T).  Die  Polizeikammer  beruft  sich  statt  einer  Vernehmlassung  auf  die 
Ausführungen  im  angefochtenen  Urteil.  Der  Regierungsrat  des  Kantons 
Bern,  dem  ebenfalls  Gelegenheit  zur  Vernehmlassung  gegeben  wurde,  hat 
auf  eine  einlässliche  Beantwortung  verzichtet,  da  nicht  die  Aufhebung 
seines  Beschlusses,  sondern  bloss  die  des  Urteils  der  Polizeikammer  ver- 
langt werde.  Der  Iiistruktionsrichter  fragte  hierauf  den  Regierungsrat  an, 
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ob  er  (Iah  fragliche  Verbot  noch  auf  eine  unbestimmte  Zeitdauer  fort- 
bestehen  zu  lassen  gedenke,  oder  ob  derselbe  vielleicht  jetzt  schon  in  der 
Lage  sei,  zu  ermessen,  in  welchem  Zeitpunkte  die  Aufhebung  des  Verbots 
erfolgen  dürfte;  für  den  einen  wie  für  den  anderen  Fall  werde  eine  kurze 
Anführung  der  Gründe  für  die  bezügliche  Entschliessung  des  Regierungs- 
rates  gewünscht.  In  Erledigung  dieser  Zuschrift  teilte  die  Staatskanzlei 
des  Kantons  Bern  im  Aufträge  des  Regierungsrates  mit,  dass  dieser  seinen 
Beschluss  vom  26.  Juli  1893  unterm  IS.  November  1S97  aufgehoben  habe,  da 
die  Gründe,  welche  im  Jahre.  1893  das  Verbot  des  Gebrauches  der  rote.n 
Fahne  zweckmässig  hätten  erscheinen  lassen,  zur  Zeit  nicht  mehr  bestünden  ; 
beigefügt  wurde,  es  sei  in  der  Diskussion  über  die  Beschlussfassung  die 
einstimmige  Überzeugung  des  Regierungsrates  zur  Geltung  gekommen, 
(Ibhs  der  Beschluss  vom  26.  Juli  1893  verfassungsmässig  gewesen  sei,  und 
dass  sich  die  Regierung  Vorbehalte,  den  Beschluss  nieder  in  Kraft  su  netzen. 
wenn  die  Umstände  dies  nötig  machen  sollten. 

Dan  Bundesgericht  zieht  in  Endigung  : 

1.  Das  Urteil  der  bcmischcn  Polizeikammer  vom  21.  Juli  1897 
wird  vom  Rekurrenten  in  erster  Linie  deshalb  ungefoehten,  weil 
der  Beschluss  des  Regierungsrates  vom  26.  Juli  1893,  auf  dem 
dasselbe  beruht,  nach  den  verfassungsrechtlichen  Bestimmungen 
über  die  Kompetenzen  dieser  Behörde  von  Anfang  an  nicht  ver- 
bindlich gewesen  sei,  oder  doch  im  Zeitpunkt  der  Ausfüllung  des 
Urteils  der  Polizeikammer  keine  Gültigkeit  mehr  besessen  habe. 
Zur  Prüfung  dieser  Beschwerde  ist  das  Bundesgericht  zweifellos 
kompetent,  da  es  ihm  obliegt,  über  die  Beobachtung  der  durch  die 
kantonalen  Verfassungen  den  staatlichen  Behörden  gesetzten  Kom- 
petenzgrenzen zu  wachen,  und  zwar  kann  der  staatsrechtliche 
Rekurs  nicht  nur  gegen  einen  verfassungswidrigen  Erlass  als 
solchen,  sondern  auch  gegen  jede  konkrete  Anwendung  desselben 
ergriffen  werden  (vergl.  das  Urteil  des  Bundesgerichts  i.  S.  Wald- 
vogel und  Konsorten,  Amtliche  Sammlung  Bd.  XXII,  S.  101,  E.  1). 

2.  Der  Beschluss  des  heroischen  Regierungsrates  vom  26.  Juli 
1893,1)  dessen  Verfassungs Widrigkeit  danach  zu  prüfen  ist,  stützt 


')  Derselbe  lautete: 

Der  Hegirrungsrat  des  Kantans  Bern, 
in  Erwägung 

1.  dass  die  in  neuerer  Zeit  an  verschiedenen  Orten  des  Kantons  statt  - 
gefundenen  Ruhestörungen  es  der  Regierung  zur  Pflicht  machen,  so  viel 
als  möglich  allem  vorzubeugen,  was  zu  neuen  Unordnungen  Anlass  geben 
könnte  ; 

2.  dass  unter  den  obwaltenden  Umständen  der  Gebrauch  der  roten 
Fahne  als  eine  Provokation  erscheint,  geeignet,  die  öffentliche  Ruhe  und 
den  bürgerlichen  Frieden  zu  stören  und  Unordnungen  hervorzurufon. 
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sieh  auf  Art.  39  der  am  1.  Juli  1893  in  Kraft  getretenen  Staats- 
rerfassung  des  Kantons  Bern  vom  4.  Juni  1893,  der  lautet:  „Er 
„(der  Regiernngsrnt)  wacht  innerhalb  der  Schranken  der  Bundes- 
verfassung über  die  Sicherheit  des  Staates  nach  aussen  und  über 
„die  Handhabung  von  Ruhe  und  Ordnung  im  Innern. 

„Zur  Abwendung  von  dringender  Gefahr  kann  er  die  vor- 
„lilufigen  militärischen  Sicherheitsmassregeln  ergreifen  oder  die 
„ nötigen  Gebote  und  Verbote  mit  Strafandrohung  erlassen  ; er  soll  aber 
„dem  Grossen  Rate  sogleieh  davon  Kenntnis  geben  und  seine  Ent- 
scheidung über  die  weiteren  Vorkehren  gewärtigen.*1  Gegenüber 
der  entsprechenden  Bestimmung  in  Art.  40  der  früheren  Verfassung 
des  Kantons  Bern,  vom  31.  Heumonat  1846,  enthält  Art.  39  der 
neuen  Verfassung,  abgesehen  davon,  dass  in  Absatz  1 die  Vor- 
schriften der  Bundesverfassung  Vorbehalten  werden,  in  Absatz  2 
eine  sofort  in  die  Augen  springende  Erweiterung  der  dem  Re- 
gierungsrate ausdrücklich  übertragenen  Befugnisse  in  der  Richtung, 
dass  ihm  für  Fälle  dringender  Gefahr  das  Recht  eingeräumt  wird, 
Gebote  und  Verbote  mit  Strafandrohung  zu  erlassen.  Durch  die 
Verfassung  selbst  ist  somit  der  Regierungsrat,  und  zwar  offenbar 
bewussterweise,  für  gewisse  Ausnahmsfälle  mit  gesetzgeberischer  Ge- 
walt ansgestattet,  die  sonst  im  allgemeinen  nach  der  heroischen 
Verfassung  in  den  Händen  des  Grossen  Rates  bezw.  des  Volkes 
liegt,  und  es  kann  daher  deshalb  allein,  weil  es  sich  um  eine 
ihrem  innern  Wesen  nach  gesetzgeberische  Massnahme  handelt, 
die  Verfassungsmässigkeit  des  Beschlusses  vom  26.  Juli  1893,  der 
eben  in  Ausübung  der  dem  Regierungsrat  durch  Art.  39  einge- 
räumten Ausnahmebefugnis  erlassen  worden  ist,  nicht  in  Frage 

gestützt  auf  Art.  39  der  Staatsverfnssung,  sowie,  auf  die  vom  Grossen 
Rate  durch  Beschluss  vom  1.  Juli  1893  der  Regierung  erteilten  Vollmachten, 

bcschtiesst  : 

Art.  1.  Das  Tragen  oder  Fahren  der  roten  Fahne,  in  welcher  Gestalt  es 
sei , unter  freiem  Himmel,  das  Anfpflanzen  derselben  im  Freien,  in  Wirt- 
schaften  oder  an  anderen  öffentlichen  Orten  ist  im  ganzen  Staatsgebiete 
verboten. 

Art.  2.  Widerhandlungeu  sind  mit  Gefangenschaft  von  8 — 40  Tagen, 
oder  mit  einer  Busse  von  100  bis  500  Franken,  sowie  mit  Konfiskation  der 
Fahne  zu  bestrafen. 

Art.  3.  Die  rote  Fahne  ist,  wo  sie  in  Übertretung  des  vorstehenden 
Verbotes  erscheint,  durch  die  Polizei  wegzunehmen  und  dem  Regicrungs- 
statthalteram te  abzuliefern . 

Art.  4.  Dieser  Beschluss  tritt  sofort  in  Kraft.  Derselbe  soll  durch  das 
Amtsblatt  bekannt  gemacht  und  in  die  Gesetzsammlung  aufgenommen 
werden. 

Bern,  den  26.  Juli  1893. 

Namens  des  Regierunssratss, 

Der  Vizepräsident:  Steiger, 

Der  Staatsschreiber:  Kistler. 
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gestellt  werden.  Wenn  dann  aber  weiter  behauptet  wird,  es  habe 
damals  eine  Notlage,  die  den  Regierungsrat  zu  seinem  Vorgehen 
ermächtigt  hätte,  nicht  bestanden,  und  es  habe  somit  die  verfassungs- 
mässige Voraussetzung  für  dessen  Kompetenz  zum  Erlasse  des 
fraglichen  Beschlusses  gefehlt,  so  ist  hierauf  zu  bemerken,  dass 
die  Prüfung  der  Frage,  ob  jenes  materielle  Erfordernis  für  die  Aus- 
übung gesetzgeberischer  Befugnisse  durch  den  Regierungsrat  ror- 
handen  gewesen  sei,  notwendigerweise  diesem  selbst  überlassen  werden 
muss,  und  dass  dagegen  nichts  eingewendet  werden  kann,  dass  die 
heimischen  Gerichte  sich  darauf  beschränkt  haben,  die  Verfassungs- 
mässigkeit des  Beschlusses  bloss  nach  der  formellen  Seite  hin  zu 
prüfen.  Aber  auch  das  Bundesgericht  könnte  sich  auf  eine  Über- 
prüfung dieser  Frage  nur  dann  einlassen,  wenn  geltend  gemacht 
würde,  dass  die  Berufung  auf  das  dem  Regierungsrat  durch  Art.  39 
der  Verfassung  eingeräumte  Notrecht  nach  der  Lage  der  Dinge 
im  Zeitpunkte  der  Ausübung  desselben  eine  rollig  unhaltbare  ge- 
wesen sei  und  nur  dazu  dienen  sollte,  eine  bewusste  Kompetenz- 
Überschreitung  durch  Vorschieben  thatsächlich  unrichtiger  Voraus- 
setzungen zu  bemänteln.  Dies  trifft  aber  vorliegend  offensichtlich 
nicht  zu.  und  es  kann  deshalb  daran,  dass  das  rcgicrungsrätliche 
Verbot  vom  2(1.  Juli  1893  von  einer  zum  Erlass  verfassungsmässig 
zuständigen  Behörde  ausgegangen  ist,  und  somit  verfassungsrecht- 
liche Gültigkeit  erlangt  hat,  nicht  gezweifelt  werden. 

3.  Allein  es  wird  sich  weiter  fragen,  ob  auf  den  fraglichen 
Beschluss  auch  mit  Bezug  auf  die  Dauer  seiner  Gültigkeit  die  nämlichen 
Regeln  anzuwenden  seien,  naeh  denen  sich  die  zeitliche  Geltung 
eigentlicher  Gesetze  bestimmt.  Dies  zu  verneinen  zwingt  nicht  bloss 
der  Wortlaut  der  fraglichen  Verfassungsbestimmung,  sondern  auch 
deren  innere  Natur,  Grund  und  Zweck  derselben.  Es  ist  nämlich 
nicht  zu  verkennen,  dass  solche  Massnahmen,  wie  sie  Art.  39,  Abs.  2, 
der  heimischen  Verfassung  vorsieht,  einen  provisorischen  Charakter 
tragen.  Ihre  Veranlassung  bildet  das  Vorhandensein  einer  dringenden 
Gefahr,  und  ihr  Zweck  besteht  darin , dieser  Gefahr,  die  als 
dringend,  aber  nicht  als  dauernd  vorausgesetzt  wird,  zu  begegnen. 
Ist  die  Gefahr  beseitigt,  so  füllt  auch  das  Bedürfnis  nach  den  be- 
Bondern  Massnahmen  dahin.  Es  kann  also  nicht  die  Absicht  des 
Art.  39  der  heimischen  Kantonsverfassung  sein,  solchen  Massnahmen 
den  Charakter  definitiver,  bleibender  Normen  zu  verleihen.  Sie  sind 
nur  auf  kürzere  Zeit  berechnet,  und  die  Dauer  ihrer  rechtlichen 
Gültigkeit  ist  ihrer  ursächlichen  Veranlassung  und  ihrer  Zweck- 
bestimmung nach  eine  beschränkte.  Darauf  weist  ferner  auch  der 
bereits  erwähnte  Umstand  hin,  dass  durch  die  Bestimmung,  wonach 
dem  Regierungsrat  der  Erlass  derartiger  Massnahmen  übertragen 
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ist,  «lie  Ordnung  der  Kompetenzverhältnisse  der  Behörden,  die  nach 
der  bernischen  Verfassung  die  Staatsgewalt  nusüben,  durch  brachen 
wird,  indem  darin  dem  Regierungsrat  eine  Kompetenz  zugewiesen 
ist,  die  sonst  dem  Grossen  Rate  und  dem  Volke  zusteht.  Der 
Grosse  Rat  ist  die  oberste  Staatsbehörde,  dem  die  Beratung  und 
Beschlussfassung  über  all«!  Gegenstände  obliegt,  die  der  Volks- 
abstimmung unterliegen  (Art.  26,  Ziff.  1,  der  Verfassung);  und  der 
eigentliche  Gesetzgeber  ist  das  Volk  (Art.  6 leg.  eit.)  ; der  Regierungs- 
rat ist  lediglich  vorberatende  und  vollziehende  Behörde  (Art.  36, 
38  und  41  leg.  cit.).  Bleibende  Anordnungen  verbindlicher  Natur 
zu  treffen,  ist  somit  in  der  Regel  Sache  des  Grossen  Rates,  bezw. 
des  Volkes;  und  wenn  dem  Regierungsrate  gesetzgeberische  Be- 
fugnisse eingeriiumt  sind,  so  hat  man  es  mit  einer  Ausnahme  von 
der  sonst  gültigen  Kompetenzordnung  zu  thun,  die  in  letztere  sich 
nur  einfügen  lässt,  wenn  mau  die  Rechtsbeständigkeit  der  in  Aus- 
übung dieser  Kompetenz  getroffenen  Massnahmen  als  eine  zeitlich 
h«?6chränkte  auffasst.  Ähnlich  gestaltet  ist  das  Verhältnis  zwischen 
dem  Regierungsrat  nn«l  dem  Grossen  Rat  mit  Bezug  auf  die  in 
Art.  39  der  Kantonsverfassung  dem  Regierungsrate  eingeräumte 
Befugnis  zur  Ergreifung  militärischer  Sicherheitsmassregeln.  Ans- 
ilrücklich  ist  hier  beigefügt,  dass  diese  bloss  vorläufige  seien,  wie 
denn  auch  nach  Art.  26,  Abs.  6,  die  Verfügung  über  die  Wehrkraft 
des  Kantons,  soweit  sie  nicht  dem  Bunde  übertragen  ist,  dem 
Grossen  Rate  zustcht.  Kann  sonach  den  Strafbestimmungen,  die 
der  Regierungsrat  in  Ausübung  der  ihm  nach  Art.  39  der  Ver- 
fassung übertragenen  Kompetenz  aufgestellt  hat,  schon  aus  den 
angegebenen  Gründen  in  zeitlicher  Beziehung  nicht  die  nämliche 
Rechtskraft  beigemessen  werden,  wie  «len  von  den  ordentlichen 
gesetzgebenden  Organen  ausgehenden  Erlassen  allgemein  verbind- 
licher Natur,  so  hat  ferner  auch  dieser  Gedanke  in  der  Verfassung 
selbst  einen  positiven  Ausdruck  darin  gefunden,  dass  der  Re- 
gierungsrat  verpflichtet  ist,  dem  Grossen  Rat  sogleieh  von  den  von 
ihm  getroffenen  Massnahmen  Kenntnis  zu  geben  und  seine  Ent- 
scheidung über  die  weiteren  Vorkehren  zu  gewärtigen.  Durch 
diesen  Beisatz  wird  einerseits  in  unzweideutiger  Weise  ausgesprochen, 
dass  die  vom  Regierungsrat  getroffenen  Massnahmen  nur  provi- 
sorischen Charakter  haben  und  dass  dem  Grossen  Rate  die  end- 
gültige Beschlussfassung  über  die  zu  treffenden  Vorkehren  zusteht  ; 
anderseits  aber  muss  darin  eine  formelle,  verfassungsrechtliche 
Befristung  der  Gültigkeit  der  vom  Regierungsrate  angeordneten 
Massnahmen  erblickt  werden.  Denn  wenn  der  Rcgierungsrat  ver- 
pflichtet ist,  von  seinen  Vorkehren  sogleich  dem  Grossen  Kate 
Kenntnis  zu  geben,  und  wenn  letzterem  die  Entscheidung  über  die 
weiteren  Vorkehren  übertragen  ist,  so  folgt  daraus  in  zwingender 
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Weise  der  Schluss,  dass  die  Vorkehren  des  Regierungsrates  längere 
Gültigkeit  nur  haben  können,  wenn  der  Grosse  Rat  sie  bestätigt, 
und  dass  bei  Unterlassung  der  vorgeschriebenen  Kenntnisgabe  eine 
verfassungsmässige  Bedingung  für  den  Fortbestand  derselben  aus- 
fällt. Angesichts  der  Tragweite  der  Kompetenzen,  die  dem  Kegierungs- 
rate  in  Art.  39  ausnahmsweise  eingeräumt  sind,  kann  es  sich  hierbei 
nicht  um  eine  blosse  Ordnungsvorschrift  handeln  ; vielmehr  muss 
gesagt  werden,  dass  bei  einer  derartigen  verfassungsrechtlichen 
Ordnung  der  Verhältnisse  die  weitere  Kechtsbeständigkeit  der 
fraglichen  Massnahmen  von  der  Benachrichtigung  des  Grossen 
Rates  und  der  Bestätigung  derselben  durch  diesen  abhängig  sei. 
Der  Einwand,  dass  die  Frage  der  zeitliehen  Geltung  einer  solchen 
Massnahme  bei  dieser  Auffassung  ins  ungewisse  gestellt  wäre,  ist 
nicht  stichhaltig.  Denn  gewiss  wird  im  einzelnen  Falle  leicht  zu 
bestimmen  sein,  wann  die  Kenntnisgabe  spätestens  hätte  erfolgen 
sollen,  zumal  angesichts  der  Bestimmung  in  Art.  32  der  Verfassung 
des  Kantons  Bern,  wonach  der  Grosse  Rat  ordentlicherweise  alle 
Jahre  zweimal  Zusammentritt  und  sich  ausserordentlicherweise 
versammelt,  wenn  dies  vom  Präsidenten  oder  vom  Regierungsrate 
nötig  erachtet  wird.  Nun  hat  im  Rekursfalle  eine  Kenntnisgabe  des 
Beschlusses  vom  2ti.  Juli  1893  an  den  Grossen  Rat,  wie  die  Polizei- 
kammer in  ihrem  Urteil  feststellt,  überhaupt  nie  stattgefunden, 
trotzdem  der  Grosso  Rat  seither  öfters  zusammengetreten  ist.  Der 
Pflicht  zur  Kenntnisgabe  an  denselben  konnte  den  Regierungsrat 
aber  auch  die  ihm  von  ersterem  am  1.  Juli  1893  erteilte  allgemeine 
Vollmacht  zur  Ergreifung  der  nötigen  Massnahmen  nicht  entheben. 
Denn  dem  G rönnen  Rate  nteht  es  nicht  su,  eine  über  die  Verfassung 
hinausgehende  Vollmacht  zu  erteilen,  so  wenig  als  er  sich  durch 
seinen  Beschluss  des  Rechts  begeben  oder  der  Pflicht  entziehen 
konnte,  die  thatsächlich  von  dem  Regierungsrat  getroffenen  Mass- 
nahmen seiner  materiellen  Prüfung  zu  unterstellen.  Eine  vorherige 
Ermächtigung  könnte  höchstens  dann  von  Bedeutung  sein,  wenn  sie 
sich  auf  ganz  bestimmte,  in  Aussicht  genommene  Maasregeln  be- 
ziehen würde.  Ebensowenig  aber,  wie  durch  eine  zum  voraus 
erteilte  allgemeine  Vollmacht,  konnte  angesichts  des  Wortlautes  der 
Verfassung  das  formelle  Erfordernis  der  Kenntnisgabe  an  den 
Grossen  Rat,  bezw.  der  Bestätigung  des  regierungsrätlichen  Be- 
schlusses seitens  des  letztem  durch  eine  nachträgliche  stillschweigende 
Anerkennung  ersetzt  werden.  Es  hatte  daher  der  Beschluss  des 
Regierungsrates  vom  2li.  Juli  1893  im  Zeitpunkte,  als  ihn  die 
beruische  Polizeikummer  zur  Grundlage  ihres  Urteils  vom  21.  Juli 
1897  machte,  seine  verfassungsrechtliche  Gültigkeit  verloren,  und  es 
muss  infolgedessen  dieses  Urteil,  das  sich  auf  jenen  Beschluss 
stützt,  aufgehoben  werden. 
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4.  Muss  danach  schon  aus  formell  verfassungsrechtlichen 
Gründen  das  Urteil  der  heroischen  Polizeikammer  aufgehoben 
werden,  so  braucht  nicht  inehr  geprüft  zu  werden,  ob  durch  das- 
selbe auch  materielle,  durch  die  Verfassung  gewährleistete  Rechte 
des  Rekurrenten  verletzt  worden  seien. 

Demnach  hat  das  Bundesgericht  erkannt  : 

Der  Rekurs  wird  begründet  erklärt  und  das  angefoehtene  Urteil 
der  Polizeikammer  des  Appellations-  und  Kassationshofes  des 
Kantons  Bern  vom  21.  Juli  1897  aufgehoben. 


2.  Urteil  vom  9.  Februar  1898  in  Sachen  Daniel  Gaffner. 

A.  Gegen  Ernst  Pezolt,  Beamter  des  eidgenössischen  Justizdepartements 
in  Bern,  hatten  einige  Mitglieder  des  Einwohnervereius  Bern,  dem  Pezolt 
als  Präsident  Vorstand,  eine  Strafanzeige  wegen  Unterschlagung  eines 
Betrages  von  1000  Fr.  erhoben,  welcher  demselben  als  Vorsitzenden  des 
ira  Einwohnerverein  aufgegangenen  Initiativkomitees  eingehändigt  worden 
sei  und  über  dessen  zweckgemässe  Verwendung  er  sich  nicht  genügend 
habe  anszuweisen  vermögen.  Es  wurde  eine  Untersuchung  eingeleitet, 
aber  durch  gemeinschaftlichen  Beschluss  des  Untersuchungsrichters  und 
des  Staatsanwaltes  wurde  dieselbe  mangels  Schuldbeweis  ohne  Entschä- 
digung aufgehoben,  mit  der  Begründung  : «Die  Untersuchung  hat  ergeben, 
dass  das  zum  Thnt  bestand  des  Delikts  der  Unterschlagung  erforderliche 
Moment  der  rechtswidrigen  Zueignung  in  diebischer  Absicht  in  casu  nicht 
vorliegt.  Der  Angeklagte  hat  nach  seinem  subjektiven  Standpunkt  wohl 
in  guten  Treuen  gehandelt.  Dagegen  ist  Ernst  Pezolt  gegenüber  dem 
Initiativkomitee,  zu  dessen  Händen  die  1000  Fr.  gesammelt  worden  sind, 
«nicht  korrekt  vorgegangen.  Es  gebührt  demselben  keine  Entschädigung.» 
Nun  reichte  Ernst  Pezolt  seinerseits  gegen  Daniel  Gaffner.  Lehrer  in  Bern, 
Strafanzeige  wegen  Verleumdung  ein,  indem  er  behauptete,  der  Angezeigte 
habe  in  einer  Sitzung  von  Mitgliedern  und  Freunden  des  Einwohnervereins 
Bern  ihn  der  Unterschlagung  beschuldigt.  Im  Hauptverhandlungstermin 
stellte  Gaffner  bei  dem  urteilenden  Richter  das  Gesuch,  er  möchte  als  Ent- 
lastungsbeweis die  Untersuchungsakten  gegen  Ernst  Pezolt  wegen  Unter- 
schlagung beim  Uutersuchungsriehteramt  Bern  verlangen.  Diesem  Gesuche 
wurde  entsprochen.  Das  Uutersuehungsrichteramt  Bern  verweigerte  jedoch 
im  Einverständnis  mit  der  Staatsanwaltschaft  die  Herausgabe  dieser  Akten. 
Und  eine  vom  urteilenden  Richter  auf  Verlangen  des  Gaffner  bei  der 
Auklagekannner  des  Kantons  Bern  als  Aufsichtsbehörde  erhobene  Be- 
schwerde wurde  am  20.  Oktober  1897  abgewiesen  mit  folgender  Motivierung: 
Das  Voruntersuchungs-  und  Überweisungsverfahren  im  heroischen  Straf- 
prozesse sei  vom  Grundsatz  der  Heimlichkeit  beherrscht  (Art.  89,  93  n. 
249  des  Strafverfahrens).  Es  erscheine  daher  folgerichtig,  die  in  der  Vor- 
untersuchung gesammelten  Akten  auch  nach  der  Aufhebung  der  Unter- 


Digitized  by  Google 


72 


EuUchùidung'eii  in  Strafsachen. 


Buchung  geheimzuhaltcn.  Gemäss  Art.  244  und  252  des  Strafverfahrens 
sollen  beim  Hinfall  der  öffentlichen  Klage  infolge  Verjährung  oder  Vergleich 
bei  Antragsdelikten  und  daheriger  definitiver  Aufhebung  der  Untersuchung 
die  Prozessakten  vernichtet  werden.  Daraus  folgt,  dass,  wenn  auch  in  den 
übrigen  Fällen  der  Aufhebung  einer  Untersuchung  die  Akten  im  Archiv 
des  Untersuchungsrichteramtes  anfbewahrt  bleiben,  damit  der  Möglichkeit 
einer  Wiederaufnahme  der  Untersuchung  innerhalb  der  Verjährungsfrist 
(Art.  2t>6  des  Strafverfahrens)  Rechnung  getragen  werde,  von  denselben 
doch  nur  im  Falle  einer  Wiederaufnahme  der  Untersuchung  Gebrauch 
gemacht  werden  dürfe,  während  sie  im  übrigen  als  nicht  vorhanden  zu 
betrachten  seien.  Der  Angeschuldigte  habe  ein  Recht  darauf,  dass  das 
ohne  Kontrollierung  durch  ein  kontradiktorisches  Verfahren  gesammelte 
Untersuchungsmaterial,  wenn  es  nicht  zur  F.rhebung  einer  Anklage  geführt 
habe,  nicht  nachträglich  eine  beliebige  öffentliche  Verwendung  finde. 

B.  Dieser  Entscheid  bildet  «len  Gegenstand  eines  staatsrechtlichen 
Rekurses  an  das  Bundesgericht,  in  dem  namens  des  Daniel  Gaffner  Für- 
sprech Hügli  beantragt,  es  sei  derselbe  aufzuheben  und  die  Anklagekammer 
des  Kantons  Bern  anzuweisen,  die  l'ntersuchungsakten  gegen  E.  Pezolt 
wegen  Unterschlagung  den  Strafakten  gegen  D.  Gaffner  wegen  Verleum- 
dung als  Entlastuugsbeweisniaterial  einverleiben  zu  lassen.  Die  Verleum- 
dungsklage des  E.  Pezolt  stütze  sich,  wird  angebracht,  auf  eine  Äusserung 
des  Rekurrenten,  die  dieser  anlässlich  einer  Versammlung  von  Mitgliedern 
und  Freunden  des  Einwohnervereins  Bern  gethan  habe,  liber  diese  Ver- 
sammlung sei  ein  stenographisches  Protokoll  aufgenommen  worden,  das 
sich  bei  den  Akten  im  Strafverfahren  gegen  Pezolt  befinde.  Durch  die 
l’ntersuchungsakten  habe  letzterer  von  der  fraglichen  Äusserung  des 
Gaffner  Kenntnis  erhalten.  Es  gehe  nun  nicht  an,  dass  Pezolt  einen  Teil 
der  Strafuntersuchung  aus  seinem  Zusammenhang  herausreisse  und  gegen 
den  Rekurrenten  verwerte,  ohne  dass  gleichzeitig  dem  urteilenden  Richter 
die  ganze  Untersuchung  vorgeführt  werde.  Letzteres  müsse  auch  deshalb 
geschehen,  weil  der  Rekurrent  ein  Recht  darauf  habe,  dass  der  über  ihn 
wegen  Verleumdung  urteilende  Richter  prüfen  könne,  ob  nicht  das  Ver- 
halten des  Pezolt,  das  der  Aufhebungsbcsehluss  über  die  gegen  ihn  geführte 
Untersuchung  ein  inkorrektes  nenne,  durch  «lie  Äusserung  des  Rekurrenten 
richtig  gekennzeichnet  worden  sei.  Es  liege  in  dem  Beschlüsse  der  Anklage- 
kammer  nicht  bloss  eine  Rechtsverweigerung,  sondern  auch  eine  Verletzung 
der  verfassungsmässigen  Rechtsgleichheit.  Überdies  habe  E.  Pezolt  in 
einem  Civilprozcss  gegen  den  Redaktor  des  Intelligenzblattes  in  Bern  die 
Untersuchungsakfen  gegen  ihn  selbst  als  Beweismittel  angerufen  und 
damit  auf  das  Recht  der  Heimlichhaltung  dieser  Akten,  sofern  ein  solches 
bestehen  sollte,  verzichtet.  Es  dürfe  auch  nicht  ausser  acht  gelassen 
werden,  dass  Pezolt  im  Strafverfahren  gegen  Gaffner  adhäsionsweise  eine 
Entschädigung  wegen  ernstlicher  Verletzung  seiner  persönlichen  V erhält- 
nisse einklage.  Nun  sei  aber  angesichts  des  Aufhcbungsbeschlusses  mit 
Sicherheit  anzunehmen,  dass  der  Rekurrent  von  dieser  Ansprache  befreit 
würde,  wenn  dem  Richter  die  Strafakten  gegen  Pezolt  unterbreitet  würden. 
Es  dürfe  ihm  deshalb  die  Möglichkeit  dieser  Verteidigung  nicht  vorenthalten 
werden. 
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C.  Die  Anklagekaimner  de»  Kanton*  Bern  ersucht  in  ihrer  Vernehm- 
lassung1 um  Abweisung  de«  Rekurses.  Sie  bestreitet,  dass  dem  E.  Pezolt 
die  Einsichtnahme  in  die  fraglichen  Akten  seit  der  Aufhebung  der  Unter- 
suchung jemals  gestattet  worden  sei,  und  führt  ferner  an,  dass  sie  über 
ein  Editionsbegehren  in  dem  vom  Rekurrenten  erwähnten  Oivilprozesse 
de»  Pezolt  gegen  den  Redaktor  des  Berner  Intelligenzblattes  bis  jetzt  nicht 
zu  entscheiden  gehabt  habe,  dass  sie  aber  ein  solches  aller  Voraussicht 
nach  ebenfalls  abschlägig  bescheiden  würde. 

E.  Pezolt  hat  auf  die  Einreichung  einer  Antwort  verzichtet. 

Dax  Bundexgericht  zieht  in  Erwägung  : 

Davon,  dass  der  angefochtene  Beschluss  der  heroischen  Anklage- 
kammer  mit  klaren  Bestimmungen  des  heimischen  Strafprozessrechts 
im  Widerspruch  stehe  und  insofern  eine  Rechtsverweigerung  ent- 
halte, kann  keine  Rede  sein.  Im  Gegenteil  könnte  an  Hand  der 
von  der  Anklagekammer  genannten  Gesetzesvorschriften  die  Frage, 
ob  dem  Begehren  des  Rekurrenten  um  Herausgabe  der  Unter- 
suchungsakten gegen  E.  Pezolt  zu  entsprechen  sei,  kaum  anders 
beantwortet  werden,  als  wie  es  geschehen  ist.  Es  könnte  sich 
deshalb  bloss  darum  handeln,  ob  die  betreffenden  Gesetzesvor- 
schriften bezw.  das  Prinzip  der  Heimlichkeit  der  Voruntersuchung 
seihst  verfassungswidrig  seien.  Allein  dies  wird  im  Rekurse  seihst 
nicht  behauptet,  und  es  braucht  schon  deshalb  hierauf  nicht  einge- 
treten zu  werden.  Die  weitere  Beschwerde,  dass  E.  Pezolt  seine 
Klage  aus  den  fraglichen  Untersuchungsakten  schöpfe  und  dass 
eg  eine  Rechtsungleichheit  bedeuten  würde,  wenn  letztere  nicht 
auch  dem  Rekurrenten  geöffnet  würden,  könnte  höchstens  daun 
gehört-  werden,  wenn  dem  Ankläger  die  Einsicht  jener  Akten  nach 
dem  Aufhebungsbeschlusse  gestattet  worden  wäre,  was  aber  nicht 
einmal  behauptet  und  von  der  Anklagekammer  ausdrücklich  bestritten 
wird.  In  der  That  bedurfte  offenbar  Pezolt  nach  der  Aufhebung 
der  Untersuchung  gegen  ihn  einer  besondern  Einsichtnahme  in  die 
Akten  nicht,  um  gegen  den  Rekurrenten  eine  Verleumdungsklage 
zu  erheben,  da  ihm  ohne  das  der  Prozessstoff  von  der  Untersuchung 
selbst  her  genügend  bekannt  war.  Eine  ungleiche  Behandlung  liegt 
somit  ebenfalls  nicht  vor.  Gänzlich  unerheblich  ist  endlich  der 
Umstand,  dass  E.  Pezolt  in  einem  Oivilprozesse  die  Untersuchnngs- 
akten  selbst  als  Beweismittel  angerufen  hat.  Denn  die  Beantwortung 
der  Frage,  ob  die  Akten  über  eine  aufgehobene  Untersuchung  in 
einem  andern  Verfahren  herauszugeben  seien,  hängt  zum  Teil  von 
Erwägungen  allgemeiner,  öffentlich-rechtlicher  Natur  ab,  so  dass  von 
einem  Verzicht  auf  das  Recht  der  Geheimhaltung  seitens  einer 
Partei  nicht  gesprochen  werden  kann  ; und  zudem  würde  sich 
vorliegend  dieser  Verzicht  doch  nur  auf  den  betreffenden  Civil- 
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prozess,  nicht  auch  auf  das  Strafverfahren  gegen  den  Rekurrenten 
beziehen. 

Demnach  hat  das  Bundesgericht  erkannt: 

1.  Der  Rekurs  wird  als  unbegründet  abgewiesen. 

2.  Rekurrent  bezahlt  die  Schreibgebühren  und  Kanzleiauslagen 
mit  Fr.  13.50. 


3.  Urteil  vom  2.  März  1898  in  Sachen  A.  Wildi. 

A.  Am  l!t.  Februar  lHt>7  hatte  die  Gemeindeversammlung  Rainacli  an 
Stelle  des  demissionierenden  Tierarztes  Rudolf  Heiz  eine  Ersatzwahl  in 
den  Gemeindernt  zu  treffen.  Zu  Beginn  der  Versammlung  verlas  der  die- 
selbe leitende  Friedensrichter,  in  Vollziehung  einer  von  dem  aargauischen 
Direktor  des  Innern.  Regierungsrat  Dr.  Fahrländer,  dem  Bezirksamtmann 
von  Kulm  erteilten  Weisung,  ein  Schreiben  des  genannten  Departements- 
Vorstehers  an  das  Bezirksamt  Kulm,  das  lautete:  «Aus  einer  erneuerten 
Zuschrift  des  Herrn  Tierarzt  Heiz  vom  2a.  Januar  abhin  entnehme  ich, 
dass  derselbe  sich  nicht  bestimmen  Wisst,  länger  in  der  Gemeindebehörde 
von  Reinach  zu  verbleiben,  sondern  auf  seiner  Entlassung  belmrrt.  Ieh 
bedaure  diese  Entschliessung  ; denn  es  ist  sowohl  dem  Bezirksamtc  wie 
der  hierseitigen  Direktion  hinlänglich  bekannt,  dass  Herr  Heiz  bestrebt 
war,  auf  Grund  der  bestehenden  Vorschriften  Ordnung  in  das  Gemeinde- 
Verwaltungswegen  von  Reinach  zu  bringen,  bei  der  Mehrzahl  seiner 
Kollegen  und  einem  Teile  der  Bevölkerung  aber  nicht  die  wünschbare 
Unterstützung  gefunden  hat.  Da  sein  Entschluss  also  unabänderlich  ist, 
so  stehe  ich  nicht  an,  ihm  antnit  die  naebgesuebte  Entlassung  unter  bester 
Verdankung  der  geleisteten  Dienste  zu  erteilen.  Sie  wollen  dieses  dem 
Gcsuehsteller  und  der  Gemeinde  eröffnen,  an  letztere  durch  das  Friedens- 
richternmt  anlässlich  der  Ersatzwahl.  Es  ist  Auftrag  zu  beförderlicher 
Vornahme  der  Ersatzwahl  zu  geben.»  Bei  der  daraufhin  vorgenommenen 
Wahl  drang  im  zweiten  Wahlgang  mit  7 Stimmen  über  dein  absoluten 
Mehr  Bctreibuugsboamter  Gnutschi  in  Reinach  durch,  den  der  austretende 
Gemeinderat  Heiz  als  besonders  geeignet  zur  Wald  empfolden  hatte. 

B.  Am  20.  Februar  erschien  in  dem  in  Mcnziken  herauskoinme.nden 
Wynenthalerblatt  eine  Notiz  über  die  Wahlverhandlung  in  Reinach  vom 
10.  Februar  mit  folgendem  Zusatz:  «Dass  gewisse  Kreise  das  «Stimmen- 
machen»  vor  der  Wahl  auch  diesmal  wieder  lebhaft  praktizierten,  ist  bei 
uns  selbstverständlich,  darf  aber  keineswegs  verwundern  — das  Beispiel 
kommt  ja  von  oben.  Als  Beweis  sei  erwähnt,  dass  vor  der  gestrigen 
Wahlverhandlung  eine  Zuschrift  des  Herrn  Regierungsrat  Dr.  Fahrländer 
verlesen  werden  musste,  welche  sieh  geradezu  als  Wahlbeeinflussung 
qualifiziert.» 

C.  Wegen  dieses  Artikels  erhob  Regierungsrat  Dr.  Fahrländer  Injurien- 
klage gegen  die  Redaktion  und  den  Verleger  des  Wynentbaler-Blattes.  In 
der  ersten  Verhandlung  vor  Bezirksgericht  Kulm  bekannte  sich  als  Ver- 
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fasser  des  Artikels  Postverwalter  A.  Wildi  in  Reinaeh.  Der  Vertreter  des 
Klilgers,  Fürsprech  Isler  in  Aarau,  machte  geltend,  in  dem  fraglichen 
Artikel  werde  dem  Klüger  ein  Wahlvergehen  vorgeworfen,  welcher  Vorwurf, 
gegen  einen  Beamten  erhoben,  ausserordentlich  schwer  wiege  und  als 
injuriös  erklärt  werden  müsse.  Der  Anwalt  des  Beklagten,  Fürsprech  Kurz 
in  Aarau,  wendete  vor  allem  ein,  dass  thatsüchlich  das  durchaus  ausser- 
gewöhnliche  und  auffallende  Vorgehen  des  Direktors  des  Innern  die.  Wahl 
beeinflusst  habe,  wenn  dies  auch  von  demselben  nicht  beabsichtigt  gewesen 
sei,  und  dass  in  dem  jenes  Vorgehen  rügenden  Artikel  lediglich  eine 
erlaubte  Kritik  öffentlicher  Zustünde  liegt',  während  die  Absicht,  zu  beiei- 
gen, gefehlt  habe;  jedenfalls  müsste  Provokation  angenommen  werden.  Das 
Bezirksgericht  Kulm  erklärte  den  Posthalter  Wildi  der  Ehrverletzung- 
gegenüber  Kegierungsrat  Fahrländer  schuldig,  verurteilte  den  Beklagten 
in  eine  Bugse  von  20  Fr.,  eventuell  zu  5 Tagen  Gefangenschaft,  und 
erklärte  die  Ehrverletzungen  von  Amtes  wegen,  unter  , Wahrung  der 
Ehre  des  Klägers  zu  Protokoll,  als  aufgehoben.  Mit  dem  vom  Kläger 
gestellten  Begehren  um  Publikation  des  Urteils  wurde  derselbe  mit  Rück- 
sicht darauf,  dass  sein  Schreiben  geeignet  gewesen  sei,  provozierend  zu 
wirken  und  den  Gedanken  rege  zu  machen,  er  habe  sich  in  Überschreitung 
seiner  Kompetenz  in  das  Wahlgeschäft  eingemischt,  abgewiesen.  Die 
Kosten  wurden  dem  Beklagten  auferlegt.  Dieser  zog  dieses  Urteil,  in  dem 
er  eine  Missachtung  des  in  der  Bundesverfassung  und  in  der  aargauischen 
Kantonsverfassung  enthaltenen  Grundsätze*  der  Pressfreiheit  erblickte,  an 
das  aargauische  Obergericht  weiter,  welches  dasselbe  jedoch  mit  Urteil 
vom  4.  Oktober  1897  bestätigte  und  dent  Beklagten  auch  die  Kosten  «1er 
obern  Instanz  auferlegte.  Das  Obergericht  führte  in  seinem  Urteile  aus: 
dem  Kläger  werde  in  dem  fraglichen  Artikel  vorgeworfen,  dass  er  in  seiner 
Stellung  als  Beamter  vor  der  Gemeinderatswahl  in  Reinaeh  das  «Stimmen- 
machen» durch  sein  eigenes  Beispiel  gefördert  und  die  Wahl  beeinflusst 
habe.  Dieser  Vorwurf  schliesse  eine  unerlaubte,  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen vom  Gesetz  mit  Strafe  bedrohte  Handlungsweise  des  Klägers 
in  sich,  und  zwar  habe  nach  dem  Wortlaut  und  dem  Sinne  des  Artikels 
dem  Kläger  die  absichtliche  Förderung  des  Stimmenmachens  und  die 
absichtliche  Wahlbeeinflussung  zur  Last  gelegt  werden  wollen.  Der  Be- 
klagte habe  ferner  wissen  müssen,  dass  in  seinem  Artikel  der  schwere 
Vorwurf  eines  Amtsvergehens  gegen  den  Kläger  erhöhen  worden  sei  und 
dass  derselbe  den  letztem  habe  verletzen  müssen.  Die  Handlung  könne 
auch  nicht  als  eine  erlaubte  angesehen  werden:  durch  die  Art.  18  der 
aargauischen  Kantons  Verfassung  und  Art.  55  der  Bundesverfassung  sei 
lediglich  die  berechtigte,  kein  Rechtsgut  verletzende  Meinungsäusserung, 
die  bloss  sachliche  Kritik  öffentlicher  Zustände  gewährleistet,  nicht  dagegen 
die  Meinungsäusserung,  die  hierüber  hinausgebe  und  ein  Rechtsgut  eines 
Dritten  verletze.  Mit  einer  allgemeinen,  sachlichen  Kritik  der  Verfügung 
aber  beschäftige  sich  der  eingeklagte  Artikel  nicht  ; vielmehr  enthalte 
derselbe  einen  Angriff  auf  die  Ehre  des  Klägers,  und  die  Berufung  auf 
die  erwähnten  Verfassungsbestimmungen  sei  somit  unzutreffend.  Die  Frage, 
welche  Wirkung  die  Verfügung  des  Klägers  mit  Beziehung  auf  die  Ent- 
stehung des  ehrverletzenden  Artikels  gehabt  habe,  brauche  angesichts  der 
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Milde  der  ausgesprochenen  Strafe  nicht  geprüft  zu  werden.  Von  einer 
Provokation  könne  nicht  gesprochen  werden  ; wohl  aber  sei  die  Verfügung 
geeignet  gewesen,  Anlass  zu  Erörterungen  über  die  Zulässigkeit  und 
Angemessenheit  einer  solchen  Massregel  zu  geben. 

D.  Gegen  das  obergerichtliche  Urteil  hat  innert  der  Rekursfrist  Post- 
verwalter A.  Wildi  beim  Hundesgericht  Beschwerde  erhoben,  weil  dasselbe 
mit  dem  verfassungsmässigen  Grundsatz  der  Pressfreiheit  nicht  vereinbar 
sei.  Er  stellt  den  Antrag,  es  sei  das  angefochtene  Urteil  aufzuheben,  der 
Beschwerdeführer  von  Schuld,  Strafe  und  Kosten  freizusprechen  und  die 
Gegenpartei  zu  Bezahlung  seiner  Kosten  zu  verurteilen.  In  der  Beschwerde- 
schrift, in  der  auf  die  Eingabe  an  das  aargauische  Obergericht  verwiesen 
wird,  sucht  der  Rekurrent  darzuthun,  dass  dem  Regierungsrat  Fahrländer 
nicht  die  Absicht  einer  Wahlbeeinflussung,  die  übrigens  nur  unter  gewissen 
besondem  Umständen  ein  Vergehen  sei,  vorgeworfen,  sondern  nur  kon- 
statiert worden  sei,  dass  objektiv  sein  Vorgehen  auf  die  Wahl  einen  Einfluss 
ausgeübt  habe,  und  dass  es  sich,  wie  namentlich  aus  den  spätem,  im 
Wynenthalerblatt  über  die  gleiche  Angelegenheit  erschienenen  Artikeln  sich 
ergebe,  nicht  um  eine  persönliche  Antastung  der  Ehre  des  Klägers,  sondern 
dämm  gehandelt  habe,  in  sachlicher  Weise  gegen  die  Anfänge  einer  obrig- 
keitlichen Wahlbeeinflussung,  die  nicht  geduldet  werden  könne,  aufzutreten. 

E.  Der  Rekursbeklagte  schliesst  in  seiner  Antwort  auf  Abweisung 
des  Rekurses.  Der  Rekurrent  sei  verurteilt  worden,  weil  der  von  ihm 
geschriebene  Zeitungsartikel  eine  persönliche  und  zwar  schwere  Beleidigung 
des  Klägers  gewesen  sei.  Der  injuriöse  Charakter  desselben  und  damit 
seine  Strafbarkeit  nach  aargauischem  Recht  sei  unbestreitbar  und  von  den 
kantonalen  Instanzen  rechtskräftig  festgestellt:  das  Bundesgericht  könne 
diesen  Entscheid  nicht  überprüfen.  Nur  das  stehe  in  Frage,  ob  die  mit 
Strafe  belegte  Meinungsäusserung  eine  offenbar  berechtigte  — nach  Inhalt 
und  Form  — gewesen  sei  oder  nicht.  Diese  Frage  müsse  verneint  werden. 
Selbst  wenn  der  Kläger  seine  Kompetenz  überschritten  hätte,  wäre  der 
Rekurrent  nicht  berechtigt  gewesen,  ihm  deshalb  eine  rechtswidrige  Wald- 
beeinflussung  und  ein  strafbares  Vergehen  vorzuwerfen  : er  hätte  auch 
dann  die  Grenze  erlaubter  Kritik  überschritten.  Um  so  mehr  sei  dies  der 
Fall,  als  der  Rekurrent  selbst  gar  nicht  behaupte,  es  liege  eine  Kompetenz- 
überschreitung vor,  sondern  bloss  die  Handlungsweise  des  Klägers  als 
ungewöhnlich  bezeichne,  was  sie  übrigens  nicht  einmal  gewesen  sei.  Es 
sei  schon  oft  vorgekommen,  dass  die  Staatsbehörde,  wenn  sie  der  Gemeinde- 
versammlung Thatsache  und  Motive  des  Rücktritts  eines  Beamten  habe 
eröffnen  lassen  müssen,  dabei  auch  ihr  Bedauern  über  den  Rücktritt  aus- 
gesprochen habe.  Und  die  Streifung  der  Gemeinderatsmehrheit  in  der 
Eröffnung  sei  wohl  zu  rechtfertigen  ; wie  nämlich  in  der  Rekurseinrede 
an  das  aargauische  Obergericht  näher  ausgeführt  und  belegt  worden,  sei 
in  der  Amtsführung  des  Gemeinderates  von  Reinach  seit  langer  Zeit  eine 
geradezu  bedenkliche  Unordnung  eingerissen,  und  es  habe  das  den  Austritt 
nehmende  Mitglied  dem  Schlendrian  entgegentreten  wollen,  sei  aber  von 
der  Mehrheit  hinausgeärgert  worden.  Da  habe  sich  dem  Direktor  des 
Innern  ein  Tadel  in  die  Feder  drängen  müssen.  Der  Gedanke,  «lie  Wähler 
zu  beeinflussen,  sei  ihm  um  so  ferner  gelegen,  als  er  gar  nicht  gewusst 
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habe,  wer  vorgeschlagen  sei.  Der  Kläger  habe  doppelten  Grund  gehabt, 
Klage  zu  erheben,  weil  kurz  vorher  ein  Wahlbeeinflussungsfall  durch  einen 
höheru  Beamten  die  öffentliche  Meinung  im  Kantou  aufgeregt  habe.  Jener 
Beamte  sei  vom  Obergerieht  wegen  Wahlbeeinflussung  verurteilt  und  dann 
vom  Grossen  Rate  nach  aufgeregter  Debatte  mit  knappem  Mehr  begnadigt 
worden,  worüber  während  längerer  Zeit  die  öffentliche  Diskussion  gewaltet 
habe.  Und  gerade  unter  solchen  Umständen  habe  der  Direktor  des  Innern 
den  Vorwurf,  er  gebe  mit  Stinunenmacherei  ein  böses  Beispiel,  nicht  hin- 
uehtueu  dürfen. 

F.  Das  Obergericht  des  Kantons  Aargau  sah  sich  zur  Einreichung 
von  Gegenbemerkungen  nicht  veranlasst. 

Das  Bundesgericht  zieht  in  Erwägung: 

1.  Die  verfassungsmässige  Garantie  der  Pressfreiheit,  wie  sie 
in  Art.  55  der  Bundesverfassung  und  Art.  18  der  aargauischen 
Kantonsverfassung  ausgesprochen  ist,  gewährt  der  Presse  nicht 
einen  erhöhten  Schutz  in  dem  Sinne,  dass  bestimmte  an  sich  uner- 
laubte Handlungen  als  erlaubt  zu  gelten  hätten,  wenn  sie  mittelst 
der  Presse  begangen  worden  sind,  sondern  es  will  durch  jene 
Garantie  bloss  verhindert  werden,  dass  auf  die  Presse  ihrer  innem 
Natur  nach  nicht  begründete  Ausnahmebestimmungen  angewendet 
und  dass  durch  missbräuchliche  Ausdehnung  der  allgemeinen  Straf- 
gesetze oder  in  der  Handhabung  derselben  offenbar  berechtigte, 
kein  Rechtsgut  verletzende  Meinungsäusserungen  unter  Strafe  gestellt 
werden  (vergl.  Amtl.  Sammlg.,  Bd.  XVI,  S.  639).  Durch  den  Grund- 
satz der  Pressfreiheit  wird  das  Recht  der  freien  Meinungsäusserung 
gewährleistet  auch  für  den  Fall,  dass  diese  in  der  Presse  erfolgt. 
Krall  dieses  Rechts  darf  daher  jedermann  über  öffentliche  Ver- 
hältnisse, über  die  Staatsverwaltung  im  allgemeinen  und  einzelne 
Akte  derselben  im  besondern  eine  sachliche  Kritik  üben,  ohne 
deshalb  einen  Rechtsnachteil  irgend  welcher  Art  gewärtigen  zu 
müssen.  Demnach  besteht  die  Aufgabe  des  Bnndesgerichts,  welches 
als  Staatsgerichtshof  die  verfassungsmässigen  Rechte  der  Bürger 
zu  wahren  hat,  darin,  Sorge  zu  tragen,  dass  nicht  dieses  Recht 
verkümmert  und  die  Presse  in  einer  dem  Rechte  der  freien  Meinungs- 
äusserung widersprechenden  oder  gar  dieses  Recht  unterdrückenden 
Weise  behandelt  werde. 

2.  Es  kann  sich  somit  für  das  Bundesgerieht  im  vorliegenden 
Fall  nicht  darum  handeln,  die  Richtigkeit  des  Urteils  des  aargauischen 
Obergerichts  un  Hand  der  aargauischen  Bestimmungen  über  Ehr- 
verletzungen nachzuprüfen  ; sowohl  die  Feststellung  der  Thatsachen 
als  die  Unterstellung  derselben  unter  einen  Deliktsthatbestand  des 
kantonalen  Rechts  ist  ausschliesslich  Sache  der  kantonalen  Behörden. 
Wohl  aber  frägt  es  sich  für  das  Bundesgericht,  ob  die  Handlung 
des  Rekurrenten,  wegen  deren  er  mit  Strafe  belegt  worden  ist,  als 
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eine  nach  allgemein  anerkannten  Rechtsgrundsätzen  unerlaubte,  ein 
Rechtsgut  des  Klägers  verletzende  angesehen  werden  könne,  oder 
ob  sie  nicht  vielmehr  als  eine  erlaubte  Meinungsäusserung  sieh 
darstelle,  so  dass  deren  Bestrafung  als  eine  ungerechtfertigte  ■ Ein- 
schränkung des  Rechts  der  Pressfreiheit  bezeichnet  werden  müsste. 
In  dieser  Richtung  nun  fällt  in  Betracht:  Soweit  der  inkriminierte 
Artikel  lediglich  die  Thatsachc  erwähnt,  dass  der  aargauische 
Direktor  des  Innern  vor  der  Gemeindeversammlung  eine  Zuschrift 
habe  verlesen  lassen,  kann  von  vornherein  etwas  Rechtswidriges 
darin  nicht  erblickt  werden,  da  inhaltlich  diese  Angabe  der  Wahrheit 
entspricht  und  die  Form  eine  lediglich  objektiv  darstellende  ist. 
Freilich  begnügte  sich  nun  der  Verfasser  des  Artikels  damit  nicht, 
sondern  er  unterstellte  dieses  Faktum  einer  Würdigung  nach  zwei 
Richtungen  hin.  Einmal  qualifizierte  er  das  Vorgehen  des  Direktors 
des  Innern  als  ein  Stimmenmachen,  eine  Wahlbeeinflussung,  und 
sodann  lässt  der  Artikel  keinen  Zweifel  darüber  zu.  dass  das 
Vorgehen  als  ein  unpassendes,  inkorrektes,  hingestellt  werden  wollte. 

In  ersterer  Beziehung  muss  nun  als  feststehend  angenommen 
werden,  dass  unter  den  Verhältnissen,  wie  sie  anlässlich  der  Wahl 
vorwalteten,  der  Schritt  des  Direktors  des  Innern  und  hauptsächlich 
seine  Anordnung,  dass  das  Schreiben  unmittelbar  vor  der  Wahl- 
verhandlung zur  Kenntnis  der  Gemeinde  gebracht  werden  solle, 
eiben  Einfluss  auf  die  nachfolgende  Ersatzwahl  auszuüben  geeignet 
war.  Das  Schreiben  des  Direktors  des  Innern  enthielt  ein  Lob  für 
das  ausscheidonde  Mitglied  und  einen  Tadel  gegenüber  der  Mehrheit 
der  verbleibenden  Mitglieder  des  Gemeinderates.  Wenn  nun  im 
Auge  behalten  wird,  dass  der  Austritt  jenes  Mitglieds  gerade  wegen 
Differenzen  über  solche  Angelegenheiten  erfolgte,  wegen  deren  der 
verbleibenden  Gemeinderatsmehrheit  ein  Tadel  ausgesprochen  wurde, 
so  ist  klar,  dass  bei  unbefangenen  Wählern  das  Verlesen  des 
Schreibens  des  Klägers  den  Eindruck  hervorrufen  musste,  dass  der 
Direktor  des  Innern  für  den  ausscheidenden  Gemeinderat  Partei 
nehme  und  wünsche,  dass  die  Ersatzwahl  gegen  die  Mehrheit  des 
Gemeinderates  ausfalle.  Das  Schreiben  scheint  dann  auch  that- 
sächlich  einen  Einfluss  auf  die  Wahl  in  diesem  Sinne  ausgeübt  zu 
haben,  indem  der  vom  austretenden  Mitglied  empfohlene  Kandidat 
gewählt  wurde.  Wenn  aber  das  Schreiben  und  dessen  Bekanntgabe 
eine  solche  Wirkung  ausüben  konnte,  ja  bei  den  in  der  Gemeinde 
Reinach  bestehenden  Verhältnissen  wohl  ausüben  musste,  so  kann 
nicht  angenommen  werden,  es  sei  dadurch,  dass  dem  in  der  Presse 
Ausdruck  gegeben  und  jene  Wirkung  mit  der  Bezeichnung  „Wahl- 
beeinflussung“ als  Thatsachc  hingestellt  wurde,  eine  Ehrverletzung 
gegen  den  Verfasser  des  Schreibens  begangen  worden.  Vollends 
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unstatthaft  ist  es,  zu  sagen,  der  Verfasser  des  inkriminierten  Artikels 
habe  dein  Direktor  des  Innern  den  Vorwurf  einer  strafbaren  Wahl- 
beeinflussung im  Sinne  des  § 73,  al.  1,  des  kantonalen  Wahlgesetzes 
vom  22.  März  1871  gemacht;  denn  dieser  § lautet:  „Wer  bei 
Wahlverhandlungen  erwiesenermassen  durch  Bestechung,  Ver- 
sprechen, Drohungen  oder  List  sich  selbst  oder  anderen  Stimmen 
zu  verschaffen  oder  jemand  zu  entziehen  sucht,  soll  dem  Bezirks- 
amt verzeigt  und  vom  Bezirksgericht  (in  näher  angegebener  Weiset 
bestraft  werden.“  Höchstens  könnte  gesagt  werden,  es  liege  in 
dem  Artikel  der  Vorwurf  der  Parteinahme  für  die  eine  und  gegen 
die  andere  der  in  der  Gemeinde  Reinach  und  im  dortigen  Gemeindernt 
sich  gegenüberstehenden  Richtungen.  Dieser  Vorwurf  kann  aber 
an  sich  eine  strafrechtliche  Verfolgung  des  Verfassers  des  Artikels 
nicht  rechtfertigen.  Denn  Parteinahme  in  öffentlichen  Angelegen- 
heiten ist,  auch  wenn  sie  von  einem  Beamten  ausgeht,  an  sich  nicht 
etwas  Unehrenhaftes  ; sie  ist  dem  Beamten  allerdings  nicht  gestattet, 
wenn  er  Verfügungen  zu  treffen  und  Entscheidungen  zu  fassen  hat, 
die  für  die  eine  Partei  Vorteile,  für  die  andere  Nachteile  mit  sich 
bringen,  und  bei  denen  er  vermöge  seiner  amtlichen  Stellung  über 
den  Parteien  stehen  soll.  Dieser  Fall  liegt  aber  hier  nicht  vor: 
der  Direktor  des  Innern  hat  in  keiner  Weise  zu  gunsten  der  einen 
oder  andern  Partei  der  Gemeinde  Reinach  eine  Verfügung  oder 
Entscheidung  getroffen;  er  hat  sich  darauf  beschränkt,  der  Gemeinde- 
versammlung vor  einem  Wahlakt  kund  zu  geben,  welche  Richtung 
naeh  seinem  Dafürhalten  Lob,  welche  Tadel  verdiene.  Wenn  nun 
die  Anhänger  der  nicht  belobten  Riehtung  daraus  den  Schluss 
zogen,  es  handle  sich  um  eine  Kundgebung  der  Direktion  des 
Innern  zu  gunsten  der  andern  Partei  im  Hinblick  auf  den  vorzu- 
nehmenden Wahlakt,  so  durfte  dieser  durch  die  Umstände  hervor- 
gerufenen Meinung  ungestraft  Ausdruck  gegeben  werden,  auch 
wenn  sie  objektiv  nicht  begründet,  sondern  blosse  Vermutung  war. 

Ebenso  verhält  es  sich  mit  der  in  dem  Artikel  enthaltenen 
abfälligen  Beurteilung  des  Verhaltens  des  Direktors  des  Innern. 
Wenn  auch  angenommen  werden  muss,  dass  dieser  mit  seinem 
Vorgehen  seine  Kompetenz  nicht  überschritten  habe  und  dass  das 
Vorgehen  an  sich  ein  gerechtfertigtes,  nur  das  AVohl  der  Gemeinde 
bezweckendes  gewesen  sei,  so  musste  er  doch  einer  ungünstigen 
Beurteilung  seitens  derjenigen,  gegen  die  er  sich  wendete,  gewärtig 
sein,  dies  uin  so  mehr,  als  ja  doch  ein  solches  Eingreifen  eines 
Mitgliedes  der  Regierungsbehörde  in  Gcmeindeangclegonhelten,  wie 
es  hier  vorgekommen  ist,  durchaus  den  Charakter  des  Ausser- 
ordentlichen an  sich  trägt.  Der  inkriminierte  Artikel  übt  an  diesem 
Vorgehen  Kritik  ; er  urteilt,  allerdings  nicht  unparteiisch,  über  das 


Digitized  by  Google 


80 


Ent»chei<Iuii|roii  in  Strafeachen. 


Eingreifen  der  Direktion  des  Innern  ab;  aber  er  thut  es  nach 
Form  und  Inhalt  nicht  in  einer  Weise,  dass  die  Kritik  als  eine 
Injurie  gegen  die  Person  des  Direktors  aufzufassen  wäre.  Die 
Kritik  galt  der  Sache,  d.  h.  der  Frage,  ob  das  Verhalten  des 
Direktors  des  Innern  korrekt  sei  oder  nicht.  Der  Rekurrent  wollte 
dieses  Verhalten  öffentlich  rügen.  Einer  solchen  Kontrolle  aber  ist 
bei  unseren  staatsrechtlichen  Institutionen  und  politischen  Anschau- 
ungen jeder  Akt  eines  öffentlichen  Beamten  ausgesetzt,  und  es  darf 
in  der  öffentlichen  Missbilligung  eines  derartigen  Vorgehens,  das. 
wie  auch  das  Obergericht  feststellt,  zu  Diskussionen  über  dessen 
Zulässigkeit  und  Angemessenheit  Anlass  gab,  ein  Eingriff  in  die 
persönliche  Rechtssphäre  des  von  der  Kritik  Betroffenen  nicht 
erblickt  werden.  Liegt  somit  in  dem  inkriminierten  Artikel  eine 
erlaubte  Bethätigung  des  Rechts  der  freien  Meinungsäusserung  durch 
die  Presse,  so  darf  der  Verfasser  nicht  mit  Strafe  belegt  werden. 
Die  Bestrafung  ist  mit  dem  durch  Art.  55  Bundesverfassung  garan- 
tierten Grundsatz  der  Freiheit  der  Presse  und  dem  in  Art.  18  der 
Aargauer  Kantonsverfassung  garantierten  Recht  der  freien  Meinungs- 
äusserung durch  Wort,  Schrift  und  bildliche  Darstellung  unvereinbar. 

3.  Demgemäss  muss  das  angefochtene  Urteil  des  aargauischen 
Obergerichts  in  seinem  ganzen  Umfange  aufgehoben  werden.  Was 
die  Kosten  betrifft,  so  liegen  keine  besondem  Gründe  vor,  um  von 
der  in  Art.  221,  Abs.  1,  O.  G.  aufgestellten  Regel  abzugehen  und 
dem  Rekursbeklagten  eine  Gerichtsgebühr  und  eine  Entschädigung 
an  die  Gegenpartei  aufzulegen.  Hinsichtlich  der  Kosten  vor  den 
kantonalen  Instanzen  hat  nicht  das  Bundesgericht  zu  verfügen, 
sondern  es  ist  dies  Sache  der  kantonalen  Gerichte,  an  die  sich 
der  Rekurrent  wenden  mag,  wenn  er  glaubt,  dass  ihm  für  das 
Verfahren  vor  denselben  eine  Entschädigung  gebühre  (vergl.  A.  S. 
Bd.  XVIII,  8.  03  ff.). 

Demnach  hat  das  Bundesgericht  erkannt: 

1.  Der  Rekurs  wird  als  begründet  erklärt  und  demgemäss  das 
angefochtene  Urteil  des  Obergerichts  des  Kantons  Aargau 
vom  4.  Oktober  1897  aufgehoben. 

2.  Der  Rekursbeklagte  hat  die  Schreibgebühren  und  Kanzlei- 
auslagen mit  Fr.  31.  10  zu  bezahlen. 


4.  Urteil  vom  23.  März  1898  in  Sachen  Joseph  Vauthey. 

A.  Par  lettre  du  16  janvier  1898,  le  secrétaire  du  Conseil  paroissial  de 
Remnufens  a avisé  le  Préfet  du  district  de  la  Veveyse,  à Chfttel-St-Denis, 
ijne  ledit  Conseil  avait  condamné  divers  individus  à la  prison  pour  infraction 
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au  règlement  sur  la  police  de  l'Eglise.  Il  invitait  ce  fonctionnaire  à appeler 
les  condamnés  le.  plug  tôt  possible,  afin  de  leur  faire  subir  leur  peine.  Du 
nombre  de  ceux-ci  était  Joseph  Vauthey,  à Remaufens,  condamné  h six  fois 
24  heures.  Ensuite  d'assignation,  il  sc  présenta  le  22  janvier  1898  il  la 
Préfecture  de  la  Vevevse  et  fut  écroué  dans  les  prisons  de  district,  puis 
relâché  après  huit  heures  de  détention.  Au  commencement  de  février,  U 
fut  de  nouveau  sommé  d'avoir  à se  présenter  pour  subir  sa  peine,  à défaut 
de  <|Uoi  il  serait  amené  par  les  gendarmes. 

Le.  5 février,  l’avocat  Gillet,  à Ohfttel-St- Denis,  adressa  un  recours  pour 
Vauthey  nu  Tribunal  fédéral,  dans  lequel  il  expose  en  substance  ce  qui  suit: 
Le  Conseil  paroissial  de  Remaufens  a condamné  Vauthey  à une  amende 
de  2 fr.  parce  qu'il  aurait  violé  le  règlement  de  1868  Hur  le  service  religieux 
en  prenant  place  sur  la  tribune  et  non  dans  les  bancs  de  l'église,  ce  dont 
il  fut  avisé  le  23  octobre  1897  par  lettre  du  secrétaire  du  conseil.  Il  protesta 
contre  cette  condamnation  et  ne  paya  pas  l’amende.  Vu  le  défaut  de 
paiement  volontaire,  il  aurait  dû  être  poursuivi  en  conformité  de  l'art.  307 
de  la  loi  sur  les  communes  et  paroisse*  du  19  mai  1894.  Mais  au  lieu  d’un 
commandement  de  payer,  il  reçut  le  22  janvier  1898  un  mandat  de  com- 
parution devant  le  Préfet  pour  subir  un  emprisonnement  de  six  jours. 

Le  recourant  conclut,  en  s'appuyant  sur  les  art.  4,  49,  113*  «le»  la  con- 
stitution fédérale,  175  de  l’organisation  judiciaire  fédérale  et  302  et  suivants 
de  la  loi  fribonrgeoise  sur  les  communes,  à ce  qu'il  soit  statué  qu’en  l'espèce, 
si  une  peine  est  applicable,  c’est  l'amende  infligée  au  recourant  selon  avis 
du  23  octobre  1897,  et  qu'on  ne  saurait  faire  autre  chose  que  de  poursuivre 
le  paiement  de  cette  amende. 

Sur  demande  du  recourant,  l’exécution  de  la  peine,  de  l’emprisonnement 
requise  contre  lui  a été  suspendue  par  ordonnance  présidentielle  du  11  février 
18118  jusqu'à  droit  connu  sur  le  recours. 

H.  Eu  réponse  A la  communication  du  recours,  le.  Préfet  de  la  Vevevse 
a déclaré  avoir  agi  dans  les  limites  îles  compétences  que  lui  attribue  la 
législation  en  vigueur. 

L'avocat  Bourgkuecht,  A Fribourg,  au  nom  du  Conseil  paroissial  de. 
Remaufens,  a conclu  au  rejet  du  recours  et  A la  condamnation  du  recourant 
aux  dépens.  Il  fait  valoir  en  résumé  ce  qui  suit.: 

Dans  sa  séance  du  6 octobre  1897,  le  Conseil  paroissial  a condamné 
Vauthey  A une  amende  de  2 fr.  pour  être  monté  sur  la  tribune  le  dimanche 
3 octobre  A la  messe,  lors  même  qu’il  y avait  place  dans  les  bancs.  Vauthey 
a )>ersisté  dans  ses  contraventions  sans  chercher  A justifier  sa  conduite  en 
aucune  manière.  C'est  pourquoi  le  15  novembre  1897,  le  Conseil  paroissial 
le  condamna  à six  amendes  de  2 fr.  pour  six  contraventions.  Comme  il 
n'avait  pas  payé,  il  fut  cité  le  12  janvier  1898  devant  le  Conseil  qui  lui 
notifia  qu'il  prouoçait  contre  lui  un  emprisonnement  de  24  heures  par  contra- 
vention, mais  que  cependant  il  serait  dispensé  de  la  prison  s'il  payait  dans 
les  48  heures.  Vu  le  défaut  de  paiement,  avis  de  la  condamnation  fut  donné 
au  Préfet,  chargé  par  la  loi  de  l’exécution  des  condamnations  à la  prison. 
Les  dispositions  de  la  constitution  fédérale  invoquées  par  Vauthey  n’ont  pas 
été  violées.  Vauthey  est  soumis,  comme  tous  les  autres  paroissiens,  au 
règlement  sur  la  police  de  l'église.  Les  art.  302  et  suivants  de  la  loi  sur 
Schweizerische  Zeitschrift  für  Strafrecht  1?.  Jahrg,  6 
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le*  communes  et  paroisses  ne  sont  pas  violas  non  plus,  mai*  consacrent  au 
contraire  la  compétence  du  Conseil  paroi**ial.  L'art.  307,  en  particulier,  ne 
met  pas  obstacle  A ce  que  le  Conseil  condamne  A la  prison  un  paroissien 
récalcitrant. 

Comme  annexes  à son  mémoire,  l’avocat  Bourgknecht  produit  une  copie 
du  réglement  sur  la  police  du  culte  divin  A Remaufens,  réglement  voté  par 
le  Conseil  paroissial  le  28  décembre  1868  et  sanctionné  par  le  Préfet  de  la 
Veveyge  le  31  décembre  suivant.  Cette  copie  est  certifiée  conforme  par  le 
secrétaire  du  Conseil.  Klle  est  accompagnée  d'un  extrait,  également  certifié, 
conforme  par  le  secrétaire,  du  protocole  du  Conseil  paroissial,  extrait  con- 
firmant qu’il  a été  procédé  à l’égard  du  recourant  ainsi  qu’il  est  exposé 
dans  le  mémoire  en  réponse  analysé  ci-dessus. 

Vu  ce is  fait s et  considérant  en  droit  : 

1°  Il  ne  résulte  pas  clairement  des  tenues  du  recours  et  en 
particulier  de  ses  conclusions,  si  le  recourant  entend  attaquer  la 
décision  du  6 octobre  1897  par  laquelle  le  Conseil  paroissial  de 
Remaufens  l’a  condamné  A l’amende  ou  seulement  celle  du  12, janvier 
1898,  par  laquelle  ledit  Conseil  lui  a infligé  six  jours  de  prison. 

En  admettant  que  le  recours  visiit  la  condamnation  du  6 octobre, 
il  serait  évidemment  tardif  et  par  suite  irrecevable,  Yauthey  re- 
connaissant avoir  été  avisé  de  cette  condamnation  le  28  octobre  1897 
(art.  178,  chiffre  3,  O.J.F.).  Au  surplus,  la  constitutionnalité  du  prononcé 
en  question  n’est  pas  douteuse  eu  égard  aux  dispositions  légales 
qui  règlent  les  attributions  des  Conseils  paroissiaux  (art.  114,  305, 
306  et  307  de  la  loi  sur  les  communes  et  paroisses  du  19  mai  1894 
et  art.  83,  283,  284  et  289  de  la  loi  antérieure  du  7 mai  1864) 
et  au  règlement  de  police  pour  le  culte  divin  A Remaufens,  du 
28  décembre  1868,  dont  les  articles  2 et  3 prévoient  une  amende 
de  1 A 10  fr.  entre  autres  contre  les  personnes  qui  stationnent 
sur  les  escaliers  de  la  tribune  ou  sur  celle-ci  lorsqu’il  y a place 
dans  les  bancs. 

Quant  aux  six  amendes  prononcées  le  15  novembre  1897,  le 
recourant  n’en  fait  aucune  mention  et  dès  lors  on  ne  saurait  ad- 
mettre que  son  recours  tende  A en  contester  la  constitutionnalité. 

2"  En  tant  que  dirigé  contre  la  décision  du  Conseil  paroissial 
du  12  janvier  1898,  portant  condamnation  de  Vauthey  A six  jours 
d’emprisonnement,  soit  24  heures  A raison  de  2 fr.  d’amende,  le 
recours  a été  déposé  en  temps  utile  et  doit  être  déclaré  fondé. 

11  ressort  de  l’exposé  des  faits  contenu  dans  le  mémoire  en 
réponse  pour  le  Conseil  paroissial  de  Remaufens,  ainsi  que  de 
l’extrait  du  protocole  de  ce  Conseil,  que  par  sa  décision  du  12  janvier 
1898,  celui-ci  a transformé  en  six  jours  de  prison  six  condamnations 
A 2 fr.  d’amende  qu’il  avait  antérieurement  prononcées  contre 
J.  Vauthey. 
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En  procédant  ainsi,  le  Conseil  paroissial  a méconnu  les  dis- 
positions formelles  de  la  loi  du  27  août  1876  concernant  l’exécution 
des  jugements  et  décisions  administratives  portant  condamnation  à 
des  amendos. 

Cette  loi  dispose  ce  qui  suit: 

„Art.  1".  Les  amendes,  qu’elles  soient  prononcées  par  application 
„d'une  disposition  du  Code  pénal  ou  d’une  loi  spéciale  pour  crimes, 
„délits,  contraventions,  infraction  de  police  ou  mesures  disciplinaires 
„en  faveur  du  fisc,  de  caisses  spéciales,  corporations  ou  de  par- 
ticuliers, constituent  une  peine  dont  l'exécution  doit  avoir  lieu  ou 
„par  le  paiement  de  la  somme  fixée  par  le  Juge  ou  l’Autorité  com- 
pétente, ou  par  la  prison  à défaut  de  paiement. 

„Art.  !).  Le  condamné  est  tenu  de  payer  l’amende  et  les  frais 
„dans  un  délai  de  30  jours  dès  sa  condamnation.  Dans  le  cas  où 
„l’amende  ne  serait  pas  payée  dans  ce  délai,  le  condamné  sera 
„sommé  par  le  bureau  d’enregistrement  de  s’acquitter  dans  le  terme 
„de  15  jours.  Cette  sommation  est  faite  par  lettre  remise  à la  poste 
„contre  récépissé. 

„Art.  10.  Si  l’amende  n’est  pas  acquittée  dans  la  quinzaine, 
„le  bureau  d’enregistrement  suivra  les  formalités  prescrites  par  la 
„loi  sur  les  poursuites  pour  arriver  à la  vente  des  objets  appartenant 
„au  condamné,  ou  à une  constatation  de  défaut  de  biens.  Avis  du 
„résultat  est  immédiatement  donné  au  Receveur. 

„Art.  11.  A défaut  de  paiement  de  tout  ou  partie  de  l’amende, 
„ce  qui  reste  dû  est  converti  en  prison,  à raison  d’un  jour  d’em- 
prisonnement pour  deux  francs  d’amende,  lorqu’il  s’agit  de  con- 
damnations criminelles  ou  correctionnelles  et  d’un  jour  d’empri- 
„sonnement  pour  quatre  francs  d'amende,  lorsqu’il  s’agit  de 
„contraventions  ou  de  peines  disciplinaires.“ 

En  présence  des  termes  de  l’art.  1er  ci-dessus,  il  ne  saurait 
être  douteux  que  la  loi  du  27  août  1875  est  applicable  à l’exécution 
des  condamnations  à l’amende  prononcées  par  les  Conseils  paroissiaux 
pour  contravention  aux  règlements  sur  la  police  des  églises. 

Dès  lors  le  Conseil  paroissial  de  Remaufens  ne  pouvait  convertir 
en  emprisonnement  les  amendes  prononcées  contre  Vauthey  qu’après 
avoir  exercé  des  poursuites  contre  celui-ci  et  seulement  dans  le  cas 
où  ces  poursuites  auraient  abouti  à un  acte  de  défaut  de  biens. 

Or  il  n’est  pas  même  allégué  que  des  poursuites  nient  été 
dirigées  contre  Vauthey,  ni  que  celui-ci  soit  incapable  de  payer 
les  amendes  qu’il  a encourues. 

En  admettant  même  que  cette  première  condition  eût  été  remplie, 
le  Conseil  paroissial  n’aurait  pu  convertir  les  amendes  eu  empri- 
sonnement qu'à  raison  de  quatre  francs  pour  un  jour  d’emprisonnement, 
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Vauthey  ne  s’étant  rendu  coupable  que  de  simples  contraventions  A 
un  règlement  do  police. 

La  décision  du  12  janvier  1898,  rendue  en  violation  flagrante 
des  dispositions  légales  précitées,  est  manifestement  arbitraire  et 
porte  atteinte  A l’égalité  devant  la  loi  garantie  par  les  art.  4 de 
la  constitution  fédérale  et  9 de  la  constitution  fribourgeoise.  Elle 
doit  en  conséquence  être  annulée. 

Par  ces  motifs 

Le  Tribunal  fédéral  prononce: 

Le  recours  est  admis  et  la  peine  de  six  jours  d’emprisonnement 
prononcée  le  12  janvier  1898  par  le  Conseil  paroissial  de  Rcmaufens 
contre  J.  Vauthey  A raison  de  défaut  de  paiement  d’amendes  est 
annulée. 


5.  Urteil  vom  20.  April  1898  in  Sachen  Lorenz  Huwyler. 

.1.  Lorenz  Huwyler  iin  Moos  zu  Adligenswyl  weigerte  «ich  zu  Beginn 
des  Wintersehuljahres  1897,  seine  beiden  Mädchen  Helene  und  Aloisin,  geboren 
den  15.  August  1883.  in  die  Schule  zu  schicken,  gestützt  auf  § 13  des  Er- 
ziehungsgesetzes vom  26.  September  1879,  welcher  lautet:  «Um  aus  der 
Primarschule  entlassen  werden  zu  können,  muss  das  Kind  sämtliche  Klassen 
durchgemacht  oder  mit  Beginn  des  Schuljahres  das  14.  Aiternjahr  zurück- 
gelegt haben .»  Huwyler  ersuchte  den  Erziehungsrat  um  Dispens  der  beiden 
Kinder  vom  Schulbesuche,  wurde  jedoch  mit  Erkenntnis  vom  2.  November 
1897  und  vom  9.  desselben  Monates  abgewiesen,  und  gegen  diese  beiden 
Erkenntnisse  hat  er  nicht  an  den  Regierungsrat  rekurriert.  Die  Abweisung 
des  Dispcnsgesuclies  erfolgte  gestützt  auf  § 9 der  vom  Regierungsrat 
erlassenen  « Vollziehungsverordnung  zum  Erzieh ungsgesetze  vom  26.  Sep- 
tember 1879,  Abteilung  Volksschulwesen»,  vom  30.  September  1891,  welcher 
unter  dein  Titel  « Schulentlassung  » vorschreibt  (Abs.  2):  «Solche  Kinder, 
welche  zwar  innert  der  im  Gesetze  (§  11.  Abs.  1)  eingeräumten  Frist, 
immerhin  aber  so  spät  in  die  Schule  eingetreten  sind,  dass  sie  bis  zum 
Antritte  des  fünfzehnten  Altersjahres  noch  nicht  sechs  Winterkurse  hindurch 
die  Schule  besucht  haben,  dürfen  erst  nach  dem  sechsten  Winterkurse  aus 
<ler  Schule  entlassen  werden.» 

I)a  Huwyler  trotz  Abweisung  seiner  Dispensgesuche  seine  beiden 
Mädchen  nicht  zur  Schule  sandte,  wurde  er  durch  l'rteil  des  Bezirksgerichts 
Habsburg  vom  27.  Dezember  1897  in  Anwendung  des  § 13  des  Erziehungs- 
gesetzes und  des  § 9 der  citierten  Vollziehungsverordnung  wegen  Über- 
tretung des  Erziehungsgesetzes  zu  12  Franken  Geldbusse,  eventuell  zu 
vier  Tagen  Gefängnis  verurteilt. 

B.  Gegen  dieses  Urteil  hat  Rekurrent  rechtzeitig  und  formgemäss 
den  staatsrechtlichen  Rekurs  an  das  Bundesgericht  ergriffen,  mit  dem  An- 
träge : das  angefochtenc  l'rteil  sei  als  gesetzes-  und  verfassungswidrig 
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aufzuheben,  unter  Kosten-  und  Entschüdigungsfolge.  Die  Begründung'  des 
Rekurse»  geht  im  Kerne  dahin:  § 9 der  Vollziehung« Verordnung  stehe  in 
einleuchtendem  Widerspruch  mit  § 15  des  Erziehungsgesetzes  und  sei  daher 
gesetzes-  und  somit,  weil  einen  Übergriff  der  vollziehenden  Gewalt  in  die 
Befugnisse  der  gesetzgebenden  Gewalt  enthaltend,  auch  verfassungswidrig. 

C.  Das  Bezirksgericht  Habsburg  bestreitet  in  seiner  Vernehmlassung 
vorerst  die  Kompetenz  des  Bundesgerichtes,  da  es  sich  weder  um  Gesetzes- 
noch  um  Verfassungsverletzung  handeln  könne,  und  trägt  sodann  materiell 
auf  Abweisung  des  Rekurse«  nn,  indem  es  die  Ausführungen  des  letztem 
betreffend  Widerspruch  des  § 9 der  Vollziehungsverordnung  mit  § 13  des 
Erziehungsgesetzes  als  unrichtig  bezeichnet. 

D.  Der  Regierungsrat  des  Kantons  Luzern,  der  gemäss  Beschluss  des 
Bundesgerichte«  vom  24.  März  1898  ebenfalls  zur  Vernehmlassung  aufgefordert 
wurde,  schliesst  sich  der  Antwort  des  Bezirksgerichtes  Habsburg  in  allen 
Teilen  an,  macht  speciell  darauf  aufmerksam,  dass  der  Rekurrent  gegen 
die  abweisenden  Entscheide  des  Erziehungsrates  nicht  rekurriert  hat,  und 
führt  sodann  betreffend  den  angeblichen  Widerspruch  zwischen  § 9 der 
Vollziehungsverordnung  und  § 13  des  Erziehungsgesetzes  aus:  Die  Be- 
fugnis zum  Erlass  der  Vollziehung« Verordnung  ergebe  sich  aus  § 202,  Abs.  3, 
des  Erziehungsgesetzes.  Wie  sich  aus  dem  Wortlaut  des  § 9,  Abs.  2,  der 
Vollziehuugs Verordnung  ergebe,  müsse  derselbe  nicht  nur  zu  § 13,  sondern 
auch  zu  § 11  des  Erziehungsgesetzes  in  Verbindung  gebracht  werden. 
§ 9,  Abs.  2,  der  Vollziehungsverordnung  regle  die  Frage  der  Schulentlassung 
(§  13)  für  die  Fälle  des  verspäteten  Eintrittes  (§  11).  Eine  derartige  Vor- 
schrift sei  angesiciits  der  Forderung  des  § 11  nötig  und  bedingt-  in  keiner 
Weise  einen  Widerspruch  zum  Gesetze.  Übrigens  würde  auch  ohne  diesen 
Zusammenhang  mit  § 11  des  Erziehungsgesetzes  der  behauptete  Widerspruch 
nicht  bestehen  : § 13  des  Erziehungsgesetzes  bedinge  nicht  einen  Zwang 
zur  Entlassung,  sondern  lasse  ausdrücklich  die  Möglichkeit  de»  Entlassen» 
oder  Nichtentlassens.  Endlich  wird  bemerkt,  die  im  Rekursfalle  angewandte 
Praxis  sei  eine  feststehende,  und  ein  Abgehen  von  derselben  würde  eine 
schwere  Schädigung  der  Schule  bedeuten. 

Das  Bundesgericht  zieht  in  Erwägung  : 

1.  Der  geltend  gemachte  Rekursgrund  besteht  in  der  Anfech- 
tung der  Verfassungsmässigkeit  der  Vollziehungsverordnung  zum 
F.rzichungsgesetz,  gestützt  auf  welche  der  Rekurrent  bestraft  worden 
ist;  das  Bundesgericht  ist  also  zur  Entscheidung  des  Rekurses 
kompetent. 

2.  Wie  sich  aus  der  Vernehmlassung  des  Regierungsrates  cr- 
giebt,  hat  der  Rekurrent  von  der  ihm  zustehenden  Befugnis,  gegen 
die  sein  Dispensgesuch  abweisenden  Entscheide  des  Erziehungsrates 
an  den  Regierungsrat  zu  rekurrieren,  keinen  Gebrauch  gemacht, 
und  nun  muss  gewiss  gesagt  werden,  dass  schon  dieser  Umstand 
einen  Grund  zur  Abweisung  dieses  Rekurses  bildet.  Denn  durch 
die  Thatsache  der  Einreichung  des  Dispensgesuches  (das  offenbar 
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ohne  Vorbehalt  vermeintlicher  verfassungsmässiger  Rechte  erfolgte) 
hat  der  Rekurrent  doch  wohl  anerkannt,  dass  seine  beiden  Mädchen 
nach  den  bestehenden  Vorschriften  noch  schulpflichtig  seien  ; und 
wenn  er  nun  gegen  die  Abweisungsentscheide  nicht  rekurriert  hat, 
so  ist  darin  einerseits  eine  um  so  klarere  Anerkennung  der  Rechts- 
gtlltigkeit  des  § 9 der  Vollziehungsverordnung  zu  finden,  und 
anderseits  ist  zu  sagen,  dass  der  Rekurrent  nun  die  I’flicht  hatte, 
diesen  rechtskräftig  gewordenen  Entscheiden  ohne  weiteres  nach- 
zuleben; das  gegenteilige  Verhalten  des  Rekurrenten  musste  als 
Ungehorsam  gegenüber  einem  von  einer  Behörde  in  ihrem  amtlichen 
Wirkungskreis  erlassenen  Befehle  angesehen  werden,  der  nach  S 36, 
Abs.  2,  des  Polizeistrafgesetzes  vom  6.  Juni  1861  sogar  straf- 
bar war. 

3.  Ist  der  Rekurs  danach  schon  aus  diesem  Grunde  abzu- 
weiseu,  so  mag  immerhin  noch  geprüft  werden,  ob  der  geltend  ge- 
machte Rekursgrund  an  sich  stichhaltig  sei,  ob  mit  andern  Worten  § 9 
der  Vollziehungsverordnung  wirklich  in  Widerspruch  zu  § 13  des 
Erziehungsgesetzes  stehe.  Hierüber  ist  nun  zu  sagen,  dass  allerdings 
der  Wortlaut  des  § 13  des  Erziehungsgesetzes  vorzuschreiben 
scheint,  dass  ein  Kind  nach  Zurücklegung  des  vierzehnten  Alters- 
jahres nicht  mehr  schulpflichtig  ist.  Indessen  erscheint  doch  schon  das 
als  zweifelhaft,  ob  nicht  die  Fassung  der  citierten  (Jesetzesstelle  : „Um 
aus  der  Schule  entlassen  werden  zu  können  ....“,  dagegen  spricht, 
dass  dem  Inhaber  der  väterlichen  oder  vormundschaftlichen  Gewalt 
ein  Recht  auf  Entlassung  zustehe,  und  nicht  vielmehr  die  Auffassung 
des  Regierungsrates,  es  werde  nicht  ein  Zwang  zur  Entlassung 
ausgesprochen,  richtig  sei.  Und  sodann  stellt  sich  in  der  Timt  die 
vom  Kegierungsrat  gegebene  Auslegung,  wonach  auch  § 1 1 des 
Erziehungsgesetzes  heranzuziehen  ist,  als  eine  sinngemässe  dar. 
Somit  kann  von  einem  offenbaren  Widerspruch  der  Vollziehungs- 
verordnung mit  dem  Erziehungsgesetze  nicht  gesprochen  werden, 
und  es  hat  der  Regierungsrat  daher  durch  jene  Verordnung  auch 
nicht  die  Schranken  seiner  Kompetenz  überschritten,  so  dass  der 
geltend  gemachte  Rekursgrund  dahinfällt,  und  der  Rekurs,  da  die 
Subsumtion  des  konkreten  Falles  unter  $ 9 der  Vollziehungsver- 
ordnung unbestritten  ist,  abgewiesen  werden  muss. 

Demnach  hat  da#  liimdesgerieht  erkannt: 

1.  Der  Rekurs  wird  als  unbegründet  abgewiesen. 

2.  Der  Rekurrent  trägt  die  Schreibgebühren  und  Kanzlei- 
auslagen mit  Fr.  14.  70. 
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6.  Urteil  vom  20.  April  1898  in  Sachen  Witwe  Meyer. 

A.  Wegen  einen  injuriösen  Briefen,  den  Heinrich  Tobler  im  Thalacker- 
Uster,  Kanton  Zürich,  im  Oktober  1896  an  J.  (J.  Meyer»  Witwe  von  Ütikon, 
Kanton  Zürich,  wohnliaft  in  Ba»el,  gesandt  hatte,  erhob  diese  Strafklage 
beim  Bezirksgericht  l’ster,  welches  den  Beklagten  am  30.  Dezember  1896 
wegen  Beschimpfung  zu  einer  Busse,  zu  den  Kosten  und  zu  einer  Ent- 
schädigung an  die  Gegenpartei  verurteilte.  Auf  Berufung  des  Beklagten 
hin  erkannte  jedoch  die  Appellationskammer  des  Obergerichts  des  Kantons 
Zürich  in  Abänderung  des  erstinstanzlichen  Urteils  unterm  11.  Februar  1897, 
der  Angeklagte  sei  eines  Vergelten»  nicht  schuldig,  und  sprach  ihn  daher 
frei  unter  Überbindung  der  Kosten  an  die  Anklägerin.  Das  Urteil  beruhte 
darauf,  dass  nach  den  materiellen  Bestimmungen  de»  § 3 des  zürcherischen 
Strafgesetzbuches  die  eingeklagte  Handlung  der  Beurteilung  durch  die 
Gerichte  de»  Kantons  Zürich  nicht  unterliege  ; der  Ort  der  Begehung  des 
Delikts  sei  Basel,  und  es  könnte  deshalb  die  Sache  in  Zürich  nur  unter 
der  nicht  vorhandenen  und  formell  nicht  zu  erreichenden  Voraussetzung 
von  litt,  c de»  genannten  Gesetzes  beurteilt  werden.  Nun  klagte  Witwe 
Meyer  die  Beleidigung  vor  den  baselstädtischen  Gerichten  ein.  Da  jedoch 
der  Beklagte  trotz  amtlicher  Ladung  zu  der  Verhandlung  nicht  erschien, 
erklärte  der  Strafgerichtspräsident  laut  Beschluss  vom  20.  Mai  1897  die 
Klage  als  desert,  gestützt  auf  § 159  der  Strafprozessordnung  von  Basel- 
stadt. wonach  bei  Antragsdelikten  ein  Kontutnazverfahren  nicht  stattfindet. 
Daraufhin  wandte  sich  Witwe  Meyer  neuerdings  an  den  Zürcher  Richter, 
unter  Hervorhebung  des  Umstandes,  dass  sie  zürcherische  Kantons- 
angehörige sei.  und  unter  specieller  Berufung  auf  § 3,  litt.  b.  des  zürche- 
rischen Strafgesetzbuches,  wonach  dieses  auf  solche  Verbrechen  Anwendung 
findet,  die  ausserhalb  des  Kantons  von  In-  und  Ausländern  g'egen  den- 
selben oder  dessen  Angehörige  (Bürger  oder  Einwohner)  verübt  worden 
sind,  insofern  die  gerichtliche  Verfolgung  durch  den  auswärtigen  Staat 
nicht  cihältlich  ist.  Der  Präsident  des  Bezirksgerichte»  Uster  wies  jedoch 
mit  Verfügung  vom  30.  September  1897  die  Anklage  von  der  Hand,  weil 
ii.  auch  zur  Zeit  die  Vorbedingungen  von  § 3 des  Strafgesetzbuches  nicht 
erfüllt  seien,  indem  überhaupt  keine  und  jedenfalls  keine  kompetente  aus- 
wärtige Behörde  für  den  Fall  der  Nichtauslieferung  die  Beurteilung  durch 
die  zürcherischen  Gerichte  verlange,  und  b.  weil  abgeurteilte  Sache  vor- 
liege. Ein«1  hiergegen  gerichtete  Beschwerde  «1er  Witwe  Meyer  wurde  von 
der  Appellationskammer  des  zürcherischen  Obergerichts  am  18.  November 
1897  als  unbegründet  abgewiesen,  unter  Überbindung  der  Kosten  auf  die 
Klägerin.  Abgesehen  davon,  wurde  ausgeführt,  ob  ilie  Voraussetzungen 
des  § 3,  litt.  b.  des  zürcherischen  Strafgesetzbuches  vorliegen,  stehe  der 
Auhandnahme  der  Anklage  der  Umstand  entgegen,  dass  über  dieselbe 
bereits  vor  zürcherischen  Gerichten  verhandelt  und  rechtskräftig  im  Sinne 
der  Freisprechung  entschieden  worden  sei.  Der  frühere  Entscheid  habe, 
darauf  beruht,  dass  das  eingeklagte  Vergehen  ausserhalb  de»  Kantons 
Zürich  begangen  worden  sei  und  deshalb  mangels  der  Voraussetzungen 
von  § 3,  litt.  n.  des  Strafgesetzbuches  daselbst  nicht  beurteilt  werden  könne, 
ln  jenem  Verfahren  habe  »ich  die  Anklage  noch  nicht  auf  den  jetzt  von  ihr 
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geltend  gemachten  Gesichtspunkt  gestützt,  und  es  seien  keine  Beweise  dafür 
Vorgelegen,  «lass  die  Anklägerin  eine  Angehörige  des  Kantons  Zürich  sei 
und  dass  die  Strafthat  am  Begehungsorte  nicht  verfolgt  werden  könne. 
Der  Eutscheid  aber  stelle  sich  keineswegs  als  eine  Weigerung  des  Ein- 
tretens in  die  Sache  mangels  Kompetenz  dar,  sondern  als  ein  förmliches 
Urteil,  durch  das  der  Angeklagte  straflos  erklärt  wurde,  weil  die  materiellen 
Voraussetzungen  der  Anwendung  des  zürcherischen  Strafgesetzbuches 
gefehlt  hatten,  wofür  auf  § 900  des  zürcherischen  Rechtspflegegesetzes, 
lautend:  « Wer  vor  Gericht  gestellt  wird,  muss  freigesprochen  oder  verurteilt 
werden  etc.»,  verwiesen  wurde.  Deshalb  könne  auf  die  Anklage,  als  bereits 
rechtskräftig  beurteilt,  überhaupt  nicht  mehr  eingetreten  werden. 

H.  Gegen  diesen  der  Witwe  Meyer  am  ti.  Dezember  1K1I7  zugestellten 
Beschluss  hat  namens  derselben  Dr.  Otto  Lutz  in  Basel  mit  Eingabe  vom 
19./21.  Januar  1K9S  den  staatsrechtlichen  Rekurs  an  das  Bundesgerieht 
ergriffen,  mit  dem  Anträge,  es  sei  derselbe  aufzuheben  und  das  kompetente 
Gericht  des  Kantons  Zürich  anzuweisen,  die  Beleidigungsklage  der  Re- 
kurrentin gegen  Heinrich  Tobler  materiell  zu  behandeln  und  in  Sachen 
ein  Urteil  zu  füllen,  eventuell,  es  sei  das  Strafgericht  Basel  anzuweiseu, 
die  Sache  materiell  zu  behandeln  und  die  zürcherische  Regierung  zu  ver- 
anlassen, die  Exekution  des  haslerischen  Urteils  durchzuführen.  Der 
Beschluss  der  Appellationskamuier  des  zürcherischen  Obergerichts  vom 
in.  November  1H97  enthalte,  wird  geltend  gemacht,  eine  Rechtsverweigerung; 
es  werde  dadurch  «1er  Kekurrentin  das  verfassungsmässige  Recht  entzogen, 
eine  strafgerichtliche  Behandlung  ihrer  Strafklage  zu  erlangen.  In  Basel 
oder  in  Zürich  mUsur  die  Rekurrentin  Sühne  für  die  ihr  angethane  Be- 
leidigung finden,  und  ein  Rechtszustand,  wie  er  im  vorliegenden  Falle 
geschaffen  worden,  sei  unhaltbar.  Was  specicll  die  Zürcher  Gerichte  betreffe, 
so  seien  dieselben  zur  Verfolgung  der  Anklage  deshalb  verpflichtet,  weil 
die  Voraussetzungen  des  § 3.  litt,  b,  des  zürcherischen  Strafgesetzbuches  zu- 
träfen. Abgesehen  davon,  sei  es  fraglich,  ob  nicht  jener  § 3 mit  den 
Artikeln  4 und  GO  der  Bundesverfassung  im  Widerspruch  stelle,  da  derselbe 
eine  Vergünstigung  der  zürcherischen  Kantonsbürger  vor  den  Bürgern 
anderer  Kantone  enthalte.  Gegenüber  der  Behauptung,  dass  abgeurteilte 
Sache  vorliege,  müsse  eingewendet  werden,  dass  die.  Strafklage  von  der 
zürcherischen  Appellntionskammer  nie  einer  materiellen  Behandlung  unter- 
zogen worden  sei.  Eventuell  müsse  die  Strafklage  in  Basel  ihre  materielle 
Erledigung  finden. 

C.  Der  Rekursbeklagte  II.  Tobler  trägt,  in  Anlehnung  an  die  Motive 
des  angefochtenen  Beschlusses,  auf  Abweisung  des  Rekurses  an.  Die 
Appellatiouskainmer  des  Obergerichtes  des  Kantons  Zürich  verweist  in 
ihrer  Vernehmlassung  einfach  auf  die  Akten.  Der  Strafgerichtspräsident 
von  Basel,  dem  ebenfalls  Gelegenheit  znr  Vernehmlassung  gegeben  wurde, 
wendet  sich,  unter  Berufung  auf  den  § 159  der  Basler  Strafprozessordnung, 
bloss  gegen  den  Eventualantrag  der  Rekurrentin,  indem  er  bemerkt  : Falls 
in  Basel  wohnende  Angeklagte  nicht  erscheinen,  so  würden  sie  durch 
polizeilichen  Vorführnngsbefehl  zur  Verhandlung  beigebracht:  gegenüber 
ausserhalb  des  Kantons  wohnenden  Beklagten  sei  dies  jedoch  nur  gegen- 
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über  Einwohnern  der  Kantone  Bern  und  St.  Gallen  möglich,  mit  denen 
vom  Kanton  Baselstadt  Übereinkünfte  gettchloHsen  worden  «eien,  denen 
zufolge  gegenseitig  Fehlbare,  auch  in  Straffällen,  welche  durch  das  eid- 
genössische Auslieferungsgesetz  nicht  vorgesehen  seien,  zugeführt  werden. 

Das  Bundesgericht  zieht  in  Erwägung: 

1.  Für  kantonale  Strafsachen  wird  der  Gerichtsstand  und  das 
räumliche  Geltungsgebiet  der  Strafgesetze  durch  die  kantonale  Ver- 
fassung und  Gesetzgebung  bestimmt,  und  es  ist  die  Anwendung 
fier  Vorschriften  über  diese  Materien,  soweit  sie  nicht  Bestandteile 
des  kantonalen  Verfassungsrechts  bilden  und  als  solche  unter  dem 
Schutze  des  Bundesgerichts  stehen,  an  sich  Sache  der  kantonalen 
Behörden.  Desgleichen  bestimmen  sich  die  Wirkungen  der  Rechts- 
kraft eines  Urteils  in  einer  kantonalen  Strafsache  zunächst  aus- 
schliesslich nach  dom  kantonalen  Rechte.  Trotzdem  steht  dem 
Bundesgericht  ein  Übcrpriifuugsreeht  der  kantonalgesetzlichen  Ord- 
nung des  Gerichtsstandes  in  Strafsachen  bezw.  der  Bestimmungen 
über  die  örtliche  Herrschaft  der  kantonalen  Strafgesetze,  sowie 
derjenigen  über  die  Rechtskraft  kantonaler  Strafurteile  und  eine 
Kontrolle  über  die  Anwendung  dieser  Normen  dann  und  insoweit 
zu,  als  durch  die  bezüglichen  Vorschriften  oder  durch  die  Auslegung, 
die  ihnen  von  den  kantonalen  Behörden  gegeben  wird,  verfassungs- 
mässige Rechte  der  Bürger  verletzt  werden.  Da  nun  im  vorliegen- 
den Falle  behauptet  wird,  dass  der  Rekurrentin  gegenüber  der 
Beschluss  der  zürcherischen  Appellationskainmer  eine  Rechtsver- 
weigerung enthalte  und  dass  die  kantonalgesetzlichen  Bestimmungen, 
auf  denen  er  beruht,  mit  den  Artikeln  4 und  00  der  Bundesver- 
fassung im  Widerspruch  stehen,  so  ist  die  Kompetenz  des  Bundes- 
gerichts gegeben.  Da  ferner  jedenfalls  mit  Bezug  auf  den  Beschluss 
der  Appellationskammer  vom  18.  November  1897  die  seehzigtügige 
Hekursfrist  beobachtet  wurden  ist,  so  ist  materiell  auf  die  Beschwerde 
einzutreten. 

2.  Sachlich  nun  kann  darüber  ein  Zweifel  nicht  bestehen,  dass 
der  erwähnte  Beschluss  der  zürcherischen  Appellationskammer,  durch 
den  diese  die  Anhandnahme  der  neuen  Strafklage  der  Rekurrentin 
unter  Hinweis  auf  den  früheren  Entscheid  vom  11.  Februar  1897 
ablehnte,  in  Verbindung  mit  dem  Beschluss  des  Strafgerichts- 
Präsidenten  von  Basel  vom  20.  Mai  1897,  der  ebenfalls  eine 
materielle  Behandlung  der  Strafsache  verweigerte,  zu  einer  eigent- 
lichen Justizverweigerung  führt,  die  bundesrechtlich  nicht  geduldet 
wurden  kann.  In  der  That  geht  es  nicht  an,  dass  der  Richter  des 
Kantons,  in  dem  der  Beklagte  wohnt  und  dem  die  Klägerin  an- 
gehört, die  Behandlung  der  Strafklage  ablehnt,  weil  das  Delikt  in 
einem  andern  Kanton  begangen  sei,  während  der  Richter  dieses 
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Kantons  sich  mit  der  Sache  nicht  einlässlich  befassen  will,  weil  der 
Beklagte  ausserhalb  desselben  wohnt  und  nicht  zur  Verhandlung 
herbeigeführt  werden  kann  ; und  es  hat  die  Rekurrentin  ein  ver- 
fassungsmässiges Recht  darauf,  dass  die  prozessordnungsmässig  von 
ihr  angebrachte  Strafklage  von  einem  der  beiden  Richter,  die  über- 
haupt angerufen  werden  können,  in  materielle  Behandlung  gezogen 
werde.  Wenn  daher  beide  aus  formalen,  in  der  Verschiedenheit  der 
kantonalen  Bestimmungen  über  die  territoriale  Herrschaft  der  Straf- 
uml  Strafprozessgesetze  wurzelnden  Gründen  ein  Eintreten  auf  die 
Sache  ablehnen,  so  muss  nach  Bundesrecht  durch  das  Bundesgericht 
der  vorhandene  negative  Jurisdiktionskonflikt  gelöst  werden,  ganz 
abgesehen  davon,  .ob  die  beiden  Entscheide  auf  einer  an  sich 
richtigen  Anwendung  der  bezüglichen  kantonalrechtlichen  Vor- 
schriften beruhen  oder  nicht  : denn  auch  gegen  Justizverweigerungen, 
«lie  aus  der  Unvollkommenheit  oder  Nichtübereinstimmung  der 
kantonalen  Prozessgesetze  entstehen,  kann  der  Schutz  des  Buudes- 
gerichts  nachgesucht  werden.  Immerhin  wird  in  derartigen  Fällen 
zunächst  zu  prüfen  sein,  ob  nicht  doch  die  eine  oder  die  andere 
der  die  materielle  Behandlung  einer  Straf  klage  ablehnenden  Be- 
hörden schon  nach  der  eigenen  Gesetzgebung  verpflichtet  sei,  die 
Sache  an  die  Hand  zu  nehmen,  da  es  dann  einer  in  die  Gesetz- 
gebung des  einen  oder  andern  Kantons  eingreifenden  oder  diese 
ergänzenden  Entscheidung  nicht  bedarf. 

3.  Bei  dieser  Prüfung  ergiebt  es  sich,  dass  der  Beschluss  der 
zürcherischen  Appellationskammer  schon  nach  der  eigenen  Gesetz- 
gebung des  Kantons  Zürich  nicht  haltbar  ist,  und  dass  darin  für 
sich  allein  schon  vom  Standpunkt  des  kantonalen  Rechts  aus  eine 
Rechtsverweigerung  liegt.  Die  Appellationskammer  scheint  selbst  zu- 
zugeben, dass  die  Voraussetzungen  zur  Strafverfolgung  bezw.  zur 
Bestrafung  des  eingeklagten  Delikts  nach  § 3.  litt,  b , des  zürcherischen 
Strafgesetzbuches  im  Zeitpunkte  der  Erhebung  der  neuen  Straf- 
klage der  Rekurrentin  vorhanden  waren.  In  der  That  handelt  es 
sich  um  ein  ausserhalb  des  Kantons  von  einem  Kantonsangehörigen 
gegen  einen  auswärts  wohnenden  Kantonsbürger  begangenes  Delikt, 
und  war  die  gerichtliche  Verfolgung  durch  den  auswärtigen  Staat, 
d.  h.  den  Kanton,  in  dem  das  Delikt  begangen  wurde,  nicht  er- 
hältlich; und  so  könnte  es  sieh  höchstens  fragen,  ob  deshalb,  weil 
in  § 3,  litt,  b,  der  Ausdruck  Verbrechen  gebraucht  ist,  die  dem 
Rekursbeklagten  zur  Last  gelegte  Handlung  nicht  darunter  falle. 
Allein  diesbezüglich  ist  zu  beachten,  dass  das  zürcherische  Straf- 
gesetzbuch unter  Verbrechen  nicht  eine  besondere  Kategorie  von 
strafbaren  Thatbeständen  versteht,  sondern  diesen  Ausdruck  für 
alle  nach  dem  Gesetze  mit  Strafe  bedrohten  Handlungen  gebraucht 
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(vergl.  namentlich  § 2,  al.  1,  und  § 4).  Somit  gehören  auch  die  in 
§ 149  ff.  normierten  Ehrverletzungen  zu  den  Verbrechen  und  sind 
dieselben  demnach  gemäss  3,  litt,  b , unter  den  dort  aufgestellten 
Voraussetzungen  auch  dann  strafbar,  wenn  sie  ausserhalb  des 
Kantons  begangen  worden  sind.  Die  zürcherische  Appellationskammer 
behauptet  denn  auch  keineswegs,  dass  nicht  sämtliche  Bedingungen 
der  Strafbarkeit  gemäss  § 3,  litt,  b,  im  vorliegenden  Falle  zusammen- 
getroffen seien,  sondern  stellt  bloss  darauf  ab,  dass  für  die  zürche- 
rischen Gerichte  res  judicata  vorliege.  Damit  befindet  sie  sich  jedoch 
im  Widerspruch  mit  allgemeinen  Grundsätzen  über  die  Rechtskraft 
der  Urteile.  Mit  ihrem  ersten  Entscheide  vom  11.  Februar  1897  hat 
nämlich  die  Appellationskammer  in  Timt  und  Wahrheit  lediglich 
auf  Grund  der  damals  vorliegenden  thatsächlichen  Verhältnisse  eine 
Gerichtsstandsfrage  entschieden,  nicht  aber  über  den  Strafanspruch 
materiell  abgesprochen,  mag  das  Urteil  immerhin  mit  Rücksicht 
auf  die  Vorschrift  des  § 900  des  zürcherischen  Rechtspflegegesetzes 
in  die  Form  einer  Freisprechung  gekleidet  worden  sein.  Damit 
wurde  bloss  erkannt,  dass  der  Kompetenzgrund  des  § 3,  litt,  a,  des 
Strafgesetzbuches  nicht  vorhanden,  weil  die  Strafthat  nicht  auf  dem 
Gebiete  des  Kantons  Zürich  begangen  worden  sei.  Insoweit  war 
der  Entscheid  rechtskräftig.  Sobald  aber  neue  kompetenzbegründende 
Momente  hinzukamen,  die  im  Zeitpunkte  der  Ausfüllung  des  ersten 
Entscheides  noch  nicht  vorhanden  waren,  und  sobald  dadurch  ein 
anderer  Kompetenzgrund  geschaffen  wurde,  so  konnte  die  Ap- 
pellationskammer die  Behandlung  der  Sache  nicht  mehr  durch  Ver- 
weisung auf  das  ergangene  Urteil  ablehncn,  da  dessen  Rechtskraft 
sich  eben  auf  den  neuen  Kompetenzgrund  nicht  erstreckte.  Dieser 
Schlussfolgerung  glaubt  die  Appellationskammer  dadurch  entgehen 
zu  können,  dass  sie  behauptet,  durch  den  Entscheid  vom  11.  Feb- 
ruar 1897  sei  nicht  bloss  eine  Gerichtsstandsfrage  entschieden, 
sondern  die  Sache  materiell  beurteilt  worden.  Mit  Unrecht.  Denn 
abgesehen  davon,  dass  diese  Auffassung  eine  rein  äusserliche,  die 
Motive  des  Urteils  ausser  acht  lassende  ist,  würde  daraus  doch 
nicht  das  gefolgert  werden  können,  was  die  Appellationskammer 
daraus  folgern  will.  Denn  auch  wenn  man  sich  der  Auffassung 
der  letztem  anschliessen  und  den  Entscheid  vom  11.  Februar  1897 
als  ein  Urteil  über  die  Strafbarkeit  der  eingeklagten  Handlung 
betrachten  wollte,  so  wäre  darin  doch  nur  der  Ausspruch  zu  er- 
blicken, dass  die  Handlung  deshalb  straflos  sei,  weil  das  That- 
bestandsmerkmal  der  Begehung  im  Kanton  Zürich  fehlte.  Dann 
müsste  aber  weiter  gesagt  werden,  dass  seither  ein  neues  wesent- 
liches Thatbestandsmerkinal,  das  vorher  noch  nicht  vorhanden  war, 
hinzugetreten  sei,  nämlich  die  Ablehnung  der  Strafverfolgung  im 
Kanton  Baselstadt,  und  es  könnte  deshalb  der  Eröffnung  eines 


Digitized  by  Googl 


92 


Entscheidungen  in  Strafsachen. 


neuen  Verfahrens,  auch  vom  Standpunkt  der  Appellationskammer 
aus,  die  Rechtskraft  des  früheren  Urteils,  die  sich  nur  auf  den 
damals  vorhandenen  Thatbestand  bezog,  nicht  entgegengehalten 
werden.  Danach  erscheint  der  angefochtene  Beschluss  der  zürche- 
rischen Appellationskammer  schon  nach  der  eigenen  Gesetzgebung 
des  Kantons  Zürich  als  eine  Rechteverweigerung.  Ware  aber  auch 
das  zürcherische  Recht  nicht  so  auszulegen,  wie  es  hier  geschehen 
ist,  so  würden  doch  die  gleichen  Erwägungen  dazu  führen,  dass 
der  vorhandene  Jurisdiktionskonflikt,  auf  dessen  Lösung  die  Re- 
kurrentin, ohne  Rücksicht  auf  das  kantonale  Recht,  bundesrechtlich 
Anspruch  hat,  zu  ungunsten  der  Zürcfier  Gerichte  entschieden 
werden  muss. 

4.  Auf  die  Frage,  ob  tç  3 des  zürcherischen  Strafgesetzbuches 
mit  Art.  4 und  60  der  Bundesverfassung  nicht  vereinbar  sei,  braucht 
unter  solchen  Umstünden  nicht  eingetreten  zu  werden. 

Demnach  hat  das  Bundesgericht  erkannt: 

1.  Der  Rekurs  wird  als  begründet  erklärt  und  es  werden  die 
Gerichte  des  Kantons  Zürich  unter  Aufhebung  des  Beschlusses 
der  Appellationskaimner  des  zürcherischen  Obergerichts 
vom  18.  November  I8Ü7  angewiesen,  auf  die-  Beleidigungs- 
klage der  Uekurrentin  gegen  Heinrich  Tobler  einzutreten. 

2.  Die  Schreibgebühren  und  Kanzleiauslagen,  betragend  zu- 
sammen Fr.  34.  35,  fallen  zu  Lasten  des  Rekursbeklagten. 


7.  Urteil  vom  8.  Februar  1899  in  Sachen  Fernand  Oscar  Blanc. 

Fernand  Oscar  Blanc,  né  le  11  septembre  1883,  de  Lausanne,  garçon 
de  peine,  employé  Ä la  pharmacie  Morin,  en  dite,  ville,  a été  condamné  le 
20  décembre  1808  par  le  Tribunal  de  police  de  Lausanne  A 6 mois  de 
réclusion  pour  vol  commis  au  préjudice  de  son  patron  ; le  même  jugement 
a condamné  deux  complices  de  Blanc  à deux  mois  de  la  même  peine.  Le- 
dit jugement,  considérant  ipt'il  s'agit  pour  les  trois  prévenus  d'une  première 
faute,  et  vu  le  jeune  Age  de  ceux-ci,  leur  a fait  application  de  fart.  1 de 
la  loi  vaudoise  du  13  mai  18!I7  sur  le  sursis  A l'exécution  des  peines,  et 
dit  qu'il  sera  sursis  pendant  deux  ans  A l'exécution  de  la  condamnation 
prononcée  contre  lesdits  condamnés. 

La  disposition  susvisée  statue  que  « lorsqu'un  inculpé  n'ayant  encouru, 
en  Suisse  ou  à l'étranger,  aucune  condamnation  A une  peine  privative  de 
la  liberté  pour  une  infraction  intentionnelle,  prévue  par  la  loi  vaudoise,  est 
condamné  dans  le  canton  A la  peine  de  l'amende,  de  l'emprisonnement  ou 
de  la  réclusion  n’excédant  pas  tî  mois,  le  juge  pourra  ordonner,  si  le  con- 
damné lui  parait  digne  «le  cette  mesure,  qu'il  sera  sursis  A l'exécution  de 
la  peine  prononcée.  La  décision  motivée  du  juge  sera  insérée  dans  le 
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jugement  de  condamnation.  Le  juge  fixera  le  délai  du  sursis  selon  le» 
circonstance».  Ce  délai  ne  pourra  être  moindre  de  2 ans  ni  excéder 
5 ans  ». 

Blanc  fut  maintenu  en  état  de  détention  préventive  à l'Evêché,  jusqu’à 
ce  que  le  prédit  jugement  soit  devenu  exécutoire. 

Le  24  décembre  1898,  le  Ministère  public  du  canton  de  Yaud  a recouru 
en  réforme,  soit  en  cassation  partielle,  A la  Cour  de  cassation  pénale  contre 
le  jugement  susmentionné  et  il  a conclu  à ce  qu’il  plaise  à ladite  Cour 
réformer  ce  jugement  en  ce  sens  que  le  bénéfice  du  sursis  accordé  à Blanc 
est  supprimé,  et  maintenir,  pour  le  surplus,  la  sentence  attaquée.  Ce  recours 
se  fonde  sur  les  motifs  ci-après  : 

Le  jugement  du  Tribunal  de  police  de  Lausanne,  en  date  du  20  dé- 
cembre 1898,  a accordé  à Blanc  le  sursis  de  sa  peine,  alors  que  celui-ci 
avait  déjà  obtenu  pareille  faveur  par  jugement  du  8 novembre  1897,  rendu 
par  le  même  tribunal.  Il  y a donc  eu  fausse  application  de  la  loi  pénale, 
soit  de  l’art.  7 de  la  loi  du  13  mai  1897  précitée,  disposant  que  le  condamné 
qui  a obtenu  le  bénéfice  du  sursis  à l’exécution  ne  pourra  plus  être  l'objet 
d’une  mesure  semblable,  et  le  Ministère  public  a dès  lors  le  droit  et  le 
devoir  de  recourir,  aux  termes  de,  l'art.  489,  lettre  h,  c.  p.  p. 

Ce  recours  fut  communiqué  au  condamné  Blanc  sous  date  du  26  dé- 
cembre 1898,  et,  le  29  dit,  l'avocat  d'office  du  prédit  Blanc,  adressa  à la 
Cour  de  cassation  pénale  un  mémoire  contre  le  recours. 

Le  même  jour,  le  Ministère  public  adressa  à la  dite  Cour  son 
« préavis  » sur  le  cas,  sans  avoir  eu  conaissance  du  contenu  du  mémoire 
du  condamné.  Dans  un  complément  daté  du  7 janvier  1899  et  annexé  à 
son  préavis,  le  Procureur  général  ajoute,  après  lecture  du  mémoire  de  Blanc, 
qu'il  lui  suffit  de  rappeler  que  la  Cour  de  cassation  a en  main,  abstraction 
faite  des  casiers,  tous  le»  éléments  pour  appliquer  la  loi  à F.  O.  Blanc. 

Le  4 janvier  1899,  le  défenseur  d'office  de  Blatte  adressa  au  Président, 
de  la  Cour  de  cassation  pénale  une  requête  tendant  à ce  qu’il  plaise  à ce 
magistrat  donner  les  ordres  nécessaires  pour  qu'il  puisse  prendre  connais- 
sance et  copie  du  préavis  du  Procureur  général  sur  le  recours  déposé  contre 
le  sieur  Blanc. 

A l'appui  de  cette  requête,  le  défenseur  faisait  valoir  les  considérations 
suivante»  : 

Le  préavis  du  Procureur  général  est  une  pièce  du  dossier,  bien  plus, 
c'est  une  pièce  d 'accusation,  un  complément  explicatif  du  recours  du  Ministère 
public.  La  loi  dispose  (art.  500  c.  p.  p.)  que  le  recours  est  communiqué  d’office 
à l'accusé,  et  elle  ne  parle  pas,  à la  vérité,  du  préavis.  Mais  on  ne  petit 
inférer  de  ce  silence  que.  ce  préavis  doive  rester  inconnu  de  la  défense. 
Une  telle  conclusion  serait  contraire  aux  principes  généraux  du  c.  p.  p. 
insérés  dans  les  art.  288  et  289,  lesquels  stipulent  entre  autres,  le  premier, 
que  le  défenseur  de  l’accusé,  peut  prendre  connaissance  au  greffe,  de  toutes 
les  pièces,  et  le  second,  que  l’accusé  peut  demander  copie  des  pièces  du 
procès  qu’il  juge  utiles  à sa  défense.  Elle  serait  contraire  en  outre  aux 
droits  les  plus  élémentaires  de  la  défense.  Si  la  loi  n’a  pas  prévu  expressément 
la  communication  du  préavis  du  Procureur  général  à l’accusé,  c'est  qu'elle 
a estimé  que  cette  communication  allait  de  soi,  et  ne  pouvait  être  refusée 
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quand  le  défenseur  la  réclame.  Ce  point  de  vue  s'impose  d'autant  plus  que 
le  Procureur  général  prend  connaissance  du  mémoire  sur  recours  que  l'ac- 
cusé, conformément  aux  art.  502  et  516  c.  p. p.,  peut  déposer  au  greffe  de  la 
Cour,  et  que  l’art.  200  c.  p.  p.  prévoit  expressément  cette  communication.  Agir 
autrement  pour  l’accusé  serait  porter  une  grave  atteint«'  aux  droits  sacrés 
de  la  défense,  qui  a le.  droit  de  conuaitre  les  charges  et  les  moyens  de 
l'accusation  — et  commettre  un  déni  de  justice  au  préjudice  du  prévenu. 

Statuant  par  arrêt  du  10  janvier  1890,  la  Cour  de  cassation  pénale 
a admis  le  recours  du  Ministère  public,  réformé  le  jugement  attaqué,  mais 
en  ce  sens  seulement  que  Blanc  n'est  pas  mis  au  bénéfice  du  sursis  à 
l'exécution  de  la  peine  — et  dit  que  celle-ci  doit  ainsi  être  immédiatement 
exécutée. 

Avant  de  statuer  sur  le  fond  du  recours,  le  même  arrêt  a statué 
également  sur  la  requête  dti  prévenu  tendant  à la  communication  A son 
défenseur  «lu  préavis  du  Procureur  général,  et  elle  a écarté  cette  réquisition 
par  les  motifs  suivants: 

A teneur  des  art.  f>04  suiv.  c.  p.  p.,  l'instruction  pour  la  cassation  a lieu 
oralement  pour  l«*s  causes  criminelles,  et  par  écrit  pour  les  autres  causes. 
Dans  les  premières,  le  recourant  a toujours  la  parole  le  premier:  au  contraire, 
dans  les  causes  «ic  police,  dans  la  règle,  le  Procureur  général  donne  son 
préavis  écrit,  et  les  parties  peuvent  envoyer  un  mémoire  (art.  516  Ibid.). 
Aucun  terme  n'est  fixé  par  la  loi  pour  le  dépôt  de  ces  pièc«*s,  et  elles  pein  ent 
dés  lors  être  produites  jus«|u'A  l'ouverture  de  l'audience.  La  loi  ne  prévoit 
la  communication  des  mémoires  déposées  ni  aux  autres  parties,  ni  au 
Ministère  public;  ils  ne  peuvent  d'ailleurs  renfermer  que  des  développements 
des  moyens  indiqués  dans  le  recours  et  l’acte  complémentaire  du  recours 
(art.  497,  502  c.  p.  p.),  la  Cour  ne  |a>uvant  examiner  que  ces  seuls  moyens 
(art.  519,  528,  1“  et  2”,  Ibid.).  Enfin,  le  préavis  du  Procureur  général  est 
destiné  uni«|ucment  A la  Cour,  et  n’est  jamais  communiqué  aux  autres 
parties. 

Par  écriture,  du  16./17.  janvier  1899,  le  défenseur  d’office  du  sieur 
Blanc  a exercé,  le  présent  recours  contre  l'arrêt  susmentionné  de  la  Cour 
de  cassation  pénale.  Tout  en  sc  référant  aux  moyens  présentés  déjà  devant 
cette  Cour,  le  recourant  fait  encore  valoir  les  moyens  suivants: 

1“  Les  mémoires  des  accusés  sur  les  recours  exercés  contre,  eux  par 
le  Ministère  public  ont  été  très  souvent,  jusqu'il  ce  jour,  de  fait,  communiqués 
au  parquet,  avec  le  dossier,  sur  la  demande  de  ce  dernier. 

2“  Kien  dans  le  c.  p.  p.  vaudois  n’interdit  la  communication,  à la  paitie 
adverse,  de  ces  mémoires  et  du  préavis  du  Procureur  général. 

6”  Clic  pièce  d'accusation  qui  n’est  destinée  qu'aux  juges,  sans  pouvoir 
être  connue  ni  discutée  par  l'accusé,  comme  le  serait  au  sens  de  l’arrêt 
dont  est  recours  le  préavis  du  Procureur  général  sur  recours  «lu  Ministère 
public,  est  une  pièce  secréte,  dont  l’existence  constitue  une  violation  du 
droit  de  la  défense.  A l'appui  île  cette  manière  de  voir,  le  recourant  cite 
l’arrêt  rendu  par  le  Tribunal  fédéral  le  16  novembre  1898  dans  la  cause 
Longchamp  contre  Cour  de  cassation  pénale  de  Yaud,  et  il  conclut  A ce 
qu’il  plaise  au  Tribunal  fédéral  prononcer: 
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I.  Que,  par  mesure*  provisionnelle*  de  M.  le  Président  du  Tribunal 
fédéral,  il  soit  sursis  à l’exécution  de  l'arrêt  dont  est  recours,  en  ce  sens  que 
Blanc  n’est  plus  détenu  ensuite  de  cette  condamnation. 

n.  Que  ledit  arrêt  est  annulé  pour  cause  de  déni  de  justice. 

Par  ordonnance  du  25  janvier  1899,  le  Président  de  la  II*  Section  du 
Tribunal  fédéral,  statuant  sur  la  demande  de  mesures  provisionnelles  — 
après  avoir  pris  connaissance  des  observations  de  la  Cour  de  cassation  pénale 
de  Vaud  en  date  du  24  dit,  a prononcé  qu’il  n’est  pas  entré  en  matière 
sur  la  dite  demande,  attendu  que  Blanc  n’est  pas  détenu  actuellement  eu 
exécution  de  la  peine  prononcée  contre  lui  le  20  décembre  1898,  mais 
seulement  de  sa  première  condamnation  du  8 novembre  1897,  et  que  la 
requête  en  mesures  provisionnelles  est  dès  lors  sans  objet  quant  à présent; 
la  même  ordonnance  ajoute  que,  pour  le  cas  où  l’autorité  pénale  vaudoise 
voudrait  procéder  A l'exécution  de  la  peine  prononcée  le  20  décembre  1898, 
avant  qu’il  ait  été  statué  sur  le  recours  pendant  devant  le  Tribunal  fédéral, 
il  serait  loisible  au  sieur  Blanc  d’adresser  un  nouveau  recours  A cette 
dernière  autorité. 

Dans  sa  réponse,  la  Cour  de  cassation  pénale  présente  les  observations 
suivantes  : 

1”  Si  le  point  de  vue  du  recourant,  était  admis,  le  e.  p.  p.  vaudois  serait, 
en  ce  qui  concerne  les  causes  de  police,  profondément  modifié.  Car  si  l’on 
communique  au  prévenu  et  A son  défenseur  le  préavis  du  Ministère  public, 
et  A ce  dernier  le  mémoire  du  condamné,  il  faudra  logiquement  accorder 
A l'un  et  A l'autre  le  droit  de  répondre  par  écrit  à ces  pièces  ; cette  réponse 
devra  être  communiquée  A son  tour,  et  pourra  donner  lieu  A nouveau 
préavis  ou  A mémoire  complémentaire,  A communiquer  également,  et  alors 
l’instruction  n’aura  plus  de  fin,  et  les  détentions  préventives  pourront  se 
prolonger  d’une  manière  hors  de  toute  proportion  avec  l'importance  du  délit. 

2"  Depuis  l'entrée  en  vigueur  du  c.  p.  p.  le  1"  juillet  1850, c’est  aujourd’hui 
la  première  fois  qu'A  la  connaissance  de  la  Cour  un  prévenu  se  soit  avisé 
de  requérir  la  communication  du  préavis. 

3°  Ce  préavis,  destiné  uniquement  A la  Cour,  ne  constitue  nullement 
une  pièce  de  l'accusation,  et  il  ne  peut  contenir  aucun  moyen  ignoré  de 
l’accusé,  la  Cour  ne  pouvant  statuer  que  sur  les  seuls  moyens  énumérés 
dans  la  déclaration  de  recours,  art.  497,  2*,  ou  dans  l’acte  complémentaire 
de  recours,  art.  502,  1°,  c.  p.  p. 

4°  Il  est  inexact  que  le  Procureur  généra)  prenne  connaissance,  avant 
de  déposer  son  préavis,  du  mémoire  du  prévenu.  Si,  en  fait,  il  en  a été 
parfois  autrement,  l’arrêt  attaqué,  comme  le  jugement  du  20  décembre  1898, 
disent  expressément  que  cette  communication  ne  doit  pas  avoir  lieu.  D’ailleurs 
les  jugements  précités  décident  que  les  mémoires  peuvent  être  présentés  au 
dernier  moment,  soit  A l’ouverture  de  l’audience,  tandis  que  le  préavis  du 
Procureur  général  est,  au  contraire,  toujours  fourni  avant  la  mise  en  cir- 
culation du  dossier  auprès  des  juges. 

Fondée  sur  ces  motifs,  la  Cour  de  cassation  pénale  a conclu  au  rejet 
tant  du  recours  de  Blanc  que  de  la  requête  de  mesures  provisionnelles. 
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Statuant  sur  ces  fait s et  considérant  en  droit: 

1°  La  question  qui  se  pose  dans  l’espèce  est  celle  de  savoir 
si,  par  le  fait  de  ne  pas  avoir  eu  connaissance  du  préavis  du 
Minister«!  public  faisant  suite  au  recours  exercé  par  le  parquet 
contre  le  jugement  rendu  par  le  Tribunal  de  police  de  Lausanne 
le  20  décembre  1898.  le  condamné  Blanc  a été  en  butte  A un  déni 
de  justice,  soit  à une  inégalité  de  traitement  contraire  A la  garantie 
contenue  dans  les  art.  4 de  la  Constitution  fédérale  et  2 de  la 
constitution  du  canton  de  Vaud.  Le  Tribunal  fédéral  est  dès  lors 
compétent,  aux  termes  de  l’art.  178  de  la  loi  sur  l’organisation 
judiciaire  fédérale,  pour  statuer  sur  le  recours  du  prédit  sieur  Blanc. 

2°  Il  convient  tout  d’abord  d'écarter  l’argument  que  le  recourant 
cherche  A tirer,  par  analogie,  de  l’arrêt  rendu  par  le  Tribunal  de 
céans,  en  date  du  lt!  novembre  1898,  dans  la  cause  Elie  Longchamp 
contre  Cour  «le  cassation  pénale  «le  Vaud.  Cet  arrêt  ne  saurait, 
en  effet,  nullement  être  invoqué  comme  constituant  un  précédent 
à l'appui  du  recours  actuel,  attendu  que,  dans  l’espèce  précitée,  il 
s’agissait,  non  point  comme  dans  le  cas  actuel,  de  l'omission  ou 
du  refus  de  la  communication  A l’accusé  du  „préavis“  «lu  Ministère 
public,  mais  du  fait  que  le  sieur  Longehamp  n'avait  pas  reçu  copie 
du  recours  lui-même  interjeté  contre  lui  par  le  parquet,  ce  qui  a 
eu  pour  conséquence  de  priver  le  prévenu  du  droit  d’être  entendu, 
et  en  particulier  de  la  possibilité  de  présenter  ses  moyens  de  défense 
«levant  la  Cour  de  cassation  penale,  ce  qui  implique  une  atteinte  A 
la  garantie  de  l’égalité  devant  la  loi.  C’est  donc  A tort  que  le 
recourant  Blanc  prétend  «iue  l’arrêt  Longchamp  précité  doit  avoir 
pour  effet  de  préjuger  la  question  actuelle  dans  le  sens  «le  l’ad- 
mission de  son  recours. 

3°  Dans  le  cas  actuel,  il  est  inconh-sté  que  Blanc  a eu 
connaissance  du  recours  du  Ministère  public,  et  que,  seul,  le  préavis 
explicatif  de  cette  autorité  ne  lui  a pas  été  communiqué.  Or,  cette 
circonstance  ne  saurait  être  envisagée  comme  emportant  un  déni 
de  justice  au  préjudice  du  recourant,  soit,  en  particulier,  une  violation 
du  droit  de  l’accusé  d’être  entendu  en  justice,  ou  de  l’égalité  des 
parties  «levant  le  juge. 

Dans  l’espèce,  en  effet,  la  communication  du  recours  du  Pro- 
cureur général  au  condamné  a mis  ce  dernier  en  situation  de  répondre 
A tous  les  moyens  présentés  par  le  parquet,  et  il  a usé,  eu  fait, 
«le  ce  droit  de  réponse  en  adressant,  A cet  effet,  un  mémoire  special 
A la  Cour  de  cassation.  Le  préavis  du  Ministère  public  ne  se 
caractérise  que  comme  une  pièce  explicative  du  recours,  comme 
un  développement  ultérieur  «!«•  moyens  déjA  formulés,  et  destinée 
A indiquer  la  solution  qui,  selon  lui,  devrait  intervenir  en  la  cause. 
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Cf  préavis  émane,  dans  l’économie  du  système  pénal  vaudois,  non 
point  du  Ministère  public  comme  partie  en  cause,  mais  il  apparait 
bien  plutôt  comme  procédant  du  parquet,  en  sa  qualité  d'autorité 
publique  coordonnée  aux  tribunaux  de  l'ordre  pénal.  Ce  qui  fait 
ressortir  avec  évidence  ce  caractère,  c’est  la  circonstance  que  la 
loi  ne  subordonne  la  production  de  ce  préavis  il  aucun  délai  destiné 
à autoriser  une  réponse  «lu  prévenu  ou  condamné;  qu'il  est  destiné 
à éclairer  le  tribunal  sur  tics  moyens  de  recours  déjà  formulés  et 
connus  «le  l’accusé,  et  qu’il  peut  être  présenté  à la  Cour  au  dernier 
moment,  c’est-à-dire  lors  de  l’audience  de  ladite  Cour,  alors  que 
le  prévenu  ou  condamné  n'est  pas  présent. 

Le  recourant  est  dès  lors  mal  venu  à se  plaindre  d'avoir  été 
frustré  d'un  droit  de  réponse,  qui  ne  lui  est  point  attribué  par  la 
loi.  ni  d’avoir  été  entravé  dans  ses  moyens  de  défense,  puisque, 
dans  l'espèce,  comme  il  a été  dit,  il  a eu  connaissance  à temps  de 
tous  les  arguments  de  recours  proposés  par  le  Ministère  public, 
qu'il  les  a discutés  et  combattus,  et  que  le  „préavis“  incriminé  ne 
contient,  dans  le  cas  particulier,  aucun  moyen  nouveau  sur  lequel 
il  se  serait  trouvé  dans  l’impossibilité  de  présenter  scs  observations 
en  réponse. 

Il  suit  de  tout  ce  qui  précède  que  le  grief  articulé  par  le 
recourant  est  dénué  de  fondement  en  ce  qui  concerne  le  prétendu 
déni  de  jnstice,  et  que  le  sieur  Blanc  est  d'autant  moins  fondé  à 
arguer  d'une  inégalité  de  traitement  commise  à son  détriment  que, 
dans  son  recours  au  Tribunal  de  céans,  il  n'a  pas  établi,  ni  même 
allégué  avoir  été  traité,  ensuite  du  refus  de  communication  dont 
il  se  plaint,  d'une  manière  exceptionnelle  et  faisant  acception  de 
sa  personne. 

Par  ces  motifs 

Le  Tribunal  fédéral  prononce: 

I.  Le  recours  est  écarté. 

II.  Les  frais  d'expédition  et  débours,  s'élevant  A 28  fr.  95  cts., 
sont  mis  à la  charge  du  recourant. 


8.  Urteil  vom  16.  Februar  1899  in  Sachen  Albert  Emil  Wyss. 

A.  Par  arrêté  du  20  septembre  1898,  le  Département  île  Justice  et 
Police  du  canton  de  Genève  a décidé  « de  ne  pas  accorder  l'autorisation 
de  séjourner  dans  le  canton  à Albert  Emile  Wyss  »,  se  disant  originaire  de 
Lucerne,  attendu  que  celui-ci  a été  condamné  A réitérées  fois  pour  vol, 
complicité,  de  vol  et  abus  de  confiance.  Wyss  a en  conséquence  été  Invité  à 
quitter  immédiatement  le  territoire  genevois.  Par  arrêté  du  10  décembre  1898, 
le  Conseil  d'Etat  de.  Genève  a confirmé  la  décision  de  son  Département. 
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B.  Wyss  a recouru  le  29  décembre  au  Conseil  fédéral  (qui  a transmis 
son  recours  au  Tribunal  fédéral)  pour  être  autorisé  A séjourner  dans  le 
canton  de  Genève.  Il  reconnaît  avoir  été  condamné  en  France  pour  vol. 
mais  déelare  s’étre  amendé  et  vouloir  redevenir  un  honnête  citoyen. 

C.  Dans  sa  réponse,  du  13  janvier  1899,  le  Conseil  d'Etat  de  Genève 
allègue  que  Wvas  a été  condamné: 

1°  le  28  mai  1892,  A Paris,  pour  vol,  A deux  mois  de  prison; 

2°  le  28  septembre  1893,  A Paris,  pour  abus  de  confiance,  A 6 mois 
de  prison; 

3°  le  10  juillet  1896,  A Paris,  pour  complicité  de  vol,  A 13  mois 
de  prison. 

Wves  est  en  outre  expulsé  de  France  et  a subi  A Paris  trois  autres 
condamnations  pour  infraction  A son  expulsion. 

Dès  lors,  le  Conseil  d'Etat  estime  que  son  arrêté  d’expulsion  se  justifiait 
au  regard  de  l’art.  45,  §§  2 et  3,  de  la  Constitution  fédérale.  Wyss  a été 
condamné  A réitérées  fois  pour  délits  graves  et  il  est  privé  de.  ses  droits 
civiques  jusqu'au  10  août  1900  connue  conséquence  de  la  condamnation 
prononcée  le  10  juillet  1896,  cela  en  vertu  de  l'art.  17,  § 3,  de  la  loi  genevoise 
sur  les  votations  et  élections,  du  27  octobre  1888. 

Pour  faire  la  preuve  des  condamnations  qu'il  invoque,  le  Conseil  d’Etat 
de  Genève  déclare  ne  pouvoir  produire  les  jugements,  parce  que  ceux-ci 
ont  été  rendus  en  France;  mais  il  produit  un  questionnaire  soumis  A Wyss 
par  la  police  genevoise  et  signé  par  lui,  duquel  il  résulte  qu’il  reconnaît 
les  différentes  condamnations  invoquées  contre  lui. 

Le  Conseil  d'Etat  conclut  en  conséquence  au  rejet  du  recours. 

Vu  ces  faits  et  considérant  en  droit: 

Par  son  arrêté  du  20  septembre  1 898.  confirmé  le  10  décembre 
par  le  Conseil  d’Etat,  le  Département  de  Justice  et  Police  du  canton 
de  Genève  a décidé  .,de  ne  pas  accorder  l’autorisation  de  séjourner 
dans  le  canton  A Wyss,  Albert  Emile“.  On  est  donc  en  présence 
d’un  refus  d’établissement.  Or,  l'art.  45.  al.  2,  Const.  féd.,  dispose 
que  l’établissement  peut  être  refusé  A eeux  qui,  par  suite  d'un 
jugement  pénal , ne  jouissent  pas  de  leurs  droits  civiques.  Il  s'agit 
donc  de  savoir  si  le  recourant  est  privé  de  ses  droits  civiques  par 
suite  des  condamnations  qu'il  a subies  en  France. 

Le  dossier  ne  renferme  ni  extrait,  ni  copie  des  jugements  en 
question  et  rien  n’établit  qu’aux  termes  de  ces  décisions  Wyss  soit 
privé  de  ses  droits  civiques  ou  que  la  loi  française  attache  cet 
effet  aux  condamnations  qu’il  a encourues.  Le  Conseil  d’Etat  de 
Genève  n’allègue  même  pas  qu’il  en  soit  ainsi. 

En  revanche,  il  fait  valoir  que  Wyss  serait  privé  de  ses  droits 
électoraux  en  vertu  de  l’art.  17,  chiffre  3,  de  la  loi  genevoise  sur 
les  élections  et  les  votations,  du  27  octobre  1888,  article  qui  exclut 
de  l’inscription  sur  les  tableaux  électoraux,  pendant  la  durée  de 
leur  peine  et  les  3 ans  qui  en  suivent  l’expiration,  les  citoyens 


Digitized  by  Google 


UNIV.  OF  MICH.  LA’.V  LI3RARY 


Entscheidungen  In  Strafsachen  99 

condamnés  à un  emprisonnement  de  pins  de  quinze  jour  pour 
vol,  etc. 

La  disposition  invoquée  de  la  loi  électorale  genevoise  ne  saurait 
toutefois  justifier  le  refus  du  droit  d’établissement  opposé  au  re- 
courant à raison  des  condamnations  qu'il  a subies  en  France. 

Il  est  en  effet  inadmissible  que  la  législation  genevoise  puisse 
aggraver  les  condamnations  prononcées  par  des  tribunaux  étrangers. 
Or,  la  privation  des  droits  électoraux  établie  par  la  loi  précitée 
constitue  évidemment  une  aggravation  de  peine,  soit  une  peine 
accessoire  infligée  certains  condamnés.  Elle  ne  saurait  dès  lors 
déployer  son  effet  que  dans  les  limites  de  la  souveraineté  du  canton 
de  Genève  en  matière  d’administration  de  la  justice  pénale  ; en 
d’autres  termes,  elle  ne  saurait  atteindre  que  les  personnes  con- 
damnées par  les  tribunaux  genevois.  A l’égard  des  personnes 
condamnées  par  des  tribunaux  étrangers,  les  jugements  de  ces 
tribunaux  et  la  loi  du  pays  de  la  condamnation  sont  seuls  à prendre 
en  considération  pour  décider  si  le  condamné  est  privé  de  ses 
droits  civiques. 

Il  suit  de  là  que,  la  preuve  n’étant  pas  faite  que  Wyss  soit 
privé  de  ses  droits  civiques  à teneur  des  condamnations  prononcées 
contre  lui  en  France  ou  en  vertu  de  la  loi  française,  son  recours 
contre  le  refus  d’autorisation  de  séjourner  à Genève  apparaît 
comme  fondé. 

Par  ces  motifs 

Le  Tribunal  fédéral  prononce: 

Le  recours  est  admis  et  l’arrêté  d’expulsion  rendu  contre  le 
recourant  les  20  septembre  / 10  décembre  1898  est  annulé. 


9.  Urteil  vom  22.  März  1899  in  Sachen  Johanna  Elberskirchen. 

A.  Mit  Eingabe  vom  23.  Februar  1899  führte  Advokat  W.  Fehr  namens 
des  Frl.  Johanna  Elberskirchen  in  Zürich  beim  Rundesrat  Beschwerde  darüber, 
dass  der  Regierungsrat  des  Kantons  Zürich  mit  Beschluss  vom  gleichen  Tage 
dem  Gesuche  des  Regierungsrates  des  Kantons  Bern  um  Auslieferung  der 
Johanna  Elberskirchen  über  eine  von  dieser  eingereichte  Protesteingabe 
hinweg  entsprochen  habe.  Es  wurde  angebracht,  die  Auslieferung  sei  von 
der  Regierung  des  Kantons  Bern  verlangt  worden  wegen  : 

1.  Erpressungs versuch,  eventuell  Drohung,  eventuell  Betrugsversuch  ; 

2.  Einreichung  einer  wissentlich  falschen  Anzeige; 

3.  Verleumdung. 

Nun  könne  aber,  wie  in  der  Protesteingabe  an  den  zürcherischen  Re- 
gierungsrat nfther  ausgeführt  worden  sei,  von  einem  strafbaren,  d.  h.  nach 
Berner  Recht  strafrechtlich  vcrfolgbarcn  Erpressungsversuch,  einer  Drohung, 
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einem  Betrugsversuch  und  einer  Einreichung  einer  wissentlich  falschen 
Anzeige  überhaupt  nicht  gesprochen  werden;  auch  eine  Verleumdung  liege 
nicht  vor;  eventuell  könnte  es  sich  nur  um  ein  Pressvergehen  handeln. 
Jedenfalls  liege  überall  kein  Auslieferungsdelikt  im  Sinne  des  Art.  2 des 
Buntlesgesetzes  vom  24.  Juli  1852  vor.  Nach  allgemeiner  Rechtsauffassung 
aber  könne  eine  Auslieferung  für  Delikte,  welche  nicht  Auslieferungsdelikte 
nach  Art.  2 des  <|uUst.  Gesetzes  seien,  nur  gewährt  werden,  wenn  der 
requirierende  Kanton  Gegenrecht  erklärt  habe.  Bezüglich  Verleumdung  und 
Pressvergehen  habe  Bern  dem  Kanton  Zürich  jedoch  keine  Reciprocitftt 
zugesichert,  also  sei  die  Auslieferung  auch  nicht  zidüssig;  sie  verstosse 
gegen  Art.  55  der  Bundesverfassung,  sowie  gegen  Art.  2 und  1 des  Bundes- 
gesetzes von  1852.  Der  Entscheid  der  Zürcher  Regierung  sei  zudem  nicht 
motiviert.  Es  sei  um  so  eher  tler  nachgesuchte  Schutz  zu  gewähren,  als 
die  heroische  geheime  Untersuchung  nicht  die  nötigen  Garantien  biete  für 
richtige  Untersuchung,  und  als  die  Rekurrentin  mit  Grund  befürchten  müsse, 
dass  auch  der  persönliche  Einfluss  des  einen  Klägers  in  Bern  nicht  Aussicht 
auf  ein  völlig  objektives  Verfahren  biete.  Es  werde  deshalb  das  Gesuch 
gestellt,  dass  die  Motivierung  eingefordert  und  der  Beschwerdeführerin  zur 
Vernehmlassung  mitgeteilt  werde.  Der  Antrag  geht  dahin,  es  sei  der  Be- 
schluss der  Zürcher  Regierung  aufzuheben. 

B.  Der  Bundesrat  hat  die  Eingabe  der  Johanna  Elberskirchen  nebst 
Beilagen  mit  Schreiben  vom  18.  März  18!)9dem  Bundesgerichte  zu  materieller 
Erledigung  der  Beschwerde  überwiesen.  Der  Überweisung  war  ein  gemäss 
Art.  litt,  Organisationgesetz,  vom  Bundesrat  eingeleiteter  Meinungsaustausch 
zwischen  diesem  und  dein  Bundesgericht  über  die  Kompetenzfrage  voraus- 
gegangen.  Die  beiden  Behörden  fanden  übereinstimmend,  dass  die  Be- 
schwerde in  die  Kompetenz  des  Bundesgerichtes  falle,  da  die  Beschwerde- 
führerin die  Aufhebung  des  angefochtenen  Beschlusses  deshalb  verlange, 
weil  dadurch  ein  ihr  bundcsgesetzlich  gewährleistetes  Individualrecht  verletzt 
werde  und  solche  Rechte  unter  dem  Schutze  des  Bundesgerichtes  stehen, 
das  auch  zu  prüfen  habe,  ob  im  einzelnen  Palle  das  behauptete  Recht  be- 
stehe oder  nicht. 

Dan  Bundengericht  zieht  in  Erwägung  : 

Das  Ausliaferungsgesctz  vom  24.  Juli  1852  statuiert  in  Art.  1 
lediglich  ein  Recht  des  Kantons,  dem  ein  Strafanspruch  zusteht, 
in  den  Fällen  des  Art.  2 von  dem  Kanton,  in  dem  sieh  der  straf- 
rechtlich Verfolgte  oder  Verurteilte  nufhält,  die  Verhaftung  und 
Auslieferung,  beziehungsweise  die  Beurteilung  und  Bestrafung  des- 
selben zu  verlangen.  Dagegen  wird  durch  das  Gesetz  nicht  auch 
ein  Recht  der  verfolgten  Personen  darauf  begründet,  dass  sie  nur 
in  den  im  Art.  2 einzeln  angeführten  Fällen  ausgeliefert  werden 
dürfen,  und  es  werden  die  Kantone  dadurch  nicht  gehindert,  auch 
in  andern  Fällen  dem  Auslieferungsbegehren  eines  andern  Kantons 
zu  entsprechen.  Es  besteht  auch  kein  bundesrechtlicher  Satz  des 
Inhalts,  dass  bei  Delikten,  die  nicht  zu  den  in  Art.  2 des  Aus- 
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lieferungsgesetzos  aufgezählten  gehören,  die  Auslieferung  nur  statt- 
finden dürfe,  wenn  der  requirierende  Kanton  Gegenrecht  zusichere. 
Vielmehr  ist  dieses  Gebiet  interkantonaler  Rechtshülfe  der  freien 
Entschliessung  beziehungsweise  Vereinbarung  der  Kantone  überlassen. 
Es  braucht  datier  im  vorliegenden  Falle  nicht  untersucht  zu  werden, 
ob  die  Delikte,  wegen  deren  die  Auslieferung  von  Bern  nachgesucht 
wurde,  sogenannte  Auslieferungsdelikte  seien  oder  nicht.  Denn 
auch  soweit  es  sich  nicht  um  solche  Delikte  handeln  sollte,  kann 
sich  nach  dem  Gesagten  vom  Standpunkte  des  eidgenössischen  Aus- 
liefemngsrechtes  aus  die  Rekurrentin  der  Auslieferung  nicht  wider- 
setzen. Es  ist  ferner  nicht  Sache  des  Bundesgerichtes,  die  gegen 
die  Rekurrentin  erhobenen  Anschuldigungen  auf  ihre  materielle 
Begründetheit  zu  prüfen.  Insofern,  als  eine  solche  Prüfung  zur  Be- 
antwortung der  Auslieferungsfrage  notwendig  ist,  steht  sie  bei  der 
Behörde,  die  endgültig  über  das  Auslieferungsbegehren  zu  entscheiden 
hat.  Dieser  füllt  auch,  soweit  ihre  Entschliessung  überhaupt  eine 
freie  ist,  die  Würdigung  der  Frage  anheim,  ob  die  Auslieferung 
wegen  ungenügender  Garantien  des  Verfahrens  des  requirierenden 
Kantons  zu  verweigern  sei,  und  wenn  sie  solchen  Bedenken  keine 
Rechnung  trügt  und  die  Auslieferung  trotzdem  gewährt,  so  kann 
sich  hiergegen  die  nuszuliefernde  Person  ebenfalls  nicht  beschweren. 
Der  auf  die  Art.  1 und  2 des  Auslieferungsgesetzes  von  1852  sich 
stützende  Rekurs  der  Johanna  Elberskirchen  muss  somit  abgewiesen 
werden.  (Vergleiche  die  Entscheide  des  Bundesgerichts  in  Sachen 
Martinoni,  Aintl.  Samml.,  Bd.  4,  S.  234;  in  Sachen  Frey,  ibiil.  Bd.  5, 
S.  533,  und  in  Sachen  Schnieper,  ebenda  Bd.  17,  S.  (509.)  Die  Re- 
kurrentin beruft  sich  allerdings  auch  noch  auf  Art.  55  B.  V.,  d.  h. 
auf  die  Garantie  der  Pressfreiheit.  Allein  angenommen  auch,  es 
handle  sich  um  ein  Press  vergehen,  so  ist  ohne  weiteres  klar,  dass 
jene  Garantie  nur  durch  die  Anhebung  der  Strafverfolgung  oder 
durch  die  Verurteilung  von  seiten  des  requirierenden,  nicht  aber 
auch  durch  den  Auslieferungsbeschluss  des  requirierten  Kantons 
verletzt  sein  kann.  Wenn  schliesslich  bemerkt  wird,  der  angefochtene 
Beschluss  sei  nicht  motiviert,  so  wird  dies  nicht  zur  Begründung 
des  Begehrens  auf  Aufhebung  der  regierungsrätlichen  Schlussnahme 
verwendet,  sondern  nur  zum  Ausgangspunkt  für  das  Gesuch,  dass 
die  Motivierung  eingeholt  und  der  Rekurrentin  mitgeteilt  werde, 
was  aber  bei  der  Liquidität  der  Rekurssache  in  thatsttchlicher  und 
rechtlicher  Beziehung  als  überflüssig  erscheint. 

Demnach  hat  das  Bundesgericht  erkannt: 

1.  Der  Rekurs  wird  abgewiesen. 

2.  Die  Rekurrentin  hat  die  Schreibgebühren  und  Kanzleiauslagen 
mit  Fr.  8.  10  zu  bezahlen. 
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10.  Urteil  vom  24.  März  1899  in  Sachen  Heinrich  Huber. 

A.  Durch  Verfügung;  der  Militärdirektion  des  Kantons  Zürich  vom 
5.  Juli  1898  ist  den  Mitgliedern  des  Unteroffiziersvereins  Winterthur  auf 
Gesuch  des  Vereins  Vorstandes  hin  gestattet  worden,  zum  Zwecke  der  Auf- 
nahme einer  Vereinsphotographie  die  Uniformen  zu  tragen.  In  der  Ver- 
fügung war  bemerkt,  dass  sich  die  Erlaubnis  nur  auf  die  Dauer  der  Auf- 
nahme beziehe;  überdies  wurde  der  Vereinsvorstand  für  alle  Eventualitäten 
verantwortlich  erklärt  und  verhalten,  der  Militärdirektion  die  Tage  zu 
bezeichnen,  an  «lenen  Aufnahmen  gemacht  werden,  und  jeweilen  ein  Ver- 
zeichnis einzusenden,  welches  die  Namen  der  Mitglieder  enthält,  die  zu 
denselben  zu  erscheinen  haben.  Mehrere  Mitglieder  des  Vereins  benutzten 
den  Anlass  der  photographischen  Aufnahme,  um  in  Uniform  Ausflüge 
zu  machen,  was  zur  Folge  hatte,  dass  ein  dem  Verein  angehörender 
Korporal  von  der  Stadtpolizei  Zürich  betrunken  aufgegriffen  und  deshalb 
bestraft  wurde.  Davon  ausgehend,  dass  der  Vereinsvorstand  es  unterlassen 
habe,  den  Mitgliedern  von  den  Bedingungen  Kenntnis  zu  geben,  unter 
denen  das  Tragen  der  Uniform  gestattet  worden  war,  und  dass  ihn  deshalb 
eine  Verantwortlichkeit  treffe,  belegte  ferner  die  Militärdirektion  mit  Ver- 
fügung vom  10.  September  1898  wegen  Nichtbeachtung  der  Bestimmungen 
der  Verfügung  vom  5.  Juli  den  Vorstand  mit  einer  Bubsc  von  10  Franken. 
Nachdem  ein  Gesuch  um  Zurückkommen  auf  diese  Verfügung  erfolglos 
geblieben  war,  schrieb  der  Vorstand  des  Unteroffiziersvereins  an  die 
Militärdirektion  des  Kantons  Zürich  am  9.  Oktober  1898  folgenden  Brief: 
Da  Sie  geruhen,  an  Ihrer  Busscnverfügung  gegen  unseren  Vor- 
stand festzuhalten,  so  sind  auch  wir  so  frei,  gegen  dieselbe  energisch  zu 
protestieren,  um  Ihnen  ausdrücklich  zu  bedeuten,  dass  wir  «|Uäst.  Busse 
von  Fr.  10  niemals  bezahlen  werden.  Unsere  Vereinsversammlung  hat  sieh 
den  Intentionen  unseres  Vorstandes  vollständig  angeschlossen,  und  kann 
auch  diese  niemals  herausdüfteln,  «lass  wir  uns  in  irgend  welcher  Weise 
vergangen  hätten.  Vielmehr  konnte  unsere  Vereinsversammlung  Ihr  will- 
kürliches, bureaukratisches  Verhalten  gegen  unsern  Vorstand  nur  bedauern 
und  giebt  diesem  den  bestimmten  Auftrag,  gegen  Ihre  Verfügung  Front 
zu  machen.  Handeln  Sie  nach  Ihrem  Gutdünken,  wir  sind's  gefasst  und 
werden  uns  event.  an  höherer  Stelle,  gegen  Ihr  unbotniässiges  Verhalten 
zu  schützen  wissen.  Pedanterie  zieht  nicht!  und  ist  auch  nicht  dazu  an- 
gethan.  Vorstandsmitglieder  zu  weiterem  Wirken  auf  frei  willig  militärischem 
Gebiete  zu  animieren.  » Der  Brief  war  vom  Präsidenten,  Heinrich  Huber, 
Infanteriewachtmeister,  und  vom  Vizepräsidenten  unterzeichnet.  Gegen  die 
Verfügung  vom  10.  September  erhob  sodann  der  Vorstand  Beschwerde  beim 
eidgenössischen  Militärdepartement,  das  dieselbe  jedoch  laut  Beschluss  vom 
3.  November  1898  abwies;  für  den  ungeziemenden  Ton,  in  dem  die  Zu- 
schrift an  die  zürcherische  Militärdirektion  vom  9.  Oktober  abgefasst  war 
und  den  der  Vereinsvorstand  auch  in  der  Beschwerde  an  das  eidgenös- 
sische Militärdepartement  angeschlagen  hatte,  wurde  dem  Vorstand  ferner 
ein  Verweis  erteilt.  Ihrerseits  erliess  die  zürcherische  Militärdirektion  am 
22.  November  1898  eine  Verfügung,  wonach  sie  «len  Infanteriewachtmeister 
Heinrich  Huber,  Präsident  des  Unteroffiziersvereins  Winterthur,  wegen 
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unanständigen  und  beleidigenden  Schreibens  hu  die  Militärdirektion  vom 
9.  Oktober  mit  zwei  Tagen  Arrest  bestrafte.  Mit  der  Verfügung  kreuzte 
sich  ein  Schreiben  des  Vorstandes  des  Unteroffiziers  Vereins  an  die  Militär- 
direktion vom  21.  November,  worin  diese  mit  Rücksicht  auf  die  bevor- 
stehende Erneuerung  des  Vorstandes  eingeladen  wurde,  falls  sie  in  der 
Sache  noch  etwas  vorzukehren  gedenke,  dies  beförderlichst  zu  thun,  und 
worin  zum  Schlüsse  bemerkt  war,  dass  sich  der  Verein  «auch  heute  noch 
auf  den  alten  Standpunkt  » stelle.  Nach  Empfang  des  Arrestbefehls  vom 
22.  November  schrieb  sodann  Wachtmeister  Huber  namens  des  Vereins 
auf  einer  Postkarte  an  die  Militärdirektion,  dass  « wir  quästl.  Schreiben 
(vom  21.  November)  nur  bestätigen  können  und  die  uns  auferlegte  Busse 
niemals  anerkennen  und  bezahlen  werden». 

B.  Mit  Eingabe  vom  24.  November  1898  erhob  namens  des  Wacht- 
meisters Huber  Advokat  Dr.  Curti  in  Winterthur  gegen  die  Arrestverfügung 
vorn  22.  November  189b  einen  staatsrechtlichen  Rekurs  beim  Bundesgericht, 
mit  dem  Antrag,  es  sei  dieselbe  als  unzulässig  aufzuheben,  unter  Kosten- 
und  Entschädigungsfolge  für  die  Gegenpartei.  Die  Begründung  geht  nach 
den  Anbringen  in  der  Rekursschrift  und  in  der  Replik  dahin  : Der  Re- 
kurrent sei,  als  er  den  Brief  vom  9.  Oktober  schrieb,  nicht  im  Militärdienst 
und  auch  sonst  nicht  dem  Militärstrafrecht  unterstellt  gewesen.  Es  könne 
höchstens  Ziffer  5 von  Art.  1 der  Militärstrafgerichtsordnung  vom  28.  Juni 
1889  in  Frage  kommen.  Das  hier  vorausgesetzte  Verhältnis  liege  aber  in 
casu  nicht  vor;  denn  der  Rekurrent  habe  in  durchaus  privater  Eigenschaft 
als  Präsident  eines  Vereins  gehandelt,  der  sich  allerdings  militärische  Auf- 
gaben stelle,  aber  auch  andere  Interessen  verfolge,  in  deren  Vordergrund 
die  Pflege  der  Geselligkeit  stehe.  Die  Korrespondenz  zwischen  der  Militär- 
direktion und  dem  Vereinsvorstand  habe  sich  denn  auch  nicht  auf  die 
Dienstpflicht  der  Vereinsmitglieder  oder  der  Mitglieder  des  Vorstandes, 
sondern  auf  eine  nicht  militärische  Angelegenheit  bezogen.  Nur  ein  Dienst- 
pflichtiger könne  in  den  in  Ziffer  5 erwähnten  Verhältnissen  stehen,  während 
es  ganz  gut  möglich  gewesen  wäre,  dass  ein  nicht  Dienstpflichtiger  oder  ein 
nicht  mehr  Dienstpflichtiger  als  Präsident  an  der  Spitze  des  Vereins  stünde 
und  ilie  fragliche  Korrespondenz  mit  der  Behörde  gewechselt  hätte.  Die 
Ordnungsbusse  sei  nicht  wegen  Verletzung  einer  Dienstpflicht  verhängt 
worden,  sondern  wegen  Nichtbeachtung  der  im  Verkehr  mit  Behörden 
vorgeschricbenen  Anstands-  und  Höflichkeitsformen.  Der  Fall  liege  in  dieser 
Beziehung  günstiger  als  der  vom  Bundesgericht  seiner  Zeit  zu  guusten 
des  Rekurrenten  beurteilte  Fall  Monod,  da  sich  damals  der  anstössige  Brief 
auf  die  persönliche  Dienst-  bezw.  Militärpflichtersatzsteuer-Pflicht  des  Re- 
kurrenten bezogen  habe.  Es  existiere  auch  kein  kantonales  Gesetz,  das 
die  Militärdirektion  zur  Verhängung  der  fraglichen  Arreststrafe  berechtigen 
würde.  Es  werde  nicht  bestritten,  dass  die  Militärbehörde  so  gut  wie  jede 
andere  Behörde  den  Verfasser  einer  beleidigenden  Eingabe  zur  Verant- 
wortung ziehen  könne.  Die  Frage  sei  nur  die,  ob  sie  sich  mit  einer 
Ordnungsstrafe  nach  dem  zürcherischen  Gesetz  über  Ordnungsstrafen 
begnügen  müsse,  oder  ob  sie  eine  rein  militärische  Strafe  verhängen 
dürfe,  was  zu  verneinen  sei.  Fehle  danach  eine  gesetzliche  Basis  für  die. 
Belegung  des  Rekurrenten  mit  einer  miilitärischen  Strnfe,  so  sei  ohne 
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weitere»  liquid,  da»»  dieselbe  eine  Verfassung» Verletzung  involviere.  Al» 
verletzt  erschienen  die  Art.  4 und  58  der  Bundesverfassung  und  Art.  2,  3 
und  7 der  Kanton» Verfassung. 

C.  Die  MUitärdirektion  des  Kanton»  Zürich  protestiert  in  ihrer  Ver- 
nehmlassung' vorab  gegen  die  Behandlung  des  Kalle»  durch  da»  Bundes- 
gericht, da  die  Angelegenheit  rein  militärischer  Natur  sei  und  Rekurse 
gegen  die  Verfügungen  der  genannten'  Behörde  in  erster  Linie  beim 
schweizerischen  Militärdepartement  anzubringen  seien.  Auch  materiell  sei 
der  Rekurs  unbegründet,  wofür  insbesondere  auf  Art.  166,  Ziffer  3,  des 
Bundesgesetzes  vom  27.  August  1851  und  Ziffer  13  des  neuen  Dienst- 
reglements abgestellt  und  weiterhin  geltend  gemacht  wird,  das»  sielt  die 
Korrespondenz  des  ITnteroffiziersverein»,  eines  Verein»,  der  ausschliesslich 
militärische  Interessen  verfolge  und  von  der  Militärdirektion  finanziell 
unterstützt  werde,  mit  der  Militärdirektion  auf  eine  militärische  Angelegen- 
heit, das  Tragen  der  Uniform,  bezogen  habe,  und  dass  die  erwähnten 
Vorschriften  nicht  nur  auf  den  Wehrmann  im  Dienstkleide,  sondern,  was 
den  Verkehr  mit  den  Militärbehörden  und  Militärbeamten  betrifft,  auch 
auf  den  Wehrmann  in  Civil  sowohl  im  mündlichen  als  auch  im  schriftlichen 
Verkehr  Anwendung  finden. 

D.  Der  Kompetenzeinrede  gegenüber  verweist  der  Rekurrent  in  der 
Replik  auf  Art.  175,  Ziffer  3,  de»  Bundesgesetzes  üher  die  Organisation  der 
Bundesreehtspflege,  sowie  auf  den  Kall  Monod,  und  bemerkt  ferner,  e» 
treffen  im  vorliegenden  Falle  weder  Art.  182  1.  c.  noch  Art.  8 der  Militär- 
strafgerichtsordnung  zu. 

E.  Das  eidgenössische  Militärdepartement,  das  vom  Instruktionsrichter 
ersucht  wurde,  sielt  über  die  Kompetenzfrage  zu  äussent,  führt  aus, 
konstanter  Praxis  gemäss  stehe  gegen  die  Verfügung  einer  kantonalen 
Militärbehörde,  die  diese  gestützt  auf  Art.  1,  Ziffer  5,  und  Art.  3 der 
Militärstrafgerichtsordnung  und  in  Anwendung  von  Art.  166,  Ziffer  3,  des 
Bundesgesetzeg  vom  27.  August  1851  getroffen  habe,  der  Rekurs  an  die. 
übergeordnete  Bundesbehörde,  d.  h.  das  eidgenössische  Militärdepartement, 
offen.  Mit  Rücksicht  auf  die  zulässige  Weiterziehung  und  mit  Rücksicht 
auch  auf  Art.  182,  Abs.  1,  Org.-Ges.  erscheine  ein  staatsrechtlicher  Rekurs 
beim  Bundesgericht  als  ausgeschlossen  ; und  «las  Präjudiz  Monod  aus  dem 
Jahre  1887  »ei  angesichts  de»  veränderten  Standes  der  Gesetzgebung  nicht 
mehr  verwendbar. 

F.  Durch  Präsidial  Verfügung  vom  26.  November  1838  wurde  die  Exe- 
kution der  angefochtenen  Verfügung  vom  22.  November  bi»  zum  Entscheide 
des  Rekurses  suspendiert. 

I)ag  Hu  ndesge rieht  zieht  in  Erwägung  : 

1 . Der  Rekurs  stellt  die  Kruge  zur  Erörterung,  ob  «1er  Rekurrent 
mit  Bezug  auf  «lie  Handlung,  wegen  der  ihm  von  der  zürcherischen 
Militärdirektion  ein  Arrest  auferlegt  wurde,  der  eidgenössischen 
Militärstrafgerichtsorduung  und  damit  der  militärischen  Diseiplinar- 
gewalt  der  genannten  Behörde  unterstanden  habe  oder  nicht. 
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2.  Die  Militärdirektion  des  Kantons  Züricli  erhebt  in  erster 
Linie  den  Einwand,  dass  die  Lösung  der  streitigen  Frage  nicht 
auf  dem  Wege  des  staatsrechtlichen  Rekurses  an  das  Bundesgericht 
zu  suchen  sei,  indem  diesem  die  Kompetenz  zur  Beurteilung  der 
Beschwerde  abgehe.  Sie  begründet  diesen  Einwand  damit,  dass  die 
Angelegenheit  militärischer  Natur  sei  und  dass  Rekurse  gegen  Ver- 
fügungen einer  kantonalen  Militiirdirektion  bei  deren  Oberbehörde, 
dem  schweizerischen  Militärdepartement,  anzubringen  seien.  Diese 
Begründung  geht  fehl  : Darum  dreht  sich  ja  gerade  der  Rechtsstreit, 
ob  die  Angelegenheit  als  militärische  zu  behandeln  gewesen  sei 
oder  nicht;  demnach  liegt  aber  nicht  eine  rein  militärische,  sondern 
eine  staatsrechtliche  Frage  zur  Entscheidung  vor,  nämlich  die  Frage 
der  Abgrenzung  des  Gebiets  der  Militärjurisdiktion  von  demjenigen 
der  bürgerlichen  Gerichtsbarkeit.  Abgesehen  ferner  davon,  dass 
eine  gesetzliche  Grundlage  für  eine  Weiterziehung  der  Disciplinar- 
massnahmen  kantonaler  an  die  eidgenössischen  Militärbehörden  nicht 
angeführt  worden  ist,  würde  das  Bestehen  eines  solchen  Instanzen- 
zuges doch  nicht  ohne  weiteres  in  sich  schliessen,  dass  auch  die 
Frage  der  sachlichen  Zuständigkeit,  d.  h.  der  militärstrafrechtlichen 
Kompetenz  der  kantonalen  Militärbehörden  in  jenem  Verfahren  zum 
Entscheid  zu  bringen  sei.  Es  löst  sich  auch  auf  anderen  Gebieten 
der  Bundesstantsrechtspflege,  in  denen  die  Verfügung^-  oder  Ent- 
scheidungsbefugnis einer  kantonalen  Behörde  in  Frage  steht,  die 
Beurteilung  der  Kompetenzfrage  von  derjenigen  der  materiellen 
Begründetheit  der  Verfügung  oder  Entscheidung  in  der  Weise  ab, 
dass  die  erstere  Frage  selbständig  in  einem  besonderen  Verfahren 
zu  erheben  und  von  einer  andern  Behörde  zu  erledigen  ist  als 
die  letztere.  So  bestimmt  Art.  189,  Unterabsatz  zu  Absatz  2,  des 
Bundesgesetzes  über  die  Organisation  der  Bundesrechtspliege.  dass 
der  Rechtsprechung  des  Bundesgerichts  die  Gerichtsstandsfragen 
auch  da  Vorbehalten  bleiben,  wo  die  materielle  Entscheidungs- 
befugnis bei  den  politischen  Bundesbehörden  steht.  Es  mag  dahin- 
gestellt bleiben,  ob  die  Bestimmung  direkt  auf  den  vorliegenden 
Fall,  wo  es  sich  nicht  um  den  Gerichtsstand  im  engem  Sinne, 
sondern  um  die  Gerichtsbarkeit  handelt,  zutreffe.  Jedenfalls  aber 
zeigt  sie,  dass  nicht  ohne  anderes  den  Behörden,  die  zur  materiellen 
Überprüfung  einer  in  Anwendung  eines  Bundesgesetzes  getroffenen 
kantonalen  Verfügung  berufen  sind,  auch  die  Entscheidung  über 
die  Frage  der  Zuständigkeit  der  Behörde,  von  welcher  die  Ver- 
fügung ausgeht,  zugewiesen  werden  darf.  Hieran  ist  insbesondere 
da  festzuhalten,  wo  es  sich  um  die  Abgrenzung  des  Gebietes  der 
Militärstrafgerichtsbarkeit  handelt,  eines  Gebietes,  auf  dem  der  per- 
sönlichen Freiheit  viel  engere  Schranken  gezogen  sind  als  auf  dem 
Gebiete  des  gewöhnlichen  bürgerlichen  Rechts.  Ob  ein  Fall  der 
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militärischen  Jurisdiktion  vorlieg«,  ist  eine  selbständige  und  eine 
so  wichtige  Frage,  dass  sie  ohne  positive  Anhaltspunkte  nicht  ein- 
fach der  Pintscheidung  derjenigen  Behörden  überlassen  werden 
dart,  denen  die  Handhabung  jener  Gewalt  übertragen  ist..  Vielmehr 
ist  zu  sagen,  dass,  sofern  nicht  ein  besonderes  Verfahren  gesetzlich 
vorgeschrieben  ist,  die  Lösung  der  Frage  durch  alle  Mittel  erstrebt 
werden  kann,  welche  überhaupt  zur  Erledigung  derartiger  Anstände 
gegeben  sind,  somit  unter  Umständen  auch  durch  Erhebung  eines 
staatsrechtlichen  Rekurses  beim  Bundesgericht.  Ein  besonderes 
Verfahren  zur  Abgrenzung  des  Gebiets  der  militärischen  Disciplinar- 
gewalt  ist  nun  im  Bundesrecht  nicht  vorgesehen.  Art.  8 der  Militär- 
strafgerichtsordnung vom  28.  Juni  1881*  handelt  nur  von  Kompetenz- 
anständen zwischen  bürgerlichen  und  militärischen  Oer/cA/sbehörden, 
«lie  dem  Bumlesrate  zum  etuigültigen  Entscheide  zugewiesen  werden. 
Wenn  ferner  Art.  182  Org.-Ges.  bestimmt,  dass  wegen  Verletzung 
privatrechtlicher  oder  strafrechtlicher  Vorschriften  des  eidgenössi- 
schen Rechts  durch  Entscheide  von  Kantonsbehörden  eine  staats- 
rechtliche Beschwerde  nicht  erhoben  werden  kann,  so  sind  darunter 
offenbar  bloss  «lie  materiellen  Vorschriften  des  eidgenössischen 
Privat-  und  Strafrechts,  nicht  aber  auch  die  bundesrechtlichen  Vor- 
schriften betreffend  die  Abgrenzung  zwischen  zwei  verschiedenen 
Jurisdiktionsgebieten  gemeint.  Au  sich  ist  somit  die  Kompetenz 
«les  Bundesgerichts  als  Staatsgerichtshof  zur  Erledigung  des  vor- 
liegenden Anstandes  weder  dadurch,  «lass  die  angefochtene  Ver- 
fügung von  einer  Militärbehörde  ausgeht  und  sich  als  eine  militärische 
Disciplinarmassnahme  darstellt,  noch  dadurch,  dass  dagegen  ein 
Rekurs  an  die  eidgenössischen  Militärbehörden  zulässig  sein  mag, 
ausgeschlossen  ; und  es  frägt  sich  bloss,  ob  die  gewöhnlichen  Vor- 
aussetzungen eines  staatsrechtlichen  Rekurses  gegeben  seien.  Dies 
ist  zu  bejahen.  Die  angefochtene  Verfügung  ist  eine  kantonale. 
Dadurch,  «lass  «lie  kantonalen  Militärbehörden  in  gewissen  Be- 
ziehungen nur  als  ausführende  Organe  des  Bundes  erscheinen, 
werden  sie  nicht  zu  Bundesbehörden  (vergl.  Art.  20  B.-V.),  und 
deshalb,  weil  gegen  sie  an  die  eidgenössischen  Militärbehörden 
rekurriert  werden  kann,  werden  Dlsciplinar Verfügungen  kantonaler 
Militärbehörden  nicht  zu  Verfügungen  unterer  eidgenössischer  In- 
stanzen. Da  ferner  behauptet  wird,  dass  ilurch  die  Verfügung 
einer  kantonalen  Behörde  verfassungsmässige  Rechte  eines  Bürgers 
verletzt  seien,  so  sind  damit  alle  sachlichen  Erfordernisse  zur  Be- 
gründung der  Kompetenz  des  Bundesgerichts  gegeben  und  muss 
dieses  materiell  auf  «lie  Beschwerde  eintreten.  Es  ist  «leim  auch  im 
Falle  Monod  (Amtl.  Samml.  «ier  bundesger.  Entsch.,  Bd.  XIII,  Nr.  (17), 
der  in  formaler  Beziehung  gleich  lag  wie  «1er  vorliegende,  die 
Kompetenzfrage  vom  Bundesgericht  ohne  Bedenken  im  gleichen 
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Sinne  entschieden  worden,  und  dass  durch  neue  oder  abgeänderte 
Gesetzesbestimmungen  eine  andere  Lösung  dieser  Frage  gefordert 
werde,  ist  nicht  erfindlich. 

3.  Die  Beschwerde  ist  aber  sachlich  zu  verwerfen.  Von  vorn- 
herein ist  klar,  dass  der  Anrufung  der  Art.  3 und  7 der  Kantons- 
verfassung, von  denen  der  erste  das  Recht  der  freien  Meinungs- 
äusserung, tlas  Vereins-  und  Versammlungsrecht,  der  letztere  die 
persönliche  Freiheit  gewährleistet,  in  casu  eine  selbständige  Be- 
deutung nicht  zukommt.  Wenn  die  zürcherische  Militärdirektion 
nicht  berechtigt  war,  über  den  Konkurrenten  eine  militärische  Strafe 
zu  verhängen,  so  ist  aus  diesem  Grunde  die  Verfügung  aufzuheben. 
War  sie  aber  zu  der  Massnahme  berechtigt,  so  kann  dadurch,  dass 
sie  von  einer  ihr  übertragenen  Befugnis  Gebrauch  gemacht  hat, 
keines  der  genannten  Rechte  verletzt  sein  ; und  dass  etwa  die  Art 
der  Ausübung  der  Strafgewalt  eine  Verletzung  jener  Rechte  herbei- 
geführt habe,  ist  nicht  einmal  behauptet.  Was  dann  die  Beschwerde 
wegen  Verletzung  des  Grundsatzes  der  Gleichheit  vor  dem  Gesetz 
betrifft  (Art.  4 der  B.-V.  und  Art.  2 der  Kant.-Vorf.),  so  deckt  sich 
dieselbe  im  vorliegenden  Falle  mit  derjenigen  betreffend  Verletzung 
von  Art.  58,  Abs.  1,  B.-V.  Denn  nur  insofern  kann  die  Verfügung 
der  zürcherischen  Militärdirektion  mit  der  Gleichheit  vor  dem 
Gesetze  im  Widerspruch  stehen,  als  die  Behörde  eine  Jurisdiktion 
ausgeübt  haben  sollte,  die  ihr  nicht  zustand  und  durch  deren  Aus- 
übung sie  somit  auch  gegen  das  Verbot  der  Ausnahmegerichte 
verstossen  hätte.  Ol»  nun  der  Rekurrent  der  militärischen  Straf- 
gerichtsbarkeit und  damit  der  militärischen  Disciplinargewalt  unter- 
worfen gewesen  sei,  hängt  von  der  Auslegung  des  Art.  1,  Abs.  5, 
der  Militärstrafgerichtsordnung  vom  28.  Juni  188!)  ab,  wonach 
jener  Jurisdiktion  militärpflichtige  Personen  ausserhalb  des  Dienstes 
mit  Bezug  auf  ihre  dienstlichen  Pflichten  unterstellt  sind.  Dass  Huber 
militärpflichtig  ist,  steht  ausser  Frage.  Dagegen  macht  der  Rekurrent 
geltend,  er  habe  in  der  Angelegenheit,  die  zur  Verhängung  der 
Arreststrafe  führte,  nicht  in  einem  dienstlichen  Pflichtverhältnis  zu 
der  zürcherischen  Militärdirektion  gestanden.  Dies  ist  unzutreffend. 
Das  Gesuch  zum  Tragen  der  Uniform  betraf  zweifellos  einen  Gegen- 
stand militärischer  Natur,  und  die  Vereinsmitglieder  traten  damit 
durch  Vermittlung  des  Vorstandes  in  eine  dienstliche  Beziehung  zu 
ihrer  militärischen  Oberbehörde.  Die  Organe,  die  für  den  Verein 
handelten,  hatten  deshalb  die  Angelegenheit  auch  als  dienstliche 
abzuwandeln  und  gegenüber  der  Militärdirektion  die  Regeln  des 
dienstlichen  Verkehrs  zu  beobachten.  Infolgedessen  standen  sic  nach 
Art.  1,  Ziffer  5,  der  Militärstrafgerichtsordnung  in  allem,  was  sich 
auf  das  ursprüngliche  Gesuch  und  die  Folgen  bezieht,  die  aus  dem 
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Missbrauch  der  von  ihnen  nachgesuchten  Bewilligung  des  Tragens 
der  Uniform  entstanden,  unter  der  militärischen  Disciplinargewalt 
der  ihnen  Vorgesetzten  Behörde.  Int  bundesrätlichen  Entwurf  zur 
.Militärstrafgerichtsordnung  war  der  Fall  expressis  verbis  erwähnt, 
indem  Ziffer  5 des  Art.  1 bestimmte,  dass  Wehrpflichtige  ausserhalb 
des  Dienstes  mit  Bezug  auf  ihre  dienstlichen  Obliegenheiten  und 
im  dienstlichen  Verkehr  mit  militärischen  Vorgesetzten  und  mit  mili- 
tärischen Behörden  der  Militärstrafgeriehtsbarkeit  unterstellt  seien. 
Die  letztere  Stelle  wurde  dann  zwar  in  der  Vorberatung  des  Ent- 
wurfes durch  die  nationalrätliche  Kommission  gestrichen,  allein  es 
geschah  dies,  wie  im  Protokoll  der  Kommission  ausdrücklich  ver- 
merkt ist,  in  der  Meinung,  dass  unter  dienstlichen  Obliegenheiten 
auch  der  dienstliche  Verkehr  mit  militärischen  Vorgesetzten  und 
Behörden  zu  verstehen  sei.  Die  Bestimmung  von  Ziff.  5 des  Art.  1 
der  Militärstrafgerichtsordnung  von  188h  war  in  dem  Gesetze  über 
die  Militärstrafrechtspflege  von  1851  nicht  enthalten.  Der  Fall 
Monod,  der  unter  der  Herrschaft  des  Gesetzes  von  1851  beurteilt 
wurde,  kann  deshalb  in  diesem  Punkte  heute  nicht  als  Präjudiz 
angeführt  werden.  Unterstand  aber  der  Rekurrent  bei  dem  Brief- 
wechsel mit  der  Zürcher  Militärdirektion  der  Militärstrafgerichts- 
und Disciplinarordnung,  so  war  die  zürcherische  Militärdirektion 
berechtigt,  gegen  ihn  wegen  allfälliger  Verstösse  gegen  die  mili- 
tärische Disciplin,  die  er  sich  dabei  zu  schulden  kommen  liess,  die 
materiellen  Vorschriften  der  Disciplinarverordnung  anzuwenden, 
und  muss  der  Rekurs  abgewiesen  werden.  Denn  ob  die  Bestrafung 
materiell  gerechtfertigt  war , hat  das  Bundesgericht  nicht  zu 
untersuchen. 

Demnach  hat  das  llundesgericht  erkannt: 

1.  Der  Rekurs  wird  abgewiesen. 

2.  Der  Rekurrent  hat  die  Schreibgebühren  und  Kanzleiauslagen 
mit  Fr.  36.  45  zu  bezahlen. 


Urteile  des  Kassationshofes  des  Bundesgerichts. 

1.  Urteil  vom  15.  Dezember  1898  in  Sachen  Ludwig  Flehner. 

.4.  Mit  l'rteil  vom  .'il.  .Juli  1898  hat  die  Pnlizeikaimner  des  Appellations- 
und Kassntionsliofes  des  Kantons  Bern  den  Ludwig  Flehner  schuldig 
erklärt  der  mehrfachen  Widerlmndlung  gegen  das  Bundesgesetz  betreffend 
das  Urheberrecht  an  Werken  der  Litteratur  und  Kunst,  vom  24.  April  188a, 
begangen  in  Bern  den  1.,  4.  und  15.  Juni  1898,  und  Om  zu  einer  (ieldlmsse 
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von  Fr.  30,  die  für  den  Fall  der  Nichteinbringlichkeit  in  6 Tage  Gefängnis 
uingewandelt  werden  sollen,  sowie  grundsätzlich  zur  Entschädigung  an  die 
Civilpartei,  Firma  A.  Entseh  in  Berlin,  und  endlich  zu  deu  sämtlichen 
Kosten  des  Verfahrens  verurteilt. 

B.  Gegen  dieses  Urteil  hat  der  Angeklagte  rechtzeitig  und  in  rich- 
tiger Form  beim  Kassationshofe  des  Bundesgerichts  Kassationsbeschwerde 
eingelegt,  mit  dem  Anträge,  das  angefochtene  Urteil  sei  im  ganzen  Umfange 
zu  kassieren. 

C.  Die  Civilpartei  trügt  auf  Abweisung  der  Kassationsbeschwerde  an, 
unter  Kostenfolge. 

Der  Kassationshof  zieht  in  Erwägung  : 

1.  Der  heutige  Kassationsklllger  Ludwig  Flehner,  Direktor  des 
Jsehänzlitlieaters  in  Bern,  kündigte  auf  den  Abend  des  1.  Juni  1898 
die  Aufführung  des  Schwanks  „Die  Logenbrüder“  von  Karl  Laufs 
und  Kurt  Kraatz  an.  An  diesem  Tage  liess  hierauf  der  Direktor 
des  Berner  Stadttheaters,  Udvardy,  durch  Fürsprecher  Stooss  in 
Bern  dem  Direktor  Flehner  brieflich  die  beabsichtigte  Aufführung 
untersagen,  unter  Androhung  von  Strafe  und  Civilklage  ; er  stützte 
sich  darauf,  dass  er  durch  Vertrag  vom  5.  April  1898  .von  der 
Verlagsfirma  A.  Entseh  in  Berlin  — der  heutigen  Kassations- 
beklagten — das  Recht  zur  Aufführung  des  genannten  Stücks  auf 
dein  Berner  Stadttheater  erworben  hatte.  Der  Kassationsklüger 
liess  das  Stück  gleichwohl  am  l.Juni  aufführen,  nachdem  er  zuvor, 
gemüss  Art.  7,  Abs.  3 und  4,  des  Bundesgesetzes  betreffend  das 
Urheberrecht,  Fr.  10  zur  Sicherstellung  der  Tantieme  beim  Richter- 
amte Bern  hinterlegt  hatte.  Weitere  Aufführungen  fanden  am  4. 
und  15.  Juni  1898  statt;  die  Gesamtbruttoeinnahme  aller  drei  Vor- 
stellungen betrug  Fr.  334.  45.  Am  Tage  der  zweiten  Aufführung 
erhob  nun  die  Firma  A.  Entseh  gegen  Flehner  Strafklage  wegen 
unerlaubter  Aufführung  eines  dramatischen  Werkes,  und  im  Straf- 
verfahren stellte  sie  dann  auch  adhäsionsweise  Civilansprüche  auf 
Entschädigung.  Der  Angeklagte  machte  eine  Reihe  prozessualer 
Einwände  geltend  und  nahm  sodann  namentlich  den  Standpunkt 
ein,  das  Stück  „Die  Logenbrüder“  sei  ein  schon  veröffentlichtes 
Werk  ; vor  zweiter  Instanz  bestritt  er  auch  die  Legitimation  der 
Kassationsbeklagten  zur  Klage,  weil  nicht  erwiesen  sei,  dass  sie 
die  Rechtsnachfolgerin  der  Autoren  sei. 

2.  Der  Kassationskläger  macht  in  seiner  Kassationsbeschwerde 
drei  Beschwerdepunkte  geltend  : Die  Kassationsbeklagte  sei  zur 
Klage  nicht  legitimiert,  weil  ihr  das  Aufführungsrecht  nicht  zustehe  ; 
ferner  habe  das  fragliche  Werk  als  schon  veröffentlichtes  im  Sinne 
des  Art.  7 des  Bundesgesetzes  betreffend  Urheberrecht  und  nach 
Art.  2 der  Interpretationserklärung  vom  4.  Mai  1896  zur  Berner 
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Konvention  zu  gelten  ; endlich  sei  das  angefochtene  Erkenntnis 
nicht  auf  gesetzliche  Weise  zu  stände  gekommen,  indem  entgegen 
der  zwingenden  Vorschrift  des  Art.  469,  Al.  1,  des  heimischen 
Strafverfahrens  der  General prokurator  an  den  Verhandlungen  vor 
Polizeikammer  nicht  teilgenommen  habe.  Von  diesen  Beschwerde- 
punkten ist  jedoch  der  letzte  von  vornherein  nicht  zu  hören,  da 
es  sich  dabei  nicht  um  Verletzung  einer  eidgenössischen  Rechts- 
vorschrift handelt  (Art.  Iti3  Org.-Ges.). 

3.  Dagegen  erscheint  der  erste  Kassationsgrund  als  vorhanden. 
Nach  Art.  1,  Absatz  2,  des  zur  Anwendung  kommenden  Bundes- 
gesetzes  vom  23.  April  1883  steht  das  Urheberrecht  zu  dem  Urheber 
oder  seinen  Rechtsnachfolgern.  Die  (Qualität  als  Rechtsnachfolger 
ist  von  demjenigen,  der  sie  in  Anspruch  nimmt  und  aus  ihr  ein 
Verbietungs-  und  Klagerecht  herleitet,  zu  beweisen,  da  sie  eine 
Voraussetzung  des  Urheberrechts  Schutzes  für  ihn  bildet.  In  casu 
nun  hat  die  Kassationsbeklagte  lediglich  ein  Exemplar  der  „Logen- 
brüder“ zu  den  Akten  gebracht,  welches  folgende  hier  in  Betracht 
kommende  gedruckte  Vermerke  enthalt:  ..Als  Manuskript  verviel- 
fältigt ....  Für  sämtliche  Bühnen  im  ausschliesslichen  Debit  der 
Verlags-Firma  A.  Entsch  in  Berlin.  Von  doit  aus  allein  ist  das 
Recht  der  Aufführung  zu  erwerben.“  (Unterzeichnet  ist  diese  Er- 
klärung-. „Karl  Laufs  und  Kurt  Kraatz“.)  Ferner  auf  Seite  2: 
„Dieses  Manuskript  darf  von  dem  Empfänger  weder  verkauft,  noch 
verliehen,  noch  sonst  irgendwie  weitergegeben  werden,  widrigen- 
falls die  gerichtliche  Verfolgung  wegen  Missbrauchs  und  resp. 

Schadloshaltung  der  Autoren  beantragt  wird A.  Entsch 

(Inhaber:  Theodor  Entsch),  bevollmächtigter  Vertreter  der  Autoren.  a 
Auch  in  ihrem  zu  den  Akten  gebrachten  Vertrag  mit  Udvardy 
bezeichnet  sich  die  Kassationsbeklagte  als  „bevollmächtigte  Ver- 
treterin der  Autoren“.  Nach  diesen  Ausdrücken  ist  auzunehmen, 
die  Autoren  des  Schwankes  „Die  Logenbrüder“  haben  nicht  ihr 
Urheberrecht  auf  die  Kassationsbeklagte  übertragen,  so  dass  diese 
als  ihr  Rechtsnachfolger  zu  bezeichnen  wäre,  sondern  die  Kassa- 
tionsbeklagte besorge  lediglich  als  Vertreterin  der  Autoren  den 
Vertrieb  des  Manuskripts  und  vermittle  die  Aufführungen,  indem 
sic  im  Namen  der  Autoren  mit  den  Buhnenvorstehern  nur  unter- 
handle. Unter  diesen  Umständen  aber  kann  ihr  das  Urheberrecht 
nicht  zustehen  und  ist  sie  daher  auch  zur  Klage  nicht  legitimiert. 
Ihren  Vertrag  mit  den  Autoren,  der  wohl  den  klarsten  Aufschluss 
über  das  zwischen  ihr  und  diesen  bestehende  Rechtsverhältnis  ge- 
geben hätte,  hat  sie  nicht  zu  den  Akten  gebracht.  Zu  bemerken 
ist  nur  noch,  dass  der  Kassationskläger  diese  Einrede  der  mangeln- 
den Aktivlegitimation  der  Kassationsbeklagten  vor  erster  Instanz 
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allerdings  nicht  erhoben  zu  haben  scheint  ; allein  vor  zweiter  Instanz 
wurde  sie  vorgebracht,  und  sie  darf  daher  heute  auch  gehört 
werden,  zumal  sie  von  der  zweiten  Instanz  nicht  als  verspätet  er- 
klärt wurde  und  der  Kassationshof  nach  Art.  171  Org.-Ges.  nicht 
an  die  Rechtsbegründung  des  Kassationsklägers  gebunden  ist.  Das 
Benehmen  des  Kassationsklägers,  das  die  zweite  Instanz  zur  Ab- 
weisung dieser  Einrede  herbeizieht,  speciell  die  Thatsache,  dass 
der  Kassationskläger  früher  in  Schweinfurt  und  Kitzingen  das 
Aufführungsrecht  für  die  „Logenbrüder“  selber  von  der  Kassations- 
beklagten erworben  hat,  genügt  zur  Abweisung  nicht  ; es  kann 
daraus  nicht  geschlossen  werden,  dass  er  die  Kassationsbeklagte 
als  Rechtsnachfolger  und  nicht  als  blossen  Vertreter  der  Urheber 
angesehen  habe. 

Die  Frage,  ob  das  Werk  ein  veröffentlichtes  sei  oder  nicht, 
wäre  wohl  eher  in  bejahendem  Sinne  zu  entscheiden  ; es  braucht 
aber  hierauf,  nachdem  das  angefochtene  Urteil  schon  wegen  der 
mangelnden  Aktivlegitimation  des  Klägers  zu  kassieren  ist,  nicht 
näher  eingetreten  zu  werden. 

Demnach  hat  der  Kassationshuf, 
in  Anwendung  des  Art.  172  O.-G., 
erkannt  : 

1.  Die  Kassationsbeschwerde  wird  als  begründet  erklärt  und 
demgemäss  das  Urteil  der  Polizeikammer  des  Appellations- 
und Kassationshofes  des  Kantons  Bern,  vom  31.  August  1898, 
aufgehoben  und  die  Sache  zu  neuer  Beurteilung  an  diesen 
Gerichtshof  zurückgewiesen. 

2.  Die  bundesgerichtliehen  Kosten,  bestehend  in: 

a)  Gerichtsgebühr  Pr.  50.  — , 

b)  Schreibgebühren  Fr.  19.  80, 

c)  Kanzleiauslagen  Fr.  — . 80, 

werden  dem  Kassationsbeklagten  auferlegt. 

3.  Derselbe  hat  ausserdem  dem  Kassationskläger  für  die 
bundesgerichtliche  Instanz  eine  ausserrechtliche  Entschädi- 
gung von  Fr.  30  zu  bezahlen. 

2.  Urteil  vom  15.  Dezember  1898  in  Sachen  Johannes  Sigg. 

A.  Mit  Erteil  vom  13.  Mai  1898  hat  das  Obergericht  des  Kantons  Schaff- 
hausen  erkannt: 

1.  Die  Verfügung  der  eidgenössischen  Oberzolldirektion,  dahin  lautend, 
es  habe  der  Beklagte  Fr.  7.  50  Zoll  und  Fr.  75  Busse  zu  entrichten, 
wird  bestätigt. 

2,  Die  sämtlichen  Kosten  des  Verfahrens  fallen  zu  lasten  des  Beklagten. 
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B.  Gegen  dieses  Urteil  hat  der  Beklagte  rechtzeitig  und  fnnngeinäss 
die  Kassationsbeschwerde  an  das  Bundesgericht  ergriffen,  mit  dem  Anträge  : 
Das  angefoehtene  Urteil  sei  als  nichtig  zu  erklären  und  das  ganze  Verfahren 
vor  den  kantonalen  Instanzen  sei  zu  kassieren,  unter  Kosten-  und  Ent- 
schädigungsfolge, und  die  Sache  sei  zu  neuer  Beurteilung  an  ein  anderes 
Gericht  zu  weisen. 

C.  Die  Bundesanwaltschaft  trägt  auf  Abweisung  der  Kassations- 
beschwerde, unter  Kostenfolge,  an. 

Der  Kaemtionehof  zieht  in  Erwägung  : 

1.  In  thatsächlicher  Beziehung  ist  aus  den  Akten  hervorzuheben  : 
Mit  Protokoll  vom  21.  Novemher  181)7  teilte  Grenzwächter  Örtli 
in  Dörflingen  der  Zolldirektion  Schaffhauaen  mit,  dass  Johannes  Sigg 
von  Dörflingen  „Samstag  den  G.  November,  zwischen  G und  7 Uhr 

vormittags,  100  kg.  Stumpfzucker  à Fr.  7.  50  per  q von  Biisingen 

auf  verbotenem  Wege ...  im  Felde  versteckt  und  nachher  unverzollt 
eingeführt“  habe.  An  Stelle  einer  Erklärung  des  Beklagten  trägt 
das  Protokoll  die  Notiz:  „Auf  wiederholte  Vorladung  auf  das  Zollamt, 
um  seine  Erklärung  abzugeben,  ist  Beklagter  nicht  erschienen.“ 
Der  Gomeinderatsvizepräsident  von  Dörflingen  bescheinigt,  der  Auf- 
nahme des  Protokolls  beigewohnt  zu  haben.  Mit  Schreiben  vom 
gleichen  Tago  zeigte  ferner  Örtli  seinem  Grenzwach  teile  f an,  er 
habe  schon  am  G.  November  den  Sigg  mit  einem  leeren  Wagen 
nach  Biisingen  fahren  gesehen  und  aus  dessen  nachherigem  Benehmen 
den  Schluss  gezogen,  er  habe  eine  Zolldefraudation  begangen.  Die 
eidgenössische  Oberzolldirektion  verfällt«  den  Beklagten  Sigg,  ge- 
stützt auf  das  erwähnte  Protokoll,  unter  dem  27.  November  18'.)7 
in  eine  Busse  von  Fr.  75.  Da  der  Beklagte  die  wiederholt  an  ihn 
ergangenen  Zahlungsaufforderungen  unbeantwortet  Hess,  überwies 
ihn  das  schweizerische  Zolldepartement  mit  Verfügung  vom  24.  De- 
zember 1807  der  kompetenten  Gerichtsbehörde  zur  Aburteilung, 
und  der  schweizerische  Bundesanwalt  erhob  hierauf  beim  Bezirks- 
gericht Reyath  Klage  und  erteilte  gleichzeitig  dein  Staatsanwalt 
des  Kantons  Schaffhausen  die  Vollmacht,  ihn  in  dieser  Strafsache 
vor  den  Gerichten  des  Kantons  Schaffhausen  zu  vertreten.  Der 
Beklagte  bestritt,  sich  einer  Zollübertretung  schuldig  gemacht  zu 
haben,  und  die  erste  Instanz  schützte  seinen  Antrag  auf  Frei- 
sprechung, indem  sie  davon  ausging,  es  sei  nicht  erwiesen,  dass 
er  die  eingeklagte  Handlung  begangen,  da  Grenzwächter  Örtli 
selber  zugebe,  den  Beklagten  nicht  direkt  beim  Schmuggeln  ertappt 
zu  haben,  sondern  nur  von  einem  Bürger  Bilsingens  unterrichtet 
worden  zu  sein,  und  das  Benehmen  des  Beklagten  — welcher  nach 
Bestreitung  der  ihm  von  Örtli  zur  Last  gelegten  Zollübertretung 
zu  diesem  gekommen  sei  und  gesagt  habe,  er  wolle  10Ü  kg.  Stampf- 
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zucker  verzollen,  damit  es  keine  weiteren  Geschichten  gebe  — für 
Annahme  seiner  Schuld  nicht  genügend  schlüssig  sei.  Das  Ober- 
gericht des  Kantons  Schaffhausen  dagegen  hat  den  Schuldbeweis 
als  geleistet  angesehen  und  das  eingangs  mitgeteilte  Urteil  „auf 
Grund  des  Aktenmaterials  und  in  Würdigung  aller  Umstände“ 
gefällt:  es  stellt  besonders  darauf  ab,  es  erscheine  auffallend,  dass 
der  Beklagte  am  6.  November  1 807  sich  in  aller  Frühe  mit  einem 
leeren  Wagen  von  Büsiugen  entfernt  habe  und  nach  einer  Stunde 
wieder  zurückgekehrt  sei  ; ferner,  dass  er  sich  auf  dem  Zollamt 
dahin  ausgesprochen  habe,  er  habe  noch  etwas  zu  verzollen;  dazu 
komme,  dass  er  sich  nach  dem  Zollbureau  begeben  und  daselbst 
gefragt  habe,  welchen  Zoll  der  Doppelcentner  Zucker  koste. 

2.  Massgebend  zur  Beurteilung  der  vorliegenden  Kassations- 
beschwerde ist  Art.  18  des  Bundesgesetzes  betreffend  das  Verfahren 
bei  Übertretungen  fiskalischer  und  polizeilicher  Bnndesgesetze,  vom 
30.  Juni  1849.  Danach  ist  die  Kassation  nur  zulässig  wegen  In- 
kompetenz des  urteilenden  Gerichtes,  oder  wenn  das  Urteil  gegen 
bestimmte  gesetzliche  Vorschriften  verstösst  oder  wesentliche  Form- 
fehler unterlaufen  sind. 

3.  Der  Kassationskläger  behauptet  nun  in  erster  Linie,  er  sei 
seinem  natürlichen  Richter  entzogen  worden,  und  dadurch  seien 
Alt.  Di  des  Bundesgesetzes  vom  30.  Juni  1849  nnd  Art.  146  ft',  des 
Organisationsgesetzes  verletzt  worden;  er  begründet  dies  damit: 
der  kantonale  Staatsanwalt  sei  nicht  berechtigt  gewesen,  als  Ver- 
treter des  Bundesanwaltes  zu  klagen,  ganz  abgesehen  davon,  dass 
es  fraglich  erscheine,  inwiefern  der  Bundesanwalt  von  sich  aus  und 
ohne  Auftrag  des  Zolldepartements  Klage  erheben  könne.  Allein 
auch  wenn  diese  Begründung  richtig  wäre  — was  nicht  der  Fall 
ist.  wie  sofort  auszuführen  sein  wird  — so  ist  gänzlich  unerfindlich, 
wieso  der  Kassationskläger  seinem  zuständigen  Richter  entzogen 
sein  sollte  ; zuständig  waren  vielmehr  nach  der  Gesetzgebung  des 
Kantons  Schaffhausen  die  Gerichte,  die  in  dieser  Sache  geurteilt 
haben,  und  es  hat  auch  der  Kassationskläger  selber  vor  den  kan- 
tonalen Gerichten  die  Einrede  der  Inkompetenz  nie  erhoben.  Im 
übrigen  aber  ist  betreffend  die  genannten  Beschwerdepunkte  zu 
bemerken,  dass  dieselben  vor  Obergericht  offenbar  nicht  vorgebracht 
worden  sind,  indem  das  angefochtene  Urteil  nichts  über  sie  enthält, 
und  dass  daher  fraglich  sein  könnte,  ob  der  Kassationskläger  mit 
ihnen  heute  noch  gehört  werden  dürfe.  Diese  Frage  kann  indessen 
unentschieden  gelassen  werden,  da  die  genannten  Beschwerdepunkte 
jedenfalls  materiell  unbegründet  sind.  Denn  was  den  ersten  Punkt 
betrifft,  so  ist  durch  die  Akten  erstellt,  dass  der  Bundesanwalt  im 
Aufträge  des  eidgenössischen  Zolldepartements  Klage  erhoben  hat, 
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und  dieses  Departement  war  die  nach  Art.  9 des  Fiskalgesetzes  zur 
Anordnung  der  Klageerhebung  zuständige  Behörde.  Nach  Art.  19 
desselben  Gesetzes  konnte  nun  der  Bundesanwalt  vor  dein  zuständigen 
Gericht  entweder  selbst  auftreten  oder  sich  vertreten  lassen  : und 
zu  dieser  Vertretung  bedurfte  er  nicht  etwa  einer  besondem  Voll- 
macht des  Bundesrates  (vgl.  Amtl.  Samml.,  Bd.  XVIII,  S.  707  und 
712);  er  war  auch  berechtigt,  die  Person  seines  Vertreters  selbst 
zu  bestimmen  (vgl.  Geschäftsbericht  des  Bundesrates  fiir  das  Jahr  1895, 
B.  Bl.  1891),  11,  S.  76).  Diese  Besch  Werdepunkte  erscheinen  somit 
nach  allen  Richtungen  als  unbegründet. 

4.  Weiterhin  behauptet  der  Knssationsklüger,  verletzt  seien  die 
Art.  55  und  56  des  Zollgesetzes  ; diese  Bestimmungen  setzen  voraus, 
dass  der  mit  Strafe  bedrohte  Thatbestand  „positiv  und  konkret“ 
festgestellt  sei,  nicht  als  „Resultat  von  Argumentationen  und  Ver- 
mutungen “ dastehe.  Diese  Beschwerdepunkte  sind  ohne  weiteres 
unbegründet,  da  die  vom  Kassationskläger  behauptete  Vorschrift 
nicht  besteht,  die  Gerichte  vielmehr  auch  bei  Zollübertretungen  nach 
den  Bestimmungen  des  betreffenden  kantonalen  Strafverfahrens  zu 
urteilen  haben,  unter  Vorbehalt  allerdings  der  Bestimmungen  des 
Art.  17  des  Fiskalgesetzes. 

5.  In  dieser  Beziehung  ist  nun  freilich  der  weitere  Beschwerde- 
punkt  des  Kassationsklägers  : das  Urteil  sei  nichtig,  weil  das  Oher- 
gerieht  das  sogenannte  Protokoll  vom  21.  November  1897  als  be- 
weiskräftig angesehen  habe,  während  ihm  jede  Beweiskraft  abgehe 
und  es  als  nichtig  zu  betrachten  sei,  insofern  begründet,  als  das 
genannte  Protokoll  in  der  That  den  Vorschriften  des  Fiskalgesetzes 
nicht  entspricht  und  ihm  daher  keine  Beweiskraft  zukommen  kann. 
Denn  nach  Art.  2 des  citierten  Gesetzes  ist  hei  jeder  Entdeckung 
oder  Anzeige  einer  Zolldefraudation  unverzüglich  ein  Protokoll  auf- 
zunehmen, und  zwar  unter  Beiziehung  des  Übertreters,  wenn  er 
bekannt  ist  ; ist  er  unbekannt,  oder  weigert  er  sich,  sich  zu  stellen 
oder  das  Protokoll  zu  unterschreiben,  so  ist  das  im  Protokoll  zu 
bemerken.  Überdies  hat  der  Beamte  oder  Angestellte,  dein  die 
Übertretung  angezcigt  wird,  oder  der  sie  entdeckt,  sofort  alle  (legen- 
stände  der  Übertretung  mit  Beschlag  zu  belegen.  Und  nach  Art.  4 
daselbst  soll  das  Protokoll  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  innert  48  Stunden 
von  Entdeckung  der  Übertretung  an  abgefasst  werden.  Im  vor- 
liegenden Fall  enthält  nun  das  sogenannte  Protokoll  vom  21.  No- 
vember 1897  nur  einen  Rapport  des  Grenzeinnebmers  an  die  schwei- 
zerische Zollverwaltung;  es  enthält  nicht  den  Thatbestand  der 
gemachten  Entdeckung  oder  einer  erhaltenen  Anzeige  über  die 
Zolldefraudation.  Es  sagt  auch  nichts  darüber,  dass  es  in  Gegen- 
wart  des  Kassationsklägers  aufgenommen  worden  sei  und  dass 
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dieser  die  Unterzeichnung  verweigert  habe.  Es  ist  zudem  erst  um 
21.  November  1897  abgefasst,  wahrend  der  rapportierende  Grenz- 
wächter Örtli  nach  seinem  Schreiben  an  den  Grcnzwachtchef  vom 
gleichen  Tage  schon  am  f>.  November  nugenommen  hat.  der  Kas- 
sationsklUger  habe  eine  Zolldefraudation  begangen.  Die  Kassations- 
besehwerde  müsste  sonach  gntgeheissen  werden,  wenn  das  an- 
gefochtene  Urteil  sich  einzig  auf  dieses  sogenannte  Protokoll  stützen 
würde.  Allein  das  ist  nun  nicht  der  Fall,  wie  aus  der  in  Erwägung  1 
in  fine  wiedergegebenen  Begründung  erhellt  ; das  Obergericht  hat 
den  Beweis  der  eingeklagten  Zolldefraudation  auch  abgesehen  vom 
Protokoll  als  geleistet  betrachtet,  und  die  Richtigkeit  dieser  Beweis- 
würdigung ist  vom  Kassationshofe  des  Bundesgerichtes  nicht  zu 
prüfen.  Es  kann  daher  auch  nicht,  wie  der  Kassationskläger  geltend 
machen  will,  darauf  abgestellt  werden,  dass  ihm  der  Gegenbeweis 
gegen  das  Protokoll,  entgegen  der  Vorschrift  des  Art.  17,  Abs.  3, 
Fiskalgesesetz,  nicht  gestattet  worden  sei.  weil  eben  das  Obergericht 
selber  sein  Schuldurteil  nicht  auf  das  Protokoll  gründet.  Die  Kas- 
sationsbeschwerde muss  daher  auch  in  diesem  Punkte  abgewiesen 
werden. 


Demnach  hat  der  Kasmtiomhof  erkannt: 

1.  Die  Kassationsbeschwerde  wird  als  unbegründet  abgewiesen. 

2.  Die  bundesgerichtlichen  Kosten,  bestehend  in: 

a)  Gerichtsgebühr  Fr.  50, 

b)  Schreibgebühren  Fr.  18, 

c)  Kanzleiauslagen, 

werden  dem  Kassationskläger  auferlegt. 


3.  Urteil  vom  15.  Dezember  1898  in  Sachen  H.  Brunner  und  Richard  Hauser. 

A.  Mit  Urteil  vom  9.  Juni  1898  hat  die  Appellationskainmer  deB  Ober- 
gerichts des  Kantons  Zürich  die  Angeklagten  Brunner  und  Hauser  der 
Verletzung  des  Urheberrechts  schuldig  erklärt  und  den  Brunner  zu  Kr.  50, 
den  Hauser  zu  Fr.  40  Busse,  welche  im  Falle  der  Nichteinbringliehkeit  in 
zehn  resp.  acht  Tage  Gefängnis  umgewandelt  werden  sollten,  verurteilt; 
sie  hat  ihnen  ferner  die  Kosten  je  zur  Hälfte  unter  solidarischer  Haft  jedes 
Einzelnen  für  das  Ganze  auferlegt  und  sie  zu  einer  zweitinstanzlichen 
Prozessentsehädiguug  an  die  Damnifikatin  von  Fr.  30  verpflichtet,  die 
Civilforderung  der  Damnifikatin  ad  séparation  verwiesen  und  die  noch 
bei  den  Angeklagten  bezw.  beim  Polygraphischen  Institut  vorhandenen 
Karten  und  die  Clichés,  die  zu  ihrer  Herstellung  dienten,  konfisziert. 
Gegenüber  dem  Angeklagten  Burger  bat  sie  das  freisprechende  erstinstanz- 
liche Urteil  als  in  Rechtskraft  erwachsen  erklärt. 
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ft.  Gegen  diene*  lTrteil  haben  die  Angeklagten  Brunner  und  Hauser 
rechtzeitig  und  iti  richtiger  Form  die  Kassationsbesch  werde  im  Sinne  der 
Art.  160  ff.  Org.-Ges.  beim  Kassationshof  de«  Bundesgerichte*  eingelegt, 
mit  dem  Anträge:  Das  angefochtene  Urteil  sei  aufzuheben,  demnach  seien 
die.  beiden  Angeklagten  Brunner  und  Hauser  von  Schuld  und  Strafe  frei- 
zusprechen,  unter  Oberbindung  der  Kosten  an  die  Privatklägcrin,  eventuell 
an  den  Staat  Zürich,  und  Zusprechung  einer  angemessenen  Prozessent- 
schildigung  an  die  Kassationskläger;  eventuell,  das  Urteil  sei  aufzuheben 
und  die  Sache  zu  neuer  Entscheidung  an  die  kantonale  Instanz  zurück- 
zuweisen. 

C.  Die  Damnifikatiu  trägt  auf  Abweisung  der  Kassationsbesch werde 
unter  Kosten-  und  Enschädigungsfolge  an. 

Der  Kassationshof  zieht  in  Enrägung: 

1.  In  thatsächlicher  Beziehung  ist  durch  die  Akten  festgestellt: 
Mit  Vertrag  vom  11).  Oktober  1881)  übertrug  Arnold  Böeklin  das 
ausschliessliche  Vervielfältigungsrecht  seiner  sämtlichen  Werke  (also 
auch  der  noch  zu  schaffenden)  der  Verlagsanstalt  für  Kunst  und 
Wissenschaft,  vormals  Fried.  Bruckmann  in  München,  mit  Ausnahme 
derjenigen  Werke,  für  welche  eine  Heproduktionserlaubnis  bis  zum 
Tage  des  Vertragsabschlusses  andern  erteilt  war;  und  am  2.  Januar 
18112  trat  die  genannte  Verlagsanstalt  im  Einverständnis  mit  dem 
Künstler  diese  sämtlichen  Vervielfältigungsrechte  der  Photographischen 
Union  in  München,  der  heutigen  Kassationsbeklagten,  ab.  Anlässlich 
der  im  Herbst  181)7  stattgehabten  Ausstellung  der  Werke  Böcklins 
in  Basel  brachten  die  heutigen  Kassationskläger  Ansichtspostkarten 
in  den  Handel,  auf  welchen  «lie  sog.  Masken  oder  Fratzen,  die 
sich  an  der  Kunsthalle  zu  Basel  auf  der  gegen  den  Hof  gerichteten 
Seite  befinden,  abgebildet  waren.  Sie  waren  in  der  Weise  herge- 
stellt, dass  von  den  Masken  Originalphotographien  genommen  und 
diese  dann  lithographiert  wurden.  Zu  bemerken  ist,  dass  die  Kunst- 
halle nebst  dem  dazu  gehörenden  Areal  — Hof  und  Garten  — 
Eigentum  des  Basler  Kunstvereins,  eines  privaten  Vereins,  ist,  uud 
dass  der  Platz  diesem  Vereine  seiner  Zeit  vom  Kanton  Baselstadt 
geschenkt  wurde,  unter  der  Bedingung,  dass  das  ganze  Areal  an 
den  Staat  zurückfalle,  wenn  der  genannte  Verein  sich  nuflösen 
sollte;  endlich,  dass  in  der  Kunsthalle  ein  vom  Kunst  verein  ver- 
pachtetes Restaurant,  im  Sommer  mit  Gartenwirtschaft,  betrieben 
wird.  Die  Masken  sind  von  Böeklin  im  Jahre  1872  entworfen  worden, 
einen  der  Köpfe  hat  Böeklin  selbst  gehauen.  Es  sollen  Karikaturen 
von  Basler  Herren  sein.  Böeklin  hat  sie  dem  Basler  Kunstverein 
geschenkt.  Sobald  die  Kassationsbeklagte  Kenntnis  davon  hatte, 
dass  die  Kassationskläger  die.  erwähnten  Postkarten  in  den  Verkehr 
brächten,  schrieb  sie  ihnen  unterm  22.  Oktober  181)7,  sie  müsse 
sie  anfragen,  wer  ihnen  das  Verviclfältigungsrecht  erteilt  habe,  und 
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bemerkte,  die  Kassationsklüger  könnten  sich  nicht  etwa  auf  Art.  1 1 , 
Ziff.  7,  Bundesgesetz  betr.  Urheberrecht  berufen,  da  die  fraglichen 
Masken  sich  weder  auf  einer  Strasse  noch  einem  öffentlichen  Platze 
befänden,  „sondern  im  abgeschlossenen  Garten  der  Basler  Künstler- 
gesellschaft“. Die  Kassationskläger  erwiderten  hierauf  — in  ihrer 
Eigenschaft  als  Leiter  der  Aktiengesellschaft  „Polygraphisches  In- 
stitut“ in  Zürich  — die  Zumutung  der  Kassationsbeklagten  befremde 
sie,  die  Masken  befänden  sich  an  einem  öffentlichen  Gebilude  mit 
öffentlicher  Wirtschaft  und  seien  auch  schon  in  allen  möglichen 
Reproduktionen  wiedergegeben  worden,  „als  Photographie,  Licht- 
druck, Holzschnitt  und  Autotypie,  und  zwar  gross  und  klein“.  Mit 
Brief  vom  27.  Oktober  1807  beharrte  die  Kassationsbeklagte  auf 
ihretn  Standpunkte  und  forderte  »die  Kassationskläger  zum  zweiten- 
mal auf,  die  fraglichen  Postkarten  aus  dem  Handel  zurückzuziehen. 
Da  das  nicht  geschah,  erhob  die  Kassationsbeklagte  nunmehr,  im 
November  18!>7,  gegen  die  Kassationskläger,  sowie  den  dritten  Leiter 
des  Polygraphischen  Instituts  in  Zürich,  IL  J.  Burger,  bei  der 
Bezirksanwaltschaft  Zürich  Strafklage  mit  den  Anträgen  : Die  An- 
geklagten seien  der  vorsätzlichen,  eventuell  der  grob  fahrlässigen 
Verletzung  des  Urheberrechts  schuldig  zu  erklären  und  mit  Geld- 
busse zu  bestrafen  ; die  bei  den  Angeklagten  und  bei  zürcherischen 
Wiederverkäufen!  befindlichen  Bildervorräte  und  die  für  die  Her- 
stellung dienenden  Vorlagen  und  Clichés  seien  zu  konfiszieren,  und 
die  Angeklagten  seien  zu  einer  angemessenen  Entschädigung  zu 
verurteilen.  Vor  erster  Instanz  (Bezirksgericht  Züricht  I.  Abteilung) 
wurden  als  Entschädigung  Fr.  1000  beansprucht.  Festgestellt  ist, 
dass  gegen  30,000  Stück  der  fraglichen  Postkarten  hergestellt  und 
davon  über  20,000  abgesetzt  worden  sind.  Sowohl  die  erste  als  auch 
die  zweite  Instanz  haben  den  Angeklagten  Burger  freigesprochen, 
die  heutigen  Kassationskläger  dagegen  verurteilt. 

2.  Die  Kassationskläger  machen  heute  in  erster  Linie  geltend, 
der  Kassationsbeklagten  fehle  die  Legitimation  zur  Stellung  des 
Strafantrages,  da  sie  weder  Urheber  noch  Rechtsnachfolger  des 
Urhebers  der  in  Frage  stehenden  Werke  sei,  und  begründen  dies 
einmal  damit,  der  Vertrag  zwischen  Böcklin  und  der  Verlagsnnstalt 
für  Kunst  und  Wissenschaft,  vormals  Friedrich  Bruckmann,  beziehe 
sich  nur  auf  Gemälde,  nicht  auf  Skulpturen,  und  sodann  mit  der 
Behauptung,  die  Kassationsbeklagte  habe  die  Bedingung,  unter  der 
allein  ihr  das  Urheberrecht  übertragen  worden  sei:  dass  sie  nämlich 
die  betreffenden  Werke  in  die  von  ihr  zu  veranstaltende  Gesamt- 
ausgabe der  Werke  Böeklins  aufnehmen  müsse,  nicht  erfüllt.  Be- 
züglich des  ersten  Grundes  haben  die  Vorinstanzen  den  fraglichen 
Vertrag  dahin  ausgelegt,  dass  unter  den  „sämtlichen  Werken“  auch 
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die  Skulpturen  zu  verstellen  seien,  wenn  schon  § 3 des  Vertrages 
nur  von  „Bildern“  spreche,  und  es  kann  in  dieser  Vertragsauslegung 
eine  Verletzung  einer  eidgenössischen  Rechtsvorschrift  — welche 
allein  nach  Art.  lt>3  Org.-Ges.  einen  Kassationsgrund  bildet  — 
unmöglich  erblickt  werden.  Die  zweite  Begründung  sodann  ist 
haltlos,  da  erstens  wohl  nicht  ein  Dritter,  sondern  nur  der  Vertrags- 
kontrahent sich  auf  die  Nichterfüllung  dieser  Bedingung  berufen 
kann,  somit  hier  eine  unzulässige  exceptio  ex  persona  tertii  vorliegt, 
und  zudem  auch  ein  bloss  bedingt  Berechtigter  zur  Strafklage  wegen 
Urheberrechtsverlctzung  befugt  ist. 

3.  Ein  weiterer  Einwand  der  Kassationskläger  gegen  das  an- 
gefochtene  Urteil  geht  dahin:  Dadurch,  dass  Böcklin  die  Masken 
dem  Basler  Kunstverein  geschenkt  habe,  sei  sein  Urheberrecht  — 
sofern  er  überhaupt  daran  ein  solches  gehabt  hätte  — auf  diesen 
Verein  übergegangen  ; und  dieser  habe  den  Kassationsklägern  die 
Nachbildung  gestattet.  Übrigens  seien  diese  Skulpturen  nach  der 
zur  Zeit  ihrer  Erstellung  geltenden  Gesetzgebung  nicht  geschützt 
gewesen.  Letzteres  nun  ist  nach  Art.  1!>  Urheberrechtsgesetz  von 
vornherein  unerheblich  und  übrigens  auch  thatsächlich  unrichtig. 
Und  dass  das  Urheberrecht  an  einem  Werke  durch  Schenkung 
desselben  übergehe,  ist  ein  Rechtssatz,  der  sich  weder  im  früheren 
Konkordat  vom  3.  Dezember  185ß  noch  im  gegenwärtigen  Bnndes- 
gesetz  findet  und  der  auch  nicht  etwa  aus  der  Natur  des  Urheber- 
rechts folgt,  gegenteils  mit  ihr  in  Widerspruch  steht;  denn  durch 
die  Schenkung  eines  Werkes  der  Litteratur  oder  Kunst  wird  nur 
das  Eigentum  an  dem  betreffenden  Exemplar  übertragen,  nicht  aber 
das  unabhängig  davon  bestehende  immaterielle  Recht  der  Darstellung 
und  Vervielfältigung.  Es  folgt  dies  auch  aus  Art.  8 des  Urheber- 
rechtsgesetzes. 

4.  Der  auch  schon  vor  den  Vorinstanzen  eingenommene  Stand- 
punkt: Böcklin  sei  nicht  Urheber  der  Masken,  weil  er  sie  nicht 
selbst  angefertigt  habe,  ist  von  den  Vorinstanzen  zutreffend  wider- 
legt worden.  In  der  That  kommt  darauf  nichts  an  ; massgebend 
ist,  dass  Böcklin  die  Modelle  entworfen  und  damit  ein  künstlerisch- 
schöpferisches  Werk  geschaffen  hat,  während  die  blosse  Ausführung 
eigener  schöpferischer  Gedanken  ermangelt.  Übrigens  ist  es  eine 
Lebensthatsache,  dass  Skulpturen  von  den  Bildhauern  häufig  nur 
entworfen  und  dann  von  Schülern  oder  derartigen  andern  Personen 
ausgeführt  werden. 

5.  Ebenso  haltlos  ist  der  weitere  Kassationsgrund,  es  handle 
sich  bei  den  fraglichen  Masken  um  Porträtbüsten  im  Sinne  des 
Art.  5,  Abs.  2,  Urheberrechtsgesetz.  Auch  wenn  dieselben  Karika- 
turen existierender  Persönlichkeiten  sein  sollten,  kann  jedenfalls 
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von  Porträten  nicht  gesprochen  werden  ; ein  Porträt  soll  die  getreue 
Wiedergabe  einer  Person,  geschaut  mit  dem  individuellen  Blick  des 
Künstlers,  sein:  eine  Karikatur  dagegen  ist  ein  Zerrbild,  in  dem 
gewisse  charakteristische  Züge  einer  Person  oder  einer  Sache  ab- 
sichtlich übertrieben  hervorgehoben  werden.  Zudem  waren  diese 
Karikaturen  jedenfalls,  gemäss  ihrer  Entstehungsgeschichte,  nicht 
„bestellt".  Dass  sodann  auch  heute  noch  behauptet  wird,  die  Masken 
oder  Fratzen  seien  kein  „Kunstwerk“  im  Sinne  des  Gesetzes,  erscheint 
angesichts  der  durchaus  treffenden  Widerlegung  durch  die  erste 
Instanz  als  unverständlich. 

6.  Weiterhin  machen  die  Kassationskläger  geltend,  die  Nach- 
bildung müsse,  um  unerlaubt  zu  sein,  eine  ernstliche  Schädigung 
der  Vermögensinteressen  des  Urhebers  in  sich  schliessen,  und  das 
liege  hier  nicht  vor.  Hiergegen  ist  zunächst  in  thntsächlicher  Beziehung 
zu  erwidern,  dass  eine  Vermögensschädigung  wirklich  vorliegt,  da 
über  20,000  Stück  Postkarten  in  den  Handel  gebracht  wurden  und 
der  daraus  erzielte  Gewinn  nicht  der  Kassationsbeklagten  und 
Böcklin  zukam.  Sodann  aber  ist  rechtlich  unrichtig,  dass  das 
Urheberrecht  nur  die  Vermögensinteressen  des  Urhebers  schützen 
wolle  und  solle;  es  hat  neben  seiner  vermögensrechtlichen  Seite 
eine  andere,  ideelle,  den  Schutz  der  Persönlichkeit  des  Künstlers 
als  solchen  bezweckende  (vgl.  auch  Rüfenacht,  das  litterarische  und 
künstlerische  Urheberrecht  in  der  Schweiz,  S.  38,  und  Gierke, 
deutsches  Privatrecht,  Bd.  I,  S.  7i>ti). 

7.  Mit  Unrecht  berufen  sich  die  Kassationskläger  sodann  auf 
Art.  !),  Schlusssatz,  des  Bundesgesetzes  über  Urheberrecht  ; es  handelt 
sich  nicht  um  Photographien,  auf  welche  allein  sich  diese  Gesetzes- 
bestimmung bezieht. 

8.  Der  Hauptstandpunkt  der  Kassationskläger  ist  jedoch  der, 
sie  seien  zur  Nachbildung  befugt  auf  Grund  des  Art.  11,  Ziff.  7, 
Bundesgesetz  über  Urheberrecht,  da  der  Platz,  an  dem  sich  die 
Masken  befinden,  ein  „öffentlicher“  im  Sinne  dieser  Bestimmung 
sei.  Hierüber  ist  zu  sagen  : Die  Frage,  wie  die  genannte  Gesetzes- 
bestimmung auszulegen  sei,  ist  unzweifelhaft  eine  Frage  der  Auslegung 
einer  eidgenössischen  Rechtsvorschrift  und  daher  vom  Kassations- 
hofe selbständig  zu  prüfen.  Thatsüchlich  festgestellt  ist  nun,  wie 
in  Erwägung  1 bemerkt  wurde,  dass  das  Gebäude,  an  welchem 
sich  die  Masken  befinden,  samt  dem  Hof,  auf  den  sic  schauen,  in 
Privateigentum  steht.  Allein  es  fragt  sich,  ob  „öffentlich“  im  Sinne 
der  hier  in  Betracht  kommenden  Gesetzesbestimmung  den  Gegensatz 
zu  „privat“  im  juristisch-technischen  Sinne  bedeute,  oder  ob  nicht 
vielmehr,  wie  die  Kassationskläger  ausführen,  dem  Worte  in  diesem 
Zusammenhänge  eine  andere  Bedeutung  beizulcgen  ist,  eine  mehr 
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dem  allgemeinen  Sprachgebrauch  entsprechende,  so  dass  öffentlich 
etwa  heissen  würde  „allgemein  zugänglich“.  Dass  der  fragliche 
Hof  letzteres  ist,  kann  wohl  nicht  bestritten  werden,  da  er  wenigstens 
den  Tag  über  offen  steht  und  in  demselben  im  Sommer  eine  Wirt- 
schaft betrieben  wird.  Hütte  sonach  das  Wort  „öffentlich11  die  ihm 
von  den  Klägern  beigemessene  Bedeutung,  so  wäre  der  Platz  als 
ein  öffentlicher  zu  bezeichnen.  Ks  sprechen  nun  allerdings  gewichtige 
Momente  dafür,  den  Ausdruck  „öffentlich“  in  dem  von  den  Kassa- 
tionsklägern behaupteten  Sinne  zu  interpretieren , wenn  auf  das 
Wesen  und  den  Zweck  des  Urheberschutzes  und  auf  die  ratio  legis 
der  in  Art.  11,  Ziff.  7,  Urheberrechtsgesetz,  statuierten  Ausnahme 
eingegangen  wird:  Das  Urheberrecht  bezweckt  den  Schutz  der 
Persönlichkeit  des  Urhebers  eines  litterarischen  oder  künstlerischen 
Werkes  in  der  Richtung  des  Schutzes  seines  Geisteserzeugnisses 
gegen  unbefugte  Vervielfältigung  und  Veröffentlichung;  ist  ein 
geistiges  Produkt  veröffentlicht,  d.  h.  der  Öffentlichkeit  preisgegeben, 
so  muss  der  Schutz  desselben  notwendigerweise  ein  anderer,  be- 
schränkterer werden  als  vorher,  ja  er  kann  unter  Umständen  ganz 
aufhören  oder  sehr  eng  werden,  wenn  eben  der  Urheber  in  der 
Weise  Über  das  Werk  verfügt,  dass  es  der  Allgemeinheit,  dem 
Publikum,  übergeben  wird.  Cberall  spielt  hier  bei  dieser  Veröffent- 
lichung der  technisch-juristische  Begriff  des  „öffentlichen“  im  Gegen- 
satz zum  privaten  Eigentum  keine  Rolle  und  kommt  es  auf  die 
thatsächlichen  Verhältnisse,  auf  die  Frage,  ob  das  Werk  allgemein 
zugänglich  oder  sozusagen  in  den  Gemeingebrauch  übergegangen 
ist,  an.  Es  liegt  daher  nahe,  unter  „öffentlichen  Plätzen“  solche 
zu  verstehen,  die,  allgemein  zugänglich  sind,  ohne  Rücksicht  auf 
die  Eigentumsverhältnisse  an  denselben,  so  dass  z.  B.  Plätze  oder 
Anlagen,  die  im  Eigentum  von  Privatvereinen  stehen,  zu  denen 
aber  jeder,  auch  der  Nichtvereinsgenosse,  Zutritt  hat,  als  „öffentliche“ 
im  Sinne  dieser  Gesetzesbestimmung  zu  bezeichnen  wären,  während 
umgekehrt  Plätze,  die  zwar  im  (öffentlichen)  Eigentum  des  Staates 
oder  einer  öffentlichrechtlichen  Korporation  stehen  (vgl.  über  dieses 
öffentliche  Eigentum  u.  a.  Mayr,  deutsches  Verwaltungsrecht,  Bd.  II, 
S.  CO  ff.),  wie  z.  B.  bei  Festungswerken  befindliche,  nicht  ..öffent- 
liche“ wären.  Es  spräche  für  diese  Auslegung  auch  die  Vergleichung 
mit  den  in  den  Ziffern  2,  3,  l und  5 gemachten  Ausnahmen  vom 
Urheberrechtsschutz,  wo  überall  der  Grundgedanke  der  ist,  dass 
an  denjenigen  Werken  der  Litteratur,  die  unmittelbar  zum  Gebrauche 
der  Allgemeinheit  bestimmt  sind,  oder  allgemein  Bekanntes  in  be- 
sonderer Form  mitteilen  wollen,  ein  Persönlichkeitsrecbt  nicht  möglich 
ist.  Allein  gegen  diese  Auslegung  ist  entscheidend  folgendes  anzu- 
führen : Zunächst  die  Entstehnngsgcschiche  und  der  Wortlaut  dieser 
Ausnahmebestimmung,  aus  welchen  hervorgeht,  dass  sie  sich  vorab 
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unf  Denkmäler,  Brunnen  u.  dgl.,  die  auf  Strassen  und  öffentlichen 
Plätzen  stehen,  beziehen  soll  (vgl.  Rüfe  nacht.  Urheberrecht,  S.  41  f., 
im  Gegensatz  zum  deutschen  Heichsgesetz,  $ (i,  welcher  sagt:  auf 
oder  an  Strassen  und  öffentlichen  Plätzen).  Ferner  Ziff.  8 des  §11 
wonach  Gebäude  und  Gebäudeteile,  welche  einen  speciflsch  künst- 
lerischen Charakter  haben , den  Urheberrechtsschutz  geniessen. 
Sodann  der  Umstand,  dass  es  sich  eben  um  eine  Ausnahme  vom 
Urheberschutze  handelt  und  dass  auch  solche  Ausnahmen  vom 
Rechtsschutze  oder  solche  Abschwächungen  desselben  strikte  aus- 
zulegen sind;  denn  es  wäre  eine  unrichtige  Auffassung,  zu  sagen, 
der  Gemeingebrauch  sei  das  allgemeine  und  der  Urheberrechts- 
schutz eine  Ausnahme,  ein  eng  zu  interpretierendes  Monopol  oder 
Privilegium  : vielmehr  ist  nach  der  heutigen  Gesetzgebung  und  Rechts- 
anschauung das  Urheberrecht,  fasse  mau  es  als  Persönlichkeitsrecht 
oder  als  Immaterialgüterrecht  auf,  ein  Ausfluss  der  Persönlichkeit 
und  bildet  die  Regel.  Endlich  darf  wohl  auch  bemerkt  werden, 
dass  bei  der  Interpretation  von  Gesetzen  die  im  Gesetze  gebrauchten 
■Worte  in  ihrem  technisch-juristischen  Sinne  zu  verstehen  sind,  so- 
fern nicht  zwingende  Gründe  dafür  sprechen,  dass  das  Gesetz  den 
Worten  eine  andere  als  diese  Bedeutung  beimessen  wolle;  derartige 
zwingende  Gründe  liegen  nun  aber  hier  nicht  vor.  Ist  aber  danach 
die  dem  Gesetze  vom  angefochtenen  Urteil  gegebene  Interpretation 
nicht  rechtsirrtümlich,  so  fällt  auch  dieser  Kassationsgrund  dahin, 
und  es  braucht  nicht  untersucht  zu  werden,  ob  überhaupt  Kunst- 
werke an  öffentlichen  Plätzen  solchen  auf  denselben  gleichzustellen 
sind,  was  nach  dem  Wortlaute  und  der  Entstehungsgeschichte  des 
Gesetzes  eher  zu  verneinen,  nach  seinem  Sinn  und  Geist  eher  zu 
bejahen  sein  dürfte. 

9.  Eventuell  behaupten  die  Kassationskläger,  die  Appellations- 
kammer habe  ihnen  zu  Unrecht  grobe  Fahrlässigkeit  zur  Last  gelegt 
und  somit  den  Art.  13  Urheberrechtsgesetz  verletzt.  Zum  Beweis 
ihres  guten  Glaubens  bringen  sie  vor,  sie  haben  für  andere  Repro- 
duktionen Böcklinscher  Werke  die  Erlaubnis  von  der  Kassations- 
beklagten eingeholt,  so  dass  nicht  angenommen  werden  könne,  sie 
haben  gerade  für  die  Masken  böswilliger-  oder  grob  fahrlässigerweise 
eine  Bewilligung  nicht  einholen  wollen  : es  sei  ihnen  bekannt  ge- 
wesen. dass  die  Masken  in  Basel  photographisch  vervielfältigt  und 
verkauft  werden,  und  dass  andere  Blätter  sie  unbeanstandet  gebracht 
haben;  endlich  sei  ihnen  die  Erlaubnis  zur  Nachbildung  vom  Vor- 
steher des  Basler  Kunstvereins  erteilt  worden.  Auch  ihre  Meinung 
über  die  Natur  des  Platzes  als  eines  öffentlichen  sei,  wenn  nicht 
richtig,  entschuldbar.  Jene  Thatsachen  nun  sind  richtig,  und  es 
ist  gewiss  anzunehmeu,  dass  die  Anfertigung  der  Postkarten  nicht 
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in  mala  fide  oder  grober  Fahrlässigkeit  erfolgte.  Allein  das  änderte 
sich  mit  dem  Wamungsschreiben  der  Kassationsbeklagten  vom 
22.  und  jedenfalls  mit  demjenigen  vom  27.  Oktober  1897;  von 
diesem  Momente  an  kannten  sie  den  Rechtsanspruch  der  Kassations- 
beklagten, und  wenn  sie  nun  fortfuhren,  die  Postkarten  in  grosser 
Anzahl  zu  vertreiben,  so  nahmen  sie  daher  auch  alle  weitern  Rechts- 
folgen eventuell  auf  sich.  Wieso  weiter  eventuell  nur  bei  Brunner, 
nicht  bei  Hauser  sollte  von  grober  Fahrlässigkeit  gesprochen  werden 
können,  wie  die  Kassationsschrift  weiter  behauptet,  ist  unerfindlich, 
da  ja  Hauser  der  kommerzielle  Leiter  des  Geschäftes  war  und  um 
die  Anfertigung  und  den  Vertrieb  der  Karten  wusste. 

10.  Die  Kassationskläger  beantragen  endlich,  die  ausgesprochene 
Konfiskation  sei  aufzuheben,  da  die  Clichés  u.  s.  w.  nicht  ihnen, 
sondern  dem  Polygraphischen  Institute  gehören.  Hiergegen  ist  zu 
bemerken,  dass  die  Konfiskation  nach  dem  Urheberrechtsgesetze 
den  Charakter  einer  Präventiv-,  nicht  einer  Strafmassregel  hat  (vgl. 
r.  Orelli,  Komm..  Art.  18,  8.  106i  und  daher  auch  dann  muss  aus- 
gesprochen werden  können,  wenn  Nachbildner  und  Eigentümer  der 
zu  konfiszierenden  Gegenstände  nicht  identisch  sind.  Übrigens  sind 
ja  die  Kassationsklägcr  die  Leiter  des  Polygraphischen  Instituts 
und  fehlt  ihnen  daher  fias  Interesse  zur  Beschwerdeführung  in 
diesem  Punkte. 

11.  Andere  Kassationsgründe,  als  die  von  den  Kassatiousklägern 
geltend  gemachten  — die  von  Amtes  wegen  zu  prüfen  wären, 
Art.  171,  Abs.  2,  Org.-Ges.  — sind  nicht  zu  finden,  und  es  ist 
daher  die  Kassationsbeschwerde  als  unbegründet  abzuweisen. 

Demnach  hat  der  Kaxmtionshof  erkannt: 

1.  Die  Kassationsbeschwerde  wird  als  unbegründet  abgewiesen. 

2.  Die  bundesgerichtlichen  Kosten,  bestehend  in: 

a)  Gerichtsgeld  Fr.  50.  — , 

b)  Schreibgebühren  Fr.  40.  20, 

c)  Kanzleiauslagen  90  Kp., 

sowie  eine  ausscrrcchtliche  Entschädigung  an  die  Kassations- 
beklagte von  Fr.  30.  — werden  den  Kassationsklägern  auf- 
erlegt. 


4.  Urteil  vom  16.  Februar  1899  in  Sachen  Lampert  Menk. 

A.  Die  Firma  Rednrd  & Cie.,  früher  Kedard  Frères,  in  Marges 
fabriziert  seit  dem  Jahre  1883  ein  Waschpulver,  das  unter  dem  Namen 
Phönix -Lauge  resp.  Lessive  Phénix  in  den  Handel  gebracht  wird.  Zur 
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Kennzeichnung'  desselben  deponierte  sie  am  27.  Mai  1896  nachfolgende 
drei  Marken: 

Nr.  8390,  enthaltend  das  Bild  des  den  Flammen  entsteigenden  Phönix 
und  darunter,  von  einer  Randcinfnssung  umgeben,  die  Worte  * Lessive 
Phénix  » und  die  Initialen  « R.  F.  ». 

Ar.  8391  bildlich  gleich  wie  Nr.  8390  und  mit  gleichen  Initialen,  aber 
mit  den  Worten  « Phoenix  -Lauge  ». 

Nr.  8392  enthaltend  die  Worte  « Phœnix  (Phénix)»  ohne  Bild. 

Vorjahren  schon  hatten  Redard  Frères  wegen  Eingriffen  in  ihrMarken- 
recht  Klage  erhoben  gegen  die  Finnen  C.  Schüler  & Cie.  und  Weil  & Cie  , 
Nägelis  Nachfolger,  beide  in  Kreuzlingen,  waren  aber  damit  abgewiesen 
worden.  Bezüglich  des  gegen  C.  Schüler  & Cie.  geführten  Prozesses 
ergiebt  sich  aus  den  Akten,  dass  die  Rechtsmittel  gegen  das  erstinstanzliche 
Erkenntnis  infolge  eines  prozessualischen  Fehlers  verwirkt  worden  waren. 

Unterm  7.  Juni  1897  stellten  sodann  Redard  & Cie.  gegen  den  hier- 
ortigen  Rekurrenten,  Lambert  Menk  in  Zürich  111,  wegen  Nachahmung 
ihrer  Marken  Strafantrag,  welchem  die  Bezirksanwaltschaft  Zürich  durch 
Erhebung  einer  Anklage  vom  12.  Januar  1898  Folge,  gab.  ln  der  bezüg- 
lichen Untersuchung  wurde  festgestellt,  dass  Menk  seit  Mürz  1896  bis  Ende 
Oktober  1897  von  ihm  fabrizierte  und  in  den  Handel  gebrachte  Waschlauge 
mit  der  Wortbezeichnung  « Lessive  de  la  Ménagère  dite  Lessive  Phénix  » 
versah,  während  er  vorher  die  Worte  « Lessive  de  la  Ménagère  Lessive 
Menk  » gebrauchte.  Daneben  verwendete  er  früher,  aber  auch  seither,  ein 
eigenes,  uicht  als  Marke  eingetragenes  Unterscheidungszeichen,  bestehend 
in  einem  Stern  und  darin  befindlichem  Anker  und  Initialen  «L.M.».  Bezüglich 
der  Fabrikate  mit  der  angefochtenen  Wortbezeichnung  wurde  konstatiert, 
dass  auch  die  Art  der  Verpackung,  das  verwendete  Papier  und  die  Anordnung 
des  darauf  angebrachten  Aufdruckes  im  wesentlichen  gleich  waren.  Sach- 
verständige. in  der  Angelegenheit  befragt,  erklärten,  dass  die  Merkmale 
täuschender  Ähnlichkeit  vorhanden  seien.  Menk  bestritt  jegliche  Täuschungs- 
absicht und  schützte  vor,  ein  verstorbener  Angestellter  seines  Geschäftes, 
Namens  Schoch,  habe  von  sich  aus  die  Phönixbezcichnnng  eingeführt. 
Eine  Bücherexpertise  ergab,  dass  Menk  in  dem  oben  angegebenen  Zeitraum 
insgesamt  für  Fr.  6140  Waren  mit  der  angefochtenen  Wortbezeichnung 
und  Verpackung  abgesetzt  hatte,  hauptsächlich  in  die  französische  Schweiz. 

Gestützt  im  wesentlichen  auf  diese  Untersuchungsergebnisse  fand  das 
Bezirksgericht  Zürich,  III.  Abteilung,  den  Menk  der  Übertretung  von 
Art.  24,  litt,  n und  c.  des  Bundesgesetzes  betreffend  den  Schutz  der  Fabrik- 
nnd  Handelsmarken  schuldig.  Es  verurteilte  ihn  unter  Auferlegung  der 
Kosten  zu  einer  Geldbusse  von  300  Fr.  und  einer  Entschädigung  au  die 
Damnifikatiu,  Firma  Redard  & Cie.,  von  1000  Fr.  für  Schaden  aus  wider- 
rechtlicher Nachahmung,  sowie  für  Genngthuung  und  verursachte  Umtriebe. 
Letztgenannter  Finna  wurde  daneben  das  Recht  eilige  räumt,  das  Urteils- 
dispositiv im  * Schweiz.  Handeisamtsblatte  »,  der  « Neuen  Zürcher  Zeitung  » 
und  im  « Journal  de  Genève  » auf  Kosten  des  Angeklagten  zu  veröffentlichen. 

ln  der  Begründung  dieses  Entscheides  wird  zunächst  die  Behauptung 
zurückgewiesen,  die  Wortmarke  «Phœnix»  resp.  «Phénix»  sei  Gemeingut 
für  die  Bezeichnung  von  Waschlauge  geworden.  Im  weitern  wird  ausge- 


Digitized  by  Google 


124 


Entscheidungen  in  Strafsachen. 


führt,  es  gehe  aus  allem  hervor,  «lass  «1er  Angeklagte,  wie  «las  Gutachten 
Bage,  geradezu  darauf  ausgegangeu  sei,  beim  Publikum  den  Glauben  zu 
erwecken,  die  von  ihm  in  den  Handel  gebrachte  Waschlauge  sei  Erzeugnis 
von  Kednrd  & Cie.  Da  «1er  Angeklagte  weder  das  Recht  der  Dniiiui- 
fikaten  auf  die  von  ihnen  eingetragene  Wortmarke  « Phoenix  » bestreiten 
noch  auch  in  Abrede  st«'llen  könne,  dass  er  von  der  Eintragung  der 
Danmifikaten  und  von  «1er  Gestaltung  und  Verpackung  ihrer  Produkte 
Kenntnis  gehabt  habe,  so  sei  auch  dessen  böse  Absicht  oder  jedenfalls 
dessen  grobe  Fahrlässigkeit  bei  der  Wald  seiner  Verpackungsart  als  erwiesen 
zu  betrachten.  Hierfür  spreche  auch  der  Umstand,  «lass  der  Angeklagte  es 
wohlweislich  nie  versucht  habe,  seine  Marke  zur  Eintragung  zu  bringen. 
Die  Behauptung,  es  habe  sein  verstorbener  Angestellter  Jean  Schoch  ohne 
sein  Wissen  den  Zusntz  « Phoenix  » auf  die  Pakete  gesetzt,  erweise  sich 
dadurch  als  haltlose  Ausrede.  Nach  dem  Gesagten  habe  siel«  der  Angeklagte 
der  Übertretung  von  Art.  '24.  litt.  <i  und  r,  des  Bundesgesetzes  betreffend 
«len  Schutz  der  Fabrik-  und  Handelsmarken  von«  26.  Dezember  1SSK)  schuldig 
gemacht.  Die  erkannte  Busse  von  Fr.  «100  sei  angemessen,  weil  das  ver- 
brecherische Verhalten  des  Angeklagten  iloeli  längere  Z«*it  gedauert  habe. 
Bei  Bemessung  der  zugesprochenen  Entschädigung  von  Fr.  1000  wird  in 
Berücksichtigung  gezogen,  dass  Mink  vom  Gesamtbeträge  «1er  unter  unzu- 
lässiger Marke  verkauften  Ware  25'“/®,  d.  I«.  1500  Fr.,  verdient  habe,  «lass 
er  ab«-r  anderseits  einen  Verdienst  auch  erzielt  haben  würile,  wenn  er  sie 
in  einem  andern  Gewände  auf  den  Markt  gebracht  hätte.  Daneben  erleide 
die  Dainnifikatin  auch  von  anderer  Seite  in  unzulässiger  Weise  Konkurrenz, 
was  Mcuk  nicht  zu  Lasten  falle.  Hingegen  sei  auf  sonstige  erhebliche 
Unannehmlichkeiten  und  Umtriebe,  welche  für  die  Danniifikatin  durch 
das  Vorgehen  des  Angeklagten  entstanden  seien.  Rücksicht  zu  nehmen. 

B.  ( legen  dieses  Urteil  erklärte  Menk  die  Appellation  au  das  Ober- 
gericht des  Kantons  Zürich  mit  dem  Begehren  auf  Aufhebung  desselben 
und  Freisprechung.  Eventuell  beantragte  er,  «lie  von  der  ersten  Instanz 
verhängte  Busse,  sowie  die  der  Danniifikatin  /««gesprochene  Entschädigung 
erheblich  zu  ermässigen  und  die  Publikation  des  Urteils  nicht  zu  gestatten. 

Mit  Urteil  vom  it.  Juni  1808  wies  «las  Obergericht  die  Appellation  des 
Menk  in  allen  Punkten  unter  Bestätigung  «les  erstinstanzlichen  Entscheides 
ab,  spracl«  dagegen  der  Finna  Redard  .t  Cie.  itire  anselilussweise  gestellten 
Begehren  auf  Vernichtung  der  mit  «1er  uachgeahmten  Marke  versehenen 
Verpackungen  und  auf  eventuelle  Umwandlung  der  Busse  in  eine  60 tägige 
Gefängnisstrafe  zu.  Der  Entscheid  ist  im  wesentlichen  motiviert  wie  folgt. 
Der  Angeklagte  verlange  in  erster  Linie  Freisprechung,  weil,  wenn  mich 
eine  Zeit  lang  Waschlauge  aus  seiner  Fabrik,  auf  den  Verpackungen  mit 
der  Zusatzbezeichnung  « Phénix  » verseilen,  in  den  Verkehr  gebracht  worden 
s«*i,  diese  Bezeichnung  au  sich  noch  nicht  genüge,  um  die  Fabrikmarke 
«1er  Datiinifikatii«  als  von  ihm  widerrechtlich  iiachgcuhmt  zu  erklären.  Er 
behaupte,  dass  die  von  der  letztem  für  die  Bezeichnung  ihrer  Waschlauge 
gewählte  bildliche  Darstellung  einen  unzertrennlichen  Bestandteil  ihrer 
Fabrikmarke  bible;  und  nicht  nur  habe  er  dieses  Bibi  (den  Vogel  über 
dein  nuflodemden  Feuer  und  die  den  Worten  Lessive  Phénix  beige  fügten 
Buchstaben  R.  F.)  auf  seinen  Verpackungen  nicht  angebracht,  sondern 
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diese  mit  seinem  eignen  Namen  versehen.  Es  leuchte  indessen  ohne 
weiteres  ein,  dass  die  genannte  Wortbezeichnung  den  Hauptbestandteil 
der  Fabrikmarke  der  Damnifikutin  ausmache  und  das  weiter  Beigefügte 
von  nebensächlicher  Bedeutung  sei.  Denn  vornehmlich  mittelst  jener  wollte 
die  Damnifikutin  ihr  Fabrikat  als  verschieden  von  denjenigen  anderer 
Fabrikanten  Umstellen,  und  vom  kaufenden  Publikum  sei  darin  der  Unter- 
schied zwischen  der  Waschlauge  der  Dumnifikatin  und  derjenigen  aus 
andern  Etablissements  gefunden  worden.  Was  von  seiten  des  Angeklagten 
gethan  worden  sei,  habe  mithin  genügt,  das  Publikum  glauben  zu  machen, 
die  von  ihm  in  den  Handel  gebrachte  Ware  rühre  von  der  Dumnifikatin 
her.  und  das  vollends,  da  er  zu  der  Verpackung  des  Pulvers  ähnliche 
Formen  und  Papier  von  gleicher  Farbe  verwendet  habe.  In  zweiter  Linie 
glaube  der  Angeklagte  Straflosigkeit  beanspruchen  zu  dürfen,  weil,  wenn 
auch  objektiv  Übertretung  des  Art.  24,  litt.  « und  r,  des  Bundesgesetzes 
betreffend  den  Schutz  der  Fabrik-  und  Handelsmarken  vorliege,  das  weitere 
Requisit  des  Art.  25.  Satz  3,  mangle,  da  immerhin  nicht  eine  dolose,  sondern 
bloss  fahrlässige  Übertretung  vorliege.  Der  Angeklagte  verweise  in  dieser 
Beziehung  darauf,  dass  der  Ausdruck  Phénix  gewissermassen  Gemeingut 
für  Bezeichnung  von  Waschlauge,  wenigstens  in  der  Ostschweiz,  geworden 
und  als  solches  von  mehreren  Fabrikanten  dieses  Artikels  angewendet 
worden  sei,  und  so  denn  auch  in  seinem  Geschäfte.  Allein  da  der  Ange- 
klagte bis  zum  Frühjahr  18%  sein  Fabrikat  unter  besondern  Zeichen 
(schwarzem  Stern  mit  eingezeichnetem  weissem  Anker  und  den  Initialen 
L.  M.)  als  Lessive  Menk  oder  Lessive  de  la  Ménagère  Menk  in  den  Verkehr 
gebracht  hätte,  dann  aber  die  Bezeichnung  Lessive  Phénix  gewählt  habe 
und  die  Behauptung,  diese  Neuerung  rühre  von  seinem  frühem  Angestellten 
Schoch  her,  er  wisse  nicht,  wie  dieser  dazu  gekommen  sei,  ganz  unglaub- 
würdig sei,  so  unterliege  es  kaum  einem  Zweifel,  dass  der  Angeklagte 
sich  von  der  Absicht  habe  leiten  lassen,  sein  Fabrikat  als  von  den  Damni- 
fikateu  herrührend  unter  das  Publikum  zu  bringen. 

C.  Gegen  das  Urteil  vom  9.  Juni  1898  legte  Lambert  Menk  am  13. 
Juni  1898  bei  der  Appellationskammer  des  zürcherischen  Obergerichts  die 
Kassationsbeschwerde  an  das  Bundesgericht  ein.  Mit  Eingabe  vom  23.  Juni, 
eingelangt  den  25.  Juni,  stellte  er  an  das  Bundesgerieht  den  Antrag,  es 
seien  die  sämtlichen  Dispositive  des  obergerichtlichen  Urteils  in  allen  Teilen 
aufzuheben  und  die  Sache  zu  neuer  Beurteilung  an  die  Vorinstanz  znrück- 
zuweiscn.  Zur  Begründung  führt  er  aus,  die  in  Frage  kommenden  Bestim- 
mungen des  Bundesgesetzes,  insbesondere  dessen  Art.  24,  litt,  a und  r.  und 
Art.  25,  Abs.  3,  seien  unrichtig  angewendet  worden.  Es  liege  eine  uner- 
laubte Nachahmung  der  klägerischcn  Fabrikmarke  seitens  des  Angeklagten 
überall  nicht  vor,  ebensowenig  eine  unerlaubte  Verwendung  derselben  auf 
seinen  zum  Verkaufe  gelangten  Waren.  Die  Gesamtbilder  der  beidseitigen 
Marken  stellen  sich  als  hinreichend  verschieden  dar  und  zudem  sei  die 
Wortbezeichnung  Phönix  Freizeichen  geworden.  Eventuell  wäre  nach  den 
konkreten  Verhältnissen  Arglist  oder  Vorsatz  nicht  anzuue, Innen,  geschweige 
denn  für  erwiesen  zu  erachten. 

In  ihrer  Vernehmlassung  vom  29,  Juli  1898  trägt  Damnifikatin  auf 
Abweisung  der  Beschwerde  unter  Kosten-  und  Entschädigungsfolge  an. 
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D.  Einem  bezüglichen  Oerache  des  Beschwerdeführer»  vom  24.  Juni 
1898  Kniffe  gebend,  hat  der  Präsident  des  Kassationshofes  am  12.  Juli  1898 
bis  zum  Entscheide  des  letztem  nach  Art.  Iti4,  Abs.  II,  des  Bundesgesetzes 
über  die  Organisation  «1er  Bundesrechtspflege  Sistierung  der  Vollziehung 
des  Urteils  vom  9.  Juni  1898  und  der  anf  Grund  desselben  angehobenen 
Betreibung  verfügt. 

Der  Kaumtionehof  zieht  in  Erwägung  : 

1.  Die  Kassationsbeschwerde  ist  in  der  gesetzlichen  Form  und 
Frist  eingelegt  worden  und  richtet  sich  gegen  ein  zweitinstanzliches 
kantonales  Endurteil.  Anwendbar  ist  eidgenössisches  Recht  und 
der  Kassationskliigcr  als  Prozessbeteiligter  zur  Beschwerde  legitimiert. 
Es  ist  somit  auf  das  Kassationsbegehren  einzutreten. 

2.  Der  Beschwerdeführer  stellt  zunächst  darauf  ab,  dass  der 
Ausdruck  „Phönix“  resp.  „Phénix“  im  Laufe  der  Zeit  Freizeichen 
geworden  und  deshalb  als  Marke  nicht  schutzfähig  sei.  Nun  sind 
nach  bundesgerichtlieher  Praxis  Gemeingut  oder  Freizeichen  neben 
den  im  Handelsverkehr  für  eine  bestimmte  Branche  allgemein  ver- 
wendeten Hgurativen  Zeichen  solche,  welche  nicht  das  Verhältnis 
einer  Person  als  Produzent,  Eigentümer  oder  Verkäufer  zu  der 
Ware,  sondern  die  Ware  selbst  oder  ihre  Beschaffenheit  bezeichnen 
(s.  Bumlesger.  Entsch.  i.  S.  Fahlberg,  List  & Cie.  c.  Chemische 
Union,  Amtl.  Sammlg.  Bd.  XXIII,  S.  1633).  Die  Frage,  ob  der 
von  Redard  & Cie.  verwendete  Ausdruck  „Phönix“  in  diesem  Sinne 
als  Gemeingut  anzusehen  sei,  muss  mit  den  Vorinstanzen  in  ver- 
neinendem Sinne  entschieden  werden.  In  casu  handelt  es  sich  nicht 
um  ein  figuratives,  sondern  um  ein  Wortzeichen.  Nun  sind  in  den 
Akten  in  keinerlei  Weise  Anhaltspunkte  dafür  vorhanden,  dass 
dasselbe  nach  allgemeiner  Verkehrsauffassung  als  Bach-  oder  Quali- 
tätsbezeichnung funktioniert.  Im  Gegenteil  erscheint  diese  Annahme 
als  sehr  fraglich,  weil  es  für  den  Verkehr  und  seine  Ausdrucksart 
ferne  liegen  muss,  eine  Beziehung  zwischen  dem  Phönix,  dem  der 
Mythologie  ungehörigen,  aus  seiner  Asche  entstehenden  Vogel,  und 
der  Waschlauge  als  Fabrikations-  und  Handelsgegenstand  zu  Anden 
und  für  seine  Zwecke  nutzbar  zu  machen.  Wenn  hiergegen  vorge- 
bracht wird,  dass  zwei  andere  Firmen  das  Wort  Phönix  ebenfalls 
verwenden  und  dies  gerichtlich  als  statthaft  erkannt  wurde,  so  ist 
damit  die  Freizeichenqualität  noch  nicht  dargethan.  Eine  Umwandlung 
des  Unbestrittenermassen  zuerst  von  Redard  & Cie.  persönlich  ver- 
wendeten Zeichens  zum  Freizeichen  tritt  nicht  schon  dadurch  ein, 
dass  ausser  dem  ursprünglich  allein  Berechtigten  eine  Anzahl  anderer 
Gewerbetreibender  die  Bezeichnung  ebenfalls  anwendet.  Vielmehr 
muss  es  dahin  gekommen  sein,  dass  unter  der  betreffenden  Klasse 
von  Gewerbetreibenden  das  Bewusstsein,  es  handle  sich  um  eine 
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Individualbezeichnung,  erloschen  ist,  so  dass  die  Bezeichnung  ihren 
Unterscheidungszweck  nicht  mehr  erfüllt  (Bundesger.  Entseh.  i.  S. 
Guilbert  Martin  c.  Ullmann  & Cie.,  Aintl.  SIg.  Bd.  XXII,  8.  94). 
An  die  beiden  frühem  Erkenntnisse  sind  die  Gerichte  in  vorlie- 
gendem Falle  formell  natürlich  nicht  gebunden  ; materiell  sind  diese 
Urteile  insoweit  nicht  von  Belang,  als  das  eine  (c.  Weil  & Cie., 
Nägclis  Nachfolger)  in  Ausfertigung  nicht  vorliegt,  und  auch  aus 
den  Motiven  des  andern  (c.  L.  Schüler  & Cie.)  nicht  ersichtlich  ist, 
auf  welche  Gründe  thatsächlicher  Natur  sich  damals  das  Gericht 
für  seine  Annahme  der  Freizeichenqualität  stützte.  Der  Umstand 
endlich,  dass  die  Firma  Redard  & Cie.  das  Wort  „Phoenix“  resp. 
„Phénix“  in  Verbindung  mit  der  zweifelsohne  für  sich  nicht  schutz- 
fähigen  Saehbezeiehnung  „Lauge“  resp.  „Lessive“  adjektivisch  ver- 
wendet, ist  selbstverständlich  kein  Grund,  jenes  Wort  dadurch  zum 
Gemeingute  zu  machen. 

3.  Im  weitern  ist  den  Vorinstanzen  auch  insofern  zuzustimmen, 
als  sie  den  objektiven  Thatbestaud  der  Markenrechtsverletzung,  die 
zu  einer  Irreführung  des  Publikums  Veranlassung  gebende  Ähn- 
lichkeit der  in  Rede  stehenden  Warenzeichen,  als  vorliegend  annehmen. 
Wenn  Menk  dem  Ausdruck  „Lessive  Phénix“  die  Worte  „Lessive 
de  la  Ménagère  dite“  voransetzt,  so  kann  man  nicht  behaupten, 
dass  damit  seine  Fabrikate  von  denjenigen  der  Firma  Redard  & Cie. 
in  genügender  und  loyaler  Weise  unterschieden  würden.  Vielmehr 
wird  das  Publikum  entweder  diesen  Zusatz  nicht  achten  und  aus- 
schliesslich nur  dem  Worte  „Phénix“  ein  Gewicht  beilegen,  oder 
es  wird  der  Zusatz  Anlass  zu  Zweifeln  und  Missverständnissen  zu 
ungunsten  von  Redard  & Cie.  geben.  Der  weitere  Einwand,  dass 
die  Marken  von  Redard  & Cie.,  im  Gegensätze  zu  den  vom  Beschwerde- 
führer verwendeten,  neben  den  Worten  noch  figurative  Bestandteile 
aufweisen  (Phœnixbild  und  Randeinfassung;  s.  oben  sub  A)  und 
dass  dadurch  eine  die  Verwechslung  ausschliesscnde  Abweichung 
der  Gesamtbilder  gegeben  sei,  kann  sich  zunächst  nur  auf  die 
Marken  Nr.  8390  und  8391  beziehen,  nicht  aber  auf  die  reine 
Wortmarke  Nr.  8392,  und  wäre  insoweit  thatsüchlieh  unbegründet. 
Er  ist  aber  auch  rechtlich  nicht  stichhaltig.  Denn  wie  das  Bundes- 
gericht bereits  erkannt  hat  (vgl.  Urteil  i.  8.  Eichenberger  & Cie. 
c.  Liewen,  Amtl.  Sammlg.  Bd.  XXIII,  8.  645),  ist  bei  einer  Gesamt- 
marke, die  sich  aus  figurativen  Bestandteilen  und  einem  für  sieh 
schon  als  Marke  verwendbaren  Worte  zusammensetzt,  letzteres  das 
wesentliche  und  charakteristische  Element,  das  sowohl  durch  das 
Auge  als  das  Ohr  sich  dem  Gedächtnisse  einprägt  und  dessen 
einzige  Benutzung  schon  die  Gefahr  einer  Täuschung  des  Publikums 
zum  Nachteile  des  Berechtigten  nach  sich  zieht.  Diese  Auffassung 
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ist,  da  die  nötigen  Voraussetzungen  vorliegen,  auf  den  gegenwärtigen 
Fall  ohne  weiteres  anwendbar. 

4.  Zu  Unrecht  wird  endlich  vom  Beschwerdeführer  das  Vor- 
handensein des  für  die  strafrechtliche  Verfolgung  erforderlichen 
Dolus  in  Abrede  gestellt.  Die  Behauptung  ist  unrichtig,  derselbe 
werde  durch  die  Thatsaehe  ausgeschlossen,  dass  Menk  der  Bezeich- 
nung „Phönix“  einen  Zusatz  beifügte.  Dieser  Umstand  beweist 
umgekehrt,  dass  Menk  sich  bewusst  war,  es  mit  einer  einem  Dritten 
gehörigen  Wortmarke  zu  thun  zu  haben,  dass  bei  ihm  die  Absicht 
vorlag,  dieselbe  in  seinem  Interesse  zum  Nachteile  des  Dritten  zu 
gebrauchen,  dass  er  sich  aber  scheute,  dies  ohne  Änderung  zu 
thun.  Die  ^tatsächlich  vorgenommene  Abänderung  ist,  wie  oben 
ausgeführt,  nicht  derart,  dass  sie  den  Krfolg  der  Täuschungsabsicht 
vereiteln  resp.  letztere  ausschliessen  würde.  Wenn  weiter  geltend 
gemacht  wird,  Menk  habe  sich  deshalb  zum  Gebrauche  der  Phönix- 
marke befugt  halten  dürfen,  weil  zwei  andere  Firmen  «lie  Marke 
ebenfalls  verwendeten,  so  widerspricht  dies  der  richtigen  Auffassung 
des  Begriffes  der  vorsätzlichen  Markenrechtsverletzung.  Denn  eine 
solche  liegt  nicht  nur  dann  vor,  wenn  jemand  mit  Bewusstsein  ein 
gesetzlich  geschütztes  Zeichen  nachahmt,  sondern  auch  dann,  wenn 
er  ein  fremdes  Zeichen  für  sich  ausnutzen  will,  ohne  sich  gehörig 
zu  erkundigen,  ob  er  nicht  damit  das  Recht  eines  Dritten  verletze 
(vgl.  Entsch.  d.  Bundgor.  i.  S.  Walbaum,  Luling,  Gulden  & Cie., 
Bd.  XVII l,  S.  90).  Dass  Menk  auf  Grund  einer  redlichen  Prüfling 
wirklich  zu  der  ernsthaften,  wenn  auch  irrtümlichen  Überzeugung 
der  Erlaubtheit  seiner  Handlungsweise  gekommen  sei,  erscheint 
nach  den  Akten  als  ausgeschlossen.  Es  mag  hierfür  der  Hinweis 
genügen,  dass  er  seinen  verstorbenen  Angestellten  Schoch  für  die 
Einführung  der  Phönixmarke  in  seinem  Geschäfte  ohne  sein  Zuthun 
verantwortlich  machen  will,  was  zum  mindesten  eine  unentschuld- 
bare Gleichgültigkeit  seinerseits  darthun  würde,  besonders  aber, 
dass  er  gemäss  Feststellung  der  ersten  Instanz  von  der  Eintragung 
der  Marken  Redard  & Cie.  Kenntnis  besass. 

Demnach  hat  der  Kaesatiomhof  erkannt: 

1.  Die  Kassationsbeschwerde  wird  abgewiesen.  Damit  füllt  die 
unterm  12.  Juli  1898  vom  Präsidenten  des  Kassationshofes 
verfügte  provisorische  Sistierung  der  Vollstreckung  des 
unterm  9.  Juni  1898  von  der  Appellationskammer  des  Ober- 
gerichts des  Kantons  Zürich  erlassenen  Urteils  dahin. 

2.  Die  bundesgerichtlichen  Kosten,  bestehend  in: 

a)  Gerichtsgebühr  Fr.  25. — . 

b)  Schreibgebühren  Fr.  18. — , 

c)  Kanzleiauslagen  Fr.  1.75, 
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sowie  eine  nusserrechtliche  Entschädigung  von  Fr.  20. — 
an  die  Kassa  tionshek  lagt  e werden  dem  Kassationskläger 
auferlegt. 


II.  Kantonale  Gerichte.  — Tribunaux  cantonaux. 


Entscheidung 

des 

Kriminalgerichtes  des  Kantons  Schwyz. 

Mitgeteüt  von  Prof.  Emil  Zürcher  in  Zflrich. 


Urteil  vom  7.  Juli  1898 

in  Bachen 

der  Staatsanwaltschaft 

gegen 

1.  Spnni,  Eduard,  von  Unteriberg,  wohnhaft  in  Schindellegi,  Sohn 
des  Joseph  und  der  Marianna  Gassmann,  von  Beruf  Fuhrmann, 
geb.  25.  Dezember  1889,  ledig,  vermögenslos,  vom  Kriminal- 
gericht Schwyz  wegen  Körperverletzung  mit  8 Monaten  Arbeits- 
haus vorbestraft; 

2.  Beeler,  Meinrad , von  Rothenthurm,  wohnhaft  in  Biberbrücke- 
Benau,  Sohn  des  Anton  und  der  Meinrada  Schüler,  von  Beruf 
Fu hrmann,  geh.  18ii(i,  verheiratet  mit  Rosine  Krienbllhl  und 
Vater  von  drei  Kindern,  ohne  Vermögen,  nicht  vorbestraft  ; 

beide  beklagt  des  Betruges. 

Das  Kriminal gerieht  hat: 

nach  Aktenbelesung,  Aussprechung  der  Maturität  und  Kompetenz, 
nach  Anhörung  der  Amtsklagc  und  der  Verteidigung 

a)  des  Eduard  Spilni  durch  Hrn.  Dr.  Otto  Diethelm,  welcher 
verlangt  : Es  sei  derselbe  von  Schuld , Strafe  und  Kosten 
freizusprechen  ; 

b)  des  Meinrad  Beeler  durcli  Hrn.  Dr.  Reichlin,  welcher  das  Be- 
gehren stellt:  Es  sei  der  Beklagte  von  Schuld,  Strafe  und 
Kosten  freizusprechen  ; und  nach  Selbstverteidigung  der  Be- 
klagten ; 

in  Erwägung: 

Faktischer  Teil. 

A. 

Aus  zwei  Dienstrapporten,  erstattet  vom  Polizist  Schmid  in 
Lachen  an  das  dortige  Bezirksamt,  ergab  sich  folgendes: 

8chweizeri&olH!  Zi’itficlirift  für  Strafri-rht.  12,  Jahre.  9 
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Der  in  Altendorf  wohnhafte  Landwirt  Melchior  Brunner  von 
Glarus  ging  am  23.  November  1897  vormittags  mit  zwei  Stück 
Rindvieh  auf  den  Pfäftikoner  Markt.  Kr  konnte  dieselben  nicht 
verkaufen  und  kehrte  frühzeitig  wieder  heim.  Später  kehrte  er  mit 
einer  bedeutenden  Geldsumme  nochmals  auf  den  Markt  zurück,  kam 
um  vier  Uhr  nachmittags  in  der  Wirtschaft  z.  Breiten  an  und  Hess 
sich  daselbst  in  ein  Kartenspiel  ein.  Später  besuchte  er  verschiedene 
andere  Wirtshäuser  und  stiess  unglücklicherweise  auf  einige  Pferde- 
händler, mit  welchen  er  nachts  ein  Uhr  in  die  Wirtschaft  zum 
Sternen  kam.  In  diesem  angetrunkenen  Zustande  wurde  mit  Brunner 
ein  Rosshandel  eingeleitet.  Dabei  waren  unter  andern  anwesend 
die  Gebrüder  Späni , ein  Meinrad  Beeler , ein  Schüler  und  ein 
Michael  Züger.  Eduard  Späni  besass  zwei  Pferde,  welche  er  dem 
Brunner  imter  Mitwirkung  der  andern  zum  Preise  von  Fr.  500 
anbot.  Schliesslich  kam  der  Handel  zu  stände,  und  Brunner  zahlte 
den  Betrag  bis  auf  Fr.  90  aus.  Es  wurde  hierauf  wieder  weiter 
getrunken,  und  später  kamen  die  Pferdehändler  mit  Brunner  in 
die  Wirtschaft  zum  Schwanen.  Hier  kam  es  alsdann  abermals  zu 
einem  Handel,  indem  Meinrad  Beeler  von  dem  betrunkenen  Brunner 
die  Pferde  wieder  um  den  Preis  von  Fr.  100  zurückkaufte.  Jeden- 
falls hatte  Beeler  die  Meinung,  er  bekomme  so  viel  Profit.  Brunner 
trank  hierauf  weiter,  bis  er  schliesslich  Donnerstag  den  25.  November, 
morgens  halb  drei  Uhr,  von  der  Wirtschaft  zum  Rebstock  den 
Heimweg  antrat.  Seine  Kleider  waren  teilweise  zerrissen  ; man 
hatte  mit  ihm  allerlei  Spektakel  getrieben,  z.  B.  seine  Hosen  an 
der  Sitzbank  angenagelt,  die  Kleider  zerschnitten,  ihn  gebrämt 
u.  s.  w.  Nach  Hause  zurückgekehrt,  muss  Brunner  vollständig 
nüchtern  gewesen  und  im  Bewusstsein  des  erlittenen  Verlustes  in 
Schwermut  verfallen  sein.  Er  zog  die  geringsten  Kleider  au,  schloss 
das  Haus  ab  und  ertränkte  sich  im  Zürichsee  bei  der  Einmündung 
des  alten  Thalbachbettes.  Das  Bezirksamt  March  erstattete  hierüber 
Bericht  an  den  h.  Regierungsrat,  und  dieser  beauftragte  die  Staats- 
anwaltschaft, die  Frage  zu  prüfen,  ob  nicht  eventuell  der  Fall  von 
Staats  wegen  verfolgt  werden  sollte.  Es  wurde  daher  die  Unter- 
suchung eingeleitet,  welche  folgendes  Resultat  hatte  : 

B. 

Der  Geschädigte  Melchior  Brunner,  dessen  Aussagen  hier  vor- 
erst anzuführen  wären,  hat  den  Tod  gesucht  und  gefunden,  und 
das  Gericht  ist  daher  zur  Feststellung  des  Thatbestandes  auf  die 
Zeugendepositionen  einerseits  und  die  Angaben  der  Beklagten 
anderseits  angewiesen. 

1.  Einer  der  Hauptzeugen  ist  der  Wirt  Fridolin  Stauffachcr 
zum  Sternen  in  Pfäftikon,  in  dessen  Wirtschaft  der  fragliche  Handel 
vor  sich  gegangen  ist.  Am  ersten  Tage  des  Pfäfllkouer  Marktes 
hat  derselbe  den  Melchior  Brunner  nicht  gesehen,  dagegen  befand 
er  sich  am  zweiten  Tage  in  der  Wirtschaft  ; bei  ihm  waren  mehrere 
andere,  darunter  Eduard  Späni,  Michael  Züger  und  Meinrad  Grätzer. 
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Nachdem  sie  eine  Weile  gesessen,  stand  Späni  auf  und  tliat  der- 
gleichen, als  ob  er  mit  Züger  handgemein  werden  wollte.  Kurz 
nachher  ging  Späni  zu  Brunner  und  frug  ihn  : Was  giebst  du  mir 
für  die  zwei  Pferde?  worauf  Brunner  antwortete:  Fr.  500.  Nach 
kurzem  Besinnen  sagte  Späni:  Sie  sind  verkauft.  Brunner  zahlte 
dann  in  verschiedenen  Zwischenräumen  und  nach  mehrern  Auf- 
forderungen erst  Fr.  20  Caparra,  dann  Fr.  300,  endlich  noch  Fr.  90. 
Soviel  der  Zeuge  beobachtete,  war  Züger  der  einzige,  welcher  den 
Brunner  stets  abmahnte. 

Am  andern  Morgen  um  acht  Uhr  kamen  die  zwei  Späni, 
Meinrad  Beeler,  Züger,  Brunner,  Grätzer  und  andere  wieder  mit- 
einander in  die  Wirtschaft  zum  Sternen.  Brunner,  Beeler  und  Züger 
traten  in  die  Wirtsstube,  während  die  übrigen  mitsamt  dem  Wirt 
in  der  Küche  frühstückten.  Auf  einmal  hörte  der  letztere,  dass  es 
in  der  Stube  hiess:  Da  hast  du  deine  100  Franken.  Der  Zeuge 
trat  hierauf  ebenfalls  in  die  Stube  und  beobachtete,  dass  Beeler 
Fr.  100  in  Gold  vor  sich  liegen  hatte.  Er  schob  dieses  Geld  dem 
Brunner  zu,  welcher  es  trotz  dem  Abmahnen  des  Züger  an  sich  nahm. 

Ob  Brunner  bei  diesem  Anlasse  gerade  nüchtern  war,  will  der 
Zeuge  nicht  wissen  ; jedenfalls  weigerte  er  sich , demselben  ein 
weiteres  Glas  Wein  zu  verabfolgen,  und  glaubt  nicht,  dass  derselbe 
zurechnungsfähig  war. 

2.  Michael  Züger  von  Galgenen  traf  den  Brunner  bei  fraglichem 
Anlass  im  Sternen  an,  wo  ihm  Eduard  Späni  zwei  Pferde  zum 
Kaufe  antrug.  Derselbe  forderte  anfänglich  Fr.  700  für  beide  Pferde. 
Meinrad  Grätzer  von  Einsiedeln  sass  dabei  und  suchte  den  Brunner 
zum  Kaufe  aufzumuntern.  Der  Zeuge  wollte  den  Brunner  vom  Ab- 
schluss des  Handels  abbringen,  was  ihm  jedoch  nicht  gelang.  Als 
er  die  Wirtsstube  für  eine  Weile  verliess  und  nachher  wieder 
zurückkehrte,  war  inzwischen  der  Handel  um  Fr.  500  abgeschlossen 
worden,  und  Späni  bemerkte  zum  Zeugen:  Wir  haben  jetzt  doch 
gehandelt,  wir  haben  jetzt  den  Bär  in  der  Tasche.  Brunner,  welcher 
inzwischen  verbrämt  worden  war,  hatte  einen  Kausch  und  bot  seine 
Pferde  später  wieder  feil,  d.  h.  er  bemerkte,  dass  er  sie  wieder 
verkaufe  ; der  Zeuge  glaubt  fast,  Brunner  habe  gesagt,  wenn  ihm 
jemand  Fr.  100  für  die  Pferde  gebe,  könne  er  sie  haben.  Meinrad 
Beeler,  welcher  sich  in  der  Nähe  befand,  meldete  sich  hierauf, 
dass  er  die  Pferde  um  Fr.  100  wolle,  worauf  der  Handel  trotz 
dem  abermaligen  Abmahnen  des  Zeugen  Züger  zu  stunde  kam. 
Beeler  legte  vier  Zwanzigmarkstücke  auf  den  Tisch,  welche  Brunner 
an  sich  nahm. 

Brunner  war  sehr  betrunken,  und  der  Zeuge  glaubt  nicht,  dass 
er  die  Pferde  jemals  gesehen  hat.  Der  ganze  Handel  ging  bei  ihm 
offenbar  wie  im  Traum  vor  sich.  Auch  nahm  der  Zeuge  an,  Brunner 
habe  bei  dem  Handel  die  Meinung  gehabt , dass  er  nicht  nur 
Fr.  100,  sondern  so  viel  Profit  erhalte. 

3.  Zeuge  Jakob  Scherrer:  „Am  letztjährigen  Pfäfllkoncr  Nach- 
markt, morgens  ungefähr  um  halb  acht  Uhr,  nahm  ich  im  Sternen 
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das  Frühstück  ein.  In  der  Stube  befanden  sich,  und  zwar  am 
gleichen  Tische,  nur  noch  zwei  Personen,  die  mir  nachher  als  ein 
Beeler  und  Brunner  bezeichnet  wurden. 

Brunner  sagte  zu  Beeler  : Wenn  du  mir  Fr.  1 00  giebst,  kannst 
du  die  Pferde  haben,  worauf  Beeler  fragte:  Was  sagst  du  da, 
Mändli?  Brunner  wiederholte:  Du  kannst  die  Pferde  haben,  wenn 
du  mir  Fr.  100  giebst.  Beeler  antwortete:  Sie  sind  verkauft;  was 
willst  du  für  Geld  ? worauf  der  Glarner  antwortete  : Das  sei  ihm  gleich. 

Nachdem  Beeler  die  Fr.  100  in  deutschem  Golde  auf  den  Tisch 
gelegt,  kam  aus  der  Küche  ein  grosser  Mann,  der  Michael  genannt 
wurde  und  den  Handel  mit  angesehen  haben  muss,  und  sagte  : 
Der  Handel  muss  nichts  gelten.  Gleichzeitig  schob  er  das  auf  dem 
Tische  liegende  Geld  dem  Beeler  zurück.  Brunner  nahm  jedoch 
das  Geld  in  die  Tasche  und  sagte  zu  Michael:  Das  geht  dich  ja 
nichts  an. 

Später  kamen  der  Wirt  und  andere,  und  man  sagte,  es  sei 
denn  doch  nicht  recht. 

Wie  ich  nach  einiger  Zeit  in  der  Stube  wieder  erschien,  be- 
merkte Beeler  dem  Brunner  gegenüber  : Wenn  du  mir  50  oder  am 
Ende  20  Franken  giebst,  so  gilt  der  Handel  nichts. 

Ich  habe  schon  gemerkt,  dass  der  Kauf  den  Brunner  gereut 
hat.  Da  ich  ihn  vorher  nicht  kannte,  so  kann  ich  auch  nicht  sagen, 
oh  er  betrunken  war.  Etwas  eigentümlich  kam  er  mir  schon  vor, 
aber  geredet  hat  er  doch  wie  ein  Advokat;  er  hat  unter  anderm 
auch  blaguiert,  er  habe  noch  Fr.  7 — 8000  Vermögen  und  3 bis 
4 Meissrinder  zu  Hause.“ 

4.  Meinrad  Grätzer  von  Einsiedeln  hatte  dem  Eduard  Späni 
am  Pfäftikoner  Markt  ein  Pferd  verkauft,  da  ihm  derselbe  sagte, 
er  könnte  zwei  Pferde  verkaufen,  habe  aber  nur  eines.  Der  Handel 
ging  um  den  Preis  von  Fr.  200  vor  sich.  Der  Zeuge  war  dabei, 
als  der  Handel  mit  Spftni  abgeschlossen  wurde,  und  ist  der  Ansicht, 
dass  Brunner  damals  noch  keinen  Rausch  hatte. 

Beim  zweiten  Handel  mit  Beeler  war  der  Zeuge  nicht  dabei. 
Als  er  damals  in  die  Stube  kam,  stand  Brunner  am  Ofen  und 
weinte  und  lachte  abwechslungsweise. 

5.  Cher  «lie  Zurechnungsfähigkeit  des  Geschädigten  Brunner 
zur  kritischen  Zeit  ftussern  sich  ferner  die  Zeugen  Emil  Bruhin 
und  Erhard  Huber. 

Emil  Bruhin:  „Ganz  nüchtern  ist  er  (Brunner)  schon  nicht 
gewesen.  Dagegen  ist  er  allein  gelaufen,  und  ich  sah  ihm  über- 
haupt nicht  viel  an.“ 

Erhard  Huber:  „Wie  mir  meine  Wirtsleute  mitgeteilt  haben, 
soll  Brunner  am  ersten  Werktage  cirka  um  i>  Uhr  in  meine  Wirt- 
schaft gekommen  sein.  — Brunner  habe  nichts  getrunken,  sondern 
am  Tische  geschlafen.  — Offenbar  muss  Brunner  genug  gehabt 
haben,  sonst  würde  er  nicht  am  Tische  geschlafen  haben.“ 
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C. 

Die  Beklagten  Eduard  Spilni  und  Meinrad  Beeler  erheben  iin 
allgemeinen  keine  Einsprache,  dass  sie  den  fraglichen  Handel  mit 
Brunner  abgeschlossen  haben.  Dagegen  suchen  sie  die  Sache  so 
darzustellen,  als  ob  Brunner  den  Handel  gesucht  und  zu  demselben 
in  beiden  Fallen  selber  die  Initiative  ergriffen  habe.  Beide  wollen 
in  guten  Treuen  gehandelt  haben.  Speciell  stellt  der  Anwalt  Spänis 
die  Sache  in  einem  Lichte  dar,  dass  der  Kaufpreis  der  Pferde  ein 
nicht  zu  hoher  gewesen  sei. 

D. 

Die  Beklagten  waren  nicht  inhaftiert. 

Heohtlicher  Teil. 

1.  Wer  andere  durch  Täuschung  um  einen  Wert  von  mindestens 
Fr.  100  bringt,  mag  die  Täuschung  im  Vorbringen  falscher  That- 
sachen,  in  arglistiger  Entstellung  der  Wahrheit  oder  durch  rechts- 
widrige Vorenthaltung  derselben  geschehen  sein,  wird  gleich  dem 
Diebe  bestraft.  § 82  K.  St.  G. 

2.  Aus  der  ganzen  Aktenlage  geht  hervor,  dass  die  Pferde- 
händler Beeler  und  Späni,  unter  thätiger  Mitwirkung  des  Meinrad 
Griitzer,  die  offenbare  Absicht  hatten,  das  für  diesen  Zweck  als 
tauglich  befundene  Opfer,  Melchior  Brunner,  möglichst  auszunutzen 
und  an  demselben  „ein  Geschäft“  zu  machen.  Mit  dem  solchen 
Gelegenheitsgeschäftemachern  eigenen  Scharfblick  entdeckten  sie, 
dass  Brunner  Geld  im  Sack  habe,  dass  derselbe  etwas  angeheitert 
sei,  und  dass  sich  mit  ihm  etwas  machen  lasse.  Die  ganze  Art, 
wie  der  erste  und  der  zweite  Handel  vor  sich  ging,  lässt  darauf 
schliessen,  dass  Brunner  unter  dem  Eindrücke  starken  Alkohol- 
genusses sich  zum  Abschluss  von  Geschäften  drängen  und  hinreissen 
liess,  die  ihn  später  reuen  und  an  denen  er  eine  starke  finanzielle 
Einbusse  erleiden  musste.  Dass  sich  die  Beklagten  herauszuschönen 
suchen,  und  dass  ihnen  Meinrad  Grützer,  der  bei  der  Sache  eben- 
falls seinen  Vorteil  suchte,  hierfür  hilft,  ist  erklärlich.  Ebenso  ist 
das  Moment  natürlich,  dass  die  Wirte,  welche  dem  Brunner  fort- 
während zu  triuken  gaben,  sich  nachträglich  seiner  Trunkenheit 
nicht  gerne  erinnern  wollen.  Unter  diesen  Umständen  war  es  nicht 
möglich,  mit  vollständiger  Sicherheit  festzustellen,  dass  sich  Brunner 
beim  Abschluss  des  fraglichen  Geschäfts  in  einem  Zustande  völliger, 
durch  absolute  Betrunkenheit  bedingter  Unzurechnungsfähigkeit 
befand  einerseits,  und  dass  die  Beklagten  systematisch  und  ziel- 
bewusst ihr  Opfer  betrunken  gemacht  und  es  nachher  in  diesem 
Zustande  zum  Handel  gedrängt  und  verleitet  und  in  dieser  Weise 
missbraucht  und  ausgenützt  haben  anderseits.  Ebenso  konnte  nicht 
festgestellt  werden,  dass  die  Pferdehändler  hierüber  im  Einverständ- 
nis und  nach  vorheriger  getroffener  Abrede  vorgingen,  obschon  ja 
dies  alles  nach  der  Aktenlage  wahrscheinlich  genug  ist. 

Das  Gericht  kann  deshalb,  obschon  zweifellos  der  ganze  un- 
saubere Handel  ein  moralisch  verwerflicher  ist  und  auch  civilreehtlich 
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kaum  wird  geschützt  werden  können,  den  § 82  des  K.  St.  G.  nicht 
als  zutreffend  erachten  und  sieht  sich  ausser  stände,  gegen  die 
Beklagten  ein  Schuldig  wegen  Betruges  auszusprechen. 

Das  einzige,  was  die  Beklagten  für  ihre  unrühmliche  Handlungs- 
weise treffen  kann,  ist  die  Tragung  sämtlicher  erlaufenen  Prozess- 
kosteu,  die  im  § 377  der  St.  P.  0.  wohl  begründet  ist. 

Es  wurde  auch  die  Frage  aufgeworfen,  ob  die  Tragung  der 
Kosten  zu  gleichen  Teilen  durch  die  Beklagten  zu  erfolgen  habe. 
Wenn  auch  in  dem  zweiten  durch  Beeler  zu  stände  gebrachten 
Handel  eine  noch  grössere  Schädigung  des  unglücklichen  Brunner 
zu  erblicken  ist,  so  erscheint  doch,  wenn  man  den  ganzen  Fall  im 
Zusammenhang  betrachtet,  eine  gleichmSssige  Kostenverteilung  auf 
beide  Beklagte  gerechtfertigt. 

3.  Eine  Civilpartei  ist  heute  vor  Gericht  nicht  aufgetreten,  und 
es  sind  der  Familie  Brunner  ihre  Rechte  gerichtlich  zu  wahren; 

gefunden 

und  in  Anwendung  der  §§  244  und  377  St.  P.  O.  und  § 82 
K.  St.  G. 

zu  Recht  erkannt: 

I.  Die  Beklagten  Eduard  Spiiui  und  Meinrad  Beeler  sind  hin- 
sichtlich des  eingeklagten  Verbrechens  von  Schuld  und  Strafe 
freigesprochen. 

II.  Sie  vergüten  dem  Staate  zu  gleichen  Teilen  und  unter  soli- 
darischer Haftbarkeit  die  erlaufenen  Prozesskosten  von 
Fr.  315.  85. 

III.  Die  Rechte  der  Familie  Brunner  werden  gerichtlich  gewahrt. 

IV.  Mitteilung  an  die  h.  Regierung. 


Anmerkung;.  Der  tragische  Ausgang,  den  die  in  dein  Urteil  erwähnten 
Vorgänge  genommen,  haben  die  allgemeine  Aufmerksamkeit  auf  diesen 
Strafprozess  hingelenkt.  Es  hat  auch  nicht  an  Stimmen  gefehlt,  welche 
die  Freisprechung  missbilligten.  Dennoch  ist  das  Urteil  richtig,  nur  die 
Begründung  lässt  Zweifeln  Kaum. 

Vorerst  hatte  das  Gericht  richtigerweise  die  Frage,  ob  den  Angeklagten 
am  Tode  des  Brunner  eine  Schuld  boizumessen  sei.  beiseite  gelassen.  Es 
fehlt  am  ursächlichen  Zusammenhänge,  oder  vielmehr  eg  ist  unser  heutiges 
Redit  für  solche  inneren  Kausalzusammenhänge  noch  unempfindlich.  Auch 
der  Vorentwurf  des  schweizerischen  Strafgesetzbuches  will  in  seinen  Straf- 
bestimmungen gegen  Anstiftung  und  Beihülfe  hei  Selbstmord  nur  den 
Vorsatz  treffen.  Hier  könnte  es  sich  aber  nur  um  fahrlässige  Herbeiführung 
des  Selbstmordes  handeln. j 

Es  blieb  also  das  Vermügcnsverbredien.  Brunner  wurde  geprellt, 
somit  kam  Betrug  in  Frage.  Die  Annahme  des  Betruges  wurde  vom  Ge- 
richte abgelehnt,  weil  nicht  erwiesen  sei,  dass  das  Opfer  beim  Abschluss 
des  Geschäftes  in  einem  Zustande  völliger,  durch  absolute  Betrunkenheit 
bedingter  Unzurechnungsfähigkeit  sich  befunden  halte.  Das  ist  eine  juris- 
tisch unhaltbare  Folgerung.  Der  Betrug  ist  Willensbestimmung  durch 
arglistige  Täuschung.  Hätte  sich  der  Geschädigte  im  Zustande  absoluter 
Trunkenheit  befunden,  so  wäre  er  willenlos  gewesen  und  hätte  daher  auch 
nicht  durch  Täuschung  in  seinem  Willen  bestimmt  werden  können.  Civil- 
rechtlich  gesprochen  wäre  das  Geschäft  nicht  aus  Art.  24  des  Obligationen- 
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rechte«  für  ihn  unverbindlich  gewesen,  sondern  das  Geschäft  wäre  gar 
nicht  zu  stände  gekommen  wegen  gänzlicher  Handlungsunfähigkeit  des 
einen  Vertragsschliessenden,  gemäss  Art.  4 des  Obligationenrechtes.  Straf- 
rechtlich kann  ein  solcher  Thatbestand  unter  den  Begriff  wueherlicher 
Ausbeutung  fallen,  allein  da  das  Schwvzer  Strafrecht  den  erweiterten  Be- 
griff des  Geschäfts  Wuchers  noch  nicht  aufgenommen  hat,  so  war  der  Straf- 
richter in  der  That  nicht  in  der  Lage,  eine  Strafe  auszusprechen.  Somit 
wäre  das  Gericht  wohl  besser  von  der  Annahme  der  völligen  Handlungs- 
unfähigkeit ausgegangen,  die  auch  offenbar  vorlag.  Das  Urteil  ist  mit 
Bezug  auf  die  Freisprechung  jedenfalls  richtig;  bezüglich  der  civilrechtlichen 
Konsequenzen  aus  seinen  Erwägungen  aber  keineswegs  unbedenklich. 


Brst-  and  oberinstanzlieher  Entscheid 

in  Sachen 

Gottfried  Spyoher  wegen  Misshandlung. 

Mitgeteilt  von  W.  Emtt,  I.  Kammerschreiber  des  Obergerichts,  in  Bern. 


1.  Urteil  des  Polizeirichters  von  Bern  vom  17.  November  1898. 

Motive  : 

I.  Mit  Strafanzeige  vom  26.  September  1898  klagt  die  antrags- 
berechtigte Frau  Witwe  Maria  Zurbuchen  in  Zollikofen,  als  natür- 
liche Vormünderin  ihres  minderjährigen  Knaben  Fritz  Zurbuchen 
(geb.  21.  Juli  1885),  gegen  Leiirer  Gottfried  Spyeher  in  Zollikofen 
wegen  Misshandlung,  begangen  gegenüber  dem  genannten  Knaben 
Fritz  Zurbuchen  am  16.  Juni  1898  in  Zollikofen. 

II.  Im  Frühjahr  und  Frühsommer  wurde  der  in  Zollikofen 
wohnenden  Frau  Leuenberger  durch  eine  Anzahl  Schnlknaben  das 
Kartoflfelpflanzland  vertreten  und  die  Kulturen  beschädigt.  Da  Er- 
mahnungen nichts  fruchteten,  so  verzeigte  Frau  Leuenberger  die 
Knaben  beim  Lehrer  Spvcher  und  beklagte  sich  auch  über  den 
obgenannten  Fritz  Zurbuchen,  den  sie  zwar  selbst  nie  im  Pflanzland 
gesehen  hatte,  von  dem  aber  seine  Mitschüler  und  eine  Frau  Witsehi 
behaupteten,  er  sei  auch  dabei  gewesen.  Fritz  Zurbuchen  bestreitet, 
selbst  Schaden  angerichtet  zu  haben,  er  sei  allerdings  durch  den 
PUanzpliitz  der  Frau  Leuenberger  gegangen,  habe  aber  die  Weglcin 
benutzt  und  nichts  beschädigt.  Hingegen  giebt  er  zu,  dass  er  einmal 
mit  geladenem  Revolver  in  Begleit  anderer  Knaben  im  Wald  gewesen 
sei.  Schaden  habe  er  keinen  angerichtet.  Wegen  dieser  Vorkomm- 
nisse (Tragen  des  scharfgeladenen  Revolvers  und  Klage  der  Frau 
Leuenberger)  hiess  Lehrer  Spyeher,  nachdem  er  hierfür  schon  andere 
Knaben  gestraft  hatte,  am  16.  Juni  1898  in  der  Pause  auch  seinen 
Schüler  Fritz  Zurbnchen  im  Schulzimmer  bleiben,  zog  denselben 
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dann  etwas  über  einen  Stuhl  und  gab  ihm  mit  einem  Haselstock 
einige  Streiche  (Spycher  giebt  ihrer  fünf  zu,  Zurbuchen  behauptete, 
es  seien  mindestens  zehn  gewesen)  auf  das  Gesfiss  und  dessen 
Umgebung.  Fritz  Zurbuchen  behauptet  ferner,  er  habe  nachher 
kaum  gehen  können  und  solche  Schmerzen  gehabt,  dass  ihn  die 
Mutter  zu  Hause  gefragt  habe,  was  geschehen  sei.  Nach  erhaltener 
Auskunft  untersuchte  die  Mutter  den  Körper  des  Knaben  und  fand 
hinten  am  Rücken  bis  an  die  Beine  hinab  eine  ganze  Zahl  von 
Schnattern  Diese  Schnatten,  sowie  rote  und  blaue  Striemen  am 
Gesäss  und  seiner  Umgegend  konstatierten  auch  die  im  gleichen 
Hause  wie  Zurbuchen  wohnenden  und  bei  diesen  in  Miete  stehenden 
Eheleute  Bigler,  und  zwar  Frau  Bigler  an  jenem  Morgen  gegen 
12  Uhr,  der  Ehemann  Bigler  cirka  2 Uhr  nachmittags,  und  diesen 
sagte  Zurbuchen  auch,  er  sei  vom  Lehrer  geschlagen  worden. 

Wie  der  Richter  konstatieren  kann,  ist  Fritz  Zurbuchen  von 
schwächlicher  Konstitution  und  leidendem  Aussehen,  zudem  ist  er  mit 
einer  Kopfhautkrankheit  behaftet,  «lie  liächenweisen  Ausfall  der  Haare 
verursacht.  Laut  Zeugnisbüchlein  hat  Fritz  Zurbuchen  von  seinem 
Schuleintritt  in  Zollikofen  (28.  IV.  1892)  bis  im  Herbst  1898  im 
Betragen  stets  die  beste  Note.  Wegen  der  erlittenen  Strafe  schickte 
Frau  Zurbuchen  ihren  Knaben  nicht  mehr  zu  Spycher  in  die  Schule 
und  wurde  am  6.  September  1898  wegen  SchulunHeiss  bestraft. 

III.  Objektiv  qualifiziert  sich  die  von  Lehrer  Spycher  an  dem 
Knaben  Fritz  Zurbuchen  begangene  Misshandlung  als  eine  solche 
im  Sinne  von  § 11  der  Strafnovelle  vom  2.  Mai  1880,  wobei  eine 
Arbeitsunfähigkeit  des  Zurbuchen  in  gesetzlicher  Weise  nicht  nach- 
gewiesen ist. 

IV.  Der  Angeschuldigte  Lehrer  Spycher  hält  sich  jedoch  nicht 
für  strafbar  und  verlangt  Freisprechung,  da  er  in  Anwendung  eines 
ihm  gesetzlich  zustehenden  körperlichen  Züchtigungsrechtes  gehandelt 
und  dieses  nicht  überschritten  habe,  eines  Rechtes,  das  dem  Lehrer 
gegenüber  seinen  Schülern  auch  zustehe  für  Handlungen  der  letztem, 
die  dieselben  ausserhalb  der  Schule  begangen. 

Diese  Auffassung  ist  eine  unrichtige.  Wie  in  Sachen  contra 
Reinhold  Grüttor,  Lehrer  in  Schliem  (Urteil  des  Polizeirichters  von 
Bern  vom  30.  .Juni  1898),  eingehend  motiviert  wurde,  auf  welche 
Motive  der  Kürze  halber  hier  verwiesen  wird,  steht  ein  körperliches 
Züchtigungsrecht  nach  dem  dcrmaligen  Stand  der  beraischcn  Gesetz- 
gebung dem  Lehrer  gegenüber  seinen  Schülern  nicht  zu.  vielmehr 
ist,  falls  ein  gesetzlicher  Strafantrag  vorliegt,  der  Lehrer  nicht  nur 
für  seinem  Schüler  gegenüber  verübte  Misshandlungen , sondern 
auch  für  ThUtlichkeiten,  die  keine  Verletzungen  zur  Folge  haben, 
strafbar.  Wenn  schon  dem  Lehrer  die  Befugnis  fehlt,  seinen  Schüler 
für  Vergehen,  die  letzterer  während  der  Schulstunden,  resp.  im 
Schullmus  begangen  hat,  körperlich  zu  bestrafen,  so  fehlt  ihm  das 
Recht  körperlicher  Züchtigung  um  so  mehr,  wenn  es  sich  um  Ver- 
gehen handelt,  die  ausserhalb  der  Schulstunden  und  des  Schulhauses 
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seitens  eines  Schülers  begangen  wurden.  § 39  des  Primarschul- 
gesetzes vom  6.  Mai  1894  sagt  allerdings:  „Sie  (die  Lehrer)  haben 
in  und  ausserhalb  der  Schule  in  jeder  Hinsicht  auf  Ordnung,  An- 
stand, Reinlichkeit  und  gute  Körperhaltung  zu  dringen.“  Damit  ist 
aber  dem  Lehrer  das  Recht  körperlicher  Züchtigung  nicht  eingeräumt. 

Lag  wirklich  seitens  des  Knaben  Fritz  Zurbuchen,  der  noch 
nicht  strafmündig  ist,  eine  strafbare  Handlung  vor,  so  hätte  gegen 
denselben  eine  Strafanzeige  an  die  kompetenten  Organe  erfolgen 
sollen  und  wäre  nach  § 89  des  Gesetzes  über  das  Armen-  und 
Niederlassungswesen  vom  28.  November  1897  zu  progredieren  ge- 
wesen. Dieser  Paragraph  lautet  : „Ein  Kind,  welches  eine  strafbare 
Handlung  begangen  hat,  jedoch  zur  Zeit  der  That  das  15.  Alters- 
jahr nicht  zurüekgclegt  hatte,  wird  strafrechtlich  nicht  verfolgt. 

Die  Strafverfolgungsbehörde  überweist  das  Kind  dem  Regierungs- 
statthalter. Derselbe  stellt  den  Sachverhalt  fest  und  untersucht,  ob 
das  Kind  sittlich  gefährdet,  verdorben  oder  verwahrlost  sei  und 
ob  sein  Wohl  seine  Versorgung  in  eine  Familie  oder  die  Aufnahme 
in  eine  Erziehungs-  oder  Besserungsanstalt  erfordere.  Er  erstattet 
hierüber  dem  Regierungsrat  Bericht  und  Antrag,  der  auf  Grund 
des  § 88  die  geeigneten  Massnahmen  anordnet. 

Ist  eine  solche  Massnahme  nicht  geboten,  so  kann  das  fehlbare 
Kind  durch  die  Schulkommission  mit  Schularrest  oder  mit  Verweis 
bestraft  werden.“ 

Auch  § 89  des  Armengesetzes  schliesst  also  jede  Körperstrafe  aus. 

V.  Stand  somit  dem  Angeschuldigten  Spycher  das  Recht  körper- 
licher Züchtigung  gegenüber  dem  Fritz  Zurbuchen  nicht  zu,  so  ist 
Spycher  wegen  Misshandlung  zu  bestrafen. 

Muss  auch  die  Handlungsweise  Spychers  gegenüber  dem 
schwächlichen  Knaben,  der  sonst  im  Betragen  stets  die  beste  Note 
im  Zeugnis  hatte,  als  eine  rohe  bezeichnet  werden,  so  füllt  ander- 
seits strafmildernd  in  Betracht,  dass  über  Spycher  bisanhin  nichts 
Nachteiliges  bekannt  ist  und  derselbe  die  besten  Zeugnisse  seitens 
seiner  Vorgesetzten  aufweisen  kann.  Er  ist  deshalb  im  Sinne  des 
letzten  Alineas  des  §11  der  Novelle  bloss  polizeilich  zu  bestrafen. 

VI.  Das  Begehren  der  Civilpartei  Frau  Witwe  Zurbucheu, 
handelnd  namens  ihres  minderjährigen  Sohnes  Fritz,  um  Zuspruch 
einer  Entschädigung,  gestützt  auf  Art.  50  ff.  O.  R.,  erscheint  als 
begründet,  und  ist  die  Entschädigung  auf  Fr.  30  festzusetzen. 

VII.  Gemäss  Art.  398  St.  V.  fallen  dem  Angeschuldigten  Spycher 
auch  die  Interventionskosten  und  die  Staatskosten  zur  Tragung  auf. 

Gestützt  auf  diese  Erwägungen  wird 

erkannt  : 

Gottfried  Spycher,  Lehrer  in  Zollikofen,  ist  schuldig  erklärt 
der  Misshandlung  des  Knaben  Fritz  Zurbuchen , begangen  am 
19.  Juni  1898  in  Zollikofen,  welche  Misshandlung  für  den  Miss- 
handelten keine  Arbeitsunfähigkeit  zur  Folge  hatte,  und  es  wird 
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Gottfried  Spycher,  in  Anwendung  von  § 11  Novelle  vom  2.  Mai 
1880,  in  Verbindung  mit  Art.  256,  Ziffer  5,  St.  G.  B.,  Art.  50  ff.  O.  R., 
Art.  365  und  368  St.  V.,  polizeilich 

verurteilt  : 

1.  zu  einer  Busse  von  Fr.  15  ; 

2.  zu  einer  Entschädigung  an  die  Civilpartei  Frau  Witwe  Zur- 
buchen im  Betrage  von  Fr.  30  ; 

3.  zu  deren  Interventionskosten,  bestimmt  auf  Fr.  60  ; 

4.  zu  den  Kosten  des  Staates,  bestimmt  auf  Fr.  35. 


2.  Urteil  der  Polizeikammer  des  Appellations-  und  Kassationshofes 
des  Kantons  Bern  vom  21.  Dezember  1898. 

Mo  tire  : 

I. 

1.  Im  Frühling  18!)8  beklagte  sich  eine  Frau  Leuenberger,  in 
Zollikofen,  beim  Lehrer  Gottfried  Spycher,  daselbst,  darüber,  dass 
ihr  von  einer  Anzahl  Schulknaben,  unter  denen  sich  auch  ein  Fritz 
Zurbuchen  befunden  habe , die  Kartoffelpflanzungen  beschädigt 
worden  seien. 

Auf  diese  Klage  hin  und  weil  ihm  zu  Ohren  gekommen  war, 
dass  Fritz  Zurhuchen  mit  einem  geladenen  Revolver  im  Wald 
herumgestreift  sei,  züchtigte  Lehrer  Spycher  (nachdem  er  dafür 
bereits  einige  andere  Knaben  gestraft  hatte)  am  16.  Juni  gl.  J.  den 
Fritz  Zurbuchen  in  einer  Pause  zwischen  zwei  Schulstunden,  indem 
er  ihn  im  Schulzimmer  über  einen  Stuhl  zog  und  ihm  mit  einem 
Haselstock  nach  seinem  eigenen  Geständnis  fünf,  nach  den  An- 
gaben des  Knaben  mindestens  zehn  Streiche  auf  den  Hinterteil  und 
dessen  Umgebung  versetzte. 

Fritz  Zurbuchen  giebt  zu,  mit  einem  scharfgeladenen  Revolver 
im  Wald  gewesen  zu  sein;  dagegen  will  er  die  Kartoffelpflanzungen 
der  Frau  Leuenberger  nicht  beschädigt  haben.  Frau  Leuenberger 
und  ihr  Ehemann  haben  denn  auch  letzteres  nicht  selbst  gesehen, 
sondern  gründen  ihren  Verdacht  gegen  Fritz  Zurbuchen  lediglich 
auf  Angaben  anderer  Knaben  und  einer  Frau  Witschi. 

Die  erhaltene  Züchtigung  verursachte  dem  Knaben,  nach  seiner 
Angabe,  solche  Schmerzen,  dass  er  kaum  mehr  gehen  konnte  und 
seine  Mutter  sich  veranlasst  sah,  ihn,  bei  seiner  Heimkehr  nach 
Hause,  zu  fragen,  was  mit  ihm  geschehen  sei.  Als  auf  seine  Mit- 
teilung von  dem  Vorgefallenen  Frau  Zurbuchen  den  Knaben  sogleich 
untersuchte,  fand  sie  hinten  an  seinem  Rücken  bis  an  die  Beine 
hinab  eine  ganze  Anzahl  tiefer  Schnatten. 

Auch  die  Zeugen  Samuel  Bigler  und  Frau  Lisette  Bigler  geh. 
Bürehtold,  welche  bei  Frau  Zurbuchen  in  Miete  sind,  konstatierten, 
von  dieser  letzteren  herbeigerufen,  wenige  Stunden  nachher  Schnatten, 
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sowie  rote  und  blaue  Striemen  am  Gesäss  des  Knaben  und  dessen 
Umgebung. 

Ärztliche  Hülfe  nahm  Frau  Zurbuchen  für  den  Knaben  nicht 
in  Anspruch. 

Wie  der  Vorderrichter  durch  Augenschein  konstatiert  hat,  ist 
Fritz  Zurbuchen  von  schwächlicher  Konstitution  und  leidendem 
Aussehen. 

Laut  dem  bei  den  Akten  liegenden  Zeugnisbüchlein  hat  Fritz 
Zurbuchen  von  seinem  Schuleintritt  in  Zollikofen  (am  28.  April 
1892)  an  bis  im  Herbst  1898  inj  Betragen  stets  die  beste  Note 
erhalten. 

2.  Auf  Grund  dieses  Sachverhalts  ist  Gottfried  Spycher  der 
Misshandlung  des  Knaben  Fritz  Zurbuchen  angeschuldigt. 

II. 

1.  Dass  die  körperliche  Züchtigung,  welche  Spycher  dem 
Knaben  Zurbuchen  zngestandenermassen  verabfolgt  hat,  als  vor- 
sätzliche Einwirkung  auf  den  Körper  desselben,  durch  welche  dessen 
Integrität  verletzt  wurde,  an  und  für  sich  die  Merkmale  des  ge- 
setzlichen Thatbestands  der  Misshandlung,  bezw.  der  Thätlichkeit 
im  Sinne  des  Art.  25<i,  Ziff.  5,  St.  G.  aufweist,  steht  ausser  Zweifel. 

2.  Nun  macht  aber  der  Angeschuldigte  geltend,  er  sei  als 
Lehrer  zur  körperlichen  Züchtigung  seines  Schülers  Fritz  Zurbuchen 
für  Vergehen,  die  sich  derselbe  in  oder  ausser  der  Schule  habe 
zu  schulden  kommen  lassen,  berechtigt  gewesen. 

Es  ist  daher  zu  prüfen,  ob  ein  solches  Recht,  welches,  wenn 
vorhanden,  allerdings  hinsichtlich  der  als  (strafbare)  Misshandlung 
sich  darstellenden,  eingeklagten  Handlung  eine  Ausnahme  von  der 
sonst  bestehenden  Strafpflicht  des  Staates  zu  begründen  geeignet 
ist,  dem  Angeschuldigten  wirklich  zustand. 

a)  Die  Verteidigung  bejaht  dies,  unter  Berufung  auf  die  Sitte, 
welche  von  jeher  dem  Lehrer  die  Befugnis,  seine  Schüler  körperlich 
zu  züchtigen,  zugestanden  habe  und,  vermöge  der  Unterlassung 
des  Staates,  dies  gesetzlich  zu  verpönen,  als  (rechtlich)  anerkannt 
gelten  dürfe. 

Allein  die  Sitte  ist  an  sich  nicht  Rechtsquelle  ; und  ebensowenig 
bildet  selbstvcrständlicherweise  der  Umstand,  dass  ihre  Ausübung 
nicht  als  solche  durch  das  Gesetz  ausdrücklich  verboten  ist,  eine 
(gesetzliche)  Anerkennung  ihres  Inhalts  als  Rechtsnorm,  auf  welche 
eine  subjektive  Berechtigrung  gegründet  werden  könnte.  Gestützt 
hierauf  kann  mithin  die  Frage,  ob  Spycher  zu  der  eingeklagten 
Handlung  berechtigt  war,  nicht  bejaht  werden. 

b)  Aber  auch  aus  dem  positiven  Gesetzesrecht  lässt  sich  die 
fragliche  Berechtigung  nicht  herleiten.  Die  Kechtsquelle,  welche 
eine  gesetzliche  Regelung  der  Frage  in  erster  Linie  erwarten  Hesse, 
die  .SVAtf/gesetzgebung , bietet  für  das  Bestehen  derselben  keine 
Anhaltspunkte.  Freilich  bestimmt  S 38  des  dermalen  geltenden 
Primarschulgesetzes  vom  G.  Mai  1894,  dass  die  Primarlehrer  die 
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Pflicht  haben,  durch  Unterricht,  Zucht  und  gutes  Beispiel  an  der 
Erfüllung  des  Schulzwecks  zu  arbeiten,  und  § 39,  dass  sie  in  und 
ausserhalb  der  Schule  in  jeder  Hinsicht  auf  Ordnung,  Anstand, 
Reinlichkeit  und  gute  Körperhaltung  zu  dringen  haben. 

Allein  anzunehmen,  die  Pflicht  des  Lehrers  zur  Handhabung 
der  Zucht  schliesse  ein  Recht  desselben  zur  Züchtigung  in  sich,  weil 
nach  der  etymologischen  Verwandtschaft  der  beiden  Begriffe  die 
Zucht  Züchtigung  voraussetze,  geht  offenbar  schon  deshalb  nicht 
an,  weil  Züchtigung  nicht  das  einzige  Mittel  zur  Handhabung  der 
Zucht  ist  und  diese  daher  nicht  notwendig  durch  jene  bedingt  ist, 
ganz  abgesehen  davon,  dass  unter  Züchtigung  nicht  ohne  weiteres 
körperliche  Züchtigung  zu  verstehen  wäre. 

Andere  Bestimmungen  aber,  welche  auch  nur  im  entferntesten 
die  Frage  des  körperlichen  Züchtigungsrechts  der  Lehrer  berühren, 
euthiilt  das  citierte  Schulgesetz  nicht.  Auf  die  im  November  1897 
erfolgte  Petition  des  bernischen  Lehrervereins,  es  möchte  der  Grosse 
Rat  das  Schulgesetz  in  Bezug  auf  die  Berechtigung  der  Lehrer  zur 
körperlichen  Züchtigung  authentisch  interpretieren,  konnte  denn  auch, 
mangels  einer  zu  interpretierenden  Gesetzesbestimmung,  nicht  ein- 
getreten  werden.  Welche  Ansicht,  anlässlich  der  Debatte  dieser 
Petition,  bei  der  Mehrheit  des  Grossen  Rates  über  die  Frage  selbst 
zu  Tage  getreten  ist,  ist  natürlich  für  deren  rechtliche  Beurteilung 
durchaus  unerheblich. 

Auch  die  frühere  Schulgesetzgebung,  insbesondere  das  zur  Zeit 
des  Erlasses  des  Strafgesetzbuchs  in  Kraft  gewesene  Primarschul- 
gesetz  vom  1.  Dezember  18(10,  enthielt  keine  Bestimmungen,  durch 
welche  den  Lehrern  ein  körperliches  Züchtigungsrecht  eingerilumt 
wurde.  — Ebensowenig  begründet  die  Bestimmung  der  Satzung  155 
dos  Civilgesetzbuches,  nach  welcher  die  Eltern  befugt  sind,  ein 
ungehorsames  Kind  durch  erlaubte,  seiner  Gesundheit  nicht  nach- 
teilige Züchtigungsmittel  zum  Gehorsam  anzuhalten,  ein  abgeleitetes 
Recht  der  Lehrer  zur  körperlichen  Züchtigung  der  Schüler , weil  sie 
an  der  Jugenderziehung  mitzuwirken  haben  ; denn  jenes  Ztiehtigungs- 
rcclit  der  Eltern  ist  ein  Ausfluss  und  Korrelat  ihrer  höchstpersönlichen 
und  daher  unübertragbaren  Erziehungspflicht. 

c)  Durchaus  verfehlt  wälre  es  endlich,  aus  der  Thatsache,  dass 
in  Art.  14(1  St.  G.  der  Missbrauch  des  Züchtigungsrechts  (und  zwar 
allgemein  und  nicht  nur  ausdrücklich  hinsichtlich  des  den  Eltern 
zustehenden  Züchtigungsrechts)  unter  Strafe  gestellt  ist,  zu  schliessen, 
das  Strafgesetzbuch  anerkenne  (neben  dem  Züchtigungsrecht  der 
Eltern)  ein  solches  anderer  Personen,  insbesondere  der  Lehrer. 

Denn  das  Strafgesetzbuch  begründet  mit  der  fraglichen  Bestim- 
mung (Art.  146  St.  G.)  nicht  Züchtigungsrechte,  sondern  setzt  ihr 
Bestehen  voraus.  Welchen  Personen  ein  Züchtigungsrecht  zusteht, 
dessen  Missbrauch  durch  Art.  14(1  St.  G.  unter  Strafe  gestellt  ist, 
ergieht  sich  daher  aus  dem  Strafgesetzbuch  nicht  und  soll  sich  aus 
ihm  nicht  ergeben.  ( Vgl.  Stooss,  Das  Züchtigungsrecht  «les  bernischen 
Lehrers,  Schweizerische  Zeitschrift  für  Strafrecht,  Band  10,  Seite  382  ff) 
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3.  Lässt  sich  mithin  aus  der  bestehenden  Gesetzgebung,  ins- 
besondere aus  der  Schulgesetzgebung,  kein  Recht  der  Lehrer  zur 
körperlichen  Züchtigung  der  Schüler  herleiten,  welches  in  dieser 
Hinsicht  eine  Ausnahme  von  der  im  Strafgesetzbuch  festgesetzten 
Strafpflicht  des  Staates  für  Misshandlungen,  bezw.  Thütlichkeiten 
begründen  würde,  so  fällt  die  eingeklagte  Handlung  — wie  jede 
andere  Misshandlung  — unter  die  Bestimmungen  der  Art.  139  ff., 
bezw.  Art.  256,  Ziff.  5,  St.  G.,  deren  gesetzliche  Thatbestandsmerkmale 
sie,  wie  bereits  festgestellt  wurde,  sämtlich  erfüllt.  Und  zwar  trifft 
für  den  vorliegenden  Fall  speciell  Sj  11  der  Novelle  vom  2.  Mai 
1880  in  Verbindung  mit  Art.  256,  Ziff.  5,  St.  G.  zu,  da  der  Knabe 
Zurbuchen  durch  die  erhaltenen  Schläge  zwar  äusscrlich  vorletzt 
worden  ist,  infolgedessen  aber  nicht  hergestelltermassen  arbeitsun- 
fähig war. 

4.  Die  Verteidigung  macht  nun  freilich  in  letzter  Linie  geltend, 
Spycher  habe  im  guten  Glauben  gehandelt,  es  stehe  ihm  ein  körper- 
liches Züchtigungsrecht  wirklich  zu , und  deshalb  habe  es  ihm 
(infolge  Irrtums)  am  rechtswidrigen  Vorsatz  gefehlt  (durch  dessen 
Vorhandensein  allerdings  die  Erfüllung  des  subjektiven  Thatbestands 
des  eingcklagten  Delikts  bedingt  ist). 

Dieser  Einwand  ist  indessen  nicht  begründet. 

Denn  der  behauptete  Irrtum  Spychers  besteht  nicht  darin,  dass 
dieser  irrigerweise  Verhältnisse  rechtlicher  oder  thatsächlicher  Natur 
als  gegeben  ansah,  die,  wenn  sie  wirklich  vorhanden  gewesen 
wären,  objektiv  für  seine  Handlung  eine  Ausnahme  von  der  Straf- 
pflicht des  Staates  begründet  hätten,  sondern  in  der  irrtümlichen 
Annahme,  auf  Grund  der  richtig  erkannten  konkreten  Verhältnisse 
sei  er  zu  seiner  Handlungsweise  berechtigt  und  unterliege  dieselbe 
deshalb  nicht  der  Strafpflicht  des  Staates. 

Ein  solcher  Irrtum  war  nun  aber  — angenommen  auch,  er 
habe  wirklich  bei  Spycher  obgewaltet  — unerheblicher  Rechtsirrtmn , 
da  das  Bewusstsein  des  Thäters,  er  begehe  eine  von  der  Strafpflicht 
des  Staates  nicht  ausgenoinmene,  d.  h.  (straflgesetz  widrige  Handlung, 
für  die  Erfüllung  des  subjektiven  Thatbestands  auch  doloser  Delikte 
nicht  erforderlich  ist. 

Ob  Spycher  sich  wirklich,  hinsichtlich  des  Bestehens  eines 
körperlichen  Züchtignngsrechts  der  Lehrer,  in  gutem  Glauben  be- 
fand, kann  unter  diesen  Umständen  dahingestellt  bleiben. 

Demgemäss  ist  das  erstinstanzliche  Urteil,  was  die  Schuldfrage 
anbelangt,  zu  bestätigen. 

III. 

Hinsichtlich  der  Strafzumessung  liegt,  in  Würdigung  der  ob- 
waltenden Umstände,  zu  einer  Abänderung  des  erstinstanzlichen 
Urteils  keine  Veranlassung  vor. 

Deu  bezüglichen  Ausführungen  des  erstinstanzlichen  Urteils  ist 
beizupflichten. 
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IV. 

Desgleichen  ist  die  vom  Vorderrichter  der  Civilpartei  zuerkannte 
Entschädigung,  gemäss  Art.  50  fl'.  O.  R.,  sowohl  grundsätzlich  als 
dem  Masse  nach  gutzuheissen. 

Aus  diesen  Gründen  hat  die  Polizeikammer 

erkannt  : 

Gottfried  Spycher  wird  schuldig  erklärt  der  Misshandlung  des 
Knaben  Fritz  Zurbuchen  in  Zollikofen,  Misshandlung,  welche  für 
diesen  keine  Arbeitsunfähigkeit  zur  Folge  hatte,  und  in  Anwendung 
des  § 11  der  Strafnovelle  vom  2.  Mai  1880,  in  Verbindung  mit 
Art.  256,  Ziff.  5,  St.  G.,  der  Art.  50  ff.  O.  R.,  sowie  der  Art.  365, 
368  und  468  St.  V. 

verurteilt: 

1 . polizeilich  zu  einer  Russe  von  Fr.  1 5 ; 

2.  zu  einer  Entschädigung  von  Fr.  30  an  die  Civilpartei  Witwe 
Marie  Zurbuchen  geb.  Mollet  in  Zollikofen; 

3.  zu  den  Interventionskosten  der  Civilpartei,  bestimmt  : 
n)  die  erstinstanzlichen  auf  Fr.  60, 

b)  die  oberinstauzlichcn  auf  Fr.  40; 

4.  zu  den  Kosten  des  Staates,  bestimmt  : 

a)  die  erstinstanzlichen  auf  Fr.  35, 

b)  die  Rekurskosten  auf  Fr.  25. 


Urteil 

der 

Kriiuinalkainmer  und  des  Kassationsgerifhtrs  des  Kantons  Thurgau 

in  Sachen 

Ulrich  Guntersweiler,  Ausläufer,  von  Wäldi,  wegen  fortgesetzter 

Notzucht. 

Mitgeteilt  von  Ohergerichtsprftsident  I)r.  Fthr  in  Frnuenfeld. 


1.  Urteil  der  Kriminalkammer  vom  26.  November  1898. 

Die  Kriminalkammer  des  Kantons  Thurgau  hat  in  der  durch 
Beschluss  der  Anklagekammer  vom  6.  Oktober  1898  an  das  Ge- 
schwornengericht  überwiesenen  Untersuch ungssache  gegen  Ulrich 
Quntersmiler , Ausläufer,  von  Wäldi,  wohnhaft  in  Schönenhof  bei 
Frauenfeld,  geboren  1882,  inkorrekt,  Angeklagten,  betreffend  fort- 
gesetzte Notzucht  ; 

in  Betracht: 

1.  dass  der  Angeklagte  geständig  ist,  am  5.  Juni  1898,  sowie 
einige  Tage  später  wiederum  das  cirka  5jährige  Mädchen  O.  II. 
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in  M.  in  das  Wäldchen  bei  Schönenhof  gelockt  und  dasselbe  dort 
zum  aussereheliehen  Beischlaf  missbraucht  zu  haben  ; 

2.  dass  der  Thatbestand  der  Notzucht  im  Sinne  der  §§  102 
und  105  des  Strafgesetzes  vorliegt,  indem  eine  Vereinigung  der 
Geschlechtsteile  stattgefunden  hat,  soweit  dies  gegenüber  einem 
fünfjährigen  Mädchen  möglich  ist; 

3.  dass  straferschwerend  zu  berücksichtigen  ist,  dass  zwei 
Fälle  des  Vergehens  vorliegen,  strafmildernd  das  Geständnis,  der 
ungetrübte  Leumund,  die  Jugend  des  Angeklagten  und  der  Umstand, 
dass  für  die  Damnifikatin  kein  Schaden  eingetreten  ist; 

4.  dass  bei  Ausmessung  der  Strafe  zu  berücksichtigen  ist: 

aj  Zur  Zeit  der  Ausführung  der  Vergehen  stand  der  Angeklagte 
im  Alter  unter  16  Jahren.  Nach  § 40  des  Strafgesetzes  ist 
bei  Minderjährigen  vom  zuriickgelegten  12.  bis  zum  vollen- 
deten 16.  Jahre  jede  zeitliche  Freiheitsstrafe  um  ein  bis  drei 
Vierteile  herabzusetzen  und  in  die  zunächst  folgende  gelindere 
Strafart  nach  dem  in  § 47  des  Strafgesetzes  festgesetzten 
Massstabe  zu  verwandeln. 

b)  § 21  des  Strafgesetzes  sagt,  dass  die  Zurechnung  bei  Kindern 
vom  zurückgelegten  12.  bis  zum  zurückgelegten  16.  Alters- 
jahre ausgeschlossen  sei,  wenn  cs  sich  ergebe,  dass  ihnen  die 
Fähigkeit  zur  Unterscheidung  der  Strafbarkeit  der  Handlung 
abgehe.  Jedoch  könne  in  solchen  Fällen  die  Anwendung  po- 
lizeilicher Besserungsmittel  angeordnet  werden.  Nun  kann  in 
Rücksicht  auf  die  Ausbildung,  welche  der  Angeklagte  genossen 
hat,  und  seine  geistige  Entwicklung  nicht  angenommen  werden, 
dass  er  nicht  eingesehen  habe,  dass  er  eine  unsittliche,  straf- 
bare Handlung  begehe.  Aber  es  ist  nach  den  Akten  zu 
schliessen,  dass  der  Angeklagte  den  hohen  Grad  der  Straf- 
barkeit seiner  Handlung  nieht  oder  nicht  genügend  erkannte. 
Hat  doch  selbst  das  Bezirksamt  nach  dem  Rückzug  der  Klage 
und  Zahlung  der  Untersuchungskosten  den  Fall  als  erledigt 
abschreiben  wollen.  Jedenfalls  fehlte  beim  Angeklagten  die 
vollständige  Fähigkeit  zur  gehörigen  Unterscheidung  der  Straf- 
barkeit seiner  Handlung. 

Nun  sagt  § 42  des  Strafgesetzes,  dass  auf  eine  mildere 
als  die  gesetzlich  gedrohte  Strafe  auch  dann  zu  erkennen  sei, 
wenn  diejenigen  Zustände,  welche,  in  vollem  Grade  vorhanden, 
alle  Zurechnung  ausschlicssen,  in  einem  geringeren  Grade 
vorwalten. 

In  Berücksichtigung  dieser  Gesetzesbestimmungen  wird 
die  Strafe  auf  1 Jahr  Gefängnis  festgesetzt. 

5.  Nach  der  Praxis  wäre  diese  Strafe  im  Kantonalgcfängnis 
zu  erstehen.  Allein  es  ist  klar,  dass  für  einen  nunmehr  16jährigen 
Knaben  ein  solcher  Strafvollzug  weder  vom  Standpunkt  der  Sühne 
des  Vergehens  noch  vom  Gesichtspunkt  der  Besserung  aus,  der 
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besonders  bei  jugendlichen  Verbrechern  auch  zu  berücksichtigen 
ist.  als  angemessen  bezeichnet  werden  kann. 

Eine  Anwendung  polizeilicher  Besserungsmittel  im  Sinne  von 
§ 21,  Schlusslemma,  des  Strafgesetzes,  also  etwa  Verbringung  in 
eine  Anstalt  wie  Bernrain,  ist  unzulässig,  da  der  Richter  Zurechnung, 
wenn  auch  im  verminderten  Grade,  angenommen  hat.  Eine  Strafe 
soll  sein  als  Sühne  des  Verbrechens,  aber  sie  soll  auch  die 
Besserung  des  Angeklagten  in  dessen  Interesse  und  im  Interesse  der 
Gesellschaft  ins  Auge  fassen. 

§ 7 des  Strafgesetzes  enthält  in  Bezug  auf  Gefängnisstrafe 
nur  die  wesentliche  Bestimmung,  dass  der  Angeklagte,  von  dem 
Zucht-  und  Arbeitshause  entfernt,  eingesperrt  werde  und  dass  Ge- 
fängnisstrafen bis  auf  14  Tage  in  den  Bezirksgefängnissen  voll- 
zogen werden  sollen. 

Allgemein  ist  in  der  Wissenschaft  und  in  der  Praxis  die  An- 
sicht zur  Geltung  gelangt,  dass  jugendliche  Verbrecher  in  beson- 
deren Strafanstalten  zu  detinieren  seien.  Diese  Ansicht  hat  der 
thurgauische  Regierungsrat  vertreten  in  seiner  Botschaft  an  den 
Grossen  Rat  vom  8.  Juni  1883  und  an  das  thurgauische  Volk  vom 
21.  September  1883  betreffend  Errichtung  einer  interkantonalen 
Besserungsanstalt  für  jugendliche  Verbrecher  in  Klosterfiechten  ; 
diese  Ansicht  teilte  die  grossrätliche  Kommission  in  ihrem  Bericht 
vom  11.  September  1883  und  der  thurgauische  Grosse  Rat.  Und 
dieser  Auffassung  pflichtete  bei  das  thurgauische  Volk  in  seiner 
Abstimmung  vom  4.  November  1883. 

Es  erklärte  — und  zwar  ohne  dass  deshalb  eine  Abänderung 
des  Strafgesetzes  als  notwendig  erachtet  worden  wäre  — dass  in 
eine  interkantonale  Besserungsanstalt  für  jugendliche  Verbrecher 
junge  Leute  männlichen  Geschlechts  vom  12. — 18.  Altersjahr  auf- 
zunehraen  seien,  welche  sich  eine  Übertretung  der  Strafgesetze  haben 
zu  schulden  kommen  lassen  und  gegen  welche  infolgedessen  vom 
Gerichte  oder  von  der  Administrativbehörde  Entzug  der  Ereiheit 
verfügt  worden  sei,  die  Dauer  des  Aufenthaltes  richte  sich  nach 
der  Verfügung  der  einweisenden  Behörde. 

Die  projektierte  interkantonale  Anstalt  in  Klosterfiechten  ist  zwar 
nicht  zu  stände  gekommen  ; aber  das  thurgauisehe  Volk  hat  grund- 
sätzlich festgestellt,  und  zwar  ohne  dass  es  hierfür  eine  Abänderung 
des  Strafgesetzes  für  nötig  erachtete,  dass  die  Gerichte  oder  Adminis- 
trativbehörden verfügen  können,  dass  jugendliche  Verbrecher  (von 
12 — 18  Jahren)  ihre  Strafe  in  einer  Anstalt  für  jugendliche  Ver- 
brecher abznbiissen  haben.  Das  entspricht  auch  den  Anforderungen 
an  einen  rationellen  Strafvollzug. 

Selbstverständlich  ist  es  Sache  des  Regierungsrates,  zu  verfügen, 
in  welcher  ausserkan tonalen  Anstalt  für  jugendliche  Verbrecher  der 
Angeklagte  seine  Strafe  zu  erstehen  hat; 

gefunden  : 

Es  sei  der  Angeklagte  der  fortgesetzten  Notzucht  schuldig, 
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und  in  Anwendung  der  §§  102,  105,  40,  42  und  51  des  Straf- 
gesetzes 


erkannt: 


1.  Es  sei  der  Angeklagte  verurteilt  zu  einer  Gefängnisstrafe  von 
einem  Jahre,  in  einer  Strafanstalt  für  jugendliche  Verbrecher 
zu  erstehen. 

2.  Zahle  derselbe  ein  Gerichtsgeld  von  Fr.  20,  sowie  die  Kosten 
der  Untersuchung  und  Beurteilung. 

3.  Mitteilung  des  Urteils  an  die  Staatsanwaltschaft. 


2.  Urteil  des  Kassationsgerichtes  vom  17.  Januar  1899. 

Das  Kassationsgericht  des  Kantons  Thurgau  hat  in  Sachen 
der  Staatsanwaltschaft  (Herr  Dr.  Germann,  Kassationskläger),  gegen 
Ulrich  Guntersweiler,  Ausläufer,  von  Wäldi,  wohnhaft  in  Schönenhof 
bei  Frauenfeld,  geboren  1882,  inkorrekt,  nicht  erschienen,  Kassations- 
beklagten, 

über  die  Rechtsfrage : 

Ist  das  Kassationsbegehren  begründet  unter  Kostenfolge? 
gefunden  : 

Das  Kassationsbegehren  sei  begründet, 
und  erkannt: 

1.  Es  sei  das  Urteil  der  Kriminalkammer  vom  26.  November 
1898  aufgehoben  und  der  Angeklagte  zu  1 Jahr  Gefängnis 
verurteilt. 

2.  Zahle  der  Staat  ein  Gcrichtsgeld  von  Fr.  60. 

3.  Schriftliche  Mitteilung  des  Urteils  an  die  Staatsanwaltschaft 
für  sich  und  zu  Händen  des  Regicrungsrates,  die  Kriminal- 
kammer  und  an  den  Kassationsbeklagten. 

Gründe  : 

Durch  Urteil  der  Kriminalkammer  vom  26.  November  1898 
wurde  gegenüber  Ulrich  Guntersweiler,  Ausläufer,  von  Wäldi,  wohn- 
haft gewesen  in  Schönenhof  bei  Frauenfeld,  geboren  1882,  unter 
Annahme  verminderter  Zurechnungsfähigkeit  auf  eine  Gefängnis- 
strafe von  einem  Jahr  erkannt  mit  dein  Zusätze,  dass  diese  Strafe 
in  einer  Strafanstalt  für  jugendliche  Verbrecher  zu  erstehen  sei, 
deren  Auswahl  dem  Regierungsrate  überlassen  bleibe. 

Es  verlangt  die  Staatsanwaltschaft  Kassation  dieses  Urteils 
gemäss  § 196,  litt,  e,  des  Geschwomengerichtsgesctzes,  dahingehend, 
es  sei  jener  Zusatz  zu  streichen,  indem  derselbe  eine  falsche  An- 
wendung des  Strafgesetzes  involviere,  weil  eine  andere  als  die  vom 
Gesetze  bestimmt  vorgeschriebene  Strafe  ausgesprochen  worden  sei. 

Das  Kassationsgericht  gelangt  zur  Kassation  des  Urteils,  soweit 
dasselbe  die  Verbüssung  der  einjährigen  Gefängnisstrafe  „in  einer 
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Strafanstalt  für  jugendliche  Verbrecher“  verlangt,  und  zwar  aus 
folgenden  Gründen  : 

1.  Der  Angeklagte  Guntersweiler  wurde  von  der  Kriminal- 
kammer  strafrechtlich  verantwortlich  erklärt  und  musste  deshalb 
zu  einer  Strafe  verurteilt  werden.  Daher  kann  — wie  iin  Urteil 
der  Kriminalkammer  sub  Ziffer  5 der  Motive  selbst  zugegeben 
werden  muss  — von  der  Anwendung  polizeilicher  Hesserungsmittel, 
welche  in  § 21,  Schlusslemma,  des  Strafgesetzes  nur  für  die  Fälle 
gänzlicher  Straflosigkeit,  d.  h.  der  fehlenden  strafrechtlichen  Ver- 
antwortlichkeit, vorgesehen  sind,  keine  Rede  sein,  weil  eben  polizei- 
liche Besserungsmittel  keine  Strafe  im  Sinne  des  Strafgesetzes  sind 
(§  3 eodem)  und  somit  auch  § 40  des  Strafgesetzes  keine  Anwendung 
finden  kann.  Der  Gesetzgeber  wollte  damit  nur  prophylaktisch  dafür 
sorgen,  dass  Thäter,  welche  strafrechtlich  nicht  verantwortlich  ge- 
macht werden  können,  sich  später  nicht  zum  Verbrecher  entwickeln. 

Aus  diesem  Grunde  ist  denn  auch  §21  des  Strafgesetzes  nicht 
im  Dispositiv  des  Urteils  der  Kriminalkammer  aufgeführt,  und  es 
wollte  letztere  offenbar  auch  nicht  eine  im  Gesetze  nicht  vorgesehene 
und  daher  gesetzwidrige  Strafe  anwenden,  hat  es  aber  dennoch 
gethan,  indem  sie  den  Strafvollzug  normierte,  d.  h.  nicht  bloss  auf 
Gefängnisstrafe  erkannte,  sondern  ausdrücklich  verlangte,  dass 
diese  Strafe  in  einer  Strafanstalt  für  jugendliche  Verbrecher  zu 
verbüssen  sei.  Denn  was  speciell  die  Gefängnisstrafe  anbelangt,  so 
muss  dieselbe,  wenn  sie  nicht  länger  als  14  Tage  dauert,  gemäss 
§ 7,  Schlusssatz,  des  Strafgesetzes  in  den  Bezirksgefängnissen,  bei 
längerer  Dauer  dagegen  laut  § 8,  litt,  b,  des  Dekretes  betreffend 
die  Gefangenschaften  vom  26.  November  1867  im  Kantonalge- 
fängnis erstanden  werden.  Eine  Gefängnisstrafe,  welche  in  einer 
Strafanstalt  für  jugendliche  Verbrecher  zu  verbtlssen  ist,  kennt  das 
Gesetz  nicht,  wie  denn  auch  im  herwärtigen  Kanton  keine  solche 
Anstalt  existiert  und  die  nach  § 3 des  Strafgesetzes  zulässigen 
Freiheitsstrafen  bisher  im  Kanton  verbüsst  wurden.  Nach  dem  Urteil 
der  Kriminalkammer  müsste  demnach  die  Verbüssung  der  Strafe 
in  einem  andern  Kauton  stattflnden,  und  es  müsste  auch  jedem 
andern  Gerichte  gestattet  werden,  auf  Strafvollzug  in  einer  Anstalt 
für  jugendliche  Verbrecher  zu  erkennen,  sobald  einem  jungen 
Menschen  gegenüber  eine  Gefängnisstrafe  von  mehr  als  14  Tagen 
ausgesprochen  wird.  Ferner  normiert  das  Gesetz  >'§  7 des  St.  G.) 
ausdrücklich,  in  was  die  Gefängnisstrafe  besteht,  und  ein  anderer, 
freierer  Strafvollzug,  wie  er  in  Anstalten  speciell  für  jugendliche 
Verbrecher  gehandhabt  wird,  würde  somit  unserem  Begriffe  von 
Gefängnisstrafe  widersprechen.  Die  von  der  Kriminalkammer  aus- 
gesprochene Gefängnisstrafe  ist  demnach  laut  Gesetz  im  thurgauisehen 
Kantonalgefängnis  zu  erstehen,  und  da  die  Kriminalkammer  im 
Effekte  eine  andere  Strafe,  nämlich  die  Unterbringung  des  Gunters- 
weiler in  eine  Anstalt  für  jugendliche  Verbrecher,  ausgesprochen 
hat,  ist  die  Kassationsbeschwerde  der  Staatsanwaltschaft  zu  schützen. 
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2.  "Wenn  sich  die  Kriminalkammer  darauf  beruft,  dass  die 
Verbilssung  einer  Gefängnisstrafe  in  einer  ausserkantonalen  Straf- 
anstalt für  jugendliche  Verbrecher  deshalb  zulässig  sei,  weil  das 
thurgauische  Volk  im  Jahre  1883  sich  für  die  Annahme  des  Konkor- 
dates über  die  Gründung  einer  interkantonalen  Besserungsanstalt  für 
jugendliche  Verbrecher  ausgesprochen  habe,  so  ist  dem  entgegen- 
zuhalten, einmal,  dass  jenes  Konkordat  nicht  zu  stände  kam,  indem 
nicht  die  nötige  Anzahl  von  6 Kautonen  demselben  beitrat;  sodann, 
dass  dasselbe,  wenn  es  zu  stände  gekommen  wäre,  einer  Modi- 
fikation unseres  Strafgesetzes  gerufen  hätte,  bevor  es  hätte  in 
Vollzug  gesetzt  werden  können.  Eine  solche  Modifikation  ist  aber 
nie  erfolgt,  und  es  hat  sich  das  thurgauische  Volk  nie  darüber  ausge- 
sprochen, dass  ohne  eine  Abänderung  des  Strafgesetzes  die  Gerichte 
oder  Administrativbehörden  die  Versorgung  jugendlicher  Verbrecher 
in  einer  Anstalt  für  solche  verfügen  können. 


Auslieferung  zwischen  den  Kantonen. 

Entscheidungen  des  Regierungsrates  des  Kantons  Zürich. 

AuszUge 

aus  den  Rechenschaftsberichten  des  Regierungsrates  IHK  t — 1H97. 


1.  Ein  Strafurteil  des  Obergerichts  des  Kantons  Schaffhausen 
wegen  Körperverletzung  wurde  gegen  einen  Angehörigen  des  Kantons 
Zürich,  sowohl  hinsichtlich  der  Busse  und  Kosten  als  auch  der  Ent- 
schädigung, vollziehbar  erklärt,  u.  a.  mit  der  Begründung: 

„Wenn  auch  allerdings  eine  unbedingte  Verpflichtung  der  Kantone 
zur  Anerkennung  und  Gewährung  von  Rechtshülfe  behufs  Vollziehung 
von  Strafurteilen  ausserkantonaler  Behörden  nur  hinsichtlich  der 
in  Art.  2 des  Bundesgesetzes  über  die  Auslieferung  von  Verbrechern 
oder  Angeschuldigten  vom  24.  Juli  1852  speciell  bezeichneten  straf- 
baren Handlungen  statuiert  ist,  so  liegt  cs  doch  im  Interesse  der 
Gerechtigkeit,  dass  diese  lieehtshülfe  auf  diejenigen  Fälle  ausgedehnt 
werde,  wo  die  inkriminierte  Handlang  auch  nach  unsern  Rechtsbegriffen 
strafrechtlich  rer  folgt  worden  wäre.“  1881,  S.  345. 

2.  Das  Begehren  einer  Kantonsregierung,  es  möchte  ein  wegen 
eines  geringen  Diebstahls  dortseits  verurteilter  Bürger  diesseitigen 
Kantons  dorthin  ausgelicfert  oder  die  betreffende  Strafe  an  ihm 
hier  vollzogen  werden,  wurde  abschlägig  besebieden,  gestützt  darauf, 
dass  die  Auslieferung  zum  Zwecke  der  Beurteilung  hätte  verlangt 
werden  sollen,  indem  schon  damals  den  dortigen  Behörden  der 
hiesige  Aufenthalt  des  Auszuliefernden  bekannt  war. 

188fi,  S.  421. 
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3.  Bei  Anlass  bezüglicher  Aaslicferungsgesnclie  sind  Red- 
procitätserklärungen  abgegeben  worden  : vom  Kanton  Bern  für 
Drohung,  Ehebruch,  Konkubinat  und  Nichterfüllung  der  Unter- 
stützungspflicht (resp.  Elternpflicht)  ; von  St.  Gallen  für  Vernach- 
lässigung der  Elternpflicht  und  Widersetzlichkeit. 

1886,  8.  421. 

4.  In  dem  durch  die  Presse  bekannten  Falle  Peter  Lipp  von 
Romoos,  Luzern  ’),  komparierten  unter  den  Strafurteilen,  nach  welchen 
dieser  Gewohnheitsdieb  im  ganzen  zu  etwa  45  Jahren  Freiheitsstrafe 
verurteilt  war,  ein  schwyzerisches  vom  Juni  1884  auf  1 */*  Jahre 
Zuchthaus  und  ein  zürcherisches  vom  25.  September,  bezw.  23.  Ok- 
tober 1884  auf  8 Jahre  gleicher  Strafe.  Die  Schwyzerregierung 
wünschte,  dass  Lipp,  welcher  in  der  lierwärtigen  Strafanstalt  bis 
zum  10.  Juni  eine  glarnerische  Strafe  als  sogenannter  Kostgänger 
zu  verbüssen  hatte,  von  da  an  zunächst  die  zürcherische  Strafe  von 
8 Jahren  absitze.  Das  Begehren  wurde  abgewiesen  mit  dem  Aus- 
spruche, dass  die  Strafurteile  in  der  Reihenfolge  ihrer  Aasfällung 
zum  Vollzüge  zu  gelangen  hätten.  Lipp  blieb  darauf  als  Kostgänger 
von  Sehwvz  in  der  Strafanstalt,  bis  er  am  14.  Juli  starb. 

1887,  S.  301. 

5.  Bei  Anlass  bezüglicher  Auslieferungsgesuche  sind  anher 

Reciprocitätserklärungen  abgegeben  worden:  von  Bern  für  Polizei- 
vergehen und  von  diesseitigtu’  Regierung  gegenüber  Basel-Stadt  für 
Vernachlässigung  der  Eltempflieht.  1887 , S.  304. 

6.  Das  Auslieferungsgesuch  einer  kantonalen  Regierung  betreffend 
Amtsehrrerletznng  ist  abschlägig  beschieden  worden,  weil  dieses 
Delikt  dem  zürcherischen  Strafgesetzbuch  fremd  ist  und  die  Ent- 
sprechung des  Begehrens  die  Besserstellung  der  ausserkantonalen 
Beamtungen  gegenüber  den  hiesigen  in  sich  schliessen  würde. 

1887,  S.  304. 

7.  Wie  sich  in  konkreten  Fällen  ergab,  können  in  Thurgau 

und  GraubUnden  Ansprachen  gegen  Einwohner  dieser  Kantone  auf 
Bezahlung  von  Bussen  und  Gerichtskosten  aus  ausserkantonalen  Straf- 
urteilen rechtlich  geltend  gemacht  werden , ohne  dass , wie  es 
hierorts  der  Fall  ist,  das  betreffende  Urteil  erst  von  der  Regierung 
des  Kantons,  in  welchem  es  geltend  gemacht  werden  will,  als  voll- 
streckbar erklärt  sein  müsste.  1887,  S.  304. 

8.  Ein  in  einem  andern  Kanton  lebender  diesseitiger  Kantons- 

bürger wurde  durch  Vermittlung  der  dortigen  Polizeibehörde  unter 
der  Androhung  seiner  Verfolgung  wegen  Verletzung  der  Vaterp/tichten 
dahin  gebracht,  dass  er  sich  seiner  Kinder,  die  er  einfach  der 
Heimatgemeinde  überlassen  hatte,  nach  Massgabe  seiner  Kräfte 
annahm.  1887,  S.  304. 

')  Vgl.  Verhandlungen  des  schweizerischen  Juristenvereins,  1887, 
S.  206,  Korreferat  von  Oberrichter  Kronauer  über  interkantonale  Auslieferung. 
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9.  ln  einem  Falle  von  Notzucht,  begangen  von  einein  zürche- 

rischen Kantonsbürger  im  Kanton  Zug,  wurde  auf  das  von  diesem 
Kanton  gestellte  Auslieferungsbegehren,  mit  Rücksicht  darauf,  dass 
das  betreffende  Vergehen  im  Kanton  Zug  kein  Antragsdelikt  ist  wie 
hier,  die  herivtirtige  Aburteilung  des  Verfolgten  übernommen.  Dabei 
wurde  ausdrücklich  bemerkt,  dass  damit,  auch  nach  dem  Sinne 
des  Gesetzes,  nicht  dem  Übelthäter  ein  Vorteil  zugewendet  werden 
wolle,  sondern  der  geschädigten  Person,  in  deren  Interesse  es  oft 
liege,  sich  nicht  blosszustellen.  Der  Wohnsitz  der  geschädigten 
Person  befand  sich  im  Kanton  Zürich.  1888,  S.  119. 

10.  Zwei  Jäger  im  Kanton  Zürich  hatten  in  Aargau  gefrevelt. 

Nachdem  dort  die  ihnen  auferlegte  Busse  ohne  weiteres  in  Gefängnis- 
strafe umgewandelt  worden  war,  wurde  der  hiesige  Vollzug  der 
letztem  an  den  Frevlern  verlangt.  Die  Rechtshülfe  in  der  begehrten 
Weise  musste  verweigert  werden.  Dagegen  wurde  das  prinzipielle 
Geldstrafenurteil  als  im  herwärtigen  Kanton  rollstreckbar  erklärt 
und  für  den  Fall , dass  die  darauf  abzielende  Betreibung  auf 
einen  leeren  Pfandschein  ausliefe,  der  hiesige  Vollzug  der  subsidiären 
Freiheitsstrafe  zugesichert.  Zu  letzterem  kam  es  nicht,  indem  die 
Gebüssten  vorher  zahlten.  1888 , S.  121. 

11.  Reciprocitätserklärungen  betreffend  Ehrbeleidigung,  d.  h. 

Zusicherung,  dass  die  in  einem  Kanton  ausgefällte  Ehrbeleidigungs- 
strafe im  andern  Kanton  vollziehbar  sein  solle,  wurden  mit  St.  Gallen 
und  Bern  ausgetauscht.  1888,  S.  121. 

12.  Ein  von  hier  Ausgelieferter  kam  im  andern  Kanton  krank 
an,  so  dass  er  vorerst  in  Spitalpflege  gegeben  werden  musste.  Die 
von  jenem  Kanton  begehrte  Restitution  der  Verpflegungskosten  wurde 
von  den  diesseitigen  Behörden  abgelehnt,  da  Transportand  zur  Zeit 
der  Abschiebung  konstatiertermassen  transportfähig  war  und  dem 
Auslieferungsbegehren  somit  Folge  geleistet  werden  musste. 

1888,  S.  121. 

13.  Ein  hiesiger  Lotterieagent  war  vom  Basler  Polizeigericht 

wegen  Übertretung  der  dortigen  bezüglichen  Verordnung  in  eine 
schwere  Busse  verfällt  worden.  Auf  Begehren  des  Regierungsrates 
von  Basel-Stadt  wurde  das  Urteil  als  hier  vollstreckbar  erklärt. 
Der  Verurteilte  erhob  gegen  das  Urteil  und  dessen  Vollstreckbarkeit 
beim  Bundesgericht  Beschwerde,  wurde  indes  wegen  Verspätung 
abgewiesen.  1889,  S.  161. 

14.  In  drei  Fällen  wurde  die  Auslieferung  dadurch  vermieden, 
dass  sich  die  Requirierten  freiwillig  stellten,  und  in  ebensovielen 
dadurch,  dass  die  Geldstrafe  nachträglich  bezahlt  wurde. 

1889,  S.  161. 

15.  Strafurteile  von  Gerichten  anderer  Kantone  wurden  mit 

Bezug  auf  Busse  und  Gerichtskosten  in  vier  Fällen  hierorts  voll- 
streckbar erklärt.  Mit  Aargau  wurde  eine  Reciprocitütserklärung 
betreffend  Auslieferung  im  Falle  von  Verletzung  der  Elternpflichten 
gewechselt.  1889,  8.  161. 


Digitized  by  Google 


150 


Entscheidungen  in  Strafsachen. 


16.  Die  Statthaftigkeit  des  Abzugs  der  Fahndungs-  und  Verhafts- 

kosten  vom  Gelde  eines  nach  Deutschland  Auszuliefernden  wurde 
mit  Erfolg  behauptet.  1889,  S.  161. 

17.  Mittelst  Gegenrechtszusicherung  im  einzelnen  Falle  wird  der 
Kreis  der  AuslieferungspHicht  nach  dem  Bundesgesetz  über  inter- 
kantonale Auslieferung  nach  Bedürfnis  erweitert,  so  dass  nachgerade 
jedes  auch  nur  geringere  Vergehen  in  der  ganzen  Schweiz  wie 
im  Kanton  selbst,  wo  es  begangen  worden,  verfolgbar  ist.  So  wurden 
Auslieferungen  anher  von  Genf  wegen  Verletzung  der  Elternpflicht, 
von  Zug  wegen  falscher  Anschuldigung  und  von  Thurgau  wegen 
Verleumdung  und  Beschimpfung  und  von  hier  nach  St.  Galten  und 
Basel-Stadt  wegen  Kuppelei  im  Auslande  bewilligt. 

Aargau  gegenüber  wurde  auch  die  Auslieferung  zum  Zwecke 
der  korrektioneilen  Einweisung  zugestanden.  Es  wurde  erklärt,  die 
hiesige  Regierung  müsse  selber  wünschen,  dass  eine  unter  Umstünden 
so  wohl  angebrachte  Massregel  nicht  mit  dem  Übertritt  des  Be- 
troffenen über  die  Kantonsgrenze  ihre  Vollstreckbarkeit  einbüsse. 
Aber  es  wurde  Vorbehalten,  dass  das  von  Aargau  zugesicherte 
Gegenrecht  gegebenenfalls  nach  Massgabe  der  herwürtigen  Gesetz- 
gebung gewährt  werde,  welche  die  Verweisung  in  die  Korrektions- 
anstalt nicht  wie  Aargau  den  Gerichten,  sondern  den  Verwaltungs- 
behörden übertragen  habe.  1890,  S.  218. 

18.  Ein  Auslieferungsgesuch  war,  gestützt  auf  eine  armen- 

polizeiliche Verurteilung  wegen  Vernachlässigung  der  Familie,  von  der 
betreffenden  (ausserkantonalen)  Regierungsdirektion  gestellt.  Dieser 
wurde  erwidert  : Wenn  sich  eine  bezügliche  Verurteilung  auf  das 
dortige  Strafgesetzbuch  gründen  Hesse  und  vom  Richter,  nachdem 
dem  Angeschuldigten  Gelegenheit  zur  Wahrung  seiner  Rechte  ge- 
geben worden  wäre,  ausgesprochen  würde,  so  fände  das  Gesuch 
wohl  Entsprechung;  immerhin  müsste  es  von  Regierang  zu  Regierang 
gestellt  sein.  Der  Sache  wurde  von  anderer  Seite  keine  weitere 
Folge  gegeben.  (Vergleiche  Nr.  17!)  1892,  S.  231. 

1 i».  In  einem  Falle  wurde  Rückzug  des  Auslieferungsgesuches 
bewirkt.  Dasselbe  ging  zwar  auf  die  Auslieferung  wegen  Betrugs, 
eines  im  betreffenden  Bundesgesetze  vorgesehenen  Auslieferungs- 
deliktes;  dem  Delikte  lag  aber  ein  Thatbestand  zu  Grunde  (Vor- 
bringen unwahrer  Thatsachen  in  einem  Cirilprozesse  unter  eidlicher 
Erhärtung),  der  hierscits  keinenfalls  ein  Vergehen  konstituierte, 
sondern  bloss  mit  Orduungsbusse  strafbar  wäre.  1892,  S.  232. 

20.  Eine  Auslieferung  war  verlangt  worden  zum  Vollzüge  eines 
erstinstanzlichen  Urteils.  Da  indessen  der  Requirierte  gegen  dasselbe 
ordnungsgemäss  appelliert  hatte,  wurde  der  Regierung  des  betreffenden 
Mitstandes  beliebt,  den  Vollzug  der  Auslieferung  zu  verschieben, 
bis  das  endgültige  Urteil  ihn  nötig  machen  würde. 

1892,  S.  232. 
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21.  In  einem  Falle,  in  welchem  ein  hier  wegen  Brandstiftung 
Angeschuldigter  von  Frankreich  ansgeliefert  worden  war,  führte  die 
Untersuchung  zur  Sistierung,  so  dass  der  Angeklagte  der  Haft  zu 
entlassen  gewesen  wäre.  Es  ergab  sich  aber,  dass  derselbe,  Bürger 
eines  andern  Kantons,  von  den  Heimatbehörden  sur  Erstehung  von 
zwei  Jahren  Zwangsarbeit  wegen  Liederlichkeit  gültig  ausgeschrieben 
worden  war. 

Auf  Anfrage  bei  der  Bundesbehörde  wurde  erwidert:  „Da 
gemäss  Art.  8 des  Ausl ieferungs Vertrages  zwischen  der  Schweiz 
und  Frankreich  das  von  dem  einen  an  den  andern  Staat  ausgelieferte 
Individuum  nur  für  dasjenige  Verbrechen  oder  Vergehen  verfolgt 
und  bestraft  werden  könne,  wegen  dessen  die  Auslieferung  bewilligt 
worden,  so  sei  es  nicht  statthaft,  den  Mann  ohne  weiteres  den 
Heimatbehörden  zur  Erstehung  der  Zwangsarbeit  zuzuführen.  Es 
könne  aber  auch  hierfür  nicht  die  nachträgliche  Bewilligung  der 
französischen  Regierung  eingeholt  werden,  weil  kein  Auslieferungs- 
delikt vorliege.  Die  polizeiliche  Verbringung  des  Mannes  nach  dem 
Heimatkanton  sei  nur  möglich,  wenn  er  dazu  freiwillig  seine  Zu- 
stimmung gebe.“ 

Der  Mann  gab  dann  seine  Zustimmung  unter  einer  Bedingung, 
auf  die  aber  die  Heimatbehörden  nicht  eingingen,  worauf  er  frei- 
gelassen wurde.  1894,  S.  58. 

22.  Es  erhob  sich  die  Frage,  ob  nicht  die  Auslieferung  zu 
verweigern  sei,  wenn  der  Requirierte  sur  Zeit  der  Begehung  der 
That  das  12.  Altersjahr  noch  nicht  überschritten  hatte,  somit  nach 
unserem  Gesetze  nicht  in  Untersuchung  gezogen  werden  könnte. 
Der  Regierungsrat  entschied  sich  indessen  dahin,  dem  Auslieferangs- 
gesuche  zu  entsprechen,  mit  folgender  Erwägung: 

„Es  handelt  sich  um  ein  im  Bundesgesetz  vom  24.  Juli  1852 
vorgesehenes  Delikt,  welches  zur  Auslieferung  verpflichtet,  soweit 
nicht  das  Gesetz  selbst  davon  entbindet.  Als  Umstände,  unter  denen 
die  Auslieferungspflicht  cessiert,  sind  aber  Gründe,  die  die  Straf- 
barkeit, bezw.  Strafverfolgung  ausschliessen,  wie  z.  B.  Minderjährig- 
keit, im  Bundesgesetze  selbst  nicht  ausdrücklich  angeführt,  so  dass 
anzunehmen  ist,  dass  die  Berücksichtigung  solcher  Gründe  den 
Behörden  des  die  Auslieferung  verlangenden  Kantons  nach  Massgabe 
von  dessen  Gesetzgebung  überlassen  bleiben  solle.“ 

1894,  S.  58. 

23.  Dem  Kanton  Bern  gegenüber  wurde  zufolge  Oegenrechts- 

erkliirung  die  Pflicht  zur  Auslieferung  wegen  Lehensmittelpolizeiüber- 
tretung anerkannt,  vom  Standpunkte  ausgehend,  dass  Zuwiderhandeln 
gegen  die  Lebensmittclpolizei  im  ganzen  Gebiete  der  Eidgenossen- 
schaft verfolgbar  sein  sollte.  Im  speciellen  Falle  kam  es  indessen 
nicht  zum  Vollzug,  indem  der  Requirierte  dem  bernischen  Strafurteil 
aus  freien  Stücken  Folge  leistete.  1894,  S.  50. 


Digitized  by  Google 


152 


EntschHdunfren  in  Strafsachen. 


24.  Ein  Gesuch  um  Vollstreckbarerklärung  eines  ausserkanto- 
nalen  Strai\irteils,  insbesondere  mit  Bezug  auf  die  Geldbusse,  wird 
abgelehnt. 

„Die  Betreibung  vermögensrechtlicher  Ansprachen  aus  ausser- 
kantonalen  Strafurteilen  hängt  ab  von  dem  Hoheitsrechte  des  Kantons, 
solchen  Strafurteilen  auf  seinem  Gebiete  Vollziehung  zu  gewäliren, 
und  wird  hierorts  nur  zugelassen  unter  der  Voraussetzung,  dass 
das  betreffende  Strafurteil  selbst  in  der  Hauptsache  auf  herwärtigen 
Vollzug  Anspruch  machen  könnte.  Nun  ist  seiner  Zeit  weder  Aus- 
lieferung noch  hierseitige  Übernahme  der  Bestrafung  verlangt  worden, 
obgleich  der  Angeklagte  im  Kanton  wohnte.“  18.95,  S.  92. 
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Dr.  L.  Günther,  a.  o.  Professor  der  Rechte  an  der  Universität  Giessen. 
Recht  und  Sprache.  Ein  Beitrag  zum  Thema  vom  Juristen- 
deutsch. Berlin,  Carl  Hegmann,  1898.  7 Mark. 

Das  Buch,  das  Professor  Günther  über  das  „Juristendeutsch“ 
geschrieben  hat,  sollte  jeder  Jurist  und  namentlich  jeder  Kriminalist 
lesen.  Der  Grundgedanke  des  Buches  ist  wohl  in  dem  Worte 
Gierke  s ausgesprochen:  „Die  Sprache....  ist  nicht  etwa  bloss  das 
Kleid,  sie  ist  der  wahre  Leib  des  Rechts.“  Dieses  Wort  setzt 
Günther  seinen  Ausführungen  voran. 

Günther  weist  die  Beziehungen  zwischen  Recht  und  Sprache 
nach  ; er  kennzeichnet  die  Eigentümlichkeiten  der  altdeutschen 
Rechtssprache,  er  führt  eine  schöne  Zahl  Wörter,  Redensarten  und 
Sprichwörter  an,  die  sich  aus  dem  alten  Rechte  erhalten  haben. 
Dann  zeigt  Günther,  wie  allmählich  das  „abstrakte  Juristendeutsch“ 
unserer  Zeit  entstanden  ist;  er  prüft  die  Fremdwörter,  die  heute 
in  der  Gesetzes-  und  in  der  Gerichtssprache,  sowie  in  der  juristischen 
Litteratur  gebraucht  werden,  auf  ihre  Berechtigung.  Endlich  be- 
handelt Günther  die  Verstösse,  die  von  den  Juristen  gegen  die 
Rechtschreibung,  gegen  die  Grammatik  und  gegen  die  Syntax  be- 
gangen werden  ; er  wirft  den  Juristen  auch  Fehler  gegen  die  Logik 
vor  und  beklagt  die  Vernachlässigung  des  Stils,  für  die  er  lehrreiche 
Beispiele  anführt.  Zum  Schluss  untersucht  er,  wie  den  Übelständen 
abgeholfen  werden  könne. 

Diese  Ausführungen  bilden  den  Text  des  Werkes  (S.  1 — 57). 

Den  Text  erläutert  Günther  durch  gelehrte  Anmerkungen,  die 
eine  Fülle  von  Angaben,  Belegen  und  Nachweisen  enthalten  ('S.  (il 
bis  313). 

Sehr  wertvoll  ist  das  ausführliche  „Wort-  und  Sachverzeichnis“. 
Wer  sich  über  einen  Ausdruck  Rats  erholen  will,  kann  mit  Hülfe 
dieses  Registers  die  Stelle,  die  von  dem  Ausdrucke  handelt,  leicht 
finden. 

Günther  hat  namentlich  die.  deutschen  Reichsgesetze  und  den 
Entwurf  zu  einem  bürgerlichen  Gesetzbuche,  sowie  die  Entschei- 
dungen des  deutschen  Reichsgerichts  aufs  Korn  genommen. 

Das  Meiste,  was  Günther  vorbringt,  ist  unanfechtbar,  vieles  ist 
neu,  manches  ist  ergötzlich. 
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Günther  verwirft  mit  Wustmann  das  Wort  Strafthat ; denn 
„was  soll  man  sich  . . . dabei  unter  Straf  denken  ?“ 

Strafthat  ist  eine  That,  die  bestraft  werden  soll.  Es  fragt  sich 
aber,  ob  die  Sprache  diesen  Sinn  zulässt.  Ähnliche  Bildungen  werden 
kaum  nachweisbar  sein.  Sonst  wird  nicht  die  Folge,  sondern  die 
Eigenschaft  einer  That  durch  eine  Zusammensetzung  bezeichnet,  so 
in  Frevelthat,  Missethat,  Schandthat  u.  s.  w. 

Günther  tadelt  die  Bezeichnung  kursseitige  Freiheitsstrafen.  In 
einem  andern  Sinne  sagt  man  freilich  kurzweilig  und  langweilig. 
Man  wird  aber  besser  von  kurzen  und  von  langen  Freiheitsstrafen 
sprechen. 

Das  Wort  Jugendlicher,  das  heute  allgemein  gebräuchlich  ist, 
will  Günther  für  junge  Leute  nicht  gelten  lassen,  da  auch  alte 
Leute  jugendlich  sein  können.  Die  Jugendlichkeit  bezeichne  also 
nicht  eine  Altersstufe.  Diese  Bemerkung  verdient  Beachtung,  es 
wird  aber  nicht  ganz  leicht  sein,  ein  bezeichnendes  Wort  zu  finden, 
das  die  Altersstufe  von  14  bis  18  Jahren  treffend  bezeichnet. 

Das  deutsche  Reichsgericht  bestimmt  in  einer  Entscheidung,  was 
unter  einer  Eisenbahn  zu  verstehen  sei,  nämlich  : 

„ein  Unternehmen,  gerichtet  auf  wiederholte  Fortbewegung  von 
Personen  oder  Sachen  Uber  nicht  ganz  unbedeutende  Raumstrecken 
auf  metallener  Grundlage,  welche  durch  ihre  Konsistenz,  Konstruk- 
tion und  Glätte  den  Transport  grosser  Gewichtsmassen,  bezw.  die 
Erzielung  einer  verhältnismässig  bedeutenden  Schnelligkeit  der 
Transportbewegung  zu  ermöglichen  bestimmt  ist  und  durch  diese 
Eigenschaft  in  Verbindung  mit  den  ausserdem  zur  Erzeugung  der 
Transportbewegung  benutzten  Naturkräften  (Dampf,  Elektricität, 
tierischer  oder  menschlicher  Muskelthätigkeit,  bei  geneigter  Bahn 
auch  schon  der  eigenen  Schwere  der  Transportgefässe  und  deren 
Ladung  u.  s.  w.)  bei  dem  Betriebe  des  Unternehmens  auf  derselben 
eine  verhältnismässig  gewaltige  (je  nach  den  Umständen  nur  in 
bezweckter  Weise  nützliche  oder  auch  Menschenleben  vernichtende 
und  die  menschliche  Gesundheit  verletzende)  Wirkung  zu  erzeugen 
fähig  ist“. 

Dazu  bemerkt  Günther: 

„Betrachtet  man  diesen,  leider  nicht  vereinzelt  dastehenden 
Satz,  so  wird  man,  ein  bekanntes  älteres  Sprichwort  über  die  Ju- 
risten etwas  verändernd,  wohl  behaupten  dürfen,  dass  sie  „böse 
Stilisten “ sind.“  Günther  selbst  schreibt  gut,  aber  dieser  Satz  ist  ihm 
nicht  gelungen. 

Ich  möchte  den  Gedanken  Günthers  etwa  so  Ausdrücken:  Solche 
verwickelte  Sätze  kommen  auch  in  andern  Entscheidungen  des 
Reichsgerichts  vor.  Man  darf  daher  wohl  ein  bekanntes  älteres 
Sprichwort  ein  wenig  verändern  und  sagen:  „Juristen  sind  böse 
Stilisten“. 

Gewiss  wird  Günther  auch  an  diesem  Satz  etwas  aussetzen 
können.  Es  ist  eben  schwer,  gut  deutsch  zu  schreiben. 

St. 
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Eitel,  Paul,  Dr.  jur.  Der  Automatenmissbrauch  und  seine  Charakteri- 
sierung ah  Delikt  nach  dem  Reichsstrafgesetzbuch.  Berlin,  Struppe 
und  Winckler,  189 8.  (Preis  Mk.  1.20  Pf.) 

Die  kleine  Schrift,  giebt  eine  hübsche  Übersicht  über  die  bis- 
herigen Versuche,  die  gestellte  Frage  zu  lösen.  Der  Verfasser  selber 
kommt  zu  dem  Ergebnisse,  dass  der  Missbrauch  des  Warenautomats 
Diebstahl,  und  zwar  schweren  Diebstahl  im  Sinne  von  § 243,  Al.  2, 
des  deutschen  Strafgesetzbuches  enthalte,  soweit  nicht  Mundraub 
anzunehmen  ist.  Was  dagegen  den  Missbrauch  des  vom  Verfasser 
so  genannten  Dienstautomaten  betrifft,  so  zeige  das  Gesetz  eben 
eine  Lücke. 

Zu  dem  gleichen  Ergebnis  gelangt  auch  eine  Dissertation 
von  Zürich  : Schiller,  Rechtsverhältnisse  des  Automaten,  Zürich  18!*8. 
Schiller  scheidet  ührigens  drei  Arten  aus:  Verkaufsautomaten, 

Werkverdingungsautomaten  und  Versicherungsautomaten.  Bei  den 
letztem  muss  vorkomtnendenfalls  der  Thäter,  um  den  Vorteil, 
die  Versicherungssumme,  zu  erlangen,  noch  eine  Handlung  vor- 
nehmen, nämlich  die  Police  präsentieren.  Das  würde  dann  geschehen 
mit  Unterdrückung  der  wahren  Thatsache,  dass  der  Präsentant  auf 
unrechtmässigem  Wege  in  den  Besitz  des  Papiers  gelangt  sei,  und 
hier  könnten  daher  die  Strafbestimmungen  gegen  Betrug  zur  An- 
wendung kommen.  Natürlich  findet  das  auch  Anwendung  auf  Fahr- 
karten- und  andere  Automaten,  die  weder  die  Ware  noch  die  Arbeit 
direkt  abgeben,  sondern  nur  Anweisungen  auf  solche  Werte. 

Die  Frage  der  Strafbarkeit  des  Automatenmissbrauchs  nach 
geltendem  Rechte  dürfte  nach  diesen  Arbeiten  nun  genügend  er- 
örtert sein.  Die  nächste  Aufgabe  ist  es,  die  Lücke  des  Gesetzes 
auszufüllen,  und  zwar  wohl  am  besten  im  Zusammenhänge  mit  der 
Gesetzgebung  zum  Schutze  elektrischer  Kraftansammlung,  also  Schutz 
von  aufgespeicherter  Arbeitsenergie.  Z. 


Handbuch  für  Polizeiangestellte.  Eine  gedrängte  Zusammenstellung 
der  Grundzüge  des  Kriminal-  und  Ortspotizeiicesens  nebst  einer 
Sammlung  von  Musterrapporten.  — Zum  Selbstunterricht  für 
Polizeiangestellte,  sowie  als  Leitfaden  bei  der  Instruktion  von 
Polizeiangestellten.  Von  H.  Germann,  Adjunkt  des  Polizei- Inspektors, 
Zürich.  Zweite,  umgearbeitete  Auflage.  Zürich  1898. 

Das  Büchlein  enthält  vortreffliche  Lehren  und  Bemerkungen 
über  den  Dienst  der  Polizei  im  allgemeinen,  sodann  der  Kriminal- 
polizei und  der  Ortspolizei  im  besondern  und  über  «las  Rapport- 
wesen. !I0  Musterrapporte  geben  ein  anschauliches  Bild  der  Mannig- 
faltigkeit dieses  Dienstes  und  zugleich  praktische  Anleitung,  was 
der  Polizeimann  in  den  verschiedenen  Fällen  zu  tliun  hat.  Z. 
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Deutsches  Strafprozessrecht  mit  eingehender  Bezugnahme  auf  die 
preussischen  und  bagrischen  Ausführungsbestimmungen  und  unter 
Berücksichtigung  des  österreichischen  Strafprozessrechtes.  Vor- 
lesungen, herausgegeben  von  Dr.  Carl  Birkmeyer,  o.  ö.  Professor 
an  der  Universität  München.  Berlin  1S9S. 

Die  wissenschaftliche  und  praktische  Gesamtbearbeitung  der 
beiden  deutschen  Prozesse  hat  verschiedene  Wege  eingesehlagen. 
Für  den  Civilprozess  überwiegt  an  Zahl  und  Umfang  der  Kommentar, 
für  den  Strafprozess  die  systematische  Darstellung.  Es  ist  eine 
stattliche  Reihe  von  Hand-  und  Lehrbüchern  : Geyer,  der  wegen 
seiner  besonderen  Berücksichtigung  der  Geschichte  und  der  Rechts- 
vergleichung immer  noch  den  Studierenden,  die  nicht  auf  die  Praxis 
im  deutsehen  Reiche  hinarbeiten,  besonders  empfohlen  werden  darf. 
Glaser,  der  uns  ein  unvollendetes  Werk  hinterlassen,  Kries,  Ull- 
mann,  der  mehr  für  den  ausübenden  Praktiker  geeignete  Rintelen, 
die  gedrängten  Lehrbücher  von  Dochow-Uelhveg  und  Stenglein, 
Bindings  vorzüglichen  Grundriss  nicht  zu  vergessen.  Ihnen  sehliesst 
sich  würdig  das  zu  besprechende  umfangreiche  Werk  von  Birk- 
meyer an. 

Das  Buch  beschränkt  sich  auf  die  Verarbeitung  des  geltenden 
deutschen  Rechtes.  Die  Geschichte  ist,  abgesehen  von  einem  in 
die  dogmatische  Darstellung  eingefügten  Abriss  der  Geschichte  des 
Schwurgerichtes,  in  einen  kurzgefassten  Anhang  verwiesen,  rechts- 
vergleichende Daten  sind  so  ziemlich  völlig  ausgeschlossen,  auch 
von  der  im  Titel  versprochenen  Mitberücksichtigung  des  österreichi- 
schen Rechtes  ist  im  Buche  selber  herzlich  wenig  zu  finden.  Innert 
dieser  Grenzen  bietet  nun  allerdings  das  Buch  alles,  was  man  von 
ihm  erwarten  kann.  In  einer,  wie  mir  scheint  mustergültigen,  leicht 
übersichtlichen  Anordnung  ist  das  gesamte  Material  an  Gesetzgebung 
und  Verordnungen  (eine  Beilage  giebt  auf  50  Seiten  das  Verzeichnis 
der  eingearbeiteten,  für  das  Reich,  in  Preussen  und  in  Bayern  er- 
lassenen Ausführungs-  und  Ergünzungsbestimmungen)  mit  sorgfältig- 
ster Benutzung  der  Litteratur  und  der  Rechtsprechung  des  Reichs- 
gerichtes verarbeitet.  Der  Umfang  des  Buches  gestattete  ein  tieferes 
Eingehen  auf  die  wissenschaftlichen  und  praktischen  Einzelfragen, 
vielfach  ist  in  Anmerkungen  Anregung  und  Material  zu  weiteren 
Untersuchungen  gegeben.  Verdienstlich  ist  auch,  dass  in  der  Ein- 
leitung unter  der  Überschrift  „Hülfswissenschaften“  wenigstens  ein 
Hinweis  darauf  gegeben  wird,  dass  die  Möglichkeit  wissenschaft- 
licher Betrachtung  des  Lebensvorgangs,  der  durch  das  Gesetz  zum 
Rechtsinstitut  gestempelt  wurde,  nicht  in  der  juristischen  Methode 
sich  erschöpft.  Freilich  ist  im  Verlaufe  davon  abgesehen,  dem  Ge- 
danken weitere  Entwicklung  zu  geben,  während  Kries  z.  B.  die 
Ergebnisse  der  Justizstatistik  mit  Geschick  verwertet  hat. 

In  alle  Einzelheiten  einzutreten  hei  einem  so  weitschichtigen 
Werke,  ist  allerdings  nicht  möglich.  Dagegen  ist  noch  ein  Wort 
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zu  sprechen  über  das  hochgestellte  Ziel,  das  der  Verfasser  mit 
seinem  Werke  anstrebt,  die  völlige  Umgestaltung  des  akademischen 
Unterrichtes.  Das  Buch  ist  betitelt  : Vorlesungen,  und  zwar  soll 
es,  wie  in  der  Vorrede  an  die  Kommilitonen  angeführt  wird,  nicht 
nur  wie  die  vielfach  veröffentlichten  und  nicht  veröffentlichten  Leit- 
faden dem  Studenten  das  Kollegienheft  ersparen,  sondern  geradezu 
die  Vorlesung  ersetzen.  An  Stelle  derselben  trete  die  Besprechung, 
das  Konversatorium,  auf  das  sich  der  Studierende  mittelst  Durch- 
arbeitens  des  vom  Lehrer  bezeichneten  Abschnittes  des  Vorlesungs- 
buches sorgfältig  vorzubereiten  hat.  Aber  nicht  nur  den  Vorlesungs- 
stoff erhält  der  Student  gedruckt,  sondern  auch  die  im  Konversa- 
torium zu  besprechenden  Fragen,  wenigstens  soweit  sie  sich  vom 
Verfasser  zum  voraus  übersehen  Hessen.  Das  sind  eben  jene  zu 
weitem  Untersuchungen  anleitenden  und  dazu  Material  bietenden 
Anmerkungen. 

Das  ist  die  letzte  Folgerung  aus  modernen  Unterrichtsreform- 
gedanken gezogen.  Man  sperrte  sich  bisher  dagegen  und  glaubte, 
dass  trotz  dem  Hinweis  auf  die  gedruckten  Bücher  und  trotz  der 
Notwendigkeit  der  Seminararbeit  auch  noch  Raum  da  sei  für  den 
mündlichen  Vortrag,  und  das  Belebende  und  Anregende  desselben 
nicht  ganz  zu  ersetzen  sei  durch  das  Buch.  Auch  sonst  noch  werden 
sich  Bedenken  regen.  Wohin  soll  das  führen,  wenn  jeder  Docent 
gemiiss  seiner  Individualität  ein  besonderes  Buch  für  seine  Zuhörer 
schreiben  muss  (Seite  III  der  Einleitung)?  Das  ist  am  Ende  ein 
äusserlicher  Einwurf.  Ein  inneres  Bedenken  scheint  mir  schwer- 
wiegender zu  sein  und  das  ist  folgendes.  Wenn  der  akademische 
Lehrer  sich  nicht  bloss  darauf  beschränkt,  dem  Studenten  praktische 
Anleitung  zu  selbständigem  Arbeiten  und  Forschen  zu  geben,  son- 
dern den  ganzen  Stoff  in  alle  Einzelheiten  mit  ihm  dureharbeitet 
oder  doch  wenigstens  eng  umschriebene  Aufgaben  stellt,  so  steht 
das  natürlich  turmhoch  über  der  Arbeit  des  Einpaukers  auf  das 
Examen  hin.  Aber  die  Selbständigkeit  des  Arbeitens  geht  dabei 
doch  bis  auf  einen  Rest  verloren  und  die  Individualität  des  Stu- 
dierenden, der  sich  selber  die  ihm  zusagende  Methode  und  Arbeits- 
einteilung suchen  muss,  wenn  er  selbständig  werden  soll,  findet  bei 
diesem  Schulehalten  nicht  die  ihr  zukommende  Berücksichtigung. 
Das  mögen  zum  Teil  durch  die  Gewohnheit  entstandene  Vorurteile 
sein;  der  Versuch,  den  der  Verfasser  machen  will,  ist  jedenfalls 
von  höchstem  Interesse,  und  er  wird  sich  verdient  machen,  wenn 
er  gelegentlich  seine  gesammelten  Erfahrungen  mitteilt.  Vielleicht 
thut  das  auch  einmal  ein  gewesener  Schüler,  der,  im  Lehen  draussen 
stehend,  auf  seine  Universitätszeit  einen  Rückblick  wirft. 

Schliesslich  möchten  wir  doch  noch,  um  Missverständnissen 
vorzubeugen,  bemerken,  dass  die  „Vorlesungen“  um  ihres  reichen 
und  gediegenen  Inhaltes  willen  auch  von  andern,  die  nicht  im 
Konversatorium  das  Buch  durchgearbeitet,  ganz  wohl  als  treffliches 
Lehr-  und  Nachschlagebuch  gebraucht  werden  können.  Z. 
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Bürgerliches  Gesetzbuch  für  das  Deutsche  lteich  nebst  dem  Ein- 
fiihrungsgesetz  von  1896.  Liliputausgabe,  mit  dem  amtlichen 
Text  genau  übereinstimmend.  Nebst  Bachregister.  Zweite,  unver- 
änderte Ausgabe,  11.  bis  20.  Tausend.  Berlin  1898.  Otto  Lieb- 
mann.  Preis  1 Mark. 

Die  Liebmannsehe  Miniaturausgabe  des  deutschen  bürgerlichen 
Gesetzbuches  hat  alle  Vorzüge  einer  Taschenausgabe,  sie  ist  zierlich, 
elegant,  handlich,  sie  weiss  aber  auch  die  Nachteile  solcher  Aus- 
gaben zu  vermeiden.  Die  Druckschrift  ist  zwar  klein,  aber  recht 
deutlich,  und  man  darf  sich  auf  die  Genauigkeit  des  Textes  ver- 
lassen. St. 


Schaff roth,  J.  B.,  Gefängnis-  und  Amtaltsinspektor  des  Kantons  Bern. 
Geschichte  des  bernischen  Gefängniswesens.  Bern  (K.  ./.  Wyss) 
1898. 


An  einem  schönen  Ziele  augelangt,  linden  wir  einen  besonderen 
Genuss  darin,  den  zurückgelegten  langen,  oft  steilen  Weg  mit  dem 
Blicke  wieder  aufzusuchen  und  aufs  neue  zu  verfolgen.  Der  Kanton 
Bern  hat  in  den  letzten  Jahren  das  grosse  Werk  einer  Gefängnis- 
reform  glücklich  zu  Ende  geführt  und  nun  erhält  es  auch  noch  aus 
kundigster  Hand  eine  Beschreibung  des  Weges,  den  die  Entwicklung 
durch  die  Jahrhunderte  hindurch  genommen,  um  zum  gegenwärtigen 
Stand  der  Dinge  zu  gelangen. 

Verfasser  teilt  die  Geschichte  des  bernischen  Gefängniswesens 
in  folgende  Perioden  ein:  1.  Das  alte  Bern,  1101 — 1015,  die  Zeit  der 
Turmgefängnisse,  die  in  der  Hauptsache  nur  dazu  dienten,  den 
armen  Sünder  zum  letzten  Rechtstag  aufzubewahren.  2.  Die  Zeit 
der  ersten  Strafhüuser,  1015—1750.  Da  wurde  das  Schallenwerk 
errichtet,  eine  Anstalt,  die  ohne  jegliche  Klassifizierung  Verbrecher, 
Landstreicher  und  Dirnen  aufnahm,  deren  Hauptarbeit  in  der 
Strassenreinignng  bestand.  Gelegentlich  kommen  auch  Geisteskranke 
und  Waisenkinder  dazu.  Noch  stehen  die  Lebens-  und  Leibesstrafen 
int  Vordergrund,  die  Freiheitsstrafen  brechen  sich  nur  allmählich 
Bahn;  cs  ist,  wie  der  Verfasser  am  Schlüsse  des  Abschnittes  be- 
merkt, eine  Zeit  des  Sammelns  von  allerlei  Erfahrungen,  ein  Über- 
gang zur  folgenden  Periode:  3.  Das  Zeitalter  der  Aufklärung, 
1750—1830.  Es  war  dem  alten  Bern  nicht  mehr  vergönnt  gewesen, 
die  Postulate  des  Aufklärungszeitalters  in  einem  Strafgesetzbuch 
zu  verwirklichen,  dafür  hat  es  auf  dein  Gebiete  des  Strafvollzuges 
durch  die  Zuchthausregiemente  von  1753  und  1783  ganz  erstaun- 
liche Fortschritte  erzielt.  Die  Hclvetik  bringt  der  Anregungen  die 
Fülle,  auch  ein  modernes  Strafgesetzbuch,  an  welchem  Bern  be- 
kanntlich bis  1800  festgehalten,  aber  es  fehlte  im  übrigen  au  der 
Macht  und  den  Mitteln,  den  Ideen  feste  Gestaltung  zu  geben.  Unter 
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.der  Beraubung  des  Staates  durch  die  Franzosen  litt  aber  auch  der 
neue  Kanton  Bern,  mit  Mühen  und  Nöten  kommt  am  Schlüsse  der 
Periode  der  Neubau  der  Strafanstalt  in  Bern  zu  stände,  jenes  stolzen 
Gebäudes,  das  wir  in  diesen  Tagen  zertrümmert  werden  sahen. 
4.  Die  Periode  1830—1890  ist  übersehrieben:  Die  neueren  Straf- 
anstalten, Bern,  Pruntrut,  Thorberg.  Neben  stiller,  fleissiger  Ver- 
waltungsarbeit und  Verbesserungen  im  einzelnen  wird  immer  ziel- 
bewusster der  Gedanke  der  Arbeitsteilung  und  Individualisierung 
erfasst,  bis  er  in  der  grossen  Reform  seit  1891  in  umfassendster 
Weise  zum  Durchbruch  gekommen.  Die  kurze  Darstellung  dieser 
Reform  ')  bildet  den  letzten  Abschnitt  des  Buches,  ihm  gehen  voraus 
Abschnitte  über  die  Bezirksgefangenschaften,  die  Schutzaufsicht  und 
die  Arbeitsanstalten  St.  Johannsen  und  Hindelbank. 

In  diesem  Rahmen  entrollt  uns  das  Buch  lebensvolle  Bilder 
aus  der  Handhabung  der  Strafrechtspflege  in  älterer  Zeit  (Hexen- 
prozesse und  Tortur)  und  aus  dem  inneren  Betrieb  der  Anstalten, 
mit  sorgfältigster  Benutzung  aller  zu  Gebote  stehenden  Quellen. 
Als  früherem  Anstaltsgeistlichen  liegt  dem  Verfasser  natürlich  die 
Pastoration  besonders  am  Herzen,  wir  werden  eingehender  mit  der 
Frage  der  Kommunion  in  Strafanstalten  vertraut  und  er  kann  sich 
nicht  enthalten,  die  Ansprache  der  Quäkerin  Elisabeth  Fry  an  die 
Gefangenen  in  Bern  ausführlich  mitzuteilen,  aber  das  alles  geschieht, 
ohne  den  übrigen  Inhalt  zu  kürzen  oder  durch  Voreingenommenheit 
zu  benachteiligen.  Gegenteils.  Es  giebt  nicht  wohl  eine  Frage  der 
Gefängnispädagogik  und  der  Gefängnisverwaltung,  die  bei  der  Dar- 
stellung, insbesondere  der  neuern  Perioden,  nicht  ihre  eingehende 
Berücksichtigunggefunden  ; Klassensystem,  Arbeiteprämien,  Zwischen- 
anstalten, Verpflegung  der  Gefangenen,  Bestrafung  der  Entweichungen 
und  Disciplinarstrafen  überhaupt,  Begnadigung  und  probeweise  Ent- 
lassung, die  Gefängnisarbeit  in  ihren  Beziehungen  zum  Strafzweck 
und  zur  Volkswirtschaft,  Vorsehulung  der  Angestellten,  kurz  alles 
berührt  das  Werk  und  berichtet  uns,  was  die  Anschauung  der  Zeit 
gewesen  und  welche  Erfahrungen  die  Praxis  gemacht.  Wird  die 
Geschichte  eine  Lehrmeisterin  genannt,  so  darf  dieses  Buch  als  ein 
treffliches  Lehrbuch  für  den  Praktiker  und  den  aus  dem  Leben 
schöpfenden  Theoretiker  bezeichnet  werden. 

Der  Wunsch  des  Verfassers,  einen  Beitrag  zur  Geschichte  des 
schweizerischen  Straf-  und  Gefängniswesens  zu  liefern,  ist  gewiss 
in  schöner  Weise  erfüllt;  das  Buch  bietet,  wie  gezeigt,  noch  viel 
mehr  und  es  wird  seine  Darlegung,  wie  auf  kleinem  Gebiete  mit 
bescheidenen  Mitteln  Mustergültiges  geleistet  worden,  lebhaftes  In- 
teresse wreit  über  die  engen  Grenzen  unseres  Landes  hinaus  er- 
wecken. 


')  Vgl.  Jahrgang  IV  (1891),  Seite  51,  dieser  Zeitschrift. 
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Die  konträre  Sexualempfindung,  von  Dr.  med.  Albert  Moll  in  Berlin. 
Dritte,  teilweise  umgearbeitete  und  vermehrte  Auflage.  Berlin  IV.  Sö, 
Fischers  medizin.  Buchhandlung  (H.  Kornfeld),  1899.  6öt  Seiten. 
Preis  10  Mark. 

Die  erste  Auflage  dieses  Werkes  war  von  Krafft-Ebing  mit 
einer  Einleitung  als  Geleitsbrief  versehen  worden.  In  seiner  er- 
weiterten Gestalt  entbillt  es  zunächst  eine  erstaunliche  Zahl  von 
Fällen  aus  allen  Teilen  dieses  dunkeln  Gebietes  nebst  umfassenden 
geschichtlichen  Nachweisen.  Der  Verfasser  legt  sodann  die  Theorien 
über  diese  Perversitäten  geschichtlich  dar,  untersucht  deren  Ur- 
sachen, ihre  Diagnose  nnd  Therapie.  In  dem  Kapitel  „Forensisches“ 
legt  er  den  bisherigen  Stand  der  Gesetzgebung  in  verschiedenen 
Ländern  dar  und  stellt  beachtenswerte  Vorschläge  für  die  straf- 
end civilrechtliche  Behandlung  auf.  Er  spricht  sich  mit  Krafft-Ebing 
gegen  den  § 175  des  deutschen  Strafgesetzbuches,  Bestrafung  der 
widernatürlichen  GcschlechtsbefHedigung,  aus;  will  aber  an  dessen 
Stelle  unter  Strafe  gestellt  wissen  die  Erregung  öffentlichen  Ärger- 
nisses durch  solche  Handlungen,  die  Vergewaltigung  zum  Zwecke 
widernatürlicher  Unzucht  und  den  Missbrauch  jugendlicher  Personen. 
Ebenso  wünscht  er  die  männliche  Prostitution  unter  dieselben  polizei- 
lichen Einschränkungen  und  Strafbestimmungen  gestellt  wie  die 
weibliche.  Es  ist  wohl  am  Platze,  darauf  hinzuweisen,  dass  der 
schweizerische  Vorentwurf,  insbesondere  in  den  Art.  110,  112,  124, 
durchaus  auf  dem  Standpunkte  dieses  ausgezeichneten  Fachmannes 
steht. 

Das  Werk  schliesst  mit  einem  sehr  interessanten  Anhang:  Gut- 
achten über  den  Wert  der  Keuschheit  für  die  Männer,  erstattet  auf 
Ansuchen  des  Verbandes  der  deutschen  Sittlichkeitsvereine.  Es  ist 
sehr  bezeichnend,  dass  der  Verband  es  abgelehnt  hat,  diese  unbe- 
fangenen, aber  von  hohem  sittlichem  Ernste  getragenen  Ausführungen 
zu  veröffentlichen.  Z. 


Achille  Mestre,  avocat  à la  cour  d’appel.  Les  personnes  morales 
et  le  problème  de  leur  responsabilité  pénale.  Paris,  Arthur 
Rousseau,  1899. 

Die  strafrechtliche  Verantwortlichkeit  der  juristischen  Personen 
war  dem  frühem  Rechte  geläufig.  Die  Ordonnance  criminelle  von 
1070  ordnete  im  XXI.  Titel  das  Verfahren:  De  la  manière  de 
faire  le  procès  aux  Communautés  des  Villes,  Bourgs  et  Villages, 
Corps  et  Compagnies.  (Wir  wollen  gleich  beifügen , dass  der 
XXII.  Titel  vom  Verfahren  gegen  den  Leichnam  oder  gegen  das 
Andenken  eines  Verstorbenen  sprach.)  Die  französische  Revolution 
beseitigte  alle  diese  Gliederungen,  die  sich  zwischen  den  Staat  und 
den  Einzelnen  gestellt  hatten.  Es  kommt  die  Theorie  auf.  dass 
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die  juristische  Person  eine  reine  Fiktion  sei,  die  ihr  schattenhaftes 
Dasein  lediglich  von  einem  Willensakte  des  Staates  herleiten  könne. 
Diesen  und  ähnlichen  Theorien  gegenüber  verlieht  Mestre  die  Wirk- 
lichkeit und  Sonderexistenz  der  Personenverbände  und  Anstalten, 
ihre  Willens-  und  Handlungsfähigkeit  und  damit  auch  ihre  Fähig- 
keit, Verbrechen  zu  begehen  und  für  dieselben  bestraft  zu  werden. 
Als  praktisches  Ziel  schwebt  dem  Verfasser  eine  Gesetzgebung  vor, 
welche  die  staatliche  Verleihung  des  Rechtes  der  juristischen  Per- 
sönlichkeit abschafft,  das  Genossenschaftswesen  freier  gestaltet  und 
die  Polizeiaufsicht  und  Polizeiverfügung  ersetzt  durch  ein  Korporations- 
strafrecht, demzufolge  insbesondere  (las  Recht,  die  Auflösung  von 
Verbänden  und  Anstalten  zu  verfügen,  der  Polizei  entzogen  und 
dem  Strafrichter  übertragen  würde. 

Der  Verfasser  arbeitet  mit  dem  ganzen  Apparat  französischer 
und  deutscher  Rechtswissenschaft;  auch  die  Litteratur  anderer  Länder 
ist  mit  hereingezogen.  Er  giebt  eine  fast  nur  zu  breit  angelegte 
geschichtliche  und  dogmatische  Darstellung  der  Frage;  ein  Material 
von  grösstem  Umfange  ist  in  meisterhafter  Weise  bearbeitet  worden. 

Aber  überzeugt  hat  uns  der  Verfasser  dennoch  nicht.  Gerade 
die  interessanten  und  ausführlichen  Mitteilungen  über  die  strafrecht- 
liche Gesamthaft  in  Algerien  bringen  cs  zum  Bewusstsein,  wie  fremd 
uns  jene  äussersten  Mittel  des  Krieges,  die  Bestrafung  von  Dörfern 
und  Stämmen,  geworden  sind.  Und  doch  sind  die  Stämme  und 
Familien  der  Kabylen  und  Berbern  Lebensgemeinschaften  von  einer 
inneren  Stärke,  denen  gegenüber  allerdings  unsere  Wirtschafts-  und 
Geselligkeitsverbände  in  der  Th&t  wie  wesenlose  Schatten  erscheinen. 
Deshalb  fällt  auch  die  Frage  der  strafrechtlichen  Verantwortlichkeit 
unserer  juristischen  Personen  keineswegs  zusammen  mit  dein  andern 
Problem,  das  Sighele  mit  seiner  Psychologie  des  Auflaufs  und  der 
Massenverbrechen  wenigstens  angeschnitten  hat,  der  Teilung  der 
Verantwortlichkeit  zwischen  dem  handelnden  Individuum  und  der 
dasselbe  zum  Handeln  treibenden  Umgebung,  milieu,  ambiente,  Ge- 
sellschaft, oder  wie  wir  das  oft  unfassbare  Etwas  nennen  wollen, 
das  durch  die  Gewalt  plötzlicher  Ausbrücho  wie  auch  durch  die 
tägliche,  unmerkliche  Beeinflussung  ganz  anders  wirkt  als  die  Zu- 
gehörigkeit zu  irgend  einer  in  ihrem  Wirken  streng  abgezirkelten 
juristischen  Person.  Für  das  praktische  Ziel  aber,  das  der  Ver- 
fasser anstrebt,  lässt  sich  wohl  auch  eine  andere  theoretische  Be- 
gründung finden.  Z. 

Mayer,  Max  Ernst,  Dr.  phil.  et  jur.  Der  Kausalzusammenhang 
zwischen  Handlung  und  Erfolg  im  Strafrecht.  Eine  rechts- 
philosophische Untersuchung.  (Strassburger  Inaugural  - Disser- 
tation.) Freiburg,  J.  C.  B.  Mohr,  1899.  Fr.  4. 

Verfasser  stellt  vorerst  die  philosophischen  Begriffe  fest.  Ur- 
sache ist  die  Summe  der  positiven  und  negativen  Bedingungen  oder 
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die  Gesamtheit  der  Antecedenticn  : Kausalzusammenhang  die  Relation 
jeder  einzelnen  Voraussetzung,  die  mitwirksam  war  für  die  Ent- 
stehung eines  Erfolges,  zu  diesem  Erfolg.  Bedarf  dieser  Ursachen- 
begriff  für  die  Zwecke  des  Strafrechts  einer  Umarbeitung  oder 
einer  Einschränkung,  und  wie  kann  eine  Einschränkung  aus  objek- 
tiven Gesichtspunkten,  ohne  die  Schuldlehre  hineinzuziehen,  vorge- 
nommen  werden  ? Das  sind  bekanntlich  die  Streitfragen,  die  den 
Gegenstand  interessanter  Untersuchungen  von  Bar,  Binding,  Birk- 
meyer, llom,  Hutter  u.  a.  bildeten.  Verfasser  bejaht  die  Frage 
der  Notwendigkeit  einer  Einschränkung  und  gelangt  zu  einer  ob- 
jektiven Abgrenzung,  indem  er  unter  den  Antecedenticn  zunächst 
Wirkungen  (Kräfteäusserung)  als  Ursachen  im  engeren  Sinne,  Be- 
dingungen (Zustände)  und  Gelegenheitsursachen  (Veranlassung)  von- 
einander unterscheidet.  Das  Setzen  einer  Bedingung  des  Erfolges 
werde  vom  Strafrecht  nur  dann  berücksichtigt,  wenn  die  Bedingung 
mit  der  Ursache  des  Erfolges  kausal,  teleologisch  oder  potentiell 
eine  Generation  bilde,  nicht  aber  dann,  wenn  die  Bedingung  nur 
die  Bedeutung  hat,  dass  sie  das  Wesen,  auf  das  gewirkt  werden 
soll,  zeitlich  und  räumlich  der  wirkenden  Kraft,  d.  h.  der  (Einzel-) 
Ursache  ausliefert.  'Beispiel:  Dit  von  einer  Reise  abgehaltene 
Freund  wird  von  einem  herunterfallenden  Ziegel  seines  Hauses  er- 
schlagen.) Diese  Betrachtung  führt  denn  auch  zu  einem  recht  be- 
friedigenden Ergebnis  mit  Bezug  auf  die  Erfolgshaftung  beim  Ver- 
brechen. Anderseits  findet  der  Begriff  der  Veranlassung  Verwendung 
bei  der  Besprechung  der  Anstiftung. 

Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  die  klaren  Auseinandersetzungen 
tles  Verfassers  das  Problem  in  mannigfacher  Richtung  gefördert 
und  eine  ganze  Anzahl  von  andern  begangener  Irrtümer  und  Un- 
klarheiten beseitigt  haben.  Die  letzte  Lösung  dürfte  wohl  in  der  Richtung 
liegen,  dass  der  wissenschaftliche  Begriff  der  Kausalität  ohne  Ein- 
schränkung für  das  Strafrecht  angenommen  wird.  Freilich  wird 
man  zuerst  die  Überreste  der  reinen  Erfolgshaftung  vollständig  aus 
dem  Strafrecht  ausmerzen  müssen  und  anderseits  wird  es  auch  wohl 
nicht  zu  umgehen  sein,  sich  für  Determinismus  oder  Indeterminismus 
zu  entscheiden,  wenn  man  über  Kausalität  schreiben  will.  Z. 

Hanns  Gross,  Manuel  pratique  d’instruction  judiciaire,  traduit  par 
MM.  Bourcart  et  WintzweUler,  professeurs  à Xancy , et  précédé 
d'une  préface  de  M.  Oardeil,  professeur  de  droit  criminel  <1  Nancy. 
2 col.  Paris,  Marchai  <£•  Billard , 1899. 

Je  sais  que  j’arrive  un  peu  tard  pour  parler  de  cet  excellent 
ouvrage;  je  sais  qu’il  en  a déjà  été  rendu  compte  ici  même.  Il 
ne  me  paraît  cependant  pas  superflu  de  consacrer  quelques  lignes 
en  français  tant  à l’éloge  de  l’œuvre  elle-même  qu’à  celui  de  la 
tentative  faite  par  ses  traducteurs.  Je  voudrais  que  l’exemple 
donné  par  ces  derniers  fût  suivi  souvent  et  en  tous  pays  ; je  voudrais 
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que  des  livres  de  droit  remarquables  no  restassent  pas  aussi  souvent 
lettre  close  pour  ceux  qui  ignorent  la  langue  dans  laquelle  ils  ont 
été  écrits.  Si  l'usage  de  ees  traductions  se  vulgarisait,  ce  serait 
un  grand  gain  non  pour  la  France  et  l’Allemagne  seulement,  mais 
pour  tout  le  monde.  Combien  fie  traités  de  valeur,  combien  de 
monographies  intéressantes,  la  plupart  d’entre  nous  sont  condamnés 
à ne  connaître  que  par  ouï-dire,  parce  qu'ils  ne  savent  pas  l’anglais, 
le  russe  ou  les  langues  Scandinaves.  En  contribuant  pour  leur  bonne 
part  à la  diffusion  de  la  science  juridique,  MM.  Bourcart,  Wintzwciller 
et  GardeH  ont  fait  œuvre  méritoire.  Je  souhaite  que  d’autres  après 
eux  marchent  dans  cette  voie. 

Du  livre  lui-même  je  ne  veux  pas  parler  eu  détail  ; c’est  une 
vieille  connaissance  pour  moi,  et  son  auteur  n’ignore  pas  le  bien 
que  j’en  pense.  Deux  mots  seulement  sur  son  caractère  et  sa  portée. 
Ecrit  par  un  magistrat  d’expérience  qui  a vu  et  vécu  ce  qu’il  nous 
raconte,  ce  manuel  est  instructif  entre  tous.  C’est  un  livre  pratique 
dans  le  meilleur  sens  du  mot;  on  y apprend  un  peu  de  tout.  A qui 
s'adresse-t-il?  Je  trouve  l’auteur  bien  modeste  quand,  dans  son  titre, 
il  ne  destine  son  œuvre  qu’aux  officiers  de  justice  et  de  police. 
Non  seulement  le  juge  d'instruction  y verra  comment  sa  mission 
doit  être  dignement  et  consciencieusement  remplie  ; non  seulement 
les  officiers  de  police  et  les  simples  gendarmes  y trouveront  un 
enseignement  précieux  et  y pourront  apprendre  leur  métier,  mais 
combien  d'autres  encore  pourront  puiser  avec  profit  dans  ces  deux 
volumes.  Les  curieux  de  sociologie  criminelle  y liront  surtout  ce 
qui  a trait  aux  mœurs  des  malfaiteurs,  argot,  signes  et  pratiques, 
cryptographie,  puis  les  us  et  coutumes  île  cette  singulière  race  des 
bohémiens.  Les  criminalistes  méditeront  sur  les  chapitres  du  vol 
et  des  lésions  corporelles.  Mais  les  avocats  eux  aussi,  et  c’est  sur 
ce  point  surtout  que  j’insiste,  y trouveront  des  armes.  On  sait  le 
rôle  prépondérant,  dominateur  même,  joué  au  procès  pénal  par  les 
experts.  Le  jury  et  le  tribunal  ont  foi  en  eux  et  je  me  hâte  de 
dire  que  cette  confiance  est  rarement  trompée.  Quant  au  défenseur, 
simple  juriste  dépourvu  de  connaissances  techniques,  il  est  à la 
merci  de  l’expert.  Je  erois  que  la  lecture  du  manuel  de  Gross 
diminuerait  cette  infériorité  actuelle.  L’avocat  y verrait  comment 
on  doit  procéder  à une  expertise  pour  réduire  au  minimum  les 
chances  d'erreur.  Comparant  avec  ces  règles  la  méthode  suivie  par 
l’expert  dans  un  cas  donné,  il  exercerait  un  contrôle  éminemment 
favorable  â la  défense. 

L’auteur  vient  de  quitter  la  magistrature  pour  accepter  une 
chaire  de  droit  pénal  â l’Université  de  Czernowitch.  Nos  meilleurs 
vœux  l'accompagnent  dans  sa  nouvelle  carrière.  A.  O. 
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Kri  min  abtat  istik. 

Zug.  Die  Rechenschaftsberichte  des  Obergerichts  au  den  Kantonsrat 
über  die  Rechtspflege  in  den  Jahren  1888  bis  1897  ergaben  für  das  ganze 
Jahrzehnt  die  nachfolgenden  Gesamtergebnisse.  Der  kleinen  Zahlen  wegen 
sind  nur  diese  Oesamtziffern  eingesetzt;  der  Jahresdurchschnitt  lässt  sich 
ja  leicht  ablesen,  indem  man  sich  die  Zahlen  durch  10  geteilt  denkt. 

.4.  Niedere  Strafpoiisri 

wird  zunächst  die  durch  § 32  des  Gemeiudeorganisationsgesetzes  den  Ein- 
irolmergcmrindrlllrn  übertragene  Poliseigerichtsbarkeit  genannt.  Es  wurden 
dabei  683  Fälle  mit  932  Angeschuldigteu  erledigt.  Von  tien  letztem  wurden 
883  = 94,8%  straffällig  (schuldig)  erklärt.  Sie  wurden  in  784  Fällen  mit 
Geldbussen  im  Gesamtbetrag  von  Fr.  7215,  im  Durchschnitt  also  von 
Fr.  9.  20  Cts.,  bestraft  ; in  145  Fällen  mit  anderweitigen  Strafen  belegt,  in 
46  Fällen  also  mit  verschiedenen  Strafen. 

Das  eidgenössische  statistische  Bureau  berechnet  die  Bevölkerung  des 
Kantons  Zug  Mitte  1893  (ungefähr  die  Mitte  der  zehnjährigen  Periode)  auf 
23,142.  Somit  kommen  auf  10,000  Einwohner  jährlich  38  polizeilich  Straf- 
fällige. 

Unter  die  niedere  Strafgerichtsbarkeit  wird  auch  noch  gezählt  die 
Einzelkompetenz  der  Polizeidirektion . Der  Strafgerichtspräsident  kann  der- 
selben kleinere  Fälle  (es  kamen  vor  Diebstähle,  Unterschlagung,  Haus- 
friedensbruch, verschiedene  Polizeiübertretungen  u.  g.  w.)  überweisen.  Die 
Rechenschaftsberichte,  verzeichneten  deren  69.  Dazu  findet  sich  im  Jahre 
1897  ein  Fall  von  Überweisung  des  Regierungsrates  und  in  den  Jahren 
1896  und  1897  sind  ferner  aufgezählt  11  Fälle,  die  im  summarischen  Ver- 
fahren unter  Rekursvorbehalt  erledigt  worden  seien,  während  1894/97  zu- 
sammen 42  Fälle  durch  sofort  anerkannte  summarische  Strafverfügung  be- 
endigt wurden.  Die,  wie  sich  schon  aus  diesen  Angaben  ergiebt,  sehr 
ungleichmässige  Form  der  Berichterstattung  in  den  verschiedenen  Jahren 
macht  ein  näheres  Eintreten  auf  die  übrigen  Ergebnisse  dieser  Gerichts- 
barkeit unmöglich. 

Der  Kanton  besitzt  kein  Polizeistrafgesetzbuch  ; im  Rechenschafts- 
bericht für  1890  wird  daran  erinnert,  dass  der  Kantonsrat  im  Jahre  1887 
beim  Regierungsrat  die  Frage  der  Kodifikation  angeregt  habe. 
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B.  Höhere  Oerichtsbarheil . 

In  erster  Instanz  entscheidet  das  Kantonsgericht  als  Strafgericht,  zweit« 
Instanz  ist  das  Obergericht.  Für  die  Zwecke  der  Kriminalstatistik  genügen 
die  Ergebnisse  der  Thätigkeit  des  (erstinstanzlichen)  Strafgerichtes. 

Das  Strafgericht  erledigte  in  201  Sitzungen  654  Prozesse.  In  denselben 
kamen  921  Angeklagte  vor,  von  welchen 

757  = 82,2%  verurteilt  wurden; 

44  — 4,8  „ von  Schuld  und  Strafe, 

120  = 13,0  „ von  Schuld,  Strafe  und  Kosten  freigesprochen  wurden. 

Wenn  wir  die  Zahl  der  Angeklagten  wieder  auf  die  einzelnen  Jahre 
verteilen,  so  ergeben  sich  grosse  Schwankungen  ohne  eine  erkennbare 
Gesamtrichtung,  sei  es  im  Sinne  der  Verbreckenszunahme,  sei  es  iin  Sinne 
der  Abnahme,  was  bei  den  kleinen  Zahlen  nicht  verwunderlich  ist. 


Jahre 

Angeklagte 

Verurteilte 

Freigesprochene 

1897  

113 

99 

14 

1896  

69 

65 

4 

1895  

75 

60 

15 

1894  

68 

57 

11 

1893  

1&3 

98 

35 

1892  

74 

59 

15 

1891 

111 

94 

17 

i 1890  

70 

53 

17 

1889  

120 

94 

26 

1888  

88 

78 

10 

Auf  10,000  Einwohner  kommen  somit  jährlich  33  kriminell  oder  kor- 
rektionell  Verurteilte. 

Über  die  persönlichen  Verhältnisse  der  Verurteilten  erhalten  wir  nach- 
folgende Aufschlüsse: 

Geschlecht.  Von  den  Verurteilten  waren  Männer  626  = 82,7% 

Weiber  131  = 17,3  „ 

Civilstand.  Derselbe  ist  nur  für  die  4 Jahre  1894/97  mitgeteilt.  Wir 
vergleichen  hier  und  im  folgenden  die  Verhältniszahlen  der  Verurteilten 
mit  den  Verhältnissen  der  Bevölkerung  überhaupt. 


Verurteilte 

Bevölkerung  Uber  1 5 Jahre  alt  ') 

Zahl 

v. 

•/. 

Ledig 214 

TG,  2 

47,3 

Verheiratet 58 

20,6 

43,9 

Verwitwet  od.  geschieden  9 

3,2 

8,8 

')  N [ich  der  Zahlung  von  1SSS  waren  16  und  mehr  Jahre  alt  15.S4I  Einwohner, 
uümltch  7581  männliche  und  8SK3  weibliche. 
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Heimat.  Auch  hier  sind  wir  bezüglich  der  Verhältnisse  der  Geaamt- 
bevölkerung  auf  die  Ergebnisse  der  Zählung  von  1888  angewiesen,  was 
um  so  fataler  ist,  als  die  spätere  Bauzeit  der  Eisenbahn  Thalweil — Zug — 
Goldau  eine  starke  italienische  Einwanderung  gebracht  hat,  die  nach  den 
Rechenschaftsberichten  an  der  Kriminalitätsziffer  des  Kantons  ihren  vollen 
Anteil  genommen. 


Verurteilte 

Gesamtbevtflkerung 

Zabi 

*/. 

Kantonsbürger  .... 

275 

36,3 

60,6 

Schweizerbürger  . . . 

332 

43,9 

35,0 

Ausländer 

150 

19,8 

3,8 

Alter.  Die  (relative)  Strafmündigkeit  beginnt  nach  dem  Strafgesetz 
(§  27)  mit  dem  zurückgelegten  zwölften  Altersjahr.  Doch  scheinen  Straf- 
verfolgungen nicht  vor  dem  14.  Altersjahr  vorzukommen,  die  statistischen 
Ausweise  beginnen  mit  dieser  Altersstufe.  Für  die  Gesamtbevölkerung  ist 
hier  als  erste  Stufe  das  15. — 20.  Jahr  angenommen. 


Alters  jahre 

Verurteilte 

Bevölkerung 

Zahl 

• 

• 

V. 

1 4—20 

85 

11,2 

14,8 

20—30  

336 

44,4 

23,4 

30—40  

183 

24,2 

18,8 

40-50  

103 

13,6 

17,7  j 

50-60  

35 

4,6 

13,5 

60—70  

12 

1,6 

8,3 

70  und  mehr 

— 

— 

3,5 

1 Unbekannt 

3 

0,4 

— 

757 

100,0 

100,0 

Die  Zahl  der  Verbrecheu,  wegen  welcher  eine  Verurteilung  erfolgte, 
betrügt  nach  den  Zusammenstellungen  809  gegenüber  757  Verurteilten,  da 
eben  die,  konkurrierenden  Strafthaten  einzeln  gezählt  sind.  Einen  Revisions- 
fall haben  wir  hier  nicht  mitberücksichtigt.  Das  System  des  zugerischen 
Strafgesetzbuches  ergab  folgende  Gruppierung: 

I.  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  den  Staat  und  die  öffentliche 
Ordnung  53  (6,5"/»-) 

1.  Titel:  Hochverrat  und  Landesverrat.  Der  hohe  Stand  Zug  blieb 
hiervon  in  der  ganzen  Periode  verschont,  ebenso  kamen  keine  in  das 
3.  Kapitel:  Amts  verbrechen,  einschlägigen  Fälle  vor.  Ans  dem  2.  Kapitel: 
Vergehen  gegen  die  öffentliche  Ordnung,  sind  zu  notieren:  Widersetzlich- 
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keit  gegen  die  Amtsgewalt  2,  Ungehorsam  gegen  amtliche  Verfügungen  4, 
Verweisungsbruch  7 Fälle.  (Wir  werden  unten  sehen,  dass  35  Landesver- 
weisungen verhängt  worden  sind.)  Zum  4.  Kapitel:  Verbrechen  gegen  den 
Frieden,  kamen  7 Hausfriedensstörungen  vor;  von  den  Verbrechen  gegen 
öffentliche  Treue  und  Glauben  ereigneten  sich  1 Münzverbrechen,  17 
Urkundenfälschungen,  7 Gebrauch  falscher  Ausweispapiere,  5 falsches 
Zeugnis  und  Meineid,  3 falsche  Anschuldigungen. 

II.  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  die  Persönlichkeit  337  = 49,1%. 

1.  Titel:  Verbrechen  gegen  das  Leben  ; im  Jahre  1896  ereignete  sich 

1 Mordfall  ; ein  junger  Italiener  (unter  19  Jahren)  brachte  seine  Tante 
mit  einem  grossen  Messer  auf  offener  Strasse  ums  Leben.  Sodann  kamen 
vor:  Verheimlichung  der  Schwangerschaft  und  Beseitigung  von  Kindsleichen 
3,  Aussetzung  1,  fahrlässige  Tötungen  3. 

Der  2.  Titel:  Körperverletzungen,  enthält  die  Körperverletzungen, 
Körperverletzungen  mit  tödlichem  Ausgnng  und  Tötung  und  Körperver- 
letzung im  Raufhandel,  190  Fälle.  (Seit  1890  werden  die  bezeichneten 
Arten  ausgeschieden,  wir  zählen  da  94  Körperverletzungen  nach  § 75, 
3 Körperverletzungen  mit  tödlichem  Ausgang  und  52  Körperverletzungen 
im  Uaufhandel.)  Körperliche  Misshandlungen  ohne  Verletzung  wurden  18 
bestraft.  Unter  den  3.  Titel:  Verbrechen  gegen  die  persönliche  Freiheit, 
fallen  10  Drohungen  und  1 unerlaubte  Sclbsthiilfe.  Der  4. Titel:  Ehrbelei- 
digungen. begreift  29  Verurteilungen.  5.  Titel:  Verbrechen  gegen  die  Sitt- 
lichkeit: Notzucht  17  Fälle,  Blutschande  2,  Verführung  von  Pflegebefohle- 
nen 8 (die  Statistik  spricht  von  Unzucht  an  Minderjährigen).  Dann  sind 
im  Berichte  nicht  ausgeschieden  widernatürliche  und  gewerbsmässige  Un- 
zucht, 26  Fälle.  Erregung  von  öffentlichem  Ärgernis  durch  unzüchtige 
Handlungen  18,  « Unzucht  infolge  Paternität  » 70  Fälle.  Darunter  ist  wohl 
das  Vergehen  der  ausserehelichen  Schwängerung  (§  101)  verstanden  : die 
Zahlen  in  den  einzelnen  Jahren  sind  sehr  verschieden  und  es  ist  daher 
wiederholt  (z.  B.  Rechenschaftsbericht  1896,  Seite  20,  1897,  Seite  33)  die 
Frage,  aufgeworfen  worden,  [ob  wohl  seitens  aller  Gemeindepolizeiämter 
alle  derartigen  Untersuchungen  resp.  Geniessverhöre  behufs  Ahndung  der 
Beteiligten  jeweilen  dem  Strafgerichte  eingesandt  werden. 

III.  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  das  Eigentum  und  die  Ver- 
mögensrechte anderer,  319  = 39,4%. 

Das  1.  Kapitel  behandelt  die.  gemeingefährlichen  Verbrechen  : 7 Fälle 
von  vorsätzlicher  Brandstiftung,  2 von  fahrlässiger  Brandvernrsachung  und 

2 von  Gefährdung  des  Eisenbahn-  und  Telegraphenbetriebs.  — 2.  Kapitel: 
Sachbeschädigung  14.  — 3.  Kapitel:  Raub  und  Erpressung 6.  — 4.  Kapitel: 
Diebstahl  184,  Unterschlagung  29,  Hehlerei  19.  — 5.  Kapitel:  Betrug.  Be- 
trug im  engeren  Sinne  4-1,  Betreibungs-  und  Konkursverbrechen  12. 

IV.  Vergehen  gegen  allgemeine  Polizeiverordnungen,  wie  z.  B.  Jagd- 
vergehen, Störung  der  Sonntagsruhe  u.  s.  w.  : 40  = 4,9%. 

Den  Rückfällen  schenken  die  letzten  Jahresberichte  einlässlichere  Be- 
achtung, in  den  früheren  sind  sie  nur  beim  Diebstahl  erwähnt.  Von  den 
184  Diebstahlsfällen  seien  47,  also  etwa  25%,  im  speciellen  Rückfall  bc- 
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g'angen  worden.  Wh«  übrigens  den  Diebstahl  anbetrifft,  so  scheint  die 
italienische  Einwanderung  auch  auf  diesem  Gebiete,  nicht  nur  auf  dem 
der  Raufhändel,  sich  bemerklieh  gemacht  zu  haben.  Der  Rechenschafts- 
bericht von  1895  sagt  hierüber  : « Es  bestätigte  sich  aufs  neue,  dass  Unter- 
suchungen wegen  Diebstahls,  bei  welchen  Italiener  beteiligt  sind,  zumeist 
vermehrten  Schwierigkeiten  rufen.  Die  Beschuldigten,  deren  Identität  in- 
folge der  oft  ungenügenden  personellen  Ausweise  und  Angaben  vorerst 
sogar  in  Frage  kommen  kann,  gestehen  regelmässig  nur  Schritt  für  Schritt, 
nach  Massgabe  der  inzwischen  gesammelten  Beweise,  ihre  Vergehen  ein. 
Der  fernere  Umstand,  dass  es  weniger  Individuen  sind,  die  auf  ihre  Einzel- 
rechnung mit  dem  Diebshandwerk  sich  befassen,  als  vielmehr  organisierte, 
kleinere  und  grössere  Banden,  die  ihre  Thätigkeit  auf  verschiedene  Kreise 
und  Kantone  erstrecken,  bedingt  fast  immer  eine  erheblich  grössere  Unter- 
suchungsdauer. » 

Nun  die  Strafen.  Die  Todesstrafe  gelangte  nie  zur  Anwendung. 
Freiheitsstrafen  im  engeren  Sinne  wurden  in  4H5  Fällen  verhängt,  nämlich 

Zuchthaus  29mal 
Arbeitshaus  Öl  „ 

Gefängnis  425  „ 

Dazu  363  Geldbusgen  im  Gesamtbeträge  von  Fr.  15,458  oder  Fr.  43 
im  Durchschnitt. 

Endlich  folgende  Nebenstrafen:  Einstellung  im  Aktivbürgerrecht  73. 
Verweisung  aus  der  Eidgenossenschaft  36,  so  dass  25  “/»  der  verurteilten 
Ausländer  davon  betroffen  wurden,  und  6 Entziehungen  des  Jagdpatentcs. 
Kan tonsver Weisungen  wurden  nie  ausgesprochen.  Vom  Wirtshausverbot 
sagen  die  Berichte  uns  gelegentlich,  dass  cs  ausserordentlich  selten  vor- 
komme. 

Im  übrigen  wird  bemerkt,  dass  von  den  757  Verurteilten  163  zu  mehr 
als  einer  Strafart  verurteilt  wurden,  zu  welchem  Ergebnis  mau  ziemlich 
genau  auch  gelangt,  wenn  man  die  485  Freiheitsstrafen  mit  den  363  Bussen 
und  73  Einstellungen,  total  921  Strafen,  zusammeuzählt.  Z. 


Die  bedingte  Verurteilung  im  Kanton  Waadt.  — Das  Gesetz  vom  13.  Mai 

1897  (s.  Zeitschrift  X,  286)  ist  mit  dem  1.  Juni  1897  in  Kraft  getreten.  Über 
die  Anwendung  des  Gesetzes  während  der  7 Monate  seiner  Wirksamkeit 
giebt  der  «Compte  rendu  du  Conseil  d’Etat  pour  l’année  1897,  département 
de  Justice  et  Police  » folgende  Daten: 

Die  Verurteilungen  mit  Strafaufschub  betrugen  42  oder  1,93 “/o  aller 
Verurteilungen  des  Jahres  1897. 

Die  Urteile  lauteten  auf  Diebstahl  (15),  Sachbeschädigung  (6),  Forst- 
frevel (3),  Vertrauensmissbrauch,  Verletzung  der  Familienpflichten,  Fälschung, 
Raufhandel,  Beschimpfung  (je  2 Fälle),  Fischereidelikt,  Hehlerei,  Mundraub, 
Unterschlagung,  Betrug,  unzüchtige  Handlungen,  Verleumdung,  Gcwalt- 
thütigkeit  (je  ein  Fall). 
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Die  Verurteilten  stunden  im  Alfer  von  weniger  als  18  Jahren:  20, 
19 — 25  Jahre  6,  26 — JO  Jahre  3,  31 — 35  Jahre  4,  36-  40  Jahre  4,  41 — 45 
Jahre  1,  46—50  Jahre  1,  51 — 55  Jahre  1,  56 — 60  Jahre  2. 

Zwei  Urteile,  betreffend  Diebstahl,  mussten  wegen  neuer  Vergehen 
vollzogen  werden. 

Bedingte  Freilassungen  im  Kanton  Luzern.  — ln  dem  Berichte  dcg 
Regierungsrates  an  deti  Grossen  Kat  zu  einem  Gesetzesvorschlag  betreffend 
bedingte  Freilassung,  Begnadigung  und  Strafumwandlung,  datiert  vom 
24.  Februar  1899,  sind  einige  Angaben  über  die  Häufigkeit  und  den  Um- 
fang der  bedingten  Freilassungen  nach  dem  Gesetze  vom  16.  Januar  1871 
enthalten,  die  wir  hier  zum  Abdruck  bringen  : 


Jahre 

Zahl  der 
vollzogenen 

Bedingte 

Freilassungen 

Durchschnittlich 
geschenkter  Strafrest 

Freiheitsstrafen 

Zahl 

•'* 

in  Tagen 

in  •/»  <lvr  Ge-j 
saintatrafe  • 

1889  

222 

49 

22,1 

297 

30,0 

1890  

190 

45 

23,7 

322 

30,9 

1891 

138 

39 

28,3 

400 

33,5 

1 1892  

194 

52 

26,8 

584 

39,2 

1893  

174 

40 

23,0 

192 

30,0 

1894  

1W> 

22 

13,2 

181 

42,4 

1895  

117 

32 

27,3 

370 

45,5 

1896  

131 

11 

8,4 

107 

29,5 

1897  

154 

25 

16,2 

339 

41,2 

1898  

121 

26 

21,5 

353 

49,3 

Total 

1607 

341 

21,2 

363 

37,1 

In  der  Zahl  der  vollzogenen  Freiheitsstrafen  sind  Urteile  auf  eine 
Strafzeit  von  nicht  über  14  Tnge  nicht  mitgerechnet. 

Von  den  1889/90  bedingt  Freigelassenen  (341)  mussten  16,  also  4,7  •/« 
wegen  schlechter  Aufführung  oder  wegen  Rückfälligkeit  wieder  eingezogen 
werden.  Von  den  bedingt  Freigelassenen  wurden  nach  Ablauf  der  Straf- 
zeit noch  rückfällig  17  = 5°/o,  während  die  Rückfälligkeit  bei  sämtlichen 
Verurteilten  42,2“/«  beträgt.  Z. 
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Berichtigung. 

In  (lern  Schlusshefte  dos  letzton  Jahrgang«*  (S.  402  ff.)  wurde  ein 
ärztliche*  Gutachten  de»  Herrn  I)r.  Jo»ef  JSrger.  Direktor*  der  Irrenanstalt 
VValdhau*  bei  Chur,  veröffentlicht,  jedoch  <ier  Name  des  Herrn  Verfassers 
durch  einen  Fehler  entstellt.  Die  Redaktion  bedauert  dieses  Versehen  sehr. 
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Une  méprise  législative  et  ses  suites. 

L’affaire  Spühler. 

Pu 

Alfred  Gautier,  professeur  à Genève. 


L’erreur  judiciaire  est  à l’ordre  du  jour;  un  peu  trop 
même.  Née  de  l’aventure  qui  déroulait  hier  encore  ses  péripéties 
en  France,  une  préoccupation  maladive  porte  bien  des  gens  à 
voir  dans  chaque  juge  un  suspect.  Ils  lui  en  veulent  de  ce 
qu’il  n’est  pas  au-dessus  d’eux;  ils  lui  reprochent  d’avoir,  lui 
qui  n’est  qu’un  homme , accepté  cette  mission  qui  excède 
ses  forces.  Certains  vont  jusqu’à  dire  que  les  tribunaux 
pratiquent  l’erreur  à journée  faite  et  que  c’est  en  somme  le 
plus  clair  de  leur  besogne;  ces  derniers  ne  valent  pas  qu’on 
les  réfute.  Pour  les  autres,  pour  les  justiciables  de  bonne  foi 
que  tourmente  le  péril  des  méprises  possibles  de  la  justice,  il 
est  par  malheur  assez  malaisé  de  les  rassurer. 

Non  seulement  les  juges  se  trompent,  mais  encore  ils  se 
trompent  plus  que  d’autres;  ce  n’est  d’ailleurs  pas  leur  faute; 
c’est  qu’on  leur  demande  beaucoup  plus  qu’à  d’autres.  Par  sa 
nature  même,  la  fonction  qu’ils  exercent  les  expose  sans  cesse 
à s’égarer.  Au  sens  que  la  psychologie  lui  donne,  le  juge- 
ment, c’est-à-dire  cette  opération  de  l’esprit  qui  consiste  simple- 
ment à affirmer  un  rapport  entre  deux  idées  quelconques,  im- 
plique déjà  le  risque  d’erreur.  Mais  ce  risque  redouble  si  vous 
prenez  ce  terme  dans  son  acception  judiciaire.  Le  jugement 
devient  alors  cette  opération  qui  consiste  à décider  entre  deux 
prétentions  opposées.  Dans  l’incertitude  créée  par  ces  asser- 
tions contradictoires,  il  s’agit  de  savoir  qui  a tort  et  qui  a 
raison,  et  c’est  au  juge  qu’il  appartiendra  d’écarter  le  doute. 
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Alfred  Gautier. 


Or,  nul  n'est  plus  exposé  à l’erreur  que  celui  auquel,  dans 
tous  les  cas  difficiles,  on  vient  demander  : Où  est  la  vérité  ? 

Non  seulement  les  juges  se  trompent  fréquemment,  mais 
encore  leurs  erreurs  sont  plus  que  toutes  autres  lourdes  de 
conséquences.  Et  voici  pourquoi.  Nous  avons  attribué  au  juge 
un  pouvoir  redoutable,  un  pouvoir  auquel  nous  ne  croyons 
plus  nous-mêmes,  nous  l'avons  présumé  infaillible,  il  est  censé 
dire  toujours  la  vérité.  Ainsi,  la  décision  erronée  aura,  pro- 
visoirement du  moins,  le  même  poids  que  le  jugement  con- 
forme à la  justice.  D’autre  part,  une  fois  sa  conviction  formée, 
le  juge  ne  la  garde  pas  pour  lui  seul,  il  l'énonce,  il  la  pro- 
clame; tandis  que  la  fausse  croyance  du  premier  venu  peut 
rester  ignorée  à tous  et  à toujours,  celle  du  magistrat  devient 
ainsi  tangible,  publique.  Enfin,  et  c’est  là  son  caractère  le 
plus  odieux,  l'erreur  judiciaire  est  obligatoire,  elle  s’impose, 
fût-ce  par  la  contrainte.  Quelques  monumentales  que  soient 
les  balourdises  qui  peuvent  échapper  par  exemple  à un  pro- 
fesseur dans  sa  chaire,  le  danger  est  mince  parce  que  ses 
auditeurs  ne  sont  pas  obligés  de  le  croire.  L'erreur  du  juge, 
au  contraire,  bénéficie  de  l’exécution  forcée.  Elle  sort  du 
domaine  de  l'idée  pour  passer  dans  celui  du  fait  matériel;  elle 
prend  corps,  elle  devient  durable  et  brutale;  elle  heurte  ceux 
au  détriment  desquels  le  tribunal  s’est  trompé;  elle  atteint 
ceux  aussi  qui,  sans  en  souffrir  directement,  n'ont  pu  s'em- 
pêcher de  la  voir  et  de  la  dénoncer.  C’est  ainsi  qu’au  dom- 
mage individuel  s’ajoute,  surtout  lorsque  la  méprise  est  écla- 
tante, le  péril  social,  la  confiance  perdue,  le  doute  envers  la 
justice. 

Mais,  dira-t-on,  de  quel  droit  le  juge  se  trompe-t-il?  N’a- 
t-il  pas  un  guide,  la  loi,  et  n’est-il  pas  payé  pour  la  connaître? 
La  loi  ! quelle  duperie  de  penser  qu’elle  ait  tout  prévu,  qu’elle 
soit  comme  une  encyclopédie  dont  il  suffise  de  tourner  les 
pages  pour  y trouver  des  clartés  de  tout!  quel  leurre  aussi 
de  croire  que,  chez  celui  qui  doit  juger,  la  connaissance  des 
textes  soit  une  qualité  préférable  à la  connaissance  des  hommes! 
Et  puis,  les  erreurs  les  plus  graves  ne  sont-elles  pas  souvent 
des  erreurs  de  fait?  que  vaut,  pour  s’en  garer,  la  science  du 
légiste? 

D’ailleurs,  cette  loi  n’est  point  toujours  ce  qu’elle  devrait 
être  et  l’outil  qu’on  fournit  au  juge  se  brise  souvent  dans  sa 
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main.  Pas  plus  que  ceux  qui  l'interprètent,  ceux  qui  font  la 
loi  ne  sont  sans  péché.  Je  dirai  plus;  le  législateur  lorsqu'il 
se  trompe  est  beaucoup  moins  excusable  que  le  juge,  et  cette 
différence  tient  aux  conditions  dans  lesquelles  chacun  d’eux 
travaille.  Sur  ce  dernier,  sur  le  magistrat  judiciaire,  pèse 
l'obligation  absolue  de  statuer  et  de  statuer  de  suite.  Pressé 
par  le  temps,  borné  dans  son  pouvoir  d’examen,  il  se  yojt 
forcé  d’opter  sans  délai  entre  deux  alternatives  dont  l'une  est 
fausse.  Cette  contrainte  est  inconnue  au  législateur,  qui  n’a 
jamais  ft  faire  une  loi  donnée  dans  un  temps  donné.  S'il  la 
présente,  c’est  sans  doute  qu'il  la  croit  utile,  mais  il  attend  son 
heure,  il  assemble  ses  matériaux  à sa  guise,  rien  ne  le  limite 
dans  sa  recherche,  il  n’en  est  pas  réduit  à chercher  en  hftte 
la  solution  d’un  conflit  existant.  Et  pourtant,  malgré  les  cir- 
constances favorables  où  son  œuvre  s’élabore,  il  lui  arrive  à 
lui  aussi  de  se  méprendre;  il  y a des  lois  injustes,  il  y a, des 
lois  mal  faites  et  l'erreur  législative  a sa  place  à côté  de 
l’erreur  judiciaire.  La  singulière  histoire  que  je  vais  raconter 
en  fournirait  au  besoin  la  preuve. 

En  1892,  au  cours  de  la  session  de  printemps,  le  Grand 
Conseil  de  Genève  fut  nanti  par  le  Conseil  d’Etat  d’un  projet 
de  loi  modifiant  quelques  articles  du  Code  pénal  '),  ceux  notam- 


')  Voici  le  texte  du  Code  pénal  et  celui  du  projet  présenté: 

Code  péna / de  1874  : Art.  277.  Quiconque  aura  commis,  avec  vio- 
lence, un  attentat  à la  pudeur  sur  des  personnes  de  l’un  ou  de  l'autre  sexe, 
sera  puni  d’un  emprisonnement  d'un  an  à cinq  ans.  — La  tentative  de  ce 
délit  sera  punie  conformément  à l'article  5.  — Si  l'attentat  a été  commis 
sur  la  personne  d’un  enfant  âgé  de  moins  de  quatorze  ans,  la  peine  sera 
la  réclusion  de  trois  ans  à huit  ans. 

Art.  278.  Sera  puni  d’un  emprisonnement  ■ d’un  mois  à deux  ans, 
quiconque  aura  commis,  sans  violence,  un  attentat  à la  pudeur  sur  la 
personne  d’un  enfant  âgé  de  moins  de  quatorze  ans. 

Art.  279.  Sera  puni  de  la  réclusion  de  trois  ans  à dix  ans,  quiconque 
aura  commis  le  crime  de  viol,  soit  â l'aide  de  violences  ou  de  menaces 
graves,  soit  en  abusant  d’une  personne  qui,  par  l’effet  d'une  maladie,  par 
l'altération  de  ses  facultés  ou  par  toute  autre  cause  accidentelle,  avait 
perdu  l’usage  de  ses  sens  ou  en  avait  été  privée  par  artifice. 

Art.  280.  Si  le  crime  a été  commis  sur  la  personne  d'un  enfant 
âgé  de  moins  de  quatorze  ans,  la  peine  sera  la  réclusion  de  dix  ans 
à vingt  ans. 

Projet  de  loi  (présenté  le  21  mai  1892,  voir  Mémorial  1892,  annexes, 
p.  378)  modifiant  les  articles  . . . 278  et  280  du  Code  pénal  de  1874. 
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ment  qui  répriment  les  attentats  à la  pudeur . Notons  ce 
point  important  : la  tendance  du  projet  était  nettement  mar- 
quée; il  s’agissait  non  d’adoucir,  mais  d 'aggraver  les  péna- 
lités en  vigueur.  Le  texte  en  fait  foi  ; une  autre  particularité 
nous  éclaire  elle  aussi  sur  le  but  poursuivi  : l’initiative  de  la 
réforme  était  partie  d’une  des  associations  qui  dans  notre 
canton  s’occupent  de  la  protection  de  la  femme. 

Le  projet  primitif  ne  visait  que  deux  articles  du  code, 
278  et  280.  Il  les  abrogeait  intégralement  pour  les  remplacer 
par  des  textes  nouveaux,  textes  très  analogues  d’ailleurs,  car 
les  seuls  changements  opérés  étaient  les  suivants: 

1°  La  limite  de  l'âge  requis  chez  la  victime  pour  l’incrimi- 
nation de  l’attentat  sans  violence  était  portée  de  14  à 15  ans 
(article  278). 

2*  Le  maximum  de  la  peine  prévue  pour  cette  infraction 
était  élevé  de  2 à 5 ans  (article  278). 

3°  Enfin  la  limite  de  l’âge  requis  chez  la  victime  pour  la 
répression  plus  rigoureuse  du  viol  était  portée  de  14  à 15  ans 
(article  280). 

Au  cours  de  la  discussion,  on  fit  très  justement  observer 
qu'il  convenait  de  modifier  également  la  limite  d’âge  jusqu’à 
laquelle  l’attentat  à la  pudeur  commis  avec  violence  est  puni 
d’une  peine  plus  sévère  (article  277,  alinéa  3);  un  amen- 
dement fut  voté  qui  la  portait  de  14  à 15  ans. 

Par  suite  de  cette  extension  du  programme  primitif,  la  loi 
en  préparation  modifiait  désormais  non  plus  deux,  mais  trois 
articles  du  Code  pénal.  Elle  devait  être  ainsi  rédigée  : « Les 
articles  277,  278  et  280  du  Code  pénal  sont  abrogés  et  rem- 
placés par  les  suivants.  » 

C’est  à ce  moment,  c’est  au  second  débat  qu’un  député 
(le  Mémorial  n’a  pas  conservé  son  nom  à la  postérité  et  je  le 
regrette),  un  député  plus  ami  de  la  concision  que  de  l’exacti- 


Article  unique.  Les  articles  . . . 278  et  280  du  Code  pénal  sont  abrogés 
et  remplacés  par  les  suivants  : 

Art.  278.  Sera  puni  d’un  emprisonnement  de  trois  mois  à cinq  ans, 
quiconque  aura  commis  sans  violence  un  attentat  à la  pudeur  sur  la  per- 
sonne d'un  enfant  âgé  de  moins  de  quinze  ans. 

Art.  280.  Si  le  crime  a été  commis  sur  la  personne  d’un  enfant 
âgé  de  moins  de  quinze  ans,  la  peine  sera  la  réclusion  de  dix  ans  à vingt 
ans. 
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tude  et  trouvant  sans  doute  ce  texte  trop  chargé  de  chiffres, 
proposa,  paraît-il  '),  la  rédaction  suivante  : « Les  articles  277 
à 280  du  Code  pénal  sont  abrogés,  » etc.  Evidemment  on  crut 
à un  changement  de  pure  forme  ; aucune  objection  ne  fut  sou- 
levée, on  vota  de  confiance  et  cet  amendement  est  devenu  le 
texte  officiel  de  la  loi  du  22  juin  1892*).  Nul  ne  prit  garde 
que  l’article  279,  à la  suppression,  à la  modification  même 
duquel  on  ne  songeait  pas,  se  trouvait  noyé  dans  la  masse  et 
rayé  d'un  trait  de  plume.  Il  ne  figure  pas  dans  la  loi  nou- 
velle *). 

Ainsi,  par  une  évidente  inadvertance,  le  Grand  Conseil 
se  trouvait  avoir  abrogé  l’article  279  qui  punit  le  crime  de 
viol,  et  cela  sans  rien  mettre  à sa  place! 


*)  On  remarquera  qu’en  racontant  l'histoire  de  ce  malencontreux 
amendement,  je  n’avance  que  de  prudentes  conjectures.  Cela  tient  à ce 
que  le  Mémorial  des  séances  (année  1892,  p.  1014  et  1062),  en  relatant  la 
discussion  passe  cet  incident  sous  silence. 

*)  Logique  avec  lui-même,  le  Mémorial  (ibid.  p.  1065)  donne  à la 
loi  la  forme  qu'elle  aurait  dû  avoir  si  rien  n’était  venu  à la  traverse: 
« Les  articles  . . . 277,  278  et  280  sont  abrogés,  » etc.  En  revanche,  la  lettre 
adressée  au  Conseil  d’Etat  par  le  président  et  le  secrétaire  du  Grand 
Conseil,  lettre  rédigée  d’après  le  procès-verbal  de  la  séance  et  en  vue  de 
la  promulgation,  porte  les  mots  : * Les  articles  277  à 280.  » C’est  ce  texte 
et  non  celui  du  Mémorial  qui  est  la  loi:  c’est  sous  cette  forme  qu’elle  a 
été  promulguée  et  publiée  au  recueil  officiel.  — Quant  à l’origine  pos- 
sible de  l'erreur,  je  remarque  ceci:  Tandis  que  le  projet  du  Conseil  d’Etat 
est  correctement  rédigé  et  parle  des  articles  278  et  280,  le  rapport  de  la 
Commission  contient  déjà  la  rédaction  vicieuse:  «Les  articles  278  à 280». 
(Mémorial  1892,  Annexes,  p.  378  et  528.) 

*)  Voici  le  texte  de  la  loi  du  22  juin  1892  : Loi  modifiant  les 
articles  . . . 277  à 280  du  Code  pénal  de  1874. 

Article  unique.  Les  articles  . . . 277  à 280  du  Code  pénal  sont  abrogés 
et  remplacés  par  les  suivants  : 

Art.  277.  Quiconque  aura  commis,  avec  violence,  un  attentat  à la 
pudeur  sur  des  personnes  de  l’un  ou  de  l'autre  sexe,  sera  puni  d’un  em- 
prisonnement d’un  an  à cinq  ans.  — La  tentative  de  ce  délit  sera  punie 
conformément  à l’article  5.  — Si  l’attentat  a été  commis  sur  la  personne 
d’un  enfant  âgé  de  moins  de  quinze  ans,  la  peine  sera  la  réclusion  de 
trois  ans  à huit  ans. 

Art.  278.  Sera  puni  d’un  emprisonnement  d’un  mois  à cinq  ans 
quiconque  aura  commis,  sans  violence,  un  attentat  à la  pudeur  sur  la 
personne  d’un  enfant  Agé  de  moins  de  quinze  ans. 

Art.  280.  Si  le  crime  a été  commis  sur  la  personne  d’un  enfant 
âgé  de  moins  de  quinze  ans,  la  peine  sera  la  réclusion  de  dix  ans  à vingt  ans. 
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Il  devrait  être  interdit  au  législateur  d’être  distrait  à ce 
point-là!  A cette  remarque  qui  vient  à l’esprit  de  chacun,  j’en 
veux,  sous  forme  de  parenthèse,  ajouter  deux  autres: 

D’abord,  c’est  un  procédé  de  rédaction  vicieux  que  celui 
qui  consiste  à abroger  à grand  fracas  des  articles  de  loi,  alors 
qu’en  réalité  on  n’apporte  à leur  texte  que  des  modifications 
presque  imperceptibles,  de  simples  changements  de  chiffres. 
Supposez  que  le  Conseil  d’Etat  eût  donné  à son  projet  la 
teneur  suivante  : « Les  articles  278  et  280  du  Code  pénal  sont 
modifiés  comme  suit.  » Il  est  fort  probable  d’abord  que  le  mal- 
entendu ne  se  serait  pas  produit,  puisque  nul  n’a  jamais  parlé 
de  modifier  l’article  279.  Mais,  même  avec  cette  formule,  sup- 
posons l’amendement  voté,  suposons  que  le  Grand  Conseil  eût 
en  définitive  adopté  le  texte  ci-après  : « Les  articles  277  à 280 
sont  modifiés  comme  suit.  » Cette  rédaction  n’aurait  en  rien 
compromis  l’existence  de  l’article  279.  Un  texte  que  le  légis- 
lateur déclare  vouloir  changer,  mais  qu’ensuite  il  laisse  intact, 
n’a  rien  perdu  de  sa  validité. 

Mais  quel  curieux  ouvrage  on  pourrait  faire  sur  la  con- 
fection de  la  loi  dans  notre  régime  représentatif.  On  y signa- 
lerait notamment  ce  pouvoir  absolu  d’amender  (mot  qui  dans  le 
langage  des  assemblées  n’a  plus  rien  de  son  sens  étymologique), 
d’amender  à jet  continu,  d’amender  jusqu’à  la  dernière  minute 
les  projets  en  discussion.  Partout  les  parlementaires  conser- 
vent jalousement  cette  prérogative;  c’est,  je  pense,  qu’ils  en 
conçoivent  quelque  fierté,  c’est  aussi  qu’un  député  est  heureux 
de  placer  son  petit  mot  de  temps  à autre  dans  une  loi  qu’il 
n’a  pas  faite.  Mais  pour  nous  autres  justiciables,  cette  satis- 
faction de  nos  mandataires  est  une  assez  mince  consolation 
aux  mauvaises  lois  dont  nous  nous  trouvons  ainsi  dotés.  En- 
core s’il  était  de  règle  que  tout  texte  amendé  doive,  avant 
la  promulgation  officielle,  passer  au  crible  d’une  commission  de 
rédaction,  on  éviterait,  au  moins  à la  forme,  les  incohérences 
par  trop  choquantes.  A Genève,  nous  avons,  sur  le  papier, 
une  commission  dite  législative.  Son  existence  est  révélée  au 
public  par  le  soin  périodique  qu’on  prend  d'en  confirmer  ou 
d’en  renouveler  les  membres.  Mais  qu’elle  ait  jamais  préparé 
un  projet  de  loi,  ou  qu’elle  soit  jamais  intervenue  après  le 
vote  pour  reviser  et  coordonner  les  textes,  nul  n’en  a sou- 
venance. 


Digitized  by  Google 


Uno  môjirlso  llglalatiTC  el  »os  suite».  177 

Je  reprends  ici  l’exposé  des  faits.  Le  danger  résultant  de 
cette  abrogation  inconsciente  d’un  article  essentiel  ne  fut  pas 
tout  d’abord  aperçu.  C’est  quatre  ans  après,  c’est  en  1896 
seulement,  que  M.  Ernest  Picot,  juge  à la  Cour,  écrivit  au 
Conseil  d’Etat,  lui  signalant  le  fait  qu’à  teneur  de  la  légis- 
lation actuelle,  le  viol  paraissait  n'être  passible  d’aucune  ré- 
pression. Le  devoir  du  corps  exécutif  était  tout  tracé.  Il  fallait 
nantir  au  plus  vite  le  Grand  Conseil,  il  fallait  le  mettre  en 
demeure  de  reconstruire  ce  qu’il  avait  démoli  sans  le  vouloir.  Et 
pourtant,  pour  des  raisons  qui  ne  me  sont  point  connues,  le 
Conseil  d’Etat  crut  devoir  procéder  autrement.  Peut-être,  vu 
l’urgence,  eut-il  l’idée,  louable  en  soi,  de  faire  vite  sans 
attendre  l’ouverture  de  la  session  législative.  Quoi  qu’il  en 
soit,  il  prit,  en  date  du  8 avril  1896,  un  arrêté  dont  voici  la 
teneur  *)  : 

« Le  Conseil  d'Etat , 

« Vu  la  lettre  de  M.  le  juge  Picot,  en  date  du  31  mars 
1896,  constatant  que  la  loi  du  28  juin  1892  a abrogé  l’article  279 
du  Code  pénal  ; 

« Attendu  que  ce  résultat  est  la  conséquence  d’une  erreur 
matérielle  ; qu’en  abrogeant  les  articles  277  à 280,  le  législateur 
a voulu  reproduire  le  texte  de  l'article  279  ancien,  non  abrogé, 
avec  les  articles  277,  278  et  280  nouveaux; 

« Qu’en  fait  c’est  par  un  simple  oubli  que  l’article  279  n’a  pas 
été  reproduit  dans  la  loi  du  22  juin  1892; 

« Que  cette  démonstration  résulte  clairement  de  la  discus- 
sion qui  a eu  lieu  au  Grand  Conseil, 

« Arrête  : 

« De  faire  imprimer  et  publier  à nouveau  la  loi  du  22  juin 
1892  en  insérant  l'article  279  actuel  du  Code  pénal  après 
l’article  278  et  avant  l’article  280.  » 

Le  syllogisme  qui  sert  de  base  à cet  arrêté  peut  se  cons- 
truire ainsi:  La  loi  de  1892  a,  il  est  vrai,  abrogé  l’article  279 
du  Code  pénal,  mais  cela  par  suite  d'une  erreur  matérielle. 
Or  une  abrogation  ainsi  viciée  est  sans  effet:  Donc  l’article  279 


*)  Voir  Recueil  des  lois  cantonales  18* >6,  p.  363.  L’arrêté  y porte 
ce  titre:  Nouvelle  publication  de  la  loi  du  22  juin  1892,  abrogeant 
l’article  279  du  Code  pénal. 
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n’est  pas  abrogé.  — En  pure  logique,  le  raisonnement  est 
sans  doute  excellent  et  mis  dans  la  bouche  du  Grand  Conseil 
il  serait  inattaquable.  Mais  ici  c’est  le  Conseil  d’Etat  qui  parle 
et,  dans  un  pays  où  la  séparation  des  pouvoirs  est  entendue 
autrement  que  comme  une  vaine  phrase,  la  conclusion  n’est 
pas  légitime,  ou  du  moins  ce  n’était  pas  au  Conseil  d’Etat  à 
l’extraire  de  prémisses,  même  justes. 

Erreur,  soit!  nul  n’en  doute.  Notre  corps  exécutif  n'a  ou- 
blié qu’un  point,  c’est  que  la  méprise  du  législateur  avait 
revêtu  la  forme  d’une  loi.  Or  une  loi  abrogée  par  une  autre 
loi  ne  peut  ressusciter  qu’au  moyen  d’une  troisième  loi,  c’est 
un  truisme  juridique.  Ainsi,  le  fait  matériel  de  l’abrogation 
une  fois  constaté,  le  pouvoir  exécutif  n’avait  pas  qualité  pour 
en  scruter  la  cause.  — Mais,  objecte  le  Conseil  d’Etat'),  la 
constitution  m’a  chargé  d’exécuter  et  de  faire  respecter  la 
volonté  du  législateur.  En  mettant  le  texte  légal  en  harmonie 
avec  l’intention  du  Grand  Conseil,  je  n’ai  fait  que  remplir  la 
mission  qui  m’incombe.  — Réponse:  La  constitution  gene- 
voise dit  tout  simplement  ceci  : 

* Art.  82.  Le  Conseil  d’Etat  promulgue  les  lois  ; il  est 
chargé  de  leur  exécution  et  prend  à cet  effet  les  arrêtés 
nécessaires.  » 

La  seule  volonté  que  le  Conseil  d’Etat  connaisse,  la  seule 
qu’il  ait  charge  de  faire  exécuter,  c’est  donc  la  loi,  laquelle 
loi  est  d’ailleurs  censée  conforme  à l'intention  du  législateur 
tant  que  ce  dernier  n’a  pas  expressément  déclaré  le  contraire. 
Si  la  discordance  entre  ces  deux  termes  est  probable,  évidente 
même,  peu  importe  ; le  Conseil  d’Etat  ne  saurait  sans  excès  de 
pouvoir  subordonner  la  loi  à l’intention  présumée  de  ceux  qui 
l'ont  faite.  Où  irions-nous,  si  le  gouvernement  s’érigeait  en 
interprète  de  la  volonté  législatrice?  Après  les  erreurs  réelles, 
qui  l’empêcherait  de  redresser  des  erreurs  prétendues?  Bref, 
l'inconstitutionnalité  d’un  arrêté  qui  déclare  en  vigueur  un 
article  de  loi  abrogé  ne  saurait  être  mise  en  doute. 

L’un  des  pouvoirs  de  l’Etat  avait  péché  par  étourderie  ; le 
second  avait  eu  l’imprudence  de  croire  que  le  bon  sens  et  la 
légalité  vont  toujours  de  compagnie;  restait  le  troisième,  le 


*)  Voir  sa  réponse  au  recours  Spühler,  Semaine  judiciaire  1899, 
p.  442. 
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pouvoir  judiciaire,  qui  n'avait  pas  encore  dit  son  mot.  Or,  dans 
la  soirée  du  23  août  1898,  un  sieur  Edouard  Spühler  violait,  avec 
la  plus  répugnante  brutalité,  une  fillette  d’environ  10  ans.  La 
question  de  l’abrogation  de  l’article  279  cessait  ainsi  d'étre  un 
simple  problème  scientifique  ; un  fait  concret  amenait  la  jus- 
tice à la  résoudre. 

Immédiatement  arrêté,  le  malfaiteur  était  renvoyé  par 
devant  les  assises  criminelles  à teneur  d'une  ordonnance  de 
la  Chambre  d’instruction,  en  date  du  23  décembre  1898,  ordon- 
nance dont  voici  les  motifs  : 

«Attendu  qu’il  résulte  de  la  dite  procédure  prévention 

suffisante  contre  le  nommé  Spühler  Edouard, actuellement 

détenu  ; 

D’avoir,  dans  la  soirée  du  23  août  1898,  dans  le  canton  de 
Genève,  commis  à l’aide  de  violences  le  crime  de  viol  sur  la 
personne  de  la  jeune  X...,  alors  âgée  de  dix  ans  et  demi; 
crime  prévu  et  puni  par  les  articles  279,  280,  Code  pénal 
(loi  du  22  juin  1892) » 

L’ordonnance  reproduit  textuellement  les  réquisitions  prises 
par  le  procureur  général  en  date  du  20  décembre  1898. 

Remarquons  que  ni  le  parquet  ni  la  Chambre  d’instruction 
n’ont  cru  devoir  mettre  en  doute  la  validité  de  l'arrêté  du  8 avril 
1896.  Tous  deux  tiennent  pour  bonne  la  nouvelle  édition  de 
la  loi  de  1892,  la  version  selon  le  Conseil  d’Etat;  tous  deux 
tiennent  l’article  279  pour  non  abrogé  ou  tout  au  moins  pour 
valablement  remis  en  vigueur.  C’est  donc  en  vertu  de  l’ar- 
ticle 279  aussi  bien  qu’en  vertu  de  l’article  280  que  Spühler 
s’est  vu  renvoyer  devant  la  Cour  criminelle,  c’est  toujours  par 
application  de  ces  deux  articles  qu’il  s’entendait,  à l’audience 
du  19  janvier  1899,  condamner  à quatorze  années  de  réclu- 
sion. 

Dès  le  lendemain,  son  avocat  recourait  en  cassation  et, 
dans  le  mémoire  déposé  à l’appui  du  pourvoi,  soutenait  entre 
autres  moyens  qu’en  faisant  à Spühler  application  de  l’article 
279,  article  abrogé  par  la  loi  de  1892,  la  Cour  criminelle  avait 
violé  le  principe  : Nulla  pœtta  sine  lege,  consacré  par  l’ar- 
ticle 1er  du  Code  d’instruction  pénale.  Le  ministère  public 
concluait  au  rejet  du  recours,  par  le  motif  que  l’article  279, 
auquel  l’article  280  est  d’ailleurs  indissolublement  lié,  n’avait 
jamais  été  valablement  abrogé. 
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Le  2 mars  1899,  la  Cour  de  cassation  a rendu  l'arrêt  que 
voici  ')  : 

« Sur  le  troisième  moyen  : 

« Violation  de  l'article  /"  du  Code  d’instruction  penale  : 

« Considérant  que  le  législateur  du  Code  pénal  de  1874  a 
voulu  établir  une  distinction  entre  l’attentat  A la  pudeur  et  le 
viol.  Qu’en  outre,  il  a distingué  le  viol  commis  sur  une  per- 
sonne Agée  de  plus  de  quatorze  ans,  prévu  dans  l’article  279, 
du  viol  consommé  sur  un  enfant  Agé  de  moins  de  1 4 ans,  crime 
prévu  et  puni  spécialement  par  l’article  280  ; 

< Que  cela  résulte,  d’une  manière  expresse,  du  rapport  de 
la  Commission  chargée  d’élaborer  le  Code  pénal  (voir  rapport 
de  la  Commission,  p.  101),  de  la  discussion  au  Grand  Conseil, 
et  enfin  de  la  teneur  elle-même  des  articles  279  et  280  du 
Code  pénal  de  1874; 

«Considérant  qu’en  1892,  le  Conseil  d’Etat  présenta,  au 
Grand  Conseil,  un  projet  de  loi  ayant  pour  but  la  révision 
de  quelques  articles  du  Code  pénal  relatifs  aux  attentats  A la 
pudeur  ; 

« Qu’il  ressort,  d’une  manière  expresse , du  rapport  du 
Conseil  d'Etat,  du  rapport  de  la  Commission,  et  de  la  discus- 
sion, que  le  but  que  se  proposait  le  législateur  était,  non  pas 
d’abroger  les  dispositions  du  Code  pénal  sur  les  attentats  à 
la  pudeur  et  le  viol,  mais  au  contraire,  de  rendre  plus  sévères 
les  prescriptions  pénales  concernant  ces  attentats; 

« Considérant  que,  sans  examiner  ici  la  question  de  savoir 
si,  par  suite  d’une  erreur  dans  la  rédaction  de  la  loi,  et  d’une 
omission  purement  matérielle,  le  texte  de  l’article  279  est  ou 
n’est  plus,  aujourd’hui,  applicable,  il  est  certain  que,  bien  loin 
d’enlever  A l’article  280  la  portée  que  le  Code  de  1874  lui 
attribuait,  et  son  application  au  cas  du  viol  commis  sur  une 
enfant  Agée  de  moins  de  quatorze  ans,  le  législateur  de  1892 
en  a aggravé  les  dispositions  ; 

« Qu’en  effet,  la  seule  modification  apportée  A l’article  280 
du  Code  pénal  de  1874,  par  la  loi  du  22  juin  1892,  a consisté 
dans  la  prescription  élevant  de  14  A 15  ans  la  limite  d'Age 
de  la  victime  du  viol  ; 

')  Cet  arrêt  a été  intégralement  publié  dans  la  Semaine  judiciaire 
1899,  p.  157. 
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« Considérant  que  l’on  ne  saurait  admettre  que  le  légis- 
lateur, en  adoptant  l’article  280  dans  sa  teneur  actuelle,  a 
voulu  édicter  une  disposition  pénale  sans  but,  comme  sans 
portée  ; 

« Qu'il  faut  donner  à l'article  280  la  saine  interprétation 
qu’il  comporte,  fondée  sur  la  volonté  du  législateur,  et  le  texte 
même  des  articles  280,  281  et  282  du  Code  pénal  ; 

« Que,  dans  ces  circonstances,  il  est  indiscutable  que  l’ar- 
ticle 280  est  applicable  au  cas  spécial  du  viol  consommé  sur 
la  personne  d’un  enfant  âgé  de  moins  de  quinze  ans; 

« En  fait  : 

«Considérant  qu’Edouard  Spühler  a violé  la  mineure  X., 
et  que  celle-ci  était  âgée  de  moins  de  quinze  ans  au  moment 
de  l’attentat; 

« En  droit  : 

« Considérant  que  Spühler  a été  poursuivi  en  vertu  de 
l’article  280  actuellement  en  vigueur; 

«Que  l’ordonnance  de  la  Chambre  d’instruction,  du  23  dé- 
cembre 1898,  renvoyant  Spühler  devant  la  Cour  de  justice 
criminelle,  vise  l’article  280; 

« Que  Spühler  n’a  point  recouru  en  cassation  contre  la 
dite  ordonnance,  visant  l’article  280; 

«Que  la  réponse  du  Jury,  aux  questions  posées,  vise  le 
crime  de  viol,  prévu  et  puni  par  l’article  280; 

« Qu’enfin,  la  condamnation  prononcée  par  la  Cour  et  le 
Jury  est  celle  prévue  à l’article  280,  et  non  celle  visée  dans 
l’article  279,  que  le  recourant  prétend  avoir  été  abrogé; 

« Considérant  qu’il  résulte  de  tout  ce  qui  précède,  qu’Edouard 
Spühler  a été  poursuivi,  jugé  et  condamné  en  vertu  d’une 
disposition  pénale  en  vigueur,  et  qu'il  a été  ainsi  pleinement 
satisfait  aux  prescriptions  de  l’article  1er  du  Code  d’instruction 
pénale; 

« Qu’ainsi  le  troisième  moyen  de  cassation  doit  être  écarté; 

« Par  ces  motifs,  la  Cour  admet,  en  la  forme,  le  pourvoi 
du  sieur  E.  Spühler  contre  l’arrêt  du  19  janvier  1899; 

« Au  fond,  déclare  le  pourvoi  non  fondé  et  le  rejette.  » 

On  voit  que  cet  arrêt,  tout  en  écartant  le  recours,  n’adopte 
pas  le  système  développé  par  le  procureur  général.  Sans  ar- 
ticle 279,  point  d’article  280!  disait  ce  dernier.  Tout  l’effort 
de  la  Cour  a consisté  au  contraire  à donner  à l’article  280 
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une  existence  indépendante,  à séparer  son  sort  d'avec  celui 
de  son  voisin.  Quand  on  lui  parle  279,  elle  répond  280!  On 
remarquera  aussi  que  cet  arrêt  est  rédigé  avec  une  prudence 
toute  diplomatique.  La  Cour  n'a  pas  entendu  juger  l’œuvre 
des  autres  pouvoirs.  L'article  279  a-t-il  été,  oui  ou  non,  abrogé 
par  le  Grand  Conseil;  le  Conseil  d'Etat  avait-il,  oui  ou  non, 
le  pouvoir  de  le  déclarer  en  vigueur?  Elle  ne  se  prononce 
point  là-dessus. 

Cet  arrêt,  j’y  ai  pris  part,  je  l'ai  accepté  dans  son  entier 
et  j’en  porte  la  pleine  responsabilité.  Si  donc  je  le  critique, 
je  sais  que  c’est  sur  moi-même  que  je  frappe.  D’ailleurs  au- 
jourd'hui comme  alors,  et  j’ai  hâte  de  le  dire,  la  solution  qu’il 
consacre,  le  rejet  du  recours  Spühler  me  paraît  rigoureusement 
juridique  et  dès  lors  inattaquable.  Seulement,  après  de  longues 
et  sérieuses  réflexions,  j’en  suis  venu  à me  demander  si  la 
Cour  n’aurait  pas  pu  déployer  plus  de  hardiesse.  Ce  qu’elle 
a dit  est  fort  bien,  mais  n'aurait-elle  pas  pu  dire  davantage? 
N’aurait-elle  pas  pu  répondre  carrément  au  recourant  : Oui  ! 
l’article  279  est  abrogé  et  vous  avez  raison  de  le  pré- 
tendre ; oui  ! l’article  279  est  visé  dans  l’arrêt  qui  vous  frappe. 
Et  cependant,  vous  n’êtes  pas  fondé  à réclamer  pour  ce  motif 
l’annulation  de  cet  arrêt.  Pourquoi?  Parce  que,  si  cette  évo- 
cation d’un  texte  mort  fait  tache  à l’arrêt  de  la  Cour  criminelle 
et  le  dépare,  elle  est  en  ce  qui  vous  concerne  sans  effet  aucun. 
Auteur  d’un  viol  qualifié,  vous  avez  été  frappé  de  la  peine  du 
viol  qualifié  en  vertu  du  seul  article  qui  réprime  cet  acte.  Et 
comme  conclusion,  la  Cour,  par  voie  de  retranchement  et  tout 
en  maintenant  expressément  le  surplus,  aurait  cassé  l’arrêt 
de  condamnation  pour  autant  seulement  qu’il  y est  fait  mention 
de  l’article  279  du  Code  pénal.  La  satisfaction  ainsi  donnée  au 
recourant  eût  été  purement  platonique. 

Maintenant,  la  Cour  de  cassation  de  Genève  a-t-elle  eu 
raison  d’affirmer  que  l’article  280  se  suffit  à lui-même  et  qu’une 
condamnation  pour  viol  qualifié  peut  être  basée  sur  lui  seul? 
C’est  la  question  capitale.  J’en  réserve  l’examen  pour  le  mo- 
ment où  j'apprécierai  l’arrêt  du  Tribunal  fédéral. 

Car  les  choses  ne  devaient  pas  en  rester  là.  Spühler  tenait 
A épuiser  les  instances;  c'était  son  droit,  c’était  presque  le 
devoir  de  son  mandataire  et  certes  la  question  valait  d’être 
approfondie.  Aussi  le  condamné  recourut-il  au  Tribunal  fédéral 
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tant  contre  l'arrêté  du  8 avril  1896  que  contre  l’arrêt  de  con- 
damnation du  19  janvier  et  l’arrêt  de  rejet  du  2 mars  1899. 
Déni  de  justice  par  violation  de  l’article  4 de  la  Constitution 
fédérale  qui  garantit  l’égalité  des  citoyens  devant  la  loi,  tel 
était  le  motif  invoqué. 

En  matière  de  réclamations  pour  violation  de  droit  cons- 
titutionnels, la  loi  dispose1)  que  le  recours  sera  communiqué 
non  à la  partie  adverse  seulement,  mais  aussi  « à l’autorité  qui 
a rendu  la  décision  attaquée,  avec  fixation  d’un  délai  suffisant 
pour  répondre  ».  Le  texte  est  de  ceux  qui  montrent  tout  ce 
qu’il  est  loisible  au  législateur  de  faire  rentrer  sous  le  titre 
complaisant  d’une  loi  sur  l’organisation  judiciaire.  Quant  à son 
application,  je  remarque  qu’en  l’espèce  (et  c’est  d’ailleurs  une 
pratique  constante)  le  Tribunal  fédéral  n’a  pas  cru  devoir 
communiquer  le  recours  au  parquet  de  Genève.  Et  certes 
pourtant,  dans  une  instance  où  l’annulation  d’un  jugement 
pénal  est  réclamée,  le  ministère  public,  partie  adverse  de  l’ac- 
cusé, reste  partie  adverse  du  condamné  recourant;  c’est  lui 
qui  devrait  être  le  premier  averti,  et  cela  par  le  Tribunal  fédéral 
directement.  Je  ne  sache  pas  non  plus  que  la  partie  civile  ait  été 
mise  à même  de  défendre,  contre  les  attaques  qu’il  subissait, 
un  arrêt  dont  le  maintien  l’intéressait  au  plus  haut  point. 

Quant  à la  communication  du  recours  aux  autorités  contre 
la  décision  desquelles  il  est  dirigé,  c’est  la  loi  qui  l’ordonne, 
il  n’y  a donc  qu’à  s’incliner.  Et  cependant  je  ne  résiste  pas 
à l’envie  de  dire  combien  cette  invitation  à se  justifier,  à la- 
quelle la  fixation  d’un  délai  donne  la  tournure  d’une  injonction, 
combien  cette  procédure  qui  met  en  quelque  sorte  le  juge  en 
cause,  jure  avec  notre  conception  d’un  tribunal  placé  au-dessus 
des  justiciables.  Les  juges  cantonaux  n’ont  pourtant  pas  statué 
à l’aveuglette  et  sans  dire  pourquoi.  Tout  ce  qu’ils  pensent 
du  cas  qui  leur  a été  soumis,  ils  l’ont  exprimé  dans  les  motifs 
à l’appui  de  leur  décision.  Que  leur  veut-on  de  plus?  N’est- 
ce  pas  les  ravaler  au  niveau  du  recourant  que  de  requérir 
d’eux  des  explications  supplémentaires?  On  m’objectera  que 
les  tribunaux  ne  sont  pas  obligés  de  répondre,  c’est  vrai, 
mais  la  situation  qui  leur  est  faite  n'en  reste  pas  moins  épi- 


')  Loi  fédérale  sur  l 'Organisation  judiciaire  du  22  mars  1893, 
article  184. 
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neuse  en  pratique.  Plaider  en  faveur  de  leur  propre  arrêt 
c'est,  pour  certains  d’entre  eux  du  moins,  se  diminuer;  garder  le 
silence,  c’est  manquer  de  déférence  envers  notre  suprême  autorité 
judiciaire,  laquelle  encore  une  fois  ne  fait  ici  que  se  conformer 
à là  loi.  Répondre  qu’on  n’a  rien  A répondre,  c’est  une  troisième 
solution  qui  concilie  ce  qu’un  tribunal  croit  se  devoir  A lui- 
même  avec  la  courtoisie  qu'il  doit  aux  juges  de  Lausanne; 
mais  alors  à quoi  bon  la  communication  du  recours,  si  tel  en 
est  le  résultat? 

Chacun  chez  soi!  conseille  un  vieux  dicton.  J'aurais  voulu 
voir  les  parties,  toutes  les  parties,  à leur  poste  de  combat;  le 
ministère  public  n’est-il  pas  le  représentant,  le  champion  na- 
turel du  tribunal  dont  on  attaque  l'œuvre?  Pour  ce  tribunal, 
j’aurais  voulu  le  voir  rester  au-dessus  des  parties,  au-dessus 
de  la  région  où  l’on  reçoit  des  coups.  La  loi  en  a décidé 
autrement  et  la  procédure  qu’elle  a créée  ne  choque,  paraît-il, 
en  aucune  façon  nos  confédérés.  Serait-ce  que  nous  nous  flat- 
tions, nous  autres  romands,  quand  nous  croyons  être  les  moins 
susceptibles? 

Le  recours  Sptihler  a donné  lieu,  de  la  part  des  autorités 
genevoises,  A trois  mémoires  responsifs.  J’ai  déjA  dit  un  mot 
de  l’argumentation  par  laquelle  le  Conseil  d’Etat  s’efforce  de 
défendre  la  régularité  de  l'arrêté  pris  en  1896  par  son  pré- 
décesseur. La  Cour  criminelle  soulève  deux  fins  de  non- 
recevoir  sur  lesquelles  j'aurai  A revenir  tout  A l’heure.  Au 
fond,  tout  en  maintenant  que  l’article  279  n’a  jamais  été  abrogé 
(c’est  aussi  la  thèse  du  procureur  général  auquel  le  recours 
avait  été  transmis  par  le  Conseil  d’Etat;  j’ai  dit  plus  haut, 
pourquoi  je  ne  pou%rais  y souscrire),  la  Cour  déclare  que  ce 
n’est  pas  en  vertu  de  ce  texte,  mais  en  vertu  de  l’article  280 
que  Sptihler  a été  condamné. 

Le  3 mai  1809,  la  seconde  section  du  Tribunal  fédéral  a 
rendu  l’arrêt  que  voici*): 

« Arrêt: 

« 1°  Le  premier  grief  articulé  par  le  recourant  consiste  A 
contester  toute  valeur  A l'arrêté  du  Conseil  d’Etat  de  Genève 
du  8 avril  1896,  par  lequel  cette  autorité  a pris  sur  elle  de 
rectifier  l’erreur  qui  s’était  glissée  dans  la  loi  du  22  juin  1802. 

')  Voir  pour  le  texte  complet  la  Semaine  judiciaire  1S99,  p.  437. 
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Il  faut  reconnaître,  sans  doute,  qu’en  ce  faisant,  cette  autorité 
avait  empiété  sur  les  prérogatives  du  Grand  Conseil,  auquel 
seul  il  appartenait  d’apporter  une  modification  quelconque  au 
texte  des  dispositions  légales  votées  par  lui.  Il  n’y  a pas  lieu, 
toutefois,  de  s’arrêter  à cette  première  partie  du  recours, 
attendu  que  la  question  de  savoir  si  le  prédit  arrêté  a été  pris 
valablement  ou  non  est  sans  intérêt  au  point  de  vue  de  la 
solution  du  dit  recours,  dirigé  uniquement  contre  les  décisions 
judiciaires  des  19  janvier  et  2 mars  1899.  Or,  ces  décisions 
de  la  Cour  de  Justice  criminelle  et  de  la  Cour  de  cassation 
de  Genève  ne  font,  — pas  plus  d’ailleurs  que  l'ordonnance  de 
mise  en  accusation  du  23  décembre  1898,  — aucune  mention 
de  l’arrêté  du  8 avril  1896,  mais  elles  se  fondent  exclusive- 
ment sur  les  articles  279  et  280  du  Code  pénal,  modifiés  par 
la  loi  du  22  juin  1892.  Les  tribunaux  genevois  ont,  au  reste, 
si  peu  tenu  compte  de  l’arrêté  de  1896  susmentionné,  qu’aussi- 
tôt  après  les  jugements  intervenus  en  la  cause,  ils  ont  pris 
l’initiative  d’une  demande  tendant  à obtenir  de  l’autorité  légis- 
lative, c'est-à-dire  du  Grand  Conseil,  le  redressement  de  l’erreur 
commise  en  1892,  reconnaissant  par  là  même  que  la  mesure, 
prise  par  le  Conseil  d’Etat  en  1896,  n’avait  déployé  aucun  effet. 
C’est  donc  à tort  que  le  recourant  se  croit  autorisé  à conclure 
de  l’inconstitutionnalité  de  cette  mesure  à la  nullité  des  juge- 
ments pénaux  qu’il  attaque.  Le  Tribunal  de  céans  doit  donc 
se  borner  à rechercher  si,  en  présence  du  texte  de  la  loi  de 
1892,  telle  qu’elle  était  sortie  des  délibérations  du  Grand  Con- 
seil, les  tribunaux  genevois  étaient  autorisés  à appliquer  au 
prévenu  Spühler  les  articles  279  et  280  du  Code  pénal. 

« II.  Avant  d’aborder  cette  question,  il  convient,  toutefois, 
d’examiner  les  fins  de  non-recevoir  que,  soit  la  Cour  crimi- 
nelle, soit  le  Procureur  général,  opposent  au  recourant,  et  qui 
se  trouvent  résumées  dans  les  faits  du  présent  arrêt. 

« L’exception  tirée  de  ce  que  l’accusé  a négligé  de  se  pré- 
valoir du  moyen  de  nullité  qu'il  a soulevé  depuis  lors  est  sans 
fondement.  Non  seulement  la  Cour  de  cassation  ne  s’y  est  pas 
arrêtée  et  n’en  a fait  aucune  mention  dans  son  arrêt,  mais 
le  Code  d’instruction  genevois  dispose  expressément,  à son 
article  449,  que  « sauf  en  ce  qui  concerne  l’incompétence,  les 
recours  en  cassation  contre  les  ordonnances  de  la  Chambre 
d’instruction,  ou  les  sentences  rendues  au  cours  des  débats  ne 
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sont  ouverts  qu’après  l’arrêt  définitif»  et  «qu’en  aucun  cas, 
l'exécution  volontaire  de  ces  ordonnances  et  de  ces  arrêts  ne 
peut  être  opposée  comme  fin  de  non-recevoir».  11  suit  indubi- 
tablement de  ces  dispositions  précises  que  rien,  jusqu'à  l’arrêt 
définitif,  ne  peut  couvrir  les  vices  de  l'instruction,  et  que  les 
moyens  de  cassation  sont  toujours  réservés  en  faveur  du  con- 
damné. 

« Cette  même  disposition,  par  le  fait  qu’elle  autorise  le  pré- 
venu, après  le  jugement  de  son  procès,  à se  pourvoir  aussi 
contre  l’ordonnance  de  la  Chambre  d’accusation,  doit  entraîner 
également  le  rejet  de  l’autre  exception,  soit  fin  de  non-recevoir, 
que  la  Cour  criminelle  emprunte  à la  circonstance  que  Spühler 
n’a  pas  demandé  la  nullité  de  cette  ordonnance  dans  le  délai 
fixé  à l’article  219  de  la  procédure  genevoise.  D’ailleurs,  le 
prévenu  n’eût  été  autorisé  à user  du  droit  de  recours  que  lui 
conférait  cet  article  que  pour  autant  que  le  fait  visé  par  l’arrêt 
de  renvoi  n’aurait  pas  été  prévu  par  la  loi  pénale  ; or,  tel 
n’était  pas  le  cas,  attendu  que,  même  si  Spühler  ne  pouvait 
pas  être  condamné  en  vertu  des  articles  279  et  280  du  Code 
pénal,  il  n’en  demeurait  pas  moins,  de  son  propre  aveu,  sous 
le  coup  de  l’article  277  ibidem,  prévoyant  l’attentat  à la  pudeur 
commis  avec  violence  sur  la  personne  d’un  enfant  âgé  de  moins 
de  quinze  ans.  Les  prédites  fins  de  non-recevoir  devant  être 
ainsi  écartées,  il  y a lieu  de  passer  à l’examen  du  recours 
au  fond. 

« III.  Il  n’est  point  exact,  tout  d’abord,  de  prétendre,  comme 
le  font  soit  la  Cour  criminelle,  soit  la  Cour  de  cassation,  que 
la  condamnation  du  sieur  Spühler  a été  prononcée  en  vertu 
de  l’article  280  du  Code  pénal  seul.  En  effet,  soit  l’ordonnance 
de  la  Chambre  d’instruction,  soit  l’arrêt  de  condamnation,  men- 
tionnent expressément  comme  applicables  à l’accusé  l’article  279, 
aussi  bien  que  l’article  280  de  ce  code. 

« Ces  deux  articles  sont  conçus  comme  suit  : 

« Article  279.  Sera  puni  de  la  réclusion,  de  trois  ans  à 
dix  ans,  quiconque  aura  commis  la  crime  de  viol,  soit  à l’aide 
de  violences  ou  de  menaces  graves,  soit  en  abusant  d’une  per- 
sonne qui,  par  l’effet  d'une  maladie,  par  l'aliénation  de  ses 
facultés,  ou  par  toute  autre  cause  accidentelle,  avait  perdu 
l’usage  de  ses  sens  ou  en  avait  été  privée  par  artifice.  » 
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« Article  280.  Si  le  crime  a été  commis  sur  la  personne  d’un 
entant  Agé  de  moins  de  quinze  ans,  la  peine  sera  la  réclusion 
de  dix  ans  à vingt  ans.  » 

« Ce  dernier  article,  tout  en  renfermant  une  sanction  pénale 
et  en  indiquant  aussi  la  circonstance  aggravante  découlant  de 
l’Age  de  la  victime,  n’énonce  point  les  autres  éléments  consti- 
tutifs de  l’acte  qu’il  vise,  de  telle  sorte  que,  pour  appliquer  la 
peine  de  l'article  280,  les  tribunaux  genevois  ont  dû  combler 
cette  lacune  en  recourant,  par  voie  interprétative,  à l’article  279 
abrogé,  un  procédé  qui  ne  saurait  se  justifier  en  présence  des 
règles  d’interprétation  de  dispositions  d’ordre  pénal,  lesquelles 
sont  de  droit  strict. 

« IV.  Cette  considération  n’est  toutefois  point  suffisante 
pour  justifier  l’annulation  de  l’arrêt  cantonal,  sollicité  par  le 
recourant.  Le  droit  pénal  est  du  domaine  cantonal,  et  le  Tri- 
bunal de  céans  n’a  point  à contrôler  l’application  qu’en  font 
les  autorités  cantonales,  à moins  que  leur  décision  ne  soit 
marquée  au  coin  de  l’arbitraire,  en  faisant  acception,  par 
exemple,  des  personnes,  ou  en  infligeant  une  peine  en  l’absence 
de  tout  délit.  Or,  le  recourant  ne  prétend  et  ne  peut  rien  allé- 
guer de  semblable.  Il  ne  soutient  nullement  qu’un  autre  pré- 
venu eût  été,  à sa  place,  traité  plus  favorablement,  et  il  ne 
conteste  pas  non  plus  le  caractère  criminel  de  l’attentat  qu’il 
a perpétré.  Il  se  borne  à soutenir  que,  dans  les  circonstances 
du  cas,  les  autorités  genevoises  auraient  dû  lui  appliquer,  non 
point  la  pénalité  de  l’article  280  du  Code  pénal,  mais  celle  de 
de  l’article  277  relatif  A l’attentat  à la  pudeur  commis  avec 
violence. 

« Sans  méconnaître  ce  que  ce  grief  peut  avoir  de  fondé 
en  présence  de  l’erreur  commise  touchant  l’article  279  par  la 
clause  abrogatoire  de  la  loi  de  1892,  il  n’en  demeure  pas  moins 
incontesté  que  l’article  280  avait  été  maintenu,  et  que  le  crime 
visé  par  cette  disposition  légale  n’était  autre  que  le  viol  accom- 
pagné de  la  circonstance  aggravante  tirée  de  l’âge  de  la  vic- 
time. 11  est,  dès  lors,  certain  qu’en  condamnant  Splihler  comme 
ils  l’ont  fait,  les  tribunaux  genevois  ont,  en  réalité,  appliqué 
une  disposition  de  la  loi  existante  à un  fait  punissable  dont  la 
criminalité  était  reconnue  par  son  auteur  et  que,  dès  lors, 
cette  condamnation  ne  porte  pas  atteinte  au  principe  titilla 
pœtia  sine  lege. 

Schweizerische  Zeitschrift  für  Strafrecht,  lit  Jahrg.  1*1 
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«Pur  ces  motifs,  le  Tribunal  fédéral  prononce:  Le  recours 
est  écarté ...» 

Cet  arrêt  suggère  de  nombreuses  observations: 

I.  Sur  les  fins  de  non-reeevoir  soulevées  par  la  Cour 

criminelle. 

L'examen  d’une  d’entre  elles  conduit  à constater  de  la 
part  du  législateur  genevois,  sinon  une  autre  et  plus  ancienne 
inadvertance,  tout  au  moins  un  complet  défaut  de  méthode 
dans  l'organisation  du  recours  à la  forme.  Je  me  vois  donc 
obligé  d’ouvrir  ici  une  assez  longue  parenthèse  et  de  consa- 
crer quelques  pages  à la  discussion  de  questions  techniques 
de  procédure  pénale. 

A.  Tardiveté  prétendue  du  recours. 

Puisque  l’ordonnance  de  renvoi  visait  l’article  279  du  Code 
pénal,  dit  la  Cour,  c'est  contre  elle  que  vous  deviez  recourir. 
L’article  219  Code  d'instruction  pénale  vous  accordait  cinq  jours 
pour  le  faire.  Ce  délai  passé,  vous  étiez  forclos.  — Pour  re- 
jeter ce  moyen1),  le  Tribunal  fédéral  invoque  l'article  449  *)  du 
même  code  et  tire  de  cet  article  cette  conclusion  absolue:  Rien 
jusqu'à  l’arrêt  définitif  (c’est-à-dire  l'arrêt  de  condamnation)  ne 
peut  couvrir  les  vices  de  l’instruction. 

A première  vue,  cette  assertion  paraît  inacceptable  et  l’on 
est  tenté  de  crier  au  Tribunal  fédéral  : Mais  vous  n’avez  donc 


’)  Le  T ribunal  fédéral  aurait  aussi  pu  répondre  ceci  : Le  recours 
de  Spühler  est  dirigé  non  contre  l’ordonnance  de  renvoi,  mais  contre 
l’arrêt  de  condamnation,  lequel  vise  lui  aussi  l'article  279.  Donc  il  ne  sau- 
rait être  question  ici  du  délai  prévu  par  l’article  219  du  Code  d’instruc- 
tion pénale. 

’)  Voici  le  texte  des  deux  articles  dont  il  est  question  ici.  Article  219 
du  Code  d’instruction  pénale  de  1KS4  : « Le  Président  avertit  de  plus 
l’accusé  que,  s’il  se  croit  fondé  à former  une  demande  en  nullité  contre 
la  procédure  antérieure,  il  doit  faire  sa  déclaration  dans  les  cinq  jours 
suivants,  et  qu’après  l’expiration  de  ce  délai  il  n’y  sera  plus  recevable.  » 
— Article  449:  «Sauf  en  ce  qui  concerne  l’incompétence,  les  recours  en 
cassation  contre  les  ordonnances  de  la  Chambre  d’instruction,  ou  les  sen- 
tences rendues  au  cours  des  débats,  ne  sont  ouverts  qu’après  l’arrêt  défi- 
nitif. — En  aucun  cas  l'exécution  volontaire  de  ces  ordonnances  et  de 
ces  arrêts  ne  peut  être  opposée  comme  fin  de  non-recevoir.» 
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pas  lu  le  code  genevois!  Mais  vous  oubliez  que  son  article  219 
fixe,  dès  l’interrogatoire  par  le  président  des  assises,  un  délai  fatal 
de  cinq  jours  pour  le  recours  contre  la  procédure  antérieure  ! 
A l’expiration  de  ce  terme,  les  vices  de  l’instruction  sont  donc 
couverts  et  tout  recours  fermé.  — Eh  bien!  quand  on  étudie 
attentivement  la  genèse  du  code  genevois,  quand  on  le  com- 
pare avec  les  textes  français  qui  en  sont  la  source,  on  en 
vient  à penser  que  c’est  probablement  le  Tribunal  fédéral  qui 
a raison.  En  d’autres  termes,  la  rédaction  à la  fois  extensive 
et  catégorique  de  l’article  449  rend  l’article  219,  sinon  inappli- 
cable, au  moins  d’une  application  très  malaisée;  je  vais  m’elforcer 
de  le  démontrer. 

Dans  ce  but,  une  étude  préliminaire  s'impose,  celle  des 
dispositions  du  Code  d’instruction  criminelle  français  qui  trai- 
tent du  recours  contre  l’arrêt  de  renvoi  (articles  296 — 301). 
Notons  d’abord  qu’elles  sont,  de  l'aveu  général,  rédigées  d’une 
façon  très  incorrecte.  Faustin  Hélie  ’)  dit  sans  ambages  que 
« les  dispositions  du  Code  sur  ce  point  important  manquent 
tout  à fait  d’exactitude  et  de  précision  ».  Le  législateur  gene- 
vois, venu  le  dernier  et  pouvant  profiter  des  expériences  d'au- 
trui, n’en  est  que  moins  excusable  de  s’être  obstinément  collé 
à un  modèle  si  imparfait,  au  lieu  de  faire  œuvre  originale. 
Nous  verrons  bientôt  qu’il  n’a  même  pas  su  copier  correcte- 
ment. 

Constatons  d’abord  un  fait  essentiel  : Bien  que  baptisé 
dans  l'article  296  du  Code  d’instruction  criminelle  du  nom  de 
demande  en  nullité,  le  recours  contre  l’arrêt  de  renvoi  n’en 
est  pas  moins  un  pourvoi  en  cassation  ordinaire.  Il  y a si 
bien  unanimité  sur  ce  point  en  France,  que  la  question  n’a 
jamais  été  soulevée  en  doctrine1)  ni  en  jurisprudence.  Un 
pénaliste  français  rirait  au  nez  de  qui  viendrait  lui  soutenir 
qu'il  existe  contre  l’arrêt  de  renvoi  un  recours  spécifique  en 


')  Traité  de  l’instruction  criminelle,  VI,  p.  4t>l. 

*)  Faustin  Hélie  (loc.  cit.,  p.  4(>1 1 dit  par  exemple:  «La  loi  a ouvert 
contre  les  arrêts  de  la  Chambre  d’accusation  la  voie  du  recours  en  cas- 
sation. » C’est  par  cette  phrase  qu'il  inaugure  son  commentaire  sur  le 
prétendu  recours  en  nullité.  — Labor  de  (Cours  de  droit  criminel,  p.630) 
est  plus  précis  encore  quand  il  dit:  « La  voie  de  recours  ouverte  contre 
les  arrêts  de  la  Chambre  d’accusation  est  le  pourvoi  en  cassation . » Il 
n’a  donc  pas  deux  recours,  il  n’y  en  a qu'un  seul. 
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nullité.  Voies  de  nullité  n'ont  lieu  en  France,  dit  un  vieux 
brocard.  La  nullité  n’est  jamais  une  voie  de  recours  contre 
les  jugements,  mais  on  peut  obtenir  par  voie  de  cassation 
X annulation  d’une  décision  judiciaire.  C’est  probablement  ce 
que  le  législateur  a voulu  dire  dans  son  langage  imprécis. 
Il  y a donc  non  pas  deux  voies  intrinsèquement  dissemblables, 
mais  un  seul  recours  à la  forme  basé  sur  la  violation  de  la 
loi  et  exercé  tantôt  contre  les  arrêts  de  la  Chambre  d’accu- 
sation, tantôt  contre  ceux  de  la  Cour  d’assises.  Les  ouvertures 
A cassation  (très  imparfaitement  décrites  par  le  Code  et  déve- 
loppées par  la  jurisprudence)  sont  les  mêmes  dans  l’un  ou 
dans  l’autre  cas.  Les  nullités  de  procédure  sont  précisément 
un  des  moyens  de  cassation  expressément  prévus.  Au  reste, 
les  mots  nullité  et  cassation  se  trouvent  pêle-mêle  sous  la 
plume  du  rédacteur  du  Code.  Cette  confusion  est  si  grande 
que  les  motifs  sur  lesquels  le  recours  en  cassation  peut  être 
basé  sont  officiellement  appelés  par  lui  des  nullités  ').  Il  est 
d’ailleurs  radicalement  impossible  de  forger  un  recours  en 
nullité  avant  des  caractères  distincts  de  ceux  du  pourvoi  en 
cassation.  Bref  (et  je  sais  bien  qu'aux  yeux  des  Français  je 
me  donne  l’air  d’enfoncer  une  porte  ouverte,  mais  on  verra 
tout  A l’heure  l’intérêt  capital  de  cette  constatation  au  point 
de  vue  du  droit  genevois),  il  est  bien  entendu  que  la  demande 
en  nullité  prévue  par  l’article  296  n’est  pas  autre  chose  qu’un 
recours  en  cassation  contre  l’arrêt  qui  renvoie  l’accusé  par 
devant  les  assises. 

Ceci  posé,  comment  et  surtout  i)  quel  moment  ce  recours*) 
s’exerce-t-il  d'après  la  loi  française?  Le  législateur  avait  ici 
l'option  entre  deux  systèmes  dont  j’apprécierai  plus  loin  les 
mérites  : celui  du  pourvoi  immédiat,  celui  du  pourvoi  différé 

')  Voir  Code  d'instruction  criminelle,  livre  II,  titre  III,  rubrique  du 
chapitre  I.  Voir  aussi  les  articles  -K)7,  410,  413  et  notamment  les  articles 
427  et  428,  435,  437  ices  derniers  dans  le  chapitre  relatif  aux  demandes 
en  cassation)  dans  lesquels  les  mots  annuler,  voie  d'annulation,  nullité, 
sont  couramment  employés.  — Il  y a bien  dans  le  Code  d’instruction  cri- 
minelle un  recours  spécial  dit  annulation  ; c’est  celui  dont  parle  l’ar- 
ticle 441  et  dont  il  a été  souvent  question  au  cours  de  l’affaire  Dreyfus. 
Ce  recours  n’est  d’ailleurs  lui  aussi  qu’un  pourvoi  en  cassation  soumis  à 
des  conditions  spéciales  et  affranchi  des  délais  ordinaires. 

’)  Pour  simplifier,  je  ne  m'occuperai  au  cours  de  ce  travail  que  du 
pourvoi  formé  par  l’accusé,  laissant  de  côté  le  recours  des  autres  parties. 
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jusqu’après  l'arrêt  de  condamnation.  11  a choisi  le  premier 
d’entre  eux  et  l’article  296  dit  nettement:  La  déclaration  doit 
être  faite  au  greffe  dans  les  cinq  jours  ‘)  ; ce  terme  écoulé,  le 
recours  n’est  plus  recevable  et  l’accusé  doit  en  être  formelle- 
ment averti.  Le  délai  a pour  point  de  départ  nprmal  l’inter- 
rogatoire par  le  président  des  assises,  au  cours  duquel  cette 
espèce  de  mise  en  demeure  est  faite  au  recourant  possible. 
Toutefois,  par  une  irrégularité  fréquente  en  pratique,  il  peut 
arriver  que  la  signification  de  l’arrêt  de  renvoi  n’ait  pas  eu 
lieu,  comme  le  veut  la  loi,  avant  cet  interrogatoire.  Or  un 
délai  ne  court  pas  contre  celui  qui  ne  peut  en  user;  pour 
délibérer  utilement  sur  l’exercice  d’un  recours,  encore  faut-il 
connaître  la  décision  qu’il  s’agit  d’attaquer.  C’est  pourquoi, 
dans  ces  cas  exceptionnels,  la  jurisprudence  a fixé  pour  point 
de  départ  du  délai  de  cinq  jours  la  date  de  la  notification  de 
l'arrêt  de  renvoi  *). 

Ainsi,  et  quel  que  soit  le  moyen  de  cassation  soulevé 
contre  un  arrêt  de  renvoi8),  le  pourvoi  doit  être  formé  dans 


')  La  Cour  de  cassation  a constamment  jugé  que  l’énumération  des 
moyens  de  nullité  contenue  à l’article  269  n’était  point  limitative  et  que 
l’arrêt  de  renvoi  pouvait  être  attaqué  pour  d’autres  motifs.  Seulement,  et 
non  sans  subtilité,  elle  a décidé  que  le  délai  de  5 jours  prévu  par  l’ar- 
ticle 2%  n'était  applicable  qu’aux  ouvertures  expressément  mentionnées 
dans  l'article  299.  Pour  les  moyens  de  cassation  pris  en  dehors  de  cet 
article,  c’est  le  délai  normal  de  3 jours,  établi  par  l’article  373  du  Code 
d’instruction  criminelle,  qui  reprend  son  empire.  J’ajoute  que  ce  dernier 
délai  se  comptant  par  jours  francs  et  pas  le  premier,  la  différence  entre 
eux  n’est  en  définitive  que  d’un  seul  jour.  (Voir  F.  Hélie,  loc.  cit.,  p.  462 
et  suiv.,  Kl,  535  et  suiv.) 

’)  En  ce  qui  concerne  le  délai  de  3 jours  mentionné  dans  la  note 
précédente,  la  stricte  application  de  l’article  373  conduirait  à le  faire  courir 
dès  le  prononcé  de  l’arrêt  de  renvoi.  Or  cet  arrêt  se  rend  à huis  clos  et 
trois  jours  peuvent  fort  bien  s’écouler  sans  qu'il  ait  été  porté  à la  con- 
naissance de  l’accusé.  La  jurisprudence  a donc  dû  admettre,  en  déroga- 
tion à l’article  373,  que  les  trois  jours  ne  courent  qu’à  partir  de  la  signi- 
fication de  l’arrêt  de  renvoi.  (Voir  F.  Hélie,  loc.  cit-,  p.  558.) 

*)  A vrai  dire,  ce  point,  vu  la  rédaction  vicieuse  de  l'article  408  du 
Code  d’instruction  criminelle,  a donné  lieu  à quelque  doute.  Certains 
arrêts  et  auteurs  anciens  ont  tiré  de  ce  texte  la  conséquence  que  les 
recours  contre  l'arrêt  de  renvoi  n’étaient  ouverts  qu'à  partir  de  l’arrêt  de 
condamnation,  lorsque  ces  recours  sont  fondés  sur  un  autre  moyen  que 
ceux  énumérés  à l’article  299.  Cette  opinion  est  aujourd’hui  tout  à fait 
abandonnée.  Voir  sur  ce  point  F.  Hélie,  loc.  cit.,  p.  565  et  suiv. 
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les  cinq  jours  qui  constituent  le  délai.  A défaut  de  recours, 
l'arrêt  de  renvoi  est  absolument  inattaquable. 

En  est-il  de  même  de  la  procédure  antérieure?  Tous  les 
vices  de  cette  dernière,  ceux  notamment  qui  peuvent  être 
relevés  dan^  les  décisions  rendues  au  cours  de  l’instruction, 
sont-ils  couverts  par  l'absence  de  recours  contre  l’arrêt  de 
renvoi?  Tel  était  évidemment  le  vœu  du  législateur,  l’exposé 
des  motifs  en  fait  foi1).  Par  malheur,  le  Code  d’instruction 
criminelle  n’a  pas  été  fait  d’un  bloc  ; il  a été  présenté  en  plu- 
sieurs projets  successifs  et  parfois  insuffisamment  coordonnés 
entre  eux.  C'est  ce  qui  explique  qu’un  texte  postérieur,  l’ar- 
ticle 416,  ait  pu,  d’ailleurs  dans  une  très  faible  mesure,  venir 
restreindre  la  règle  si  simple  et  si  rationnelle  posée  par  l’ar- 
ticle 296.  Cet  article  416  dispose  en  effet  que  le  pourvoi 
contre  les  arrêts  préparatoires  ou  d’ instruction , à quelque 
époque  et  par  quelque  juridiction  qu'ils  aient  été  rendus,  ne 
sera  ouvert  (exception  faite  des  arrêts  portant  sur  la  compé- 
tence) qu’après  l’arrêt  définitif.  C’est  dire  que,  pour  cette 
catégorie  de  décisions,  mais  pour  celle-là  seulement,  le  légis- 
lateur substitue  le  recours  différé  au  recours  immédiat.  J’ai 
dit  que  la  restriction  était  de  peu  d’importance.  En  effet,  dès 
qu’un  jugement  est  définitif  parce  qu’il  dessaisit  le  tribunal 
sur  un  point  donné,  ou  interlocutoire  parce  qu’il  fait  grief  à 
l’une  des  parties,  le  principe  du  recours  immédiat  reprend  son 
empire.  Et  c’est  l’immense  majorité  des  cas;  les  arrêts  pure- 
ment préparatoires  sont  rares®). 

Ce  bref  résumé  nous  permet  de  dégager  l’ensemble  du 
système  des  délais  admis  en  France  pour  le  recours  en  cassation 
contre  les  diverses  décisions  de  justice3): 

1°  Arrêts  de  renvoi  : Délai  de  cinq  jours  dès  l’interrogatoire 
(article  296)  ou  exceptionnellement  dès  la  signification  de  l’arrêt 4). 

*)  Voir  le  texte  dans  F.  Hélie,  loc.  cit.,  p.  464. 

*)  Les  exemples  de  préparatoires  jugés  tels  par  la  Cour  de  cassation 
sont  notamment  les  suivants:  Arrêt  ordonnant  un  apport  de  pièces,  un 
supplément  d'instruction,  une  expertise.  Voir  F.  Hélie,  loc.  cit.,  p.  512,  5t4. 
Voir  aussi  Dalloz,  Répertoire  alphabétique,  au  mot  cassation , n"*  140, 
146  et  suiv.,  161  et  suiv. 

3i  Voir  F.  Hélie,  Pratique  criminelle,  I,  p.  352,  355,  502,  503. 

*)  Délai  de  trois  jours  dès  cette  signification  lorsque  le  pourvoi  est 
basé  sur  un  moyen  non  mentionné  dans  l’article  299.  Voir  ci-dessus  page 
191,  note  1. 
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2°  Arrêts  interlocutoires  et  de  compétence  : Délai  de  trois 
jours  dès  le  prononcé  (ou  la  notification)  de  l’arrêt  (articles  373, 
416  a contrario). 

3°  Arrêts  définitifs  et  notamment  arrêt  de  condamnation  : 
Même  délai  que  ci-dessus  (articles  373,  416). 

4°  Arrêts  préparatoires  et  d'instruction  : Délai  de  trois 
jours  dès  le  prononcé  de  l'arrêt  de  condamnation  (articles 
373,  416). 

Tous  ces  délais  sont  l'atals;  tout  pourvoi  formé  après  l’ex- 
piration de  chacun  d’eux  est  nul  et  non  avenu. 

Passons  maintenant  la  frontière  et  voyons  comment,  à 
Genève,  le  législateur  de  1884  a tiré  parti  du  modèle  qu’il  lui 
avait  plu  de  choisir. 

A l’exemple  du  Code  d’instruction  criminelle,  notre  Code 
d’instruction  pénale  institue,  sous  le  nom  de  demande  en  nullité 
un  recours  contre  l’ordonnance  de  renvoi1)  (article  219).  A la 
différence  du  législateur  français,  la  loi  genevoise  (consacrant 
par  un  texte  exprès  les  résultats  approximatifs  de  la  juris- 
prudence française),  pose  en  principe  que  les  moyens  de  cas- 
sation (les  principaux  du  moins  d’entre  eux)  par  lesquels  on 
peut  attaquer  l’arrêt  de  condamnation  peuvent  également  être 
soulevés  contre  l’ordonnance  de  renvoi  (article  445,  1°)*). 


')  Il  eût  mille  fois  mieux  valu  unifier  dans  un  chapitre  spécial  la 
matière  des  voies  de  recours  contre  toutes  les  décisions  de  justice.  Si  l’on 
eût  procédé  ainsi  au  lieu  de  traiter  le  recours  contre  les  ordonnances  de 
renvoi  accidentellement,  comme  un  épisode  au  cours  de  la  procédure  pré- 
paratoire, il  est  infiniment  probable  qu'on  se  serait  aperçu  de  ce  qu’il  y 
a de  contradictoire  ou  tout  au  moins  de  confus  dans  les  textes  genevois. 

’)  Voici  les  textes  en  question: 

« Article  219.  Le  président  avertit  de  plus  l’accusé  que  s’il  se  croit 
fondé  à former  une  demande  en  nullité  contre  la  procédure  antérieure,  il 
doit  faire  sa  déclaration  dans  les  cinq  jours  suivants,  et  qu’après  l’expi- 
ration de  ce  délai  il  n’y  sera  plus  recevable. 

Article  224.  La  déclaration  de  l’accusé  et  celle  du  Procureur  gé- 
néral doivent  énoncer  l’objet  de  la  demande  en  nullité.  — Ce  recours  ne 
peut  être  formé  que  contre  l’ordonnance  de  la  Chambre  d’instruction  et 
dans  les  quatre  cas  suivants:  1“  Si  le  fait  n’est  pas  qualifié  crime  par  la 
loi;  2°  si  le  ministère  public  n’a  pas  été  entendu;  3°  si  l’ordonnance  n’a 
pas  été  rendue  par  le  nombre  de  juges  fixé  par  la  loi;  4"  si  dans  la  pro- 
cédure suivie  antérieurement  à l’ordonnance  de  renvoi  il  a été  omis  une 
des  formalités  exigées  par  une  loi  constitutionnelle  ou  essentielle  à la 
péfense  du  prévenu. 
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Donc,  de  deux  choses  l'une  : 

Ou  bien  le  Code  d’instruction  pénale  n’a  voulu  organiser 
qu’un  seul  recours  en  cassation  contre  les  ordonnances  de 
renvoi  et  alors  les  dispositions  des  articles  219  et  445  sont 
applicables  au  même  pourvoi. 

Ou  bien  le  Code  d’instruction  pénale  a voulu  créer  contre 
cette  ordonnance  deux  recours  distincts,  le  pourvoi  en  nullité 
prévu  par  les  articles  219  et  suivants  et  le  pourvoi  en  cassation 
prévu  par  les  articles  445  et  suivants. 

Examinons  tour  à tour  ces  deux  alternatives  ; voyons  quels 
sont  les  arguments  qu’on  peut  invoquer  en  leur  faveur  et  quels 
sont  les  résultats  auxquels  conduit  chacune  d'elles. 

1°  Système  du  recours  unique. 

On  peut  le  défendre  pour  les  raisons  suivantes: 

a)  Cette  unité  est  admise  en  France  où  nul  ne  distingue 
entre  nullité  et  cassation.  Or  le  Code  d'instruction  pénale  a 
reproduit  exactement  l’article  296  du  Code  français  *).  Cette 
identité  des  textes  fait  présumer  en  faveur  de  l’identité  des 
systèmes.  Ici  donc  pourraient  prendre  place  les  arguments, 
tirés  tant  du  texte  que  du  fond  des  choses,  que  j'ai  avancés 
plus  haut  en  traitant  du  droit  français. 

b)  Les  motifs  de  recours  prévus  par  l’article  224  d’une 
part  et  par  l’article  445  d’autre  part  sont  absolument  de  môme 
nature;  ce  sont  des  moyens  de  forme.  Il  est  impossible  de  dire 

Article  445.  En  matière  criminelle  et  correctionnelle,  le  condamné 
ou  le  Procueur  général  peut  se  pourvoir  en  cassation  dans  les  cas  sui- 
vants: 1“  S'il  y a eu  omission  ou  violation  d'une  forme  prescrite  sous  peine 
de  nullité  dans  l’ordonnance  de  renvoi  rendue  par  la  Chambre  d’ins- 
truction, dans  la  procédure  suivie  devant  la  Cour,  ou  dans  l’arrêt  de  con- 
damnation; 2”  si  l’on  a omis  ou  refusé  de  prononcer  sur  des  demandes 
tendant  à user  d’un  droit  accordé  par  la  loi,  lors  même  qu’il  ne  soit  pas 
prévu  sous  peine  de  nullité;  3°  si  l’arrêt  a infligé  une  peine  autre  que 
celle  appliquée  par  la  loi  à la  nature  du  crime  ou  du  délit;  4“  si  la  cour 
qui  a jugé  était  incompétente.  » 

')  Les  moyens  de  nullité  (qui  sont  en  France  des  moyens  de  cas- 
sationi,  étaient  eux  aussi  pareils  dans  les  deux  législations.  L’article  239 
de  notre  Code  de  1884  était  la  reproduction  exacte  de  l’article  299  du  Code 
de  1808.  Dès  lors  l’article  299  français  a été  modifié  par  la  loi. du  10  juin 
1853  laquelle  y a inséré  le  moyen  tiré  de  l’incompétence.  Quant  à l'ar- 
ticle 224  actuel  (239  ancien)  du  Code  genevois,  l’ouverture  prévue  sous 
le  numéro  4 est  une  adjonction  qui  date  de  la  loi  du  1"  octobre  1890. 
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pourquoi  les  uns  devraient  servir  à baser  un  recours  en  nullité, 
les  autres  un  pourvoi  en  cassation. 

c)  Enfin  et  surtout  le  législateur  lui-méme,  par  les  termes 
qu’il  emploie,  semble  consacrer  cette  unification.  Au  chapitre 
de  la  cassation,  en  effet,  ayant  à énumérer  les  moyens  sur 
lesquels  le  pourvoi  peut  être  basé,  il  les  baptise  du  nom  de 
voies  d’ annulation  *).  Et  c’est  ce  même  mot  qui  revient  sous  la 
plume  du  rapporteur  de  la  commission,  lorsqu'il  s’adresse  à 
lui-même  cet  éloge,  hélas  ! peu  mérité  : « Nous  avons  précisé  le 
plus  clairement  possible  les  voies  d'annulation  » *). 

Mais  si,  comme  cela  me  parait  assez  vraisemblable,  le 
législateur  genevois  ne  s'est  proposé  d’instituer  qu’un  seul  re- 
cours contre  l’ordonnance  de  renvoi,  encore  faut-il  se  mettre 
au  clair  sur  cette  question  capitale  : A-  quel  moment  ce  pourvoi 
est-il  ouvert  et  pendant  quel  délai? 

A lire  l’article  219,  aucun  doute  ne  paraît  possible.  C’est 
d’un  recours  immédiat  qu’il  s’agit  ici;  c’est  dans  les  cinq  jours 
de  l’interrogatoire  qu’il  faut  se  pourvoir  à peine  de  déchéance. 
J’ajoute  que  cette  solution  est  très  heureuse  et  qu’ici  tout  au 
moins  l’imitation  du  modèle  français  s'imposait.  Il  y a un  in- 
térêt majeur,  évident,  à ce  que  les  irrégularités  de  la  pro- 
cédure antérieure  soient  signalées  et  rectifiées  sans  délai;  il 
y a urgence  à ce  qu'on  ait  fait  table  rase  avant  le  débat;  il 
faut  qu’à  l’audience,  l’affaire  se  présente  nettoyée  de  toutes  ces 
embuscades,  de  toutes  ces  broussailles  qu’un  magistrat  appelait 
naguère  pittoresquement  le  mâquis  de  la  procédure.  A quoi 
bon  juger  le  fond,  si  tout  peut  être  remis  en  question  par  la 
suite,  pour  un  vice  ignoré  de  la  procédure  antérieure?  La  doc- 
trine est  unanime  pour  se  rallier  à la  méthode  du  recours 
immédiat s). 

’)  Voir  Code  d’instruction  pénale,  livre  II,  titre  VI,  chapitre  I”r,  ru- 
brique de  la  section  I. 

*)  Voir  Mémorial  1833-1884,  p.  1130. 

*)  Faustin  Hélie  (Traité  VI,  p.  5bt>)  la  justifie  en  termes  excellents  : 
« La  loi  a voulu  que  l’accusation  ne  fût  portée  à l'audience  que  purgée 
de  toutes  les  irrégularités  qui  peuvent  peser  sur  elle  ; elle  a voulu  que 
la  procédure  orale  eût  une  base  solide  et  incontestée  et  ne  pût  être  en- 
tachée elle-même  par  les  vices  des  actes  qui  l’ont  précédée.  Il  a paru 
qu’il  serait  absurde  de  continuer  jusqu’à  la  fin  une  instruction  qui  serait 
infectée  d’une  nullité  radicale,  que  la  certitude  d'une  annulation  enlèverait 
aux  débats  leur  puissance  et  leur  gravité,  et  qu’il  n’en  résulterait  qu’une 
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Par  malheur  (et  je  rappelle  que  nous  raisonnons  toujours 
ici  dans  l'hypothèse  du  recours  unique),  le  législateur  gene- 
vois s’est  infligé  h lui-même  le  plus  éclatant  des  démentis. 
Oubliant  que  par  l’article  21e)  il  avait  opté  pour  la  cassation 


immédiate,  il  sanctionne  à l a 
Mettons  les  deux  textes  face 

Article  219. 

Le  Président  avertit  de  plus 
l'accusé  que  s’il  se  croit  fondé  il 
former  une  demande  en  nullité  contre 
la  procédure  antérieure  9,  il  doit  faire 
sa  déclaration  dans  les  cinq  jours 
suivants,  et  qu’après  l’expiration  de 
ce  délai  il  n'y  sera  plus  recevable. 


rticle  449  le  principe  contraire, 
à face: 

I Article  449. 

Sauf  en  ce  qui  concerne  l'in- 
compétence, les  recours  en  cassation 
1 contre  les  ordonnances  de  la  Cham- 
bre d'instruction,  ou  les  sentences 
rendues  au  cours  des  débats  ne  sont 
ouverts  qu’après  l'arrêt  définitif.  En 
aucun  cas,  l’exécution  volontaire  de 
ces  ordonnances  et  de  ces  arrêts  ne 
peut  être  opposée  comme  lin  de  non- 
recevoir. 


Si  ccs  deux  articles  traitent  du  même  recours,  il  est  hors 
de  doute  qu'il  y a entre  eux  antinomie  absolue.  Lequel  des 
deux  aura  le  pouvoir  d’effacer  l’autre,  de  le  rendre  inappli- 
cable? La  réponse  est  aisée.  L'article  219  est  restrictif  des 
droits  de  la  défense;  il  prononce  une  déchéance  encourue  à 
l’expiration  d’un  délai  fatal.  L'article  449  fait  tomber  au  con- 
traire cette  prohibition.  C'esl  en  faveur  du  dernier  qu’il  faut 
donc  opter,  quelque  condamnable  que  puisse  être  le  système 

inutile  prolongation  des  procédures  et  un  surcroît  de  frais  frustratoires 
pour  le  trésor  et  les  parties.  Supposons  dans  le  système  opposé  que  toutes 
les  nullités  de  l’instruction  soient  soigneusement  réservées  pour  n’être 
examinées  qu’après  l'arrêt  définitif;  on  arrive  sans  doute  plus  promptement 
h cet  arrêt...;  mais  la  justice  a-t-elle  un  véritable  intérêt  à ce  que  l’arrêt 
soit  prononcé  dans  un  délai  plus  bref  si  c'est  à la  condition  d’être  fragile, 
s’il  est  infecté  de  vices  qui  peuvent  amener  son  annulation,  si  cette  annu- 
lation, au  lieu  de  ne  frapper  qu’une  instruction  préparatoire,  s’étend  à 
l’instruction  définitive?  Les  infractions  aux  règles  légales  seront-elles 
moins  graves,  auront-elles  des  conséquences  moins  rigoureuses  parce 
qu’elles  seront  présentées  après  l'arrêt  définitif  au  lieu  de  l’être  avant?... 
Et  est-il  dès  lors  d'une  bonne  administration  judiciaire  d’exposer  volon- 
tairement des  procédures  terminées  à de  fréquentes  annulations?» 

')  Les  mots  « contre  la  procédure  antérieure  » qui  ne  figurent  ni 
dans  l'article  2%  du  Code  français,  ni  dans  le  projet  genevois  primitif, 
ont  été  ajoutés  en  troisième  débat  (Mémorial  18K3-1SS4,  p.  17tû),  sans  que 
le  motif  de  cette  modification  ait  été  indiqué. 
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d'atermoiement  qu'il  consacre.  L’article  219  est  sans  application 
possible  *). 

Ainsi,  dans  l'hypothèse  actuelle,  quand  le  président  de 
notre  Cour  criminelle  se  transporte  à la  prison,  quand,  après 
avoir  procédé  à l’interrogatoire,  après  avoir  confirmé  ou  dé- 
signé le  défenseur,  le  magistrat  avertit  solennellement  l’accusé 
qu’il  doit,  à peine  de  forclusion,  se  pourvoir  dans  les  cinq 
jours  contre  l’ordonnance  de  renvoi,  cette  exhortation  est  vaine, 
ce  délai  est  illusoire,  cette  déchéance  est  une  menace  en  l'air. 
Bien  plus,  en  encourageant  implicitement  l'accusé  à recourir 
s’il  s’y  croit  fondé,  le  président  lui  conseille  un  acte  irrecevable 
puisque  le  recours  n’est  pas  ouvert  avant  l’arrêt  définitif. 

Le  mal  est  peut-être  venu  de  ce  qu’après  avoir  dans  son 
article  219  copié  le  code  français,  notre  législateur  s’est  avisé, 
mais  un  peu  tard  et  de  bien  malheureuse  façon,  de  faire  de 
l’indépendance  dans  la  rédaction  de  son  article  449.  Ce  dernier 
étant  l’imitation  approximative  de  l’article  416  Code  d’instruc- 
tion criminelle,  il  convient  de  les  mettre  en  regard  l’un  de 
l’autre  : 


Article  449 

Code  d'instruction  pénale. 

Sauf  en  ce  qui  concerne  l’in- 
compétence, les  recours  en  cassation 
contre  les  ordonnances  de  la  Cham- 
bre d’instruction,  ou  les  sentences 
rendues  au  cours  des  débats,  ne  sont 
ouverts  qu’après  l’arrêt  définitif. 


Article  416 

Code  d’instruction  criminelle. 
Le  recours  en  cassation  contre 
les  arrêts  préparatoires  et  d'instruc- 
tion ou  les  jugements  en  dernier 
ressort  de  cette  qualité,  ne  sera 
ouvert  qu'après  l’arrêt  ou  jugement 
définitif.....  La  présente  disposition 
ne  s’applique  point  aux  arrêts  ou 
jugements  rendus  sur  la  compétence. 


On  voit  que  les  mots  « les  ordonnances  de  la  Chambre 
d’instruction » insérés  au  texte  genevois*)  donnent  aux  deux 


')  Il  en  est  de  même  de  l’article  223.  L’antinomie  existe  tout  aussi 
absolue  entre  lui  et  l’article  449.  Dans  l’hypothèse  du  recours  unique,  le 
pourvoi  du  ministère  public  n'est  pas  plus  ouvert  que  celui  de  l’accusé; 
le  délai  de  cinq  jours  est  sans  effet,  la  déchéance  illusoire. 

’)  Ces  mots  n’ont  point  été,  comme  on  pourrait  le  croire,  ajoutés 
par  voie  d’amendement;  ils  faisaient  partie  du  texte  primitif.  L’article  449 
actuel  (477  du  projet)  n’a  subi  aucune  modification  quant  au  fond.  Au 
second  débat  le  rédacteur  du  projet  fit  seulement  observer,  au  nom  de 
la  commission:  «Nous  avons  remplacé  dans  le  premier  alinéa  le  mot 
arrêts  par  le  terme  sentences.  > A diverses  reprises  au  cours  de  la  dis- 
cussion, le  rapporteur  laisse  percer  la  préoccupation  de  varier  les  termes 
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articles  «ne  portée  absolument  différente.  Tandis  qu’en  France 
l’article  416  n’empiète  en  aucune  façon  sur  l'article  296  du 
même  code,  tandis  qu’en  France  l’arrêt  de  renvoi  passe  en 
force  de  chose  jugée  dès  que  le  délai  de  cinq  jours  est  expiré, 
l’ordonnance  de  renvoi  rendue  par  la  Chambre  d’instruction 
de  Genève  peut  être  attaquée  tant  que  le  délai  pour  se  pour- 
voir contre  l’arrêt  définitif  n’est  pas  écoulé. 

Ainsi,  non  seulement  notre  article  449  est  en  contradiction 
probable  avec  l’article  219  qu’il  annihile,  mais  encore,  pris  en 
lui-même  et  sans  comparaison  avec  un  autre  texte,  il  est  in- 
trinsèquement indéfendable  en  ce  qu’il  diffère  le  recours  et 
laisse  en  suspens,  jusqu’après  l’arrêt  définitif,  le  sort  de  l'or- 
donnance de  renvoi.  Quels  motifs  ont  pu  engager  notre  légis- 
lateur h opter  en  faveur  d’un  système  de  procédure  univer- 
sellement condamné?  C’est  ce  qu'il  est  impossible  de  découvrir. 
Le  rapport  à l’appui  du  projet  ne  justifie  en  aucune  façon  la 
préférence  ainsi  donnée.  11  se  borne  à cette  assertion  plus 
catégorique  que  convaincante1):  «Pour  cause  d’incompétence, 
on  est  libre  de  se  pourvoir  immédiatement  contre  une  ordon- 
nance de  la  Chambre  d’instruction  ou  une  sentence  prononcée 
au  cours  des  débats.  Hors  ce  grief,  il  faut  attendre  que  l'arrêt 
définitif  soit  rendu.  » Je  regrette  qu’il  ne  se  soit  trouvé  per- 
sonne au  Grand  Conseil  qui  demandât  pourquoi!  Pourquoi 
cette  liberté  dans  un  cas,  pourquoi  cette  obligation  dans  l’autre? 
Qu’il  s’agisse  d’un  vice  de  forme  ou  d’une  décision  rendue  par 
un  tribunal  sans  pouvoirs,  l’urgence  est  la  même  et  la  vérité 
c’est  qu’/7  ne  faut  pas  attendre!*) 

et  de  sacrifier  à l’élégance.  Mieux  eût  valu  chercher  à mettre  les  articles 
du  projet  en  concordance  exacte  les  uns  avec  les  autres.  Qu'un  littérateur 
évite  l’emploi  réitéré  du  même  mot,  rien  de  mieux.  Mais  la  langue  juri- 
dique veut  avant  tout  la  précision  et  souvent  il  arrive  qu’elle  n’ait  pas 
à sa  disposition  deux  façons  d'exprimer  la  même  idée.  La  répétition  du 
mot  s’impose  alors.  Sans  doute,  l’article  477  du  projet  contenait  trois  fois 
le  mot  arrêts,  mais  c’était  un  petit  malheur.  En  revanche,  l’idée  de  bap- 
tiser sentence  un  arrêt  de  cour  ne  viendrait  à aucun  juriste  soucieux  de 
la  terminologie. 

')  Voir  Mémorial  1883-1884,  p.  1130. 

*)  Dans  l’article  416  Code  d'instruction  criminelle,  la  mention  ex- 
presse des  arrêts  de  compétence  a pour  but  de  bien  marquer  que  ces 
arrêts  ne  sont  pas  de  simples  préparatoires  et  qu’on  peut  recourir  contre 
eux  sans  attendre  l’arrêt  définitif.  A vrai  dire,  cette  mention  est  superflue. 
Il  est  de  règle  qu’un  jugement  de  compétence  est  définitif  puisqu’il  épuise 
la  juridiction  du  tribunal  sur  ce  point  spécial. 
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En  résumé,  si  l’interprétation  que  semble  admettre  le  Tri- 
bunal fédéral  est  la  bonne,  il  a raison  de  soutenir  que  les 
vices  de  l’instruction  ne  sont  jamais  couverts  avant  l'arrêt 
définitif. 

2°  Système  du  double  recours. 

Il  présente  cet  avantage  immédiat  de  supprimer  net  une 
contradiction  qui  dépare  le  Code.  S’il  y a deux  recours  dis- 
tincts, les  textes  de  nos  articles  deviennent  sinon  clairs,  du 
moins  conciliables.  Le  délai  de  cinq  jours  dès  l'interrogatoire, 
prévu  par  l’article  219,  s’appliquera  au  pourvoi  en  nullité;  le 
délai  de  trois  jours  dès  l’arrêt  définitif,  prévu  par  l’article  449 
(combiné  avec  l’article  354),  s’appliquera  au  pourvoi  en  cassation. 

Oui,  mais  alors  nous  voici  ramenés  tout  droit  à l’éternel 
problème  : Quelle  différence  y a-t-il  entre  la  nullité  et  la  cassa- 
tion? — Mais,  m’objectera-t-on,  la  loi  elle-même  le  résout;  elle 
distingue  les  deux  recours  d’après  leurs  motifs;  les  ouvertures 
mentionnées  à l’article  224  baseront  le  premier,  les  moyens 
énumérés  à l’article  445  baseront  le  dernier  d’entre  eux. 

Je  ne  veux  pas  revenir  sur  le  fait  patent  que  la  distinction 
est  insoutenable  en  principe.  Je  veux  rechercher  seulement  si 
en  pratique  elle  avancera  beaucoup  les  choses  et  si  l’appli- 
cation raisonnable  de  notre  code  sera  par  elle  rendue  moins 
malaisée.  J’avoue  d’emblée  que  j’ai  à cet  égard  les  doutes  les 
plus  sérieux. 

Remarquons  d’abord  que  nous  voici  dotés  non  seulement 
de  deux  voies  de  recours  à la  forme  contre  l’ordonnance  de 
renvoi  '),  mais  encore  de  deux  recours  différents  quant  à la  date 
de  leur  ouverture.  Le  pourvoi  en  nullité  est  immédiat,  le  pour- 
voi en  cassation  est  différé  et  cela  sans  que  la  loi,  sans  que 

')  II  serait  même  plus  exact  de  dire  que  nous  avons  trois  voies  de 
recours  distinctes:  1“  Pourvoi  en  nullité;  2”  Pourvoi  en  cassation  ordi- 
naire; 3“  Pourvoi  en  cassation  pour  cause  d’incompétence.  La  date  d'ou- 
verture de  ce  dernier  ou  plus  exactement  le  temps  pendant  lequel  il  reste 
ouvert  est  assez  malaisé  à déterminer.  Sans  doute  le  recourant  n’est  pas 
obligé  d’attendre  l'arrêt  définitif  (article  449);  il  peut  se  pourvoir  en  cassa- 
tion dans  les  cinq  jours  de  l’interrogatoire  (ce  qui  prouve  une  fois  de  plus 
l'identité  qui  existe  entre  la  cassation  et  la  nullité).  Mais  peut-il  aussi  se 
pourvoir  après  l’arrêt  définitif?  Ou  bien  la  déchéance  dont  la  loi  frappe 
le  recours  en  nullité  à l’expiration  du  délai  de  5 jours  est-elle  également 
applicable  k ce  recours  en  cassation?  La  loi  n’a  pas  résolu  cette  question. 
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les  travaux  préparatoires  fournissent  même  l’ombre  d’un  motif 
A l'appui  de  cette  différence  de  traitement,  pourtant  considé- 
rable. Qui  dira,  par  exemple,  pourquoi  l’on  peut,  pourquoi  l’on 
doit  même  A peine  de  forclusion,  se  pourvoir  dans  les  cinq 
jours  de  l’interrogatoire  dans  le  cas  où  le  fait  énoncé  par  l’or- 
donnance de  renvoi  n’est  pas  qualifié  crime  par  la  loi  (article 
224,  1°)?  tandis  qu’on  peut  et  doit  attendre  l’arrêt  définitif  lors- 
que  le  texte  de  la  même  ordonnance  viole  une  forme  prévue 
par  la  loi  A peine  de  nullité  (article  445,  1°)!  Supposez  un  vice 
de  forme  aveuglant,  supposez  par  exemple  que  l'ordonnance 
ait  omis  de  citer  les  articles  du  Code  pénal  qui  visent  l’infraction 
poursuivie  ').  Il  faudra  donc  surseoir  A tout  recours,  sous  pré- 
texte qu’il  s’agit  IA  d'un  moyen  non  de  nullité,  mais  de  cassation, 
il  faudra  procéder  au  débat,  il  faudra  juger,  alors  que  chacun, 
du  président  A l’huissier  de  service,  sait  A n'en  pas  douter  que 
tout  cela  est  illusoire,  que  c’est  du  temps  et  de  l’argent  perdus! 
N'est-ce  pas  absurde? 

J’affirme  donc  que  les  ouvertures  A cassation  et  les  pré- 
tendus motifs  de  nullité  sont  impossibles  A trier  les  uns  d’avec 
les  autres.  Mais  il  y a plus  encore.  Chez  nous  comme  en  France, 
la  jurisprudence  en  matière  de  cassation  est  extensive.  Elle 
admet  que  le  législateur  n'a  pas  voulu  énumérer  limitativement 
les  moyens  de  recours*);  elle  a annulé,  et  en  toute  justice,  de 
nombreux  arrêts  pour  des  raisons  autres  que  celles  exprimées 
par  la  stricte  lettre  de  la  loi.  Supposons  qu’A  Genève,  un  recours 
basé  sur  un  de  ces  moyens  de  jurisprudence  soit  introduit 
contre  une  ordonnance  de  renvoi  ou  contre  la  procédure 
antérieure.  Avec  le  dualisme  de  notre  code,  qui  dira  dans 
quelle  catégorie,  nullité  ou  cassation,  ce  pourvoi  doit  être  rangé? 
Qui  dira  surtout,  car  il  ne  s’agit  pas  ici  d’un  simple  jeu  de 
théoriciens,  A quelle  date  un  pareil  recours  est  ouvert? 

Un  exemple:  Il  arrive  fréquemment  que  l’accusé  recoure 
contre  l’ordonnance  pour  fausse  qualification  du  fait3).  Ni  le 

')  L'article  190,  alinéa  3,  Code  d’instruction  pénale  impose  cette  men- 
tion à peine  de  nullité. 

*1  Voir  notamment  F.  Hélie,  Traité,  IV,  p.  4( >2  et  suiv. 

*)  Soit  que  la  Chambre  d’instruction  ait  faussement  apprécié  le  carac- 
tère juridique  de  certains  faits  et  qualifié  par  exemple  viol  des  actes 
constituant  l’attentat  à la  pudeur,  ou  vol  des  actes  constituant  l’escroquerie; 
soit  que  la  Chambre  ait  par  erreur  fait  usage  d’une  qualification  qui  n’est 
pas  celle  de  la  loi,  par  exemple  attentat  aux  mœurs  au  lieu  d’attentat  à 
la  pudeur. 
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code  français  ni  le  nôtre  ne  visent  expressément  cette  ouver- 
ture que  la  jurisprudence  a consacrée.  Comment  classer  ce 
recours  en  droit  genevois?  On  peut  dire  ceci  : La  fausse  quali- 
fication rentre,  comme  l’espèce  rentre  dans  le  genre,  dans  le 
cas  où  le  fait  n’est  pas  qualifié  crime  par  la  loi.  C’est  la  solu- 
tion, très  contestable  en  logique,  adoptée  par  la  Cour  de  cassa- 
tion française1).  Donc  le  pourvoi  est  basé  sur  l’article  224,  1°, 
donc  c'est  un  recours  en  nullité,  immédiatement  ouvert.  Mais 
on  pourrait  tout  aussi  raisonnablement  plaider  ceci  : La  fausse 
qualification  doit  être  rapprochée  du  défaut  de  qualification. 
En  exigeant  ù peine  de  nullité  que  l’ordonnance  précise  le  carac- 
tère juridique  du  fait,  l’article  190  du  Code  d’instruction  pénale 
veut  parler  de  la  qualification  exacte  et  non  d’une  étiquette 
de  fantaisie.  Donc  le  pourvoi  est  basé  sur  l’article  445,  1°;  donc 
c’est  un  recours  en  cassation,  différé  jusqu’après  l’arrêt  definitif. 
— La  vérité  est  que  ces  deux  solutions  sont  également  inad- 
missibles et  que  la  fausse  qualification  du  fait  ne  rentre  ni 
dans  les  moyens  de  l’article  219,  ni  dans  ceux  de  l’article  445. 
Mais  alors  qui  fixera  la  date  d’ouverture?  Sera-ce  le  recourant 
qui  choisira  son  heure,  en  baptisant  à son  gré  son  pourvoi 
recours  en  nullité  ou  recours  en  cassation  ? 

Je  pourrais  multiplier  ces  exemples*);  je  pourrais  insister 
aussi  sur  ce  fait  que  si  notre  loi  a entendu  créer  un  recours 
spécial  en  nullité,  elle  a oublié  de  lui  attribuer  expressément 
l’effet  suspensif3),  en  sorte  qu’au  cas  d’un  pourvoi  exercé  en 

*)  Voir  F.  Hélie,  loc.  cit.  p.  46T>. 

*)  Que  penser  en  particulier  de  l’accusé  qui  recourt  contre  une  déci- 
sion de  la  Chambre  d’instruction  qui  lui  a refusé  la  libération  provi- 
soire ? L’article  224  l’oblige  à attendre  jusqu’après  l’ordonnance  de  renvoi. 
Mais  le  recours  est-il  même  ouvert  à ce  moment-là?  Pourquoi  serait-ce 
là  un  moyen  de  nullité  plutôt  qu’un  motif  de  cassation  ? Le  recourant  ne 
peut  pas  invoquer  le  n”  4 de  l’article  22-1,  car  ce  texte,  rédigé  d’une  façon 
beaucoup  trop  étroite,  exige  une  violation  de  forme  qu’un  simple  refus  de 
libération  n’implique  pas.  Alors,  devra-t-il  attendre  l’arrêt  définitif  pour 
faire  statuer  sur  sa  détention  préventive  ? 

*)  En  matière  de  pourvoi  contre  l’arrêt  de  condamnation,  l’effet  sus- 
pensif est  expressément  prévu  par  l’article  355  du  Code  d’instruction 
pénale,  lequel  au  reste  aurait  dû  trouver  place  dans  le  chapitre  de  la 
cassation.  — En  France,  l’article  301  du  Code  d’instruction  criminelle 
statue  qu’en  cas  de  pourvoi  contre  l’arrêt  de  renvoi,  les  débats  ne  seront 
pas  ouverts.  La  seule  exception  faite  à cette  règle  a trait  au  recours 
évidemment  irrecevable  parce  qu’il  a été  fait  après  l’expiration  du  délai. 
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vertu  de  l’article  219,  aucun  texte  n’obligerait  la  Cour  crimi- 
nelle à surseoir  au  débat.  Mais  je  crois  en  avoir  dit  assez  pour 
montrer  tout  ce  qu’a  de  fâcheux  le  procédé  qui  consiste  à 
couper  en  deux  tronçons  un  recours  indivisible  par  sa  nature. 

La  conclusion  de  cette  longue  et  aride  étude,  la  voici  : 

Quelle  que  soit  la  solution  adoptée,  il  faut  reconnaître  que 
le  recours  contre  l’ordonnance  de  renvoi  a été  traité  par  notre 
code  de  la  façon  la  plus  malheureuse. 

Si  l’on  admet  l'unité  de  recours,  non  seulement  le  légis- 
lateur rend  l’article  219  inapplicable  par  la  rédaction  qu'il  a 
donnée  â l’article  449,  mais  encore  il  consacre  le  système  archi- 
vicieux  du  recours  toujours  différé. 

Si  l’on  admet  la  dualité  des  recours,  les  deux  articles  sus- 
visés ne  sont  plus,  il  est  vrai,  en  contradiction  dans  leur  texte, 
mais  leur  application  rationnelle  est  impossible  et  la  pratique 
se  heurte  tantôt  à des  distinctions  injustifiées,  tantôt  à des  diffi- 
cultés insurmontables. 

Je  crois  qu’il  est  urgent  de  remédier  à cet  état  de  choses 
et,  si  j'avais  l’honneur  d'Stre  député  au  Grand  Conseil,  je  n’hési- 
terais pas  â prendre  l’initiative  de  la  réforme.  Elle  pourrait 
s'opérer  de  deux  façons  : 

Ou  bien  (et  ce  serait  facile  et  vite  fait)  on  se  bornerait  à 
rayer  dans  l’article  449  les  mots  malencontreux  qui  font  du 
recours  contre  les  ordonnances  de  lu  Chambre  d'instruction  un 
recours  différé. 

Cette  suppression  faite,  nous  aurions  : 

1°  Un  recours  en  nullité  et  en  cassation  (le  nom  importe 
peu  désormais)  contre  l’ordonnance  de  renvoi  et  la  procédure 
antérieure,  recours  qui  devrait  être  intenté  dans  les  cinq  jours 
de  l’interrogatoire  (article  219),  quel  que  soit  le  moyen  invoqué. 

2°  Un  recours  contre  les  arrêts  rendus  au  débat  et  contre 
l’arrêt  de  condamnation,  recours  ouvert  pendant  les  trois  jours 
qui  suivent  le  prononcé  du  dit  arrêt  (article  449). 

En  d’autres  termes,  nous  rentrerions  ainsi  dans  le  système 
français,  avec  ce  seul  changement,  cette  seule  amélioration 
plutôt,  qu’â  Genève  le  recours  ne  serait  pas  différé  jusqu’après 
l’arrêt  définitif  pour  les  décisions  préparatoires  et  d’instruction 
rendues  pendant  la  période  informatoire. 

Ou  bien  (et  ce  serait  infiniment  préférable)  on  profiterait 
de  l’occasion  pour  unifier  et  refondre  entièrement  les  dispo- 
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sitions  de  notre  code  qui  régissent  le  recours  à la  forme.  Elles 
en  ont  besoin.  Et  alors,  je  voudrais  qu’on  se  décidât  une  bonne 
fois  à briser  les  vieux  clichés  du  droit  français;  je  voudrais 
qu’on  cessât  de  procéder  à coup  d’énumérations  minutieuses 
et  boiteuses,  que  la  jurisprudence  est  sans  cesse  occupée  à 
compléter  en  tournant  la  loi.  Deux  ou  trois  régies  bien  larges, 
bien  libérales,  suffiraient  amplement.  On  dirait,  par  exemple, 
que  le  recours  en  cassation  est  immédiatement  ouvert  contre 
toute  décision  de  la  Chambre  d’instruction  ou  de  la  Cour  de 
jugement,  lorsque  cette  décision  contient  une  violation  de  la 
loi,  une  informalité  grave  ou  une  atteinte  aux  droits  des  parties. 
Et  ces  principes  posés,  on  se  fierait  aux  juges  pour  les  appliquer 
sainement. 

Ici,  nous  fermons  la  parenthèse  et  nous  revenons,  d’un 
peu  loin  peut-être,  à l’affaire  Spühler.  Il  nous  reste  à apprécier 
en  quelques  mots  la  seconde  fin  de  non-recevoir  soulevée  par 
la  Cour  criminelle  ; elle  est  relative  à 

B.  L’Absolution. 

C’est  au  débat,  dit  la  Cour,  que  l’accusé  aurait  dû  réclamer 
le  bénéfice  de  l’article  330  du  Code  d'instruction  pénale  ').  Il 
ne  l’a  pas  fait  en  temps  voulu;  il  ne  doit  donc  pas  être  reçu 
à invoquer  le  principe  : Nulla  pœna 

A cette  objection,  le  Tribunal  fédéral  répond  en  substance  : 
Il  n’y  avait  pas  lieu  à absolution,  parce  que,  même  si  Spühler 
ne  pouvait  pas  être  condamné  pour  viol,  il  n'en  demeurait  pas 
pas  moins,  de  son  propre  aveu,  sous  le  coup  de  l’article  277 
du  Code  pénal,  qui  réprime  l’attentat  à la  pudeur  avec  violence. 
— J'avoue  que  cette  façon  d’argumenter  me  déconcerte.  Est-ce 
donc  l’accusé  qui  décide  si  l’acte  commis  par  lui  est  oui  ou 
non  contraire  à la  loi  pénale?  Est-ce  lui  qui  dicte  aux  autorités 
l’article  du  code  en  vertu  duquel  il  doit  être  poursuivi?  Il  y 
a plus.  Un  même  acte  (et  c’est  un  point  sur  lequel  je  revien- 
drai en  traitant  du  fond)  ne  peut  constituer  à la  fois  un  viol 
et  un  attentat  à la  pudeur.  Si  l’acte  est  un  viol,  il  doit  être 


')  Article  330  : La  Cour  prononce  l’absolution  de  l’accusé  reconnu 
coupable  : 

1“  Si  le  fait  dont  il  est  déclaré  coupable  n’est  pas  prévu  par  une  loi 
pénale;  2°  etc 
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poursuivi  comme  tel;  et  si  la  Cour  estime  que  le  viol  n’est 
pas  prévu  par  la  loi  pénale,  elle  doit  absoudre,  quelle  que 
puisse  être  l’opinion  de  l'accusé  sur  la  qualification  juridique 
de  son  acte. 

Est-ce  à dire  que  la  fin  de  non-recevoir  proposée  par  la 
Cour  eût  dû  être  admise?  Non  certes.  Il  me  paraît  seulement 
que  son  rejet  aurait  dû  être  motivé  comme  suit:  Les  déchéances 
sont  de  droit  étroit  et  le  juge  n’a  pas  à les  inventer  dans  le 
silence  de  la  loi.  Or  l’article  330,  en  traitant  de  l’absolution, 
ne  fixe  aucun  délai  fatal,  n'établit  aucune  forclusion  contre 
celui  qui  n'a  pas  invoqué  ce  bénéfice  entre  le  verdict  affirmatif 
et  l’arrêt.  Rien  n’empêche  donc  le  condamné  de  faire  valoir 
postérieurement  le  moyen  tiré  du  caractère  non  punissable  de 
l’acte.  Son  silence  à l’audience  n’emporte  pas  acquiescement  à 
l’arrêt.  Le  texte  ne  dit  même  pas  que  ce  moyen  doive  être 
soulevé  par  l’accusé  et  la  Cour  pourrait  le  proposer  d’office. 
Il  est  à remarquer  aussi  que  l’article  445,  3°  du  Code  d’instruction 
pénale  ouvre  le  pourvoi  contre  l’arrêt  qui  inflige  «une  peine 
antre  que  celle  appliquée  par  la  loi  à la  nature  du  crime  ou 
du  délit  ».  Comment  ne  serait-il  pas  loisible  de  recourir  contre 
l’arrêt  qui  a prononcé  une  peine  à raison  d’actes  non  incriminés 
par  la  loi? 


EL  Sur  le  fond. 

L’arrêt  (et  la  décision  qui  statue  sur  un  recours  de  cette 
importance  eût  mérité  des  considérants  rédigés  de  façon  moins 
confuse),  l’arrêt  peut  se  résumer  ainsi  : 

1°  Les  tribunaux  genevois  ont  eu  tort  de  prétendre  que 
la  condamnation  de  Spühler  avait  été  prononcée  en  vertu  du 
seul  article  280  du  Code  pénal. 

2°  Les  tribunaux  genevois  ont  eu  tort,  les  règles  d’inter- 
prétation étant  strictes  en  matière  pénale,  de  recourir  pour 
l’explication  de  l’article  280  à l’article  279  abrogé. 

3°  Toutefois,  le  Tribunal  fédéral  n’intervient  pour  contrôler 
l’application  de  la  loi  pénale  par  les  tribunaux  cantonaux,  que 
s’il  y a eu  arbitraire,  notamment  par  acception  de  personnes, 
ou  par  le  fait  d’une  condamnation  prononcée  malgré  l’absence 
de  toute  loi  pénale. 
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Sur  le  premier  point: 

Je  crois  qu’il  y a malentendu.  Les  tribunaux  genevois 
n'ont  jamais  soutenu  que  Spühler  eût  été  poursuivi  en  vertu 
de  l’article  280  seul.  C’eût  été  nier  l’évidence,  puisque  l’ordon- 
nance de  renvoi  vise  aussi  l’article  279.  Ce  que  la  Cour  de 
cassation  a dit  en  revanche,  c’est  que  la  peine  infligée  à Spühler 
était  celle  de  l’article  280  et  que  cette  peine  n’aurait  pas  pu 
être  prononcée  en  vertu  de  l’article  279,  puisqu’elle  est  supé- 
rieure au  maximum  prévu  par  le  dit  article. 

Sur  le  second  point  : 

J’avoue  ne  pas  voir  en  quoi  un  tribunal  transgresse  les 
règles  de  la  saine  interprétation  des  textes,  lorsque,  pour  donner 
un  sens  à un  article  resté  en  vigueur,  il  se  sert  d’un  article 
abrogé,  lequel  est  en  liaison  étroite  avec,  le  premier.  Non  seule- 
ment cette  méthode  paraît  licite  dans  les  cas  ordinaires,  mais 
son  emploi  est  urgent  quand  il  s’agit,  comme  en  l’espèce,  d’une 
abrogation  inconsciente.  Et  c’est  ce  qu’il  y a de  plus  irritant 
peut-être  dans  cette  gaucherie  du  législateur  genevois,  c’est 
qu’elle  nous  oblige  à raisonner  en  plein  dans  l’absurde.  Jamais 
le  Grand  Conseil  n’a  songé  à abroger  l’article  279,  tout  le 
monde  est  d’accord  sur  ce  point;  et  nous  voilà  cependant  con- 
traints, pour  réduire  au  minimum  les  conséquences  de  sa  bévue, 
d’échafauder  des  arguments  pour  établir  qu’en  abrogeant  279 
il  n’a  pas  voulu  toucher  à 280! 

Serrons  donc  de  plus  près  ce  problème  d’interprétation 
pénale  : 

La  loi  de  1892  qui  abroge  l’article  279  maintient  l’article 
280  et  cela  bien  nettement,  puisqu’elle  en  modifie  le  texte. 
Donc,  dans  l’idée  du  législateur  (ou  plus  exactement  dans  l’idée 
que  nous  sommes  obligés  de  lui  prêter),  cet  article  avait  une 
existence  indépendante;  il  pouvait  subsister  malgré  la  dispa- 
rition de  celui  qui  le  précède.  Car  on  ne  doit  pourtant  pas 
présumer  d’un  législateur  qu’il  ait  consacré  de  façon  expresse 
un  texte  sans  portée  possible.  Donc  cet  article  280  doit  être 
appliqué.  A quoi  est-il  applicable?  En  d’autres  termes,  quel  est 
le  sens  des  mots:  Si  ce  crime par  lesquels  il  débute? 

Une  remarque  préliminaire  : Si  cet  article  280  était  rédigé 
correctement,  la  difficulté  présente  ne  serait  jamais  née.  Un 
texte  doit  se  suffire  à lui-même.  A quoi  bon  ces  articles  qui 
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s’appuient  les  uns  sur  les  autres,  si  bien  que  l’un  d'eux  venant 
à manquer,  ses  voisins  sont  ébranlés  sur  leur  base?  Remplacez 
ces  mots  malencontreux  : « Si  le  crime  » par  ceux-ci  : « S/  le 
viol » et  voilà  l’article  280  qui  se  lit  sans  le  secours  du  contexte; 
voilà  le  procureur  général  dispensé  de  citer  l’article  279  dans 
ses  réquisitions,  reproduites  par  l’ordonnance  de  renvoi  et  par 
l'arrêt  de  condamnation,  voilà  donc  Sptihler  hors  d’état  de  sou- 
tenir qu’on  lui  a fait  application  d’un  texte  abrogé  '). 

Mais  puisque  le  mal  est  fait,  puisque  l’équivoque  est  créée 
par  le  texte,  recherchons  de  quel  crime  il  peut  s'agir  ici.  Dans 
la  section  des  attentats  aux  mœurs,  le  Code  de  1874  a fait 
rentrer  les  attentats  à la  pudeur  au  sens  large  et  la  bigamie. 
Laissant  de  côté  cette  dernière,  je  constate  que  les  attentats 
à la  pudeur  sont  de  deux  sortes  : 1“  L’attentat  à la  pudeur 
stricto  sensu  qui  est  tantôt  un  délit,  tantôt  un  crime.  2°  Le 
viol  qui  simple,  (article  279)  ou  qualifié  (article  280),  est  toujours 
un  crime.  Survient  la  loi  de  1892;  elle  abroge  l’article  279, 
mais  elle  n’introduit  dans  le  paragraphe  aucune  infraction  nou- 
velle. Or  le  mot  crime  employé  par  l’article  280  n’est  pas 
applicable  à l’attentat  à la  pudeur  au  sens  strict,  puisque  le 
seul  cas  où  cette  infraction  soit  un  crime  est  celui  prévu  par 
l’article  277,  alinéa  3.  Donc,  ou  bien  l’article  280  n’a  aucun 
sens,  ce  qui  est  inadmissible,  ou  bien  le  mot  crime  qui  y figure 
(et  qui  doit  désigner  un  attentat  à la  pudeur  au  sens  large) 
doit  s’entendre  du  viol. 

A côté  de  cette  démonstration  logique,  on  peut  argumenter 
par  l’histoire  et  dire:  Sous  le  Code  de  1874,  l'article  280  était 
applicable  au  viol  qualifié;  il  a été  effectivement  appliqué  à 
des  faits  de  cette  nature.  Or,  rien  dans  la  loi  de  1892  n’indique 
chez  le  législateur  l’intention  de  changer  le  sens  de  cet  article. 
Donc  le  crime  qu'il  prévoit  est  resté  ce  qu’il  était  autrefois; 
donc  il  laut  l’appliquer  comme  par  le  passé  aux  faits  qui  consti- 
tuent cette  infraction  demeurée  identique  à elle-même.  — Mais 


')  A supposer  même  que  le  ministère  public  et  la  Chambre  d'ins- 
truction se  fussent  crus  tenus  de  viser  aussi  l'article  279  parce  qu’il  con- 
tient une  quasi-définition  du  viol  par  indication  des  moyens,  la  rédaction 
proposée  pour  l’article  280  n'en  demeurait  pas  moins  préférable.  Elle 
privait  le  recourant  de  l’argument  qui  consiste  à dire  que  le  viol  n’est 
plus  prévu  par  le  code  genevois;  elle  l’empêchait  aussi  de  soutenir  qu’on 
ne  sait  pas  à quel  crime  l’article  280  est  applicable. 
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que  d’efforts,  que  de  jeux  d'esprit,  pour  démontrer  cette  pro- 
position, de  l’exactitude  de  laquelle  le  recourant  lui-méme  est 
plus  que  personne  convaincu  : La  sanction  pénale  contenue 
dans  l’article  280  est  applicable  au  viol  qualifié. 

Sur  le  troisième  point: 

Si  le  Tribunal  fédéral  a écarté  le  recours  de  Spühler,  c’est 

qu’il  a estimé  qu’en  l’espèce  la  règle  : Xulla  pccna n’avait 

subi  aucune  atteinte.  A l’appui  de  cette  solution,  notre  cour 
suprême  émet  deux  arguments,  de  très  inégale  valeur,  que  je 
désire  examiner  l’un  après  l’autre  : 

1°  Malgré  les  défectuosités  de  la  loi  de  1892,  «//  rt'en 
demeure  pas  moins  incontesté  que  l’article  280  avait  été  main- 
tenu et  que  le  crime  visé  par  cette  disposition  n'était  autre  que 
le  viol  accompagné  de  ta  circonstance  aggravante  tirée  de  l'dge 
de  la  victime  ». 

Sans  doute!  et  j’applaudis  d'autant  meilleur  cœur,  que  c’est 
là  ce  que  je  me  suis  efforcé  de  démontrer  un  peu  plus  haut. 
Seulement,  ce  qui  me  surprend  un  peu  et  même  beaucoup, 
c’est  de  trouver  cette  assertion  dans  la  bouche  des  juges  de 
Lausanne.  On  n’a  pas  oublié  que  tout  à l’heure  le  Tribunal 
fédéral  reprochait  à la  Cour  de  cassation  genevoise  d’avoir, 
en  interprétant  l'article  280  par  l’article  279,  outrepassé  les 
règles  de  l’interprétation  légitime.  Or  je  voudrais  bien  savoir 
où  le  Tribunal  fédéral  a pu  deviner  que  l’article  280  est  relatif 
au  viol,  si  ce  n'est  en  lisant  l’article  279!  Ainsi,  la  conclusion 
admise  par  les  deux  juridictions  cantonale  et  fédérale  est  la 
même.  Seulement,  tandis  que  le  premier  de  ces  tribunaux  s’efforce 
de  justifier  sa  manière  de  voir  par  l’interprétation  des  textes, 
le  Tribunal  fédéral  se  contente  de  l’énoncer  comme  un  axiome. 
J’avoue  ma  préférence  pour  la  première  de  ces  deux  méthodes. 

2"  A cette  raison  sans  réplique,  l’arrêt  en  ajoute  une 
seconde.  Pour  que  le  Tribunal  fédéral  intervînt,  il  faudrait 
que  les  tribunaux  cantonaux  eussent  infligé  une  peine  en  l'ab- 
sence de  tout  délit.  Or,  il  n’en  est  rien,  puisque  le  recourant 
lui-même  reconnaît  le  caractère  criminel  de  l'attentat  qu’il  a 
perpétré. 

Je  n’oublie  pas  que  nous  sommes  en  face  d'un  recours  pour 
déni  de  justice;  j’accorde  qu'en  cette  matière  on  puisse  prêter 
quelque  créance  à la  déclaration  par  laquelle  le  recourant 
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reconnaît  avoir  commis  un  acte  punissable.  Mais  encore  faudrait- 
il  qu'il  y eût  accord  entre  le  tribunal  et  le  recourant  sur  le 
sens  de  cette  espèce  d’aveu. 

Le  recourant  raisonne  ainsi  : J’ai  commis  un  viol,  mais 
cette  infraction  n’existe  plus  en  droit  pénal  genevois.  Or  j’ai 
été  poursuivi  en  vertu  des  articles  qui  visent  le  viol.  Donc 
ma  condamnation  est  un  déni  de  justice.  J’admets  en  revanche 
que  les  autorités  genevoises  auraient  pu  et  pourraient  encore 
(nous  verrons  tout  à l’heure  ce  qu’il  faut  penser  de  cette  asser- 
tion) me  poursuivre  à teneur  de  l’article  qui  réprime  l’attentat 
violent  à la  pudeur. 

Le  tribunal,  s’emparant  de  cette  dernière  déclaration,  ré- 
pond : Du  moment  que  vous  reconnaissez  avoir  commis  un 
acte  punissable,  vous  êtes  mal  venu  à invoquer  le  déni  de 
justice. 

Il  y a donc  visiblement  malentendu  entre  les  deux  inter- 
locuteurs, mais  tout  cela  est  d’assez  médiocre  intérêt.  Quand 
il  s'agit  d’apprécier  la  criminalité  d’un  acte,  ce  n’est  point  le 
témoignage  de  son  auteur  qui  est  déterminant.  Le  meilleur,  le 
seul  critère,  c’est  l’existence  d’une  loi  pénale  qui  frappe  l’acte 
en  question.  C’est  la  loi  qui  crée  le  délit  et  dès  que  la  loi 
existe,  les  tribunaux  ont  fait  leur  devoir  en  l’appliquant.  En 
l’espèce,  les  éléments  constitutifs  du  viol  qualifié  une  fois  établis, 
une  seule  question  importait  : Y a-t-il  oui  ou  non  dans  le  Code 
pénal  genevois  une  disposition  qui  réprime  le  viol  qualifié  ? 
Le  Tribunal  fédéral  ayant  très  justement  admis  l’aflirmative, 
le  déni  de  justice  disparaissait  et  le  recours  devait  être  écarté. 

Mais  vous  pouviez  me  poursuivre  pour  attentat  h la  pudeur 
en  vertu  de  l'article  277,  affirme  Spühler;  que  ne  l’avez-vous 
fait?  La  question  mérite  examen;  non  certes  que  le  reproche 
ainsi  lancé  aux  autorités  genevoises  soit  mérité,  mais  parce  que 
le  Tribunal  fédéral  l’a  pris  au  sérieux,  parce  qu’il  l’a  mentionné 
dans  ses  considérants,  parce  qu'il  a semblé  même  trouver  là 
quelque  chose  de  fondé. 

Il  n’est  pas  difficile  de  lire  dans  le  jeu  du  recourant.  Lors- 
qu’il faisait  miroiter  devant  la  Cour  de  cassation  d’abord,  devant 
le  Tribunal  fédéral  ensuite,  la  possibilité  d’une  poursuite  nou- 
velle pour  attentat  à la  pudeur  ; lorsqu’il  s’écriait  : Je  reste  sous 
le  coup  de  l’article  277  du  Code  pénal  ; j'encours  une  pénalité 
dont  le  maximum  atteint  8 ans  de  réclusion  ; ainsi  je  ne  puis 
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en  aucun  cas  sortir  indemne  de  l’aventure;  lorsqu’il  parlait 
ainsi  tout  haut,  Spühler  se  disait  à part  lui  : Si  les  tribunaux 
de  recours  viennent  à penser  que  l'annulation  de  l’arrêt  puisse 
équivaloir  pour  moi  à l’impunité  définitive,  il  feront  tout  leur 
possible  pour  maintenir  la  condamnation  qui  m’a  frappé.  Et 
c’est  à cette  raison  de  sentiment,  c’est  à ce  besoin  d'une  justice 
obtenue  malgré  le  silence  de  la  loi,  que  Spühler,  dans  son 
mémoire  au  Tribunal  fédéral1),  attribue  expressément  le  rejet 
de  son  pourvoi  en  cassation. 

Je  veux  dire  tout  franchement  ce  que  je  pense  de  cette 
imputation.  Qu’un  condamné  scrute  et  apprécie  les  mobiles  qui 
ont  pu  déterminer  son  juge,  c’est  à coup  sûr  son  droit  absolu, 
mais  à condition  de  ne  pas  donner  pour  vérités  démontrées 
ce  qui  n’est  que  simple  conjecture.  Surtout  qu'en  l’espèce  les 
suppositions  du  recourant  ne  sont  pas  exactes.  Une  Cour  de 
cassation  manquerait  à son  premier  devoir  en  refusant  d’annuler 
une  condamnation  contraire  à la  loi;  elle  ne  doit  pas,  même 
pour  faire  justice,  combler  les  lacunes  de  cette  loi,  d’accord  ! 
Mais  elle  a pour  mission  de  faire  respecter  et  appliquer  tous 
les  textes  existants.  Sans  doute,  la  cour  de  Genève  eût  été 
froissée  de  voir  un  viol  rester  sans  la  répression  qu'il  mérite. 
Mais  qu’elle  soit  partie  de  là  pour  trouver  à tout  prix,  pour 
forger  même  au  besoin  des  moyens  de  rejet,  c’est  une  affir- 
mation gratuite.  La  Cour  de  cassation  ne  s’est  point  trans- 
formée en  cour  d’équité.  Examinant  le  recours  en  droit  strict, 
il  lui  a paru  que  le  maintien  dans  le  code  de  l’article  280 
justifiait  le  maintien  de  l’arrêt  de  condamnation.  Il  n’est  pas 
défendu  à une  solution  juridique  d’être  parfois  aussi  équitable! 

Et  maintenant,  quand  Spühler  semble  appeler  sur  sa  tête 
une  condamnation  basée  sur  l’article  277  du  Code  pénal,  le 
bon  apôtre  sait  bien  qu’il  ne  court  pas  grand  risque.  Deux 
raisons  péremptoires  tirées,  l’une  des  faits  mêmes,  l’autre  de 
la  procédure,  font  obstacle  à la  réalisation  de  ce  vœu  plato- 
nique : 

1°  Viol  et  attentat  à la  pudeur  sont  deux  infractions  dis- 
tinctes, dont  en  fait  les  éléments  sont  différents.  Or,  un  fait 
donné  n’est  incriminé  par  la  loi  pénale  que  sous  une  certaine 

')  Voir  Semaine  judiciaire,  1899,  p.  441. 
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qualification.  Si  donc  il  présente  les  caractères  du  viol,  il  n’aura 
pas  ceux  de  l’attentat  il  la  pudeur  et  vice-versa.  A cette  appré- 
ciation légale  du  fait,  il  est  interdit  de  toucher  soit  pour  l'ag- 
graver, soit  pour  l’atténuer.  Rien  n’autorise  sï  débaptiser  un 
acte,  à démarquer  une  infraction.  Le  recours  en  cassation  pour 
fausse  qualification  du  fait,  moyen  universellement  admis,  appar- 
tient incontestablement  à celui  qui,  ayant  commis  les  actes 
constitutifs  de  l’attentat  à la  pudeur,  se  voit  poursuivre  pour 
viol.  Mais  ce  recours  est  tout  aussi  bien  ouvert  à l’auteur  d’un 
viol  poursuivi  pour  attentat  à la  pudeur.  Il  est  évident  que 
dans  les  cas  ordinaires  ce  dernier  se  gardera  bien  de  se  pour- 
voir en  cassation;  il  gagne  trop  à l’erreur  de  qualification 
commise  ou  à la  correctionalisation  opérée  par  le  ministère 
public.  Mais  supposez  qu'il  ait  intérêt  à faire  remplacer  cette 
appréciation  trop  bénigne  par  la  qualification  exacte,  rien  ne 
l’empêchera  de  recourir. 

En  l’espèce,  supposez  le  pourvoi  admis  par  la  Cour  de 
cassation  ou  encore  le  recours  pour  déni  de  justice  accueilli 
par  le  Tribunal  fédéral  ; supposez  donc  que  l’article  280  du  Code 
pénal  eût  été  déclaré  solidaire  de  l’article  279  abrogé,  et  dès 
lors  inapplicable.  Si  le  ministère  public  avait  été  assez  naïf 
pour  croire  Spühler  sur  parole  et  pour  introduire  de  nouvelles 
poursuites  à raison  du  même  fait  autrement  qualifié;  s'il  avait 
fait  rendre  par  la  Chambre  d’instruction  une  ordonnance  de 
renvoi  basée  sur  l’article  277  du  Code  pénal,  l’accusé  se  fût 
empressé  de  recourir  en  cassation  en  disant  : J’ai  commis  un 
viol.  De  quel  droit  me  poursuivez- vous  pour  attentat  à la  pudeur? 
Est-ce  ma  faute  si  le  législateur  genevois  a cru  devoir  abroger 
les  textes  qui  seuls  sont  applicables  à mon  acte?  — Et  le 
pourvoi  eût  dû  être  admis. 

2°  Il  y a plus.  Cette  poursuite  nouvelle  après  admission 
du  recours,  il  n’était  même  plus  possible  au  ministère  public 
de  l’introduire;  il  n’était  plus  loisible  û la  Chambre  d’instruc- 
tion de  renvoyer  Spühler  aux  assises  pour  attentat  h la  pudeur. 
Pourquoi?  Parce  qu’il  y avait  chose  jugée  sur  ce  point.  Une 
fois  l’ordonnance  de  renvoi  rendue,  la  Chambre  d’instruction 
est  dessaisie;  elle  ne  peut  donc  ni  modifier  cette  ordonnance, 
ni  en  rendre  une  deuxième  il  raison  du  même  fait  tant  que  la 
première  subsiste.  Le  pouvoir  d’annuler  une  décision  de  la 
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Chambre  n'appartient  qu’à  la  Cour  de  cassation  ‘).  — Or,  en 
l’espèce,  l’ordonnance  ancienne,  celle  qui  avait  renvoyé  Spühler 
aux  assises  pour  viol,  n’avait  été  attaquée  par  aucune  des 
parties.  L'accusé  s'était  bien  gardé  d’en  demander  l’annulation, 
le  ministère  public  n’avait  point  recouru.  Ainsi,  le  délai  de 
trois  jours  dès  l’arrêt  définitif  une  fois  expiré,  cette  ordonnance 
passée  en  force  était  devenue  intangible.  Supposez  donc  encore 
une  fois  le  recours  admis;  supposez  (ce  qui  est  fort  douteux) 
le  ministère  public  obtenant  de  la  Chambre  d’instruction  une 
seconde  ordonnance  de  renvoi  pour  attentat  à la  pudeur.  Ce 
n'est  pas  sur  la  fausse  qualification  seule,  c’est  aussi  sur  la 
violation  du  principe  de  la  chose  jugée  que  Spühler  eût  pu 
baser  son  pourvoi  en  cassation.  Il  eût  démontré  sans  peine 
l’irrégularité  du  nouveau  renvoi. 

Le  recours  admis,  c'était  donc  l’impunité  assurée  au  cou- 
pable. 

Un  mot  encore  sur  l’arrêt  du  Tribunal  fédéral.  Cette  déci- 
sion aurait  gagné  en  intérêt  et  en  portée,  si  notre  autorité 
judiciaire  suprême  avait  saisi  l'occasion  qui  s’offrait  à elle  de 
tracer  les  limites  de  sa  propre  compétence,  en  précisant  l’éten- 
due et  les  caractères  du  déni  de  justice  en  matière  pénale. 
L’arrêt  contient,  il  est  vrai,  quelques  lignes  sur  ce  point  délicat; 
le  Tribunal  fédéral,  nous  apprend-il,  se  réserve  le  droit  d'inter- 
venir dès  que  les  décisions  des  autorités  cantonales  sont  « mar- 
quées au  coin  de  l'arbitraire  ».  C'est  fort  bien  ; mais  l’empreinte 
de  ce  coin-là  est  si  variable,  les  contours  en  sont  si  peu  précis 
qu'on  a vu  des  numismates  même  aguerris  tantôt  passer  sans 
la  découvrir,  tantôt  au  contraire  la  signaler  là  où  personne 
n’avait  songé  à la  mettre.  Bref,  je  me  demande  s’il  n’y  a pas 
un  brin  d’arbitraire  dans  la  mission  qui  consiste  à rechercher 
l’arbitraire  chez  autrui.  Je  sais  bien  que  nous  pouvons  malgré 
cela  dormir  tranquilles  parce  que  nous  avons  en  nos  juges 
fédéraux  une  confiance  dont  ils  sont  très  dignes.  Je  sais  aussi 
qu'on  ne  peut  guère  leur  reprocher  de  n’avoir  pas,  dans  leur 
arrêt,  serré  la  notion  de  plus  près  ou  fourni  des  exemples  plus 
nombreux;  car  l'arbitraire  cesserait  d’être  lui-même,  si  l’on 
pouvait  le  définir  nettement  et  prévoir  d’avance  toutes  les  formes 


■)  La  jurisprudence  de  notre  Cour  de  cassation  est  formelle  sur  ce 
point.  Voir  arrêt  Sternberg,  Semaine  judiciaire  1890,  p.  87. 
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qu’il  saura  prendre.  C'est  égal,  j’aurais  été  curieux  d'en 
apprendre  un  peu  plus;  j’aurais  notamment  voulu  savoir  si, 
dans  l’idée  du  Tribunal  fédéral,  l’arbitraire  peut  résulter  parfois 
du  simple  mal-jugé. 

Quoi  qu’il  en  soit,  le  rejet  du  recours  marque  le  dénoûment 
de  cette  petite  cause  célèbre.  Le  condamné  fera  ses  quatorze 
années  de  réclusion,  à moins  que  la  grâce  n’en  abrège  la  durée 
et  l’on  peut  dire,  en  rééditant  à son  usage  un  mot  fameux  : 
Spühler  a été  justement  et  légalement  condamné. 

Mais  que  serait-il  advenu  si  le  hasard  avait  permis  que 
la  victime  de  Spühler  eût  dépassé  l’Age  critique  de  quinze  ans? 
Il  n’est  pas  difficile  de  deviner  que  l’issue  du  recours  aurait 
été  tout  autre.  Le  Tribunal  fédéral  laisse  nettement  percer  son 
opinion  dans  les  considérants  de  l’arrêt;  il  considère  l’article 
279  comme  abrogé.  Or  cet  article  est  seul  applicable,  dès  que 
la  victime  du  viol  a franchi  la  quinzième  année. 

Il  fallait  donc  que  la  pièce  eût  son  épilogue;  il  importait 
que  la  déchirure  ainsi  dévoilée  dans  les  mailles  du  Code  pénal 
fût  recousue  d’urgence.  Aussi,  dès  le  22  mars  1899,  le  Grand 
Conseil  a-t-il,  par  une  loi  spéciale,  rétabli1)  l’article  279  du 
Code  pénal  dans  sa  teneur  ancienne.  Rien  ne  montre  mieux 
que  cette  disposition  avait  été  réellement  abrogée;  rien  ne 
montre  mieux  l’insuffisance  de  l’œuvre  de  réparation  tentée  en 
1896  par  le  Conseil  d’Etat.  LA  où  l’arrêté  a suffi,  la  loi  n’est 
pas  nécessaire. 

Les  Genevois,  la  presque  totalité  d’entre  eux  tout  au  moins, 
ne  se  sont  pas  doutés  que  pendant  près  de  sept  ans,  il  leur 
aurait  été  loisible  de  violer,  sinon  en  toute  sécurité  de  cons- 
cience, au  moins  impunément,  toute  personne  ayant  doublé  le 
cap  de  ses  quinze  ans.  Ils  seront  heureux,  je  suppose,  d’ap- 
prendre qu’ils  ne  jouissent  plus  aujourd’hui  de  cette  prérogative. 
En  tout  cas,  il  m’a  paru  que  cette  aventure  méritait  d’être 
publiée  et  commentée.  Elle  contient  A l’adresse  du  législateur 
de  l’avenir  des  leçons  qui  ne  devraient  pas  être  mises  en  oubli. 


‘)  Loi  du  2 ‘2  mars  1899  rétablissant  l’article  279  du  Code  pénal 
du  21  octobre  1874. 
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Statistische  Erhebungen  Uber  jugendliche 
Verurteilte  im  Kanton  Zürich. 

Mitgeteilt  von 

Prof.  Dr.  E.  Zürcher  in  Zürich. 


Zur  Vorbereitung  eines  Gesetzes  Uber  Massnahmen  bei  Ver- 
gelten jugendlicher  Personen  wurde  von  der  Justizdirektion  des 
Kantons  Zürich  eine  Zusammenstellung  der  in  den  Jahren  189597 
im  Kanton  wegen  Verbrechen  und  Vergehen  verurteilten  jugend- 
lichen Personen  veranlasst.  Diese  Zusammenstellung  giebt  zu  einigen 
Vergleichen  und  Betrachtungen  Anlass.  Wir  reproduzieren  im 
folgenden  nun  den  Zusammenzug  der  Tabellen  fiir  das  ganze, 
Trieunium,  ohne  Ausscheidung  der  einzelnen  Jahre. 

Eine  erste  Tabelle  zeigt  uns  die  Verurteilung  jugendlicher 
Verurteilter  nach  Lebensjahren  und  nach  den  übertretenen  Kapiteln 
des  Strafgesetzbuches. 

Tab.  I. 


Verurteilte  wegen  Verbrechen 
gegen 

Altersjahr  des  Verurteilten 

13 

14 

. , Er*tf 

llteri'tife 

IG  ' 17 

18 

Zweite 

Altemtofe 

Total 

Staat  und  öffentliche  Ordnung 





1 1 

7 

9 

9 

Frieden 

— 

— 

— I — 

8 » 

6 

18 

18 

Öffentliche  Treue  und  Glauben 

— 

1 

i 

3 3 

6 

12 

13 

! Sittlichkeit 

2 

2 4 

2 4 

7 

13 

17 

! Leben  und  Gesundheit  . . . 

— 

3 

3 6 

12  15 

31 

68 

tu 

! Ehrverletzung 

— 

— 

— — 

— 2 

1 

3 

3 

1 Vermögen 

39 

41 

55  135 

85  100 

137 

322 

457 

Betrug 

3 

2 

G 11 

10  lö 

28 

54 

05  1 

i Allgemeine  Sicherheit  . . . 

2 

1 

3 

1 — 

— 

1 

4 

Sicherheit  des  Verkehrs  . . 

— 

— 

- - 

1 — 

2 

3 

3 

Summa 

41 

50 

6fi  160 

118  150 

225 

193 

653  ! 

1 
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Die  Ausscheidung  der  beiden  Altersstufen  entspricht  nicht  dem 
geltenden  Strafgesetzbuch,  sondern  ist  vorgenommen  worden  mit 
Rücksicht  auf  den  Gesetzesentwurf,  über  den  wir  nächstens  berichten 
zu  können  h offen. 

Die  Gesamtzahl  der  wegen  Verbrechen  und  Vergehen  Ver- 
urteilten betrug  im  gleichen  Zeitraum  7655;  die  Jugendlichen  der 
ersten  Altersstufe  machten  daher  2,1  °/o,  die  der  zweiten  Alters- 
stufe 6,4  °/o,  die  Gesamtzahl  der  Jugendlichen  8,5%  aller  Ver- 
urteilten aus. 

Diese  Zahlen  lassen  zunächst  einen  Vergleich  mit  denjenigen 
früherer  Perioden  der  zürcherischen  Rechtsstatistik  zu;  allerdings 
nur  in  einem  gewissen  Umfange,  da  die  Aufnahmen  nicht  ganz 
gleichmiissig  erfolgt  sind.  Es  betrug  nämlich  : 

in  °/o  aller  wegen  Verbrechen  und  Vergehen  Verurteilten  : 


1853/70  die  Zahl  der  Verurteilten 


im  Alter  von  12 — 20  Jahren 

1871/84  dieselbe  Zahl 

1885/91  die  Zahl  der  Verurteilten 

im  Alter  von  12 — lti  Jahren 

v ,1  „ U'  1 9 „ 

1 o 1 

» 1»  W * “ 1 ° « 

1895/97  die  Zahl  der  Verurteilten 

im  Alter  von  13 — 15  Jahren 

n ,,  n Ul  18  ,i 

i)  n n 13 18  „ 


8,1 

13,2 


3,7 

7.3 

. . 11,0 

2,1 

6.4 

. . 8,5 


Wenn  wir  dabei  berücksichtigen,  dass  in  der  letztgenannten 
Periode  das  19.  Altersjahr,  das  selbstverständlich  eine  höhere  Ziffer 
als  die  vorausgehenden  Jahre  nufweist,  nicht  mitgezählt  ist,  so 
werden  wir  annehmen  müssen,  dass  gegenüber  der  Vorperiode  that- 
säehlieh  keine  Verminderung  eingetreten  ist. 

Übrigens  wäre,  um  genau  zu  sein,  noch  ein  Verhältnis  zu 
berücksichtigen,  nämlich  das  der  Individuen  im  Alter  von  12 — 20 
Jahren  überhaupt  zur  Gesamtbevölkerung.  Es  ist  ja  klar,  dass  die 
Ziffer,  welche  den  Anteil  der  Jugendlichen  an  der  Gesamtkriminalität 
zum  Ausdruck  bringt,  eine  ganz  andere  Bedeutung  hat  bei  einer 
kinderreichen  Bevölkerung  als  bei  einer  kinderarmen.  Sollte  sich 
im  Verlaufe  der  Jahre  dieses  Verhältnis  durch  starke  Einwanderung 
Erwachsener  und  Abnahme  der  Eheschliessungen  oder  der  Frucht- 
barkeit der  Ehen  verschoben  haben,  so  hätten  auch  die  obigen 
Zahlen  eine  ganz  andere  Bedeutung.  In  Wirklichkeit  ist  aber  eine 
solche  Verschiebung  nicht  vorgekommon,  was  wenigstens  die 
Zählungscrgebnisse  von  1880  und  1888  zu  erweisen  vermögen. 
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1880  betrug  die  Bevölkerung  iin  Alter  von  0 — 20  Jahren 
19,2%  der  Gosamtbevölkcrung, 

1888  betrug  dieselbe  Bevölkerungskategorie 
19,3  % der  Gesamtbevölkerung. 

Die  relative  Vermehrung  der  jugendlichen  Verbrecherwelt  hat 
also  an  sich  nichts  Erschreckendes,  sie  ist  im  letzten  Jahrzehnt  ja 
kaum  bemerkbar.  Die  in  die  Augen  fallende  Vermehrung  von 
1853/70  auf  1871/84  begleitet  Dr.  Meyer1)  mit  folgender  Bemerkung: 
„Eine  solche  Zunahme  ist  zu  erwarten  gewesen,  wenn  man 
bedenkt,  dass  heute  infolge  der  industriellen  Betriebsverhttltnisse 
beispielsweise  die  Arbeiter  in  viel  früherem  Alter  selbständig  werden, 
als  vor  dreissig  oder  vierzig  Jahren.  Dass  nun  in  einem  so  frühen 
Alter  die  Eigenschaften,  die  zu  einem  aus  eigenem  Antriebe  ordent- 
lich geführten  Beben  notwendig  sind,  in  höherem  Masse  mangeln 
als  je,  ist  ja  klar.  Aber  immerhin  wolle  man  bedenken,  dass  auch 
in  dem  Zeitraum  1871/84  von  100  Verurteilten  13,2  im  Alter  von 
12 — 20  Jahren  stehen,  während  von  100  Erwerbenden  immerhin 
16,5  in  jene  Altersklasse  fallen,  die  Beteiligung  an  der  Zahl  der 
Verurteilten  den  Prozentsatz  der  Beteiligung  an  der  Summe  der 
Erwerbenden  nicht  tibersteigt.“ 

Noch  schwieriger  als  der  Vergleich  mit  den  Ergebnissen  von 
früheren  Jahren  in  demselben  Gerichtsbezirke  ist  der  Vergleich  mit 
ausländischen  Ergebnissen.  Wir  wollen  uns  hier  auf  zwei  Zahlen- 
reihen beschränken. 

Nach  der  Kriminalstatistik  des  Deutschen  Reiches  kamen  auf 
100  Verurteilte  jugendliehe  Verurteilte  im  Alter  von  12 — 18  Jahren: 


1882 

1883 

1884 

1885 

1886 

1887 

1888 

1889 

1890 


9,3 

9.1 

9.1 
8,9 
8,9 

9.3 

9.4 
10,0 
10,7. 


Die  „ Oesterreichische  Statistik “,  Bd.  50,  Heft  3,  giebt  für  die 
im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  folgende  Er- 
gebnisse : 


')  Die  Verbrechen  in  ihrem  Zusammenhang  mit  den  wirtschaftlichen 
und  socialen  Verhältnissen  im  Kanton  Zürich,  in  Elsters  staatswissenschaft- 
lichen Studien,  V,  5.  Heft. 
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Von  don  wegen  Verbrechen  Verurteilten  waren  in  % der 
Gesamtzahl 


unter  16 
Jahren 

von  16  bis 
Ï0  Jahren 

Jugendliche 

Total 

188«  . 

2,3 

15,5 

17,8 

1887  . 

2,5 

16,1 

18,6 

1888  . 

2,5 

16,2 

18,7 

1889  . 

2,« 

17,1 

19.7 

1890  . 

2,5 

18,1 

20,6 

1891  . 

2,7 

17,6 

20,3 

1892  . 

2,6 

17,6 

20,2 

1893  . 

2,8 

18,1 

20,9 

1894  . 

2,« 

18,6 

21,2 

1895  . 

2,8 

18,0 

20,8 

Da  nach  dem  österreichischen  Strafgesetzbuch  die  unmündigen 
Personen  vom  11. — 14.  Lebensjahr  für  Handlungen,  welche  ihrer 
Natur  nach  Verbrechen  wiiren,  nur  wegen  Übertretungen  bestraft 
werden,  so  ist  dem  obigen  Total  der  jugendlichen  Verbrecher  noch 
ein  gewisser  Prozentsatz  zuzufügen.  Dieses  Gesamttotal  der  jugend- 
lichen Verbrecher  betrug  niimlich  : 

1881 17,5®/« 

188(5 19,6  „ 

1891  22,2  „ 

1895  28,5  „ 


Die  grösseren  und  daher  konstanteren  Zahlen  der  beiden 
Nachbarreiche  lassen  das,  was  wir  für  den  Kanton  Zürich  mehr 
vermuten  als  zeigen  konnten,  eine  nicht  ganz  unerhebliche  Zunahme, 
deutlich  erkennen.  Die  österreichische  Statistik  sagt  darüber:  „Die 
Ursache  dieser  unerfreulichen  Erscheinung,  welche  sich  übrigens 
auch  ausserhalb  Österreichs  zeigt,  liegt  wohl  zumeist  darin,  dass 
der  Kampf  ums  Dasein  mit  der  Zunahme  der  Bevölkerung  härter 
geworden  ist  und  vielfach  dahin  geführt  hat,  dass  die  häusliche 
Erziehung  der  Jugend  gänzlich  vernachlässigt  wird.  Seit  dem  Jahre 
1890  trat  aber  noch  der  Umstand  hinzu,  dass  die  Zahl  der  Arbeiter- 
ausstünde  sich  erheblich  vermehrt  hat  und  dass  an  den  Aus- 
schreitungen, zu  welchen  manche  dieser  Arbeiterausstände  geführt 
hatten,  Personen  im  Alter  von  unter  20  Jahren  sich  beteiligt  hatten. a 

Auf  ein  anderes  Moment  weist  die  deutsche  Kriminalstatistik 
hin,  indem  sie  es  als  nicht  unwahrscheinlich  erklärt,  dass  bei  dem 
heutigen  Stande  der  Erziehung  in  Schule  und  Haus  voraussichtlich 
die  Fälle  immer  seltener  werden,  in  welchen  anzunehmen  sei,  dass 
■ein  jugendlicher  Angeklagter  bei  Begehung  der  Strafthat  die  zur 
Erkenntnis  ihrer  Strafbarkeit  erforderliche  Einsicht  nicht  besessen 
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habe.  An  diese  Vermutung'  klingt  eine  Bemerkung  der  österreichi- 
schen Statistik  an,  dahingehend,  dass  zwar  nicht  in  einem  ursäch- 
lichen, aber  doch  in  leicht  erklärlichen  Zusammenhänge  mit  der 
wachsenden  Zahl  jugendlicher  Verbrecher  die  weitere  Erscheinung 
stehe,  dass  die  Quote  derjenigen  Verurteilten,  welche  des  Lesens 
und  Schreibens  unkundig  sind,  seit  1885  um  8,4  % abgenommen 
habe.  Aber  schon  die  deutsche  Statistik  liesse  sich  kaum  als  Beweis 
für  diese  Annahme  anführen,  da  die  Zahl  der  Freisprechungen 
jugendlicher  Personen  eher  etwas  in  Zunahme  begriffen  zu  sein 
scheint,  uud  vollends  mangeln  uns  Angaben  über  die  „wegen  Un- 
zurechnungsfähigkeit“ Freigesprochenen.  Für  den  Kanton  Zürich 
Hesse  sich  eher  umgekehrt  annehmen,  dass  bei  den  Anklagebehörden 
wie  bei  den  Gerichten  die  Abneigung,  Kinder  zu  den  gewöhnlichen 
Strafen  zu  verurteilen,  und  die  Neigung,  sie  zu  erzieherischen  Mass- 
nahmen zu  empfehlen,  sieh  verstärkt  haben. 

Schwieriger  noch  als  über  das  Umsichgreifen  der  Kriminalität 
unter  den  jugendlichen  Personen  lässt  sich  über  den  gegenwärtigen 
Status  dieser  Kriminalität  in  verschiedenen  Ländern  eine  zahlen- 
mässige  Vergleichung  anstellen.  Nach  den  oben  mitgeteilten  Ver- 
hältniszahlcn  wäre  der  Zustand  im  Kanton  Zürich  ein  günstiger, 
aber  die  Verschiedenheit  der  Gesetzgebung,  der  Gerichtspraxis  und 
der  demographischen  Verhältnisse  lässt  keinen  sichern  Schluss  zu. 
Am  ehesten  sollten  sich  Nachbarkantone  miteinander  vergleichen 
lassen,  allein  es  fehlen  uns  Zusammenfassungen  mehrerer  Jahre, 
die  allein,  bei  den  kleinen  Zahlen  des  einzelnen  Jahres,  sichere, 
vergleichbare  Ergebnisse  liefern.  In  Zug  machten  im  letzten  Jahr- 
zehnt die  Jugendlichen  unter  20  Jahren  ll,2°/o  aller  Verurteilten 
aus.  (Siehe  Seite  166  dieses  Jahrgangs  der  Zeitschrift.) 

Im  ganzen  genommen  ist  also  die  Zunahme  des  Verbrecher- 
tums unter  den  Jugendlichen  im  Kanton  Zürich  nicht  schrecken- 
erregend  und  der  gegenwärtige  Zustand  kein  besonders  schlimmer, 
aber  es  bleibt  doch  die  Thatsache  der  Zunahme  in  relativen  Zahlen, 
und  wenn  wir  dazu  die  Vermehrung  der  Bevölkerung  und  damit 
die  absolute  Zunahme  der  Verbrechen  überhaupt  in  Betracht  ziehen, 
so  kommen  wir  zu  dem  richtigen  Schlüsse,  dass  die  Steigerung  der 
absoluten  Zahl  der  jugendlichen  Verbrecher  ansehnlich  genug  ist, 
um  der  Frage  ihrer  rationellen  Behandlung  unsere  ganze  Aufmerk- 
samkeit zuzuwenden. 

Noch  sei  hingewiesen  auf  die  stetige  Zunahme  der  Verbrechen 
von  Altersjahr  zu  Altersjahr,  die  sich  in  den  Zahlen  — (-  G — |-  16 
4-  52  + 32  + 75  ausdrückt.  Der  auffallende  Sprung  vom  15. 
zum  16.  Altcrsjahr  ist  leicht  erklärlich  dadurch,  dass  gerade  in 
diesem  Zeitpunkte  für  einen  grossen  Teil  unserer  jungen  Leute  ein 
gewisses  Selbständigwerden  (Konfirmation,  Eintritt  in  eine  Lehre 


U;. 


Digitized  by  Google 


218 


Emil  ZUrrhcr. 


nach  Absolvierung'  von  2 — 3 Jahren  Sekundarschule)  sieh  vollzieht. 
Im  übrigen  ist  die  Kurve  eine  ziemlich  regelmässige,  sie  hebt  sich 
progressiv  gegen  die  Altersstufe  der  grössten  Kriminalität,  das 
Lebensalter  von  20 — 30  Jahren. 

Die  zweite  Frage,  auf  welche  die  Tabelle  Antwort  geben  kann, 
ist  die:  Welche  Verbrechen  werden  in  diesem  jugendlichen  Alter  be- 
gangen? Zunächst  die  Gruppierung  nach  Kapiteln  des  Strafgesetz- 
buches. Die  Zahlen  sind  zwar  in  die  Augen  springend,  wir  wollen 
indessen  diejenigen  der  letzten  Kolonne  in  Verhältniszahlen  umsetzen 
und  diese  letztem  mit  den  entsprechenden  Zahlen  früherer  Perioden 
zusammenstellen.  Diesen  Zahlen  wären  die  Verhältniszahlen,  die 
sich  für  die  von  erwachsenen  Verbrechern  begangenen  Verbrechen 
ergeben,  gegenüberzusetzen,  wir  geben  hier  indes  einfach  die  Ver- 
hältniszahlen für  alle  begangenen  Verbrechen,  da  ja  ’/io  davon  von 
Erwachsenen  begangen  worden  sind.  So  ergiebt  sich  die  folgende 
Tabelle  über 


die  relative  Häufigkeit  der  einzelnen  Verbrechensgattungen. 

Tab  H. 


Es  wurden  gemäss  den  autgezählten  Straf- 
bestimmungen verurteilt 

Verbrechensgattungen 

ton  1000  Verurteilten  im 
Alter  ton  12  20  Jahren 

ton  1000  Verurteilten 
Iherhanpt 

ht»/w 

IHM  91 

ihi/m 

IHM  r, 

ISV5/SI 

ih;i  hi 

I.  Kantonales  Strafrecht. 
Staat  und  öffentliche  Ordnung  . 

14 

12 

21 

87 

51 

29  ] 

Frieden 

27 

30 

29 

39 

41 

43 

! Öffentliche  Treue  und  Glauben 

20 

43 

101 

19 

41 

54 

1 Sittlichkeit 

26 

37 

24 

53 

56 

32 

' Lehen  und  Gesundheit  . . . 

98 

130 

157 

179 

149 

115  i 

) Pcrsftuliehc  Freiheit  .... 

— 

1 

1 

1 

1 

1 

Ehrverletzung 

5 

10 

19 

81 

106 

118 

Vermögen 

700 

634 

638 

404 

399 

439 

Betrug 

99 

92 

94 

113 

131 

122  } 

Betreibung  und  Konkurs  . . . 

— 

— 

— 

6 

— 

— 

Allgemeine  Sicherheit  .... 

6 

10 

13 

6 

8 

10 

Amts-  und  Dienstpflicht  . . . 

— 

1 

1 

3 

3 

Pressvergehen 

— 

1 

1 

2 

6 

2 

Polizeifibertretungen  .... 

— 

— 

— 

3 

— 

— i 

II  Bundesstrafrecht. 

Litterar.  und  gewerbl.  Eigentum 

— 

— 

— 

1 

1 

— | 

Sicherheit  des  Verkehrs  . . . 

5 

— 

1 

4 

3 

2 j 

Andere  Uundesgesetze  .... 

— 

— 

— 

1 

5 

— 

1000 

1000 

1000 

1000 

1000 

1000 
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Die  Kapitel  des  Strafgesetzbuches  sind  nach  äusserlichen 
Momenten  aufgebaut;  das  „natürliche  System“  mangelt  uns  immer 
noch.  Es  ist  daher  von  Interesse,  zu  ermitteln,  welche  einzelnen 
Verbrechensthatbestltnde  von  den  jugendlichen  Verbrechern  erfüllt 
wurden.  Die  Zahlen  sind  der  Kechtsstatistik  über  das  Jahrzehnt 
von  1875/84  entnommen;  die  erste  Ziffer  giebt  die  Zahl  der  jugend- 
lichen Verurteilten,  die  zweite  die  Gesamtzahl  der  Verurteilten. 


1.  Verbrechen  gegen  den  Staat:  66  jugendliche  Verurteilte 
(5SO  Verurteilte  überhaupt),  darunter 

Widersetzung  gegen  amtliche  Verfügung  . . 20  (186) 

Ungehorsam  gegen  amtliche  Verfügungen . . 11  (202) 

Befreiung  von  Gefangenen 2 (3) 

Übertretung  der  Landesverweisung  ....  33  (171) 

2.  Verbrechen  gegen  den  Frieden:  71  (866),  darunter 

Hausfriedensbruch 41  (531) 

Drohung  von  Verbrechen 19  (290) 

Zweikampf 11  (40) 

3.  Verbrechen  gegen  öffentliche  Treue  und  Glauben:  302  (1268), 
darunter 

Münzfälschung 5 (27) 

Münzvergehen 4 (34) 

Fälschung  öffentlicher  Urkunden  (in  überwie- 
gender Anzahl  sind  es  Fälschungen  von  Zeug- 
nissen und  Ausweisschriften) 277  (1049) 

Falsche  Anschuldigung 2 (39) 

Falsches  Zeugnis 14  (119) 

4.  Verbrechen  gegen  die  Sittlichkeit:  66  (693),  darunter 

Notzucht 14  (71) 

Blutschande 1 (18) 

Kuppelei 2 (226) 

Erregung  öffentlichen  Ärgernisses  ....  49  (350) 

5.  Verbrechen  gegen  Leben  und  Gesundheit  : 408  (2817),  darunter 

Mord 4 (27) 

Körperverletzung  mit  tödlichem  Ausgang  . . 8 (50) 

Körperverletzung 246  (1988) 

Körperverletzung  im  Raufhandel 117  (482) 

Kindsmord 2 (17) 

Beseitigung  einer  Kindesleiche 2 (9) 

Abtreibung 1 (22) 

Fahrlässige  Tötung 4 (30) 

Fahrlässige  Körperverletzung 24  (140) 
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6.  Verbrechen  gegen  die  Freiheit:  1 (19),  nämlich 

Nötigung 1 (19) 

7.  Verbrechen  gegen  die  Ehre:  50  (2153),  nämlich 

Verleumdung 4 (238) 

Beschimpfung 46  (1915) 

8.  Verbrechen  gegen  das  Vermögen:  1423  (3494),  darunter 

Raub 7 (34) 

Diebstahl 1092  (6351) 

Unterschlagung 102  (906) 

Pfandunterschlagung 4 (170) 

Fundunterschlagung 6 (40) 

Hehlerei 8 (117) 

Böswillige  Eigentumsschädiguug 204  (846) 

9.  Verbrechen  des  Betruges:  263  (2477),  darunter 

Betrug 250  (1868) 

Fälschung  von  Nahrungsmitteln 11  (128) 

Betrügliche  Anmassung  eines  öffentlichen  Amtes  1 (4) 

Leichtsinniger  Bankerott 1 (29) 

10.  Gemeingefährliche  Verbrechen  : 33  (194),  darunter 

Vorsätzliche  Brandstiftung 8 (75) 

Fahrlässige  Brandverursachung 25  (114) 

11.  Beamtenrerbrechen  : 1 (71),  nämlich 

Verletzung  der  Amts-  und  Dienstpflicht  . . 1 (65) 

12.  Bundesstrafrecht  : Verbrechen  gegen  die  Verkehrssicher- 
heit 3 (36),  davon 

Störung  des  Telegraphenbetriebes  ....  1 (2) 

Eisenbahngefährdung 2 (34) 


Diese  Einzelheiten  sind  zwar  schon  Abstraktionen,  denen  die 
lebendige  Anschaulichkeit  mangelt,  welche  uns  die  Erzählung  der 
einzelnen  Fälle  bringen  würde.  Und  doch  sprechen  sie.  eine  beredte 
Sprache.  Nehmen  wir  nur  einmal  den  Gegensatz  heraus,  der  zum 
Ausdruck  kommt  in  der  Zahl  der  jugendlichen  Duellanten,  die  im 
Übermute,  wie  ihn  nur  das  übersehäumende  Bewusstsein  physischer 
Vollkraft  und  die  Abwesenheit  jeder  Lebenssorge  hervorrufen  kann, 
das  Gesetz  übertraten,  und  auf  der  andern  Seite  die  jugendlichen 
Kindsmörderinnen,  das  Bild  des  äussersten  Elendes  und  Vcrlassen- 
seins.  Recht  verschieden  sind  gewiss  auch  die  Fälle  der  gemein- 
gefährlichen Verbrechen.  Da  ein  paar  Knaben,  die  in  grösster 
Sorglosigkeit  das  dürre  Gras  am  Waldrand  angezündet  und  dadurch 
fahrlässigerweise  eine  Feuersbrunst  gestiftet,  dort  der  arme  Kost- 
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knabe  (Verdingkind),  der  aus  grimmiger  • Rache  das  Haus  seines 
Pflegevaters  und  vermeintlichen  Peinigers  in  Brand  gesteckt  hat. 

Doch  wir  wollen  uns  zum  Gesamteindruck  durcharbeiten.  Was 
uns  zuerst  in  die  Augen  fallen  musste,  ist  das  Hervortreten  der  Ver- 
brechen gegen  Leben  und  Gesundheit  (10  %)  und  insbesondere  der- 
jenigen gegen  das  Vermögen  (mit  Einschluss  der  Betrugsverbrechen 
80  % aller  Verbrechen  Jugendlicher).  Wir  haben  auch  beim 
Gesamtverbrechertum  eine  ähnliche  Erscheinung,  aber  das  Verhält- 
nis ist  doch  ein  wesentlich  anderes,  18  % entfallen  auf  die  Ver- 
brechen gegen  Leib  und  Leben,  52%  auf  die  Verbrechen  gegen 
das  Vermögen.  Allerdings  sind,  wenn  wir  das  Motiv  entscheiden 
lassen  wollen,  was  ja  das  allein  richtige  ist,  die  Fälle  der  bös- 
willigen Sachbeschädigung  bei  den  Vermögensverbrechen  auszu- 
scheiden. Das  würde  die  Verhältniszahl  bei  den  Jugendlichen  um 
etwa  10  % herunterdrücken,  also  auf  etwa  70  %,  aber  in  gleicher 
Weise  auch  die  Verhältniszahl  bei  den  Verbrechern  überhaupt,  die 
gegenseitige  Beziehung  bliebe  also  ziemlich  dieselbe. 

Nun  ist  es  begreiflich  für  einen  jeden,  dass  Jugend  keine 
Tugend  hat,  d.  h.  dass  sie  in  mutwilliger  Verwendung  ihres  Kraft- 
überschusses da  und  dort  gegebene  Schranken  überspringt,  aber 
woher  gerade  diese  Aneignung  fremden  Gutes,  die  entschuldbarer 
erscheint,  wenn  die  abnehmende  Kraft  des  Alters  nicht  mehr  aus- 
reicht, den  Kampf  ums  Dasein  zu  bestehen  ? Unzweifelhaft  handelt 
der  kindliche  Dieb  noch  aus  kindischen  Motiven  ; zur  Befriedigung 
der  Naschhaftigkeit  will  er  sieh  Mittel  verschaffen  oder  der  Hang 
zum  Abenteuerlichen  und  Vagantität  führt  zur  Bildung  jugendlicher 
Diebsbanden.  Die  Not  des  Lebens  kann  hier  noch  nicht  direkt 
einwirken,  es  ist  dies  ja  auch  bei  Erwachsenen  selten  der  Fall  ; 
aber  als  mittelbare  Ursache  mag  sic  recht  oft  auftreten,  indem  sie 
in  der  schlechten  Erziehung  zum  Ausdruck  kommt,  deren  äusserstes 
dann  allerdings  die  Erziehung  zum  Diebstahl  ist.  Auf  der  zweiten 
Stufe  des  jugendlichen  Alters  mehren  sich  die  Bedürfnisse  und  die 
Gefahren  ; es  ist  immer  noch  nicht  die  echte  Not,  was  zu  Eingriffen 
in  das  Vermögen  dritter  führt,  sondern  Leichtsinn  und  Liederlich- 
keit, es  beginnt  zu  wirken,  was  die  günstigste,  arbeitskräftigste 
Lebensperiode,  vom  20. — 30.  Altersjahr,  zur  Periode  der  höchsten 
Kriminalität  gestaltet,  „les  amusements,  les  fêtes,  les  amours“.  Der 
junge  Mensch,  berauscht  von  den  ihm  neuen  Genüssen  des  Lebens, 
enthebt  die  Mittel,  sie  zu  erwerben,  dem  Vermögen  seines  Prinzipals, 
oder  er  fühlt  den  Übermenschen  in  sich,  der  ohne  Gewissensbisse 
«len  Einfältigen  überlistet 
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Die  hier  beobachtete  Erscheinung  tritt  auch  anderswo  zu  Tage. 
Die  deutsche  Kriminalstatistik  für  1890  ergibt  folgende  Ziffern: 


Verurteilte  wegen 

Verbrechen  an i 
Verrohen  Iber- 
hupt 

Verbrechen  und  Versehen  1 
jreçen  4m  Eigentum 

Zahl 

Zahl 

7.  | 

Verurteilt  im  ganzen 

381,450 

168,107 

44,1 

Verurteilte  unter  15  Jahren  .... 

14,654 

18,004 

88,7 

I Verurteilte  von  15 — 18  Jahren  . . . 

26,349 

18,188 

69,0  1 

Verurteilte  von  18—21  Jahren  . . . 

62,638 

21,165 

33,8 

Weniger  priignant  ist  dieses  Verhältnis  nach  der  Statistik  des 
Kaisertums  Österreich  (Cisleithanien).  Die  Zahlen  beziehen  sich  auf 


die  Jahre  1882 — 94. 

Verurteilt  wurden  wegen  Verbrechen 

überhaupt 380,008 

Davon  wegen  Aneignungs-Verbrechen 
(Kaub,  Diebstahl,  Betrug,  Verun- 
treuung)   260,479  = 08  °/0 

Jugendliche  Verbrecher  im  Alter  von 

14 — 20  Jahren 73,159 

Davon  wegen  Aneignungs-Verbrechen  50,548  = 77  %. 


Wir  haben  oben  als  Ursache  der  Vermehrung  der  jugendlichen 
Kriminalität  Überhaupt  die  frühzeitigere  Verselbständigung  der 
jungen  Leute  bezeichnet.  Das  muss  sich  natürlich  ganz  besonders 
in  den  Zahlen  der  Vermügensverbrechen  geltend  machen,  und  in 
der  That  erzeigt  Tabelle  II  eine  stetige  relative  Vermehrung  der 
Vermögensverbrechen  bei  gleichzeitigem  Rückgang  der  Verbrechen 
gegen  Leib  und  Leben  bei  den  Jugendlichen,  im  direkten  Gegen- 
satz zum  Entwicklungsgänge  bei  der  Gesamtkriminalität. 
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Eine  andere  Tabelle  kombiniert  zwei  weitere  Elemente: 
Geschlecht  der  jugendlichen  Verurteilten  und  Ort  der  Begehung. 


Tab.  III. 


Bezirke 

Verurteilte 

von 

0 

13-  15  Jahren 

von 

16—18  Jahren 

zusammen 

männlich 

weiblich 

Tflljtl 

mänulirh 

weiblich 

ToUl 

mliillcb 

weiblich 

Total 

j Zürich  . . 

68 

22 

90 

233 

68 

286 

301 

76 

376 

Affoltern  . 

6 

— 

6 

14 

_ 

14 

20 

— 

20 

Borgen  . . 

19 

i 

20 

39 

1 

40 

58 

2 

60 

Meilen  . . 

4 

i 

5 

12 

2 

14 

16 

3 

19 

Hiuweü 

5 

i 

6 

11 

8 

14 

16 

* 

20 

Cster  . . 

3 

3 

11 

4 

15 

14 

4 

18 

Pfaffikou 

1 

1 

6 

— 

6 

7 

— 

7 

Winterthur 

18 

2 

20 

61 

4 

65 

79 

6 

85  | 

| Andeltingen 

1 

— 

1 

14 

1 

15 

15 

1 

16 

| Bülach  . . 

6 

— 

5 

16 

1 

17 

21 

1 

22 

Dielsdorf  . 

3 

3 

6 

1 

7 

9 

1 

10 

Summa 

% 

133 

83,1 

27 

16.9 

160 

100 

423 

85,8 

70 

14,2 

493 

100 

556 

85,1 

97 

14,9 

653 

100 

1 

i 

1 

Die  Verhältniszahlen  aller  Verurteilten  waren  : 

1885/91  . . 83,7  % männlich,  16,3  % weiblich 

1871/84  . . 86,7%  „ 13,3%  „ 

Wir  wissen  zur  Stunde  nicht,  wie  die  Beteiligung  der  weib- 
lichen Bevölkerung  an  der  Kriminalität  der  Jahre  1895/97  sich 
gestaltet  hat,  und  für  die  frühem  Jahre  fehlt  uns  die  Ausscheidung 
der  Jugendlichen  nach  Geschlechtern,  so  dass  wir  keinerlei  Ver- 
gleichspunkte besitzen.  Wären  die  Zahlen  nicht  gar  so  klein  und 
Zufälligkeiten  aller  Art  unterworfen,  so  würden  wir  die  höhere 
Beteiligung  der  Mädchen  auf  der  ersten  Altersstufe  als  symptomatisch 
dafür  erklären,  dass  sich  in  diesem  Alter  der  Geschlechtsunterschied 
in  Erziehung  und  Lebensweise  noch  weniger  scharf  ausprägt, 
während  auf  der  zweiten  Stufe  leider  schon  vielfach  das,  das  Ver- 
brechen kompensierende  Moment  der  Prostitution  in  die  Erschei- 
nung tritt. 

Vielleicht  steckt  in  dieser  Beobachtung  doch  ein  allgemeines 
Gesetz.  Wir  wollen  auch  hier  zur  Nachprüfung  die  grösseren 
Zahlen  der  deutschen  und  österreichischen  Statistik  herbeiziehen. 
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Zunächst  die  deutsche  Kriminalstatistik. 
1890  folgende  Zahlen: 

Männlich 


Verurteilte  im  Alter 
von  unter  15  Jahren  . 
von  15 — 18  Jahren  . . 

von  18 — 21  Jahren  . . 

Verurteilte  überhaupt  . 


12,082  = 82,4  % 
21,413  = 81,3% 
56,953  = 90,9% 
314,192  = 82,4% 


Männlich 

658  = 81,5  °/o 
4,423  = 85,5% 

24,564  = 85,6% 


Dieselbe  ergiebt  für 


Weiblich 

2,572  = 17,6  % 
4,936  = 18,7  % 
5,685  = 9,1  % 

67,258  = 17,6  % 

Jahres  1895  ergab: 

Weiblich 

149  = 19,5% 
748  = 14,5  % 

4,145  = 14,4% 


Die  österreichische  Kriminalstatistik  des 
Verurteilte  im  Alter 


von  unter  16  Jahren  . 
von  16 — 20  Jahren  . . 

Wegen  Verbrechen  Ver- 
urteilte überhaupt 


Es  scheint  hiernach,  dass  die  aufgeworfene  Frage  des  nähern 
Studiums  noch  bedarf. 

Die  Tabelle  lässt  uns  auch  einigermnssen  Stadt  und  Land 
unterscheiden.  Der  Bezirk  Zürich,  mit  etwa  90  % städtischer  Be- 
völkerung, nimmt  an  den  Verurteilungen  jugendlicher  Personen  mit 
57,6%,  die  übrigen  meist  ländlichen  Bezirke  mit  nur  42,4%  Anteil. 
Wahrscheinlich  (zuverlässig  genaue  Ziffern  mangeln)  enthielt  der 
Bezirk  Zürich  noch  nicht  ganz  die  Hälfte  der  Bevölkerung  des 
Kantons.  Dabei  ist  nun  allerdings  in  Betracht  zu  ziehen,  dass  die 
Kriminalität  in  der  Stadt  Zürich  aus  leicht  zu  erratenden  Gründen 
eine  grössere  ist  als  auf  dem  Lande  (s.  diese  Zeitschrift,  Bd.  XI,  124). 
In  den  Jahren  1895/97  erfolgten  4375  Verurteilungen  wegen  im 
Bezirk  Zürich  begangener  Verbrechen,  davon  entfallen  auf  jugend- 
liche Thäter  376,  somit  8,6  %,  während  wir  für  den  ganzen  Kanton 
das  Verhältnis  zu  8,5  % angeschlagen  haben.  In  ähnlicher  Weise 
ist  auch  für  die  Stadt  Berlin  der  Anteil  des  jugendlichen  Verbrecher- 
tums an  der  Gesamtkriminnlitüt  der  Stadt  sogar  eher  noch  kleiner 
als  im  übrigen  deutschen  Reiche.  Es  ist  das  ein  Anzeichen,  dass 
eben  in  der  Stadt  die  Massnahmen  zum  Schutze  der  verwahrlosten 
Jugend,  wie  auch  zum  Schutze  vor  derselben  kräftig  gehandhabt 
werden.  Dennoch  malmt  die  stets  steigende  absolute  Zahl  solcher 
jugendlicher  Verbrecher,  die  Bekämpfung  in  immer  intensiverer 
Weise  fortzusetzen. 
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Endlich  betrachten  wir  die  verhängten  Strafen ■ und  Massnahmen 
gegen  jugendliche  Verbrecher  : 


Tab.  IV. 


Verurteilt  wegen  Verbrechen 
gegen 

Verurteilte  von 

12 — 16  Jahren 

zu  Arbeitshaus 

zu  Gefttn^nis 

II 

CfUbn»«* 

in  Korrfk- 
tiomhaus 

Tfrorteiltf 

Monat* 

Terarteilt* 

T«< 

i Staat  u.  öffentliche  Ordnung 



__ 









Frieden 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Öffentliche  Treue  u.  Glauben 

— 

— 

— 

— 

l 

— 

Sittlichkeit 

— 

— 

2 

34 

— 

2 

j Lehen  und  Gesundheit  . . 

— 

— 

1 

4 

6 

— 

Ehrverletzung 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Vermögen 

l 

12 

80 

752 

37 

16 

Betrug 

— 

— 

8 

83 

2 

1 

| Allgemeine  Sicherheit  . . 

— 

— 

— 

3 

— 

: Sicherheit  des  Verkehrs 

— 

_ 

— 

— 

— 

— 

l 

12 

91 

878 

48 

19 

Verurteilte  von 

16—18  Jahren 

Staat  u.  öffentliche  Ordnung 





rt 

103 

3 



Frieden 

— 

8 

96 

10 

— 

Öffentliche  Treue  u.  Glauben 

— 

10 

81 

2 

-- 

Sittlichkeit 

i 

24 

10 

341 

— 

2 

> Lehen  und  Gesundheit  . . 

■— 

— 

25 

1,086 

33 

— 

j Ehrverletzung 

— 

— 

i 

4 

2 

— 

Vermögen 

15 

288 

241 

5.672 

60 

7 

Betrug 

5 

46 

43 

1,084 

4 

2 

Allgemeine  Sicherheit  . , 

— 

— 

— 

~ 

1 

— 

Sicherheit  des  Verkehrs 

— 

3 

19 

— 

— 

21 

308 

347 

8,485 

115 

11 

Wenn  irgend  etwas,  so  überzeugt  uns  diese  Tabelle  von  der 
Notwendigkeit  einer  Reform.  Alle  diese  kurzen  Gefängnisstrafen, 
die  auf  Jugendliche  nur  verderblich  einwirken  können,  müssen  ver- 
schwinden ; ebenso  die  Geldbussen,  soweit  sie  noch  nicht  erwerbende 
Personen  treffen.  Wenn  wir  aber  anderseits  sehen,  dass  sich  unter 
diesen  Kindern  und  Jugendlichen  schon  so  verdorbene  und  gefähr- 
liche Individuen  befinden,  dass  der  Richter  sich  veranlasst  sieht, 
Arbeitshaus  zu  verhängen,  so  ist  es  klar,  dass  wir  mit  unserem 
System  des  „Milderungsgrundes  der  Jugend“  solchen  Leuten  gegen- 
über auf  dem  Abwege  uns  befinden  und  dass  an  dessen  Stelle  die 
Möglichkeit  einer  von  kundiger  und  fester  Hand  geleiteten  Zwangs- 
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erziehung  bezw.  Verwahrung  von  recht  langer  Dauer  gesetzt 
werden  muss. 

Zu  spitt,  um  nocli  in  dieser  Arbeit  eingehend  berücksichtigt 
zu  werden,  erhalten  wir  die  Ergebnisse  einer  Aufnahme  für  das 
Jahr  1898.  Sie  zeigt  neuerdings  eine  erhebliche  Zunahme  der  Zahl 
der  jugendlichen  Verbrecher.  Wir  lassen  hier  die  Vergleichung  mit 
den  3 Vorjahren  folgen  : 


Verurteilte  jugendliche  Verbrecher  : Tab.  V. 


von 

m Alter 
13 — iß  Jahren 

von  16—18  Jahren  | 

' 

... 

zusammen 

! 

nSnnllrb 

weiblich 

Total 

männlirh  weiblich 

Total 

■ iflali'h 

weiblich 

Total  ; 

1895  . . 

a 

47 

112  ■ 18 

130 

148 

29 

177  j 

1896  . . 

3 

49 

159  29 

188 

205 

32 

237 

! 1897  . . 

13 

64 

152  23 

175 

203 

36 

239 

1898  . . 

70 

7 

77 

164  23 

187 

234 

30 

264  i 

.Summa 

203 

34 

237 

687  93 

680 

790 

127 

. .. 

917  | 

7« 

85,7 

14,3 

100 

86,3  13,7 

100 

86,1 

13,9 

100 

1 

Nur  zu  früh  dagegen  kommt  uns  die  Nachricht,  dass  der  ein- 
gangs erwlihnte  Gesetzesentwurf  vom  Erziehungsrat  abgelehnt  worden 
ist.  Es  ist  zu  hoffen,  dass  die  Revision  des  Strafprozesses  noch 
benutzt  werde,  um  Bestimmungen  über  die  rationelle  Behandlung 
von  jugendlichen  Verbrechern  aufzustellen. 
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Der  Kanton  Neuenburg  hat  am  25.  September  1893  ein 
Gesetz  über  die  Schulzucht  und  den  Schularrest  erlassen,  dessen 
Verfasser  der  damalige  Staatsrat  Auguste  Cornaz  war.  Dieses 
Gesetz  war  für  den  schweizerischen  Strafgesetzentwurf  vor- 
bildlich. Das  Gesetz  bestimmt: 

Loi  concernant  la  discipline  scolaire  et  les  arrêts  de  discipline. 

Art.  1". 

Les  commissions  scolaires  ont  le  droit  et  le  devoir  de  ré- 
primer, chacune  dans  sa  circonscription,  conformément  aux  règle- 
ments qu’elles  élaborent,  les  infractions  à la  discipline  scolaire. 

Le  règlement  peut  prévoir,  comme  plus  forte  pénalité  à infliger 
aux  délinquants,  les  arrêts  scolaires  jusqu'à  trois  fois  huit  heures, 
à subir  de  jour,  entre  huit  heures  du  matin  et  quatre  heures 
du  soir. 

Le  règlement  peut  aussi  établir  l’amende  jusqu’à  cinq  francs, 
à prononcer  par  le  juge  de  paix,  sur  plainte  de  la  Commission 
scolaire,  contre  les  personnes  responsables  de  l’enfant,  qui,  par 
leur  négligence,  le  laissent  commettre  des  actes  d’indiscipline. 

Le  règlement  désigne  les  locaux  admis  comme  salles  d’arrêts 
scolaires. 

Il  est  soumis  par  la  Commission  scolaire  au  préavis  du  Conseil 
communal,  à l’approbation  du  Conseil  général  de  commune  et  à la 
sanction  du  Conseil  d’Etat. 

Tout  règlement  non  revêtu  de  cette  sanction  ne  peut  légale- 
ment déployer  aucun  effet. 

Art.  2. 

Le  procureur  général  peut  renvoyer  devant  le  juge  de  paix 
du  ressort  les  enfants  de  dix  à seize  ans  qui  auraient  commis  des 
contraventions  passibles  de  la  prison  civile  ou  des  délits  légers, 
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lorsque,  dans  ces  derniers  cas,  il  envisage  qu’il  n’y  a pas  lieu  de 
renvoyer  les  prévenus  devant  les  tribunaux  ordinaires  ou  de  leur 
faire  application  des  art.  79  et  82  du  code  pénal. 

Art.  3. 

Le  juge  de  paix  saisi,  siégeant  en  audience  spéciale,  peut  in- 
fliger les  arrêts  de  discipline  jusqu’à  huit  jours  aux  enfants  ren- 
voyés devant  lui. 

La  sentence  du  juge  détermine  si  les  arrêts  doivent  être  subis 
de  jour  et  de  nuit  ou  seulement  de  jour,  soit  de  huit  heures  du 
matin  quatre  heures  du  soir. 

En  cas  de  contraventions  relevant  du  juge  de  paix,  le  délin- 
quant no  peut  être  puni  que  des  arrêts  de  jour  jusqu’à  trois  fois 
huit  heures. 

Aussitôt  que  le  jugement  est  rendu,  il  en  est  donné  avis  par 
le  greffe  à la  préfecture,  laquelle  en  informe  à son  tour  sur-le- 
ehninp  le  département  de  justice  et  pourvoit  ensuite  à l’exécution. 

Art.  4. 

Les  arrêts  de  discipline  de  jour  seulement  sont  subis  dans  les 
salles  d'arrêts  scolaires,  par  les  soins  et  sous  la  surveillance  de 
la  Commission  scolaire  compétente,  à laquelle  avis  du  jugement  est 
donné  sans  retard  par  la  préfecture. 

Art.  5. 

Les  arrêts  de  jour  et  de  nuit  sont  subis  en  salle  spéciale, 
placée  dans  un  bâtiment  scolaire,  s’il  est  possible,  mais  en  tout 
cas  en  dehors  des  locaux  de  la  prison. 

Les  salles  d’arrêts  sont  fournies  par  les  chefs-lieux  de  district. 
Le  service  en  est  remis  à un  concierge  ou  à un  instituteur  logeant 
dans  le  bâtiment. 

Les  frais  de  location  et  d'ameublement  des  salles  d’arrêts  sont 
à la  charge  de  l’Etat. 

Art.  G. 

Les  frais  d’entretien  dans  les  salles  d’arrêts  de  discipline  sont 
à la  charge  de  l’Etat. 

Art.  7. 

Les  enfants  retenus  A la  salle  d’arrêts  de  discipline  sont 
placés  dans  chaque  district  sous  la  surveillance  d’une  commission 
de  trois  membres  nommés  par  le  Conseil  d’Etat  pour  la  durée 
d’une  législature. 

La  commission  veille  particulièrement  à ce  que  le  travail  obli- 
gatoire, pendant  les  arrêts  de  discipline,  consiste  en  leçons  et 
exercices  choisis  en  vue  d'améliorer  l’éducation  de  l’enfant. 

L’employé  chargé  du  service  est  tenu  d'exécuter  strictement 
toutes  ses  instructions. 
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En  cas  (le  négligence  dans  l’accomplissement  de  ses  fonctions, 
ou  d’insubordination,  le  Conseil  d’Etat  peut  exiger  de  la  commune 
du  chef-lieu  que  cet  employé  soit  remplacé. 

Art.  8. 

Les  fonctions  des  membres  de  la  commission  de  discipline  sont 
gratuites. 

Les  frais  de  déplacement  sont  fixés  par  une  ordonnance. 

Art.  8. 

La  commission  de  discipline  présente  chaque  année  au  Conseil 
d’Etat  un  rapport  sur  l’activité  qu’elle  a déployée. 

Art.  10. 

Le  Conseil  d’Etat  prendra  toutes  les  mesures  nécessaires  pour 
l’exécution  de  la  présente  loi. 

Der  Justizdirektor  des  Kantons  Neuenburg,  Herr  Staatsrat 
Jean  Berthoud,  hatte  die  Güte,  über  die  Anwendung  des  Gesetzes 
Mitteilungen  zu  machen,  die  allgemeines  Interesse  beanspruchen 
dürfen,  indem  daraus  die  praktische  Bedeutung  des  Gesetzes 
ersichtlich  ist.  Herr  Justizdirektor  Berthoud  schreibt: 

„Vous  désirez  savoir  ce  qui  s’est  passé  dans  notre  canton 
au  sujet  de  cette  œuvre  de  législation.  Nous  pouvons  vous 
dire,  en  thèse  générale,  que  nos  juges  de  paix,  chargés  d’ap- 
pliquer la  loi,  envisagent  qu’elle  est  bonne  et  sont  heureux 
de  l’avoir  à leur  disposition  ; ils  ne  voudraient  pas  la  voir 
disparaître. 

Il  résulte  d’une  petite  enquête  que  nous  avons  faite  dans 
le  courant  de  l'année  1895  et  qui  n’a  pas  été  renouvelée  dès 
lors,  ce  qui  suit: 

Un  juge  de  paix  a été  appelé  une  fois  à faire  usage  de 
la  loi  contre  des  jeunes  gens  de  16  à 18  ans,  accusés  de  ta- 
page nocturne  et  d’atteintes  légères  à la  propriété;  il  a pro- 
noncé contre  eux  les  arrêts  de  jour  (4  heures)  et  ils  ont  été 
enfermés  séparément  dans  des  salles  de  classe.  Ce  magistrat 
envisage  que  la  loi  est  bonne,  h la  condition  d’être  appliquée 
sérieusement. 

Dans  une  autre  justice  de  paix,  le  personnel  enseignant 
a fait  lecture  de  la  loi  aux  élèves,  et  la  menace  de  renvoyer 
les  désobéissants  au  juge  de  paix  a suffi  pour  maintenir  une 
bonne  discipline. 
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Ailleurs,  la  loi  a été  appliquée  contre  un  élève  qui  avait 
été  renvoyé  au  juge  de  paix  par  le  procureur  général,  à teneur 
de  l'art.  2,  pour  jet  de  pierre  ayant  blessé  une  personne.  Le 
magistrat  avait  requis  un  peine  de  trois  jours  de  prison  sco- 
laire à subir  de  jour  et  de  nuit;  la  peine  requise  a été  appli- 
quée. La  surveillance  a été  exercée  par  le  garde  communal, 
qui  habite  la  maison  dans  laquelle  se  trouve  la  salle  d’arrêts. 
Dans  le  cas  particulier,  la  mesure  paraît  avoir  eu  un  bon  ré- 
sultat, et  en  général  les  commissions  scolaires  et  le  corps  en- 
seignant sont  fort  aises  d'avoir  à leur  disposition  des  pénalités 
nouvelles  dont  les  élèves  peuvent  être  menacés  avec  succès. 
On  envisage  que  les  élèves  enfermés  doivent  être  soumis  îi 
un  travail  scolaire  régulier,  et  qu’il  serait  imprudent  de  les 
laisser  tout  à fait  inoccupés  pendant  de  longs  jours.  Indépen- 
damment du  cas  relaté  ci-dessus,  la  commission  scolaire  dont 
il  s’agit  a eu  recours  aux  dispositions  de  la  loi  pour  quelques 
cas  d’indiscipline,  et  même  une  fois  pour  un  délit  de  rue;  quel- 
ques élèves  ont  été  mis  aux  arrêts. 

Un  autre  juge  de  paix  a fait  une  fois  usage  de  la  loi  pour 
un  jeune  délinquant  de  14  ans  qui  avait  commis  plusieurs  petits 
vols.  Il  a été  condamné  à huit  jours  d’arrêts  de  jour  et  de 
nuit.  La  peine  a été  subie  dans  la  salle  d’arrêts  du  district, 
sous  la  surveillance  du  concierge  ; l’instituteur  lui  a donné  des 
leçons  de  composition,  de  dictée,  d’arithmétique.  La  mesure, 
paraît-il,  a produit  un  bon  effet  sur  l’enfant  et  même  sur  son 
entourage. 

Dans  une  autre  localité,  la  loi  a été  appliquée  il  deux 
enfants  âgés  15  l/*  ans,  pour  contravention  à la  loi  sur  les 
routes.  La  peine  a été  subie  de  jour  dans  la  salle  d’arrêts  (quatre 
heures  pendant  deux  dimanches),  sous  la  surveillance  du  con- 
cierge. La  mesure  a été  vue  d’assez  bon  œil. 

Dans  la  plus  grande  justice  de  paix  de  notre  canton,  un 
certain  nombre  d’élèves  ont  subi  les  arrêts  de  discipline  sco- 
laire. Trois  d’entre  eux  avaient  injurié  une  personne  qui  les 
invitait  à se  mieux  conduire;  deux  ont  été  condamnés  pour 
avoir  fumé;  un  avait  introduit  en  classe  un  livre  obscène:  un 
avait  mendié;  sept  avaient  fait  l’école  buissonnière  à l’insu  de 
leurs  parents.  Les  arrêts  ont  été  subis  de  jour  dans  les  salles 
d’arrêts  de  district.  Tous  les  élèves  ont  dû  faire  des  travaux 
d’école  (écriture,  composition,  arithmétique).  La  surveillance  a 
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été  exercée  par  la  commission  de  surveillance  du  district.  Les 
élèves  dont  il  s’agit  avaient  de  10  à 16  ans.  Les  autorités  sco- 
laires paraissent  satisfaites  d’avoir  en  mains  le  moyen  de  punir 
les  élèves  récalcitrants.  Le  juge  de  paix  dont  nous  parlons 
envisageait  qu'il  y aurait  lieu  de  reviser  la  loi  en  ce  qui  con- 
cerne la  durée  des  arrêts  et  l’heure  de  sortie.  En  été,  disail-il, 
il  serait  très  facile  d’enfermer  l'élève  jusqu’à  huit  heures  du 
soir,  en  le  prenant  à la  sortie  de  la  classe  et  en  lui  faisant 
exécuter  les  travaux  d'école  indiqués  par  le  maître.  Si  l’élève 
puni  doit  sortir  à quatre  heures,  en  même  temps  que  tous  les 
élèves  du  collège,  l'effet  de  la  punition  est  nul  ou  à peu  près, 
car  il  pourra  jouer  avec  ses  camarades  et  rentrer  à la  maison 
quand  bon  lui  semblera,  tandis  que  s’il  ne  sort  qu’à  huit  heures 
du  soir,  il  s’empressera  de  rentrer  et  aura  été  privé  de  tous 
ses  amusements  quotidiens. 

Le  tableau  qui  précède  remonte,  comme  nous  l’avons  dit, 
à l’année  1895.  Nous  n’avons  malheureusement  rien  de  plus 
récent  à vous  offrir.  Mais,  tel  qu’il  est,  nous  croyons  qu’il 
suffira  pour  vous  faire  saisir  l’esprit  dans  lequel  la  loi  est  ap- 
pliquée. En  tout  cas,  nous  pouvons  dire  qu’il  représente  encore 
la  physionomie  actuelle  des  choses.“ 
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Das  neue  Strafgesetz  von  Appenzell  I.-Rh. 

Von 

Gast.  Albert  Hantle,  Advokat  in  Appenzell. 


Am  30.  April  1890  trat  durch  Annahme  an  der  Lands- 
gemeinde  in  Appenzell  ein  Strafgesetz  fitr  den  Kanton  Appen- 
zell I.-Rh.  in  Kraft,  und  es  dürfte  angezeigt  sein,  diesem  neuen 
Gesetze  an  dieser  Stelle  einige  Worte  zu  widmen. 

Wenn  wir  zurückblicken  auf  die  geschichtliche  Entwick- 
lung des  appenzellischen  Strafrechts,  so  weisen  uns  seine  Spuren 
zurück  auf  das  germanische  Recht.  Die  Selbsthülfe  und  der 
private  Charakter  der  Strafe  erhielten  sich  da  bis  ins  17.,  ja 
bis  ins  18.  Jahrhundert  fort.  (Vergleiche  Appenzell  I.-Rh.  Land- 
buch, gedruckt  1828.)  Die  Möglichkeit  des  Loskaufs,  die  Fried- 
losigkeit und  das  allmähliche  Steigen  des  Friedensgeldes  be- 
gründeten nach  und  nach  eine  steigende  Anerkennung  des 
öffentlichen  Charakters  des  Strafrechtes.  Neuen  Boden  eroberte 
sich  das  öffentliche  Recht  in  den  Friedensgeboten,  die  auch  im 
Appenzell  I.-Rh.  Landbuche  vertreten  sind.  Die  C.  C.  C.  wird 
auch  in  Appenzell  Eingang  gefunden  haben,  doch  lebten  neben 
ihr  ältere  Rcchtsgedanken  fort.  (Vergl.  Appenzell  Landbuch, 
pag.  26,  Urteil  vom  3.  Juni  1660.) 

Das  helvetische  Gesetzbuch  vom  4.  Mai  1799  machte  auch 
in  Appenzell  dem  alten  Strafrecht  ein  Ende,  und  wenn  auch 
in  der  Folge  diese  Rechtseinheit  der  Restaurationsperiode  zum 
Opfer  fiel,  so  hat  sie  doch  manchen  Kantonen  eigene  Kodifika- 
tionen gebracht.  Wenn  sie  nun  auch  dem  Kanton  Appenzell  I.-Rh. 
eine  solche  Kodifikation  nicht  brachte,  so  ist  sie  doch  au  dem 
Appenzell  I.-Rh.  Rechtsleben  nicht  spurlos  vorübergegangen, 
nur  hat  es  an  planmässiger  Benützung  und  Ausbeutung  gefehlt. 
Bald  zeitigte  die  Unzulänglichkeit  dieses  Zustandes  auch  in 
unserm  Kanton  das  Bedürfnis,  ein,  modernen  Begriffen  und 
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Anschauungen  angepasstes  Strafgesetz  zu  schäften,  und  besonders 
waren  es  die  Richter,  denen  sich  der  Mangel  an  gesetzlichen 
Strafnormen  fühlbar  machte,  und  schliesslich  petitionierte  der 
gesamte  Richterstand,  das  Bezirksgericht  und  Kantonsgericht 
bei  dem  Grossen  Rat  um  Erlass  eines  Strafgesetzes.  Eine  gross- 
rätliche  Kommission  machte  sich  an  die  Ausarbeitung  eines 
Entwurfes,  dem  ein  früherer  Entwurf,  ausgearbeitet  von  Herrn 
Landammann  Sonderegger,  zu  Grunde  gelegt  wurde,  welcher 
sich  wiederum  an  das  zugerisclie  Strafrecht  anlehnte.  Dass 
letzterer  Entwurf  vor  cirka  20  Jahren  vor  der  Landsgemeinde 
keine  Gnade  gefunden,  lag  wohl  in  der  allgemeinen  Abneigung 
gegen  alles  Neue,  im  Zuge  der  Zeit,  der  heute  zum  Teil  andern 
Anschauungen  Platz  gemacht  hat,  so  dass  der  heutige  Entwurf 
von  der  Landsgemeinde  mit  grosser  Mehrheit  zum  Gesetz  er- 
hoben wurde  und  mit  dem  31.  April  in  Kraft  getreten  ist.  Die 
Hauptverdienste  um  denselben  hat  Herr  Kantonsgerichtspräsident 
Dr.  Weydmann.  Damit  ist  nun  dem  Richter  seine  schwierige 
Aufgabe  erleichtert  und  der  Verbrecher  vor  Willkür  geschützt 
worden.  Der  Entwurf,  wie  er  uns  nun  als  Gesetz  vorliegt,  be- 
handelt nur  Verbrechen  und  Vergehen,  während  die  Über- 
tretungen der  Polizei  Verordnung  Vorbehalten  bleiben. 

Der  allgemeine  Teil  umfasst  5 Titel: 

1.  Strafen. 

2.  Vorsatz  und  Fahrlässigkeit,  Vollendung,  Vorsatz  und 
Drohung. 

3.  Urheberschaft,  Teilnahme  und  Begünstigung. 

4.  Ausschliessuug  der  Strafe. 

5.  Zumessung  der  Strafe  (Sehärfungs-  und  Milderungs- 
gründe). 

Der  besondere  Teil  handelt  in  7 Abschnitten: 

1.  Über  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  den  Staat  und 
die  öffentliche  Ordnung. 

2.  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  die  Persönlichkeit. 

3.  Gemeingefährliche  Verbrechen  und  Vergehen. 

4.  Verbrechen  und  Vergehen  wider  das  Eigentum. 

5.  Vergehen  gegen  die  Sittlichkeit. 

6.  Press  vergehen. 

7.  Tierquälerei. 
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Gast.  Albert  Hautle. 


Der  Art.  158  enthält  die  Schlussbestimmungen  und  daran 
reihen  sich  eine  Strafentafel  und  ein  Inhaltsverzeichnis. 

Als  gesetzliche  Strafen  führt  Art.  3 auf  : 

1.  Todesstrafe. 

2.  Zuchthausstrafe. 

3.  Arbeitshaus. 

4.  Gefängnis. 

5.  Landesverweisung. 

ti.  Verlust  der  bürgerlichen  Ehren. 

7.  Einstellung  im  bürgerlichen  Aktivrecht. 

8.  Amtsentsetzung  oder  Einstellung  im  Amt  oder  Dienst. 

9.  Wirtshausverbot. 

10.  Untersagung  der  Betreibung  eines  bestimmten  Berufes 
oder  Gewerbes. 

11.  Verweis. 

12.  Geldbusse. 

13.  Konfiskation. 

Zu  diesen  13  Strafen  kommt  noch  die  in  Art.  27  vorge- 
sehene Unterbringung  jugendlicher  Verbrecher  in  eine  Besse- 
rungsanstalt, welche  Massregel  wohl  auch  als  Strafe  aufzufassen 
ist.  Dieser  letztere  Artikel  regelt  auch  die  Strafmündigkeit 
jugendlicher  Verbrecher.  Diese  Strafmündigkeit  tritt  grundsätz- 
lich mit  dem  13.  Altersjahre  ein,  doch  kennt  das  Gesetz  eine 
kritische  Periode  bis  zum  16.  Jahre,  in  der  es  dem  richterlichen 
Ermessen  anheimgestellt  ist,  auf  Strafmündigkeit  oder  Straf- 
unmündigkeit zu  erkennen.  Im  ersteren  Falle  treten  dann  der 
Verweis  oder  die  Verbringung  in  eine  Besserungsanstalt  ein. 
Für  Erwachsene  sieht  das  Gesetz  Unzurechnungsfähigkeit  vor, 
wenn  die  Strafthat  in  einem  Momente  geschah,  wo  dem 
Handelnden  die  nötige  Urteilskraft  fehlte,  sofern  diese  Störung 
der  G eistest  h ä tigkeit  nicht  absichtlich  herbeigeführt  wurde.  Ist 
diese  Störung  der  Geistesthütigkeit  selbstverschuldet,  aber  nicht 
in  der  Absicht,  eine  strafbare  Handlung  zu  begehen,  so  findet 
teilweise  Zurechnung  statt.  Bei  nicht  aufgehobener,  aber  ge- 
schwächter Geisteskraft  kann  der  Richter  unter  das  Strafminimum 
herabgehen  oder  eine  mildere  Strafart  anwenden.  Ebenfalls 
ausgeschlossen  ist  die  Zurechnung  bei  Gesetzesverletzungen, 
die  durch  unwiderstehliche  Gewalt  oder  durch  Drohung,  die 
mit  einer  gegenwärtigen,  auf  andere  Weise  nicht  abweisbaren 
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Gefahr  für  Leib  und  Leben  seiner  selbst  oder  eines  Angehörigen 
verbunden  war,  aufgenötigt  worden  sind.  Ebenso  unverschuldeter 
Notstand,  der  auf  andere  Weise  nicht  zu  beseitigen  ist.  Des 
weiteren  begründet  keine  strafbare  Handlung  die  Notwehr,  und 
auch  Überschreitung  der  Notwehr  ist  nicht  strafbar,  wenn  sie 
in  Bestürzung,  Furcht  oder  Schrecken  geschah. 

Der  Versuch  wird  milder  bestraft,  als  das  vollendete  Ver- 
brechen, und  kann  der  Richter  unter  das  Strafminimum  herab- 
gehen oder  auf  eine  andere  Strafart  erkennen.  (Überhaupt  ist 
in  dem  appenzellischen  Strafgesetz  dem  Richter  in  der  Straf- 
zumessung grosse  Freiheit  belassen,  nicht  nur  darin,  dass 
Maximal-  und  Minimalstrafen  ausgesprochen  sind,  die  es  ihm 
gestatten,  die  Strafen  der  begangenen  Handlung  anzupassen, 
sondern  es  ist  ihm  auch  in  manchen  Fällen  gestattet,  diese 
Grenzen  zu  überschreiten,  wenn  besondere  Umstände  es  zu 
verlangen  scheinen.) 

Thäter  und  Anstifter  werden  als  Urheber  bestraft.  Den 
Gehülfen  trifft  die  Strafe  in  dem  Masse,  als  seine  Mitwirkung 
zur  Vollendung  des  Verbrechens  beigetragen  hat.  Leichter  als 
der  Gehülfe  wird  der  Begünstiger  beurteilt  und  wiederum  gün- 
stiger als  letzterer  derjenige,  der  von  einem  geplanten  Ver- 
brechen Kenntnis  hatte  und  es  nicht  anzeigte. 

Strafverfolgung  und  Strafvollzug  verjähren  in  10  Jahren  im 
Maximum  und  in  6 Monaten  im  Minimum  und  in  3 Monaten 
bei  Antragsdelikten,  jedoch  ist  bei  Verbrechen,  die  mit  dem 
Tode  oder  mit  mehr  als  lOjähriger  Zuchthausstrafe  bedroht 
sind,  jede  Verjährung  ausgeschlossen. 

Das  appenzellisehe  Strafgesetz  kennt  sowohl  allgemeine 
als  besondere  Strafmilderungsgründe.  Bei  Ideal-  wie  Real- 
konkurrenz  wird  die  Strafe  des  schwersten  dieser  Verbrechen 
angewendet,  die  andern  werden  als  Schärfungsgründe  berücksich- 
tigt. Dabei  kann  der  Richter  das  Maximum  der  gesetzlichen 
Strafe  um  die  Hälfte  überschreiten  oder  zu  einer  schwerem 
Strafart  übergehen.  Diese  Kompetenz  steht  dem  Richter  auch 
zu  bei  Rückfall,  sofern  nicht  seit  dem  letzten  Verbrechen  10 
resp.  5 Jahre  verflossen  sind.  Bei  Konkurrenz  von  Verbrechen, 
die  mit  zeitlichen  Zuchthausstrafen  bedroht  sind,  darf  in  keinem 
Falle  auf  lebenslängliches  Zuchthaus  erkannt  werden. 

Der  besondere  Teil  (Art.  41 — 158)  zerfällt  in  vier  Abschnitte. 
Der  erste  Abschnitt,  Verbrechen  gegen  den  Staat,  behandelt  im 

Schweixcriachc  Zeitschrift  für  Strafrecht.  12.  Jahr,?-  lt> 
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II.  Titel  als  Störung  der  öffentlichen  Ordnung:  Störungen  der 
Landsgemeinde  und  anderer  öffentlicher  Gemeindeversamm- 
lungen, Fälschungen  von  Abstimmungen  durch  Erregung  von  Irr- 
tümcrn,  Verhinderung  an  der  Ausübung  von  politischen  Rechten, 
Bestechungsversuch  bei  Abstimmungen,  unberechtigte  Teilnahme 
an  öffentlichen  Wahlen,  Widersetzlichkeit  gegen  Amtsgewalt,  Un- 
gehorsam gegen  amtliche  Verfügungen,  Widerstand  gegen  mah- 
nende Amtspersonen  bei  Streitigkeiten,  vorsätzliche  Ablösung  amt- 
licher Siegel,  Befreiung  von  Gefangenen,  unerlaubte  Selbsthülfe, 
rechtswidrige  Ausübung  eines  nicht  übertragenen  Amtes,  Rück- 
kehr von  Ausgewiesenen  u.  s.  w. 

Drei  weitere  Artikel  im  Titel  III  beziehen  sich  auf  Be- 
stechung und  Amtspflichtverletzung,  während  der  IV.  Titel  auf 
die  Vergehen  gegen  den  Frieden  im  allgemeinen  und  gegen 
die  Konfession  im  besondern  sich  richtet  (Art.  55 — 58).  Störung 
des  konfessionellen  Friedens  wird  mit  300  Fr.  Geldbusse  oder 
mit  Gefängnis  bis  auf  4 Monate  mit  oder  ohne  Geldbusse  be- 
straft (Art.  55).  Die  Erregung  einer  ganzen  Einwohnerschaft 
oder  Gegend  durch  Bedrohung  mit  Mord.  Brand  oder  andern 
schweren  Verbrechen  wird  als  gemeingefährliche  Drohung  mit 
Arbeitshaus  bestraft  (Art.  57). 

Unter  den  Vergehen  und  Verbrechen  gegen  die  öffent- 
liche Treue  und  Glauben  in  Titel  V figurieren  in  erster  Linie 
Münzverbrechen  (Art.  58)  und  Münzvergehen  (Art.  59—01). 
Darauf  folgen  Urkundenfälschung,  falsche  Zeugnisabgabe 
(Art.  06),  falsche  Anklage  (Art.  07)  und  Lebensmittelfälschung. 

Der  zweite  Abschnitt  umfasst,  die  Verbrechen  und  Vergehen 
gegen  die  Persönlichkeit.  Art.  09  definiert  den  Mord  als  vorsätz- 
liche, mit  Überlegung  ausgeführte  Tötung  eines  Menschen  und 
setzt  als  Strafe  den  Tod  fest.  Sind  strafmindernde  Umstände  vor- 
handen, so  tritt  lebenslängliche  oder  zeitliche  Zuchthausstrafe  ein, 
jedoch  nicht  unter  10  Jahren.  Tötung  auf  ausdrücklichen,  ernst- 
haften Wunsch  des  Getöteten  zieht  Zuchthaus  bis  auf  5 Jahre 
nach  sich.  Die  folgenden  Artikel  behandeln  Körperverletzung  mit 
tödlichem  Ausgang  (Art.  ~t2>,  Tötung  im  Kaufhandel  (Art.  73). 
(Dieser  Artikel  bedroht  alle  Teilnehmer  mit  Gefängnis,  den- 
jenigen, der  an  dem  Getöteten  Thätlichkeiten  verübte,  mit 
Zuchthaus  und  denjenigen,  der  die  tödliche  Verletzung  bei- 
brachte, mit  den  für  Totschlag  oder  Körperverletzung  mit  töd- 
lichem Ausgang  bestimmten  Strafen.)  Kindsmord  (Art.  75) 
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ist  mit  2 — 10  Jahren  Zuchthaus  bedroht,  eventuell,  wenn  er 
unabsichtlich  durch  Unterlassung  des  bei  der  Geburt  nötigen 
Beistandes  herbeigeführt  wurde,  mit  Gefängnis  bis  auf  2 Monate 
oder  Arbeitshaus  bis  auf  ein  Jahr. 

Art.  76  setzt  auf  Verheimlichung  der  Geburt,  wenn,  auch 
ohne  Absicht,  dadurch  der  Tod  des  Kindes  verursacht  wurde,  Ge- 
fängnis oder  Arbeitshaus  bis  auf  zwei  Jahre.  Auf  Verheimlichung 
der  Niederkunft,  verbunden  mit  Beseitigung  der  Kindsleiche, 
infolgedessen  die  Todesart  des  Kindes  unermittelt  bleibt,  steht 
Gefängnis  oder  Arbeitshaus  bis  auf  drei  Jahre.  Art.  77,  78  und 
79  behandeln  Abtreibung,  Aussetzung  und  fahrlässige  Tötung, 
während  Art.  80  staatlich  anerkannte  Medizinalpersonen  wegen 
gesundheitsschädigender  Eingriffe  bei  Ausübung  ihres  Berufes 
mit  Geldbussen  bis  auf  Fr.  300  oder  Gefängnis  bis  auf  drei 
Monate  oder,  wenn  der  Lebe hs Verlust  eines  Menschen  dadurch 
bewirkt  wurde,  mit  Geldbusse  bis  auf  Fr.  1000  oder  Arbeits- 
haus bis  auf  ein  Jahr  bestraft.  (Kurpfuscherei  fällt  laut  einer 
Protokoll notiz  im  Gesetz  unter  die  Strafbestimmungen  über 
Körperverletzung,  resp.  fahrlässige  Tötung.) 

Für  die  Körperverletzungen  (Art.  81)  ist  als  Nebenstrafe 
das  Wirtshausverbot  vorgesehen;  bei  Schlägereien,  Misshand- 
lungen und  fahrlässigen  Körperverletzungen  kann  dasselbe  im 
Rückfalle  auch  ausgesprochen  werden  (Art.  82).  Die  Titel  III 
und  IV  Uber  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  die  persönliche 
Freiheit  und  über  Ehrverletzungen  (Art.  85 — 89  und  89 — 95) 
sind  im  wesentlichen  den  betreffenden  Paragraphen  des  deutschen 
Strafgesetzbuches  nachgebildet. 

Der  dritte  Abschnitt  handelt  über  gemeingefährliche  Ver- 
brechen und  Vergehen  (Art.  95 — 107)  und  in  erster  Linie  über 
Brandstiftung.  Brandlegung,  welche  ohne  Gemeingefahr  auf  einen 
Versicherungsvorteil  hinzielt,  wird  als  Betrug  behandelt.  Brand- 
stiftung au  bewohnten  Häusern  wird  bestraft  mit  dem  Tode  oder 
mit  Zuchthaus  bis  auf  Lebenszeit,  wenn  durch  den  Brand  ein 
Mensch,  der  sich  in  dem  betreffenden  Hause  aufhielt,  das  Leben 
verloren  hat  und  der  Thftter  das  beabsichtigt  hat  oder  voraus- 
sehen musste  (Art.  96/.  Gesundheitsschädliche  Nahrungsmittel- 
fälschung wird  von  Art.  101  mit  Gefängnis  und  Geldbussen  bis 
auf  Fr.  500  bedroht,  mit  Steigerung  bis  auf  20  Jahre  Zucht- 
haus, wenn  dadurch  jemand  das  Leben  verlor. 
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Als  weitere  gemeingefährliche  Verbrechen  und  Vergehen 
behandelt  dieser  Abschnitt  : Fahrlässige  Gefährdung  der  öffent- 
lichen Gesundheit  (Art.  102).  Verbreitung  ansteckender  Krank- 
heiten (Art.  103).  Vergiftung  von  Brunnen  und  Quellen  (Art.  104). 
Tötung  oder  Schädigung  von  Tieren  anderer  und  Vergiftung 
von  Futtervorräten  u.  s.  \v.  (Art.  105).  Beschädigung  von  Wegen 
und  Brücken  (Art.  106). 

In  allen  diesen  Fällen  kann,  wenn  dadurch  ein  Mensch 
getötet  wurde,  auf  Zuchthaus  bis  zu  20  Jahren  erkannt  werden. 

Für  die  Eigentumsbeschädigung  kennt  das  Gesetz  in  Art.  100 
folgende  Momente,  die  eine  Verschärfung  der  Strafe  herbei- 
führen : 

a)  wenn  die  Tliat  nicht  aus  blossem  Mutwillen,  sondern  aus 
Bosheit,  Rachsucht  u.  s.  w.  geschah; 

b)  wenn  dadurch  bedeutender  Nachteil  für  das  Eigentum 
anderer  herbeigeführt  wurde  ; 

c)  wenn  sie  zur  Nachtzeit  und  durch  Verübung  von  Grau- 
samkeit an  Tieren  bewerkstelligt  wurde. 

Im  II.  Titel,  widerrechtliche  Aneignung  betreffend,  bestimmt 
Art.  1 10  die  Strafen  für  den  Kaub,  Art.  1 1 1 die  besonderen 
Erschwerungsgründe  des  Raubes: 

„Wenn  der  Thäter  oder  ein  Teilnehmer  mit  Waffen  ver- 
sehen war,  oder  dem  Angegriffenen  auflauerte,  oder  sich  zur 
That  vermummte,  oder  diese  auf  öffentlichen  Strassen  oder 
Wegen  oder  in  Gemeinschaft  mit  andern  oder  mittelst  Ein- 
breehens  oder  Einsteigens  in  eine  Wohnung  verübte.“ 

Die  Erpressung  soll  im  allgemeinen  gleich  wie  der  Raub 
bestraft  werden,  doch  liegt  es  im  richterlichen  Ermessen,  je 
nach  Umständen  Strafmilderung  eintreten  zti  lassen  (Art.  112). 

Der  Diebstahl  ist  beendet,  wenn  der  Dieb  die  Sache  von 
ihrer  Stelle  weggenoramen  und  in  seine  Gewalt  gebracht  hat. 
Qualifizierter  Diebstahl  liegt  vor: 

a)  wenn  er  in  einem  Gebäude  oder  umschlossenen  Raum 
oder  zur  Nachtzeit  mittelst  gewaltsamen  Einbrechens  oder 
Einsteigens  oder  mit  Anwendung  von  Dietrichen  verübt 
wurde  ; 

b)  wenn  er  verübt  wurde  an  Sachen,  die  zum  öffentlichen 
Gottesdienste  oder  zur  Unterstützung  der  Armen  bestimmt 
sind,  oder  an  Sachen,  die  anerkannten  Armen  zugehören 
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oder  vermöge  ihrer  Beschaffenheit  der  öffentlichen  Sicher- 
heit anvertraut  werden  müssen,  oder  durch  deren  Hinweg- 
nahme für  die  allgemeine  Sicherheit  besondere  Gefahren 
entstehen  ; 

c)  wenn  zu  dem  Diebstahl  mehrere  mitwirkten,  die  sich  zu 
fortgesetzter  Begehung  von  Diebstahl  verbunden,  oder 
wenn  sich  der  Dieb  oder  einer  der  Teilnehmer  zur  Aus- 
übung des  Diebstahls  mit  Waffen  versehen  hat  (Art.  114). 

Art.  120  giebt  uns  eine  Definition  der  Pfandunterschlngung, 
die  in  den  Art.  120—124  behandelt  wird.  Art.  124  giebt  auch 
die  Bestimmungen  über  Hehlerei  (Arbeitshaus  bis  auf  zwei  Jahre, 
Geldbusse  oder  Gefängnis.  Gewohnheitsmässige  Hehlerei:  Arbeits- 
oder Zuchthaus  bis  auf  vier  Jahre). 

Titel  IV,  über  Betrug  und  Untreue,  behandelt  den  Betrug 
gleich  der  Unterschlagung.  Art.  126  aber  betrachtet  als  er- 
schwerende Umstünde  besondere  Abgefeimtheit,  Weckung  und 
Benutzung  des  Aberglaubens,  Betrug  der  Vormünder  ihren  Mün- 
deln gegenüber  u.  s.  w. 

Die  folgenden  Art.  127,  128,  129  sind  dem  bezüglichen 
Konkurs,  130  und  131  dem  leichtsinnigen  Konkurs,  133  der 
Begünstigung  von  Gläubigern,  134  dem  Pfandbetrug,  135  der 
widerrechtlichen  Begünstigung  von  Gläubigern  im  Pfändungs- 
verfahren, 139  dem  leichtsinnigen  Schuldenmachen,  140  der 
Verletzung  des  Civil-  und  Familienstandes,  141  der  Untreue 
gewidmet. 

„Wegen  Untreue  wird  mit  Arbeitshaus  bis  auf  zwei  Jahre 
oder  mit  Geldbusse  bestraft,  wer,  als  Beistand,  Vertreter  oder 
durch  Amt  oder  Beruf  zur  Wahrung  der  Interessen  eines  andern 
verpflichtet,  absichtlich  diese  Interessen  verletzt  und  einen  Ver- 
mögensschaden verursacht.“  (Art.  141.) 

Art.  142  bestraft  den  Wucher  mit  Gefängnis  und  Busse 
bis  auf  Fr.  2000. 

Die  Vergehen  gegen  die  Sittlichkeit  haben  im  fünften  Ab- 
schnitt ihren  Platz  gefunden.  Art.  143  bestraft  Notzucht  mit 
10  bis  20  Jahren  Zuchthaus.  Die  gleiche  Strafe  verwirkt,  wer 
ein  geschlechtlich  unreifes  Mädchen  zum  Beischlaf  missbraucht 
oder  zu  missbrauchen  versucht. 

Zu  letzterm  Passus  findet  sich  im  Gesetz  eine  Protokoll- 
bemerkung: „„oder  zu  missbrauchen  sucht“  ist  dahin  zu  ver- 


-Digitized  by  Google 


240 


Gn»t.  Albert  Hautle. 


stehen,  dass  es,  um  Vollendung  des  Verbrechens  anzunehmen, 
genügt,  wenn  der  Thäter  Handlungen  vorgenommen  hat,  die 
auf  Vollziehung  des  Beischlafes  gerichtet  waren.  Es  wird  bei 
Notzucht  an  Kindern  nicht  der  vollzogene  Beischlaf  verlangt. 
Gewalt,  Drohung  oder  Verführung  ist  nicht  notwendig,  die  Ein- 
willigung des  Kindes  hat  rechtlich  keine  Bedeutung.“ 

Wenn  jedoch  der  Genötigten  der  gute  Huf  fehlt,  kann  auf 
Arbeitshaus  oder  Geldbusse  erkannt  werden.  Ausserehelicher 
Beischlaf  mit  geisteskranken  oder  wehr-  und  bewusstlosen 
Frauenspersonen  wird  als  Schändung  (Art.  144)  mit  Arbeits- 
haus oder  Gefängnis  bis  zu  10  Jahren  Zuchthaus  belegt  und 
ist  Antragsdelikt,  wenn  nicht  ein  bedeutender  Nachteil  au  Ge- 
sundheit oder  Leben  eingetreten  ist.  Derselben  Strafe  verfällt, 
wer  eine  Person  durch  Erregung  oder  Benutzung  eines  Irrtums, 
vermöge  dessen  sie  den  Beischlaf  für  einen  ehelichen  hält,  zum 
Beischlaf  verleitet  (Art.  145) , auch  dies  ist  Antragsdelikt, 
sofern  kein  öffentliches  Ärgernis  stattgefunden  hat. 

Blutschande  zwischen  Blutsverwandten  aufsteigender  und 
absteigender  Linie  wird  an  den  erstem  mit  Arbeitshaus  bis  auf 
fünf  Jahre,  an  den  letztem  mit  Arbeitshaus  oder  Gefängnis  bis 
auf  drei  Jahre  bestraft.  Beischlaf  zwischen  Stief-  und  Schwieger- 
eltern mit  ihren  Stief-  und  Schwiegerkindern  und  zwischen  voll- 
und  halbbürtigen  Geschwistern  wird  mit  Arbeitshaus  bis  auf  ein 
Jahr  oder  mit  Gefängnis  bestraft.  Bei  dem  verführten  Teil 
tritt  Hilderung  ein.  Bei  leiblichen  Verwandten,  die  sich  zum 
Mitschuldigen  in  absteigender  Linie  befinden,  sowie  bei  Sch  wieger- 
und Stiefkindern  wird  von  jeder  Strafe  abgesehen  (Art.  140). 

Art.  147  belegt  die  Verführung  Pflegebefohlener  mit  Ge- 
fängnis oder  mit  Zuchthaus  bis  auf  drei  Jahre. 

Bigamie  (Art.  148)  wird  an  dem  Ehegatten  mit  drei  Jahren 
Zuchthaus  bis  fünf  Jahren  Arbeitshaus  bestraft,  beziehungsweise 
mit  zwei  bis  drei  Jahren  für  den  unverheirateten  Teil. 

Widernatürliche  Unzucht  (Art.  140)  zieht  Zuchthaus  bis  auf 
acht  Jahre  oder  Arbeitshaus  bis  auf  fünf  Jahre  nach  sich. 

Kuppelei  (Art.  150)  hat  Geldbusse  bis  auf  IT.  1000  oder 
Gefängnis  und  in  schweren  Fällen  Arbeitshaus  bis  auf  drei 
Jahre  zur  Folge.  Mit  der  Gefängnis-  oder  Arbeitshausstrafe 
wird  die  Einstellung  im  Aktivbürgerrecht  verbunden  und  kann 
auf  Untersagung  eines  bestimmten  Berufes  oder  Gewerbes 
erkannt  werden. 
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Buhlerei  (Art.  151)  zieht  Gefängnis  oder  Arbeitshaus  bis 
auf  zwei  Jahre  nach  sich  und  für  eine  Ausländerin  überdies 
Landesverweisung.  Ehebruch  (Art.  151)  (Geldbusse  vom  ver- 
heirateten Teil  Fr.  100 — 300,  vom  unverheirateten  Fr.  50 — 150, 
eventuell  Gefängnis  bis  auf  zwei  Monate,  beziehungsweise  bis 
auf  sechs  Wochen)  ist  nur  bei  Erregung  öffentlichen  Ärgernisses 
Offizialdelikt;  in  diesem  Falle  hat  auch  Einstellung  im  Aktiv- 
bürgeirecht  zu  erfolgen. 

Art.  153  bestraft  auch  die  einfache  Unzucht  (ausserehe- 
lichen  Beischlaf),  wenn  nicht  Verehelichung  eintritt,  mit  Geld- 
busse von  Fr.  20 — 50. 

Öffentliche«  Ärgernis  (Art.  154)  wird  mit  Geldbusse  bis 
Fr.  100,  eventuell  mit  Gefängnis  bis  zu  drei  Monaten  bestraft. 

Die  Bestimmungen  über  Pressvergehen,  sechster  Abschnitt 
(Art.  155  und  156),  bestimmen,  dass  jede  im  Kanton  heraus- 
gegebene Druckschrift  den  Namen  des  Druckers  trage,  und 
dass  für  Pressvergehen  zuerst  der  Verfasser,  dann  der  Heraus- 
geber, dann  der  Verleger  und  zuletzt  der  Drucker  haftbar  sei. 
Dem  Zahlenden  steht  ein  Rückgriffsrecht  auf  den  ihm  vor- 
gehenden Haftpflichtigen  zu. 

Der  Tierquälerei  (Art.  157)  ist  der  siebente  Abschnitt  ge- 
widmet, welcher  die  Misshandlung  von  Tieren  mit  Geldbussen 
bis  Fr.  100,  in  schwereren  Fällen  neben  Gefängnis,  und  bei 
Wiederholung  neben  Untersagung  eines  bestimmten  Berufes 
bestraft. 

An  die  Schlussbestimmung  (Art.  158;  das  Gesetz  nennt 
ihn  fälschlich  Art.  150),  welche  den  Zeitpunkt  des  Inkraft- 
tretens (Tag  der  Annahme)  und  die  Aufhebung  älterer  Gesetze 
bestimmt,  reiht  sich  im  Anhang  eine  Straftafel,  auf  der  alle 
Strafen  der  Schwere  nach  aufgefülirt  sind  mit  den  jeweiligen 
Delikten.  Daran  sehliesst  sich  ein  Verzeichnis  aller  im  Gesetz 
behandelten  Verbrechen  und  Vergehen  nach  der  Reihenfolge 
ihrer  Behandlung,  während  wir  ein  alphabetisches  Sachregister 
leider  vermissen. 

Damit  haben  wir  im  wesentlichen  den  Inhalt  des  neuen 
appenzellischen  Strafrechtes  wiedergegeben  und  überlassen  es 
dem  Leser,  über  die  dogmatische  Grundlage  des  Gesetzes  zu 
urteilen. 

Was  das  Formelle  anlangt,  lässt  sich  wohl  darüber  streiten, 
ob  Protokollbemerkungen  in  einem  Gesetz  Aufnahme  finden 
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sollten  oder  nicht:  ebenso  sind  ausführliche  Definitionen  wohl 
zu  zahlreich,  doch  haben  sie  auch  das  Gute,  dass  sie  den  Laien- 
richter nicht  ganz  von  den  Ausführungen  der  Anwälte  abhängig 
machen,  was  ohne  Zweifel  in  einem  Lande,  wo  die  Gewerbe- 
freiheit auch  im  Anwaltsstande  spukt,  wie  in  Appenzell,  von 
grosser  Bedeutung,  wenn  wir  nicht  gerade  sagen  wollen,  not- 
wendig ist. 

Die  Redaktion  ist  im  allgemeinen  eine  glückliche;  sie  ist 
kurz  und  ziemlich  präcis  und  leicht  verständlich,  doch  hätten 
Druckfehler  wie  Verweisung  auf  falsche  Paragraphen  (wie  in 
Art.  144)  vermieden  werden  sollen. 


Digitized  by  Google 


24a 


Entscheidungen  in  Strafsachen.  — Jurisprudence  pe'nale. 


Kantonale  Gerichte.  — Tribunaux  cantonaux. 


Urteil 

des 

Strafgerichts  des  Kantons  Basel-Stadt 

vom  13.  Dezember  1893 
in  Sachen 

Wüst  und  Konsorten  betreffend  Betrug  und  Vergeben  gegen  das 
Gesetz  betreffend  die  Effektenbörse  und  den  Verkehr  in  "Wert- 
papieren. 

Mitgeteilt  von  Strafgerichtspräaident  Dr.  IT.  Völlmp  in  Basel 


I.  Der  Angeklagte  Heinrich  Wüst  wurde  am  4.  Februar  1897 
au»-  der  hiesigen  Strafanstalt  entlassen,  nachdem  er  wegen  Betrug 
und  Unterschlagung  eine  5jährige  Zuchthausstrafe  abgesessen  hatte. 
Er  versuchte  zunächst,  bei  einem  auswärtigen  Bankhause  Stellung 
zu  tinden  ; als  ihm  dies,  da  — nach  seinen  Angaben  — von  hiesigen 
Bankhäusern  gegen  ihn  gearbeitet  worden  war,  nicht  gelungen  war, 
setzte  er  sich  mit  dem  schon  vorbestraften  S.  B.  in  Verbindung. 
Dieser  hatte  ein  Projekt  ausgearbeitet  zur  Gründung  einer  Bank, 
bei  der  nach  dem  in  England  zuerst  zur  Geltung  gebrachten  so- 
genannten Sicherheitssystem  spekuliert  werden  sollte.  Die  beiden 
beschlossen  dann  die  Gründung  einer  solchen  Rank.  Zur  Beschaffung 
von  Kapitalien  wandte  sich  Wüst  an  den  schon  vorbestraften  Mit- 
angeklagten Eduard  Wirz.  Es  gelang  dem  letztem,  von  Dr.  S., 
der  schon  früher  dem  Wirz  bedeutende  Beträge  für  dessen  Geschält 
verschafft  hatte,  eine  grössere  Summe  geliehen  zu  erhalten.  Wirz 
verfügte  auch  noch  über  etwas  Geld  aus  eigenen  Mitteln,  und  so 
konnte  denn  zur  Gründung  der  Bank,  die  den  Titel  „Unionbank 
Basel“  führen  sollte,  geschritten  werden.  Die  Geldmittel,  die  damals 
der  Bank  durch  Wirz  zur  Verfügung  standen,  beliefen  sich  auf 
cirka  Fr.  20,000.  Die  Unkosten  : Lokalmiete,  Bureauauslagen, 
Druckkosten,  Reklame  und  dergleichen,  betrugen  für  den  ersten 
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Anfang  cirka.  Fr.  8000.  Da  für  die  Bank  die  Form  einer  Ge- 
nossenschaft gewühlt  worden  war,  so  musste  zunächst  die  gesetz- 
liche Zahl  von  7 Genossenschaftern  gefunden  werden.  Es  gelang 
in  kurzer  Zeit,  nachdem  ein  gewisser  S.  S.,  der  früher  im  Zeitungs- 
fach, zuletzt  als  Inseraten-Buchhalter  thütig  gewesen  war,  und  der 
vom  Börsenwesen  keinerlei  Kenntnis  hatte,  als  Direktor  der  neuen 
Bank  engagiert  worden  war,  folgende  Personen  als  Genossenschafter 
zu  gewinnen:  den  Postbeamten  B.,  den  Lehrer  W.,  den  Bau- 
materialienhündler  S.,  den  Musikalienhändler  A.,  den  Commis  M. 
und  den  Ausläufer  S.  Der  Stammanteil  des  einzelnen  Genossen- 
schafters wurde  auf  Fr.  1012  = 10  £ festgesetzt.  Dieser  Be- 
trag war  aber  nur  von  B.  aus  eigenen  Mitteln  einbezahlt  worden. 
Den  andern  Genossenschaftern  wurden  die  entsprechenden  Beträge 
zur  Einzahlung  geliehen.  Die  Genossenschafter  behaupten  teilweise, 
ihren  Beitritt  zur  Genossenschaft  unterzeichnet  zu  haben,  ohne  im 
klaren  gewesen  zu  sein,  um  was  es  sich  hier  handle.  Wüst,  Wirz 
und  8.  B.  wollten  dem  Publikum  gegenüber  nicht  genannt  sein  und 
sind  deshalb  bei  der  Gründung  nicht  mit  eingetragen.  Im  hiesigen 
Kantonsblatt  vom  1!».  Juni  1897  wurde  der  Eintrag  der  Genossen- 
schaft ins  Handelsregister  publiziert. 

II.  Um  Kunden  zu  bekommen,  wurde  zunächst  eine  Broschüre,  be- 
titelt: „ Der  II 'eg  znm  Reichtum massenhaft  verbreitet,  ln  der 
erwähnten  Broschüre  wird  die  Unionbank  Basel  als  dasjenige  In- 
stitut bezeichnet,  welches  Börsenaufträge  zum  Spekulieren  nach  dem 
Sicherheitssystem  in  Empfang  nimmt.  Das  erwähnte  Sicherheits- 
system beruht  darin,  dass  die  Unionbank  Aufträge  zur  Spekulation 
in  bestimmten  Wertpapieren  entgegennimmt  und  dafür  lediglich 
eine  Deckung,  deren  Betrag  vorher  genau  angegeben  ist,  und  .die 
cirka  1 — 2%  des  Nominalwertes  des  Papieres  beträgt,  zu  leisten 
ist  ; diese  haftet  ausschliesslich  für  Verluste  aus  der  Operation. 
Während  der  Gewinn  des  Kunden  unbeschränkt  ist,  ist  der  Verlust 
lediglich  auf  den  Betrag  der  Deckung  beschränkt.  Die  Deckung 
ist  der  Bank  verfallen,  sobald  eine  Kursschwankung  im  Betrage 
der  betreffenden  Deckung  stattgefunden  hat.  In  der  Broschüre 
werden  nun  die  Vorteile  des  Sicherheitssytems  des  langen  und 
breiten  auseinandergesetzt.  An  lland  einer  Reihe  von  Beispielen 
werden  in  der  Broschüre  grosse  Gewinne  ausgerechnet,  und  zwar 
sind  diese  Beispiele  teilweise  so  verfasst,  dass  der  Glaube  erweckt 
wird,  es  handle  sich  um  wirklich  vorgekommene  Fälle  und  um 
Gewinnste,  die  thatsäcblich  durch  Spekulation  an  der  Börse  nach 
dem  Sicherheitssystem  erzielt  worden  seien. 

Als  Beispiel  sei  hier  folgender  Passus  auf  Seite  24  der  Broschüre 
erwähnt  : 

„Aus  dieser  Tabelle  ist  z.  B.  ersichtlich,  dass  von  den  Staats- 
„ papieren  3%ige  portugiesische  Rente  im  Jahre  1891  am  höchsten 
„cirka  58°/o,  am  niedersten  cirka  31%  notierte.  Um  Fr.  100.000 
„dieser  Rente  à la  hausse  i auf  das  Steigen)  zu  kaufen  oder  auf  das 
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„Fallen  (à  la  baisse)  zu  verkaufen,  beanspruchen  wir  laut  Deekungs- 
„tabellc  (Seite  13)  ein  Prozent  = Fr.  1000  oder  800  Mk.  AVer  die 
„Chance  hatte,  zum  niedersten  Kurse  von  31  °/o  Fr.  100,000  Portu- 
ngiesen zu  kaufen,  bezahlte  dafür  Fr.  31,000,  und  wenn  er  dieselben 
„zum  höchsten  Kurse  von  58  °/o  verkaufte,  so  erlöste  er  dafür 
„Fr.  58,000,  erzielte  also  mit  Fr.  1000  = 800  Mk.  Deckung  einen 
„Gewinn  von  Fr.  27,000  — 21,(100  Mk.,  und  wenn  auch  der  Kunde 
„beim  Verkauf  nicht  ganz  den  höchsten  Kurs  erlöste,  oder  nicht 
„ganz  zum  niedersten  Kurs  kaufen  konnte,  blieb  der  Gewinn  immer 
„noch  ein  enormer.  AVer  gar  mit  1 Million  Franken  portugiesischer 
„Rente  spekulierte,  der  hatte  Fr.  10,000  = 8000  Alk.  Deckung  zu 
„leisten  und  konnte  damit  cirka  Fr.  270,000  = 21(1,000  Mk.,  also  den 
„27fachen  Betrag  des  Maximalrisikos  als  Reingewinn  erzielen.“ 

Als  Verfasser  der  Broschüre  zeichnete  M.  v.  Kronegg.  Der 
Angeklagte  AA'üst  giebt  zu,  dass  er  die  Broschüre  im  grossen  und 
ganzen  verfasst  habe. 

Auf  Seite  20  der  Broschüre  findet  sich  folgender  Passus  unter 
der  Aufschrift  „AVer  sind  wir V“  : 

„Das  Kapital  der  Unionbank  ist  vorerst  auf  den  Betrag  von 
„Fr.  12,(150,000  = 500,000  £,  eingeteilt  in  Stammanteile  von  je 
„Fr.  1012  — 40  £,  limitiert. 

„Die  ausgegebenen  Stammanteile  befinden  sich  im  Besitze  in- 
„und  ausländischer  Finanzlcute,  und  kann  daraus  ersehen  werden, 
„wie  hoch  man  in  den  betreffenden  Kreisen  den  AA’ert  des  Sicher- 
heitssystems ansehlügt.“ 

AA'üst  behauptet,  dieser  Passus  stamme  nicht  von  ihm  selbst, 
sondern  sei,  entgegen  seiner  Ansicht,  auf  Drängen  des  8.  schliesslich 
von  ihm  in  die  Broschüre  aufgenommen  worden,  eine  Behauptung, 
die  bei  der  Abwesenheit  des  S.  auf  ihre  Richtigkeit  oder  Unrichtig- 
keit nicht  geprüft  werden  kann. 

Sei  dem  wie  ihm  wolle,  sicher  ist,  dass  der  Passus  mit  AA’issen 
und  im  Einverstilndnis  AA'iists  in  die  Broschüre  aufgenommen  worden 
ist.  AA'üst  ist  demnach  dafür  verantwortlich. 

III.  Die  Thiitigkeit  der  Bank  begann  im  Juni  1897  mit  der 
Ermittlung  von  Adressen  und  mit  dem  massenhaften  Verschicken 
der  Broschüre  „Der  A\’ eg  zum  Reichtum“,  namentlich  nach  der  Schweiz. 

Unter  der  Firma  L.  AA'irz  setzte  man  sich  mit  dem  Adressen  Ver- 
mittler T.  in  Berlin  in  Verbindung  und  AA’üst  reiste  persönlich  zu  einer 
Besprechung  dorthin.  Bis  zum  Schluss  der  Bank  wurden  von  T. 
308,431  Adressen  geliefert,  die  sich  auf  folgende  Berufsarten  verteilen: 

10,905  Ärzte,  5157  Apotheker,  1102  Architekten,  1(121  Bau- 
materialienhftndler,  0478  Bau-Unternehmer,  13,285  Gürtner,  84,381 
Gastwirte,  32,142  Geistliche,  5000  Gerber,  40,449  Gutsbesitzer, 
50(12  Maschinenfabrikanten,  5020  Spinnereien  und  Webereien,  1370 
Papier-  und  Ilolzstofffabriken,  1023  Dampfbierbrauereien,  3055 
Dampfmühlen,  4313  chemische  Industrien,  Schlächter,  Fleischer, 
Metzger  etc.  etc. 
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Seit  der  Eröffnung  der  Hank  bis  zum  Schluss  derselben  sind 
etwa  370,000  Exemplare  der  Broschüre  .. Der  Weg  sinn  Reichtum “ 
versandt  worden. 

Laut  Vertrag  mit  deiu  Buchdrucker  B.  war  beabsichtigt,  im  ganzen 
800,000  Exemplare  zu  vertreiben.  Vom  8.  Januar  1808  au  betrug 
die  tägliche  Autlage  12,000  Stück. 

Neben  der  Verbreitung  dieser  Broschüre  befasste  sich  die  Bank 
auch  mit  der  Herausgabe  eines  regelmässig  erscheinenden  Finanz- 
blattes, betitelt  „Der  Ratgeber*,  ln  der  Broschüre  findet  sich  auf 
Seite  30  und  (V.  hierüber  folgendes  bemerkt  : 

,.  Wie  wir  unsere  Kunden  nnterstiitsen. 

„Wer  Börsengeschäfte  macht  und  mit  Erfolg  operieren  will, 
„muss  unbedingt  sich  bezüglich  der  finanziellen  Angelegenheiten, 
„welche  irgend  einen  Einfluss  auf  die  Kursbewegungen  ausüben, 
„auf  dem  Laufenden  erhalten.  Wir  unterstützen  hierin  unsere  Kunden 
„in  einlässlichster  Weise,  ln  erster  Linie  publizieren  wir  ein  wöchent- 
lich erscheinendes,  einflussreiches  Finanzorgan,  „ Der  Ratgeber “ 
„betitelt,  ausserdem  werden  unsere  Kunden  bei  besonderen,  pres- 
santen Anlässen,  namentlich  bei  intimen  Vorkommnissen,  deren 
„Mitteilung  in  einem  öffentlichen  Blatte  von  der  Bedeutung  und 
„grossen  Verbreitung  des  „ Ratgeber “ der  Diskretion  halber  nicht 
„geeignet  ist,  brieflich  oder  durch  vertrauliche  Cirkulare,  welche 
„in  verschlossenem  Couvert  versandt  werden,  benachrichtigt,  und 
„wird  durch  diese  Hülfsmittel  die  erfolgreiche  Ausnützung  unseres 
„Sicherheitssystems  wesentlich  gefördert.  Auf  briefliche  Anfragen 
„von  Kunden  oder  Nichtkunden  erteilen  wir  kostenfrei  genaue 
„Auskunft,  sei  es  brieflich  oder  durch  den  Briefkasten  der  Redaktion, 
„und  bitten  wir  die  Leser  dieser  Broschüre,  hiervon  recht  ausgiebigen 
„Gebrauch  zu  machen. 

„Der  Ratgeber “ 

„kostet  Fr.  1.20  pro  Halbjahr,  Fr.  2. — pro  Jahr  für  die  Schweiz, 
„kostet  Mk.  1.  20  pro  Halbjahr,  Mk.  2.  — pro  Jahr  für  Deutschland 
„und  Österreich-Ungarn. 

„Die  Abonnenten  haben  Anspruch  auf: 

„Kostenfreie  Auskunft  in  allen  finanziellen  Angelegenheiten. 
„Kostenfreie  Kontrolle  aller  verlosbaren  Wertpapiere. 

„Kostenfreie  Einlösung  aller  in-  und  ausländischen  Zinscoupons. 
(Bei  Betrügen  von  mindestens  Fr.  100  erfolgt  die  Über- 
mittlung des  Gegenwertes  franko.) 

„Gratisteilnahme  an  Verlosungen  von  Anlehenslosen  mit  Treffern 
von  zusammen  20  Millionen  Franken  per  Jahr.  (Nummern- 
verzeichnis wird  jedem  neu  eintretenden  Abonnenten  zu- 
gestellt.) 

„Der  Ratgeber"  behandelt  ausschliesslich  Finanzfragen  ; besonders 
„werden  über  alle  in  der  Deckungstabelle  Seite  12  und  13  aufge- 
T führten  Wertschriften  ausführliche  Mitteilungen  und  zuverlässige 
„Informationen  gebracht,  so  dass  jedermann  auf  Grund  unserer 
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„Berichte  sieh  ein  eigenes  Urteil  bilden  kann,  und  zwar  besser  als 
„durch  irgend  eine  andere  Zeitschrift,  weil  wir,  aber  darum  um 
„so  ausführlicher,  lediglich  das  bringen,  was  für  die  Knrscntwicklung 
„der  genannten  Valoren  von  Einfluss  ist,  während  bei  den  andern 
„Zeitungen  derartige  Mitteilungen  in  dem  Wüste  der  übrigen  Nach- 
„richten  verschwinden.  Seinen  Lesern,  seien  es  nun  Spekulanten 
„oder  Kapitalisten,  leistet  der  „ Ratgeber “ als  anerkannt  best- 
„informiertes  Finanzorgan  durch  seine  vorzüglichen  Ratschläge 
„grosse  Dienste  und  bewahrt  dieselben  durch  rechtzeitige  Warnungen 
„auch  oft  vor  Verlusten.“ 

Wüst  befasste  sich  speciell  mit  der  Redaktion  dieses  Blattes. 
Es  wurden  in  der  Zeitung  regelmässig  finanzielle  Fragen  besprochen, 
hauptsächlich  solche,  welche  die  in  der  Broschüre  als  zu  Speku- 
lationszwecken besonders  geeignet  erwähnten  Papiere  betrafen. 

Einzelne  der  grösseren  im  Ratgeber  erschienenen  Artikel  stamme® 
von  S.  B.  Durch  heftige  Angriffe  gegen  hiesige  Finanzleute  suchte 
der  Ratgeber  den  Glauben  zu  erwecken,  dass  die  Unionbank  im 
Gegensatz  zu  den  hiesigen  andern  Finanzinstituten  lediglich  im 
Interesse  ihrer  Kunden  arbeite. 

Der  Ratgeber  unterrichtete  die  Leser  jeweilen  über  die  Erfolge 
der  Unionbank.  Es  wurde  bei  den  Lesern  der  Glaube  erweckt, 
dass  bei  der  Spekulation  mit  der  Bank  grosse  Gewinne  erzielt 
werden.  Bezeichnend  ist  hierfür  folgende  im  Briefkasten  des  Rat- 
geber erschienene  Notiz: 

„J/.  <{'■  L.  Nachdem  Sie  bisher  durch  intelligente  Ausnützung 
„des  Sicherheitssystems  eine  Summe  von  etwa  120,000  Franken 
„gewonnen  und  in  Conto  bei  uns  gutstehen  haben,  können  wir 
„Ihnen  nicht  anraten,  diese  ganze  Summe  zu  Spekulationen  zu  ver- 
wenden, sondern  wir  empfehen  Ihnen,  den  grössern  Teil  Ihres 
„Guthabens  in  bar  zu  beziehen  resp.  in  soliden  Anlagewerten  an- 
„zulegcn,  und  nur  mit  einem  kleinern  Teil  zu  operieren.  Dieser 
„Rat  geht  ja  gegen  unser  eigenes  Interesse,  aber  wir  ziehen  vor, 
„wenn  unsere  Geschäftsfreunde  grosse  Gewinne  in  Sicherheit  bringen, 
„auch  wenn  wir  dadurch  weniger  Geschäfte  machen.“ 

Wie  weiter  unten  ausgeführt  wird,  handelt  es  sich  hier  nicht 
um  Gewinne  der  Kunden,  sondern  um  Gewinne  der  Bank,  die  an 
die  Frauen  M.  Wüst  und  L.  Wirz  gutgeschrieben  worden  sind. 

IV.  Ausser  durch  die  Broschüre  und  den  Ratgeber  wurde 
auch  noch  durch  besondere  gedruckte  Cirknlare,  die  teilweise  als 
„ rerfraulich “ bezeichnet  wurden,  durch  Eilberichte  und  dergleichen 
zur  Spekulation  aufgemuntert.  Die  Union  lud  darin  zum  Verkauf 
oder  Kauf  bestimmter  Papiere  nach  dem  Sicherheitssystem  ein  und 
gab  sich  den  Anschein,  sie  rer f Une  Uber  ausgezeichnete  Informationen 
and  handle  ausschliesslich  im  Interesse  der  Kunden. 

Im  besonderen  ist  hervorzuheben  : 

1)  Mit  Datum  vom  6.  August  1HP7  wurde  unter  dem  Titel 
„ EitberichV'  ein  Cirkular  lanciert,  das  „auf  Grund  besonderer  In- 
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formation«)“  umfassende  Kaufe  von  Aktien  des  Schweiz.  Bankvereins 
empfahl,  da  in  allernächster  Zeit  eine  erhebliche  Kurssteigerung 
erwartet  werde.  Am  Schlüsse  wird  bemerkt,  dass  weniger  als  25 
und  mehr  als  1000  Aktien  für  einen  einzelnen  Auftraggeber  nicht 
gekauft  werden  können. 

Durch  die  Experten  ist  konstatiert,  dass  bis  Ende  August  1 rtt*7 
15,080  Stück  Bankverein  auf  Hausse-Spekulation  nach  dem  Sicher- 
heitssystem bei  der  Unionbank  gekauft  worden  sind.  l)a  Bank- 
vereinsaktien im  August  erheblich  zurückgingen,  so  wurde  in  den 
meisten  Füllen  die  Deckung  von  Fr.  10  per  Stück  verloren,  und  nur 
wenige  Kunden,  die  schon  vor  dem  Cirkular  in  Bankverein  spekuliert 
hatten,  erhielten  einen  kleinen  Gewinn.  Das  Endresultat  der 
Bankverein-IIausse-Spekulation  per  Ende  August  181*7  ergab  für  die 
Kunden  Fr.  1075  Gewinn,  Fr.  153,075  Verlust. 

Später,  im  Dezember  181*7,  wurde  neuerdings  Bankverein  zum 
Kauf  empfohlen;  die  späteren  Bank  verein -Operationen,  d.  h.  diejenigen 
vom  September  181*7  bis  zum  Schluss  der  Bank  Ende  Februar  181*8, 
ergaben  für  die  Kunden,  die  total  is,830  Stück  kauften,  einen 
Gewinn  von  Fr.  41*, 01*8.  50  und  einen  Verlust  von  Fr.  30.1*53.  50. 

2)  Unter  der  Bezeichnung  „vertraulich“  und  unter  dem  Titel 
„Eine  seltene  Gelegenheit“  wurde  Verkauf  der  4 °/a  Ägyptischen 
unifizierten  Fr.  500  Obligationen  empfohlen.  Es  wurde  darauf 
hingewiesen,  dass  schon  in  der  Broschüre  erwähnt  sei,  dass  diese 
Papiere  einen  schwindelhaft  hohen  Kurs  einnehmen.  Des  fernem 
wurde  bemerkt,  diese  Obligationen  nehmen  zur  Zeit  einen  derart 
hohen  Kurs  ein,  dass  eine  weitere  Kurserhöhung  beinahe  ausge- 
schlossen erscheine,  während  ein  unter  Umständen  enormer  Rück- 
gang leicht  möglich  sei,  so  dass  man  wieder  auf  di«'  Kurse 
der  früheren  Jahre  von  Fr.  300  und  sogar  cirka  Fr.  200  per 
Obligation  bei  der  geringsten  Eventualität  zurückgehen  könne. 
Auch  hier  wird  am  Schlüsse  bemerkt,  «lass  Aufträg««  unter  25  und 
über  2000  Stück  nicht  ausgeführt  worden  können  ; die  Deckung 
betrage  Fr.  10  per  Stück,  der  Kurs  sei  gegenwärtig  Fr,  535  bis 
Fr.  510,  mit  Fr.  250  Deckung  gewinne  man  deshalb  bei  einem 
Kursrückgang  auf  cirka  Fr.  30*  > cirka  Fr.  5750.  Wer  2000  Stück 
mit  Fr.  20,000  Deckung  verkaufe,  gewinne  cirka  Fr.  4(10,000. 

Dieses  Cirkular  wurde  gegen  Ende  des  Jahres  181*7  versandt. 
Es  trägt  kein  Datum.  Diese  Spekulation  ergab  für  die  Kunden 
einen  Verlust  von  Fr.  22,824.  20. 

3)  Ebenfalls  durch  besonderes  Cirkular  wurde  Kauf  von  ■! °/o 
Deutsche  Reichsanleihe  und  4 °/o  Russische  Staatsrente  empfohlen, 
indem  eine  baldige  Kurserhöhung  in  diesen  Papieren  als  sehr 
wahrscheinlich  bezeichnet  wurde.  Infolgedessen  erhielt  die  Bank 
Auftrag  zum  Kauf  von  4%  Russen  zu  nominal  Fr.  3,500,000 
und  3 °/o  Deutsche  Reichsanleihe  zu  nominal  Mk.  3,452,500. 
Bei  den  Russen  erzielten  die  Kunden  einen  Gewinn  von  Fr.  21,020 
und  einen  Verlust  von  Fr.  1*510.  Bei  der  Deutschen  Rcichsanleihe 
einen  Gewinn  v«»n  Fr.  75  und  einen  Verlust  von  Fr.  28.8*18.  75. 
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Diese  Operation  wurde  der  Hauptsache  nach  gegen  Ende  des  Jahres 
1897  abgewickelt. 

4)  Im  Dezember  1897  versandte  die  Bank  ein  Cirkular  mit 
dem  Titel  „Ein  Warnruf  an  alle  Besitzer  von  Schweizerischen 
Eisenbahn-,  Bank-  und  Industrie-Aktien“.  Es  wurde  darin  zunächst 
den  Besitzern  von  schweizerischen  Aktien  empfohlen,  die  dermaligen 
hoiieu  Kurse  zur  Realisation  ihrer  Titel  zu  benützen,  da  alle  An- 
zeichen vorhanden  seien,  dass  wir,  wie  im  Jahre  1891,  vor  dem 
Krach  stehen. 

Was  neue  Operationen  anbelange,  so  seien  zur  Zeit  nur  solche 
auf  das  Fallen  der  Kurse  Chance  bietend.  Als  besonders  günstig 
hierfür  seien  die  Aktien  der  österreichisch- Ungarischen  Staatsbahn- 
gesellschaft (Franzosen). 

Die  bei  der  Bank  gemachten  Baisse-Operationen  hatten  für  die 
Kunden  einen  Gewinn  von  Fr.  10,382.  50  und  einen  Verlust  von 
Fr.  58,379  zur  Folge. 

5)  Durch  Cirkular  vom  19.  Januar  1898,  in  dem  zunächst  von 
den  Bankvereinsaktien  gesprochen  wurde,  wurde  der  Ankauf  von 
Basler  Schappeaktien  auf  Prämie  dont  50  per  Ende  Februar  zum 
Ankauf  empfohlen.  Es  wurde  behauptet,  «lass  derartige  Prämien- 
käufe  sich  besonders  gut  zu  Spi-kulationszwecken  eignen,  da  eine 
ganz  bedeutende  Kurssteigerung  der  Basler  Schappeaktien  leicht 
möglich  sei.  Der  Ecart  könne  schon  .an  einer  einzigen  günstigen 
Börse  eingeholt  werden,  und  sei  unter  Umständen  mit  solchen 
Prämienkäufen  ein  ganzes  Vermögen  zu  verdienen,  denn  Schappe- 
aktien seien  schon  oft  um  mehrere  Hundert  Franken  per  Aktie  im  Laufe 
eines  einzigen  Monats  gestiegen,  während  im  schlimmsten  Falle  nur 
der  kleine  Prkmicnbetrag  von  Fr.  50  per  Titel  riskiert  sei. 

Für  die  Bank  ergab  sich  aus  den  Hausse-Spekulationen  der 
Kunden  in  Schappeaktien  ein  Gewinn  von  Fr.  90,07 (>,  während 
der  Verlust  für  sie  nur  Fr.  12,290  betrug. 

(!)  Ausser  den  vorerwähnten  grossem  Operationen,  bei  denen 
durch  besondere  Cirkularc  zum  Börsenspiel  verlockt  worden  war. 
führte  die  Bank  auch  noch  eine  grosse  Anzahl  kleinerer  Operationen 
in  diversen  andern  Papieren  aus,  besonders  solche,  die  in  der 
Schrift  „Der  Weg  zum  Reichtum“  erwähnt  werden. 

V.  Das  Gesamtresnltaf  sämtlicher  Operationen  ergiebt  ah 


Vertust  der  Auftraggeber Fr.  472,497. 37 

als  Gewinn  „ „ „ 17 1,4  Ui.  70 


demnach  Gewinn  der  Unionbank  Fr.  301,090.  07 

Die  Unkosten,  die  die  Bank  zu  tragen  hatte,  belaufen  sieh  bis 
zum  Schluss  der  Bank  Ende  Februar  1898  auf  netto  Fr.  132,025. 

VI.  Über  die  Geschäftsführung  der  Bank  ist  folgendes  festge- 
stellt worden: 

a)  Die  erteilten  Börsenaufträge  wurden,  ganz  wenige  Ausnahmen 
abgerechnet,  faktisch  nie  ansgef/lhrf,  sondern  es  wurden  den  Kunden 
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jeweilen  nach  den  Kursblättern  die  entsprechenden  Tageskurse  in 
Anrechnung  gebracht.  Die  Kurse  wurden  dabei  in  den  allermeisten 
Füllen  so  berechnet,  dass  bei  Käufen  den  Kunden  der  allerhöchste, 
bei  Verkäufen  aber  der  allerniederste  Kurs,  der  au  dem  betreffenden 
Tage  erzielt  worden  war,  berechnet  wurde.  Dabei  kanten  etwa 
einmal  kleinere  Unrichtigkeiten  vor.  Da  diese  Fälle  immerhin 
ziemlich  selten  sind,  gegenüber  der  grossen  Anzahl  der  erhaltenen 
Aufträge,  und  da  ferner  das  ganze  Verfahren  bei  Buchung  der 
Aufträge  und  bei  Berechnung  der  Kurse  ein  ziemlich  primitives 
war,  das  teilweise  durch  ungeübte  und  unerfahrene  Angestellte 
besorgt  wurde,  so  hält  das  Gericht  den  Beweis  nicht  für  geleistet, 
dass  diesbezüglich  absichtlich  zum  Nachteil  der  Kunden  falsche 
Kursberechnungen  anfgcstellt  worden  seien. 

In  einem  Fall  ist  allerdings  nachgewiesen,  dass  den  Kunden, 
die  tin  courant  kauften,  nicht  der  an  diesem  Tage  an  der  Börse 
kotierte  fin-courant-Kurs,  sondern  ein  gleichzeitig  erfolgter  Comptant- 
Abschluss,  weil  dieser  für  die  Kunden  ungünstiger  war,  als  fin- 
courant-Kurs  berechnet  worden  war.  Da  jedoch  nicht  nachgewiesen 
ist,  dass  die  Kursberechnung  in  diesem  Falle  mit  Wissen  und  Willen 
eines  der  heutigen  Angeklagten  aufgestellt  worden  ist,  so  braucht 
dieser  Fall  hier  nicht  näher  erörtert  zu  werden. 

b)  Gemäss  S 1 der  In  der  Broschüre  ,.Der  Weg  zum  Reichtum“ 
veröffentlichten  Geschäftsbedingungen  berechnete  die  Bank  für  An- 
und  Verkauf  von  Wertpapieren  keine  Provision.  Nach  § 4 dieser 
Bedingungen  wurden  alle  am  Ende  eines  Monats  nicht  abgewickelten 
Geschäfte  auf  Ende  des  nächstfolgenden  Monats  übertragen.  Dafür 
wurden  einerseits  bei  Kaufgeschäften  die  Zinsen  für  einen  Monat 
zum  Ankaufspreise  geschlagen,  dieser  also  um  den  Zinsbetrag  er- 
höht (Report),  während  andererseits  hei  Verkaufsgeschäften  Leih- 
gebühr für  die  Titel  in  Abzug  gebracht,  der  Verkaufspreis  also  um 
diese  Gebühr  ermüssigt  wurde  (Deport). 

Die  Sätze  für  Report  und  Deport  wurden  von  der  Unionbank 
sehr  hoch  angesetzt.  Speciell  bei  der  Hausse-Spekulation  in  4°/o 
Russischer  Staatsrente  ist  festgestellt,  dass  der  von  der  Bank  den 
Kunden  berechnete  Reportsatz  einem  Zinsfusse  von  1 1 °/o  p.  a.  ent- 
spricht. 

Bei  den  Baisse-Operationen  der  Kunden  wurde  diesen  überhaupt 
nur  Leihgebühr  in  Abzug  gebracht,  während  bei  korrekter  Geschäfts- 
führung ihnen  gleichzeitig  die  auf  den  Titeln  laufenden  Zinsen  für 
einen  Monat  hätten  vergütet  werden  sollen  (die  hier  in  einer  Er- 
höhung des  Kurses  ihren  Ausdruck  finden,  in  Deutschland  extra 
berechnet  werden),  wodurch  sich  der  Verkaufspreis  per  Ende  des 
nächsten  Monats  im  allgemeinen  noch  etwas  erhöht  statt  erniedrigt 
hätte. 

c)  In  allen  Fällen  wurden  die  Börsengeschäfte  nach  den  Grund- 
sätzen des  Sicherheitssystems  abgewandelt,  mit  Ausnahme  des  oben 
erwähnten  Schuppe-Prämien-Geschäfts. 
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d)  Es  ist  nicht  nachgewiesen,  dass  die  von  den  Kunden  erteilten 
Aufträge  ignoriert  worden  seien.  Wenn  die  Anklage  behauptet, 
es  seien  telephonische  Gespräche  bestritten  worden,  so  hat  sieh  in 
dieser  Hinsicht  kein  Beweis  ergeben,  dass  die  von  den  Kunden 
behaupteten  Gespräche  wirklich  so  geführt  worden  seien,  und  was 
den  weitern  Punkt  der  Anklage  anbetrifft,  es  seien  Briefe  unberück- 
sichtigt geblieben,  so  ist  hierfür  ein  Beweis  nur  so  weit  geleistet,  als 
es  sich  um  Briefe,  die  von  deutschen  Behörden  beschlagnahmt 
worden  sind,  handelt. 

e)  In  einzelnen  Fällen  wurde  der  Bank  von  Kunden,  die  bei 
derselben  ihr  Geld  verloren  hatten,  mit  Veröffentlichung  des  Ge- 
schäftsgebarens der  Unionbank  gedroht.  In  mehreren  Fällen  Hess 
sich  dann  die  Bank  herbei,  durch  Bezahlung  beziehungsweise  Ver- 
sprechung einer  bestimmten  Summe  den  Reklamanten  zu  beruhigen. 
In  einem  Falle  ist  nachgewiesen,  dass  Wüst  zu  diesem  Zwecke  in 
Zürich  unterhandelte. 

f)  Da  auf  den  1.  Januar  181)8  im  Kanton  Basel-Stadt  ein  neues 
Gesetz  in  Kraft  getreten  war,  das  für  die  Börse  und  die  Banken 
eine  staatliche  Kontrolle  aufstellte,  so  errichtete  die  TJnionbank  in 
unmittelbarer  Nähe  Basels,  in  Birsfe/den  (Kanton  Baselland),  eine 
Filiale,  bei  der  die  sämtlichen  Geschäfte  der  Bank  gebucht  werden 
sollten,  um  so  die  hiesige  staatliche  Kontrolle  zu  umgehen. 

g)  Die  Bücher  der  Unionbank  sind  im  grossen  und  ganzen  ohne. 
Fehler  geführt,  dagegen  hätte  die  ganze  Buchführung  etwas  klarer 
und  übersichtlicher  gestaltet  werden  sollen.  Textliche  Angaben  in 
den  Kassabüchern,  die  bei  einem  Geschäftsgang  der  vorliegenden 
Art  entschieden  nötig  gewesen  wären,  fehlen  z.  B.  vollständig. 

Die  eingegangenen  Deckungsbeträge  sind  über  ein  verwirrendes 
Effektenconto  verbucht  worden,  während  sie  auf  einem  speciellen 
Conto  hätten  ersichtlich  sein  sollen. 

Cber  die  erzielten  Gewinne  der  Bank  wurde  willkürlich  rer  fügt, 
indem  in  erster  Linie  in  einer  am  11.  Dezember  1897  abgehaltenen 
„Generalversammlung'1 , gestützt  auf  ein  fingiertes  Verlagsrecht  an 
der  Broschüre  „ Der  Weg  snm  Reichtnm“ , der  Frau  M.  Wüst  und 
der  Firma  L.  Wirz  je  zur  Hälfte  für  die  Dauer  von  2 */a  Jahren, 
vom  1.  Juli  1897  an  gerechnet,  diejenigen  Gewinnüberschüsse  pro 
1897,  1898,  1899  abgetreten  wurden,  welche  allftillig  verbleiben, 
nachdem  die  Reserven  statutengemäss  dotiert  und  die  Eigentümer 
der  Stammanteile  der  Unionbank  eine  Dividende  von  15%  pro  Jahr 
erhalten  haben. 

In  einem  vom  27.  Januar  1898  datierten  Revers  erklärte 
L.  Wirz,  dass  bei  Absterben  von  Frau  Wüst  deren  Ehemann, 
Heinrich  Wüst,  in  eigenem  Namen,  aber  für  Rechnung  seiner  ver- 
storbenen Ehefrau,  berechtigt  sei,  die  Hälfte  des  betreffenden  Ge- 
winnanteils. zu  verlangen. 

Laut  Gewinn-  und  Verlustrechnung  wurde  der  Frau  M.  Wüst 
nnd  der  Firma  L.  Wirz  je  zur  Hätte  per  Ende  1898  die  Summa 
von  Fr.  120,000  gatgesrhrieben. 
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Diese  Kr.  120,000  wurden  zum  kleinen  Teil  in  bar  bezogen. 
Ein  Teil  wurde  in  Titeln  geliefert,  die  spitter  mit  anderen  Papieren 
bei  der  Haussuchung  bei  den  Frauen  Wüst  und  Wirz  beschlag- 
nahmt wurden  im  Werte  von  etwa  Fr.  20,000.  Des  fernem  wurden 
20  Schappeaktien  im  Wert  von  Fr.  74,000,  die  an  Dr.  S.  ausgingen, 
der  Firma  L.  Wirz  belastet.  Dadurch  wurde  diese.  Finna  gegen- 
über der  Unionbank  Schuldnerin  von  Fr.  30.000,  d.  h.  von  dem  über 
die  Fr.  <>0,000  hinausgehenden  Betrag.  Wegen  dieser  Fr.  30.000 
hat  Wüst  später  angeordnet,  dass  das  Restguthaben  von  Frau  Wüst 
an  die  Bank  im  Betrage  von  etwa  Fr.  23,900  (da  eben  Frau  Wüst 
nicht  die  oben  erwähnten  Fr.  <>0,000  bezogen  hatte)  daran  solle 
verrechnet  werden,  so  dass  dann  die  Finna  L.  Wirz  nur  noch  cirka 
Fr.  <>000  schuldig  blieb. 

Der  Grund,  weshalb  diese  zwanzig  Schappeaktien,  deren  Gegen- 
wert der  Firma  L.  Wirz  belastet  wurde,  an  Dr.  S.  nusgingen,  konnte 
in  der  Verhandlung  nicht  aufgeklärt  werden. 

Direktor  S.  nahm  bei  seinem  Austritt  Fr.  5500  angeblich 
als  Jahresgehalt  mit,  und  am  Tage  der  Schliessung  der  Bank  ent- 
nahm S.  B.  der  Kasse  Fr.  11,000  und  verbrachte  sie  zu  G.  & Cie., 
offenbar  zum  Zwecke  von  Privatspekulationen.  Dieser  Betrag  wurde 
aber  einige  Tage  später  durch  G.  & Cie.  an  die  Unionbank  zurück- 
bezahlt. 

Mit  Brief  vom  24.  Januar  1898,  den  S.  an  Wüst  richtet,  be- 
schwert er  sich  darüber,  dass  S.  B.  das  Recht  eingeräumt  sei,  mit 
dem  Gelde  der  Bank  für  seine  Privatinteressen  zu  spekulieren. 

VII.  Das  Geschäftsgebaren  der  Unionbank  zog  schliesslich  die 
Aufmerksamkeit  der  Behörden  auf  sich. 

Mit  Note  vom  2.  Februar  d.  .1.  wandte  sich  das  Königlich 
Württembergischo  Staatsministerium  des  Innern  an  das  Königlich 
Württembergische  Justizministerium,  betreffend  das  durch  die  Union- 
bank in  Basel  vorkommende  unerlaubte  Anbieten  von  La  Masa-Losen 
in  Württemberg.  — Gleichzeitig  wurde  in  der  Note  betont,  dass 
in  Württemberg  die  umfangreiche  Verbreitung  einer  Broschüre, 
betitelt:  „Der  Weg  zum  Reichtum “,  stattfinde,  in  welcher  dazu  ein- 
geladen werde,  mit  der  „ Unionbank  in  Basel “ zum  Zwecke  von 
Börsenspekulationen  auf  Grund  eines  sogenannten  Sicherheitssystems 
in  Verbindung  zu  treten,  welchem  viele  unerfahrene  Leute  zum 
Opfer  fallen  dürften,  da  es  sich  offenbar  um  ein  gemeingefährliches 
Unternehmen  handle.  Es  wurde  deshalb  im  Staatsanzeiger  eine 
Warnung  an  das  Publikum  erlassen. 

Durch  dit:  Königlich  Württembergische  Staatsanwaltschaft  in 
Ulm  wurde  die  Kaiserliche  Staatsanwaltschaft  in  Mülhausen  um  die 
Vornahme  der  notwendigen  Amtshandlungen  angegangen. 

Die  Nachforschungen  ergaben,  dass  vom  19.  Januar  bis  10.  Fe- 
bruar d.  J.  von  St.  Ludwig  aus  etwa  250,000  Stüek  Broschüren 
„Der  Weg  zum  Reichtum “ und  etwa  200 — 300  „Ratgeber“  wöchent- 
lich nach  Deutschland  verschickt  wurden. 
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Die  Staatsanwaltschaft  Mülhausen  schritt  Mitte  Februar  ein, 
sistierte  den  ganzen  Verkehr  in  St.  Ludwig  und  beschlagnahmte 
die  Korrespondenz. 

Alsdann  erliess  die  Unionbank  Basel  ein  Cirkuiar:  „ Wichtige 
Anzeige“ , worin  sie  mitteilt,  dass  sie  sich  genötigt  sehe,  ihre  Post- 
ablage in  St.  Ludwig  i./E.  aufzuheben,  da  sich  verschiedene  schwer- 
wiegende Übelstände,  wie  namentlich  auch  verspätetes  Eintreffen 
und  sogar  Verluste  von  Postsachen  etc.,  ergeben  haben.  Aus  diesem 
Grunde  hole  sie  von  jetzt  ab  keine  Postsendungen  mehr  in  St.  Ludwig 
ab,  und  bitte  deshalb  dringend,  künftighin  alle  Postsendungen,  also 
Briefe,  Wertschriften,  Geldsendungen,  sowie  auch  Telegramme  nur 
noch  an  die  Adresse  : „ Unionbank  Basel“,  senden  zu  wollen. 

Im  Januar  und  Februar  dieses  Jahres  erhielt  die  Uhionbank 
von  St.  Ludwig  aus  1 13  Wertbriefe,  6 7 Einschreibebriefe,  162  Post- 
anweisungen und  zwar  in  Postanweisungen  und  Wertbriefen  eine 
Summe  von  137,012  Mark  45  Pfennig. 

Ganz  bedeutende  Summen  und  eine  grosse  Anzahl  von  Briefen 
wurden  überdies  noch  beschlagnahmt. 

Mittlerweile  waren  auch  in  Basel  Klagen  eingelaufen;  die 
öffentlichen  Blätter  beschäftigten  sich  mit  der  Sache,  die  am  21.  Fe- 
bruar stattgehabte  Flucht  des  verantwortlichen  Direktors  S.  war 
bekannt  geworden  und  infolge  aller  dieser  Umstände  wurden  Wüst 
und  Wirz  am  26.  Februar  rerhaftet  und  die  Bank  geschlossen  — 
S.  B.  konnte  flüchtig  werden,  Wirz  wurde  am  21.  Mai  gegen  Kaution 
auf  freien  Fuss  gesetzt. 

VIII.  Laut  Mitteilung  der  Kreispostdirektion  hier  erhielt  die 
Unionbank  vom  1.  Januar  bis  7.  Februar  dieses  Jahres  in  Basel 
folgendes  ausgeliefert  : 

5 Wertbriefe  für  total Fr.  3,125.  — 

79  Einschreibbriefe  (mit  Banknoten,  Cou- 
pons etc.  in  grossem  Werte) 

51  Mandate  für  total „ 13,586.  — 

51  Wertsendungen  (Fahrpost)  für  total  „ 67,155. — 

Vom  7.  Februar  d.  .1.  an  wurden  alle  Wertsendungen  und 
Gelder  der  Unionbank  nach  Birsfelden  umspediert. 

Von  der  Postflliale  in  Birsfelden  erhielt  die  Unionbank  vom 
1.  Januar  bis  26.  Februar  d.  J.: 

5 Wertbriefe  für  total Fr.  2,540.  — 

57  Einschreibbriefe,  ebenfalls  mit  Bank- 
noten etc. 

12  Mandate  für 3,945. 56 

10  Wertsendungen  (Fahrpost)  für  . . „ 17,500.  — 

Vom  Untersuchungsrichter  wurden  beschlagnahmt  und  retour- 
niert: cirka  Fr.  15,000.  — in  Wertbriefen  und  cirka  Fr.  1600. — 
in  Postmandaten,  ferner  eine  grosse  Anzahl  Korrespondenzen. 
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Die  beschlagnahmten  Briefe  enthielten  teilweise  Börsenaufträge, 
teilweise  Anfragen  über  die  Ausführung  solcher. 

Die  eingesandten  Gelder  waren  meistens  zu  Deckungen  be- 
stimmt, ebenso  die  ganz  bedeutenden  Summen,  die  in  den  Wert- 
briefen enthalten  waren. 

IX.  Bald  nach  Gründung  der  Unionbank  wurde  zur  Gründung 
einer  weitern  Bank,  der  Schweizerischen  Hypothekenbank  in  Bern, 
geschritten. 

Laut  Statuten  der  Schweizerischen  Hypothekenbank  in  Bern  ist 
das  Betriebskapital  auf  20  Millionen  Franken  limitiert. 

Die  Bank  bezweckt  die  Durchführung  von  Hypotheken-  und 
Bankgeschäften  aller  Art,  insbesondere  Förderung  des  Hypothekar- 
kredites. 

Als  Direktor  wurde  in  Frankfurt  von  Wüst  und  Wirz  M.  St. 
engagiert.  Er  figuriert  in  den  Statuten  als  Herr  M.  St.  in  Basel, 

Neben  dem  Direktor  St.  haben  die  Statuten  unterzeichnet: 
der  Commis  A.  W.,  der  Postbeamte  B.,  der  Courtier  G.,  der  Commis 
B.,  E.  L.  und  J.  B. 

Ein  Protokoll  bezüglich  dieser  Gründung  ist  nicht  vorhanden. 

Einbezahlt  wurde  nichts. 

An  Stelle  des  Direktors  St.,  der  bald  seine  Stelle  niederlegte, 
da  er  Konflikte  mit  den  Behörden  befürchtete,  wurde  W.  gewählt. 

Die  beiden  Institute  — Unionbank  Basel  und  Schweizerische 
Hypothekenbank  Bern  — sollten  einander  in  die  Hand  arbeiten. 
Da  jedoch  gegen  letzteres  Institut  seitens  der  Schweizerischen 
Hypothekenbank  Solothurn  Klage  wegen  Führung  der  Firma  erhoben 
worden  war,  so  konnte  diese  neue  Gründung  keine  Thätigkeit  ent- 
falten und  es  braucht  deshalb  hier  auch  nicht  näher  darauf  ein- 
getreten zu  werden. 

X.  In  dem  vorstehend  dargestellten  Thatbestand  erblickt  das 
Gericht  folgende  strafbare  Handlungen: 

A.  Betrug. 

1)  Durch  die  in  der  Broschüre  ..Der  Weg  zum  Reichtum“  auf- 
gestellte Behauptung: 

Das  Kapital  der  Unionbank  sei  vorerst  auf  den  Betrag  von 
Fr.  12,fi.r)0,U00  „limitiert“,  und 

Die  ausgegebenen  Stammanteile  befinden  sich  im  Besitze  in- 
und  ausländischer  Finanzleute, 

Durch  die  in  den  Cirkularcn  angeführten  Beispiele,  z.  B.  wer 
mit  Fr.  20,000  Deckung  Ägypter  verkaufe,  könne  eirka  Fr.  400,000 
gewinnen, 

und  überhaupt  durch  den  ganzen  Tenor,  sowohl  der  Broschüre 
als  des  Ratgeber  und  der  Cirkulare, 

wurde  dem  Publikum  die  falsche  Thatsache  rorgespiegelt,  als  ob 
es  sich  um  eine  gut  fundierte  Bank  handle.  Wenn  auch  die  Be- 
hauptung der  Angeklagten,  durch  den  Passus,  das  Kapital  sei  auf 
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Fr.  12,650,000  limitiert,  sei  nicht  angegeben,  dass  das  Kapital  in 
■diesem  Betrage  vorhanden  sei,  vollständig  richtig  ist,  so  muss  eben 
doch  andererseits  daran  festgchalteu  werden,  dass  vernünftigerweise 
die  Aufnahme  dieses  Passus  in  die  Broschüre  keinen  andern  Zweck 
haben  konnte,  als  den,  im  Zusammenhang  mit  dem  übrigen  Inhalt 
des  Schriftstückes  den  Glauben  zu  erwecken,  es  handle  sich  um 
«ine  gut  fundierte  Bank,  d.  h.  eine  solche,  die  jedenfalls  das  zum 
Betriebe  eines  solchen  Geschäftes  absolut  nötige  Kapital  besitze. 

2)  Eine  weitere  Vorspiegelung  falscher  Thatsachen  erblickt  das 
Gericht  darin,  dass  die  Unionbank  in  ihren  sämtlichen  Publikationen 
jeweilen  das  Publikum  glauben  machte,  sie,  die  Bank,  werde  die 
Interessen  des  Kunden  wahren,  und  für  ihn  zu  seinen  Gunsten 
arbeiten.  Diese  Behauptung  ist  unwahr  und  steht  im  Widersprach 
mit  der  Thatsache,  dass  die  Bank  in  sozusagen  fast  allen  Fällen 
die  alleinige  Gegenpartie  gegenüber  den  Kunden  bildete,  also  im 
Gegenteil  gegen  die  Interessen  des  Kunden  arbeiten  musste,  falls 
sie  überhaupt  einen  Gewinn  erzielen  wollte. 

Es  handelt  sich  in  beiden  Fällen  um  die  Behauptung  einer 
falschen  „Thatsache“  ; denn  unter  dem  Begriff  der  Thatsache  sind 
alle  ^tatsächlichen  Verhältnisse  oder  Ereignisse  zu  verstehen,  und 
zwar  nicht  nur  äussere  Thatsachen,  d.  h.  Vorgänge  der  sinnlich 
wahrnehmbaren  Aussenwelt,  sondern  auch  innere  Thatsachen,  d.  h. 
Vorgänge,  die  sich  im  Innern  eines  Menschen  abspielen,  wie  Motive, 
Ansichten  und  Absichten  eines  Menschen,  vorausgesetzt  nur,  dass 
ihnen  nicht  die  erforderliche  Bestimmtheit  mangelt.  Die  „Thatsache“ 
muss  konkreter  Natur  sein  und  sich  objektiv  feststellen  lassen.  Dies 
trifft  im  vorliegenden  Falle  zu;  es  handelt  sich  hier  nicht  etwa  um 
Kundgebungen,  die  lediglich  als  eine  subjektive  Auffassung  sich 
darstellen,  sondern  um  solche,  die  nach  allgemeinen  Überlegungen 
als  natürliche  Folge  dazu  führen  mussten,  dass  der  Getäuschte  — 
gemäss  der  Absicht  des  Behauptenden  — aus  den  falschen  objektiven 
Behauptungen  einen  unrichtigen  Schluss  in  Bezug  auf  Kreditfähig- 
keit der  Bank  und  Wahrung  der  Interessen  der  Kunden  zog. 

Durch  diese  beiden  falschen  Vorspiegelungen  haben  die  Klienten 
der  Bank  eine  Vermögensschädigung  erlitten,  und  zwar  in  folgender 
Hinsicht: 

a)  Bei  Einzahlung  der  Deckungen  seitens  der  Kunden  wurden 
diese,  insbesondere  bei  Anfang  der  Bank,  als  dieselbe  nur  über 
ganz  geringe  Mittel  verfügte,  dadurch  geschädigt,  dass  die  Gegen- 
leistung der  Bank  nicht  dem  Werte  der  von  den  Kunden  geleisteten 
Einzahlungen  entsprach.  Durch  Einzahlung  der  Deckung  verschaffte 
sich  der  Kunde  einen  Ansprach  auf  denjenigen  Gewinn,  der  sich 
aus  veränderter  Knrsgestaltung  für  ihn  ergeben  würde.  Darin  be- 
stand die  finanzielle  Gegenleistung  der  Bank,  dass  sie  sich  bei 
-entsprechender  Kursgestaltung  verpflichtete,  den  entsprechenden 
Gewinn  dem  Kunden  auszubezahlen.  Nur  unter  dieser  Voraus- 
setzung hat  der  Kunde  seinerseits  die  Einzahlungen  gemacht.  Die 
finanzielle  Lage  der  Bank  war  aber  nicht  derart,  dass  sie  die  dem 
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Kunden  versprochene  Gegenleistung  erfüllen  konnte.  Sie  hat  also 
weniger  geleistet,  als  der  Kunde  zu  fordern  berechtigt  war,  diesen 
also  geschädigt.  Der  Umstand,  dass  durch  die  spätere  Kursgestaltung 
die  Gegenleistung  der  Bank  später  dahinfiel,  ist  dabei  irrelevant. 
Denn  der  Betrug  ist  mit  der  Einzahlung  des  Kunden  ohne  die  ent- 
sprechende Gegenleistung  vollendet  und  kann  nicht  durch  die 
spätere  für  die  Bank  günstige  Kursgestaltung  wieder  rückgängig 
gemacht  werden.  Dieser  Erfolg  war  ein  unsicherer,  der  nicht  von 
der  Bank  bei  Abschluss  des  Geschäftes  als  sicher  in  Berechnung 
gezogen  werden  konnte. 

b)  Durch  die  falsche  Vorspiegelung,  die  Bank  sei  gut  informiert 
und  werde  streng  das  Interesse  der  Kunden  wahren  und  durch 
genaue  Überwachung  der  Börsenlage  die  Kunden  vor  Schaden  zu 
bewahren  suchen,  sind  diejenigen,  die  auf  Grund  hiervon  der  Bank 
Beträge  als  Deckung  für  Spekulation  einsandten,  dadurch  finanziell 
geschädigt  worden,  dass  die  Behauptungen  der  Bank  unrichtige 
waren  und  dementsprechend  die  Gegenleistung  der  Bank  nicht  dem 
entsprach,  was  der  Kunde  durch  Bezahlung  seiner  Deckung  zu 
erwerben  glaubte. 

Da  für  beide  Fülle  die  Vermögensschädigung  in  dem  Minder- 
werte  der  Leistung  der  Bank  beruht  und  dieser  Minderwert  nicht 
genau  in  Zahlen  ausgedrückt  werden  kann,  so  kann  auch  kein 
genauer  Betrag  für  die  Vermögensschädigung  angegeben  werden. 
Der  Minderwert  liegt  eben  in  der  Differenz  des  Wertes  der  angeb- 
lichen Leistung  der  Bank  (einerseits  Fähigkeit  der  Zahlung  der 
Differenz  bei  günstiger  Kursgestaltung  und  anderseits  Spekulation 
auf  Kursschwankung  unter  Wahrung  der  Interessen  der  Kunden) 
und  der  wirklichen  Leistung  der  Bank  (einerseits  blosses  Versprechen 
ohne  die  Fähigkeit  der  Zahlung  der  Differenz  bei  auch  nur  geringer 
günstiger  Kursgestaltung  und  anderseits  Spekulation  gegen  das 
Interesse  der  Kunden). 

Entsprechend  der  Vermögensschädigung  der  Kunden  entstand 
für  die  Unionbank  durch  die  Hingabe  der  Deckungsbeträge  ein 
Vermögensrorteil.  Der  Vermögensvorteil  besteht  darin , dass  die 
Bank  von  den  Kunden  Geldbeträge  erhielt,  mit  dem  Recht,  je  nach 
der  Kursgestaltung  diese  Beträge  für  sich  zu  behalten.  Dieser  Vor- 
teil ist  ein  rechtswidriger,  denn  die  Bank  hatte  darauf  keinen 
rechtlichen  Anspruch,  da  sie  ihrerseits  die  Leistung,  die  ihr  diesen 
Anspruch  gegeben  hätte,  nicht  erfüllte. 

Ausser  in  dem  bisher  Angeführten  hält  das  Gericht  den  Beweis 
für  eine  betrügerische  Handlung  seitens  der  Bank  nicht  für  geleistet. 
Es  betrifft  dies  insbesondere  folgende  von  der  Anklage  als  Betrug 
dargestellte  Punkte: 

1)  Hinsichtlich  der  Prolongationen. 

Die  Anklage  behauptet,  die  Bank  sei  überhaupt  nicht  berechtigt 
gewesen,  bei  Verlängerung  einer  Operation  dem  Kunden  Report- 
Zinsen  zu  belasten,  da  ja  die  Operation  faktisch  nicht  von  der  Bank 
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an  der  Börse  ausgeführt  worden  sei,  die  Bank  also  kein  Geld  vor- 
gestreckt habe  und  deshalb  auch  keine  Zinsen  verlangen  dürfe. 
Dem  ist  folgendes  entgegenzuhalten  : 

Es  ist  irrelevant  bei  Festsetzung  von  Reportzinsen,  ob  die  Bank 
faktisch  Geld  vorstrecke  oder  nicht.  Das  Wesentliche  ist,  dass  bei 
Verlängerung  einer  Operation  k la  hausse,  wobei  der  Kunde  ver- 
pflichtet wäre,  auf  Ende  des  Monats  eine  bestimmte  Summe  zu 
bezahlen  und  dafür  die  Papiere  zu  beziehen,  diese  Zahlungspflicht 
des  Kunden  um  einen  Monat  hinausgeschoben  wird.  In  diesem 
Hinaussehieben  der  Zahlungspflicht  um  einen  Monat  liegt  ein  Ver- 
mögensvorteil des  Kunden  beziehungsweise  ein  Vermögensnachteil 
der  Bank,  der  eben  durch  Anrechnung  von  Reportzinsen  soll  aus- 
geglichen werden. 

Bei  denjenigen  Börsen,  wie  z.  B.  der  hiesigen  und  den  fran- 
zösischen Börsen,  bei  denen  in  der  Kursberechnung  der  Aktien  die 
laufenden  Zinsen  mitgerechnet  werden,  unterliegt  es  demnach  keinem 
Zweifel,  dass  regelmässig  Reportzinsen,  unbekümmert  darum,  ob 
taktisch  Auslagen  vorhanden  sind  oder  nicht,  können  angerechnet 
werden. 

Etwas  anderes  gilt , wie  bereits  erwähnt , hinsichtlich  der 
deutschen  Börse,  bei  der  die  laufenden  Zinsen  nicht  zum  Kurse 
geschlagen,  sondern  extra  berechnet  werden. 

Hier  sind,  je  nach  dem  Geldstand,  entweder  nur  ganz  geringe 
Reportzinsen  zu  zahlen,  oder  der  Kunde  erhält  im  Gegenteil  eine 
Vergütung  (Deport),  oder  das  Geschäft  wird  glatt,  d.  h.  ohne  Be- 
rechnung von  Reports  öder  Deports  abgewickelt. 

Es  ist  nun  allerdings  konstatiert,  dass  bei  Prolongationen  die 
Reportzinsen  teilweise  sehr  hoch  berechnet  wurden  und  dass  die 
auf  den  Titeln  laufenden  Zinsen  nicht  berücksichtigt  wurden. 

Da  jedoch  nicht  nachgewiesen  ist,  dass  dies  absichtlich  unter 
genauer  Kenntnis  der  Sachlage  geschehen  sei,  so  kann  in  der  aller- 
dings zu  hohen  Berechnung  der  Reportzinsen  und  der  Nichtberück- 
sichtigung der  laufenden  Zinsen  an  sich  noch  kein  Betrug  erblickt 
werden.  übrigens  war  ja  der  Kunde  vollständig  frei,  eine  zu  hohe 
Berechnung  nicht  anzunehmen  beziehungsweise  überhaupt  keine  Re- 
portierung  vornehmen  zu  lassen,  wenn  ihm  die  Bedingungen  der 
Bank  nicht  konvenierten. 

2)  Hinsichtlich  der  Kursdifferenzen. 

Wie  bereits  oben  erwähnt,  ist  der  Beweis  nicht  erbracht  worden, 
dass  den  Kunden  unrichtige  Kurse  seien  berechnet  worden.  Das 
Vorgehen  der  Bank,  dass  sie  jeweilen  zu  ihren  Gunsten  die  aller- 
höchsten beziehungsweise  die  allerniedrigsten  Tageskurse  dem  Kunden 
zur  Anrechnung  brachte,  ist  zwar  nicht  als  sehr  reell  aufzufassen, 
kann  jedoch  an  sich  nicht  als  unerlaubt  und  deshalb  auch  nicht 
als  strafbar  angesehen  werden. 

3)  Hinsichlich  des  Selbsteintrittes. 

Auch  der  Umstand,  dass  die  Bank  in  der  Regel  die  Aufträge 
nicht  an  der  Börse  ausführte,  sondern  als  Selbstkontrahent  auftrat, 
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ist  an  sich  nicht  strafbar.  Ein  derartiger  Selbsteintritt  ist  erlaubt, 
denn  die  Bank  als  Kommissionär  war  berechtigt,  die  Wertpapiere 
nach  dem  jeweiligen  Börsenpreis  selbst  als  Verkäufer  zu  liefern 
oder  als  Käufer  zu  übernehmen,  da  ja  der  Kommittent  nichts  anderes 
bestimmt  hatte.  (Art.  44  t O.  R.) 

Bei  allen  diesen  als  nicht  strafbar  erklärten  Vorgängen  gilt 
selbstverständlich  die  Einschränkung,  dass,  sofern  sie  mit  einer  der 
Thatsachen,  wie  sie  oben  als  Betrug  dargestellt  worden  sind,  im 
Zusammenhang  stehen,  damit  auch  unter  diesen  Thatbestand  fallen 
und  somit  bestraft  werden. 

Bei  dieser  Sachlage  hielt  es  das  Gericht  bei  der  strafrechtlichen 
Beurteilung  für  unnötig,  den  Verkehr  der  Bank  mit  den  Kunden 
im  einzelnen  genau  festzustellen.  Da  die  Kunden  zum  weitaus 
grössten  Teil  sich  auswärts  aufhielten  und  die  Verhältnisse  der 
Bank  und  ihrer  Leiter  gar  nicht  genau  kannten,  so  waren  sie  auch 
nicht  in  der  Lage,  sich  richtig  über  die  Frage  auszusprechen,  ob 
sie  betrogen  worden  seien  oder  nicht.  Soweit  den  Kunden  diese 
Frage  vorgelegt  wurde,  haben  sie  dieselbe  im  grossen  und  ganzen 
von  dem  Gesichtspunkte  aus  beantwortet,  ob  sie  bei  ihren  Opera- 
tionen zu  Verlust  geraten  sind  oder  nicht.  Da  das  Gericht  jedoch 
nicht  auf  diesen  Erfolg  abstellt,  so  sind  die  Behauptungen  der  Kunden, 
sie  seien  betrogen  oder  nicht  betrogen  worden,  für  das  Strafgericht 
ohne  Bedeutung. 

B.  Übertretung  des  Börsengesetzes. 

Es  sind  folgende  strafbare  Handlungen  im  Verkehr  mit  Wert- 
papieren (§  152,  e,  Str.-Gcs.)  konstatiert  worden: 

1)  Es  wurden  in  gewinnsüchtiger  Absicht  andere  unter  Be- 
nützung ihres  Leichtsinns  oder  ihrer  Unerfahrenheit  zum  Abschluss 
ron  Spekulationsgeschäften , die  nicht  zu  ihrem  Gewerbebetrieb  ge- 
hören, rerleifet. 

Aus  den  stattgehabten  Einvernahmen  einer  grossen  Anzahl  von 
Kunden  der  Bank  hat  sich  ergeben,  dass,  eine  verschwindend  kleine 
Zahl  von  Kunden  ausgenommen,  die  übrigen  noch  nie  spekuliert 
hatten  und  von  Spekulationsgeschäften  überhaupt  nichts  verstanden. 

Dem  Beruf  nach  handelt  es  sich  um  Geistliche,  Ärzte,  Lehrer, 
Wirte,  Handelsleute,  Handwerker  u.  s.  w. , also  nicht  uin  solche 
Personen,  bei  denen  der  Abschluss  von  Spekulationsgeschäften  zum 
Gewerbebetrieb  gehört. 

Die  Kunden  wurden  durch  die  grosse  Propaganda  zum  Ein- 
gehen dieser  Spekulationsgeschäfte  verleitet.  Dass  hierbei  ein  Erfolg 
in  so  grossem  Massstab  möglich  war.  ist  dem  Leichtsinn  beziehungs- 
weise der  Unerfahrenheit  der  Betreffenden  zuzuschreiben.  Dass 
das  Vorgehen  der  Bank  in  gewinnsüchtiger  Absicht  geschah,  braucht 
nach  dem  früher  Ausgesagten  nicht  mehr  erörtert  zu  werden. 

2)  Bei  Offerten  ron  Wertpapieren  in  den  verschiedenen  Bekannt- 
machungen der  Bank  wurde  wissentlich  fälschlich  behauptet,  dass 
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die  Bank  gut  informiert  sei  und  bei  Offerten  von  Papieren  im  In- 
teresse der  Kunden  handeln  werde,  beides  Behauptungen,  die  ge- 
eignet waren,  zur  Geschäftsverbindung  mit  der  Bank  zu  veranlassen, 
und  die  im  direkten  Widerspruch  zu  den  thatsächlichen  Verhält- 
nissen standen. 

Da  das  Gesetz  betreffend  die  Effektenbörse  und  den  Verkehr 
in  Wertpapieren  erst  auf  den  1.  Januar  1898  in  Kraft  getreten  ist, 
so  darf  eine  Bestrafung  wegen  Zuwiderhandlung  gegen  die  Straf- 
bestimmungen dieses  Gesetzes  bloss  für  die  seit  dem  1.  Januar  1898 
begangenen  Handlungen  erfolgen. 

Die  Staatsanwaltschaft  hat  die  Anklage  auf  Polizeiübertretung 
hinsichtlich  § I29,lemraa  1 und  2,  des  Gesetzes  betreffend  die  Effekten- 
börse in  der  Verhandlung  fallen  lassen.  Das  Gericht  braucht  daher 
nicht  näher  auf  diese  Frage  einzutreten. 

XI.  Hinsichtlich  der  Verantwortlichkeit  der  einzelnen  Angeklagten 
in  Bezug  auf  die  bisher  erörterten  strafbaren  Handlungen  ist  fol- 
gendes zu  sagen  : 

Wüst  war  der  eigentliche  Leiter  der  Bank.  Er  hat  mit  B.  und 
Wirz  die  Gründung  der  Bank  beschlossen.  Er  hat  die  Schrift  „Der 
Weg  zum  Reichtum11  verfasst.  Er  besorgte  die  Redaktion  des  „Rat- 
geber“ und  ebenso  die  wichtigeren  und  schwierigeren  Geschäfte. 
Er  erteilte  auch  öfters  den  Kunden  persönlich  Auskunft.  Dass  Wüst 
nicht,  wie  er  behauptet,  bei  dem  ganzen  Unternehmen  eine  unter- 
geordnete Rolle  spielte,  sondern  dass  er  füglich  als  Leiter  kann 
aufgefasst  werden,  ergiebt  sich  schon  aus  dem  Umstande,  dass  der 
grösste  Teil  des  Geschäftsgewinnes  durch  die  Zahlung  der  oben 
erwähnten  Fr.  120,000  an  Wüst  und  Wirz  gelangte;  und  dass 
ersterer  dem  letzteren  gegenüber  eine  hervorragende  Stelle  cinnahm, 
ergiebt  sich  aus  dem  Specialvertrag  zu  gunsten  des  Wüst  vom 
27.  Januar  1898. 

Wenn  auch  selbstverständlich  Wüst  bei  der  Abwandlung  der 
Geschäfte  der  Unionbank  im  einzelnen,  wie  er  behauptet,  nur  wenig 
mitgewirkt  hat  und  seine  Thätigkeit  mehr  auf  die  Publikationen 
der  Bank  konzentriert  hat,  so  ist  er  doch  nach  dem  oben  Gesagten 
für  die  sämtlichen  Handlungen  der  Bank  auch  strafrechtlich  ver- 
antwortlich, da  die  Handlungen,  als  Ganzes  aufgefasst,  abgesehen 
von  einzelnen  Detailpunkten,  so  von  ihm  gewollt  waren,  wie  sie 
von  der  Bank  ausgeführt  worden  sind. 

Wüst  hat  sich  deshalb  des  Betrugs  und  der  Übertretung  der 
Bestimmungen  betreffend  den  Verkehr  in  Wertpapieren  schuldig 
gemacht. 

2)  Wirz  besorgte  teilweise  die  Korrespondenzen  und  erledigte 
auch  teilweise  Reklamationen.  Im  grossen  und  ganzen  aber  spielte 
er  bei  der  engeren  Geschäftsführung  eine  ziemlich  untergeordnete 
Rolle.  Trotzdem  ist  er  als  Mitschuldiger  des  Wüst  hinsichtlich  des 
Betruges  aufzufassen,  da  er  bei  der  Gründung  der  Bank  in  hervor- 
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ragender  Weise,  besonders  auch  durch  Beschaffung  der  Geldmittel, 
beteiligt  war,  und  da  er  mit  der  ganzen  Haltung  der  Bank,  dem 
Inhalt  der  Broschüre  und  der  verschiedenen  Prospekte  einverstanden 
war  und  denselben  seine  Zustimmung  erteilte. 

Minder  wichtig  dagegen  war  die  Thätigkeit  des  Wirz  hinsicht- 
lich der  Übertretung  des  Börsengesetzes.  Es  ist  nicht  nachgewiesen, 
dass  er  irgendwie  bestimmend  mitgewirkt  hat.  Dagegen  ist  er  der 
Beihülfe  schuldig  zu  erklliren,  indem  er  das  Vorgehen  des  Wüst 
dadurch  unterstützte,  dass  er  sieh  bei  Verschaffung  der  Adressen 
beziehungsweise  der  Verbreitung  der  Broschüre  beteiligte. 

3)  K.  trat  am  18.  Dezember  1807  als  Prokurist  bei  der  Union- 
bank ein.  Er  wurde  nach  dem  Austritt  S.  zum  Direktor  ernannt 
und  versah  dieses  Amt  vom  24.  Februar  bis  5.  März  1808. 

W.  war  Verwaltungsrat  der  Schweizerischen  Hypothekenbank 
in  Bern  und  später  verantwortlicher  Direktor  daselbst.  Da  jedoch 
diese  Bank  nicht  dazu  kam,  nach  aussen  irgend  eine  Thätigkeit 
zu  entfalten  und  in  dieser  Hinsicht  auch  keinerlei  strafbare  Hand- 
lungen nachgewiesen  sind,  so  hat  sich  demnach  W.  hinsichtlich 
seiner  Thätigkeit  bei  der  Hypothekenbank  in  Bern  keiner  strafbaren 
Handlung  schuldig  gemacht. 

Bei  der  Unionbank  in  Basel  spielten  sowohl  W.  wie  K.  eine 
untergeordnete  Rolle.  Sie  waren  lediglich  Geschäftsangestellte,  welche 
die  ihnen  übergebenen  Aufträge  auszuführen  hatten.  K.  beschäftigte 
sich  speciell  mit  der  Buchführung.  W.  hatte  insbesondere  die  Rech- 
nungen bei  Realisationen  von  Spekulations-Geschäften  zu  besorgen. 

Da  beide  keine  selbständige  Thätigkeit  entfalten  konnten,  und 
da  nicht  nachgewiesen  ist,  dass  die  beiden  einen  Einblick  in  den 
Gang  der  Geschäfte  hatten,  dass  sie  Natur  und  Umfang  der  straf- 
baren Handlungen  von  Wüst  und  Wirz  erkennen  konnten,  so  sind 
die  beiden  von  der  Anklage  freizusprechen.  Immerhin  war  ihre 
Stellung  eine  derartige,  dass  sie  das  ganze  Geschäftsgebaren  als 
höchstverdächtiges  erkennen  mussten,  und  dass  sie  deshalb  allen 
Anlass  gehabt  hätten,  ihre  Mitwirkung  bei  der  dubiosen  Geschäfts- 
führung einzustellen.  Sie  sind  deshalb  mit  Recht  bei  der  Unter- 
suchung miteingezogen  worden,  und  es  rechtfertigt  sich,  denselben 
einen  Teil  der  Kosten  aufzuerlegen. 

XII.  Der  Hauptsite  der  Unionbank  Basel  war  laut  Eintrag  im 
Handelsregister  hier  in  Basel.  Nach  Eintritt  des  Börsengesetzes, 
<1.  h.  im  Laufe  des  Januar  1808,  wurde  in  Birsfelden  offiziell  eine 
Filiale  errichtet.  In  St.  Ludwig,  wohin  sich  die  Unionbank  bis  Mitte 
Februar  1808  ihre  Sendungen  aus  Deutschland  adressieren  Hess, 
bestand  keine  Filiale,  sondern  die  Bank  hatte  dort  lediglich  eine 
l’ostablagc. 

Aus  dem  Gesagten  ergiebt  sich,  dass  für  die  sämtlichen  durch 
die  Unionbank  begangenen  strafbaren  Handlungen  das  hiesige  Ge- 
richt zuständig  ist,  da  ausschliesslich  in  Basel  der  Hauptsitz  der 
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Bank  war,  von  wo  die  Ordres  ausgingen,  und  in  deren  Namen 
gehandelt  wurde.  . 

Dass  dabei  die  Sendungen  nach  Deutschland  des  Portos  wegen 
von  St.  Ludwig  aus  spediert  wurden  und  dass  die  Registrierung 
der  Börsenspekulationen  von  Ende  Januar  an  in  Birsfelden  statt- 
fand,  Ändert  an  dieser  Sachlage  nichts. 

XIII.  Bei  der  Stra/ansmessung  ist  mildernd  zu  berücksichtigen, 
dass  der  direkt  durch  die  strafbaren  Handlungen  herbeigeführte 
Schaden  teilweise  wieder  hinfällig  geworden  ist.  Trotz  des  anfäng- 
lich sehr  schwachen  finanziellen  Standes  der  Bank  war  diese  in 
allen  Fällen  in  der  Lage,  die  mit  ihr  abgeschlossenen  Geschäfte 
nach  ihren  statutarischen  Bestimmungen  abzuwickeln.  Soweit  also 
die  betrügerische  Schädigung  in  der  schlechten  finanziellen  Lage 
der  Bank  erblickt  worden  ist,  so  weit  ist  dieser  Schaden  nachträglich 
wieder  gutgemacht  worden. 

Erschwerend  dagegen  sind  die  Vorstrafen  von  Wüst  und  Wirz 
in  Betracht  zu  ziehen.  Wüst  hat  folgende  Vorstrafen  erlitten  : 

1881  vom  Obergericht  Luzern  wegen  Betrugs  C Monate  Zuchthaus. 
1884  vom  hiesigen  Appellations-Gericht  wegen  Betrags  6 Wochen 
Gefängnis. 

1884  vom  hiesigen  Appellations-Gericht  wegen  Übertretung  des 
Lotterieverbotes  3 Wochen  Haft. 

1885  vom  hiesigen  Appellations-Gericht  wegen  Beschimpfung  Be- 
diensteter eine  Woche  Haft. 

1893  vom  hiesigen  Appellations-Gericht  wegen  Betrugs,  Unter- 
schlagung, Gehülfenschaft  zum  versuchten  Betrug  5 Jahre 
Zuchthaus  und  10jährige  Einstellung  im  Aktivbürgerrecht. 

Wirz  wurde  im  Jahre  1894  vom  hiesigen  Appellations-Gericht 
wegen  Betrugs  und  leichtsinnigen  Bankerotts  zu  1 '/*  Jahren  Ge- 
fängnis verurteilt. 

Sowohl  wegen  der  viel  intensiveren  Thätigkeit  als  auch  im 
Hinblick  auf  die  Vorstrafen  ist  Wüst  bedeutend  strenger  wie  Wirz 
zu  bestrafen. 

XIV.  Von  einer  grossen  Anzahl  von  Kunden  sind  Entschädigungs- 
ansprüche geltend  gemacht  worden,  und  zwar  stützen  sich  dieselben 
fast  ausnahmslos  auf  den  Betrag  der  durch  die  Spekulationen  ent- 
standenen Verluste.  Nur  in  einzelnen  Ausnahtnefällen  beziehen  sich 
dieselben  auf  unrichtige  Berechnung  und  dadurch  entgangenen 
Gewinn.  Einzelne  erachten  sich  auch  durch  das  Schliessen  der  Bank 
und  das  damit  verbundene  Realisieren  eines  Geschäftes,  das  für 
sie  gewinnbringend  gewesen  wäre,  geschädigt. 

Da,  wie  aus  den  Motiven  des  Urteils  hervorgeht,  das  Gericht 
als  durch  Betrug  herbeigeführten  Schadensbetrag  keineswegs  etwa 
den  Verlust  bei  Realisation  eines  Geschäftes  angenommen  hat,  da 
ferner  durch  die  Verhandlung  gar  nicht  festgestellt  wurde,  wie  hoch 
sich  im  einzelnen  Falle  die  Schädigung  beläuft,  und  da  zudem  in 
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dein  Strafprozesse  nicht  die  sämtlichen  zu  Verlust  geratenen  Per- 
sonen einvernommen  worden  sind,  so  ist  das  Gericht  nicht  in  der 
Lage,  tiher  einzelne  Schadenersatzansprüche  jetzt  schon  zu  urteilen. 
Es  ist  deshalb  richtiger,  die  sämtlichen  Schadenersatzansprüche  auf 
den  Civilweg  zu  verweisen. 

Damit  die  Geschädigten  ihre  allfälligen  Ansprüche  auf  die 
beschlagnahmten  Vermögensstücke  sowohl  der  Unionbank  als  der 
Frau  Wüst  und  der  Firma  L.  Wirz  geltend  machen  können,  bleibt 
der  strafrechtlich  auf  diese  Vermögensstücke  gelegte  Arrest  bis  auf 
die  Dauer  von  einem  Monat  nach  Rechtskraft  des  Urteils  aufrecht 
erhalten. 


Das  Gericht  hat  demnach  erkannt  : 

Es  werden  schuldig  erklärt: 

Heinrich  Wüst  des  Betrugs  in  unbestimmtem,  Fr.  300  über- 
steigendem Betrage,  sowie  strafbarer  Handlungen  im  Verkehr  mit 
Wertpapieren, 

Eduard  Wirz  des  Betrugs  in  unbestimmtem,  Fr.  300  über- 
steigendem Betrage  und  der  Gehülfenschaft  bei  strafbaren  Hand- 
lungen im  Verkehr  mit  Wertpapieren 

und  in  Anwendung 

bei  Wüst  der  §§  150 — 152,  138*,  152  litt,  e,  Ziff.  3 und  4, 
45,  des  Strafgesetzes. 

bei  Wirz  der  §§  150—152,  138*,  152  litt,  e,  Ziff.  3 und  4, 
29,  45,  des  Strafgesetzes, 

Heinrich  Wüst  zu  3 Jahren  Zuchthaus,  abzüglich  C Monate 
erstandene  Untersuchungshaft, 

Eduard  Wirz  zu  1 Jahr  Zuchthaus,  und  beide  zur  Einstellung 
im  Aktivbürgerrecht  auf  die  Dauer  von  10  Jahren  nach  Erstehung 
der  Strafzeit,  verurteilt. 

R.  K.  und 

A.  W.  werden  freigesprochen. 

An  die  Kosten  des  Verfahrens  mit  Einschluss  einer  Urteils- 
gebühr von  Fr.  200  haben  zu  bezahlen: 

Heinrich  Wüst  */*,  Eduard  Wirz  '/«,  K.  und  IV.  je  */«,  jeweilen 
unter  solidarischer  Haftbarkeit  für  das  Ganze. 

Die  Entsehädigungsfrage  wird  auf  den  Civilweg  verwiesen. 

Der  vom  Untersuchungsrichter  auf  die  Vermögensstücke  der 
Unionbank  und  der  Angeklagten  angeordnete  Arrest  wird  nach 
Vertluss  eines  Monats  nach  Rechtskraft  des  Urteils  aufgehoben. 
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Urteil 

der 

Polizeikammcr  des  Appellations-  und  Kassationsbofes  des  Kantons  Bern 

vom  26.  Januar  1899 
in  Sachen 

Fritz  Kocher  und  Mithafte  wegen  Fischfrevel. 

Mitgeteilt  von  Fürsprech  W.  Em»t,  Polizeirichter  in  Bern. 


I.  Den  Akten  ist  zu  entnehmen  : 

1.  Unterm  18.  Oktober  1898  verurteilte  der  Polizeirichter  von 
Nidau  die  angeschuldigten  Fritz  Kocher.  Jacques  Nobs  und  Jules 
Bütsehi,  welche  zugestandenermassen  Sonntags  den  21.  August,  be- 
ziehungsweise Sonntags  den  11.  September  1898  während  des  Gottes- 
dienstes im  Bielersec  gefischt  haben,  gestützt  auf  Art.  2,  erster  Ab- 
satz, und  litt,  n des  Gesetzes  über  die  Ausübung  der  Fischerei,  rom 
26.  Februar  1833 , und  368  der  Staatsverfassung  polizeilich  zu  je 
Fr.  2 Busse  und  Kosten  und  verfügte  überdies  die  Konfiskation  der 
von  Bütsehi  gebrauchten,  beschlagnahmten  Fischereigerätschaften. 

2.  Gegen  dieses  Urteil  erheben  die  Staatsanwaltschaft  (getnäss 
Art.  473,  Ziff.  3,  der  Staatsverfassung)  und  der  verurteilte  Bütsehi 
(gemäss  Art.  471,  Zilf.  4,  der  Stantsverfassungi  die  Nichtigkeitsklage. 

II.  In  rechtlicher  Beziehung  fällt  in  Betracht  : 

1.  Sowohl  die  Staatsanwaltschaft  als  Bütsehi  gründen  ihre 
Nichtigkeitsklage  auf  die  Behauptung,  auf  den  eingeklagten  Tliat- 
bestand  — das  Fischen  an  Sonntagen  während  des  Gottesdienstes 
— sei  nicht,  wie  der  Instanzrichter  angenommen  hat,  die  Straf- 
sanktion des  (nicht  mehr  zu  Recht  bestehenden)  § 2,  Al.  1,  litt,  a 
des  kantonalen  Fischereigesetzes,  sondern  gemäss  Art.  22  der 
regierungsrätlichen  Vollziehungsverordnung  zum  Bundesgesetz  be- 
treffend die  Fischerei,  vom  28.  Juni  1892,  diejenige  des  Art.  20 
der  citierten  Vollziehungsverordnung  anwendbar. 

Da  sich  hieraus  in  der  That  ergeben  würde,  dass  die  drei  ge- 
nannten Angeschuldigten  zu  einer  niedrigeren  als  der  gesetzlichen 
Busse  verurteilt  worden  sind  (indem  das  in  Art.  20  1.  c.  vorge- 
sehene Buss  minimum  Fr.  5 n.  W.  beträgt)  und  dass  andrerseits 
gegenüber  Bütsehi  die  gesetzlich  — in  Art.  22,  bezw.  20  1.  e.  — 
nicht  angedrohte  Konfiskation  der  gebrauchten  Fisehcreigerflt- 
sehaften  ausgesprochen  worden  ist,  so  hängt  die  Begründetheit  der 
erhobenen  Nichtigkeitsklage  lediglich  von  der  Beurteilung  der  Frage 
ab,  ob  die  vom  Instanzrichter  angewendete  Strafbestimmung  der- 
malen noch  zu  Recht  besteht,  oder  ob  sie  durch  die  Art.  22,  bezw. 
20  1.  c.  ersetzt  worden  ist. 
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Das  Nebeneinander  bestehen  von  Bundes-  und  kantonalen  Vor- 
schriften auf  dem  Gebiete  des  Fisehereiwesens  bedingt  eine  Prüfung 
dieser  Frage  sowohl  mit  Rücksicht  auf  die  einschlägige  Bundes- 
ais auf  die  einschlägige  Kantonalgesetzgebung. 

Die  erstere  bezieht  sich,  wie  aus  Art.  25  der  Bundesverfassung 
und  Art.  1 des  Bundesgesetzes  über  die  Fischerei  hervorgeht,  ledig- 
lich auf  die  Fischerei polizei  (vergleiche  auch  Urteil  der  Polizei- 
kammer in  Sachen  Jakob  Dubler  und  Ernst  Gutmann,  vom  30.  Ja- 
nuar 1807,  Monatsblätter  für  bcmische  Rechtsprechung,  Bd.  XIV, 
Seite  t>0  ff.).  Da  nun  die  fragliche  Bestimmung  des  kantonalen 
Fischereigesetzes,  wonach  bei  einer  Busse  von  höchstens  Fr.  20 
und  Konfiskation  der  zum  Fischen  gebrauchten  Gerätschaften  jedes 
Fischen  in  allen  Gewässern  während  der  Dauer  des  Gottesdienstes 
an  den  Sonn-  und  Feiertagen  verboten  ist,  nicht  sowohl  fischerei- 
polizeilichen als  hiilfnspolizeilichen  Charakter  hat,  so  ist  eine  Ein- 
wirkung der  Bundosgesetzgebung  im  Gebiet  des  Fischereiwesens 
und  der  (als  Vollziehungsmassnahme  zu  letzterer  sich  darstellenden) 
citierten  Vollziehungsverordnung  auf  dieselbe  schon  aus  diesem 
Grunde  ausgeschlossen. 

Allein  selbst  unter  der  Annahme,  die  fragliche  Bestimmung 
charakterisiere  sich  als  eine  fischer eip  olizeiliche,  wäre  ihr  Fort- 
bestand zu  bejahen,  wie  sich  aus  folgendem  ergiebt  : 

Art.  27  des  Bundesgesetzes  betreffend  die  Fischerei,  vom 
21.  Dezember  1888,  stellt  es  den  Kantonen  anheim,  strengere  Mass- 
regeln  (als  diejenigen  des  Bundesgesetzes)  zum  Schutz  und  zur 
Hebung  des  Fischhestandes  anzuordnen. 

Dagegen  dürfen  die  Strafbestimmungen,  welche  die  Kantone 
zur  wirksamen  Handhabung  solcher  von  ihnen,  kraft  Art.  27  des 
citierten  Bundesgesetzes,  zu  erlassenden  Vorschriften  aufstellen,  ge- 
mäss Art.  22  der  bundcsrtttlichen  Vollziehungs Verordnung  zum 
Bundesgesetz  betreffend  die  Fischerei  nicht  einen  in  Art.  31  des 
Bnndesgesetzes  vorgesehenen  Thatbestand  betreffen.  Abgesehen 
von  dieser  Einschränkung  und  der  in  Art.  27  des  citierten  Bundes- 
gesetzes enthaltenen  Verpflichtung  zur  Einholung  der  bundesrät- 
lichen  Genehmigung,  welche  aber  lediglich  den  Zweck  hat,  eine 
Kontrolle  über  die  allfällige  Bundesgesetzwidrigkeit  derartiger  Vor- 
schriften zu  ermöglichen,  sind  die  Kantone  bei  der  Aufstellung  von 
Strafthatbeständen  fischereipolizeilicher  Natur  (zu  dem  in  Art.  27 
des  citierten  Bundesgesetzes  angeführten  Zwecke)  souverän. 

Als  ein  solcher  Thatbestand  erscheint  nun  auch  der  in  g 2, 
Al.  1,  litt,  a,  des  kantonalen  Fischereigesetzes  betreffend  das  Fischen 
während  des  Sonntagsgottesdienstes  aufgestellte,  indem  er  — in- 
soweit ihm  überhaupt  fischereipolizeilicher  Charakter  innewohnt  — 
auf  einen  erhöhten  Schutz  des  Fischbestandes,  bozw.  eine  Äuffnung 
desselben  abzielt,  ohne  dabei  einen  der  in  Art.  3t  des  citierten 
Bundesgesetzes  aufgeführten  Thatbestände  zu  betreffen. 

Er  ist  daher  rücksichtlich  der  Bundesgesetzgebung  auf  dem 
Gebiete  des  Fischereiwesens  als  fortbesteheud  anzusehen,  wie  sich 
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dies  ja  auch  aus  der  Thatsache  seiner  Genehmigung  durch  den 
Bundesrat  ergiebt. 

Sein  Fortbestand  wird  demzufolge  auch  nicht  etwa  durch  den 
§ 1 des  Vollziehungsdekrets  über  die  Fischerei,  vom  28.  November 
1877  (welcher  nur  solche  kantonale  Bestimmungen  als  aufgehoben 
erklärt,  die  mit  den  bundesgesetzlichen  Vorschriften  im  Widerspruch 
stehen),  in  Frage  gestellt. 

Dass  nach  dem  Ausgeführten  der  Regierungsrat  die  fragliche 
Bestimmung  des  kantonalen  Fischereigesetzes  nicht  auf  dem  Wege 
der  Vollziehung  der  bundesgesetzlichen  Vorschriften  über  die 
Fischerei  aufheben,  bezw.  modifizieren  durfte,  liegt  auf  der  Hand. 

Der  Regierungsrat  scheint  übrigens  selbst  angenommen  zu 
haben,  die  fragliche  Bestimmung  bestehe  neben  den  bundesgesetz- 
lichen Vorschriften  noch  in  Kraft,  da  er  in  Art.  22  der  citierten 
Vollziehungsverordnung  den  § 2 des  kantonalen  Gesetzes  citiert, 
was  (in  einer  Vollziehungsverordnung  zum  Bundesgesetz  betreffend 
die  Fischerei)  nicht  angängig  gewesen  wäre,  wenn  derselbe  durch 
die  Bundesgesetzgebung  aufgehoben  wäre.  Ebensowenig  aber  als 
auf  dem  Boden  der  Bundesgesetzgebung  war  der  Regierungsrat  zur 
Aufhebung,  bezw.  Abänderung  des  fraglichen  Strafthatbestands  nach 
kantonalem  Recht  befugt,  indem  derselbe  als  Ifcsafeasbestimmung 
nicht  durch  eine  blosse  regierungsrätliche  Vollziehungsverordnung 
beseitigt,  bezw.  abgeändert  werden  durfte.  Dass  im  fernem  der 
Art.  8 des  kantonalen  Fischereigesetzes  den  Regierungsrat  mit  der 
Revision  und  Erneuerung  der  Fischerordnungen  über  die  Bieler-, 
Thuner-  und  Brienzerseen,  sowie  der  daherigen  Übungen  beauftragt 
hat,  begründet  die  Kompetenz  des  Regierungsrates  zur  Revision 
oder  Aufhebung  einer  allgemeinen  Bestimmung  des  Gesetzes,  wie 
diejenige  des  § 2,  Al.  1,  litt,  o,  betreffend  die  Bestrafung  des 
Fischens  während  des  Sonn-  und  Feiertagsgottosdienstes,  offenbar 
in  keiner  Weise. 

Unstichhaltig  wäre  es  endlich,  selbstverständlieherweise  zu  be- 
haupten, die  bundcsrätliehe  Genehmigung  der  citierten  regierangs- 
rätlichen  Vollziehung» Verordnung  verleihe  der  in  dieser  letzteren 
enthaltenen  Abänderung  des  § 1,  Abs.  1,  litt,  a,  des  kantonalen 
Fischereigesetzes  auch  für  das  kantonale  Recht  Rechtskraft. 

2.  Ist  demnach  vom  Instanzrichter  der  § 2,  Abs.  1,  litt.  a.  des 
kantonalen  Gesetzes  über  die  Ausübung  der  Fischerei  richtigerweise 
als  (gegenüber  Art.  20  und  22  der  citierten  Vollziehungsverordnung) 
allein  zu  Recht  bestehend  in  Anwendung  gebracht  worden,  so  ist 
sowohl  die  Nichtigkeitsklage  der  Staatsanwaltschaft  als  diejenige 
Bütschis  abzuweisen. 

Aus  diesen  Gründen  wird 

erkannt: 

Die  Nichtigkeitsklage  der  Staatsanwaltschaft,  sowie  diejenige 
des  Jules  Bütschi  werden  abgewiesen.  Die  Rekurskosten  des  Staates, 
bestimmt  auf  Fr.  22,  werden  je  zur  Hälfte  dem  Staate  und  dem 
Jules  Bütschi  auferlegt. 
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Entscheidungen 

des 

Kassationsgerichtes  des  Kantons  Zürich. 

Mitgeteilt  von  Prof.  Emil  Zürcher  in  Zürich. 


1.  Beschluss  vom  5.  April  1899 

in  Sachen  des  Johannes  Hut],  von  Weilhaus-Grüningen,  und  des 
Johannes  Bauert,  Dachdecker  in  der  Langwies-Egg,  Kassations- 
klilger,  gegen  die  Staatsanwaltschaft,  Kassationsbeklagte. 

Die  Dauer  der  Verjährungsfrist  richtet  sich  nach  der  Maximal- 
strajandrohung  des  Gesetzes.  — Anstiftung  zu  falschem  Zeugnis, 
begangen  dadurch,  dass  jemand  zur  Ausstellung  einer  schriftlichen 
Bescheinigung  zu  Händen  des  Richters  bewogen  wird  — Mit- 
wirkung eines  übelhörigen  Geschwornen  — Mängel  der  Rechts- 
belehr urig. 

1.  In  den  Jahren  188ti  87  war  vor  Bezirksgericht  Hinweil  ein 
Civilprozess  anhängig,  in  welchem  Erben  Muschg,  als  Kläger,  von 
Joh.  Hug,  dem  heutigen  ersten  Kassationskläger,  als  Beklagten, 
die  Herausgabe  eines  Kaufschuldbriefes  im  Betrage  von  800  Fr. 
verlangten.  Schuldner  dieses  Briefes  war  Joh.  Bauert,  der  heutige 
zweite  Kassationskläger.  Bauert  war  vom  Beklagten  als  Zeuge 
bezeichnet  worden  und  wurde  als  solcher  am  3.  März  1887  vom 
Bezirksgericht  Hinweil  einvernommen.  Seine  Aussage  ging  im 
wesentlichen  dahin,  dass  der  Erblasser  Muschg  ihm  schon  im  Jahre 
1881  eröffnet  habe,  er  schenke  den  Kaufbrief  dem  Joh.  nug. 
Dennoch  wurde  die  Klage  der  Erben  Muschg  erstinstanzlich  gut- 
geheissen,  von  der  Appellationskammer  dagegen  mit  Urteil  vom 
24.  Mai  1887  abgewiesen. 

2.  Am  23.  Juli  1888  erschien  Bauert  bei  einem  der  Mit- 
erben Muschg,  Heinrich  Muschg  im  Pfarrhot  Ctikon,  und  erklärte 
ihm,  er  sei  damals  als  Zeuge  einvernommen  worden  und  wolle  .jetzt 
mit  ihm  abmachen  um  500  Fr.  Heinrich  Muschg  nahm  infolge- 
dessen zu  Händen  der  Erben  von  Bauert  eine  Volksbankobligation 
in  diesem  Betrage  entgegen.  Die  Erben  beschlossen  indessen, 
gestützt  auf  diese  Thatsache  bei  der  Appellationskammer  des  Ober- 
gerichts Wiederherstellung  gegen  das  Urteil  vom  24.  Mai  1887  zu 
verlangen.  Die  Appellationskammer  beschloss,  nachdem  sie  eine 
persönliche  Einvernahme  der  Parteien  und  die  Einvernahme  des 
Bauert  als  Zeugen  vorgenommen,  die  Akten  der  Staatsanwaltschaft 
zu  überweisen  behufs  Einleitung  einer  Strafuntersuchung  gegen 
Bauert  und  Hug. 
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3.  Die  Staatsanwaltschaft  beauftragte  das  Statthalteramt  Hin- 
weil mit  der  Untersuchung  und  erhob,  nach  Durchführung  derselben, 
schwurgerichtliche  Anklage  gegen  Bauert  und  Hug.  Das  Schwur- 
gericht erklärte  unterm  7.  Februar  1899  den  Angeklagten  Bauert 
des  falschen  Zeugnisses,  den  Angeklagten  Hug  der  Anstiftung  zu 
falschem  Zeugnisse  schuldig  und  verurteilte  den  erstem  zu  2 Monaten 
Gefängnis,  den  letztem  zu  6 Monaten  Gefängnis,  50  Fr.  Busse  und 
nachheriger  5jähriger  Einstellung  im  Aktivbürgerrecht. 

Inhalt  der  Anklage  gegenüber  Bauert  war  die  Zeugenaussage 
vom  3.  März  1887  gewesen  ; gegenüber  Hug  war  der  eingeklagte 
Thatbestand  wörtlich  folgender: 

„Hug  hat  den  Bauert  zur  Abgabe  dieses  falschen  Zeugnisses 
angestiftet,  indem  er  heftig  in  ihn  drang  und  nicht  von  ihm  abliess, 
bis  ihm  Bauert  zur  Vorlage  beim  Friedensrichteramt  ein  schrift- 
liches Zeugnis  unterschrieb,  in  welchem  er  bezeugte,  dass  Muschg 
ihm  erklärt  habe,  er  habe  den  Schuldbrief  von  800  Fr.  dem  Hug 
geschenkt,  durch  welches  schriftliche  Attest  sich  Bauert,  als  er 
Zeugnis  abzulegen  hatte,  gebunden  fühlte.“ 

4.  Gegen  das  schwurgerichtliche  Urteil  erhebt  Advokat  Dr. 
A.  Meili  namens  des  Joh.  Hug  Nichtigkeitsbeschwerde,  gestützt 
auf  § 1091,  Ziffer  2 — 6,  des  G.  ü.  d.  Rpf.  Advokat  Ad.  Manz 
schliesst  sich  dieser  Beschwerde  namens  des  Joh.  Bauert  in  allen 
Teilen  an  und  nimmt  insbesondere  die  Begründung  der  ersten 
Beschwerde  auf,  alles  soweit  nicht  die  Frage  der  Anstiftung  allein 
davon  betroffen  ist. 

5.  Eine  Verletzung  materieller  Gesetzesrorschriften  soll  einmal 
darin  liegen,  dass  entgegen  den  Bestimmungen  der  §§  108  und  52 
des  Strafgesetzbuches  der  Nichtigkeitskläger  Hug  nach  Ablauf  der 
Verjährungsfrist  strafrechtlich  verfolgt  worden  sei. 

§ 108  des  Strafgesetzbuches  enthält  gegen  falsches  Zeugnis 
im  Civilprozesse  dreierlei  Strafandrohungen,  für  gewöhnliche  Fälle 
Arbeitshaus,  für  geringere  Fälle  Gefängnis  mit  Busse,  für  schwerere 
Fälle  auch  Zuchthaus.  Da  nun  hier  offenbar  kein  schwererer  Fall 
im  Sinne  des  Gesetzes  vorliege,  so  sei  die  Maximalandrohung  des 
Gesetzes  Arbeitshaus  und  es  komme  somit  die  10jährige  Verjährungs- 
frist des  § 52,  c,  in  Anwendung. 

Diese  Ausführung  ist  aber  unrichtig,  massgebend  ist  nach  § 52 
des  Strafgesetzbuches  nicht  das  einem  vorliegenden  Thatbestande 
angemessenste  Strafmass,  sondern  die  Maximalandrohung  des  Ge- 
setzes, und  die  ist  bei  falschem  Zeugnis  im  Civilprozesse  eben 
Zuchthausstrafe.  Wenn  das  Gesetz  in  § 108  von  leichtern  und 
schwerem  Fällen  spricht,  so  stellt  es  damit  nicht  besondere  Ver- 
brechensbegriffe auf,  wie  z.  B.  der  § 107,  falsches  Zeugnis  zum  Nach- 
teile des  Angeschuldigten,  und  4?  106,  falsches  Zeugnis  zu  gunsten 
eines  Angeschuldigten,  sondern  es  will  dem  Richter,  der  das  Straf- 
mass auszufällcn  hat,  eine  Anleitung  dahin  gegeben  werden,  dass 
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er  nur  aus  besonderen  Gründen  auf  weniger  als  C Monate  Arbeits- 
haus erkennen  solle  und  auch  nur  aus  wichtigen  Gründen  zur 
Zuchthausstrafe  greifen  dürfe.  Würden  wirklich  verschiedene  Ver- 
brechensbegriffe in  diesen  Strafabstufungen  liegen,  so  müssten 
darüber  Fragen  an  die  Gcschworuen  gestellt  werden,  was  gerade 
hier  ohne  Einspruch  der  Parteianwälte  unterlassen  worden  ist  und 
wohl  auch,  wenn  ein  Antrag  gestellt  worden  wäre,  hätte  unter- 
lassen werden  müssen.  Es  ist  zuzugeben,  dass  in  dem  l>ei  Benz, 
Kommentar,  § 52,  Anmerkung  3,  angeführten  Urteile  der  Appel- 
lationskammer vom  13.  Juli  1878  nicht  die  ganze  Folgenstrenge 
aus  dem  Grundsätze  gezogen  wurde,  indem  die  Strafandrohung  des 
Gesetzes  für  Unterschlagungsfälle  im  Betrage  von  mehr  als  500  Fr. 
ausser  Betracht  gelassen  wurde,  bei  Ausmittlung  der  Verjährungs- 
frist. Allein  diese  Frage  war  dort  nicht  zu  entscheiden,  streitig 
war  nur,  ob  die  Unterschlagung  als  gelinderer  Fall  nicht  schon 
nach  fünf  Jahren  verjährt  gewesen  sei,  und  zudem  liegt  in  der 
Ausscheidung  der  Fälle  nach  dem  Streitwert  ein  Thatbestands- 
moment,  worüber  die  Geschwomen  angefragt  werden  können,  ein 
Moment  also,  das  dem  freien  Ermessen  des  Gerichtshofes  entzogen 
ist.  Eine  solche  Ausscheidung  hat  der  Gesetzgeber  hier  in  § 108 
nicht  vorgenommen,  und  wenn  daselbst  gesagt  ist  „in  schwereren 
Fällen  kann  auf  Zuchthaus  (d.  h.  nach  g 5 des  Strafgesetzbuches 
Zuchthaus  bis  zu  15  Jahren!)  erkannt  werden  und  zwar,  wenn  der 
Wert  des  Streitgegenstandes  mehr  als  5000  Fr.  beträgt,  bis  zu  10 
Jahren“,  so  kann  das  vernünftigerweise  nur  dahin  ausgelegt  werden, 
es  solle  bei  so  hohem  Streitwert  bis  an  10  Jahre  herangegangen 
werden,  und  nicht,  es  soll  Zuchthaus  überhaupt  erst  bei  diesem 
Betrage  in  Frage  kommen. 

6.  Unbegründet  ist  auch  der  Kassationsgrund,  dass  der  gegen 
Hng  eingeklagte  Thatbestand  rom  Strafgesetzbuch  nirgends  mit  Strafe 
bedroht  sei.  Ilug  habe  den  Bauert  nämlich  nur  zu  dem  rechtlich 
unerheblichen  schriftlichen  Zeugnisse  veranlasst,  nicht  aber  zur 
mündlichen  falschen  Zeugenaussage  vor  Bezirksgericht  verleitet. 
Wenn  aber  Bauert  aus  andern  Gründen,  weil  er  z.  B.  an  das 
geschriebene  Zeugnis  sich  gebunden  erachtete,  falsches  Zeugnis 
abgelegt,  so  sei  das  nicht  mehr  auf  seine  Beeinflussung  zurück- 
zuführen, Jedenfalls  nicht  strafrechtlich  in  der  Form  der  Anstiftung“. 
Nun  hat  im  vorliegenden  Falle  Hug  sich  von  Bauert  ein  schrift- 
liches Zeugnis  über  einen  bestimmten  Fall  zu  lianden  des  Friedens- 
richters ausstellen  lassen  und  nachher  denselben  Manu  durch  gericht- 
liche Vorladung  auffordern  lassen,  über  denselben  Vorfall  vor 
Gericht  mündliches  Zeugnis  abzulegen.  Natürlich  musste  da  die 
frühere  Beeinflussung  auf  den  Inhalt  des  Zeugnisses  fortwirken  ; 
aber  auch  Hug  war  seiner  Sache  sehr  sicher,  des  Kausalzusammen- 
hanges sehr  wohl  bewusst,  sonst  hätte  er  Bauert  nicht  als  Zeugen 
angerufen  und  ihm  nicht  gerade  die  betreffenden  Fragen  vorlegen 
lassen. 
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7.  Ungehörige  Besetzung  des  Gerichtes  und  Mitwirkung  einer 
unfähigen  Gerichtsperson  liegt  auch  dann  nicht  vor,  wenn  ein  sehr 
schwerhörender  Gesell worner  auf  der  Geschwomenbank  sass.  § 12G 
des  G.  ü.  d.  Rpf.,  der  eine  Aufzahlung  der  Unfähigkeitsgründe 
der  Geschwornen  enthält,  spricht  nicht  von  einem  gewissen,  not- 
wendigen Grad  der  Gehörschärfe.  § 43  daselbst,  der  von  der 
Besetzung  des  Schwurgerichtes  spricht,  verlangt  einen  Gerichtshof 
und  12  Geschworne.  Übrigens  sind  die  thatsächlichen  Ausführungen 
des  Kassationsklägers  nach  dem  Berichte  des  Schwurgerichts- 
präsidenten teils  unrichtig,  teils  weit  übertrieben. 

8.  Beeinträchtigung  der  Rechte  der  Verteidigung  und  Verletzung 
gesetzlicher  Prozessformen.  Die  beiden  Kassationsgründe  sind  aus- 
einanderzuhalten, weil  im  einzelnen  Falle  entweder  ein  Verstoss 
gegen  gesetzlich  garantierte  Rechte  der  Verteidigung  nachzuweisen 
ist  — oder  dann  erstens  ein  Verstoss  gegen  irgend  eine  Prozess- 
vorschrift und  ferner  ursächlicher  Zusammenhang  des  Inhaltes  des 
Urteils,  beziehungsweise  des  Wahrspruchs  mit  jenem  Mangel. 

Nun  wird  behauptet,  dass  der  Schwurgerichtspräsident  seine 
gesetzlichen  Rechte  anlässlich  der  Rechtsbelehrung  in  einer  Art 
und  Weise  überschritten  habe,  so  dass  jeder  Unbeteiligte  sich 
darüber  entsetzen  musste;  dass  er  die  Argumentationen  der  Ver- 
teidigung mit  einigen  abschätzigen  Bemerkungen  abgethan  und  die 
diesbezüglichen  Fragen  selber  für  die  Geschwornen  entschieden  habe, 
wodurch  die  Vorschrift  des  § 970  des  Gesetzes  über  die  Rechts- 
pflege verletzt  worden  sei.  Diesem  Beschwerdepunkt  mangelt  es  aber 
an  der  in  § 1092  geforderten  Genauigkeit  der  Bezeichnung.  Das 
Kassationsgericht  ist  dem  Schwurgerichtspräsidium  gegenüber  nicht 
in  der  Stellung  einer  Aufsichtsbehörde,  welche  auf  erhobene  Be- 
schwerde hin  oder  auch  sonst  von  Amtes  wegen  eine  Untersuchung 
führen  und  die  entscheidenden  Thatsachen  erheben  kann  ; das 
Gericht  hat  sich  vielmehr  darauf  zu  beschränken,  das  von  der 
Partei  ihm  vorgelegte  Thatsachen-  und  Beweismaterial  zu  beurteilen. 

9.  Bestimmter  lautet  nun  allerdings  die  Beschwerde,  die  dahin- 
geht, es  habe  das  Präsidium  die  Frage  des  Obmanns,  ob  der  Civil- 
anspruch  abhängig  soi  vom  Wahrepruch  der  Geschwornen,  bejaht. 
Nun  findet  sich  im  Gesetze  keine  Vorschrift,  welche  es  dem  Vor- 
sitzenden verboten  hätte,  eine  Antwort  hierauf  zu  geben.  Dass  die 
Antwort  falsch  gewesen,  kann  der  Vertreter  des  ersten  Nichtig- 
keitsklägers um  so  weniger  behaupten,  als  er  selber  in  der  Beant- 
wortung des  Revisionsgesuches  ausgeführt,  dass  die  Verjährung  der 
Strafklage  auch  die  Verjährung  des  Revisionsanspruchs  nach  sieh 
ziehe.  Zudem  hatte  das  Revisionsgericht  den  Entscheid  des  Straf- 
richters veranlasst  und  das  eigene  Verfahren  inzwischen  eingestellt, 
was  doch  kaum  anders  auszulegen  war,  als  dass  dem  Revisions- 
richter das  Urteil  des  Strafgerichtes  von  präjudizieller  Bedeutung 
schien.  Vom  Proteste  des  Kassationsklägers  wurde  am  Protokoll 
Vormerk  genommen  ; dass  aber  ein  Recht  der  Verteidigung  verletzt 


Digitized  by  Google 


270 


EntMchHduDKcn  in  Strafsachen. 


worden  sei,  dadurch,  dass  der  Vorsitzende  die  Ansicht  der  Ver- 
teidigung nicht  zur  seinigen  gemacht,  ist  eine  grundlose  Behaup- 
tung. Die  Verteidigung  hätte  übrigens  volle  Klarheit  dadurch 
schaffen  können,  dass  sie  die  Rückgabe  des  Schuldbriefes  aner- 
boten hätte. 

10.  Die  Nichtigkeitsbeschwerde  des  ersten  Kassationsklägers 
ist  somit  in  allen  Teilen  unbegründet  und  daher  zu  verwerfen. 
Aus  denselben  Gründen  ist  auch  die  Beschwerde  des  zweiten 
Kassationsklägers,  die  nur  als  eine  Abschrift  des  ersteren  zu 
betrachten  ist,  unbegründet. 

Das  Kassationsgericht  hat  aus  diesen  Gründen 
gefunden  : 

Die  beiden  eingelegten  Nichtigkeitsbeschwerden  sind  unbe- 
gründet und 

erkannt: 


1.  Die  Nichtigkeitsbeschwerden  werden  abgewiesen. 

2.  Die  Kosten  des  Kassationsverfahrens  werden  dem  ersten 
Kassationskläger  zu  */»>  dem  zweiten  zu  */»  aufgelegt. 


2.  Urteil  vom  12.  Juni  1899 

in  Sachen  der  Josephine  Reinhold,  geb.  Schärer,  von  Mussbach, 
Amt  Emmendingen,  Grossherzogtum  Baden,  geb.  1857,  bis  dahin 
wohnhaft  gewesen  im  Krcuz-Stilfa,  zur  Zeit  im  Strafverhaft  in  der 
kantonalen  Strafanstalt,  Kassationsklägerin,  gegen  die  Staatsanwalt- 
schaft, Kassationsbeklagte. 

Fälschung  des  Familienstandes.  — Die  Eintragung  von  Kindern , 
die  im  Ehebrüche  erzeugt  worden , als  eheliche  ist  keine  Fälschung, 
deren  Strafbarkeit  etwa  durch  die  Durchführung  der  Anfechtungs- 
klage bedingt  tviire.  — Irrtum  über  die  Strafbarkeit  einer  Hand- 
lung. — Die  Bedeutung  der  Anerkennung  einer  Anklage. 

1.  Die  Kassationsklägerin,  Frau  Reinhold,  ist  die  Ehefrau  des 
Andreas  Reinbold,  Bahnarbeiters  in  Mussbach,  Amt  Emmendingen, 
Grossherzogtum  Baden.  Aus  dieser  Ehe  entsprang  zunächst  ein  Knabe, 
Johann  Georg,  geb.  17.  Dezember  1885.  Im  Jahre  1886  oder  1887 
entfernte  sich  die  Ehefrau  von  ihrem  Manne,  nach  ihren  Angaben 
wegen  schwerer  Misshandlung  und  Nachstellung  nach  dem  Leben. 
Sie  wurde  begleitet  von  Desiderato  Inama,  geb.  1859,  von  Dermullo, 
Tirol,  mit  dem  sie  seither  zusammenlebte.  Aus  diesem  Konkubinate 
entsprossen  vier  Kinder,  nämlich  Caroline,  geb.  17.  Dezember  1888 
in  Borgen,  Louise,  geb.  25.  September  1892  in  Stäfa,  Joseph,  geb. 
26.  August  1896  in  Männedorf,  und  zuletzt,  während  der  Unter- 
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suchung  im  vorliegenden  Prozesse,  Karl  August,  geb.  1.  März  1899 
in  Zürich.  Auch  diese  vier  Kinder  sind  auf  die  Anmeldung  der 
Reinbold  und  des  Inama  hin  als  eheliche  Kinder  des  Andreas 
Reinbold  eingetragen.  Am  14.  September  1889  waren  die  beiden, 
Frau  Reinbold  und  Inama,  vom  Bezirksgerichte  Horgen  wegen 
Ungehorsams  gegen  eine  amtliche  Verfügung,  durch  welche  sie 
zur  Auflösung  ihres  Konkubinatsverhältnisses  aufgefordert  worden 
waren,  zu  je  10  Tagen  Gefängnis  und  35  Fr.  Busse  verurteilt 
worden.  Im  Verlaufe  gelang  es,  von  der  Heimatgemeinde  der  Frau 
Reinbold  einen  Heiniatschein  für  Andreas  Reinbold  und  Familie, 
sowie  ein  Leumundszeugnis  der  deutschen  Gesandtschaft  zu  erwirken, 
und  Inama  gab  sich  fortan  für  Reinbold  aus.  Da  die  Leute  bis- 
weilen unterstützungsbedürftig  waren,  wandte  sich  das  Pfarramt 
Stäfa  an  das  badische  Bezirksamt  Emmendingen,  das  dann  den 
wahren  Sachverhalt  feststellte  und  an  das  Statthalteramt  Meilen 
einberichtete. 

2.  Daraufhin  leitete  das  Statthalteramt  Meilen  eine  Strafunter- 
suchung gegen  Reinbold  und  Inama  ein  und  die  Staatsanwaltschaft 
erhob  unterm  23.  März  1899  Anklage  gegen  beide  Angeklagten 
wegen  wiederholter  Fälschung  des  Familienstandes  im  Sinne  von 
§ 199  Str.  G.  B.,  „da  die  Angeklagten  gemeinsam , in  rechts- 
widriger Absicht,  ihren  nachbezeichnoten  unehelichen  Kindern 
einen  falschen  Familienstand  verschafft  hätten,  indem  sie  dieselben 
als  eheliche  Kinder  des  Andreas  Reinbold  in  die  Geburtsregister 
eintragen  Hessen  . . . .“  Die  Anklage  wurde  durch  Beschluss  der 
Anklagekammer  vom  10.  April  1899  zugelassen  und  den  Ange- 
klagten in  Abwesenheit  ihres  Verteidigers  eröffnet,  worauf  sich  die 
Angeklagten  schuldig  erklärten.  In  der  Ilauptverhandlung,  welche 
am  27.  April  stattfand,  beantragte  der  Verteidiger  dem  Gerichte 
lediglich  milde  Bestrafung.  In  der  Beratung  des  Gerichtes  wurde 
ein  Antrag  auf  Rückweisung  an  die  Anklagekammer  gestellt.  Dieser 
Antrag  blieb  in  Minderheit  und  es  wurde  hierauf  beschlossen,  auf 
Grundlage  der  Akten  und  des  Geständnisses  ein  Urteil  zu  fällen. 
Demgemäss  wurden  die  Angeklagten  des  wiederholten  Versuches 
von  Fälschung  des  Familienstandes  schuldig  erklärt  und  insbesondere 
Frau  Reinbold  zu  0 Monaten  Arbeitshaus,  abzüglich  5 Wochen 
erstandenen  Untersuchungs-  und  Sicherheitsverliaftes,  und  zu  Landes- 
verweisung für  die  Dauer  von  10  Jahren  verurteilt. 

3.  Mit  Zuschrift  vom  1.  Mai  1899  erhob  Frau  Reinbold  Be- 
schwerde über  dieses  Urteil  beim  Kassationsgericht  und  verlangte 
bessere  Untersuchung  der  Anklage.  Sie  führte  dabei  aus,  dass  sie 
immer  noch  Frau  Reinbold  sei  und  ihre  Kinder,  bis  diese  Ehe 
durch  Tod  oder  Schoidung  getrennt  sei,  als  eheliche  Kinder  des 
Andreas  Reinbold  betrachtet  werden  müssen.  Die  Akten  und  das 
Urteil  gelangten  am  24.  Mai  an  das  Präsidium  des  Kassations- 
gerichtes. 
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4.  Über  das  angefochtene  Urteil  liess  sich  die  Appellations- 
kammer des  Obergerichts  folgeridermassen  vernehmen  : Sie  habe 
nicht  einfach  die  Angeklagten  bei  ihren  Geständnissen  behaftet, 
sondern  sei  in  eine  einlässliche  Beratung  über  die  rechtliche  Beur- 
teilung des  vorliegenden  Thatbestandes  eingetreten.  Dabei  sei  die 
Anwendbarkeit  des  Strafgesetzes  auf  denselben  festgestellt  worden, 
weil  die  falschen  Angaben  der  Angeklagten,  die  sie  jeweilen  bei 
der  Geburt  ihres  Kindes  den  Civilstandsbeainten  machte,  im  Zu- 
sammenhänge stehen  mit  dem  strafbaren  Gebrauch  eines  Heimat- 
scheins des  Badensers  Reinbold  durch  den  Wclsehtiroler  Inama. 
Man  hätte  nun  allerdings  den  Strafprozess  einstellen  können  bis 
nach  Erledigung  der  Einsprache  des  Reinbold,  aber  ein  selbständiges 
Vorgehen  sei  um  so  eher  zulässig  gewesen,  als  überhaupt  nur  ein 
Versuch  von  Familienstandsfälschung  in  Frage  stehe. 

5.  In  der  mündlichen  Verhandlung  beantragt  der  Vertreter 
der  Kassationsklägerin  Gutheissung  der  Nichtigkeitsbeschwerde  im 
Sinne  der  Aufhebung  des  erstinstanzlichen  Urteils  und  Freisprechung 
der  Angeklagten.  Der  Staatsanwalt  beantragte  Abweisung  der 
Kassationsbeschwerde  und  Bestätigung  des  Urteils  der  Appellations- 
kammer. 

(i.  Die  Kassationsbeschwerde  ist  unzweifelhaft  begründet.  Ge- 
mäss Art.  32  und  8 des  Bundesgesetzes  über  die  civilrechtlichen 
Verhältnisse  der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter  vom  25.  Juni 
1891  ist  der  Civilstand  eines  Ausländers  nach  dem  Rechte  seiner 
Heimat  zu  beurteilen,  womit  übrigens  auch  Satz  1 des  badischen 
Landrechts  übereinstimmt.  Nach  Satz  312  dieses  Gesetzbuches  hat 
ein  Kind,  das  während  der  Ehe  empfangen  worden,  den  Ehemann 
zum  Vater.  Allerdings  steht  dem  Ehemanne  die  Anfechtung  dieses 
Civilstandes  zu,  allein  da  eine  solche  bisher  nicht  erfolgt  ist,  durfte 
die  Angeklagte  die  Kinder  gar  nicht  anders  eintragen  lassen,  die 
Veranlassung  einer  Eintragung  als  unehelich  wäre  vielmehr  eine 
Fälschung  des  Civilstandes  gewesen.  Es  wäre  denn  auch  nicht 
möglich,  dem  obergerichtlichen  Urteile  dadurch  Vollziehung  zu  ver- 
schaffen, dass,  gestützt  auf  dasselbe,  die  Einträge  in  den  Civil- 
standsregistern  verändert  würden  ; diese  Richtigstellung  kann  nur 
gestützt  auf  ein  von  Reinbold  erwirktes  gerichtliches  Urteil  hin 
geschehen  ; weder  das  Gericht  noch  die  Staatsanwaltschaft  können 
hier  Rechte  wahren,  die  einzig  dem  Reinbold  zustehen. 

7.  Wenn  sodann  die  Appellationskammer  anzunehmen  schien, 
es  trete  mit  dem  Augenblicke,  da  Reinbold  die  Unehelicherklärung 
der  Kinder  erwirkt,  die  Vollendung  des  Verbrechens  der  Civilstands- 
fälschung  ein,  während  bis  dahin  Versuch  angenommen  werden 
dürfe,  so  ist  auch  diese  Annahme  eine  rechtsirrtümliche.  Die  Klage 
des  Reinbold  richtet  sich  ja  nicht  auf  die  Beseitigung  betrüglich 
erschlichener  Civilstandseinträge,  seine  Klage  ist  nicht  der  not- 
wendige Strafantrag  zur  Strafverfolgung  gegen  die  Angeklagte, 
sondern  eine  Klage  aus  Satz  312  des  badischen  Landrechts;  er 
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klagt  nicht  gegen  die  Ehefrau,  dass  sie  ihren  Kindern  einen 
falschen  Familienstand  beigelegt  habe,  sondern  gegen  die  Kinder 
auf  Aberkennung  der  durch  die  gesetzliche  Vermutung  von  Satz 
312  des  badischen  Landrechts  erworbenen  Rechte.  Der  aberkannte 
Civilstand  war  den  Kindern  nicht  durch  den  Eintrag,  sondern  durch 
die  Geburt  erworben.  Es  war  daher  auch  durchaus  ohne  Belang, 
dass  Inama  sich  mit  Beihülfe  der  Kassationsklügerin  als  Reinbold 
ausgab;  der  Eintrag  hätte  auch  ohnedies  so  gemacht  werden  müssen, 
wie  er  gemacht  wurde.  Endlich  kann  man  auch  die  Beschwerde- 
führerin nicht  dabei  behaften,  dass  sie  im  Bewusstsein  der  Rechts- 
widrigkeit und  der  Strafbarkeit  gehandelt  habe.  Der  strafbare  Ver- 
such setzt  voraus,  dass  der  Thüter  gehandelt  habe  in  der  (irrigen) 
Vorstellung  von  Thatumständen  und  Erfolgsaussichten,  die  unter 
das  Strafgesetz  fallen  würden.  Im  vorliegenden  Falle  dagegen  lag 
kein  Irrtum  über  Thatsachen  vor;  was  sich  die  Angeklagte  vor- 
gesetzt, das  vollführte  sie  auch,  und  was  sie  vollführte,  war  vom 
Gesetze  erlaubt.  Was  aber  das  Gesetz  erlaubt,  das  bleibt  auch 
dann  noch  erlaubt,  wenn  der  Thüter  glaubt,  es  sei  verboten.  Somit 
liegt  in  dem  eingeklagten  Thatbestande  das  Verbrechen  des  § 190 
Str.  G.  B.  nicht  vor  und  auch  kein  anderes  Verbrechen,  da  die 
von  den  Angeklagten  begangenen  Verbrechen  des  Ehebruchs  und, 
was  Inama  betrifft,  des  Gebrauchs  falscher  Ausweispapiere  einen 
ganz  andern,  in  der  Klage  nicht  genannten  Thatbestand  betreffen. 

8.  Dass  die  Schuldigerkittrung  der  Angeklagten  bei  der  Anklage- 
eröffnung den  Richter  nicht  entbinden  konnte  von  der  Verpflichtung, 
das  Geständnis  auf  seine  thatsächliche  Richtigkeit  nachzuprüfen, 
als  auch  den  Thatbestand  rechtlich  zu  würdigen,  braucht  um  so 
weniger  hier  des  nähern  ausgeführt  zu  werden,  als  die  Appellations- 
kammer erklärt,  diese  Nachprüfung  und  Würdigung  vorgenommen 
zu  haben.  Somit  ist  in  Gutheissung  der  Beschwerde  die  Kassations- 
klägerin  freizusprechen. 

9.  Was  die  Entschädigung  an  die  Freigesprochene  anbetrifft, 
so  fällt  allerdings  in  Betracht,  dass  die  Kassationsklägerin  nicht 
ohne  Schuld  an  der  Einleitung  des  Verfahrens  ist.  Immerhin  kommen 
dabei  Strafthatbestttnde,  wie  Ehebruch  und  Beihülfe  beim  Gebrauche 
falscher  Ausweisschriften,  in  Frage,  die  immer  noch  strafrechtlich 
verfolgt  werden  können.  Es  rechtfertigt  sich  daher,  dieselbe 
wenigstens  für  den  Strafverhaft  seit  27.  April  mit  50  Fr.  zu  ent- 
schädigen. 

Aus  diesen  Gründen  hat  das  Kassationsgericht 
gefunden: 

Die  Kassationsbeschwerdc  sei  begründet  und 
erkannt  : 

1.  Das  Urteil  der  Appellationskammer  vom  27.  August  1899 
wird  aufgehoben  und  die  Angeklagte  freigesprochen;  dieselbe 
ist  sofort  auf  freien  Fuss  zu  setzen. 
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2.  Die  Staatsgebühr  fällt  ausser  Ansatz. 

3.  Die  sämtlichen  Kosten  werden  durch  die  Gerichtskasse  über- 
nommen. 

4.  Der  Angeklagten  wird  für  unverschuldet  erstandenen  Straf- 
verhaft eine  Entschädigung  von  50  Fr.  aus  der  Gerichtskasse 
zugesprochen. 

5.  Mitteilung  an  die  Appellationskammer  und  an  die  Staats- 
anwaltschaft. 


Entscheidung  des  Bezirksgerichtes  Anrau 

betreffend 

Ehrverletzung,  begangen  durch  die  Druckerpresse. 

Mitpetcilt  von  Prof.  Emil  Zürcher  In  ZOrich. 


Vorbemerkungen. 

1.  Zum  Verständnis  des  nachfolgenden  Urteils  ist  es  vor  allem 
notwendig,  den  Wortlaut  des  eingeklagten  Zeitungsartikels  zu  kennen, 
den  wir  hier  wiedergeben  : 

„Solothurn,  Niederamt.  (Korr.)  Schon  wiederholt  haben  wir 
Klagen  gehört  über  die  lieblose  Behandlung,  die  gewisse  römisch- 
katholische  Erziehungsanstalten  ihren  Pfleglingen,  welches  meistens 
arme,  verlassene  Waisenkinder  sind,  angedeihen  lassen.  Jüngstens 
ist  nun  sogar  der  Fall  passiert,  dass  Mädchen  aus  Furcht  vor 
Misshandlung  wiederholt  aus  der  Anstalt  in  Däniken  entflohen  sind. 
Nach  der  ersten  Flucht  hat  es  der  Herr  Pfarrer  durch  seine  be- 
kannte Liebenswürdigkeit  fertig  gebracht , dass  ihm  das  eine 
Mädchen,  welches  sich  in  seine  Heimatgemeinde  geflüchtet  hatte, 
wieder  ausgeliefert  wurde.  Das  zweite  Mal  hätte  dasselbe  Mädchen 
bei  seinen  Verwandten  durch  den  Landjäger  wieder  zurückgebracht 
werden  sollen,  was  aber  von  den  letztem  glücklicherweise  nicht 
zugegeben  wurde.  Bei  dieser  Geschichte  ist  natürlich  manches 
an  die  Öffentlichkeit  gekommen,  was  gerne  verschwiegen  worden 
wäre.  So  besteht  z.  B.  die  Ziichtigungsireise  der  „ barmherzigen 
Schwestern “ der  Anstalt  darin,  dass  das  Opfer  von  zwei  derselben 
gegen  einen  Tisch  festgehalten  wird,  währenddem  die  dritte  mit 
der  Lederpeitsche  darauf  losschlägt.  Ein  lahmes  Knäblein  wurde 
ähnlich  traktiert.  Wir  hätten  der  Geschichte  keinen  Glauben  ge- 
schenkt, wenn  uns  nicht  früher  einmal  durch  Augenzeugen  be- 
richtet worden  wäre,  wie  diese  armen,  unschuldigen  Kinder  der 
Roheit  dieser  trägen , deutschen  „ Betschwestern -l  ausgesetzt  sind. 
Der  Fall,  wo  zwei  vaterlose  Knaben  von  ihrer  Mutter,  welche 
diesem  Treiben  auf  die  Spur  gekommen  war,  aus  der  Anstalt  in 
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R.  entfernt  wurden,  ist  uns  noch  zu  frisch  in  Erinnerung.  Trotz 
der  gerühmten  musterhaften  Ordnung  hatte  damals  die  betreffende 
Mutter  die  höchst  unangenehme  Pflicht,  die  Kinder  von  dem 
ekelhaften  Ungeziefer  zu  reinigen,  von  welchem  dieselben  in  der 
Anstalt  befallen  wurden. 

Der  Herr  Pfarrer,  welcher,  nebenbei  bemerkt,  Präsident  der 
Anstalt  ist,  hatte  natürlich  von  dem  Vorfälle  Wind  bekommen. 
Statt  dass  er  aber  die  Entfernung  der  betreffenden  Schwestern  an- 
geordnet hätte,  wie  es  seine  Pflicht  gewesen  wäre,  beschränkte  er 
sich  hauptsächlich  darauf,  dafür  zu  sorgen,  dass  der  Fall  nicht 
an  die  Öffentlichkeit  gebracht  werde. 

Es  ist  uns  mit  der  Veröffentlichung  von  obigem  weniger 
darum  zu  thun,  gewissen  Personen  nahe  zu  treten,  dagegen  ist 
es  gewiss  am  Platze,  dass  solche  Vorkommnisse  öffentlich  gerügt 
werden,  um  dem  Publikum  die  heuchlerische  Frömmigkeit  dieser 
Sippe  so  recht  vor  Augen  zu  führen  und  es  davor  zu  warnen. 

Im  übrigen  ist  zu  hoffen,  dass  sich  der  hohe  Regierungsrat 
inskünftig  die  Sache  etwas  näher  beim  Lichte  betrachten  werde, 
bevor  wieder  Konzessionen  zu  solchen  klösterlichen  Institutionen 
gegeben  werden  ; die  Klöster  sind  nun  einmal  aufgehoben,  und 
dabei  soll  es  bleiben.“ 

2.  Der  rechtlichen  Beurteilung  liegt  nachfolgender  Text  des 
aargauischen  Kriminalgesetzbuches  zu  Grunde  : 

„§  130.  Die  Veröffentlichung  und  Verbreitung  einer  wahren 
Thatsache,  wenn  sie  auch  der  Ehre  des  Betreffenden  nachteilig  ist, 
jedoch  nicht  in  böswilliger  Weise  geschah,  ist  nicht  strafbar. 

Wenn  jedoch  aus  der  Art  der  Erzählung  oder  ihrer  Verbreitung 
hervorgeht,  dass  dieselbe  den  Zweck  hatte,  dem  Angegriffenen 
Schaden  zuzufügen  oder  ihn  dem  Spott  und  der  Missachtung  aus- 
zusetzen, so  wird  die  Äusserung  nach  § 133  als  Beschimpfung 
bestraft.“ 

Aus  der  Fassung  des  Artikels  ergiebt  sich,  dass  der  Angriff 
aus  humanen,  noch  mehr  aber  aus  konfessionellen  Beweggründen 
hervorgegangen  ist.  Wenn  das  Gericht  auf  Grund  des  Wahrheits- 
beweises (der  Nachweis  des  guten  Glaubens  scheint  nicht  hinrei- 
chend zu  sein)  zur  Freisprechung  gelangte,  so  liegt  darin  die  An- 
nahme, dass  humanitäre  und  konfessionelle  Interessen  einen  solchen 
Angriff  rechtfertigen,  ihn  nicht  als  in  „böswilliger  Weise“  unter- 
nommen ansehen  lassen,  und  ferner,  dass  die  Presse  zur  Wahrung 
solcher  Interessen  berechtigt  ist.  Diese  für  die  Auslegung  des  Be- 
griffs der  Pressfreiheit  so  wichtigen  Sätze  luvt  das  Gericht  leider 
nicht  ausdrücklich  aufgestellt. 

3.  Das  Urteil,  bezw.  der  ihm  zu  Grunde  liegende  Thatbestand 
hat  aber  noch  in  einer  andern  Richtung  seine  Bedeutung.  Es  be- 
trifft das  die  neuerdings  vielfach  betonte  Notwendigkeit  eines  er- 
höhten Schutzes  der  Kinder  gegen  Misshandlung.  Das  veranlasst 
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uns,  hier  auch  noch  mitzu teilen,  welche  Massnahmen  dieses  Urteil 
hervorgerufen. 

In  Bachen  der  St.  Josephsanstalt  in  Däniken  und  ihrer  Filialen 
in  Rickenbach  und  Nünningen  hat  der  Regierungsrat  des  Kantons 
Solothurn  in  seiner  Sitzung  vom  21.  September  1899  beschlossen, 
dass  sie,  als  Armenanstalten,  der  staatlichen  Aufsicht  unterstellt 
seien.  Die  Oberiimter  der  betreffenden  Amteien  haben  die  Anstalten 
wenigstens  zweimal  jährlich  zu  besuchen  und  über  ihren  Befund 
dem  Regierungsrate  einen  schriftlichen  Bericht  einzusenden.  Die 
Schwester  Cäciliana  in  DHniken  sei  sofort  aus  der  Anstalt  zu  ent- 
lassen. Alle  in  den  verschiedenen  Anstalten  sich  aufhaltenden 
Schwestern  seien  zur  Abgabe  der  gesetzlichen  Ausweisschriften  nn- 
zuhalten.  In  die  Anstaltsschule  der  St.  Josephsanstalt  in  DHniken 
dürfen  nur  verwahrloste  Kinder  aufgenommen  werden,  die  wegen 
ihrer  Verwahrlosung  von  der  öffentlichen  Schule  ausgeschlossen 
werden  müssen.  Alle  anderen  Anstaltskinder  haben  die  öffentlichen 
Schulen  von  Däniken  zu  besuchen,  worüber  die  Schulkommission 
von  DHniken  zu  wachen  hat.  Die  körperliche  Züchtigung  der  Kinder 
ist  verboten. 

Urteil  vom  27.  Mai  1899  ') 

in  Sachen 

Pfarrer  Widmer  in  Cratzenbach  und  Mitlmfte,  Kläger,  gegen  Dr. 

M.  Widmann,  Redaktor  in  Aarau,  Beklagten. 

I.  Die  Klüger  bringen  an  : 

In  Xr.  233  der  „Aargauer  Nachrichten“  vom  27.  August  1898 
hat  der  Beklagte  einen  auf  die  Kläger  bezüglichen,  injuriösen 
Artikel  veröffentlicht. 

Derselbe  enthält  einen  kolossalen  Vorwurf  gegen  die  Leiter 
und  Schwestern  der  Anstalt,  die  heutigen  Kläger,  da  er  ihnen 
Lieblosigkeit,  Roheit,  heuchlerische  Frömmigkeit  und  Unreinlichkeit 
vorwirft.  Dafür,  dass  die  heutigen  Kläger  zur  Zeit  der  Veröffent- 
lichung des  eingeklagten  Artikels  in  der  Anstalt  waren,  berufen 
sie  sieh,  für  den  eventuellen  Fall,  auf  den  Amtsbericht  des  Gemeinde- 
ammanns von  DHniken.  Da  der  Redaktor  die  Verantwortlichkeit 
für  den  Artikel  übernommen,  ist  er  auch  als  Beklagter  zu  behandeln. 
Indem  sich  die  Kläger  für  die  schwerwiegende  Injurie,  welche  in 
dem  betreffenden  Artikel  liegt,  des  fernem  auf  die  Akten  des 
frühem  Prozesses  und  auf  das  in  den  dortigen  Verhandlungen 
Vorgebrachte  berufen,  stellen  sie  die 

Begehren  : 

1.  Der  Reklngte  habe  sich  den  Kingparteien  gegenüber  der 
Ehrverletzung  schuldig  gemacht. 

2.  Er  sei  hierfür  angemessen  zu  bestrafen. 

')  Lurch  unbenutzten  Ablauf  der  Appellationsfriat  in  Rechtskraft  erwachsen. 
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3.  Dio  gefallenen  ehrenrührigen  Äusserungen  seien  von  Richter- 
amts wegen  aufzuheben  und  die  Ehre  der  Klagpnrteien  zu 
Protokoll  bestens  zu  wahren. 

4.  Der  Beklagte  habe  das  Urteil  im  Dispositiv  in  den  „Aargauer 
Nachrichten“,  und  zwar  im  Textteil  und  in  den  gleichen 
Lettern,  welche  der  inkriminierte  Artikel  enthielt,  auf  eigene 
Kosten  zu  veröffentlichen. 

5.  Die  Klagparteien  seien  befugt,  zu  erklären,  das  Dispositiv  des 
Urteils  in  je  einem  von  ihnen  beliebig  auszuwählenden  Zeitungs- 
blatte des  Kantons  Aargau  und  Solothurn  auf  Kosten  des 
Beklagten  zu  veröffentlichen. 

6.  Den  Klagparteien  seien  alle  Entschädigungsansprüche  zu  wahren. 

Alles  unter  Kostenfolge. 

II.  Der  Beklagte  verlangt  Abweisung  der  klägerischen  Begehren 
unter  Kostenfolge.  Er  bestreitet,  dass  die  Kläger  verletzt  seien  und 
dass  die  Absicht,  zu  beleidigen,  vorlag.  Die  Tendenz  des  Artikels 
sei  nur  eine  erlaubte  Kritik  der  Anstalt,  die  sich  übrigens  gegen 
Däniken  und  Rickenbach,  nicht  gegen  erstere  Anstalt  allein  richte. 
Der  Artikel  müsse  in  seiner  Totalität  betrachtet  werden.  Die  Anstalt 
könne  nicht  an  der  Ehre  verletzt  werden,  die  einzelnen  Persönlich- 
keiten aber  seien  in  ihrer  menschlichen  AVürde  nicht  herabgesetzt. 
Eventuell  beantragt  der  Beklagte,  durch  Zeugen  den  Wahrheits- 
beweis für  folgende  Thatsachen  zu  erbringen: 

1.  Zwei  Knaben  der  Witwe  Ilunziker  in  Gretzenbach  hatten 
nach  cirka  l1/*  Jahren  Gewandläuse. 

2.  Berta  Huber  vom  Eppenberg  wurde  in  folgender  Weise 
gezüchtigt  : Zwei  Schwestern  hielten  das  Kind  am  Tisch  fest, 
während  eine  dritte  sein  nacktes  Gesäss  mit  einer  Rute  bearbeitete. 
Sichtbare  Spuren  hiervon  blieben  zurück.  Das  Kind  entfloh  zu 
seiner  Schwester,  wurde  aber  wieder  zurückgeholt.  Es  entfloh  zum 
zweitenmal,  diesmal  zu  Franz  Keller-Huber  in  Olten.  Der  erneuten 
polizeilichen  Abholung  widersetzten  sieh  seine  Verwandten  in  Rück- 
sicht auf  die  Behandlung  in  der  Anstalt. 

3.  Ein  lahmes  Knäblein  wurde  von  den  Anstaltsschwestem 
geschlagen. 

4.  Ein  Knäblein,  das  ■wegen  geringfügiger  Vergehen  in  den 
Keller  gesperrt  worden,  hat  sich  ein  Flobertkügelchen  in  den  Kopf 
gejagt.  Die  Schwestern  konnten  das  Kügelchen  wieder  entfernen. 

5.  Ein  Knäblein,  das  im  Verdacht  stand,  Unfug  getrieben  zu 
haben,  wurde  so  lange  gepeitscht,  bis  es  sagte  : „Ja,  ich  habe  es 
gemacht“,  worauf  es  weitergeprügelt  wurde.  Ein  anderer  Knabe, 
der  die  That  wirklich  begangen  und  diese  Züchtigung  gesehen 
hatte,  kam  dazu  und  gestand  die  That  ein.  Er  wurde  dann  eben- 
falls gepeitscht. 

6.  Wenn  sich  Kinder  nur  leichter  Vergehen  schuldig  machen, 
so  giebt’s  30  Stockstreiche  oder  werden  sie  in  den  Keller  gesperrt, 
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oder  beides.  Zudem  bekommen  sie  nur  minderwertiges  schwarzes 
Brot. 

7.  Ein  Knäblein  wurde  wegen  Bettnässen  zur  Strafe  an  die 
Landstrasse  gestellt,  wo  es  längere  Zeit  das  Leintuch  mit  den 
Bettnässespuren  mit  den  Armen  ausgebreitet  halten  musste,  so  dass 
alle  Vorbeigehenden  es  sehen  konnten. 

8.  Einem  Mädchen  wurde  wegen  Bettnässen  ein  Nachtgeschirr 
mittelst  einer  Schnur  um  den  Hals  gehängt.  Damit  musste  es 
herumgehen. 

9.  Überhaupt  ist  die  Behandlung  der  Anstaltskinder  eine  rohe 
und  lieblose,  wie  in  Däniken  allgemein  bekannt  ist.  Echt  römisch- 
katholische  Leute  sagten  schon,  sie  könnten  deswegen  einen  Beitrag 
an  die  Anstalt  nicht  geben. 

Nur  ganz  eventuell  bestreitet  der  Beklagte  das  gegnerische 
Begehren  um  Publikation  des  Urteils  in  den  andern  Blättern  und 
verneint,  dass  dem  Zeugnis  von  Inspektor  Math  Bedeutung  beige- 
messen werden  dürfe,  da  er  nicht  die  Anstaltsschule,  sondern  die 
Pflegeanstalt  als  solche  angegriffen  habe. 

III.  In  ihrer  Replik  erklären  sich  die  Kläger  damit  einver- 
standen, dass  auf  den  Wahrheitsbeweis  erkannt  werde;  im  übrigen 
werden  replikantisch  und  duplikantisch  die  gegnerischen  Behaup- 
tungen bestritten  und  an  den  Klag-  resp.  Antwortbehauptungen 
festgehalten. 

IV.  Unterm  11.  März  1899  hat  das  Gericht  nun  in  Erwägung: 

a)  dass  der  Beklagte  die  Aktivlegitimation  der  heutigen  Kläger 
nicht  bestreitet; 

b)  dass,  wenn  der  Beklagte  für  die  von  ihm  angeführten  Vor- 
gänge den  Wahrheitsbeweis  nicht  erbringen  kann,  das  Mass 
erlaubter  Kritik  überschritten  und  die  Kläger  in  Person 
injuriert  sind, 

beschlossen, 

es  seien  vor  Fällung  eines  Endurteils  die  vom  Beklagten  angerufenen 
Zeugen  einzuvernehmen. 

Aus  der  Durchführung  des  Beweisverfahrens  hat  sich  folgendes 
ergeben  : 

Ad  1 der  vom  Beklagten  unter  Beweis  gestellten  Thatsachen: 

Nachdem  die  Zeugin  Frau  Marie  llunziker  aussagt,  dass  sie 
an  ihren  beiden  Knaben  am  Tage  nach  deren  Heimkunft  von 
Kickenbach  (lewandläuse  entdeckt  habe,  muss  dieser  Beweis  als 
gelungen  betrachtet  werden,  indem  ein  Grand  nicht  vorliegt,  der 
Zeugin  keinen  Glauben  zu  schenken.  Zugleich  hat  sich  aus  diesen 
Zeugenaussagen  auch  ergeben,  dass  andere  Kinder  der  Anstalt 
Kopfläuse  hatten.  Auch  Berta  Huber  hatte  solche,  als  sie  direkt 
aus  der  Anstalt  kam  ; dies  geht  aus  ihrer  eigenen  Aussage  und 
derjenigen  des  Zeugen  Neeser  hervor. 
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Ad  2:  Hierüber  sagt  die  Zeugin  Berta  Huber  folgendes  aus: 
„Im  Juni  1898,  am  Dienstag  vor  dem  Peterstag,  morgens  um  8 
Uhr,  hat  mich  die  Lehrerin  in  ein  Zimmer  geholt.  In  demselben 
waren  nicht  zwei  Schwestern,  sondern  nur  die  Schwester  Cäcilia. 
Hier  wurde  ich  auf  eine  Bank  gelegt  und  erhielt  mit  einer  Rute 
20  Streiche.  Man  hat  mir  dann  eine  Suppe  gebracht,  worauf  mich 
die  Lehrerin  Mina  Saner  in  den  Keller  sperrte  bis  cirka  9 Uhr  abends. 
Nachher  bin  ich  ins  Bett.  Am  andern  Tag  ging  ich  in  die  Kirche. 
Nach  meiner  Rückkehr  aus  derselben  wurde  ich  in  die  Stiege, 
welche  abgeschlossen  werden  kann,  gesperrt.  All  dies  geschah, 
weil  ich  am  Montag  Morgen  fortgelaufen  bin.  Im  August  bin  ich 
zum  zweitenmal  fortgelaufen,  erst  zu  Räubers  in  Egerkingen,  dann 
zu  meinem  Götti  Franz  Keller  in  Olten.  Ich  kann  hierzu  stehen. 

Die  Schwester  hat  mir  die  Streiche  aufgemessen,  die  Lehrerin 
dieselben  nachgezählt.“ 

Und  auf  Befragen  des  Beklagten  sagt  sie  ferner  : „Man  hat 

mir  den  Rock  aufgehoben  und  mich  aufs  nackte  Gesiiss  gehauen.“ 
Nach  ihrer  Aussage  wurde  auch  noch  ein  anderes  Kind,  Rosa 
Schläfli,  einmal  auf  die  Bank  gelegt  und  erhielt  Streiche  auf  das 
nackte  Gesiiss.  Dass  Berta  Huber  zum  zweitenmal  aus  der  Anstalt 
entfloh  und  nachher  nicht  wieder  in  dieselbe  zurüekkehrte,  ist 
durch  verschiedene  Zeugen  nachgewiesen,  von  den  Klägern  übrigens 
auch  nicht  bestritten.  Was  die  Glaubwürdigkeit  der  Zeugin,  welche 
als  Hauptzeugin  iin  vorwürfigen  Prozesse  auftritt,  anbetrifft,  so  hat 
ihr  deren  früherer  Lehrer  Saladin  das  glänzendste  Zeugnis  ausge- 
stellt. Die  Zeugin  hat  aber  auch  dem  Gericht  im  Verlaufe  der 
Verhandlungen  einen  höchst  günstigen  Eindruck  gemacht  und  trotz 
ihres  lange  dauernden  Verhörs  sich  nicht  in  den  geringsten  Wider- 
spruch verwickelt.  Es  konnte  ihr  auch  nicht  nachgewiesen  werden, 
dass  sie  vor  der  Verhandlung  von  irgend  welcher  Seite  zu  gunsten 
des  Beklagten  beeinflusst  worden  wäre. 

Nach  diesen  Ausführungen  muss  auch  dieser  Beweis  als  dem 
Beklagten  gelungen  angenommen  werden. 

Ad  3:  Für  diese  Behauptungen  hat  der  Beklagte  einen  Beweis 
nicht  erbringen  können. 

Ad  4:  Die  hierfür  angerufenen  Zeugen  Saladin  und  Ramel 
kennen  den  Vorgang  nur  vom  Hörensagen,  nicht  aber  aus  eigener 
Wahrnehmung:  der  Beweis  ist  daher  als  misslungen  zu  betrachten. 

Ad  5:  Auch  dieser  Vorgang  ist  dem  Zeugen  Ramel  nur  vom 
Hörensagen  bekannt,  ein  Beweis  dafür  also  nicht  erbracht. 

Ad  6:  Hierüber  sagt  die  Zeugin  Berta  Huber  folgendes  aus: 
„Sieben  Knaben  wurden  nacheinander  ausgeschmiert.  Ich  habe  es 
selbst  gesehen,  weil  ich  mit  Gottfried  Soland  durchs  Fenster  hinein- 
schaute. übrigens  haben  es  die  Knaben  uns  selbst  gesagt.  Es 
waren  : Karl  Scheidegger,  Alphons  Bader,  Jakob  Brunschwyler, 
Emil  Kübler,  Josef  Moll  ; die  Namen  der  andern  zwei  weise  ich 
nicht  mehr.  Alphons  Bader  sagte  uns,  er  habe  50  Streiche  erhalten, 
weil  er  die  Hosen  nicht  herunter  lassen  wollte.  Sie  wurden  des- 
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halb  durchgewixt,  weil  sie  von  der  Lehrerin  eine  Anzahl  schlechte 
Noten  erhalten  hatten;  dies  wurde  immer  so  gehandhabt.  Die 
genannten  Knaben  waren  im  Alter  von  12  und  14  Jahren.  Als 
ich  eingesperrt  war,  bekam  ich  nichts  anderes  zu  essen  als  wanne 
Suppe.“ 

Und  ferner  sagt  sie  aus:  „Mehrere  Kinder  wurden  in  den 
Keller  gesperrt,  z.  B.  Arthur  Halbenleib.  Sie  erhielten  nur  sogenanntes 
Steinmetzbrot,  das  in  der  Anstalt  übrigens  immer  verabreicht  wird. 
Am  Sonntag  erhielten  wir  hie  und  da  besseres  Brot.  Im  Keller 
ist  es  dunkel  und  leer.“ 

Nach  diesen  Aussagen  kann  der  zweite  Beweissatz,  sub  6,  nicht 
als  gelungen  betrachtet  werden,  indem  so  viel  erstellt  ist,  dass  die 
Kinder,  welche  in  den  Keller  gesperrt  werden,  kein  schlechteres 
Brot  erhalten  als  die  übrigen.  Ob  das  Brot  an  und  für  sich  minder- 
wertig sei,  wäre  Sache  einer  Untersuchung  durch  Sachverständige, 
ist  jedoch  überhaupt  von  untergeordneter  Bedeutung.  Dagegen  darf 
nach  den  gemachten  Zeugendepositionen  der  erste  Satz,  sub  ti, 
füglich  als  erwiesen  angenommen  werden. 

Ad  7 : Dieser  Vorgang  wird  von  den  beiden  Zeugen  Saladin 
und  Berta  Huber  vollauf  und  ganz  detailliert  bestätigt,  der  Beweis 
ist  dem  Beklagten  also  gelungen. 

Ad  8:  Auch  diese  Behauptung  wird  von  zwei  Zeugen,  Berta 
Huber  und  Frau  Marie  Hunzikcr,  genau  bestätigt.  Erstere  sagt 
überdies  noch  aus,  dass  im  Jahr  1895  oder  189(1  andere  Kinder 
auf  Befehl  der  Schwester  Montana  als  Strafe  das  Essen  in  der 
Saalecke  auf  einem  Nachtgeschirr  einnehmen  mussten.  Der  Beweis 
muss  also  ebenfalls  als  gelungen  betrachtet  werden  mit  der  einzigen 
Modifikation,  dass  die  Mädchen  mit  dem  angehängten  Nachtgeschirr 
nicht  herumspazieren,  sondern  im  Hof,  in  welchen  man  von  aussen 
hineinsehen  konnte,  herumstehen  mussten. 

Ad  9:  Mit  Rücksicht  auf  die  oben  erwähnten  Resultate  der 
Beweisverhandlung  und  die  weiteren  Vorgänge,  die  von  den  Zeugen 
in  der  Verhandlung  erwähnt  wurden,  z.  B.  dass  Kinder  wegen 
Schwatzens  einmal  barfuss  und  im  Unterrock  abends  nach  8 Uhr 
eine  Stunde  auf  dem  Steinboden  der  Kapelle  stehen  mussten,  ferner 
mit  Rücksicht  darauf,  dass  aus  den  Aussagen  der  Zeugen  Saladin 
und  Berta  Huber  hervorgeht,  dass  die  Kinder,  welche  in  diese 
Anstalt  kommen,  nicht  derart  verwahrlost  sind,  dass  es  hier 
besonderer  Zuehtmittel  bedarf,  kann  sich  das  Gericht  des  Ein- 
drucks nicht  erwehren,  dass  die  Behandlung  der  Anstaltskinder 
eine  rohe  und  lieblose  sei.  Dass  dies  in  Däniken  allgemein  bekannt 
ist,  und  dass  echt  römisch-katholische  Leute  sagten,  sic  könnten 
deswegen  einen  Beitrag  an  die  Anstalt  nicht  geben,  konnte  der 
Beklagte  durch  die  angerufenen  Zeugen  nicht  beweisen  ; immerhin 
ist  ihm  die  Behauptung  9 in  der  Hauptsache  gelungen. 
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V.  1.  Der  Vertreter  der  Klüger  hat  in  der  Verhandlung  Franz 
Keller  in  Olten  als  Zeugen  angerufen,  damit  derselbe  über  den 
Charakter  der  Hauptzeugin  Berta  Huber  einvernoiumen  werde. 
Das  Gericht  findet  dies  nach  dem  oben  über  die  Glaubwürdigkeit 
der  Zeugin  Berta  Huber  Gesagten  nicht  für  nötig.  Es  wäre  nach 
dem  bisherigen  Verhalten  dieses  angerufenen  Zeugen  Keller,  welcher 
der  Pate  von  Berta  Huber  ist,  auch  lui  höchsten  Grade  unwahr- 
scheinlich, dass  ein  anderes  Resultat  zu  Tage  käme. 

2.  Mit  dem  Einwand,  der  Beklagte  dürfe  nur  mit  den  auf  die 
Anstalt  Ditniken  bezüglichen  Behauptungen  gehört  werden,  müssen 
die  Klüger  ebenfalls  abgewiesen  werden,  indem  in  dem  eingeklagten 
Artikel  am  Eingang  von  Erziehungsanstalten  gesprochen  wird,  über- 
dies Däniken  und  Rickenbach  im  Verlauf  des  Artikels  ausdrücklich 
erwähnt  sind. 

3.  Vergleicht  man  das  Resultat  der  Beweisverhandlung  mit 
den  im  inkriminierten  Artikel  aufgestellten  Behauptungen,  so  hat 
sich  bezüglich  der  Züchtigung  sicher  ergeben,  dass  dieselbe  an 
zwei  Mädchen  vollzogen  wurde,  freilich  nicht  mit  einer  Lederpeitschc, 
sondern  mit  einer  Rute.  Dass  ein  lahmes  Knäblein  ähnlich  traktiert 
wurde,  konnte  der  Beklagte  nicht  beweisen.  Dagegen  hat  der 
Beklagte  die  übrigen  im  Artikel  erwähnten,  sowie  eine  ganze  Reihe 
von  Vorgängen  nachgewiesen,  aus  denen  hervorgeht,  dass  die 
Behandlung  eine  rohe  und  lieblose  ist,  und  dass  die  Reinlichkeit 
der  Anstalt  zu  wünschen  übrig  lässt.  Die  Durchführung  des  Beweis- 
verfahrens hat  zu  Tage  gefördert,  dass  die  Art  der  Züchtigung, 
wie  sie  in  der  Anstalt  betrieben  wird,  das  Mnss  des  Erlaubten 
überschreitet,  dass  einzelne  nachgewiesene  Vorfälle  geradezu  nicht 
anständig  und  vor  allem  geeignet  sind,  nachteilig  auf  das  Ehr- 
und  Schamgefühl  der  Kinder  einzuwirken.  Eine  solche  Zuchtweise 
steht  einer  frommen  Anstalt  um  so  weniger  an,  als  nicht  bloss 
verwahrloste  Kinder  derselben  übergeben  werden  (gerade  die  Ilaupt- 
zeugin  Berta  Ilnber  macht  gar  nicht  den  Eindruck  einer  Verwahr- 
losten), eine  besondere  Erziehungsmethode  daher  nicht  nötig  ist. 
Aber  auch  wenn  sie  nötig  wäre,  so  könnte  darunter  keine  solche 
gemeint  sein,  wie  sie  in  der  Anstalt  der  Kläger  praktiziert  wird. 
Die  Ausdrücke  des  Beklagten  qualifizieren  sich  daher  als  eine 
berechtigte  Kritik  gegenüber  Zuständen,  die  einer  Abhttlfe  bedürfen. 

Und  wenn  nun  auch  der  eine  im  eingeklagten  Artikel  behauptete 
Vorgang  (Züchtigung  des  lahmen  Knäbleins)  nicht  bewiesen  werden 
konnte,  so  wurde  dafür  in  der  Verhandlung  so  viel  neues  Material 
aufgedeckt,  welches  die  ganze  in  den  Anstalten  der  Klüger 
herrschende  Erziehungsmethode  als  eine  unhaltbare  hinstellt,  dass 
es  unbillig  wäre,  den  Beklagten  strafbar  zu  erklären,  weil  er  unter 
einer  Anzahl  behaupteter  Tlmtsachen  eine  nicht  naehweisen  konnte, 
wiewohl  er  andererseits  für  eine  bedeutende  Anzahl  ebenso  gravieren- 
der Vorfälle  den  Beweis  erbrachte.  Im  ganzen  hat  also  der  ein- 
geklagte Artikel  die  Erziehungsmethode  der  Klüger  absolut  nicht 
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ungünstiger  hingestellt,  als  sie  wirklich  ist,  und  es  muss  daher  die 
Klage  als  eine  unbegründete  abgewiesen  werden. 

Demgemäss  hat  das  Gericht  einstimmig 

erkannt: 

1.  Die  Klage  wird  als  eine  unbegründete  abgewiesen. 

2.  Die  Kläger  haben  eine  Spruchgebühr  von  Fr.  30  zu  bezahlen. 

3.  Ferner  haben  sie  dem  Beklagten  die  ihm  dieses  Rechtsstreites 
wegen  ergangenen  Kosten  im  richterlich  festgesetzten  Betrage 
von  Fr.  117.20  zu  ersetzen. 

Verfügung  : 

1.  Urteil  ad  acta. 

2.  Urteil  an  die  Parteien  mit  Einräumung  der  gesetzlichen  Be- 
denkzeit. 

3.  Urteil  an  das  Erziehungsdepartement  des  Kantons  Solothurn. 
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Entscheidungen  des  Hanseatischen  Oherlandesgerichts  in  Strafsachen, 
aus  den  Jahren  1879 — 1897.  Geordnet  und  herausgegeben  von 
Dr.  Paul  Vogt.  Landrichter  in  Hamburg.  Hamburg,  Hermann 
Seippel , 1899. 

Die  Rechtsprechung  des  Reichsgerichtes  umfasst  weder  das 
Landesstrafrecht  noch  auch  nur  das  ganze  Gebiet  des  Reichsstraf- 
rechtes. Da  nur  die  erstinstanzlichen  Urteile  der  Strafkammern 
und  die  Urteile  der  Schwurgerichte  der  Revision  durch  den  obersten 
Gerichtshof  unterliegen,  so  ist  z.  B.  alles,  was  zur  Zuständigkeit 
der  Schöffengerichte  gehört,  ausgeschlossen. 

In  allen  diesen  andern  Sachen  sind  die  Oberlandcsgcrichte 
Revisionsinstanz,  die  Sammlung  ihrer  Rechtsprechung  bildet  daher 
eine  wertvolle  Ergänzung  der  reichsgerichtlichen  „Entscheidungen 
in  Strafsachen“.  Besonders  wertvoll  ist  eine  Sammlung,  welche, 
wie  die  vorliegende,  einen  langem  Zeitraum  und  daher  ein  reicheres 
Material  umfasst.  Die  einzelnen  Entscheidungen  enthalten  den  fest- 
gestellten Grundsatz  in  knapper  Fassung  an  der  Spitze  und  dann 
die  ausführlichere  Mitteilung  der  Urteilsmotive  und  wo  nötig  eine 
Darstellung  des  Falles  ebenfalls  in  trefflicher  Kürze.  Die  Anordnung  des 
Ganzen  ist  übersichtlich  und  ein  einlässliches  Sachregister  erleichtert 
die  Auffindung  des  Gesuchten.  Z. 


Deila  efficacia  e nessitä  delle  pene  ed  altri  scritti  di  Tommaso  Natale 
con  uno  studio  critico  di  Francesco  Guardiane  ed  introduzione  del 
Prof.  G.  11.  Impalloineni.  Palermo,  Alberto  Heber.  Libreria  Carlo 
Clausen,  1895.  LXVI,  100  pp. 

Erst  recht  spät  und  nach  langer  Mühwaltung  kam  ich  in  den 
Besitz  dieser  interessanten  Schrift,  die  uns  mit  einem  vornehmen, 
edlen  Sizilianer  bekannt  macht,  dem  fortan  neben  Beccaria  ein 
ruhmvoller  Platz  in  der  Geschichte  der  Strafrechtswissenschaft  ge- 
bührt. In  älteren  Werken  (wie  z,  B.  Brissot  de  IVarcil/e.  Bibliothèque 

Schweizerische  Zeitschrift  für  Strafrecht.  12.  Julirg.  ltt 
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philosophique  ')  und  sizilianisehen  Druckschriften  ist  von  ihm  die 
Rede,  ohne  dass  bisher  das  Verdienst  dieses  Mannes  weder  in  Italien 
noch  im  Auslande  in  weiteren  Kreisen  Anerkennung  gefunden  hatte. 
In  neueren,  allen  leicht  zugänglichen  Arbeiten  findet  sich  z.  13.  bei 
CantU,  Beccaria  e il  diritto  penale,  Firenze  1862,  p.  18(3,  die  trockene 
und  unrichtige  Notiz:  „Di  quel  tempo  usciva  pure  un  libretto  del 
marehese  Natali  siciliano  Süll’  efficacia  Helle  pene,  che  pretende  averlo 
seritto  avanti  il  nostro.“  Denn  es  ist  erwiesen,  dass  schon  1752 
diese  Schrift  Natales  verfasst  war,  dann  allerdings  erst  1772  zu- 
sammen mit  einem  über  Beccaria  handelnden  Briefe  an  den  Adres- 
saten der  Schrift  D.  Gaetano  Sarri  und  Erörterungen  über  die  erste 
Dekade  des  Titus  Livius  in  Palermo,  nella  stamperia  de'  SS.  Apost. 
in  Piazza  Bologni  per  D.  Gaetano  M.  Bentivegna  herausgegeben, 
in  die  „Opuscoli  di  Autori  Siciliani“,  tomo  XIII,  Palermo,  Benti- 
vegna, ebenso  in  die  „Miscellance  di  varia  letteratura“,  tomo  VIII, 
Lucca,  Giuseppe  Rocchi,  1772,  aufgenommen  wurde. 

Tommaso  Natale,  marehese  di  Monterosato,  wurde  am  3.  Juni 
1733  in  Palermo  in  vornehmer  Familie  geboren,  erhielt  eine  aus- 
gezeichnete Erziehung,  so  dass  er  schon  1757  eine  wichtige  Schrift, 
„La  filosofia  I.eibniziana“,  in  Gedichtform  als  schärfsten  Protest 
gegen  die  Machenschaften  der  Jesuitenpartei  veröffentlichte,  die 
natürlich  mit  Ccnsur  belegt  wurde  (p.  XXI  obigen  Werkes)  und 
leicht  ihm  hätte  gefährlich  werden  können.  Bald  darauf  verfasste 
er  obige  Schrift,  worin  er  — ebenso  wie  in  der  Arbeit  über  die 
erste  Dekade  des  T.  Livius  — höchst  wertvolle  Ausführungen  über 
die  Notwendigkeit  einer  besseren  juristischen  Erziehung  des  Volkes 
brachte,  während  Beccaria  nur  vom  politischen  Standpunkte  aus- 
ging. Als  grosser  Kenner  des  Altertums  erwies  er  sich  ferner  in 
der  Übersetzung  der  Ilias  (1771*  und  1807)  und  als  Freund  der 
Leidenden  und  Unterdrückten  in  Vorschlägen  für  Steuerpflichtig- 
keit  der  Domänen,  was  zu  Veränderungen  in  der  Gesetzgebung 
führte,  wofür  er,  staatsraännischen  weiten  Blickes,  lebhaft  sich 
bemühte. 

Nach  Schriftstellerruhm  nicht  geizend  und  nur  schwer  zu  Ver- 
öffentlichung seiner  auf  reichsten  Erfahrungen  und  scharfem  Nach- 
denken beruhenden  Anschauungen  geneigt,  hat  er  selbst  es  ver- 
schuldet, dass  man  ihn  nicht  hinreichend  damals  würdigte.  Heute 
aber  können  wir  dies  gerecht  thun,  nachdem  sein  im  zweiten  Drucke 
(1819)  ganz  selten  gewordenes  Werk  (zwei  Exemplare  in  Palermo) 
wiedergedruckt  vorliegt.  Trotz  aller  sonstigen  hohen  geistigen  Vor- 
züge hat  er  sich  nicht  überall  dem  Zeitgeist  zu  entziehen  vermocht. 
Er  verwirft  die  Todesstrafe  nicht  völlig,  indem  er  sie  namentlich 
für  das  schwerste  politische  Verbrechen  und  ganz  enorme  Unthaten 


')  ln  den  Inhaltsangaben  dieses  zehnbändigen  Werkes  von  Böhmer, 
Handbuch  der  Litteratur  des  Kriminalrechts.  Göttingen  1819,  S.  231  ff.,  und 
Nj/pels,  bibliothèque  choisie,  Bruxelles  1894,  n“  613,  finde  ich  die  Schrift 
nicht  namentlich  aufgeführt. 
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als  einzig  adäquate  Strafe  erklärt;  er  spiieJit  für  Verstümmelungs- 
strafen hei  sonstigen  schweren  Verbrechen,  daneben  für  infamicrende, 
damit  die  Schande  offenbar  und  allen  sichtbar  werde;  er  ist  für 
verschiedene  Bestrafung  je  nach  dem  Stande  des  Verbrechers  in 
Anknüpfung  an  römische  Ideen,  und  er  verwirft  die  Tortur  nur 
als  llntersuchungsmittel.  Trotz  alledem  weiss  er  doch  so  human 
über  viele  Verhältnisse  zu  reden,  dass  der  Leser  ihn  lieb  gewinnen 
muss.  Ja  — was  besonders  hervorzuheben  ist  — er  ist  im  Gegen- 
satz zu  Beccaria  im  Sinne  der  heutigen  Positivisten  von  Ergründung 
des  Wesens  des  Verbrechers  in  seiner  Beeinflussung  durch  die 
gesellschaftlichen  Zustände  und  manche  Mängel  wie  Härten  der 
Gesetzgebung  ausgehend.  Neben  Licht  ist  also  auch  bei  ihm,  wie 
ja  übrigens  auch  bei  Beccaria,  mancher  Schatten.  Dies  ist  jedoch 
wohl  nur  die  Folge  der  grenzenlos  traurigen  Zustände  seines  Heimat- 
landes, wie  sie  uns  von  Quardione  geschildert  werden. 

Den  Herausgebern  der  Schrift  schulden  wir  Dank  für  diese 
durch  grosse  Genauigkeit  in  Verwertung  litterarischen  Materials 
ausgezeichnete  Arbeit.  Wir  werden  jetzt  eines  Natale  neben  Beccaria 
gedenken  ! Es  ist  dies  ja  auch  schon  geschehen  — merkwürdiger- 
weise von  den  Herausgebern  übersehen.  Eine  Biographie  Natales 
(+  28.  September  1819)  mit  Würdigung  obiger  Schrift  steht  ja  (nebst 
Bild)  in  den  „Actes  du  congrès  pénitentiaire  international  de  Rome, 
novembre  1885“,  tome  III,  2*  partie,  Rome  1889,  p.  419 — 422! 

A.  Teichmann. 


F.  von  Martitz,  Internationale  Rechtshilfe  in  Strafsachen.  Beiträge 
zur  Theorie  des  positiven  Völkerrechts  der  Gegenwart.  Erste 
Abtheilung.  Leipzig,  Verlag  von  H.  Haessel,  1888  (XI  und  468  Sei- 
ten). Zweite  Abtheilung,  1897  (XVI  und  896  Seiten). 

Es  hat  lange  gedauert,  bis  die  deutsche  Littcratur  eine  mit 
entsprechenden  Werken  des  Auslandes  in  Tüchtigkeit  rivalisierende 
Arbeit  über  Auslieferung  und  Fremdenrecht  aufweisen  konnte.  Es 
war  dies  das  Werk  des  Österreichers  Lammasch  (1887),  der  auch 
seitdem  fortdauernd  weitere  wichtige  Beiträge,  zu  dieser  Mnterie 
lieferte.  Bald  darauf  erschien  der  erste  Band  obigen  Werkes,  das 
jetzt  nach  weiterer  fast  zehnjähriger  Arbeit  abgeschlossen  vorliegt 
und  nunmehr  den  ersten  Platz  auf  diesem  Gebiete  einnimmt.  Der 
erste  Teil  behandelt  die  allgemeinen  Voraussetzungen,  Motive  und 
Anforderungen,  welche  heutzutage  für  den  Reehtshülfeverkehr  der 
Regierungen  anerkanntermassen  bestehen.  Einen  wichtigen  Ab- 
schnitt bilden  hier  die  Erörterungen  über  die  Strafgerichtsbarkeit 
rüeksiehtlieh  der  im  Auslande  begangenen  Verbrechen  (30 — 135), 
wobei  namentlich  gezeigt  wird,  dass  es  nicht  ein  kriminalistischer, 
sondern  ein  völkerrechtlicher  Grund  ist,  der  bei  Verfolgung  extra- 
territorialer  Delikte  die  Strafgerichtsbarkeit  Uber  Ausländer  nur  als 
eine  ergänzende  Funktion  handhaben  lässt  (133).  Ganz  besonders 
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anziehend  ist  sodann  die  Auseinandersetzung  über  die  Bedeutung 
der  Staatsangehörigkeit  im  internationalen  Strafrecht.  Eine  genaue 
Schilderung  der  geschichtlichen  Entwicklungsstadien  der  Landes- 
hoheit erklilrt  die  mannigfachen  Schwankungen  der  Ansichten  über 
den  Vorzug  des  einen  forum  vor  den  andern,  des  Nebeneinander- 
bestehens mehrerer  fora  oder  der  Anerkennung  nur  eines  forum. 
Cianz  neues  Licht  bringt  die  Erörterung  des  von  England  und  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  in  der  Frage  der  Auslieferung 
von  Nationalen  bisher  eingenommenen  Standpunktes.  Es  wird  nach- 
gewiesen — was  man  in  der  Schweiz  in  dem  berüchtigten  Prozesse 
R.  v.  Wilson  1877  nur  zu  deutlich  erfuhr  — dass  die  englische 
Regierung  (wenige  Ausnahmefälle  abgerechnet)  durch  Konventionen 
mit  fast  allen  europäischen  und  einigen  amerikanischen  Staaten 
gebunden  ist,  flüchtig  gewordenen  British  subjects,  die  im  Auslande 
sich  eine  verbrecherische  Handlung  zu  schulden  kommen  Hessen, 
Asyl  zu  gewähren,  aber  unter  keinen  Umständen,  selbst  nicht  mit 
deren  Einwilligung,  sie  vor  englische  Richter  zur  Aburteilung  stellen 
darf.  Gewiss  ist  diese  Haltung  mit  dem  bestehenden  Völkerrecht 
nicht  in  Einklang  zu  bringen.  Namentlich  aber  bat  man  auf  dem 
Kontinente  bisher  viel  zu  wenig  erkannt,  dass  die  englische  Rechts- 
ungleichheit zu  tasten  britischer  Unterthanen  in  Wahrheit  nur  eine 
wesentliche  Entlastung  zu  gunsten  der  englischen  Rechtspflege  be- 
deutet! Nicht  minder  lehrreich  ist  die  ausführliche  Besprechung 
des  Prinzips  der  Nichtauslieferung  von  Staatsangehörigen,  gegen 
dessen  Preisgelmng  Verfasser  sich  sehr  entschieden  erklärt  (305  bis 
336).  — Der  ganze  umfangreiche  zweite  Band  ist  dem  politischen 
Delikt  gewidmet,  wobei  namentlich  die  Kammerverhandlungen  Frank- 
reichs, Belgiens,  Deutschlands  und  Italiens  in  weitem  Umfange  zur 
Auslegung  der  betreffenden , schliesslich  angenommenen  Gesetz- 
entwürfe herangezogen  werden.  Die  Darstellung  ist  von  minutiösester 
Genauigkeit  und  Gewissenhaftigkeit,  durchgeführt  an  dem  aus  den 
verschiedensten  Ländern  in  dieser  Vollständigkeit  noch  nie  vor- 
geführten Materiale  staunenswerter  Dimension  ! Eine  Anlage  I ent- 
hält die  Sammlung  der  betreffenden  Auslieferung«-  und  Fremden- 
gesetze  (769 — 81 8l,  Anlage  II  ein  Repertorium  der  modernen  Aus- 
lieferungsverträge (820 — 831  ).  Nur  durch  die  Mitwirkung  der  hohen 
und  höchsten  Behörden  verschiedener  Länder,  sowie  der  Vorstände 
der  grossen  Bibliotheken  des  ln-  und  Auslandes  war  es  möglich, 
dieses  Material  zur  Verwendung  herbeizuschaffen.  Für  das  Ge- 
leistete sind  wir  dem  Verfasser  zu  innigem  Dank  verpflichtet  und 
geben  gern  der  Freude  Ausdruck,  dass  nunmehr  die  deutsche 
Litteratur  in  diesen  Fragen  der  des  Auslandes  sich  völlig  gewachsen 
gezeigt  hat.  Zugleich  aber  können  wir  unser  Bedauern  nicht  unter- 
drücken, dass  der  Verfasser  — allerdings  durch  ehrenvolle  Berufung 
in  das  Oberverwaltungsgericht  in  Berlin  — weiterer  wissenschaft- 
licher Arbeit  als  vielbeschäftigter  Praktiker  wohl  ziemlich  entzogen 
sein  wird.  — Für  die  Schweiz  interessieren  die  Ausführungen  nament- 
lich in  Bd.  II,  500 — 539,  865 — 86«. 
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Bei  dieser  Gelegenheit  sei  auf  die  verdienstliche  Neuausgabo 
des  Lehrbuches  des  Völkerrechts  von  Alphonse  Rider  durch  L.  ron 
Bar  (2.  Auflage,  Stuttgart,  Ferdinand  Enke,  1899)  und  speciell  § 28 
daselbst  aufmerksam  gemacht  — nicht  minder  auf  eine  wichtige 
Abhandlung  von  Alhéric  Rolin,  Le  statut  personnel  en  matière  de 
droit  pénal,  in  der  „Revue  de  droit  international“,  tome  XXXI 
{2e  série),  pp.  43 — 78.  A.  Teichmann. 

Erzählungen  zur  Einführung  in  die  Strafgesetzhunde.  Für  die 
Jugend  und  für  das  Volk  unter  Mitwirkung  juridischer  Kräfte 
bearbeitet  von  AI.  Frietinger,  Lehrer  an  der  Wörthschule  in  München. 
München  1898,  Verlagsbuchhandlung  Seitz  & Schauer.  222  S. 

Es  ist  schon  oft  davon  geschrieben  und  geredet  worden,  dass 
man  mehr  für  Verbreitung  von  Rechtskenntnissen  unter  dem  Volke 
tliun  sollte,  um  dieses  vor  Gesetzesübertretungen  zu  bewahren. 
Namentlich  sollte  schon  die  Schule  der  Jugend  neben  religiöser 
Erziehung  auch  auf  diesem  Gebiete  führend  und  lehrend  gegenüber- 
treten, zumal  heute  das  jugendliche  Verbrechertum  uns  ernsteste 
Sorgen  bereitet.  Die  Ausführung  dieses  guten  Wunsches  ist  aber 
nicht  so  ganz  leicht.  Zu  nahe  liegt  hier  Verquickung  des  moralischen 
oder  religiösen  Standpunktes  mit  dem  juristischen.  Dieser  Versuchung 
unterlag  der  Verfasser  eines  sehr  gut  gemeinten  Werkehens  — 
eines  der  wenigen,  die  mir  bekannt  geworden  sind  — ein  Civil- 
richter  L.  Cceuret  in  Nantes,  der  nach  den  betreffenden  Lehrplänen 
es  mit  einer  Schrift:  „Le  Code  pénal  enseigné  aux  enfants“,  Paris 
1868,  versuchte.  Es  müssten  schon  recht  erwachsene  „enfants“ 
sein,  die  aus  diesen,  übrigens  nicht  immer  unanfechtbaren,  juristisch- 
religiösen Erörterungen,  mit  eingehender  Heranziehung  der  heiligen 
Schrift  Alten  und  Neuen  Testamentes,  Belehrung  schöpfen  könnten  ! 
Praktischer  hat  obiger  Verfasser  die  Sache  angefasst,  und  als  erster 
Versuch,  die  Jugend  wie  das  Volk  mit  den  vielen  schwierigen 
Fragen  des  Strafgesetzes  bekannt  zu  machen,  verdient  die  Arbeit 
volle  Anerkennung.  In  gut  gewählten,  nicht  zu  komplizierten  Bei- 
spielen werden,  von  den  Übertretungen  ausgehend,  die  häufigsten 
Fälle  des  Verstosses  gegen  das  positive  Gesetz  mit  seinen  oft 
ernsten  Satzungen  erörtert.  Es  dürfte  anzunehmen  sein,  dass  in 
der  That  mancher  Lehrer  ans  dem  Werk  für  sich  und  für  andere 
reiche  Belehrung  schöpfen  kann.  Bei  weiteren  Auflagen  wird  die 
Diktion  (oft  bayerisch)  etwas  zu  verbessern  sein.  Die  Ausstattung 
ist  sehr  gut.  Der  Preis  sehr  müssig  (geb.  2 Mark).  A.  Teichmann. 

Hermann  Ferdinand  Hitzig,  Injuria.  Beiträge  zur  Geschichte  der 
injuria  im  griechischen  und  römischen  Recht.  München,  Theodor 
Ackermann,  1899.  89  Seiten. 

Dem  Verfasser  verdanken  wir  schon  manchen  schönen  Beitrag 
zu  tieferer  Kenntnis  des  griechischen  Rechts.  Jetzt  behandelt  er 
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in  dieser  seinem  Kollegen  Gustar  Vogt  gewidmeten  Festschrift  eine 
der  schwierigsten  und  dunkelsten  Materien  griechischen  und  römischen 
Rechts.  Dort  kommt  fast  nur  das  attische  Recht  in  Betracht, 
während  sonstige  andere  Quellen  keine  oder  aber  überaus  spärliche 
Ausbeute  gewähren.  Das  attische  Recht  hat  drei  Klagen  aus- 
gebildet, deren  Anwendungsgebiet  nicht  ganz  leicht  sich  abgrenzen 
lässt,  die.  âixt]  aixictç,  die  (h'xij  xaxrjyogfag  und  die  ygeeg  i'  vßgtutg. 

Getrennt  von  der  ausschliesslich  für  Verwundung  durch  Schläge 
in  tödlicher  Absicht  bestehenden  öffentlichen  Klage  wegen  igavfia 
f’x  TTQoroiuç  betrifft  die  rf/xij  aix(ag  (=  « - t/xna,  Unbill,  Ungchörig- 
keit)  vorsätzliche  Misshandlung,  wogegen  bei  fahrlässiger  Körper- 
verletzung nur  die  äfxt]  ßhißitg  gegeben  ist.  Aus  dem  ursprüng- 
lichen Vergeltungsprinzip  entwickelt  sich  allmählich  der  Gedanke 
des  Notwehrrechts  gegenüber  dem,  der  zuerst  geschlagen  hat  (ijpfe 
XHQÜir  àô(xu)v),  für  den  allein  klagberechtigten  Verletzten,  der  bei 
dieser  durchaus  demokratischen  Klage  (beurteilt  durch  das  Kolle- 
gium der  Pbyle  des  Beklagten)  keine  Gerichtsgebühren  zu  zuhlen 
hatte,  anderseits  einer  Prozessstrafe  (eTioißih'a)  unterlag,  wenn  sich 
für  Gutheissung  der  Klage  weniger  als  ein  Fünftel  der  Richter 
ausspraehen.  Vermutlich  binnen  vier  Tagen  nach  dem  Vorfall  an- 
zustellen, geht  die  Klage  auf  Zahlung  einer  Geldstrafe,  die  vom 
Kläger  ihrer  Höhe  nach  vorzuschlagen  ist,  dann  aber  erst  von  den 
Richtern  definitiv  abgemessen  wird. 

Die  âixrj  xuxijogueg  ist  in  der  solonischen  Gesetzgebung  ganz 
zweckmässig  auf  einzelne  wenige  Fälle  beschränkt,  weil  man  sich 
nach  dem  Möglichen  richtete  und  mit  Strafe  lieber  wenige  mit  Erfolg, 
als  viele  ohne  Erfolg  bedrohen  wollte.  Hier  gilt  auch  das  Gemein- 
wesen als  angegriffen.  Die  nachsolonische  Gesetzgebung  bestimmt 
genau,  was  als  verbotene  Schmähung  gelten  soll  (ttTTÖßgijor),  und 
führt  sonstige  Veränderungen  ein  je  nach  der  Örtlichkeit  oder  der 
Persönlichkeit  des  Geschmähten.  Als  Fälle  verbotener  Schmähung 
werden  Mannestötung,  Schlagen  des  Vaters  oder  der  Mutter,  Schild- 
wegwerfen genannt.  Besteht  die  Schmähung  in  Vorwerfen  einer 
bestimmten  Handlung,  so  wird  der  Angeklagte  zum  Wahrheits- 
beweise zugelassen.  Animus  injuriandi  wird  nirgends  besonders 
gefordert,  doch  auf  momentane  Erregung  u.  s.  w.  Rücksicht  ge- 
nommen. Die  Klage  ist  gerichtet  auf  Zahlung  des  festen  Betrages 
von  fünfhundert  Drachmen,  der  dem  Kläger  zufiel. 

Die  ygatfi]  vßgtotg  ist  gegeben  in  Fällen  der  Überhebung.  Ge- 
ringachtung in  beleidigender  Absicht,  deren  Beweis  freilich  Schwierig- 
keiten bietet.  Der  Ausgangspunkt  mag  physische  Vergewaltigung 
gewesen  sein,  wenn  wir  angesichts  des  Schwankens  der  Sprach- 
forscher etwa  uns  Bugge  (in  Beszenbergers  Beiträgen,  XIV,  t>2  ff.) 
anschliessen,  der  das  Wort  so  zerlegt  : v = Sanskritpnetix  ud  (hin- 
auf); ßgi  = Stamm  von  ßgiagog,  stark.  Jedenfalls  ist  die  Scheidung 
von  dem  Begrilf  der  atxiu  nicht  ganz  leicht.  Schliesslich  mag  jeder 
über  die  blosse  Verbalinjurie  hinausgehende  Angriff  gegen  eine 
Person,  der  eine  Beschimpfung  (äugiefctir)  eines  andern  enthält,  die 
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jedermann  zustehende  Klage  begründet  haben,  indem  hauptsächlich 
in  Betracht  fällt,  dass  jemand  über  seiue  eigene  Rechtssphäre  hin- 
ausgegriffen  hat.  Der  Ankläger  schätzt,  was  der  Angeklagte  leiden 
oder  zahlen  soll.  Die  Geldstrafe  verfällt  dem  Staate. 

In  römischer  Jurisprudenz  verweist  Labeo  bei  der  Begriffs- 
bestimmung der  injuria  auf  die  vßgig  der  Griechen,  doch  glaubt 
der  Verfasser  nicht  an  Entlehnung,  vielmehr  nur,  dass  beide  Be- 
griffe dieselbe  Entwicklung  durchgeraacht  haben  (S.  55).  Klar  ist 
jedenfalls  die  frühzeitige  Überwindung  der  Talion  und  frühzeitiges 
Auftreten  öffentlicher  Strafverfolgung  im  attischen  Recht.  Im  römi- 
schen Recht  verdrängt  später  die  öffentliche  Verfolgung  die  Privat- 
klage, im  griechischen  dagegen  erliegt  die  ygagt)  vßgtotc  der  rfi'xij 
ctixia g.  Sehr  ansprechend  behandelt  Verfasser  die  Ähnlichkeiten 
dieser  letzten  Klage  mit  der  actio  injuriarum  æstimatoria,  die  wohl 
aus  ersterer  herzuleiten  sein  dürfte  (S.  71).  • — Die  xaxrjogicc  des 
griechischen  Rechts  zeigt  in  der  rechtlichen  Behandlung  wenig  Ver- 
wandtschaft mit  der  Verbalinjurie  des  römischen  Rechts,  erinnert 
vielmehr  an  deutsches  Recht.  Zum  Schluss  erörtert  Verfasser  die 
Haftung  des  Herrn  für  Injurien  des  Sklaven.  — Die  Schrift  bietet 
uns  also  reiche  Belehrung.  A.  Teichmann. 


A.  Taylor  Innés,  adcocate.  The  Trial  of  Jesu « Christ.  A Legal 
Monograph  with  ttco  illustrations  : 1.  “ Finding  of  the  Saviottr 
in  the  Temple",  from  Mr.  Holman  Hunt’s  famotts  picture  niade 
in  1860 l),  and  2.  Tiberius  as  Pontifex  Maximus,  found  at 
Capri*).  Edinburgh,  T.  <t'  T.  Clark,  38  George  Street,  1899. 
123  pp. 

Seit  der  einigermassen  juristischen  Arbeit  über  diesen  denk- 
würdigsten Doppelprozess  der  Weltgeschichte  seitens  des  Abbé  Hoff- 
mann. Le  procès  de  Notre-Seigneur  devant  le  Sanhédrin  et  Ponce- 
Pilate  (2),  Paris  1881,  war  mir  eine  ähnliche  Arbeit  nicht  bekannt 
geworden.  Die  neue  Arbeit,  verfasst  von  einem  auch  durch  kirchen- 
rechtliche Werke  bekannten  schottischen  Rechtsgelehrten,  dürfte  in 
juristischer  Beziehung  die  wertvollste  bisher  erschienene  sein.  Auf 
Grundlage  der  in  vielen  Beziehungen  nicht  aufzuklärenden  Über- 
lieferungen behandelt  der  Verfasser,  überall  seine  Vertrautheit  mit 
den  Quellen  bekundend,  zuerst  das  jüdische  Verfahren  in  allen 
seinen  Gesetzwidrigkeiten.  Wir  können  das  heute  so  sagen,  nach- 
dem wir  wohl  abschliessend  durch  das  Buch  von  Philipp  Berger 
Benny,  The  criminal  code  of  the  Jews,  London  1880,  und  Rabhi- 


‘)  Das  ganze  Gemälde  ist  mitgeteilt  in  Robert  de  In  Süttrannr.  zeitge- 
nössische englische  Malerei,  deutsch  von  Ehe  Fürst . München  1899,  zu 
Seite  116. 

*)  Rücksichtlich  dieser  Benennung  vgl.  Bernoulli,  röm.  Ikonographie, 
II.  Teil  (1886),  p.  153. 
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nowiez.  Législation  criminelle  du  Talmud,  Paria  1870,  Uber  jüdisches 
Recht  und  Strafverfahren  zu  jener  Zeit  unterrichtet  worden  sind  *). 
So  sagt  also  der  Verfasser  mit  Recht,  „ein  solcher  Prozess  hatte 
weder  die  Form  noch  die  Ehrlichkeit  eines  gerichtlichen  Verfahrens. 
Aber  wenn  er  auch  dieser  Ehrlichkeit  und  Form  in  rechtlicher  Be- 
ziehung ermangelte,  mag  er  nichtsdestoweniger  eine  thatsächliche, 
wichtige  Verhandlung  gewesen  sein.  Man  hat  keinen  Grund  zur 
Annahme,  dass  die  Richter  keinem  thatsächlieh  von  Jesus  erhobenen 
Ansprnch,  ihr  König  zu  sein,  gegenüberstanden,  wenn  sie  auch  die 
Natur  seines  Königtums  gründlich  missverstanden.  Und  man  hat 
Grund,  zu  glauben,  dass  ihre  Verurteilung  getreu  die  Verwerfung 
seines  Anspruches  durch  das  Volk  selbst  ausdrückte.“  — Für  die 
Beurteilung  des  ebenso  auf  Grund  der  zur  Vergleichung  mitge- 
teilten Stellen  der  vier  Evangelien  dargestellten  römischen  Ver- 
fahrens füllt  in  Betracht,  dass  das  Verhalten  des  vor  Gericht  Ge- 
stellten als  Auflehnung  gegen  die  Majestät  des  römischen  Volkes 
und  der  damals  geltenden  Staatsraison  aufgefasst  werden  konnte, 
wobei  die  sehr  preküre  Stellung  des  kaiserlichen  Prokurators  in 
ihrem  Träger  Besorgnisse  wachrief,  die  nach  früheren  Massregeln 
ärgerlichster  Art  wohl  ganz  begründet  waren.  Der  Konflikt  römischer 
Staatsraison  in  Sachen  religiöser  Verbände  mit  der  Grundidee  des 
Christentums  war  aber  unausbleiblich  und  hätte  auch  in  Rom  ver- 
mutlich keine  andere  Lösung  gefunden.  — Das  gründliche  Werk  sei 
hiermit  aufs  wärmste  zum  Studium  empfohlen.  Vgl-  übrigens  jetzt 
Th.  Mommsen,  römisches  Strafrecht,  Lpz.  1899,  S.  240». 

A.  Teichmnnn. 

Adolphe  Prins,  Science  pénale  et  droit  positif,  Bruxelles,  Emile 
Bruylant,  et  Paris,  Checalier-Marescq , 1899. 

Le  critique  pressé  qui  croirait  pouvoir  juger  cet  ouvrage  après 
en  avoir  rapidement  parcouru  la  table  des  matières,  dirait  peut- 
être  : A quoi  bon  ce  titre  prétentieux  ? N’est-ce  pas  d’un  simple 
exposé  du  droit  pénal  en  vigueur  en  Belgique  qu’il  s’agit  ici? 
Pourquoi  donc  ne  pas  dire  tout  simplement:  Manuel  du  droit  pénal 
belge  f Mais  quiconque  lira  ce  livre  comme  il  doit  être  lu,  verra 
bien  vite  A quel  point  ce  reproche  serait  injuste  et  combien  le 
contenu  (ce  n'est  pas  toujours  le  cas)  justifie  ici  les  promesses  de 
la  couverture. 

')  Mit  den  Ausführungen  von  Benin/  und  denen  dos  Verfassers  stimmt 
völlig  Übereilt  die  Schilderung  des  jüdischen  Prozesses  seitens  Dr.  L.  Frankel 
in  der  * Nordisk  Tidsskrift  for  fængselsvœsen  og  praktisk  strafferet  »,  Aar- 
gang XXII,  Nr.  2,  1K99,  p.  179 — 200.  Dieses  Heft  der  trefflichen  Zeitschrift 
bringt  einen  schönen  Nachruf  von  HarnUl  Smedat  über  den  früheren  Her- 
ausgeber Frederik  Henrik  Stnekenbrrg  (mit  Bild)  und  einen  grossen  Aufsatz 
über  « Portrait  parlé  » nach  Alphonse  Bertillon,  mit  sehr  zahlreichen  Zeich- 
nungen, die  in  Deutschland  und  der  Schweiz  aus  dem  verdienstlichen  Werke 
von  Prof.  E.ron  Sun/.  Das  anthropometrische  Signalement,  Bern  und  Leipzig, 
Verlag  von  A.  Siebert,  bekannt  sind. 
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Non,  ceci  n’est  pas  un  simple  commentaire  S ajouter  à une 
liste  déjà  bien  longue.  Ce  n'est  pas  non  plus  le  panégyrique  de  la 
législation  belge.  On  sait  que  trop  souvent  les  écrivains  de  langue 
française  s'inclinent  devant  le  fait  accompli  de  la  loi  en  vigueur; 
ils  ont  des  trésors  d'admiration  en  réserve  pour  le  code  et  trouvent 
des  raisons  aux  dispositions  les  moins  raisonnables.  Prins  n'est  point 
de  cette  école.  L’essai  qu'il  a tenté  (et  je  suis  d'autant  plus  heureux 
de  signaler  cette  tentative,  qu’elle  se  produit  pour  la  première  fois 
en  notre  langue,  au  moins  avec  cette  ampleur  et  cette  clarté  de 
méthode;,  c’est  la  comparaison  entre  la  loi  pénale  existante  et  la 
loi  pénale  désirable.  Après  avoir  exposé  le  droit  positif,  il  le  met 
en  regard  des  conquêtes  de  la  science  contemporaine.  On  voit 
ainsi  du  premier  coup  d’œil  ce  qui  manque  il  l’un  pour  être  à la 
hauteur  de  l’autre  et  la  critique  du  code  se  fait  de  la  façon  la 
plus  frappante. 

Mais  si  l'auteur  n'est  point  un  admirateur  de  parti-pris  de  la 
loi  du  jour,  ce  n'est  pas  non  plus  un  critique  découragé.  Les  dis- 
cordances parfois  attristantes  qu’il  relève  entre  ce  qui  est  et  ce 
qui  devrait  être,  ne  l’empêchent  point  de  chercher  et  de  proposer 
dans  chaque  cas  le  remède  au  mal  présent.  Esprit  pratique,  ennemi 
des  utopies  et  des  panacées,  les  moyens  de  réforme  qu'il  préfère 
sont  ceux  qu'on  a mis  déjà  ou  qu’on  peut  mettre  à l’épreuve. 
Esprit  pondéré,  il  ne  s’inféode  à aucune  école;  s’il  repousse  lu 
chimère  classique  de.  l’homme  souverain  à volonté  autonome,  il 
relègue  aussi  à son  rang,  au  rang  des  pures  hypothèses,  le  type 
anatomique  du  criminel  né;  il  n’admet  pas  non  plus  l’explication 
par  trop  simpliste  des  tendances  criminelles  par  la  seule  hérédité. 

Je  ne  puis  donner,  en  ces  quelques  lignes,  qu'une  idée  très 
incomplète  de  cette  œuvre  sainement  réformatrice.  La  préface  est 
consacrée  à tracer  dans  ses  grandes  lignes  la  tâche  du  législateur 
moderne.  Prins  repousse  nettement  le  système  répressif  des  codes 
actuels,  le  dosage  du  châtiment  correspondant  au  dosage  approxi- 
matif de  la  volonté  perverse  chez  l'homme  prétendu  normal.  Cette 
volonté,  ce  n’est  pas  sa  quantité  qui  importe,  c'est  sa  nature.  C’est 
donc  nu  point  de  vue  qualitatif  qu’il  faut  la  scruter  et  cet  examen 
conduira  à choisir  dans  chaque  cas  le  moyen  de  répression  le 
mieux  approprié  à la  défense  sociale. 

Le  plan  de  l’ouvrage  est  des  plus  simples:  une  courte  intro- 
duction historique,  puis  une  série  de  livres  consacrés  à l’étude  de 
la  loi  pénale,  de  l'infraction  et  de  la  peine,  d’après  la  méthode 
ci-dessus  décrite.  Parmi  les  parties  qui  m’ont  paru  le  mieux  traitées, 
celles  où  éclate  surtout  la  tendance  à moderniser,  à socialiser  la 
loi  pénale,  je  note  les  chapitres  relatifs  à la  tentative,  à la  réci- 
dive, à la  participation,  à la  réparation  du  préjudice  causé  par 
l’infraction  et  surtout  ceux  qui  ont  trait  à l'enfance  coupable  et 
aux  criminels  aliénés  ou  anormaux. 

Pour  les  jeunes  délinquants,  Prins  montre  combien  est  arbi- 
traire le  système  des  codes  qui  veulent  classer  ces  enfants  en  bons 
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ou  mauvais  d’après  le  simple  accident  du  délit  commis,  combien 
est  vicieuse  la  méthode  qui  fait  tout  reposer  sur  la  question  du 
discernement,  alors  que,  même  intelligents,  ces  enfants  sont  le  plus 
souvent  victimes  de  leur  milieu  et  n'ont  pas  la  capacité  de  vouloir 
le  bien.  Ce  qu’il  faudrait  avant  tout  étudier,  c’est  le  développement, 
surtout  physiologique,  et  suivant  qu'il  apparaît  ou  non  comme 
normal,  les  mesures  d’éducation  et  de  préservation  devraient  va- 
rier. On  voit  que  les  idées  du  criminaliste  belge  sur  ce  point 
essentiel  se  rapprochent  beaucoup  de  celles  adoptées  par  Btooss 
dans  son  Projet  de  Code  pénal  suisse. 

Prias  déplore  aussi  que  les  codes  pénaux  se  soient  mis  en 
désaccord  nvec  la  réalité  des  choses  en  s’obstinant  A ne  reconnaître 
que  deux  états  intellectuels  (santé  parfaite  et  aliénation  mentale 
absolue),  auxquels  correspondent  deux  solutions  juridiques  précises 
(condamnation  A la  peine  ordinaire  et  acquittement).  Cette  méthode 
vieillie  ignore  ainsi  les  états  transitoires  et  les  mesures  intermé- 
diaires qu’ils  nécessitent.  Pour  ces  délinquants  si  nombreux  qui 
sont  A mi-chemin  entre  la  santé  et  la  démence,  le  calcul  de  la 
peine  d’après  le  dosage  de  la  responsabilité  apparaît  comme  plus 
fâcheux  encore  que  partout  ailleurs.  Cette  responsabilité  étant  évi- 
demment restreinte  chez  eux,  on  arrive  par  ce  procédé  A punir 
de  peines  dérisoires  des  coupables  chez  lesquels  la  défectuosité 
mentale  n'exclut  point  le  caractère  dangereux  pour  la  société. 
L’exemple  des  nleooliques  suffit  A le  montrer. 

Tout  ce  qui  tient  aux  mesures  préventives  et  aux  peines  est 
magistralement  exposé.  Prins  n’est  point  un  fanatique  de  la  cellule; 
il  ne  méconnaît  pas  le  caractère  artificiel  de  l'existence  qu’elle 
crée  et  ne  la  croit  pas  apte  A résoudre  A elle  seule  le  problème 
pénitentiaire.  Au  contraire,  il  plaide  chaleureusement  en  faveur 
d'une  répression  spécialisée  d’après  la  classe  dans  laquelle  le  cri- 
minel peut  être  rangé.  Voici  le  plan  d’ensemble  qu’il  trace: 

A.  Délinquants  normaux. 

1°  Pour  les  jeunes  gens,  les  seuls  délinquants  qu’on  puisse 
raisonnablement  tenter  d'amender,  remplacer  autant  que  possible 
et  le  plus  longtemps  possible  la  prison  par  l'école  de  bienfaisance, 
moralisatrice  et  professionnelle,  qui  fonctionne  depuis  quelques 
années  en  Belgique  avec  succès. 

2°  Pour  les  adultes,  le  régime  doit  différer  suivant  qu’il  s'agit: 
a)  de  délinquants  non  dangereux  (c’est-A-dire  essentiellement  les 
primaires).  Quand  on  n'a  pas  réussi  A leur  épargner  la  prison  par 
l'emploi  d’un  substitutif  (condamnation  conditionnelle,  etc.),  la  cellule 
paraît  le  mode  de  châtiment  le  plus  indiqué,  b)  De  délinquants 
dangereux,  tantôt  par  leurs  antécédents,  tantôt  par  les  circonstances 
même  de  l’infraction  commise.  Pour  ceux  d’entre  eux  dont  on  peut 
encore  espérer  une  réadaptation,  c'est  le  système  pénitentiaire 
progressif  qui  s’impose.  Pour  les  autres,  c’est  la  détention  A long 
terme,  sans  vains  essais  de  réforme,  mais  tempérée  par  la  libé- 
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ration  conditionnelle;  bref,  un  ré  pi  me  comparable  à V internement 
du  Projet  suisse. 

B.  Délinquants  anormaux. 

Pour  ceux-là,  la  peine  ordinaire,  avec  sa  durée  préfixe,  n’a 
plus  de  raison  d'être;  les  tribunaux  ne  peuvent  d’avance  régler 
leur  sort  par  les  solutions  absolues  do  l'acquittement  ou  de  la 
condamnation.  Le  mieux  sera  donc  pour  les  juges  de  mettre  ces 
anormaux,  pour  une  durée  indéterminée,  à la  disposition  du  gouver- 
nement qui  prendra  les  mesures  ci-après  : 

1°  Les  criminels  aliénés  seront  placés  dans  un  établissement 
spécial. 

2°  Les  défectueux  (alcooliques,  épileptiques,  dégénérés,  etc.), 
trouveront  dans  une  maison  de  préserration , moitié  prison  (travail 
industriel  ou  agricole),  moitié  hospice  (soins  médicaux),  le  régime 
qui  convient  le  mieux  à leur  état. 

Notons  enfin  que  le  dernier  chapitre  est  consacré  à une  étude 
du  vagabondage  et  de  la  mendicité  et  à l’exposé  du  remarquable 
système  de  défense  créé  contre  ces  sources  du  crime  par  la  loi 
belge  de  1891. 

C'est  plaisir  de  signaler  aux  lecteurs  une  œuvre  «le  mérite, 
c’est  plaisir  surtout  lorsqu’on  se  trouve  d’accord  avec  son  auteur 
sur  les  points  essentiels.  Sans  doute  ce  n’est  pus  l’unisson  parfait; 
je  ne  puis  par  exemple  souscrire  à la  théorie  de  Prins  sur  les 
personnes  juridiques  comme  sujets  possibles  de  délit;  je  regrette 
aussi  de  voir  un  esprit  aussi  net  partager  la  croyance  de  Binding 
en  l'existence  de  grands  principes  juridiques  supérieurs  à la  loi 
pénale,  mais  dépourvus  de  sanction.  11  m'a  toujours  paru  que  les 
normes  étaient  de  simples  préceptes  de  morale.  Par  exemple,  le 
commandement  du  Décalogue:  Tu  ne  convoiteras  point  la  femme 
de  ton  prochain  ! ne  devient  règle  de  droit  qu’à  partir  du  jour  où 
il  y a contrainte  possible,  où  il  est  admis  «pie  les  coupables  d’a- 
dultère seront  lapitlés.  Mais  aussi,  dès  ce  jour-là,  il  n’y  a plus  de 
différence  mitre  la  norme  et  la  loi  pénale. 

Mais  je  pense  trop  de  bien  de  ce  livre  pour  terminer  par 
une  critique.  Je  recommande  chaudement  à quiconque  s’intéresse 
à la  réforme  de  la  législation  criminelle,  la  lecture  de  Science  pé- 
nale et  droit  positif.  A.  G. 


Dr.  Heinrich  Krausse,  Gerichtsaxsessor.  Die  Prügelstrafe.  Eine  kri- 
minalpolitische Studie.  Berlin,  Struppe  <P  Winkler,  JSOfJ.  3 Mark. 

Dr.  Krausse  ist  erklärter  Anhänger  des  Indeterminismus  und 
zugleich  der  Zweckstrafe  nach  von  Liszt.  In  den  Vordergrund  stellt 
er  freilich  als  «len  einzig  konstanten  Zweck  der  Strafe  die  Ab- 
schreckung. Er  zeigt  an  Hand  statistischen  Materials  die  Unzuläng- 
lichkeit der  bisherigen  Strafmittel,  die  übergrosse  Milde  des  Hichtcrs 
und  «len  verfehlten  Strafvollzug. 
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Wertvoller  ist  die  Übersicht  Uber  die  Geschichte  und  das 
heutige  Geltungsgebiet  der  Prügelstrafe,  sowie  die  umfassende  Kritik 
der  Gründe  für  und  gegen  die  Prügelstrafe. 

Krausse  spricht  sich  für  die  Wiedereinführung  der  Prügel- 
strafe aus  und  empfiehlt  ihre  Anwendung  bei  jugendlichen  Ver- 
brechern und  dann  überhaupt  bei  Verbrechen,  die  von  besonderer 
Roheit  zeugen.  Gegenüber  solchen  Verbrechern  wirke  eben  nur  der 
physische  Schmerz.  Z. 
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Strafvollzug . 

Redigiert  von  Strafanstaltwürektor  J.  V.  Hürbin  in  Lciuburg. 

Die  Strafanstalt  Lenzbnrg  zahlte  im  Jahre  1898  zu  Anfang  197,  am 
Ende  225  und  im  ganzen  470  Gefangene:  430  männliche  und  40  weibliche; 
141  Kriminelle,  245  Korrektionelle,  61  Zwangsarbeiter,  18  Pensionäre  und 
5 Untersuchungsgefangene. 

Eintritt.  Eingetreten  sind  268  : 248  Männer  und  20  Weiber. 

Austritt.  Ausgetreten  sind  245,  und  zwar  10  (4,09  °/®)  infolge  definitiver 
Begnadigung,  24  (9,80°/®)  infolge  provisorischer  Freilassung,  4 (1,63°/®) 
infolge  Tod  und  207  (84,48  %)  infolge  Ablauf  der  Strafzeit. 

Heimat.  Von  den  Eingetretenen  waren  198  (73,88  °/o)  Aargauer,  43 
(16,04  °/o)  Schweizer  au»  andern  Kantonen  und  27  (10,08  %)  Ausländer. 

Atter.  34  (12,69  "/»)  zählten  unter  20  Jahren,  100  (37,32  %)  20 — 30,  54 
(20,14  "/«)  30—40,  38  (14,18  °/»)  40—50,  30  (11,197®)  50—60  und  12  (4,48  %) 
über  60  Jahre. 

Cicitstamt.  180  (67,187®)  waren  ledig,  66  (24,62%  verehelicht,  14  (5,22%) 
verwitwet  und  8 (2,98%)  geschieden. 

Konfession.  146  (54,49  %)  waren  reformiert,  113  (42,16%)  römisch- 
katholisch  und  9 (3,35%)  christ-katholisch. 

Schulbildung.  4 (1,49%)  besassen  keine  (Ausländer),  92  (34,33%)  geringe, 
152  (56,71  °/®)  ziemlich  gute  und  20  (7,46  7®)  gute  Schulbildung. 

Erziehung.  77  (28,74  7®)  batten  eine  ungenügende  und  191  (71,26  7«) 
eine  ziemlich  gute  bis  gute  Erziehung  genossen. 

Leumund.  36  (13,44  7®)  besassen  vorher  einen  schlechten,  59  (22,01  7®) 
einen  getrübten  und  173  (64,55  7®)  einen  guten  Leumund. 

Vermögen.  29  (10,82  7®)  besitzen  Vermögen,  46  (17.16  7»)  haben  solches 
zu  erwarten  und  193  (72,02  7®)  sind  arm. 

Beruf.  Handwerker  befanden  sich  darunter  127  (47,39  7®).  Land-  und 
Erdarbeiter  und  Taglöhner  63  (23,51  7’o),  Fabrikarbeiter  20  (7,46  7»).  Dienst- 
boten 24  (8,95  7®),  Beamte  und  Angestellte  13  (4,85  7®),  Geschäftsleute  8 
(2,99  7®)  und  Berufslose  13  (4,85  7«)- 

Vorstrafen.  Zum  erstenmal  bestraft  sind  185  (69,03  7 ®),  rückfällig  83 
(30,97  7 «)• 

Art  des  Verbrechens.  Vergehen  gegen  Gesundheit  und  Leben  36  (13,407®), 
gegen  die  Sittlichkeit  23  (8,60  7'®),  gegen  die  Sicherheit  8 (3,00  7»),  gegen 
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Treue  und  Glauben  32  (12,00  %),  gegen  das  Eigentum  74  (27,60%)  und 
Polizei  vergehen  95  (35,40  °/o). 

Strafdauer.  Die  niedrigste  Strafdauer  der  im  Jahre  1898  eingetretenen 
Sträflinge  betrug  einen  Monat,  die  höchste  war  lebenslänglich,  gleich  wie 
im  Vorjahre;  15  Urteile  betrugen  je  1 Monat,  36  1 — 2 Monate,  42  3 Monate. 
8 4 Monate,  7 5 Monate,  37  6 Monate,  61  7 — 12  Monate,  24  13 — 24  Monate. 
30  2—5  Jahre,  2 5%  Jahr,  1 8 Jahre,  2 lauteten  auf  lebenslänglich;  un- 
bestimmt ist  die  Strafzeit  für  4 Zwangsarbeiter  (Pensionäre). 

Disciplin.  Die  Disciplin  der  Sträflinge  hat  sich  gegen  früher  wesent- 
lich gebessert,  denn  von  470  Individuen  mussten  nur  58  (12,34°/®)  discipli- 
narisch  verwarnt  oder  bestraft  werden. 

Ernährung.  Die  Gesamtzahl  der  Verpflegungstage  der  Gefangenen 
betrug  17,732.  Ein  Verpflegungstag  kostete  durchschnittlich  cirka  43  Rp. 
Es  wurden  im  ganzen  verwendet:  Brot  53,809  Kilo,  Rindfleisch  2378,  Schweine- 
fleisch und  Speck  132,  ganze  Milch  23.555,  Magermilch  29,120.  Kartoffeln 
16,560,  Fett  1938,  Mehl  644,  Gries  826,  Reis  1774,  Bohnen  3523,  Erbsen  1463, 
Hafergrütze  1638,  Gerste  1011,  Öl  24  Liter,  Maccaroni  642  Kilo,  Leguuiinose 
923,  Magerkäse  605.  Kaffee  320  Kilo,  verschiedene  Gemüse  für  Fr.  609. 60 
und  Obst  für  Fr.  163. 

Berechnet  man  den  Nährgehalt  dieser  verbrauchten  Nahrungsmittel, 
so  ergeben  sich  durchschnittlich  per  Kopf  und  Tag: 


an  Eiweiss 132  Gramm 

au  Fett 54  » 

an  Kohlehydraten 543  » 


Gesundheitszustand.  Auf  470  Gefangene  kamen  72  Erkrankungen  oder 
15,32%.  Einmal  erkrankten  67,  zweimal  1 und  dreimal  1,  zusammen  72. 

Gestorben  sind  in  der  Strafanstalt  4 Gefangene:  Sch.  G.  von  S.  an 
Gehirnschlagfluss,  H.  L.  von  K.  infolge  Riss  der  Lunge  mit  Blutungen. 
A.  V.  E.  von  D.  infolge  Lungenentzündung  und  J.  A.  von  K.  an  Blasen- 
krankheit. 

Korrespondenz  und  Besuche  der  Gefangenen.  Briefe  wurden  abgeschiekt 
908  und  wohl  ein  Viertel  mehr  in  Empfang  genommen.  Besuche  535. 

Verdienstrechnung.  Von  den  12  Gewerben  wurden  bei  auswärtigen 
Bestellern  in  46,363  Arbeitstagen  brutto  Fr.  57,662. 99  verdient,  also  per 
Kopf  und  Arbeitstag  124,38  Rp.,  mit  Hinzurechnung  der  Arbeiten  für  den 
Hausbedarf  (Hausdienst,  Garten  und  Landbau:  98%  Arbeitstage)  120,05  Rp. 

Nach  Abzug  der  Pekulien  und  Unkosten  und  mit  Zuzug  des  Gewinnes 
auf  den  Materialien  betrug  der  Netto- Verdienst  von  den  auswärtigen  Be- 
stellern Fr.  64,542. 50  oder  pro  Tag  und  Kopf  139.21  Rp.  und  inklusive  der 
2 Gewerbe,  Hausdienst  und  Garten-  und  Landbau  Fr.  71,088. 05  oder 
126,35  Rp.  pro  Tag  und  Kopf. 

Der  Verdienstanteil  der  Gefangenen  belief  sich  auf  Fr.  6957. 14  oder 
auf  12,36  Rp.  pro  Arbeitstag  (1897  12,70  Rp.). 

Finanzielles  Ergebnis.  Einnahmen  Fr. 83.025. 06:  Ausgaben  Fr.  110,224.60. 
Den  Ausfall  von  Fr.  27,199. 54  deckte  der  Staat.  Auf  einen  Verpflegungs- 
tag  berechnet,  betrug  der  Staatszuschuss  cirka  38  Rp. 

Im  Jahr  1897  belief  sich  der  Staatszuschuss  auf  Fr.  25,660.49,  im  Jahr 
1896  auf  Fr.  29,091.01  und  im  Jahr  1895  auf  Fr.  32,863.80. 
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Verelusnaehrichten.  Der  schweizerische  Verein  für  Straf-  und  Gefängnis- 
wesen  und  die  Vereinigung:  der  Schweiz.  Schutzaufsichtsvereine  versammeln 
sich  am  9.,  10.  und  11.  Oktober  in  Bcllimona  und  Lugano.  Haupttrak- 
tanden sind: 

1.  Die  Bundessubvention  für  Verbesserungen  im  Strafvollzüge  und 
für  den  Schutz  verwahrloster  Kinder  : 

a)  Unter  welchen  Bedingungen  sollen  den  Kantonen  zur  Errichtung 
von  Straf-,  Arbeits-  und  Besserungsanstalten  vom  Bunde  Beitrüge 
gewährt  werden? 

b)  Unter  welchen  Bedingungen  sollen  den  Kantonen  für  Verbesse- 
rungen im  Strafvollzug,  abgesehen  von  litt,  a,  Beitrüge  gewährt 
werden  ? 

c)  In  welcher  Weise  und  unter  welchen  Bedingungen  soll  sieh  der 
Bund  an  Einrichtungen  zum  Schutze  verwahrloster  Kinder  be- 
teiligen ? 

Referenten:  Herr  Strafanstaltsdirektor  Dr.  F.  Cnrti  in  Zürich  und 
Herr  Advokat  Dr.  St.  Oabnzsi  in  Bellinzona. 

2.  Welchen  Einfluss  hat  der  Alkoholismus  auf  das  Verbrechertum 
und  wie  soll  demselben  entgegengewirkt  werden? 

Referenten  : Herr  Anstaltsdirektor  ,/.  O.  Srhaffroth  in  Bern  und 
Herr  Pfarrer  H.  Hwhrich  in  Genf. 


Kriminalstatistik. 

Gewaltsame  Tötung  durch  Menschenhand.  — In  der  Zeitschrift  für 
schweizerische  Statistik,  Jahrgang  1899,  fünfte.  Lieferung  (Seite  201 — 230), 
findet  sich  eine  Arbeit,  betitelt:  «Contribution  à l'étude  de  la  statistique 
criminelle  dans  la  Confédération  suisse.  De  la  mortalité  par  homicide  de. 
1892  à 1896,  pnr  le  Dr  George  Röhring,  médecin -chirurgien,  Montreux.» 
Der  Kriminalbeamte  beschäftigt  sich  in  erster  Linie  mit  dem  Thäter,  der 
Arzt  mit  dem  Opfer.  So  auch  hier.  Aber  gerade  diese  Statistik  der  Getö- 
teten hat  auch  für  den  Kriminalisten  viel  Interessantes  und  Belehrendes. 
Allerdings  dienen  die  Zahlen  nicht  direkt  der  Kriminalstatistik;  denn  sie 
umfassen  alle  gewaltsam  durch  Menschenhand  Getöteten,  ob  die  Tötung 
durch  entschuldbare  oder  unentschuldbare  Unvorsichtigkeit,  in  Notwehr 
oder  mit  strafbarem  Vorsatz  geschehen  sei. 

In  dieser  Weise  ist  es  aufzufassen,  wenn  uns  initgcteilt  wird,  dass  in 
der  Zeit  von  5 Jahren,  nämlich  in  den  Jahren  1892  bis  1896,  auf  dem  ganzen 
Gebiete  der  Schweiz  448  Personen  durch  Tötung  umgekommen  seien,  so- 
mit auf  100,000  Einwohner  14,9  Personen.  Es  musste  uns  dennoch  reizen, 
an  Hand  der  gegebenen  Daten  nachzuprüfen,  ob  das  Bestehen  der  Todes- 
strafe die  Sicherheit  des  Lebens  wesentlich  erhöht.  In  den  10  Kantonen 
und  Halbkautonen  mit  Todesstrafe  wohnen  758,360  Einwohner  (1894),  unter 
welchen  102  getötet  wurden,  somit  13,5  auf  100,000,  in  den  15  Kantonen 
und  Halbkantoncn  ohne  Todesstrafe  2,248,521  Einwohner,  wovon  346  Opfer 
einer  Tötung  waren,  also  15,3  auf  100,000  Einwohner.  Der  Unterschied  ist 
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also  ein  recht  geringer  und  wird  dadurch  ausgeglichen,  das*  die  Kantone 
mit  grösseren  Städten  und  dichterer  Bevölkerung,  welche  Umstände  die 
Gefahr  von  Konflikten  erhöhen,  eben  unter  den  Kantonen  ohne  Todesstrafe 
sich  befinden. 

Interessant  ist  auch  das  Verhältnis  der  Geschlechter.  Von  den  Ge- 
töteten sind  70,5  °/®  männlich,  29,5  % weiblich. 

Der  Verfasser  scheidet  sodann  die  Kindestötungen  (an  Kindern  unter 
2 Monaten)  aus  und  untersucht  bei  den  übrigen  die  Verhältnisse  des  Ge- 
schlechtes, des  Civilstandes,  der  Heimat,  des  Alters.  Wir  ersehen  hier  über- 
all, dass  — im  ganzen  und  grossen  — die  Bevölkerungskategorien,  welche 
mehr  zum  Verbrechen  (insbesondere  gegen  die  Person)  neigen,  auch  mehr 
der  Gefahr  der  Tötung  ausgesetzt  sind. 

Über  die  Art  der  Tötung  sind  folgende  Zahlen  gegeben:  131  mit 
stechenden  oder  schneidenden  Waffen  oder  Werkzeugen,  118  mit  stumpfen, 
41  mit  Schusswaffen,  3 durch  Erwürgen,  2 durch  Gift,  2 unbestimmt.  Als 
Anlass  ist  genannt  in  144  Fällen  Streithändel,  16  Familienzwist,  6 Raub. 
4 Rache  und  Eifersucht,  1 Zweikampf,  daneben  126  Fälle  mit  unermittelten 
Ursachen. 

Dass  die  Verteilung  der  Todesfälle  auf  die  Jahreszeiten  und  Mouate 
so  ziemlich  dem  Bilde  entspricht,  das  wir  der  eigentlichen  Kriminalstatistik 
entnehmen  können,  ist  ja  selbstverständlich. 

Endlich  werden  die  Kindestötungen  (Infanticides)  ähnlichen  Unter- 
suchungen unterstellt.  Die  Geschlechter  (73  Knaben,  78  Mädchen)  gleichen 
sich  hier  natürlich  ziemlich  aus.  Im  übrigen  sind  die  Zahlen  zu  klein,  um 
auch  nur  die  Verteilung  auf  die  Kantone  mit  oder  ohne  Vaterschaftsklage 
vornehmen  zu  können.  Doch  eines  ist  noch  von  Interesse.  Unter  den  Ge- 
töteten sind  18  eheliche  und  133  uneheliche  Kinder.  Über  die  Tötung  ehe- 
licher Kinder  sind  folgende  nähern  Umstände  ermittelt  worden:  In  6 Fällen 
hatte  sich  die  Mutter  mit  dein  Kinde  umgebracht,  in  3 Fällen  war  die 
Mutter  geisteskrank  geworden,  in  2 Fällen  der  Melancholie  infolge  Kind- 
bettfieber verdächtig,  in  2 Fällen  war  der  Vater  der  Mörder,  über  5 Fälle 
fehlte  nähere  Auskunft.  Der  schweizerische  Vorentwurf  hat  bekanntlich 
infolge  der  Kommissionsbeschlüsse  die.  Tötung  des  ehelichen  Neugebornen 
durch  seine  Mutter  mit  derjenigen  des  Unehelichen  unter  dieselbe  Straf- 
bestimmung gestellt.  Die  gegebenen  Zahlen  sind  sehr  lehrreich,  indem  sich 
aus  ihnen  ergiebt,  dass  diese  gesetzgeberische  Neuerung  praktisch  keine 
grosse  Bedeutung  hat  und  kaum  geboten  war.  Z. 
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Alfred  Gautier,  professeur  à Genève. 


Longtemps  reléguées  à l’arrière  - plan , les  questions  de 
procédure  ont,  dans  ces  dernières  années,  retrouvé  comme  un 
regain  de  faveur  non  seulement  auprès  des  théoriciens  du 
droit  pénal,  mais  aussi  chez  les  législateurs  eux-mémes.  C’est 
d’abord  sur  la  période  préparatoire  que  s’est  surtout  porté  cet 
intérêt,  ce  désir  de  réforme.  On  s’est  insurgé  contre  les  pou- 
voirs despotiques  attribués  au  juge  d’instruction.  Poussant  la 
suspicion  jusqu’à  l’injustice,  on  représente  trop  volontiers  ce 
magistrat  comme  un  chat  fourré  jouant  avec  la  souris  inno- 
cente; on  l’accuse  d’avoir  profité  de  ce  que  l’accès  de  son 
cabinet  était  interdit  à tous,  pour  y rétablir  une  sorte  de  tor- 
ture morale.  Même  imméritée,  la  défiance  envers  la  justice  est 
un  malheur  et  tout  système  de  procédure  devient  condamnable 
par  le  seul  fait  qu’il  la  fait  naître.  Le  secret  absolu  est  mauvais 
moins  parce  qu’il  favorise  l’abus,  que  parce  qu’il  permet  de  le 
supposer.  Aussi,  et  sans  s’exagérer  les  mérites  du  régime 
contradictoire,  est-il  permis  d’éprouver  quelque  satisfaction  en 
le  voyant  en  train  de  conquérir  droit  de  cité  un  peu  partout. 
En  France  même,  la  loi  du  8 décembre  1897,  bien  qu’elle 
n’ait  point,  ainsi  qu’on  se  plaît  souvent  à le  proclamer,  créé 
l’instruction  contradictoire,  a fait  pénétrer  dans  les  ténèbres 
d'autrefois  quelques  trop  faibles  clartés. 

Mais,  ce  progrès  réalisé,  il  ne  faudrait  pas  s’imaginer 
qu’il  n’y  en  ait  plus  d’autre  à faire  et  que  tout  soit  pour  le 
mieux  dans  la  meilleure  des  procédures.  Plus  on  s’est  efforcé 
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pendant  la  phase  préparatoire  de  multiplier  les  garanties  en 
faveur  du  prévenu,  plus  il  serait  irrationnel  de  l’abandonner 
pendant  le  débat  d’où  son  sort  va  dépendre.  C’est  à ce  moment 
surtout,  c’est  pour  la  lutte  décisive  qu’il  importerait  d’égaliser 
les  armes  des  deux  antagonistes.  Est-ce  possible?  On  sait  trop 
bien  que  non.  A l’accusateur  public,  au  magistrat  assis  aussi 
haut  que  le  juge,  disposant  par  sa  fonction  même  de  moyens 
formidables  et  pouvant  tout  mettre  en  œuvre  pour  le  triomphe 
de  ce  qu'il  croit  être  la  vérité,  c’est  un  cliché  déjà  vieux  que 
d’opposer  l’accusé  chétif  et  captif,  l’accusé  sans  ressources  et 
comme  vaincu  d’avance.  Sans  vouloir  forcer  le  contraste,  sans 
méconnaître  tout  ce  qui  a été  fait  pour  la  défense,  il  est  certain 
que  cette  infériorité  existe  et  qu’à  moins  de  supprimer  le 
ministère  public,  le  législateur  perdrait  son  latin  à vouloir  la 
faire  disparaître.  Tout  ce  qu’on  peut  équitablement  demander 
à la  loi,  c’est  de  ne  pas  accentuer  à plaisir  ce  défaut  d’équi- 
libre, c’est  de  tout  faire  pour  que  le  combat  soit  sinon  égal, 
au  moins  loyal.  Nos  procédures  modernes,  celles  du  moins 
qui  se  sont  inspirées  du  code  de  1808,  satisfont-elles  à cette 
modeste  exigence?  Plusieurs  écrivains  contemporains,  français 
et  belges  ’),  l’ont  mis  en  doute  dans  des  ouvrages  récents.  Ils 
se  plaignent  d’entendre  dès  le  début  de  l’audience  la  voix  do- 
minatrice du  ministère  public,  à laquelle  le  défenseur  ne  peut 
à ce  moment  opposer  la  sienne.  Ils  dénoncent  le  rôle  imposé 
par  la  loi,  ou  plutôt  par  la  pratique,  au  président  des  assises 
qui  vient  à la  rescousse,  non  pas  pour  soutenir  la  partie  la 
moins  favorisée,  mais  pour  se  faire  l’auxiliaire  d’une  accusa- 
tion déjà  trop  puissante.  Ils  blâment  la  façon  dont  les  témoi- 
gnages sont  recueillis  à l’audience  et  répartis  en  catégories 
par  le  législateur  (audition  à titre  de  renseignements).  Ils  cri- 
tiquent enfin  la  situation  faite  au  jury  et  soutiennent  que  la 
méthode  employée  pour  consulter  ces  juges  laïques  n’est  point 
favorable  à la  manifestation  de  la  vérité.  Qu’y  a-t-il  de  fondé 
dans  ces  reproches?  en  quelle  mesure  nos  législations  romandes 


’)  Voir  Speyer,  Les  vices  de  notre  procédure  en  cour  d’assises, 
Bruxelles  et  Paris  1898;  Cruppi,  La  cour  d’assises,  Paris  1898.  Voir 
aussi  Laitier  et  Vonoven,  Les  erreurs  judiciaires  et  leurs  causes,  Paris 
1897.  Dans  son  ouvrage  sur  l’ Amélioration  de  ta  loi  criminelle  (Paris 
1855),  Bonneville  de  Marsan  gy  avait  déjà  formulé  plusieurs  de  ces 
critiques. 
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les  encourent-elles?  comment  modifier  leur  texte  pour  améliorer 
l’état  actuel  des  choses?  Voilà  ce  que  je  voudrais  examiner 
en  quelques  mots. 


I.  L’acte  d’accusation. 

Dans  les  procédures  calquées  sur  la  loi  française  *),  ce  do- 
cument, œuvre  du  procureur  général  ou  d’un  substitut,  doit 
être  rédigé  après  le  prononcé  de  l’arrêt  de  renvoi,  signifié  à 
l'accusé  avant  l’ouverture  du  débat,  lu  par  le  greffier  dès  le 
début  de  l’audience  et  remis  au  jury  au  moment  où  il  se  retire 
pour  délibérer.  L'origine  de  ces  prescriptions  remonte  au  droit 
intermédiaire*).  L'époque  révolutionnaire  fut,  on  le  sait,  une 
époque  d'anglomanie  à outrance.  En  transplantant  sur  le  con- 
tinent le  jury  d’accusation  et  le  jury  de  jugement,  on  voulut 
pousser  l’imitation  jusqu’au  bout  et  créer  dans  la  procédure 
française  l’équivalent  du  bill  d 'indictment  sur  lequel  en  Angle- 
terre vote  le  grand  jury.  L’acte  d’accusation,  tel  que  l’institua 
la  loi  de  1791  et  que  le  maintint  le  code  de  l'an  IV’),  était 
dressé  par  le. directeur  du  jury  de  concert  avec  le  plaignant, 
visé  par  le  parquet  et  soumis  au  jury  d’accusation  qui  l’accep- 
tait ou  le  rejetait.  En  cas  d’admission,  c'est  sur  la  base  de 
cet  acte  que  l’accusateur  public  poursuivait  l’inculpé  devant 
le  tribunal  criminel.  Ce  qui  revient  à dire  que  dans  cette  pro- 
cédure, l'acte  d'accusation  représentait  l’équivalent  de  notre 
arrêt  de  renvoi  actuel4). 

En  supprimant  le  jury  d’accusation,  en  dépouillant  le  jury 
du  pouvoir  de  renvoyer  l’inculpé  devant  la  juridiction  de  juge- 
ment, en  confiant  cette  mission  à la  chambre  d’accusation,  la 
législation  impériale  a toutefois  laissé  subsister  à côté,  au 
dessous  plutôt,  de  l’arrêt  de  renvoi  rendu  par  cette  chambre, 


')  Voir  code  d’inst.  crim.  français,  art  241,  242,  313,  341;  code  de 
procédure  pénale  de  Vaud,  art.  274,  275,  347,  388;  code  de  procedure 
pénale  de  Fribourg,  art.  240-242,  435;  code  d’instruction  pénale  de  Genève, 
art.  ISO,  192,  193,  277,  310. 

*)  Voir  F.  Ht' lie,  Traité  d’inst.  crim.,  VF,  p.  411,  et  Bonneville  de 
Marsangy,  loc.  cit.  p.  390  et  suiv. 

*)  Voir  code  du  3 Brumaire  an  IV,  art.  223,  226,  227,  229,  232, 
'235,  278,  344,  373,  379. 

4)  On  sait  qu’il  en  est  de  même  dans  le  code  de  procédure  pénale 
du  Tessin,  art.  164-176,  192,  218. 
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un  acte  d’accusation  qui  n’est  plus  que  le  pale  reflet  du  do- 
cument autrefois  désigné  sous  ce  nom.  En  effet,  la  seule  base 
actuelle  de  la  procédure  aux  assises  c'est  l’arrêt  de  renvoi; 
c’est  lui  qui  saisit  la  cour,  c’est  d’après  ses  termes  que  sont 
rédigées  les  questions  au  jury  *).  L’acte  d’accusation  n’a  plus 
dès  lors  qu’une  importance  très  restreinte.  11  ne  mérite  même 
plus  son  nom,  car,  dressé  après  le  renvoi  aux  assises,  ce  n’est 
plus  l’accusation  mais  bien  le  jugement  qu’il  prépare.  Simple 
exposé  des  faits  de  l’affaire  présenté  par  le  ministère  public, 
c’est  aux  juges  du  fond  qu’il  s’adresse.  Aucun  recours  en 
cassation  n’est  institué  contre  ce  document  d’ordre  secondaire; 
son  irrégularité  ne  vicie  pas  la  procédure1). 

Puisqu’il  a donc  cessé  d’être  une  des  pièces  essentielles 
de  la  charpente,  puisqu’on  pourrait  le  supprimer  sans  ébranler 
l’édifice  (la  procédure  neuchàteloise  nous  en  fournira  tout  à 
l’heure  la  preuve),  on  en  vient  tout  naturellement  à se  de- 
mander: Y a-t-il  avantage  à conserver  l'acte  d’accusation? 

Le  débat  oral,  le  débat  contradictoire,  s’est-on  assez  complu, 
depuis  près  d’un  siècle,  à célébrer  sur  le  mode  lyrique  cette 
double  conquête  sur  l’arbitraire  de  l’ancien  régime.  Mieux  eût 
valu  moins  d’enthousiasme  et  plus  de  logique.  Car,  quelle  fla- 
grante entorse  à ces  deux  dogmes  tant  vantés,  que  d’inaugurer 
le  débat  par  la  lecture  d’un  document  écrit  que  la  défense 
écoute  bouche  close.  Et,  si  l’on  tenait  à donner  ici  l’avantage 
à l'un  des  adversaires,  le  choix  n’est  pas  heureux,  tombant 
sur  la  partie  déjà  la  plus  favorisée.  Ce  monologue  est  donc 
en  principe  assez  malaisément  justifiable. 

Il  a d’autres  inconvénients.  Cette  parole  accusatrice,  tom 
bant  dans  une  terre  trop  bien  préparée,  peut  y faire  lever  des 
germes  difficiles  à déraciner.  On  prône  volontiers,  pour  l’opposer 
à la  sécheresse  d'flme  du  juge  juriste,  la  fraîcheur  d’impres- 
sions du  jury.  On  parle  moins  de  sa  capacité  d’attention,  parce 

')  L’art.  337  code  d'inst.  crim.  dit,  il  est  vrai  : * La  question  résul- 
tant de  P acte  d'accusation ...»  Mais  la  doctrine  et  la  jurisprudence  sont 
unanimes  en  sens  contraire.  Voir  F.  Hélie,  VI,  pp.  413,  421,  42S  et  suiv. 

*)  On  peut,  il  est  vrai,  recourir  en  cassation  lorsque  le  président 
ayant  à tort  rédigé  les  questions  au  jury  d’après  l’acte  d’accusation,  il 
est  constaté  que  ce  dernier  n’est  pas  conforme  à l’arrêt  de  renvoi.  Mais 
ce  n’est  pas  le  vice  de  l’acte  d’accusation,  c’est  uniquement  la  position 
vicieuse  des  questions  qui  ouvre  le  pourvoi.  Voir  F.  Hélie,  VI,  pp.  4:?>et  suiv. 


Digitized  by  Google 


Li'  détint  criminel  et  len  eeenin  nctueln  de  réforme.  ;i03 

que  ce  n’est  pas  par  cette  qualité  qu’il  se  recommande.  Savoir 
écouter  est  un  art  où  le  jury  se  montre  aussi  novice  que  dans 
celui  de  juger.  L’attention,  nous  apprennent  les  philosophes, 
est  un  état  anormal  et  difficile  à prolonger.  Les  codes,  eux 
aussi,  l’enseignent  à leur  manière,  puisqu’ils  enjoignent  au  pré- 
sident des  assises  de  réveiller  par  des  avertissements  pério- 
diques les  esprits  du  principal  intéressé  lui-même,  de  l’accusé  l). 
Certes,  je  ne  mets  pas  en  doute  la  bonne  volonté  du  juré.  11 
écoute  au  début  de  toutes  ses  oreilles,  mais  cette  application 
méritoire  est  trop  intense  pour  durer.  Car  le  débat  est  long, 
le  code  l’a  surchargé  de  formalités  ennuyeuses;  des  incidents 
surgissent,  parfois  interminables,  et  la  fatigue  se  fait  sentir. 
Il  faudrait  n’avoir  jamais  assisté  à un  procès  d’assises,  pour 
n’avoir  pas  observé  cette  lassitude  progressive,  cet  affaissement 
parfois,  chez  ceux  qui  vont  tout  à l’heure  statuer  sur  le  sort 
de  l’accusé.  Dans  cet  état  d’esprit,  les  événements  qui  se  gra- 
veront le  plus  profondément  dans  la  mémoire  du  juré  seront 
tout  naturellement  ceux  qui  se  rapprochent  le  plus  du  moment 
où  il  pouvait  écouter  sans  trop  d’efforts,  c'est-à-dire  ceux  qui 
se  sont  produits  au  commencement  de  cette  sempiternelle 
audience.  11  est  donc  fâcheux  qu’à  l’heure  où  la  faculté  d’en- 
tendre et  d’absorber  est  encore  intacte  chez  le  juge,  ce  soit 
l’accusateur  tout  seul  qui  parle.  Les  témoins  à décharge,  venus 
trop  tard  solliciter  une  attention  déjà  lassée,  pourront  être 
impuissants  à effacer  l’impression  première. 

Ce  danger  n’existe  pas,  a-t-on  prétendu,  parce  que  les 
greffiers,  auxquels  en  revient  le  soin,  ont  coutume  de  débiter 
l’acte  d’accusation  d’un  organe  si  parfaitement  indistinct  que 
pas  un  mot  n’arrive  au  banc  du  jury.  D’abord,  il  n’en  est  pas 
ainsi  partout.  Il  n’est  pas  défendu  à un  greffier  d’avoir  la 
voix  timbrée  et  à Genève,  par  exemple,  le  temps  n’est  plus 
où  le  juré  consciencieux  se  penchait  avec  angoisse,  faisant  de 
sa  main  un  cornet  acoustique  à son  oreille  pour  tâcher  de 
saisir  au  vol  quelques  bribes  dans  un  murmure  confus.  Cette 
impossibilité  d’entendre  fût-elle  d’ailleurs  constante  et  constatée, 
ce  serait  une  façon  assez  imprévue  de  défendre  une  formalité 
de  procédure  que  d’alléguer  qu’elle  n’a  pas  d’effet  possible. 


*)  Code  d’inst.  crim.,  pp.  313,  314. 
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Si  la  lecture  de  l’acte  d’accusation  à l'audience  est  déjà 
critiquable  par  son  influence  possible  sur  le  jury,  elle  devient 
désastreuse  lorsqu'elle  est  faite  en  présence  des  témoins.  C’est 
pourtant  ainsi  que  les  choses  se  passent  à teneur  du  code 
d'instruction  criminelle1).  C’est  après  que  le  greffier  a donné 
connaissance  de  l’arrêt  de  renvoi  et  de  l’acte  d’accusation, 
c’est  alors  seulement  que  le  président  procède  à l’appel  des 
témoins  et  les  invite  à se  retirer  dans  le  local  qui  leur  est 
destiné*).  C’est  un  peu  tard!  Le  législateur  aurait  pu  s’aviser 
qu’il  y avait  là  dans  l’audience  un  certain  nombre  de  paires 
d’oreilles  dans  lesquelles  ne  doivent  pas  tomber  des  paroles 
accusatrices.  Ainsi,  dans  une  procédure  où  la  preuve  entière 
reposant  sur  le  témoignage,  tous  les  efforts  devraient  tendre  à 
le  rendre  aussi  personnel,  aussi  primesautier  que  possible, 
c’est  le  récit  du  ministère  public  qu’entendent  à la  dernière 
minute  ceux  qui  vont  déposer.  Ils  se  retirent  ensuite  et  en 
leur  défendant  de  s’entretenir  entre  eux  du  délit  et  de  l’accusé, 
on  se  flatte  d’avoir  fait  assez  pour  sauvegarder  leur  indépen- 
dance. A ce  moment,  le  témoin  consciencieux  se  recueille,  il 
cherche  à raviver  ses  souvenirs,  mais  comment  ne  serait-il 
pas  troublé  dans  cette  reconstitution  tardive  par  l’exposé  de 
tout  à l’heure?  Il  est  à craindre  qu’au  lieu  de  faire  appel  à 
sa  seule  mémoire,  il  ne  soit  amené  à comparer  les  constata- 
tions par  lui  faites  avec  la  version  du  parquet.  Il  est  à craindre 
que  l’originalité  de  sa  déposition  n’en  souffre.  Bref,  cette  sorte 
de  leçon  faite  par  l’accusation  aux  témoins,  à l’instant  critique 
où  il  faudrait  les  préserver  de  toute  influence  étrangère,  est 
impossible  à justifier.  Aussi,  les  seuls  codes  romands3)  qui 
traitent  de  la  lecture  à l’audience  de  l’acte  d’accusation  ont-ils 


')  Art.  313,  315,  316.  Il  en  est  de  même  au  Tessin  (art.  192,  193), 
mais  dans  ce  canton  le  contenu  de  l’acte  d’accusation  équivaut'  à peu 
prés  à celui  de  notre  arrêt  de  renvoi. 

*)  Notez  que  si  l’art.  315  du  code  français  n’était  pas  tombé  en  dé- 
suétude en  ce  qui  concerne  l’ exposé  oral  du  ministère  public,  les  témoins 
devraient,  avant  de  quitter  l’audience,  entendre  encore  cette  paraphrase 
de  l’acte  d’accusation. 

*)  Va  tld  CU7)  et  Gentve  (277).  Le  code  de  Fribourg  n’indique  pas 
à quel  moment  celte  lecture  doit  avoir  lieu.  Kn  pratique  (je  dois  ce  ren- 
seignement à l’obligeance  de  M.  le  procureur-général  Perrier),  les  pré- 
sidents y font  procéder  tantôt  avant,  tantôt  après  l’appel  des  témoins. 
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eu  soin  d’intervertir  l’ordre  établi  par  la  loi  française.  La 
parole  n’est  donnée  au  greffier  qu’après  que  les  témoins  ont 
quitté  la  salle. 

Voilà  donc  l’acte  d'accusation  porté  par  cette  lecture  à 
la  connaissance  du  public,  des  jurés  et  parfois  aussi  des  témoins 
qui  n’en  devraient  pas  entendre  une  syllabe.  Ce  n’est  pas 
tout.  Les  législateurs  paraissent  avoir  pensé  qu’une  simple 
audition  ne  pourrait  pas  exercer  sur  les  juges  du  fond  une 
influence  assez  marquée..  La  plupart  d’entre  eux  prescrivent 
qu’à  la  clôture  du  débat  l’acte  d’accusation  sera  remis  au  jury 
avec  le  reste  de  la  procédure  écrite  ').  Il  paraît  même  que 
dans  la  pratique  belge  *)  ce  document  est  imprimé  à l’avance  et 
qu’au  début  de  l’audience,  chaque  juré  s’en  voit  distribuer  un 
exemplaire  ! Même  dans  les  pays  où  l’abus  ne  va  pas  jusque 
là,  le  jury,  nanti  d’une  pièce  qui  lui  paraît  importante,  est  en 
quelque  sorte,  au  moment  de  la  délibération  suprême,  incité  à 
en  mettre  le  contenu  en  balance  avec  les  témoignages.  Scripta 
maucnt.  Et  l’influence  déjà  assurée  à l’écriture  par  son  carac 
tère  de  permanence  est  renforcée  dans  le  cas  particulier  par 
l’autorité  que  le  document  tire  de  son  origine  même.  Ce  n’est 
pas  le  premier  venu  qui  raconte  à sa  façon  les  faits  de  la 
cause;  ce  n'est  pas  un  de  ces  témoins  hésitants,  pleins  d'em- 
barras ou  de  gaucherie,  suspects  parfois,  que  tout  à l'heure 
l’accusation  à traités  de  haut  et  que  le  président  lui-même 
s'est  peut  être  laissé  aller  à houspiller  quelque  peu.  Non,  c’est 
un  magistrat,  c’est  celui  dans  la  personne  duquel  chacun  s’est 
habitué  à incarner  les  intérêts  de  tous.  Or,  les  jurés  ne  sont 
pas  grands  clercs  en  matière  de  procédure;  la  querelle  des 
systèmes  leur  est  étrangère;  ils  n'ont  point  consacré  leurs 
veilles  à méditer  sur  les  bienfaits  de  la  procédure  orale.  En 
gens  pratiques,  ils  sont  fondés  à se  dire:  Si  M.  le  président  a 
remis  entre  les  mains  de  notre  chef  l'écrit  dans  lequel  M.  le 
procureur-général  explique  l’affaire,  c’est  apparemment  pour 
que  nous  en  fassions  usage.  Cruppi*)  affirme,  il  est  vrai,  que 

')  France  (341),  Valut  (388),  Fribourg  (43Ö),  (,'em've  (310).  Cette 
dernière  législation  prescrit  même  la  remise  au  jury  des  procès-verbaux 
des  dépositions  reçues  à l’instruction,  ce  qui  est  la  négation  absolue  de 
l’oralité. 

’)  Voir  Speyer,  loc.  cit.  pp.  5,  14.  16,  288. 

*)  Loc.  cit.  p.  08. 
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les  jurés  ont  d’ordinaire  le  bon  sens  de  ne  pas  accroître  leurs 
incertitudes  en  se  livrant  à l’étude  des  pièces.  Puisque  nul  ne 
pénètre  dans  le  sanctuaire  où  délibèrent  ces  distributeurs  de 
justice,  il  est  assez  difficile  de  savoir  ce  qu’il  y a de  vrai 
dans  cette  assertion.  Qu’ils  ne  s’astreignent  pas  à déchiffrer 
le  fatras  des  rapports  et  des  procès-verbaux,  c'est  ce  que  je 
croirais  volontiers.  Mais,  si  quelque  lacune  se  produit  dans 
leurs  souvenirs,  si  sur  quelque  point  les  témoignages  leur  pa- 
raissent insuffisants  ou  obscurs,  quoi  de  plus  naturel  pour  eux 
que  de  recourir  à la  version  officielle  selon  le  ministère  public? 
D’ailleurs,  la  rareté  de  cette  consultation  des  pièces  fût-elle 
démontrée,  c’est  déjà  trop  qu’elle  puisse  avoir  lieu.  La  remise 
de  l’acte  d’accusation,  c’est  la  possibilité  donnée  au  jury  de 
statuer  non  d’après  le  débat,  mais  d’après  l’instruction  prépa- 
ratoire; c’est  une  revanche  de  l’écriture  sur  l’oralité. 

Mais  laissons  là  les  formalités  extrinsèques  qui  l’accom- 
pagnent et  parlons  un  peu  de  l’acte  lui-mème.  Est-il  resté  ce 
qu’il  devrait  être?  Répond-il  dans  sa  forme  actuelle  au  but 
que  la  législation  impériale  s’est  proposé  en  le  maintenant 
dans  la  procédure?  On  sait  qu’à  Genève  comme  en  France  et 
un  peu  partout,  l’acte  d’accusation  a pris  aujourd’hui  la  torme 
d’un  récit  détaillé  des  circonstances  de  fait,  d’un  exposé  com- 
plet des  indices  et  des  charges.  Certains  auteurs  voient  dans 
cette  pratique  un  abus  né  de  l’interprétation  inexacte  de 
l’art.  241  du  code  d’instruction  criminelle1).  Ce  texte  décrit 
comme  suit  le  contenu  de  l’acte:  1°  La  nature  du  délit.  2°  Le 
fait  et  toutes  les  circonstances  qui  peuvent  aggraver  ou  dimi- 
nuer la  peine.  3°  La  désignation  du  prévenu.  S’ensuit-il  que 
le  parquet  soit  autorisé  à faire  un  historique  complet  de  l’affaire 
et  qu’il  puisse  relater  même  les  circonstances  qui  n’influent 
en  rien  sur  la  quotité  de  la  peine?  Speyer*)  soutient  énergi- 
quement la  négative.  11  ne  s'agit  pas,  dit-il,  d’établir  par  l'acte 
le  bien-fondé  de  l’accusation.  C'est  le  fait,  c’est-à-dire  le  délit 
avec  sa  qualification  légale,  et  non  les  faits  au  complet  dont 
le  législateur  demande  l’indication.  Les  circonstances  seules 


')  Reproduit  à peu  près  textuellement  par  Fribourg  (241)  et  Genève 
(l‘t2l.  Le  code  de  Brumaire  an  /l 'disait  au  contraire  que  l’acte  d’accu- 
sation doit  exposer  le  fait  avec  toutes  scs  circonstances  i22U). 

*)  Loc.  cil.  p.  f>  et  suiv. 
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qui  peuvent  modifier  cette  qualification  et  par  contre-coup 
modifier  la  peine,  les  circonstances  aggravantes,  les  faits  jus- 
tificatifs, les  excuses,  voilà  ce  qu’il  faut  insérer  dans  l’acte. 
Cette  interprétation  de  l’art.  241  est  confirmée  par  la  compa- 
raison avec  d’autres  textes.  Lisez  surtout  l’art.  314.  Le  prési- 
dent, y est-il  dit,  doit,  après  la  lecture  de  l’acte  d’accusation, 
résumer  à l’accusé  le  contenu  de  ce  document  et  ajouter  : 
« Voilà  de  quoi  vous  êtes  accusé  ; vous  ailes  entendre  les 
charges  qui  seront  produites  contre  vous ...»  Pour  que  ce 
magistrat  puisse  parler  ainsi,  il  faut  que  les  charges  n’aient 
pas  encore  été  dévoilées;  il  ne  faut  donc  pas  que  l'acte  lu 
tout  à l’heure  en  contienne  l’énumération.  L’art.  315  parle 
dans  le  même  sens.  L’exposé  qu’il  prévoit  dévient  une  vaine 
redite,  si  l’acte  a déjà  détaillé  les  faits.  Et  c’est  précisément 
l’ampleur  abusive  prise  dans  la  pratiqüe  par  le  document 
écrit,  qui  a fait  tomber  en  désuétude  cet  exposé  oral  de 
l’art.  315  >)• 

Ces  raisons  ont  quelque  poids,  mais  il  y en  a de  plus 
décisives  en  sens  contraire.  D’abord  un  argument  tiré  du 
texte:  Si  le  fait  dont  parle  l’article  241  n’était  que  la  quali- 
fication légale  de  l’acte,  l’énonciation  du  fait  ferait  double  em- 
ploi avec  l’indication  de  la  nature  du  délit.  Ensuite  un  argu- 
ment tiré  du  fond  ; En  conservant  à tort  ou  à raison  l’acte 
d'accusation  dans  la  procédure  actuelle,  le  législateur  a dû  lui 
reconnaître  quelque  utilité.  Or,  si  vous  admettez  l’opinion  du 
juriste  belge,  si  vous  réduisez  le  contenu  de  l’acte  d’accusation 
à la  seule  mention  du  fait  légalement  qualifié  avec  les  moda- 
lités pouvant  influer  sur  la  peine,  alors  cet  acte  n’a  plus  de 
sens,  puisqu’il  se  confond  avec  l’arrêt  de  renvoi.  Ce  dernier 
devant  énoncer  le  fait  et  les  circonstances  aggravantes,  l’acte 
d’accusation  n’en  serait  que  la  reproduction  textuelle.  Dans 
une  seule  hypothèse  on  pourrait  trouver  dans  l'acte  ainsi  res- 
treint des  renseignements  non  contenus  dans  l’arrêt  de  ren- 
voi, c’est  lorsqu’une  excuse  légale  ou  un  fait  justificatif  vien- 
drait à être  invoqué  avant  le  débat.  Mais  c'est  là  un  cas 
exceptionnel.  Dans  la  règle,  le  ministère  public  en  serait  ré- 
duit à se  faire  l’écho  affaibli  et  inutile  de  la  chambre  d’accu- 


')  L'art.  315  du  code  d’inst.  crin),  n'a  été  reproduit  ni  par  le  code  de 
Fribourg,  ni  par  celui  de  Genève. 
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sation.  Aussi  la  doctrine  française  est-elle  unanime  à com- 
prendre l’acte  d’accusation  comme  un  relevé  des  indices  et  cette 
interprétation  me  paraît  devoir  être  adoptée  pour  Fribourg  et 
Genève  qui  ont  des  dispositions  calquées  sur  le  code  d'instru- 
tion  criminelle.  Dans  le  canton  de  Vaud,  la  question  est  ré- 
solue dans  le  même  sens  par  un  texte  exprès.  L’article  274 
du  Code  de  procédure  pénale  dit  en  effet  : « Cet  acte  expose 
le  fait  et  les  charges  qui  pèsent  sur  l’accusé.  » 

Je  ne  crois  donc  pas  que  la  pratique  se  soit  sur  ce  point 
mise  en  contradiction  avec  la  loi.  Je  crois  en  revanche  que 
la  loi  a eu  tort  de  charger  le  ministère  public  de  faire  cette 
espèce  de  récit.  Les  auteurs  français,  Faustin  Hélie  en  tète  '), 
insistent  avec  énergie  sur  le  caractère  de  modération  et  d’im- 
partialité dont  l’acte  d'accusation  doit-être  imprégné.  11  doit, 
disent-ils,  donner  un  rapport  précis  et  non  un  plaidoyer;  il 
doit  être  rédigé  à charge  et  à décharge;  il  ne  doit  ni  discuter 
ni  conclure,  mais  raconter;  après  avoir  exposé  le  système  de 
l’accusation  sans  chercher  pour  l’heure  à le  justifier,  il  doit 
énoncer  fidèlement  les  arguments  de  la  défense  sans  chercher 
à les  affaiblir.  Le  ton  presque  anxieux  de  ces  recommandations 
dévoile  chez  les  théoriciens  qui  s’adressent  en  ces  termes  aux 
parquets  quelque  crainte  de  ne  pas  être  entendus.  C’est  qu’aussi 
c’est  une  délicate  besogne  dont  ils  prétendent  charger  là  les 
représentants  du  ministère  public.  Peut-on  sans  danger  de- 
mander à l une  des  parties  d’oublier  son  caractère?  Est-il 
prudent  de  réclamer  d’elle  un  exposé  strictement  objectif  de 
faits  que  sa  position  même  l’oblige  à voir  sous  un  certain 
jour?  On  dira  que  l’accusateur  public  n’est  pas  une  partie 
ordinaire  et  que,  dans  les  pays  tout  au  moins  où  une  con- 
damnation habilement  obtenue  n’est  pas  considérée  comme  un 
succès  de  carrière  et  un  titre  à l’avancement,  ce  plaideur  privi- 
légié n’a  pas  d’intérêt  personnel  engagé  dans  la  cause.  Soit! 
Je  me  souviens  assez  de  ma  théorie  pour  savoir  que  le  pro- 
cureur général  ne  doit  pas  être  un  accusateur  à outrance,  qu’il 
doit  vouloir  le  triomphe  de  la  vérité  et  pas  autre  chose,  qu’il 
est  donc  de  son  devoir  le  plus  élémentaire  d’éclairer  l’affaire 
sous  toutes  ses  faces,  puisqu’une  condamnation  imméritée  serait 
tin  dommage  pour  la  société  qu’il  représente.  Mais  les  mil- 

')  Voir  F.  Hélie,  Traité,  VI,  p.  4 là  à 418. 
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gistrats  du  parquet  ne  sont  pas  au-dessus  de  l’humanité  et 
sur  eux  comme  sur  leurs  semblables,  je  sais  quelle  influence 
presque  irrésistible  exerce  la  façon  de  vivre  et  le  milieu  profes- 
sionnel. Or,  cette  carrière  les  met  en  lutte  constante  avec 
l’accusé  et  les  prédispose  à voir  de  simples  fables  dans  les 
allégations  de  ce  perpétuel  adversaire.  Les  protestations  d’in- 
nocence les  laissent  sceptiques,  ils  en  ont  trop  entendu,  lis 
sont  payés  pour  n’avoir  plus  guère  d’illusions.  Je  n'ai  garde 
de  mettre  en  doute  leur  bonne  foi,  mais  je  ne  crois  pas  qu’ils 
soient  indiqués  pour  se  faire  les  porte-paroles  de  la  défense 
et  pour  développer  sans  parti-pris  ce  qu’on  appelle  volontiers 
le  système  de  l’accusé. 

D’ailleurs  la  pratique,  en  France  et  en  Belgique  du  moins, 
montre  à quel  point  les  adjurations  de  la  doctrine  sont  mal 
écoutées.  On  se  plaint  amèrement  là-bas  de  la  partialité  qui 
transforme  le  récit  en  réquisitoire  avant  la  lettre.  On  critique 
la  longueur,  l'imprécision  de  l’acte  d’accusation,  et  Cruppi 
déclare  sans  ambages:  «C'est  un  sommaire  que  la  loi  voulait, 
c’est  un  roman  qu’on  y a substitué.  » Thonissen  ')  dénonce  la 
passion  qui  convertit  les  présomptions  en  faits  acquis,  qui  met 
en  évidence  les  seules  circonstances  accusatrices,  qui  rend 
l’accusé  odieux  en  fouillant  dans  sa  vie  et  présente  ses  antécé- 
dents peu  favorables  comme  des  indices  de  sa  culpabilité  ac- 
tuelle. Le  criminaliste  belge  conclut  que,  malgré  conseils  et 
protestations,  l’acte  d’accusation  est  resté  aux  mains  du  minis 
tère  public,  un  instrument  puissant  et  dangereux.  Et  Speyer 
ajoute8):  «Il  ne  viendra  malheureusement  à l’esprit  de  per 
sonne  de  taxer  ces  graves  paroles  d’exagération.  * 

En  Suisse,  nous  n’en  sommes  pas  logés  là,  bien  heureuse- 
ment. Je  n’ai  de  renseignements  directs  que  sur  le  canton 
de  Genève,  mais  j’ai  quelque  raison  de  penser  qu’il  en  va  de 
même  chez  nos  confédérés.  Notre  ministère  public  ne  s’acharne 
pas  à obtenir  une  condamnation  malgré  tout.  Un  magistrat 
norvégien  me  disait,  après  avoir  assisté  à quelques  audiences 

')  Cité  par  Speyer,  loc.  cit.,  p.  14. 

*)  Ibid.,  p.  15,  Spcyer  affirme  même  (et  cite  à l’appui  de  scs  dires 
l’acte  d’accusation  dressé  dans  la  fameuse  affaire  d'empoisonnement 
Joniaux  que  l’on  en  est  arrivé  à scruter  dans  l’acte  la  valeur  des  dépo- 
sitions reçues  à l’instruction  et  à discuter  non  plus  les  faits  seulement, 
mais  des  intentions  ou  projets  arbitrairement  prêtés  à l’accusé. 
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de  nos  cours  pénales,  combien  il  avait  été  surpris  et  charmé  d’en- 
tendre à plus  d’une  reprise  le  représentant  du  parquet  aban- 
donner spontanément  une  accusation  qu’il  jugeait  ébranlée.  Et 
je  pus  lui  affirmer  que  ce  trait  de  loyauté  professionnelle  est 
fréquent  à Genève.  Ce  tribut  d'éloge  payé  et  pour  en  revenir 
au  point  spécial  qui  nous  concerne,  je  ne  voudrais  pas  jurer 
que  la  rédaction  des  actes  d’accusation  soit  chez  nous  à l’abri 
de  tout  reproche.  Comme  partout  ailleurs,  le  ministère  public 
y soutient  parfois  son  point  de  vue  avec  quelque  âpreté.  Il 
lui  arrive  aussi  de  procéder  par  affirmations  tranchantes  de 
dire:  «Il  est  établi...  il  est  démontré»,  alors  que  la  preuve 
tout  entière  est  encore  à faire.  Mais  en  dépit  de  ces  petits 
travers,  il  laut  reconnaître  que  jamais  abus  sérieux  ne  s’est 
produit,  que  jamais  plainte  ne  s'est  fait  entendre. 

Mais  je  vais  plus  loin.  Je  suppose  le  siège  du  ministère 
public  occupé  par  un  magistrat  modèle,  s’élevant  au-dessus  de 
toutes  nos  petitesses,  décidé  à rester  strictement  neutre  et 
personnellement  capable,  en  rompant  avec  toutes  ses  habitudes 
d’esprit,  de  mener  à bien  cette  entreprise.  Bref,  je  suppose  que 
les  faits  à charge  et  à décharge  soient  exposés  par  lui  avec 
un  égal  scrupule.  Tout  danger  de  partialité  et  d’inexactitude 
est-il  ainsi  écarté?  Non  certes.  Où  ce  magistrat  exemplaire 
est-il  allé  puiser  les  faits  qu’il  raconte?  Dans  le  dossier  de 
l’instruction,  qui  est  pour  lui  la  seule  source  accessible.  Or 
d'une  part  cette  instruction  n’est  pas  toujours  exemple  de 
parti-pris.  Le  juge  qui  l’a  conduite  a parfois  (c’est  un  reproche 
qu’on  lui  adresse  couramment)  mis  trop  de  complaisance  à 
faire  ressortir  tout  ce  qui  peut  compromettre  l’accusé.  Il  se 
peut  donc  que,  malgré  toute  sa  bonne  volonté,  le  rédacteur 
de  l'acte  d’accusation  ne  soit  pas  à même  de  tracer  un  tableau 
fidèle,  parce  que  certaines  couleurs  lui  manquent.  D’autre 
part,  et  c’est  là  le  point  capital,  l’instruction  écrite  ne  fixe 
pas  les  faits  d’une  façon  définitive.  Môme  en  l’absence  d’événe- 
ments imprévus,  de  ces  surprises  d’audience  qui  renversent 
tout  l’échafaudage,  il  arrive  qu’au  débat  les  témoins  varient 
et  les  points  de  vue  changent.  Tel  fait,  qui  d’après  les  procès 
verbaux  d’enquôte  pouvait  sembler  hors  de  doute,  est  parfois 
impossible  à reconstituer  devant  le  jury.  « Neuf  fois  sur  dix, 
dit  Speyer  '),  tout  le  débat  devant  la  Cour  d’assises  aura  pré- 

')  Luc.  cit.,  p.  24. 
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cisément  pour  but  de  déterminer  si  l’existence  de  certains  faits 
signalés  par  l’instruction  écrite  est  véritablement  constatée  ou 
non.  » Connaissant  le  caractère  précaire  des  données  qui  lui 
sont  fournies,  le  procureur  général  consciencieux  dont  je  par- 
lais toute  à l’heure  devrait  donc  se  garder  de  présenter  aux 
jurés  comme  faits  acquis  ce  qui  doit  précisément  faire  l’objet 
de  leur  examen.  Il  devrait  appuyer  avec  soin  sur  la  nature 
provisoire  des  constatations  faites,  les  traiter  en  simples  pré- 
somptions et  non  en  certitudes,  et,  comme  le  conseille  Faustin 
Hélie,  les  présenter  sous  une  forme  dubitative.  Mais  alors  à 
quoi  bon  prendre  la  peine  de  raconter,  devant  des  juges  qui 
n’en  doivent  pas  tenir  compte,  des  faits  de  l’existence  même 
desquels  on  n’est  point  assuré? 

Rédiger  l’acte  d’accusation  n’est  pas  seulement  une  be- 
sogne ingrate  et  stérile,  c’est  un  travail  qui,  pour  le  ministère 
public  lui-méme,  peut  avoir  ses  dangers1).  Forcé  d’échafauder 
des  arguments  et  de  conclure  sur  la  base  de  l’instruction 
écrite,  le  magistrat  qui  soutient  l’accusation  est  entraîné  à se 
forger  prématurément  un  système;  il  a son  siège  fait  avant  le 
débat.  Arrivé  à l’audience,  il  n’y  a plus  les  coudées  franches; 
il  lui  devient  difficile  d’abandonner  l’opinion  qu'il  a défendue 
dans  un  écrit  rendu  public  et  qui  est  devenue  comme  la  ver- 
sion officielle  de  l’affaire.  Se  croyant  lié  vis-à-vis  de  lui-méme 
et  vis-à-vis  du  jury,  il  risque  de  s’ancrer  ainsi  sans  trop  s’en 
douter  dans  ce  rôle  d’accusateur  à tous  crins,  qui  n’a  rien  de 
commun  avec  la  mission  du  ministère  public  sainement  com- 
prise. 

Ainsi,  l’influence  prépondérante  qu’il  peut  exercer  sur  le 
jury  dès  le  début  de  l’audience,  le  rôle  périlleux  à tous  égards 
que  sa  rédaction  loyale  impose  au  ministère  public,  les  abus 
auxquels  il  prête  en  pratique,  le  caractère  fragile  des  consta- 
tations écrites  sur  la  base  desquelles  il  est  dressé,  voilà  une 
longue  et  sérieuse  liste  de  griefs  contre  l’acte  d’accusation.  Il 
est  difficile  de  trouver  en  lui  les  mérites  qui  pourraient  ra- 
cheter tant  d’inconvénients.  Au  débat,  son  utilité  est  réduite  à 
zéro  depuis  qu’il  n’est  plus  que  la  doublure  de  l’arrêt  de  renvoi. 
Le  seul  argument  sérieux  invoqué  en  sa  faveur  est  celui-ci: 


‘)  Cette  observation,  que  je  crois  très  fondée,  m’a  été  suggérée  par 
M.  l’avocat  D'  Eugène  Borel,  ancien  procureur  général  à Neuchâtel. 
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Porté  il  la  connaissance  de  l’accusé  quelques  jours  avant  le 
débat  par  la  signification  requise  par  la  loi,  l’acte  d’accusation 
peut  être  utile  à la  défense.  Elle  y trouve  exposé  le  système 
de  son  adversaire,  en  note  le  fort  et  le  faible;  elle  peut  pré- 
voir comment  on  raisonnera  contre  elle  au  débat  et  prendre 
ses  précautions  d’avance.  -Je  remarque  d’abord  que,  comme  tout 
orateur  soigneux  de  ses  effets,  le  procureur  général  réservera 
ses  meilleurs  arguments  pour  l’audience,  sans  les  déflorer  par 
une  publication  prématurée.  Ensuite,  ce  qui  importe  ä l’accusé, 
c’est  bien  plutôt  de  connaître  exactement  les  faits  relevés 
contre  lui  par  l’instruction,  que  d’apprendre  la  façon  dont  le 
ministère  public  apprécie  ou  groupe  ces  charges.  La  meilleure 
garantie  de  la  défense,  ce  n’est  pas  la  signification  de  l’acte 
d’accusation,  c’est  la  communication  de  la  procédure  prépara- 
toire donnée  en  temps  utile  au  mandataire  de  l'accusé.  D’ail- 
leurs, dans  les  procédures  qui,  comme  la  nôtre,  admettent  le 
débat  contradictoire  devant  la  chambre  d’instruction,  le  défen- 
seur est  par  surcroît  pleinement  édifié  sur  la  tactique  de 
combat  admise  par  son  adversaire. 

Faut-il  donc  rayer  de  nos  codes  toute  mention  de  l’acte 
d’accusation  ? Beaucoup  le  pensent  ou  l’ont  pensé.  Faustin 
Hélie  lui-même,  qui  n’a  rien  d’un  novateur  dangereux,  laisse 
entendre  qu’il  verrait  cette  disparition  sans  regret1).  D’autres 
plus  hardis  en  proposent  carrément  la  suppression  et  quelques 
législations  récentes  l’ont  réalisée.  Une  seule  question  divise 
ces  réformateurs:  Convient-il  de  remplacer  cette  institution 
condamnée  par  une  formalité  nouvelle?  Ceux  qui  optent  pour 
l’affirmative  font  valoir  la  nécessité  de  conserver  au  débat  une 
relation  des  faits  pouvant  servir  de  fil  conducteur  au  jury. 
Sans  cette  orientation  générale,  on  risquerait,  pensent-ils,  de 
voir  les  témoignages  peu  ou  mal  compris.  Or,  le  ministère 
public  ne  pouvant  pas  demeurer  chargé  de  cette  mission,  deux 
méthodes  s’offrent  pour  remédier  aux  inconvénients  actuels: 
Ou  bien  rendre  cet  exposé  des  faits  objectif  en  chargeant  le 
président  de  le  présenter  ; ou  bien  le  rendre  contradictoire  en 
donnant  la  parole  aux  deux  parties  pour  tracer  brièvement  le 
plan  de  leur  système. 

l)  Traité,  VI,  p.  412  et  suiv. 
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Bonneville  de  Marsangy  opte  pour  la  première  de  ees 
alternatives.  Voilà  près  de  cinquante  ans  qu’il  proposait  déjà1) 
de  remplacer  l’acte  écrit  par  une  courte  exposition  et  d’en 
charger  le  magistrat  qui  dirige  l’audience.  Seul  le  président 
peut  remplir  cette  tâche,  affirmait-il,  parce  que  seul  il  est  im- 
partial. Hélas  ! il  ne  l’est  même  pas  toujours.  Les  auteurs  fran- 
çais (nous  y reviendrons  au  paragraphe  suivant)  critiquent  sans 
ménagements  le  parti-pris  avec  lequel  certains  conseillers  de 
cour  conduisent  les  débats.  Et  même  à supposer  qu’un  président 
scrupuleux,  comme  j’en  connais,  possédât  au  plus  haut  degré 
cette  vertu  fragile,  ne  risquerait-on  pas  de  compromettre  son 
impartialité  en  l’obligeant  à faire  l’historique  de  la  cause?  Une 
expérience  d’hier  enseigne  à quel  point  .il  est  malaisé  de  pré- 
senter, fût-ce  un  simple  et  sec  abrégé,  sans  laisser  trans- 
paraître sa  conviction  intime.  On  connaît  l’histoire  du  résumé 
en  France.  Aux  termes  du  code  de  1808,  cette  formalité  trou- 
vait place  après  la  clôture  du  débat  et  la  Cour  de  cassation 
la  considérait  comme  si  essentielle,  que  son  omission  entraî- 
nait nullité  radicale.  Eh  bien  ! ce  résumé  a donné  lieu  à de 
telles  manifestations  de  partialité  présidentielle , qu’une  loi 
récente  a dû  l’interdire  à peine  de  nullité2)!  Si,  comme  le 
demande  Bonneville,  on  se  bornait  à le  déplacer;  si,  au  lieu 
du  résumé  des  débats,  on  chargeait  le  président  de  faire  au 
début  de  l’audience  le  résumé  de  l’instruction,  je  ne  vois  pas 
bien  ce  qu’on  y aurait  gagné.  Au  surplus,  je  pense  que  le 
président  doit  être  autant  que  possible  ménager  de  ses  inter- 
ventions. Moins  on  l’obligera  à se  mettre  en  avant,  et  plus  il 
lui  sera  facile  de  conserver  sa  position  dominante.  Et  le  débat 
gagnera  en  dignité  avec  celui  qui  le  dirige. 

Le  système  du  double  exposé  contradictoire  est  soutenu 
par  Speyer®).  Le  procureur  général  d’abord,  le  défenseur 
après  lui,  feront,  chacun  à son  point  de  vue,  connaître  au  jury 
le  sujet  du  procès.  Us  l’éclaireront  ainsi  en  déblayant  l’affaire 
de  tous  détails  oiseux,  en  concentrant  l’attention  sur  les  ques- 
tions vitales.  Ces  exposés,  préparés  d’avance,  rendront  les 

')  Loc.  cit.,  p.  3 95. 

*)  Voir  Code  d’instr.  crira.  336  ancien  et  336  nouveau  (loi  du  19  juin 
1881).  Le  résumé  a été  supprimé  à Gcuùi'e  par  le  Code  d’instruction  pé- 
nale. Fribourg  est  le  seul  canton  romand  qui  l’ait  conservé  (254,  126). 

*)  Loc  cit.,  p.  51  et  suiv.,  68. 
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mêmes  services  que  les  conclusions  dans  le  procès  civil.  — Une 
objection  vient  immédiatement  à la  pensée  : les  résumés  vont 
dégénérer  en  débat,  en  plaidoiries  anticipées.  Entendant  dis- 
cuter sur  des  faits  qu’il  ignore  encore,  le  jury  perdra  d’emblée 
le  lil  pour  ne  plus  le  retrouver.  Speyer  prévoit  le  reproche 
et  s’efforce  de  le  réfuter.  Les  parties,  croit-il,  se  garderont 
d’engager  une  discussion  contraire  à leurs  intérêts.  11  serait 
trop  dangereux  pour  elles  de  lancer  des  atfirmations  que  les 
témoins  contrediront  peut-être  tout  à l’heure.  D’ailleurs,  la  loi 
est  là  et  le  président  aussi  pour  les  arrêter  sur  la  pente.  Soit  ! 
mais  on  sait  combien  la  pratique  en  prend  à son  aise  avec 
la  loi.  D’autre  part,  entre  un  simple  récit  et  une  appréciation 
des  faits,  la  distinction  n’est  pas  facile  à maintenir.  Dans  la 
procédure  actuelle,  lorsqu'un  avocat  pose  certaines  questions 
ou  cherche  à résumer  la  déposition  d’un  témoin,  combien  sou- 
vent n’entend-on  pas  le  président  lui  adresser  cet  avertissement 
aigre-doux  : Mais  M*  un  tel,  c’est  de  la  discussion  ! Et  le  dé- 
fenseur de  protester.  Je  crois  donc  qu’en  tous  cas  la  méthode 
proposée  multiplierait  entre  le  président  et  les  parties  les  oc- 
casions de  conflit,  l'accorde  qu'elle  aurait  un  avantage  sur 
le  système  actuel:  elle  tendrait  à rétablir  l’égalité  entre  les 
adversaires.  Le  procureur  général  n’exposerait  plus  l’affaire 
en  magistrat.  11  parlerait  non  plus  comme  un  oracle  auquel 
nul  n’ose  contredire,  mais  comme  un  simple  mortel,  comme 
une  partie  au  procès  et  sans  prétendre  à une  chimérique  im- 
partialité. 

Mais  est-il  donc  nécessaire  qu’il  parle  et  que  son  contra- 
dicteur parle  après  lui?  Ce  double  exposé,  qui  fera  forcément 
longueur,  est-il  indispensable?  J’en  doute.  La  meilleure,  la 
seule  manière  d’éclairer  le  jury,  c’est  l’audition  des  témoins. 
Et  s’il  était  vrai  qu’instruits  déjà  des  éléments  de  l’accusation 
par  l’arrêt  de  renvoi,  les  jurés  ne  soient  pas  même  en  état  de 
comprendre  les  dépositions  qui  se  succèdent  dans  un  ordre 
logique  et  font  revivre  les  faits  sous  leurs  yeux,  alors  ces 
magistrats-citoyens  devraient  céder  la  place  à une  juridiction 
plus  éclairée.  Mais  il  n’en  est  pas  ainsi,  et  pour  prouver  com- 
bien peu  se  fait  sentir  ce  prétendu  besoin  d'une  explication 
préliminaire,  je  puis  tirer  de  notre  procédure  correctionnelle 
un  argument  topique.  A Genève,  le  jury  connaît  des  délits 
aussi  bien  que  des  crimes.  Et  pourtant  aucun  acte  d'accu- 
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sation  n’est  produit  par  devant  notre  cour  correctionnelle.  L’ar- 
ticle 189,  Code  d’instruction  pénale,  n’ordonne  la  rédaction  de 
ce  document  que  si  le  fait  est  qualifié  crime.  Cette  disposition 
est,  je  pense,  un  ressouvenir  de  la  loi  française  qui,  n'admet- 
tant le  jury  qu’au  criminel,  cherche  par  un  luxe  de  formalités 
pas  toujours  heureusement  inspirées,  à donner  plus  de  solennité 
à la  procédure  d’assises.  Mais,  quelle  que  soit  son  origine  ou  sa 
valeur,  cet  article  189  existe,  il  est  appliqué.  Au  correctionnel, 
les  jurés  genevois  ne  connaissent  l’affaire  que  par  l’ordonnance 
de  renvoi  et  par  les  témoignages.  En  résulte-t-il  pour  eux  quelque 
incertitude?  Ont-ils  jamais  réclamé  plus  de  clarté?  A-t-on  remarqué 
que  leur  justice  fût  inférieure  à la  justice  criminelle?  En  aucune 
façon.  Un  jury  en  vaut  un  autre  et  l'on  comprend  mal  pourquoi 
ce  qui  est  suffisamment  intelligible  à six  citoyens  siégeant  au 
correctionnel  cesserait  brusquement  de  l’être  pour  douze  ci- 
toyens siégeant  aux  assises.  Dira-t-on  peut-être  que  les  procès 
criminels  sont  plus  longs  et  plus  chargés  de  faits  et  qu’il  y 
importe  donc  davantage  que  le  jury  soit  mis  au  clair  avant 
d’entendre  les  témoins?  Ce  n’est  pas  toujours  vrai.  Il  y a 
de  grosses  affaires  correctionnelles  ; il  y a des  débats  criminels 
fort  lestement  expédiés.  On  sait  d’ailleurs,  combien  la  frontière 
est  incertaine  entre  crimes  et  délits,  combien  par  contre-coup 
les  limites  de  la  compétence  des  deux  juridictions  sont  arbi- 
traires. En  matière  d’infractions  contre  la  propriété  par 
exemple,  c’est-à-dire  dans  les  procès  les  plus  fréquents,  est-ce 
la  nature,  est-ce  la  complication  des  faits  qui  va  décider  du 
tribunal  nanti?  Point  du  tout,  c’est  la  seule  importance  de  la 
somme.  Qui  dira  qu’une  escroquerie  soit  forcément  plus  facile 
à apprécier  par  ce  que  le  préjudice  n’y  atteint  pas  le  chiffre 
de  cinq  mille  francs?  Qui  soutiendra  qu’un  vol  domestique, 
par  le  seul  fait  que  son  importance  dépasse  deux  cents  francs, 
se  hérisse  brusquement  de  difficultés  telles  qu’un  document 
spécial  devienne  indispensable  pour  en  relater  les  circons- 
tances *)? 

Je  suis  donc  fondé  à conclure,  en  me  basant  sur  les  ré- 
sultats de  notre  justice  pénale,  que  l’acte  d’accusation  peut 
être  supprimé  sans  qu’il  soit  nécessaire  de  le  remplacer  par 

*)  Voir  dans  le  Code  pénal  genevois  l’art.  322  et  les  art.  329,  361 
et  364  modifiés  par  la  loi  du  25  septembre  1895. 

Scbweixeriache  Zeitschrift  för  Strafrecht.  12.  Jahrg.  21 
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un  exposé  quelconque.  J’ajouterai  que  tout  résumé  préliminaire 
a ses  dangers.  Le  juré  peut  s’en  faire  un  oreiller  de  paresse 
et  se  croire  dispensé,  une  fois  cette  instruction  revue,  d’écouter 
les  témoignages  avec  l’attention  que  mérite  la  vraie,  la  seule 
preuve. 

Citons  pour  mémoire  le  procédé  imaginé  par  la  Com- 
mission parlementaire  belge1).  Pour  suppléer  à l’acte  d’accu- 
sation dont  la  suppression  lui  paraît  s’imposer,  elle  propose 
de  faire  entendre  dès  le  début  de  l’audience  le  juge  d’instruc- 
tion à titre  de  premier  témoin.  Speyer*)  s’élève  très  vivement 
contre  cette  innovation,  déjà  consacrée,  paraît-il,  par  la  pra- 
tique belge.  Ce  juge  a connu  de  l’affaire  en  sa  qualité  de  ma- 
gistrat; il  a rendu  des  décisions  au  cours  de  son  enquête. 
Trop  souvent  il  s’érige  en  adversaire  de  la  défense.  En  tous 
cas  il  n’a  rien  vu,  rien  constaté,  il  ne  sait  rien  par  lui-même 
et  ne  peut  que  répéter  de  mémoire  (ou  même  en  rafraîchissant 
ses  souvenirs  par  une  lecture  opportune  des  procès-verbaux, 
ce  qui  dans  une  procédure  prétendue  orale  est  dérision  pure) 
les  déclarations  à lui  faites  par  autrui.  C’est  dire  que  les  con- 
ditions requises  pour  être  témoin  ne  se  réalisent  pas  en  sa 
personne. 

Tous  les  succédanés  proposés  pour  tenir  lieu  de  l’acte 
d’accusation  sont  donc  les  uns  dangereux,  les  autres  inutiles. 
Ce  qui  conduit  à conclure  à la  suppression  pure  et  simple. 
J’ai  montré  tout  à l’heure  par  l’exemple  de  notre  cour  correc- 
tionnelle qu’elle  n'était  point  incompatible  avec  le  jury.  L’expé- 
rience d’un  autre  canton  romand  vient  à l’appui  de  la  nôtre. 
L’acte  d'accusation,  même  en  matière  criminelle,  est  inconnu 
dans  la  procédure  neuchftteloise8).  11  ne  figurait  pas  dans  le 


')  Cette  commission  a déposé  son  rapport  dès  18**0.  Mais  la  Chambre 
des  députés  ne  s’est  plus  dès  lors  occupée  de  la  réforme  du  Code  d’ins- 
truction criminelle.  Voir  Speyer,  loc.  cit.,  p.  II  et  aussi  p.  38  et  suiv. 

*)  Loc.  cit.,  p.  172  et  suiv. 

3)  Parmi  les  procédures  qui  ne  connaissent  pas  l’acte  d’accusation, 
je  pourrais  citer  le  code  du  Valais.  Mais  il  y a bien  d’autres  choses  plus 
essentielles  que  cette  législation  fossile  ignore  et,  à l’appui  d’une  thèse 
que  je  défends,  il  me  déplairait  d’invoquer  l’exemple  d’un  code  qui  a con- 
servé la  preuve  légale  et  le  jugement  sur  pièces  sans  débat.  11  est  vrai 
que  le  code  valaisan  remonte  à 1848,  mais  ce  serait  une  raison  de  plus 
pour  le  changer  ! 
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code  de  1875;  il  ne  figure  pas  davantage  dans  le  code  actuel, 
et  ce  qui  montre  qu’on  n’a  jamais  songé  à l’instituer,  c’est  que 
l’exposé  des  motifs,  œuvre  du  regretté  Comaz,  n’en  fait  pas 
une  fois  mention.  Et  je  puis  affirmer,  parce  que  je  le  sais  de 
bonne  source,  que  l’absence  de  ce  document,  traditionnel  chez 
nous,  n’est  point  ressentie  dans  ce  canton  comme  une  lacune 
dans  la  procédure1). 

On  peut  dès  lors  se  demander  avec  Cruppi1):  «Pourquoi 
maintenir  ces  longs  morceaux  de  prose  qui,  s’ils  ne  servent 
pas  la  justice,  ne  sont  pas  non  plus  très  utiles  aux  lettres  » ? 
Je  suis  loin  d’exagérer  l’importance  de  cette  réforme,  pour  les 
pays  surtout  dans  lesquels  le  ministère  public  n'est  pas  enclin 
à abuser  de  ses  avantages.  Je  crois  pourtant  que  par  leur 
suppression  le  jury  serait  débarrassé  d’une  influence  dange- 
reuse et  le  ministère  public  déchargé  d’un  rôle  qui  n’est  pas 
le  sien.  L’accusé  enfin  n’y  perdrait  rien,  puisqu’il  verrait  dis- 
paraître une  des  causes  qui  dans  le  débat  criminel  créent  et 
accentuent  l’inégalité  à son  détriment. 

H.  L’interrogatoire  de  l’accuaé. 

L’usage  s’en  est  introduit  un  peu  partout.  Tantôt  avant, 
tantôt  après  la  réception  des  témoignages,  le  président,  après 
avoir  invité  l’accusé  à se  lever,  le  questionne  en  long  et  en 
large  sur  les  faits  de  l’affaire,  sur  ses  moyens  d’existence,  sur 
sa  vie  passée,  bref  de  otntti  re  scibili.  Cette  pratique  est-elle 
partout  conforme  à la  loi?  Les  résultats  en  sont-ils  assez  heu- 
reux pour  qu’on  la  maintienne?  Dans  l’affirmative,  à quelle 
phase  du  débat  cet  interrogatoire  doit-il  trouver  place  et  par 
qui  doit-il  être  conduit?  Telles  sont  les  principales  questions 
qui  se  posent  à son  sujet. 

La  légalité  de  l’interrogatoire  présidentiel  ne  saurait  être 
mise  en  doute  dans  les  cantons  de  Vaud  et  Neuchâtel,  ni  dans 


*)  Désireux  d’être  documenté  sur  ce  point,  je  me  suis  adressé  à 
M.  Eug.  Borel,  docteur  en  droit  et  avocat.  M.  Borel  a rempli  les  fonc- 
tions de  procureur  général  à Neuchâtel  avant  d'y  pratiquer  le  barreau. 
Il  a fait  ses  débuts  à la  barre  de  Genève.  Il  possède  donc  l’expérience 
des  deux  systèmes.  Dans  l’instructive  réponse  qu’il  m’a  fait  parvenir,  il 
n’hésite  pas  à se  prononcer  pour  la  suppression.  Pour  lui  comme  pour 
moi  l'acte  d’accusation  n’a  guère  que  des  inconvénients. 

*)  Loc.  cit.,  p.  57. 
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celui  de  Fribourg.  Dans  les  deux  premiers,  la  loi  l’institue  en 
termes  exprès;  dans  le  troisième,  elle  l’autorise  d’une  façon 
suffisamment  explicite1).  La  question  se  pose  tout  autrement 
pour  la  France  et  pour  le  canton  de  Genève.  Il  est  difficile 
d’expliquer  sur  quoi  se  fonde,  chez  nos  voisins  et  chez  nous, 
cette  formalité  que  la  loi  française  ignore  et  que  la  nôtre 
semble  même  proscrire,  mais  que  la  jurisprudence  a consacrée. 

L’interrogatoire  n’est  mentionné  ni  dans  le  code  d'instruc- 
tion criminelle,  ni  dans  les  travaux  qui  l’ont  préparé.  On  a 
affirmé,  mais  à tort,  que  les  articles  405  et  319  de  ce  code 
lui  étaient  applicables.  L’article  405  parle  il  est  vrai  d’un 
examen  de  l'accusé.  Mais  ce  mot  examen  (qui  se  retrouve 
dans  la  rubrique  du  chapitre  IV)  a été  pris  par  le  législateur 
comme  synonyme  du  débat  dans  son  ensemble  et  non  pour 
désigner  un  questionnaire  spécial.  11  y a accord  des  auteurs 
sur  ce  point*).  Quant  à l’article  319,  il  autorise  le  président  à 
demander  des  éclaircissements  à l’accusé  an  cours  des  dépo- 
sitions et  voilà  tout.  Il  ne  crée  pas  un  interrogatoire  en  forme. 
A Genève,  les  textes  s’interprètent  plus  nettement  encore 
contre  une  pareille  institution.  L’art.  292  du  code  d'instruction 
pénale,  qui  fait  pendant  à l'art.  319  du  code  d’instruction  cri- 
minelle, peut  bien  moins  encore  que  son  modèle  servir  A jus- 
tifier l’usage  établi.  Ce  texte  autorise  non  le  président  seul, 
mais  les  membres  de  la  cour  et  les  jurés  eux-mêmes,  à ques- 
tionner l’accusé  pendant  les  témoignages.  Si  donc  la  légalité 
d’un  interrogatoire  présidentiel  pouvait  en  être  déduite,  il 
faudrait  également  admettre  que  les  deux  juges  assesseurs  et 
les  douze  jurés  peuvent  jusqu’au  dernier  faire  de  par  la  loi 
subir  à l’accusé  le  supplice  de  quatorze  interminables  ques- 
tionnaires! Lisez  aussi  l’article  301  de  notre  code.  Vous  y verrez 
que  «les  enquêtes  achevées»,  les  parties  prennent  successive- 
ment la  parole  pour  leurs  plaidoyers.  11  est  donc  purement 
abusif  d’intercaler  entre  les  témoignages  et  la  discussion  des 
preuves  un  dialogue  que  la  loi  n’a  pas  prévu.  Dans  une  ma- 
tière stricti  juris  comme  la  procédure  pénale,  il  est  inadmis- 


')  Vaud,  350;  Neuchâtel,  413  et  suiv.;  Fribourg , 41e».  Valais  ne 
connaît  ni  débat,  ni  interrogatoire. 

*)  Voir  Spcycr,  loc.  eit.,  p.  70. 
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sible  qu’une  formalité,  surtout  de  cette  importance,  repose  sur 
la  coutume  seule. 

Mais  le  pouvoir  discrétionnaire?  dira-t-on.  Ne  permet-il 
pas  au  président  de  procéder  comme  bon  lui  semble  pour  la 
découverte  de  la  vérité?  En  interrogeant  l’accusé,  ce  magistrat 
ne  fait  donc  qu'user  de  sa  prérogative  légale.  Certains  arrêts 
ont  statué  dans  ce  sens  et  c’est  à cette  solution  que  semble 
conduire  le  texte  du  code  de  Fribourg1).  Je  la  crois  fausse.  Le 
pouvoir  exorbitant  qu’avec  force  circonlocutions*)  la  loi  confie 
au  président  des  assises,  ne  va  pas  jusqu’à  corriger  ou  com- 
pléter cette  loi.  Parer  aux  nécessités  imprévues  de  l'heure 
présente,  décréter  dans  un  cas  donné  des  mesures  d'instruc- 
tion auxquelles  le  législateur  n’a  pu  songer  d’avance,  telle 
est  sa  raison  d’être  et  sa  justification3).  Mais  pas  plus  que  la 
coutume,  la  prérogative  présidentielle  ne  peut  introduire  dans 
la  procédure  une  forme  permanente.  La  loi  seule  en  a le  pou- 
voir. D’où  je  conclus  que  si  l’interrogatoire  doit  être  conservé, 
il  faut,  à Genève  comme  en  France,  insérer  dans  le  code  une 
disposition  qui  le  vise  en  termes  formels. 

Mais  y a-t-il  intérêt  h le  maintenir?  Avant  de  répondre, 
il  convient  d’en  étudier  de  plus  près  le  caractère  et  tout  d’abord 
de  rechercher  à laquelle  des  parties  au  procès  il  est  favorable. 
L’idéal  serait  que  cet  interrogatoire  servît  il  l’accusation  pour 
confondre  le  coupable  et  il  l’innocent  pour  faire  tomber  une 
accusation  mal  fondée.  Mais  la  perfection  n’est  pas  du  monde 
de  la  procédure  et  en  pratique  les  choses  ne  se  passent  pas 
tout  il  fait  ainsi.  Pour  l’accusation,  déjà  si  riche  en  ressources, 
l’interrogatoire  est  une  arme  de  plus.  Il  arrive  que  l’habileté 
présidentielle  arrache  à l’accusé  quelque  déclaration  compro- 
mettante ou  même  un  aveu  à la  onzième  heure.  Quant  à l’in- 
nocent, on  se  plaît  il  dire  que  ce  questionnaire  est  en  sa  fa- 
veur une  précieuse  garantie.  J’ai  peur  que  ceux  qui  répètent 
cette  phrase  ne  se  soient  pas  donné  la  peine  d’en  vérifier  le 


‘)  Fribourg,  419:  «Il  est  abandonné  à sa  discrétion  le  droit  (sic)  de 
diriger  et  quant  au  fond  et  quant  à la  forme  les  questions  i\  adresser 
soit  au  prévenu,  soit  aux  témoins.» 

*)  Voir  France,  2(18.  Genève,  239. 

*)  Dans  ce  sens  F.'Hélie,  Traité,  VIII,  p.  451.  Ce  pouvoir,  dit-il,  ne 
doit  être  exercé  que  si  des  circonstances  inattendues,  des  modifications 
survenues  dans  le  débat  rendent  nécessaire  l’intervention  présidentielle. 
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contenu.  Innocent  lors  du  débat,  cet  homme  ne  l’était  pas 
moins,  je  suppose,  au  moment  où  les  poursuites  ont  commencé 
contre  lui  ! Or,  à peine  arrêté,  au  début  même  de  l’instruction 
judiciaire,  le  premier  soin  du  magistrat  qui  la  dirige  a été 
d’entendre  son  inculpé,  ainsi  que  la  loi  lui  en  fait  un  devoir.  Si 
l'interrogatoire  est,  comme  on  l’affirme,  un  moyen  infaillible 
pour  dissiper  les  soupçons  injustes,  comment  expliquer  que  le 
magistrat  informateur,  qui  à ce  moment  là  surtout  est  sans 
parti-pris,  soit  resté  sceptique?  Malgré  ses  protestations,  l’in- 
nocent n’a  convaincu  personne.  La  meilleure  preuve  c’est  que 
le  voilà  devant  le  jury.  Chaque  interrogatoire  devait  lui  per- 
mettre de  se  disculper  victorieusement  et  pourtant  le  juge 
d’instruction  ne  l’a  point  relaxé,  le  procureur  général  a re- 
quis contre  lui,  et  la  Chambre  l’a  traduit  devant  ses  juges.  Le 
cri  d’innocence  alors  vainement  poussé,  pourquoi  serait-il 
mieux  entendu  aujourd’hui,  à ce  débat  où  l’accusé  sent  peser 
sur  lui,  avec  tous  les  matériaux  amassés  par  l’instruction,  le 
préjugé  fâcheux  créé  par  l’arrêt  de  renvoi?  Tant  de  charges 
nouvelles,  jugées  sérieuses  par  tant  d’autorités  judiciaires,  en 
diminuant  le  degré  de  créance  que  paraissent  mériter  les  as- 
sertions de  l'accusé,  rendent  presque  désespéré  tout  essai  de 
justification  tardive. 

Mais,  insiste-t-on,  l’accusé  n’est-il  pas  le  meilleur  et  le 
mieux  renseigné  des  témoins?  Renoncer  à l’entendre  ne  serait- 
ce  pas  se  priver  d’informations  précieuses  et  voiler  la  vérité? 
Encore  une  phrase.  L'accusé  n’est  pas  un  témoin.  Il  se  sait 
innocent,  mais  ceux  qui  l’écoutent  doutent  d’une  parole  qui 
ne  leur  semble  pas  désintéressée.  D'ailleurs,  s’il  est  faussement 
accusé  pour  autrui,  quels  éclaircissements  veut-on  qu’il  four- 
nisse sur  un  fait  qu’il  ignore? 

Cette  trop  naturelle  défiance  envers  l’accusé  m’amène  à 
la  comparaison  du  présent  avec  le  passé.  L’interrogatoire  est 
un  héritage  de  l’époque  inquisitoriale,  mais  sa  nature  s’est 
profondément  modifiée  avec  les  moyens  d’investigation  mis  en 
usage.  Sous  l’ancien  régime,  c'était  un  mode  de  preuve,  c’était 
même  la  procédure  probatoire  par  excellence.  L’accusé  d’alors, 
on  le  considérait  un  peu  comme  une  matière  compressible, 
qu’il  s’agissait  de  pressurer  pour  en  faire  jaillir  des  déclara- 
tions qu’on  admettait  comme  véridiques.  De  là  les  procédés 
énergiques  employés  pour  lui  délier  la  langue.  On  tenait  son 
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aveu  pour  bon,  mais  ses  dénégations  pareillement,  s’il  restait 
inébranlable  et  ne  laissait  pas  échapper  dans  les  tortures  une 
parole  compromettante.  11  avait  acheté  assez  cher  le  droit  d'être 
cru.  L’accusation  (lorsque  du  moins  la  question  n’était  pas 
donnée  avec  réserve  de  preuves)  était  purgée  et  la  liberté 
reconquise.  On  croyait  il  la  possibilité  d’extraire  la  vérité  de 
l’accusé  et,  ce  point  de  départ  admis,  le  système  était  logique. 
Je  ne  songe  pas  à le  défendre.  Pour  ceux  même  qui  refusent 
d’admettre  avec  Lombroso  que  le  criminel  soit  moins  acces- 
sible à la  souffrance  que  l’homme  normal,  le  procédé  qui  con- 
siste à identifier  l’innocence  avec  l’endurance  physique  reste 
incompréhensible.  J’ai  toujours  pensé  que  les  juges  d’alors, 
les  juges  intelligents  du  moins  et  qui  ne  réussissaient  pas  à 
s’aveugler  volontairement,  avaient  dû  passer  bien  des  nuits 
blanches.  Sans  doute  ils  étaient  couverts  par  les  ordonnances, 
sans  doute  ils  avaient  fait  leur  devoir  de  magistrats,  mais 
cela  rassurait-il  leur  conscience  inquiète  de  la  valeur  d’aveux 
ainsi  extorqués?  Quoiqu’il  en  soit,  la  justice  d’autrefois  croyait 
en  l’accusé,  soit  qu’il  avouât,  soit  qu’il  déniât  les  faits. 

Aujourd’hui,  devenus  plus  ménagers  de  l’épiderme  d’autrui 
et  aussi  plus  difficiles  à convaincre,  nous  tiendrions  à bon 
droit  pour  suspectes  les  confessions  arrachées  par  la  contrainte- 
physique.  Aussi  avons-nous  désarmé  le  juge,  réduit  à se  con- 
tenter des  réponses  qu'on  voudra  bien  lui  faire.  Aussi,  les 
déclarations  du  principal  intéressé  ayant  cessé  d’avoir  la  va- 
leur d’un  témoignage,  l’interrogatoire  a-t-il  perdu  le  caractère 
d’une  procédure  probatoire  proprement  dite.  Ce  n’est  plus 
qu’une  sorte  d’appel  suprême  à la  bonne  foi.  Je  ne  sais  trop 
si,  en  dehors  de  leur  intégrité  corporelle  préservée,  les  accu- 
sés ont  beaucoup  gagné  au  change.  Je  ne  crois  pas  que  leur 
position  au  procès  en  soit  devenue  meilleure.  Lorsqu'il  tient 
l’accusé  sur  la  sellette,  le  président  des  assises  ne  lui  dit 
plus  : Reconnaissez-vous  coupable  ou  proclamez-vous  innocent. 
Il  lui  dit,  ce  qui  est  fort  différent  : Reconnaissez-vous  coupable 
ou  prouvez  votre  innocence.  On  voit  de  suite  que  l’un  de  ces 
conseils  est  infiniment  plus  facile  â suivre  que  l’autre.  S’accuser 
est  aisé,  se  blanchir  est  une  rude  tâche  pour  qui  a toutes  les 
apparences  contre  soi.  Un  mot  suffit  pour  créer  l’aveu  et  de 
la  sincérité  de  ce  mot  lâ  qui  songe  â douter?  Quelle  appa 
rence  qu’à  ce  moment  suprême  l’accusé  se  perde  à plaisir? 
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A peine  sorti  de  ses  lèvres,  l’aveu  est  acquis  et  définitif.  Une 
dénégation,  au  contraire,  ne  vaut  qu'appuyée  d’une  démonstra- 
tion qui  puisse  convaincre  le  juge.  Et  le  juge  se  défie.  Aux 
assertions  de  l’accusé,  il  oppose  le  faisceau  des  charges  et  des 
déclarations  accusatrices.  Si  donc  la  torture  a disparu  de 
l’interrogatoire  moderne,  la  preuve  y est  toujours  réservée  et 
l'accusé  n'y  est  cru  sur  parole  que  pour  ce  qui  lui  est  défa- 
vorable. C’est  précisément  l'opposé  de  ce  qui  se  passe  dans 
les  procédures  civiles  qui  admettent  le  serment  décisoire.  Là 
nous  sommes  trop  crédules,  ou  nous  feignons  de  l’étre,  et  nous 
permettons  au  débiteur  de  se  libérer  en  levant  la  main.  Le 
serment  donne  trop  beau  jeu  au  plaideur  de  mauvaise  foi.  Pour 
l’accusé  digne  d’intérêt,  l’interrogatoire  n’olfre  que  désavantage. 

Il  y a plus.  Dans  certains  pays,  cette  formalité,  même 
dépouillée  des  anciens  moy.ens  de  coercition,  est,  s’il  faut  en 
croire  les  écrivains  les  plus  récents,  devenue  un  danger  non 
pour  l’accusé  seulement,  mais  pour  la  justice,  qui  avec  son 
impartialité  y compromet  son  prestige.  Ecoutons  ces  doléances1) 
et  voyons  si  chez  nous  aussi  il  y a lieu  de  pousser  un  cri 
d’alarme.  En  France  et  en  Belgique,  une  fois  l’exposé  préli- 
minaire des  faits  présentés  par  l’intermédiaire  du  greffier,  le 
ministère  public  garde  le  silence  et  semble  se  désintéresser 
du  débat.  Mais  voici  que  pour  le  remplacer  surgit  à l’impro- 
viste  un  autre  accusateur  et  le  plus  redoutable  de  tous.  La 
voix  du  président  s’élève  pour  interroger  l’accusé.  11  parle, 
il  parle  longtemps.  Dans  certaines  causes  célèbres  (affaire 
Joniaux,  affaire  de  Nayve)  on  a vu  ce  dialogue  dont  le  pré- 
sident fait  presque  tous  les  frais  remplir  quatre  longues  jour- 
nées! Et  pour  le  dire  en  passant,  la  suppression  du  résumé 
par  la  loi  de  1881  a,  paraît-il,  contribué  à développer  l’in- 
terrogatoire au  delà  de  toute  mesure. 

Au  début  d’ailleurs,  tout  se  passe  à souhait.  Les  interlo- 
cuteurs, très  corrects,  s'observent  et  se  tâtent.  Les  questions 
sont  prudentes,  mesurées  et  le  président  a grand  soin  de  ne 
pas  parler  en  son  propre  nom.  « L'accusation  vous  reprochera  » 
dit-il.  Mais  voici  que  les  répliques  se  pressent,  voici  que  l’ac- 
cusé, mis  en  demeure  d'expliquer  son  attitude,  s’anime  et 

')  Voir  Speyer,  loc.  cit.,  p.  71  et  suiv.  et  surtout  Cruppi,  loc.  cit., 
p.  7b  et  suiv.,  132  et  suiv.  Ce  qui  va  suivre  est  emprunté  presque  textuel- 
lement à ces  deux  auteurs. 
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conteste  les  faits  avec  énergie.  Voici  le  président  qui  s’échauffe 
à son  tour  et  le  colloque  qui  tourne  au  duel.  Plus  de  précau- 
tions de  langage!  C’est  en  son  nom  maintenant,  c’est  avec 
Apreté  que  le  président  affirme  ou  dément.  Le  ton  prend  une 
allure  agressive  qui  s’étendra  désormais  au  débat  tout  entier 
et  voilà  la  guerre  allumée  par  celui  que  ses  fonctions  appe- 
laient à être  le  pacificateur  par  excellence.  L’accusé  semble 
presque  être  devenu  son  ennemi  personnel.  C’est  sur  les  dé- 
positions défavorables  que  le  magistrat  se  plaît  à insister;  il 
semble  avoir  pris  à tâche  de  mettre  en  pièces  le  « système  » de 
la  défense;  il  croit  remplir  son  devoir  en  cherchant  de  son 
mieux  à former  l’opinion  du  jury.  Il  ne  se  contente  pas  des 
antécédents  fournis  par  le  casier,  il  fouille  dans  la  vie  de  l’ac- 
cusé, dans  celle  des  siens  même,  et,  jaloux  de  la  colère  céleste, 
recherche  jusqu’à  la  quatrième  génération  des  méfaits  problé- 
matiques, en  tous  cas  sans  lien  sérieux  avec  l'affaire  actuelle. 
L’accusé  proteste;  le  défenseur,  à qui  le  silence  pèse,  inter- 
vient et  fulmine.  Bref,  le  duel  dégénère  en  mêlée.  Le  prési- 
dent, ainsi  descendu  au  rang  de  partie,  saura-t-il  ensuite  rede- 
venir un  juge? 

On  voit  que  les  auteurs  dont  je  résume  les  griefs  ont  cru 
constater  chez  leurs  présidents  d’assises  une  véritable  par- 
tialité contre  l’accusé.  C’est  si  vrai,  qu'ils  en  ont  ouvertement 
recherché  la  cause  et  pensent  l’avoir  découverte.  Le  directeur 
des  débats  criminels,  disent-ils,  n’est  point,  comme  il  l’est  en 
Angleterre,  un  ancien  avocat  élevé  par  ses  mérites  à la  dignité 
de  juge.  Magistrat  de  carrière,  il  a passé  par  tous  les  degrés 
de  la  hiérarchie,  sans  appartenir  jamais  au  barreau.  En  re- 
vanche, il  a généralement  exercé  des  fonctions  dans  quelque 
parquet.  En  tous  cas,  il  s’est  trouvé,  à tous  les  échelons  de 
son  ascension  vers  les  sommets  professionnels,  en  contact 
constant,  en  relation  étroite  et  amicale  avec  les  membres  du 
ministère  public.  On  comprend  que  l’instinct  répressif  se  soit 
développé  chez  lui  avec  prédominance.  On  comprend  qu’il  soit 
enclin  à méconnaître  le  rôle  et  les  nécessités  de  la  défense,  à 
traiter  en  adversaires  accusé  et  avocat. 

A cette  façon  de  penser  qu’explique  son  origine,  se  joint 
chez  ce  magistrat  le  désir  d’avancer  en  grade.  Cruppi  ’)  dé- 

')  Loc.  cit.,  p.  10^  et  suiv.,  123  et  suiv. 
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clare  crûment  que  la  fonction  de  président  d’assises  est  envi- 
sagée comme  une  corvée,  une  étape  ennuyeuse  qu'il  s’agit 
d’abréger  par  des  services  exceptionnels.  Les  conseillers, 
aflirme-t-il,  n’ont  guère  souci  du  droit  criminel  et  professent 
même  quelque  dédain  à son  endroit.  Sortis  du  civil,  toute  leur 
ambition  est  d’y  rentrer,  si  possible  dans  quelque  poste  plus 
en  vue.  « Le  rêve  est  la  première  chambre  civile,  où  les 
grands  avocats  plaident  les  grands  procès . » C’est  donc  au 
moment  où  l’expérience  leur  en  vient,  qu’ils  quittent,  et  sans 
regret,  leurs  fonctions  pénales.  Pour  revenir  plus  vite  et  en 
bonne  posture  de  cette  sorte  d’exil,  il  faut  sc  mettre  hors 
pairs.  Or,  ce  n’est  guère  qu’aux  dépens  de  l’accusé  que  les 
présidents  peuvent  briller.  C’est  ainsi  que  leur  vient  la  ten- 
tation de  réussir  là  où  le  juge  d’instruction  a échoué  et  d’af- 
firmer ainsi  leur  perspicacité  et  leur  connaissance  des  hommes. 
C’est  ainsi  qu’ils  en  viennent  à concevoir  l’interrogatoire  comme 
un  moyen  de  convaincre  le  jury  en  confondant  celui  qui  doit 
être  un  coupable.  C’est  ainsi  qu’ils  travaillent  avant  tout  à 
lui  arracher  l’aveu,  cette  reine  des  preuves.  Ironie,  passion, 
questions  captieuses,  bonhomie  trompeuse  à laquelle  succède 
brusquement  l’apostrophe  cinglante,  toutes  les  armes  leur  sont 
bonnes  pour  mettre  en  contradiction  avec  lui-même  l’infortuné 
qui  se  débat  entre  leurs  griffes.  Vraiment,  à lire  Cruppi, 
l'image  vous  vient  du  président  se  faisant,  pour  monter  plus 
haut,  un  marchepied  du  corps  de  l’accusé. 

Si  j’ajoute  que,  d’après  le  même  écrivain  l),  le  ministère 
public  exerce  sur  la  nomination  des  présidents  une  influence 
prépondérante,  si  j'ajoute  que  l’opinion  du  parquet  n’est  point 
indifférente,  lorsqu’il  s’agit  d’appeler  un  conseiller  à de  nou- 
veaux honneurs,  on  pourra  conclure  de  tout  cela  que  le  prési- 
dent ne  possède  pas  toutes  les  qualités  qu’il  faudrait  et  que, 
pour  conduire  un  interrogatoire  impartial,  il  lui  en  manque 
une,  l’impartialité. 

Ainsi  déposent  (car  je  me  suis  gardé  d'ajouter  une  touche 
sombre  au  tableau)  sur  ce  qu’ils  ont  constaté  chez  eux,  des 
témoins  autorisés  et  forts  de  leur  expérience  de  praticiens.  Les 
abus  sont-ils  vraiment  aussi  flagrants,  aussi  constants  qu'ils  les 
dépeignent?  ]e  n’ai  aucune  raison  d'en  douter  et  n’ai  d’ailleurs 


’)  Loc.  cit.,  p.  110,  112,  117  et  suiv. 
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pas  voix  au  chapitre.  Je  sais  mieux  ce  qui  se  passe  dans  nos 
cantons,  à Genève  surtout,  et  je  sais  que  les  choses  y vont 
tout  autrement.  Le  rôle  moins  en  dehors,  moins  théâtral  si  l’on 
veut,  qu’y  joue  le  président  des  assises,  s’explique  tant  par  la 
différence  des  tempéraments  nationaux,  que  par  l’absence  totale 
chez  nos  magistrats  d’un  intérêt  personnel.  Moins  brillants, 
moins  spirituels  que  nos  voisins  de  France,  nous  poussons 
beaucoup  moins  loin  qu’eux  l’amour  de  la  forme  et  en  disant 
cela  je  ne  crois  point  faire  notre  éloge.  Ternes,  calmes,  telles 
sont  les  épithètes  que  nous  prodiguent  les  chansonniers  du  crû 
et  ils  s’y  connaissent.  En  tous  cas  les  effets  oratoires,  les  mots 
sensationnels  ne  sont  point  ce  que  nous  recherchons.  Nous 
n’estimons  pas  volontiers  qu’un  homme  soit  un  grand  homme 
parce  qu’il  est  l’auteur  d’une  épigramme  qu’on  aime  à redire. 
Encore  une  fois,  cette  fayon  de  juger  n’a  en  soi  rien  de  méri- 
toire. Peut-être  sommes-nous  au-dessous  des  raisins  dorés  de 
l’éloquence  dans  la  posture  piteuse  du  renard  de  la  fable,  car 
c'est  un  fait  d’expérience  que  nous  parlons  mal  et  sans  grâce. 
Mais  cette  simplicité,  qui  déguise  peut-être  l’indigence  oratoire, 
aura  du  moins  produit  un  effet  salutaire,  si  c’est  grâce  à elle 
qu’à  notre  Cour  d’assises  l’interrogatoire  n’est  pas  devenu  l’évé- 
nement attendu,  le  clou  du  procès.  Il  l’est  si  peu,  que  je  sais 
des  présidents  qui  le  réduisent  à sa  plus  simple  expression. 

D’ailleurs,  que  gagneraient  nos  magistrats  à la  recherche 
même  fructueuse  d’un  succès  personnel?  Celui  qui  conduit  les 
débats,  c’est  le  président  de  la  Cour  de  justice  civile  et  cri- 
minelle. Pour  lui,  la  direction  des  assises  n’est  pas  un  stage 
dont  on  souhaite  le  terme,  c’est  une  partie  des  hautes  fonctions 
qu’il  exerce.  Il  sait  donc  qu’il  aura  cette  présidence  à garder 
tant  qu’il  demeurera  en  charge.  Pour  lui,  l’avancement  n’existe 
pas,  puisque,  parvenu  au  faîte  de  la  hiérarchie  judiciaire,  il 
n’a  plus  rien  au-dessus  de  lui.  On  comprend  désormais  pour- 
quoi l’interrogatoire  est  resté  chez  nous  une  simple  demande 
d'éclaircissements,  au  lieu  de  devenir  comme  ailleurs  une  ma- 
chine de  guerre. 

Tous  les  inconvénients  signalés  chez  nos  voisins  s'incarnent, 
on  l’a  vu,  dans  la  personne,  dans  la  fonction  de  celui  qui  fait 
l’interrogatoire.  Là-même  où  ces  abus  ne  se  sont  pas  produits, 
il  est  à peu  près  impossible  au  président  (j’ai  déjà  signalé  ce 
tait  à propos  de  l’exposé  présidentiel  par  lequel  certains  veulent 
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remplacer  l’acte  d’accusation)  de  questionner  sans  laisser  de- 
viner sa  façon  de  penser.  Et  il  est  fl  craindre  que  cette  con- 
viction entrevue  n’influe  sur  le  jury.  11  était  donc  tout  naturel 
de  se  demander  s’il  ne  conviendrait  pas  de  confier  à quelque 
autre  une  mission  qui  fait  sortir  le  président  de  ses  attributions 
naturelles.  Au  XVI*  siècle  déjà,  le  vieil  Ayrault1)  écrivait: 
«Interroger  l’accusé,  c’est  plus  tost  advocacer  que  juger!» 
Pourquoi  donc  ne  pas  charger  l’avocat  général  de  cette  besogne? 
C’est  la  solution  que  propose  Speyer s).  Obtiendrait-on  par  là 
l’interrogatoire  impartial,  il  serait  chimérique  de  le  croire,  mais 
mieux  vaut  hostilité  déclarée  que  bienveillance  hypocrite.  L'ac- 
cusé d’abord  se  tiendra  sur  ses  gardes,  sachant  avoir  affaire 
à son  antagoniste.  Si  d’autre  part  le  procureur  général  montre 
clairement  sa  conviction  de  la  culpabilité,  le  mal  ne  sera  pas 
grand.  Le  jury  s’y  attend  de  la  part  de  l’accusateur  et  ne  se 
laissera  pas  influencer.  Le  président  enfin,  déchargé  d’un  devoir 
périlleux,  sera  rendu  à son  rôle  naturel  d’arbitre  suprême. 

Ainsi  raisonne  le  criminaliste  belge.  Son  vœu,  le  légis- 
lateur l’a  exaucé  déjà  dans  un  de  nos  cantons  suisses,  dans 
celui  du  Tessin.  L’interrogatoire  s’y  fait  par  le  procureur 
public  *)  et  je  me  souviens  d’avoir  ici  même 4)  salué  comme  un 
progrès  notable  cette  restriction  des  attributions  présidentielles. 
A la  réflexion,  un  peu  d’eau  froide  est  tombé  sur  mon  enthou- 
siasme et  à cet  interrogatoire  d’une  partie  par  l’autre  partie, 
j’ai  cru  découvrir  certains  inconvénients.  A la  forme  d’abord, 
ce  pouvoir  donné  à l’un  des  adversaires  sans  réciprocité  pos- 
sible est  une  anomalie.  Ce  n’est  point  là  vaine  critique  de 
théoricien  formaliste.  Je  crains  que  cette  prérogative  nouvelle 
ne  mette  l’accusateur  plus  haut  encore  au-dessus  de  l’accusé. 
Quant  au  président,  il  serait  téméraire  de  penser  que,  dispensé 
de  poser  les  questions,  il  puisse  se  désintéresser  du  dialogue. 
Je  signalais  plus  haut,  à propos  de  cet  exposé  contradictoire 
qu’on  a proposé  de  faire  figurer  au  début  de  l’audience,  le 
danger  d’une  intervention  forcée  du  président.  Ici  je  le  redoute 
plus  encore.  Il  est  invraisemblable  en  effet  qu’entre  adversaires 

’)  Cité  par  < riippi,  loo.  vit.,  p.  1T>. 

’)  l.oc.  vit.,  p.  'Ci. 

Tessin,  art.  102  et  suiv. 
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la  conversation  reste  calme  et  courtoise.  Des  contestations  vont 
se  produire,  des  altercations  même  s'élever.  Le  président  res- 
ponsable de  l’ordre  ne  peut  rester  impassible.  11  cherche  à 
calmer  d’abord,  puis  il  réprimande.  Mais  les  esprits  sont 
échauffés,  les  paroles  ne  se  mesurent  plus  exactement  et  placé 
entre  le  marteau  et  l'enclume  le  président,  qui  a mécontenté 
l’une  au  moins  des  parties,  risque  fort  de  recevoir  quelque 
atteinte  dans  la  querelle.  Sans  doute  c’est  comme  autorité  su- 
prême qu’il  intervient;  il  peut  commander,  frapper  même;  mais 
la  façon  dont  il  distribuera  ses  rigueurs  ne  permettra-t-elle  pas 
de  deviner  de  quel  côté  vont  ses  sympathies?  En  tous  cas,  dans 
les  incidents  aigus  qui  surgiront,  la  sérénité  présidentielle  est 
exposée  à laisser  quelques  plumes. 

Qu’on  confie  l'interrogatoire  à telle  autorité  plutôt  qu’à 
telle  autre,  ce  n’est  après  tout  pas  le  point  capital.  La  ques- 
tion de  la  date  a plus  d’importance.  Il  devrait  être  de  règle 
absolue  que  cette  formalité  se  place  après  et  non  avant  l’au- 
dition des  témoins.  Et  cela  pour  deux  raisons  impérieuses. 
D’abord  toute  notre  procédure  est  basée  sur  la  reconstitution 
du  fait  par  le  témoignage;  on  veut  que  la  conviction  du  jury 
se  forme  d’après  ce  qui  sera  prouvé  sous  ses  yeux  à l’audience, 
et  d’après  cela  seulement.  Or,  si  l’examen  de  l’accusé  a lieu 
avant  les  dépositions,  c’est  dans  le  dossier  du  juge  informateur 
seulement  que  les  questions  peuvent  être  puisées,  c’est  sur 
les  constatations  précaires  de  l’instruction  que  tout  va  rouler. 
Non  seulement  cette  façon  de  procéder  permet  une  nouvelle 
invasion  de  l’élément  écrit  dans  le  débat,  mais  encore  elle  est 
essentiellement  de  nature  à troubler  le  jury,  qui  assiste  ainsi 
à une  discussion  portant  sur  des  charges  qu’il  ignore.  Sans 
compter,  et  c’est  là  le  grief  le  plus  sérieux,  que  ce  procédé  ne 
me  paraît  pas  loyal.  La  justice  ne  doit  pas  tendre  des  pièges;  il 
faut  que  celui  qui  va  répondre  soit  au  courant  de  tout  ce  qui  a 
pu  être  relevé  contre  lui.  Or,  dans  les  pays  surtout  où  l’instruc- 
tion n’est  pas  contradictoire,  ou  ne  l'est,  comme  à Genève,  que 
par  intermittences,  l’accusé  en  connaît  mal  les  résultats.  Il  a 
reçu  copie  des  pièces,  c'est  vrai,  mais  les  a-t-il  lues,  les  a-t-il 
comprises,  s’est-il  rendu  compte  de  la  gravité  des  déclarations 
portées  contre  lui?  Sans  doute  son  avocat  est  mieux  instruit, 
mais  ce  n’est  pas  le  défenseur  qu’on  interroge  et  même  s'il  a 
cherché  à endoctriner  son  client,  à lui  souiller  d’avance  les 
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réponses  à faire,  l’imprévu  du  questionnaire  va  presque  à coup 
sûr  déconcerter  et  mettre  hors  de  garde  un  homme  peu  habitué 
à la  discussion.  Bref,  mis  sur  la  sellette  avant  que  les  témoins 
aient  défilé  à la  barre,  l’accusé  est  en  quelque  sorte  incité  à 
se  compromettre  par  des  assertions  hasardées  que  les  déposi- 
tions démentiront  tout  à l'heure.  Cet  interrogatoire  prématuré 
prend  ainsi  une  fflcheuse  apparence  d'embuscade.  Au  contraire, 
une  fois  la  preuve  faite  en  sa  présence,  il  est  logique,  il  est 
équitable  aussi  de  demander  à l’accusé,  désormais  exactement 
renseigné  sur  sa  position,  comment  il  concilie  son  attitude  avec 
les  déclarations  qui  viennent  d’être  recueillies.  A ce  moment-là, 
c’est  affaire  à lui  d’être  circonspect  ; il  en  sait  autant  que  celui 
qui  l’accuse  et  que  ceux  qui  vont  le  juger.  Tant  pis  pour  lui 
s'il  s’obstine  à contredire  un  témoin  digne  de  foi,  s’il  s’embar- 
rasse dans  des  réponses  contradictoires,  ou  ne  sait  quelle  ex- 
plication fournir  de  sa  conduite.  Voilà  pourquoi  je  préfère,  et 
de  beaucoup,  l’usage  suivi  à Genève  à la  coutume  française 
de  l’interrogatoire  préliminaire.  Voilà  pourquoi  les  codes  de 
Vaud  et  de  Neuchâtel  me  paraissent  avoir  fait  fausse  route, 
puisqu’eux  aussi  placent  cette  formalité  avant  les  témoignages1). 

Voilà  notre  étude  achevée.  Elle  doit  nous  avoir  mis  à même 
de  conclure  pour  la  suppression  ou  pour  le  maintien,  ou  tout 
au  moins  nous  avoir  fait  trouver  une  solution  intermédiaire  qui 
satisfasse.  L’interrogatoire  actuel,  qu'il  soit  conduit  par  le  pré- 
sident ou  par  le  procureur  général,  prête  manifestement  à l’abus. 
D’autre  part,  tenir  l’accusé  bouche  cousue,  comme  le  fait  la  pro- 
cédure anglaise,  lui  interdire  presque  la  parole,  c’est  un  sys- 
tème bien  absolu.  Puisqu’on  a là  sous  la  main  l’auteur  présumé 
de  l’infraction,  il  ne  nous  paraîtrait  guère  raisonnable,  à nous 
autres  continentaux,  de  refuser  de  l’écouter  s’il  avoue  de  son 
plein  gré,  ou  s’il  demande  à fournir  à ses  risques  quelques 
explications.  En  Angleterre  même,  cette  règle  du  silence  forcé 
est  vivement  attaquée  *). 

Mais  pourquoi  ériger  cette  audition  de  l’accusé  en  une 
formalité  indépendante  et  presque  solennelle?  Cet  interrogatoire 


’)  Vaud,  3T)0,  Neuchâtel , 413  et  suiv.  Dans  le  même  sens,  Tessin,  l‘*T> 
et  suiv.  Fribourg  n'indique  pas  d'une  façon  nette  à quel  moment  l’inter- 
rogatoire doit  avoir  lieu. 

’)  Notamment  par  Stephen.  Voir  Speyer,  loc.  cit.,  p.  RI. 
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unique,  portant  sur  l’ensemble  des  faits,  prend  trop  facilement 
une  importance  exagérée,  un  caractère  apprêté  et  presque 
théfttral.  Sa  longueur,  sa  minutie  aigrit  les  interlocuteurs.  Je 
me  demande  avec  Speyer  *)  s’il  ne  conviendrait  pas  de  briser 
en  plusieurs  morceaux  ce  dialogue  trop  prolongé.  Bref,  le  re- 
mède, pour  Genève  et  pour  la  France  tout  au  moins,  ne  serait-il 
pas  tout  simplement  dans  le  retour  à la  loi  ? Ne  suffirait-il  pas 
amplement  d’examiner  l'accusé  après  chaque  déposition  et  à 
propos  seulement  de  ce  qui  vient  d’être  dit  par  le  témoin? 
Plus  d'interrogatoire  en  forme,  mais  des  interrogatoires  frag- 
mentés, réitérés  et  précis.  A cette  réforme,  le  débat  perdrait 
peut-être  quelque  chose  de  son  intérêt  dramatique.  Il  gagnerait 
en  calme  et  en  clarté.  Après  tout,  les  audiences  d'assises  ne 
sont  pas  destinées  à procurer  des  jouissances  aux  amateurs 
d’émotions  fortes. 


')  Voir  ses  propositions,  loc.  cit.,  p.  88  et  suiv.,  %. 
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Zur  Abgrenzung  des  Notstandes. 

Von 

Carl  Stootts. 


In  mein«r  Schrift:  „Chirurgische  Operation  und  ärztliche 
Behandlung“  habe  ich  S.  3 behauptet:  „In  Notwehr,  im  Not- 
stand, in  Ausübung  der  Strafpflicht  und  anderer  staatlicher 
Pflicht,  in  Ausübung  der  Selbsthülfe  wird  überall  in  ein  Gut. 
z.  B.  in  die  Gesundheit  und  die  körperliche  Integrität  eines 
Menschen  eingegriffen,  um  die  Güter  anderer  zu  schützen .“  Der 
Chirurg  dagegen  „verletze“  den  Körper  und  die  Gesundheit 
derjenigen  Person,  deren  Körper  und  Gesundheit  geschützt 
werden  soll.  Und  zwar  solle  die  Gesundheit  des  Patienten 
gerade  durch  die  „ Verletzung “ geschützt  werden.  Es  liege  also 
eine  Identität  sowohl  in  der  Person  des  Verletzten  und  des 
Geschützten  vor,  als  eine  Identität,  in  dem  Gut,  das  cerletzt  und 
geschützt  wird.  Diese  Identität  der  Person  und  des  Objektes, 
erklärte  ich,  sei  in  den  sog.  Fällen  ausgeschlossener  Rechts- 
widrigkeit nicht  vorhanden.  In  diesen  Fällen  fehle  insbeson- 
dere auch  die  Identität  des  angegriffenen  und  geschützten  Gutes. 

Ich  schloss  mit  der  Erklärung:  Während  in  den  Fällen  sog. 
ausgeschlossener  Rechtswidrigkeit  die  Schädigung  des  einen 
Gutes  das  Mittel  ist,  um  andere  Güter  zu  schützen,  und  die 
Schädigung  daher  durch  den  Zweck  dieses  Güterschutzes  be- 
stimmt wird,  ist  die  operative  „Körperverletzung“  das  Mittel, 
um  den  Körper  und  die  Gesundheit  der  Person,  die  verletzt 
icird , zu  schützen. 

Finger l)  vermisst  Klarheit  darüber,  ob  ich  die  Identität  der 
verletzten  und  geschützten  Person  oder  die  Identität  des  ver- 


')  Dr.  Augustin  Finger , Professor  der  Rechte  in  Prag;.  Chirurgische 
Operation  und  ärztliche  Behandlung.  Zeitschrift  für  die  gesamte  Strafrechts- 
wissenschaft. Al.  Band,  S.  13  ff. 


Digitized  by  Google  I 


IP’'^ 


Zur  Abgrenzung  der*  Notstandes.  331 

letzten  und  geschützten  Guten  als  ausschlaggebend  erachte;  er 
erblickt  in  dem,  was  ich  ausführe,  eine  Ungenauigkeit  des  Aus- 
drucks, die  er  ganz  allgemein  als  einen  Mangel  meiner  Schrift 
bezeichnet.  Allein  wie  sich  aus  meinen  Ausführungen  ergiebt, 
unterscheidet  sich  die  operative  Behandlung  von  den  sog.  Füllen 
ausgeschlossener  Rech tswidrigk eit  sowohl  durch  die  Identität 
der  angegriffenen  und  geschützten  Person,  als  durch  die  Iden- 
tität des  angegriffenen  und  geschützten  Gutes.  Ich  behaupte 
in  der  That,  in  den  Füllen  ausgeschlossener  Rechtswidrigkeit 
werde  weder  die  nämliche  Person  noch  das  nämliche  Gut  gleich- 
zeitig antjegriffen  und  geschützt.  In  den  Fällen,  die  ich  in  meiner 
Schrift  erörterte,  fallen  die  beiden  Momente  regelmässig  zu- 
sammen ; denn  mit  der  Identität  der  Person  ist  bei  höchstpersön- 
lichen Gütern  auch  die  Identität  des  Gutes  gegeben.  Wenn 
ich  einen  Menschen  durch  Operation  verwunde,  weil  dies  sein 
körperlicher  Zustand  erfordert,  so  verwunde  ich  die  nämliche 
Person,  die  ich  behandle,  und  wenn  ich  sie  dadurch  an  der 
Gesundheit  schädige,  so  verletze  ich  das  nämliche  Gut,  das 
ich  durch  die  Verletzung  schützen  will.  Das  wird  von  der  Kritik 
unter  Hinweis  darauf  bestritten,  dass  eine  operative  Körper- 
verletzung vielleicht  nicht  den  Körper  und  die  Gesundheit, 
sondern  das  I.ehen  schütze  und  erhalte.  Allein  das  ist  meines 
Erachtens  eine  zu  subtile  Unterscheidung.  Man  kann  zwar  ge- 
wiss Angriffe  auf  das  Leben  und  auf  die  Gesundheit  unter- 
scheiden, aber  man  kann  das  Leben  eines  kranken  Menschen 
nur  schützen , indem  man  den  Organismus  des  Menschen 
und  seine  wichtigsten  Funktionen  schützt.  Der  Tod  tritt  ein, 
wenn  dem  Organismus  die  Bedingungen  des  Lebens  fehlen. 
Wenn  der  Arzt  daher  einem  Menschen  das  Leben  erhalten  will, 
so  muss  er  ihm  die  Organe  und  die  Funktionen  erhalten,  ohne 
die  das  Leben  unmöglich  ist.  Der  Hirtenknabe,  dem  in  einer 
Berghütte  beide  Beine  erfroren  waren,  konnte  nur  durch  die 
Amputation  der  Beine  gerettet  werden,  er  zog  es  vor,  zu  sterben; 
aber  wenn  er  die  Amputation  zugegeben  hätte,  so  wäre  ihm 
das  Leben  nur  erhalten  worden,  wenn  ihm  die  Organe  erhalten 
werden  konnten,  die  zum  Leben  nötig  sind.  Die  Amputation 
hätte  also  nicht  nur  sein  Leben,  sondern  auch  seine  Gesund- 
heit geschützt.  Die  lebensrettende  Behandlung  eines  Kranken 
ist  daher  nichts  anderes,  als  ein  ausgezeichneter  Gesundheits- 
schutz. 

8chwciseri»chc  Zeitschrift  für  Strafrecht.  12.  Jahrg.  22 
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Wenn  ich  von  der  Identität  des  verletzten  und  geschützten 
Gutes  spreche,  so  meine  ich  damit  selbstverständlich,  dass  ein 
und  dasselbe  individuelle  Gut  verletzt  und  geschützt  werde,  und 
nicht,  wie  Finger  annimmt,  dass  das  verletzte  Gut  zu  der  näm- 
lichen Art  von  Gütern  gehöre,  wie  das  geschützte.  Da  jeder 
Mensch  nur  ein  Leben  und  eine  Gesundheit  hat,  die  an  seine 
Person  gebunden  sind,  so  tritt  hier  der  Unterschied  nicht  her- 
vor, aber  wenn  es  sich  um  den  Schutz  des  Vermögens  handelt, 
so  liegt  eine  Identität  des  geschützten  und  des  angegriffenen 
Gutes  nur  dann  vor,  wenn  der  nämliche  Gegenstand  (ein  und 
dasselbe  Pferd,  Haus,  Bild)  angegriffen  und  geschützt  wird  und 
dieser  Schutz  durch  die  Verletzung  bewirkt  ist. 

von  Lilienthal  und  Finger  wenden  ein,  es  gebe  Fälle  des 
Notstandes,  die  eine  Identität  der  verletzten  und  geschützten 
Person  und  eine  Identität  des  verletzten  und  geschützten  Gutes 
oder  eine  der  beiden  Identitäten  aufweisen.  Wenn  das  richtig 
wäre,  so  ist  zwar  die  absolute  Geltung  meines  Satzes  hinfällig, 
es  würde  aber  die  Thatsache  bestehen  bleiben,  dass  in  den 
Fällen  sog.  ausgeschlossener  Rechtswidrigkeit,  auch  im  Not- 
stände, regelmässig  ein  Gut  der  einen  Person  geschützt  wird, 
um  ein  (damit  nicht  identisches)  Gut  einer  andern  Person  zu 
schützen,  während  die  operative  Behandlung  sich  dadurch 
charakterisiert,  dass  ein  Mensch  angeblich  an  seiner  Gesund- 
heit verletzt  und  derselbe  Mensch  an  eben  dieser  Gesundheit 
dadurch  geschützt  wird. 

Nach  dieser  Auseinandersetzung  gehe  ich  auf  die  Prüfung 
der  Fälle  ein,  die  von  Lilienthal  und  Finger  mir  vorgehalten 
haben. 

von  Lilienthal L führt  folgenden  Fall  an:  Wenn  ein  Bruder 
dem  andern  den  von  einer  Maschine  ergriffenen  Arm  abhaut, 
um  ihn  vor  dem  sicheren  Tode  zu  retten,  so  liegt  eine  straf- 
lose Notstandshandlung  vor.  Wohl  absichtlich  lässt  von  Lilien- 
thal die  rettende  Handlung  durch  den  Bruder  des  Gefährdeten 
vornehmen.  Denn  wenn  es  nicht  der  Bruder  wäre,  so  läge 
nach  dem  geltenden  deutschen  Strafrecht  keine  Notstandshand- 
lung  vor.  Wie  würde  von  Lilienthal  die  offenbar  allein  gerechte' 
Straflosigkeit  des  Thüters  in  diesem  Falle  begründen,  wenn 

b A'.  r.  Lilien! hat.  Die  pfliehtinälssige  Ärztliche  Handlung1  und  das  Straf- 
recht. Simderahdruck  aus  der  Festgabe  der  Heidelberger  Juristischen  Fa- 
kultät für  B.  .1.  Rekker.  lsi»!*. 
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dieser  kein  Angehöriger  des  „Verletzten“  ist?  Er  würde 
sieh  wahrscheinlich  auf  die  Einwilligung  des  Verletzten  berufen, 
deren  Bedeutung  aber  sehr  bestritten  ist.  Was  aber,  wenn  der 
Gefährdete  erklärt  hat:  „Lass  mich,  ich  will  lieber  sterben“? 
von  Lilienthal  kann  einwenden,  der  Fehler  liege  am  Gesetz,  der 
Notstand  sei  nach  deutschem  Recht  ungehörig  eingeengt.  Aber  es 
wäre  doch  traurig,  wenn  der  mutige  Helfer  wegen  schwerer  Körper- 
verletzung zu  Zuchthaus  (§  224)  oder  im  günstigsten  Fall  zu  Ge- 
fängnis nicht  unter  2 Monaten  (§  22 3 a)  verurteilt  werden  müsste. 

Der  Natur  der  Sache  nach  nimmt  der  Retter  spontan  eine 
Amputation  vor,  die  durch  den  Zustand  des  Gefährdeten  geboten 
ist.  Es  ist  eine  Amputation  in  roher  Form,  aber  wenn  ein  Arzt 
zur  Stelle  wäre,  vermöchte  er  nichts  anderes  zu  thun.  Die  Am- 
putation wird  in  diesem  Falle  mit  Rücksicht  auf  eine  Sachlage 
vorgenommen,  die  nicht  in  dem  organischen  Zustand  des 
Verletzten  liegt,  sondern  in  der  Gefahr,  die  dem  Leib  und 
damit  dem  Leben  des  von  der  Maschine  Ergriffenen  droht. 
Wird  der  Arm  nicht  abgehauen,  so  wird  der  Körper  des  Men- 
schen von  der  Maschine  zermalmt.  So  viel  ist  aber  sicher,  der 
Arm  ist  in  dem  Augenblicke,  in  dem  der  Retter  eingreift,  schon 
verloren.  Dieser  zerstört  nicht  den  Arm,  wohl  aber  rettet  er 
dem  Gefährdeten  Leib  und  Leben.  Der  rettende  Hieb  oder  Schnitt 
wirkt  ausschliesslich  günstig;  er  zerstört  nichts,  er  erhält  nur. 

Der  Arm  ist  durch  die  Maschine,  nicht  durch  den  Helfer 
zerstört  worden,  daher  hat  der  Helfer  keine  vorsätzliche  Körper- 
verletzung begangen,  denn  er  hat  den  Menschen,  dem  er  das 
Leben  gerettet  hat,  nicht  an  der  Gesundheit  beschädigt. 

Die  Gründe,  aus  denen  sich  ergiebt,  dass  die  chirurgische  Be- 
handlung eines  Patienten  keine  (vorsätzliche)  Körperverletzung 
ist,  treffen  auch  hier  zu,  dagegen  versagen  hier  die  Versuche, 
die  Rechtmässigkeit  dieser  angeblichen  Körperverletzung  nach- 
zuweisen. Selbst  die  Auffassung  der  Handlung  als  Notstands- 
handlung begründet  nur  die  »Straflosigkeit  des  Thäters,  aber 
nicht  die  Rechtmässigkeit  der  That.  Wer  wird  aber  zweifeln, 
dass  die  entschlossene  Lebensrettung  vor  dem  Recht  nicht  nur 
Entschuldigung,  sondern  vorbehaltlose  Billigung,  ja  eine  Bürger- 
krone verdient  ’)? 

')  Der  Soldat,  der  mit  Todesverachtung  auf  den  Feind  eindringt 
und  ihn  vernichtet,  wird  auch  als  Heid  gefeiert  und  mit  Recht,  aber  der 
bravste  Soldat  und  gerade  dieser  denkt  mit  Grausen  an  seine.  Opfer. 
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Das  eben,  meine  ich,  charakterisiert  die  Notstandshand- 
lung, dass  sie  die  Rettung,  die  sie  bringt,  mit  Opfern  erkauft, 
die  den  Thatbestand  einer  strafbaren,  also  einer  schädigenden 
oder  gefährdenden  Handlung  hersteilen.  Hier  fehlt  dieses 
destruktive  Moment,  es  ist  nur  äusserlioh  vorhanden,  dem 

I Wesen  nach  aber  nicht.  Die  Behauptung,  ich  übersehe,  dass 

1 df<^  Verletzung,  hier  das  Abhauen  des  Arms,  ein  Zwischen- 
erfolg sei,  lässt  sich  in  diesem  Fall  selbst  von  den  Vertretern 

dieser  Auffassung  kaum  festhalten.  Denn  der  Erfolg  besteht 
eben  darin,  dass  der  Zusammenhang  des  Körpers  des  Menschen 
mit  der  Maschine  aufgehoben  ist.  Das  Beispiel  von  LUienthalx 
widerlegt  meine  Ansicht  nicht;  es  bestätigt  sie.  Eben  weil  die 
angebliche  Körperbeschädigung  die  Person  und  das  Gut,  die 
angeblich  geschädigt  werden,  thatsächlich  schützt,  liegt  weder 
der  Thatbestand  der  Körperverletzung,  noch  eine  Notstands- 
handlung vor. 

Wenn  ich  einer  Person,  die  vergiftet  ist,  ein  Gegengift 
eingebe,  so  vergifte  ich  sie  nicht  etwa  befugterweise,  sondern 
ich  vergifte  sie  überhaupt  nicht;  denn  das,  was  für  einen  nicht 
vergifteten  Menschen  Gift  ist,  hebt  bei  einem  vergifteten  Men- 
schen die  Wirkung  des  ersten  Giftes  auf.  Die  im  allgemeinen 
zerstörende  Wirkung  des  Giftes  auf  den  menschlichen  Organis- 
mus verkehrt  sich  hier  in  das  Gegenteil.  Das  Gift  wird  Heil- 
mittel. Die  Parallele,  die  sich  hieraus  für  die  operative  Ver- 
wundung eines  Kranken  ergiebt,  ist  augenfällig.  Die  Verletzung, 
die  der  operative  Eingriff  verursacht,  zerstört  den  Organismus 
nicht,  sondern  sie  erhält  ihn,  soweit  es  noch  möglich  ist. 

Finger  proponiert  S.  14:  „Ich  rette  meinen  Bruder  (es  ist 
wieder  der  Bruder),  der  ein  wertvolles  ihm  gehöriges  Vollblut- 
pferd reitet,  von  demselben  abgeworfen  wurde  und  geschleift 
wird,  durch  Tötung  des  Pferdes.“  Hier  liegt  Identität  der  Person, 
nicht  Identität  des  Gutes  vor;  aber  auch  dieser  Fall  ist  kein 
Notstandsfall.  Denn  wenn  ich  das  Pferd  töte,  das  seinen  Eigen- 
tümer zu  Tode  zu  schleifen  droht,  so  darf  ich  doch  gewiss  vor- 
aussetzen, der  Eigentümer  sei  mit  der  Tötung  des  Pferdes  ein- 
verstanden, und  diese  Einwilligung  wird  auch  regelmässig  vor- 
handen sein.  Ich  habe  also  keine  Sachbeschädigung  begangen. 
Selbst  wenn  ich  die  Einwilligung  des  Eigentümers  irrtümlich 
annehmen  würde,  schliesst  der  Irrtum  den  Vorsatz  der  Sach- 
beschädigung aus,  sollte  dieser  auch  so  farblos  gestaltet  sein 


Digitized  by  Google 


Zur  Ahitmizung  des  Notstand«1*. 


335 

wie  im  deutschen  Strafrecht.  Es  fehlt  daher  die  erste  Voraus- 
setzung des  Notstandes,  eine  an  sich  strafbare  Handlung. 

Dasselbe  gilt,  wenn  ich  den  Hund  erschiesse,  der  seinen 
Herrn  in  gefährlicher  Weise  angefallen  hat  (von  Lilienthal, 
S.  18). 

„Wenn  ich  in  einem  Hotel  das  Feuer  einer  zufällig  zur 
Explosion  gelangten  Petroleumlampe  mit  Hülfe  der  rasch  herab- 
gerissenen kostbaren  Fenstervorhänge  ersticke“  '),  so  besteht 
Identität  der  angeblich  verletzten  mit  der  geschützten  Person, 
aber  nicht  Identität  des  verletzten  und  geschützten  Gutes.  Ich 
darf  jedoch  annehmen,  der  Eigentümer  sei  mit  der  Verwendung 
der  kostbaren  Vorhänge  zur  Erstickung  des  Feuers  einver- 
standen. Denn  diese  Verwendung  der  Vorhänge  liegt  im  wohl- 
verstandenen Interesse  des  Wirtes.  Eine  Kollision  der  Interessen 
fehlt.  Wenn  die  Petroleumlampe  im  Zimmer  des  Wirtes  explo- 
dieren würde,  so  würde  er  genau  so  handeln;  ich  darf  mich 
also  sogar  als  negotorium  gestor  betrachten.  Meine  Handlung 
ist  nicht  Sachbeschädigung  und  daher  nicht  Notstandshandlung. 

Gleich  zu  entscheiden  sind  die  übrigen  Fälle,  die  Finger 
anführt:  „Wenn  ich  in  einer  am  Fluss  gelegenen  Villa  bei 
steigendem  Wasserstande  eine  in  der  Mauer  befindliche  Öff- 
nung, durch  die  das  Wasser  einzudringen  beginnt,  verschliessen 
will  und  hierzu  unter  anderm  das  teure  Bettzeug  des  Villen- 
eigentümers benutze;  wenn  die  Feuerwehr  meine  Gartenmauer 
niederreisst,  Blumenbeete  und  Obstkulturen  vernichtet,  um 
leichter  zu  meinem  brennenden  Hause  zu  gelangen.“ 

Nun  aber  ruft  Finger  mich  selbst  als  Zeugen  gegen  meine 
Behauptung  auf.  In  der  That  steht  auf  Seite  30  meiner  Schrift 
der  Satz: 

„Ich  finde  sogar,  der  Arzt,  der  ein  Kind  durch  einen  ope- 
rativen Eingriff  aus  unmittelbarer  und  nicht  anders  abwend- 
barer Lebens-  oder  Gesundheitsgefahr  errettet,  nehme  dem 
)Venen  nach  eine  Notstandshandlung  vor.“  Finger  löst  diesen 
Satz  aus  dem  Zusammenhang,  in  dem  er  steht,  und  legt  ihm 
infolgedessen  einen  Sinn  bei.  den  er  bei  Berücksichtigung  der 
Sätze,  die  vorausgehen  und  die  nachfolgen,  nicht  haben  kann 
und  nicht  hat.  Der  Satz  steht  in  dem  Abschnitte,  der  „Die 
Eimril/igung  des  Patienten  zur  Behandlung“  erörtert.  Ich  er- 

')  Finger,  S.  14. 
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örtere  auf  Seite  30  den  bekannten  Kall  des  Hamburger  Arztes, 
der  ein  Kind  gegen  den  Willen  des  Vaters  operierte  und  es 
heilte.  In  unmittelbarem  Anschluss  an  diesen  Fall  folgt  der  eitierte 
Satz.  Dann  füge  ich  bei:  „Es  lassen  sich  allerdings  Fälle 
eigenmächtiger  Behandlung  denken,  die  schwere  und  straf- 
würdige Eingrifte  in  die  persönliche  Freiheit  enthalten,  so 
namentlich u Aus  dem  vorangehenden  und  aus  dem  nach- 

folgenden Satz  und  aus  dem  Zusammenhang  ergiebt  sich  also, 
dass  überall  eigenmächtige  Behandlung  in  Frage  steht. 

Wenn  ich  daher  sage,  der  Arzt,  der  ein  Kind  durch  Ope- 
ration rette,  nehme  dem  Wesen  nach  eine  Notstandshandlung 
vor,  so  kann  doch  kein  Zweifel  möglich  sein,  dass  dieses  Urteil 
sich  auf  den  Arzt  bezieht,  der  ein  Kind  gegen  den  Willen  des 
Vaters  operiert.  Döshalb  spreche  ich  auch  von  der  Operation 
eines  Kindes,  was  sonst  keinen  Sinn  hätte.  Dass  ein  glücklicher 
operativer  Eingriff  keine  Körperverletzung  und  daher  abge- 
sehen von  diesem  Fall  keine  Notstandshandlung  ist,  bildet  ja 
gerade  den  Gegenstand. meiner  Schrift. 

Der  Arzt,  der  ein  Kind  tcider  den  Willen  des  Vaters  ope- 
riert, übt,  wenn  die  sonstigen  Voraussetzungen  zutreffen,  eine 
Notstandshandlung  aus,  weil  er  die  Gesundheit  und  das  Leben 
des  Kindes  schützt,  indem  er  in  die  Rechte  der  väterlichen 
Gewalt  eingreift.  Die  Notlage  des  Kindes  entschuldigt  den  Ein- 
griff in  die  Verfügungsgewalt  des  Vaters.  Der  Angriff  richtet 
sich  gegen  die  Freiheit  des  Vaters,  geschützt  wird  die  Gesund- 
heit des  Kindes.  Dass  hier  weder  die  Person  des  Verletzten 
und  Geschützten  noch  das  angegriffene  und  das  geschützte 
Gut  identisch  sind,  bedarf  keines  Nachweises. 

Finger  erinnert  noch  daran,  dass  ich  die  Fälle  der  Trans- 
plantation und  Transfusion  und  die  Vernichtung  des  Embryo 
anders  behandle,  als  andere  chirurgische  Operationen.  Aber 
hier  fehlt  eben  die  Identität  der  verletzten  und  geschützten 
Person  und  die  Identität  des  verletzten  und  geschützten  Gutes. 
Ein  Gut  des  einen  wird  für  ein  Gut  des  andern  aufgeopfert. 
Dieser  Unterschied  ist  strafrechtlich  bedeutsam. 

Die  Beurteilung  der  Fälle,  die  hier  erörtert  wurden,  kann 
nur  dem  gelingen,  der  auf  die  Natur  des  Verbrechens  zurück- 
geht. Da  das  Strafrecht  Güterschutz  ist,  so  können  nur  Hand- 
lungen Verbrechen  sein,  die  ein  Gut  schädigen  oder  gefährden, 
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oder  die  wenigstens  ein  Gut  in  der  Regel  in  Gefahr  bringen. 
Da  die  Heilkunst  in  Handlungen  besteht,  die  erfahrungsgemüss 
die  Gesundheit  des  Behandelten  wiederherzustellen  oder  zu 
bessern  geeignet  sind,  und  dies  auch  für  operative  Eingriffe 
gilt,  so  weisen  diese  Handlungen  nicht  den  Typus  des  Ver- 
brechens auf.  Sie  sind  nicht  typische  Gesundheitsschädigungen, 
sondern  typischer  Gesundheitsschutz.  Nur  eine  äusserliche 
Betrachtung,  die  die  Kausalität  verkennt,  kann  die  operativen 
Wunden  schlechthin  als  eine  Gesundheitsschädigung  ansehen. 
Nur  dann  ist  der  operative  Eingriff  Gesundheitsschädigung, 
wenn  er  eine  ungünstige  Wirkung  auf  den  Organismus  ausübt. 
Dabei  ist  jedoch  der  Organismus  als  eine  Einheit  anzusehen. 
Wenn  ein  Glied  anscheinend  geschädigt  wird,  aber  diese 
Schädigung  dem  Organismus  zuträglich  ist,  so  hat  das  Straf- 
recht keine  Veranlassung,  das  einzelne  Glied  gegen  den  ge- 
samten Organismus  des  Menschen  in  Schutz  zu  nehmen.  Jeder  Ver- 
nünftige erachtet  seine  Gesundheit  nur  dann  als  geschädigt,  wenn 
derOrganismus  im  ganzen  eine  ungünstige  Veränderungerlitten  hat. 

Eine  falsche  Behandlung  kann  den  Patienten  allerdings 
schädigen,  und  dann  ist,  wie  man  sich  ausdrückt,  der  objektive 
Thatbestand  der  Körperverletzung  vorhanden.  Wenn  damit 
lediglich  festgestellt  wird,  dass  der  Erfolg,  den  die  Körper- 
verletzung voraussetzt,  auch  durch  falsche  Behandlung  verur- 
sacht werden  kann,  so  ist  das  selbstverständlich.  Dagegen  ist 
zu  beachten,  dass  die  operative  Behandlung  keine  typische 
Begehungsform  der  vorsätzlichen  Körperverletzung  ist,  wie  etwa 
Stossen,  Schlagen,  Stechen,  Hauen.  Das  operative  Schneiden  ist 
eine  Kunst,  die  ihrer  objektiven  Gestaltung  nach  dem  subjektiven 
Thatbestande  vorsätzlicher  Körperverletzung  widerstrebt.  Wenn 
eine  Gesundheitsschädigung  durch  falsche  Behandlung  verur- 
sacht worden  ist,  so  deutet  schon  die  Gestalt  der  verursachenden 
Thätigkeit  darauf  hin,  dass  der  Behandelnde  nicht  vorsätzlich  t 
geschädigt  hat.  Mit  andern  Worten,  die  Behandlung  Kranker 
ist  keine  Thätigkeit,  durch  die  erfahrungsgemüss  vorsätzliche 
Gesundheitsschüdigungen  begangen  werden.  Die  operative  Be- 
handlung ist  nicht  ein  Typus  vorsätzlicher  Körperverletzung. 
Dass  jedoch  ein  Mensch  durch  falsche  Behandlung  fahrlässig 
geschädigt  werden  kann,  versteht  sich  von  selbst. 

Wenn  ich  einen  Menschen  in  Notwehr,  im  Notstand,  im 
Kriege  oder  zur  Strafe  töte,  verletze,  ihm  die  Freiheit  entziehe 


Digitized  by  Google 


Zur  Ah^rmzumr  de«  Notstandes. 


m 


oder  ihm  seine  Sache  zerstöre,  so  schädige  ich  überall  ein  Gut 
dieser  Person  vorsätzlich.  Die  Wunden,  die  in  diesen  Fällen 
geschlagen  werden,  sind  dem  Organismus  des  Verletzten  nach- 
teilig, ich  führe  eine  Veränderung  an  einem  Gute  herbei,  die 
sich  als  Schädigung  des  Gutes  darstellt. 

Wenn  das  Gesetz  solche  Schädigungen  im  allgemeinen  als 
strafbar  erklärt,  die  in  Notwehr,  Notstand,  im  Krieg  oder  durch 
Strafvollzug  verursachte  Schädigung  aber  nicht  bestraft,  so 
kann  der  Grund  nur  darin  gefunden  werden,  dass  die  Schädi- 
gung in  diesen  Fällen  sog.  ausgeschlossener  Rechtswidrigkeit 
notwendig  ist  zum  Schutze  der  Güter  anderer,  die  dem  Staate 
wichtiger  oder  doch  nicht  minder  wichtig  erscheinen,  als  das 
geschädigte  Gut.  Es  liegt  darin  ein  sociales  Prinzip,  das  an 
Darwin  erinnert. 

Diese  Verhältnisse  setzen  voraus,  dass  Güter  verschiedener 
Inhaber  in  Frage  stehen.  Das  Verhältnis  liegt  auch  nicht  vor, 
wenn  eine  Person  eines  ihrer  Güter  nur  durch  Preisgabe  eines 
andern  ihrer  Güter  erhalten  kann. 

Finger  behauptet,  der  ganze  Unterschied,  den  ich  zwischen 
den  Fällen  sog.  ausgeschlossener  Rechtswidrigkeit  und  der 
operativen  Behandlung  aufgedeckt  zu  haben  glaube,  verflüch- 
tige sich  in  ein  Nichts.  Sein  Beweis  ist  misslungen.  Doch  wird 
das  Problem  endgültig  erst  gelöst  sein,  wenn  der  sociale  That- 
bestand  des  Verbrechens  aufgeklärt  ist.  wenn  festgestellt  ist, 
welche  Merkmale  die  Strafwürdigkeit  eines  Verhaltens  be- 
gründen. Das  ist  Aufgabe  der  Kriminalpolitik,  einer  Wissen- 
schaft, die  erst  noch  zu  begründen  ist. 
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Fahrlässige  Ehrverletzung. 

Ein  Reohtsfall 

«•rrtrt»Tt  von 

(J.  Pfizer  in  Ulm. 


Boi  einem  Geistlichen  einer  deutschen  Stadt  erscheint  ein 
gut  gekleideter  Fremder  mit  auffallenden,  scharf  geschnittenen 
Zügen,  der  sich  in  gebrochenem  Deutsch  als  mittellosen  fran- 
zösischen Sprachlehrer  vorstellt  und  um  eine  Reiseunterstützung 
bittet,  die  er  auch  erhält.  Am  andern  Tag  erblickt  der  (leist- 
liehe auf  der  Strasse  wieder  die  scharf  geschnittenen  Züge, 
ihr  Träger  unterhält  sich  in  fiiessendem  Deutsch  mit  zwei 
andern  Herren,  der  (leistliehe  grüsst  ihn  im  Vorbeigehen 
ironisch  mit  den  Worten:  „Ah  vous  parlez  bien  allemand, 
Monsieur  le  professeur  !L  Der  Fremde  erwidert  den  (iruss,  ohne 
etwas  zu  sprechen,  und  trennt  sich  nach  einigen  Schritten  von 
seinen  Begleitern.  Der  (leistliche,  der  dies  sieht,  kehrt  um 
und  fragt  die  Begleiter,  was  dieser  Herr  sei,  indem  er  die  Be- 
gegnung vom  vorigen  Tag  erzählt.  Die  Begleiter,  zwei  Schau- 
spieler, antworten  : das  sei  der  Heldentenor  des  Stadttheaters, 
der  Streich  sehe  ihm  ganz  gleich,  sie  werden  die  Sache'  sogleich 
dem  Theaterdirektor  mitteilen.  Dies  geschieht;  der  Direktor 
stellt  den  Heldentenor  zur  Rede,  dieser  protestiert  heftig 
dagegen,  dass  er  als  Steifbettler  ')  aufgetreten  sei,  und  begiebt 
sich  mit  dem  Direktor  zu  dem  Geistlichen,  wo  er  seine  Be- 
teuerung mit  vielem  Pathos  wiederholt,  auch  einigermassen 
glaubhaft  macht,  dass  sich  in  der  Stadt  ein  Doppelgänger  von 

’)  Steifbcltler  int  der  Bettler,  der  durch  seine  »leite  Haltung  zu  erkennen 
giebt,  da»»  man  ihm  kein  Almosen  von  ein  paar  Pfennigen,  »andern  ein 
Ehrengeschenk  von  mindesten»  einer  Mark  zu  gehen  habe. 


Digitized  by  Google 


G.  Pltior. 


340 

ihm  aufhalte  oder  während  der  letzten  Tage  aufgehalten  habe. 
Der  Geistliche  erklärt  : die  Züge  und  die  Figur  des  Helden- 
tenors seien  vollkommen  die  des  Steif bettlers,  die  Kleidung  sei 
eine  andere,  beschwören  kann  er  die  Identität  nicht,  er  sei 
— da  die  Sache  inzwischen  bekannt  geworden  war  — bereit, 
zu  gunsten  des  Heldeutenors  eine  Erklärung  in  den  öffentlichen 
Blättern  der  Stadt  zu  veröffentlichen.  Dies  geschah  auch,  allein 
der  Heldentenor  wollte  sich  damit  nicht  begnügen,  er  ver- 
langte unter  der  Drohung,  den  Vorfall  in  einem  Skandalblatte 
des  Landes  zu  veröffentlichen,  eine  Entschädigung  für  die 
Schädigung  seines  Rufs  im  Betrag  von  einigen  Tausend  Mark, 
und  als  er  damit  nichts  erreichte,  Hess  er  durch  einen  Rechts- 
anwalt Strafantrag  wegen  Beleidigung  im  Sinne  des  § 1 HG  des 
deutschen  Strafgesetzbuchs  stellen,  womit  die  Forderung  einer 
Busse  von  M.  löOO  verbunden  wurde.  Zu  einer  gerichtlichen 
Entscheidung  kam  es  jedoch  nicht,  da  der  Heldentenor,  wohl 
im  Gefühl,  dass  er,  auch  wenn  er  die  Bestrafung  seines  Gegners 
erreiche,  wegen  versuchter  Erpressung  verfolgt  werden  könnte, 
den  Strafantrag  vor  der  Hauptverhandlung  zurückzog.  — Dem 
Richter  war  dies  nicht  unwillkommen  ; denn  so  sehr  ihm  die 
Verurteilung  des  Geistlichen,  für  den  diese  um  seines  Standes 
willen  besonders  peinlich  gewesen  wäre,  wider  das  Gefühl 
ging,  — dem  Wortlaute  des  Gesetzes  gegenüber  wäre  er  schwer 
darüber  weggekommen  : der  Geistliche  hatte  in  Beziehung  auf 
den  Heldentenor  dessen  Begleitern  gegenüber  eine  Thatsache 
behauptet,  welche  denselben  verächtlich  zu  machen  geeignet 
war,  nämlich  eine  betrügerische  oder  doch  betrugsähnliche 
Handlung,  und  diese  Thatsache  war  nicht  erweislich  wahr  — 
damit  war  der  Thatbestand  der  strafbaren  üblen  Nachrede 
nach  dem  Buchstaben  des  § 180  erfüllt. 

Der  schweizerische  Richter  wäre,  wenn  der  Vorentwurf 
zu  einem  schweizerischen  Strafgesetzbuch  schon  Gesetz  wäre, 
in  einem  solchen  Fall  in  günstigerer  Lage,  denn  zweifellos 
wäre  hier  der  fünfte  Absatz  des  Art.  132  dieses  Entwurfes  an- 
wendbar: „Hat  der  Thäter  das,  was  er  nachgeredet  oder  ver- 
breitet hat,  aus  verzeihlichem  Irrtum  für  wahr  gehalten  und 
zieht  er  es  vor  dem  Richter  förmlich  als  unwahr  zurück,  so 
kann  er  von  Strafe  befreit  werden.“  — Vollkommenen  Schutz 
hätte  aber  auch  diese  Bestimmung  dem  Geistlichen  in  unserem 
Fall  nicht  gewährt,  denn  es  stünde  nach  ihrem  Wortlaut  im 
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Ermessen  des  Richters,  oh  er  Straflosigkeit  eintreten  lassen 
will,  und  wenn  der  Geistliche  erklärt  hätte,  er  habe  dem  Straf- 
kläger schon  vor  Erhebung  der  Klage  eine  völlig  ausreichende 
Ehrenerklärung  gegeben,  halte  sich  daher  zu  einem  aber- 
maligen Rückzug  nicht  für  verpflichtet,  so  hätte  ihn  der  Richter 
verurteilen  müssen. 

Denken  wir  uns  den  Fall  etwas  anders:  nachdem  der 
Geistliche  die  Persönlichkeit  des  vermeintlichen  Steifbettlers 
festgestellt  hat,  ohne  gegen  dessen  Begleiter  seines  Erlebnisses 
Erwähnung  zu  thun,  schreibt  er  an  den  Künstler:  „Sie  haben 
mich  durch  die  Vorspiegelung,  ein  mittelloser  französischer 
Sprachlehrer  zu  sein,  zur  Hingabe  einer  Unterstützung  von 
Mk.  3 veranlasst.  Nachdem  ich  erfahren  habe,  wer  Sie  sind, 
fordere  ich  Sie  zur  Rückzahlung  des  Geldes  auf/  — Eine  üble 
Nachrede  läge  hier  weder  nach  dem  deutschen  Strafgesetzbuch 
noch  nach  dem  schweizerischen  Entwürfe  vor,  denn  die  üble 
Nachrede  setzt  hier  wie  dort  Mitteilung  der  betreffenden  That- 
sache  an  Dritte  oder  einen  Dritten  voraus.  Auf  der  andern 
Seite  aber  ist  auch  die  Straflosigkeit  des  Schreibers  eines  der- 
artigen Briefes  mindestens  nicht  selbstverständlich.  Der  deutsche 
Strafrichter  wird  sehr  geneigt  sein,  ihn  wegen  einfacher  Be- 
leidigung zu  bestrafen,  auch  wenn  er  die  objektiv  zweifellos 
ehrenrührige  Beschuldigung  nicht  wider  besseres  Wissen  er- 
hoben hat;  die  Bestimmung  des  deutschen  Strafgesetzbuches 
(§  59)  über  den  Irrtum  schützt  wenigstens  den  Schreiber  nicht, 
denn  es  handelt  sich  hier  um  die  Unkenntnis  nicht  eines 
„Thatumstands,  der  zum  gesetzlichen  Thatbestand  gehört1-, 
sondern  nur  eines  solchen,  „der  die  Strafbarkeit  erhöht“:  der 
Schreiber,  der  wider  besseres  Wissen  handelt,  wird  natürlich 
entsprechend  härter  bestraft.  Im  letztem  Fall  wird  auch  der 
schweizerische  Richter  nach  dem  Vorentwurf  unbedenklich 
wegen  „Beschimpfung“  strafen;  dagegen  wird  die  allgemeiner 
gefasste  Bestimmung  des  Vorentwurfs  (Art.  15)  über  den  Irr- 
tum zur  Straflosigkeit  des  in  gutem  Glauben  handelnden 
Schreibers  fuhren,  ohne  Unterschied,  ob  sein  Irrtum  entschuld- 
bar oder  unentschuldbar  war  ; darauf,  ob  die  Straflosigkeit  auch 
im  letztem  Falle  gerechtfertigt  ist,  wird  später  noch  kurz  zu- 
rückzukommen  sein. 

Zu  der  jedenfalls  bei  entschuldbarem  Irrtum  vom  Rechts- 
gefühl geforderten  Straflosigkeit  gelangen  wir  — auch  nach 
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deutschem  Recht  — in  dem  wirklichen  wie  in  dem  unterstellten 
Rechtsfalle  unbedingt  dadurch,  dass  wir  das  Vergehen  des 
8 1 Ht>  des  deutschen  Strafgesetzbuches  und  des  Art.  132  des 
schweizerischen  Vorentwurfs  als  Fahrliissigkeitsdelikt  auffassen. 
Ist  diese  Auffassung  möglich?  Und  ist  sie  nach  dem  Gesetz 
oder  nach  dem  Entwurf  statthaft?  — Die  Möglichkeit  der 
Auffassung  wird  nicht  zu  bestreiten  sein:  so  gut  es  neben  der 
vorsätzlichen  Körperverletzung  eine  fahrlässige  und  folgweise 
auch  eine  zufällige,  d.  h.  eine  zwar  durch  menschliches  Handeln 
verursachte,  aber  dem  Urheber  nicht  zur  Schuld  zuzurechnende 
Körperverletzung  giebt,  so  ist  begrifflich  auch  die  Möglich- 
keit einer  fahrlässigen  und  einer  zufälligen  Ehrverletzung  an- 
zuerkennen, bei  der  Realinjurie  ebenso  wie  bei  der  Verbal- 
injurie, bei  der  Beschimpfung  ebenso  wie  bei  der  üblen  Nach- 
rede. Realinjurie:  wer  einem  andern  vorsätzlich  ins  Gesicht 
spuckt,  macht  sich  einer  schweren  Realinjurie  schuldig:  wenn 
aber  jemand  zum  Fenster  eines  Eisenbahnwagens  hinausspuckt 
und  wenn  das  Sputum,  vom  Wind  durch  ein  anderes  Fenster 
des  Wagens  hereingeweht,  einem  andern  Fahrgast  an  den 
Kopf  fliegt,  so  wird  dieser  mit  Recht  sehr  entrüstet  sein,  aber 
von  einer  vorsätzlichen  Injurie  ist  keine  Rede;  an  der  Fahr- 
lässigkeit der  Handlung  wird  jedoch  kaum  zu  zweifeln  sein. 
Ein  anderer  Fall  (in  einem  Schulbuch  erinnere  ich  mich,  eine 
entsprechende  Anekdote  von  Marschall  Turenne  und  einem 
Pagen  gelesen  zu  haben  i:  ein  junger  Mann  versetzt  einem 
andern,  der  ihm  den  Rücken  zukehrt  und  den  er  für  seinen 
Kameraden  hält,  einen  Schlag;  hier  ist  der  Schlag  vorsätzlich 
geführt,  und  doch  wird  kein  verständiger  Richter  eine  vor- 
sätzliche Injurie  annehmen.  Auf  den  Fall,  dass  jemand  den 
ihm  gleichgültigen  A erschicsst,  weil  er  ihn  für  seinen  Feind 
B hält,  darf  man  sich  fürs  Gegenteil  nicht  berufen:  auch  den 
Freund  darf  man  nicht  ermorden,  ihm  im  Scherz  einen  Schlag 
zu  geben  ist  kein  Unrecht;  einem  Fremden  gegenüber,  den 
man  als  solchen  kennt,  wäre  der  „Scherz“  strafbar.  Eine  fahr- 
lässige Realinjurie  liegt  aber  hier  vor,  denn  der  Thäter  hätte 
sich  vergewissern  können  und  sollen,  ob  der  Geschlagene 
wirklich  sein  Kamerad  sei.  — Die  Realinjurie  wird  vermittelt 
durch  Einwirkung  auf  den  Tastsinn,  die  Verbalinjurie  (Be- 
schimpfung) durch  Einwirkung  auf  das  Gehör  (bei  der  ge- 
schriebenen oiler  gedruckten  Injurie:  auf  das  Auge)  des  Ver- 


Digitized  by  Google 


Fahrli(»hifre  Ehrverletxunff.  i»4H 

letzten.  Es  ist  nicht  notwendig,  dass  das  verletzende  Wort 
direkt  vom  Munde  des  Urhebers  zum  Ohr  des  Verletzten  gehe, 
es  kann  diesem  auch  durch  Zwischenpersonen  übermittelt 
werden.  Zur  vorsätzlichen  Injurie  genügt  das  Bewusstsein 
(man  mag  es  dolus  eventualis  heissen!)  des  Redenden,  dass 
seine  Worte  zur  Kenntnis  dessen,  dem  sic  gelten,  gelangen 
können  oder  werden;  wo  dieses  Bewusstsein  fehlt,  da  liegt, 
wenn  der,  dem  das  Wort  gilt,  davon  hört,  nur  fahrlässige  oder 
auch  nur  zufällige  Beschimpfung  vor.  (Wenn  deutsche  Staats- 
anwälte und  Richter  wegen  Majestätsbeleidigung  klagen  und 
verurteilen  in  Fällen,  wo  jemand  in  vertrautem  Kreis  ein 
Schimpfwort  gegen  den  Landesherrn  braucht  und  ein  Denunziant 
dies  anzeigt,  so  beweist  dies  nichts  gegen  unsern  Satz,  ein 
Vorwurf  trifft  nur  die  Rechtsprechung.)  Ein  dem  Leben  ent- 
nommenes Beispiel:  am  31.  Dezember  18  . . schreibt  jemand 
an  eine  Erbtante  einen  Neujahrsglückwunsch,  an  einen  Bruder 
einen  Brief,  worin  er  diesen  fragt,  ob  er  auch  nicht  versäumt 
habe,  „dem  geizigen  alten  Drachen“  zu  gratulieren.  Beim 
Couvertieren  der  beiden  Schreiben  vergreift  er  sich,  die  Erb- 
tante erhält  den  für  den  Bruder  bestimmten  Brief.  Die  ver- 
mögensreohtliehen  Folgen  für  den  Schreiber  waren  fatal, 
aber  Klage  wegen  Beleidigung  hat  die  Erbtante  nicht  er- 
hoben, bei  einem  verständigen  Richter  wäre  sie  damit  auch 
nicht  durchgedrungen,  denn  so  gewiss  eine  Fahrlässigkeit  des 
Neffen  vorlag,  so  gewiss  konnte  er  doch,  wenn  er  die  Briefe 
in  die  richtigen  Umschläge  legte,  darauf  rechnen,  dass  die 
Erbtante  von  der  ungünstigen  Schilderung  ihres  Charakters 
nichts  erfahren  werde;  und  eine  vorsätzliche  Beleidigung  ohne 
aninms  injuriandi  ist  ein  Widersinn,  mögen  die  Scholastiker  den 
animus  mit  „Vorsatz“  oder  mit  „Absicht“  übersetzen. 

Die  Beschimpfung  richtet  sich  gegen  die  Menschenwürde, 
— die  üble  Nachrede  gegen  den  guten  Ruf  eines  andern. 
Darüber,  dass  durch  die  Nachrede  eines  bestimmten  Inhalts 
der  gute  Ruf  des  andern  geschädigt  werde,  wird  der  Redende 
kaum  je  im  Zweifel  sein  können,  von  dieser  Seite  aus  ist  die 
Handlung  eine  mit  Bewusstsein  vorgenommene,  eine  vorsätz- 
liche, und  eine  fahrlässige  Ehrverletzung  kaum  denkbar;  die 
Berufung  darauf,  dass  er  die  dem  andern  nachgesagte  Handlung 
nicht  für  geeignet  gehalten  habe,  diesen  verächtlich  zu  machen, 
wird  den  Urheber  der  Nachrede  nicht  schützen,  da  sic  der 
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Berufung  auf  einen  Rechtsirrtum  gleichkommt.  Auch  die  Mög- 
lichkeit oder  Wahrscheinlichkeit,  dass  die  Nachrede  dem  andern 
zu  Ohren  kommen  werde,  ist  in  dieser  Beziehung  unerheblich, 
denn  die  üble  Nachrede  setzt  voraus,  dass  die  Behauptung 
(sei  es  in  Gegenwart  oder  in  Abwesenheit  des  andern)  Dritten 
gegenüber  aufgestellt  wird,  der  gute  Ruf  des  andern  ist  schwerer 
gefährdet,  wenn  die  Nachrede  hinter  seinem  Rücken  verbreitet 
wird.  Die  Fahrlässigkeit  kann  also  nur  auf  der  Seite  des 
Wissens  um  die  Unwahrheit  der  Nachrede  liegen.  Hier  sind, 
wie  bei  der  Körperverletzung,  theoretisch  dreierlei  Ehrver- 
letzungen möglich:  die  dolose  bei  Kenntnis  der  Unwahrheit, 
die  fahrlässige  bei  leichtfertiger  Unkenntnis,  die  zufällige  oder 
schuldlose  bei  gerechtfertigtem  Glauben  an  die  Wahrheit.  Auch 
hier  begegnet  uns  die  berühmte  Frage  : was  ist  Wahrheit  V Für 
wahr  gilt,  was  der  Richter  für  wahr  erklärt  hat  : dieser  Hatz  des 
positiven  Rechts  hat  jüngst  in  Frankreich  eine  grosse  Rolle  ge- 
spielt und  sich  hier  als  verhängnisvoll  erwiesen.  Auch  in  unserer 
Frage  ist  er  von  Bedeutung:  wenn  jemand  einem  andern  vorwirft 
oder  nachsagt,  dass  er  einmal  gestohlen  habe,  so  ist  er  des 
Beweises  der  Wahrheit  überhoben,  wenn  er  sich  auf  ein  Urteil 
berufen  kann,  das  den  andern  des  Diebstahls  schuldig  erklärt. 
Auch  wenn  dieser  den  Beweis  erbringt,  dass  er  nicht  gestohlen 
habe  und  mit  Unrecht  verurteilt  worden  sei,  wird  kein  Richter 
eine  Strafe  wegen  übler  Nachrede  verhängen  : hier  haben  wir 
also  eine  objektiv  unbegründete  üble  Nachrede  ohne  subjek- 
tives Verschulden  des  Nachredenden,  d.  h.,  juristisch  ausge- 
drückt, die  zufällige  Ehrverletzung.  (War  dem  Nachredenden 
bekannt,  dass  der  andere  mit  Unrecht  verurteilt  worden  ist, 
so  schützt  ihn  die  Berufung  auf  das  Urteil  nicht.)  Liegt  aber 
in  diesem  Falle  eine  nicht  strafbare  Ehrverletzung  vor,  so  ist 
nicht  zu  verstehen,  warum  Straflosigkeit  nicht  auch  in  andern 
Fällen  eintreten  soll,  wo  jemand  eine  der  Ehre  eines  andern 
abträgliche  Thatsache  in  subjektiv  durchaus  begründeter  Über- 
zeugung von  deren  Wahrheit  behauptet.  Ich  glaube,  der  an 
die  Spitze  dieser  Erörterung  gestellte  Rechtsfall  beweist  dies, 
und  ähnliche  Fälle  lassen  sich  ohne  ausschweifende  Phantasie 
leicht  denken.  Man  wende  auch  nicht  ein:  dem  Verletzten 
könne  doch  nicht  zugemutet  werden,  sich  dabei  zu  beruhigen, 
dass  der  von  ihm  wegen  übler  Nachrede  Verklagte  den  Be- 
weis führe,  dass  er  infolge  eines  unvermeidlichen  Irrtums 
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gehandelt  habe.  Dieser  Einwand  ist  weniger  juristischer,  als 
moralischer  Natur,  und  vor  allem:  wenn  der  Urheber  der 
Nachrede  sich  weigert,  dem  Verletzten  eine  sachgemäße  Er- 
klärung abzugeben,  so  wird  diese  Weigerung  sehr  geeignet 
sein,  Zweifel  an  der  Unvermeidlichkeit  des  Irrtums,  an  der 
.Schuldlosigkeit,  der  vollkommenen  bona  fides  des  Nachredenden 
zu  erwecken;  bei  der  Frage,  ob  ein  Irrtum  vermeidlich  oder 
unvermeidlich  war,  ist  ja  dem  Ermessen  des  Richters  ein 
grosser  Spielraum  eröffnet. 

Steht  hiernach  der  Auffassung  der  üblen  Nachrede  als  eines 
Fahrlässigkeitsdeliktes  von  seiten  der  Theorie  nichts  im  Wege, 
so  fragt  es  sich,  ob  diese  Auffassung  nach  dem  positiven  Recht, 
nach  dem  deutschen  Strafgesetzbuch,  bezw.  nach  dem  schweize- 
rischen Vorentwurf,  statthaft  ist. 

Das  deutsche  Gesetzbuch  und  der  schweizerische  Entwurf 
verlangen  zum  Thatbestand  der  strafbaren  üblen  Nachrede: 
1.  eine  Nachrede,  die  den  guten  Ruf  eines  andern  zu  gefährden 
geeignet  ist,  2.  die  Unwahrheit  dieser  Nachrede.  Das  deutsche 
Recht  betont  aber  stärker  das  Moment  der  Unwahrheit,  der 
schweizerische  Entwurf  — in  Anlehnung  an  das  französische 
Recht  — das  Moment  der  Gefährdung  des  guten  Rufs.  Das 
deutsche  Recht  thut  dies  in  doppelter  Beziehung:  der  Wahr- 
heitsbeweis muss  immer  zugelassen  werden,  auch  da.  wo  trotz 
der  Wahrheit  der  Nachrede  wegen  der  Form  u.  s.  w.  nach 
§ 192  Bestrafung  zu  erfolgen  hat;  wird  aber  der  Beweis  der 
Wahrheit  nicht  erbracht,  so  muss  nach  dem  Wortlaut  des  Ge- 
setzes stets  Bestrafung  erfolgen.  Der  Gedanke  des  Gesetzgebers 
wäre  hiernach:  eine  objektiv  unbegründete  Nachrede  beruht 
stets  auf  unentschuldbarem  Irrtum,  oder:  wer  einem  andern 
etwas  Übles  nachsagt,  hat  stets  das  Bewusstsein,  dass  die 
Nachrede  vielleicht  unbegründet  ist  — eine  üble  Nachrede  mit 
dolus  eventualis  oder  eine  „culpose  Verleumdung“:  ersteres 
eine  Fiktion,  letzteres  sprachlich  eine  contradictio  in  adjecto, 
da  die  deutsche  Sprache  unter  Verleumdung  nur  die  wider 
besseres  Wissen  geschehene  üble  Nachrede  versteht.  Ob  der 
Gesetzgeber  wirklich  die  eine  oder  die  andere  Auffassung  ge- 
habt hat,  dürfte  immerhin  bezweifelt  werden.  Auf  der  andern 
Seite  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  sich  der  deutsche  Richter, 
der  in  einem  Falle,  wie  dem  eingangs  erzählten,  den  Be- 
schuldigten freispricht  mit  der  Begründung:  er  habe  unter  dem 


Digitized  by  Google 


Einfluss  eines  nach  menschlichen  Verhältnissen  unvermeidlichen 
und  durchaus  entschuldbaren  Irrtums  gehandelt,  hart  an  der 
Grenze  zwischen  statthafter  Auslegung  und  unstatthafter  Ver- 
besserung des  Gesetzes  bewegt. 

Der  schweizerische  Entwurf  betont  das  Moment  der  Ehr- 
gefährdung stärker:  er  geht  im  Schutze  des  guten  Rufs  weiter 
als  das  deutsche  Strafgesetzbuch,  sofern  er  in  manchen  Fällen 
auch  den  unverdient  guten  Ruf  schützt,  indem  er  den  Beweis 
der  Wahrheit  in  manchen  Fällen  (bei  Vorgängen,  die  das  ehe- 
liche oder  das  Famlienleben  berühren)  ausschliesst,  in  andern 
Fällen  hinsichtlich  der  verwendbaren  Beweismittel  beschränkt. 
Auf  der  andern  Seite  ist  der  Vorentwurf  milder  als  das  deutsche 
Gesetz,  indem  er,  wie  oben  bemerkt,  unter  Umständen  auch 
die  nicht  erweislich  wahre  üble  Nachrede  straflos  lässt.  Streng 
genommen  ist  durch  die  Bestimmung  des  fünften  Absatzes  des 
Art.  132  die  üble  Nachrede  nicht  als  Fahrlässigkeitsdelikt  an- 
erkannt: die  hier  ausgesprochene  Ermächtigung  des  Richters 
lässt  die  Straflosigkeit  mehr  wie  eine  Begnadigung  erscheinen, 
die  der  Richter  beim  Vorliegen  eines  verzeihlichen,  entschuld- 
baren Irrtums  gewähren,  aber  auch  versagen  kann.  So  ist 
aber  das  „kann“  des  Art.  132  wohl  nicht  gemeint,  es  wird 
vielmehr  dadurch  zum  Ausdruck  gebracht  werden  sollen,  dass 
der  verzeihliche  Irrtum  für  sich  allein  nicht  in  allen  Fällen 
die  Befreiung  von  Strafe  rechtfertigt:  es  muss  nicht  nur  der 
Irrtum,  sondern  auch  das  Nachreden  entschuldbar  sein.  Wie 
nach  Art.  132,  Abs.  4,  Bestrafung  eintritt,  wenn  die  Nachrede 
zwar  wahr  ist,  der  Thäter  aber  „ohne  begründete  Veranlas- 
sung“ gehandelt  hat,  so  soll  im  Falle  des  Abs.  5 die  Straflosig- 
keit nur  eintreten,  wenn  der  Thäter  „nicht  ohne  begründete 
Veranlassung“  gehandelt  hat.  Der  Geistliche  in  unserem  Rechts- 
fall hat  (subjektiv)  begründete  Veranlassung  zu  seinem  Handeln 
gehabt;  wenn  dagegen  einer  der  Kollegen  des  Künstlers, 
denen  jener  die  Mitteilung  gemacht  hat,  sie  in  der  Stadt  weiter 
verbreitet  hätte,  statt  sie  an  den  Theaterdirektor  gelangen  zu 
lassen,  so  hätte  er  ohne  begründete  Veranlassung  gehandelt 
— nach  dem  als  Definition  mangelhaften,  aber  praktisch  sehr 
brauchbaren  Satz  des  römischen  Juristen  : culpa  est  immiseere 
se  rei  ad  se  non  pertinenti.  Diese  weitere  Voraussetzung  der 
Straflosigkeit  ist  allerdings  im  Gesetzesentwurf  nicht  ausdrück- 
lich ausgesprochen,  aber  ihre  Aufnahme  in  den  Abs.  5 hätte 
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diesen  schwerfällg  gemacht,  und  da  der  Entwurf  auf  Anwen- 
dung des  Gesetzes  durch  verständige  Richter  berechnet  ist,  so 
wird  das  „kann“  nicht  zu  beanstanden  sein. 

Eine  Beschränkung  des  Wahrheitsbeweises  wird  in  Deutsch- 
land, wenn  es  einmal  zu  einer  Revision  des  Strafgesetzbuches 
kommt,  schwerlich  Anklang  finden.  Das  eheliche  und  das 
Familienleben  erscheinen  durch  die  sehr  nachahmungswerte 
Bestimmung  des  Art.  32,  Abs.  4,  des  Vorentwurfs  genügend 
geschützt,  und  wenn  z.  B.  jemand  einen  Bekannten  vor  der 
beabsichtigten  Eingehung  der  Ehe  mit  einer  Witwe  warnt 
unter  Anführung  der  Thatsache,  dass  diese  ihren  ersten  Ehe- 
mann betrogen  hat,  so  erscheint,  wenn  der  Heiratslustige  die 
Warnung  der  Witwe  mitteilt  und  diese  Klage  erhebt,  die  Ver- 
hängung einer  Strafe  wegen  der  wahrheitsgeinässen  üblen  Nach- 
rede nicht  gerechtfertigt.  — Sehr  zu  wünschen  wäre  dagegen 
für  ein  künftiges  deutsches  Strafgesetzbuch  die  Aufnahme  einer 
dem  fünften  Absatz  des  Art.  132  des  Vorentwurfs  entsprechenden 
Bestimmung,  wenn  auch  vielleicht  in  einer  dem  oben  Ausge- 
hihrten  entsprechend  veränderten  Fassung.  Dadurch  allein  würde 
auch  eine  sachgemässe  Erledigung  der  vielumstrittenen  Frage 
nach  der  Zulassung  der  nominatio  auctoris  ermöglicht.  Seither 
bewegte  sich  das  deutsche  Recht  in  dieser  Beziehung  in 
Extremen:  früher  liess  man  allgemein  Straflosigkeit  eintrcten, 
wenn  jemand  für  die  von  ihm  ausgehende,  ausdrücklich  auf 
Hörensagen  gegründete  Nachrede  seinem  Gewährsmann  naeh- 
weisen  konnte;  nach  jetzigem  Recht  ist  die  Berufung  auf 
Hörensagen  und  auf  einen  nachweisbaren  Gewährsmann  all- 
gemein ausgeschlossen.  Weder  das  eine  noch  das  andere  ist 
zu  billigen.  Das  eine  Mal  kann  die  Sache  so  liegen,  dass 
zwar  der  Gewährsmann,  nicht  aber  der,  der  sich  auf  ihn  be- 
ruft, — das  andere  Mal  so,  dass  nur  der  letztere,  nicht  auch 
der  Gewährsmann,  — das  dritte  Mal  so,  dass  der  eine  wie  der 
andere  strafbar  erscheint,  endlich  vielleicht  auch  so,  dass  bei 
beiden  die  Strafbarkeit  ausgeschlossen  ist,  je  nachdem  bei 
dem  einen  und  dem  andern  nach  der  besonderen  Lage  des 
Falles  die  Entschuldbarkeit  (Unvermeidlichkeit)  des  Irrtums  zu 
bejahen  oder  zu  verneinen  ist.  Unser  Reehtsfall  ist  geeignet, 
dies  zu  erhärten.  Wenn  der  Geistliche  durch  eine  ganz  un- 
gewöhnliche Ähnlichkeit  der  Gesichtszüge  auf  die  Meinung 
gebracht  wurde,  in  dem  Opernsänger  den  Betrüger  vom  vorigen 
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Tag  vor  sich  zu  haben,  und  wenn  er  sein  Erlebnis  den  Be- 
gleitern des  Sängers  mitteilte,  so  wird  man  von  einem  Ver- 
schulden oder  einer  Fahrlässigkeit  auf  seiner  Seite  so  wenig 
reden  dürfen,  wie  wenn  jemand  durch  eine  mit  grosser  Ge- 
schicklichkeit ausgeführte  Fälschung  veranlasst  wird,  eine  un- 
echte Urkunde  für  echt  zu  halten,  und  wenn  er  dem  entspre- 
chend handelt.  Haben  sich  die  beiden  Schauspieler  darauf 
beschränkt,  von  der  Mitteilung  des  Geistlichen  den  Theater- 
direktor zu  verständigen,  so  wird  wiederum  niemand  hierin  eine 
strafbare  üble  Nachrede  erblicken;  wenn  sie  dagegen,  statt  die 
Sache  vor  den  Direktor  zu  bringen  oder  den  Sänger  direkt 
von  der  gegen  ihn  erhobenen  Beschuldigung  zu  verständigen, 
diese  beliebigen  Dritten  oder  einem  Zeitungsreporter  mitteilten, 
so  traf  nie  — auch  abgesehen  von  dem  schon  gewürdigten 
Gesichtspunkt  der  Einmischung  in  eine  Sache,  die  sie  nichts 
anging  der  Vorwurf  einer  fahrlässigen  Ehrverletzung,  denn 
nie  hatten  den  Betrüger  nicht  gesehen,  mussten  sich  also  die 
Frage  vorlegen,  ob  der  Geistliche  nicht  vielleicht  durch  eine 
nur  oberflächliche  Ähnlichkeit  bestimmt  worden  sei,  den  Opern- 
sänger für  den  Betrüger  zu  halten.  Hätte  der  Geistliche  selbst, 
als  sich  ihm  der  Sänger  in  Begleitung  des  Theaterdirektors 
vorstellte,  anerkennen  müssen,  dass  ihm  jetzt,  bei  genauerer 
Betrachtung  der  Züge,  eine  Identität  des  Sängers  mit  dem 
Betrüger  ausgeschlossen  erscheine,  dann  wäre  ihm  eine  fahr- 
lässige Ehrverletzung  zur  Last  gefallen,  während  die  Frage 
nach  dem  Verschulden  der  beiden  Schauspieler  wiederum  von 
ihrem  Verhalten  abhing.  Auf  eine  derartige  Kasuistik  darf 
sich  der  Gesetzgeber  nicht  einlassen  ; er  bedarf  ihrer  aber  auch 
nicht,  für  ihn  genügt  die  Anerkennung  des  Grundsatzes,  dass 
das  Vergehen  des  § 186  des  deutschen  Strafgesetzbuches 
»Art.  132  des  schweizerischen  Vorentwurfs)  ein  Fahrlässigkeits- 
delikt sei,  woraus  sich  das  Recht  und  die  Pflicht  des  Richters 
ergiebt,  im  einzelnen  Fall  zu  prüfen,  ob  in  dem  Aussprechen 
oder  Verbreiten  der  objektiv  ehrverletzenden  Behauptung  ein 
subjektives  Verschulden  gelegen  sei:  der  Mannigfaltigkeit  des 
Lebens  müssen  der  Gesetzgeber  und  der  Richter  in  verschie- 
dener Weise  gerecht  werden. 

Von  dem  über  die  noininatio  auctoris  Gesagten  ist  ins- 
besondere noch  auf  die  mittelst,  der  Presse  verübten  Ehrver- 
letzungen Anwendung  zu  machen.  Nach  dem  deutschen  Straf- 
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gesetzbuch  und  dem  deutschen  Pressgesetz  ist  wegen  einer 
solchen  Ehrverletzung,  insbesondere  einer  üblen  Nachrede,  der 
Rédacteur  der  Zeitung  als  „Tliäter“  strafbar,  wofern  nicht  „durch 
besondere  Umstünde  die  Annahme  seiner  Thäterschaft  ausge- 
schlossen“, also  namentlich  z.  B.  nachgewiesen  wird,  dass  der 
verletzende  Artikel  ohne  sein  Wissen  in  das  Blatt  aufgenommen 
worden  ist.  (Diesen  Nachweis  muss  er  erbringen,  denn  dadurch, 
dass  er  als  verantwortlicher  Rédacteur  unterzeichnet,  erklärt 
er,  dass  sämtliche  Mitteilungen  des  Blattes  von  ihm  ausgehen, 
mit  seinem  Willen  und  Wissen  aufgenommen  seien.)  Die  Nen- 
nung seines  Gewährsmannes  macht  ihn  für  sich  allein  nicht 
straffrei.  Das  Reichs-Pressgesetz  (Art.  21)  kennt  neben  der 
Strafe  der  Thäterschaft  und  im  Gegensatz  zu  ihr  eine  .Strafe 
wegen  „Fahrlässigkeit“,  die  aber,  wie  die  Entstehungsgeschichte 
des  Gesetzes  ergiebt,  nicht  sowohl  eine  Strafe  wegen  fahr- 
lässiger Ehrverletzung,  als  vielmehr  die  Strafe  wegen  eines 
„eigentümlichen  Pressdeliktes“  sein  soll.  Eigentümlich  ist  nach 
dem  Gesetz  dieses  Pressdelikt  jedenfalls  insofern  gestaltet,  als 
einerseits  nicht  gegen  seinen  Urheber  eine  Fahrlässigkeit, 
sondern  von  ihm  die  Abwesenheit  einer  solchen  bewiesen 
werden  muss  und  andererseits  auch  bei  vorhandener  Fahr- 
lässigkeit unter  bestimmten  Voraussetzungen  Straflosigkeit  ein- 
tritt.  — Nach  dem  Vorentwurf  ( Art.  135)  kann  gleichfalls  wegen 
einer  mittelst  der  Presse  begangenen  Ehrverletzung  neben  dem 
Verfasser  auch  der  Herausgeber  der  Zeitung  oder  Zeitschrift 
bestraft  werden:  „nennt  sich  der  Herausgeber  oder  nennt  der 
Herausgeber  den  Verfasser,  so  werden  beide  nach  ihrem  Ver- 
schulden bestraft“.  Die  Bestrafung  des  Herausgebers  wird  aber 
in  diesem  Fall,  auch  wenn  er  von  dem  Inhalte  des  Artikels 
Kenntnis  gehabt  hat,  nicht  immer  eintreten  müssen,  vielmehr 
wird  auch  ihm,  im  Falle  übler  Nachrede,  die  Bestimmung  des 
Art.  132,  Abs.  ö,  Uber  Straffreiheit  bei  verzeihlichem  Irrtum 
zu  gute  kommen,  und  einen  verzeihlichen  Irrtum  wird  der 
Richter,  der  den  Beruf  der  Presse  richtig  zu  würdigen  weiss, 
schon  dann  annehmen,  wenn  der  Herausgeber  als  Verfasser 
eine  (dem  Richter  erreichbare)  Person  namhaft  macht,  die  er 
für  vollkommen  glaubwürdig  halten  durfte;  und  vollends  er- 
scheint eine  Bestrafung  ausgeschlossen,  wenn  der  Herausgeber 
aus  irgend  welchem  Grunde  von  dem  Inhalte  des  Artikels 
keine  Kenntnis  hatte.  — Wie  aber,  wenn  der  Herausgeber  die 
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Nennung  des  Verfassers  verweigert?  Hat  er  Kenntnis  vom 
Inhalte  des  Artikels  gehabt,  so  kann  von  Anwendung  des 
Art.  132,  Abs.  5,  von  vornherein  keine  Rede  sein,  denn  seine 
Versicherung,  dass  der  Verfasser,  den  er  zu  nennen  sich  wei- 
gert, ein  glaubwürdiger  Mann  sei,  kann  auf  Beachtung  keinen 
Anspruch  machen.  Hat  er  von  dem  Inhalte  keine  Kenntnis, 
so  kann  trotzdem  — nach  dem  ersten  und  dritten  Satze  des 
Art.  135  — nur  er  verfolgt  werden  ; muss  er  auch  bestraft 
werden  ? Antwort  : wenn  der  Gesetzgeber  die  Fiktion  der 
Thäterschaft  aufstellen  will  — ja;  wenn  er  den  Herausgeber 
auch  hier  „nach  seinem  Verschulden“  bestraft  wissen  will  — nein; 
denn  in  diesem  Fall  wäre  höchstens  eine  Strafe  wegen  fahrlässiger 
Ehrverletzung  auch  wegen  fahrlässiger  „Beschimpfung“ 
möglich,  und  jede  Strafe  müsste  wegfallen,  wenn  der  Heraus- 
geber ohne  Verschulden  von  dem  strafbaren  Inhalte  des  Press- 
erzeugnisses keine  Kenntnis  erhalten  hat.  Diese  Straflosigkeit 
wäre  an  und  für  sich  nicht  anstössig,  sie  wird  es  nur  in  Ver- 
bindung mit  dem  Rechte  des  Herausgebers,  die  Nennung  des 
Verfassers  zu  verweigern;  dies  könnte  zur  völligen  Straflosig- 
keit schwerer  Ehrverletzungen  führen , und  dem  wäre  die 
Fiktion  der  Thäterschaft,  so  anstössig  sie  ist,  immer  noch 
vorzuziehen.  Nach  tien  Beratungen  der  Expertenkommission 
ist  anzunehmen,  dass  der  Art.  135  (erster  Satz)  im  Sinne  dieser 
Fiktion  zu  verstehen  ist. 

Mit  der  Anerkennung  des  Begriffs  der  fahrlässigen  Ehr- 
verletzung wäre  die  Möglichkeit  gegeben,  die  Bestrafung  der 
mittelst  der  Presse  begangenen  Beleidigungen  (im  weitern  Sinn) 
sachgemäss  zu  regeln.  Was  insbesondere  die  üble  Nach- 
rede angeht,  so  ergiebt  sich  aus  dem  bisher  Ausgeführten,  dass 
hier  Fahrlässigkeit  in  doppelter  Richtung  möglich  ist:  den 
Herausgeber  (verantwortlichen  Rédacteur)  einer  Zeitung  oder 
Zeitschrift  kann  ein  Verschulden  treffen,  sofern  er  einen  inju- 
rösen  Artikel,  ohne  von  seinem  Inhalt  Kenntnis  zu  nehmen, 
aufgenommen  hat  oder  durch  einen  Geschüftsgehülfen  hat 
aufnehmen  lassen,  oder  aber  insofern,  als  er  von  der  üblen 
Nachrede  zwar  Kenntnis  genommen,  aber  unterlassen  hat,  sich, 
soweit  es  billigerweise  verlangt  werden  kann,  über  deren  Wahr- 
heit zu  vergewissern.  Wird  die  fahrlässige  Ehrverletzung  in 
dieser  doppelten  Richtung  unter  Strafe  gestellt,  so  kann  das 
sonderbare,  eines  Objekts  entbehrende  Delikt  der  Fahrlassig- 
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keit  (§  21  des  deutschen  Pressgesetzes)  oder,  wie  es  bei  der 
Beratung  des  „Vorentwurfs"  durch  die  Expertenkommission 
bezeichnet  wurde,  des  „Missbrauchs  der  Presse“  (wozu?)  in 
Wegfall  kommen,  man  könnte  in  der  Hauptsache  mit  den  all- 
gemeinen Bestimmungen  des  Strafgesetzes  auskommen,  ent- 
behrlich wäre  namentlich  — vorausgesetzt,  dass  das  Straf- 
maximum für  die  fahrlässige  Ehrverletzung  nicht  zu  niedrig 
angesetzt  ist  — die  Bestimmung  des  deutschen  Gesetzes,  wo- 
nach der  verantwortliche  Rédacteur  als  „Thäter“  zu  bestrafen 
ist,  wenn  nicht  durch  besondere  Umstände  die  Annahme  seiner 
Thäterschaft  ausgeschlossen  ist,  und  ebenso  die  vom  Vorent- 
wurf für  den  Fall,  dass  der  Herausgeber  den  Verfasser  zu 
nennen  verweigert,  aufgestellte  Fiktion  der  Thäterschaft  des 
ersteren.  Ganz  zu  vermeiden  werden  jedoch  Ausnahmsbestim- 
mungen teils  zu  gunsten,  teils  zu  ungunsten  der  Presse  nicht 
sein.  Die  Möglichkeit  fahrlässiger  Beschimpfung  ist,  wie  wir 
oben  gesehen  haben,  auch  ohne  Vermittlung  der  Presse  ge- 
geben, eine  solche  Beschimpfung  unter  Strafe  zu  stellen,  ist 
aber  doch  nur  angezeigt,  wenn  sie  mittelst  der  Presse  verübt 
wird.  Auf  der  andern  Seite  wird  sich  die  Gesetzgebung  kaum 
dem  populären  (wenn  auch  hinsichtlich  seiner  Berechtigung 
zweifelhaftem  Verlangen  entziehen  können,  dass  dem  Heraus- 
geber (verantwortlichen  Rédacteur)  einer  Zeitung  oder  Zeit- 
schrift zu  gestatten  sei,  die  Verantwortlichkeit  für  einen  inju- 
rösen  Artikel,  insbesondere  für  eine  üble  Nachrede,  an  der 
.Stelle  des  ungenannten  und  unbekannten  Verfassers  zu  über- 
nehmen, einem  Verlangen,  das  im  Vorentwurf  erfüllt  worden 
ist  durch  die  Bestimmung:  „Der  Herausgeber  ist  nicht  ver- 
pflichtet, den  Namen  des  Verfassers  zu  nennen.“  Geht  man 
davon  aus,  dass  diese  Bestimmung  auf  dem  Gedanken  der 
Stellvertretung  beruht,  so  muss  sie  notwendig  eine  Einschrän- 
kung für  den  Fall  erfahren,  dass  der  Herausgeber  seinerseits 
jedes  Verschulden  in  Abrede  zieht,  z.  B.  geltend  macht,  dass 
er  durch  Krankheit  an  der  Kenntnisnahme  des  injurösen  Ar- 
tikels verhindert  worden  sei.  Er  ist  mit  einer  solchen  Ent- 
schuldigung unbedingt  zu  hören,  aber  ebenso  unbedingt  soll  er 
dann  bezüglich  der  Ermittlung  des  Verfassers  dem  allgemeinen 
Zeugniszwang  unterliegen.  — Bestimmungen  über  die  Straf- 
losigkeit des  Herausgebers,  der  im  Fall  einer  üblen  Nachrede 
den  Verfasser  nennt,  wird  das  Gesetz  nicht  geben  können:  ob 
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dom  Herausgeber  ein  Verschulden  zur  Last  fallt,  muss  im  ein- 
zelnen Fall  der  Richter  entscheiden,  auf  seiten  der  Gesetz- 
gebung genügt  es,  wenn  sie  dem  Richter  die  Möglichkeit  *) 
eröffnet,  das  Verschulden  auch  bei  Kenntnis  des  Inhalts  der 
Einsendung  zu  verneinen. 

Zum  Schluss  noch  eine  Bemerkung  über  die  civilrecht- 
liche  Verantwortlichkeit  wegen  übler  Nachrede,  wobei  ich 
wieder  an  unseren  Rechtsfall  anknüpfe.  Der  Sänger  hat  seine 
Entschädigungsforderung  hauptsächlich  damit  begründet,  dass 
infolge  der  Verbreitung  der  Nachricht  von  seinem  angeblichen 
Betrug  seine  Benefizvorstellung  im  Theater  sehr  schlecht  be- 
sucht gewesen  sei.  Der  Geistliche  hatte  sich  auch  bereit  er- 
klärt. ihm  jeden  halbwegs  erweislichen  Schaden  zu  ersetzen. 
War  er  hierzu  rechtlich  verpflichtet?  Wir  werden  sehr  ge- 
neigt sein,  diese  Frage  zu  bejahen:  wenn  sie  aber  bejaht 
wird,  ergiebt  sich  daraus  nicht  auch  die  Bejahung  einer 
strafbaren  üblen  Nachrede?  Ich  glaube  nicht.  Strafbarkeit 
einer  Handlung  und  civilrechtliche  Verantwortlichkeit  für  eben 
diese  Handlung  müssen  nicht  notwendig  gleichen  Schritt  halten, 
und  der  Gesetzgeber  regelt  sie  auch  mehrfach  verschieden  : es 
sei  nur  an  die  Sachbeschädigung  und  an  die  Kreditschädigung 
erinnert.  Fahrlässige  Sachbeschädigung  ist  wohl  überall  als 
ein  Privatdelikt  anerkannt,  das  den  Thäter  eivilrechtlich  ver- 
antwortlich macht,  strafbar  ist  sie  aber  nach  dem  deutschen 
Strafgesetzbuch  wie  nach  dem  schweizerischen  Vorentwurf 
nur  ausnahmsweise;  Kreditschädigung  durch  Verbreitung  un- 


')  In  Deutschland  bestellt  diese  Möglichkeit  zur  Zeit  nicht.  l'ulängst 
war  ich  in  der  Lage,  in  eigener  Sache  einem  Indien  deutschen  Richter 
schnöde  Parteilichkeit  vorzuwerfen.  Die  Thatsachen,  aus  denen  sich  dieser 
Vorwurf  unzweifelhaft  ergab,  veröffentlichte  ich  in  einer  angesehenen 
Zeitung;  die  Redaktion  sandte  der  Mitteilung  die  Bemerkung  voraus,  dass 
selbstverständlich  die  Verantwortlichkeit  für  die  gegen  den  Beamten  er- 
hobenen Vorwürfe  mir  allein  überlassen  bleibe.  Diese  Verwahrung  hätte 
den  Rédacteur,  wenn  die  von  mir  angeführten  Thatsachen  nicht  «er- 
weislich wahr»  waren,  nicht  geschützt:  durch  die  Verwahrung  hatte  er 
ja  zu  erkennen  gegeben,  dass  er  von  dem  Inimité  meiner  Einsendung 
genaue  Kenntnis  genommen  habe.  Trotzdem  hätte  wohl  jedermann  seine 
Verfolgung  missbilligt.  Praktisch  wurde  die  Krage  nicht,  da  der  ange- 
griffene Beamte  auch  gegen  mich  keinen  Strafantrag  stellte,  sondern  es 
vorzog,  den  aus  den  Thatsachen  sicli  ergehenden  Vorwurf  der  Parteilich- 
keit auf  sieli  sitzen  zu  lassen. 


Digitized  by  Google 


PalirlA»*ift<!  Ehrverletzung. 


richtiger,  aber  nicht  ehrenrühriger  Nachrichten  ist  nach 
deutschem  wie  nach  schweizerischem  Recht  nur  strafbar,  wenn 
sie  wider  besseres  Wissen  erfolgt,  wahrend  civilrcchtliche  Ver- 
antwortlichkeit, wenigstens  nach  dem  deutschen  bürgerlichen 
Gesetzbuch,  auch  im  Falle  der  Fahrlässigkeit  eintritt.  Es  ist 
oder  wäre  also  kein  Verstoss  gegen  die  juristische  Logik, 
wenn  eine  aus  entschuldbarem  (unvermeidlichem)  Irrtum  ent- 
sprungene üble  Nachrede  straflos  gelassen  wird,  aber  doch 
den  Urheber  eivilrechtlich  verantwortlich  macht,  mag  man 
nun  die  verschiedene  Behandlung  damit  begründen,  dass  man 
den  Begriff  der  Fahrlässigkeit  für  das  Strafrecht  anders  be- 
stimmt als  für  das  bürgerliche  Recht  (ich  erinnere  an  die  culpa 
levissima,  für  die  nach  der  lex  Aquilia  gehaftet  wird),  oder  — 
besser  — damit,  dass  man  sagt:  eivilrechtlich  könne  eine  Verant- 
wortlichkeit auch  durch  eine  Handlung  begründet  werden,  die 
dem  Handelnden  nicht  zur  Schuld  zugerechnet  werden  könne. 
Die  letztere  Begründung  wird  allerdings  vor  den  Augen  der 
scholastischen  Jurisprudenz  keine  Gnade  finden,  doch  ist  der 
Gedanke  im  deutschen  bürgerlichen  Gesetzbuch  zu  einer  ge- 
wissen Anerkennung  gelangt  einerseits  in  der  Bestimmung  über 
die  Schadloshaltung,  die  dem  durch  die  That  eines  Unzurech- 
nungsfähigen Verletzten  aus  dessen  Vermögen  zu  gewähren  ist 
(§  829),  anderseits  namentlich  durch  die  die  Handlung  eines 
Zurechnungsfähigen  betreffende  Vorschrift  des  § 904:  „Der 
Eigentümer  einer  Sache  ist  nicht  berechtigt,  die  Einwirkung 
eines  andern  auf  die  Sache  zu  verbieten,  wenn  die  Einwirkung 
zur  Abwendung  einer  gegenwärtigen  Gefahr  notwendig  und 
der  drohende  Schaden  gegenüber  dem  aus  der  Einwirkung 
dem  Eigentümer  entstehenden  Schaden  unverhältnismässig  gross 
ist.  Der  Eigentümer  kann  Ersatz  des  ihm  entstehenden  Scha- 
dens verlangen.“  Wer,  um  den  rechtswidrigen  Angriff  eines 
andern  von  sich  abzuwehren,  das  einem  Dritten  gehörige  Glas 
dem  Angreifer  an  den  Kopf  schlägt,  so  dass  es  zerbricht,  der 
kann  nicht  wegen  vorsätzlicher  Sachbeschädigung,  und  könnte 
auch  nicht,  wenn  sie  strafbar  wäre,  wegen  fahrlässiger  Sach- 
beschädigung bestraft  werden,  sein  Handeln  ist  subjektiv  nicht 
rechtswidrig,  aber  es  macht  ihn  trotzdem  eivilrechtlich  verant- 
wortlich. 
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A propos  d’une  méprise  législative. 

L’affaire  Spfthler. 

Par 

E.  Picot,  juge  à la  Cour  de  justice  de  Genève. 


Dans  le  dernier  numéro  de  la  présente  Revue  ’),  M.  le 
professeur  Gautier  a exposé  la  méprise  commise  au  Grand 
Conseil  de  Genève  lors  de  la  révision  partielle  de  notre  Code 
pénal  en  1892.  Par  suite  d’une  simple  erreur  de  rédaction,  le 
vulgaire  lapsus  calami  d’un  copiste  pressé  qui  a écrit  et  en- 
voyé à l’impression  ces  mots:  «les  art.  277  à 280  du  Code 
pénal  sont  abrogés»  au  lieu  de  ceux-ci:  «les  art.  277,  278  et 
280  sont  abrogés»,  l’art.  279  a été  abrogé  dans  le  texte  officiel 
et  le  crime  de  viol  rayé  du  Code  pénal  genevois;  alors  que 
l’intention  manifeste  du  législateur  était  de  maintenir  ce  texte 
dans  sa  teneur  primitive.  Qu'il  y ait  eu  là  une  simple  erreur 
matérielle  et  quelle  qu’en  soit  l'origine,  aucun  doute  n’a  jamais 
été  et  n'a  pu  être  manifesté  à cet  égard. 

Un  moment  est  venu,  cependant,  où  un  misérable,  convaincu 
d’avoir  commis  un  viol  dans  des  circonstances  particulièrement 
révoltantes,  a invoqué  l’erreur  commise  lors  de  la  promulga- 
tion de  la  loi  de  1892  et,  se  basant  sur  le  principe  iiulla  paeiia 
sine  lege,  a demandé  l’annulation  de  la  condamnation  qui  l’avait 
frappé  d'une  longue  peine  de  réclusion. 

Dans  l’intéressant  et  brillant  article  qu'il  a publié  à ce 
sujet,  M.  le  professeur  Gautier  a examiné  et  publié  tout  au 
long  les  divers  moyens  invoqués  de  part  et  d’autre  dans  ce 
débat  et  les  diverses  décisions  judiciaires  rendues  par  les 

')  Page  171. 
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instances  supérieures  du  Canton  et  de  la  Confédération,  déci- 
sions qui  ont  abouti  au  maintien  de  la  condamnation  pro- 
noncée. 

Mêlé  indirectement  à ce  débat  où  mon  nom  a été  pro- 
noncé comme  ayant  été  celui  de  la  personne  qui  avait  signalé 
en  premier  lieu  l’erreur  commise  dans  la  loi  de  1892  *),  je  de- 
mande la  permission  d’exprimer  mon  opinion  sur  la  solution 
qui  lui  a été  donnée  et  sur  les  différents  systèmes  successive- 
ment échafaudés  pour  arriver  au  maintien  de  la  condamnation. 

S'il  est  un  principe  qui  peut  être  considéré  comme  une 
des  pierres  d’angle  de  l’édifice  du  droit  pénal,  c’est  bien  celui 
qui  s’énonce  sous  l’aphorisme  : ttulla  piena  sine  lege,  on  le  voit 
figurer  dans  toutes  les  législations  modernes,  et  n’y  fût-il  pas 
inscrit  en  termes  exprès  qu’on  ne  le  considérerait  pas  moins 
comme  résultant  des  principes  généraux  du  droit  pénal,  en 
tous  cas  il  est  inscrit  en  toutes  lettres  dans  l'article  premier 
du  Code  d’instruction  pénale  de  Genève.  Comment  peut-il 
donc  se  faire  que,  malgré  ce  principe,  le  nommé  Spühler  ait 
été  condamné  en  janvier  1899  pour  un  acte  qui  ne  figurait 
plus  parmi  les  actes  défendus  par  la  loi  pénale  depuis  sept 
ans  et  qui  n’a  été  proclamé  à nouveau  criminel  que  plusieurs 
mois  après  le  jugement  de  condamnation? 

Cette  condamnation  a-t-elle  pu  être  prononcée  sans  viola- 
tion de  ce  principe  de  droit? 

Toutes  les  autorités  qui  ont  eu  à se  prononcer  sur  ce 
point  ont  répondu  par  la  négative  et  cependant  les  arguments 
qu’elles  ont  invoqués  à l’appui  de  leur  thèse  sont  contradic- 
toires entre  eux.  Il  y a mieux,  les  arguments  invoqués  par 
une  même  autorité  se  contredisent  les  uns  les  autres  et  M.  le 
professeur  Gautier,  dans  son  article,  se  voit  obligé  de  critiquer 
la  décision  de  la  Cour  de  cassation,  décision  rendue  avec  son 
concours  et  son  entier  assentiment,  et  de  chercher  de  nouveaux 
arguments  pour  la  justifier.  On  m’a  affirmé  que  lors  de  la 
discussion  de  cette  affaire  par  le  Tribunal  fédéral  il  y a eu 

l)  Cuiqnc  SUUtn.  Si  j’ai  signalé  le  premier  l’erreur  commise,  ce 
n’est  pas  à moi  que  revient  l’honneur  de  l’avoir  découverte,  il  revient  à 
M.  Roumieux,  greffier  de  la  Cour  de  justice  de  Genève,  qui,  justement 
préoccupé  de  ses  conséquences,  m’avait  demandé  de  la  signaler  à qui  de 
droit. 
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autant  d’avis  différents  que  de  juges.  N’y  a-t-il  pas  là  la 
preuve  que  la  solution  donnée  ne  satisfait  personne  et  n'est 
pas  de  nature  à satisfaire  le  sentiment  du  droit. 

Le  ministère  public  genevois  lorsqu’il  s’est  décidé  à tra- 
duire Spühler  pour  le  crime  de  viol  devant  la  Cour  criminelle 
n'ignorait  pas  que  la  base  juridique  de  la  poursuite  était  essen- 
tiellement fragile,  mais  il  l’a  fait  sachant  sur  quel  terrain  il 
s’aventurait  et  persuadé  que,  dans  un  cas  semblable,  où  les 
faits  étaient  patents,  le  crime  avoué  et  établi  de  la  manière 
la  plus  complète,  sa  répression  serait  néanmoins  prononcée 
parce  qu'elle  ne  pouvait  pas  ne  pas  l’être  malgré  les  défec- 
tuosités de  la  législation,  et  l’événement  lui  a donné  raison. 

Lors  du  recours  formé  par  Spühler  devant  la  Cour  de 
cassation  le  Ministère  public  soutint  que  l'art.  279  auquel 
l’art.  280  est  indissolublement  lié  n’avait  jamais  été  valable- 
ment abrogé,  la  Cour  de  cassation,  sans  le  dire  cependant 
explicitement,  admit  que  l’art.  279  était  abrogé,  mais  écarta 
le  recours  par  le  motif  que  la  condamnation  avait  été  pro- 
noncée en  vertu  de  l’art.  280  également  visé  dans  l’accu- 
sation. 

Le  Tribunal  fédéral  démolit  le  système  laborieusement 
échafaudé  par  la  Cour  de  cassation  et  décida  dans  ses  consi- 
dérants, avec  raison  selon  moi,  que  les  art.  279  et  280  for- 
ment un  tout  et  que,  du  reste,  la  condamnation  avait  bien  été 
prononcée  en  vertu  de  l’art.  279  abrogé,  il  écarta  cependant 
le  recours  par  un  argument  contradictoire  avec  le  précédent: 
l’art.  280  n’étant  pas  abrogé  et  l'art.  279  ne  l’ayant  été  que 
par  erreur,  les  tribunaux  genevois  en  les  appliquant  tous  deux 
ont  appliqué  une  disposition  de  loi  existante,  dès  lors  la  con- 
damnation ne  porte  pas  atteinte  au  principe  nulla  pœna  fine 
lege. 

11  s’est  produit  dans  cette  affaire  un  phénomène  que  j’ai 
déjà  observé  dans  ma  carrière  judiciaire,  dans  des  cas  où 
l’équité  amène  le  juge  à adopter  une  solution  qui  n’est  pas 
strictement  conforme  à la  lettre  de  la  loi  ou  aux  règles  de  la 
procédure.  Le  juge  de  I"  instance,  pour  motiver  sa  décision,  la 
justifie  par  des  arguments  critiquables  en  droit,  les  juges  de 
2m • instance  ou  même  de  3"1®  instance,  qui  partagent  au  fond 
l’opinion  du  premier  juge,  démolissent  toute  son  argumentation 
dont  ils  sentent  la  faiblesse  pour  en  substituer  une  autre  qui, 
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généralement,  vaut  encore  moins.  Le  juge  qui  a statué  en 
premier  lieu,  avait  le  choix  entre  plusieurs  systèmes,  il  a 
choisi  le  moins  mauvais,  ses  successeurs  sont  obligés,  pour 
arriver  au  même  but,  de  prendre  ceux  qui  restent. 

A notre  avis  et  en  se  plaçant  au  point  de  vue  du  droit 
strict,  il  n’y  avait  que  deux  solutions  réellement  franches: 

S’en  tenir  a l'observation  de  la  lettre  de  la  loi,  constater 
que  l’art.  279  du  Code  pénal  genevois  était  abrogé  par  le 
texte  régulièrement  publié  de  la  loi,  qu’au  moment  où  Spühler 
avait  commis  son  acte,  le  viol  n’était  pas  un  acte  punissable 
aux  termes  de  la  loi  pénale  et  libérer  Spühler  de  toute  pour- 
suite. 

Ou  bien  répondre  à son  recours:  une  erreur  matérielle 
comme  celle  qui  s’est  produite  lors  de  la  publication  de  la  loi 
de  1892  ne  compte  pas , jamais  le  législateur  n’a  entendu 
abroger  l’art.  279  et  laisser  impuni  l'acte  qualifié  de  viol, 
c’est  donc  à bon  droit  que  Spühler  a été  poursuivi  et  con- 
damné pour  ce  fait,  et  en  vertu  du  dit  article. 

Il  y eut  eu  évidemment  un  sentiment  de  scandale  dans 
les  deux  cas,  dans  le  premier  il  aurait  été  très  violent,  le 
sentiment  intime  de  la  justice  aurait  été  froissé  de  la  manière 
la  plus  intense,  aussi  les  juges  ont-ils  tous  reculé  devant  cette 
solution.  Dans  le  second  cas  il  y aurait  eu  non  pas  violation 
du  sentiment  de  justice , mais  le  sentiment  de  la  violation 
apparente  d'un  principe  de  droit  destiné  à protéger  le  justi- 
ciable contre  les  abus  possibles  des  tribunaux,  les  juges  ont 
également  reculé  devant  cette  conséquence. 

Je  n’ai  pas  été  appelé  comme  magistrat  à statuer  dans  ce 
litige  et  on  croira  sans  peine  que  je  ne  le  regrette  pas,  je  ne 
m’en  serais  vraisemblablement  pas  mieux  tiré  ou  par  quelque 
autre  solution  prêtant  également,  sinon  plus,  le  flanc  à la  cri- 
tique, je  ne  songe  donc  point  à jeter  la  pierre  aux  magistrats 
qui  ont  fait  leur  possible  pour  concilier  les  principes  élémen- 
taires de  la  justice  avec  ceux  contradictoires  de  la  loi  écrite 
et  qui  ont  cru  pouvoir  y arriver  par  des  chemins  détournés 
et  de  subtiles  interprétations  de  textes. 

Ce  que  j’ai  voulu  constater  en  reprenant  sommairement 
l’examen  de  cette  affaire,  c’est  qu’il  y a des  cas  où  le  droit 
tel  qu’il  résulte  du  texte  des  lois  écrites  est  impuissant  A résoudre 
certaines  difficultés,  à un  principe  aussi  universellement  admis 
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que  celui  de  nulla  poetta  sine  lege  s’en  est  trouvé  opposé  un 
autre  qui  tient  encore  plus  profondément  au  sentiment  inné 
de  justice  que  nous  avons  tous  en  nous,  c’est  celui-ci  summum 
jus  summa  injuria,  dans  le  cas  concret  qui  nous  occupe  la 
libération  du  criminel  eût  constitué  une  summa  injuria,  devant 
laquelle  le  summum  jus  a dû  fléchir,  pour  s'en  convaincre  il 
suffit  de  se  demander  si  les  juges  auraient  agi  de  môme  dans 
le  cas  où  Splihler  aurait  été  condamné  non  pour  un  viol  qua- 
lifié, mais  pour  une  infraction  d’une  autre  nature,  pour  une 
contravention  de  douane  ou  un  homicide  par  imprudence  par 
exemple.  Aucun  juriste  n’hésiterait  à répondre  que  dans  ce 
cas  la  solution  eût  été  différente. 

On  ne  saurait  se  faire  aucune  illusion,  la  solution  inter- 
venue n’a  été  qu’un  expédient,  les  diverses  décisions  judiciaires 
intervenues  reposent  toutes  sur  des  arguments  qui  ne  résistent 
pas  à un  examen  critique,  un  peu  serré,  je  crois  qu'il  eût  été 
plus  franc  de  dire  qu’une  erreur  matérielle  telle  que  celle  qui 
a été  commise  lors  de  l'élaboration  de  la  loi,  ne  doit  pas  en- 
trer en  ligne  de  compte,  jamais  le  législateur  n’a  entendu 
rayer  le  viol  de  l’énumération  des  actes  punissables,  aucun 
doute  quelconque  ne  peut  s’élever  à ce  sujet;  que  nous  im- 
porte que  quelque  copiste  ou  secrétaire  ait  commis  une  erreur 
de  copie  ou  de  pointage  dans  la  rédaction  d'un  procès  verbal, 
alors  qu’il  est  clair  comme  le  jour  que  l’autorité  législative, 
qui  seule  peut  abroger  un  texte  de  loi,  n’a  jamais  eu  la  plus 
lointaine  idée  de  modifier  ou  d'abroger  l’art.  279,  et  que  le 
texte  publié  est  le  résultat  d’une  erreur.  Il  vaudrait  mieux, 
certainement,  que  des  erreurs  semblables  fussent  soigneusement 
évitées,  que  nos  autorités  tant  législatives  qu’administratives 
ne  permissent  la  publication  que  de  textes  soigneusement  col- 
lationnés, mais  errare  humanum  esl  et  lorsqu'il  est  indiscu- 
table que  l'erreur  commise  est  purement  matérielle  qu'elle  n'a 
trompé,  ni  pu  tromper  personne,  n'est-il  pas  plus  simple,  plus 
logique,  plus  juste  de  faire  abstraction  pure  et  simple  de  cette 
erreur,  et  de  dire  qu’erreur  ne  fait  pas  compte. 

Si  l’on  admet  le  système  contraire,  on  arrive,  comme  nous 
l’avons  vu  à des  situation  insolubles  pour  celui  qui  veut  concilier 
le  respect  de  la  lettre  et  celui  de  l’esprit  de  la  loi.  Le  précédent, 
dira-t-on,  sera  dangereux,  ce  n’est  pas  notre  avis,  un  cas  sem- 
blable ne  se  présentera,  pour  ainsi  dire,  jamais  où  il  sera  dé- 
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montré  sans  conteste  qu’un  texte  abrogé  l’a  été  d’une  manière 
inconsciente  et  sans  que  la  volonté  du  législateur  y soit  pour 
une  part  quelconque,  le  précédent  qu’on  crée  en  faisant  dire  ti 
des  textes  ce  qu’ils  ne  disent  pas,  avec  des  considérants  qui, 
loin  de  se  soutenir,  se  détruisent  mutuellement,  est  à mon  avis 
bien  plus  dangereux  et  plus  de  nature  à diminuer  le  respect  dû 
aux  décisions  judiciaires,  qu’une  décision  franche  et  nette  dé- 
clarant sans  valeur  une  disposition  législative  entachée  de 
l’erreur  la  plus  flagrante  et  qui  contient  exactement  le  con- 
traire de  ce  que  le  législateur  a voulu  y mettre. 
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Eine  Frage  des  Auslieferungsrechtes. 

Au*  den 

Verliamilimyt'n  drx  Zürcherischen  Jnrixtenrereinx. 


Herr  Professor  Dr.  Gustav  Vogt  sprach  am  17.  Dezember 
1897  im  Zürcherischen  Juristenverein  „über  eine  Frage  des 
Auslieferungsrechtes“. 

Die  folgenden  Mitteilungen  sind  dem  Protokoll  des  Zürche- 
rischen Juristen  Vereins,  das  Professor  Dr.  IL  F.  Hitzig  verfasst 
hat,  entnommen. 

Professor  Dr.  Gustav  Vogt  führte  aus: 

Der  Grundsatz  non  bis  in  idem  wird  im  internationalen 
Strafrecht  nicht  allgemein  durchgeführt;  nach  dem  italienischen 
Strafgesetzbuch  können  Italiener,  die  im  Ausland  deliuquiert 
haben  und  dort  bestraft  worden  sind,  in  Italien  zum  zweiten- 
mal bestraft  werden  ; auch  nach  dem  Reichsstrafgesetzbuch  ist 
solche  doppelte  Verurteilung  möglich  (Art.  1$),  allerdings  sieht 
Art.  7 dann  eine  Kompensation  (Anrechnung  der  im  Ausland 
erstandenen  Strafe)  vor. 

Die  Schweiz  hat  gelegentlich  versucht,  das  Prinzip  non 
bis  in  idem  in  internationalen  Verträgen  aufzustellen  : Vertrag 
mit  Spanien,  Serbien,  Salvador;  in  andern  Verträgen  fehlen 
solche  Garantien  gegen  Doppelverurteilung. 

Der  Grund  liegt  darin,  dass  mit  dem  Prinzip  non  bis  in 
idem  ein  anderes  Prinzip  konkurriert,  das  Prinzip  der  Nicht- 
auslieferung eigener  Staatsangehöriger;  namentlich  die  Schweiz 
hält  an  diesem  Prinzip  fest;  preisgegeben  hat  sie  es  nur  im 
Vertrag  mit  den  Vereinigten  Staaten;  der  Vertrag  mit  England 
sieht  eine  ungleiche  Behandlung  der  Vertragsstaaten  vor:  Eng- 
länder werden  von  England  ausgeliefert,  die  Schweiz  liefert 
den  Schweizer  nicht  aus,  übernimmt  aber  die  Bestrafung. 
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Durch  das  Prinzip  der  Nichtauslieferung  der  Nationalen 
wird  ein  Gerichtsstand  des  Patriotismus  geschaffen,  der  Patrio- 
tismus ist  hier  nicht  begründet;  die  Interessen  der  Strafrechts- 
pflege fordern,  dass  der  Verbrecher  am  forum  delicti  commissi, 
wo  das  Beweismaterial  zu  Anden  ist,  abgeurteilt,  also  wenn  er 
in  den  Heimatsstaat  geflüchtet,  von  diesem  an  das  Land  des 
delictum  commissura  ausgeliefert  werde. 

Ein  Zusammenstoss  dieser  beiden  Gerichtsstände  kann  so- 
wohl zu  Doppelverurteilung,  als  auch  zum  Ausbleiben  jeglicher 
Verurteilung  fuhren.  Einen  Versuch,  Kollisionen  zu  vermeiden, 
bedeutet  das  Bundesgesetz  vom  22.  Januar  1892.  Das  Gesetz 
sieht  vor  (Art.  2c  1.  kein  Schweizerbürger  darf  an  einen  fremden 
Staat  ausgeliefert  werden  ; 2.  es  wird  aber  dem  requirierenden 
Staat  die  Zusicherung  erteilt,  dass  der  Verfolgte  nach  dem  im 
Gebiete  des  zuständigen  Gerichts  geltenden  Recht  in  der  Schweiz 
abgeurteilt  werde;  3.  diese  Zusicherung  wird  aber  nur  gewährt, 
wenn  der  ersuchende  Staat  erklärt,  dass  er  den  Schweizer- 
bürger auf  seinem  Gebiet  nicht  nochmal x nach  Verbüssung  der 
in  der  Schweiz  verhängten  Strafe  verfolge. 

Die  Schwierigkeit  besteht  nun  darin,  dass  es  fremde  Staaten 
giebt,  die  die  Erklärung  sub  3 nicht  erteilen  können,  weil  ihre 
eigene  Gesetzgebung  schlechtweg  Anwendung  auf  jedes  im  In- 
land begangene  Delikt  Vorsicht,  so  Deutschland.  Wird  die  Er- 
klärung verweigert,  so  geht  hier  der  Thäter  leer  aus. 

Der  schweizerische  Bundesrat  hat  sich  in  solchen  Fällen 
namentlich  gegenüber  Deutschland  weit  engagiert,  indem  er 
die  Zusicherung  der  Bestrafung  von  Schweizern  auch  in  Fällen 
übernahm,  wo  das  Versprechen  des  non  bis  in  idem  nicht  vor- 
lag (Fülle  Tierstein,  Riehe);  in  letzterem  Fall  wurden  Ver- 
handlungen über  die  Frage  als  in  Aussicht  stehend  bezeichnet. 
Ein  dritter  Fall  (Gerber)  führte  zu  bundesgerichtlicher  Ent- 
scheidung. Die  bernische  Anklagekammer  weigerte  sich,  die 
Bestrafung  eines  Berners  anzuordnen,  weil  die  Zusicherung  des 
non  bis  in  idem  seitens  der  deutschen  Regierung  fehlte.  Der 
Bundesrat  erhob  den  Kompetenzkonflikt,  das  Bundesgericht  trat 
der  Auffassung  der  bernischen  Gerichte  bei  und  verwarf  die 
Ansicht  des  Bundesrates,  nach  welcher  bei  Abschluss  des  Aus- 
lieferungsvertrages, wenn  dies  auch  nicht  ausdrücklich  gesagt 
sei,  die  Absicht  obgewaltet  habe,  unter  allen  Umständen  die 
Bestrafung  des  requirierten  Nationalen  zu  übernehmen. 
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Das  Resultat,  das  sich  ergiebt,  ist  bedenklich  einmal  des- 
wegen, weil  der  Bundesrat,  dessen  Auffassung  das  Bundes- 
gericht verwirft,  sieh  diplomatisch  bereits  engagiert  hat;  be- 
denklich aber  besonders  wegen  der  Strafrechtspflege  : es  wird 
in  solchen  Fällen  nicht  möglich  sein,  dem  Delinquenten  seine 
Strafe  zukommen  zu  lassen:  er  wird  hier  nicht  bestraft  und 
wird  auch  nicht  ausgeliefert. 

Der  Referent  schlägt  angesichts  dieser  Sachlage  und  der 
Bedeutung  des  Falles  Gerber  vor,  Schritte  zu  thun  bei  den 
Bundesbehörden,  diese  sollen  auf  die  Missstände  aufmerksam 
gemacht  und  ersucht  werden,  für  Hebung  derselben  besorgt 
zu  sein  ; man  kann  dabei  an  verschiedene  Wege  denken  : Staats- 
vertrag, Änderung  der  eigenen  Gesetzgebung  und  andere. 

In  der  Diskussion  dankt  zunächst  der  Vorsitzende  Dr.  Schürfer 
dem  Vortragenden  und  macht  auf  ähnliche  Missstände  im  Ge- 
biet des  internationalen  Ehescheidungsrechtes  aufmerksam. 
Professor  Zürcher  glaubt,  eine  Sanierung  wäre  am  ehesten  da- 
durch möglich,  dass  man  auf  die  Zusicherung  des  non  bis  in 
idem  dem  requirierenden  Staat  gegenüber  verzichtete;  dem 
Schweizer,  der  im  Ausland  delinquiert  hat  und  dafür  hier  be- 
straft wird,  darf  zugemutet  werden,  dass  er  das  Land,  wo  er 
delinquiert  hat,  meide  und  sich  nicht  selbst  der  Gefahr  erneuter 
Verurteilung  aussetze.  Auf  das  Prinzip  der  Nichtnuslieferung 
der  Nationalen  sollte  nicht  leichthin  verzichtet  werden,  man 
denke  an  Fälle,  wo  der  requirierende  Staat  auf  einer  niedri- 
geren Kulturstufe  steht,  uns  unbekannte  Strafen  kennt,  oder 
etwa  politische  Vergehen  unter  dem  Schein  des  nichtpolitischen 
Vergehens  verfolgt. 

Staat  sa  mr  alt  Dr.  Schulthess  tritt  auch  für  das  Prinzip  der 
Nichtauslieferung  der  Nationalen  ein;  die  von  Professor  Zürcher 
zuletzt  erwähnten  Fälle  seien  nicht  so  selten,  so  neulich  wieder 
ein  Fall  mit  Russland.  Das  Heimatland  soll  auch  für  den  Ver- 
brecher ein  sicheres  refugium  sein;  dafür,  dass  er  im  requi- 
rierenden Land  objektiv  behandelt  werde,  besitzen  wir  nicht 
immer  genügende  Garantien,  dagegen  kennen  wir  die  Eigenart 
unserer  Kompatrioten.  Die  Gründlichkeit  der  Untersuchung 
kann  allerdings  darunter  leiden,  wenn  sie  fern  vom  Thatort 
vorgenommen  wird;  wo  solche  Interessen  es  verlangen,  wird 
im  interkantonalen  Verkehr  immer  ausgeliefert.  Bezüglich  des 
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Prinzips  non  bis  in  idem  (Gerber)  sollte  das  Ausland,  speciell 
Deutschland,  Abhülfe  schaffen,  nicht  wir;  das  Straf  klagerecht 
des  fremden  Staates  sollte  endgültig  konsumiert  sein,  wenn  er 
bei  uns  Bestrafung  unseres  Landesangehörigen,  der  auswärts 
delinquiert  hat,  erwirkt.  Deutschland  sollte  in  solchen  Fällen 
erklären:  a)  wir  rechnen  jedenfalls  die  in  der  Schweiz  erstan- 
dene Strafe  an  ; b)  wir  wenden  Todesstrafe  nicht  an,  wenn  der 
Heimatkanton  sie  nicht  kennt;  c)  wenn  die  in  der  Schweiz  zu- 
erkannte Strafe  nicht  in  flagrantem  Widerspruch  zu  deutschem 
Hecht  steht,  begnügen  wir  uns  ganz  mit  der  Bestrafung  in  der 
Schweiz.  Übrigens  zeigen  sich  bereits  jetzt  bedenkliche  Folgen 
der  Entscheidung  in  Sachen  Gerber:  im  Falle  Gentert  (Deutscher, 
der  in  der  Schweiz  delinquierte,  ist  nach  Deutschland  geflohen) 
verweigert  Deutschland  die  Bestrafung  und  verlangt  vorerst  eine 
Gegenrechtserklärung.  Professor  Schneider  erwähnt,  dass  auch 
Rüttimann  in  seinen  Vorlesungen  für  das  Prinzip  der  Nicht- 
auslieferung der  Nationalen  eingetreten  sei  und  betont  habe, 
es  handle  sich  nicht  um  Verbrecher,  sondern  nur  um  Ange- 
klagte. Dr.  Hader:  Für  das  Prinzip  der  Nichtauslieferung  sei 
auch  das  Institut  du  droit  international  eingetreten;  die  Aus- 
lieferungkönnte man  beschränken  a)  auf  schwere ‘Fälle,  bj  auf 
Fälle,  wo  die  Untersuchung  nur  am  Thatort  mit  Erfolg  be- 
trieben werden  kann,  in  diesem  Sinn  wäre  die  eigene  Gesetz- 
gebung abzuändern  ; bereits  sei  eine  Anregung  zum  Abschluss 
eines  Weltauslieferungsvertrages  gemacht  worden  (Liszt  am 
deutschen  Juristentag).  Bezirksrichter  Otto  Lang:  Es  giebt  für 
den  Satz,  dass  Nationale  nicht  ausgeliefert  werden  sollen,  0111' 
eine  psychologische  Begründung:  das  Gefühl  der  Zusammen- 
gehörigkeit der  Nationalen.  Auslieferungen  von  Schweizern  nach 
Amerika  seien  mit  allgemeinem  Widerwillen  aufgenommen 
worden;  denkbar  wäre,  wo  die  Interessen  gründlicher  Unter- 
suchung es  verlangen,  eine  Auslieferung  nur  zum  Zweck  der 
Untersuchung,  wobei  Aburteilung  dem  Heimatstaat  Vorbehalten 
bliebe.  Dr.  Gnhser:  Gegen  die  Auslieferung  der  Nationalen 
sollte  man  kein  Bedenken  tragen,  wenn  der  requirierende  Staat 
auf  der  gleichen  Kulturstufe  steht.  Für  das  ganze  Gebiet  des 
deutschen  Reichs  ist  durch  das  Reichsstrafgesetzbuch  der  Weg 
gewiesen  für  die  einschlägigen  Fragen;  in  der  Schweiz  diffe- 
rieren die  einzelnen  kantonalen  Rechte  erheblich  bezüglich  des 
örtlichen  Anwendungsgebietes  ihrer  Strafgesetze.  In  Sachen 
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Gerber  hätte  das  Bundesgericht  zunächst  auf  die  Bestimmung 
des  kantonalen  Rechts  (Bern)  abstellen  sollen.  Der  Bund  hatte 
nicht  das  Recht,  mit  Art.  2 des  Buudesgesetzes  in  kantonale 
Kompetenzen  einzugreifen.  Abhülfe  ist  nur  von  einem  einheit- 
lichen Schweizerstrafrecht  zu  erhoffen,  sorge  man  dafür,  dass 
hier  ein  Schritt  vorwärts  gemacht  wird.  Dr.  Gysler,  Justiz- 
sekretär, bemerkt,  dass  im  Fall  Gerber  das  Bundesgericht  die 
Frage  der  Anwendbarkeit  bernisehen  Rechts  wenigstens  ge- 
streift habe.  Im  Auslieferungsfall  mit  Russland  (siehe  Votum 
des  Staatsanwaltes  oben)  erfolgte  die  Nichtauslieferung  des- 
wegen, weil  das  im  Auslieferungsvertrag  vorgesehene  Straf- 
minimum nicht  gegeben  war.  Dr.  Harn  Kunz:  Das  Bundes- 
gesetz wollte  jedenfalls  nicht  die  Strafverfolgung  erschweren, 
es  kann  nicht  die  Meinung  des  Gesetzes  sein,  dass  Kantone, 
die  bisher  die  Erklärung  des  requirierenden  Staates  nicht  ver- 
langten, sie  jetzt  verlangen  müssen:  für  das  zürcherische  Recht 
ist  keine  Änderung  eingetreten,  in  dem  Entwurf  der  neuen 
Redaktion  ist  daher  auch  von  einer  solchen  nichts  gesagt. 
Bezirksrichter  Welti  betrachtet  die  Kompetenz  des  Bundes  als 
gegeben  ; das  Prinzip  der  Nichtauslieferung  der  Nationalen  darf 
die  Schwei#  um  so  eher  preisgeben,  als  es  in  England  und 
Nordamerika,  wo  der  Schutz  des  Bürgers  am  weitesten  reicht, 
nicht  gilt. 

Der  Referent,  Professor  Vogt,  verkennt  das  Gewicht  der 
Gründe  nicht,  die  für  das  Prinzip  der  Nichtauslieferung  der 
Nationalen  geltend  gemacht  werden.  Sanierung  der  jetzigen 
Verhältnisse  ist  aber  auch  auf  andern  Wegen  möglich;  man 
möge  den  Bundesbehörden  die  Wahl  des  Weges  überlassen. 
Entscheidend  müssen  die  Interessen  geordneter  Strafrechtspflege 
sein.  Der  Vorschlag,  bei  der  Frage,  ob  Nationale  auszuliefern 
seien  oder  nicht,  in  concreto  auf  die  Kulturstufe  des  requi- 
rierenden Staates  abzustellen,  ist  schwer  realisierbar.  Welche 
Staaten  stehen  auf  derselben  Kulturstufe?  Das  Bundesgesetz 
hat  die  kantonalen  Bestimmungen  gebrochen. 

Im  Anschluss  an  Vortrag  und  Diskussion  wird  beschlossen: 

Eine  Eingabe  an  den  Bundesrat  zu  richten;  in  dieser  soll, 
unter  Berührung  der  in  der  Sitzung  gefallenen  Voten,  die  Un- 
haltbarkeit und  Reform bedürftigkeit  des  jetzigen  Zustandes 
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dargethan  und  betont  werden,  dass  derzeit  schwere  Verbrechen 
ungestraft  bleiben  können,  weil  eine  Bestrafung  weder  hier 
noch  ira  auswärtigen  Staat  möglich  ist.  Der  Bundesrat  möge 
auf  irgend  einem  Wege,  dessen  Auswahl  man  ihm  überlassen 
wolle,  für  Remedur  besorgt  sein. 

Die  Redaktion  der  Eingabe  wird  der  Vorstand  in  Verbin- 
dung mit  dem  Referenten  besorgen. 
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Von 

Carl  Stooss. 


Die  Selbstverstümmelung  eines  Rekruten,  die  ein  Divisions- 
gericht *)  beurteilte,  bietet  Anlass  zu  einer  Erörterung  über  die 
Bestimmung  des  Art.  156  des  Bundesgesetzes  über  die  Straf- 
rechtspflege für  die  eidgenössischen  Truppen  vom  27.  August 
1851. 

Art.  156  bestimmt  : 

Wer  fälschlicherweise  ein  Gebrechen  simuliert,  oder  sich  absicht- 
lich selbst  verstümmelt,  um  sich  der  Wehrpflicht  zu  entziehen,  wird  mit 
Gefängnisstrafe  ron  höchstens  zwei  Jahren  belegt. 

Das  Gericht  hat  mit  Recht  zunächst  in  Frage  gezogen,  wer 
dieses  Verbrechen  begehen  kann,  ob  nur  eine  Person,  die  noch 
nicht  Militär  ist,  Thäter  sein  kann,  oder  auch  eine  Person,  die 
dem  Heere  angehört.  Ohne  Zweifel  hat  der  Gesetzgeber  bei 
Aufstellung  der  Bestimmung  den  Fall  ins  Auge  gefasst,  dass 
eine  Person,  die  zur  Erfüllung  der  Wehrpflicht  erst  herange- 
zogen werden  soll,  sich  verstümmelt,  um  dienstuntauglich  zu 
werden. 

Von  .sich  der  Wehrpflicht  entziehen“  spricht  man  zunächst 
nur  dann,  wenn  die  Erfüllung  der  Wehrpflicht  noch  nicht  be- 
gonnen hat.  Der  Militär,  der  ein  Gebrechen  simuliert  oder  sich 

')  Vgl.  Entscheidungen,  S.  412. 

*)  In  dem  l'rteil  bezeichnet  sich  das  Gericht  als  «Militärgericht»,  allein 
ein  Gericht,  das  diesen  Namen  führt,  giebt  es  nicht,  vielmehr  fuhren  die 
Militärgerichte  die  Bezeichnungen,  die  in  der  Militärstrafgerichtsverfassung 
hei  III  (Militärstrnfgenrhtsordnung,  I.  Teil)  angegeben  sind.  Das  erken- 
nende Strafgericht  erster  Instanz  heisst  Divisionsgericht. 
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dienstuntauglich  macht,  kann  sich  der  Wehrpflicht  nicht  mehr 
entziehen,  er  kann  nur  eine  Befreiung  vom  Dienste  herbei- 
führen. Doch  ist  zuzugeben,  dass  dieser  Unterschied  nicht 
zwingend  ist  und  dass  die  Herbeiführung  einer  Befreiung  vom 
Dienste  im  weitem  Sinne  auch  eine  Entziehung  von  der  Wehr- 
pflicht genannt  werden  kann. 

Dass  jedoch  die  Bestimmung  zunächst  wenigstens  auf  Per- 
sonen Anwendung  finden  soll,  die  noch  nicht  Militär  sind,  er- 
giebt  sich  aus  dem  Einleitungstitel  des  Bundesgesetzes  über  die 
Strafrechtspflege  für  die  eidgenössischen  Truppen,  Art.  1,  i: 

vDen  Vorschriften  des  gegenwärtigen  Gesetzbuches  sind  unter- 
worfen : 

„ i.  Personen,  welche  durch  Simulation  ron  Gebrechen  oder 

Se/bstrerstüniinelnng  sich  der  Wehrpflicht  zu  entziehen  suchen ....  mit 
Beziehung  auf  Art.  156  und  157.u 

Damit  werden  ausdrücklich  Personen,  die  nicht  Militär- 
personen  sind,  dem  Militärstrafgesetze  unterworfen  ').  Daraus 
ergiebt  sich  allerdings  nur,  dass  auch  Personen,  die  noch  nicht 
Militärpersonen  sind,  nach  Art.  1 56  zu  bestrafen  sind,  aber 
nicht  notwendig,  dass  sich  Art.  156  auf  Militärpersonen  nicht 
bezieht.  Die  Fassung  des  Art.  156:  K Wer  ....  simuliert  .... 
oder sich  verstümmelt,  wird  mit belegt“,  ist  so  allge- 

mein, dass  eine  Beschränkung  des  Thatbestundes  auf  Nicht- 
militärs daraus  an  sich  nicht  folgt.  Doch  ist  wahrscheinlich, 
dass  der  Gesetzgeber  an  den  Fall,  dass  Militärs  sich  dem  Dienste 
durch  Simulation  oder  Selbstverstümmelung  nachträglich  ent- 
ziehen könnten,  kaum  gedacht  hat.  Hätte  er  daran  gedacht, 
so  würde  er  diesen  Fall  wahrscheinlich  durch  eine  strengere 
Strafe  ausgezeichnet  haben,  wie  es  im  deutschen  Strafrecht 
wirklich  geschieht  *). 

So  viel  ist  sicher,  dass  nur  derjenige  der  Strafe  des  Art.  156 
verfällt,  der  ein  Gebrechen  simuliert  oder  sich  absichtlich  selbst 
verstümmelt,  tim  sich  der  Wehrpflicht  zu  entziehen.  Wird  die 


')  Auffallend  ist,  dass  die  MilitÄrstrafgc  rieht  sbarkeit  für  diese  Personen 
nicht  ausdrücklich  begründet  wird.  vgl.  Art.  1 der  Militärstrafgcrichts- 
ordnung.  Doch  kann  vielleicht  Z.  5 herangezogen  werden,  die  lnilitltr- 
strafgerichtsbar  erklärt:  « militärpflichtige  Personen  ausserhalb  des  Dienstes 
mit  Bezug  auf  ihre  dienstlichen  Pflichten;». 

*)  Vgl.  R.  St.  G.  B.,  § 142,  und  Milititr-Strnfgesetzhnch,  § Sl. 
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Simulation  oder  die  Selbstverstümmelung  nicht  in  dieser  Absicht 
verübt  oder  ist  diese  Absicht  des  Thäters  nicht  festgestellt,  so 
liegt  der  Thatbestand  des  Art.  156  nicht  vor.  Für  den  Cha- 
rakter des  Delikts  ist  die  systematische  Stellung  des  Art.  156 
von  Bedeutung.  Das  Gesetz  fasst  den  Thatbestand  des  Art.  156 
als  Betrag  auf  und  führt  das  Verbrechen  unter  den  Füllen  des 
Betruges  auf. 

Im  Sinne  des  schweizerischen  Militürstrafgesetzbuches  ist 
Betrug  (Art.  153):  „Jede  zum  Nachteil  der  Rechte  eines  An- 
dern absichtlich  unternommene  Täuschung“.  Das  Recht,  das 
nach  Art.  156  in  Frage  steht,  ist  der  Anspruch  des  Staates 
gegen  den  Wehrpflichtigen  auf  Erfüllung  der  Wehrpflicht.  Eine 
Täuschung  in  Bezug  auf  dieses  Recht  soll  bestraft  werden. 

Nach  deutschem  Recht  ist  dagegen  schlechthin  strafbar, 
wer  sich  vorsätzlich  selbst  verstümmelt  oder  dienstuntauglich 
macht. 

Die  Absicht,  sich  der  Wehrpflicht  zu  entziehen,  ist  in  dem 
Fall,  den  das  Divisionsgericht  beurteilt  hat,  nicht  erwiesen  ; es 
ist  vielmehr  wahrscheinlich,  jedenfalls  aber  möglich,  dass  der 
Rekrut  sich  am  Zeigfinger  der  linken  Hand  verletzte,  um  der 
Strafe,  die  er  wegen  Überschreitung  des  Urlaubs  zu  gewär- 
tigen hatte,  zu  entgehen. 

Wenn  das  Gericht  im  Ziccifel  ist,  ob  der  Thüter  die  Hand- 
lung beging,  um  sich  der  Wehrpflicht  zu  entziehen,  so  ist  diese 
Absicht  und  damit  ein  Merkmal  des  Thatbestandes  nicht  fest- 
gestellt. 

Sehr  merkwürdig  ist  folgende  Stelle  des  Urteils: 

„Die  von  der  Doktrin  vertretene  weitere  Konsequenz  des  Dotas 
erentuatis  darf  im  Fragefalte  nicht  herbeigezogen  werden.  Der  Ange- 
klagte war  in  seiner  bereits  betonten,  aufgeregten  Gemütsverfassung 
auch  ausser  Stande,  die  allfällig  aus  seiner  Handlang  resultierende 
mögliche  Untauglichkeit  zum  fernem  Militärdienst  in  Betracht  zn 
ziehen .“ 

Der  Rekrut  verstümmelte  sich  vorsätzlich,  aber  nicht  in 
der  Absicht,  sich  der  Wehrpflicht  zu  entziehen.  Wenn  aber 
diese  Absicht  zum  subjektiven  Thatbestand  des  Verbrechens 
gehört,  so  kann  von  dolus  eventualis  überhaupt  nicht  die  Rede 
sein.  Wenn  der  Rekrut  die  Eventualität,  durch  die  Selbstver- 
letzung  zum  Militärdienst  untauglich  zu  werden,  auch  voraus- 
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gesehen  hatte,  so  begründet  diese  Voraussicht  in  keinem  Falle 
die  Absicht,  sieh  der  Wehrpflicht  zu  entziehen.  Indem  das  Ge- 
setz nur  die  Selbstverstümmelung  mit  Strafe  bedroht,  die  be- 
gangen wird,  um  sich  der  Wehrpflicht  zu  entziehen,  ist  eine  Straf- 
barkeit des  dolus  cventualis  zwingend  ausgeschlossen. 

Was  der  Verfasser  des  Urteils  mit  der  „von  der  Doktrin  ' 
vertretenen  weiteren  Konsequenz “ des  dolus  eventualis  sagen 
► will,  leuchtet  nicht  ein.  Wenn  aber  damit  behauptet  werden 
sollte,  nach  schweizerischem  Militärstrafgesetz  sei  der  Thftter 
wegen  vorsätzlichen  Verbrechens  zu  bestrafen,  der  im  stände 
gewesen  sei,  den  Erfolg,  den  er  verursacht  hat,  als  möglich  in 
Betracht  zu  ziehen , so  würde  der  Verfasser  des  Urteils  damit 
behaupten,  nach  schweizerischem  Militärstrafrecht  sei  die  fahr- 
lässige Verursachung  eines  Erfolges  als  vorsätzliche  Verursachung 
eines  Erfolges  zu  bestrafen.  Damit  wäre  die  culpa  dem  dolus 
strafrechtlich  gleichgestellt. 

Ich  billige  somit  das  Urteil,  aber  nicht  die  Begründung  des 
Urteils. 
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Kriminalpolitische  Diskussionen 

schweizerischer  Vereine  und  Gesellschaften 

im  .Tnlii*e  1800. 


Bericht,  erstattet  von 

Professor  Dr.  Emil  Zürcher  in  Zürich. 


i. 

Das  kriniinal politische  Progranmi  des  Art.  (>4bU  der  Bundes- 
verfassung, durch  welches  der  Bund  die  Befugnis  erhalten  hat, 
den  Kantonen  zur  Errichtung  von  Straf-,  Arbeits-  und  Besse- 
rungsanstalten und  für  Verbesserung  im  Strafvollzüge  Beiträge 
zu  gewähren  und  sich  an  Einrichtungen  zum  Schutze  verwahr- 
loster Kinder  zu  beteiligen,  musste  den  Gesellschaften  und 
Vereinen,  welche  schon  bisher  diesen  Aufgaben  sich  gewidmet, 
Veranlassung  gelten,  die  Ausführung  des  Programms  zum  Gegen- 
stand ihrer  Verhandlungen  zu  machen. 

Am  nächsten  lag  diese  Aufgabe  dein  Schweizerischen  Verein 
für  Straf-  und  O efilnt/n imresen . Derselbe  hat  dann  auch  in  der 
That  die  Frage  der  Bundessubvention  an  Verbesserungen  im 
Strafvollzug  und  in  der  Erziehung  Verwahrloster  für  seine  in 
Bellinzona  vom  9.  bis  11.  Oktober  stattfindende  Jahresver- 
sammlung auf  die  Traktandenliste  gebracht..  Berichterstatter 
war  Dr.  C’urti,  Direktor  der  kantonalen  Strafanstalt  in  Zürich. 
Wir  haben  die  Schlüsse,  zu  welchen  er  in  seiner  Bericht- 
erstattung gelangte,  im  letzten  Hefte  dieser  Zeitschrift  mitge- 
teilt.  Der  Korreferent,  Kantonsrat  Gabuzzi  in  Bellinzona, 
stimmte  dem  Referat  in  allen  Teilen  bei  und  es  wurden  die 
erwähnten  Schlüsse  von  der  zahlreich  besuchten  Versammlung 
einstimmig  angenommen.  Die  Verhandlungen  sind  ausführlich 
wiedergegeben  im  Novemberheft  des  1,'tqiertorio  di  Giurispru- 
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denza  patria  und  werden  zudem  in  den  Publikationen  des 
Vereins  erscheinen. 


2. 

Nicht  weniger  musste  sich  die  Schweizerische  gemeinnützige 
Gesellschaft  für  die  Frage  der  Erziehung  der  verwahrlosten 
und  verbrecherischen  Jugend  interessieren.  Hatte  sie  doch 
schon  grosse  Verdienste  auf  dem  Gebiete  erworben  durch 
Gründung  und  Unterstützung  zahlreicher  Armenerziehungs- 
anstalten, wie  man  vordem  diese  Anstalten  nannte,  und  durch 
die  Einsetzung  von  Kommissionen  für  die  Versorgung  ver- 
wahrloster Kinder. 

Die  Schweizerische  gemeinnützige  Gesellschaft  beschloss 
daher,  in  ihrer  Jahresversammlung,  die  diesmal  in  Bern,  in 
den  Tagen  vom  19.  und  20.  September,  stattfand,  die  Frage 
der  Behandlung  der  jugendlichen  Verbrecher  zu  besprechen. 
Als  Referent  war  alt  Oberrichter  Kocher  in  Bern,  als  Kor- 
referent Gefängnisinspektor  Sehaft’roth  daselbst  gewonnen.  Im 
ersten  Einladungscirkular  war  auch  zu  Händen  der  Zweigvereine 
ein  kurzes,  vom  Referenten  entworfenes  Diskussionsprograram 
enthalten,  das  nicht  sehr  glücklich  mit  den  Worten  begann  : „Die 
Frage  der  Behandlung  der  jugendlichen  Verbrecher  ist  vor 
allem  eine  Frage  der  Zurechnungsfähigkeit.-  Das  war  nicht 
gerade  der  Punkt,  der  die  Gesellschaft  interessieren  konnte 
und  über  den  ein  sachverständiges  Gutachten  von  den  im 
Dienste  der  Humanität  ergrauten  Männern  erwartet  wurde. 
Indessen  kam  die  Sache,  wie  wir  sehen  werden,  doch  noch 
in  das  richtige  Geleise. 

Wie  weit  die  Zweigvereine  die  angeregten  Vorbespre- 
chungen abgehalten,  entzieht  sich  unserer  Kenntnis.  Einzig 
über  die  Jahresversammlung  der  gemeinnützigen  Gesellschaft 
des  Kantons  Zürich,  die  im  Juli  in  Zürich  stattgefunden,  ver- 
mögen wir  zu  berichten,  zumal  uns  die  Ehre  zu  teil  geworden, 
die  Besprechung  mit  einem  Referate  einzuleiten. 

Die  Versammlung  stimmte  folgenden  Thesen  des  Referen- 
ten zu  : 

1.  Die  strafrechtliche  Behandlung  der  Kinder  hat  in  erster 
Linie  den  Erziehungszweck  im  Auge  zu  behalten. 

2.  Es  ist  wünschenswert,  die  Verfolgung  jugendlicher  Ver- 
brecher, insbesondere  von  Schulkindern,  so  zu  gestalten,  dass  die 
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Gefahren  der  Untersuchungshaft  und  der  öffentlichen  Gerichtsver- 
handlung ausgeschlossen  bleiben  und  anderseits  die  genauere 
Kenntnis  der  Lehrer  und  Schulbehörden  von  den  persönlichen  und 
Faraiiienverhältnissen  des  Kindes  ausgenützt  werde. 

3.  Mit  Bezug  auf  den  Vollzug  der  Strafen  und  auf  erzieherische 
und  sichernde  Massnahmen  ist  zu  wünschen  : a)  kantonaler  und 
interkantonaler  Ausbau  der  Fürsorge  für  die  verwahrloste  Jugend  ; 
b)  Schularrest  für  den  Vollzug  von  Warnungsstrafen  gegenüber 
Kindern,  soweit  nicht  ein  Verweis  genügt;  c)  für  den  Vollzug  der 
Besserungsstrafen  die  Errichtung  kantonaler  oder  interkantonaler 
Anstalten,  auch  für  Müdchen  ; d)  Errichtung  interkantonaler  An- 
stalten "nach  dem  Muster  von  Aarburg  zum  Vollzug  der  Sicherangs- 
strafen. 

4.  Die  gesetzliche  Angliederung  der  Schutzaufsicht  für  ent- 
lassene Sträflinge  an  den  Strafvollzug  ist  sehr  zu  begrüssen.  Sie 
ist  mit  Bezug  auf  Jugendliche  möglichst  fachmännisch  auszugestnlten. 

Der  Referent  war  namentlich  von  den  Herren  Pfarrer 
Kupferschmid,  Lehrer  Bachmann  in  Winterthur,  Obergerichts- 
präsident Kronauer  und  Dr.  Custer  unterstützt  worden.  Die 
Thesen  wurden  der  Jahresversammlung  der  Schweizerischen 
gemeinnützigen  Gesellschaft  mitgeteilt. 

Das  Referat  und  die  Verhandlungen  werden  s.  Z.  im 
Zürcher  Jahrbuch  für  Gemeinnützigkeit  abgedruckt  werden. 

An  der  Versammlung  der  schweizerischen  Gesellschaft 
sodann  entwickelte  der  Referent,  alt  Oberrichter  Kocher,  nach- 
folgende Thesen  : 

Die  Jahresversammlung  der  Schweizerischen  gemeinnützigen 
Gesellschaft,  im  September  lHll'.l  in  Bern  tagend,  spricht  in  Bezug 
auf  die  Grundlagen  der  Fürsorge  für  jugendliche  Verbrecher  und 
Verwahrloste  den  eidgenössischen  Behörden  im  Sinne  des  Vorwortes 
des  eidgenössischen  Justizdcpartements  zum  Vorentwurf  eines  schwei- 
zerischen Strafgesetzbuches  vom  März  1800  den  Wunsch  aus.  es 
möchte  speeiell  geprüft  werden  : 

1.  Ob  nicht  die  Strafmündigkeit  erst  mit  dem  zurückgelegten 
15.  Altersjahre  (statt  14.)  einzutreten  habe  (Art.  V)  Entw.,  lemma  1 > : 

a)  Ob  nicht  alle  Strafunmündigen  (unter  14  ev.  15.  Jahrein, 
die  ein  Verbrechen  begangen  haben,  der  Sehulbehörde  zu  überweisen 
seien  und  je  nach  der  Individualität  des  Kindes  und  der  Natur 
des  begangenen  Verbrechens  überdies  Versorgung  durch  die  Ver- 
waltungsbehörde vorzusehen  sei  (Art.  II,  lemma  2,  Entw.).  Ist  im 
hesondern  nicht  im  Gesetz  zu  sagen,  dass  diese  Versorgung  nicht 
über  das  Alter  erlangter  Volljährigkeit  hinausgehen  darf? 
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Der  Entwurf  spricht  sich  nicht  aus,  wie  es  mit  Kindern,  welche 
nicht  mehr  schulpflichtig  sind,  oder  welche  die  Schule  nicht  besuchen 
und  nicht  „sittlich  gefährdet,  verwahrlost  oder  verdorben“  sind, 
gehalten  werden  soll. 

2.  Ob  nicht  für  die  richterliche  Beurteilung  strafmündiger 
.Jugendlicher  vom  14.  (ev.  15.)  bis  18.  Altersjahre,  welche  ein  Ver- 
brechen begangen  haben,  die  in  Art.  10,  § 1,  des  Entwurfes  vor- 
gesehene „Stufe  eines  Kindes  unter  14  Jahren“  fallen  zu  lassen 
und  für  die  Beurteilung  der  „sittlichen  und  geistigen  Reife“  des 
Thüters,  sowie  des  Bedürfnisses  einer  „andauernden  strengen  Zucht“ 
die  vorgängige  Anhörung  der  Eltern,  der  Ortsbehörden,  Sachverstän- 
diger, als  Lehrer,  Geistlicher,  Arzt,  ausdrücklich  vorzuschreiben  sei. 

a)  Ob  nicht  alle  Jugendlichen  dieser  Altersstufe  (14.  [ev.  15.) 
bis  18.  Jahr),  welche  ein  Verbrechen  begangen  haben,  richterlich 
zu  bestrafen  und  überdies  im  Falle  des  Bedürfnisses  einer  „andauern- 
den strengen  Zucht“  in  eine  Anstalt  für  jugendliche  Verbrecher 
zu  verweisen  seien,  wobei  eine  bestimmte  Altersgrenze,  über  welche 
hinaus  die  Verweisung  nicht  gehen  darf,  zu  ziehen  ist  (Entw.  Art.  10, 

8 1 ff.). 

Ist  im  besonderu  hier,  wo  es  sich  um  ein  begangenes  Ver- 
brechen handelt,  der  Verweis  als  Strafe  neben  Einzelhaft  nicht 
fallen  zu  lassen  und  nur  letztere  vorzusehen,  anderseits,  ebenfalls 
im  Gegensatz  zum  Entwurf  (Art.  10,  § 3),  die  ordentliche  gesetz- 
liche Strafe  mit  Einschluss  von  Zuchthaus  auszusehliesscn  V 

Es  möchte  ferner  geprüft  werden  : 

3.  Ob  nicht  für  Jugendliche  vom  14.  (ev.  15.)  bis  18.  Alters- 
jahre, welche  eine  Übertretung  begangen  haben  fArt.  213,  lemma  2, 
Entw.),  zu  der  richterlichen  Strafe  (Verweis,  Busse,  Einzelhaft)  im 
Falle  des  Bedürfnisses  „andauernder  strenger  Zucht“  Versorgung 
durch  die  Verwaltungsbehörde  vorzusehen  sei,  gleich  wie  im  Falle 
des  Verbrechens  nach  Art.  10  des  Entwurfes. 

4.  Ob  nicht  eine  bestimmte  Abstufung  des  in  Art.  il,  10  (event. 
auch  213)  des  Entwurfes  vorgeschriebenen  Anstaltswesens  vor/ ti- 
schen ist,  in  zwei  Anstalten:  eine  Besserungs-  (Rettungs-)  und  eine 
Zwangserziehungsanstalt,  in  welche  Kinder  und  Jugendliche  nach 
ihrer  Individualität  gesondert  untergebracht  werden. 

5.  Ob  nicht  für  geistig  abnormale  Jugendliche  ein  dem  in 
Art.  11  ff.  des  Entwurfes  für  Erwachsene  vorgesehenen  analoges 
Verfahren  zu  statuieren  sei  (psychiatrische  Expertise,  Unterbringung 
in  einer  Heil-  und  Pflegeanstalt  oder  anderweitige  Versorgung). 

Der  Korreferent,  Gefängnisinspektor  Schnffroth,  liess  die 
vom  Referenten  angeregten  Fragen  beiseite  und  beschränkte 
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sich  auf  die  Frage  der  Erziehungsanstalten,  wie  es  sich  schon 
aus  den  von  ihm  aufgestellten  Thesen  ergiebt,  die  wir  hier 
wiedergehen  : 

Die  in  Bern  zu  ihrer  75.  Zusammenkunft  versammelte  Schweize- 
rische gemeinnützige  Gesellschaft  möchte  ihren  Einfluss  hei  den 
Bundesbehörden  dahin  geltend  machen,  dass  nach  Art.  B.-V. 

die  Bundeshülfe  sowohl  der  Fürsorge  für  die  verwahrloste  Jugend, 
als  für  die  jugendlichen  Verbrecher  zu  gute  komme,  nämlich: 

1.  Für  die  Verwahrlosten: 

aj  durch  Beitrüge  zur  Erweiterung  und  zu  bessern  Einrichtungen 
der  bestehenden  staatlichen  und  privaten  Anstalten  ; 

b,  durch  Beitrüge  zur  Errichtung  neuer  kantonaler,  interkantonaler 
oder  privater  Anstalten; 

c)  durch  jährliche  Subventionen  für  die  Verpflegung  Verwahr- 
loster in  Familien  und  in  Anstalten. 

2.  Für  die  jugendlichen  Verbrecher: 

n)  durch  Beitrüge  an  die  bestehenden  Besserungs-  oder  Zwangs- 
erzicliungsanstalten  zum  Zwecke  der  Erweiterung  oder  besserer 
Einrichtungen  ; 

b)  durch  Beiträge  zur  Errichtung  neuer  kantonaler  oder  inter- 
kantonaler Anstalten  ; 

c)  dureli  jährliche  Subventionen  an  die  Anstaltskosten; 

(l)  durch  Beitrüge  an  die  Errichtung  von  kantonalen  oder  inter- 
kantonalen Einzelhaftgefängnisscn  ' Art.  10,  § 2,  Entw.); 

e)  durch  Beiträge  an  die  Schutznufsiehtsvereine,  namentlich  zur 
Fürsorge  für  entlassene  Jugendliche  'Art.  10,  g 4,  Entw.). 

Das  Korreferat  schloss  mit  dem  die  ganze  Wichtigkeit  der 
Angelegenheit  scharf  zeichnenden  Satze:  „Kettet  die  verwahr- 
loste Jugend  und  ihr  habt  keine  jugendlichen  Verbrecher.“ 
Wenn  man  nun  einmal  dem  Referenten  auf  seinen  Wegen 
folgen  wollte,  so  könnte  man  sich  mit  vielem  einverstanden 
erklären,  so  z.  B.  mit  der  Erhöhung  der  Grenze  des  kindlichen 
Alters.  Unbegründet  war  die  Kritik  Kochers  am  Vorentwurfe 
insoweit,  als  er  ausführte,  gegen  Kinder,  die  keine  Schule  be- 
suchen und  weder  verwahrlost  noch  sittlich  gefährdet  sind, 
mangle  es  an  Strafmassregeln.  Diese  Frage  wird  überhaupt 
erst  von  praktischer  Bedeutung,  wenn  die  Grenze  des  Kindes- 
alters über  das  14.  Lebensjahr  hinaus  verlegt  wird.  Bis  dahin 
besuchen  alle  Kinder  die  Schule;  es  sei  denn,  dass  ganz  be- 
sondere Verhältnisse  vorliegen,  wie  Vagantität  der  Eltern  oder 
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psychische  oder  organische  Mängel  beim  Kinde.  Im  erstem 
Falle  wird  eben  die  Fürsorge  für  Verwahrloste  ein  treten,  im 
zweiten  Falle  wird  das  Vorkommnis  ein  Wink  für  den  Er- 
zieher sein.  Dagegen  wollen  wir  zugeben,  dass  die  längere 
Einweisung  in  eine  Besserungs-  und  Verwahrungsanstalt  für 
jugendliche  Verbrecher  bei  Leuten,  die  an  der  Grenze  der 
Volljährigkeit  stehen,  gewisse  Schwierigkeiten  in  sich  birgt,  die 
einer  weiteren  Besprechung  rufen.  Vor  allem  aber  hatten  wir 
das  Gefühl,  dass  die  Versammlung  kaum  im  Falle  sei,  die  sehr 
ins  Einzelne  gehenden  Thesen  des  Referenten  gründlich  zu 
prüfen,  und  dass  sie  aber  auch  nicht  unbesehen  als  Meinungs- 
ausdruck der  Gesellschaft  behandelt  werden  dürften.  Um  der 
Beratung  indessen  einen  praktischen  Abschluss  zu  geben, 
stellten  wir  Anträge,  die  dann  in  folgender  Form  zum  Beschlüsse 
erhoben  wurden  : 

1.  Die  Schweizerische  gemeinnützige  Gesellschaft  erklärt  ihre 
volle  Zustimmung  zu  dem  Bestreben  des  Entwurfes  eines  schwei- 
zerischen Strafgesetzbuches,  gegen  fehlbare  Kinder  und  jugendliche 
Verbrecher  diejenigen  Massnahmen  einzuführen,  welche  der  Alters- 
stufe und  der  Individualität  des  Einzelnen  angemessen  sind  und 
durchaus  den  Krzichungszweck  im  Auge  haben. 

2.  Sie  übermittelt  dem  eidgenössischen  Justiz-  und  Polizei- 
departement die  Referate  und  das  Protokoll  der  heutigen  Verhand- 
lungen mit  der  Bitte  um  geeignete  Berücksichtigung. 

.‘1.  Sie  ersucht  den  Centralvorstand,  zu  prüfen,  in  welcher  Weise 
die  Gesellschaft  an  der  Ausarbeitung  und  Durchführung  der  durch 
Art.  ü4bl*,  lennna  3,  der  B.-V.  vorgesehenen  Einrichtungen  mit  Bezug 
auf  jugendliche  Verbrecher  und  zum  Schutze  verwahrloster  Kinder 
tnitarbeiten  könnte. 

Referate  und  Verhandlungen  sind  abgedruckt  im  dritten 
und  vierten  lieft  der  Schweizerischen  Zeitschrift  für  Gemein- 
nützigkeit, XXXVIII.  Jahrgang. 

3. 

In  das  Gebiet  der  Kriminalpolitik  fällt  auch  das  Thema, 
das  die  Erüffnungskonferenz  zum  Inst  ruht  ionxkure  für  innere 
Miarion  am  26.  September  in  Basel  verhandelt  hat.  Zu  diesem 
Kurse  hatten  sieli  über  70  Teilnehmer  aus  allen  Teilen  der 
reformierten  Schweiz  eingefunden.  Wir  geben  hier  folgende 
Berichterstattung  der  „Basler  Nachrichten“  wieder  : 
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„Als  erster  Referent  sprach  Dr.  inert.  Paul  Barth  aus  Basel 
über  das  Thema  : „Was  können  wir  thun  gegen  die  Verwahrlosung 
der  Jugend,  besonders  in  den  Städten?“  Der  Redner  schreibt  dem 
Alkohol  die  Hauptschuld  an  der  geistigen  und  körperlichen  Dege- 
neration und  Verwahrlosung  der  Jugend  zu.  Hier  habe  wieder  einmal 
die  Wissenschaft  die  Wahrheit  jenes  Bibelwortes,  dass  Gott  die  Sünden 
der  Eltern  an  ihren  Kindern  und  Kindeskindern  strafe,  erwiesen.  Und 
wo  keine  erbliche  Belastung  vorliege,  da  vergiften  in  vielen  Fällen  die 
Eltern  ihre  Kinder  in  leichtsinniger,  unverantwortlicher  Weise  syste- 
matisch mit  Alkohol.  Trunksucht,  Epilepsie,  Geisteskrankheit  und 
die  sogenannte  moralische  Defektheit  seien  in  gar  vielen  Fällen 
eine  erbliche  Belastung,  die  ihren  Grund  in  der  Trunksucht  der 
Eltern  habe.  Der  Alkohol  lähme  den  Willen  und  die  Energie  und 
ihm  sei  zum  grössten  Teil  auch  die  geschlechtliche  Unsittlichkeit 
bei  den  Kindern  und  das  schreckliche  Umsichgreifen  dos  Körper 
und  Geist  zerstörenden  Lasters  der  Onanie  zuzuschreiben.  Dagegen 
gebe  es  nur  ein  Mittel,  die  Enthaltsamkeit  vom  Alkoholgenuss,  und 
hier  biete  sich  dem  Pastor  ein  weites  Feld  segensreicher  Thütig- 
keit,  auf  alle  Fälle  müssen  die  Kinder  zu  vollständiger  Abstinenz 
ungehalten  werden. 

Der  Korreferent,  Pfarrer  Hirzol  aus  Zürich- Aussersihl,  stimmt 
mit  dem  Vorredner,  was  die  schädlichen  Wirkungen  des  Alkohols 
anbelangt,  vollständig  überein,  dagegen  macht  er  noch  auf  andere, 
nach  seiner  Ansicht  weit  häutigere  Ursachen  der  Verwahrlosung 
von  Kindern  aufmerksam.  Eine  solche  Ursache  sei  die  mangelhafte 
Erziehung;  in  gar  mancher  Familie  fehle  die  sorgliche  Liebe,  die 
sonnige  Freundlichkeit,  wie  die  charakterfeste  Leitung  und  die 
weise  Zucht.  Als  eine  weitere  Ursache  müsse  die  Verführung  und 
das  schlechte  Beispiel  bezeichnet  werden  ; die  weitaus  häutigste 
Ursache  der  Verwahrlosung  aber  bilden  die  socialen  Verhältnisse 
und  hier  vor  allem  die  Wohnungsnot  und  das  Wohnungselend, 
welche  ihren  Grund  wohl  in  den  meisten  Fällen  in  den  allzu  kleinen 
Löhnen  haben.  Eine  gründliche  und  dauernde  Besserung  dieser 
Zustände  könne  einzig  auf  prophylaktischem  Wege  erzielt  werden, 
und  zwar  müssen  Staat  und  Gemeinde  wie  jeder  einzelne  das 
Ihrige  dazu  beitragen,  und  gerade  der  Pfarrer  könne  hier  sehr  viel 
thun.  Die  Gegenwart  habe  bereits  grosse  Fortschritte  gemacht; 
Redner  erwähnt  hier  besonders  Zürich  und  Basel,  Kindergärten, 
Lehrwerkstätten  ( Handfertigkeitskurse  i,  Kinderkrippen,  Kinderhorte, 
Jugendbibliotheken  wurden  errichtet;  aber  immer  noch  bleibt  gar 
vieles  zu  leisten  übrig.  Im  Kanton  Zürich  werde  z.  Z.  die  Gründung 
einer  Kinderschutzvereinigung,  die  sich  später  auch  über  die  ganze 
Schweiz  ausdehnen  soll,  geplant.  Eine  Hauptaufgabe  sei,  den 
Kindern,  die  den  Tag  über  ohne  Heimat  sind,  d.  h.  deren  Eltern 
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in  Fabriken,  Ateliers  oder  als  Taglöhner  dem  Verdienst  nachgehen 
müssen,  vor  und  nach  der  Schule  eine  passende  Beschäftigung  oder 
Zerstreuung  zu  bieten.  Freilich  werden  nio  alle  Fälle  von  Verwahr- 
losung vermieden  werden  können,  aber  auch  da  haben  wir  immer 
noch  ein  letztes  Mittel,  die  Rettungsanstaltcn.“ 

4. 

Der  Vorentwurf  hat  bekanntlich  nach  dem  Vorgänge  der 
Strafgesetzgebung  von  Baselstadt  und  Neuenburg  die  Schul- 
strafen  gegenüber  Kindern  aufgenommen.  Die  Männer  der 
Schule  waren  daher  notwendigerweise  ins  Interesse  zu  ziehen, 
sie  mussten  über  die  Absichten  des  Gesetzgebers  aufgeklärt 
und  zu  Meinungsäusserungen  Uber  die  Sache  und  ihre  gesetz- 
geberische Ausgestaltung  veranlasst  werden.  Der  Präsident 
des  Schweizerischen  Lehrervereins  der  am  1.  Oktober  in  Bern 
zu  einer  Stiftungsfeier  zusammentrat,  forderte  uns  auf,  in  der 
Delegiertenversammlung  eine  kurze,  diesbezügliche  Mitteilung 
zu  machen.  Zu  einer  eingehenden  Diskussion  war  der  an  Ver- 
handlungsgegenständen reiche  Abend  nicht  geeignet;  immerhin 
ergriff  noch  Herr  Dr.  Wetterwald  (Basel)  das  Wort,  um  zu 
bestätigen,  dass  die  Einrichtung  sich  durchaus  bewährt  habe. 
Auf  den  Antrag  des  Präsidenten  wurden  die  nachfolgenden 
Resolutionen  zum  Beschlüsse  erhoben. 

„Die  Delegierten  versammlung  des  Schweizerischen  Lehrervereins 
erklärt  sich  mit  den  Bestrebungen  des  Vorentwurfs  eines  eid- 
genössischen Strafgesetzbuches  hinsichtlich  der  Bestrafung  Jugend- 
licher prinzipiell  einverstanden  und  überreicht  die  einzelnen  Be- 
stimmungen desselben  den  Sektionen  (Lehrervcrcincn  in  Kantonen 
und  Bezirken)  zu  näherer  Prüfung  und  Besprechung.“ 

Die  „Pädagogische  Zeitschrift“  hat  uns  seither  ihre  Spalten 
zu  einer  einlässlicheren  Darlegung  des  „Schulstrafrechts“  ge- 
öffnet. 


Nach  einer  andern  Richtung  bewegten  sich  die  diesjährigen 
Verhandlungen  des  Schweizerischen  Juristen  Vereins,  welche  die 
Behandlung  der  geisteskranken  Verbrecher  zum  Gegenstände  hatten. 
Wir  müssen  uns  Vorbehalten,  auf  diese  Fragen  in  einem  nächsten 
Hefte  zurückzukommen. 
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Die  Strafgesetzgebung  des  Bundes  und  der  Kantone. 

Jahresbericht  für  das  Jahr  1X98. 

Législation  fédérale  et  cantonale. 

Rapport  pour  l'année  1898. 


Bund.  Berichterstatter:  Prof.  Dr.  Walter  Bnrckhardt,  in 
Lausanne. 

1.  Zwischen  der  Schweiz  und  Österreich  ist  am  4.  November 
1898  eine  Übereinkunft  betreffend  die  Regelung  des  Verfahrens  bei 
der  Übergabe  und  Übernahme  ron  Verbrechern  an  der  Grenze  (A.  S., 
Bd.  XVI,  S.  858)  abgeschlossen  worden. 

2.  Vereinheitlichung  des  Strafrechts.  Durch  Bundesbeschluss 
vom  30.  Juni  1898  hat  die  Bundesversammlung  als  Zusatz  zur 
Bundesverfassung  den  Art.  04bu  folgenden  Inhaltes  angenommen: 

„Der  Bund  ist  zur  Gesetzgebung  im  Gebiete  des  Strafrechts 
befugt. 

„Die  Organisation  der  Gerichte,  das  gerichtliche  Verfahren 
und  die  Rechtsprechung  verbleiben,  wie  bisanhin,  den  Kantonen. 

„Der  Bund  ist  befugt,  den  Kantonen  zur  Errichtung  vou 
Straf-,  Arbeits-  und  Besserungsanstalten  und  l'iir  Verbesserungen 
im  Strafvollzüge  Beiträge  zu  gewähren.  Er  ist  auch  befugt,  sich 
an  Einrichtungen  zum  Schutze  verwahrloster  Kinder  zu  beteiligen.“ 

Der  Bundesbeschluss  bestimmt  des  weitern,  dass  mit  dem  Zeit- 
punkt, in  welchem  das  Strafgesetz  in  Kraft  tritt,  die  Absätze  2 
und  3 des  Art.  55  der  Bundesverfassung  dahinfallen.  Es  hätte 
diese  Bestimmung  korrekterweise  der  Bundesverfassung  selber  ein- 
verleibt  werden  sollen  (vgl.  B.  V.,  Art.  6,  Ü.  B.).  Der  Bundes- 
beschluss ist  in  der  Volksabstimmung  vom  13.  November  1898 
durch  das  Volk  mit  268,(110  gegen  101,780  Stimmen  und  durch 
1 5a/s  gegen  l8/*  Stände  angenommen  worden  (A.  S.  XVI,  S.  888). 
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Dem  Bericht  für  das  Jahr  189(!  ist  folgendes  nachzutragen  : 
Der  am  10.  November  189t!  zwischen  der  Schweiz  und 
Japan  abgeschlossene  Freundschaft» -,  Niederlassung»-  und  Handels- 
rertrag  (A.  S.,  Bd.  XVI,  S.  519,  520,  828),  in  Kraft  getreten  am 
17.  Juli  1899,  hebt  die  bis  dabin  in  Japan  von  den  schweizerischen 
Konsulargerichten  ausgeübte  Gerichtsbarkeit,  somit  auch  die  Straf- 
gerichtsbarkeit auf.  Der  Bundesrat  hatte  den  11.  Juli  1882  die 
schweizerischen  Konsularbeamten  in  Japan  angewiesen;  vorkommen- 
den Falles  mangels  eines  einheitlichen  schweizerischen  Strafrechts 
das  Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts  von  Berner  zur  Anwendung 
zu  bringen  (Salis,  Bundesrecht,  1,  Nr.  ICO). 


Zürich.  Berichterstatter:  Professor  Zürcher  in  Zürich. 

Verordnung  betreffend  die  Feuerpolizei , erlassen  vom  Re- 
gierungsrat am  31.  Mürz  1898,  genehmigt  durch  den  Kantonsrat 
am  9.  Mai. 

Die  in  Bd.  X,  S.  333,  dieser  Zeitschrift  erwähnte  Feuerpolizei- 
Verordnung  vom  1.  Oktober  189C  erregte  bei  der  landwirtschaft- 
lichen Bevölkerung  durch  einige  ihrer  Bestimmungen  lebhaftes  Miss- 
behagen, weshalb  sich  der  Regierungsrat  veranlasst  sah,  dem 
Kantonsrate  eine  neue  Verordnung,  an  Stelle  der  angefochtenen, 
zur  Genehmigung  zu  unterbreiten. 

Die  Strafbestimmungen  sind  folgende: 

§ 137.  Nichtbefolgung  der  Vorschriften  dieser  Verordnung 
wird  mit  Ordnungsstrafe  oder  mit  Polizeibusse  von  Fr.  3 bis  200 
bestraft,  sofern  es  sich  nicht  um  ein  nach  dem  .Strafgesetzbuch  zu 
bestrafendes  Verbrechen  oder  Vergehen  handelt. 

§138.  Für  fehlerhafte  Feuoreinrichtungen  trifft  die  Strafe  den 
technischen  Unternehmer  oder  Bauführer  eines  Baues,  oder,  wenn 
kein  solcher  vorhanden  ist.  den  Handwerker,  welcher  die  fehler- 
haften Feuereinrichtungen  nusgeführt  hat. 

Durch  das  Gesetz  betreffend  die  Ausübung  des  Rechtsanivalt- 
berufes,  vom  3.  Juli  1898,  wurde  das  Strafprozessrecht  insofern 
hereiehert,  als  auch  die  berufsmässige  Führung  von  Strafprozessen 
nur  solchen  gestattet  wird,  welche  den  Befähigungsausweis  vom 
Obergericht  erhalten  haben.  Nach  § 5 des  Gesetzes  kann  ein  solcher 
Ausweis  auch  an  Schweizerbürgerinnen  erteilt  werden. 

§ 11.  Wer,  ohne  im  Besitze  eines  gültigen  Befähigungsausweises 
zu  sein,  den  Rechtsanwaltberuf  ausübt  oder  in  hiesigen  oder  in 
andern  Blättern  oder  in  anderer  Weise  öffentlich  sich  den  Titel 
eines  Rechtsanwalts,  Advokaten  oder  Fürsprechers  beilegt,  verfällt 
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in  eine  Polizcistrafe  von  Fr.  20  bis  100,  im  Wiederholungsfälle  bis 
auf  Fr.  200. 

Ein  Beschluss  des  Kuntonsrates  betreffend  die  Zusammensetzung 
des  Bezirksgerichtes  Zürich,  vom  20.  August  1898,  hat  «len  Mit- 
gliederbestand von  19  auf  25,  die  Zahl  der  Gerichtsschreiber  auf 
5 erhöht. 

Die  Verordnung  betreffend  den  Verkehr  mit  Milch  und  Milch- 
produkten, vom  6.  Dezember  1898,  verweist  auf  die  Strafbestim- 
mungen des  Gesetzes  betreffend  die  öffentliche  Gesundheitspflege 
und  die  Lebensmittelpolizei  vom  10.  Dezember  187(J.  Als  weitere 
Massnahmen  sind  in  Aussicht  genommen:  Ausschluss  der  Milch  vom 
Verkauf  ohne  Straffolge  für  den  Lieferanten  (§  25)  und  Veröffent- 
lichung der  Namen  fehlbarer  Lieferanten  bei  schwerer  oder  fort- 
gesetzter Verletzung  der  Vorschriften  dieser  Verordnung. 

Zu  der  bundesrätlichen  Verordnung  vom  16.  Oktober  1897 
betreffend  Aufstellung  und  Betrieb  con  Dampfkesseln  und  Dampf- 
gefiissen  hat  der  Kegierungsrat  eine  Vollziehungsrerordnnng  vom 
15.  Dezember  1898  erlassen.  Zu  derselben  wird  die  kantonale  Ver- 
ordnung vom  6.  Oktober  1888  (Bd.  II,  S.  271,  dieser  Zeitschrift) 
aufgehoben  erklärt.  — Übertretungen  der  bundesrätlichen  Ver- 
ordnung und  dieser  Vollziehungsverordnung  unterliegen  — sofern 
nicht  die  Bestimmungen  des  Strafgesetzes  zur  Anwendung  kommen 
und  abgesehen  von  den  civilrcchtlichen  Folgen  — einer  I’olizei- 
husse  und  haben  eventuell  Betriebseinstellung  bis  nach  Erfüllung 
der  bestehenden  Vorschriften  zur  Folge  itj  7). 


Bern.  Berichterstatter:  W.  Ernst,  Polizeirichtcr  in  Bern. 

1.  Am  1'2.  Januar  1898  hat  der  Regierungsrat  den  § 6,  Abs.  2, 
seiner  Verordnung  com  14.  April  1897  betreffend  die  Herstellung  und 
Verwendung  des  Acetylengases  ')  folgendermassen  ergänzt: 

„Zulässig  sind  jedoch  mir  Fuhrwerk  verbundene  Lampen  zum 
Gebrauch  im  Freien,  vorausgesetzt,  dass  die  einmalige  Füllung  der- 
selben mit  Calcinmcarbid  100  Gramm  nicht  übersteigt.“ 

2.  Die  regierungsrätliche  Verordnung  betreffend  die  Aufstellung 
und  den  Betrieb  ron  Dampfkesseln,  com  Id.  Februar  1898,  unterstellt 
sämtliche  Dampfkessel  im  Kantonsgebiet  den  Vorschriften  der  bundes- 
rätlichen  Verordnung  vom  16.  Oktober  1897  betreffend  Aufstellung 
und  Betrieb  von  Dampfkesseln  in  Fabriken  und  andern  haftpflichtigen 
Unternehmungen.  'Art.  1.1 

')  Vgl.  Zeitschrift,  elfter  Jahrgang.  Seite  4.'12  f. 
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Für  alle  Dampfkessel  im  Kanton  ferner  — mögen  sie  za  eigenem 
Gebrauche  oder  zu  gewerblichen  Zwecken  bestimmt  sein  — sind, 
soweit  es  nicht  bereits  geschehen  ist,  die  gewerbegesetzlichen  Be- 
willigungen (Bau-  und  Einrichtangsbewilligung  und  Gewerbeschein) 
einzuholen.  Diese  letzteren  sollen  (ausser  der  Bedingung  der  Beob- 
achtung der  einschlägigen  kantonalen  Bau-  und  Feuerpolizei- 
Vorschriften)  die  Bedingung  Iler  Beobachtung  der  Vorschriften  der 
vorerwähnten  eidgenössischen  und  der  vorliegenden  Verordnung 
enthalten.  (Art.  2.) 

3.  Nach  S 2 des  Gesetzes  liber  die  öffentlich-rechtlichen  Folgen 
( Ehrenfolgen ) des  Konkurses  und  der  fruchtlosen  Pfändung,  mm  1.  Mai 
1898,  ist  die  Zeit,  für  welche  nach  $ 1 des  Gesetzes  (mit  dem  Konkurs- 
erkenntnis bezw.  mit  der  Ausstellung  des  Verlustscheins  infolge 
fruchtloser  Pfändung)  der  Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenfähigkeit 
eintritt,  zu  derjenigen  hinzuzurechnen,  für  welche  durch  ein  allfälliges 
Strafurteil  gegen  den  Konkursiten  oder  fruchtlos  Ausgepfändeten,  auf 
Grund  der  47  bis  50  des  Einführungsgesetzes  zum  Schuld- 
betreibungs-  und  Konkursgesetz,  die  Einstellung  in  der  bürgerlichen 
Ehrenfähigkeit  ausgesprochen  wird. 

Gemäss  § 12  des  Gesetzes  erstreckt  sich  das  in  6,  Al.  3,  des 
kantonalen  Jagdgesetzes  vom  29.  Juni  1832  vorgesehene  Verbot  der 
Erteilung  eines  Jagdpatentes  auch  auf  Konkursiten  und  fruchtlos 
Ausgepfändete  für  die  Dauer  ihrer  Einstellung  in  der  bürgerlichen 
Ehrenfähigkeit. 

4.  Am  4.  Mai  1898  hat  der  Regierungsrat  ein  Polizeireglement 
betreffend  die  Schiffahrt  und  Flösserei  im  Kanton  Bern  erlassen. 

Dasselbe  tritt  an  die  Stelle  des  Polizeireglementes,  die  Dampf- 
schilfahrt  betreffend,  vom  20.  April  1857,  der  Verordnung  betreffend 
das  Fahren  kleinerer  Schiffe  in  der  Nähe  der  Dampfschiffe,  vom 
1«.  Juni  1897  *),  des  die  Flösserei  betreffenden  i?  17  der  Polizei- 
vorschriften  über  «lie  forstwirtschaftliche  Behandlung  der  Waldungen, 
sowie  über  Waldausreutungen,  Holzschläge  und  Flössungen  vom 
2H.  Oktober  1853,  sowie  der  Verordnung  vom  12.  Oktober  18(14 
betreffend  die  Flösserei  vom  Brienzer-  in  den  Thunorsee. 

Der  erste,  auf  die  Schiffahrt  sich  beziehende  Abschnitt  enthält  eine 
Aufstellung  der  Gewässer,  die  zur  Schiffahrt  benutzt  werden  dürfen 
( Art.  1),  eine  Fahrordnung  (Art.  2 i,  Vorschriften  über  die  bei  Nacht  und 
bei  Nebel  zu  treffenden  Sicherheitsmassregeln  (Art.  3),  über  die  Trag- 
fähigkeit und  Ausrüstung  der  Schiffe  (Art.  5),  über  deren  Bemannung 
( Art.  6),  über  die  Schiffsstationen  (Art.  7),  über  die  An-  und  Abfahrt 
der  Dampfschiffe  und  das  Ein-  und  Aussteigen  «1er  Passagiere  an 
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den  Stationen  (Art.  8),  über  das  Landen  d<*r  Kuder-  und  kleineren 
Motorenschiffe  (Art.  9),  über  das  Freihalten  der  Reckwege  l'Art.  10), 
über  die  Schiffspolizei  auf  den  Dampfschiffen  ( Art.  11),  sowie  über 
die  Dampfschiffrestnurationen  (Art.  12). 

Art.  4 sieht  eine  durch  den  Regierungsrat  zu  erlassende  Lokal- 
rerordnung  vor,  zur  Sicherung  der  Schiffahrt  in  denjenigen  Fluss- 
und  Kanalstrecken,  auf  welchen  das  Kreuzen  der  Dampfschiffe  oder 
das  Anlegen  anderer  Fahrzeuge  wahrend  der  Fahrt  eines  Dampf- 
schiffes oder  die  Begegnung  eines  solchen  mit  Ruderschiffen  ge- 
fährlich wäre. 

Der  dritte,  die  Flösserei  betreffende  Abschnitt  enthält  Vorschriften 
über  die  Betriebsbedingungen  und  die  Bewilligung  zum  Flössen 
( Art.  15  und  1(>),  über  die  Flösse  für  Langholz  und  das  Flössen 
von  Kleinholz  (Art.  17  und  18),  sowie  über  die  Beschränkung, 
Aufhebung  oder  Verlängerung  der  Bewilligung  zum  Flössen  (Art.  151). 

Art.  14  bestimmt,  dass  die  Flösserei  (abgesehen  von  den  be- 
sonderen im  Réglemente  enthaltenen  bezüglichen  Vorschriften)  nur 
nach  Massgabe  des  Bundesgesetzes  betreffend  die  Wasserpolizei  im 
Hochgebirge  vom  22..)uni  1897  und  des  kantonalen  Wasserbaupolizei- 
gesetzes vom  3.  April  1857  und  ohne  Beeinträchtigung  der  Dampf 
schiffahrt  betrieben  werden  darf. 

Die  Schlussbestiiumungen  enthalten  in  Art.  20  und  21  Vor- 
schriften über  die  Schonung  der  Ufer  und  Kunstbauten  beim  Betrieb 
der  Schiffahrt  und  Flösserei  und  über  die  Haftbarkeit  der  Schiffer 
und  Flösser  für  entstandenen  Schaden. 

Hinsichtlich  der  Führen  wird  auf  die  regierungsrätllche  Ver- 
ordnung vom  31.  Dezember  1895  verwiesen. 

Schiffe  und  Flösse  haben  den  Fähren  ihre  Anfahrt  rechtzeitig 
durch  Glocken-,  Pfeifen-  oder  Hornsignale  anzukündigen.  (Art.  13.) 

Widerhandlungen  gegen  die  Bestimmungen  des  Reglements 
werden  nach  Massgabe  des  Dekrets  vom  1.  und  2.  März  1858  be- 
treffend die  Strafbestimmungen  über  Widerhandlungen  gegen  Ver- 
ordnungen, Regiemente  und  Beschlüsse  des  Regierungsrates  mit 
Bussen  bis  auf  Fr.  200  bestraft.  Der  Bestrafte  kann  i vorbehaltlich 
der  Bestimmung  in  Art.  21,  Al.  2,  des  Reglements)  jederzeit  auch 
zum  vollständigen  Ersatz  des  verursachten  Schadens  angehalten 
werden  (Art.  23,  Al.  1). 

Die  Bestimmungen  der  bundcsrätlichen  Verordnung  vom 
18.  Februar  1 8t» D betreffend  die  Dampfschiffe  und  andere  Motoren- 
schiffe werden  Vorbehalten  (Art.  23,  Al.  2). 

5.  Durch  die  regierungsrütlichc  Verordnung  über  dir  Einfuhr 
ausländischen  Schlachtviehes  in  den  Kanton  Bern  rom  tt.  Mai  1898 
wird  die  am  30.  Mai  1894  über  den  gleichen  Gegenstand  erlassene 
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Verordnung  l)  in  der  Weise  verschärft,  dass  die  Einfuhr  ausländischer 
Schlaehttierc  nur  nach  denjenigen  an  Eisenbahnstationen  gelegenen 
Ortschaften  statttinden  darf,  welche  öffentliche  Schlachthäuser  mit 
genügenden  zudienenden  Stallungen  besitzen,  und  dass  jede  Unter- 
bringung solchen  Viehs  in  nicht  zu  öffentlichen  Schlachthäusern 
gehörenden  Ställen  untersagt  ist.  Die  Bestimmung  in  § 3 der  Ver- 
ordnung vom  30.  Mai  1804,  wonach  in  seuchefreien  Zeiten  für 
Schlachtvieh  französischer  Provenienz,  welches  in  die  an  Frankreich 
grenzenden  heroischen  Distrikte  eingeführt  wurde,  die  kreistier- 
ärztliche Untersuchung  am  Bestimmungsorte  dahinfiel,  ist  in  die 
neue  Verordnung  nicht  aufgenommen  worden. 

Widcrhandlungen  gegen  die  Verordnung  werden  mit  einer  Busse 
von  Fr.  10  bis  Fr.  200  bestraft  ('§  9). 

f>.  Die  regierungsrätliche  Verordnung  betreffend  Ausdehnung  des 
eidgenössischen  Forstgesetzes  ron  1H7H  auf  den  ganzen  Kanton  und 
Regelung  der  Holzschläge  in  Priraficaldungen  rom  17.  August  1S9S 
setzt  bis  zum  Inkrafttreten  eines  durch  die  Volksabstimmung  vom 
11.  Juli  18117  notwendig  gewordenen  neuen  eidgenössischen  Forst- 
gesetzes und  einer  bezüglichen  Vollziehungsverordnung  das  eid- 
genössische Forstgesetz  vom  24.  März  187Ü  für  diejenigen  Amts- 
bezirke und  Gemeinden,  welche  bisher  der  eidgenössischen  forstlichen 
Oberaufsicht  nicht  unterstellt  waren,  in  Vollziehung  (Ziffer  1 der 
Verordnungi.  Ziffer  2 der  Verordnung  bestimmt,  dass  bis  zum 
gleichen  Zeitpunkt  und  in  den  gleichen  Landosteilen  in  Privat- 
waldungen jeder  Kahlschlag  und  jeder  Ilolzsehlag  zum  Verkauf 
ohne  vorher  erhaltene  Bewilligung  seitens  der  Forstdirektion  bei 
der  in  Art.  27,  Ziffer  3.  dos  erwähnten  Buudesgesetzes  festgesetzten 
Busse  von  1 bis  10  Franken  für  jeden  Festmeter  verboten  ist,  und 
dass  (bis  zum  erwähnten  Zeitpunkt)  gemäss  Art.  13,  Al.  3,  des  gross- 
rätlichen  Vollziehungsdekrets  für  das  unter  eidgenössische  Ober- 
aufsicht gestellte  Forstgebiet  vom  2(i.  November  1877  hinsichtlich 
der  Privatholzschläge  für  Publikation,  Einsprache,  Untersuchung 
u.  s.  w.  die  Bestimmungen  des  § 1C>  der  Polizeivorschriften  über  die 
forstwirtschaftliche  Behandlung  der  Waldungen,  sowie  über  Wald- 
ausreutungen, Holzschläge  und  Flössungen  vom  2(5.  Oktober  1853 
gelten. 

7.  Das  grossrätliche  Dekret  betreffend  den  Vollzug  der  Vorschriften 
Uber  Niederlassung,  Aufenthalt  und  Unterst Utzungswohnsitz  der  Kantons- 
bllrger  rom  SO.  August  1S9S  enthält  folgende  Strafbestimmungen: 


•)  Vgl.  diese  Zeitschrift,  neunter  Jahrgang.  Seite  339. 


Digitized  by  Google 


Die  Strafgesetzgebung  »les  Bundes  und  der  Kantone. 


384 


Wer  in  einer  Gemeinde  des  Kantons  auf  ungesetzliche  Weise 
(Art.  11  und  14  des  Dekrets)1)  sieh  aufhält,  verfällt  in  eine  Busse, 
von  Fr.  5 bis  Fr.  20.  (Art.  31.) 

Fortgesetzte  Weigerung  der  Schrifteneinlage  hat  nach  einer 
durch  die  Ortspolizeibehörde  festzusetzenden  Frist  weitere  Bestrafung 
zur  Folge,  wobei  .jeweilen  die  zuletzt  ausgesprochene  Busse  ver- 
doppelt wird,  in  dem  Sinne,  dass  das  in  Art.  31  festgesetzte  Maximum 
überschritten  werden  kann.  (Art.  14,  Al.  2,  zweiter  Satz. i 

Wer  einer  Person  oder  Familie  Platz  giebt,  ohne  innerhalb  der 
Frist  von  40  Tagen  von  ihrem  Einzug  dem  Wohnsitzregisterführer 
Anzeige  zu  machen,  verfällt  in  eine  Busse  von  Fr.  5 bis  Fr.  f>0  und 
ist  zugleich  fiir  die  Busse  des  ungesetzlichen  Aufenthalters,  im  Falle 
seiner  Insolvenz,  haftbar.  (Art.  32.) 

Ortspolizeibehörden  oder  Beamte,  welche  unterlassen,  die  in 
Art.  14  des  Dekrets  vorgeschriebene  Aufforderung  zur  Schrifteneinlage 
innerhalb  drei  Monaten,  vom  Einzug  der  Person  oder  Familie  an 
gerechnet,  zu  erlassen,  verfallen  auf  Antrag  der  letzten  Wohnsitz- 
gemeinde in  eine  Busse  von  Fr.  5 bis  Fr.  50,  es  sei  denn,  es  könne 
der  Nachweis  geleistet  werden,  dass  sie  von  der  Einwolinung  keine 
Kenntnis  hatten.  (Art.  33.) 

Ebenso  können  Ortspolizeibehörden  oder  Beamte,  welche  nach 
vollständiger  Abgabe  der  Ausweisschriften  die  Einschreibung  von 
Neueingezogenen  mehr  als  14  Tage  hinausschieben,  sowie  Ortspolizei- 
behörden, welche  den  dazu  Berechtigten  nicht  innerhalb  14  Tagen 
nach  der  ersten  Aufforderung  ihre  Ausweisschriften  übersenden,  zu 
einer  Busse  von  Fr.  5 bis  Fr.  50  verurteilt  und  eventuell  zu  Er- 
setzung des  dadurch  dem  Betreffenden  verursachten  Schadens  ange- 
halten werden. 

Vorbehalten  bleiben  diesbezüglich  die  Bestimmungen  der  bundes- 
rätlichen  Verordnung  vom  23.  Mai  1870  über  die  Führung  der 
Militärkontrollen,  JjS  28  und  2H.  (Art.  34.) 


’)  Art.  11.  Die  Ausweisschriften  sind  bei  dem  mit  der  Führung  der 
Wohnsitzregister  betrauten  Beamten  innerhalb  zehn  Tagen  nach  Ablauf 
der  freien  30  Tage  (8  108  des  Armen-  und  Niederlassungsgesetzes),  vom 
Einzug  in  die  Gemeinde  au  gerechnet,  zu  deponieren,  und  es  ist  zugleich 
die  tnrifmässige  Gebühr  zu  entrichten. 

Die  gleiche  Frist  gilt  für  Personen,  deren  Familienstand  durch  Ver- 
heiratung, .Scheidung  oder  Tod  eine  Änderung  erfährt. 

Art.  14.  Wenn  eine  Person  oder  eine  Familie  die  Ausweisschriften 
innerhalb  40  Tagen  nicht  deponiert  hat.  so  ist  sie  durch  die  Ortspolizei- 
behörde schriftlich  aufzufordern,  innerhalb  20  Tagen  dies  zu  thun,  unter 
Androhung  von  Bestrafung  im  Unterlassungsfälle.  Diese  Aufforderung  ist 
in  zwei  Doppeln  auszufertigen,  wovon  das  eine  dem  Säumigen  durch  den 
Gemeindewcibel  (oder  Polizeibediensteten)  zuzustellen  ist;  auf  dem  andern 
Doppel  ist  das  Verriehtungszeugnis  auszustellen. 

Verstreicht  diese  Frist  fruchtlos,  so  verfällt  der  Säumige  den  Straf- 
bestimmungen der  Art.  31  und  39  hiernach 
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Die  Unterlassung  der  Einschreibungsanzeige  und  jede  ungesetz- 
liche Eintragung  in  die  Wohnsitzregister  und  Kontrollen  hat  für 
den  Fehlbaren  eine  Busse  von  Fr.  5 bis  Fr.  20  zur  Folge.  (Art.  35.) 

Für  die  Herausgabe  der  Ausweisschriften  an  Unberechtigte 
und  für  verloren  gegangene  Schriften  haftet  der  Wohnsitzregister- 
führende  dem  Deponenten  gegenüber  für  allen  Schaden,  soweit  dem- 
selben dabei  ein  Verschulden  nachgewiesen  werden  kann.  (Art.  36.) 

Wer  wissentlich  einer  Polizeibehörde  oder  deren  Organen  über 
Verhältnisse  und  Thatsachen,  welche  den  Wohnsitzwechsel  gesetzlich 
bedingen,  mündlich  oder  schriftlich  falsche  Angaben  macht,  verfallt, 
wenn  das  Vergehen  durch  das  Strafgesetzbuch  nicht  schärfer  ge- 
ahndet wird,  in  eine  Busse  von  Fr.  10  bis  Fr.  200.  (Art.  37.) 

Die  Polizeiorgane  sind  verpflichtet,  alle  Widerhandlungen  gegen 
die  vorstehenden  Vorschriften,  soweit  sie  den  schriftenlosen  Aufenthalt 
betreffen,  zu  ahnden  und  zuständigen  Ortes  zur  Anzeige  zu  bringen. 
(Art.  38.1 

Bei  freiwilliger  Erlegung  der  ihm  gemäss  Art.  31,  32,  35  und 
37  liier  oben  von  der  Ortspolizeibehörde  eröffneten  Busse  findet  gegen 
den  Beklagten  kein  weiteres  gerichtliches  Verfahren  statt. 

Die  in  4?  117  des  Armen-  und  Niederlassungsgesetzes  und 
Art.  33  und  34  dieses  Dekrets  erwähnten  Widerhandlungen  sind 
dem  Richter  zur  Beurteilung  zu  überweisen. 

Der  Richter  hat  von  jedem  nach  dem  Armen-  und  Niederlassungs- 
gesetz und  diesem  Dekret  ausgefällten  Strafurteil  der  betreffenden 
Ortspolizeibehörde  ohne  Verzug  Kenntnis  zu  geben. 

Die  Bussen,  welche  die  Ortspolizeibehörden  aussprechen,  sind 
nach  den  reap.  Ortspolizeiregiementen  oder  besondern  Gemeinde- 
beschlüssen  zu  verwenden.  In  betreff  der  übrigen  macht  das  Gesetz 
vom  2.  Mai  1886  über  die  Verwendung  der  Polizeibussen  Regel. 
( Art.  89.) 

Luzern.  Berichterstatter:  Dr.  Edmund  ron  Schumacher , Re- 
gierungsrat und  Justizdirektor  in  Luzern. 

Das  Erziehungsgesetz  com  2.9.  November  /S9S  enthält  Bestim- 
mungen über  die  Versorgung  sittlich  verwahrloster  Kinder;  §13« 
sagt:  „Sittlich  verwahrloste  Kinder  sind  aus  der  Schule  auszu- 
schliessen  und  durch  die  Eltern  oder  Pflegeeltern  angemessen  zu 
versorgen.  Sind  solche  Kinder  arm,  so  geschieht  die  Versorgung 
auf  Kosten  der  Heimatgemeinde. 

Der  Staat  unterstützt  solche  Versorgungen  mit  Beiträgen  aus 
dem  Alkoholzehntel.“ 

')  Vgl.  diese  Zeitschrift,  elfter  Jahrgang,  Seite  4.'S.">. 
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Die  Verordnung  betreffend  den  Arbeitsnachweis  rom  2.i.  April 
1898  enthalt  Strafandrohungen  gegenüber  dem  Inhaber  eines  Ar- 
beitsnachweisburcaus,  welches  : 

in  den  öffentlichen  Blättern  Stellen  auskündigt,  die  in  Wirk- 
lichkeit nicht  zu  besetzen  sind  (§  14), 

einem  Engagierten  wissentlich  und  absichtlich  bezüglich  der 
vermittelten  Stelle  falsche  Angaben  macht  oder  wesentliche  Mit- 
teilungen, die  seitens  des  Auftraggebers  bezüglich  der  Stelle  gemacht 
werden,  vorenthält  itj  21). 

Eine  Verordnung  betreffend  die  Herstellung  und  die  Verwendung 
des  Acetglengases  rom  9.  September  1898  bedroht  die  Übertretung 
der  Verordnung  mit  Strafe  nach  Anleitung  des  Polizeistrafgesetzes 
und  mit  Entzug  der  Bewilligung  für  Benützung  der  Acetylengns- 
apparate. 

Zwischen  den  Kantonen  Luzern,  Uri,  Schwyz,  Ob-  und  Nid- 
walden wurde  eine  Vereinbarung  betreffend  die  Schiffahrt  auf  dem 
Vierwaldstättersee  getroffen,  welcher  Luzern  unterm  16.  Dezember 
1838  beitrat.  Aus  derselben  sind  folgende  Strafbestimmungen  hervor- 
zuheben : 

§ 53.  Es  ist  sowohl  den  Schiffsangestellten  als  andern  Personen 
strenge  untersagt,  auf  Dampfschiffen  oder  Landungsbrücken  Heisende 
für  Gasthöfe,  Fahrgelegenheiten  etc.  zu  engagieren. 

Zuwiderhandlungen  unterliegen  der  Bestrafung. 

Die  Polizeibehörden  können  behufs  Handhabung  dieser  Vor- 
schriften Polizeibedienstete  mitfahren  lassen.  Letztere  gemessen 
freie  Fahrt. 

§ 56.  Übertretungen  dieser  Verordnung  werden,  sofern  in  der 
betreffenden  Handlung  nicht  der  Thatbestand  eines  schweren  Deliktes 
gegeben  ist,  von  den  zuständigen  Beamten  oder  Behörden  des- 
jenigen Kantons,  in  welchem  sie  stattgefunden,  mit  einer  Busse 
von  Fr.  2 — 100  bestraft,  wobei  auch  im  Rückfalle  die  Entziehung 
der  erteilten  Bewilligung  ohne  Entschädigung  ausgesprochen  werden 
kann. 

§ 58.  Die  Kantone  Luzern,  Uri,  Schwyz,  Ob-  und  Nidwalden 
verpflichten  sich  gegenseitig  zur  Vollziehung  der  in  dieser  Ver- 
ordnung enthaltenen  Bestimmungen,  sowie  zur  Vollziehung  der 
Strafurteile,  welche  wegen  Zuwiderhandlungen  von  den  kompetenten 
Behörden  des  Kantons,  auf  dessen  Gebiete  sie  verübt  wurden,  aus- 
gesprochen werden. 
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Uri.  Berichterstatter:  Dr.  Franz  Afuheini,  Fürsprech  in 
Altdorf. 

Ausser  einer  Abänderung  der  SS  13  und  1 1 des  I’olizeieorps- 
reglements  von  1880  und  der  Auffrischung  der  Verordnung  betr. 
Brotverkauf,  vom  15.  Februar  1882,  sind  für  das  Jahr  1808  auf 
dem  Gebiete  des  Straf-  und  Gefängnis  wesens  keine  Erlasse  zu  ver- 
zeichnen. 


Schwyz.  Berichterstatter:  Bezirksaininann  A.  Hiirgi  in  Wyl 
i St.  Gallen). 

1.  Gesetz  Uber  Errichtung,  Verzinsung  und  Ablösung  ron  Kapi- 
talien und  Schutdrer Schreibungen.  Erlassen  vom  Kantonsrat  am  11.  Au- 
gust 1808.  Angenommen  in  der  Volksabstimmung  vom  23.  Oktober 
1808.  In  Rechtskraft  seit  1.  November  1808. 

Art.  1 und  2 setzen  den  höchsterlaubten  Zinsfuss  für  Grund- 
pfandversicherungen auf  i'/i  und  5%,  Art.  4 denjenigen  für  An- 
leihen mit  Faustpfand  oder  Bürgschaft  und  für  Korrentanlcihcn 
ohne  Sicherheit  (die  abweichenden  Bestimmungen  des  eidgenössischen 
Obligationenrechts  Vorbehalten)  auf  5 °/o  fest;  Art.  5 unterwirft  die- 
jenigen, welche  in  irgendwelcher  Form  einen  höhern  als  den  in 
Art.  1,  2 und  4 festgesetzten  Zins  beziehen,  der  Strafe  des  Wuchers. 

2.  Gesetz  Uber  den  Wucher  1 ».  Erlassen  vom  Kantonsrat  am 
11.  August  1808.  Angenommen  in  der  Volksabstimmung  vom 
23.  Oktober  1808.  In  Rechtskraft  seit  23.  Oktober  1808. 

Dasselbe  tritt  an  Stelle  des  gleichnamigen  Gesetzes  vom  28.  Mai 
1854  und  bezeichnet  uls  des  Wuchers  schuldig: 

a)  wer  sich  eine  grössere  Summe  verschreiben  läisst,  als  dnr- 
geliehen  wird  ; 

b)  wer  sich  von  jemand  höhere  Zinsen,  als  die  Gesetze  ge- 
statten. bezahlen  oder  verschreiben  lässt; 

c)  wer  bei  einem  Darleihen  Waren  oder  andere  Wertgegenstände 
statt  baren  Geldes  an  Zahlung  giebt  und  eine  grössere  Summe 
dafür  aussetzt,  als  deren  landläufiger  Wert  zur  Zeit  des 
Vertragsabschlusses  betragen  hat; 

d)  wer  zur  Sicherheit  eines  Darleihens  Pfänder  in  Händen  hat, 
welche  ein  Mchreres  wert  sind,  und  sich  solche  nach  ver- 
flossener Einlösungsfrist,  ohne  den  vorgeschriebenen  Betrei- 
bungsweg einzuschlagen,  als  Eigentum  ausbedingt  oder  an- 
eignet. 

')  Vgl.  Anhang.  Seite  150. 
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Die  Strafe  des  Wuchers  ist  Geldbusse  von  Fr.  20 — 1000,  in 
schwerem  Fällen  in  Verbindung  mit  Gefängnis  bis  auf  3 Monate 
und  wird  erstinstanzlich  durch  die  Bezirksgerichte  ausgefällt.  Bei- 
hülfe  und  Begünstigung  unterliegt  einer  Geldstrafe  von  Fr.  10 — 500. 

3.  Interkantonale  Verordnung  betreffend  die  Schiffahrt  auf  dem 
Vierwaldstättersee.  Übereinkunft  zwischen  den  Kantonen  Luzern. 
Uri,  Schwyz,  Ob-  und  Nidwalden;  genehmigt  von  Luzern  den 
16.  Dezember.  Uri  28.  November,  Schwyz  30.  November,  Obwalden 

4.  Juni/28.  Dezember  1838,  von  Nidwalden  den  Ui.  Januar  1899. 

Gemäss  Art.  56  werden  Übertretungen  dieser  Verordnung,  so- 
fern der  betreffenden  Handlung  nicht  der  Thatbestand  eines 
schwerem  Delikts  gegeben  ist,  von  den  zuständigen  Beamten  oder 
Behörden  desjenigen  Kantons,  in  welchem  sie  stattgefunden,  mit  einer 
Busse  von  Fr.  2 — 100  bestraft,  wobei  auch  im  Rückfalle  die  Ent- 
ziehung der  erteilten  Bewilligung  (zum  Betrieb  der  Schiffahrt)  ohne 
Entschädigung  ausgesprochen  werden  kann. 

Im  Kanton  Schwyz  werden  die  in  Art.  56  vorgesehenen  Bussen 
gemäss  kantonsrätlichem  Vollziehungsdckret  vom  30.  November 
1898  von  den  Bezirksämtern  im  Sinne  der  Verordnung  Uber  Ver- 
hängung von  Geldbussen  vom  13.  Mürz  1857  ausgefällt. 

4.  Übereinkommen  zwischen  den  Kantonen  Zurich,  Schwgz  und 
St.  Gallen  betreffend  die  Regelung  der  Schiffahrt  auf  dem  Ztiriehsee 
vom  28.  Oktober  1898,  genehmigt  vom  zürcherischen  Kantonsrat 
am  27.  Dezember,  vom  schwyzerischen  am  30.  November,  vom 
st.  gallischen  am  21.  November  1898. 

Die  Nichtbefolgung  oder  Übertretung  der  Vorschriften  dieses 
Übereinkommens  wird,  sofern  nicht  das  Strafgesetz  zur  Anwendung 
kommt,  mit  Busse  von  Fr.  1 — 100,  im  Rückfalle  bis  auf  Fr.  150 
geahndet,  und  zwar  ohne  Rücksicht  aut  das  Territorium,  auf  wel- 
chem die  Übertretung  verübt  wurde,  ron  der  zuständigen  Behörde 
des  Wohnorts  des  Fehlbaren,  welche  behufs  nötig  werdender  Fest- 
stellung des  Vergehens  Amtshandlungen  auf  dem  Gebiete  desjenigen 
Kantons  vornehmen  kann,  auf  dem  das  Vergehen  verübt  wurde 
'Art.  65  und  66). 

Im  Kanton  Schwyz  sind  gemäss  kantonsrätlichem  Vollziehungs- 
dekret vom  30.  November  1898  zur  Ausfällung  fraglicher  Bussen 
zuständig  die  Bezirksämter,  ebenfalls  im  Sinne  der  Verordnung  über 
Verhängung  von  Geldbussen  vom  13.  März  1857. 

5.  Vnllziehungsrorschriften  zu  der  bundesrätlichen  Verordnung 
rom  IG.  Oktober  1H!)7  betreffend  Aufstellung  und  Betrieb  ron  Dampf- 
kesseln und  Dampf  gef ässen,  erlassen  vom  schwyzerischen  Kantonsrat 
am  2.  Dezember  1898. 


Digitized  by  Google 


Jahresbericht  für  da.*«  Jahr  189H. 


380 

Art.  4.  „Übertretungen  der  Vorschriften  der  eidgenössischen 
Verordnung  unterliegen,  abgesehen  von  den  civilrechtlichen  Folgen, 
einer  Busse  von  Fr.  5 — 500  und  haben  eventuell  Betriebseinstellung 
bis  nach  Erfüllung  dieser  Vorschriften  zur  Folge.  Die  Bussen  werden 
vom  Regierungsrnt  ausgefällt.“ 

Dieser  Artikel  4 ist  keineswegs  Reproduktion  einer  bundos- 
rechtlichen,  sondern  selbständige  kantonalgesetzliehe  Strafbestim- 
mung, indem  die  bundesrüt liehe  Verordnung  betreffend  Aufstellung 
und  Betrieb  von  Dampfkesseln  keinerlei  Strafbestimmungen  enthält. 


Unterwalden  ob  dem  Wald.  Berichterstatter:  Gerichtspräsident 
Adalbert  Wirs  in  Sarnen. 

Im  Berichtsjahr  sind  keine  das  Straf-  und  Gefängniswesen  be- 
schlagende Gesetze  oder  Verordnungen  erlassen  worden. 

Unterwalden  nid  dem  Wald.  Berichterstatter:  Regierungs- 
rat A.  Flueler  in  Stans. 

Am  30.  November  1898  hat  der  Landrat  von  Nidwalden  eine 
„Verordnung  betreffend  das  Hauslerwcsen“  erlassen. 

Dieselbe  tritt  an  di«*  Stelle  der  Hausierverordnung  vom  29.  Ja- 
nuar 1879. 

Unter  den  Begriff'  des  Hausierens  (des  Gewerbebetriebs  im 
Umherziehen)  füllt,  nach  § 1 der  Verordnung,  ausser  dem  Feil- 
bieten von  Waren  durch  Umhertragen  oder  Umherführen  (§  1, 
Ziff.  1),  dem  Betrieb  eines  Handwerks  im  Umherziehen  < § 1 , Zift'.  5), 
dem  gewerbsmässigen  Ankauf  von  Knochen,  Lumpen,  altem  Eisen, 
Glas  und  anderen  Waren  irgendwelcher  Art  im  Umtausch  mit 
anderen  Waren  (§  1,  Zitf.  6),  das  Führen  eines  sogenannten  Wander- 
lagers  oder  die  Eröffnung  eines  Ausverkaufs  (§  1,  Ziff.  2)  — wobei 
Hausierer,  welche  Waren  in  bedeutendem  Quantum  (über  100  kg.  i 
und  Wert  mit  sich  führen  oder  den  Verkauf  von  einem  Depot  aus 
im  grossen  Massstabe  betreiben,  nicht  als  Hausierer  int  engem 
Sinne,  sondern  als  Besitzer  von  Wanderlagern  angesehen  werden  — , 
das  Aufsuchen  von  Bestellungen  bei  andern,  als  solchen  Personen, 
welche  mit  den  betreffenden  Artikeln  Handel  treiben  oder  dieselben 
in  ihrem  Gewerbe  verwenden  (§1,  Ziff.  3),  die  Ausübung  operativer 
Gewerbe  durch  Augenärzte,  Zahnärzte,  Ilühneraugenoperatcure 
u.  s.  w.  (§  1,  Ziff'.  4). 

„Die  Ausübung  künstlicher  Gewerbe,  z.  B.  Kunstsänger,  Musi- 
kanten, Photographen,  Kunstreiter,  Seiltänzer,  Taschenspieler  u.  dgl., 
sowie  die  gewerbsmässige  Schaustellung  von  Ort  zu  Ort.  von  Natur- 
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gegenständen,  Kunstwerken,  z.  B.  Menagerien,  Panoramas  u.  dgl., 
kann  von  der  Polizeidirektion  gegen  Zahlung  der  Patenttaxe  be- 
willigt werden.“  1$  1,  Ziff.  <1,  zweiter  Satz.) 

Es  erscheint  fraglich,  ob  die  Einbeziehung  des  Aufsuehens  von 
Bestellungen  in  der  allgemeinen  Fassung  des  § 1,  Ziff.  3,  der  Ver- 
ordnung nicht  einen  Übergriff  in  die  durch  das  Bundesgesetz  be- 
treffend die  Patenttaxen  der  Handelsreisenden  vom  24.  Juni  1892 
normierte  Materie  enthält  '). 

Die  Einbeziehung  der  in  S 1,  Ziff.  4,  der  Verordnung  be- 
zeichneten  Gewerbe  ist  befremdend. 

Nach  dem  letzten  Alinea  des  § 1 der  Verordnung  dürfen  die 
Gemeindepräsidenten  Bedürftigen,  Greisen  oder  Krüppelhaften  Er- 
laubnis zu  musikalischen  Produktionen  in  ihren  resp.  Gemeinden 
erteilen. 

Ausgeschlossen  vom  Hausierverkehr  ist  der  Verkauf  von  Salz, 
Schiesspulver,  Sprengstoffen,  Arzneimitteln.  Giften,  geistigen  Ge- 
tränken, ferner  von  Gold-  und  Silberwaren,  Juwelen  und  Taschen- 
uhren, „womit,  das  Publikum  leicht  betrogen  werden  kann“.  (§§  3 
und  4.) 

Der  Verkauf  und  das  Kolportieren  unsittlicher  Bücher  und 
Bilder,  sowie  der  Warenverkauf  auf  Abschlagszahlungen  ist  unter- 
sagt. 3.) 

Ob  diese  letztere  Bestimmung  sich  nur  auf  den  hausiermäasigen 
Warenverkauf  bezieht,  erscheint  angesichts  ihrer  allgemeinen  Fassung 
fraglich. 

Zur  Ausübung  des  Gewerbebetriebs  im  Fmherziehen  ist  ein 
Patent  erforderlich,  welches  nur  an  solche  Personen  erteilt  wird, 
die  das  18.  Altersjahr  erfüllt  haben,  sich  über  ihre  Herkunft  und 
guten  Leumund  genügend  Ausweisen  können,  mit  keiner  ansteckenden 
oder  ekelhaften  Krankheit  behaftet  und  eigenen  Rechtes  sind  oder 
die  Einwilligung  ihrer  Rechtsvertreter  oder  Prinzipale  besitzen. 
($S  2 und  5.; 

Angehörigen  auswärtiger  Staaten  wird  das  Patent  nur  erteilt, 
sofern  der  betreffende  Staat  Schweizerbürgern  gegenüber  Gegen- 
recht hält.  (§  5,  Abs.  2.) 

Die  Patente  werden  für  bestimmte  Zeiträume  ausgestellt:  diese, 
sowie  die  Patenttaxrn,  sind  in  § 8 festgesetzt.  Die  Patenttaxe  für 

’)  Vergleiche  hinsichtlich  der  gleichlautenden  Ziff.  2 des  § 3 de« 
brniiscliru  Gesetzes  über  tien  Marktverkehr  untl  den  Gewerbebetrieb  im 
l inherzicbcn  (Hausieren)  vom  27.  November  1877  da«  l’rteil  der  Polizei- 
kamnicr  des  Appellations-  und  Kassationshofes  des  Kantons  Bern  in  Sachen 
Jakob  Sommer,  vom  ti.  April  1898,  abgedruckt  im  * Mountsblntt  für  heroische 
Rechtsprechung».  XV.  Jahrgang,  Seite  195  ff. 
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denVerkauf  solcher  Waren,  die  in  der  Verordnung  nicht  angeführt 
sind,  setzt  der  Regierungsrat  fest.  (8  10.) 

„Wirklich  armen,  den  öffentliche  Unterstützung  geniessenden 
und  laut  iirztlichcm  Zeugnis  für  körperliche  Arbeiten  unfähigen 
Kantonsbürgern  und  Niedergelassenen  kann,  sofern  sich  dieselben 
über  den  Besitz  der  in  8 5 dieses  Gesetzes  vorgesehenen  Requisiten 
auszuweisen  vermögen,  die  Patenttaxe  für  Hausieren  mit  Waren, 
nicht  aber  für  Aufnahme  von  Bestellungen  mit  Mustern,  teilweise 
erlassen  werden.“  (8  8,  litt.  g.  ) 

Patentfrei  ist  der  Verkauf  von  Eiern,  totem  Geflügel,  Fischen 
und  einheimischem  Obst  und  Gemüse.  t8  Al.  2.) 

Das  Patent  gilt  nur  für  die  Person,  auf  deren  Namen  es  aus- 
gestellt ist. 

Der  Inhaber  des  Patentes  ist  gehalten,  sein  Recht  in  eigener 
Person  auszuüben. 

Für  Gehülfen,  die  als  Ausläufer  verwendet  werden,  müssen 
besondere  Patente  gelöst  werden. 

Das  Patent  für  den  Betrieb  eines  Handwerks  im  Herumziehen, 
sowie  für  die  Ausübung  „künstlicher“  Gewerbe  und  die  Schau- 
stellung von  Naturgegenständen  kann  von  der  Polizeidirektion  auf 
den  Vorsteher  der  Familie  oder  der  Gesellschaft  ausgestellt  werden  ; 
„derselbe  ist  jedoch  gegenüber  der  Polizeibehörde  für  das  Betragen 
seines  Gesamtpcrsonals  verantwortlich“.  (§  ti.) 

Zur  Nachtzeit  und  an  Sonn-  und  Feiertagen  darf  nicht  hausiert 
werden.  (8  7,  litt.  «.) 

Zum  Betreten  von  Wohnhäusern  und  Wohnungen  gegen  den 
Willen  der  Bewohner  berechtigt  das  Hausierpatent  nicht,  vielmehr 
hat  der  Patentinhaber  für  ersteres  zuvor  die  Erlaubnis  nachzusuchen; 
auf  die  erste  Aufforderung  hin  hat  der  Hausierer  das  betretene 
Haus  oder  die  betretene  Wohnung  zu  verlassen.  Zuwiderhandlung 
ist  als  Störung  des  Hausfriedens  strafbar.  (8  7,  litt,  c.) 

„Die  Polizeidirektion  und  die  Gemeindepräsidenten  sind  ver- 
pflichtet, gegen  solche  auf  Patent  betriebene  Gewerbe,  welche  zum 
Bettel  oder  zur  Prellerei  des  Publikums  ausarten  oder  die  guten 
Sitten  untergraben,  einzuschreiten.  Fehlbare,  sowie  solche  Personen, 
welche  ohne  Patent  hausieren,  sollen  der  Polizeidirektion  zu  weiterer 
Verfügung  zugefülirt  werden.“  <8  7,  litt,  b.) 

„Übertretung  vorstehender  Verordnung,  Fälschung  der  Patente, 
das  Vertragen  und  die  Abgabe  nachweisbar  schwindelhafter  Ver- 
kaufsreklamen und  Zettel , betrügerische  Angebote , gefälschte 
Namenangaben  und  jeglicher  unreelle  Verkehr  im  Hausierbetriebe 
sind  nebst  sofortigem  Entzug  des  Patents  mit  einer  Strafe  von 
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Kr.  5 bis  Fr.  300  durch  die  Polizeidirektion  zu  belegen.  */»  fällt 
dem  Kläger  zu. 

Dein  Bestraften  stellt  das  Rekursreclit  an  den  h.  Regierungsrat 
resp.  an  die  Strafgerichte  zu.  Für  die  ausgesprochene  Geldstrafe 
haften  die  uiitgef&hrten  Waren  des  Gestraften.“  (§  11.) 

„Die  Polizeidirektion  hat  die  Polizeidiener  der  Gemeinden  an- 
zuweisen, über  die  Ausführung  vorstehender  Verordnung  strengstens 
zu  wachen  und  sich  von  Hausierern  und  Wandergewerbetreibenden 
die  Pntente,  Ausweisschriften  und  mitgeführten  Waren  vorweisen 
zu  lassen  und  dieselben  auf  deren  Richtigkeit,  mit  den  gemachten 
Vorgaben,  zu  prüfen.  In  zweifelhaften  Fällen  steht  ihnen  das  Recht 
zu,  unter  sofortiger  Anzeige  an  die  Polizeidirektion,  den  Verkauf 
zu  sistieren  und  die  Waren  mit  Beschlag  zu  belegen. 

Jedem  Patentlösenden  soll  ein  Exemplar  der  Hausierverordnung 
verabfolgt  werden.“  (§  12.) 


Glarus.  Berichterstatter:  Dr.  jnr.  D.  Streiff,  Advokat  in 
Glarus. 

Das  Berichtsjahr  1898  brachte  in  der  Strafgesetzgebung  keine 
Änderung.  Dagegen  war  unsere  Legislative  mit  der  vom  Vorjahre 
her  übernommenen  Aufgabe  einer  Gesamtrevision  des  Strafgesetzes 
und  der  Strafprozessordnung  beschäftigt.  Eine  vom  Landrate  aus 
seiner  Mitte  bestellte  Kommission  sah  das  bisher  geltende  Recht 
neuerdings  durch  und  legte  im  Herbst  1898  einen  Entwurf  vor, 
dessen  Neuerungen  besondere  in  der  Strafprozessordnung  bedeutend 
über  diejenigen  hinausgingen,  welche  in  dein  Entwürfe  des  Ober- 
gerichtes vom  Herbst  1897  vorgesehen  waren.  Als  wesentlich  sind 
zu  nennen  besonders  die  Einführung  der  Einzelkompetenz  bei 
Polizeiübertretungen  und  unbedeutenderen  Vergehen  in  geständigen 
Fällen,  Reduktion  der  Mitgliederzahl  des  Polizeigerichtes  von  fünf 
auf  drei  und  erheblich«  Entlastung  des  Kriminalgerichtcs. 

Dieser  neue  Entwurf  wurde  noch  im  Berichtsjahre  vom  Land- 
rate durchberaten  und  von  ihm  mit  unwesentlichen  Änderungen 
angenommen.  Die  Landsgemeinde  des  Jahres  1899  nahm  ihn  un- 
verändert an.  und  er  ist  damit  sofort  in  Kratt  getreten.  Die  nähere 
Berichterstattung  über  ihn  fällt  somit  in  den  nächsten  Jahresbericht. 

Auf  dem  Gebiete  des  Gefängniswesens  ist  lediglich  zu  bemerken, 
dass  infolge  eines  von  der  zürcherischen  Regierung  gestellten,  dureh 
die  Verlegung  ihrer  Strafanstalt  veranlassten  Gesuches  für  die 
Unterbringung  unserer  Zuchthaus-  und  Arbeitshaussträflinge  ein 
neuer  Vertrag  mit  der  Regierung  des  Kantons  St.  Gallen  i Anstalt 
St.  Jakobi  geschlossen  wurde  (15.  November  1898j. 
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Zug.  Berichterstatter:  Dr.  jur . CI.  Uten  in  Zug. 

Auf  dem  Gebiete  des  Straf-  und  Gefüngniawesens  sind  für  das 
Jahr  1898  keine  gesetzgeberischen  Erlasse  zu  verzeichnen. 


Fribourg.  H apporteur:  Emile  Perrier,  procureur  général,  A 
Fribourg. 

Le  Grand  Conseil  du  canton  de  Fribourg  n’a  édicté,  en  1898, 
aucune  loi  intéressant  le  domaine  pénal  proprement  dit. 

Plusieurs  lois  importantes  sont  en  préparation,  par  exemple 
la  loi  complétant  le  code  pénal  ensuite  de  la  création  d’une  colonie 
agricole  au  Grand  Marais;  loi  modifiant  et  restreignant  la  compé- 
tence de  la  cour  d’assises:  loi  révisant  les  articles  61,  G2  et  384 
du  Code  pénal.  Les  deux  premières  ont  été  votées  en  1899.  Il 
en  sera  rendu  compte  ultérieurement. 

Nous  devons  cependant  mentionner  la  loi  du  17  novembre  1898 
concernant  la  discipline  des  avocats  et  licenciés  en  droit. 

La  loi  du  23  mai  1877  établissait  une  commission  de  discipline. 
La  compétence  appartenant  A cette  commission  a été  transférée  au 
Tribunal  cantonal.  La  nouvelle  loi  prévoit  en  outre  les  peines 
disciplinaires  suivantes  : 

a)  le  rappel  A l’ordre; 

b)  l’amende  de  20  A 300  fr.  ; 

c)  la  censure  avec  communication  aux  autorités  judiciaires  ou 
publication  dans  la  feuille  officielle  ; 

d)  la  suspension  d'un  mois  A une  année,  avec  publication. 

Les  avocats  et  licenciés  en  droit  relèvent  du  tribunal  cantonal, 
comme  chambre  de  discipline,  sans  qu'il  y ait  lieu,  de  distinguer 
s’ils  ont  agi  comme  avocats,  agents  d’affaires  ou  simples  mandataires. 

La  surveillance  du  Tribunal  cantonal  s'exerce  sur  tous  leurs 
actes  relatifs  A la  représentation  des  intérêts  d'autrui,  spécialement 
en  cas  d’exagération  manifeste  d’honoraires,  de  difficulté  au  sujet 
de  règlement  de  compte  avec  leur  client,  etc. 


Solothurn.  Berichterstatter:  Dr.  .4.  Affolter,  Fürsprech, 
in  Solothurn. 

Für  das  Jahr  181*8  sind  keine  das  Straf-  und  Gefiinguiswesen 
beschlagende  Gesetze  oder  Verordnungen  zu  verzeichnen. 
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Baseistadt.  Berichterstattor:  Strafgerichtspräsident  Dr. 
ff.  Völ/mg  in  Basel. 

I.  Verordnung  vom  12.  Februar  1 8 28  betreifend  Unfallverhütung 
hei  Bauten.  Sie  enthalt  Massregeln  zur  Sicherung  der  Arbeiter  und 
des  Publikums  bei  der  Vornahme  von  Bauten,  und  bedroht  Zuwider- 
handlungen mit  Polizcibussc  nach  §115  Polizeistrafgesetz,  eventuell 
Bestrafung  nach  den  einschlägigen  Bestimmungen  des  Strafgesetzes. 

II.  Verordnung  vom  19.  Februar  1898  betreffend  ansteckende 
Krankheiten,  welche  nicht  dem  Bnndesgcsetz  vom  2.  Juli  1888  unter- 
stellt sind.  Sie  entladt  Bestimmungen  hinsichtlich  der  Anzeigepflicht, 
des  Schulbannes,  eventuell  Schliessens  der  Schulen,  und  Vorschriften 
für  einzelne  besonders  aufgefUhrte  ansteckende  Krankheiten,  und 
bedroht  Zuwiderhandlungen  mit  Polizeibusse  nach  § 82  Polizei- 
strafgesetz. 

III.  Bekanntmachung  vom  23.  April  1898  betreffend  Sonntags- 
arbeit bei  den  Photographen.  Sie  enthalt,  gestützt  auf  § lti  des  Ge- 
setzes betreffend  die  Sonntagsruhe  vom  13.  April  1893,  für  die 
Photographen  einige  Ausnahmebestimmungen  hinsichtlich  «1er  Zu- 
lilssigkeit  der  Sonntagsarbeit. 

IV.  Durch  Beschluss  des  Regierungsratcs  vom  11.  Mai  1898. 
betreffend  Abänderung  der  Verordnung  über  das  Radfahren,  wird 
bestimmt,  dass  das  Verbot  zum  Befahren  bestimmter  Strassen  der 
innern  Stadt  auf  die  Zeit  von  morgens  li  Uhr  bis  abends  10  Uhr 
beschrankt  wird,  und  dass  die  Bestimmungen  der  Kadfahrvemrdnung 
auch  Anwendung  finden  auf  Motorfahrräder  und  sonstige  Motor- 
fuhrwerke. 

V.  Durch  Beschluss  des  Regierungsrates  vom  28.  Dezember  1892 
war  bestimmt  worden,  dass,  wer  im  hiesigen  Kanton  den  Beruf 
eines  Zahnarztes  ausüben  wolle,  sich  über  die  im  Medizinalgesetz 
festgesetzten  Requisite  auszuweisen  habe.  Es  zeigte  sich  jedoch, 
dass  diese  Regelung  der  Sache  nicht  ausreichte.  Auf  einige  beim 
Polizeigericht  gemachte  Vorzeigungen  wegen  unbefugter  Vornahme 
zahnärztlicher  Handlungen  erkannte  das  Gericht,  dass  eine  Bestrafung 
nicht  statthaft  wäre,  da  bei  Erlass  des  Polizeistrafgesetzes  der 
Beruf  des  Zahnarztes  nicht  als  wissenschaftlicher  Beruf  aufgefasst 
worden  sei,  und  da  im  übrigen  gesetzliche  Bestimmungen  nicht 
bestehen.  Durch  Gesetz  vom  13.  Oktober  1898  wurden  daher  das 
Polizeistrafgesetz  und  das  Gesetz  über  Ausübung  des  Berufs  der 
Medizinalpersonen  dahin  abgeändert,  dass  auch  der  zahnärztliche 
Beruf  darin  erwähnt  wurde.  § 78  des  Polizeistrafgesetzes  vom 
23.  September  1872  erhielt  demnach  folgende  Fassung: 
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Wer  ohne  Berechtigung  eine  ärztliche,  zahnärztliche,  tierärzt- 
liche oder  geburtshiiifliche  Handlung  vernimmt,  wird  mit  Geldbusse 
oder  Haft  bestraft. 

VI.  Veranlasst  durch  den  Bundesbeschluss  vom  15.  April  181*8, 
wonach  die  Anwendung  des  Bundesgesetzes  betreffend  die  eid- 
genössische Oberaufsicht  über  die  Forstpolizei  im  Hochgebirge, 
vom  24.  März  1870.  auf  das  gesamte  Gebiet  der  schweizerischen 
Kidgenossenschaft  ausgedehnt  worden  ist,  wurde  am  10.  November 
1808  durch  Grossratsbeschluss  bestimmt,  § 144  Polizeistrafgesetz 
sei  aufgehoben,  und  es  trete  an  dessen  Stelle  Art.  27  des  oben 
erwähnten  Bundesgesetzes. 

Baselland.  Berichterstatter:  Obergerichtspräsident  Tanner 
in  Liestal. 

Für  das  Jahr  18118  sind  auf  dem  Gebiete  des  Straf-  und  Ge- 
fängnis wesens  keine  Krlassc  zu  verzeichnen. 


Schaffhausen.  Berichterstatter:  Rechtsanwalt  E.  Ziegler  in 
Sehuffhausen. 

Auch  für  das  Jahr  181*8  sind  gesetzgeberische  Erlasse  von 
grösserer  Bedeutung  auf  dem  Gebiete  des  Straf-  und  Gefängnis- 
wesens nicht  zu  verzeichnen. 

1.  ln  Ausführung  des  „Gesetzes  betreffend  die  obligatorische 
Viehversicheruug  und  die  Entschädigung  für  Verlust  bei  Seuchen, 
vom  2.  März  181*7“,  über  welches  letztes  Jahr  Bericht  erstattet 
worden  ist,  hat  «lie  Polizei-  und  Sanitätsdirektion  am  1.  Dezember 
18H8  ein»'  „Instruktion  für  die  Viehinspektoren  betreffend  die 
Führung  der  Viehverkehrskontrole“  erlassen,  welche  mit  1.  Januar 
181*1*  in  Kraft  getreten  ist. 

Selbstverständlich  ist  diese  Instruktion  rein  administrativer 
Natur.  .Sie  enthält  unter  anderem  die  Vorschriften,  streng  darauf  zu 
halten,  dass  die  Gesundheitsscheine  pünktlich  eingeliefert  werden, 
und  Feldbare  unnachsichtlich  der  Polizeidirektion  zur  Bestrafung 
zu  verzeigen. 

2.  Am  11.  November  181*8  hat  der  Regierungsrat  eine  sofort 
in  Kraft  getretene  ,,  Verordnung  über  Herstellung  und  Verwendung 
des  Acetglengases “ erlassen,  welche  folgende  Hauptbestiminungen 
enthält  : 

§ 1.  Installationen  zur  Aufbewahrung  von  Calciumcarbid  und 
von  Apparaten  für  Herstellung  und  Verwendung  von  Acetylengas 

Schweizerische  Zeitzchrift  für  Strnfreoht.  IC.  Jabrg,  2*i 
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bedürfen  regierungsrätlicher  Bewilligung  auf  Grund  vorheriger 
Untersuchung  tlurcli  Sachverständige. 

äj  2.  Verwendung  von  flüssigem  oder  mit  Luft  gemischtem 
Acetylen  ist  untersagt. 

S ii.  Vorschriften  bezüglich  Beschaffenheit  der  Räumlichkeiten 
zur  Aufbewahrung  des  Calciumcarbids  und  zur  Herstellung  des 
Acetylens. 

ij  4.  Vorschriften  bezüglich  der  Auf bewahrungsgefüsse  für 
Calciumcarbid  ; Beschränkung  des  aufzubewahrenden  Quantums  auf 
100  kg;  für  grössere  Vorräte  ist  eine  gemcinderätliche  Bewilligung 
einzuholen. 

SS  5- -8.  Vorschriften  für  die  Apparate  zur  Gasentwicklung. 
Beschränkung  des  Druckes  auf  li  Atmosphären. 

S 0.  Die  Bewilligung  wird  nur  für  ein  bestimmtes  Lokal  erteilt. 

S 10.  Kontrolvorschriften. 

S 11.  Entbindungsmöglichkeit  von  einzelnen  Vorschriften  für 
wissenschaftliche  Anstalten. 

„S  12.  Übertretungen  dieser  Verordnung  werden,  sofern  nicht 
die  Bestimmungen  des  Strafgesetzes  in  Anwendung  kommen,  durch 
die  Polizeidircktion  mit  Bussen  von  Kr.  5 — 100  und  eventuell  mit 
Entzug  der  erteilten  Bewilligung  geahndet.“ 


Appenzell  A.-Rh.  Berichterstatter:  Dr.  Carl  Meyer,  Advokat 
und  Konkursbeamter  in  Herisau. 

Ins  Berichtjahr  fallen: 

I.  Suspendierung  den  Verbotes  der  öffentlichen  Versammlungen 
and  Aufzüge  der  Heilsarmee. 

Durch  Verfügung  vom  17.  Juli  1888  und  lit.  November  1888 
war  der  Heilsarmee  die  Veranstaltung  von  Aufzügen  und  öffentlichen 
Versammlungen  untersagt  worden. 

Als  „öffentliche  Versammlungen“  wurden  dabei  erklärt:  Ver- 
sammlungen in  öffentlichen  Lokalen,  oder  Lokalen,  die  gewöhnlich 
zu  öffentlichen  Versammlungen  benutzt  wurden  ; 

Versammlungen  unter  freiem  Himmel,  an  Orten,  wo  dem  Pub- 
likum der  Zutritt  gestattet  war; 

endlich  Versammlungen,  zu  denen  durch  öffentlichen  Anschlag. 
Aufruf  in  öffentlichen  Blättern,  Verteilen  von  Zetteln,  oder  Auf- 
bieten von  Haus  zu  Haus  eingeladen  wurde. 

Im  weitern  war  untersagt  das  Dauern  dieser  Versammlungen 
bis  später  als  nachts  10  Uhr.  sowie  die  Zulassung  von  Kindern 
unter  Di  Jahren. 
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Übertretung  dieser  Verordnung  wurde  nach  Art.  <i0  St.  G.  B. 
{Ungehorsam  gegen  amtliche  Verfügung)  mit  Geld  bis  auf  Fr.  50, 
und  im  Wiederholungsfälle  mit  Haft  oder  Gefiingnis  bestraft,  soweit 
nicht  schwerere  Delikte  in  Frage  kamen. 

Diese  Ausnahmsbestimmungen,  die  seiner  Zeit  nicht  geringes 
Aufsehen  machten,  man  vergleiche  darüber  v.  Salis,  sind  nun 
durch  F.rlass  des  Kantonsrates  vom  !•.  Mai  1 8!I8  einstweilen  sus- 
pendiert. Der  Erlass  lautet  : 

„Die  „Verfügungen  betreffend  die  Versammlungen  der  Heils- 
Armee“  vom  17.  Juli  und  lü.  November  1888  sind  bis  auf  weiteres 
in  drm  Sinne  mutiert,  dass  der  Regierungsrat  gleichzeitig  ermächtigt 
ist,  dieselben  im  Namen  des  Kantonsrates  wieder  in  Kraft  zu  er- 
klären. sobald  vorkommende  Ausschreitungen  dies  als  notwendig 
erscheinen  lassen.“ 

II.  Verordnung  betreffend  Überwachung  des  Viehrerkehrs,  polizei- 
liche Massnahmen  gegen  Viehseuchen  und  Vorschriften  für  die  Fleisch- 
schau,  com  22.  November  ISDN. 

5?  04. 

1.  Umgehungen  der  Vorschriften  über  den  Viehverkehr  'tjij  4 
bis  1»D  sind  mit  Bussen  von  5—100  Fr.  zu  bestrafen. 

Missbrauch  eines  Gesundheitsscheines  wird,  sofern  absichtliche 
Täuschung  vorliegt,  als  Betrug  betrachtet  und  nach  Art.  121  des 
Strafgesetzes  bestraft. 

2.  Übertretungen  der  Bestimmungen  gegen  Viehseuchen  ( 17 

bis  43)  sind  mit  Bussen  von  10 — 500  Fr.  zu  bestrafen. 

In  schweren  Fällen,  insbesondere,  wenn  durch  absichtliche 
Umgehung  sanitätspolizeilicher  Anordnungen  die  Einschleppung 
einer  Seuche  veranlasst  wird,  soll  der  Fehlbare  strafrechtlich  ver- 
folgt werden. 

Überdies  kann  der  Fehlbare  von  den  in  S 2!>  bezeielmeten 
Vergütungen  ausgeschlossen  und  für  den  veranlassten  Schaden 
ganz  oder  teilweise  belangt  werden. 

3.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Bestimmungen  der  Fleisch- 
schau 'SS  54 — !>3i  sind,  wenn  sie  nicht  unter  die  Bestimmungen 
des  Strafgesetzes,  „Abschnitt  Verbrechen  und  Vergehen“,  fallen, 
mit  Bussen  von  5 — 100  Fr.  in  «lie  Gemcindekassc  zu  bestrafen. 

Die  gerichtlichen  Urteile  betr.  Umgehung  der  Übertretung  der 
Vorschriften  Uber  «lie  Viehseuehenpolizei  sind  von  den  Gerichts- 
kauzleien jeweilen  sofort  an  den  „Vorstand  der  kantonalen  Vieh- 
seuchenpolizei“ einzusenden. 

Im  übrigen  wird  auf  die  Bundesgesetze  vom  K.  Februar  1872 
und  1!».  Juli  1873  und  die  eidgenössische  Vollziehungsverordnung 
vom  14.  Oktober  1887  verwiesen. 
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///.  Alts  dem  Vorjahre  dürfte  noch  erwähnenswert  sein  das 
Regulatir  betreffend  Tarn  and  Polizeistunde,  row  20.  Juli  1897. 

Durch  Landsgemeindeheschluss  vom  29.  April  1894  waren  die 
Art.  1 f»H  und  I5ü  des  St.  G.  B.  in  folgender  Fassung  angenommen 
worden  : 

Art.  153. 

An  Sonn-  und  kirchlichen  Festtagen,  sowie  an  deren  Vor- 
abenden ist  das  Tanzen  in  der  Regel  untersagt  bei  einer  Busse 
von  5 Fr.  für  die  Tanzenden,  und  30 — (10  Fr.  für  denjenigen,  welcher 
in  seinen  Räumlichkeiten  tanzen  lässt. 

Ausnahmen  sind  gestattet  am  Neujahrstag,  am  Fastnachtsonntag, 
am  Ostermontag,  am  Pfingstmontag  und  in  jeder  Gemeinde  an 
einem  von  dem  betreffenden  Gemeinderat  zu  bestimmenden  Oktobcr- 
sonntag,  je  vom  Mittage  an. 

Wer  Personen  unter  1(5  Jahren  ohne  Aufsicht  tanzen  lässt, 
verfällt  in  eine  Busse  von  1(1 — 30  Fr. 

Wirte,  die  tanzen  lassen  wollen,  sind  bei  einer  Busse  von 
10  Fr.  pflichtig,  dem  Polizeiamte  hiervon  Anzeige  zu  machen. 

Art.  150. 

Nach  12  Uhr  nachts  darf  ohne  besondere  Bewilligung  des 
Polizeiamtes  für  Tanz-  und  Ehrenanlässe  nicht  gewirtet  werden. 

Der  Schliessung  der  Wirtschaft  hat  eine  Aufforderung  des 
Wirtes  an  die  Gäste  zum  Verlassen  derselben  vorauszugehen. 

Einzig  den  Reisenden  ist  auch  nach  Eintritt  der  Polizeistunde 
noch  Aufnahme  in  den  Wirtshäusern  zu  gewähren. 

Wirte,  welche  den  Vorschriften  in  Absatz  1 und  2 znwider- 
haudeln.  werden  mit  lit-— 10  Fr.  bestraft. 

Gäste,  welche  die  Polizeistunde  übertreten,  werden  mit  3 Fr. 
gebüsst,  solche,  welche  wiederholter  Aufforderung,  die  Wirtschaft 
zu  verlassen,  keine  Folge  leisten,  können  wegen  Störung  des  Haus- 
friedens bestraft  werden  Art.  <13  St.  G.  B.i. 

/ u diesen  Bestimmungen  führt  nun  das  erwähnte  Regulativ 
lies  näheren  aus: 

S 1. 

Damit  die  Schliessung  der  Wirtschaft  um  12  Uhr  erfolget, 
kann,  muss  die  Aufforderung  des  Wirtes  an  die  Gäste  zum  Ver- 
lassen der  Wirtschaft  vorher  geschehen.  Folgen  die  Gäste  der 
Aufforderung  nicht,  so  ist  der  Wirt  verpflichtet,  auf  die  allenfalls 
zu  stellende  Klage  auf  l/iinsf ried enssf brum/  und  deren  Folgen  in 
bestimmter  Weise  aufmerksam  zu  machen. 

Der  Entscheid  über  die  Strafbarkeit  des  Wirtes  bleibt  aber 
auch  in  diesem  Falle  dem  Gerichte  Vorbehalten. 
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§ 2- 

Bewilligungen  zur  Überschreitung  der  Polizeistunde  dürfen  nur 
für  Tanz-  und  Ehrenanlüsse  erteilt  werden  und  gelten  nur  für  die- 
jenigen Wirte,  die  sie  nachgesucht  und  erhalten  haben. 

Dit;  Überschreitung  darf  nur  bis  morgens  4 Uhr  dauern. 

Ausgeschlossen  sind  Bewilligungen  für  den  Karfreitag,  Pfingst- 
sonntag, Bettag  und  Weihnachtstag  und  deren  Vorabende. 

Wirten,  welche  von  den  Bewilligungen  zu  häutig  Gebrauch 
machen,  dass  die  Umgebung  Grund  zu  Beschwerden  hat,  oder 
welche  ungebührlichem  Lärm  nicht  vorzubeugen  vermögen,  können 
dieselben  verweigert  werden.  Verweigerungen  können  auch  in 
Sitten-  oder  sanitätspolizeilichen,  oder  sonst  aussergewöhnliehen 
Verhältnissen  begründet  sein. 

8 3. 

Unter  Ehrenanlässen  sind  zu  verstehen  : 

a)  Theatralische,  musikalische  und  gesangliche  Aufführungen 
▼on  Vereinen  ; 

b)  Gelegeuheitsanlässe  von  Gesellschaften  familiären  oder  öffent- 
lichen Charakters. 

8 4. 

Anzeigen  und  Gesuche  nach  Art.  153,  Abs.  4,  und  Art.  156, 
Abs.  1 , des  Strafgesetzes  sind  jeweilen  vor  Beginn  des  Anlasses 
anzubringen. 

$5  S. 

über  die  Anzeigen  und  Bewilligungen  sind  von  den  Polizei- 
änitcrn  Verzeichnisse  zu  führen.  Am  Schlüsse  jedes  Amtsjahres 
haben  die  Polizeiämter  an  die  Justiz-  und  Polizeikommission  einen 
Bericht  einzureichen. 


In  diesem  Zusammenhang  mag  vielleicht  die  Mitteilung  inter- 
essieren, dass  im  Amtsjahre  1897/98  939  Verlegungen  der  Polizei- 
stunde bewilligt  wurden,  resp.  eine  auf  57,63  Einwohner.  Im  Amts- 
jahre 1898/99  dagegen  920,  resp.  eine  auf  58,85  Einwohner. 


Zum  Schlüsse  sei  noch  erwähnt,  dass  nunmehr  auch  das  Appen- 
zellische  Obergericht  eine  Sammlung  von  prinzipiellen  Entscheidungen 
herausgiebt,  als  Anhang  zum  Rechenschaftsbericht  des  Regierungs- 
rates. Der  soeben  erschienene  Bericht  weist  zehn  Nummern,  wovon 
vier  Strafrecht  und  Strafprozessrecht  beschlagen,  auf. 
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Appenzell  I.-Rh.  Berichterstatter:  J.  B.  E.  Neff,  Kantons- 
gerichtsaktuar  in  Appenzell. 

Für  das  Jahr  1898  ist  auf  dem  Gebiete  des  Straf-  und  Ge- 
fängniswesens nichts  zu  berichten. 


St.  Gallen.  Berichterstatter:  Justizsekretür  E.  Rnkstnhl  in 
St.  Gallen. 

1.  Eine  rcgierungsrätliche  Nachtragsrerordnnng  betreffend  die 
Fischerei  im  Bodensee,  vom  22.  Februar  1808,  entlililt  Vorschriften 
über  die  Lilnge  der  Schwebnetze,  über  die  zulitssige  Anzahl  der- 
selben für  einen  Fischereibetrieb,  Uber  die  Maschenweite  der  Nutze 
für  den  Felchenfang  etc.,  und  unterstellt  in  Art.  5 Übertretungen 
dieser  Vorschriften  den  Strafbestimmungen  des  Bundesgesetzes  be- 
treffend die  Fischerei  und  der  kantonalen  Vollzugsverordnung  zu 
diesem  Gesetze  vom  29.  April  189t>. 

2.  Durch  Beschluss  des  Regierungsrates  vom  25.  Februar  1808 
wurden  als  Gcrichtsinstanzen  zur  Beurteilung  der  in  Art.  0 des 
Konkordates  betreffend  die  Stellenrermittlnnff  fitr  Dienstboten  im  In- 
lande mit  Strafe  bedrohten  Übertretungen  bezeichnet: 

a)  der  Gemeinderat  für  den  ersten  übertretungsfall, 

b)  die  Gerichtskommission  für  den  Rückfall. 

3.  In  Ausführung  der  bundesriitlichen  Verordnung  betreffend 
Aufstellung  und  Betrieb  von  Dampfkesseln  und  Dampf  ge  fassen,  vom 
1H.  Oktober  1807,  erliess  der  Regierungsrat  am  4.  Mürz  1808  eine 
kantonale  Verordnung  über  die  gleiche  Materie.  Nach  Art.  i!  dieser 
letztem  hat  die  Nichtbefolgung  der  in  der  bundesriitlichen  und  in 
der  kantonalen  Verordnung  enthaltenen  Vorschriften  — abgesehen 
von  der  Haftbarkeit  für  Schädigung  Dritter  — eine  vom  zustän- 
digen Bezirksgerichte  zu  erlassende  Busse  von  Fr.  5 bis  Fr.  500  und 
eventuell  die  polizeiliche  Einstellung  des  betreffenden  Geschäfts- 
betriebes bis  nach  Erfüllung  der  oben  genannten  Vorschriften  zur 
Folge. 

4.  In  einem  Nachtrag«  zur  Schulordnung  vom  20.  Dezember 
18(i5  für  die  l’rimar-  und  Realschulen  wurden  am  10.  Mai  1808 
vom  Regierungsrat«-  für  die  Behandlung  der  nnentschutdigten  Sc/nil- 
rersänmnisse  folgende  Regeln  aufgestellt  : 

a)  Die  für  den  Schulbesuch  der  Kinder  laut  Gesetz  verantwort- 
lichen Personen  erhalten  vom  Präsidenten  des  Schulrates  eine 
schriftliche  Mahnung,  sobald  drei  unentschuldigt«  Versäum- 
nisse in  «1er  Alltagsschule  oder  zwei  unentschuldigt«  in  der 
Arb'  it-  Repetier-  oder  Ergänzungsschule  vorgekommen  sind. 
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b)  Tritt  iiacli  erfolgter  Mahnung  auch  nur  eine  weitere  unent- 
schuldigt« Versäumnis  ein,  so  erfolgt  Citation  vor  den  Schul- 
rat, der  dem  Fehlbaren  einen  ernstlichen  Verweis  erteilt.  In 
Fällen,  in  denen  durch  Verschieben  bis  zur  nächsten  Sitzung 
des  Schulrates  die  Bestrafung  eines  Säumigen  in  nachteiliger 
Weise  verzögert  würde,  ist  die  Citation  vor  den  Schulrat 
durch  Berufung  vor  den  Präsidenten  zu  ersetzen. 

c)  Bei  fernerer  Pflichtvernachlässigung  erfolgt  Citation  vor  den 
Schulrat  und  Biissung  mit  Fr.  1 bis  Fr.  3,  im  Wiederholungs- 
fall mit  Fr.  3 bis  Fr.  5. 

d)  Für  Ausrichtung  einer  Mahnung  hat  der  Weibel  von  dem 
Empfänger  eine  Gebühr  von  20  Rp..  für  Citation  eine  solche 
von  50  Rp.  zu  beziehen. 

e)  Nach  zweimaliger  Biissung  ist  jede  weitere  unentschuldigt« 
Versäumnis  dem  Bezirksammann  behufs  gerichtlicher  Straf- 
einleitung zu  verzeigen. 

f)  Die  vorgesehene  Reihenfolge  der  Ahndungen  schliesst  nicht 
mit  einem  Schuljahre  ab,  sondern  erstreckt  sich  auf  die  ganze 
Dauer  des  Schulbesuches. 

Die  Schulräte  sind  berechtigt,  die  ihnen  mit  Bezug  auf  die 
Schulversäumnisse  zustehenden  Kompetenzen  auf  einen  aus  ihrer 
Mitte  bestellten  engern  Ausschuss  zu  übertragen. 

Der  Schulrat  hat  diejenigen,  welche  die  Busse  nicht  bezahlen 
können , dem  Bezirksammann  behufs  Strafumwandlung  zu  ver- 
zeigen. 

5.  Die  regiurungsrtttliche  Verordnung  vom  4.  Juni  18U8  be- 
treffend die  Droguerien  enthält  in  Art.  5 folgende  Strafbestimmung  : 
„Wer  unbefugterweise  eine  Droguerie  betreibt  oder  wer  beim  Be- 
triebe einer  solchen  die  ihm  zustehenden  Kompetenzen  überschreitet, 
wird,  falls  kein  mit  schwererer  Strafe  bedrohtes  Delikt  vorliegt, 
nach  Massgabe  von  Art.  144  des  Strafgesetzes  bestraft.“  Letzterer 
Artikel  handelt  von  dem  Ungehorsam  gegen  allgemein  verbindliche 
amtliche  Vorschriften  und  bedroht  denselben  mit  einer  Geldbusse 
bis  auf  Fr.  4O0. 

0.  Unter  dem  gleichen  Datum  erliess  der  Regierungsrat  eine 
Verordnung  Uber  den  Verkauf  ron  Giften  und  bestimmte  in  Art.  8, 
dass  Übertretungen  dieser  Verordnung,  sofern  nicht  ein  mit  schwererer 
Strafe  bedrohtes  Delikt  vorliege,  polizeilich  mit  einer  Geldbusse  bis 
auf  Fr.  100,  im  Rückfalle  bis  auf  Fr.  150  zu  bestrafen  seien. 

7.  Endlich  enthält  das  am  4.  .Juli  18!*8  in  Kraft  getretene 
Gesetz  über  die  Expropriation  Strafbestimmungen.  Nach  Art.  (>,  Abs.  1, 
dieses  Gesetzes  können  auch  vor  der  Einräumung  des  Expropriations- 
rechtes vorbereitende  Handlungen,  wie  Vermessung,  Aussteckung, 


Digitized  by  Google 


402 


Die  fttraffrpftetifrebiiiif?  den  Bunde«  und  der  Kantone. 


Filmaufnahme  u.  dgl„  vom  Regierungsrate  ungeordnet  oder  be- 
willigt werden.  Mit  Rücksicht  hierauf  wird  in  Absatz  2 dieses  Ar- 
tikels bestimmt:  „Wer  Signale,  Pfähle  oder  audere  Zeichen,  welche 
bei  der  Aussteekung  angebracht  werden , verändert . beschädigt 
oder  beseitigt,  verfällt,  sofern  nicht  ein  mit  höherer  Strafe  be- 
drohtes Delikt  vorliegt,  in  eine  Polizeibusse  von  zwei  bis  fünfzig 
Franken.“ 


GraubUnden.  Berichterstatter:  Dr.  jur.  Edgar  Hilty.  Advo- 
kat in  Chur. 

Die  eidgenössischen  Strafbestimmungen  betreffend  Schutz  der 
elektrischen  Leitungen  gehen  successive  in  das  Rechtebewusstsein 
des  Volkes  über  und  werden  nötigenfalls  im  kantonalen  Amtsblatt 
dem  Publikum  besonders  zur  Nachachtung  empfohlen  werden. 

Im  kantonalen  Amtsblatt  hat  die  h.  Regierung  eine  mit  Straf- 
bestimmungen ausgerüstete  Verordnung  über  das  Lagern  und 
Detaillieren  von  Dynamit  erlassen. 


Aargau.  Berichterstatter:  Dr.  jur.  Walther  Merz,  .Justiz- 
sekretär in  Aarau. 

Auf  dem  Gebiet  des  Straf-  und  Gefängniswesens  hat  der 
Kanton  Aargau  im  Jahre  18118  bloss  folgende  zwei  Erlasse  zu 
verzeichnen  : 

1.  Durch  Vollziehungsbeschluss  des  Regierungsrates  vom  5.  Ja- 
nuar 181(8  zum  Art.  ö Zitf.  5 des  Bundesgesetzes  betreffend  die 
Fischerei  vom  21.  Dezember  1888  wurde,  in  Erwägung,  dass  Art.  5 
Ziff.  5 eit.  den  Gebrauch  der  gesetzlichen  Angel  nur  mit  Vorbehalt 
der  gesetzlichen  Schonzeiten  gestatte,  verfügt,  dass  in  den  Monaten 
März  und  April,  sowie  Oktober  bis  Dezember,  der  Gebrauch  der 
Angel  beim  Fischfang  verboten  sei,  und  Übertretungen  durch  die 
Organe  der  Fischereipolizei  zur  Anzeige  gebracht  werden  sollen. 
Durch  Regierungsbeschluss  vom  2.  September  18K8  betreffend  das 
Schongebiet  und  die  Angeltischerei  wurde  sodann  festgestellt,  dass 
dieses  Verbot  der  Angelfischerei  in  den  bezeiehneten  Monaten 
auf  Rhein,  Aare,  Reuss,  Linunat  nebst  den  Zuflüssen  dieser  Ge- 
wässer bis  je  zur  untersten,  im  Minimum  0,50  Meter  hohen  Absturz- 
schwelle sich  beziehe,  in  allen  übrigen  Gewässern  dagegen  nur  für 
die  Monate  Oktober  bis  Dezember  bestehe. 

2.  Durch  Dekret  des  Grossen  Rates  betreffend  die  Zeugen- 
entschädigungen in  Untersuchungs-  und  Strafsachen  vom  14.  März 
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1898  wurden  die  Taggelder  «ntl  Keiseentschüdigungen  der  Zeugen 
in  ziichtpnlizeiliclien  und  peinlichen  Strafsachen  im  Sinne  einer 
angemessenen  Erhöhung  neu  festgesetzt. 


Thurgau.  Berichterstatter:  Obergerichtspräsident  Dr.  Fe/ir. 

1.  Steuergesetz  vom  15.  Februar  1898.  Folgen  unrichtiger  Ver- 
steuerung : 

8 3(>.  Hat  ein  Steuerpflichtiger  sein  Vennögcn  und  Einkommen 
unrichtig  versteuert,  so  verfallt  das  Finanzde])nrteinent  denselben, 
beziehungsweise  seine  Erben,  in  den  Ersatz  des  dem  Fiskus  in  den 
letzten  10  .Jahren  vorenthaltenen  Betrages  samt  Zinsen.  Betrügt 
die  Steuerverheimlichung  mehr  als  */«,  so  wird  gleichzeitig  eine 
Busse  im  fünffachen  Betrage  der  entgangenen  Steuer  verhängt. 

£ 37.  Wer  unter  Anwendung  betrügerischer  Mittel  Vermögens- 
teile verheimlicht,  um  dieselben  der  Besteuerung  zu  entziehen,  oder 
wer  nicht  bestehende  Schulden  fälschlich  geltend  macht,  wird  durch 
das  Finanzdepartement  in  eine  Busse  verfällt,  welche  das  Fünf- 
his  Zehnfache  der  umgangenen  Steuer  betrügt. 

§ 38.  Gegen  die  Beschlüsse  des  Finanzdepartements  in  Sachen 
der  tt$  31!  und  37  ist  binnen  14  Tagen  die  Beschwerde  an  den 
Kegierungsrat  zulässig.  Überdies  kann  der  Bestrafte  in  den  Fällen 
des  S 37  innen  der  Frist  von  14  Tagen,  vom  Entscheid  des  Finanz- 
departements oder  des  Kegierungsrates  an,  die  Überweisung  an 
den  korrektioneilen  Richter  verlangen. 

8 50.  Nachzahlungen  für  zu  wenig  entrichtete  Steuern  sind 
in  gleichem  Verhältnis  wie  für  die  Staatssteuern  so  auch  für  die 
Gemeindesteuern  zu  leisten. 

2.  Gesetz  betreffend  den  Markt-  und  Hausierrerkehr  vom  3.  Ok- 
tober 1898.  Strafbestimmungen: 

g 24 Betreten  der  Häuser  oder  Verweilen  in  denselben 

gegen  den  Willen  der  Hausbewohner  wird  als  Hausfriedensstöruug 
nach  8 258  des  Strafgesetzes  geahndet. 

8 25  Zuwiderhandlungen  gegen  dieses  Gesetz  werden  mit 
einer  Busse  von  Fr.  5 — -200,  eventuell  mit  Gefängnis  von  1 — 40  Tagen 
bestraft.  Im  Rückfall  wird  die  Busse  entsprechend  erhöht.  Straf- 
bare Übertretung  liegt  auch  vor,  wenn  Hausierer  ihre  Ware  falsch 
deklarieren  (Halbwolle  als  Wolle.  Halbseide  als  Seide  u.  s.  w.)  oder 
wenn  sie  mit  andern  Artikeln,  als  im  Patent  verzeichnet  stehen, 
hausieren. 

8 28.  Wer  Übertretungen  dieses  Gesetzes  wissentlich  begünstigt 
oder  unterstützt,  wird  mit  einer  Busse  von  Fr.  5 — 100,  eventuell 
1 — 20  Tagen  Gefängnis  bestraft. 
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3.  Weisung  des  Polizeidepartements  vom  11.  Mürz  1838  be- 
treffend strikte  Beachtung  der  Polizeistunde  ('/*  12  Uhr). 

4.  Verordnung  des  Regierungsrates  vom  30.  April  1838  be- 
treffend die  Herstellung  und  den  Verkauf  künstlicher  kohlensaurer 
Wasser  und  Limonaden. 

§ 13.  Übertretungen  der  Vorschriften  dieser  Verordnung  werden, 
sofern  nicht  die  Vorschriften  der  SS  71,  72,  73  des  Strafgesetzes 
oder  S 12  des  Lebensmittelpolizeigesetzes  in  Anwendung  kommen 
müssen,  durch  den  flemeinderat  mit  Bussen  von  Fr.  ä— 100  bestraft. 

Tessin.  Rapporteur:  Yigizzi,  avocat  à Locarno. 

Loi  du  27  mai  1838  sur  les  droits  de  grâce  et  d’amnistie. 

Les  droits  de  grâce  et  d'amnistie  sont  exercés  par  le  <4 nmd 
Conseil. 

La  grâce. 

Les  demandes  en  grâce  visent  aussi  bien  les  peines  dépen- 
dantes de  délits  que  celles  qui  dépendent  de  crimes:  La  dégradation 
civique  et  l’interdiction  en  sont  toutefois  exclues.  Toute  demande 
en  grâce,  qui  ne  suspend  du  reste  jamais  l’exécution  des  juge- 
ments, peut  être  introduite  soit  par  le  condamné  lui-même,  soit 
par  d’autres  personnes  en  son  nom.  Cette  demande  est  adressée 
au  Grand  Conseil  et  présentée  à la  Direction  de  la  Maison  péni- 
tentiaire. Celle-ci  aura  soin  de  provoquer  à l’égard  de  la  demande, 
ainsi  roque,  un  préavis  de  la  part  du  Conseil  de  surveillance  et 
d’envoyer  le  tout  au  Conseil  d’Etat,  qui,  de  son  côté,  doit,  dans 
certains  cas,  demander  aussi,  en  besogne,  l'opinion  du  Procureur 
publie  et  du  Président  de  la  Cour  par  laquelle  le  jugement  a été 
rendu.  Le  Grand  Conseil,  une  fois  nanti,  vote  sur  la  demande  au 
scrutin  secret,  et  elle  sera  roque  lorsqu’elle  aura  atteint  la  majorité 
des  trois  quarts  des  voix. 

L’amnistie. 

Ses  buts  sont  la  suppression  des  procédés  d’ordre  pénal  déjà 
initiés  ou  qui  vont  l’être,  et  la  rémission  des  peines  qui  ont  été 
prononcées  pour  les  délits  visés  par  le  décret  d’amnistie. 

L’amnistie  est.  selon  les  cas,  complète  ou  partielle,  conditionnelle 
ou  sans  conditions  selon  que  cela  a été  établi  par  le  décret  (pii 
l’accorde.  Elle  peut  être  demandée  au  Grand  Conseil  par  l'intéressé 
lui-même,  par  ses  parents,  amis,  sociétés,  etc.,  et  même  par  le 
Conseil  d’Etat.  L'exécution  du  jugement  rendu  reste  en  suspens 
lorsque  la  demande  d'amnistie  est  introduite  dans  le  délai  d'un 
mois,  au  plus  tard,  après  le  jugement  définitif  rendu.  Le  Grand 
Conseil  délibère  sur  la  demande  au  scrutin  secret  et  son  admission 
ne  peut  être  prononcée  qu’avec  les  deux  tiers  des  voix. 
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Vaud.  K a (>  p O r t e u r : M.  1«  professeur  Dr  G.  Fareg  A Lau- 
sanne. 

1°  La  loi  la  plus  importante  dans  L;  domaine  du  droit  pénal, 
votée  en  1898.  est  la  loi  du  12  février  1898,  modifiant  la  loi  du 
2(5  décembre  1832  sur  la  presse,  en  ce  qui  concerne  le  droit  de 
réponse.  Il  convient  de  rappeler  la  genèse  de  cette  loi. 

La  loi  de  1832  sur  la  presse  accordait  un  droit  de  réponse  A 
toute  personne  dont  les  actes  auraient  été  attaqués  ou  discutés  dans 
une  publication  périodique.  La  jurisprudence  avait  étendu  la  notion 
du  droit  de  réponse  en  jugeant  que  l’éditeur  d'un  journal  devait 
publier  toute  communication  de  la  personne  attaquée,  alors  même 
qu’elle  ne  répondait  pas  directement  A l’article  incriminé;  c’est 
ainsi  que,  sous  le  couvert  du  droit  de  réponse,  on  put  voir  un 
industriel  faire  une  réclame  gratuite  A son  commerce.  D'autres, 
plus  ingénieux  encore,  collectionnaient  les  articles  de  journaux  qui 
les  mentionnaient,  les  gardaient  en  réserve  ; puis,  des  mois  ou  des 
années  après,  invitaient  le  journal  A publier  une  réponse  double  A 
tous  les  articles  les  concernant;  la  jurisprudence  avait  aussi  sanc- 
tionné ce  procédé  onéreux  pour  les  journalistes. 

Dès  1889,  IL  le  député  Vincent  déposa  au  Grand  Conseil  une 
motion  tendant  à la  révision  de  la  loi  de  1832  sur  la  presse;  cette 
motion  fut  prise  en  considération  en  1830,  et  le  Conseil  d'Etat 
présenta  un  projet  de  loi  modifiant  les  dispositions  de  la  loi  sur 
la  presse  en  ce  qui  concerne  le  droit  de  réponse. 

La  loi  fut  longuement  discutée;  en  1892,  au  cours  du  troisième 
débat,  surgit  une  motion  de  M.  le  député  Boiccau,  tendant  A une 
refonte  fondamentale  de  l’ensemble  de  la  loi  sur  la  presse  et 
demandant  que  les  délits  de  presse  fussent  soumis  purement  et 
simplement  aux  dispositions  du  droit  commun,  soit  au  Code  pénal. 
La  motion  fut  prise  en  considération  ; la  discussion  fut  suspendue, 
et  le  Conseil  d’Etat  fut  invité  A présenter  un  projet  de  loi  dans 
le  sens  de  la  motion. 

M.  le  professeur  Favey  fut  chargé  de  préparer  un  avant-projet, 
soumis  ensuite  A une  commission  législative  où  siégeaient  entre 
autres  des  journalistes. 

Le  projet  sorti  des  délibérations  de  la  commission  fut  soumis 
au  Grand  Conseil  en  189(5.  Il  modifiait  certains  articles  du  Code 
pénal,  prévoyant  des  exceptions  aux  principes  du  Code  en  matière 
de  délits  de  presse.  Les  dispositions  essentielles  étaient  l’adjonction 
aux-  articles  40  et  43  du  Code  pénal,  d'articles  nouveaux  sur  les 
auteurs  et  les  complices  en  ces  ternies  : 

Art.  4t)v>’.  — Lorsque  l'un  des  délits  prévus  pur  te  présent  code 
a été  commis  pur  ta  voie  de  ta  presse , sont  considérés  comme  auteurs  : 
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1°  Celui  qui  a rédigé  te  texte  réputé  délictueux,  ou  qui  a coopéré 
à la  rédaction  de  ce  texte  ; 

2°  Celui  qui,  connaissant  le  caractère  délictueux  de  ce  texte,  l'a 
publié. 

Néanmoins,  le  rédacteur  du  texte  réputé  délictueux  n'est  pas 
punissable,  s’il  est  établi  que  la  publication  a eu  tien  à son  insu  oh 
contre  sa  volonté. 

Si  le  rédacteur  du  texte  délictueux  n'est  pas  connu  ou  ne  peut 
être  poursuiri  dans  le  canton,  est  considéré  comme  auteur  du  délit 
relui  qui  a publié  le  dit  texte. 

Sont  réputés  commis  par  la  roie  de  la  presse  les  délits  commis 
au  mögen  d'écrits,  figures  on  emblèmes  multipliés  par  l'impression,  par 
la  grarnre  ou  par  font  autre  mode  de  reproduction  analogue. 

Ne  peut  donner  lien  à aucune  action  pénale  la  reproduction  des 
délibérations  publiques  d’une  autorité,  des  écrits  produits  et  des  dis- 
cours prononcés  devant  les  tribunaux,  et  des  débats  publics  des  autorités 
judiciaires. 

Art.  43  i adjonction).  — Lorsqu'un  délit  a été  commis  par  ta 
roie  de  la  presse,  peuvent  seuls  être  poursuivis  comme  complices  ceux 
qui,  sciemment  et  arec  intention  dolosive,  ont  pris  part  aux  actes 
constituant  le  délit. 

Une  adjonction  au  Code  pénal,  reproduisant  un  article  de  la 
loi  sur  la  presse,  réprimait  la  provocation  publique  A commettre 
un  délit. 

Enfin,  une  adjonction  au  Code  de  procédure  pénale  prévoyait 
que  le  for  du  délit  de  presse  était  au  lieu  d'impression,  ou,  si  ce 
lieu  était  inconnu  on  hors  du  canton,  au  lieu  de  mise  en  vente  et 
île  distribution. 

Ce  projet  de  loi  abrogeait  ainsi  toutes  les  dispositions  pénales 
de  la  loi  sur  la  presse  ; restaient  les  dispositions  ayant  un  caractère 
administratif  et  de  police,  dont  plusieurs  concernant  des  mesures 
préventives  et  surannées,  étaient  du  reste  implicitement  abrogées 
par  la  Constitution  fédérale.  Le  rédacteur  de  l’avant-projet,  et  la 
commission  après  lui,  avaient  estimé  qu'il  convenait  de  rédiger  un 
second  projet  de  loi  sur  la  police  de  la  presse. 

Ce  projet  exigeait  que  tout  écrit  imprimé  dans  le  canton,  à 
l'exception  de  listes  et  bulletins  de  vote,  des  formulaires,  des  cir- 
culaires commerciales,  etc.,  portAt  le  nom  de  l'imprimeur,  et  obli- 
geait, comme  précédemment,  le  dépôt  d’un  exemplaire  de  tout  im- 
primé pour  la  Bibliothèque  cantonale. 

Par  contre,  le  projet  ne  parlait  pas  du  droit  de  réponse,  (pii 
était  ainsi  supprimé. 


Digitized  by  Google 


J»hrej*bfricht  fllr  lias  Jnhr  1WS.  407 

Lu  commission  «lu  Grand  Conseil,  il  laquelle  turent  soumis  les 
deux  projets  de  loi,  se  plaça  il  un  autre  point  de  vue;  elle  aurait 
désiré  une  modification  au  système  de  la  preuve  des  faits  diffa- 
matoires, interdite  par  le  Code  pénal,  et  elle  se  serait  ralliée  il  un 
projet  éventuel  de  M.  Kavey,  rédacteur  de  l’avant-projet,  qui  per- 
sonnellement partisan  d’une  modification  plus  profonde  du  Code 
pénal,  aurait  voulu  se  rapprocher  en  matière  de  preuve,  du  projet 
de  Code  pénal  suisse,  et  faire  une  distinction  entre  la  diffamation 
et  la  calomnie. 

La  commission  du  Grand  Conseil  proposa  en  conséquence  à ce 
corps  de  ne  pas  entrer  en  matière  sur  les  deux  projets  de  loi  qui 
lui  étaient  soumis,  mais  de  reprendre  la  discussion  interrompue  en 
18‘.*2  sur  le  projet  de  loi  relatif  au  droit  de  réponse.  Le  Grand 
Conseil  partagea  cette  manière  de  voir;  de  la  discussion  sortit  enfin 
la  loi  dont  le  texte  est  reproduit  plus  loin. 

A côté  de  la  loi  sur  le  droit  de  réponse,  on  peut  mentionner 
les  dispositions  suivantes  : 

2°  Deux  arrêtés  des  1 1 janvier  et  2 août  181>8  édictent  certaines 
prescriptions  de  détail  sur  le  commerce  des  bestiaux,  prévoient  la 
création  d'écuries  de  quarantaine  et  d'isolement.  Les  contraventions 
à ces  dispositions  sont  réprimées  par  des  amendes  de  fr.  10  à 500. 

3"  Le  10  septembre  lH'.ts,  le  Grand  Conseil  a voté  une  loi  sur 
la  conservation  des  monuments  et  des  objets  d’art  ayant  un  intérêt 
historique  ou  artistique.  Un  article  de  cette  loi  interdit  de  pratiquer 
»tins  autorisation  des  fouilles  en  vue  de  recueillir  des  antiquités 
lacustres  sur  les  rives  et  dans  les  eaux  des  lacs  ; les  contraventions 
sont  punies  par  une  amende  de  fr.  1000  au  maximum. 

•I“  Le  12  mai  18!>8  a été  votée  une  loi  très  développée  sur  la 
police  des  constructions  et  des  habitations,  prescrivant  de  nombreuses 
mesures  de  sécurité  et  de  salubrité:  les  contraventions  sont  ré- 
primées par  les  autorités  municipales  qui  ont  une  compétence  de 
fr.  12  d'amende,  et  dans  certains  cas  par  les  préfets;  dans  ce  dernier 
cas,  la  peine  est  une  amende  qui  ne  peut  excéder  fr.  500. 

i>"  La  loi  du  12  février  18P8  sur  les  déclarations  et  les  permis 
de  domicile  a simplifié  les  formalités  relatives  A rétablissement  des 
étrangers  au  canton;  les  contraventions  sont  punies  par  des  amendes 
jusqu'il  fr.  20.  La  loi  a abrogé  l'art.  132  du  Code  pénal  relatif  A 
la  rupture  de  ban,  en  le  remplaçant  par  une  disposition  nouvelle 
permettant-  de  condamner  A un  emprisonnement  jusqu’il  six  mois 
toute  personne  expulsée  ou  à laquelle  un  permis  de  séjour  a été 
refusé  ou  retiré,  et  qui  séjourne  dans  le  canton  sans  autorisation. 
Cette  loi  est  du  reste  déjil  en  voie  de  révision. 
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(■>"  .Jusqu'ici,  tous  jeux  de  cartes  devaient  être  timbrés,  même 
ceux  utilisés  chez  eux  par  les  particuliers,  et  l'on  pouvait  punir 
toutes  personnes  jouant  avec  des  cartes  non  timbrées.  Ln  loi  du 
13  mai  1899  n’astreint  plus  au  paiement  du  droit  que  les  cartes 
dont  il  est  fait  usage  dans  les  lieux  publics  (bétels,  cafés,  cercles, 
etc.);  les  joueurs  ne  sont  plus  punis;  seul  le  détenteur  de  l'établisse- 
ment où  fou  joue  avec  des  cartes  non  timbrées  est  passible  d’une 
amende  de  fr.  50  5 100,  doublée  en  cas  de  récidive. 

7°  Bien  que  l'institution  du  casier  judiciaire  existât  depuis  plu- 
sieurs années  dans  le  canton  de  Vaud,  l'organisation  de  cette  insti- 
tution laissait  beaucoup  il  désirer  et  était  demeurée  fort  incomplète 
en  raison  des  difficultés  des  recherches  5 faire  dans  de  nombreux 
registres.  Sur  l’initiative  de  M.  Virieux,  chef  du  Département  de 
Justice  et  police,  qui  avait  fait  une  étude  spéciale  des  divers- 
systèmes  en  vigueur  ailleurs,  on  est  arrivé  à une  organisation  rai- 
sonnée du  casier  judiciaire  sanctionnée  par  l'arrêté  du  10  juin  1898. 
qui  est  reproduit  plus  loin. 

Le  service  du  casier  judiciaire,  combiné  avec  celui  de  l'identi- 
fication anthropométrique,  dû  aussi  à l'initiative  de  M.  Virieux. 
marche  aujourd’hui  parfaitement  bien  et  a rendu  de  grands  ser- 
vices it  la  justice  pénale. 

Bien  que  n’étant  pas  encore  arrivées  i>  chef,  il  convient  de 
mentionner  deux  œuvres  législatives  importantes. 

Le  Conseil  d'Etat  a déposé  en  1898  un  projet  de  loi  modifiant 
le  code  de  procédure  pénale  sur  une  série  de  points.  La  discussion 
du  projet  n'est  pas  encore  terminée  et  aboutira  probablement  encore 
cette  année. 

D'autre  part.  M.  le  député  Fatiquez,  usant  de  son  droit  d'ini- 
tiative, a déposé  le  4 mai  1898  un  projet  de  loi  en  un  article 
ainsi  conçu  : 

Ton»  le » articles  du  Code  pénal  dans  lesquels  an  minimum  de 
peine  est  préru  sont  modifiés  dans  te  sens  de  la  suppression  de  ee 
minimum. 

On  sait  que  le  Code  pénal  vaudois  de  1843  prévoit  deux 
peine--  privatives  de  liberté  ayant  chacune  : réclusion  et  emprisonne- 
ment. un  minimum  général  et  commun  de  un  jour  et  un  maximum 
élevé  ; mais,  les  dispositions  spéciales  à chaque  délit  prévoient  le 
plus  souvent  un  minimum  spécial,  qui  est  parfois  trop  élevé,  il 
faut  le  reconnaître,  et  qui  a conduit  quelquefois  le  jury  prononcer 
tin  verdict  d’acquittement.  Le  projet  de  loi  dû  5 l’initiative  de  11.  le 
député  Enuquez  tendait  à supprimer  ces  minima  spéciaux  pour  ne 
conserver  que  le  minimum  général  «le  un  jour. 
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Conformément  A la  procédure  parlementaire,  le  Conseil  d’Etat 
fut  appelé  A donner  son  préavis  sur  la  proposition  de  loi;  il  se 
prononça  dans  un  sens  négatif,  en  faisant  remarquer  entre  autres 
l’éventualité  prochaine  de  l’unification  du  droit  pénal,  et  le  fait 
que  la  loi  sur  le  sursis  A l’exécution  des  peines  permettait  de  tem- 
pérer les  rigueurs  du  Code  pénal. 

Contrairement  A ce  préavis  négatif,  le  Grand  Conseil,  dans  sa 
séance  du  21  septembre  1898,  a décidé  en  principe  la  suppression 
des  minima,  et  chargé  le  Conseil  d'Etat  de  présenter  un  projet 
de  loi  dans  ce  sens.  On  ne  pouvait  en  effet  adopter  purement  et 
simplement  le  projet  de  loi  de  M.  Fanquez  en  raison  des  disposi- 
tions de  coordination  que  nécessite  la  suppression  des  minima. 

Dès  lors,  le  projet  de  loi  a été  déposé  au  Grand  Conseil  et 
renvoyé  A l’examen  d’une  commission  qui  n’a  pas  encore  présenté 
si  ni  rapport. 


Wallis.  Berichterstatter:  Xationnlrut  Dr .G.Loretau  in  Lenk. 

Für  das  Jahr  1898  ist  auf  dem  Gebiete  des  Straf-  und  Ge- 
fängniswesens nichts  zu  berichten. 

Neuchâtel.  Rapporteur:  M.  le  l)r  F.  N.  Mentha,  professeur  de 
droit  pénal  A NcuchAtel. 

Le  Code  pénal  de  1 8‘»  1 a subi  en  1898.  par  un  décret  du 
2tî  avril,  une  révision  partielle,  réclamée  depuis  quelque  temps 
déjà,  et  portant  principalement  sur  deux  points  : 

1°  La  seconde  récidive  des  délits  de  vol,  d’abus  de  confiance  et 
d’escroquerie  était  frappée  par  l'ancien  article  39!)  de  trois  it 
cinq  nus  de  réclusion:  le  minimum,  (pic  l’expérience  avait 
démontré  beaucoup  trop  élevé,  a été  abaissé  A un  an. 

2°  En  revanche,  toute  une  série  d’autres  articles,  relatifs  égale- 
ment aux  délits  contre  la  propriété,  ont  été  modifiés  dans  le 
sens  d'une  aggravation  sensible,  soit  par  l’aggravation  même  de 
la  peine,  soit  par  l’extension  donnée  aux  faits  constitutifs  du 
délit  ; c’est  ce  dernier  caractère  que  présente  en  particulier 
la  révision  des  dispositions  sur  la  banqueroute  simple  et 
frauduleuse. 

Enfin,  le  législateur  neuchfttelois  a profité  de  l'occasion  pour 
introduire  dans  le  Code  pénal  une  disposition  propre  A faciliter 
l’expulsion  de  ceux  de  nos  confédérés  (pii  ont  maille  A partir 
avec  les  tribunaux.  Il  a en  effet  rendu  facultative  la  privation 


Digitized  by  Google 


410 


I>le  Str«fgr*ctZK**l>ung  «Ion  Bunde»  und  der  Kantone. 


ries  riroits  civiques  jusqu'il  dix  aus,  toutes  les  fois  que  la 
peine  principale  est  l'emprisonnement  de  plus  d’un  mois.  Le  texte 
primitif  ne  permettait  rie  prononcer  la  privation  des  droits  civiques 
avec  l’emprisonnement  (qui  va  rie  quinze  jours  A cinq  ans),  que 
dans  les  cas  où  elle  était  prescrite  expressément.  C’est,  comme  on 
le  voit,  une  victoire  de  la  police  sur  le  droit;  mais,  en  cela,  les 
NenehAtelois  n'ont  fait  que  suivre  des  exemples  venus  d’ailleurs. 


Genève.  Rapporteur  : D T Ernest  Picot,  juge  à la  Cour  de 
justice,  à Genève. 

Loi  sur  l'internement  f/uns  une  maison  île  traçait,  tlu  28  sep- 
tembre 18t>8  i). 

Cette  loi  est  venue  combler  une  lacune  qui  existait  dans  la 
législation  de  notre  canton  qui  ne  prévoyait  aucune  peine  spéciale 
pour  une  certaine  catégorie  de  délinquants,  ayant  surtout  besoin 
d’être  astreints  pendant  un  temps  prolongé  A l’exécution  d'un  tra- 
vail régulier.  Dans  le  projet  primitif,  dù  A l’initiative  de  M.  le 
conseiller  d’Etat  Didier,  la  peine  de  l'internement  devait  frapper 
exclusivement  les  contrevenants  aux  lois  sur  la  morale  publique, 
les  individus  qui  violent  leurs  devoirs  envers  leurs  familles,  les 
mendiants  et  vagabonds.  La  portée  de  la  loi  a été  beaucoup  étendue 
par  la  faculté  donnée  aux  tribunaux,  jugeant  correctionnellement, 
d'infliger  cette  peine  A tous  ceux  qui  auraient  commis  un  délit  sous 
l’empire  d'habitudes  invétérées  d’ivrognerie,  de  paresse  ou  de 
débauche,  ou  A tout  criminel  ou  délinquant  âgé  de  moins  île. 
vingt  ans. 

Cette  loi  a eu  pour  conséquence  de  permettre  de  frapper  cer- 
taines catégories  de  contrevenants  de  peines  beaucoup  plus  longues 
que  ce  n'était  le  cas  autrefois,  c'est  ainsi  que  le  fait  par  une 
prostituée  de  raccoler  sur  la  voie  publique  qui  ne  pouvait  être 
frappé  que  d'une  peine  de  un  A trente  jours  d'arrêts  de  police, 
peut  entraîner  un  internement  de  six  mois  A trois  ans.  Chose  sin- 
gulière, la  personne  qui  aura  subi  une  condamnation  A une  année 
d'internement  ne  pourra  plus  être  condamnée  A cette  peine,  ce  qui 
fait  que  dans  certains  cas.  comme  celui  du  raceolage,  la  position 
de  récidiviste  constituera  un  véritable  privilège. 

Cette  anomalie  provient  de  ce  que  la  peine  de  l'internement 
est  considérée  dans  la  loi  comme  devant  avoir  en  première  ligne 
comme  but  le  relèvement  moral  du  condamné,  l'individu  qui  n'a 

')  Voir  le  Supplément,  page  lös. 
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pas  été  relevé  par  une  première  condamnation  est  considéré  comme 
n’en  étant  plus  susceptible. 

Les  peines  prononcées  en  vertu  de  cette  loi  sont  jusqu'ici  subies 
en  dehors  du  canton  de  Genève  dans  des  maisons  de  travail 
d'autres  cantons,  il  paraît  peu  probable  qu’un  semblable  établisse- 
ment soit  créé  prochainement  h Genève,  il  y a du  reste  de  sérieux 
avantages  à éloigner  les  condamnés  et  à leur  faire  subir  leur  peine 
loin  du  théâtre  de  leurs  exploits. 

Dans  le  domaine  du  droit  pénal,  en  dehors  de  cette  loi,  il  n'a 
été  édicté  dans  le  canton  de  Genève  que  des  règlements  de  police 
sans  importance,  modifications  sans  intérêt  de  règlements  antérieurs, 
sur  la  circulation  dans  les  rues,  ou  sur  la  police  sanitaire. 


•Schweizerische  Zeitschrift  für  Strafrecht.  12.  Jahrg. 
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Entscheidungen  in  Strafsachen. —Jurisprudence  pénale. 


Eidgenössische  Militärgerichte.  Tribunaux  fédéraux 

militaires. 


Urteil  eines  Divisionsgerichtes  betr.  Selbstverstümmelung 

vom  IN.  Juni  IKilK. 

Am  il.  Mai  erhielt  August  Huber,  Rekrut  der  Infanterierck  ritten - 
sehule  V.  1.  in  Liestal,  l’rlnnb,  um  sieb  vor  Bezirksgericht  Buden  als  Be- 
klagter in  einer  Injuriensaclie  zu  stellen.  Kr  begab  sieh  zu  dieser  Gerichts- 
verhandlung und  fuhr  wieder  rechtzeitig  mit  der  Bahn  um  ">  Uhr  abends 
von  Baden  weg,  nachdem  er  dort  nach  der  Verhandlung  noch  einige  Glas  Bier 
getrunken  hatte.  In  Brngg  musste  Huber  aussteigen,  um  auf  tien  cirka 
1 » Stunde  spilter  ankommenden  Bützbergzug  zu  warten.  Dort  begab  er 
sich  in  den  Wartsaal  und  schlief  ein.  bis  er  von  einem  Bahnangestellten 
geweckt  wurde  ; der  Zug  Pratteln-Licstal  war  aber  schon  abgefahren.  I)cr 
Angeklagte  übernachtete  hierauf  in  Brugg,  entfernte  sich  am  andern 
Morgen  nach  t>  Uhr  in  der  Richtung  gegen  Kehinznuch  und  hieb  in  der 
Nähe  von  Brugg  mit  seinem  Seitengewehr  auf  den  Zeigefinger  der  linken 
Hand,  so  tlass  tlie  Weichteile  durchtrennt  und  der  Knochen  durchschlagen 
wurden.  Hierauf  ging  er  zu  einem  Arzte  in  Brugg,  Herrn  Hans  Deck, 
dem  er  vorgab,  sieh  mittelst  eines  Rasiermessers  aus  Unvorsichtigkeit  ver- 
letzt zu  haben.  Der  Arzt  verfügte  seine  sofortige  Aufnahme  in  die  kanto- 
nale Krankenanstalt  in  Aarau,  wo  der  Verletzte  operiert  wurde.  Nach  dem 
ärztlichen  Berichte  kann  der  Angeklagte  den  Militärdienst  bei  der  Infanterie 
nach  erfolgter  Heilung  wieder  aufnehmen. 

Das  Militärgericht  sieht  in  Erwägung: 

Der  Art.  IS (5  M.  St.  fi.  B.  bedroht  mit  Strafe  denjenigen,  der, 
in  der  Absicht,  sieh  der  Wehrpflicht  zu  entziehen,  sieh  selbst  ver- 
stümmelt. 

Rekrut  August  Iluber  ist  geständig,  sich  tun  Morgen  des 
•!.  Mai.  nachdem  er  aut  Abend  vorher  den  Eisenbahnzug  Brugg- 
Pratteln-Liestal  versäumt  und  sich  dadurch  in  die  Unmöglichkeit 
versetzt  hatte,  ordnungsgemäss  nach  abgclaufeneiu  Urlaub  in  die 
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Kaserne  Liestal  zurückzukehren,  mit  seinem  Seitengewehr  am  Zeige- 
finger der  linken  Hand  verletzt  zu  haben. 

Der  in  Anspruch  genommene  Arzt,  Herr  Dr.  Deck  in  Brugg, 
ordnete  die  sofortige  Überführung  des  Verletzten  in  das  Kantons- 
spital nach  Aarau  an,  wo  derselbe  noch  dermalen  in  Ärztlicher 
Behandlung  steht.  Nach  dem  Bericht  der  medizinischen  Experten 
wird  Huber  demnächst  ,.bis  zu  einem  verschwindend  kleinen  Mini- 
mum“ wieder  hergestellt  sein  und  wehrfähig  bleiben. 

Um  wegen  seiner  Handlung  strafbar  befunden  werden  zu 
können,  muss  sich  Huber  die  fragliche  Verletzung  beigebracht 
haben  in  der  Absicht,  eine  Verstümmelung  seiner  Gliedmassen  bis 
zu  einem  solchen  Grade  herbeizuführen,  dass  er  für  die  Zukunft 
zum  Mititärdienst  untauglich  bleiben  müsse,  mit  andern  Worten,  es 
muss  nach  dieser  Richtung  Dolus  vorliegen. 

Um  die  Frage  beurteilen  zu  können,  ob  die  Willensrichtung 
des  Huber  wirklich  auf  eine  Verstümmelung  mit  notwendig  daraus 
resultierender  Dienstuntauglichkeit  tendierte,  ist  das  Gericht  einzig 
und  allein  auf  das  Ergebnis  der  Hauptverhandlung  verwiesen.  Direkte 
Beweise  für  oder  wider  liegen  nicht  vor. 

Nun  ist  vorerst  darauf  hinzuweisen,  dass  das  Delikt  der  Selbst- 
verstümmelung im  Sinne  des  eitierten  Art.  156,  wenn  es  überhaupt 
vorkommt,  wohl  nur  begangen  wird  von  einem  Stellungspflichtigen 
vor  der  Aushebung  zum  Militärdienste.  Allein  es  kann  Vorkommen, 
dass  auch  ein  eingeteilter  Militär  sich  Verletzungen  beibringt,  in 
der  Absicht,  sich  vom  fernem  Dienste  zu  befreien.  Trifft  diese 
letztere  Annahme  bei  Huber  zu?  (Die  erstere  Alternative  ist  von 
vornherein  hinfällig.) 

Derselbe  ist  von  Hause  aus  gut  beleumdet;  er  ist  weder 
bürgerlich  noch  militärisch  (Rekrutenschule)  vorbestraft.  Seine  mili- 
tärischen Vorgesetzten  geben  ihm  das  Zeugnis,  dass  er  zwar  nicht 
Uber  eine  allzuhohe  Begabung  verfuge,  aber  dass  er  seinem  Dienste 
immer  gewissenhaft  obgelegcn  und  zu  keinen  Klagen  Anlass  gegeben 
habe.  Vor  Antritt  des  Urlaubes  wurde  ihm  noch  besonders  einge- 
schärft, dass  verspätetes  Wiedereintreffen  strenge  bestraft  werde. 

Huber  hat  angegeben,  dass  ihn  dieser  Gedanke  unablässig 
verfolgt  und  nur  die  Furcht  vor  Strafe,  d.  h.  der  Glaube,  er  könne 
sich  der  Strafe  entziehen,  ihn  zur  Begehung  der  in  Frage  stehenden 
Verletzung  getrieben  habe;  wohl  hätte  er  sich  sagen  müssen,  dass 
er  sich  wenigstens  für  die  fernere  Dauer  der  Rekrutenschule,  wenn 
nicht  auch  für  die  ganze  Zukunft,  dienstuntauglich  mache.  Allein 
daran  habe  er  in  seinem  aufgeregten  Zustande  nicht  gedacht,  und 
namentlich  sei  ihm  der  Gedanke  ferngelegen,  sich  des  gänzlichen 
der  Wehrpflicht  entziehen  zu  wollen. 
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So  verkehrt  nun  auch  auf  den  ersten  Blick  die  Auffassungs- 
weise des  Angeklagten  erscheinen  mag,  so  ist  es  doch  möglich, 
sich  bei  näherer  Anschauung  der  Sache  in  die  Denkweise  desselben 
hineinzuversetzen.  Der  Angeklagte  macht  einen  guten  Eindruck, 
seine  Darstellung  ist  eine  ungeschminkte  und  offene.  Das  Gericht 
kann  nicht  zu  der  Annahme  gelangen,  dass  sich  derselbe  der  von 
der  Anklage  supponierten  Tragweite  seiner  Handlung  bewusst  ge- 
wesen sei.  Es  schliesst  die  Arglist  bei  demselben  aus,  es  schliesst 
aus,  dass  sich  Huber  selbst  verletzt  habe,  in  der  Absicht,  die 
gänzliche  oder  vorübergehende  Befreiung  von  der  Wehrpflicht  zu 
erlangen.  Es  fehlt  also  der  Dolus. 

Die  von  der  Doktrin  vertretene  weitere  Konsequenz  des  Dolus 
eventualis  darf  im  Fragefalle  nicht  herbeigezogen  werden.  Der 
Angeklagte  war  in  seiner  bereits  betonten,  aufgeregten  Gemüts- 
verfassung auch  ausser  stände,  die  allfällig  aus  seiner  Handlung 
resultierende  mögliche  Untauglichkeit  zum  fernem  Militärdienst  in 
Betracht  zu  ziehen. 

Wenn  also  nach  den  vorgeführten  Erwägungen  das  Gericht 
zu  einem  freisprechenden  Verdikte  gelangt,  so  ist  andererseits  fest- 
gestellt,  dass  sich  Huber  durch  das  Überschreiten  des  Urlaubes 
und  seine  fernere  Handlungsweise  dienstlich  verfehlt  hat.  Dies  recht- 
fertigt dessen  Überweisung  an  seine  militärischen  Vorgesetzten  zur 
disciplinarischen  Ahndung. 

Demnach  hat  das  Militärgericht  erkannt: 

1.  Der  Angeklagte  wird  von  der  Anklage,  wie  sie  lautet,  ohne 
Entschädigung  freigesprochen. 

2.  Der  Freigesprochene  wird  dem  Schweiz.  Militärdepartement 
zur  disciplinarischen  Beurteilung  überwiesen. 

3.  Die  Kosten  fallen  zu  Lasten  der  Schweiz.  Eidgenossenschaft. 
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Kantonale  Gerichte.  — Tribunaux  cantonaux. 

Entscheidung 

des 

Kantonsgerichtes  des  Kantons  Schwyz. 

Mittrrtullt  von  KautoiisKrriclitsschrHlier  M.  Styger  iu  Schwyz. 


Urteil  vom  18.  20.  Oktober  1899 

in  Sachen 

der  Tit.  Staatsanwaltschaft 

gegen 

Fässler,  Bernardin,  von  Untoriborg,  wohnhaft  in  Seewen,  geboren 

1.  März  1875,  Sohn  des  Bernardin  sei.  und  «1er  Katharina 
Marty  set.,  verheiratet  gewesen  seit  Februar  18!)7  mit  Franziska 
Purtscher,  von  Pfaffnau,  Luzern,  Vater  eines  im  März  18118 
geborenen  und  Ende  April  gleichen  Jahres  gestorbenen  Knaben, 
ohne  eigentlichen  Beruf,  zuletzt  Buchhalter  bei  Hm.  Baumeister 
Mnrty  in  Seewen,  besitzt  cirka  Fr.  5000  Kapitalvermögen,  nicht 
vorbestraft, 

beklagt  des  Qaitenmardes, 
begangen  den  8.  Mai  18!)!t, 

hat  das  Kantonsgericht, 

auf  den  Antrag  des  Ilrn.  Staatsanwaltes  Dr.  Bücler,  lautend  : 

1.  Es  sei  der  Angeklagte  wegen  des  Verbrechens  des  Mordes, 
begangen  an  seiner  Frau  Franziska,  geb.  Purtscher,  unter 
hohem  Verdacht  der  Schuld  von  der  Instanz  zu  entlassen; 

2.  es  bezahle  derselbe  dein  Staate  die  erlaufenen  Untersuchungs- 
und Gerichtskosten  ; 

3.  Mitteilung  an  den  h.  Regierungsrat  behufs  Vollziehung  und 
Veröffentlichung  ; 

nach  angehörter  Verteidigung  des  Beklagten,  welchem  das 
Recht  fier  Selbstverteidigung  ebenfalls  eingeräumt  worden,  durch 
Ilrn.  Fttrsprech  Knobel  von  Lachen, 

und  nachdem  sich  aus  den  belesenen,  dom  vorinstanzlichen 
Urteil  und  der  Augenscheinnahme 

ergiebt: 

A.  Polizist  R.  Striiby  in  Brunnen  berichtete  den  8.  Mai  abends 
cirka  ti  Uhr  dem  Bezirksamt  Schwyz  per  Telephon,  dass  nach- 
mittags um  halb  4 Uhr  die  Frau  des  Bernardin  Fässler,  Schreiber 
bei  Zinnncrmcister  Marty  in  Seewen,  auf  einem  Spaziergange  an 
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der  Axenstrasse  in  den  Vierwaldstättersee  gestürzt  und  die  Leiche 
bis  dato  noch  nicht  aufgefunden  worden  sei.  Man  hege  Verdacht, 
dass  nicht  ein  blosses  Unglück,  sondern  ein  Verbrechen  vorliege, 
d.  h.  es  werde  vermutet,  dass  der  Ehemann  Fässler,  der  seine 
Frau  auf  dem  Spaziergang  begleitete,  dieselbe  in  den  See  gestürzt 
habe.  Diese  Anzeige  von  Polizist  Strüby  wurde  bald  darauf  von 
Hrn.  Gemeindepräsident  Dr.  Schelbort  telephonisch  bestätigt  und 
die  Anhebung  eines  amtlichen  Untersuches  als  dringend  notwendig 
bezeichnet. 

Diese  erfolgte  noch  gleichen  Abends  mit  dem  Beklagten  Ber- 
nardin Fässler,  dem  Ehemann  der  Verunglückten , welcher  mit 
Rücksicht  auf  die  vorhandenen  Verdachtsgründe,  die  durch  das 
scheue  Benehmen  des  Inkulpaten  noch  verstärkt  wurden,  vom  Be- 
zirksamt inhaftiert  wurde. 

Nach  Schluss  der  Voruntersuchung  erfolgte  die  Überweisung 
Fässlers  an  den  Specialuntersuch,  der  sehr  einlässlich  geführt  wurde 
und  gegen  den  Beklagten,  welcher  die  Thäterschaft  beharrlich  in 
Abrede  stellt,  namentlich  in  subjektiver  Richtung  ein  denselben  im 
höchsten  Grade  belastendes  Material  zu  Tage  fördert«!,  so  dass  das 
Kriminalgericht  in  seinem  Urteil  vom  23.  September 

ge  fanden  hat: 

Der  Beklagte  sei  des  Mordes,  begangen  an  seiner  Gattin  Fran- 
ziska, geb.  Purtscher,  schuldig, 

und  daher  su  Recht  erkannt: 

1.  Bernardin  Fässler  ist  zu  einer  30jährigen  Zuchthausstrafe 
verurteilt. 

2.  Derselbe  hat  dem  Staate  die  erlaufenen  Untersuchungs-, 
Atzungs-  und  Gerichtskosten  mit  Fr.  (173.  45  zu  bezahlen,  sowie 
die  zu  den  Akten  eingegebene  Kostennote  dos  von  ihm  zuerst 
berufenen  Verteidigers,  Nationalrat  Forrer  von  Winterthur,  zu  über- 
nehmen. 

3.  Mitteilung  an  die  h.  Regierung  behufs  Vollzuges  und  Ver- 
öffentlichung. 

Gegen  dieses  Urteil  erklärte  Fässler  die  Berufung  an  das  Kan- 
tonsgericht  mit  «lern  durch  seinen  Verteidiger  lim.  Fürsprech 
Knobel  vorgebrachten  Begehren:  „Es  sei  in  Abänderung  des  erst- 
instanzlichen Urteils  und  unter  Ablehnung  des  Antrages  des  Staats- 
anwaltes der  Beklagte  von  Schuld,  Strafe  und  Kosten  freizu- 
sprechen.“ 

Die  Tit.  Staatsanwaltschaft  beruft  sich  auf  ihren  erstinstanz- 
lichen Antrag,  es  dem  Kantonsgericht  anheimstellend,  denselben 
abzuändern  oder  beizubehalten;  jedenfalls  aber  könne  von  einer 
gänzlichen  Freisprechung  des  Angeklagten  nicht  «lie  Rede  sein. 

B.  Wichtig  für  die  Beurteilung  des  vorliegenden  Falles  ist  in 
erster  Linie  das  Vorleben  des  Angeklagten,  zumal  dasselbe  ganz 
sp««ei«dl  dazu  angethan  ist,  die  subjektive  Seite  des  Falles  näher  zu 
beleuchten. 
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1.  Personalien  und  allgemeiner  Lebensgang. 

Bernardin  Fässler  ist  das  einzige  Kind  zweiter  Ehe  des  Ber- 
nardin Fässler  im  Sehaehen-Unteriberg  mit  Katharina  Marty.  Der 
Vater  kam  schon  vor  der  Geburt  dieses  Knaben  im  November  1874 
ums  Leben,  indem  er  beim  Geissensuchen  in  eine  Lawine  geriet 
und  über  einen  Felsen  zu  Tode  stürzte.  Audi  dessen  erste  Frau, 
die  nur  eine  Tochter  hinterliess,  verlor  ihr  Leben  durch  den  Sturz 
in  ein  Tobel.  Die  Mutter  heiratete  spilter  wieder  den  Augustin 
Marty  im  Siti-Unteriberg.  Schon  als  I’rimarschüler  Hess  sich  der 
Angeklagte  nach  seinem  eigenen  Geständnisse  unzüchtige  Hand- 
lungen mit  Sehulmildchen  zu  schulden  kommen,  weshalb  das  Pfarr- 
amt dessen  Unterbringung  in  einer  Besserungsanstalt  betrieb,  und 
es  scheint  auch  das  Verhalten  des  Stiefsohnes  Bernardin  Fässler 
öfters  zu  Differenzen  zwischen  den  Eheleuten  Marty  geführt  zu 
haben.  Endlich  nach  Absolvierung  der  Primarschule  kam  Füssler 
ins  Lehrerseminar  zu  Schwyz,  lief  aber  schon  nach  vierzehn  Tagen 
davon.  Wieder  dahin  zurückgeschickt,  blieb  er  dort  27s  Jahre  und 
erwarb  sich  durch  Faulheit  und  heimtückisches  Wesen  das  Miss- 
fallen uud  die  Unbeliebtheit  bei  Lehrern  und  Mitschülern.  Nach 
dem  Austritt  aus  dem  Seminar  kam  Fiissler  in  das  Eisenwaren- 
geschäft  von  Zuberbühler  in  Payeme,  wo  er  ungefähr  ein  Jahr 
verblieb,  bis  er  sich  infolge  Erbrechens  eines  Pultes  das  Misstrauen 
seines  Prinzipals  zuzog.  Fiissler  kam  wieder  nach  Schwyz  zu  Bau- 
meister Marty  und  dann  zu  seiner  Mutter  nach  Iberg,  bei  der  er 
angeblich  auch  in  der  Folgezeit  noch  öfters  zu  bleiben  beabsich- 
tigte, aber  wegen  Familienverhiiltnissen  stets  wieder  weiter  musste; 
den  Winter  durch  arbeitete  er  dann  um  die  Kost  bei  Balz  Nauer 
in  Kaltbach.  Im  Frühjahr  1893  fand  er  bei  Hm.  Truttmann  in 
Seelisberg  für  freie  Station  und  Fr.  150  Soimm*rlohn  eine  Stelle 
als  Controleur,  die  ihm  aber  bald  wieder  gekündet  wurde.  Von 
Seelisberg  fuhr  Füssler  nach  Luzern  und  nahm  ein  Rundreisebillet 
Luzem-Basel-Zürich-Luzorn,  in  der  Absicht,  sich  an  diesen  Pliitzen 
um  eine  Stelle  umzusehen.  In  Zürich  erhielt  er  eine  solche  im  Litho- 
graph iegeschä ft  der  Gebrüder  Fretz,  wo  er  täglich  etwas  über  einen 
Franken  Lohn  erhielt,  aber  sieh  daraus  beköstigen  musste.  Das 
Logis  nahm  er  bei  Zimmermann  Urban  Türk . Jakobstrasse  53, 
Zürich  III,  und  von  da  an  datiert  sein  Verhältnis  mit  der  Frau 
Türk,  von  dem  speciell  noch  gesprochen  werden  soll. 

Im  Spätherbst  1894  trat  Fiissler  als  Ausläufer  in  das  Publi- 
kationsbureau von  Max  Wenzel  an  der  Strehlgasse  Zürich  I ein, 
wo  er  ohne  die  Kost  Fr.  60  Monatlohn  verdiente  und  bis  zum 
Frühjahr  1895  verblieb.  Dann  ging  er  nach  Hause  und  trat  end- 
lich beim  Bäckermeister  Häfliger  in  Beckenried  in  die  Lehre.  Da 
er  hier,  wie  er  angiebt,  nicht  viel  lernen  konnte,  dagegen  früh  auf- 
stehen  und  Brot  vertragen  musste,  ging  er  zum  Bäcker  Marbach 
in  Ennetbürgen,  lief  aber  auch  diesem,  angeblich  wegen  schlechter 
Kost,  davon  und  trieb  sich  meist  arbeitslos  in  Arth  und  bei  den 
Verwandten  in  Schwyz  und  Iberg  herum. 
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Im  September  1895  hatte  Fässler  die  Sanitätsrekrutenschule 
in  Basel  mitzumachen,  verstauchte  sich  aber  in  der  vierten  Woche 
«len  Fuss  und  kam  deshalb  nach  Schluss  des  Kurses  drei  Monate 
ras  Spital  nacli  Zürich,  {fing  wieder  nacli  Iberg  und  machte  die 
Fastnacht  in  Luzern  und  Zürich  mit.  Am  erstem  Orte  lernte  er 
bei  diesem  Anlasse  seine  nachherige  Frau,  Franziska  Purtscher, 
die  bei  der  Familie  des  llrn.  Dr.  Togni  im  Dienste  stund,  kennen; 
in  Zürich  war  er  auf  deren  Einladung  mit  der  Frau  Türk.  Fässler 
versah  hierauf  einige  Tage  in  einer  Privatirrenanstalt  zu  Lunderon 
Wärterdienst  und  bekam  dann  eine  Stelle  als  Flaschenspüler  in 
der  Brauerei  Endemann  in  Luzern,  wo  er  zwei  bis  drei  Monate 
arbeitete  und  mit  Franziska  Purtscher,  hinter  dem  Kücken  ihrer 
Herrschaft  durch,  die  Bekanntschaft  fortsetzte.  Als  ihm  auch  diese 
Stelle  zu  streng  wurde,  erhielt  er  Anstellung  als  W'agenschieber 
bei  der  Nordostbahn  in  Zürich,  wo  er  nach  drei  Monaten  wieder 
den  Fuss  verstauchte  und  die  Stelle  verlor.  Er  kam  dann  wieder 
zu  Frau  Türk,  mit  der  er  schliesslich  durchbrannte,  obwohl  er  auch 
von  Zürich  aus  das  Verhältnis  mit  Franziska  Purtscher  fortgesetzt 
hatte. 

Mittlerweile  hatte  Füssler  sein  Heimwesen  in  Iberg  dem  Stief- 
vater A.  Marty  zu  billigem  Preise  verkauft  und  wurde  am  17.  Januar 
1897  vom  Gemeinderat  Untcriberg  wegen  Verschwendung  und 
unsittlichem  Lebenswandel  unter  Vormundschaft  gestellt  und  dieser 
Beschluss  vom  Rcgierungsrut  unterm  5.  März  bestätigt. 

Endlich  erhielt  er  eine  Stelle  als  Volontär  der  Gotthnrdbahu 
in  Immensee  und  heiratete  im  Februar  1897  mit  der  Franziska 
Purtscher.  lin  Mai  1897  gab  er  seine  Stelle  wieder  auf  und  zog 
mit  seiner  Frau  nach  Kempthal,  wo  er  in  der  Fabrik  von  Maggi 
als  Magazinier  angestellt  wurde.  Dort  soll  es  aber  seiner  Frau 
wieder  verleidet  sein,  und  als  im  Sommer  1897  Ziminermeister 
Marty  in  Seewen  ihm  eine  Stelle  als  Buchhalter  und  Ausläufer 
offerierte,  zog  er  dahin  und  erhielt  Fr.  t>50  .Jahrlohn  nebst  freier 
Wohnung  und  Holz.  Fässler  blieb  bei  Marty  in  Stellung  bis  zu 
seiner  Verhaftung. 

2.  Das  Verhältnis  Fässlers  mit  der  Frau  Pauline  Ttirk  geh.  Stahl 
ron  Hohenzollern,  geh.  1850,  Ehefrau  des  Urban  Türk,  Jakobs- 
strasse 53,  Zürich  III. 

Während  seiner  Anstellung  bei  Gebr.  Kretz  in  Zürich  knüpfte 
der  damals  18  Jahre  alte  Fässler  mit  seiner  Logisgeberin,  der  43- 
jährigen  Frau  Türk,  ein  unerlaubtes  Verhältnis  an.  Er  seihst  sagt 
darüber:  „Wie  begreiflich,  lebte  ich  in  sehr  ärmlichen  Verhältnissen; 
die  Frau  Türk  erbarmte  sich  meiner  und  frag  eines  Tages  ihren  Ehe- 
mann um  die  Erlaubnis,  mit  mir  ins  Theater  gehen  zu  dürfen. 
Wir  gingen  miteinander  ins  Volkstheater.  Auf  dem  Rückwege 
sagte  die  Frau,  si«‘  könnte  mich  doch  auch  gerne  haben;  sie  habe 
schon  früher  Einen  gerne  gehabt,  einen  Maurerpolier,  Namens  Tseholl, 
und  auch  schon  andere  Liebhaber  habe  sie  zwischenhinein  gehabt. 
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ohne  dass  der  Mann  oder  der  Liebhaber  Tscholl  etwas  gemerkt 
haben.  Es  kam  so  weit,  dass  wir  uns  küssten  und  miteinander 
einkehrten,  wo  sie  mir  ihren  Geldbeutel  gab  mit  dem  Bemerken, 
ich  könne  haben,  was  ich  wolle,  ln  der  Folge  kam  die  Frau 
jeweilen  an  den  Sonntagsmorgon  in  mein  Zimmer  zu  mir  ins  Bett 
und  wir  pflogen  geschlechtlichen  Umgang  miteinander,  während 
der  Mann  in  der  Kirche  war.  Auch  machten  wir  mehrmals  Spazier- 
gänge in  der  Weise,  dass  ich  zuerst  fortging  und  wir  uns  an  einem 
vorher  verabredeten  Orte  trafen.  Auf  diesen  Spaziergängen  wurde 
jeweilen  eingekehrt  und  getrunken  ; ausser  dass  wir  uns  etwa 
küssten,  geschah  dabei  nichts.  Dieses  Verhältnis  mit  der  Frau 
Türk  dauerte  während  den  zwei  bis  drei  Jahren  meines  Aufent- 
haltes in  Zürich  an;“ „der  Umgang  zwischen  uns  fand  je 

nachdem,  manchmal  zwei  bis  dreimal  per  Woche,  manchmal  auch 
gar  nicht  statt,  je  nach  Gelegenheit.“ 

Die  Frau  Türk  war  eine  durch  und  durch  sittlich  verkommene 
Person,  die  ihren  Mann  nicht  leiden  konnte  und  denselben  offenbar 
nur  zur  Deckung  ihrer  eigenen  Schande  heiratete  und  daneben 
sich  mit  andem  Liebhabern  abgab.  Sie  ist  namentlich  auch  dem 
Fässler  wiederholt  nachgelaufen.  Sie  begleitete  ihn,  als  er  von 
Zürich  nach  Hause  ging,  spielte  sich  bei  seiner  Mutter  als  dessen 
Wohltliäterin  auf  und  blieb  zwei  Tage  in  Iberg.  Sie  besuchte  ihn 
auch  im  Sommer  1895  beim  Bäcker  Marbach  in  Unterwalden. 
Fässler  sagt  darüber:  „Im  ersten  Monat  meiner  Lehrzeit  in  Ennet- 
bürgen  bekam  ich  vom  Kreuz  aus  Bericht,  meine  Mutter  sei  an- 
gekommen. Ici)  wollte  das  nicht  recht  glauben,  und  wirklich,  als 
ich  ins  Kreuz  kam,  war  es  nicht  meine  Mutter,  sondern  die  Frau 
Türk.  Auf  Veranlassung  derselben  wurde  nun  mein  Meister  um 
einen  Freitag  für  mich  angegangen  und  wir  gingen  miteinander 
nach  Stans  und  Stansstad,  an  welch  letzterem  Orte  wir  über- 
nachteten. Bei  diesem  Anlasse  hatten  wir  abermals  geschlechtlichen 
Umgang  miteinander.  Die  Frau  Türk  hatte  zu  Hause  ihrem  Manne 
vorgegeben,  sic  gehe  nach  Altstätten,  um  eine  Wöchnerin  zu 
pflegen.  Am  andern  Morgen  kehrte  sie  nach  Hause  zurück  und  ich 
ging  wieder  nach  Ennetbürgen.“ 

Fässler  behauptet,  dass  er  wiederholt  versucht  habe,  die  Frau 
Türk  los  zu  werden,  und  er  habe  zu  diesem  Behufe  schliesslich 
selbst  Anfang  November  18!Mi  einen  „Skandal“  insceniert,  wobei 
ihm  der  Ehemann  Türk  die  Thüre  gewiesen  hatte.  Die  Frau  Türk 
habe  jedoch  erklärt,  wenn  er  (Fässler)  gehen  müsse,  so  gehe  sie 
auch;  sie  habe  ihn  in  eine  Wirtschaft  gebracht  und  ihn  da  warten 
geheissen,  ihre  Sachen  zusammengepackt,  den  Sonntagsstaat  ange- 
zogen und  das  Sparkassabüchlein,  auf  cirka  Fr.  200  lautend,  und 
einen  Revolver  mitgenommen.  Am  ersten  Abend  übernachteten  sie. 
in  jener  Wirtschaft  in  Zürich  und  gingen  dann  als  Mann  und  Frau 
auf  acht  Tage  in  den  Adler  nach  Thalweil  ; von  da  nach  Ein- 
siedeln, wo  sie  einige  Tage  im  Roten  Ochsen  logierten,  und  end- 
lich, nach  Enthebung  der  Restanz  des  Kassabüchleins  bei  der 
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Kautonalbank  Zürich,  nach  Basel.  Daselbst  logierten  sie  im  Weissen 
Kreuz  und  entrichteten  das  Logisgeld  für  einen  cirka  lOtägigen 
Aufenthalt  voraus.  Über  das  weitere  deponiert  Fiissler  : „Als  das 
Geld  anfing  zu  Ende  zu  gehen,  ersuchte  mich  Frau  Türk,  ich 
möchte  ihr  Fr.  200  geben,  sie  wolle  damit  ein  Geschäft  anfangen, 
so  dass  ich  nichts  zu  arbeiten  brauche.  Ich  weigerte  mich  dessen 
und  riet  ihr,  sic  solle  heimschreiben.  Sie  schrieb  hierauf  an  den 
Spengler  Zaliner,  worauf  jedoch  die  Antwort  eintraf,  dass  man  es 
lieber  sehe,  wenn  sie  nicht  zurückkehre.  Eines  Abends  gingen 
wir  miteinander  in  ein  Konzert  an  der  Greifengasse.  Auf  dem 
Heimwege  war  Frau  Türk  lustig  und  munter  und  wir  tranken  noch 
in  einem  Restaurant  zwei  Glas  Bier.  Ich  ging  auf  den  Abtritt  und 
bei  meiner  Zurückkunft  traf  ich  die  Frau  Türk  nicht  mehr  an. 
Ich  muss  hier  bemerken,  dass  dieselbe  schon  früher  gesagt  hatte, 
wenn  sic  einmal  verschwunden  sein  werde,  brauche  ich  mich 
nichts  mehr  um  sie  zu  bekümmern;  aus  diesem  Grunde  ging  ich 
ruhig  ins  Hotel  und  übernachtete  daselbst.  Seitdem  habe  ich  die 
Frau  Türk  nicht  mehr  gesehen.  Als  ich  später  wieder  nach  Zürich 
kam,  sagten  mir  bekannte  Leute,  an  welche  ich  mich  nicht  mehr 
erinnere,  sie  sei  später  in  Zürich  wieder  gesehen  worden  ; es  habe 
ihr  an  der  Jakobsgasse  ein  Herr  nachgefragt,  der  sie  in  Basel 
getroffen  habe.“  (Vergl.  Bog.  77 — 80.;  Auch  in  einem  spätem 
Verhör  (Bog.  133)  erklärt  Fiissler:  „Was  Frau  Türk  betrifft,  weiss 
ich  nicht,  wohin  sie  sich  gewendet  hat  und  wo  sie  sich  befindet.“ 
Und  ferner:  „Ich  habe  nichts  vernommen  davon,  dass  man  die 

Frau  Türk  im  Rheine  gefunden.  Ich  hatte,  als  die,  Frau  Türk  fort 
war,  noch  zwei  Abende  im  Kreuz  übernachtet.“  Diesbezüglich  setzt 
sich  jedoch  der  Angeklagte  in  Widerspruch  mit  einer  ganz  andern 
Angabe,  die  er  der  Zeugin  Bodmischill  gegenüber  gemacht.  Diese 
deponiert  nämlich  (Bog.  133):  „Etliche  Monate  nach  diesem  Ver- 
schwinden der  Frau  Türk,  eines  Abends  in  der  Dämmerung,  traf 
ich  an  der  Rotwandstrasse  den  Fässler  an.  Ich  fragte  ihn,  was  er 
treibe.  Er  antwortete,  er  gehe  nach  Luzern,  er  sei  verheiratet.  Ich 
fragte  ihn  sodann  nach  der  Frau  Türk.  Er  erwiderte,  die  Frau 
Türk  sei  tot.  Auf  weiteres  Befragen  gab  er  an,  die  Frau  Türk 
habe  sich  in  Basel  im  Rheine  ertränkt.  Er  und  Frau  Türk  seien 
oft  am  Rheinufer  miteinander  spaziert.  Eines  Abends  hatten  sie 
sich  auch  wieder  ein  Rendezvous  gegeben,  allein  statt  der  Frau 
Türk  habe  er  einen  Brief  erhalten.“  Zeugin  hatte  den  Brief  nicht 
gesehen:  „Fässler  sagte,  er  zeige  den  Brief  nicht,  den  bekomme 
dann  der  Mann  der  Frau  Türk.  Er  hat  auch  nichts  über  den  In- 
halt des  Briefes  erzählt.“ 

Über  die  Rückkehr  des  Fässler  und  der  Frau  Türk  am 
21.  November  abends,  d.  h.  unmittelbar  vor  dem  rätselhaften  Ver- 
schwinden der  letztem,  kann  die  Wirtin  zum  Weissen  Kreuz, 
Krau  Lachenmaier.  genaue  Auskunft  geben  : Nach  Verfluss  von  acht 
Tagen  sei  Fässler  an  einem  Nachmittage  gegen  Abend  allein  in 
die  Wirtschaft  gekommen  und  habe  berichtet,  dass  er  mit  seiner 
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Frau  Streit  bekommen  und  dieselbe  zum  Teufel  geschickt  habe, 
nachdem  er  derselben  noch  einen  Fusstritt  versetzt.  Auf  die  Be- 
merkung der  Frau  Lachenmaier,  dass  es  doch  nicht  recht  sei,  mit 
seiner  Frau  so  umzugehen,  habe  Fässler  dann  erklärt,  dass  die- 
selbe gar  nicht  seine  Frau  sei  und  einen  andern  Manu  habe.  Am 
gleichen  Abend  sei  dann  die  Frau  auch  noch  in  die  Wirtschaft 
gekommen  und  habe  nach  dem  Manne  gefragt,  der  jedoch  nicht 
mehr  anwesend  gewesen  sei.  Sie  habe  dann  ebenfalls  erzählt,  dass 
sie  .Streit  zusammen  gehabt,  weil  Fässler  Geld  von  ihr  verlangt 
habe.  Von.  deren  Weggange  an  habe  sie  die  Frau  nicht  mehr  ge- 
sehen und  könne  auch  nicht  sagen,  ob  sie  mit  Fässler  in  dieser 
Nacht  noch  im  Hause  übernachtet  sei;  ob  Fässler  in  dieser  Nacht 
noch  bei  ihnen  geschlafen  habe,  könne  sie  ebenfalls  nicht  angeben. 
Im  Fremdenbuch  des  Gasthauses  ist  unterm  21.  November  189t! 
ein  Bernard  Fässler,  Magazinier  von  Schwyz,  eingetragen.  Fs  scheint 
also,  dass  Fässler  erst  im  Fremdenbuche  eingeschrieben  worden 
ist,  nachdem  bekannt  wurde,  dass  derselbe  nur  eine  Zuhälterin 
und  nicht  seine  Frau  bei  sich  hatte.  Der  Name  Türk  dagegen  er- 
scheint im  Fremdenbuche  nicht. 

Im  Verhör  vom  (>.  August  (Bog.  133)  bestreitet  Fässler,  der 
Wirtin  je  gesagt  zu  haben,  er  hätte  mit  der  Frau  Türk  Streit 
gehabt  und  ihr  Fusstritto  versetzt.  Im  Verhör  vom  9.  August 
(Bog.  133)  giebt  er  die  Möglichkeit  hiervon  zu.  In  Basel  hatte  sich 
Fässler  von  der  Frau  Türk  zwei  Scheine  unterschreiben  lassen, 
den  einen  lautend:  dass  er  (Fässler)  unschuldig  sei,  wenn  sich 
dieselbe  (Frau  Türk)  irgend  ein  Leid  anthun  würde,  vielmehr  sei 
Tseholl  schuld  daran,  und  den  andern  dahingehend  : dass  Frau 
Türk,  wenn  sie  den  Fässler  verlogen  habe,  alles  zurücknehme  und 
ihn  in  Ehren  anerkenne.  Diese  Scheine  konnten  nicht  mehr  auf- 
gefunden  werden,  Herr  Zimmermeister  Marty  kann  sich  jedoch  an 
dieselben  erinnern.  Nach  dem  Zeugnis  der  Frau  Bodmischill  (Bog. 
139)  hatte  die  Frau  Türk  früher  schon  wiederholt  Selbstmord- 
gedanken geäussert  und  ihr  auch  von  einer  frühem  Absicht,  ins 
Wasser  zu  gehen,  erzählt. 

Ara  22.  November,  also  tags  nach  dem  Verschwinden  der 
Frau  Türk,  wurde  im  Rheine  ein  weiblicher  Leichnam  gelandet. 
Am  Rheinufer  fand  man  Hut  und  Handschuhe,  die  offenbar  der 
Ertrunkenen  gehörten.  Spuren  von  Gewaltanwendung  und  Gegen- 
wehr fanden  sich  keine  und  der  Befund  schloss  mit  der  Annahme 
des  Erstickungstodes  ohne  nähere  Gründe.  Nur  die  Pelerine  zeigte 
an  der  Rückseite  einen  GO  cm.  langen  Riss.  Diese  Leiche  konnte 
damals  nicht  agnosciert  werden;  erst  durch  die  heutige  Prozedur 
wurde  festgestellt,  dass  sie  diejenige  der  Frau  Türk  gewesen  ist. 
Ebenfalls  am  22.  November  traf  die  Geliebte  des  Bernardin  Fässler, 
Franziska  Purtseher,  gemäss  Verabredung  und  vorheriger  Anzeige, 
in  Basel  ein,  wo  sie  ihren  Bruder  besuchte  und  zwei  bis  drei 
Tage  blieb.  Nachher  ging  Fässler  mit  ihr  zu  ihrem  Vater  nach 
Reiden,  woselbst  sie  sich  verlobten. 
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3.  Abgesehen  von  diesem  Verhiiltnis  zu  Frau  Türk  werfen 
noch  eine  Reihe  anderer  Begebenheiten  ein  grelles  Licht  auf  die 
sittliche  Verdorbenheit  Fiisslers. 

Laut  seinen  eigenen  Aussagen  hatte  er  mit  einer  Reihe  von 
Frauenspersonen  Bekanntschaften  anzuknüpfen  gesucht  und  unter- 
halten. Dass  auch  seine  nunmehr  verstorbene  Mutter  von  diesen 
schlimmen  Eigenschaften  ihres  Sohnes  Kenntnis  hatte  und  ihn  — 
allerdings  erfolglos  — zur  Besserung  ermahnte;  geht  aus  mehreren 
Briefen  derselben  hervor.  Sein  in  Iberg  bekannter  unsittlicher 
Lebenswandel  war  mit  ein  Grund  zu  seiner  Bevogtigung. 

Die  Zeugin  Regina  Deherti  sagt,  dass  Filssler  ihrer  Schwester 
gegenüber  wiederholt  anzügliche  Bemerkungen  gemacht,  obwohl  er 
verheiratet  war,  übrigens  habe  jedermann  gewusst,  dass  Kassler 
ein  schlimmer  Bursche  sei,  und  sie  habe  ihn  stets  für  einen  solchen 
gehalten.  Als  er  in  Ennetbürgen  war,  kam  — wie  er  selbst  er- 
zählt (Bog.  78)  — eines  Sonntags  ein  Wagen  mit  zwei  Fräulein  — 
Schwestern  Baumeier  — von  Luzern.  Mit  diesen  fuhr  er  wieder 
zurück,  übernachtete  bei  ihnen,  und  fing  in  der  Folge  mit  der 
filtern  Schwester  Marie  ein  Liebesverhältnis  an.  Sie  besuchte  ihn 
in  Ennetbürgen,  und  er  ging  von  dort  zwei-  bis  dreimal  zu  ihr 
nach  Luzern,  ebenso  wiederum  anlässlich  des  Urlaubes  ira  Militär- 
dienst. Von  da  an  soll  zwar  der  gegenseitige  Verkehr  einstweilen 
unterbrochen  worden  sein,  weil  die  Bäumeler  noch  einen  andern 
Liebhaber  hatte.  Aber  als  Füssler  bereits  verheiratet  war,  nahm 
er  denselben  wieder  auf;  er  selbst  sagt  darüber:  „Meiner  Frau 

wollte  das  eheliche  Zusammenleben  nicht  gefallen,  sie  meinte  sogar, 
der  Beischlaf  sei  Sünde.  Auf  das  schrieb  ich  der  Marie  Bautneler 
nach  Luzern;  sie  erwiderte  freundlich  und  es  entstund  wieder  ein 
Briefwechsel,  auch  besuchte  ich  sie  zwei-  bis  dreimal  in  ihrer 
Wohnung  in  Luzern.  Der  Briefwechsel  zwischen  beiden  dauerte  fort, 
his  die  Bäumeler  im  Herbst  18!»7  selbst  einmal  zu  einem  Rendez- 
vous nach  Seewcn  kam  und  dann  in  der  Wirtschaft  von  Garaventa 
den  Sachverhalt  vernahm.  So  das  Geständnis  Fiisslers. 

Die  Marie  Baumeier  jedoch  deponiert,  dass  Füssler  seit  der 
Verehelichung  nicht  mehr  zu  ihr  gekommen  sei.  Erst  als  er  nicht 
mehr  kam,  habe  sie  vernommen,  er  sei  verheiratet.  Sie  sei  zwar 
einmal  in  Seewen  gewesen,  habe  den  Füssler  jedoch  am  Bahnhofe 
getroffen  und  sei  nicht  in  seine  Wohnung  gegangen. 

Auch  mit  der  Rosa  Müller  von  Rain,  damals  Kellnerin  zum 
„Adler“  in  Arth,  später  in  Sisikon,  knüpfte  Füssler  nach  seiner 
Verheiratung  einen  Liebesbriefwechsel  an. 

Im  Herbst  18!»8  hat  sich  der  verheiratete  Füssler  eines  Abends 
in  Seewen  mit  einer  übelbeleumdeten  Frauensperson  in  Wirtschaften 
und  auf  Tanzplätzen  hemmgetrieben,  dieselbe  heimbegleitet  und 
bei  ihr  übernachtet. 

im  Sommer  18‘.)8  erschien  im  „Zürcher  Tages- Anzeiger“  ein 
Inserat,  wonach  Frauenzimmer  Begleitung  für  eine  Bergtour  suchten. 
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Fässler,  dessen  Frau  sich  in  Sitten  befand,  meldete  sich  und 
wnnderte  mit  zwei  Mädchen  auf  den  Rigi. 

Gleichfalls  ohne  Vorwissen  seiner  Frau  ging  Fiissler  im  Winter 
1 808/îtO  in  Zürich  mit  der  Paulina  Gattiker  von  Horgen  auf  den 
Maskenball.  Die  gleiche  Person  hat  er  zwei-  bis  dreimal  auch  be- 
sucht. Ela  war  das  das  Resultat  seiner  noch  zu  erwähnenden  Heirats- 
annonce. 

Im  Herbst  1898  Hess  Fässler  bei  Niederhäuser  in  Grenchen 
Visitenkarten  machen  auf  den  Namen  Gottfried  Streuli,  Buchhalter. 
Schwyz-Ibach.  Anfänglich  gab  er  an,  das  für  einen  Commis  dieses 
Namens  gethan  zu  haben  (Bog.  33),  später  aber  (Bog.  81)  bekennt 
er  : „Ich  hatte  nämlich  die  Absicht,  im  „Zürcher  Tages-Anzeiger“, 
dessen  Abonnent  ich  war,  eine  Heiratsannonce  zu  erlassen,  da  meine 
Frau  mit  mir  nicht  oder  zu  wenig  geschlechtlich  verkehren  wollte 
und  sonst  auch  zwischen  uns  Unfrieden  wegen  der  Wohnung 
bestand. 

Im  Dezember  1898  erliess  er  dann  thatsäehlieh  im  „Zürcher 
Tages-Anzeiger“  ein  Inserat  des  Inhalts  : „Ein  junger  Buchhalter 

wünscht  Bekanntschaft  mit  einem  Fräulein  behufs  späterer  Ver- 
ehelichung zu  machen.  Antwort  poste  restante  Schwyz.“ 

Daraufhin  meldeten  sich  folgende  : 

a)  Anna  Stählin,  in  Zürich  (als  Luisa  Hümmerli), 

bl  Sophie  Mayer,  von  Dielsdorf, 

c)  Marie  Amrlieiu,  von  Neuheim,  Zug, 

d)  Lina  Wagner,  von  Zürich,  und 

e)  Lina  Mayer,  von  Höngg. 

Die  letzteren  beiden,  Wagner  und  Mayer,  beantworteten  den 
Brief  Füsslers  nicht;  mit  den  andern  erfolgten  Briefwechsel  und 
Besuche,  wie  später  auch  bei  der  bereits  erwähnten  Paulina  Gattiker. 

Zwei  Briefe  mit  der  Adresse  Streuli  liefen  noch  nach  der 
Verhaftung  Füsslers  ein. 

Die  an  die  angegebene  Adresse  Gottfried  Streuli  je  nach  Be- 
gehren in  Seewen  oder  in  Brunnen  angelangten  Briefe  wurden  von 
Fässler  auf  der  Post  abgeholt,  mit  der  Vorgabe,  er  habe  sie  an 
einen  Freund  zu  bestellen.  In  Brunnen  wies  er  eine  der  bereits 
erwähnten,  auf  den  Namen  Streuli  lautenden  Karten  vor,  auf  welche 
er  die  Ortsbezeichnung  Schwyz-Ibach  weggeschnitten  hatte. 

Mit  der  Anna  Stählin,  welche  sich  unter  dem  Namen  Luisa 
Hämmerli  offeriert  hatte,  pflegte  er  den  vorliegenden  Briefen  zu- 
folge ein  intimeres  Verhältnis.  In  erster  Linie  kam  der  Briefwechsel, 
dann  (He  verschiedenen  Rendezvous;  das  Verhältnis  dauerte  bis 
im  April  1899.  Fässler  besuchte  sic  nach  seiner  eigenen  Angabe 
das  letzte  Mal  noch  14  Tage  vor  dem  Unfall  seiner  Frau.  Bei  der 
ersten  Zusammenkunft  in  Zürich  hatte  er  Verabredetermassen 
gleichen  Tages  noch  eine  solche  mit  der  Marie  Amrhein  in  Sihl- 
brngg. 
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Mit  dieser  letztem  Person  gestaltete  sich  das  Verhältnis  be- 
sonders intim.  Nach  der  Angabe  Fässlers  selbst  fand  nach  einem 
Briefwechsel  die  bereits  erwähnte  Zusammenkunft  an  der  Sihlbrugg 
statt.  Die  Amrhein  hatte  damals  noch  eine  Freundin  ( Anna  Müller) 
bei  sich  und  sie  tranken  zusammen  einen  Liter.  Abends  kehrte 
Filssler  nach  Hause  zurück.  In  der  Folge  besuchte  er  sie  noch 
sechs-  bis  siebenmal  in  Neuheim,  übernachtete  jeweilen  in  ihrem 
väterlichen  Hause  und  kehrte  am  Morgen  wieder  heim.  Während 
der  Nacht  kam  allemal  die  Marie  Amrhein  in  sein  (Fässlers) 
Zimmer,  wo  sie  mit  ihm  geschlechtlichen  Umgang  pflog.  Beim 
zweiten-  oder  drittenmal  — sagt  Fässler  — wünschte  die  Marie 
Amrhein  die  Ringe  zu  tauschen  und  sandte  ihm  anfänglich  einen 
Ring  mit  einem  Stein,  welchen  Fässler  als  minderwertig  zurück- 
wies; später  aber  tauschten  sie  in  gehöriger  Weise  Verlobungs- 
ringe aus.  Diese  liegen  bei  den  Akten  ; in  dein  von  Fässler  dedi- 
zierten  Exemplar  steht  eingraviert:  G.  St.  12.  März  1899.  Die 
Gravur  in  dem  von  der  Marie  Amrhein  erhaltenen  Ring:  M.  A. 
März  1899,  liess  Fässler  durch  Goldschmied  Anderegg  in  Schwyz 
wegmachen.  Er  stund  mit  der  Amrhein  in  Briefwechsel  bis  zu 
seiner  Inhaftierung,  logierte  in  der  Nacht  vom  4.  auf  den  5.  Mai  — 
also  ganz  kurz  vor  dem  Todesfall  seiner  Frau  — noch  bei  ihr 
und  übte  mit  ihr  den  Beischlaf  ans.  Die  Marie  Amrhein  giebt 
zu,  mit  Fässler  geschlechtlichen  Umgang  gehabt  zu  haben,  und 
glaubte  auch,  dass  die  Heirat  zwischen  ihnen  bald  zu  stände 
kommen  werde. 

„Wir  haben  uns  gehörig  verlobt“  — deponiert  die  Amrhein 
am  23.  Mai  (Bog.  49).  — „Streuli  sagte  mir,  es  sei  möglich,  dass 
wir  kommenden  Herbst  noch  heiraten.  Und  ich  habe  mich  darauf 
allen  Ernstes  auch  einrichten  wollen.“ 

Einmal  meinte  die  Amrhein,  sie  sei  schwanger,  da  die  Periode 
zu  spät  eingetreten.  Beklagter  wollte  deshalb  in  der  Apotheke 
Brunnen  ein  Abortivmittel,  nämlich  „weisse  Haselwurzeln“  kaufen. 
Nachdem  ihm  solche  verweigert  wurden,  verlangte  er  Bittersalz, 
das  er  der  Amrhein  übersandte.  Thatsächlich  war  eine  Schwanger- 
schaft nicht  vorhanden  und  Fässler  hat  hiervon  auch  seinerseits 
Kenntnis  erhalten.  Gleichzeitig  nahm  Fässler  auch  für  seine  Frau 
ein  Päeklein  Bittersalz  nach  Hause,  da  sie  nach  seiner  Angabe 
nicht  sicher  waren,  ob  die  Frau  zum  zweitenmal  schwanger  wäre. 
Thatsächlich  war  sie  es  bereits  im  zweiten  Monat.  Es  ist  konsta- 
tiert., dass  Fässler  das  Kindsgeschrei  nicht  leiden  mochte.  Er  be- 
klagte sich  schon  beim  ersten  Kinde,  das  schon  nach  einem  Monat 
an  Verdauungsstörung,  die  vom  Arzte  auf  schlechte  Ernährung 
zurückgeführt  wird,  starb,  über  das  Schreien  und  äusserte  sich, 
es  müsse  keine  Kinder  mehr  geben,  er  wolle  das  Geschrei  nicht 
haben. 

Entgegen  allen  diesen  aktenmässig  erhobenen  Thatsaehen  be- 
hauptet der  Beklagte  gleichwohl  im  Verhör  vom  20.  Mai  (Bog.  33): 
„Ich  habe  mit  keinen  andern  Personen  Liebesverhältnisse  untcr- 
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halten.  Wenn  ich  etwa  gegen  eine  ein  wenig  gelacht  habe,  so  hat 
man  mir  schon  alles  mögliche  „aufgebrannt“,  die  Leute  machen 
ja  alles  grösser,  als  wie  es  wirklich  ist.tt 

4.  Das  eheliche  Verhältnis  war  auch  in  seinem  kurzen  Be- 
stände unter  den  Ehegatten  selbst  ein  sehr  getrübtes  und  zwar  — 
wie  der  Tit.  Staatsanwalt  richtig  bemerkt  — aus  alleiniger  Schuld 
des  Angeklagten.  Fässler  behauptet  zwar  (Bog.  10),  mit  seiner  Frau 
gut  ausgekommen  zu  sein.  Allein  das  Gegenteil  ist  bewiesen.  Er 
war  lieblos,  grob  und  zeitweise  brutal  mit  ihr;  ein  Brief  z.  B.  d.  d. 
„Seewon  eines  Abends  bei  guter  Laune“  (Sommer  1898)  schon 
zeigt,  in  welch  herzloser  Weise  er  sie  durch  gehässige  Sticheleien 
offenbar  bitter  zu  kränken  beliebte.  Wiederholt  musste  sie  von 
ihm  den  Vorwurf  hören,  sie  verdiene  nichts  und  brauche  nur,  ob- 
schon  sie  die  Hausgeschäfte  besorgte,  in  hoch  schwangerem  Zu- 
stande noch  das  Wasser  eine  grössere  Strecke  weit  herbeitrug  und 
sich  sogar  Mühe  gab,  ihm  zu  Gefallen  den  Modistinberuf  zu  er- 
lernen. Er  hielt  ihr  die  Bezahlung  des  Arztes  vor  bei  der  Geburt 
seines  eigenen  Kindes,  bestellte  zur  Pflege  der  Wöchnerin  ein  ihr 
ganz  unbekanntes  Weibsbild  aus  Zürich,  mit  dem  er  möglicher- 
weise allerdings  selbst  gut  bekannt  gewesen  sein  mochte.  Zudem 
misshandelte  er  sie,  wie  er  schliesslich  selbst  zugeben  muss,  de» 
öftern,  stiess  sie  sogar  während  ihrer  Schwangerschaft  so  heftig 
zu  Boden,  dass  sie  einige  Zeit  bewusstlos  liegen  blieb,  wollte  sie 
einmal  die  Stiege  hinunterwerfen,  im  Herbste  1898  sogar  erstechen, 
und  hatte  sie  noch  im  März  1899  erheblich  geschlagen.  Briefe  der 
unglücklichen  Frau  an  ihre  Angehörigen  enthalten  die  bittersten 
Klagen  über  die  Behandlung  seitens  ihres  Mannes  und  bange 
Sorgen  für  die  Zukunft.  Speciell  wird  verwiesen  auf  ein  Schreiben 
der  Frau  Fässler  au  ihre  Schwester  vom  5.  Mai  1899.  Gegenüber 
der  Fräulein  Keller,  Posthalterin  in  Scewen,  äusserte  sich  Fässler 
bei  gegebenem  Anlasse  in  roher  Weise;  es  wäre  um  so  eigen- 
sinnige Frauen,  wie  die  »einige,  nicht  schade,  wenn  sic  bei  einem 
Eisenbahnunglück  zu  Grunde  gingen. 

Dagegen  wird  die  Frau  Fässler  allgemein  als  eine  brave,  be- 
scheidene und  arbeitsame  Frau  geschildert,  welche  trotz  allen  von 
ihm  erlittenen  moralischen  und  thütlichen  Unbilden  dennoch  an 
ihrem  Mann  hing,  wie  von  verschiedener  Seite  bezeugt  ist. 

Nur  ans  Mitleid  für  seine  „sehr  solide,  brave,  treue  Frau“ 
erhält  Fässler  von  Zimmermeister  Marty  in  Seewen  eine  Anstellung 
(Brief  vom  2T.  Mai  1897).  Die  Frau  Fässler  wird  auch  als  nichts 
weniger  wie  waghalsig  geschildert.  Wie  sie  in  der  Fastnacht  mit 
Frau  Bauser-Snlzer  einmal  durch  die  Axenstrasse  ging  und  diese  auf 
einen  kleinen  Felsvorsprung  kletterte,  habe  sie  (Frau  Fässler)  sofort 
gewarnt,  sie  solle  doch  nicht  so  waghalsig  sein,  ihrerseits  würde  sie 
nicht  um  viel  Geld  dort  hinauf  gehen.  Mit  der  Zeugin  ist  daraus 
zu  schliessen,  dass  Frau  Fässler  eher  furchtsam  gewesen  ist. 
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C.  Über  die  den  Unfall,  welcher  Frau  Fässler  am  8.  Mai  18h!» 
getroffen  hat,  und  als  dessen  Urheber  Fässler  beschuldigt  ist, 
begleitenden  Umstünde  ist  aus  den  Akten  folgendes  erhoben: 

1.  Schon  am  Sonntag  den  7.  Mai,  also  am  Tage  vor  dem 
unglücklichen  Absturze  seiner  Frau,  machte  Fässler  mit  derselben 
einen  Ausflug  nach  Seelisberg.  Für  die  Eisenbahnfahrt  nach 
Brunnen  löste  er  nach  Aussage  des  Bahnbeamten  Gut  in  Seewen 
«in  einfaches  und  ein  Retourbillet.  Von  der  Treib  nach  Seelisberg 
benützte  er  eine  Kutsche,  speiste  drohen  zu  Mittag,  sammelte 
danach  mit  der  Frau  an  abschüssiger  Stelle,  beim  sogenannten 
Känzeli,  Blumen,  ging  mit  ihr  gegen  das  Rütli  hinunter  und  fuhr 
von  dort  per  Schilf  nach  Brunnen  und  dann  nach  Hause. 

2.  Am  folgenden  Tage,  Montag  den  8.  Mai,  will  Fässler  nach 
Erledigung  verschiedener  Geschäfte  noch  zu  Jemandem  geäussert 
haben,  mittags  noch  Geschäfte  halber  nach  Altdorf  gehen  zu  wollen. 
Während  dem  Mittagessen  habe  ihm  jedoch  seine  Frau  den  Vor- 
schlag gemacht,  einen  Spaziergang  die  Axenstrasse  hin  zu  machen  ; 
zu  diesem  Zwecke  nach  Brunnen  zu  fahren,  von  dort  bis  Sisikon 
zu  Fuss  zu  gehen  und  sodann  mit  dem  Lokalzug  um  halb  drei 
Uhr  wieder  zurückzukehren;  die  Geschäfte  in  Altdorf  könne  er 
ein  anderes  Mal  erledigen.  Er  (Fässler)  habe  sich  mit  dem  Vor- 
schläge einverstanden  erklärt.  Daun  deponiert  er  im  ersten,  am 
gleichen  Abend  durch  das  Bezirksamt  vorgenommenen  Verhör 
folgendes:  „Meine  Frau  und  ich  stiegen  heute  mittags  um  halb 
1 Uhr  in  den  Zug  nach  Brunnen  und  wollten  einen  Spaziergang 
nach  Sisikon  machen.  Als  wir  in  die  Nähe  der  Barriere  kamen, 
wo  die  Bahn  in  einen  Tunnel  hineinfuhrt,  kam  der  Zug  von  Sisi- 
kon her,  und  wir  sahen,  dass  es  zu  spät  war,  um  mit  dem  Zuge 
wieder  nach  Hause  zu  fahren,  und  wir  kehrten  deshalb  zu  Fuss 
zurück.  Bei  der  Stelle,  wo  seiner  Zeit  ein  Engländer  in  den  See 
gestürzt  ist,  ging  meine  Frau  abseits  der  Strasse,  um  am  Abhänge. 
Holunderblüten  (weissc  Blüte)  zu  pflücken.  Auf  einmal  glitschte 
sie  aus  und  stürzte  hinab.  Sie  hatte  eine  Stickerei  in  der  Hand 
und  ich  hatte  den  Fadenknäuel  in  der  Rocktasche,  und  als  sie  aus- 
glitschte, zerriss  der  Faden  und  der  Knäuel  blieb  mir  in  dem 
Tschoppen  zurück.“ 

Im  Specialuntersuch  stellt  Fässler  am  13.  Mai  den  Vorfall 
also  dar:  „Wir  verreisten  mit  dem  halb  ein  Uhr-Zuge  nach  Brunnen. 
Daselbst  kehrten  wir  nirgends  ein,  sondern  liefen  direkt  durchs 
Dorf  und  sodann  spaziersweise  durch  die  Axenstrasse  gegen  Sisikon. 
Vorhalb  Sisikon,  ein  Stück  hinter  dem  Sehiftemeekstrassentunnel. 
sassen  wir  ab;  es  befinden  sieh  dort  Trämmel.  Bis  dahin  hatten 
wir  tins  nirgends  länger  aufgehalten.  Cirka  einen  Steinwurf  weit  von 
uns  entfernt  sahen  wir  den  Barrieren  Wärter.  Wie  wir  da  einige 
Zeit  gesessen  waren  und  miteinander  geplaudert  hatten  — meine 
Frau  war  mit  Häkeln  beschäftigt  — kam  der  Zug  von  Sisikon 
her  und  wir  hatten  somit  denselben  verpasst.  Ich  bin  zwar  im 
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Besitze  einer  L'iir,  hatte  sic  aber  zn  Hause  gelassen  ; meine  Frau 
besass  keine  solche.  Wir  traten  alsdann  den  Kiickweg  wiederum 
zu  Fass  an.  Wir  gingen  nur  so  spaziersweise  und  meine  Frau 
häkelte  dabei.  In  der  Nähe  eines  zerfallenen  Kalkofens  begegneten 
wir  einem  Strassenarbeiter,  dem  wir  schon  auf  der  Hinreise  be- 
gegnet waren.  Auch  sahen  wir,  glaube  icli  auf  dem  Rückwege, 
den  vorderen  Barrierenwürter.  Andere  Personen  waren  nicht  unter- 
wegs. Kinzig  begegnete  uns  noch  ein  Fuhrmann,  der  gegen  Sisikon 
fuhr,  den  icli  aber  nicht  kannte. 

Als  wir  an  die  Stelle  kamen,  wo  einst  ein  Engländer  in  den 
Sec  stürzte,  ging  meine  Frau  dorthin.  Es  führt  ein  keines  Weglein 
dort  hinaus,  sie  wollte  von  einem  Strauche,  der  sich  dort  recht« 
befindet,  Holunderblüten  haben.  Wie  ich  nun  indessen  am  fiussem 
Strassenrand  lauf  der  Seeseite)  das  Wasser  löste,  hörte  ich  den 
Ruf:  „Jesses  Gott!“  und  gleichzeitig  sah  ich,  dass  meine  Frau 
verschwand.  Ich  ging  hinaus  und  sah  sie  nicht  mehr.  Wie  dieses 
Unglück  geschehen,  weiss  ich  nicht;  meine  Frau  trug  Halbschühlein 
und  muss  ausgeglitscht  sein.“ 

Es  mögen  hier,  anschliessend  an  die  ersten  Angaben  Fässlers 
über  den  Unglücksfall,  vom  Bezirksamt  und  Specialverhör  noch 
die  verschiedenen  spätem  Versionen  seiner  Erzählungen  hierüber 
angeführt  und  beachtet  werden.  Fässler  sagt: 

Am  15.  Mai  (Bog.  11):  „Wir  kamen  auf  der  Strasse  daher. 

An  der  fraglichen  Stelle  ging  sie  hinaus,  während  ich  am  Strassen- 
rand das  Wasser  löste.  Ich  war  damit  noch  nicht  fertig,  war  das 
Unglück  geschehen.  Es  mag  daher  nicht  mehr  als  1 — 2 Minuten 
gedauert  haben  von  dem  Momente  an,  als  sie  die  Strasse  verlies«, 
bis  zum  Augenblick  des  Unglückes.“ 

Am  20.  Mai  (Bog.  33):  „Ich  stund  zwischen  dem  Denkmal 
und  der  Strasse  und  zwar  ein  wenig  links  dem  Denkmal.  Ich 
schaute  ebenfalls  gegen  den  See  und  „schiffte  frei  in  die  Welt 

hinaus.“ ,Ich  habe  nicht  gesehen,  dass  sie  sich  bückte.  Ich 

weiss  nicht,  ist  sie  umgekippt  oder  ausgerutscht.  Ich  kann  nicht 
sagen,  ob  sie  mit  dem  Oberkörper  vornüber  oder  ob  sie  zuerst 
rückwärts  fiel.  Ich  war  erschrocken,  als  ich  den  „Schrei“  und  den 
Ausruf  „Jesses  Maria“  hörte.“ 

Am  3.  August  (Bog.  131):  „Soviel  ich  mich  erinnere,  stand 
ich  im  Momente  des  Absturzes  meiner  Frau  neben  dem  Denkmal, 
d.  h.  zwischen  dem  Denkmal  und  dem  Weglein.  Nachher  sprang 
ich  auf  die  Strasse  zurück  und  stiess  oder  lief  gerade  schräg  au 
das  Fuhrwerk  hin,  wo  ich  es  den  betreffenden  Leuten  sofort  mit- 
teilte.“   

„Ich  weiss  nicht,  ist  die  Frau  ausgeglitscht  oder  umgekippt. 
Ich  weiss  nicht,  wie  ich  dies  erklären  muss,  sie  kann  ja  meinet- 
wegen auch  über  das  Gesträuch  hinausgetrollt  sein.“ 

Am  5.  August  (Bog.  132):  „Ich  habe  das  letzte  Mal  vergessen, 
zu  sagen,  dass  ich,  nachdem  die  Frau  abgestürzt  war,  an  den 
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Kami  liinnussprang  und  gerade  noch  liörte,  dass  es  iin  Wasser 
drunten  „dätschte“.“ 

3.  Fässler  gieht  an  und  eg  ist  auch  bewiesen,  dass  seine  Frau 

eine  Häkelarbeit  bei  sieh  hatte,  jedoch  sagt  er  (Bog.  11):  „Auf 
dem  Hinweg  hat  sie  nicht  gehäkelt,  wir  sind  ziemlich  schnell  zu- 
gelaufen, dagegen  timt  sie  dies  auf  dem  Rückwege “ „Sie 

hatte  den  Knäuel  unter  dem  Arm,  weshalb  ich  ihr  sagte,  sie  solle 
denselben  mir  geben,  den  ich  dann  in  meine  Rocktasche  nahm. 
Ich  trug  den  Knäuel  schon  zu  der  Zeit  in  meiner  Tasche,  als  uns 
der  Fuhrmann  (es  war  Kaspar  Rickenbach,  Bog.  39),  der  gegen 
Bisikon  fuhr,  begegnete.  Meine  Frau  hatte  zwar  ein  Arbeitstilsehchen, 
welches  man  mit  Schnüren  am  Arme  trägt,  bei  sich.  Warum  sie 
den  Garnknäuel  nicht  dort  hincingethan,  weiss  ich  nicht.“ 

4.  Fässler  behauptet  ferner,  dass  seine  Frau  an  der  Unglücks- 

stclle  Holunderblüten  habe  pflücken  wollen.  Schon  weiter  hinten 
habe  sie  einen  Holunderstrauss  gepflückt,  denselben  aber  wieder 
weggeworfen,  weil  beim  Abreissen  das  Holz  aus  der  Rinde  ge- 
schlüpft war  ('Bog.  11).  Auf  die  Frage  des  Untersuchungsrichters 
(Bog.  33),  woher  er  wisse,  dass  seine  Frau  Holunderblüten  habe 
pflücken  wollen,  giebt  Fässler  an:  „Sie  sagte  nämlich,  als  sie  bei 
dem  Denkmal  vorbeiging,  sie  hätte  gern  etwas  Holunderblüten, 
zu  dem  sie  dann  noch  ein  paar  Vergissmeinnicht  thun  wollte.“ 
Und  in  Bog.  132:  „Ich  weiss  nicht,  wäre  die  Frau  zu  diesem 

Strauch  hinabgestiegen  oder  nicht,  ln  der  Absicht  muss  sie  es 
doch  gehabt  haben.  Ich  kann  auch  nicht  sagen,  war  dies  wirklich 
ein  Holunderstrauch.  Hs  war  dies  der  einzige,  der  dort  Blüten  trug. 
Wir  sagen  diesem  Strauch  „Holunder“,  auch  meine  Frau  sagt  so; 
sie  pflückte  schon  mehr  weiter  hinten  von  einem  ähnlichen  Strauche, 
in  der  Nähe  der  Strasse,  Blüten. 

Wie  das  Verhöramt  aber  festgestellt  hat,  ist  der  betreffende 
Strauch  kein  Holunder,  sondern  ein  sogenannter  „Buchbaum  " 
Viburna  Lantana  (nach  Khyner,  Pflanzennamen  der  Urschweiz). 
Nur  etwa  2U  Meter  davon  eufernt,  gegen  die  Sisikonerseite,  steht 
noch  ein  solcher  Strauch  unmittelbar  an  der  Strasse,  wie  der 
Augenschein  ergab,  und  es  sind  in  jener  Gegend  deren  noch 
mehrere. 

I).  Fässler  giebt  an,  dass  seine  Frau  von  einem  cirka  eine 
halbe  Stunde  von  Brunnen  gegen  Sisikon  entfernten  Felsvorsprung, 
da,  wo  die  Strasse  gegen  Morsclinch  abzweigt,  verunglückt  sei. 

Das  Kantonsgericht  hat  an  Ort  und  Stelle  am  18.  Oktober 
einen  Augenschein  vorgenommen,  um  von  der  Situation  Kenntnis 
zu  nehmen,  sich  mit  den  örtlichen  Verhältnissen  bekannt  zu  machen 
und  diese  mit  den  einschlägigen  Akten  zu  vergleichen.  Die  an- 
gebliche Absturzstelle  befindet  sich  an  einem  aussichtsreichen  Fels- 
vorsprung. dessen  Krone  ein  ebener,  uneingefriedeter  Platz  ist,  auf 
dem  das  Denkmal  des  daselbst  durch  Absturz  verunglückten  Eng- 
länders Henry  Thelbin  stellt.  Hinter  diesem  Denkstein  gegen  die 
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Seeseite  ist  ein  kleiner  offener  I’latz  von  eirka  1 '/*  m.  Hreite  und 
ausserhalb  desselben  füllt  der  Felsabhang  eirka  200  m.  tief,  jäh 
und  in  seinem  obéra  Teile  überhängend,  in  den  See  ab,  der  an 
dieser  Stelle  erfahrungsgemäss  kein  Opfer  wiedergiebt.  An  der 
äussersteu  Böschung  wachsen  einige  Grotzli  und  eirka  1 */*  m. 
weiter  unten  am  Abhänge  befindet  sieh  der  von  Fäissler  als 
Holunder  bezeichnet«  Strauch,  der  zur  Zeit  des  Augenscheines 
durch  das  Bezirksamt  vom  9.  Mai  1899  weisse  Blüten  trug.  Wie 
die  Untersuchungsbehörden  und  die  Vorinstanz  schon  konstatiert 
haben,  ist  es  unbestreitbar  mit  grosser  Gefahr  verbunden,  dort 
Blüten  abzureissen.  Das  Bezirksamt  hat  bei  seiner  Lokalbesichti- 
gung folgendes  konstatiert:  „Auf  dem  Boden  und  in  der  nächsten 
Umgebung  zeigten  sieh  keinerlei  Spuren  von  Gewaltthittigkeit  oder 
eines  stattgehabten  Kampfes.  Im  Käsen  zu  äusserst  auf  dem  Fels- 
abhange  und  etwas  unterhalb  glaubt  man  einige  Fussspuren  zu 
sehen  und  am  erwähnten  Strauche  sind  zwei  oder  drei  Zweige 
abgebrochen  ; immerhin  scheinen  die  Brüche  nicht  ganz  frisch  zu 
sein.  An  einem  Grotzli  ob  diesem  Strauche  hängt  ein  eirka  4 in. 
langes  Stück  weisses  Garn,  welches  leicht  abgelöst  werden  kann. 
Weitere  Anhaltspunkte  über  die  Art  und  Weise,  wie  der  Absturz 
erfolgt  ist,  ergeben  sich  keine  und  waren  insbesondere  auch  keine 
Kleidungsstücke  oder  andere  Sachen  von  der  verunglückten  Person 
an  der  Absturzstelle  sichtbar.  „An  der  Hand  des  Augenscheines 
und  des  Situationsplanes  der  Gotthardbahn,  Blatt  Ingenbohl-Mor- 
schach,  wurde  vom  Kantonsverhöramt  eine  Planskizze  gefertigt, 
die  bei  den  Akten  liegt.  Sie  ergiebt  in  Verbindung  mit  dem  Augen- 
schein: „Auf  85  Schritte  einwärts  gegen  Sisikon  auf  der  Strasse 

sieht  man  die  Mitte  der  Strasse  vor  dem  Thelbin-Denkinal,  hinter 
welchem  Frau  Fässler  nbgestürzt  ist,  nicht  mehr,  und  zwar  wegen 
der  Strassenkrümmung.  In  der  Entfernung  von  100  Schritten 
in  gleicher  Richtung  ist  wegen  der  Strassenkrümmung  auch  die 
Absturzstelle  nicht  mehr  sichtbar,  abgesehen  davon,  dass  diese 
Stelle  durch  vorstehende  Bäume  und  Sträuche  teilweise  maskiert 
ist.  In  der  Richtung  gegen  Brunnen  ist  die  Mitte  der  Strasse  vor 
dem  Denkmal  auf  105  Schritte  Entfernung  nicht  mehr  sichtbar 
wegen  der,  wenn  auch  schwachen,  Krümmung.  Die  Absturzstelle 
ist  schon  auf  20  m wegen  den  vorstehenden  Bäumen  ganz  un- 
sichtbar. Etwas  weiter  vomen  wird  diese  Stelle  überdies  durch 
einen  vorstehenden  Felskegei  ausserhalb  der  Strasse  verdeckt.  Das 
Laub  der  Bäume  muss  am  8.  Mai  stark  entwickelt  gewesen  sein, 
da  es  am  15.  Mai  schon  fast  ganz  entwickelt  war.“ 

Das  Kantonsgericht  hat  auch  von  einer  andern  Stelle  aus  von 
der  Beschaffenheit  des  Felsabhanges  bei  der  Absturzstelle  Einsicht 
genommen  und  durch  Hinabwerfen  eines  Gegenstandes  die  Fall- 
linie beobachtet;  diese  endigt  im  See  eirka  ff  bis  4 in.  ausserhalb 
dem  Fusse  des  Felsens  und  die  Fallzeit  beträgt  eirka  (>  Sekunden. 

E.  Bezüglich  der  nähern  Verumständung  vor  und  nach  dein 
Absturze  der  Frau  Fässler  ist  folgendes  relevant: 
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1 Wie  bereits  bemerkt,  batte  Kassier  im  ersten  Specialverhör 
(Bog’.  11)  behauptet,  sich  mit  seiner  Frau  auf  dein  Hinwege  gegen 
Sisikon  nirgends  aufgehalten  zu  haben.  Damit  setzte  er  sich  in 
Widerspruch  mit  dem  positiven  Zeugnis  des  Kutschers  Joseph 
Steiner  i Bog.  39),  welcher  deponiert:  „Ich  führte  am  besagten 

Tage  ein  Fuder  Sessel  nach  Axenfels.  Hinter  dem  Strasscntunnel, 
unmittelbar  hinter  Brunnen,  beobachtete  ich  ein  Pärchen,  das  stets 
so  etwa  einen  Steinwurf  weit  vor  mir  her  lief.  Ich  kannte  dasselbe 
nicht.  Wie  ich  in  die  Nähe  des  Engländerdenkmals  kam.  wo  die 
Strasse  gegen  Morsehach  abzweigt,  erreichte  ich  das  Ehepaar;  sie 
hatten  da  Rast  gemacht.  Auch  ich  machte  einen  kurzen  Halt.  Der 
Mann  sass  auf  der  hintern  Brnstinaner  auf  der  Sisikonerseite  und 
zwar  so,  dass  er  das  eine  Bein  links,  das  andere  rechts  der  Mauer 
herabhängen  Hess  und  gegen  Brunnen  schaute.  Die  Frau  stund 
zwischen  dem  Denkmal  und  der  Strasse,  mehr  aber  gegen  die 
Strasse  hin.  Dieselbe  war  schön  schwarz  gekleidet  und  trug  einen 
schwarzen  Hut;  gearbeitet  hat  sie  nicht,  dagegen  sagte  sie  zu  mir  : 

„Ich  habe  da  doch  schöne  Sessel;  sie  wollte,  sie  hätte  auch 
ein  paar  solche  zu  Hause.“  Auf  dies  entgegnete  ich  mehr 
scherzend  : „Meinetwegen  könne  sie  solche  haben,  wenn  sie 

mit  dem  Eigentümer  (Hm.  Schnack)  einig  werde.“  Der  Mann  sprach 
kein  Wort,  sondern  schaute  so  in  den  Boden  hinein.  Ich  fuhr  nun 
weiter  und  sali  dann  bei  meinem  nächsten  Halt,  dass  das  Pärchen 
auf  der  Axenstrasse  iu  der  Richtung  gegen  Sisikon  weiterlief.  Den 
nämlichen  Mann  sah  ich  dann  abends,  nachdem  das  Unglück  ge- 
schehen, mit  Schiffmann  von  Euw  aus  einem  Schiffchen  steigen.“ 

Im  Verhör  vom  20.  Mai  (Bog.  89)  hat  Fftssler  direkt  in  Ab- 
rede gestellt,  dort  beim  Thclbin-Denkmal  abgesessen  zu  sein;  sie 
haben  sich  im  Vorbeigehen  nur  ein  wenig  aufgehalten  und  nach 
dem  Wege  gesehen,  den  sie  tags  zuvor  auf  dem  Seelisberg  gemacht. 

2.  Erhebungen  mit  dem  Bnhnpersona)  haben  ergeben,  dass 
Kassier  und  Frau  cirka  eine  halbe  Stunde  lang  herwärts  der 
Barriere  von  Sisikon  auf  Trflmmeln  sassen,  von  wo  man  die  Ein- 
fahrt eines  Zuges  in  die  Station  Sisikon  gut  bemerken  kann.  Sie 
gingen  dann  wieder  zurück,  nachdem  der  Lokalzug  nach  Seewen 
passiert  war. 

3.  Frau  Bomatter,  Barrierenwärterin  beim  Wärterhäuschen 

Nr.  19,  hörte  zur  fraglichen  Zeit  einen  Schrei:  „Es  war  so  der 

Ton  eines  Kindes  oder  einer  Frauensperson  und  gab  so  einen 
so  kuriosen  Wiederhall.“ 

4.  Fässler  hat,  wie  bereits  erwähnt,  angegeben  (Bog.  131), 
dass  er  nach  dem  Absturz  der  Frau  auf  die  Strasse  zuritck- 
gesprungen  und  gerade  schräg  an  ein  von  Brunnen  herkommendes 
Fuhrwerk  gestossen,  beziehungsweise  gelaufen  sei.  Dieses  Fuhr- 
werk hätte  er  schon  vor  dem  Unglück  etwa  einen  guten  Steinwurf 
weit  vor  ihm  gesehen,  und  die  Fuhrleute  haben  ihn  gefragt,  oh 
das  Unglück  vor  ,r>  Minuten  geschehen  sei.  und  er  habe  dies  bejaht, 
da  er  geglaubt,  sie  meinen  innerhalb  5 Minuten. 
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Dagegen  deponiert  der  Zeuge  Martin  Strüby,  der  mit  Joseph 
Ehrler  auf  diesem  Fuhrwerk  gesessen  (Bog.  1 t»)  : Er  sei  zwischen 
:!  bis  halb  4 l'hr  von  Brunnen  durch  die  Axenstrasse  gegen  Mor- 
sehach  gefahren.  Als  sie  i Ehrler  und  er)  cirka  30  Schritte  vor  der 
Absturzstelle  angelangt  seien,  sei  vom  Denkstein  weg  ein  Mann 
auf  sie  zugekommen,  der  ungefähr  so  gothan  habe,  wie  wenn  er 
weinen  wollte.  Wie  er  beim  Fuhrwerke  angelangt  war,  habe  ihn 
Ehrler  gefragt,  was  er  habe.  Nach  Ansicht  des  Zeugen  würde  aber 
Fässler  beim  Fuhrwerk  vorbeigegangen  sein,  wenn  Ehrler  den- 
selben nicht  angeredet  hätte.  Der  Angeklagte  habe  ihm  dann  ge- 
sagt. gerade  im  Augenblicke  sei  seine  Frau  in  den  See  hinunter 
gefallen.  Er  zeigte  nun  den  beiden  die  Stelle,  wo  der  Absturz  er- 
folgt sei.  Dieselbe  habe  sich  gerade  vor  dem  Denkmale,  aber 
ziemlich  weit  unten  befunden,  wo  die  Frau  angeblich  Holunder- 
blüten habe  pflücken  wollen.  Am  fraglichen  Blütenstrauche  habe 
Zeuge  nichts  abgebrochen  gesehen,  obschon  er  sich  dessen  extra 
geachtet  habe.  Fässler  habe  dann  zu  weinen  angefangen  und  ge- 
sagt : „Helft  mir  auch  und  könnt  ihr  mir  nicht  helfen.“  Zeuge 

konnte  sich  nicht  recht  vorstellen,  dass  eine  Frau  den  Mut  hatte, 
an  dieser  Stelle  Blüten  zu  pflücken. 

5.  Der  Zeuge  Joseph  Ehrler  ging  dann  mit  Fässler  zurück 
nach  Brunnen.  Ihm  ist  auf  dem  Wege  am  Benehmen  Fiisslers  nichts 
aufgefallen,  wenigstens  machte  er  in  der  Einvernahme  keine  be- 
züglichen Bemerkungen.  Von  Brunnen  fuhren  Fässler  und  Ehrler 
mit  Schifl’mann  von  Euw  an  die  Unglücksstütte  und  der  letztere 
deponiert  (Bog.  2(1):  „Der  junge  Mann  tliat,  als  ob  er  weinen 

wollte.  Allein  das  Benehmen  desselben  machte  mir  unwillkürlich 
den  Eindruck,  als  ob  da  nicht  alles  in  Ordnung  wäre.  Ich  glaube 
immer,  wenn  jemand  gar  keine  Schuld  trüge,  so  würde  er  nieder- 
geschlagen sein  und  könnte  nicht  mehr  so  gut  reden.“ Und 

weiter:  „Ich  habe  sodann  den  Fässler  auch  gefragt,  ob  die  Frau 

beim  Absturze  keinen  Laut  von  sich  gegeben  habe.  Auf  das  hat 
er  zuerst  nicht  gewusst,  was  er  sagen  wollte,  dann  sagteer:  doch 
er  habe  „neumä“  einen  Schrei  gehört“ „Ich  kann  nicht  ur- 

teilen, aber  mir  hat  es  den  Eindruck  gemacht  und  zwar  schon  im 
ersten  Augenblicke,  ohne  dass  ich  den  jungen  Mann  weiters  kannte, 
dass  er  seine  Frau  hinahgcstosscu  hat.  Irgendwelche  Nieder- 
geschlagenheit über  das  Unglück  hat  Zeuge  all  Fässler  nicht 
wahrgenommen,  und  den  Verdacht  gegen  denselben  auch  seiner 
Frau  gegenüber  geäussert. 

(1.  An  der  Unglücksstelle  selbst  konnte  nichts  wahrgenommen 

werden:  „Wir  sahen  weder  am  Felsen  noch  im  Wasser  etwas.“ 

„Dort  an  der  Absturzstelle  fanden  sich  keine  Holunder  vor;  es 
ist  eher  Buchbauin  gewesen.  Im  See,  wo  wir  extra  darauf  achteten, 
haben  wir  aber  weder  abgebrochene  Zweige  noch  Blüten  noch 

irgend  etwas  Derartiges  wahrgenominen.“ „Fässler  zeigte 

uns  einen  Knäuel  (iarn,  den  er  aus  der  Kocktasche  zog.  Wir 
sahen  aber  am  Felsen  keine  Spur  hiervon;  dagegen  hat  Fässler 
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bemerkt,  dass  oben  noch  Garn  über  den  Felsen  herunter  hänge. 
Auch  von  dem  Hute  war  nichts  zu  sehen,  den  die  Krau  nach 
Füsslers  Aussage  getragen  haben  soll.“  Dagegen  will  Joseph 
Ehrler  droben  bei  der  Strasse  und  dann  auch  wieder  vom  Schill' 
aus  einen  langen  Faden  über  die  Fluh  hinabhängend  gesehen 
haben. 

„Über  das  Vorhandensein  und  Reissen  dieses  Fadens  an  der 
Unglücksstelle  giebt  Fässler  an  iBog.  132):  „Der  Faden  oder  das 
Garn  riss  bei  meinem  Tschoppensack  ; wie  es  gekommen,  dass  der- 
selbe weiter  von  mir  auch  nochmals  riss,  kann  ich  nicht  sagen.“ 

Zeuge  Dominik  Schüler,  Knecht  in  Brunnen,  der  sich  nach 
dem  Unglücksfall  gegen  1 Uhr  an  die  Absturzstelle  begab,  depo- 
niert über  seine  Wahrnehmungen  daselbst  (Bog.  38):  „Ich  sah 

soweit  ich  konnte  über  den  Felsen  hinab,  ich  sah  aber  von  der 
Frau  nichts.  Dagegen  beobachtete,  ich  am  Boden  einen  Strickfaden, 
der  etwas  links  vom  Denkmal  weg  über  den  Rasen  hinaus  und 
über  den  Felsen  herabhing.  Ich  nahm  diesen  Faden,  zog  ihn  herauf 
und  liess  ihn  dann  am  Boden  liegen.  Es  ist  nicht  richtig,  dass 
der  Faden  am  Gesträuch  oder  um  eine  Grotze  gewickelt  war.  Der 
Faden  lag  am  Boden  ; das  obere  Ende  reichte  bis  links  neben  das 
Denkmal,  das  andere  Ende  hing  über  den  Felsen  herab  in  die 
Tiefe  hinunter.  Spuren  des  Herabstürzens  habe  ich  gar  keine  be- 
obachtet, trotzdem  ich  mich  extra  deswegen  umsah.“ 

Martin  Strüby  Sohn,  Kutscher  in  Brunnen,  der  ebenfalls  bald 
auf  der  Unglücksstätte  ankam,  bemerkte  ebenfalls  einen  Faden 
und  zwar  etwas  links  vom  quäst.  Blütenstrauch  an  einem  Tann- 
grötzchen,  dessen  Ende  über  den  Felsen  herunterhing.  Am  frag- 
lichen Strauch  selbst  bemerkte  er  nichts  Abgebrochenes  trotz 
grösster  Aufmerksamkeit.  Zeuge  kann  sich  übrigens  nicht  recht 
vorstellen,  dass  eine  Frau  den  Mut  gehabt  hätte,  an  dieser  Stelle 
Blüten  zu  pflücken. 

8.  Der  Beklagte  bestellte  am  8.  Mai  morgens  für  seine  Frau 
und  auf  deren  Namen  gegen  eine  vierteljährliche  Nachnahme  die 
„Allgemeine  schweizerische  Volkszeitung“,  die  ihre  Abonnenten 
mit  Fr.  (>Ü0  gegen  Unfall  versichert.  Fässler  behauptet,  dass  seine 
Frau  Kenntnis  von  dieser  Zeitung  aus  einer  Annonce  des  Eulen- 
spiegclkalenders,  den  er  am  5.  Mai  von  Xeuheim  mitgebracht,  er- 
halten habe.  Er  selbst  will  dieselbe  nicht  beachtet  haben,  obschon 
sie  an  ganz  auffälliger  Stelle  steht. 

Aus  der  Annonce  selbst  geht  nicht  hervor,  ob  für  die  Gültig- 
keit der  Versicherung  die  Bezahlung  des  Abonnementspreises  er- 
forderlich ist. 

!•.  Fässler  hat  angegeben,  am  8.  Mai  nur  ein  Retourbillet 
Schwyz-Brunnen  gelöst  zu  haben,  weil  er  schon  ein  solches  be- 
sessen habe.  Ein  einmal  coupiertcs  Retourbillet  Schwyz-Altdorf,  aus- 
gegeben am  f.  Mai,  liegt  mit  andern  beiden  Akten;  dagegen  de- 
poniert der  Bahnbeamte  Gut  in  Seewen,  «lass  die  nur  einmalige 
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Lösung  eines  Retourbillets  Sclnvyz-Brunnen  durch  Fässler  am  7.  Mai 
erfolgt  sei.  Oh  es  um  8.  auch  geschehen,  kann  er  sich  nicht  erinnern, 
obwohl  er  auch  au  diesem  Tage  den  Schalter  bediente.  Dieses 
Verhältnis  ist  übrigens  nicht  besonders  relevant. 

F.  Nach  der  Rückkehr  begab  sich  Fässler  von  Brunnen  nach 
Schwyz,  um  Anzeige  zu  erstatten.  Auf  der  Geineindekanztei  wird 
er  jedoch  wieder  nach  Brunnen  verwiesen.  Er  ging  nach  Hause, 
wechselte  seine  Kleider,  fuhr  mit  dem  halb  7 Uhr  - Zug  nacli 
Brunnen  und  machte  die  Anzeige,  mit  welcher  er  vom  dortigen 
Gemeindepräsidenten  ans  Bezirksamt  Schwyz  gewiesen  wurde.  Bei 
diesem  Anlasse  sagte  Fässler  noch  der  Regina  Deberti,  welche  ihm 
begegnete,  dass  seine  Frau  dann  nicht  etwa  selbst  ins  Wasser 
gesprungen,  sondern  beim  Blumenpflücken  verunglückt  sei. 

Fässler  fuhr  mit  dem  7 Uhr-Zug  wieder  nach  Seewcn  zurück, 
machte  der  Frau  Zimmermeister  Marty  vom  Unglücksfall  Mitteilung, 
verbrannte  zu  Hause  noch  einige  Briefe,  Visitenkarten  uud  Photo- 
graphien, von  welchen  Überreste  im  Ilerde  noch  vorgefunden 
wurden,  uud  begab  sich,  Unwohlsein  vorschützend,  zu  Bett,  wo  er 
dann  noch  gleichen  Abend  von  Feldweibel  Steiner  abgcholt  und 
aufs  Bezirksamt  geführt  wurde. 

ln  Erwägung : 

Aus  den  vorstehend  angeführten,  den  Akten  enthobenen  Tliat- 
sachen  ergeben  sieb  nun  folgende  rechtliche  Schlüsse: 

1.  Der  Angeklagte  Bernardin  Fässler  giebt  an,  dass  seine 
Ehefrau  Franziska  l’urtschcr  den  8.  Mai  18‘.i!»,  nachmittags  cirka 
halb  4 Uhr,  auf  der  Axenstrasse  bei  einem  Spaziergange  von  Sisi- 
kon  lier  beim  Thelbin-Denkma!  durch  Absturz  von  der  Felswand 
verunglückt  ist.  Ein  direktes  Zeugnis  dafür,  dass  Frau  Fässler 
gerade  an  jener  Stelle  in  den  See  stürzte,  oder  gestürzt  wurde, 
ist  nicht  vorhanden.  Aber  es  wird  von  Fässler  behauptet  und  es 
sprechen  auch,  absolut  keine  Gründe  dagegen,  dass  Frau  Fässler, 
deren  Leiche  nicht  mehr  gefunden  wurde,  an  der  vom  Beklagten 
bezeichneten  Stelle  ihren  Tod  fand.  Nach  »?  258  der  St.  P.  O. 
schwächt  auch  die  Ermangelung  einer  aktenmässigen  Erhebung 
des  Tlmtbestandes  die  rechtliche  Gewissheit  nicht,  wenn  aus  be- 
sonderen Umständen  erhellt,  warum  derselbe  nicht  erhoben  worden 
konnte. 

2.  Es  frägt  sich  nun  in  erster  Linie,  ist  Frau  Fässler  frei- 
willig in  selbstmörderischer  Absicht  über  die  Felswand  gestürzt 
oder,  indem  sie  sich  zu  weit  hinauswagte,  verunglückt  oder  end- 
lich dureli  eine  verbrecherische  Hand  in  den  Abgrund  gestossen 
worden. 

a)  Gegen  die  Annahme  des  Selbstmordes  sprechen  die  eigenen 
Angaben  des  Beklagten,  der  konsequent  behauptet,  dass  seine  Frau 
beim  Blütenpflücken  in  den  See  abgestürzt  sei. 
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Trotzdem  das  ehelicht*  Leben  und  das  Los  der  Krau  durch 
die  offensichtliche  Schuld  des  Mannes  ein  höchst  trauriges  genannt 
werden  muss,  hat  sie  doch  gegen  niemand  Selbstmordgedanken 
geiiussert  und  zweifellos  auch  nicht  gehabt.  Dagegen  hat  sie  au 
der  lilimlichen  Stelle,  wo  sie  kurz  nachher  ihren  Tod  linden  sollte, 
mit  einem  Fuhrmann  noch  fröhlich  gesprochen,  den  Wunsch  nach 
dem  Besitze  so  schöner  Sessel,  wie  dieser  sie  zu  führen  hatte,  ge- 
iiussert und  soll  im  unglücklichen  Momente  noch  gestrickt  haben. 
Fs  ist  psychologisch  rein  undenkbar,  dass  eine  Selbstmörderin  vor 
dem  gewaltsamen  Abschluss  ihres  Lebens  noch  derartige  Arbeiten 
verrichtet.  Die  Annahme  des  Selbstmordes  ist  daher  zum  vorn- 
herein ausgeschlossen. 

b)  Für  die  Hypothese  eines  Ungliicksfallcs,  wie  ihn  der  Be- 
klagte plausibel  machen  will,  enthalten  die  Akten  subjektiv  und 
objektiv  auch  rein  gar  nichts,  aber  alle  Unwahrscheinlichkeit  da- 
gegen. Der  Holunderstrauch,  von  dem  die  Frau  angeblich  hätte 
Blüten  pflücken  wollen,  befindet  sich  so  am  steilen  Hände  des 
Felsens,  dass  es  jedenfalls  eines  waghalsigen  Mannesmutes  bedurft 
hätte,  so  nahe  an  denselben  heranzutreten,  um  die  Blüten  er- 
reichen zu  können.  Es  ist  gegenteils  erwiesen  (Zeugnis  der  Frau 
Hauser),  dass  Frau  Füssler  ein  mehr  furchtsames  Wesen  hatte 
und  jedenfalls  zu  solchen  Waghalsigkeiten  nicht  geartet  war: 
sie  würde  auch  das  warnende  Denkmal  des  hier  verunglückten 
Engländers  sicherlich  nicht  unbeachtet  gelassen  haben.  Dazu 
war  dieser  Holunderstrauch  keineswegs  der  einzige;  es  gab 
solche  genug  an  der  Strasse,  ganz  in  der  Nähe  an  absolut  un- 
gefährlichen Stellen.  Frau  Füssler  hatte  auch  bereits  solche  ge- 
pflückt, aber  wieder  weggeworfen,  was  sie  wohl  kaum  gethau 
haben  würde,  wenn  sie  so  grossen  Wert  darauf  gelegt  hätte, 
solche  zu  besitzen,  um  sie  selbst  an  lebensgefährlichen  Stellen 
zu  erreichen.  Etwas  ganz  Undenkbares  ist  es,  dass  eine  Frau 
mit  der  Häkelarbeit  in  der  Hand  in  eine  so  gefährliche  Lage 
sich  begiebt;  sie  würde  diese  weggelegt  oder  dem  Mann  zur  Auf- 
bewahrung übergeben  haben,  der  ja  auch  den  Knäuel  hatte,  und 
die  Hände  frei  behalten  haben,  um  sich  an  den  dort  befindlichen 
Tannenbäumehen  zu  halten. 

Es  ist  ganz  undenkbar,  dass  ein  Ehemann  ohne  besondere 
Absichten  seine  Frau  so  gefährliche  Schritte  thun  lässt,  ohne  es 
ihr  abzuraten,  zu  wehren  oder  sie  dann  wenigstens  zu  halten. 
Und  doch  will  Füssler  — wie  er  selbst  zugiebt  — unmittelbar 
hinter  ihr  gestanden  und  ebenfalls  gegen  die  Seescite  geschaut 
haben.  Die  an  der  Absturzstelle  befindlichen  Bäumchen  und  Ge- 
sträuche trugen  keinerlei  Merkmale  einer  beim  Unglüeksfal!  statt- 
gehabten Berührung  durch  Menschenhand,  und  doch  hatte  sicherlich 
die  Unglückliche,  wenn  nicht  schon  vorher,  so  doch  instinktiv  im 
Momente  des  Falles  danach  gegriffen,  sie  mitgerissen  oder  Zweige 
davon  abgerissen.  Aber  weder  an  diesen  selbst  noch  drunten  im 
See  waren  irgendwelche  Spuren  davon  zu  sehen  und  zu  bemerken. 
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Auch  das  Vorhandensein  und  die  Lage  des  hei  der  Absturz- 
stelle Vorgefundenen  Fadens,  dem  Kassier  offenbar  Bedeutung  bei- 
legte und  vom  Schiffe  auf  dem  See  aus  speciell  darauf  aufmerksam 
machte,  spricht  durchaus  nicht,  wie  der  Beklagte  gehofft  hat,  für 
einen  blossen  Unfall.  Seine  Frau  soll  mit  der  Häkelarbeit  an  die 
gefährliche  Absturzstelle  sich  begeben  haben,  Fltssler  hatte  den 
Knäuel  in  der  Tasche  und  behauptet,  «1er  Faden  sei  bei  derselben 
gerissen,  wie  er  noch  ein  zweites  Mal  riss,  weiss  er  nicht  zu  er- 
klären, und  das  ist  thatsächlich  auch  nicht  zu  erklären,  soll  die 
von  ihm  vorgebrachte  Unfallsgeschichte  möglich  und  wahr  sein. 
Der  Häkelfaden  ist  von  bedeutender  Stärke,  dass  er  einmal  reissen 
musste,  ist  klar.  Geschah  das  wirklich,  wie  der  Beklagte  angiebt, 
bei  seiner  Tasche,  so  musste  der  mit  der  Arbeit  verbundene  Teil 
gegen  diese,  d.  h.  gegen  den  See  zurückschnellen  und  mit  der- 
selben verschwinden,  oder  aber  an  einem  andern  Gegenstand  — 
wie  z.  B.  an  einer  der  dort  befindlichen  Grotzen  — sieh  ver- 
wickeln und  in  dieser  Lage,  entweder  nochmals  reissen  oder  dann 
mit  der  Arbeit  hängen  bleiben.  Aber  weder  das  eine  noch  das 
andere  ist  geschehen.  Es  ist  durch  den  Zeugen  Dominik  Schüler 
ausdrücklich  festgestellt  worden,  dass  das  Fadenstück  vom  Denkmal 
weg  über  den  Hasen  hinaus  den  Felsen  hinabhing,  das  ist,  wie 
gesagt  und  wie  beim  Augenschein  gemachte  Proben  mit  aller 
Sicherheit  ergaben,  bei  einem  angeblichen  Unfall  nicht  möglich, 
sondern  der  Faden  muss  extra  abgerissen  und  hingelegt  worden  sein. 

Von  wem?  Das  soll  nun  in  dritter  Linie  untersucht  werden, 
denn  auch  ein  Unfall  nach  der  Angabe  Fässlers  ist  ausgeschlossen. 

3.  Eine  Reihe  von  Indizien  weisen  darauf  hin,  dass  des  Ehe- 
mannes Fässler  verbrecherische  Hand  selbst  cs  war,  welche  die 
Frau,  statt  sic  zu  schützen,  über  die  Felswand  hinaus  in  die 
Fluten  des  Sees  gestossen  hat. 

Unter  Berufung  auf  die  faktischen  Ausführungen  verweisen 
wir  speciell  auf  folgende  rechtlich  erwiesene  Anzeigungen: 

u)  Fässler,  der  sonst  seiner  Frau  gegenüber  nicht  besonders 
zuvorkommend  und  freigebig  war,  fand  am  Sonntag  und  sogar  am 
darauffolgenden  Werktag  Lust  und  Zeit,  mit  derselben  Spazier- 
gänge zu  machen.  Ob  er  dabei  am  Sonntag  den  7.  oder  Montag 
den  8.  Mai  nur  ein  Kctonrbillet  Schwyz-Brunnen  löste,  ist,  wie 
bereits  erwähnt,  nicht  relevant.  Fässler  war  im  Besitze  eines 
zweiten  für  die  Rückfnhrt  noch  gültigen  Billets;  es  ist  möglich, 
dass  er  dasselbe  bei  sich  hatte,  möglich  aber  auch  nicht,  da  noch 
andere  solch«; , nicht  abgefahrene  Billets  bei  ihm  vorgefunden 
wurden.  Ins  Gewicht  aber  fällt,  dass  Fässler  mit  seiner  Frau  am 
Sonntag  einen  Ausftug  nach  Seolisberg  machte,  mit  ihr  an  aner- 
kannt gefährlicher  Stelle,  beim  sogenannten  „Känzeli“  mit  seinen 
senkrecht  abfallenden  Felswänden,  Blumen  suchte  und  nachher  ins 
Rütli  hiimnterstieg.  Und  doch  behauptet  er  im  Verhör  (Bog.  131): 
„Ich  hatte  nie  die  Absicht,  «lie  Frau  zu  töten,  und  bin  auch  keine 
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gefährlichen  Wege  gegangen.“  Ol)  aber  diese  Ausfahrt  schon  den 
Zweck  hatte,  die  Frau  an  geeigneter  Stelle  dem  Tode  zu  weihen, 
wenn  es  unbeachtet  geschehen  konnte,  oder  sie  für  eine  folgende 
zutraulich  und  willig  zu  machen,  einer  andern  gefährlichen  Stelle 
ahnungslos  sich  zu  nahen,  mag  dahingestellt  bleiben.  Ohne  Absicht 
des  Fässler  geschah  es  sicherlich  nicht. 

b)  Sehr  verdächtig  ist  auch  die  Versicherung  seiner  Frau 
durch  das  Abonnement  der  „Allgemeinen  Volkszeitung“.  Die  Be- 
stellkartc  ist  von  Fässler  geschrieben  und  lautet  auf  den  Namen 
der  Frau.  Wenn  nun  auch  die  Verlegerschaft  erklärt,  dass  keine 
Versicherungssumme  bezahlt  werde,  bevor  die  Prämien  entrichtet 
seien,  so  konnte  das  Fässler  doch  aus  der  Annonce  selbst  nicht 
ersehen,  und  da  er  selbst  eine  Zeitung  besass,  ist  nicht  anzunehmen, 
dass  er  eine  solche  auch  seiner  Frau,  der  er  doch  immer  ihre 
Auslagen  vorwarf,  ohne  besondere  Absicht  gegönnt  hätte. 

c)  Was  hatte  Fässler  in  Sisikon  zu  thun?  Mit  seiner  Frau  am 
Werktage  dahin  spazieren  zu  gehen,  anstatt  seine  angeblichen 
Geschäfte  in  Altdorf  zu  besorgen,  eine  halbe  Stunde  mit  ihr  in 
der  Nähe  des  Bahnhofes  auf  Träuuneln  zu  sitzen,  um  ja  den  Zug 
für  «lie  angeblich  beabsichtigte  Rückfahrt  zu  verpassen'!1  Das  ist 
mehr  wie  unwahrscheinlich. 

d)  Fässler  ist  seinem  Charakter  nach  der  That  wohl  fähig. 
In  den  thatsächlichcn  Ausführungen  über  Fässlers  Vergangenheit 
hat  sich  das  zügellos  unsittliche  Leben  eines  Menschen  enthüllt, 
«1er  ohne  jeglichen  moralischen  Malt  rücksichtslos  seinen  Leiden- 
schaften frönt,  vom  Laster  zum  Laster  schreitet  und  unbegrenzt 
und  unbeschränkt  gemessen  will.  Das  Hand  der  Ehe  war  ihm  zur 
beengenden  Fessel  geworden,  seine  Frau  war  ihm  lästig,  der  Ver- 
kehr mit  ihr  ungenügend.  Dazu  kommen  die  Auslagen  und  die 
Sorgen  für  den  Haushalt,  das  Fehlen  von  Mitteln  auf  seiten  der 
Frau,  das  Schwinden  seines  eigenen  Vermögens,  die  Aussicht  auf 
Vermehrung  der  Familie.  Das  alles  äusserte  sich  bei  Fässler  in 
der  notorisch  elenden  Behandlung  seines  unglücklichen  Weibes, 
welches  sich  zuletzt  noch  in  einem  Briefe  der  Frau  Fässler  an  ihre 
Schwester  d.  d.  5.  Mai  18‘.t‘.i  in  besonderer  Weise  kundgiebt,  das 
äusserte  sich  auch  in  den  ihr  gemachten  Vorhalten  und  im  Suchen 
nach  der  Bekanntschaft  mit  unvorsichtigen  oder  leichtfertigen 
Frauenzimmern  schon  bald  nach  Abschluss  der  Ehe.  Man  erinnere 
sich  an  sein«!  Visitenkarten  mit  falscher  Adresse,  an  seine  Heirats- 
annonce, an  sinnen  Liebcsbriefwechsel  mit  verschiedenen  Frauens- 
personen nn«l  an  sein«'  Rendezvous  mit  solchen.  Noch  in  der  Nacht 
vom  5.  auf  den  f».  Mai  — zwei  Tage  vor  dem  schrecklichen  Vor- 
fall an  der  Axenstrasse  — übernachtete  Fässler  hinter  dem  Rücken 
seiner  Frau  bei  der  Marie  Amrhein  in  Neuheim,  von  wo  er  den 
,. Eulenspiegel kalender“  heinigenommen  haben  will,  aus  welchem 
seine  Frau  die  Idee  der  Iaibens Versicherung  an  ihrem  Todestage 
geschöpft  haben  soll. 
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Der  Marie  Amrhein  hatte  er  «lie  Ehe  versprochen,  mit  ihr  die 
Ringe  gewechselt,  und  sie  driingte  auf  baldige  Heirat.  Was  liegt 
näher  als  der  Gedanke  an  die  gewaltsame  Trennung  seines  bereits 
bestehenden  Ehebttndnisses,  und  dass  Fässler  dessen  fähig  war, 
beweist  auch  der  Versuch,  Abortivmittel  sieh  zu  verschaffen  zur 
Abtreibung  von  Leibesfrucht. 

e)  Es  sei  hier  auch  speciell  noch  der  langjährigen  Zuhälterin 
Eässlers,  der  Krau  Türk,  Erwähnung  gethan,  die  unter  seltsamen 
Umständen  im  Rheine  endete,  deren  Leiche  gelätidet  wurde  am 
nämlichen  Tage,  als  die  damalige  Geliebte  Eässlers,  die  unglück- 
liche Franziska  Purtseher,  in  Hasel  ankam.  Zutreffend  weist  das 
Verhftramt  auf  das  seltsame  Glück  hin,  dass  die  dem  Beklagten 
unbequem  gewordenen  Frauenspersonen  gerade  im  rechten  Augen- 
blicke den  Tod  im  Wasser  finden  und  — kann  man  beifügen  — 
in  einem  Fall  noch  bescheinigt  wird,  dass  ja  Bernardin  Fässler 
unschuldig  an  dem  Unglück  sei. 

f)  Der  an  der  Unglücksstelle  an  der  Axenstrassc  gefundene 
Faden  ist  bereits  erwähnt  worden.  Wer  anders  hat  ihn  hingelegt 
als  Kassier,  wenn,  wie  es  ganz  ausgeschlossen  erscheint,  seine  Frau 
nicht  das  Opfer  eines  Unfalles,  sondern  eines  Verbrechens  ge- 
worden ist? 

g)  Kassier  hat  sich  im  Verlaufe  des  Verhörs  in  verschiedene 
Widersprüche  verwickelt;  er  erzählt  seine  Wahrnehmungen  über 
die  Art  und  Weise,  wie  der  angebliche  Unfall  geschah,  und  sein 
eigenes  Verhalten  bei  dem  ganzen  Vorgänge  widersprechend;  es 
sei  diesbezüglich  namentlich  auf  zwei  Momente  aufmerksam  ge- 
macht. Er  hat  in  erster  Linie  verheimlicht,  dass  er  schon  auf  dem 
Hinwege  nach  Sisikon  beim  Thclbin-Denkmal  sich  aufgehalten  hat  ; 
er  hat  direkt  in  Abrede  gestellt,  dabei  dort  gesessen  zu  sein,  und 
•loch  ist  das  ausdrücklich  bewiesen  worden.  Zu  dieser  Lüge  kommt 
noch  die  Frage,  was  hatte  Pässlcr  das  zweite  Mal  bewogen,  an  dieser 
Lieblingsstelle  anzuhalten,  da  er  doch  — wie  er  seihst  angiebt  — 
iin  Hinwege  schon  seiner  Frau  den  tags  zuvor  begangenen  Seelis- 
bergweg  gezeigt  hatte.  Dass  cs  nicht  gerade  das  Verlangen  der 
Frau,  dort  an  der  gefährlichsten  Stelh;  Holunderblüten  abzureissen, 
gewesen  sein  kann,  haben  wir  bereits  gesehen. 

In  einen  zweiten  Widerspruch  setzt  sich  Fässler  mit  dem 
Zeugen  Martin  Strüby.  Er  behauptet,  sogleich  nach  dem  Sturze 
seiner  Frau  auf  die  Strasse  gesprungen  und  an  das  Fuhrwerk  des 
Zeugen  gestossen  beziehungsweise  gelaufen  zu  sein  und  den  auf 
dem  Wagen  Sitzenden  den  Vorfall  sogleich  mitgeteilt  zu  haben. 
Nach  der  Aussage  Strübys  ist  das  absolut  unwahr.  Vielmehr  be- 
fand sich  das  Fuhrwerk  noch  30  Schritte  vom  Denkmal  entfernt, 
als  Fässler  davon  weglief  und  — wie  der  Zeuge  sagt  — Miene 
machte,  vorbeizugehen,  wenn  er,  der  zum  Weinen  sich  den  An- 
sehein geben  wollte,  nicht  angeredet  worden  wäre.  Von  der  That 
bis  zur  Ankunft  des  Fuhrwerkes  muss  eine  geraume  Zeit  ver- 
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flössen  sein,  sonst  würden  iiueh  jene  zwei  Männer,  die  auf  dein 
Wagen  sassen,  den  Todesselirei,  welchen  Kassier  hörte  und  der 
offenbar  mich  zu  Ohren  der  Wärtersfrau  hei  Nr.  l!t  gedrungen 
ist,  vernonnnmen  haben.  Ks  ist  mit  aller  Bestimmtheit  anzunehmen, 
«lass  Fässler,  der  seinen  Standort  möglichst  links  von  der  Absturz- 
stelle seiner  Krau,  die  auf  der  rechten  Seite  des  Denkmals  sieh 
befunden  haben  soll,  verlegen  will,  vor  seinem  Weggange  an  jener 
Stelle  noch  etwas  zu  thun  hatte,  nämlich  den  Kaden  nach  seinem 
Plane  zurechtzulegen.  Mit  diesem  mit  allem  Vorbedachte  gesponnenen 
Kaden  jedoch  zerreisst  auch  das  Lügengewebe  Kässlers,  und  mit 
aller  Sicherheit  schaut  der  Richter  den  schrecklichen  Mörder  seines 
unglücklichen  Weibes  vor  sich. 

4.  Im  Hinblicke  auf  alle  diese  Verumständungen,  welche  mit 
der  Thnt  in  natürlichem  Zusammenhänge  stellen  und  erwiesen  siml 
■284  St.  P.  ().),  ergiebt  sich  in  Verbindung  mit  der  absoluten  Un- 
wahrscheinlichkeit  des  Selbstmordes  oder  dos  Unfalls  für  di>n 
Richter  die  vollständige  Überzeugung  von  der  Schuld  des  Ange- 
klagten Bernardin  Kässler,  und  es  muss  aus  zwingenden  (irümlen 
geschlossen  werden,  dass  ein  vorsätzlicher  Gattenmord  vorliegt, 
«lessen  er  sich  schuldig  gemacht  hat. 

5.  Zutreffend  für  das  Strafmass  ist  in  erster  Linie  der  ij  53 
des  K.  St.  G.  : „Wer  mit  Vorsatz  einen  Menschen  tötet,  wird,  wenn 
er  die  Tötung  mit  Überlegung  ausgeführt  hat,  wegen  Mordes  mit 
dem  Tode  bestraft.“ 

Da  jedoch  das  Urteil  nur  auf  Grund  eines  Indizienbeweises 
gefällt  werden  kann,  so  ist  nach  tj  285  St.  P.  O.  statt  der  To«les- 
strafe  eine  d reissigjährige  bis  lebenslängliche  Zuchthausstrafe  ati>- 
zusprechen  ; 

Hefnnden  : 

Die  Appellation  «b's  Bernardin  Kässler  gegen  das  Urteil  des 
Kriminalgerichtes  vom  2:i.  September  18;i:i  ist  nicht  begründet,  und 

erkennt  : 

I.  Bernardin  Kässler  ist  in  Bestätigung  «les  appellierten  Ur- 
teils in  eine  Zuchthausstrafe  von  30  Jahren  verurteilt. 

II.  Derselbe  begiitet  «lern  Staate  die  erlaufenen  Atzung.—  , 
Untersuchung»-  und  Prozesskosten  im  Betrage  von  Kr.  91 C.  75. 

III.  Mitteilung  an  die  h.  Regierung  behufs  Vollziehung  mul 
Veröffentlichung. 
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Berichtigung. 

In  den  Vorbemerkungen  zu  dem  Urteil  tlrs  Bezirksgerichte*  Aarau 
betreffend  Ehrverletzung  durch  die  Druckerpresse,  mitgeteilt  in  der  letzten 
Lieferung  dieser  Zeitschrift,  Seite  274.  ist  ein  Gesetze« text  nls  § 130  des 
aargauischen  Kriminalgesetzbuches  abgedmekt. 

Herr  Oberriehter  Inniger  in  Lenzburg  hatte  die  Güte,  uns  darauf 
aufmerksam  zu  machen,  dass  hier  eine  schlimme  Verwechslung  vnrgefallen 
sei.  Kr  schreibt  uns:  «Das  peinliche  Strafgesetzbuch  von  1857  enthält 
keine  Bestimmungen  über  die  Ehrverletzung,  während  das  Zuchtpolizei- 
gesetz  von  1368  in  seinem  8 1 lediglich  bestimmt  : Ehrrerlctzangeu  irrrden 
zuchtpolizeilich  bestraft,  sofern  sie  nicht  ihrer  Natur  oder  den  begleitenden 
Umständen  nach  der  kriminellen  Bestrafung  unterliegen.  Im  übrigen  schweigt 
sich  die  aargauische  Strafgesetzgebung  über  die  Ehrverletzung  aus.  Der 
Richter  muss  sich  hinsichtlich  des  Thatbestandes,  der  Arten,  der  Verfolgung 
und  der  Bestrafung  der  Ehrverletzung  (Beweis  der  Wahrheit.  Retorsion 
u.  s.  w.)  an  die  in  der  Strafrechtswissenschaft  hierüber  herrschenden  Grund- 
sätze halten.  Seit  mehr  als  zehn  Jahren  werden  alle  Anläufe  zu  partieller 
Revision  tler  Strafgesetzgebung  im  Hinblick  auf  das  eidgenössische  Straf- 
gesetz zurückgewiesen,  und  so  ist  es  denn  immer  bei  diesem,  dem  Bundes- 
gericht schon  wiederholt  vorgelegenen,  § 1 des  Zuchtpolizeigesetzes  ver- 
blieben, der  eine  ganze  Reihe  Vergehen  als  strafhnr  erklärt  und  mit  Strafe 
bedroht,  ohne  einen  einzigen  Thatbestand  festzustellen.  » 

So  ist  es.  Der  abgedruckte  § 130  ist  § 130  dos  solothurnischen  Straf- 
gesetzbuches, das  dem  Berichterstatter  in  gefährlicher  Nähe  zur  Hand  war. 

Z. 
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Dr.  Heinrich  Lammasch,  Professor  der  Hechte  in  Wien.  Grundriss 
des  Strafrechts.  (Grundriss  des  Österreichischen  Hechts.  Unter 
Mitwirkung  vieler  namhafter  Hechtsgelehrter  herausgegeben  von 
den  Professoren  Dr.  A.  Finger,  Dr.  O.  Frankl  und  Dr.  1).  Ull- 
mann  in  Prag.  Zweiter  Hand,  rierte  Abteilung.)  Leipzig.  Duncker 
& Hunt  blot,  ISO!). 

Vier  sich  in  Lammaschs  ( : rund  riss  des  < österreichischen  ) Strafrechts 
vertieft,  muss  Uber  die  Reichhaltigkeit  der  Schritt  staunen  und  sieh 
fragen,  wie  es  dem  Verfasser  möglich  geworden  sei,  auf  sechs  bis 
sieben  Druckbogen  so  viel  zu  bieten.  Mit  der  Anerkennung  für  den 
Verfasser  mischt  sich  das  Bedauern,  dass  eine  so  wertvolle  und  tief 
eindringende  Darstellung  des  österreichischen  Strafrechts  nach  dem 
Plane  der  Herausgeber  in  ein  Prokrustesbett  gezwängt  werden 
musste.  Der  Umfang  des  Grundrisses  steht  mit  seinem  Inhalt  nicht 
im  Verhältnis.  Für  den  Leser  wäre  schon  ausserordentlich  viel  ge- 
wonnen worden,  wenn  der  nämliche  Inhalt  auf  1 20  statt  auf  ill  Seiten 
gedruckt  worden  wäre.  Denn  dadurch  wäre  der  Grundriss  über- 
sichtlicher und  damit  leichter  verständlich  geworden.  Ein  noch 
grösserer  Gewinn  für  den  Leser  würde  es  gewesen  sein,  wenn 
Latnmasch  nicht  genötigt  gewesen  wäre,  seine  Darstellung  über- 
mässig zusammenzudrängen  und  manches  in  einen  Satz  zusammen- 
zufassen, was  einer  längeren  Ausführung  würdig  war.  Am  günstig- 
sten sind  die  Zuhörer  Lammaschs  gestellt,  diese  erhalten  durch  den 
mündlichen  Vortrag  des  Lehrers  die  weitere  Erklärung,  deren  sie 
bedürfen.  Aber  nicht  jeder  Leser  befindet  sich  in  der  glücklichen 
Lage,  den  mündlichen  Vorträgen  Lammaschs  folgen  zu  können. 

Zu  bedauern  ist,  dass  die  gewissenhaft  benutzte  Litteratur  nur 
summarisch  und  ohne  nähere  Angabe  der  Arbeiten,  die  berück- 
sichtigt worden  sind,  angeführt  wird. 

Ich  möchte  Latnmasch  durcit  diese  Bemerkungen  veranlassen, 
seinen  Grundriss  zu  einem  Lehrbuche  zu  erweitern.  Daneben  könnte 
der  Grundriss  bestellen  bleiben,  aber  mit  Beschränkung  auf  die 
Elemente  des  österreichischen  .Strafrechts. 


Digitized  by  Google 


Li  t ter»  t ura  n zeigen. 


441 


Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  auf  Kontroversen  des  österreichischen 
Strafrechts  einzutreten  und  zu  solchen  Stellung  zu  nehmen.  Der 
Stand  der  Kontroversen  wird  in  dem  Grundriss  überall  scharf  und 
genau  angegeben.  I.ainmascb  hat  überall  abweichende  Ansichten, 
die  in  der  Litteratur  vertreten  worden  sind,  mit  grosser  Sorgfalt 
und  Rücksicht  angemerkt. 

Nur  eine  allerdings  grundsätzliche  Frage  möchte  ich  berühren, 
die  Frage  nach  dem  Strafzweck.  Lammasch  unterscheidet  einmal 
konstante  und  variable  oder  relative  Strafzwecke,  je  nachdem  ein 
Strafzweck  bei  allen  Verbrechen  und  Strafen  oder  nur  bei  einzelnen 
Verbrechen  und  einzelnen  Strafen  verfolgt  wird,  richtiger  wäre  wohl 
die  Bezeichnung  allgemeine  und  besondere  Strafzwecke.  Konstant 
( beständig)  ist  das,  was  sich  im  Lauf  der  Zeit  nicht  verändert. 
Konstant  ist  z.  B.  die  I’raxis,  die  die  nämlichen  Fälle  stets  gleich 
beurteilt  und  die  nicht  Sprünge  macht.  Hier  handelt  es  sich  nicht 
um  dieses  Verhältnis,  sondern  darum,  ob  ein  Zweck  gleichmässig 
auf  alle  Erscheinungen  Anwendung  findet  oder  nur  auf  Gruppen 
von  Erscheinungen. 

Dann  unterscheidet  Lammasch  f?«»<vff/prävention  und  Special- 
prüvention.  Die  Öe/icra/prävention  ist  eine  Wirkung,  die  die  Strafe 
auf  die  Gesamtheit  des  Volkes  äussert,  während  die  Specialpräven- 
tion  in  der  Wirkung  der  Strafe  auf  den  Sträfling  besteht.  Die 
fibwv-ff/prävention  wird  im  Sinne  Lammaschs  namentlich  durch  die 
Straf 'androhnng  vermittelt,  die  ^»ma/prävention  durch  den  Straf- 
rollzug.  Doch  hebt  Lammasch  mit  Recht  hervor,  dass  wenigstens 
die  Vollziehung  einer  schweren  Strafe  geeignet  sei,  das  Verboten- 
sein der  That  dem  Gedächtnisse  der  Bevölkerung  einzuprägen  (S.  2 i. 
Damit  wird  die  Unterscheidung  der  Generalprävention  und  der 
Spocinlprävention  in  Hinsicht  auf  Straf androhnng  und  Straf rolleng, 
wie  mir  scheint,  aufgegeben  oder  doch  verwischt,  ln  der  That 
meine  ich,  ein  konstanter,  gleichmässiger  und  gleichsam  unaus- 
bleiblicher, niemals  versagender  Straf  rollsag  bewirke  gerade  das, 
was  man  t?e«mr/prävention  nennt,  und  nicht  die  Straf 'androhnng, 
die  nur  mittelbar  dem  Volk  zum  Bewusstsein  gelangt.  Nicht  die 
Strafbestimmung  über  Mord  wirkt  generalprflvcnierend,  sondern  die 
Thatsache,  dass  der  Mörder  unvermeidlich  der  Strafe  verfällt.  Nicht 
die  Feststellung  der  Strafpflicht  im  Gesetz,  sondern  die  konstante 
Erfüllung  der  staatlichen  Strafpflicht  durch  die  Justiz,  also  ein 
konstanter  Strafvollzug,  gewährt  die  Bürgschaft,  dass  der  Strafschutz 
wirksam  sei. 

Die  Generalprävention  und  die  Specialprävention  beruhen  beide 
auf  dem  Straf rollzug,  nur  bezieht  sich  die  GV//wt/prflvention  auf  die 
Wirkung,  die  der  Strafvollzug  auf  das  gesamte  Volk  übt.  und  cs 
liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  diese  Wirkung  erst  nachhaltig 
wird,  wenn  sie  konstant  ist  und  in  steter  Aufeinanderfolge  eintritt, 
während  die  .Sÿmn/priivention  die  Wirkung  des  Vollzuges  einer  be- 
stimmten Strafe  auf  den  Sträfling  bedeutet. 
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Die  rariablen  oder  relatiren  l'hesonderii)  Strafzwecke  Lammaschs 
gehören  wohl  ausschliesslich  dem  Gebiete  der  8peciaf\>r& v c n t i on  an. 
Da  SpecialprHvention  Individualisierung  des  Strafvollzugs  voraus- 
setzt, und  diese  eine  Berücksichtigung  der  individuellen  Verhältnisse 
des  StrüHings  bedeutet,  so  ist  .S/ycr/V/Zprä  vention  im  strikten  Sinne 
nur  dem  Richter,  aber  nicht  dem  Gesetzgeber  möglich.  Denn  der 
Gesetzgeber  giebt  seine  Restimmungen  nicht  für  di«  einzelnen  Per- 
sonen und  den  einzelnen  Fall,  sondern  für  eine  unbestimmte  Zahl 
von  Personen,  die  künftig  ein  Verbrechen  begehen  werden.  In  einem 
weitern  Sinn  vermag  jedoch  auch  der  Gesetzgeber  zu  individuali- 
sieren, wenn  nämlich  als  Individuum  nicht  eine  einzelne  Person, 
sondern  eine  typische  Gruppe  von  Verbrechern  angesehen  wird,  so 
z.  R.  die  Gewohnheitsverbrecher,  die  Liederlichen  (Bettler,  Vaganten, 
Dirnen),  die  Jugendlichen. 

Dass  kriminalpolitisch  eine  besondere  Behandlung  dieser  Gruppen 
geboten  ist,  die  deren  Eigenart  berücksichtigt,  steht  für  mich  längst 
ausser  Zweifel.  Die  Frage;,  ob  damit  ein  besonderer  Ä/ra/zweck  be- 
thätigt  wird,  oder  ob  diese  Behandlung  eher  eine  „ sichernde  Mass- 
nahme“ sei,  hängt  von  der  Anschauung  über  das  Wesen  der  Strafe 
ab.  Wer  in  der  Strafe  eine  Vergeltung  erkennt,  die  der  Staat  an 
dem  Schuldigen  übt,  kann  die  sichernden  Massnahmen  nicht  als 
reine  Strafen  ansehen,  da  ihnen  der  vergeltende  Charakter  der 
Strafe  fehlt  oder  dieser  doch  stark  zurücktritt.  Lammasch  fasst 
jedoch,  soweit  ich  sehe,  di«  Strafe  nicht  als  Vergeltung  auf,  wenig- 
stens erblickt  er  nicht  das  Wesen  der  Strafe  darin.  Er  ist  daher 
von  seinem  Standpunkte  aus  vollkommen  berechtigt,  die  sichernden 
Massnahmen  auf  besondere  Strnfzwecke  zurückzuführen.  Auf  den 
Namen  kommt  es  allerdings  nicht  an;  aber  es  ist  grundsätzlich 
und  praktisch  wichtig,  ob  eine  staatliche  Massre.gel  Strafe  sei  oder 
nicht.  Wer  die  sichernden  Massnahmen  mit  Lammasch  zu  den  Strafen 
rechnet,  wird  übrigens  doch  genötigt  sein,  für  diese  besondere  Be- 
handlung einiger  Gruppen  besondere  Grundsätze  aufzustellen. 

Zum  Schluss  möchte  ich  darauf  hinweison,  dass  für  eine  rasche 
und  zuverlässige  Orientierung  int  österreichischen  Strafrecht  kein 
besserer  und  sichererer  Führer  denkbar  ist  als  Lammaschs  Grund- 
riss. Denn  Lammasch  beherrscht  den  vielgestaltigen,  in  viele  Quellen 
zerstreuten  Gesetzesstoff  als  Meister.  Stooss. 


Dr.  Josef  Heimberger,  a.  o.  Professor  der  Rechte  in  Strassburg,  Straf- 
recht und  Medizin.  München,  C.  ff.  Reck,  1899.  65  S. 

Unter  dem  Titel  „Strafrecht  und  Medizin“  erörtert  Heimberger 
nicht,  wie  vermutet  werden  könnte,  das  Verhältnis  zwischen  Straf- 
recht und  Medizin  im  allgemeinen,  vielmehr  nimmt  er  „die  schon 
so  oft  behandelte  Frage,  der  Berechtigung  des  ärztlichen  Eingriffs 
und  ihrer  Grenzen  in  Angriff*.  Den  Standpunkt  des  Verfassers 
kennzeichnet  die  Bemerkung,  die  er  beifügt:  „vielleicht  dass  es 
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doch  gelingt,  die  von  Stooss  bereits  augeregte  und  verfochten®,  von 
Karl  roii  Lilienthal  in  seiner  scharfsinnigen  Schrift  aber  jetzt  wieder 
bekämpfte  und  gefährdete  Lösung  der  Streitfrage  etwas  zu  fördern“. 
Heimberger  tritt  also  meiner  Ansicht  bei  ; doch  will  er  sich  mit 
meinen  Ausführungen  ..nicht  identifizieren“. 

Soweit  ich  sehe,  hat  Heimberger  meine  Ausführungen  nur  an 
einer  Stelle  ausdrücklich  beanstandet.  Er  findet  nämlich,  es  sei 
bisher  tauch  von  mir)  nicht  darauf  aufmerksam  gemacht  worden, 
dass  der  Ärztliche  Eingriff  Hem  Körperzustand  des  Kranken  an- 
gemessen und  deshalb  objektiv  keine  Misshandlung  sei. 

Meine  Beweisführung  beruht  jedoch  auf  der  Erkenntnis,  dass 
die  ärztliche  Behandlung  ihrer  Natur  nach  ..eine  dem  Gesundheits- 
zustand des  Patienten  angemessene  /indizierte)  Einwirkung  auf  seinen 
Körper“  ist  ')  und  dass  eine  derart  zweckmässige  und  vernünftige 
Behandlung  des  menschlichen  Körpers  keine  4/mhandlung  sein 
kann  *).  Diese  Erkenntnis,  die  sehr  langsam  reifte,  führte  mich 
zn  der  Lösung  des  Problems,  die  ich  vertrete,  und  nun  sagt  mir 
Heimberger,  ich  habe  gerade  das  übersehen. 

Gerne  hebe  ich  hervor,  dass  Heimberger  die  Ansicht,  die  ich 
für  richtig  halte,  geschickt  und  sachkundig  verteidigt.  Er  hat 
manches  überzeugende  Beispiel  beigefügt  und  die  Unhaltbarkeit 
der  Zwecktheorie  von  Lilienthals,  namentlich  aus  den  früheren 
deutschen  Landesgesetzen,  nachgewiesen.  Die  Abhandlung  Heini- 
bergers ist  eine  anerkennenswerte  und  nützliche  Ergänzung  meiner 
Schrift  ; sie  hat  auch  den  Vorzug,  dass  sie  auf  den  Fall  Ihle,  den 
ich  (wenigstens  in  meiner  Schrift)  noch  nicht  berücksichtigen  konnte, 
näher  eingeht.  Stooss. 


Analeeta  reformatoria.  1.  Dokumente  und  Abhandlungen  zur  Ge- 
schichte Zwinglis  und  seiner  Zeit.  Von  Dr.  E.  Egli,  Professo-r  der 
Theologie  in  Zürich.  Zürich  (Zürcher  dé  Furrer)  1899. 

Die  Reforinationsgeschichtc  der  Schweiz  ist  auch  ein  Stück 
Staats-  und  Rechtsgcschichte.  Von  der  IJniversalkircho  des  Mittel- 
alters werden  durch  die  gewaltigen  Hainmurschlägc  der  Reforma- 
toren grosse  Massen  abgetrennt.  Die  einzelnen  Stücke  aber  werden 
eingebaut  in  die.  Staatsgebäude  der  nach  völliger  Sonderexistenz 
strebenden  Einzelstaaten.  Wenn  daher  mit  kundiger  Hand  neue 
Zeugnisse  jener  stürmischen  Zeit  den  Archiven  enthoben  werden, 
so  mag  die  Geschichte  des  religiösen  Dogmas  den  Hauptgewinn 
davon  ziehen,  aber  auch  für  den  Rechtshistoriker  ist  die  Ausbeute 
bedeutsam.  Unter  diesem  Gesichtspunkte  verdient  gerade  das  vor- 

')  Chirurgische  Operation  und  ärztliche  Behandlung,  /„  B.  S.  18  und 
S.  fi  ff. 

*)  A.  a.  O.,  z.  B.  S.  21. 
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liegende  Werk  unseres  emsigen  und  bewahrten  Forschers  in  der 
Reformationsgeschichte  unsere  volle  Aufmerksamkeit. 

Das  Buch  enthält  neben  dem  Abdruck  noch  nicht  heraus- 
gegebener Dokumente,  welche  jeweilen  mit  einem  einlässlichen  ge- 
schichtlichen Kommentar  versehen  sind,  Exkurse  des  Verfassers  über 
einzelne  Fragen. 

Ein  solcher  Exkurs  betrifft  Zwinglis  Stellung  zum  Kirchenbann 
und  seine  Verteidigung  durch  die  St.  Galler. 

Die  Handhabung  des  Kirchenbannes  (excommunicatio  major), 
dieser  schwersten  Kirchenstrafe,  war  Gegenstand  zahlreicher  Be- 
schwerden gewesen,  denen  die  Reformation  abzuhelfen  versprach. 
Wurde  der  Bann  doch  nicht  nur  zur  Aufrechtcrhaltung  von  Glauben 
und  Sitte,  sondern  auch  iti  politischen  Angelegenheiten,  ja  sogar 
in  blossen  Schuldsachen  verhängt.  Ein  Beispiel,  wie  eine  Gemeinde 
wenigstens  in  einer  Richtung  dem  Missbrauche  entgegentritt,  giebt 
schon  die  an  die  Spitze  des  Werkes  gestellte  Bestallungsurkunde 
des  Bartholomäus  Zwingli,  eines  Onkels  des  Reformators,  als  Pfarrer 
zu  Wesen,  mit  Datum  vom  2!».  Januar  1487.  Da  wird  «lern  Pfarrer 
die  Pflicht  aufgelegt,  Lad-,  Mahn-  und  Bannbriefe  nicht  heimlich, 
sondern  nur  öffentlich  an  der  Kanzel  entgegenzunehmen. 

In  der  Stellung  Zwinglis  zum  Kirchenbann  ist  nun  allerdings 
eine  Wandlung  bemerkbar.  Zuerst  hält  er  den  Kirchenbann  für 
ein  gut  und  heilsam  Ding,  ein  Erziehungsmittel  zu  guten  Sitten. 
Zu  bekämpfen  sei  nur  der  Missbrauch  und  insbesondere  sei  die 
Handhabung  desselben  der  Gemeinde  in  Verbindung  mit  dem 
Pfarrer  zurückzugeben.  Diese  Ansicht  drang  nur  teilweise  durch, 
die  Eheordnung  vom  11.  Mai  1520  überträgt  an  Pfarrer  und  Ge- 
meinde den  Ausschluss  vom  Abendmahl  bei  offenkundigem  Ehe- 
bruch und  Hurerei.  Alle  andern  Strafen  behält  sich  die  Obrigkeit 
vor.  Aber  schon  die  Ehesatzung  vom  21.  März  152li  lässt  diese 
letzte  Spur  dos  Kirchenbannes  verschwinden.  Den  kirchlichen  Ge- 
meindebeamten bleiben  lediglich  noch  einige  Befugnisse  der 
Warnung  in  Angelegenheiten  der  Sitte. 

Mit  grosser  Energie  wurde  indes  die  Notwendigkeit  der  Beibe- 
haltung des  Kirchenbannes  als  eines  kirchlichen  Strafmittels  von  der 
St.  Gallischen  Synode  verfochten.  Zwingli  tritt  diesen  Bestrebungen 
mit  besonderem  Nachdruck  entgegen.  Was  war  der  Grund  seiner 
offenbaren  Sinnesänderung  V Verfasser  sieht  denselben  in  praktischen 
Erwägungen,  vorab  darin,  dass  Zwingli  sehr  wohl  zufrieden  sein 
konnte  mit  der  Art,  wie  in  Zürich  das  weltliche  Regiment  das 
Strafamt  in  Sittensachen  führte. 

Diese  wenigen  Andeutungen  mögen  genügen,  um  jeden,  der 
sich  für  schweizerische  Rechtsgeschichte,  vorab  Strafrochtsgeschichte, 
interessiert,  . auf  die  Bedeutung  des  vorliegenden  QueUenworkes 
hinzuweisen.  Zürcher. 
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Handbuch  Jnr  Untersuchungsrichter  ah  System  der  Kriminalistik, 
von  Dr.  Hanns  Gross.  Dritte,  vermehrte  Auftage,  11.  Hälfte. 
Qraz  1899. 

Die  erste  Auflage  dieses  Werkes  erschien  1893  und  ist  in 
dieser  Zeitschrift,  Bd.  VII,  S.  155,  besprochen,  die  zweite  1894 
fBd.  VII,  S.  248),  die  erste  Hälfte  der  dritten  Auflage  im  Vor- 
jahr (Bd.  XI,  S.  481). 

Das  für  Untcrsnchungsbeamte  so  unentbehrliche  Werk  ist 
seither  auch  ins  Französische  übertragen  worden.  (Siehe  Seite  162 
des  laufenden  Jahrganges  der  Zeitschrift.)  Eine  Darlegung  des 
Inhalts  ist  kaum  mehr  erforderlich.  Nur  einen  Gedanken  möchten 
wir  dem  Verfasser  zur  näheren  Prüfung  vorlegen.  Die  rasch  auf- 
einanderfolgenden neuen,  verbesserten  und  vermehrten  Auflagen 
sind  für  den  Praktiker,  der  doch  stets  auf  dem  Laufenden 
bleiben  möchte,  etwas  unangenehm.  Wäre  es  nicht  besser,  das 
grosse  Buch,  statt  seiner  Zeit  es  neu  aufzulegen,  in  eine  Anzahl 
Bändchen  zu  zerlegen,  die  zusammen  eine  Handbibliothek  des 
Untersuchungsrichters  bilden  würden?  In  dieser  Weise  würde 
es  leichter  gemacht,  den  Anforderungen  des  Lebens  entsprechend, 
bald  das  eine,  bald  das  andere  Bändchen  neu  zu  bearbeiten 
und  neuen  Stoff  in  netten  Bändchen  hinzuzufügen.  So  enthält, 
beispielsweise  die  dritte  Auflage  das  kleine  medizinische  Lexikon 
der  zweiten  Auflage  nicht  mehr,  weil  die  Ausdrücke  sich  im 
Konversationslexikon  nachschlagen  lassen.  Gewiss.  Aber  man- 
chem wäre  das  gedrängte  Lexikon  recht  bequem,  er  würde  sich 
das  betreffende  Bändchen  anztischaffen  suchen,  wird  aber  kaum 
deshalb  eine  frühere  Auflage  des  ganzen  Werkes  erwerben.  Und 
dann  könnte  der  angehende  Untersuchungsbeamte  sich  gelegentlich 
auf  einer  Dienstreise  so  ein  Büchlein  als  Vademecum  in  die  Tasche 
stecken.  Z. 
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Strafvollzug. 

Ut'diuii'rt  von  Strnfiui*tAH»<liri'kti>r  ./.  V.  Harbin  in  Lcnzl'urg. 

Strafanstalt  Neuenbnrg,  Dem  Jahresberichte  der  Direktion  pro  185)8 
entnehmen  wir  folgende  Angaben. 

Die  Strafanstalt  Neuenbürg  zahlte  im  Jahre  1808  zu  Anfang  84.  am 
Ende  63  und  im  ganzen  153  männliche  Gefangene,  wovon  73  Kriminelle 
und  7+  Korrektionelle. 

Eintritt.  Eingetreten  sind  fi'.i  Gefangene.  23  Kriminelle  und  4ti  Korrek- 
tiouelle. 

Austritt.  Ausgetreten  sind  Sk),  32  Kriminelle  und  58  Korrektionelle,  und 
zwar  78  (86,67  " »)  infolge  Ablauf  der  Strafzeit,  2 (2.22  °/o)  infolge  Tod.  1 
(,1.11  %)  infolge  definitiver  Begnadigung  und  0 (10%)  infolge  provisorischer 
Freilassung. 

Heimat.  Von  den  Eingetretenen  waren  24  (34,78®/®)  Neuenburger, 
33  (47,83  ®/®i  Schweizer  anderer  Kantone  und  12  (17,59  "/»)  Ausländer. 

Atter.  1 (1,45%)  zahlte  unter  20  Jahren,  20  (37,68®/»)  20 — 20  Jahre, 
20  (28,00%)  30—35),  13  (18.84%)  40  10.  6 (8,69 %)  50—5»  und  3 i i.35*%) 
60  und  mehr  Jahre. 

Cinislnni/.  Von  60  Eingetretenen  waren  41  (50.42  %)  ledig,  13  (18,84%) 
verheiratet.  0 (13.04  %)  verwitwet  und  6 (8,70  %)  geschieden. 

Konfession.  Protestanten  51  (73,01%)  und  Katholiken  18  (26,00 

SrliulbUt/uHu.  40  (71,01%)  hatten  eine  mittclmässige  und  20  (28.00 0 ») 
eine  gute  Schulbildung. 

Ertielniny.  24  ( 34.78  %i  hatten  eine  schlechte,  23  (33,33°»)  eine  unge- 
nügende und  22  (31.80  %)  eine  gute  Erziehung  genossen. 

Vermögen.  62  ( 80,85  %)  haben  kein  Vermögen,  5 (7,25%)  solches  zu 
hoffen  und  2 2.00“  «)  sind  im  Besitze  desselben. 

Heruf.  Handwerker  41  (50,42®/®),  Land-  und  Erdarbeiter  und  Tag- 
löhner 20  (28,00%).  Dienstboten  5 (7,25%)  und  Geschäftsleute  3 (4.34  . 

Vorstrafen.  Zum  erstenmal  bestraft  sind  .57  (82.61  %),  rückfällig  12 
(17.30  "»). 

Art  îles  Verbrechens.  Gegen  Gesundheit  und  Leben  8 ( 11,50''/®),  gegen  die 
Sittlichkeit  4 (5.80  %),  gegen  Treue  und  Glauben  6 (8,70%),  gegen  das 
Eigentum  24  (34.78%)  und  Polizeivergehen  27  (30,1.3%). 

S/riift/nner.  Die  niedrigste  Strafdauer  der  im  Jahre  1808  eingetretenen 
Sträflinge  betrug  sechs  Wochen,  die  höchste  Strafe  0 Jahre.  21  Erteile 


Digitized  by  Google 


8trafr«‘pbt>2eiiunir. 


447 


lauteten  auf  0 Wochen  bis  auf  2 Monate,  9 auf  .'I  Monate,  4 auf  4 Monate, 
2 auf  5 Monate,  9 auf  li  Monate.  1 auf  7 Monate,  1 auf  8 Monate,  8 auf 
12  Monate,  2 auf  18  Monate,  2 auf  2 Jahre.  (!  auf  8.  8 auf  5 und  1 auf 
!>  Jahre. 

Üixeiptin.  Von  158  Gefangenen  mussten  til  (811,87 %)  disciplinarisch 
bestraft  werden. 

Verpflrgnngstage.  Die  Gesamtzahl  der  Verpflegungstage  betrug  27,085, 
der  Tagesdurchschnitt  also  74.2  Sträflinge. 

tiesnndheitsxuxtand  beim  Eintritt.  Normal  äti  (81.16%),  geschwächt  18 
(18,84  %>. 

Verdienxtrechnung.  In  18,520  Arbeitstagen  wurden  Fr.  21,228. 15  ver- 
dient.  also  per  Tag  und  Kopf  Kr.  1.57.  Der  Verdienstanteil  der  Ge- 
fangenen belief  sich  auf  Fr.  2882.80  oder  per  Kopf  und  Tag  auf  18.04  Kp. 

Finanzielles  Ergebnix.  Kinnahuieu  Fr.  21.228.  1.5:  Ausgaben  Fr.  83.818. 
Den  Ausfall  von  Fr.  02,089.  85  deckte  der  Staat.  Auf  einen  Verpflegungs- 
tag berechnet,  betrug  der  Staatszuschuss  Fr.  2.  29. 

Die  Strafanstalt  Solothurn  zahlte  aui  Ende  des  Jahres  1898  89  Per- 
sonen und  präsentierte  einen  täglichen  Durchschnittsbestand  von  70.27 
Sträflingen:  02.08  (88,84“,,  männliche  und  8.19  (II, tili“«)  weibliche. 

Eintritt.  Eingetreten  sind  38B  Gefangene. 

Austritt.  Ausgetreten  sind  889.  und  zwar:  823  (95.27  %)  infolge  Ablauf 
der  Strafzeit.  3 (0,88  ",ol  infolge  Tod,  12  (3.55  %)  infolge  definitiver  Be- 
gnadigung und  1 (0,30“/«)  infolge  provisorischer  Freilassung. 

Hrimal.  Von  den  Eingetretenen  waren  170  (50.59%)  Solothurner,  130 
(30,98%)  Schweizer  aus  andern  Kantonen  und  8B  (10.43%)  Ausländer. 

Atter.  45  (13,40%)  zählten  1«— 20  Jahre,  139  (41.80%)  21—30,  90 
(20,78%)  31  — 40.  39  (11,60%)  41 — 50  und  23  (6,86%)  51  und  mehr  Jahre. 

Beruf.  Land-  und  Erdarbeiter  und  Taglöhner  befanden  sich  darunter 
105  (31.24“,.).  Handwerker  117  (34.82%),  Beamte  und  Angestellte  0 (1,78%), 
(ieschäftsleute  16(4.70%),  Dienstboten  19(5.00%).  Fabrikarbeiter  23  (0.85  %) 
und  Berufslose  50  (14.89%). 

Vorstrafen.  Zum  erstenmal  bestraft  sind  232  (09.04  %).  rückfällig  104 
(30,90  %). 

Art  dex  Verbrechens.  Polizeivergehen  99  (29.47  %),  gegen  die  Sittlich- 
keit 19(5,65%),  gegen  Lehen  und  Gesundheit  31  (9.22%),  gegen  das  Eigen- 
tum 98  (29.09%),  gegen  Treue  und  Glauben  15  (4,40  %)t  gegen  die  Sicher- 
heit 8 (2,38  "„),  Bussenabverdiener  28  (8.48%)  und  Militär-  und  Polizei- 
arrestanten 38  (11,30%). 

Strafdauer.  Die  Strafdauer  der  im  Jahre  1898  eingetretenen  Sträflinge 
lautete  bis  auf  1 Monat  bei  230  (08.40%).  1—0  Monate  bei  83  ( 24,71  "»), 
0 — 12  Monate  bei  9 (2,67%).  1 — 2 Jahre  bei  0 (1,78“»).  2—5  Jahre  bei  0 
(1.78%)  und  5—10  Jahre  bei  2 (0,60%). 

Ern/ihrnng.  Die  Gesamtzahl  der  Verpflegungslage  der  Gefangenen 
betrug  25.051.  Ein  Verpflegungstag  kostete  durchschnittlich  57  Kp. 

Urxnndheitszuxtand.  Es  sind  3 Todesfälle  zu  verzeichnen.  Der  eine  Ver- 
storbene, 70  Jahre  alt.  seit  1879  in  der  Anstalt,  starb  an  einem  chronischen 
Herz-  und  Lungcnlciden,  der  zweite,  seit  zwei  Jahreil  inhaftiert  und  zu 
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lebenslänglicher  Zuchthausstrafe  verurteilt,  an  Rückenmarkontzündung, 
und  der  dritte  an  Zungenkrebs.  Alle  drei  waren  längere  Zeit  im  Bürger- 
spital  Solothurn  in  Pflege  und  starben  auch  daselbst. 

Das  Total  der  Krankentage  betrug  4SI  (l,880/o),  Hiervon  entfallen 
auf  die  drei  Verstorbenen  425. 

Korrespondenz  und  Besuche  der  Gefangenen.  Briefe  wurden  abgeschickt 
270  und  243  solche  in  Empfang  genommen.  Besuche  107. 

Verdienstrechnung.  Von  den  8 Gewerben  wurden  in  19,428  Arbeits- 
tagen netto  Fr.  25,003.80  verdient,  also  per  Kopf  und  Arbeitstag  Fr.  1.28. 
Der  Verdienstanteil  der  Gefangenen  belief  sich  auf  Fr.  1088.  60  oder  auf 
11.38  Rp.  pro  Arbeitstag. 

Strafanstalt  Payern  e.  Der  Bau  der  neuen  waadtländischen  Strafanstalt 
in  Paveme  wurde  dem  Herrn  Architekt  Isoz  in  Lausanne  übertragen.  Der 
Bau  wird  panoptisch  und  den  neuesten  Anforderungen  entsprechend  aus- 
geführt werden.  Voranschlag  Fr.  1.750,000. 


Vereiunnach  richten. 

Die  schweizerische  Landesgrnppe  der  internationalen  kriminalistischen 
Vereinigung  hatte  ihre  Mitglieder  im  Anschlüsse  an  die  Jahresversamm- 
lung des  schweizerischen  Juristen  Vereins  auf  Sonntag  den  24.  September 
1899.  abends  1 t 6 Uhr,  in  das  Rathaus  zu  Freiburg  eingeladen. 

Der  Vorsitzende.  Prof.  Gautier,  teilt  das  Entlassungsbegehren  des 
bisherigen  Präsidenten,  Bundesrichters  Morel,  mit.  So  sehr  dieser  Rücktritt 
bedauert  wurde,  konnte  man  sicli  doch  dem  Gewichte  der  vorgebrachten 
Gründe.  Rücksicht  auf  Alter  und  Gesundheit,  nicht  verschlicssen.  Da  auch 
Prof.  Stooss  durch  seinen  Wegzug  aus  der  Schweiz  ans  dem  Vorstande 
ausgeschieden  ist.  wird  beschlossen,  den  Vorstand  aus  den  übrigen  bis- 
herigen Mitgliedern  zu  besetzen.  Es  wird  sodann  zum  Präsidenten  gewählt 
Prof.  Gautier,  zum  Vizepräsidenten  Prof.  Zürcher  und  zum  Quästor  Bundes- 
richter  Soldait.  Als  Beisitzer  bleiben  Prof.  Tcichniaun  und  Advokat  Zecr- 
leder,  welch  letzterer  zugleich  mit  dem  Sekretariat  betraut  wird. 

Sodann  wird  die  Rechnung,  die  einen  Aktivsaldo  von  Fr.  25*9.  90  auf 
1.  Januar  1899  erzeigt,  dem  Quästor,  Bundesrichter  Soldan.  unter  bester 
Verdankung  abgruoiumen. 

Als  neue  Mitglieder  werden  aufgeuomtnen  Bundesanwalt  Kronauer 
(Bern)  und  Prof.  Lenz  (Freiburg). 

Endlich  wird  beschlossen,  es  sei  der  Entwurf  des  schweizerischen 
Strafgesetzbuches  mit  der  Botschaft  des  Bundesrates.  sobald  diese  Akten- 
stücke zur  Veröffentlichung  gelangt  sein  werden,  den  Mitgliedern  der 
Laudesgruppe  zuzustellen.  Sollten  diese  Vorlagen  noch  geraume  Zeit  aus- 
bleiben.  so  erhält  der  Vorstand  den  Auftrag,  zu  beraten,  in  welcher  Weise 
die  Anlmudnalime  der  Bnndesstrafgesetzgebung  gefördert  werden  könne. 

— Am  9.,  10.  und  11.  Oktober  1.  J.  hielten  der  schweizerische  Verein 
für  Straf-  und  Gefängniswesen  und  die  Vereinigung  der  schweizerischen 
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Schutzaufsiehtsvereine  in  Bellinzona  und  Lugano  ihre  alle  zwei  Jahre 
wieilerkehrende,  gemeinschaftliche  Versammlung  ab.  Es  waren  16  Kantone 
durch  61  Abgeordnete  und  Teilnehmer  vertreten.  05  neue  Mitglieder  wurden 
aufgenommen.  Der  Centralvorstand  des  ersten  Vereins  — J.  V.  Hürbin, 
Dr.  L.  Guillaume  und  Dr.  Fr.  Curti  — wurde  mit  Acclamation  wieder 
bestätigt,  der  Centralvorstand  für  Schutzaufsicht  wurde  bestellt  aus  den 
frühem  Mitgliedern  Pfarrer  Kupferschmid,  Direktor  Favre  und  Inspektor 
Sehnffroth.  Als  nächster  Versammlungsort  wurde  Zürich  bestimmt.  Das 
erste  und  zweite  Heft  der  Vereinsschrift  (erste  Versammlung  in  Zürich 
1867,  zweite  in  Lenzburg  1868),  welche  längst  vergriffen  sind,  zur  Kom- 
plettierung' der  Sammlung  aber  vielfach  verlangt  werden,  sollen  neu  auf- 
gelegt werden.  Pro  80.  September  1800  beträgt  das  Vereinsvermögen 
Fr.  4670.80  (Vermehrung  Fr.  952.66).  Jirxoliilioiicri : 1)  Der  Schweiz.  Verein 
für  Straf-  und  Gefängniswegen  begrüsst  das  Bestreben,  die  Bedingungen 
zu  präcisieren,  unter  welchen  den  Kantonen  zur  Errichtung  von  Straf-, 
Arbeits-  und  Besserungsanstalten  und  für  Verbesserungen  im  Strafvollzüge, 
sowie  für  Einrichtungen  zum  Schutze  verwahrloster  Kinder  vom  Bunde 
Beiträge  gewährt  werden  sollen.  2)  Er  ersucht,  ohne  sich  bezüglich  des 
Einzelnen  zu  binden,  in  Würdigung  der  vom  Referenten  gemachten  Vor- 
schläge, das  eidgenössische  Justizdepartemeut,  die  in  Betracht  kommenden 
Grundsätze  zu  prüfen  und  näher  festzusetzen.  — 3)  Der  Schweiz.  Verein 
für  Straf-  und  Gefäugniswesen  und  die  interkantonale  Vereinigung-  der 
Sehutzaufsichtsvereine  schliessen  sich  den  Bestrebungen  an,  welche  den 
Missbrauch  des  Alkohols  bekämpfen.  Sie  anerkennen  auch  dankbar  die 
segensreiche  Arbeit  der  Mässigkeits-  und  Abstiuenzgesellsehaften.  die  sie 
ihrerseits  durch  den  Strafvollzug  unterstützen  wollen. 
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Kanton  Schwyz. 

Gesetz  über  den  Wucher. 

(Vom  II  Aturust  ihiim.i 


Art.  1.  — Des  Wuchern  macht  sieh  schuldig: 

n)  wer  sieli  eine  grössere  Summe  verschreiben  lässt,  als  dnrgeliehen 
wird.  Es  darf  daher  namentlich  weder  ein  grösseres  Kapital  ver- 
schrieben als  gegeben,  noch  dürfen  die  Zinse  zum  voraus  vom  Kapital 
weggenommeii  werden; 

h wer  sich  von  jemandem  höhere  Zinsen,  als  die  Gesetze  gestatten, 
bezahlen  oder  verschreiben  lässt; 

r wer  bei  einem  Darleihen  Waren  oder  andere  Wertgegenstände,  sei 
es  zufolge  vorangegangenen  Kaufes  oder  anderswie,  stall  baren 
Geldes  au  Zahlung  giebt  und  eine  grössere  Summe  dafür  ansetzt,  als 
deren  landläufiger  Wert  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  betragen 
hat:  Forderungen  all  Falliten  und  konkursiten  sind  als  durchaus 
wertlos  zu  betrachten; 

</  wer  zur  .Sicherheit  eines  Darleihens  Pfänder  in  ilandcn  hat,  welche 
ein  Mehrerer«  wert  sind,  und  sich  solche  nach  verflossener  Kinlü- 
sungsfrisl.  ohne  den  vorgeschrieben  Betreibungsweg  einzuscblagen, 
als  Eigentum  ausbeding!  oder  aneignet. 

Art.  2.  Der  Wucher  wird  sowohl  auf  Klage  des  Verletzten  als  von 
Amts  wegen  untersucht  und  ohne  Rücksicht  auf  den  Betrag  erstinstanzlich 
von  den  Bezirksgerichten  bestraft. 

Art.  :i.  — Die  Strafe  des  Wuchers  ist  eine  Geldlmsse  von  Fr.  20  bis 
Fr.  1000.  In  schwerem  Fällen,  namentlich  bei  beträchtlichem  und  gewerbs- 
mässigem Wucher,  kann  die  Geldstrafe  durch  Gefängnisstrafe  bis  auf 
;l  Monate  verschärft  werden. 

Art.  4.  Wer  des  Wuchers  schuldig  befunden  wird,  hat  den  Ver- 
letzten für  den  erlittenen  Schaden  zu  entschädigen. 

Art.  •'>.  Wer  zu  wucherischen  Handlungen  wissentlich  mit  wirkt, 
oder  solche  begünstigt,  ist  durch  den  Richter  mit  einer  Geldbusse  von 
10  bis  .->00  Fr.  zu  bestrafen. 

Art.  fi.  Mit  Annahme  dieses  Gesetzes  tritt  das  Gesetz  über  Wucher 
vom  2's.  Mai  Is.Yl  ausser  Kraft. 
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Canton  de  Vaud. 

Loi  modifiant  celle  du  26  décembre  1832  sur  la  presse 
en  ce  qui  conoerne  le  droit  de  réponse. 

(I>n  12  tV-vricr  iH!»so 


Article  premier.  — L’éditeur  responsable  de  toute  publication  pé- 
rio(li<|iie  dans  laquelle  une  personne  a été  nommée  ou  désignée,  est  tenu, 
sur  la  réquisition  de  cette  personne,  d'insérer  gratuitement  la  réponse  de 
celle-ei  dans  l'un  des  deux  plus  prochains  numéros  dès  le  jour  de  la 
réception  de  cette  réponse. 

La  réponse  doit  être  signée  de  son  auteur,  lequel  est  seul  responsable 
de  son  contenu. 

Art.  2.  — La  réponse  doit  être  insérée  intégralement,  sans  suppres- 
sions, modifications  ou  interpolations,  avec  les  mêmes  caractères  typogra- 
phiques, dans  la  même  partie  de  la  publication,  et  d'une  manière  aussi 
lisible  que  l'article  auquel  elle  se  rapporte. 

Art.  3.  — L'éditeur  peut  refuser  l'insertion  d’une  réponse  dont  le 
contenu  essentiel  n'aurait  pas  de  rapport  direct  ou  immédiat  avec  les  faits 
signalés  dans  l'article  qui  la  motive. 

Art.  t.  — Il  peut  aussi  refuser  l'insertion  d'une  réponse  injurieuse, 
diffamatoire,  contraire  aux  lois  et  aux  bonnes  moeurs  ou  mettant  eu  cause 
d’une  façon  malveillante  une  personne  étrangère  au  débat. 

Art.  5.  — L'éditeur  peut  refuser  l’insertion  de  la  réponse  lorsque 
celle-ci  dépasse  un  nombre  de  lignes  double  de  celui  dont  se  compose 
l'article  qui  l'a  provoquée. 

Toutefois,  l'auteur  de  la  réponse  a droit  à quinze  ligues  au  minimum. 

Art.  (î.  — Dans  le  cas  où  l'éditeur  refuse  l’insertion  d'une  réponse, 
il  doit  la  conserver  à la  disposition  du  juge  compétent  mentionné  ù l'ar- 
ticle !t  de  la  présente  loi. 

II  prévient  l'intéressé  de  son  refus  par  lettre  chargée. 

Le  délai  de  20  jours  fixé  à l’article  9 pour  le  dépôt  de  la  plainte 
compte  à partir  du  jour  où  l'intéressé  a reçu  la  notification  de  ce  refus. 

Art.  7.  Si  la  personne  visée  peut  répondra  en  une  seule  fois  à 

«les  articles  publiés  dans  plusieurs  numéros  successifs  d’une  publication 
périodique,  sa  réponse  ne  peut  excéder  le  double  de  l'article  le  plus  long. 

Art.  8.  Le  droit  d<*  réponse  doit  être  exercé,  sous  peine  de  péremp- 
tion, dans  un  délai  de  30  jours  dès  la  publication  de  l'article  incriminé. 

Toutefois,  même  après  l'expiration  «lu  délai  sus-indiqué,  si  la  personne 
visée  prouve  qu’elle  a ignoré  lu  publication  de  l'article  ou  n’a  pu  y répondre 
pour  cause  de  maladie  grave,  d'absence  ou  d’autre  empêchement  dûment 
justifié,  elle  peut  faire  usage  de  son  droit  de  réponse  dans  le  délai  de  20 
jours  dès  celui  où  l'empêchement  a pris  fin. 

Art.  9.  Tout«*  plainte  portée  contre  l'éditeur  d'une  publication 
périodioque,  eu  vertu  de  la  présente  loi,  «loit,  sous  peine  de  prescription 
de  l'action  pénale,  être  déposée  en  mains  du  juge  compétent  dans  les 
20  jours  dès  la  contravention. 
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Akt.  U).  — Toute  contestation  outre  l'éditeur  et  l'auteur  île  lu  ré- 
ponse. au  sujet  île  l'insertion  de  celle-ci,  est  jugée  par  le  tribunal  de  police. 

Si  l'auteur  de  la  réponse  obtient  gain  de  cause,  le  tribunal  ordonne 
l'insertion  de  la  réponse  dans  l'un  des  deux  premiers  numéros  qui  |>arai- 
tront  dés  le  jour  où  le  jugement  deviendra  définitif,  et  condamne  l’éditeur 
A une  amende  qui  ne  {»eut  excéder  200  francs. 

Dans  le  cas  des  articles  3 et  4,  si  la  bonne  foi  de  l'éditeur  est  établie, 
le  tribunal  se  borne  A ordonner  l'insertion  de  la  réponse. 

Akt.  11.  — Si  l'éditeur  n'insère  pas  la  réponse  en  exécution  dn  juge- 
ment, il  est  condamné,  à une  amende  qui  ne  peut  excéder  1000  francs. 

Celte  peine  n'est  prononcée  parle  tribunul  de  police  que  sur  la  nouvelle 
plainte  de  l'intéressé,  portée,  sous  peine  de  prescription  de  l'action  pénale, 
dans  les  20  jours  dés  le  dernier  jour  utile  accordé  pour  l'insertion  de  la 
réponse.  Le  tribunal  ordonne  en  outre  que  la  réponse  sera  aussi  insérée 
dans  un  ou  plusieurs  journaux  vaudois  qu'il  désigne,  et  cela  aux  frais  de 
IV-diteur  qui  a refusé  sans  droit  de  publier  la  réponse  dans  son  journal. 

Akt.  12.  — Los  dispositions  de  la  présente  loi  sont  sans  préjudice 
aux  réclamations  en  dommages-intérêts,  ni  A la  répression  des  délits  que 
constituerait  la  publication  de  l'article  incriminé. 

Art.  13.  — Le  droit  de  réponse  appartient  également  aux  personnes 
civiles  et  morales,  aux  corps  constitués  et  A la  famille  d'une  personne 
défunte,  sous  la  réserve  qu'il  soit  exercé  par  un  représentant  unique, 
agissant  en  leur  nom. 

Art.  14.  — L'instruction  do  l'enquête  a lieu  conformément  au  code 
de  procédure  pénale. 

Le  juge  tente  la  conciliation  dans  le  plus  bref  délai  (C.  p.  p„  art.  til). 

L'auteur  de  la  réponse,  qui  aurait  déposé  une  plainte  abusive,  peut 
être  condamné  aux  frais. 

Art.  15.  — Le  droit  de  réponse  à des  articles  publiés  avant  l'entrée 
ou  vigueur  de  la  présente  loi  sera  prescrit  dans  le  délai  d'un  mois  dès 
l'entrée  en  vigueur  de  la  loi. 

Kst  réservée  la  disposition  de  l'article  8,  alinéa  2. 

Art.  lti.  — L’article  .lt>  de  la  loi  du  2ti  décembre  1832  sur  la  presse 
est  abrogé. 

Art.  17.  — Le  Conseil  d’Etat  est  chargé  de  la  publication  et  de 
l'exécution  de  la  présente  loi,  qui  entrera  en  vigueur  dès  et  y compris  le 
1"  mars  18!*8. 


Reglement  concernant  le  casier  judiciaire. 

(Pu  10  Juin  isOs.i 


Ahtu  i.k  l’KKMiBit,  - Le  tableau  annuel  des  condamnations  criminelles 
et  de  police  est  supprimé  et  remplacé  par  un  casier  judiciaire  central. 

Art.  2.  — Le  casier  judiciaire  central  est  tenu  au  Département  de 
Justice  et  Police. 
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Akt.  3.  — Sont  constatas  au  casier,  par  extrait: 

a)  les  jugements  définitifs  rendus  en  matière  pénale  par  les  tribunaux, 
présidents  de  tribunaux,  juges  de  paix  et  les  arrêts  de.  la  cour  de 
cassation  pénale; 

Les  jugements  de  sursis  tant  qu'ils  ne  sont  pas  exécutoires, 
les  jugements  et  arrêts  acquittant  des  prévenus  et  les  renvoyant  à 
la  disposition  du  Conseil  d'Etat  font  l'objet  d’une  inscription  au 
casier,  mais  ils  ne  sont  mentionnés  que  sur  les  extraits  du  casier 
destinés  à l'autorité  judiciaire.  Les  jugements  d'acquittement  pur 
et  simple  ne  sont  pas  inscrits  au  casier  judiciaire. 

b)  les  arrêts  de  réhabilitation  (art.  f>75  du  C.  P.  P.); 

t)  les  décrets  de  grâce  (art.  5G8  du  C.  P.  P.); 

d)  les  décisions  du  Conseil  d’Etat  accordant  la  libération  conditionnelle 
ou  la  remise  de  peine; 

e)  les  condamnations  prononcées  dans  d'autres  cantons  ou  à l'étranger 
contre  des  Vaudois; 

f)  les  jugements  définitifs  rendus  par  les  tribunaux  militaires  suisses 
concernant  : 

1“  des  Vaudois, 

2°  des  Confédérés  domiciliés  dans  le  canton  de  Vaud. 

Art.  4.  — A la  réception  d’une  des  pièces  mentionnées  A l'article  3, 
lettres  a,  e et  f,  le  préposé  â la  tenue  du  ensier  judiciaire  s'assure  que  le 
casier  ne  contient  aucune  inscription  relative  à une  condamnation  précé- 
dente, puis  il  établit  un  bulletin  formule  n*  1 contenant: 

a)  le  nom  et  les  prénoms  du  condamné; 

b)  sa  filiation; 

r)  la  date  et  le  lieu  de  sa  naissance; 

d)  son  état-civil  (célibataire,  marié  à , veuf  de ou  divorcé  de — ); 

e)  sa  profession; 

f)  sa  bourgeoisie; 

g)  la  nature  du  délit; 

h)  la  date  du  jugement; 

i)  le  tribunal  qui  a jugé; 

j)  la  condamnation  principale; 

k)  la  privation  des  droits  civiques. 

Le  fait  que  le  condamné  est  récidiviste  ou  qu'il  a été  jugé  par  défaut 
ou  qu'il  est  mis  au  bénéfice  du  sursis  â l’exécution  du  jugement  est 
mentionné  sous  la  rubrique  « observations  ». 

Le  nom  du  condamné  et  sou  année  de  naissance  sont  écrits  très 
lisiblement,  en  gros  caractères,  sur  la  première  ligne,  le  nom  â gauche, 
l'année  de  naissance  à droite. 

Art.  5.  — Le  bulletin  concernant  une  femme  mariée,  une  veuve  ou 
une  femme  divorcée,  est  classé  d'après  le  nom  do  fille,  avec  bulletin  de 
renvoi  au  nom  du  mari. 

Art.  (i.  — Il  est  fait  également  des  bulletins  de  renvoi  pour  les 
individus  condamnés  sous  plusieurs  noms  ou  porteurs  de  noms  composés 
(de,  von,  etc.). 
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Akt.  7.  - A la  réception  d'une  des  décisions  mentionnées  A l'article  3, 
lettres  b,  r et  d.  le  préposé  en  fait  mention  sur  le  bulletin  de  l'intéressé. 

Art.  8.  — S'il  existe  déjà  au  casier  un  bulletin,  les  condamnations 
subséquentes  sont  mentionnées  au  verso. 

Art.  9.  — Les  bulletins  (fiches)  ont  0,17  cm.  de  hauteur  sur  0,13  cm. 
de  largeur.  Ils  sont  en  carton  blanc  pour  les  condamnations  prononcées 
dans  le  canton  et  en  carton  chamois  pour  les  condamnations  prononcées 
hors  du  canton. 

Art.  10.  — Les  fiches  sont  immédiatement  placées  dans  l'ordre  rigou- 
reusement alphabétique,  de  la  première  A la  dernière  lettre,  dans  des  boites 
mobiles  (cabriolets),  sans  couvercle. 

L'année  de  naissance  établit  le  rang  des  fiches  concernant  des  per- 
sonnes de  même  nom,  la  fiche  de  la  personne  la  plus  Agée  étant  placée 

la  première. 

Art.  11.  — Chaque  cabriolet  porte  extérieurement  la  syllabe  initiale 
du  nom  qui  figurera  sur  la  première  fiche  et  sur  la  dernière. 

Art.  12.  — Les  cabriolets  sont  disposés  par  ordre  alphabétique  dans 
une  armoire  fermée  A clef. 

Art.  13.  — L'entrée  du  local  affecté  au  service  du  casier  judiciaire 
est  interdite  au  public. 

Art.  14.  — l’no  fois  le  bulletin  (fiche)  rédigé,  le  préposé  inscrit  eu 

tête  de  la  pièce  qui  a servi  de  base  au  dit  bulletin  la  mention  suivante: 

Pris  note  au  casier  judiciaire,  le (date  et  signature). 

Art.  lf>.  - Il  est  délivré  des  extraits  du  casier  judiciaire  sur  ré- 
quisition : 

a)  de  toute  autorité  publique,  administrative  ou  judiciaire; 

b)  d'un  particulier  justifiant  de  sa  vocation  et  de  son  identité. 

Art.  Hi.  — Les  demandes  tle  casiers  judiciaires  sont  adressées  au 
Département  de  Justice  et  Police,  les  demandes  d'une  autorité  sur  formule 
ir  2,  celle  d'un  particulier  sur  formule  n*  3. 

Art.  17.  — Les  demandes  de  casiers  formulées  par  le  parquet  ou 
par  l'autorité  judiciaire,  «la us  l'intérêt  d'une  enquête  pénale,  sont  exemptes 
de  tout  examen.  Les  demandes  de  particuliers  ne  sont  prises  en  considé- 
ration que  si  elles  sont  reconnues  fondées  sur  des  motifs  sérieux  et  légitimes. 

Art.  18.  — Les  extraits  demandés  sont  délivrés  dans  le  plus  bref 
délai  possible.  Ceux  remis  A une  autorité  sont  expédiés  sur  la  formule 
n*  4 on  u*  •">:  ils  sont  gratuits.  Ceux  destinés  A des  particuliers  sont  rédigés 
sur  la  formule  n*  tî  ou  n''7:  ils  sont  soumis  A un  émolument  d'un  franc 
(les  frais  d'affranchissement  en  sus  par  10  ou  2.">  cent.),  pervu  par  le  préposé. 

Les  finances  ‘permîtes  sont  versées  chaque  trimestre  dans  la  caisse 
de  l'Ktat. 

Art.  19.  — Les  condamnations  prononcées  pour  contrwTntion*  ne  sont 
pas  mentionnées  dans  les  extraits  délivrés  dans  un  intérêt  privé. 

Art.  20.  — Dans  les  extraits,  les  condamnations  sont  relevées  dans 
1 ordre  chronologique. 

Art.  21.  - Le  préposé  tient  un  registre  de  tous  les  casiers  délivrés. 
Ce  registre  est  muni  d'un  répertoire  qui  doit  être  tenu  constamment  A 
jour  (formule  n*  8). 
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Akt.  22.  — Au  cas  ou  le  casier  judiciaire  d'un  prévenu  serait  de- 
mandé il  la  même  époque  par  plusieurs  juges,  le  préposé  signalerait  le 
fait  au  parquet. 

Akt.  23.  — Les  doubles  des  registres  des  naissances  dés  1*21  sont, 
mis  à la  disposition  du  préposé  à la  tenue  du  casier  judiciare.  Il  les  con- 
sultera lors  de  la  rédaction  de  bulletins  (fiches)  et  d'extraits  concernant 
des  Vuudois  ou  des  personnes  nées  duns  le  canton. 

Art.  24.  — Pour  faciliter  la  révision  du  casier  judiciaire,  les  officiers 
de  l'état  civil  avisent  le  Département  de  Justice  et  Police  du  décès  des 
personnes  âgées  de  plus  de  10  ans,  décédées  dans  l'arrondissement  et  des 
|iersnnnes  âgées  aussi  de  plus  de  10  ans,  décédées  hors  du  canton  et  dont 
le  décès  est  inscrit  au  registre  H (form,  n"  il). 

Akt.  25.  — A la  fin  «le  cliaipie  mois,  le  préposé  procède  â la  révision 
du  casier;  il  retir»*  et  détruit  les  fiches  des  condamnés  décédés  «*t  celles 
des  condamnés  Agés  de  75  ans. 

Akt.  2li.  — Il  sera  procédé,  avant  l<*  1"  juillet  1X118,  â la  conversion 
on  bulletins  de  toutes  les  condamnations  mentionnées  dans  le  tableau  des 
comlamnations.  â partir  du  1*"  janvier  1877.  Ce»  bulletins  seront  classés 
en  deux  séries,  «le  dix  ans  chacune. 

Akt.  27.  — L'arrêté  «lu  14  mai  18811,  sur  la  délivrance  »les  extraits 
«lu  tableau  d«*s  condamnations  pénales  (casiers  judiciaires)  «*st  abrogé. 

Art.  28.  — Le  présent  réglement  entre  en  vigueur  le  l"  juillet  1X<18. 


Canton  de  Neuchâtel. 

Decret  modifiant  quelques  dispositions  du  Code  pénal  '). 

(Du  ï«»  avril 


Aktkt.b  t’UKMiKK.  — Les  articles  32.  238,  387,  891,  3119,  411,  412,  413 
«*t  415  du  Code  pénal  reçoivent  la  rédaction  suivante: 

Art.  32.  — La  réclusion  perpétuelle  entmine  «le  plein  «Irait  la  pri- 
vation générale  des  droits  civiipies  â vie. 

Si  la  peine  est  la  réclusion  â temps,  le  tribunal  prononcera  en  outre 
la  privation  des  droits  civi«|ues  pour  une  durée  qui  ne  peut  excéder  dix  ans. 

Tout  individu  condamné  à la  peine  de  la  réclusion  «*st  exclu  de 
l'armée  fédérale  â vie. 

La  /iriration  des  droits  ciriques,  jusqu'il  dix  ans,  /icut  être  prononcée  comme 
peine  accessoire  de  l'emprisonnement  lorsqu'il  excède  un  mois. 

Klle  ne  peut  l'être  coinui«*  peine  accessoire  de  la  prison  civile. 


*)  Le*  modifient  Inn.«  n|i|»ort»;o»»  « l'état  antérieur  par  K*  décret  ci-do**u*  *ont  com- 
posée* eu  lettre*  il  ' in  -. 
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Aut.  238.  — Celui  qui,  dan#  le  but  de  dissimuler  des  soustractions 
ou  des  détournement»,  de  masquer  une  situation  financière  compromise, 
ou  de  se  procurer  de  toute  autre  manière  un  avantage  pécuniairement 
appréciable,  porte  ou  fait  porter  sur  de#  livres  de  comptabilité  commerciale 
de  faux  chiffres  ou  de  fausses  opérations,  ou  qui,  dans  le  même  but.  altère 
de  pareilles  écritures  primitivement  exactes,  sera  puni  de  la  réclusion 
jusqu'à  trois  ans  et  de  l'amende  jusqu'à  5000  francs. 

Si  Ir  dommage  causé  est  supérieur  à dix  mille  francs,  ta  réclusion  pourra 
s'élcrer  jusqu'à  dix  ans. 

Aht.  387.  — Si  la  valeur  détournée  est  supérieure  à dix  mille  francs, 
la  peine  sera  la  réclusion  jusqu'à  dix  ’)  ans  et  l'amende  jusqu'à  5000  francs. 

Art.  391.  — Si  la  valeur  soustraite  est  supérieure  à dix  mille  francs, 
la  (»eine  sera  la  réclusion  jusqu'à  dix1)  ans  et  l'amende  jusqu'à  5000  francs. 

Art.  399.  — L'individu  qui,  ayant  déjà  subi  deux  condamnations 
pour  vol,  abus  de  confiance,  escroquerie,  commet  en  seconde  récidive 
l'une  ou  l'autre  de  ces  infractions,  sera  puni  de  la  réclusion  de  un*)  à 
cinq  ans,  sans  égard  à l'importance  de  la  nouvelle  soustraction  commise, 
à moins  que  les  circonstances  qui  l'ont  accompagnée  n'entralnent  une 
peine,  plus  forte. 

Art.  tll.  — Sera  réputé  banqueroutier  simple  et  puni  de  l'emprison- 
nement jusqu'à  six  mois  le  failli  qui  se  trouvera  dans  l'un  des  cas  suivants: 
1”  S'il  eut  hors  d'état  de  justifier  ses  pertes: 

2°  Si  les  dépenses  de  sa  maison  sont  jugée#  excessives: 

3"  S'il  est  reconnu  qu'il  a dépensé  de  fortes  sommes  au  jeu  ou  à des 
opérations  de  pur  hasard; 

4»  Si,  snchanl  que  son  actif  était  au-dessous  de  son  passif,  il  a acheté 
des  marchandises  à crédit,  ou  reçu  de  l'argent  en  prêt,  de  la  part  de 
personnes  qui  ignoraient  sa  situation,  et  dans  une  mesure  relatirrincnt 
importante  ; 

5"  Si,  étant  commeryant,  il  n'a  pas  des  livres  régulièrement  tenus, 
conformes  à ce  qui  est  exigé  par  la  loi,  l'usage,  l'importance  et  la  nature 
de  ses  affaires,  et  suffisants  pour  justifier  de  sa  situation  : 

3“  S'il  a donné  des  signatures  de  crédit  ou  de  circulation  pour  des 
sommes  beaucoup  plus  considérables  que  son  actif: 

7”  Si.  étant  cité  régulièrement,  il  n'a  pas  comparu  devant  le  tribunal 
de  la  faillite,  à moins  d'excuse  jugée  valable: 

8"  S'il  est  parti  clandestinement  en  abandonnant  ses  affaires: 

Les  dispositions  ci-dessus  demeurent  applicables  même  en  cas  de  rérocation 
de  la  faillite. 

Elles  sont  également  applicables  à tout  débiteur  soumis  à la  poursuite  par 
voie  de  faillite  gui  aura  proposé  un  concordat  : 
a)  si  le  concordat  n'est  pas  homologué  ; 

bl  s'il  est  ultérieurement  réroqué  en  application  de  l'article  St  b de  la  loi 
fédérale  sur  ta  poursuite  pour  dettes  et  la  faillite. 


l)  Article  primitif:  cing  mie, 
*)  Article  primitif  : elx  mie. 

•>  Article  primitif:  Irait  ans. 
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Akt.  412.  Lorsqu»*,  dans  un  cas  de  banqueroute  simple,  la  perte 
subie  par  les  créanciers  dépasse  la  somme  de  cent  mille  franc»,  l'empri- 
sonnement pourra  s’élever  jusqu'à  cinq  ')  ans. 

Art.  413.  — Sera  réputé  banqueroutier  frauduleux  et  puni  de  la 
réclusion  jusqu’à  dix’)  ans,  le  failli  qui  se  trouvera  dans  l’un  des  cas 
suivants  : 

1»  S’il  a détourné,  ou  détruit,  ou  détérioré  des  valeurs  en  espèces, 
billets  de.  banque,  des  marchandises,  créances  ou  autres  effets  mobi- 
liers pottr  une  somme  dépassant  cinq  cents  francs; 

2“  S'il  a fait  des  ventes,  négociations  on  donations  supposées; 

3"  S’il  a reconnu  par  contrat  de  mariage  une  dot  qui  n'a  paR  été 
réellement  apportée,  et  si  la  femme  cherche  à faire  valoir  cet  acte 
contre  les  créanciers  de  son  mari; 

4“  S’il  a fait  des  écritures  simulées  pour  supposer  des  dettes  passives 
et  collusoires  entre  lui  et  des  créanciers  fictifs,  ou  s'est  constitué 
débiteur  sans  cause,  ni  voleur; 

ô*  Si.  étant  commerçant  et  sachant  que  son  actif  ne  courrait  déjà  pins  son 
passif,  il  a dilapidé  sa  masse  en  vendant  des  marchandises  ou  des 
produits  de  sa  fabrication,  pour  des  valeurs  importantes,  à un  prix 
notablement  inférieur  tout  à la  fois  aux  cours  d»t  jour  de  la  vente 
et  an  prix  il  achat  an  dr  rel  ient  ; 

t>“  S'il  a fait  des  avantages  particuliers  à un  créancier  en  dehors  d'un 
acte  de  concordat: 

7”  Si,  étant  commercant,  il  a dit  mit,  caché,  altéré,  on  falsifie  totalement  on 
partiellement  ses  tiens  de  comptabilité.  on  s’il  lien  a pas  tenu,  le  tout 
dans  r intention  fraudulrusi  de  masquer  une  situation  financière  compromise , 
on  de  dissimuler  des  soustractions,  des  détournements  ou  d'antres  opéra 
lions  illicites. 

Les  dispositions  ci-dessus  sont  applicables  an  débiteur  soumis  h ta  poursuite 
par  raie  de  faillite  qui  aura  proposé  un  concordat. 

Elles  demeurent  applicables  alors  même  que  ta  faillite  aurait  été  réroqnée 
nu  le  concordat  homoloi/né. 

Dans  les  cas  préras  aux  fi#  /••.  2“,  ■l" , 4“  et  li°  du  présent  article,  la  peine 
de  la  banqueroute  frauduleuse  est  aussi  applirable  au  débiteur  poursuiri  par 
voie  de  saisir. 

Aut.  41Ö.  — Seront  passibles  de  la  même  peine  ceux  qui  auront 
facilité  la  dilapidation  de  la  masse  en  achetant  du  failli  ou  débiteur  risé  à 
l’article  113  des  lots  important»  de  marchandises  à des  prix  notablement 
inférieurs  aux  cours  du  jour,  si  ces  achats  ont  en  lieu  dans  un  moment 
où  l'acheteur  ne  pouvait  ignorer  que  le  vendeur  était  déjà  au-dessous  de 
ses  affaires. 

La  peine  pourra  leur  être  appliquée,  alors  même  que  le  vendeur 
serait  renvoyé  absous,  faute  d'intention  coupable,  les  faits  ayant  été 
d'ailleurs  reconnus  constants. 


')  Article  primitif:  lieux  ans. 
*1  Article  primitif:  six  ont. 
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Aut.  2.  II  rat  ajouté  uu  code  p«*nal  un  nouvel  artiele  413  bis, 
comme  suil  : 

Akt.  413  bis.  — Les  dispositions  (1rs  articles  411,  412  et  413  sont  aussi 
applicables  aux  directeurs  ou  garants  de  sociétés  commerciales  ou  associations 
déclarées  eu  faillite,  ai,  ni  qu'aux  personnes  faisant  te  commerce  sous  le  nom 
té  autrui  on  sous  un  nom  supposé,  qui.  dans  leur  gestion,  se  sont  rendus  coupables 
des  actes  risés  aux  dits  articles. 

Akt.  11.  — Le  Conseil  «l'Etat  est  chargé  «le  publier  I«1  présent  décret 
en  vue  de  l’exercice  du  droit  de  referendum,  «*t  «le  pourvoir,  si  ce  décret 
devient  définitif,  il  sa  promulgation  et  à son  exécution. 


Canton  de  Genève. 

Loi  sur  l’internement  dans  une  maison  de  travail. 

«l>t»  jh  M’|»tcinl.n-  l»»!«s.t 


Article  pkemikk.  — Il  est  ajouté  aux  peines  prévues  par  le  Code 
pénal  l'internement  dans  une  maison  de  travail. 

Lu  peine  de  l'internement  a pour  but  principal  le  relèvement  moral 
du  condamné  <*n  l'obligeant  il  l'exécution  régulière  «l'un  travail  rémunéré. 

Elle  sera  subie  dans  «les  établissements  spéciaux  distincts  «le  la 
maison  de  détention  et  «I«*  la  prison  préventive  et  «pii  peuvent  différer 
suivant  l’Age  et  le  sexe  des  condamnés. 

Akt.  2.  — L'internement  dans  une  maison  de  travail  pourra  être 
prononcé  par  l«*s  tribunaux,  aux  li«-n  et  place  des  peines  privatives  de  la 
liberté  «'*dicté«*s  par  le  Code  pénal,  dans  les  cas  prévus  par  la  présente  loi 
lorsque  cette  pi'ine  paraîtra  «le  nature  à aboutir  au  relèvement  moral  du 
condamné. 

Art.  Si.  — Cette  peine  est  prononcée  pour  une  durée  de  six  mois 
à trois  ans. 

Art.  4.  — Elle  pourra  être  prononcée  pour  l«*s  infractions  suivantes: 

1°  Délits  et  contraventions  contre  la  morale. 

2°  Violation  «les  devoirs  envers  la  famille. 

3“  Contraventions  pour  m«*ndicité  «*t  vagabondage  et  pour  ivresse  pu- 
bli«|ue,  s'il  y a eu  condamnation  antérieur«*  A la  prison  pour  infrac- 
tion «I«*  droit  commun. 

4"  Tous  délits  que  les  tribunaux,  jugeant  eorrcetionnellf  ment,  estimeront 
avoir  été  commis  sons  l’empire  d'habitudes  invétérées  il'ivrogneri«*, 
di*  paresse  ou  «U*  débauche. 

Art.  f>.  - Elle  pourra  également  pour  tout  crime  ou  délit  être  pro- 

noncée contre  l«*s  individus  âgés  de  moins  d«*  vingt  ans  au  moment  de 
l'infract  ion. 


Digitized  by  Google 


Anliamr. 


459 


Art.  6.  — Lorsqu'un  individu  aura  été  précédemment  coudamné  à 
l'internement  pour  une  durée  d'un  au  au  moins,  cette  peine  ne  pourra 
plus  lui  être  appliquée  en  cas  de  nouvelle  infraction. 

Art.  7.  — Les  peines  accessoires  aux  peines  privatives  de  la  liberté 
(expulsion,  interdictions  de  certains  droits  politiques,  civils  et  de  famille, 
confiscation,  amende)  pourront  être  prononcées  concurremment  avec  la. 
peine  de  l'internement,  conformément  aux  prescriptions  du  Code  pénal. 

Art.  8.  — En  ce  qui  concerne  la  récidive  légale,  la  peine  de  l'inter- 
nement est  assimilée  à celle  de  l'emprisonnement,  si  elle  a été  prononcée 
pour  crime  ou  délit. 

Il  en  sera  de  même  pour  les  incapacités  légales  prévues  par  la  loi 
électorale. 

Art.  8.  — Le  condamné  à l'internement  pourra  demander  sa  réhabi- 
litation aux  mêmes  conditions  que  les  condamnés  à l'emprisonnement. 

Art.  10.  — Un  règlement  du  Conseil  il  Etat  déterminera  l'organisation 
des  maisons  de  travail,  fixera  les  conditions  du  travail  et  les  peines  disci- 
plinaires il  établir  en  cas  d'insubordination  ou  de  mauvaise  conduite,  sans 
préjudice  des  peines  plus  graves  prévues  par  le  Code  pénal  en  cas  de 
crimes  ou  délits. 

La  peine  de  l'internement  pourra  être  subie  dans  un  établissement 
d'un  autre  canton,  conformément  aux  prescriptions  qui  seront  édictées  à 
cet  effet  par  le  Conseil  d'Etat. 

DIHeOSITIOX  TRANSITOIRE. 

La  présente  loi  entrera  en  vigueur  le  1"  janvier  18!*!*. 
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Was  ist  Kriminalistik? 


Carl  Slooss. 


Eine  neue  Wissenschaft  beansprucht  Anerkennung  im  Ge- 
biete der  Strafrechtswissenschaft:  die  Kriminalistik.  Ihr  Herold 
und  Rufer  im  Streit  ist  Professor  Hanns  Gross  in  Czernowitz. 
Gross  hat  so  viel  für  diesen  Wissenszweig  geleistet,  dass  er 
als  Begründer  der  Kriminalistik  gelten  kann;  denn  niemand 
hat  vor  ihm  so  tiefgreifende  Untersuchungen  über  diesen 
Gegenstand  angestellt;  erst  Hanns  Gross  hat  es  verstanden,  die 
allgemeine  Aufmerksamkeit  dafür  zu  gewinnen.  Allein  was  ist 
eigentlich  der  Gegenstand,  der  unter  dem  Namen  Kriminalistik 
Einlass  in  die  Wissenschaft  und  auch  in  die  Hörsäle  der  Uni- 
versitäten begehrt?  Es  hat  dem  Vertreter  der  Kriminalistik 
offenbar  grosse  Mühe  gekostet,  eine  Bezeichnung  für  das  von 
ihm  neuersehlossene  Gebiet  zu  finden  ; denn  der  Titel,  den  die 
beiden  ersten  Auflagen  führten:  „Handbuch  für  Untersuchungs- 
richter, Polizeibeamte,  Gendarmen  u.  s.  w.“,  besagte  nur,  für 
wen  das  Buch  bestimmt  sei,  aber  nicht,  was  sein  Inhalt  sei. 
Das  Buch  hat  dessenungeachtet  seinen  Weg  gemacht,  es  hat 
rasch  drei  Auflagen  erlebt  und  ist  in  mehrere  Sprachen  über- 
setzt worden;  sogar  die  Franzosen  haben  das  Werk  in  ihrer 
Sprache  zu  lesen  gewünscht.  In  der  dritten  Auflage  bezeichnet 
Hanns  Gross  sein  Handbuch  für  Untersuchungsrichter  nun  als 
ein  „System  der  Kriminalistik“. 

Der  Name  der  neuen  Wissenschaft  ist  nicht  sehr  glück- 
lich gewählt,  weil  er  deren  Gegenstand  nicht  deutlich 
bezeichnet.  Übrigens  hat  sich  der  Mangel  einer  treffenden 

8chwehceriechc  Zeitschrift  für  Strafrecht.  13.  Jahrg.  1 
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Bezeichnung  des  Gegenstandes  an  Hanns  Gross  schon  bitter 
genug  gerächt,  denn  als  er  sich  für  Kriminalistik  habilitieren 
wollte,  erhielt  er  den  Bescheid,  Kriminalistik  sei  kein  selb- 
ständiger Wissenszweig.  Formell  war  dieses  Bedenken  nicht  so 
ganz  ungerechtfertigt.  Wer  freilich  das  Handbuch  für  Unter- 
suchungsrichter gelesen  hat,  weiss,  dass  hier  eine  Gesamtleistung 
geboten  wird,  die  Neues  bringt  oder  die  doch  eine  Menge 
nicht  gewürdigter  Thatsachen  in  einem  Zusammenhang  darstellt, 
der  ihre  einheitliche  Bedeutung  nicht  mehr  zweifelhafterscheinen 
lässt.  Worin  besteht  aber  dieser  Zusammenhang  und  diese  ein- 
heitliche Bedeutung?  Hanns  Gross  erklärt  dies  selbst  in  seinem 
Vorwort  zur  dritten  Auflage,  die  überhaupt  von  dem  Be- 
streben des  Verfassers  Zeugnis  ablegt,  den  Zusammenhang  der 
Kriminalistik  mit  dem  Strafrecht  und  dem  Strafprozessrecht 
nachzuweisen.  In  Hinsicht  auf  das  materielle  Strafrecht  be- 
merkt Gross  *)  : Die  Kriminalistik  fuhrt  de  lege  ferenda  zu  dem 
Ergebnis,  „dass  unsere  Gesetze  nur  dann  brauchbar,  anpassend 
und  gerecht  sein  können,  wenn  sie  möglichst  einfach,  möglichst 
allgemein  und  möglichst  frei  von  einengenden,  täglich  wechselnden 
und  doch  nie  passenden  Definitionen  sein  werden .“  Wenn  die 
Kriminalistik  für  die  Arbeit  des  Strafgesetzgebers  wichtig  ist 
und  sich  aus  ihr  Anforderungen  ergeben,  wie  ein  Strafgesetz 
abzufassen  sei , insbesondere  wie  die  strafrechtlichen  That- 
bestände  zu  gestalten  seien,  so  handelt  es  sich  um  Fragen  der 
Strafgesetzgebungspolitik  und  der  Strafgesetzgebungstechnik, 
also  um  Kriminalpolitik  ; denn  die  Kriminalpolitik  ist  nicht  nur 
Strafpolitik,  sie  besteht  auch  in  der  Kunst  des  Gesetzgebers, 
gerecht  und  zweckmässig  zu  bestimmen,  was  ein  Verbrechen 
sei,  also  den  Gegenstand  der  staatlichen  Strafpflicht  so  zu  um- 
schreiben, dass  der  Staat  diese  Pflicht  wirksam  zu  erfüllen 
vermag.  Ein  System  der  Kriminalpolitik  fehlt  uns  noch,  aber 
wenn  es  geschrieben  wird,  liefern  die  Ausführungen  von  Hanns 
Gross  einen  wichtigen  Beitrag  dazu. 

Obwohl  Hanns  Gross  diese  kriminalpolitische  Bedeutung 
seines  Werkes  in  dem  Vorwort  zu  der  dritten  Auflage  voranstellt, 
so  will  er  doch  nicht  hauptsächlich  kriminalpolitische  Aufgaben 


')  Handbuch  für  Untersuchungsrichter  nls  System  der  Kriminalistik. 
Dritte  vermehrte  Auflage.  Graz.  Lcuselmer  & Lubrnsky,  1899.  Vorwort, 
Seite  IV. 
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lösen1),  sonst  hatte  er  sein  Werk  nicht  als  ein  Handbuch  für 
Untersuchungsrichter,  Polizeibeamte,  Gendarmen  u.  s.  w.  be- 
zeichnen können.  Wenn  sich  Hanns  Gross  namentlich  an  Unter- 
suchungsrichter, Polizeibeamte,  Gendarmen  u.  s.  w.  gewendet 
hat,  so  muss  sich  die  Kriminalistik  vorzugsweise  auf  die 
Thätigkeit  dieser  Organe  der  Strafverfolgung  beziehen.  Da  die 
Thätigkeit  dieser  Strafjustizorgane  sich  auf  den  Abschnitt 
des  Strafprozesses  beschränkt,  der  mit  dem  Schluss  der  Vor- 
untersuchung sein  Ende  erreicht,  und  dieser  Abschnitt  neben 
dem  Ermittlungsverfahren  oder  den  „Vorerhebungen“  haupt- 
sächlich die  Voruntersuchung  umfasst,  so  liegt  es  nahe,  die 
Kriminalistik  als  Untersuchungskunst  aufzufassen  und  die  Dar- 
stellung dieses  Gebietes  etwa  Untersuchungslehre  oder  Unter- 
suchungskunde zu  nennen.  Obwohl  der  Titel  des  Handbuchs 
diese  Auffassung  zu  rechtfertigen  scheint,  so  behandelt  doch 
Gross  in  seinem  System  der  Kriminalistik  keineswegs  nur  die 
Untersuchungskunst. 

Gross  bemüht  sich,  durch  Beispiele  und  Vergleiche  klar  zu 
machen,  was  er  unter  Kriminalistik  versteht.  So  bemerkt  er  ®)  : 

1.  Was  z.  B.  Brandlegung  im  gesetzlichen  Sinne  ist,  welche 
Qualifikationen  und  Arten  vorliegen  können,  welche  Strafen 
darauf  gesetzt  sind,  das  sagt  uns  das  Strafgesetz,  seine  Kom- 
mentare und  wissenschaftlichen  Bearbeitungen. 

2.  Wie  der  Richter  vorzugehen  hat  und  wie  der  Be- 
schuldigte, die  Zeugen  und  Sachverständige  zu  behandeln 
sind,  das  enthält  der  Strafprozess. 

3.  Wie  aber  bei  der  Brandstiftung  selbst  vorgegangeu 
wird,  welche  Mittel  und  Hilfen  dem  Brandleger  zur  Seite  stehen, 


l)  Freilich  erklärt  Hanns  Gross  in  seinem  Bericht  über  die  Antritts- 
Vorlesung  ron  Liszts  in  Berlin  (Archiv  für  Kriminal-Anthropologie  lind  Kri- 
minalistik, 3.  Band,  1899,  S.  116):  «Die  Kriminalistik  will  nichts  Anderes, 
als  der  Strafrechtswissenschaft  Handlangerdienste  leisten,  sie  hat  ihren  Zweck 
erreicht,  wenn  sie  Steine  herbeischleppen  durfte,  welche  die  Kriminologie, 
Pönologie  und  Kriminalpolitik  zu  jenem  ernsten  Bane  brauchen  kann,  den 
die  jungdeutsche  Schule  auffiihren  will  und  für  den  sie  einst  die  Mensch- 
heit segnen  wird,  denn  er  ist  nicht  mehr  dein  Streite  über  das  von  den 
Menschen  Ersonnene,  sondern  der  Erkenntnis  des  Thatsächlicheu  gewidmet.» 

Es  wird  mir  schwer,  diese  Äusserung  von  Hanns  Gross,  die  mir  erst 
nach  Abschluss  des  Aufsatzes  zur  Kenntnis  kam,  mit  seinen  früheren  Äus- 
serungen zu  vereinigen. 

*)  Handbuch  für  Untersuchungsrichter,  3.  Aufl.,  1899,  Vorwort,  Seite  II. 
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wie  man  die  Art  der  Brandstiftung  und  damit  auch  den  Tliäter 
entdecken  kann,  das  zu  erörtern  ist  Sache  der  Kriminalistik. 

Aufgabe  der  Kriminalistik  wäre  es  also,  festzustellen,  wie 
der  Verbrecher  arbeitet,  dem  Verbrecher  gleichsam  in  die 
Karten  zu  sehen  und  seine  Künste  und  Kniffe  kennen  zu  lernen, 
zu  erfahren  „wie  er  es  macht“.  Es  handelt  sich  somit  um 
eine  Darstellung  der  Technik  des  Verbrecherhandwerks.  Eine 
Einsicht  in  die  Thätigkeit  des  Verbrechers  ist  nicht  nur  sehr 
anziehend,  ich  möchte  fast  sagen  unterhaltend,  sie  bildet 
die  Voraussetzung  für  eine  rasche  und  sichere  Entdeckung  von 
Verbrechen.  Wer  z.  B.  weiss,  wie  der  Dieb  zu  Werke  geht 
und  wie  seine  Arbeitsteilung  eingerichtet  ist,  der  ist  im  stände, 
aus  den  Verumständungen,  unter  denen  ein  Diebstahl  begangen 
worden  ist,  Schlüsse  auf  den  mutmasslichen  Thäter  zu  ziehen, 
die  dem  Unkundigen  wie  ein  Wunder  Vorkommen. 

Hanns  Gross  ist  in  diesen  Dingen  so  genau  orientiert,  dass 
er  auch  als  Verbrecher  ohne  Zweifel  Carrière  machen  würde;  er 
versteht  es  nicht  nur,  die  Thätigkeit  der  einzelnen  Verbrecher- 
specialitäten  ausgezeichnet  zu  beschreiben,  er  hat  sich  sogar 
manche  Fertigkeiten  und  Handgriffe  virtuos  angeeignet.  Man  darf 
unbedenklich  behaupten,  dass  eine  Anzahl  ausgelernter  Diebe, 
Betrüger,  Hochstapler,  Fälscher  und  andere  Specialisten  diesen 
Zweig  der  Kriminalistik  durch  ihre  Beiträge  noch  ausserordent- 
lich zu  bereichern  und  zu  fördern  im  stände  wären,  und  es  soll 
ja  Vorkommen,  dass  einzelne  besonders  geschickte  Detektive 
früher  selbst  der  Verbrechergilde  angehört  haben,  während 
hin  und  wieder  ein  Polizeimann,  der  sich  mit  Specialitäten 
des  Verbrechens  befasst  hat,  zur  Ausübung  derselben  über- 
gegangen ist.  Die  praktische  Erforschung  des  Verbrechertums 
nach  dieser  Seite  hin  ist  zunächst  Aufgabe  der  Kriminal- 
polizei. Zur  Verbreitung  von  Kenntnissen  auf  diesem  Gebiete 
wird  ein  Anschauungsunterricht,  den  ein  Kriminalmuseum 
vermittelt,  sehr  nützliche  Dienste  leisten.  Der  Kriminalist 
darf  alles  das  nicht  ignorieren;  es  gehört  zu  seinem  Fach. 
Nichtsdestoweniger  möchte  ich  die  Universitäten  nicht  zu  „Hoch- 
schulen des  Verbrechens“  in  diesem  neuen  Sinn  machen  und 
einen  Kandidaten  nicht  durchfallen  lassen,  der  nicht  weiss,  wie 
bei  dem  Pferdehandel  oder  bei  Kartenspiel  betrogen  wird.  Dazu 
bestimmt  mich  weniger  die  Befürchtung,  es  möchte  der  eine 
oder  andere  die  Kenntnisse,  die  er  erworben  hat,  anders  ver- 
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werten,  als  es  in  der  Absicht  des  Lehrers  lag,  als  die  Erwägung, 
es  genüge  für  den  Lehrer  des  Strafrechts,  auf  den  Wert  solcher 
Kenntnisse  gelegentlich  aufmerksam  zu  machen  und  einzelne 
frappante  Beispiele  anzuführen.  Es  kann  dies  sowohl  in  der 
Vorlesung  über  Strafrecht  bei  Darstellung  einzelner  Ver- 
brechen geschehen,  als  in  der  Vorlesung  über  Strafprozess 
bei  Besprechung  der  Polizei  und  ihrer  Aufgaben.  Doch  möchte 
ich  nichts  dagegen  einwenden,  dass  ein  Kundiger  und  Berufener 
wie  Hanns  Gross  an  der  Universität  einen  Kurs  über  „ Krimi- 
nalistik“ (in  diesem  Sinne)  abhält.  Für  diese  Art  von  Unterricht 
scheint  mir  das  Wort  ziemlich  bezeichnend.  Dass  es  für  den 
Gesetzgeber  und  für  die  Strafrechtswissenschaft  ausserordent- 
lich wichtig  ist,  zu  untersuchen,  inwieweit  der  Verbrecher 
oder  gewisse  Verbrechen  Besonderheiten  aufweisen,  und  über- 
haupt die  Verbrechernaturen  zu  studieren,  hat  uns  freilich 
nicht  erst  Hanns  Gross  gelehrt.  Welchen  Disciplinen  diese 
Teile  seiner  Ausführungen  angehören,  brauche  ich  nicht  nach- 
zuweisen. 

Die  durchschlagende  Bedeutung  des  Gegenstandes,  den 
Hanns  Gross  in  die  Strafrechtswissenschaft  einfuliren  will,  finde 
ich  nicht  auf  diesem  Gebiete,  und  wenn  ich  nicht  irre,  Hanns 
Gross  selbst  nicht;  denn  die  Hauptsache  ist  doch,  um  bei  dem 
Beispiel  zu  bleiben,  „ wie  man  die  Art  der  Brandstiftung  und 
damit  auch  den  Thäter  entdecken  kann.“ 

Hanns  Gross  nimmt  an,  das  Strafrecht  verhalte  sich  zur 
Kriminalistik,  wie  die  pathologische  Anatomie  zur  Chirurgie1). 
Die  pathologische  Anatomie  erforsche  die  Gebrechen  des 
menschlichen  Körpers,  während  die  Chirurgie  sie  beseitige. 
Der  Kriminalist  ist  also  der  pathologische  Anatom,  der  Krimi- 
nalistiker  der  Chirurg.  Der  Kriminalist  arbeitet  an  totem  Ma- 
terial, der  Kriminalistiker  behandelt  lebendige  Menschen  ! Denken 
vir  uns  das  Verbrechen  als  eine  Krankheit,  so  erscheint  wohl 
der  Strafvollzugsbeamte  als  der  Chirurg,  der  Eingriffe  macht, 
während  der  Kriminalsociologe  und  der  Kriminalanthropologe 
untersuchen,  was  die  Ursache  des  Übels  sei.  Zwischen  Krimi- 
nalistik und  Chirurgie  finde  ich  keine  Ähnlichkeit  heraus.  Ich 
hätte  eher  gedacht,  der  Kriminalistiker  stelle  sich  wie  der  medi- 
zinische Diagnostiker  die  Aufgabe,  neue  praktische  Unter- 


')  Handbuch.  Vorwort,  Seite  II  unten. 


Digitized  by  Google 


6 


Carl  Stooss. 


suchungsmethoden  zu  finden.  Übrigens  will  ich  hier  nicht  Ver- 
gleiche anstellen,  sondern  nur  den  auffallenden  Vergleich,  den 
Gross  zwischen  Kriminalistik  und  Chirurgie  gezogen  hat, 
charakterisieren. 

Hanns  Gross  verwahrt  sich  dagegen,  dass  er  eine  neue 
kriminalistische  Schule  inauguriert  habe,  und  ich  kann  ihm 
darin  nur  beitreten.  Aber  es  scheint  doch,  dass  er  dem  Straf- 
recht neue  Bahnen  eröffnen  möchte.  Er  sagt l)  nämlich  : 

„Auch  die  Criminalistik  muss  ihre  eigenen  Wege  gehen, 
und  der  ihr  nach  ihrer  Eigenart  vorgeschriebene  Weg  ist  der 
naturwissenschaftliche.  Will  das  Strafrecht  die  Criminalistik 
als  einen  Teil  ihres  Wesens  ansehen,  dann  hat  letztere  aller- 
dings naturwissenschaftliche  Methode  in  erstere  hineingetragen, 
ob  zu  ihrem  Schaden,  bleibe  unerörtert.  Will  das  Strafrecht 
die  Criminalistik  nicht  als  integrierenden  Bestandteil  aufnehmen, 
dann  muss  sie  ihr  auch  ihre  eigene  Methode  lassen;  die  Er- 
kenntnisse, welche  die  Criminalistik  gefunden,  und  ihre  Ver- 
wertung kann  die  eigentliche  strafrechtliche  Disciplin  nicht 
abweisen  !tt 

Im  Zusammenhang  damit  bezeichnet  Hanns  Gross  die 
Kriminalistik  als  die  Lehre  von  den  Realien  des  Strafrechts : 
was  er  darunter  versteht,  deutet  der  Satz*)  an:  „Mit  jedem  Fort- 
schritt der  Criminalistik  fällt  der  Wert  der  Zeugenaussagen, 
und  es  steigt  die  Bedeutung  der  realen  Beweise  — das  entspricht 
dem  „realistischen  Tic  unserer  Zeit“,  den  Goethe  geweissagt 
hat.“  Noch  deutlicher  bezeichnen  es  die  Beispiele  *)  : „Eine  auf- 
gefundene und  verwertete  Spur,  eine  correkte  und  wenn  noch 
so  einfache  Skizze,  ein  mikroskopisches  Präparat,  eine  de- 
chiffrierte Correspondenz , eine  Photographie  von  Personen 
oder  Sachen,  eine  Tätowierung,  ein  restauriertes,  verkohltes 
Papier,  eine  sorgfältige  Vermessung  und  tausend  andere  Realien 
sind  ebenso  viele,  unbestechliche,  einwandfreie,  jederzeit  neu 
revidierbare  und  ausdauernde  Zeugnisse,  bei  welchen  Irrtum 
und  einseitige  Auffassung  geradeso  ausgeschlossen  sind,  wie 
böser  Wille,  Verläumdung  und  unerlaubte  Hilfe.“  Die  Realien 
des  Strafrechts  sind  also  Sachen  (res)  und  Thatsachen,  die  für 


')  Handbuch,  Vorwort,  Seite  III. 

*)  Handbuch,  Vorwort,  Seite  V unten. 
■’)  Seite  V. 
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die  richterliche  Überzeugung  von  Bedeutung  sind.  Gross  stellt 
diese  „ realen“  Beweise  namentlich  dem  Zeugenbeweis  gegen- 
über. Genauer  handelt  es  sich  also  nicht  um  Realien  des  Straf- 
rechts,  sondern  um  „reale“  Beweismittel  im  Strafprozess. 

Anderswo  klagt  Hanns  Gross:  „Man  gab  den  Studenten  bis 
heute  lediglich  die  Theorie  des  Strafrechts  ; das  Praktische 
desselben,  alle  Realien  des  Faches,  das  Wesen  des  Objektes 
ihres  Faches,  den  Menschen,  hat  man  sorgfältig  vor  ihnen 
verhüllt.“  *)  Gleichwohl  will  Hanns  Gross  Strafrecht  und  Krimi- 
nalistik streng  scheiden;  „ein  Vermengen  beider  wäre  nicht 
nur  zwecklos,  sondern  einfach  ein  Unding“;*)  denn  von  Beob- 
achtung von  Fussspuren  und  von  dem  Studium  der  Gauner- 
zinken sei  keine  Klärung  für  die  Theorie  der  Mitschuld  oder  des 
Versuches  zu  hoffen  ! •) 

Sobald  Hanns  Gross  seine  Lehren  vorträgt,  folge  ich  ihm 
mit  Freude  und  Gewinn,  ja  mit  Bewunderung;  aber  was  er 
über  die  Beziehungen  seiner  Wissenschaft  zu  der  übrigen  Straf- 
rechtswissenschaft ausführt,  scheint  mir  nicht  vollkommen  ab- 
geklärt zu  sein. 

Irre  ich  nicht,  so  bezieht  sich  das  meiste,  was  Hanns  Gross, 
abgesehen  von  dem  bisher  besprochenen  Stoff,  vorführt  und 
mittelbar  auch  dieser  Stoff,  auf  die  Erforschung  der  Wahrheit 
im  Strafprozess.  Sein  Buch  könnte  überschrieben  werden  : Die 
Erforschung  der  Wahrheit  im  Strafprozess. 

Interessant  ist  folgende  Parallele,  v.  Kriesl * * 4)  sagt,  der 
Richter  soll  die  Wahrheit  im  Strafprozess  wie  ein  Geschichts- 
forscher  ermitteln,  Hanns  Gross  sagt,  er  soll  sie  wie  ein 
ATöt«rfor scher  suchen  und  finden.  Während  v.  Kries 5)  die 


l)  Schweizerische  Zeitschrift  für  Strafrecht.  10.  Jahrgang,  1897,  S.  279. 
Hier  fasst  Gross  die  Realien  des  Strufrcchts  in  einem  weiteren  Sinne  auf; 
wie  er  mir  brieflicli  bestätigt,  gehören  z.  B.  auch  «der  Mensch  selbst, 
Gaunersprache,  Zinken,  Aberglauben»  zu  den  Realien  des  Strafrechts. 

*)  Ebenda. 

*)  Selbstverständlich  denkt  kein  Kriminalist  daran,  die  Grundsätze  über 
Versuch  und  über  Mitschuld  (d.  h.  Teilnahme)  an  Fussspuren  und  an 
Gaunerzinken  zu  demonstrieren.  Daraus  folgt  noch  lange  nicht,  dass  sich 
weder  im  Strafrecht  noch  im  Strafprozess  eine  Stelle  für  die  Lehre  über 
Fussspuren  und  Gaunerzinken  finde. 

*)  August  ron  Kries,  Lehrbuch  des  Deutschen  Strafprozessrechts,  1892, 
Seite  263. 

5)  Lehrbuch,  Seite  279  und  Seite  486  ff. 
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gerichtliche  Voruntersuchung  mit  dem  Anklagegrundsatz  un- 
vereinbar erklärt,  will  Hanns  Gross  das  Hauptgewicht  des 
Prozesses  aus  der  Hauptverhandlung  in  die  Voruntersuchung 
zurückverlegen  *).  Daraus  ergiebt  sich , dass  Hanns  Gross 
eine  Reform  des  Strafprozessrechtes  und  eine  Reform  der 
strafprozessualischen  Wahrheitserforschung  anstrebt  und  befür- 
wortet. Seine  Lehre  von  den  Realien  des  Strafrechtes  (im 
engeren  Sinne)  besagt,  der  Richter  solle  die  mannigfaltigen 
Erkenntnisquellen  benützen,  die  ihm  durch  die  Naturwissen- 
schaften eröffnet  sind,  indem  es  möglich  sei,  aus  einer  Menge 
von  Gegenständen , die  mit  dem  Verbrechen  in  Beziehung 
stehen  und  die  heute  meist  unbeachtet  bleiben,  Thatsachen 
festzustellen,  von  denen  die  Entscheidung  einer  Strafsache  ab- 
hängt. Hanns  Gross  deckt  in  der  That  ein  gewaltiges  Beweis- 
material auf,  das  für  die  Erforschung  der  Wahrheit  im  Straf- 
prozess wirksam  verwertet  werden  kann.  Die  Benützung  dieser 
Beweismittel  und  indicierenden  Thatsachen  im  Sinne  v.  Kries  *) 
steht  dem  Richter  zufolge  seiner  freien  Beweiswürdigung  und 
der  Pflicht,  die  Wahrheit  zu  erforschen,  nicht  nur  zu  Gebote, 
er  ist  verpflichtet,  davon  Gebrauch  zu  machen,  sobald  er  den 
Wert  dieses  Materials  erkennt.  Einer  Reform  der  Strafprozess- 
gesetzgebung bedarf  es  hierzu  nicht,  wenn  nicht  etwa  die  Vor- 
schriften über  die  Thütigkeit  der  Sachverständigen  zu  ergänzen 
und  zu  berichtigen  sind.  Wenn  aber  Hanns  Gross  die  Vor- 
untersuchung anders  gestalten  will,  so  betritt  er  damit  das 
Gebiet  der  Strafproeesurechtspolitik. 

Hanns  Gross  irrt  sich,  wenn  er  annimmt,  das,  was  er  die 
Realien  des  Strafrechts  nennt,  sei  bisher  so  gut  wie  unbeachtet 
geblieben.  Von  den  Gerichten  werden  nicht  selten  Chemiker, 
Physiker,  Botaniker  und  auch  Handwerker  wie  im  Oivilprozess 
so  auch  im  Strafprozess  als  Sachverständige  beigezogen.  Was 
Gross  vorschlägt,  ist  nicht  dem  Wesen  nach  neu,  dagegen  weist 
Gross  eine  Menge  noch  wenig  beachteter  Erkenntnisquellen  nach. 


')  Handbuch,  Vorwort,  Seite  VI.  Hanns  Gross  geht  freilich  auf  die  Glie- 
derung des  Verfahrens  gar  nicht  ein;  er  will  eigentlich  nur,  dass  das.  was 
er  als  Realien  des  Strafrechts  bezeichnet,  rechtzeitig  und  genau  festgestellt 
werde.  Diese  Sicherung  der  Wahrheitserforschung  entspricht  auch  der  Auf- 
assung  v.  Kries.  Hanns  Gross  kommt  eg  im  Grunde  nicht  auf  die  Vor- 
untersuchung an,  sondern  auf  die  Wahrheitserforschnng. 

*)  Lehrbuch,  Seite  33.'!. 
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Das  ist  sein  grosses  Verdienst,  das  nicht  genug  gewürdigt  werden 
kann.  Er  verdankt  diese  Entdeckung  nicht  nur  der  Aufmerk- 
samkeit, die  er  den  Naturwissenschaften  zuwendet,  sondern 
auch  seinem  Studium  der  Verbrecherwelt  und  ihres  Treibens. 
Die  Kenntnis  der  Verbrecheipraktiken  erweist  sich  also  mittelbar 
auch  für  die  kriminalistische  Wahrheitserforschung  fruchtbar. 

Dass  naturwissenschaftliche  Thatsachen,  z.  B.  ob  Menschen- 
blut an  einem  Messer  klebe,  ob  in  einem  Glase  Spuren  von  Gift 
vorhanden  sind,  ob  an  einem  bestimmten  Ort  zu  einer  be- 
stimmten Zeit  Westwind  herrschte,  dass  solche  naturwissen- 
schaftliche Thatsachen  nach  naturwissenschaftlicher  Methode 
festzustellen  sind,  liegt  auf  der  Hand.  Es  ist  jedoch  nicht  ein- 
zusehen, dass  die  Wahrheitserforschung  im  Strafprozess  dadurch 
einen  andern  Charakter  gewinne  als  bisher. 

So  sehr  ich  wünsche,  dass  der  Strafrichter  alle  Mittel  der 
Wahrheitserforschung,  die  ihm  die  Naturwissenschaften  zur 
Verfügung  stellen,  benütze,  so  erwarte  ich  doch  von  der  exakten 
Methode  der  Sachverständigen  keinen  Umschwung  der  Straf- 
rechtspflege. Man  kann  die  „Realien“  des  Strafrechts  auch 
überschätzen,  und  ich  habe  den  Eindruck,  Hanns  Gross  sei 
dieser  Gefahr  ausgesetzt.  Freilich  hat  Hanns  Gross  namentlich 
in  seiner  Kriminalpsychologie  den  Nachweis  erbracht,  dass  der 
Zeugenbeweis  viel  unzuverlässiger  ist,  als  man  sich  gewöhnlich 
vorstellt.  Seine  Tendenz,  die  Zeugen  wenn  möglich  durch 
exakte  Beweismittel  zu  ersetzen  oder  zu  kontrollieren,  ist 
daher  sehr  begreiflich  und  auch  beachtenswert;  dass  aber  auch 
reale  (im  Gegensatz  zu  personalen)  Beweismittel  unzuverlässig 
sein  können  oder  vielmehr,  dass  die  Würdigung  dieser  Beweis- 
mittel durch  Sachverständige  nicht  immer  die  Gewähr  der 
Richtigkeit  bietet,  haben  der  Dreyfusprozess  und  der  Strafprozess 
von  Polna  mit  erschreckender  Deutlichkeit  gezeigt.  Wenn 
Hanns  Gross  die  Feststellung  des  objektiven  Thatbestandes  mit 
dem  Studium  der  Realien  identifiziert  und  dieses  als  die  Grundlage 
zum  Studium  des  Verbrechens  bezeichnet,  auf  das  erst  das 
Studium  des  Verbrechers  aufgebaut  werden  könne1),  so  weise 
ich  aus  Erfahrung  und  aus  zahlreichen  Entscheidungen  von 
Strafgerichten , dass  die  Würdigung  des  subjektiven  Thatbe- 
standes nicht  selten  arg  vernachlässigt  wird.  Es  wird  nicht 

')  Schweizer! acht'  Zeitschrift  für  Strafrecht.  10.  Jahrgang.  1807.  S.  278. 
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immer  gewissenhaft  genug  zu  ermitteln  versucht,  was  im  Innern 
des  Thäters  zur  Zeit  der  That  vorgegangen  ist,  wie  er  dazu 
kam,  die  That  zu  begehen  und  was  ihn  dazu  bestimmte.  Zur 
Verurteilung  des  Angeklagten  wird  nicht  selten  genügend  er- 
achtet, dass  er  das  „Übel“  verursacht  hat.  Die  Realien  des 
Strafprozesses,  die  unpersönlichen  Beweismittel,  bieten  für  die 
Beurteilung  des  subjektiven  Thatbestandes  meist  eine  geringe 
Handhabe. 

Demgemäss  weise  ich  das,  was  Hanns  Gross  über  die  kri- 
minalistische Erforschung  der  Wahrheit  mittelst  Realien  an- 
führt,  dem  Strafprozee&recht  zu.  Die  Grundsätze  über  Wahr- 
heitserforschung sind  jedoch  nicht  nur  für  den  ersten  Abschnitt 
des  Strafprozesses,  sondern  insbesondere  für  die  Hauptverhand- 
lung wichtig,  wenn  auch  die  Auffindung  und  Verwertung  realer 
Beweismittel  zunächst  den  Organen  der  Strafverfolgung  und 
der  Verteidigung  zukommt.  Das  Handbuch  für  Untersuchungs- 
richter betrachte  ich  für  die  Verteidigung  als  besonders  wertvoll. 
Wenn  die  Verteidiger  sich  die  Räte,  die  Hanns  Gross  dem  Unter- 
suchungsrichter giebt,  zu  nutze  machen,  so  werden  sie  nament- 
lich dann  grosse  Erfolge  erzielen,  wenn  es  gilt,  eine  Person  von 
einem  grundlosen  schweren  Verdachte  zu  reinigen,  also  im  Dienste 
der  Wahrheit.  Trotz  des  anscheinenden  Widerspruchs  von  Hanns 
Gross  habe  ich  seine  Darstellung  in  der  Vorlesung  über  Straf- 
prozessrecht mit  Vorteil  verwertet  und  die  Beweismittel  ira 
Strafprozess  und  ihren  Beweiswert  durch  zahlreiche  Beispiele 
aus  seinem  Buche  anschaulich  gemacht.  Im  Anschluss  an 
Hanns  Gross  zeigte  ich,  wer  als  Sachverständiger  beizuziehen 
sei,  wie  die  Sachverständigen  verwendet  werden  sollen,  welche 
Unterstützung  der  Richter  von  dem  Sachverständigen  zu  er- 
warten habe.  Wenn  ich  ein  Lehrbuch  des  Strafprozessrechtes 
zu  schreiben  hätte,  so  würde  ich  in  der  Lehre  vom  Beweise 
auf  jeder  Seite  die  Ausführungen  von  Gross  herbeiziehen,  aber 
allerdings  mit  der  Beschränkung,  die  das  System  des  Straf- 
prozessrechtes gebietet.  Für  den  Studierenden  genügt  es  zu- 
nächst, wenn  er  auf  die  Bedeutung  der  sog.  realen  Beweis- 
mittel aufmerksam  gemacht  wird.  Ich  erteile  den  Hörern 
auch  den  Rat,  die  „Kriminalistik“  von  Hanns  Gross  zur 
Hand  zu  nehmen,  und  sage  ihnen,  sie  lese  sich  wie  ein 
Roman.  Ich  würde  es  für  wünschenswert  erachten,  wenn  die 
Studierenden  angeleitet  würden,  sich  so  heranzubilden,  wie  es 
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Hanns  Gross  für  den  Untersuchungsrichterdienst  fordert.  Das 
könnte  in  wöchentlich  ein-  oder  zweistündigen  Übungen  ge- 
schehen. Ich  gestehe  aber,  dass  ich  hierzu  nicht  im  stände  bin, 
weil  ich  die  Fertigkeiten  nicht  besitze,  die  Hanns  Gross  in  so 
hohem  Mass  eigen  sind.  Ich  fürchte,  manche  Kollegen  befinden 
sich  in  der  nftmlichen  Lage.  Ich  halte  es  jedoch  nicht  für  ange- 
zeigt, dafür  eigene  Lehrkräfte  beizuziehen,  hoffe  aber,  dass  die 
jüngeren  Kriminalisten  bei  Hanns  Gross  in  die  Schule  gehen 
werden.  Meines  Erachtens  liegt  es  aber  nicht  in  der  Aufgabe  des 
Kriminalisten,  die  jungen  Juristen  mit  den  chemischen  und 
andern  Untersuchungsmethoden  bekannt  zu  machen,  die  im 
Strafprozess  zur  Anwendung  gelangen  können.  Wie  gerichtliche 
Medizin  und  Kriminalpsychiatrie  den  Juristen  von  Medizinern 
gelehrt  wird,  so  könnten  z.  B.  auch  Vorträge  über  gerichtliche 
Chemie  von  Chemikern  für  Juristen  abgehalten  werden.  Wenn 
übrigens  das  Gymnasium  seine  Aufgabe  erfüllt,  so  sind  dem  jungen 
Juristen  die  Elemente  der  Naturwissenschaften  bekannt,  und  er 
hat  Gelegenheit,  als  Student  nach  Befähigung  und  Neigung  das 
eine  und  andere  naturwissenschaftliche  Fach  weiter  zu  ver- 
folgen. In  der  Regel  ist  schon  viel  gewonnen,  wenn  der  Unter- 
suchungsrichter, der  Staatsanwalt,  der  Verteidiger  die  Bedeu- 
tung der  sogenannten  Realien  erkennen  und  diese  Erkenntnis- 
quellen nicht  einfach  ignorieren.  Es  kann  eben  nicht  jeder 
Jurist,  auch  nicht  jeder  Kriminalist,  gleichzeitig  Mediziner,  Che- 
miker, Physiker,  Botaniker  und  Kenner  der  Technik  sein.  Das 
anerkennt  auch  Hanns  Gross.  Wer  so  unpraktisch  und  un- 
wissend ist,  dass  er  von  allem  dem  gar  nichts  kann  und  weiss, 
taugt  allerdings  weder  zum  Untersuchungsrichter,  noch  zum 
Staatsanwalt,  noch  zum  Verteidiger. 

Es  ist  nicht  zufällig,  dass  das  Archiv  für  Kriminalistik  und 
Kriminalauthropologie  vorwiegend  Beitrüge  von  Nichtjuristen 
veröffentlicht.  Darin  liegt  kein  Vorwurf  irgend  welcher  Art. 
Es  beweist  dies  aber,  dass  die  naturwissenschaftlichen  Unter- 
suehungsmethoden  nur  von  dem  Fachmann  dargestellt  werden 
können  und  dass  nicht  der  Jurist  der  Fachmann  ist.  Wie  sich 
Hanns  Gross  an  Mediziner  und  Naturforscher  wendet,  um  seine 
Leser  von  ihnen  belehren  zu  lassen,  so  soll  sich  auch  der 
Richter  an  diese  Sachverständigen  wenden,  um  bei  ihnen  Rats 
zu  erholen.  Aber  freilich  versteht  nur  der  zu  fragen,  dem  das 
Gebiet,  auf  das  sich  die  Frage  bezieht,  nicht  fremd  geblieben  ist. 
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Das  Ergebnis  dieser  Untersuchung  möchte  ich  in  folgende 
Sätze  zusammenfassen  : 

1.  Das,  was  Hanns  Gross  unter  dem  Namen  Kriminalistik 
zusammenfasst,  gehört  verschiedenen  Gebieten  an. 

2.  Das  Studium  des  Verbrechers  in  seiner  Eigenart  bildet 
einen  Teil  der  Kriminalsociologie  und  der  Kriminalanthropologie. 

3.  Die  Einsicht  in  die  Technik  der  Verbrecherarbeit  ist 
namentlich  für  die  Kriminalpolizei  wichtig,  sie  hat  aber  all- 
gemeine Bedeutung  für  die  Kenntnis  des  Verbrechertums  und 
leistet  dem  Gesetzgeber  bei  Feststellung  der  staatlichen  Straf- 
pfiieht  und  dem  Strafrichter  bei  Erforschung  der  Wahrheit 
wichtige  Dienste. 

4.  Der  wichtigste  Teil  der  Kriminalistik  gehört  dem  Straf- 
prozessrecht an  und  bezieht  sich  auf  die  kriminalistische  Er- 
forschung der  Wahrheit.  Dass  naturwissenschaftliche  Thatsachen 
nach  naturwissenschaftlicher  Methode  festzustellen  sind,  liegt 
in  der  Natur  der  Sache  : es  ist  dies  weder  eine  Neuerung,  noch 
wird  dadurch  eine  Änderung  der  juristischen  Methode  herbei- 
geführt. 

5.  Die  „Realien  des  Strafrechts“,  d.  h.  die  Gegenstände, 
die  als  Beweismittel  im  Strafprozess  zu  verwerten  sind,  und 
die  Thatsachen,  die  Gegenstand  des  Beweises  sind,  haben  durch 
die  Fortschritte  der  Naturwissenschaften  grössere  Bedeutung 
im  Strafprozess  erlangt,  aber  die  Struktur  des  Strafprozesses 
wird  dadurch  nicht  wesentlich  berührt. 

6.  Die  Frage,  ob  das  Schwergewicht  des  Strafprozesses  in 
die  Voruntersuchung  zurückverlegt  werden  soll,  ist  eine  Frage 
der  Strafprozessrechtspolitik. 

7.  In  der  Hauptsache  können  die  Ergebnisse  der  Arbeiten 
von  Hanns  Gross  für  den  Unterricht  und  für  die  Praxis  ver- 
wertet werden,  ohne  dass  auf  dem  einen  oder  andern  Gebiete 
eine  grundsätzliche  Reform  herbeigeführt  wird. 

8.  Es  liegt  im  Interesse  des  kriminalistischen  Unterrichts 
und  der  Strafprozesspraxis,  dass  sich  die  Studierenden  mit  den 
Elementen  der  Naturwissenschaften  vertraut  machen;  dann 
sind  sie  als  Praktiker  im  stände,  die  Naturwissenschaften  in 
den  Dienst  der  kriminalistischen  Wahrheitserforschung  zu 
stellen. 
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9.  Die  technische  Feststellung  naturwissenschaftlicher  That- 
sachen,  die  für  einen  Strafprozess  von  Bedeutung  sind,  muss 
den  Sachverständigen  obliegen  ; doch  soll  der  Kriminalist  im 
stände  sein,  die  Bedeutung  der  Thatsache  für  den  Strafprozess 
zu  erkennen,  und  im  stände  sein,  zu  beurteilen,  wer  befähigt 
sei,  die  Thatsache  sachverständig  festzustellen. 
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Zur  Frage  der  Kriminalistik. 

Von 

Prof.  Dr.  Hanns  Gross  in  Czernowitz. 


Das  Nachfolgende  soll  keine  Entgegnung  zum  Aufsatze: 
„Was  ist  Kriminalistik“  von  Karl  Stooss  sein,  ich  will  nur  dar- 
legen, was  ich  zur  Sache  meine,  da  Stooss  manches  anders 
auffasst,  als  ich  es  thue.  Daran  hin  nur  ich  schuld;  es  ist  be- 
greiflich, dass  ich  zu  den  einzelnen  Fragen  der  Kriminalistik, 
die  ich  in  zahlreichen  Aufsätzen  und  in  Büchern  zu  verschiedenen 
Zeiten  besprochen  habe,  nicht  immer  die  gleiche  Stellung  fand  : 
die  Sache  ist  ja  neu,  ich  musste  mir  die  einzelnen  Begriffe  und 
ihr  Verhältnis  zu  einander  erst  konstruieren,  und  so  kam  es, 
dass  mir  namentlich  die  Bedeutung  der  einzelnen  Momente  nicht 
von  Anfang  an  sicher  vor  Augen  lag.  Was  ich  mit  der  Kri- 
minalistik überhaupt  wollte,  das  war  mir  in  langer  Praxis  und 
in  den  ein  Jahrzehnt  dauernden  Vorbereitungen  für  die  eigent- 
liche Arbeit  vollkommen  klar  geworden,  nur  den  Wert  ihrer 
einzelnen  Teile  und  die  voraussichtlichen  Wirkungen  lernte 
ich  erst  später  einschätzen.  Daher  die  nicht  gleichmüssige 
Ausdrucksweise  meinerseits,  daher  auch  die  vielfachen  Miss- 
verständnisse von  andern.  — Ich  will  meine  Auffassung  zur 
Sache  in  einzelnen  Sätzen  darlegen: 

I.  Zweck  und  Aufgabe  der  Kriminalistik  ist  das  Studium 
der  Realien  des  Strafrechts,  inklusive  des  Menschen  als  Objekt 
(Verbrecher)  und  Subjekt  (Richter,  Sachverständiger,  Zeuge). 

II.  Diese  Aufgabe  ist  eine  doppelte: 

1.  rein  praktwch,  als  Mittel,  die  Wahrheit  im  Prozesse  zu  er- 
fahren, durch  Kenntnis  der  Vorgänge,  die  sonst  in  jedem 
Fache  verlangt  wird.  Zu  unterscheiden: 
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a.  Kenntnisse,  für  die  es  Sachverständige  giebt  i Medizin, 
Chemie,  Physik,  Mikroskopie,  Techniken  etc.).  Hierin 
muss  aber  der  Kriminalist  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
unterrichtet  sein,  weil  er  sonst  nicht  weiss,  welchen  Sach- 
verständigen er  zu  rufen,  was  und  vie  er  ihn  zu  fragen 
hat,  was  er  von  ihm  verlangen  kann  und  wie  er  sich  zu 
benehmen  hat,  um  dem  Sachverständigen  Material  (ob- 
jektives oder  aus  Zeugenaussagen)  schaffen  zu  können. 
Er  braucht  nicht  das  ganze  Gebiet  der  Sachverständigen, 
sondern  nur  jene,  meistens  wenige  Punkte  zu  überblicken, 
in  welchen  der  betreffende  Sachverständige  dem  Unter- 
suchungsrichter helfen  kann. 

b.  Kenntnisse,  für  die  es  keine  Sachverständige  giebt,  Gauner- 
sprache, Gaunerzinken,  Gaunerpraktiken,  Spurenverwer- 
tung, Restaurierungsarbeiten,  falsche  Namen,  Simulationen, 
Verwertung  von  Aberglauben  etc.  — da  muss  wohl  der 
Untersuchungsrichter  selber  zugreifen. 

2.  die  theoretische,  weitaus  wichtigere  Aufgabe,  die  darin  besteht, 
die  Thatsachen  im  Strafrecht  zur  Erkenntnis  des  Verbrechens 
und  des  Verbrechers  kennen  zu  lernen.  Das  soll  dadurch  er- 
reicht werden,  dass  alle  Eigentümlichkeiten  und  das  Vor- 
gehen der  einzelnen  Verbrecher  zu  diesem  Zwecke  studiert 
wird  : ihre  Sprache,  ihre  Verständigungen,  ihre  Täuschungen, 
ihre  tausendfachen  Praktiken.  Ich  werde  einen  Mann  ganz 
anders  auffassen,  wenn  ich  mir  bloss  ganz  harmlos  vor- 
stelle, er  habe  mit  dem  Daumennagel  einzelne  Karten  ge- 
kennzeichnet, als  wenn  ich  das  ganze  umfangreiche  System 
seiner  Fälschungen  erkenne,  wenn  ich  weiss,  wie  sein  ganzes 
Wesen  von  dem  einen  Gedanken  erfüllt  ist,  auf  hundert 
verschiedene  Arten  im  Spiel  zu  betrügen.  Von  diesen  und 
unzähligen  ähnlichen  Thatsachen  spricht  aber  die  Kriminal- 
anthropologie und  Kriminalsoeiologie  kein  Wort,  wohl  geben 
aber  diese  Thatsachen  jenes  Material  ab,  welches  die  Kri- 
minalistik der  Kriminalpolitik  zur  Benützung  anbietet. 

III.  Was  die  Kriminalistik  lehrt,  ist  unter  sich  gegliedert 
und  bildet  ein  selbständiges  Ganzes.  Dasselbe  gehört  nicht  in 
den  Strafprozess,  da  einerseits  der  grösste  Teil  ihrer  Lehren 
daselbst  überhaupt  nicht  unterzubringen  ist,  und  da  anderer- 
seits das  dortselbst  nötigenfalls  Einreihbare  den  Stoff  des  Straf- 
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Prozessrechtes  ins  Ungeheuerliche  anschwellen  machen  und 
vielfache  Ableitung  mit  sich  bringen  würde. 

Richtig  ist  es,  dass  die  Kriminalistik  manches  aus  fremden 
Wissensgebieten  herüber  nimmt  ; aber  sie  hat  einerseits  genug 
Materien,  die  sonst  nirgends  Vorkommen  <11  b),  uud  sie  arbeitet 
andererseits  das  in  fremden  Gebieten  Vorkommende  erst  für 
ihre  Zwecke  um.  Will  man  das  als  Grund  anführen,  um  der 
Kriminalistik  ihre  Selbständigkeit  zu  nehmen,  dann  darf  man 
z.  B.  auch  die  Physiologie  nicht  als  selbständige  Diseiplin 
gelten  lassen,  weil  sie  fast  nur  die  Materien  der  Anatomie, 
Pathologie,  Chemie,  Physik,  Mechanik,  Akustik,  Optik,  Embryo- 
logie etc.  herübernimmt  und  sie  für  ihre  Zwecke,  die  „Lehre 
vom  Leben“,  zu  verwerten  sucht,  — wenn  aber  der  Kriminalist 
untersucht,  wie  er  die  Kenntnisse  des  Botanikers  oder  Photo- 
graphen lediglich  für  seine  Zwecke  ausnützen  kann,  so  ist  das 
eine  Parallelaktion  zu  der  des  Physiologen. 

IV.  Eine  der  Aufgaben  der  Kriminalistik  besteht  darin, 
das  Un  verlässliche  und  Gefährliche  der  Zeugenaussagen  nach- 
zuweisen und  das,  was  hierdurch  dein  Prozess  entgeht,  durch 
die  Beweisführung  mit  Hülfe  der  Realien  zu  ersetzen.  Unrichtig 
ist  es  aber,  zu  behaupten,  dass  die  Ergebnisse  mancher  Pro- 
zesse (Dreyfus,  Polna)  auch  die  Unverlässlichkeit  der  Realien 
dargethan  haben  : ich  bin  bereit,  Beispiele  solcher  Prozesse, 
in  welchen  Realien  ungeschickt  oder  falsch  verwertet  wur- 
den, ins  Ungemessene  aufzuzählen,  behaupte  aber  gerade, 
dass  dieselben  mir  recht  geben.  Nicht  die  Realien  waren 
schuld,  sondern  der  Umstand,  dass  man  sie  unrichtig  benützt 
hat,  dass  die  Richter  es  nicht  vermochten,  die  Aussagen  der 
Sachverständigen  zu  verstehen,  zu  verfolgen  und  zu  kontrol- 
lieren. Alles  auf  der  Welt  will  erst  einmal  gelernt  sein,  und 
wenn  in  der  kurzen  Frist,  die  ein  Sachverständiger  in  der 
Hauptverhandlung  sprechen  kann,  der  beste  Experte  den  klügsten 
Richtern  das  Gesamte  des  Falschspieles,  die  psychologischen 
Vorgänge  beim  Pferdebetrug  oder  Ähnliches  auseinandersetzt, 
so  werden  es  die  Richter  entweder  nicht  verstehen,  oder  bei 
der  Seltsamkeit  dieser  Dinge  nicht  glauben,  weil  sie  keine 
Vorkenntnisse  haben  und  weil  der  Sachverständige  nicht  findet, 
woran  er  anknüpfen  kann.  Es  wäre  eine  dankbare  Arbeit, 
eine  Reihe  von  Prozessen  zu  untersuchen  und  vorzuführen,  die 
bloss  aus  diesem  Grunde  falsch  ausgingen:  weil  die  Richter 
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wegen  mangelnder  Vorkenntnisse  den  Sachverständigen  gar 
nicht  oder  falsch  verstanden.  Daran  sind  die  Realbeweise  nicht 
schuld. 

V.  Damit  im  Zusammenhänge  steht  die  Behauptung,  das 
Schwergewicht  des  Verfahrens  sei  in  die  Voruntersuchung  zu 
schieben.  Hierzu  bedarf  es  weder  eines  Gesetzes,  noch  einer 
Verordnung,  man  braucht  nur  auf  dem  schon  beschrittenen 
Wege  weiter  zu  gehen,  die  §§  88  ff.  und  91  ff.  der  österreichischen 
Strafprozessordnung  und  die  §t?  158  ff.  und  188  ff.  der  deutschen 
Strafprozessordnung  zu  lesen  und  zu  fragen,  ob  es  in  Wirklich- 
keit nur  so  „vorläufig“  gemacht  wird,  wie  es  sich  der  Gesetz- 
geber gedacht  hat.  Die  Beweise  durch  Realien  bedürfen  eben 
sehr  eingehender  Vorarbeit,  und  die  kann  nicht  in  der  Haupt- 
verhandlung geleistet  werden,  das  muss  schon  im  Vorverfahren 
geschehen  sein. 

VI.  Das  historische  Moment,  wie  es  v.  Kries  hervorhebt, 
verträgt  sich  vollständig  mit  dem  naturwissenschaftlichen, 
v.  Kries  behauptet  mit  Recht,  das  Festgestellte  müsse  historische 
Gliederung  besitzen,  es  müssen  also  z.  B.  alle  Momente  von 
der  Entlassung  des  Thäters  aus  seiner  letzten  Strafhaft  bis  zur 
That  selbst  historisch  aneinandergereiht  und  lückenlos  be- 
schaffen sein.  117«  das  aber  durch  verschiedene  Mittel  erreicht 
wird,  das  ist  nach  naturhistorischer  Methode  zu  machen. 

Ja,  in  der  Frage  des  historischen  Momentes  gehe  ich  sogar 
noch  weiter  : so,  wie  es  den  Naturforscher  interessiert,  die  Ge- 
schichte des  Mikroskopes  zu  kennen,  so,  wie  der  Zoolog  seine 
Forschung  über  das  Pferd  mit  dem  Hipparion  der  Pliocän- 
periode  beginnt,  ebenso  weiden  wir  einmal  eine  Geschichte 
der  einzelnen  Phänomene  des  Strafrechtes  bekommen  und 
werden  z.  B.  die  Geschichte  einzelner  Gaunerpraktiken,  gewisser 
Verbrechergewohnheiten,  der  Gaunerzinken  etc.  haben.  Dann 
werden  wir  bestimmte  Erscheinungen  ganz  anders  auft'assen 
und  bewerten,  wenn  wir  wissen,  dass  sie  nicht  ein  flüchtiger 
Einfall  des  Einzelnen  sind,  sondern  dass  sie  sich  seit  Jahr- 
hunderten fortgeerbt  und  allmählich  entwickelt  haben. 

VII.  Trotz  aller  Misserfolge  und  Entgegnungen  halte  ich 
es  doch  für  eine  Konsequenz  aus  dem  Gesagten,  wenn  ich  noch 
immer  verlange,  dass  die  Kriminalistik  besonderer  Vertrags- 
gegenstand auf  den  Universitäten  werde,  und  wenn  ich  be- 
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liaupte.  dass  sie  dies,  wenn  auch  erst  in  Jahrzehnten,  sein 
wird.  Man  liât  einmal  — ich  glaube,  es  war  H.  Högel  in  der 
österreichischen  Gerichts-Zeitung  — lustig  gefragt,  oh  da  den 
Studenten  etwa  die  einzelnen  Ausdrücke  der  Gaunersprache 
vorgelesen  und  abgefragt  werden  sollen?  Ganz  gewiss  nicht, 
ich  behaupte  aber,  man  würde  einen  übel  ansehen,  der  Uber 
den  Charakter  der  Engländer  schriebe  und  er  verstünde  die 
englische  Sprache  nicht.  Wir  aber,  die  wir  über  den  Charakter 
der  Verbrecher  nicht  bloss  schreiben,  sondern  urteilen  sollen, 
wir  müssen  das  Charakteristische,  die  Entstehung,  das  Wesen 
und  den  Zusammenhang  ihrer  Sprache  kennen.  Wir  halten 
es  heute  für  Wissenschaft,  wenn  einer  über  das  Nervensystem 
der  Cirripedien  oder  über  die  Konsonanten  eines  Bantudialektes 
arbeitet  — aber  das  Studium  einer  Sprache,  die  uns  ganze 
Seiten  des  Verbrecherwesens  klarlegt,  das  soll  nicht  an  den 
Universitäten  gepflegt  werden?  Warum  soll  das  nicht  Erkenntnis 
und  wichtige  Erkenntnis  sein? 

Stooss  sagt,  er  trüge  Bedenken,  einen  Kandidaten  durch- 
fallen zu  lassen,  der  keine  Kenntnisse  vom  Falschspiel  oder 
Pferdebetrug  besitze.  Gut.  Heute  lassen  wir  einen  Kandidaten 
ernster  Miene  durchfallen,  weil  er  nicht  weiss,  wann  der 
Hausvater  einen  Sklaven  trans  Tiberim  verkaufen  durfte,  was 
im  Edictum  régis  Rothari  steht,  und  wie  sich  die  Distinctiones 
von  den  Canones  unterscheiden.  Auch  gut.  Es  könnte  aber 
eine  Zeit  kommen,  in  der  man  wieder  über  diese  Fragen 
lächelt. 

Übrigens:  Vertragsgegenstand  und  Prüfungsgegenstand  ist 
nicht  dasselbe;  ich  habe  mich  zwar  oft  darüber  gewundert, 
dass  foreuse  Medizin  kein  Prüfungsgegenstaud  ist,  und  dass 
man  die  fertigen  Juristen  auf  die  Menschheit  loslässt,  ohne  zu 
fragen,  ob  sie  in  diesem  so  überaus  wichtigen  Fache  Kenntnisse 
haben,  aber  es  ist  einmal  so,  und  trägt  man  forense  Medizin 
vor,  ohne  sie  zum  Gegenstände  eines  Examens  zu  machen,  so 
könnte  dies  auch  bei  andern  Disciplinen  der  Fall  sein. 

Freilich  wird  man  wieder  von  Überlastung  der  Studenten 
sprechen,  wenn  man  sie  zu  einem  neuen  Vortragsgegen- 
stand verpflichten  will,  aber  die  Zeit  ist  auch  nicht  mehr 
ferne,  in  der  man  unsere  Fakultäten  — etwa  vom  5.  Semester 
an  — in  der  That  in  eine  rechtswissenschaftliche  und  eine 
staatswissenschaftliche  teilen  wird.  Wenn  dann  einige  von 
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Degradation  zu  Fachschulen  schreien  wollen,  so  verweist  man 
sie  auf  das  Beispiel  der  philosophischen  Fakultäten,  wo  z.  B. 
der  Mathematiker  und  der  Historiker  vollkommen  getrennten 
Weg  gehen. 

Mit  der  Zeit  ändert  sich  auch  da  vieles,  und  was  uns  heute 
unthunlich  erscheint,  von  dem  begreift  spätere  Zeit  nicht,  wie 
es  einmal  hat  anders  sein  können  — ich  wiederhole,  in  zehn 
Jahren  haben  wir  die  Kriminalistik  doch  auf  der  Hochschule. 
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Die  Einzelhaft  und  ihre  Einwirkung  auf  den  Verbrecher- 
stand, auf  die  Rückfälligkeit  und  Disciplin,  sowie  auf 
die  physische  und  geistige  Gesundheit  der  ihr  unter- 
worfenen Sträflinge. 


Gutachten 

für  den 

internationalen  Cefängniskongress  zu  Brüssel  im  August  1900, 

erstattet  von 

J.  V.  Harbin,  Direktor  der  Strafanstalt  Lenzburg. 


Die  Strafanstalt,  welcher  der  Referent  seit  1872  als  Direktor 
vorsteht,  detiniert  kriminelle  Sträflinge  mit  einer  Strafzeit  von 
G Monaten  bis  zur  Lebenslängliclikeit  und  korrektioneUe  Ge- 
fangene von  1 bis  24  Monaten  Strafzeit.  Alle  kriminellen  und 
alle  rückfälligen  korrektioneilen  Sträflinge  werden  zuerst  der 
Einzelhaft  unterworfen  und  gehen  später  bei  gutem  Verhalten 
zur  zweiten  und  dritten  Stufe  mit  gemeinschaftlicher  Arbeits- 
haft  über.  Während  der  Ruhezeit  befinden  sich  alle  Sträflinge 
in  Einzelhaft,  also  während  der  Nacht,  während  den  Mahlzeiten, 
sowie  an  Sonn-  und  Feiertagen.  Gegenwärtig  beherbergt  die 
Anstalt  103  kriminelle  und  81  korrektioneUe  männliche  Straf- 
gefangene, also  eine  Zahl,  welche  den  so  eminent  wichtigen 
individuellen  Verkehr  der  Direktion  und  Beamten  mit  den  Ge- 
fangenen noch  zulässt. 

Betrachten  wir  die  Ergebnisse  der  letzten  20  Jahre,  also 
von  1879  bis  und  mit  1H98  in  Bezug  auf  die  jährliche  Anzahl 
der  Sträflinge  (Zunahme  oder  Abnahme),  auf  ihre  Rückfälligkeit, 
ihr  disciplinäres  Verhalten  und  ihre  körperliche  und  geistige 
Gesundheit. 
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Kriminelle  Sträflinge 

Korrektionelle  Sträflinge 

Total 

Eingetretene 

Rückfällige 

Total 

Eingetretene 

Rückfällige  | 

1 1879  . . 

70 

20  oder  29% 

158 

I 

62  oder  39%  1 

1880  . . 

79 

19  . 

24% 

162 

43  » 

27% 

1 1881  . . 

64 

12  • 

19% 

171 

52  » 

30% 

1882  . . 

68 

18  • 

26% 

149 

52  * 

35%  ! 

1883  . . 

53 

17  » 

32% 

154 

53  » 

34% 

j 1884  . . 

43 

9 • 

21% 

117 

48  • 

41  % 

1 1885  . . 

39 

9 » 

23% 

120 

40  » 

33% 

1880  . . 

44 

15  » 

34% 

123 

47  » 

38% 

1887  . . 

43 

8 * 

19% 

135 

48  » 

36% 

1888  . . 

55 

17  . 

31  "/o 

141 

41  » 

29% 

Summa 

558 

144 

258 

1430 

486 

342 

Zehnjähriger 

Durchschnitt 

55,« 

14,i  oder  25,6°/» 

143,0 

48,«  oder  34.»  % 

1 

! 1889  . . 

44 

9 oder  20% 

149 

46  oder  31  % 

1890  . . 

39 

9 » 

23% 

140 

55  * 

39% 

1891  . . 

a5 

10  » 

29% 

111 

45  » 

41%  | 

1892  . . 

60 

7 * 

12% 

135 

74  » 

55% 

J 1893  . . 

47 

6 » 

13% 

118 

63  * 

53% 

1894  . . 

26 

8 > 

31  % 

101 

51  » 

50% 

1895  . . 

36 

12  ■ 

33% 

131 

48  . 

36  % i 

1896  . . 

50 

13  » 

26% 

166 

57  » 

34%  | 

1897  . . 

41 

7 » 

17% 

149 

64  » 

43% 

1898  . . 

52 

3 » 

6% 

176 

68  * 

38% 

Summa 

430 

84 

210 

1376 

571 

420 

Zehnjähriger 

Durchschnitt 

43,o 

8.4  oder  21,o% 

137,« 

57,i  oder  42.o  "/o 

1.  Aus  dieser  Zusammenstellung  geht  hervor,  dass  die  Zahl 
der  kriminellen  Verbrecher,  welche  einen  Teil  (wenigstens  */») 
ihrer  Strafzeit,  und  zwar  unmittelbar  nach  der  Verurteilung, 
in  Einzelhaft  bei  Tag  und  Nacht  zubringen,  in  den  10  Jahren 
von  1889  bis  1898  gegenüber  den  10  vorhergegaugenen  Jahren 
(1879  bis  1888)  um  ein  Beträchtliches,  im  Durchschnitt  jährlich  um 
12,*  Personen  abgenommen  hat.  Aber  nicht  nur  die  Gesamtzahl 
der  kriminellen  Verbrecher  hat  in  dieser  Zeit  abgenommen,  son- 
dern auch  die  Zahl  der  rückfälligen  kriminellen  Verbrecher,  und 
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zwar  durchschnittlich  um  genau  6 Personen  oder  4,s  %,  was 
für  den  Strafvollzug  höchst  wichtig  ist. 

Aus  dieser  Zusammenstellung  geht  ferner  hervor,  dass  in 
den  Jahren  1889  bis  1898  auch  die  Zahl  der  korrektionellen 
Sträflinge  im  Vergleich  zu  dem  Decennium  1879 — 1888  im  all- 
gemeinen abgenommen  hat,  jedoch  per  Jahr  nur  um  5,«  Personen 
durchschnittlich.  Bei  dieser  Kategorie,  die  der  Einzelhaft  nur  bei 
Nacht  unterworfen  wird,  während  die  Arbeit  gemeinschaftlich 
ist,  hat  die  Rückfälligkeit  in  dem  gleichen  Zeitraum  um  7,8% 
zugenommen;  sie  ist  nämlich  von  34 ,»%  auf  durchschnittlich 
42,o%  gestiegen.  3 Jahre  lang  (1892 — 1894)  hielt  sich  die  Zahl 
der  Rückfälligen  auf  50%  und  darüber.  Nachdem  aber  zu- 
folge einer  Gesetzesbestimmung  alle  rückfälligen  korrektio- 
nellen Sträflinge  der  strengen  Einzelhaft  unterworfen  werden, 
hat  die  Rückfalligkeit  auch  der  korrektionellen  Sträflinge  abge- 
nommen. Die  Zahl  der  Rückfälligen,  clie  im  Jahr  1894  50% 
betrug,  verringerte  sich  auf  36%  (1895),  34%  (1896),  43% 
(1897)  und  38%  (1898).  Diese  Zahlen  und  Thatsachen  erweisen 
die  Zweckmässigkeit  einer  vollständig  (bei  Tag  und  Nacht)  durch- 
geführten  Einzelhaft. 

Doch  ist  die  Abnahme  der  Verbrecher  und  der  Rückfällig- 
keit natürlich  nicht  ausschliesslich  auf  die  Einzelhaft  zurück- 
zuführen. 

2.  Eine  nicht  minder  grosse  Bedeutung  hat  die  Durch- 
führung der  Einzelhaft  bei  Tag  und  Nacht  für  die  Aufrecht- 
erhaltung der  Disciplin.  Ein  Strafgefangener,  der  sich  bei 
gemeinsamer  Arbeit  nicht  gut  hält  und  der  den  andern  Gefan- 
genen dadurch  ein  böses  Beispiel  giebt,  wird,  gleichviel  ob  er 
der  kriminellen  oder  der  korrektioneilen  Kategorie  angehört, 
unverzüglich  in  beständige  Einzelhaft  versetzt.  Dadurch  erzielen 
wir  bei  einem  Teil  der  in  Einzelhaft  zurück  Versetzten  Einkehr 
in  ihr  Inneres  und  Nachdenken  und  schliesslich  auch  Besserung 
des  Charakters.  Diese  Einzelhäftlinge  werden  allerdings  später 
versuchsweise  wieder  zur  gemeinschaftlichen  Arbeit  gebracht 
und,  solang  sie  sich  gut  verhalten,  dabei  belassen.  Ein  anderer 
Teil  verbleibt  bei  seinen  Intriguen,  seiner  Aggression,  seinem 
Mutwillen,  seiner  Bosheit,  seinen  Täuschungsversuchen,  seiner 
Aufreizungssucht  ; diese  versprechen  zwar  Besserung,  allein  sie 
bestehen  die  Prüfung  nicht  und  werden  in  kurzer  Zeit  wieder 
rückfällig.  Man  bringt  sie  wieder  in  Einzelhaft  und  belässt  sie 
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zum  Schutze  der  übrigen  Gefangenen  in  Einzelhaft,  was  sich 
als  zweckmässig  erwiesen  hat.  Bei  diesem  System  wird  die 
Hausordnung  viel  weniger  verletzt  und  der  Vorsteher  der  An- 
stalt wird  gemütlich  weniger  aufgeregt  und  alteriert. 

In  einer  Strafanstalt  ist  gute  Diseiplin  nur  dann  aufrecht 
zu  erhalten,  wenn  bösartige  Elemente  ausgeschieden  und  in 
Einzelhaft  gebracht  werden  können.  Die  Einzelhaft  ist  viel 
wirksamer  als  harte  Diseiplinarmittel,  wie  z.  B.  wochenlange 
Arreststrafen  mit  Hungerkost,  Lattenböden,  Stockstreiche  etc., 
unter  denen  auch  die  Gesundheit  der  Sträflinge  leiden  und  brechen 
kann.  Wir  gebrauchen  in  der  Regel  keine  andern  Disciplinar- 
mittel  als  Belehrung,  Verwarnung,  leichte  Schmälerung  der 
Kost,  Rückversetzung  in  Einzelhaft,  kurze  Arreststrafen  und 
Schadenersatz.  In  der  Periode  von  1879  bis  1888  betrug  der 
durchschnittliche  Prozentsatz  aller  disciplinarisch  Verwarnten 
und  Bestraften  22,  in  den  Jahren  1889  bis  1898  16°/o  des  Per- 
sonalbestandes, also  cirka  '/«•  Wird  die  Einzelhaft  für  den  Straf- 
vollzug und  als  Diseiplinarmittel  verwendet,  so  kommen  also 
verhältnismässig  wenig  Disciplinarvergehen  vor. 

3.  Wie  wirkt  die  Einzelhaft  auf  die  körperliche  und  geistige 
Gesundheit  der  Gefangenen?  Meine  langjährigen  Erfahrungen 
berechtigen  mich  zu  der  Behauptung,  dass  die  Einzelhaft  in 
dem  Masse  und  in  der  Art,  wie  sie  in  unserm  Hause  angewendet 
wird,  die  leibliche  und  geistige  Gesundheit  der  Gefangenen  nicht 
mehr  angreift  als  die  Gemeinschaftshaft.  Natürlich  wirkt  im  allge- 
meinen jede  Détention  ungünstig  auf  die  Gesundheit  des  Deti- 
nierten,  und  zwar  in  um  so  höherm  Grade,  je  tiefer  ihm  seine 
Strafe  und  seine  Lage  zu  Herzen  geht. 

a)  Was  die  leibliche  Gesundheit  betrifft,  so  hat  nach  der  in 
unserer  Anstalt  geführten  Wägungskontrolle  das  Körpergewicht 
bei  74  % der  Gefangenen,  welche  in  beständiger  Einzelhaft 
waren,  zugenommen  oder  es  ist  gleich  geblieben.  Diese  waren 
nie  dauernd  krank,  der  eine  oder  andere  etwa  vorübergehend 
unwohl.  Bei  26%  der  Gefangenen,  welche  die  nämliche  Kost 
erhielten  wie  die  übrigen,  aber  andere  Arbeit  verrichteten, 
nahm  das  Körpergewicht  mehr  oder  weniger  ab.  Ungünstiger 
ist  das  Gewichtsverhältnis  bei  den  Gefangenen,  welche  in  Gemein- 
schaft arbeiten.  Die  Hälfte  dieser  Gefangenen  zeigt  durchschnitt- 
lich eine  Gewichtszunahme,  die  andere  Hälfte  eine  Gewichts- 
abnahme. Abgenommen  haben  in  der  Regel  solche  Gefangene, 
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welche  vorher  an  einen  guten  Tisch  gewöhnt  waren,  zuge- 
nommen aber  diejenigen,  welche  vorher  entweder  geriuger 
ernährt  worden  waren  als  in  der  Strafanstalt,  oder  welche  bei 
guter  Kost  ein  unregelmässiges,  ungeordnetes  Leben  geführt 
haben. 

In  den  letzten  5 Jahren  erkrankten  in  einem  Jahre  durch- 
schnittlich 10  von  100  Gefangenen;  auf  100  Verpflegungstage 
kamen  nahezu  3,7  Krankentage.  Da  für  die  Gefangenen  in  Einzel- 
haft keine  besondere  Kran kenkon trolle  geführt  wurde,  so  fehlen 
hierüber  besondere  Beobachtungen. 

b.  In  Bezug  auf  die  geistigen  Alterationen  der  Einzelhaft- 
gefangenen haben  wir  in  den  letzten  5 Jahren  folgende  Beob- 
achtung gemacht.  Von  340  Individuen,  die  in  dieser  Zeit  in 
Einzelhaft  sich  befanden,  wurden  im  ganzen  5 geistig  alteriert 
oder  1,47 °/o  l Plötzensee  l.ss;  Bruchsal  2,85  : Freiburg  i.  B.  2,7 : 
Philadelphia  2,»»;  Pentonville  1,07;  Mazas  1,»;  Christiania  1 ,1  : 
Löwen  0,g).  3 davon  hatten  fixe  Ideen,  verbunden  mit  zeit- 
weisen Gehörestäuschungen,  1 litt  an  Verfolgungswahn,  1 war 
tobsüchtig  geworden,  hatte  aber  vor  seinem  Eintritte  schon  an 
Geistesstörungen  gelitten.  Gehörestäuschungen  kommen  hie  und 
da  vor,  jedoch  auch  bei  solchen  Gefangenen,  die  in  Gemein- 
schaft arbeiten,  sobald  sie  wieder  in  ihre  Wohnzelte  zurück- 
kehren. Die  Krankheitsformen  sind  jedoch  in  der  Regel 
leichter  Art  und  nötigen  nicht  zur  Evakuierung.  Kämen  aber 
auch  noch  häufigere  und  schwerere  Fälle  von  Geistesstörungen 
vor,  für  die  man  die  Einzelhaft  verantwortlich  machen  könnte, 
so  bietet  dieselbe  doch  in  anderer  Richtung  so  viele  Vorteile, 
dass  ich  keiner  Strafanstalt  vorstehen  möchte,  welche  nicht 
für  Vollziehung  der  Einzelhaft  auf  kürzere  oder  längere  Zeit 
eingerichtet  ist.  Es  ist  sehr  wahrscheinlich,  dass  die  Einzelhaft 
in  der  Anlage  schon  vorhandene  Geistesstörungen  früher  zum 
Ausbruch  bringt  als  die  Gemeinschaftshaft:  allein  auch  diese 
ist  von  geistigen  Alterationen  nicht  frei,  wenn  sie  auch  weniger 
zu  geistigen  Grübeleien  und  Vertiefungen  Veranlassung  giebt. 
Innerhalb  2 Jahren  haben  wir  2 Fälle  (3,is  %)  von  schwerer 
Geistesstörung  bei  Arbeitshaussträflingen  wahrgenommen,  die 
nie  der  beständigen  Einzelhaft  unterworfen  waren  und  aus- 
schliesslich in  Gemeinschaft  arbeiteten.  Sie  mussten  in  der 
Irrenanstalt  untergebracht  werden,  weil  sie  aggressiv  geworden 
waren. 
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Endlich  können  wir  an  einem  Beispiel  nachweisen,  dass  die 
Einzelhaft  für  die  leibliche  und  geistige  Gesundheit  des  Sträf- 
lings keineswegs  so  gefährlich  ist,  wie  manche  Kritiker,  die 
den  Strafanstalten  fern  stehen,  annehmen.  In  Lenzburg  befindet 
sich  ein  Raubmörder,  der  zum  Tode  verurteilt  war  ')  und  in 
der  Folge  zu  lebenslänglicher  Zuchthausstrafe  begnadigt  wurde. 
Dieser  wird  wegen  seines  schlechten  Verhaltens  und  wegen 
seines  bösartigen  Charakters  seit  24  Jahren  in  Einzelhaft  ge- 
halten. Sein  Körpergewicht  betrug  beim  Eintritt  in  die  Straf- 
anstalt 72  Kilo,  jetzt  aber  76.  Er  ist  zur  Zeit  57  Jahre  alt  und 
geistig  und  ' körperlich  noch  so  gesund  und  rüstig  wie  ein 
Jüngling. 

Das  Gesagte  zusammenfassend,  komme  ich  zu  dem 
Schlüsse  : 

Die  Einzelhaft,  wie  sie  im  sogenannten  gemischten  oder 
progressiven  Strafsystem,  zugleich  verbunden  mit  Riickver- 
setzung  bei  schlechtem  Verhalten,  zur  Anwendung  kommt,  ist 
geeignet,  zur  Verminderung  der  Verbrechen  und  Vergehen, 
besonders  aber  der  Rückfälligkeit,  sowie  zur  leichtern  und 
bessern  Handhabung  der  Diseiplin  in  Strafanstalten  wesentlich 
beizutragen,  ohne  dass  sie  bei  einiger  Vorsicht  und  Aufmerk- 
samkeit des  Aufsichtspersonals  auf  das  leibliche  und  geistige 
Wohlbefinden  der  Gefangenen  im  allgemeinen  einen  schädigen- 
den und  nachteiligen  Einfluss  ausübt. 


')  Die  Todesstrafe  ist  im  Kanton  Aargau  seit  dem  Jahre  1S74  auf- 
gehoben. 
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Die  Aufgabe  der  Schutzaufsicht  vor  und  nach 
der  Entlassung  des  Strafgefangenen. 

Gutachten 

für  den 

internationalen  Kongress  für  Schutzaufsicht  zu  Paris  (1900) 

ervtattet  von 

./.  V.  HU r bin , Direktor  der  Strafanstalt  Lenzburg. 


Wer  mit  den  Strafgesetzen  in  Berührung  gekommen  und 
im  Strafhaus  gesessen  ist,  hat  schwer,  bei  seinen  Mitmenschen 
sich  wieder  zu  rehabilitieren.  Die  Rehabilitation  des  Sträflings 
wird  erschwert  sowohl  durch  das  Misstrauen,  das  ihm  seine  Mit- 
menschen entgegenbringen,  als  durch  die  Scham  und  Scheu  in 
seinem  Innern,  welche  ihn  daran  hindern,  seiner  Umgebung 
offen  entgegenzutreten.  Er  ist  beklommen  in  seinem  Herzen 
und  glaubt,  jedermann  sehe  ihm  den  auf  ihm  lastenden  Makel 
an.  Es  ist  also  gut,  wenn  sich  jemand  des  Unglücklichen  an- 
nimmt und  als  Vermittler  zwischen  ihm  und  der  Gesellschaft 
auftritt.  Diese  Vermittlungsrolle  übernehmen  zur  Zeit  die  Schutz- 
aufsichtsvereine, welche  sich  in  den  meisten  civilisierten  Staaten 
gebildet  haben,  und  für  diese  entsteht  zunächst  die  Frage, 
wann  und  in  welcher  W 'eine  sie  mit  ihrer  Thätigkeit  zu  be- 
ginnen haben. 

Die  erste  Arbeit  für  die  Schutzaufsicht  hat  offenbar  der 
Vorsteher  (Direktor)  der  Detentionsanstalt,  in  welcher  der 
künftige  Schützling  untergebracht  ist,  zu  verrichten,  indem  er 
diesen  darüber  befragt  und  examiniert,  was  er  nach  seiner 
Entlassung,  sei  dieselbe  eine  bedingte  oder  definitive,  zu  beginnen 
beabsichtige,  wohin  er  sich  begeben  wolle,  und  welche  Hülfs- 
mittel  ihm  dafür  zu  Gebote  stehen.  Aus  diesem  Gespräche, 
sowie  aus  den  gewechselten  Briefen,  deren  Inhalt  er  wohl 
kennt  und  kennen  muss,  kann  sich  der  Direktor  leicht  darüber 
orientieren,  ob  die  Thätigkeit  der  Schutzaufsicht  notwendig  sei 
und  einzutreten  habe,  oder  ob  der  Entlassung  den  Weg  durch 
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die  Zukunft  selbst  finden  könne;  denn  alle  zu  entlassenden 
Definierten  könnte  inan  unmöglich  unter  Schutzaufsicht  stellen 
und  versorgen.  Wer  vermöge  seiner  Familienstellung,  der  vor- 
handenen Mittel,  seiner  Verkehrsgeschicklichkeit  etc.  im  stände 
ist,  sich  selber  zu  helfen  und  dazu  auch  den  guten  Willen 
besitzt,  den  lasse  man  getrost  ziehen.  Wenn  seiner  künftigen 
Umgebung  seine  Vergangenheit  nicht  bekannt  ist.  so  wird  er 
sie  vorsichtigerweise  auch  nicht  verraten  und  so  beim  tollen 
Vertrauen,  das  ihm  die  Gesellschaft  entgegenbringt,  sein  Fort- 
kommen auch  leichter  finden,  und  zwar  ohne  Mitwirkung  der 
Schutzaufsicht.  Ich  spreche  hier  natürlich  von  denjenigen, 
welche  ihre  Strafzeit  vollendet  haben  und  ganz  frei  sind  ; denn 
anders  wird  sich  die  Sache  gestalten  bei  denen,  welche  vor 
Vollendung  der  Strafzeit  bedingt  auf  Wohlcerhalten  entlassen 
werden,  wenn  das  Gesetz  für  solche  die  Stellung  unter  Schutz- 
aufsicht ausdrücklich  vorschreibt. 

Diese  und  alle  andern  Entlasslinge,  welche  unter  Schutz- 
aufsicht gestellt  werden,  hat  der  Anstaltsdirektor  also  über 
ihre  zukünftige  Stellung  im  allgemeinen,  sowie  insbesondere 
über  ihr  Verhältnis  zur  Schutzaufsicht  zu  belehren,  ihnen  ihre 
Pflichten  und  Verpflichtungen  ans  Herz  zu  legen  und  sie  auf 
die  Folgen  der  Verletzung  derselben  aufmerksam  zu  machen. 
Gleichzeitig  hat  er  aber  auch  den  Organen  der  Schutzaufsicht 
über  den  künftigen  Schützling  einen  Rapport  oder  Schluss- 
bericht zu  erstatten,  woraus  jene  diesen  kennen  lernen  können. 
Dieser  Rapport  soll  enthalten  : 

1.  Den  Namen  des  zu  entlassenden  Sträflings,  seiner  Eltern, 
seines  Heimats-  und  Wohnortes,  sein  Geburtsdatum,  seine  Kon- 
fession, seinen  Civilstand,  Beruf,  Bildungsstand,  Gesundheits- 
zustand, seine  Erziehungsweise,  sein  früheres  Verhalten,  seine 
Arbeitstüchtigkeit  und  geistige  Begabung. 

2.  Angaben  über  sein  Vergehen  oder  Verbrechen,  Uber 
Urteil  und  Gericht,  Strafe,  Strafantritt,  Verhalten  in  der  Anstalt, 
die  Art  der  Entlassung,  ob  definitiv  oder  bedingt,  eventuell 
auch  das  Datum  des  Strafablaufes  und  eine  kurze  Meldung 
allfälliger  früherer  Verurteilungen. 

3.  Die  Wünsche  des  Schützlings  bezüglich  seiues  künftigen 
Wohnortes,  seiner  künftigen  Beschäftigung,  die  Angaben  über 
seine  Hülfsmittel,  sowohl  der  eigenen,  als  auch  derjenigen, 
welche  er  von  Verwandten  zu  erwarten  hat,  den  Betrag  seines 
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Sparguthabens  (peculium)  in  der  Anstalt,  Ausstattung  mit  Klei- 
dern und  Reisegeld,  eventuell  auch  den  Namen  der  Person, 
welche  der  Entlassung  als  Schutzaufseher  (Patron)  wünscht. 

Dieser  Bericht  muss  den  Organen  der  Schutzaufsicht  recht- 
zeitig zugestellt  werden,  d.  h.  zu  einer  Zeit,  wo  es  diesen  noch 
rnögUch  ist,  für  den  Schützling  ein  Unterkommen  zu  suchen 
und  dafür  die  nötigen  Vorbereitungen  zu  treffen,  also  wenig- 
stens 6 Wochen  vor  der  Entlassung  aus  der  Detentionsanstalt. 
Aus  diesem  Berichte  lernen  die  Schutzaufsichtsorgane  den 
Schutzbefohlenen  kennen  und  kommen  dadurch  in  die  Lage, 
ihm  für  ein  seinen  leiblichen  und  geistigen  Kräften  angemessenes 
Unterkommen  zu  sorgen.  Was  sie  über  den  Bericht  hinaus 
noch  zu  wissen  nötig  haben  oder  wissen  wollen,  können  sie 
vom  Anstaltsdirektor  noch  besonders  in  Erfahrung  bringen. 

Beim  Suchen  eines  Unterkommens  für  den  Schützling  sollen 
die  Schutzaufsichtsorgane  mit  der  grössten  Vorsicht  und  Behut- 
samkeit Vorgehen,  damit  sie  jenem  keinen  Schaden  zufügen. 
Von  seiner  Vergangenheit  soll  absolut  nicht  mehr  enthüllt 
werden,  als  was  dem  künftigen  Arbeitsgeber  zu  seiner  vollen 
Orientierung  notwendig  ist.  Andere  Leute,  ausser  dem  Arbeits- 
geber, sollen  davon  gar  nichts  erfahren,  namentlich  die  Mit- 
arbeiter nicht,  damit  der  Schutzbefohlene  mit  bezüglichen 
Neckereien  und  Sticheleien  nicht  geplagt  wird,  was  ihm  sonst 
seine  Stellung  verbittern  und  entleiden  würde.  Natürlich  sickert 
oft  trotz  aller  Vorsicht  doch  etwas  durch.  In  diesem  Falle  ist 
es  zweckmässiger,  die  Wahrheit  zuzugestehen  und  bezügliche 
Belehrungen  anzubringen,  als  unrichtige  Gerüchte  in  ihrer  be- 
kannten Bösartigkeit  fortwuchern  zu  lassen.  Gegen  allfällige 
unverschuldete  Verfolgungen  von  seiten  seiner  Umgebung  soll 
der  Arbeitsgeber  den  Schutzbefohlenen  zu  schützen  suchen. 
Darum  ist  er  von  den  Organen  der  Schutzaufsicht  zu  ersuchen. 
Dauern  trotzdem  die  Verfolgungen  fort,  so  muss  der  Platz  ge- 
wechselt und  der  Schützling  in  bedeutender  Entfernung  anders- 
wo versorgt  werden. 

Bedient  man  sich  beim  Suchen  einer  Stelle  der  Ausschrei- 
bung in  öffentlichen  Blättern,  so  muss  natürlich  auch  da 
möglichste  Diskretion  beobachtet  werden. 

Wenn  der  Schutzbefohlene  auf  diese  Weise  nun  versoi’gt 
ist,  so  hört  deshalb  die  Thätigkeit  der  Schutzaufsicht  doch  noch 
nicht  auf.  Er  bedarf  immer  noch  des  Rates,  der  Hülfe,  bei 
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Widerwärtigkeiten  des  Trostes  und  hauptsächlich  der  Auf- 
munterung, damit  er  ausharrt  und  nicht  missmutig  die  Hände 
in  den  Schoss  legt.  Die  moralische  Kraft  des  einmal  Gefallenen 
ist  nicht  gar  gross  und  braucht,  soll  sie  nicht  ganz  erschöpft 
werden,  von  Zeit  zu  Zeit  eine  lebhafte  Stärkung  und  Erfrischung. 
Solche  zu  geben,  ist  ebenfalls  Sache  der  Schutzaufsicht. 

Da  es  nun  aber  nicht  möglich  ist,  dass  die  Vorsteher  der 
Schutzaufsichtsvereine  oder  die  Schutzaufsichtskommissionen 
für  die  Schutzbefohlenen  alle  notwendigen  Vorbereitungen  zur 
Versorgung  derselben  selbst  treffen  können,  so  müssen  dafür 
von  jenen  besondere  Funktionäre  bestellt  werden,  welche  dazu 
die  nötigen  Eigenschaften,  insbesondere  genug  werkthätige 
Liebe  besitzen.  Diese  Schutzaufseher  (patrons)  sind  wo  möglich 
aus  Mitgliedern  der  Schutzaufsichtsvereine  zu  bestellen  und 
sollen  keine  Polizeileute  sein,  die  überall  hineinschnüffeln  und 
auf  den  Schützling  Jagd  machen,  so  dass  er  seiner  Umgebung 
auffällig  und  diese  gegen  ihn  misstrauisch  wird.  Wenn  der 
Schutzaufseher  für  den  Schutzbefohlenen  ganz  ira  stillen  Arbeit 
gefunden  hat,  so  braucht  er  diesen  dein  Arbeitsgeber  nicht 
noch  besonders  vorzustellen.  Der  Antritt  der  Stelle  soll  sich 
in  gewöhnlicher  Weise  vollziehen  und  nichts  Auffälliges  im 
Gefolge  haben.  Ebenso  soll  es  mit  den  Nachfragen  und  allfällig 
nötig  werdenden  Zusprüchen  geschehen,  alles  je  unter  vier 
Augen  und  so  ruhig  als  möglich. 

Die  Schutzaufsicht  muss  endlich  auch  für  Geld  sorgen  ; sie 
muss  eine  Kasse  besitzen,  der  sie  Unterstützungen  entnehmen 
kann,  wenn  sie  geboten  erscheinen,  Unterstützungen  nicht  bloss 
für  den  Schützling,  bis  er  sich  selbst  helfen  kann,  sondern 
auch  Unterstützungen  für  seine  notleidenden  Angehörigen,  und 
zwar  nicht  erst  nach  dessen  Freilassung,  sondern  schon  vorher 
während  seines  Aufenthaltes  in  der  Strafanstalt.  Wenn  der 
Ernährer  gefangen  sitzt,  hat  dessen  Familie  in  den  meisten 
Fällen  Rat  und  Beistand  von  nöten.  Die  Familienglieder  sind 
am  Verbrechen  kaum  beteiligt;  sic  können  nichts  dafür,  dass 
der  Vater  eingefangen  und  eingesteckt  werden  musste;  man 
darf  sie  deshalb  auch  nicht  leiden  und  darben  lassen,  sondern 
muss  sie  nach  Möglichkeit  unterstützen.  Das  ist  natürlich  Sache 
der  Heimatgemeinde  und  des  Staates,  es  ist  aber  auch  Aufgabe 
der  Schutzaufsicht,  welche  zu  diesem  Zwecke  Geldmittel  be- 
sitzen soll,  die  ihr  aus  mildthätigen  Gaben  oder  Vergabungen, 
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aus  Stiftungen,  aus  Staatsbeiträgen  oder  aus  den  Jahresbeiträgen 
ihrer  Mitglieder  zufliessen. 

Von  seinem  Sparguthaben  ist  dem  Schützling  in  der  Regel 
nur  so  viel  auszuhändigen,  als  er  zur  Reise  bedarf.  Alles  weitere 
ist  dem  Schutzaufseher  zur  Verwaltung  und  Bestreitung  not- 
wendiger Ausgaben  für  den  Schützling  auszuhändigen.  Ebenso 
sollen  auch  allfällige  Unterstützungsgelder  durch  den  Schutz- 
aufseher vermittelt  und  dem  Schutzbefohlenen  nicht  direkt  zu- 
gestellt werden. 

Das  sind  in  kurzen  Zügen  die  Mittel  und  Wege,  welche 
die  Schutzaufsicht  schou  vor  und  nach  der  Entlassung  des 
Schützlings  ins  Auge  zu  fassen  hat. 
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Gustav  Pfizer. 

Nekrolog. 


Gustav  Pfizer,  ein  treuer  Freund  dieser  Zeitschrift  und  ihres 
Herausgebers,  verschied  am  24.  Dezember  1809  in  Ulm  plötzlich 
an  einem  Herzschlag.  Er  hatte  den  Weihnachtsabend  anschei- 
nend in  bester  Gesundheit,  behaglich  und  munter  in  der  Familie 
seines  Bruders,  des  Landgerichtspritsidenten  Emil  Pfizer,  zuge- 
bracht. Zu  Hause  brach  er  wie  vom  Blitze  getroffen  zusammen. 

Gustav  Pfizer  war  ein  Sohn  des  schwäbischen  Dichters 
Gustav  Pfizer.  Er  wurde  am  13.  September  1840  in  Stuttgart 
geboren.  Hervorragende  Juristen  seiner  Familie  bestimmten 
ihn  zur  Nachfolge.  Er  studierte  in  Tübingen  und  Heidelberg 
die  Reehte  (1858 — 1862).  Nachdem  er  die  Prüfungen  sehr 
gut  bestanden  hatte,  bereiste  er  Deutschland  und  Österreich. 
Er  begann  die  Praxis  als  Hülfsrichter  in  Münsingen,  Stuttgart 
und  Rottweil.  Im  Jahre  1867  wurde  er  Gerichtsaktuar  (Amts- 
richter) in  Freudenstadt  auf  der  Höhe  des  Schwarzwaldes  ; 
in  dieser  selbständigen  Stellung  fühlte  er  sich  besonders  wohl, 
Land  und  Leute  wurden  ihm  lieb.  Im  Jahre  1870  zog  er  als 
Kreisrichter  (Landrichter)  nach  Ulm,  verheiratete  sich  zwei 
Jahre  später  mit  Fräulein  C’nra  Braakmann,  der  Tochter  des 
Stuttgarter  Malers,  die  auch  die  treue  Gefährtin  seines  juris- 
tischen Gedanken-  und  Gefühlslebens  geworden  ist.  Im  Jahre 
1879  wurde  Pfizer  Landgerichtsrat  in  Ulm. 

Der  Schwurgerichtsfall  Hg  (1884)  führte  den  tragischen 
Konflikt  herbei,  der  die  ferneren  Schicksale  Pfizers  bestimmte. 
Willibald  Hg  war  der  Brandstiftung  angeklagt.  Pfizer,  der  in 
der  Hauptverhandlung  als  Richter  mitwirkte,  überzeugte  sich 
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von  der  Unschuld  Ugs.  Ilg  wurde  der  Brandstiftung  schuldig 
erklärt  und  zu  Zuchthausstrafe  verurteilt.  In  einer  Eingabe 
an  das  Justizministerium  übte  Pfizer  scharfe  Kritik  an  dem 
Strafverfahren.  Wegen  dieser  Kritik  wurde  gegen  Pfizer  ein 
Disciplinarverfahren  eingeleitet.  Das  Urteil  lautete  auf  Verweis. 
Pfizer  bestand  jedoch  darauf,  zu  erfahren,  auf  welche  Gesetzes- 
stelle  sich  der  Spruch  gründe.  Nun  erklärte  der  Gerichtshof 
auf  Grund  einer  Bestimmung  des  Beamtengesetzes,  Pfizer  habe 
„die  Pflicht,  sich  der  durch  seinen  Beruf  geforderten  Achtung 
würdig  zu  zeigen“  verletzt.  Unerbittlich  aber  spitzfindig 
folgerte  Pfizer,  der  Gerichtshof  habe  ihn  der  Achtung  un- 
würdig erklärt,  während  die  gewundene,  dem  Gesetz  entlehnte 
Formel  nur  besagen  konnte,  Pfizer  habe  durch  seine  rücksichts- 
lose Kritik  die  Würde  seines  Amtes  nicht  genugsam  gewahrt. 
Auch  diesen  Tadel  verdiente  er  nicht;  denn  durch  seine  Ein- 
gabe wollte  er  die  Würde  und  die  Reinheit  des  Richteramtes 
wahren.  Das  Gefühl,  ein  schweres  Unrecht  erlitten  zu  haben, 
verbitterte  ihm  das  Leben.  Der  unbefangene  Jurist  erkennt 
freilich  aus  der  Begründung,  die  Pfizer  dem  Gericht  nach  dem 
Urteil  abnötigte,  wie  schwach  die  gesetzliche  Grundlage  war, 
auf  der  das  Urteil  beruht. 

Unter  dem  Eindruck  des  Falles  Ilg  wies  Pfizer  in  seiner 
Schrift  „Recht  und  Willkür  im  Deutschen  Strafprozess“  (1888) 
die  fehlerhafte  Einrichtung  der  Staatsanwaltschaft  und  des 
Schwurgerichts  im  deutschen  Strafprozess  nach.  In  der  Schrift: 
„Willibald  Ilg.  Ein  Nachtstück  aus  der  modernen  deutschen 
Strafrechtspflege“  (18!t-l)  unternahm  er  es  endlich,  zu  zeigen, 
„wie  jene  beiden  Einrichtungen  es  bewirkten,  dass  zuerst  ein 
höchst  wahrscheinlich  unschuldiger  Angeklagter  zum  Zuchthaus 
cerurteilt  und  hernach  ein  Richter,  der  für  die  Gerechtigkeit  in 
die  Schranken  trat,  von  seinen  Vorgesetzten  schnöde  misshandelt 
wurde.  — Dieser  Richter  war  ich  selbst  und  ich  sehe  cornus,  dass 
eben  darum  manche  Kreise  Uber  diese  Schrift  sehr  entrüste/  sein  — 
dass  sie  darin  eine  Auflehnung  gegen  die  staatliche  Autorität  und 
einen  Akt  der  Rachsucht  erblicken  oder  zu  erblicken  rorgeben  werden. 
Gewiss,  die  Veröffentlichung  wird  nicht  Jedermann  gefallen,  allein, 
dies  kann  mich  nicht  abhalten,  den  „ Kampf  ums  Recht " bis  aufs 
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À usserste  fortzn fuhren,  es  ist  mir  nicht  um  Rache  — es  ist  mir 
auch  nicht  so  sehr  um  persönliche  Oenugthnung  für  erlittenes  Un- 
recht — um  diese  allerdings  auch  ! — , als  darum  zu  thun,  schwere 
Schilden  unserer  bestehenden  Jnstizeinrichtungen  ror  aller  Welt 
offenbar  zu  machen,  damit  sie,  solange  es  noch  Zeit  ist,  abge- 
stellt werden .“ 

Wieder  wurde  ein  Disziplinarverfahren  gegen  Pfizer  ein- 
geleitet. Wieder  erklärte  das  Disciplinargericht,  er  habe  die 
Pflicht,  sich  der  durch  seinen  Beruf  geforderten  Achtung 
würdig  zu  zeigen,  verletzt.  Das  Urteil  lautete  auf  Entlassung. 

Pfizer  hat  den  „Kampf  ums  Recht“  in  der  That  bis  aufs 
Ä usserste  fortgeführt.  Noch  in  seinem  letzten  Aufsatz  hat  er 
ihn  fortgeführt.  Ob  und  inwieweit  sich  Pfizer  geirrt  hat,  kommt 
hier  nicht  in  Frage,  felsenfest  steht,  dass,  wenn  er  sich  geirrt 
hat,  er  sieh  nur  geirrt  hat  ; dass  er  kein  Wort  gesprochen 
und  geschrieben  hat,  das  nicht  seiner  innersten  Überzeugung 
entsprungen  war,  und  dass  ihn  überall  und  jederzeit  die  reinsten 
Absichten  beseelten. 

Was  er  für  Recht  erkannte,  dafür  musste  er  kämpfen. 
Der  gewissenhafte  und  mutige  Mann  konnte  nicht  anders  und 
das  gereicht  ihm  über  den  Tod  hinaus  zur  Ehre  und  zum  Ruhm. 

Ein  Freund,  es  ist  der  Geistliche,  dessen  Reehtsfall  Pfizer 
in  seiner  letzten  Arbeit  erörtert  hat,  rief  ihm  ins  Grab  nach  : 

Warst  ein  Charakter,  ein  Patriot,  ein  Mann, 

Lauter  und  wahr  stets,  ob  auch  iin  Streite  scharf, 

Von  schwersten  Stürmen  nicht  gebeuget, 

Von  «leinen  Freunden  stets  hochgeachtet. 

Von  Deines  Geistes  reichem  Schaffen 
Ruhe  nun  aus  in  den  ew’gen  Hütten! 

Eine  Vorstellung  von  seines  Geistes  reichem  Schaffen  giebt 
die  Übersicht  seiner  Arbeiten.  Eine  Würdigung  dieser  Lebens- 
arbeit muss  ich  mir  versagen.  In  jeder  Schrift  tritt  die  Eigen- 
art Pflzers  scharf  hervor.  Stets  hat  ihm  das  Rechtsgefühl,  der 
Drang  nach  Recht,  die  Feder  in  die  Hand  gedrückt.  Mit 
heiligem  Feuer  und  mit  scharfen  Waffen  kämpfte  er  gegen 
den  Drachen  des  Unrechts.  Seine  Person  galt  ihm  dabei  nichts, 
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aber  auf  dem  reinen  Schild  seiner  Ehre  duldete  er  keinen 
Flecken.  Die  Worte  : ,,der  Achtung  unwürdig“  Hessen  ihm 
keine  Ruhe. 

Pfizer  hat  weniger  die  Wissenschaft  des  Rechts  als  das 
Recht  selbst  gefördert.  Sein  kritischer  Geist  stand  im  Dienste 
seines  juristischen  Gewissens.  Was  er  schrieb,  kam  von  Herzen, 
aber  vom  Herzen  des  scharfdenkenden,  erfahrenen  und  ge- 
schulten Juristen.  Die  Phrase  war  ihm  fremd.  Ich  selbst  habe 
viel  von  Pfizer  gelernt.  Dem  schweizerischen  Strafgesetzent- 
wurf widmete  Pfizer  in  den  letzten  Jahren  seiner  Musse  ein- 
gehende Studien.  Er  fasste  sein  Urteil  in  die  Worte  zusammen  : 
Die  Schweizer  müssen  sich  doch  sagen,  nicht  nur,  dass  sie 
ein  besseres  Gesetzbuch  nicht  wohl  erhalten  können,  sondern 
dass  sie  damit  ein  gutes  Gesetzbuch  erhalten  würden. 

Der  Schweiz  war  Pfizer  herzlich  zugethan.  Als  seine 
Hoffnung,  zu  seinem  Recht  zu  gelangen,  geschwunden  war, 
dachte  Pfizer  sogar  daran,  sich  in  der  Schweiz  niederzulassen; 
aber  er  brachte  es  nicht  über  sich,  sein  Vaterland,  das  er 
innig,  feurig  liebte,  zu  verlassen. 

Er  ruhe  sanft  in  heimatlicher  Erde. 

C.  Stooss. 
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Schriften  und  Aufsätze  von  t G.  Pfizer  in  lim, 

nach  Notizen  des  Herrn  Landgerichtspräsidenten  E.  Pfizer  in  Lim 
zusammengestellt  von  Prof.  Dr.  A.  Teichmann  in  Basel. 


I.  Schriften  : 

1.  Thatbestand  und  Berufung,  ein  Beitrag  zur  Kritik  des  Rechtsmittelsystems 
des  Entwurfs  einer  deutschen  (Zivilprozessordnung.  Jena  1872. 

2.  Die  Reform  der  Verwaltungsrechtspflego.  Stuttgart  1873. 

3.  Recht  und  Willkür  im  deutschen  Strafprozess.  1888. 

4.  Was  erwartet  Deutschland  vom  bürgerlichen  Gesetzbuch?  1889. 

5.  Ehe,  Staat  und  Kirche.  1890. 

6.  Die  Berufung  in  Strafsachen.  1891. 

Ad  3 — 6 die  Helte  41/2,  56,  72  und  90  der  Deutschen  Zeit-  und  Streitfragen 
(Hamburg). 

7.  Anti-Scuffert  oder  der  Geist  des  Rechts  und  der  Buchstabe  des  Gesetzes. 
Leipzig  1892. 

8.  Wort  und  That.  Ein  Nothruf  für  deutsches  Recht.  Leipzig  1892. 

9.  Sociales  Recht.  Vortrag.  Ulm  1893. 

10.  Willibald  Ilg.  Ein  Nachtstück  aus  der  modernen  deutschen  Strafrechtspflege. 
Leipzig  1894. 

11.  Der  Achtung  unwürdig!  Ein  Fall  württembergischen  Disciplinarverfahrens. 
Stuttgart  1894  (2  Aufl.). 

12.  Die  Rechtskraft  des  Verbrechens.  Zürich  1897,  2.  Aufl.  1898. 

13.  Das  Recht  des  bürgerlichen  Gesetzbuches.  Ravensburg  1897 — 99. 

14.  Das  württembergische  Ausführungsgesetz  zum  BGB.  Ravensburg  1900. 

H.  Aufsätze  in: 

Archiv  für  die  ciril  Praxis.  Bd.  LXXI  und  LXXI1  (Rechtslalle  und  Rechts« 
fragen). 

Archiv  für  öffentliches  Hecht.  Bd.  VH,  509 — 538  (Das  Reichstagswahlgesetz). 
Beitrage  zur  Erläuterung  des  deutschen  Rechts.  Bd.  XXX,  98 — 110  (Prozesskosten- 
ersatzpflicht); XXXI,  10 — 37  (Folgen  der  nicht  orduungsmässigen  Ladung); 
XXXII,  351 — 382  (Endurteil  und  Zwischenurteil  insbesondere  in  Anwendung 
auf  Kompensation);  XXXIV,  854 — 809  (Der  Staat  als  Prozesspartei);  XXXV, 
281 — 320  (Das  Urteil  und  seine  Surrogate  nach  dem  Entwürfe  des  BGB.). 
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Deutsche  Gemeindezeitung.  Jahrg.  1893  (Bürgerliches  Recht  und  Gemeindeinteresse). 

Württembergische  Gemeindezeitung.  Jahrg.  1899  (Gehorsamspflicht  der  Polizei- 
behörde). 

Der  Gerichtssaal.  Bd.  XL,  385 — 352  (Xe  bis  in  idem.  Ein  Rechtsfall);  XLI, 
337 — 366  (Betrug  beim  Spiel);  L,  440 — 451  (Unteilbarkeit  des  Strafantrags 
und  der  Privatklage);  LU,  425 — 487  (Thatbestnnd  der  Urkundenfälschung); 
LVI,  65 — 70  (Verurteilung  unter  fremdem  Xameu). 

Jherings  Jahrbücher.  Bd.  XXIX,  107 — 169  (Die  Physiologie  des  Irrtums.  Ein  Bei- 
trag zur  Kritik  des  Entwurfs  des  BGB.)  ; XXXI,  330—359  (Die  Postanweisung). 

Deutsche  Juristen-Zeitung.  Bd.  IV,  284  („kann“  oder  „muss“  nach  BGB.);  IV, 
461  (Beweislast  und  freie  Beweiswürdigung). 

Monatsschrift  für  Aktienrecht  mul  Bankwesen.  Jahrg.  1895  (Inventarwert  zu 
Art.  185  c des  HGB.). 

Deutsche  Xotariatszeitung.  Jahrg.  1889  (Das  Erbrecht  nach  'dem  Entwurf  des 
BGB). 

Allgemeine  deutsche  Strafrechtszeitung.  Bd.  XIII,  237 — 262  (Der  Betrug  in  Ver- 
tragsverhältnissen  ). 

Württembergisches  Arcluv  für  Recht  und  J 

Rechtst  erwaltung.  | Verschiedene  Abhandlungen 

Württembergisches  Gerichtsblatt . | . sejt  1870—1899. 

Zeitschrift  für  freiwillige  Gerichtsbarkeit.  i 

Zeitschrift  für  deutsche  Gesetzgebung.  Bd.  VII,  428—485  (Die  Rechtskraft  und 
deren  Wirkungen  nach  heutigem  Recht);  VIII,  367 — 454  (Der  Rechtsgrund). 

Zeitschrift  für  Handelsrecht.  Bd.  XXXV  (Abstrakte  Sehadensberechnung  des 
Art.  357,  Abs.  3,  des  IIGB.);  XLII,  96—102  (Weiterbegebung  einer  Ver- 
kaufskommission). 

Zeitschrift  für  deutschen  Cirilprozess:  Beiträge  in  Bd.  XIII,  XIV,  XV,  XVII, 
* Xix  xx,  XXI,  XXIII  und  XXV. 

Zeitschrift  für  internationales  Privat-  und  Strafrecht.  Bd.  II,  231 — 241  (Rechts- 
schutz gegen  Auslieferung);  V,  548—553  (Einfluss  der  Wohnsitzänderung  auf 
das  Erbrecht). 

Zeitschrift  für  die  gesamte  Staats  Wissenschaft.  Bd.  XL  V 111,  123 — 142  (Richter- 
amt und  Gerichtsverfassung). 

Schweizerische  Zeitschrift  für  Strafrecht.  Bd.  XII,  33  —39  (Schenkung  und  Begün- 
stigung); XII,  339 — 353  (Fahrlässige  Ehrverletzung). 


Beilage  zur  (Münchner)  Allgemeinen  Zeitung.  1891  Nr.  237  (Geflickte  Schienen); 

1892  Nr.  68  (Stellung  der  Ehefrau  nach  Recht  und  Sitte);  1892  Nr.  159, 

1893  Nr.  18,  55.  100,  147,  1895  Nr.  25  und  125  über  Sociales  Recht;  1894 
Nr.  84  (Volksrecht  und  Juristenrecht);  1895  Nr.  268  (Das  Signum  des 
Künstlers);  1896  Nr.  95  (Das  Rechtsstudium  der  Zukunft);  1897  Nr.  280 
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(Die  Entschädigung  unschuldig  Verurteilter)  ; 1898  Nr.  58  (Entmündigung)  ; 
1898  Nr.  264  (Der  Schalttag  und  das  bürgerliche  Gesetzbuch);  1899  Nr.  110 
(Chirurg  und  Jurist);  1899  Nr.  221  und  221  (Schweizerisches  Strafrecht);  — 
ferner  Nachruf  betr.  Otto  Bahr,  1895  Nr.  87;  Münsterbaumeister  Prof. 
Dr.  Bei/er,  1899  Nr.  90,  und  .Zur  Erinnerung  an  einen  deutschen  Mann“ 
(Friedrich  Balduin  von  Gaffern,  geb.  1794)  in  Nr.  246  des  Jabrg.  1894. 

Weitere  Artikel  enthalten  die  „ Allgemeine  Zeitung „Der  Schwäbische  Merkur 
„Die  Grenzboten 1878,  1874,  1883,  1886,  1887,  1890,  1891,  1892,  1898; 
„Die  Zukunft 1895,  1898,  1899;  „Die  Gegenwart 1894,  1896,  1896; 
„Deutliche  Warte“,  1894,  1895,  1897;  „Die  Neuzeit“ , 1892,  1893,  1894;  „Die 
Wahrheit“,  1894,  1895,  1896,  1897. 
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Entscheidungen  in  Strafsachen.  — Jurisprudence  pe'nale. 


I.  Bundesgericht.  — Tribunal  fédéral. 

Mitgeteilt  von  Bundesrichter  Dr.  Leo  Weber  in  Lausanne. 


Urteile  des  Gesamt-Bundesgerichts. 

(Internationales  Ausliefernngsrecht.) 

1.  Urteil  vom  16.  Juni  1899  in  Sachen  Italien  und  Benedetti. 

A.  Con  sentenza  del  30  aprile  1801  Benedetti  Mario  venne  condan- 
nato  dal  Tribunale  penale  di  Orvieto  ad  un  anno  di  reclusionc  per  appro- 
priazionc  indebita  délia  somma  di  L.  2585.  02,  da  lui  commessa  nella  qua- 
lità  di  segrctario  del  Comizio  agrario  di  Orvieto.  Appellatosi  il  Benedetti 
da  taie  sentenza,  la  stessa  venne  confermata  in  contumacia  dalla  Corte  di 
Perugia  in  data  «teil'  11  luglio  1801.  In  forza  del  Regio  Decreto  24  ottobre 
1806  la  pena  pronuneiata  venne.  poi  ridotta  e condonata  di  3 mesi. 

Dopo  8 anni  di  latitanza  il  Benedetti  venne  arrestato  il  5 giugno 
deir  anno  corr.  a Lugano,  ad  istanza  délia  Legazione  italiana,  a Berna, 
che  ne  chiese  1’  estradizione,  a terrain!  deil*  art.  2,  n“  12,  del  trattato  fra  la 
Svizzera  e Utalia.  Ma  l’estradando  dichiaro  di  opporsi  alla  propria  con- 
segna  e introdusse  un  ricorso  in  data  del  0 giugno,  nel  quale  pretende  : 
ehe  nel  corso  del  processo  la  natura  del  reato  venne  artatainente  svisata 
per  dar  sfogo  ad  odi  e rancori  personall;  che  l’obbiezione  principale,  da 
lui  sollevata,  ehe  si  trattasse  non  di  un-  azionc  criminosa,  ma  di  un  sem- 
plice debito  privato,  sarebbe  stata  più  ehe  giusta;  ma  non  venne  ammessa 
per  pura  vendetta  partigiana.  11  ricorrente  ricouosce  tuttavia  ehe  il  Tribu- 
nale federale  non  ha  veste  per  occuparsi  di  simili  question!;  cgli  sosticne 
perô  ehe  l'estradizione  non  é aniinissibile  pel  fatto  ehe  la  eondanna,  già 
ridotta  a nove  mesi,  dovrà  essere  diminuita  ancora  di  altri  sei  per  due 
altre  amnistie  avvenute  importanti  eiascuna  utia  diininuzione  di  3 mesi, 
cosichè  doppo  8 anni  ehe  la  pena  è stata  pronuneiata,  la  stessa  è oramai 
prescritta.  Il  ricorrente  osserva  ancora  ehe  uegli  8 anni  ehe  soggiorna  a 
Lugano,  ha  sempre  tenuto  una  eondotta  affatto  ineensurabile  e chiede  ehe 
sia  respinta  la  demanda  délia  Legazione  italiana. 

B.  Il  Procuratore  generale  délia  Confedernzione  ritiene  invece  nel 
proprio  preavviso,  ehe  il  delitto  pel  quale  <•  chiesta  l’estradizione  esseudo 
previsto  nel  trattato,  e il  cod.  peu.  tieinese  fissando  per  simili  casi  un  ter- 
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mine  di  pereuzione  di  10  anni,  quest'  ultima  non  sia  ancora  raggiunta  o 
debbasi  perciô  aceordare  la  consegna. 

C.  Con  uffieio  del  14  giugno  1899  in  Consiglio  feiieraie  trasmetteva 
gli  atti  al  Tribunale  föderale  per  un  relativo  giudizio. 

In  diritto: 

Cbe  il  reato  pel  quale  è chiesta  la  consegna  costitnisca  un 
titolo  di  estradizione  second«  il  trattato  esistentc  fra  la  Svizzera 
e l’ltalia,  non  vi  puô  essere  dubbio.  Esso  ô previsto  diffatti  al- 
l’art.  2,  n"  12,  del  trattato,  il  quäle  menziona  espressamente  l'ap- 
propriazione  indebita  quäle  motivo  di  estradizione. 

Resta  solo  a sapere,  corne  concédé  il  ricorrente  stcsso,  se 
1’ estradizione  non  debba  negarsi  per  titolo  di  preserizionc  cotne 
all’  art.  4 del  trattato.  La  questione  potrebbe  essere  discussa  se 
invece  di  una  sentenza  di  condanna,  si  fosse  di  fronte  ad  un  man- 
dato  d’arresto  per  un  delitto  non  ancora  giudicato,  oppure  se  la 
sentenza  emessa  dal  giudice  italiano  essendo  stata  pronuncinta  in 
contumacia , si  dovessero  applicare  i termini  délia  preserizione 
deH'azione  penale,  non  quelli  della  preserizione  della  pena.  In  tal 
easo  la  preserizione  flssnta  dall’ art.  7ti  del  cod.  pen.  ticinese  po- 
trebbe forse  essere  acquisita.  Ma  cosl  corne  stanno  le  coscl’oppo- 
sizione  sollevata  dal  ricorrente  è in  ogni  caso  infondatn.  Seeondo 
1"  art.  4 del  trattato  sono  le  leggi  ticinesi  che  nel  caso  concreto 
devono  far  stato  pella  questione  di  preserizione.  Ora  dall’ art.  270 
della  proc.  pen.  ticinese  risulta  chiararncnte  che  anche  le  sentenze 
pronunciate  in  via  contumaciale  si  prescrivono  entro  il  termine 
stabilito  per  la  preserizione  della  pena  e non  dell’  azione  penale. 
E dunque  l’art.  83,  lett.  c,  del  cod.  pen.  tic.  che  trova  appli- 
cazione  al  caso  del  ricorrente.  Ora  questo  articolo  stabilisée  un 
termine  di  10  anni  che,  a partire  dal  giorno  in  cui  fu  emanato  la 
sentenza  di  condanna,  non  è ancora  trascorso. 

Per  questi  motivi 

il  Tribunale  federale  pronancia: 

L’estradizione  di  Benedetti  Mario  alle  Autorià  italiane  è ain- 
messa. 


2.  Urteil  vom  29.  Juni  1899  in  Sachen  Deutschland  und  Lind. 

A.  Mit  Note  vom  10.  Juni  1899  hat  die  kaiserl.  deutsche  Gesandt- 
schaft in  Bern  beim  schweizerischen  Bundesrate  die  Auslieferung  des 
Jakob  Lind  aus  Weinheim,  Kreis  Alzey,  Grossherzogtum  Hessen,  nnf 
Grund  von  Art.  1,  Nr.  16,  des  schweizerisch-deutschen  Auslieferungsver- 


Digitized  by  Google 


40 


Entscheidungen  in  Strafsachen. 


träges  vom  24.  Januar  1874  nach  Mainz  verlangt.  Das  Auslieferungs- 
begehren  stützt  sich  auf  einen  Haftbefehl  des  Untersuchungsrichters  II 
bei  dem  Grossherzoglichen  Landgericht  der  Provinz  Rheinhessen  vom 
3.  Juni  1899,  in  welchem  der  Requirierte  des  Verbrechens  gegen  § 159 
des  deutschen  Strafgesetzbuches  beschuldigt  wird,  und  zwar  auf  Grund 
des  folgenden  Thatbestandes  : Lind  halte  ein  Liebesverhältnis  mit  der 
Maria  geb.  Fuchs,  jetzigen  Ehefrau  Peter  Gahl  zu  Worms,  unterhalten. 
Nach  Abbruch  desselben  sei  der  Fuchs  aus  ihrer  Wohnung  in  Worms,  in 
der  Nacht  vom  13./14.  Juni  1898,  ein  Kleid  gestohlen  worden,  das  ihr  Lind 
zum  Geschenk  gemacht  hatte.  Der  Verdacht  des  Diebstahls  habe  sich  auf 
Lind  gelenkt,  welcher  deshalb  dem  Grossherzoglichen  Schöffengericht  zu 
Worms  zur  Aburteilung  überwiesen  worden  sei.  Lind  sei  nun  nach  der 
bisherigen  Beweisaufnahme  sehr  belastet,  vor  dem  Haupttermine,  1.  Februar 
1899,  die  ihm  bekannte  Frau  Hamann  wiederholt  aufgesueht  und  sie  durch 
dringendes  Bitten  bestimmt  zu  haben,  dass  sie  zu  der  als  Zeuge  vor  das 
Schöffengericht  zu  Worms  vorgeladencn  Fuchs  gegangen  sei  und  sie  auf- 
gefordert habe,  vor  Schöffengericht  auszusagen,  sie  könnte  sich  bezüglich 
des  Kleides  getäuscht  haben,  es  gebe  noch  mehr  von  dem  Stoff,  und  es 
zu  beschwören.  Lind  habe  es  dadurch  unternommen,  die  Fuchs  zur  Be- 
gehung eines  Meineides  zu  verleiten  (Verbrechen  des  § 159  des  deutschen 
St.  G.  B.).  Die  Fuchs  habe  indessen  bei  ihrer  zeugeneidlichen  Vernehmung 
vor  dem  Schöffengericht  die  Wahrheit  ausgesagt. 

B.  Jakob  Lind,  welcher  am  27.  Mai  1899  in  Basel  verhaftet  worden 
war,  protestiert  gegen  die  Auslieferung,  erstens  weil  er  das  ihm  zur  Last 
gelegte  Verbrechen  nicht  begangen  habe,  und  zweitens  auf  Grund  des 
Schlusssatzes  des  Art.  1 des  schweizerisch-deutschen  Auslieferungsvertrages, 
weil  die  erfolglose  Anstiftung  zum  Meineid  nach  der  Gesetzgebung  des 
Kantons  Baselstadt  nicht  mit  Strafe  bedroht  sei,  und  er  demnach  wegen 
der  ihm  zur  Last  gelegten  Handlung  in  Basel  nicht  strafrechtlich  verfolgt 
werden  könnte. 

C.  Das  Polizeidepartement  des  Kantons  Baselstadt  spricht  sich  in  einem 
an  dns  eidg.  Justiz-  und  Polizeidepartement  am  14.  Juni  1899  erstatteten 
Bericht  über  die  Frage,  ob  Lind  sich  nach  dem  Strafgesetz  des  Kantons 
Baselstadt  einer  strafbaren  Handlung  schuldig  gemacht  habe,  dahin  aus, 
dass  die  erfolglose  Anstiftung  zum  Meineid  nach  baselstädtischem  Straf- 
gesetz nicht  mit  Strafe  bedroht  sei,  Jakob  Lind  also,  nach  dortigem  Recht, 
wegen  seiner  Handluug  nicht  strafrechtlich  verfolgt  werden  köunte. 

D.  Mit  Zuschrift  vom  21.  Juni  1899  übermittelt  das  eidg.  Justiz-  und 
Polizeidepartement  dem  Bundesgerichte  die  Akten  zur  Entscheidung. 

Das  Bnndesgericht  sieht  in  Erwägung: 

1.  Auf  die  vom  Requirierten  in  erster  Linie  erhobene  Einwen- 
dung, dass  er  die  ihm  zur  Last  gelegte  Handlung  gar  nicht  be- 
gangen habe,  kann  nicht  eingetreten  werden,  denn  die  Prüfung 
dieser  Frage  stellt  lediglich  dem  in  der  Sache  selbst  urteilenden 
Strafgerichte  zu.  Das  Bundesgericht  hat  nur  zu  untersuchen,  ob 
die  Voraussetzungen  der  Auslieferungsptiicht  nach  den  Bestim- 
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»Hingen  des  schweizerisch-deutschen  Auslieferungsvertrages  ge- 
geben seien  ; dagegen  hat  es  nicht  zu  prüfen,  ob  die  sämtlichen 
Merkmale  des  subjektiven  und  objektiven  Thatbestandes  des  dem 
Requirierten  zur  Last  gelegten  Verbrechens  wirklich  gegeben,  und 
ob  derselbe  schuldig  oder  hinlänglich  verdächtig  sei  oder  nicht. 

2.  Nun  haben  sich  nach  Art.  1,  Ziff.  16,  des  am  24.  Januar 
1874  zwischen  der  Schweiz  und  Deutschland  abgeschlossenen  Aus- 
lieferungsvertrages die  beiden  Staaten  verpflichtet,  einander  die- 
jenigen Personen  auszuliefern,  welche  „wegen  Verleitung  eines 
Zeugen  zu  falschem  Zeugnis“  als  Urheber,  Thüter  oder  Teil- 
nehmer in  Anklagestand  versetzt  oder  zur  gerichtlichen  Unter- 
suchung gezogen  sind.  Ein  Vorbehalt,  dass  die  Auslieferung  wegen 
dieses  Delikts  nur  dann  statttinden  solle,  wenn  dasselbe  nach  den 
Gesetzgebungen  beider  vertragscbliessenden  Staaten  mit  Strafe  be- 
droht sei  (wie  z.  B.  bei  Ziff.  9,  12  und  13  dieses  Artikels),  ist  in 
Ziff.  16  nicht  beigefügt,  und  es  muss  daher,  wie  das  Bundesgericht 
schon  wiederholt  ausgesprochen  hat  (vgl.  bundesgerichtl.  Entscheid., 
Amtl.  Samml.,  Bd.  XVIII,  S.  188,  E.  1),  davon  ausgegangen  werden, 
dass  die  Auslieferungspflicht  eine  unbedingte  und  nicht  davon  ab- 
hängig sei,  dass  die  That  auch  im  ersuchten  Staate  mit  Strafe 
bedroht  ist.  Die  Auslieferung  muss  demnach  gewährt  werden,  so- 
fern im  Sinne  der  Ziff.  16  von  Art.  1 des  schweizerisch-deutschen 
Auslieferungsvertrages  unter  Verleitung  eines  Zeugen  zum  falschen 
Zeugnis  derjenige  Thatbestand  zu  verstehen  ist,  den  § 159  des 
deutschen  St.  G.  B.  im  Auge  hat,  und  wonach  schon  das  blosse 
Unternehmen,  einen  andern  zum  Meineid  zu  verleiten,  also  der 
Versuch  der  Anstiftung,  als  selbständiges  vollendetes  Verbrechen 
erscheint.  Dies  muss  aber  bejaht  werden;  denn  wer  erfolgreich 
einen  andern  zum  falschen  Zeugnis  verleitet,  ist  intellektueller  Ur- 
heber dieses  letztem  Delikts  und  untersteht  deshalb  schon  nach 
Ziff.  15  von  Art.  1 (welche  das  falsche  Zeugnis  als  Auslieferungs- 
delikt bezeichnet)  der  Auslieferung.  Wenn  also  Ziff.  16  nur  die 
erfolgreiche  Verleitung  zum  falschen  Zeugnis  in  sich  begreifen 
würde,  so  würde  diese  Ziffer  nicht  mehr  besagen,  als  was  bereits 
in  Ziffer  15  enthalten  wäre.  Ziffer  16  kann  demnach,  wenn  sie 
überhaupt  einen  Sinn  haben  soll,  nur  so  interpretiert  werden,  dass 
sie  die  Verleitung  zum  falschen  Zeugnis  als  selbständiges  That- 
bestandsmerkmal  behandelt,  und  daher  die  Auslieferungspflicht 
nicht  davon  abhängig  macht,  ob  die  Verleitung  gelungen  sei  oder 
nicht. 

Demnach  hat  das  Bundesgericht  erkannt: 

Die  Auslieferung  des  Jakob  Lind  ans  Weinheim  an  das  Land- 
gericht Mainz  wird  bewilligt. 


Digitized  by  Google 


42 


EntücheiduiiK?!!  in  Strafsachen. 


3.  Urteil  vom  29.  Juni  1899  in  Sachen  Italien  und  Laura  Leroux, 
verwitwete  de  Bauffremont. 

A.  Le  Jupe  d’instruction  près  le  Tribunal  civil  et  pénal  de  Venise 
a délivré,  le  3 mars  1899,  un  mandat  d’arrêt  contre  Laura,  fille  d’Eugène 
Leroux  et  d'Amélie  de  liossv,  veuve  de  Bauffremont,  Française,  âgée  de 
66  ans,  uêe  à Paris  et  demeurant  à La  Tour-de-Peilz  (Vaud),  comme  pré- 
venue de  s'être  rendue  complice  d’un  faux  en  écriture  publique,  commis 
à Venise  en  juin  1895  par  le  prêtre  Cogo  et  consistant  dans  l’inscription 
au  registre  de  l'état-civil  de  la  paroisse  de  S.  Giovanni  Battista  in  Bragora 
de  l’année  1884  d'un  acte  de  naissance  complètement  faux  au  nom  de 
Gisèle-Hilda-Eveline-Maximilienne  Giedroye,  délit  prévu  par  les  art.  275  et 
63  du  Code  pénal  italien. 

Par  arrêt  du  11  mars  18<>9,  la  Section  d'accusation  de  la  Cour  d’appel 
de  Venise  a décidé  de  provoquer  l’extradition  de  la  prévenue. 

Par  note  du  5 avril  1899,  la  Légation  d’Italie  à Berne  a demandé  au 
Conseil  fédéral  l’extradition  de  Laura  Leroux,  veuve  de  Bauffremont,  en 
s'appuyant  sur  l'art.  2,  chiffre  8,  du  traité  d'extradition  italo-suisse  du 
22  juillet  1868. 

Cette  demande  ayant  été  communiquée  par  l’autorité  vaudoise  A la 
prévenue,  celle-ci  a immédiatement  protesté  contre  son  extradition  et  a 
ensuite  développé  ses  moyens  dans  un  mémoire,  adressé  au  Département 
de  Justice  et  Police  du  canton  de  Vaud,  dont  le  contenu  se  résume 
connue  suit: 

La  prévenue  conteste  avoir  commis  le  délit  qui  lui  est  imputé.  Si 
même  elle  s’en  était  rendue  coupable,  elle  soutient  que  la  prescription  en 
est  acquise  d’après  les  lois  du  canton  de  Vaud.  Les  registres  dans  lesquels 
le  faux  aurait  été  fabriqué  n’auraient  pas,  selon  elle,  la  valeur  d'actes 
authentiques  et  de  registres  d’état  civil.  Si  l'un  d'eux  a été  falsifié,  cela 
ne  peut  constituer  qu'un  faux  en  écriture  privée  puni,  aux  tenues  de 
l’art.  179  du  Code  pénal  vaudois,  d'une  réclusion  de  trois  ans  au  maximum 
et  prescriptible  par  un  délai  de  trois  ans  en  vertu  de  l'art.  75  du  même 
code.  Or  cette  prescription  serait  actuellement  acquise.  — Pour  démontrer 
qu'il  s'agirait  d’un  faux  en  écriture  authentique,  il  faudrait  établir  que 
d’après  la  législation  en  vigueur  A Venise  A l’époque  du  délit  les  registres 
tenus  par  les  prêtres  avaient  la  valeur  de  registres  d’état  civil.  Enfin  le 
Gouvernement  italien  n’a  pas  fourni  à l'appui  de  sa  demande,  ainsi  que  le 
veut  l’art.  9 du  traité  d’extradition,  l'indication  ni  la  copie  des  textes  de 
loi  applicables  au  fait  incriminé. 

B.  Ensuite  de  la  communication  du  dit  mémoire  que  lui  a faite  le 
Département  fédéral  de  Justice  et  Police,  la  Légation  d’Italie  à Berne  a 
renouvelé  sa  demande  d’extradition  par  note  du  10  juin  1899  accompagnée 
d’un  nouveau  mandat  d'arrêt  du  17  mai  1899,  d’un  rapport  de  même  date 
du  Juge  d’instruction  de  Venise  et  d’une  note  du  Ministère  royal  de  la 
Justice. 

Le  mandat  d’arrêt  du  17  mai  donne  le  texte  des  art.  275  et  63  du 
Code  [H'iial  italien  applicables  aux  faits  incriminés.  L'art  275  dispose  que 
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l'officier  public  qui,  dans  l’exercice  de  ses  fonctions,  dresse,  en  tout  ou  en 
partie,  un  acte  faux  ou  altère  un  acte  vrai,  lorsqu'il  en  peut  résulter  un 
préjudice  public  ou  privé,  est  puni  de  la  réclusion  de  5 à 12  ans,  etc.,  etc. 
— L'art.  63  prévoit  que  chacune  des  personnes  qui  coopèrent  immédiate- 
ment à l'exécution  d’un  délit  encourt  la  peine  édictée  à raison  de  celui-ci. 

Du  rapport  du  Juge  d’instruction  de  Venise,  il  résulte  que  les  actes 
délictueux  auxquels  la  prévenue  nurait  coopéré  sont  en  résumé  les  sui- 
vants : 

Ensuite  d’un  complot  formé  à Paris  en  mai  1895  entre  le  prince  Gied- 
rove,  Catherine  Tilking  et  Laure  Leroux  se  disant  duchesse  de  Bautfre- 
mont,  cette  dernière  se  serait  rendue  à Venise  en  juin  de  la  même  année 
daus  le  but  de  procurer  à Catherine  Tilking  un  faux  acte  de  naissance 
la  déclarant  née  à Venise  et  fille  du  prince  Romualdo  Giedroye  et  de  la 
comtesse  Stefania  Suthen  von  Haarsenstein.  A Venise,  la  prévenue  se 
serait  mise  en  relation  avec  le  prêtre  Joseph  Cogo,  coadjuteur  de  la  Paroisse 
S.  Giovanni  Battista  in  Bragora,  et  aurait  obtenu  de  lui  l’acte  désiré,  grâce 
auquel  Catherine  Tilking,  qui  n'était  pas  la  fille,  mais  la  maîtresse  du 
prince  Giedroye,  épousa  le  29  mai  1897,  à Genève,  le  prince  Georges  Trou- 
betzkoï,  décédé  depuis  lors.  Des  poursuites  pénales  ayant  été  entamées 
ensuite  de  ces  faits  par  les  autorités  italiennes,  Catherine  Tilking,  princesse 
Troubetzkoï,  fut  arrêtée  en  octobre  1898  à Berlin  où  elle  se  suicida  dans 
sa  prison.  Les  poursuites  ont  néanmoins  continué  contre  les  autres  inculpés, 
dont  la  prévenue  fait  incontestablement  partie.  — Quant  aux  objections 
opposées  à la  demande  d’extradition,  le  rapport  du  Juge  d'instruction  fait 
valoir  ce  qui  suit  : Il  ne  s’agit  pas  d’un  faux  en  écriture,  privée,  mais  bien 
d'un  faux  en  écriture  publique  commis  par  un  fonctionnaire  public.  Il  a 
été  commis  non  dans  les  registres  ecclésiastiques,  mais  dans  les  registres 
d’état  civil  de  la  Paroisse  de  S.  Giovanni  Battista  in  Bragora.  En  effet, 
sous  la  domination  autrichienne,  la  tenue  des  registres  d'état  civil  était, 
aux  termes  d’une  lettre  patente  du  20  avril  1815,  confiée  au  prêtre,  et  des 
dispositions  réglementaires  avaient  été  édictées  à cet  égard  sons  date  des 
19  et  22  janvier  1816.  L’art.  11  du  règlement  du  19  janvier  disposait  que 
les  actes  reçus  conformément  aux  prescriptions  légales  devaient  être  con- 
sidérés comme  des  actes  publics  faisant  pleine  foi  par  eux-mêmes.  L'art.  22 
disposait  que.  les  registres  devaient  être  conservés  dans  les  paroisses  et 
soumis  à l’inspection  de  l’autorité  civile.  Ces  dispositions  demeurèrent  en 
force  jusqu'en  1871,  après  la  réunion  de  la  province  de  Venise  au  royaume. 
d’Italie.  La  tenue  des  registres  d'état  civil  fut  alors  attribuée  aux  autorités 
municipales  par  décret  royal  du  25  juin  1871.  Mais  l’art.  46  de  ce  décret 
disposait  toutefois  que  les  extraits  de  registres  antérieurs  à 1871,  ainsi  que 
les  modifications  ou  annotations  à faire  dans  ces  registres  en  conformité 
de  la  loi  nouvelle  seraient  faits  par  les  prêtres  chargés  de  la  conservation 
de  ceux-ci.  Il  suit  de  là  qu'en- délivrant  l'acte  de  naissance  en  question, 
le  prêtre  Cogo  a bien  agi  comme  fonctionnaire  public  et  a commis  un  faux 
en  écriture  publique.  L’exception  de  prescription  opposée  à la  demande 
d'extradition  n'est  donc  pas  fondée.  Du  reste  la  prescription  a été  inter- 
rompue par  l’interrogatoire  que  l’autorité  vaudoise  a fait  subir  à la  prévenue, 
à la  requête  des  autorités  italiennes,  les  10  juin  et  13  décembre  1898. 


Digitized  by  Google 


44 


Entscheidungen  lu  Strafsachen 


Ln  note  du  Ministère  royal  de  ln  Justice  produite  par  la  Légation 
d'Italie  donne  simplement  le  texte  des  art.  45  et  4*5  du  décret  royal  du 
25  juin  1871  pour  l'unification  de  la  législation  dans  les  provinces  de  Venise 
et  de  Mantoue. 

C.  Par  office  du  22  juin  1899,  le  Département  fédéral  de  Justice  et 
Police,  en  conformité  de  l'art.  23  de  la  loi  du  22  janvier  1892  sur  l’extra- 
dition, a transmis  le  dossier  au  Tribunal  fédéral  pour  qu’il  soit  statué  sur 
la  demande  d’extradition. 

A cet  office  est  joint  un  préavis  du  Procureur  général  de  la  Con- 
fédération concluant  au  rejet  de  l’exception  de  prescription  soulevée  par 
la  prévenue. 

Statuant  sur  ces  faits  et  considérant  en  droit: 

1.  La  demande  d’extradition  se  base  sur  deux  mandats  d’arrêt 
et  un  rapport  du  Juge  d’instruction  de  Venise  indiquant  la  nature 
et  la  gravité  des  faits  qui  motivent  les  poursuites,  ainsi  que  les 
dispositions  pénales  applicables  A ces  faits.  Il  n’y  a d’ailleurs 
aucune  contestation  au  sujet  de  l’identité  de  la  personne  réclamée. 
La  demande  est  donc  conforme  aux  prescriptions  de  l’art.  9 du 
traité  d’extradition  italo-suisse  du  22  juillet  1868. 

2.  Il  n'y  a aucun  doute  que  les  faits  incriminés  rentrent  au 
nombre  des  délits  de  faux  en  écriture  prévus  A l’art.  2,  chiffre  8, 
du  traité  comme  donnant  lieu  A extradition.  Le  Tribunnl  fédéral 
n’a  pas  A se  préoccuper  de  la  question  de  savoir  si  ces  faits  sont 
dûment  établis  et  si  la  prévenue  en  a réellement  été  l’instigatrice 
ou  la  complice.  La  seule  question  qu'il  ait  A résoudre  est  celle  de 
savoir  si,  comme  le  prétend  l’opposante,  l'extradition  doit  être 
refusée  en  vertu  de  l’art.  4 du  traité,  parce  que  l’action  pénale 
serait  prescrite  d’après  la  législation  du  pays  de  refuge,  soit  du 
canton  de  Vaud. 

Le  Code  pénal  vaudois  (art.  178  et  179)  distingue  le  faux  en 
écriture  authentique  ou  publique  et  le  faux  en  écriture  privée,  le 
premier  de  ces  délits  se  prescrivant,  aux  termes  de  l'art.  75  du 
même  code,  par  6 ans  au  minimum  dès  le  moment  où  il  a été 
commis  et  le  second  par  un  délai  de  3 ans  au  moins. 

Or  l’opposante  soutient  que  les  registres  de  la  paroisse  de 
S.  Giovanni  Battista  in  Bragora  dans  lesquels  a été  faite  l'inscrip- 
tion de  naissance  arguée  de  faux  n'ont  pas  la  valeur  d’actes  authen- 
tiques et  de  registres  d’état  civil.  Cette  manière  de  voir  n’est  toute- 
fois pas  fondée.  Il  résulte  en  effet  des  pièces  jointes  par  la  Légation 
d’Italie  A la  demande  d’extradition  qu’en  vertu  de  la  législation 
autrichienne  en  vigueur  dans  la  Vénétie  avant  la  réunion  de  cette 
province  A l’Italie,  la  tenue  des  registres  d’état  civil  était  confiée 
aux  prêtres  et  que  les  actes  reçus  par  ceux-ci  étaient  considérés 
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comme  des  actes  publics  faisant  pleine  foi  par  eux-mêmes.  (Comp. 
Geller,  Österreichische  Vencaltungsgesetse,  T.  II,  p.  461,  n°  662,  et 
p.  468,  n°  665).  Même  si  l’on  pouvait  mettre  en  doute  que  sous 
l’empire  de  la  législation  autrichienne  les  registres  d’état  civil  tenus 
par  les  prêtres  avaient  bien  le  caractère  d’actes  authentiques  ou 
publics,  on  devrait  néanmoins  admettre  que  l'inscription  de  naissance 
faite  en  1895  par  le  prêtre  Gogo  et  le  certificat  qu'il  en  a délivré 
constituent  des  actes  publics.  La  législation  italienne  mise  en  vigueur 
dans  la  Vénétie  par  décret  royal  du  25  juin  1871,  confie  en  effet 
aux  autorités  communales  la  tenue  des  registres  de  l’état  civil. 
Mais  ce  même  décret  charge  les  prêtres  de  la  conservation  des 
registres  de  leur  paroisse  respective  antérieurs  A 1871  et  leur 
attribue  la  compétence  d’en  délivrer  des  extraits  et  d’y  faire  des 
modifications  et  annotations  en  conformité  de  la  loi  nouvelle.  Dans 
l’exercice  des  attributions  qui  leur  sont  ainsi  confiées,  les  prêtres 
agissent  donc  non  en  leur  qualité  d’ecclésiastiques,  mais  comme 
officiers  publics,  en  vertu  des  pouvoirs  qu’ils  tiennent  de  l’nutorité 
civile.  Leurs  actes  ont  dès  lors  le  caractère  d’actes  publics. 

Il  suit  de  IA  que  l'action  pénale  A raison  du  faux  dont  sont 
entachés,  au  dire  des  autorités  italiennes,  l’inscription  de  naissance 
faite  et  le  certifient  délivré  par  le  prêtre  Gogo  en  1895,  n’est  pas 
prescrite  au  regard  de  la  loi  pénale  vaudoise,  et  qu'en  conséquence 
l'exception  opposée  A la  demande  d'extradition  n'est  pas  fondée. 

Par  ces  motifs, 

Le  Tribunal  fédéral  prononce: 

L’extradition  de  Laura  Leroux,  veuve  de  Bauffremont,  Fran- 
çaise, résidant  A La  Tour  de  Peilz,  est  accordée  A la  requête  de 
la  Légation  d’Italie  A Berne,  en  application  de  l'art.  2,  chiffre  8, 
du  traité  du  22  juillet  1868. 


4.  Urteil  vom  8.  September  1899  in  Sachen  Deutschland  und  Flach. 

a)  In  einem  Haftbefehl  des  Untersuchungsrichters  am  Grossherzoglich 
Badischen  Landgericht  Waldshut,  vom  18.  August  1899,  wird  Fritz  Flach, 
geboren  am  14.  Januar  1878  zu  Bonndorf,  Bezirksamts  Überlingen,  Friseur- 
gehülfe  in  Basel,  beschuldigt,  «dass  er  im  Splitjahr  1898  der  damals 
« schwangeren  Olga  Schmidt  von  Sllckingen  zu  dem  von  ihr  in  Säckingen 
« begangenen  Verbrechen  des  Abtreibungsversuchs  wissentlich  durch  Rat 
« und  That  Hülfe  geleistet  habe,  indem  er  sich  von  der  Pauline  Hartmann, 
« Ehefrau  in  Basel,  wiederholt  eine  Flasche  voll  Flüssigkeit  verschaffte, 
« welche  zur  Bewirkung  der  Fruchtabtreibung  bestimmt  war,  und  diese 
« durch  Vermittlung  des  Leonhard  Eekle  der  Schmidt  zukommen  liess, 
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< welche  sodann  diese  Mittel  einnahin,  und  indem  er  ferner  die  Ol jr a Schmidt 
«behufs  Anwendung  von  Abtreibungsmitteln  der  Hartmann  zuführte». 

b)  Unter  Hinweis  auf  diesen  Haftbefehl  suchte  das  Grosslierzoglich 
Badische  Ministerium  des  Hauses  und  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
mit  Zuschrift  vom  22.  August  1899  beim  schweizerischen  Bundesrat,  gestützt 
auf  den  deutsch-schweizerischen  Auslieferungsvertrag  vom  24.  Januar  1874, 
um  die  Auslieferung  des  Beschuldigten  und  dessen  Überführung  an  das 
Ctrossherzoglich  Badische  Amtsgericht  Waldshut  nach. 

c)  Flach  war  schon  am  18.  August  vorläufig  festgenommen  und  am 
21.  von  dem  Polizeidepartement  Basel  einvernommen  worden.  Er  gab  zu, 
dass  er  im  Oktober  1898  dem  Leonhard  Eck  le  in  Säckingen  Mittel  ver- 
schafft habe,  die  zur  Abtreibung  der  Leibesfrucht  der  Olga  Schmidt  in 
Säckingen  bestimmt  waren,  erklärte  aber  weiter,  dass  er  sich  der  Aus- 
lieferung nach  Waldshut  widersetze,  da  er  sich  die,  Mittel  in  Basel  ver- 
schafft und  dieselben  auch  dort  dem  Leonhard  Eckle  übergeben  habe,  das 
Delikt  somit  in  Basel  und  nicht  im  Badischen  begangen  worden  sei. 

d)  Angesichts  dieses  Einspruchs  und  mit  Rücksicht  auf  Art.  3,  Abs.  1, 
des  deutsch-schweizerischen  Auslieferungsvertrages  fragte  das  eidgenös- 
sische Justiz-  und  Polizeidepartement  das  Polizeidepartement  von  Basel- 
stadt an,  ob  nicht  gegen  Flach  im  Kanton  Basel  eine  Strafuntersuchung 
eingeleitet  wurde,  bezw.  ob  die  Eröffnung  und  Durchführung  einer  solchen 
beabsichtigt  sei,  oder  ob  die,  Verfolgung  der  That  und  des  Beschuldigten 
den  badischen  Behörden  überlassen  werden  wolle.  Die  Staatsanwaltschaft 
des  Kantons  Baselstadt  sprach  sich  in  einer  vom  dortigen  Polizeidepar- 
tement dem  eidgenössischen  Justiz-  und  Polizeidepartement  übermittelten 
Erklärung  vom  25.  August  dahin  aus,  dass  der  Verfolgte  nach  Art.  1 des 
Auslieferungsvertrages  auszuliefern  sei,  da  das  Basler  Strafgesetzbuch  die 
« Mittelverschaffung  » als  besonderes  Delikt  nur  unter  Strafe  stelle,  wenn 
die  Abtreibung  Erfolg  hatte,  und  bei  versuchter  Abtreibung  die  Mittel- 
verschaffung als  Beihülfe  zu  dem,  vorliegend  in  Säckingen  begangenen, 
Versuch  aufzufassen  sei. 

e)  Mit  Zuschrift  vom  28.  August  1899  unterbreitet  das  eidgenössische 
Justiz-  und  Polizeidepartement  nach  Massgabe  von  Art.  23  des  Bundes- 
gesetzes über  die  Auslieferung,  vom  22.  Januar  1892,  die  Angelegenheit 
dem  Bundesgericht  zur  Entscheidung.  Den  Akten  legt  das  Departement 
einen  Bericht  der  schweizerischen  Bundesanwaltschaft  bei,  der  die  Einrede 
des  Flach  gegen  seine  Auslieferung  als  unbegründet  bezeichnet. 

Das  Bundesgericht  sieht  in  Erwägung: 

1.  Fritz  Flach  wird  in  Deutschland  wegen  Beihülfe  zu  einem 
Abtreibungsversuch  verfolgt.  Die  vorsätzliche  Abtreibung  der  Leibes- 
frucht ist  nach  Art.  1,  Ziff.  2,  des  Auslieferungsvertrages  zwischen 
der  Schweiz  und  dem  Deutschen  Reich,  vom  24.  Januar  1874,  Aus- 
lieferungsdelikt. Sowohl  nach  deutschem  als  nach  baslerischem 
Strafrecht  ist  auch  der  Versuch  strafbar  (vgl.  § 218,  Abs.  1,  und 
§ 43  in  Verbindung  mit  g 1,  Abs.  1,  des  Strafgesetzbuches  für  das 
Deutsche  Reich,  §§  104,  Abs.  1,  25  und  2ti  des  Strafgesetzes  für 
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den  Kanton  Baselstadt).  Gemäss  Art.  1,  erster  Satz,  des  Ausliefe- 
rungsvertrages  besteht  die  Auslieferungspflicht  für  alle  Personen, 
die  als  Urheber,  Thäter  oder  Teilnehmer  wegen  eines  Auslieferungs- 
deliktes verfolgt  werden.  Teilnehmer  ist  auch  der  Gehülfe.  Die 
durch  Art.  1 des  Vertrages  aufgestellten  Voraussetzungen  zur  Aus- 
lieferung sind  somit  vorhanden. 

2.  Von  den  in  den  Art.  2 — 5 des  deutsch-schweizerischen  Aus- 
lieferungsvertrages enthaltenen  Ausnahmen  trifft  keine  zu,  speeiell 
nicht  Art.  3,  Abs.  1,  da  die  Basler  Staatsanwaltschaft  nach  ihrer 
Erklärung  vom  25.  August  auf  die  Verfolgung  des  Flach  in  Basel 
verzichtet. 

3.  Dem  Einwand  des  Flach,  dass  das  Delikt,  wegen  dessen  er 
verfolgt  wird,  in  Basel  begangen  und  dass  deshalb  die  Auslieferung 
unbegründet  sei,  ist  die  Grundlage  schon  dadurch  entzogen,  dass 
die  Basler  Behörden  das  Vorhandensein  eines  dortigen  Gerichts- 
standes verneinen.  Ob  Basel  oder  Sückingen  als  Begehungsort  auf- 
zufassen sei,  ist  bei  dieser  Sachlage  gleichgültig.  Die  Auslieferungs- 
pflicht gegenüber  Deutschland  besteht,  wie  das  Bundesgericht  in 
Sachen  Stübler  (A.  S.,  Bd.  XVIII,  S.  193)  ausgeführt  hat,  nicht  nur 
für  die  Fälle,  wo  die  Strafthat  im  Gebiete  des  ersuchenden  Staates 
begangen  worden  ist,  sondern  erstreckt  sich  (die  im  Vertrage  selbst 
enthaltenen  Ausnahmen  Vorbehalten)  auf  alle  Personen,  die  sich  im 
Gebiete  des  requirierten  Staates  aufhalten  und  welche  im  ersuchen- 
den Staate  wegen  eines  Auslieferungsdeliktes  verfolgt  werden,  und 
es  ist  hieran,  wie  im  angeführten  Urteil  ebenfalls  festgestellt  ist, 
durch  Art.  12  des  Auslieferungsgesetzes  vom  22.  Juni  1892  nichts 
geändert  worden.  Es  könnte  sich  somit  höchstens  fragen,  ob  für 
den  Angeschuldigten  überhaupt  irgend  ein  Gerichtsstand  in  Walds- 
hut begründet  sei.  Dies  ist  aber  gar  nicht  bestritten  und  kann 
auch  nach  § 13  der  deutschen  Strafprozessordnung  nicht  zweifel- 
haft sein. 

Demnach  hat  das  Bandesgericht  erkannt: 

Die  Auslieferung  des  Fritz  Flach  von  Bonndorf  an  das  Gross- 
herzoglich Badische  Amtsgericht  Waldshut  wird  bewilligt. 


5.  Urteil  vom  3.  Januar  1900  in  Sachen  Frankreich  und  Canredon. 

Auguste  Canredon,  de  Beipech  (Aude,  France),  sergent  au  22'  bataillon 
de  chasseurs,  14'  corps  d'armée,  était  chargé  par  les  sous-officiers  de  sa 
compagnie  de  diriger  leur  « popote  » pendant  les  manœuvres.  Il  prenait  à 
crédit  les  fournitures  nécessaires  et  ses  camarades  lui  versaient  le  montant 
dos  dépenses  le  jour  du  prêt.  Il  devait  lui-même  régler  les  fournisseurs 
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d’après  un  carnet  établi  par  chacun  d'eux.  Le  b septembre  1809,  il  reçut  de 
ses  camarades  la  somme  de  127  francs,  avec  laquelle  il  disparut  de  la  com- 
pagnie. Des  recherches  faites  dès  le  lendemain  à Bourg-St-Maurice,  où  se. 
trouvaient  les  fournisseurs,  apprirent  qu’il  n’avait  pris  aucune  disposition 
pour  leur  régler  leurs  comptes.  . 

A la  suite  de  ces  faits,  l'ordre  d'informer  contre  Canredon  fut  donné 
le  31  octobre  1899  par  le  général  commandant  le  1-1'  corps  d'armée,  et  le 
30  novembre  suivant  un  mandat  d'arrêt  fut  délivré  par  le  substitut  du 
rnpporteur  près  le  conseil  de  guerre  de  la  14*  région  de  corps  d'armée, 
séant  à Grenoble,  contre  le  dit  comme  prévenu  d'abus  de  confiance,  délit, 
prévu  par  les  art.  408,  400,  code  pénal  français  et  267  du  code  de  justice 
militaire  français. 

Ensuite  de  la  demande  d’extradition  formulée  par  l'ambassade  de 
France,  Canredon  a été  arrêté  à Genève  le  24  décembre  1899.  Interrogé, 
par  le  commissaire  de  police  Aubert,  il  a reconnu  avoir  déserté  en  em- 
portant 127  francs,  mais  a déclaré  avoir  désintéressé,  depuis  un  mois 
environ,  les  débitants  auxquels  cette  somme  était  due;  il  a déclaré  en 
outre  s’opposer  à son  extradition  parce  qu’il  n’aurait  commis  aucun  délit 
au  préjudice  de  l'administration  militaire  qui  l’a  fait  arrêter.  A l’appui  de 
ses  dires,  il  a produit  les  pièces  suivantes  : 

1"  Le  récépissé  d’un  mandat  postal  de  23  fr.  03  c.,  adressé  de  Genève, 
le  25  novembre  1899,  h un  sieur  Miédan,  A Bourg-St-Maurice,  et  l’accusé 
de  réception  du  dit  Miédan.  du  27  novembre,  pour  « solde  de  popote.  « 

2°  Un  dit  de  même  date  pour  8 fr.  05  c.  et  l’accusé  de  réception  du 
destinataire,  sieur  Blanehet,  exposant  qu’il  a été  désintéressé  par  les 
camarades  de  Canredon  et  leur  envoie  la  somme  reçue,  avec  prière  de 
faire  annuler  leur  plainte  s’ils  en  ont  formulé  une. 

3“  l.’n  dit  de  même  date  pour  70  fr.  et  l’accusé  de  réception  du  des- 
tinataire, sieur  Kaymond,  qui  explique  que  les  camarades  de  Canredon 
ont  laissé  un  reliquat  de.  99  fr.  pour  sa  part  et  qu’il  redoit  ainsi  29  fr. 

4"  Récépissé  d'un  mandat  télégraphique  de  29  fr.  adressé  de  Genève 
à Raymond,  A Bourg-St-Maurice.  le  24  décembre  1899. 

En  transmettant  l’interrogatoire  de  Canredon  et  les  pièces  annexes 
au  département  fédéral  de  Justice  et  Police.  A Berne,  le  Conseil  d’Etat  de 
Genève  a déclaré  ne  pas  faire  d’objection  A l’extradition  de  Canredon,  sous 
la  réserve  que  celui-ci  ne  soit  pas  poursuivi  pour  le  fait  de  sa  désertion. 

Dans  un  mémoire  en  date  du  26  décembre,  adressé  an  Conseil  fédéral, 
l’avocat  Le  Royer,  A Genève,  expose  au  nom  de  Canredon  que  celui-ci 
s’oppose  A l’extradition  pour  les  motifs  suivants  : 

S’étant  vu  refuser  l’autorisation  de  se  marier,  Canredon  aurait  déserté 
pour  tenir  les  promesses  qu’il  avait  faites  de  bonne  foi  A sa  fiancée.  Au 
moment  où  il  quitta  le  régiment,  il  n’avait  pas  reçu  tous  les  comptes  des 
fournisseurs.  Une  fois  arrivé  A Genève,  il  leur  aurait  envoyé  intégralement 
toutes  les  sommes  dues,  et  cela  avant  d’avoir  reçu  aucune  réclamation  et 
avant  que  le  mandat  d’arrêt  fût  décerné  contre  lui.  Dans  ces  circonstances, 
l'extradition  ne  se  justifierait  pas,  attendu  qu’il  n’y  aurait  pas  de  délit  au 
sens  de  l'art.  3 de  la  loi  fédérale  du  22  janvier  18>J2  sur  l’extradition  et 
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que,  si  même  il  y avait  eu  délit  à un  moment  donné,  il  s'agirait  d'un  fait, 
qui  n’est  punissable  ni  en  France  ni  à Genève.  Il  serait,  en  effet,  de 
jurisprudence  constante  dans  ces  deux  pays  que,  dans  le  cas  d'abus  de 
confiance,  il  n'est  exercé  aucune  poursuite  lorsque  le  plaignant  a été 
désintéressé.  Enfin,  il  s'agit  de  faits  de  très  minime  importance,  et  ce 
serait  le  cas  de  faire  application  de  l'art.  3 dernier  alinéa  de  la  loi  fédérale 
sur  l’extradition.  Fondé  sur  ces  motifs,  C’anredon  conclut  à ce  que  son 
extradition  soit  refusée  et  subsidiairement  à ce  qu'il  soit  sursis  à celle-ci 
jusqu’à  ce  que  l'autorité  judiciaire  militaire  française  ait  statué  sur  les 
objections  qu'il  a présentées  et  ait  examiné  les  pièces  justificatives  qu'il 
a produites. 

Par  office  du  29  décembre  1839,  le  département  fédéral  de  Justice 
et  Police  a transmis  le  dossier  au  Tribunal  fédéral  avec  le  préavis  du 
procureur  général  de  la  Confédération  concluant  à ce  que  l'extradition 
soit  accordée  sous  la  réserve  expresse  que  l’extradé  ne  sera  pas  poursuivi 
pour  délit  politique  ou  militaire,  mais  seulement  pour  le  délit  mentionné 
dans  le  mandat  d'arrêt  du  30  novembre  1899. 

Consulté  sur  la  question  de  savoir  si  l'abus  de  confiance  n’est  pas 
punissable  à Genève,  lorsque  l'auteur  a désintéressé  après  coup  les 
créanciers  pour  lesquels  il  avait  reçu  des  fonds,  le  procureur  général  de 
Genève  a répondu,  par  dépêche  du  2 janvier  1900.  que  l'abus  de  confiance 
est  punissable  à Genève  nonobstant  remboursement,  mais  que  lorsque  la 
plainte  est  retirée,  le  ministère  public  renonce  généralement  à poursuivre, 
bien  qu'il  en  ait  le  droit. 

Considérant  en  droit: 

1°  Le  Tribunal  fédéral  n’est  pas  compétent  pour  examiner  la 
question  de  la  culpabilité  du  prévenu.  Il  doit  se  borner  A rechercher 
si  les  faits  imputés  A celui-ci  renferment  les  éléments  constitutifs 
de  l’un  des  délits  prévus  par  le  traité  franco-suisse  du  9 juillet  1869 
comme  donnant  lieu  A l’extradition.  Or,  il  n’est  pas  douteux  que 
les  faits  relevés  A la  charge  de  Canredon  renferment  tous  les 
éléments  du  délit  d'abus  de  confiance  prévu  sous  chiffre  21  do 
l’art,  1er  du  dit  traité,  et  punissable  aussi  bien  d’après  le  code 
pénal  français  (art.  408  et  406)  que  d’après  la  loi  pénale  du 
pays  de  refuge,  soit  du  canton  de  Genève  (art.  361  C.  pén.). 

Le  fait  que  l’opposant  a remboursé  la  plus  grande  partie  des 
sommes  détournées  avant  le  moment  où  un  mandat  d’arrêt  a été 
décerné  contre  lui  (le  dernier  envoi  de  29  fr.  au  sieur  Raymond 
est  du  24  décembre,  tandis  que  le  mandat  d’arrêt  est  du  30  no- 
vembre 1899)  ne  touche  pas  aux  éléments  constitutifs  du  délit. 
Le  défaut  de  remboursement  des  sommes  détournées  n’est  ni  à 
teneur  du  code  pénal  français  ni  A teneur  du  code  pénal  genevois 
une  condition  négative  du  délit  d’abus  de  confiance.  Cette  cir- 
constance n'affecte  que  la  culpabilité  matérielle  du  prévenu  et 
c’est  aux  autorités  judiciaires  de  l’Etat  requérant  qu’il  appartient 
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d’en  tenir  compte  (voir  arrêt  du  Tribunal  fédéral  dans  la  cause 
Forquet  de  Dorne,  du  10  février  1893,  Rec.  off-.,  XIX,  page  136; 
voir  aussi,  quant  aux  effets  de  la  restitution,  Garraud,  Droit  pénal, 
T.  V,  page  308,  note  16.) 

Le  premier  moyen  opposé  par  le  prévenu  à la  demande 
d’extradition  échappe  donc  à l’examen  du  Tribunal  fédéral. 

2°  Le  second  moyen,  basé  sur  l'art.  3,  dernier  alinéa,  de  la 
loi  fédérale  sur  l’extradition,  du  22  janvier  1892,  est  également 
irrecevable.  Cette  loi  ne  peut  en  effet  déroger  aux  dispositions  du 
traité  d’extradition  entre  la  France  et  la  Suisse.  Or,  l’art.  l*r,  avant- 
dernier  alinéa,  de  ce  traité  prescrit  que  l’extradition  aura  lieu,  en 
matière  correctionnelle  ou  de  délit,  lorsque  le  maximum  de  la  peine 
applicable  au  fait  incriminé  sera,  dans  le  pays  réclamant,  de  deux 
ans  au  moins  ou  d’une  peine  équivalente.  Cette  condition  étant 
remplie  il  teneur  des  art.  408  et  406  C.  pén.  français,  l’extradition 
ne  saurait  être  refusée  par  le  motif  que  l’affaire  est  d’importance 
minime. 

3°  Il  y a lieu  de  rappeler  d’ailleurs,  ainsi  que  le  Tribunal 
fédéral  l’a  déjà  reconnu  à différentes  reprises,  qu’il  n’y  a aucune 
différence  A faire,  au  point  de  vue  de  l’obligatiou  d’extrader  en 
vertu  du  traité  franco-suisse,  entre  les  délits  rentrant  dans  la  com- 
pétence des  tribunaux  militaires  ordinaires  et  ceux  réprimés  par 
les  autres  tribunaux  ordinaires  de  l’ordre  pénal. 

4°  Toutes  les  conditions  requises  pour  l’application  du  traité 
de  1869  étant  réunies,  il  y a lieu  d’accéder  A la  demande 
d'extradition. 

Par  ces  motifs, 

Le  Tribunal  fédéral  prononce: 

L’extradition  d'Auguste  Canredon  est  accordée  à la  requête 
de  l’ambassadeur  de  France  en  Suisse,  en  application  de  l'art.  l*r, 
chiffre  21,  du  traité  d’extradition  entre  la  France  et  la  Suisse,  sous 
la  réserve  que  l’extradé  ne  pourra  être  poursuivi  et  jugé  pour 
aucune  infraction  autre  que  celle  ayant  motivé  l’extradition,  notam- 
ment pas  pour  fait  de  désertion. 


Digitized  by  Google 


Entscheidungen  in  Strafsachen. 


51 


Urteile  der  II.  Abteilung  des  Bundesgericlits. 

1.  Urteil  vom  3.  Mai  1899  in  Sachen  Edouard  SpQhler1). 

a.  L'Arrêté  du  Conseil  d'Etat  de  Genève  du  8 avril  1896,  décidant 
de  faire  imprimer  et  publier  à nouveau  la  loi  du  22  juin  1892,  modifiant 
divers  articles  du  Code  pénal  de  1874,  — en  insérant  l’art.  279  de  ce  Code 
après  l'art.  278  et  avant  l’art.  280. 

b.  Contre  l’arrêt  de  la  Cour  de  Justice  criminelle  de  Genève,  du 
19  janvier  1899,  condamnant  le  recourant  à la  peine  de  14  ans  de  réclu- 
sion, pour  viol,  peine  réduite  à 13  ans,  7 mois  et  13  jours  en  raison  de  la 
détention  préventive  subie  par  le  condamné. 

e.  Contre  l'arrêt  de  la  Cour  de  Cassation  du  canton  de  Genève,  du 
2 mars  1899,  confirmant  la  sentence  de  la  Cour  de  Justice  criminelle 
susvisée. 

Ouï  le  juge  délégué  en  son  rapport. 

Vu  le  dossier  de  la  cause,  d’où  résultent  les  faits  suivants: 

Au  cours  de  sa  session  du  mois  de  juin  1892,  le  Grand  Conseil  de 
Genève  a été  saisi  par  le  Conseil  (l’Etat  d'un  projet  de  révision  partielle 
du  Code  pénal  de  1874,  lequel  est  encore  aujourd'hui  en  vigueur  dans  ce 
canton.  Ce  projet  conçu  en  un  article  unique  supprimait  notamment,  pour 
les  remplacer  par  d'autres,  les  dispositions  des  art.  278  et  280  du  dit  Code 
relatifs  à l'attentat  à la  pudeur  et  au  viol  commis  sur  la  personne  d'un 
enfant  Agé  de  moins  de  14  ans  ; il  laissait  en  revanche  subsister  intacts  les 
art.  277  et  279  concernant  ces  mêmes  délits  dans  tous  les  cas  où  ceux-ci 
n’étaient,  pas  accompagnés  de  la  circonstance  aggravante  que  la  loi  faisait 
résulter  de  la  jeunesse  de  la  victime.  Votées  sans  changement  après  une 
première  délibération,  ces  propositions  furent  l'objet,  au  cours  de  la  seconde, 
de  divers  amendements  émanés  de  la  Commission  du  Grand  Conseil  elle- 
même,  et  qui  tendaient  : 

1°  A étendre  à l'art.  277  la  modification  que  l’on  faisait  subir  aux 
art.  278  et  280. 

2°  A substituer  dans  le  texte,  soit  dans  la  clause  abrogatoire  que 
portait  le  projet,  les  mots,  sont  abrogés  les  art.  277  à 280,  à ceux  de  « sont 
abrogés  les  art.  278  et  280». 

Or  il  va  de  soi  que,  par  le  fait  de  ce  changement  de  rédaction  on 
consacrait  la  suppression  de  l’art.  279,  auquel  personne  n’avait  songé  à 
toucher,  et  cependant  cette  seconde  proposition  de  la  Commission  fut, 
aussi  bien  que  la  première,  adoptée  sans  opposition  ni  observation  aucune, 
une  première  fois  le  18  juin,  puis  votée  définitivement  lors  de  la  3”  lecture, 
qui  eut  lieu  à 4 jours  de  distance,  soit  le  23  du  même  mois. 

L’erreur  ainsi  commise  par  le  Grand  Conseil  paraît  avoir  passé 
naperçue  jusqu’en  1896:  tout  au  moins  c'est  h cette  époque  seulement 
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quelle  fut  signalée  A l'attention  du  Conseil  d’Etat  de  Genève  par  une 
lettre  de  M.  le  Juge  Picot  en  date  du  31  mars  de  la  dite  année,  lettre  au 
vu  de  laquelle  le  Conseil  d'Etat  crut  devoir,  sous  date,  du  8 avril  18%, 
prendre  l'arrêté  dont  suit  la  teneur: 

« Le  Conseil  d’Etat  : 

« vu  la  lettre  de  M.  Picot  en  date  du  31  mars  1896,  constatant  que 
la  loi  du  28  juin  1892  a abrogé  l'art.  279  du  Code  pénal; 

«attendu  que  ce  résultat  est  la  conséquence  d’une  erreur  matérielle  ; 
qu’en  abrogeant  les  art.  277  A 280  le  législateur  a voulu  reproduire  le 
texte  de  l'art.  279  ancien  non  abrogé  avec  les  art.  277,  278  et  280 
nouveaux  ; 

«qu'en  fait  c'est  par  un  simple  oubli  que  l'art.  279  n’a  pas  été 
reproduit  dans  la  loi  du  22  juin  1892; 

«que  cette  démonstration  résulte  clairement  de  la  discussion  qui  a 
eu  lieu  au  Grand  Conseil  : 

« arrête  : 

« de  faire  imprimer  A nouveau  la  loi  du  22  juin  1892  en  insérant 

l'art.  279  actuel  du  Code  pénal  après  l'art.  278  et  avant  l'art.  280.  » 

Telle  était  la  situation  lorsque  par  une  ordonnance  du  23  décembre  1898 
la  Chambre  d'Accusation  de  Genève  a renvoyé  devant  la  Cour  criminelle 
siégeant  avec  le  concours  du  Jury  le  sieur  Edouard  Spiihler,  d’origine 
argovienne.  prévenu  d'avoir,  dans  la  soirée  du  25  août  même  année, 
commis  A l'aide  de  violence  le  crime  de  viol  sur  la  personne  de  la  jeune 

Marceline  Frcy,  soit  Marie  Pillonel,  alors  Agée  de  10  ans  et  demi,  un  crime 

qui,  était-il  dit  dans  cette  ordonnance,  est  puni  par  les  art.  279  et  280  du 
Code  pénal,  soit  de  la  loi  du  22  juin  1892. 

Le  19  janvier  1899  la  Cour  criminelle,  vu  le  verdict  affirmatif  rendu 
le.  même  jour  par  le  Jury,  a condamné  Spiihler  A 14  années  de  réclusion 
en  application  des  dispositions  légales  rappelées  dans  l'arrêt  de  renvoi. 

Dès  le  lendemain  l'avocat  Brochu,  au  nom  de  Spiihler.  s'est  pourvu 
contre  cet  arrêt,  et  le  16  février  il  a déposé  des  conclusions  motivées, 
basées  principalement  sur  le  fait  qu'en  faisant  application  A son  client  de 
l'art.  279  C.  P.,  la  Cour  criminelle  avait  violé  l'article  du  Code  d'instruction 
criminelle  statuant  qu'aucune  poursuite  ne  peut  être  exercée  que  pour 
une  infraction  réprimée  par  la  loi  en  vigueur  nu  moment  où  cet  acte  a 
été  commis  (itnlltt  />œna  sine  Irge). 

Le  Procureur  général  de  son  côté  a conclu  au  rejet  du  recours  de 
Spiihler,  lequel  a été  effectivement  écarté  par  arrêt  de  la  Cour  de  cassa- 
tion du  2 mars  1899. 

C’est  entre  autres  contre  cet  arrêt  que  Spiihler  a recouru  en  temps 
utile  au  Tribunal  fédéral,  en  se  fondant  sur  les  motifs  ci-après: 

1"  L'erreur  commise  par  le  pouvoir  législatif  de  Genève  lorsque,  A 
l’occasion  de  son  décret  du  22  juin  18!t2.  il  avait,  par  une  disposition 
expresse,  rapporté  l'art.  279  du  C.  I’..  ne  pouvait  être  réparée  que  par 
cette  autorité  elle-même.  En  prenant  sur  lui  de  le  faire,  en  rétablissant 
une  disposition  légale  qu’il  envisageait  lui-même  comme  abrogée,  le  Conseil 
d'Etat  de  Genève  a empiété  sur  les  attributions  du  Grand  Conseil,  violé 
le  principe  de  la  séparation  des  pouvoirs,  et  contrevenu  A la  disposition 
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de  l’art.  31  de  In  Constitution  cantonale.  Son  arrêté  du  8 juin  était  donc 
entaché  d'irrégularité.  Du  reste,  en  serait-il  même  autrement,  que  cet 
arrêté  n’en  serait  pas  moins  de  nul  effet,  attendu  qu’à  In  différence  de  la 
loi  du  22  juin  1892  qui,  elle,  avait  été  dûment  promulguée,  il  n’a  pas  été 
suivi  de  l'accomplissement  de  cette  formalité  essentielle. 

2“  Le  jugement  de  la  Cour  criminelle  reposant  ainsi  sur  un  arrêté 
pris  par  le  pouvoir  exécutif  en  dehors'de  ses  attributions  constitutionnelles, 
et  qui  plus  est  sur  une  disposition  expressément  abrogée  par  l’autorité 
compétente,  ne  saurait  subsister  et  doit  être  annulé  en  conformité  du 
principe  exprimé  à l’art.  l,-r  du  Code  d’instruction  jiénale  statuant  qu’au- 
cune poursuite  pénale  ne  peut  être  exercée  que  pour  une  infraction  répri- 
mée par  la  loi  au  moment  où  l’acte  a été  commis.  La  condamnation  pro- 
noncée contre  Spühler  l’a  été  au  mépris  de  ce  principe.  En  effet,  soit  le 
Procureur  général,  soit  le  Président  de  la  Cour  de  cassation,  reconnaissant 
que  l’art.  279  avait  cessé  d’être,  ont  l’un  et  l’autre  demandé  au  Conseil 
d’Etat  qu’il  prît  auprès  du  Grand  Conseil  l’initiative  d’un  projet  de  loi 
rétablissant  cette  disposition  légale,  ce  qui  a eu  lieu  officiellement  depuis 
lors,  par  le  décret  du  Grand  Conseil  intervenu  le  11  mars  dernier. 

3°  C’est  en  vain  que,  pour  justifier  son  arrêt  de  rejet  du  recours 
Spiihler,  la  Cour  de  cassation  a allégué  qu’en  réalité  la  condamnation  du 
recourant  A 14  ans  de  réclusion  avait  été  prononcée,  non  pas  en  vertu  de 
l’art.  279,  mais  en  conformité  de  l’art.  280  du  dit  Code.  Cet  allégué  est 
en  contradiction  avec  toutes  les  pièces  de  la  procédure,  et  notamment 
avec  l’acte  de  renvoi  du  23  décembre  1898,  lequel  vise  expressément  le* 
art.  279  et  280  comme  devant  être  appliqués  à l'accusé,  et  ce  même 
allégué  est  encore  contredit  par  l’arrêt  de  la  Cour  criminelle  elle-même, 
lequel  énumérant  les  dispositions  légales  dont  il  était  fait  application  au 
condamné,  disait  en  propres  termes:  «Vu  les  art.  279  et  280  du  C.  P. 
(loi  du  22  juin  1892),  ainsi  que  l’art.  347  du  Code  d’instruction  pénale 
dont  il  a été  donné  lecture,  condamne,  etc.  » Il  est  dès  lors  évident  que 
l’arrêt  de  la  Cour  de  cassation  écartant  le  recours  Spühler  est  basé  sur 
un  fait  absolument  faux  et  démenti  par  des  pièces  authentiques,  et  il  fnut 
en  conséquence  admettre  que  le  véritable  motif  de  la  décision  a été  la 
répugnance  qu’elle  éprouvait  A voir  l'auteur  d'un  crime  odieux  entre  tous, 
échapper  A toute  condamnation.  Or,  abstraction  faite  de  ce  qu’il  n’en  est 
rien,  puisque  Spühler.  une  fois  l’arrêt  de  la  Cour  criminelle  annulé  pourra 
encore  être  poursuivi  pour  attentat  A la  pudeur  avec  violence  (C.  P.,  art.  277), 
il  est  certain  que  la  considération  qui  paraît  avoir  guidé  la  Cour  de 
cassation,  toute  respectable  qu’elle  soif,  ne  pouvait  la  dispenser  de  tenir 
compte  du  principe  fondamental  inscrit  à l'art.  l*r  du  Code  d’instruction 
pénale  précité.  Spühler  conclut  à la  mise  A néant  tant  de  l’arrêt  de  la 
Cour  criminelle  que  de  celui  de  la  Cour  de  cassation,  estimant  avoir 
démontré  que  l’un  et  l’autre  sont  contraires  A l’art.  4 de  la  Constitution 
fédérale. 

Communiqué  au  Conseil  d'Etat  de  Genève,  le  recours  Spühler  a été 
soumis  également  par  ce  dernier  A la  Cour  criminelle  et  au  Procureur 
général.  Il  a ainsi  donné  lieu  A trois  mémoires  respectifs,  dont  le  contenu 
peut  être  résumé  de  la  manière  suivante: 


Digitized  by  Google 


54 


Entscheidungen  in  Strafsachen. 


A.  Réponse  du  Conseil  d'Etat: 

Cette  autorité  conteste  d'abord  avoir  par  son  arrêté  du  8 avril  1896, 
empiété  en  manière  quelconque  sur  les  attributions  du  pouvoir  législatif. 
En  présence  de  l'erreur  manifeste  qui  s’était  glissée  dans  le  texte  de  la 
loi  du  22  juin  1892,  il  avait  estimé  qu'il  était  de  son  devoir  de  pourvoir 
à ce  que  ce  texte  fût  mis  en  harmonie  avec  l’intention  qui  avait  présidé 
à son  adoption.  En  ce  faisant  il  n’avait  fait  que  remplir  la  mission  que  lui 
conférait  l'art.  31  de  la  Constitution  cantonale,  aux  termes  duquel  il  lui 
incombait  d’exécuter  et  de  faire  respecter  la  volonté  du  législateur.  Au 
reste,  et  en  tout  cas,  le  recours  de  Spühler  devait  être  déclaré  irrecevable 
1“  pour  n'avoir  pas  été  interjeté  dans  les  60  jours  à dater  de  la  mise  à 
exécution  de  l’arrêté  du  8 août  1896  et  2°  pour  défaut  de  tout  intérêt 
pour  le  recourant,  lequel  n’a  pas  été  condamné  en  vertu  de  cet  arrêté, 
mais  de  l'art.  280.  C.  P.  lequel  n'avait  rien  à voir  avec  le  dit  arrêté. 

B.  Réponse  de  la  Cour  criminelle: 

Le  recours  de  Spühler  est  irrecevable;  s’il  estimait  que  l’ordonnance 
de  la  Chambre  de  renvoi  du  23  décembre  était  entachée  de  nullité,  il 
aurait  dû,  aux  termes  de  l'art.  219  du  Code  de  procédure  pénale,  en  de- 
mander l’annulation  dans  le  délai  de  5 jours  à partir  de  l'interrogatoire 
auquel  il  avait  été  soumis  par  le  Président  de  la  Cour  criminelle  en  con- 
formité de  l’art.  217  ibidem.  De  plus,  alors  que  l’art.  330  du  Code  d'ins- 
truction statue  que  si  le  fait  dont  l'accusé  a été  reconnu  coupable  par  le 
Jury  n'est  pas  prévu  par  la  loi  pénale,  la  Cour  doit  prononcer  son  abso- 
lution, Spühler  n'a  point  profité  de  cette  disposition  pour  s'opposer  A 
l’application  de  l'art.  279  C.  P.  11  était  donc  déchu  de  tout  droit  de  recours, 
et  si,  ce  nonobstant,  la  Cour  de  cassation  est  entrée  en  matière  sur  ce 
moyen,  c’est  qu'elle  avait  un  motif  péremptoire  A lui  opposer,  à savoir  la 
circonstance  que  la  peine  prononcée  contre  Spühler  était  celle  de  l’art.  280 

C.  P.  En  outre,  le  recours  est  mal  fondé,  car  il  est  inexact  de  prétendre 
que  l'art.  27!)  C.  P.  ait  été  abrogé  par  la  loi  de  1892;  c'est  ce  qui  résulte 
de  toute  la  discussion  qui  a eu  lieu  à l’occasion  de  la  dite  loi.  Si  l’amen- 
dement de  rédaction  qu’invoque  le  recourant,  et  proposé  A la  dernière 
heure,  a été  adopté  par  le  Grand  Conseil,  c'est  par  suite  d'une  erreur 
évidente;  aussi,  d'accord  avec  l'opinion  du  Conseil  d'Etat,  la  Cour  crimi- 
nelle n’en  a-t-elle  pas  moins  toujours  admis  que  l'art.  279  n'avait  pas  cessé 
d'être  en  vigueur.  Cette  opinion  a été  partagée  aussi  par  le  Grand  Conseil 
qui.  pour  couper  court  aux  inconvénients  qui  résultaient  d'une  rédaction 
défectueuse,  a donné  A l'art.  279  une  nouvelle  confirmation  par  la  loi  du 
22  mars  1899.  Enfin  ce  n'est  pas  i’art.  279,  mais  l'art.  280  C.  P.  qui  a été 
appliqué  A Spühler. 

C.  Réponse  du  Procureur  général: 

C’est  A tort  que  le  recours  prétend  que  dans  la  lettre  qu’il  a adressée 
au  Conseil  d'Etat,  le  Procureur  général  se.  serait  prononcé  sur  la  question 
d'abrogation  ou  de  non-abrogation  de  l'art.  279;  s’il  a demandé  au  Conseil 
d'Etat  de  provoquer  un  vote  du  Grand  Conseil  sur  cette  question,  c’est 
dans  le  but  de  couper  court  A toute  contestation  pour  l'avenir;  quant  A 
lui,  il  a toujours  admis  que  l'art.  279  C.  P.  n’avait  jamais  été  abrogé.  11 
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n'est  douteux  pour  personne  que  la  rédaction  contraire  de  la  loi  du 
22  juin  1892  a été  le  résultat  d'une  erreur  manifeste,  et  une  abrogation  ne 
peut  résulter  que  d'un  acte  volontaire  et  intentionnel  du  législateur. 

Statuant  snr  ces  faits  et  considérant  en  droit: 

1.  Le  premier  grief  articulé  par  le  recourant  consiste  il  con- 
tester toute  valeur  à l'arrêté  du  Conseil  d’Etat  de  Genève  du 
8 avril  1896,  par  lequel  cette  autorité  a pris  sur  elle  de  rectifier 
l’erreur  qui  s'était  glissée  dans  la  loi  du  22  juin  1892.  Il  faut 
reconnaître  sans  doute,  qu’en  ce  faisant,  cette  autorité  avait  em- 
piété sur  les  prérogatives  du  Grand  Conseil,  auquel  seul  il  appar- 
tenait d’apporter  une  modification  quelconque  au  texte  des  dispo- 
sitions légales  votées  par  lui.  II  n’y  a pas  lieu  toutefois  de  s’arrêter 
à cette  première  partie  du  recours,  attendu  que  la  question  de 
savoir  si  le  prédit  arrêté  a été  pris  valablement  ou  non  est  sans 
intérêt  au  point  de  vue  de  la  solution  du  dit  recours,  dirigé  uni- 
quement contre  les  décisions  judiciaires  des  19  janvier  et  2 mars  1899. 
Or  ces  décisions  de  la  Cour  de  Justice  criminelle  et  de  la  Cour 
de  cassation  de  Genève  ne  font,  — pas  plus  d’ailleurs  que  l’or- 
donnance de  mise  en  accusation  du  23  décembre  1898,  — aucune 
mention  de  l’arrêté  du  8 avril  1896,  mais  elles  se  fondent  exclu- 
sivement snr  les  art.  279  et  280  du  C.  P.  modifié  par  la  loi  du 
22  juin  1892.  Les  tribunaux  genevois  ont,  au  reste,  si  peu  tenu 
compte  de  l’arrêté  de  1896  susmentionné,  qu'aussitôt  après  les 
jugements  intervenus  en  la  cause,  ils  ont  pris  l’initiative  d’une 
demande  tendant  à obtenir  de  l’autorité  législative,  c’est-à-dire  du 
Grand  Conseil,  le  redressement  de  l'erreur  commise  en  1892,  re- 
connaissant par  là  même  que  la  mesure  prise  par  le  Conseil  d’Etat 
en  1896,  n’avait  déployé  aucun  effet.  C’est  donc  à tort  que  le 
recourant  se  croit  autorisé  à conclure  de  l’inconstitutionnalité  de 
cette  mesure  à la  nullité  des  jugements  pénaux  qu’il  attaque.  Le 
Tribunal  de  céans  doit  donc  se  borner  à rechercher  si,  en  pré- 
sence du  texte  de  la  loi  de  1892,  telle  qu’elle  était  sortie  des  dé- 
libérations du  Grand  Conseil,  les  tribunaux  genevois  étaient  auto- 
risés à appliquer  au  prévenu  Sptthler  les  art.  279  et  280  C.  P. 

2.  Avant  d’aborder  cette  question,  il  convient  toutefois  d'exa- 
miner les  fins  de  non-recevoir  que  soit  la  Cour  criminelle,  soit  le 
Procureur  général  opposent  au  recourant,  et  qui  se  trouvent  résu- 
mées dans  les  faits  du  présent  arrêt. 

L’exception  tirée  de  ce  que  l’accusé  a négligé  de  se  préva- 
loir du  moyen  de  nullité  qu’il  a soulevé  depuis  lors,  est  sans 
fondement.  Non  seulement  la  Cour  de  cassation  ne  s’y  est  pas 
arrêtée  et  n’en  a fait  aucune  mention  dans  son  arrêt;  mais  le 
Code  d’instruction  genevois  dispose  expressément,  à son  art.  449, 
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que  « sauf  en  ce  qui  concerne  l’incompétence,  les  recours  en  cassa- 
tion contre  les  ordonnances  de  la  Chambre  d'instruction,  ou  les 
sentences  rendues  au  cours  des  débats,  ne  sont  ouverts  qu’après 
l’arrêt  définitif»  et  «qu’en  aucun  cas,  l’exécution  volontaire  de  ces 
ordonnances  et  de  ces  arrêts  ne  peut  être  opposée  comme  fin  de 
non-recevoir.  » Il  suit  indubitablement  de  ces  dispositions  précises 
que  rien  jusqu'il  l’arrêt  définitif,  ne  peut  couvrir  les  vices  de 
l’instruction,  et  que  les  moyens  de  cassation  sont  toujours  réservés 
en  faveur  du  condamné. 

Cette  même  disposition,  par  le  fait  qu'elle  autorise  le  prévenu, 
après  le  jugement  de  son  procès,  A se  pourvoir  aussi  contre  l’or- 
donnance de  la  Chambre  d'accusation,  doit  entraîner  .également  le 
rejet  de  l’autre  exception,  soit  fin  de  non-recevoir,  que  la  Cour 
criminelle  emprunte  A la  circonstance  que  Sptthler  n'a  pas  demandé 
la  nullité  de  cette  ordonnance  dans  le  délai  fixé  A l'art.  219  de 
la  procédure  genevoise.  D’ailleurs  le  prévenu  n’eût  été  autorisé  A 
user  du  droit  de  recours  que  lui  conférait  cet  article  que  pour 
autant  que  le  fait  visé  par  l’arrêt  de  renvoi  n’aurait  pas  été  prévu 
par  la  loi  pénale;  or  tel  n'était  pas  le  cas,  attendu  que,  même  si 
Spiililer  ne  pouvait  pas  être  condamné  en  vertu  des  art.  279  et 
280  C.  P.,  il  n’en  demeurait  pas  moins  de  son  propre  aveu  sous 
le  coup  de  l'art.  277  ibidem,  prévoyant  l’attentat  A la  pudeur 
commis  avec  violence  sur  la  personne  d’un  enfant  âgé  de  moins 
de  15  ans.  Les  prédites  fins  de  non-recevoir  devant  être  ainsi 
écartées  il  y a lieu  de  passer  A l'examen  du  recours  au  fond. 

3.  Il  n’est  point  exact,  tout  d’abord,  de  prétendre,  comme  le 
font  soit  la  Cour  criminelle,  soit  la  Cour  de  cassation,  que  la 
condamnation  du  sieur  SpUhler  a été  prononcée  en  vertu  de 
l’art.  280  C.  P.  seul.  En  effet,  soit  l’ordonnance  de  la  Chambre 
d'instruction,  soit  l’arrêt  de  condamnation  mentionnent  expressé- 
ment comme  applicables  A l'accusé  l’art.  279,  aussi  bien  que 
l’art.  280  de  ce  Code. 

Ces  deux  articles  sont  conçus  comme  suit  : 

„ Art.  279.  Sera  puni  de  la  réclusion  de  3 ans  A 10  ans, 
quiconque  aura  commis  le  crime  de  viol,  soit  A l’aide  de  violences 
ou  de  menaces  graves,  soit  en  abusant  d'une  personne  qui,  par 
l’effet  d'une  maladie,  par  l’aliénation  de  ses  facultés  ou  par  toute 
autre  cause  accidentelle,  avait  perdu  l’usage  de  scs  sens  ou  en 
avait  été  privée  par  artifice.  “ 

„ Art.  280.  Si  le  crime  a été  commis  sur  la  personne  d’un 
enfant  âgé  de  moins  de  15  ans,  la  peine  sera  la  réclusion  de 
10  ans  A 20  ans.  “ 
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Ce  dernier  article,  tout  en  renfermant  une  sanction  pénale,  et 
en  indiquant  aussi  la  circonstance  aggravante  découlant  de  l’Age 
de  la  victime,  n’énonce  point  les  autres  éléments  constitutifs  de 
l’acte  qu'il  vise,  de  telle  sorte  que  pour  appliquer  la  peine  de 
l’art.  280,  les  tribunaux  genevois  ont  dû  combler  cette  lacune  en 
recourant,  par  voie  interprétative,  A l’art.  279  abrogé,  un  procédé 
qui  ne  saurait  se  justifier  en  présence  des  règles  d’interprétation 
de  dispositions  d’ordre  pénal,  lesquelles  sont  de  droit  strict. 

4.  Cette  considération  n’est  toutefois  point  suffisante  pour  jus- 
tifier l’annulation  de  l’arrêt  cantonal,  sollicitée  par  le  recourant. 
Le  droit  pénal  est  du  domaine  cantonal,  et  le  Tribunal  de  céans 
n’a  point  à contrôler  l’application  qu’en  font  les  autorités  canto- 
nales, A moins  que  leur  décision  ne  soit  marquée  au  coin  de  l’ar- 
bitraire, en  faisant  acception  par  exemple  des  personnes  ou  en 
infligeant  une  peine  en  l'absence  de  tout  délit.  Or  le  recourant 
ne  prétend,  et  ne  peut  alléguer  rien  de  semblable.  II  ne  soutient 
nullement  qu'un  autre  prévenu  eût  été,  à sa  place,  traité  plus 
favorablement,  et  ne  conteste  pas  non  plus  le  caractère  criminel 
de  l'attentat  qu’il  a perpétré.  Il  se  borne  A soutenir  que  dans  les 
circonstances  du  cas,  les  autorités  genevoises  auraient  dû  lui 
appliquer,  non  point  la  pénalité  de  l’art.  280  C.  P.,  mais  celle  de 
l'art.  277  relatif  A l’attentat  A la  pudeur  commis  avec,  violence. 

Sans  méconnaître  ce  que  ce  grief  peut  avoir  de  fondé  en 
présence  de  l'erreur  commise  touchant  l'art.  279  par  la  clause 
abrogatoire  de  la  loi  de  1892,  il  n’en  demeure  pas  moins  incon- 
testé que  l’art.  280  avait  été  maintenu,  et  que  le  crime  visé  par 
cette  disposition  légale  n’était  autre  que  le  viol  accompagné  de  la 
circonstance  aggravante  tirée  de  l’Age  de  la  victime.  Il  est  dès 
lors  certain,  qu'en  condamnant  le  sieur  Spühler  comme  ils  l’ont 
fait,  les  tribunaux  genevois  ont  en  réalité  appliqué  une  disposi- 
tion de  la  loi  existante  A un  fait  punissable  dont  la  criminalité 
était  reconnue  par  son  auteur,  et  que  dès  lors  cette  condamnation 
ne  porte  pas  atteinte  au  principe  „ nulla  pœna  sine  lege“. 

Par  ces  motifs, 

Le  Tribunal  fédéra!  prononce: 

1.  Le  recours  est  écarté. 

2.  Les  frais  d’expédition  et  débours,  s’élevant  A 51  fr.  20  et., 
sont  mis  A la  charge  du  recourant. 
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2.  Urteil  vom  21.  Juni  1899  in  Sachen  Samuel  Bloch. 

Dan«  le  courant  de  l’été  1897,  le  recourant,  Samuel  Bloch,  négociant 
à Genève,  a parcouru  diverses  contrées  du  canton  de  Fribourg,  en  offrant 
à vendre  à des  campagnards  des  toiles  écrues  ou  blanchies. 

L'acte  d'accusation  contient,  à cet  égard,  les  données  ci-après: 

Bloch,  en  vendant  sa  marchandise,  disait  aux  acheteurs  qu'ils  auraient 
trois  ans  pour  payer,  mais  six  mois  après,  ses  clients  recevaient  des  com- 
mandements de  payer.  Bloch,  en  recevant  la  commande,  avait  eu  recours 
à la  manoeuvre  suivante:  il  sortait  de  sa  poche  deux  carnets;  dans  l'un  il 
mentionnait  la  commande,  et  en  détachait  un  bulletin  sur  lequel  se  trou- 
vait imprimé  : « Payable  sans  intérêt  dans  votre  domicile.  » Il  avait  à côté 
de  lui  un  long  carnet,  plié  en  deux,  dont  l'un  des  coins  se  relevait  et  ne 
laissait  voir  que  du  papier  blanc.  Bloch  priait  le  client  d'inscrire  sur  cette 
demi  feuille  son  nom  et  son  adresse.  Or,  ce  carnet  cachait  des  traites, 
dont  les  blancs  furent  remplis  plus  tard,  et  qui  furent  négociées  à l’Union 
vaudoise  du  Crédit;  ces  traites  étaient  escomptées  à trois  et  six  mois. 

Le  7 mai  1898,  neuf  des  acheteurs  de  marchandises  de  la  contrée  du 
Mouret  portèrent  une  plainte  pénale  contre  Bloch,  prétendant  qu'ils  avaient 
été  trompés  sur  l'échéance  du  paiement.  Le  30  du  même  mois,  l'avocat 
Cosandev  a porté  une  nouvelle  plainte  contre  Bloch,  au  nom  d’un  autre 
groupe  d'acheteurs,  et  il  a demandé  au  gouvernement  genevois  l'extraditon 
de  Bloch.  Ce  dernier  fut  arrêté  à Genève  le  13  juin  suivant,  sur  le  vu 
d'un  mandat  d'arrêt  décerné  contre  lui  par  le  juge  d'instruction  de  l'arron- 
dissement de  la  Sarine  pour  fraude,  abus  de  blanc-seing  et  escroquerie. 
Bloch  fut  toutefois  aussitôt  relAché,  sur  le  dépôt  d'un  cautionnement  de 
dix  mille  francs.  Il  déclara  ne  pas  consentir  à son  extradition.  D’autre 
part,  Bloch  était  cité  édictalement  à comparaître  devant  le  juge  d'instruc- 
tion à Fribourg. 

Par  office  du  26  juillet  1898,  la  direction  de  la  police  centrale  du 
canton  de  Fribourg  avisait  le  juge  d'instruction  que  le  gouvernement 
genevois  refusait  l'extradition  de  Bloch,  en  raison  de  sa  qualité  de  citoyen 
genevois,  s'engageant,  d'autre  part,  A le  déférer  aux  tribunaux  de  son 
canton  dès  que  le  dossier  lui  serait  transmis. 

Dans  l'intervalle,  un  arrangement  intervint  entre  les  plaignants  et  le 
prévenu;  les  dits  plaignants  se  déclaraient  satisfaits,  et  autorisèrent  l'avocat 
Cosandev  à retirer  la  plainte  qui  avait  été  portée  devant  le  Tribunal  de 
la  Sarine.  Ce  retrait  de  plainte  eut  effectivement  lieu  le  25  novembre  1898. 

Ce  nonobstant,  la  Chambre  d’accusation,  sous  date  du  1 1 février  1899. 
décida  d'ordonner  au  juge  d’instruction  de  suivre  contre  Bloch  pour  crime 
d'escroquerie. 

Le  25  février,  le  dit  juge,  attendu  que  le  sieur  Bloch,  cité  édictalement 
à l'audience  du  26  novembre  1898,  ne  s'était  pas  présenté,  a décidé  de 
transmettre  l'enquête  A la  Chambre  d'accusation. 

Par  nrrêt  du  1 1 mars  1899,  la  dite  Chambre  a renvoyé  Bloch  comme 
prévenu  d'escroquerie,  ce  en  vertu  des  art.  228  et  229  du  code  pénal,  devant 
le  Tribunal  criminel  de  la  Sarine. 
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Cest  contre  cet  arrêt  que  Bloch  a recouru  en  temps  utile  au  Tribunal 
fédéral,  concluant  à ce  qu'il  lui  plaise  l'annuler.  Le  recours  se  fonde,  en 
substance,  sur  les  considérations  ci-après  : 

Le  recourant  n’a  pas  reçu  l’avis  prévu  à l'art.  222  Cpp.  C'est  là  une 
violation  formelle  des  droits  de  la  défense,  et  une  infraction  aux  dispositions 
des  art.  7,  9 et  75  de  la  constitution  cantonale.  L’arrêt  de  la  Chambre 
d’accusation  implique  en  outre  une  violation  de  l’art.  lor,  alinéa  2,  de  la  loi 
fédérale  sur  l'extradition  de  malfaiteurs  et  d’accusés,  du  24  juillet  1852.  Après 
le  refus  de  l’autorité  genevoise  d'accorder  l’extradition  de  Bloch,  l'autorité 
fri  bourgeoise  devait  se  dessaisir.  C’est  en  vain  que  l’on  prétendrait  que 
l'art.  2 de  la  loi  fédérale  sur  l’extradition  ne  prévoit  pas  le  crime  ou  le 
délit  d’eseroquerie,  et  que  dès  lors  l'autorité  fribourgeoise  peut  suivre  aux 
opérations  judiciaires.  Il  est,  en  effet,  certain  que  le  législateur  fédéral  a 
compris  sous  le  nom  d'abus  de  confiance  et  de  fraude  toutes  les  manœuvres 
dolosives  et  frauduleuses.  Le  juge  fribourgeois,  qui  a demandé  l’extradition 
au  gouvernement  de  Genève,  a implicitement  reconnu  par  là  que  les  faits 
reprochés  à S.  Bloch  tombaient  sous  le  coup  de  l’art.  2 précité. 

Dans  sa  réponse,  le  procureur  général  conclut  à ce  qu'il  plaise  au 
Tribunal  fédéral  : 

1°  renvoyer  le  dossier  à la  Chambre  d'accusation,  pour  observation 
de  la  formalité  prévue  à l'art.  222  Cpp.,  et,  éventuellement,  rendre  un  nouvel 
arrêt; 

2°  ne  pas  entrer  en  matière  sur  le  second  moyen  jusqu’au  nouvel 
arrêt  de  la  Chambre  d'accusation,  tous  droits  du  prévenu  réservés. 

Statuant  sur  ces  faits  et  considérant  en  droit  : 

1°  Il  y a lieu  d’entrer  en  matière  sur  le  recours,  sans 
s’arrêter  à la  demande  de  renvoi  à la  Chambre  d’accusation  fribour- 
geoise,  pour  nouvel  arrêt.  Cette  autorité,  ainsi  que  le  ministère 
public  du  canton  de  Fribourg,  auraient  dû  agir  en  temps  utile, 
alors  surtout  qu’ils  étaient  nantis  d'une  plainte  du  recourant  rela- 
tive aux  griefs  qui  n’ont  point  été  précédemment  examinés. 

2°  Au  fond,  le  recours  se  justifie  au  double  point  de  vue 
auquel  il  se  place.. 

En  premier  lieu,  l’art.  222  Cpp.  fribourgeois  dispose  que  „chaque 
fois  que  les  pièces  d’une  affaire  sont  envoyées  à la  Chambre  d’accu- 
sation, le  juge  d’instruction  donne  immédiatement  connaissance  de 
cet  envoi  au  prévenu,  et  mention  est  faite  an  dossier  de  cette 
communication.  Le  prévenu  ou  son  défenseur  a le  bénéfice  de  pré- 
senter un  mémoire  A la  Chambre  d’accusation,  ce  dans  le  délai 
péremptoire  de  cinq  jours  dès  la  date  de  cette  communication. ‘‘ 

Or,  dans  l’espèce,  il  est  constant  que  cette  formalité  protec- 
trice des  droits  de  l'accusé  n’a  pas  été  observée,  et  qu’ainsi  les 
droits  de  la  défense  ont  subi  une  atteinte  constituant  un  déni  de 
justice.  Le  procureur  général  reconnaît  lui-même  l’existence  de  cette 
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grave  informalité,  et  il  déclare  expressément  dans  sa  réponse  que 
le  juge  d’instruction  a commis  d'évidentes  irrégularités,  attendu, 
d'une  part,  qu'il  aurait  dû,  après  l’arrêt  de  la  Chambre  d’accusa- 
tion lui  ordonnant  de  suivre  pour  escroquerie,  réouvrir  l’enquête 
et  assigner  le  prévenu,  au  lieu  de  se  borner  à constater  qu’il  n’a 
pas  répondu  A sa  citation  antérieure,  et,  d’autre  part,  qu'il  devait 
au  moins,  vu  l’absence  d'une  nouvelle  citation,  lui  donner,  par  voie 
édictale,  l’avis  prévu  A l’art.  222  plus  haut  reproduit. 

C’est  en  vain  que  le  procureur  général  estime  que  cette  for- 
malité n’était  pas  de  rigueur,  en  présence  des  dispositions  des 
art.  170  et  454  combinés  du  Cpp.  Ces  articles  ont  trait,  en  effet,  au  cas 
où  le  prévenu  n’a  pas  de  domicile  connu,  ce  qui  n’est  pas  le  cas 
en  ce  qui  touche  Bloch,  et,  tout  au  moins,  en  ce  qui  concerne 
l’art.  454,  relatif  à la  citation  d’office,  le  prévenu  aurait  dû  être 
cité  édictalement  A comparaître,  ce  qui  n’a  pas  eu  lieu.  En  l’absence 
de  cette  citation,  le  procureur  général  reconnaît  lui-même  que  l'avis 
prévu  A l’art.  222  était  de  rigueur,  et  que  l’omission  de  cette  for- 
malité constitue  une  atteinte  aux  droits  de  la  défense. 

En  second  lieu,  il  faut  admettre  également  que  l’arrêt  attaqué, 
renvoyant  le  recourant  devant  le  Tribunal  criminel  de  la  Sarine, 
constitue  une  violation  de  l’art.  l"r,  alinéa  2,  de  la  loi  fédérale  sur 
l’extradition,  du  24  juillet  1852. 

Il  n’est  pas  douteux  que  le  délit  d’escroquerie,  pour  lequel 
Bloch  est  poursuivi,  rentre  dans  la  notion  générale  d’abus  de  con- 
fiance et  do  fraude,  prévue  A l’art.  2 de  la  même  loi,  et  que  dès 
lors,  dès  le  moment  où  le  canton  de  Genève  avait  refusé  de  livrer 
son  ressortissant  Bloch  aux  autorités  fribourgeoises,  et  s’était  engagé 
A le  faire  juger  et  punir  A teneur  des  lois  genevoises,  le  for  fri- 
bourgeois  devenait  incompétent.  L’arrêt  de  la  Chambre  d’accusation 
dont  est  recours  ne  saurait  dès  lors  subsister. 

Par  ces  motifs, 

Le  Tribunal  fédéral  prononce  : 

Le  recours  est  admis,  et  l’arrêt  rendu  par  la  Chambre  d’accu- 
sation du  canton  de  Fribourg  le  11  mars  1851),  renvoyant  le  sieur 
Samuel  Bloch  devant  le  Tribunal  criminel  de  la  Sarine,  est  déclaré 
nul  et  de  nul  effet. 
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3.  Urteil  vom  5.  Juli  1899  in  Sachen  des  Regierungsrates  des  Kantons 
Bern  gegen  den  Regierungsrat  des  Kantons  Luzern. 

(Interkantonale*  Auslieferung*  recht.) 

A.  In  einer  Strafuntersuchung'  wegen  Verkauf  von  gefälschtem  Kirsch- 

wasser, respektive  wegen  Fälschung  von  solchem,  die  auf  Klage  der  bemi- 
schen  Direktion  des  Innern  vom  Gerichtspräsidenten  von  Thun  gegen  Fried. 
Santschi,  Wirt  in  G unten,  und  gegen  die  Firma  F.  Lüdi  & Cie.,  Apotheke 
und  Droguerie  in  Burgdorf,  eingeleitet  worden  war,  bezeichnete  Werner 
Lüdi,  Teilhaber  der  Firma  F.  Lüdi  & Cie.,  bei  seiner  Abhörung  den  Baptist 
Stalder,  Kirschwasserdestillateur  in  Yitznau,  als  den  Lieferanten  der  bean- 
standeten Ware.  Die  Untersuchungsakten  wurden  infolgedessen  dem  Statt- 
halteramt  Luzern  übermittelt,  « mit  dem  höflichen  Ersuchen  um  Einver- 
nahme des  Angeschuldigten  Herrn  B.  Stalder auf  welchen  gegen- 

wärtige Untersuchung  von  Amtes  wegen  ausgedehnt  wird».  Am  1.  März 
1898  wurde  Stalder  vom  Statthalteramt  Luzern,  nachdem  ihm,  wie  das 
Protokoll  sagt,  die  Untersuchungsakten  gegen  Santschi  und  Lüdi  & Cie. 
betreffend  Lebensmittelfäischung  eröffnet  worden  waren,  einvernommen; 
zum  Schlüsse  seiner  Abhörung  erklärte  derselbe  laut  Protokoll,  dass  er 
gegen  das  Prozessverfahren  keine  Einwendungen  erhebe.  Zur  Hauptver- 
handlung,  die  am  20.  April  1808  vor  dem  Gerichtspräsidenten  von  Thun 
stattfand,  wurde  B.  Stalder  gehörig  geladen.  Er  blieb  jedoch  aus.  Das 
Urteil  ging  dahin,  dass  Stalder  und  Werner  Lüdi  der  Widerhandluug 
gegen  § 12  II,  Art.  233,  Ziff.  1 und  2,  des  bemischen  Lebensmittelpolizei- 
gesetzes vom  6.  Februar  1888  und  des  § 17  der  Verordnung  vom  10.  März 
1800  schuldig  erklärt,  und  in  Anwendung  der  genannten  Gesetzesstelleu, 
sowie  der  Art.  308,  310  und  468  des  Strafverfahrens  korrektioneil  verurteilt 
wurden  : 1.  Baptist  Stalder  zu  3 Tagen  Gefangenschaft  und  Fr.  300  tield- 
busse,  sowie  zu  Bezahlung  von  */»  der  ergangenen  Kosten  des  Staates, 
bestimmt  auf  Fr.  28.00.  2.  Werner  Lüdi  zu  einer  Geldbusse  von  Fr.  200 
und  zu  Bezahlung  von  '/*  der  ergangenen  Staatskosten,  bestimmt  auf 
Fr.  14. 45.  Friedrich  Santschi  wurde  von  Schuld  und  Strafe  freigesprochen. 
Das  Urteil  wurde  dem  Stalder  in  gesetzlicher  Weise  eröffnet. 

B.  Mit  Zuschrift  vom  10.  Juni  1808  ersuchte  der  Regierungsrat  des 
Kantons  Bern  den  des  Kantons  Luzern  um  die  bundesgesetzliche  Aus- 
lieferung des  Baptist  Stalder,  d.  h.  darum,  dass  derselbe  verhaftet  und  dem 
Regierungsstatthalteramt  Thun  zugeführt,  oder  dass  die  Strafe  in  Luzern 
vollzogen  werde.  Stalder  protestierte  sowohl  gegen  die  Auslieferung  als 
gegen  die  Vollziehung  der  Strafe  in  Luzern.  Und  indem  der  Regierungs- 
rnt  von  Luzern  demjenigen  von  Bern  hiervon  Kenntnis  gab,  sprach  er 
seine  eigene  Ansicht  dahin  aus,  dass  das  Urteil  des  Gerichtspräsidenten 
von  Thun  für  Stalder  unverbindlich  sei,  fügte  jedoch  bei,  dass  er  bereit 
sei,  den  Stalder  wegen  des  Vergehens,  dessen  er  angeschuldigt  sei,  vor  die 
luzemischen  Gerichte  zu  verweisen  und  die  Sache  dort  beurteilen  zu  lassen. 
Hierauf  ging  der  Regierungsrat  des  Kantons  Bern  nicht  ein,  sondern 
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beharrti*  darauf,  das»  Stalder  nusgeliefert,  oder  dass  die  in  Bern  gegen  ihn 
verhüttete  Strafe  in  Luzern  vollzogen  werde.  Auf  der  andern  Seite  hielt 
auch  der  Regierungsrat  des  Kantons  Luzern  au  seinem  Standpunkte  fest. 

C.  Unter  Berufung  auf  Art.  175,  Zlff.  2,  des  Bundesgesetzes  über  die 
Organisation  der  Bundesrechtspflege  stellte  nunmehr  mit  Eingabe  vom 
16.  Mürz  1*39  der  Regierungsrat  des  Kantons  Bern  beim  Bundesgericht 
das  Begehren  : « Die  hohe  Regierung  des  Kantons  Luzern  sei  pflichtig  zu 
erklären,  entweder  den  Baptist  Stalder,  Landwirt,  von  und  in  Vitznau,  an 
den  Kanton  Bern  auszuliefern  zum  Zwecke  der  Vollziehung  des  Urteils 
des  korrekt ionellen  Richters  von  Thun  vom  20.  April  1898,  durch  welches 
Stalder  wegen  Widerhandlung  gegen  das  bernische  Lebensmittelpolizei- 
gesetz durch  Lieferung  von  gefälschtem  Kirschwasser,  beziehungsweise 
wegen  Betruges  korrektionell  zu  3 Tagen  Gefangenschaft,  Fr.  300  Geld- 
busse und  Fr.  28. 90  Kosten  verurteilt  worden  ist,  oder  aber  dieses  Urteil 
in  betreff  der  verhängten  Gefängnisstrafe  und  Geldbusse  selbst  vollziehen 
zu  lassen.»  Zur  Begründung  wird  ansgeführt:  Stalder  sei  deshalb  ver- 
urteilt worden,  weil  er  der  Firma  F.  Lüdi  & Cie.  in  Burgdorf  verfälschtes 
Kirschwasser  geliefert,  obschon  er  für  die  Reinheit  desselben  garantiert 
habe.  Die  Handlung  qualifiziere  sich  als  Betrug  im  gemeinrechtlichen 
Sinne  und  bilde  somit  ein  Vergehen,  wegen  dessen  nach  dem  Bundesgesetz 
über  die  Auslieferung  von  Verbrechern  und  Angeschuldigten  vom  24.  Juli 
1852,  Art.  1 und  2,  Abs.  6,  die  Auslieferung  von  Kanton  zu  Kanton  gestattet 
werden  müsse.  Diese  könne  nur  verweigert  werden,  wenn  sich  die  Regierung 
des  Kantons  Luzern  verpflichte,  die  über  den  Stalder  vom  bernischen  Richter 
verhängte  Strafe  selbst  vollziehen  zu  lassen.  Als  Thatort  des  Delikts  sei  der 
Kanton  Bern  zu  betrachten,  da  in  diesem  Kanton  das  Delikt  perfekt  gewor- 
den sei.  Stalder  sei  somit  mit  Bezug  auf  jene.  Handlung  der  Strafgerichts- 
barkeit des  Kantons  Bern  unterlegen.  Durch  seine  vor  dem  Statthalteramt 
Luzern  am  1.  März  1898  abgegebene  Erklärung  und  dadurch,  dass  er  gegen 
die  Vorladung  zur  Hauptverhandlung  nicht  protestierte  und  gegen  das 
Urteil  kein  Rechtsmittel  ergriff,  habe  er  sich  übrigens  der  bernischen 
Gerichtsbarkeit  freiwillig  unterworfen,  und  es  sei  deshalb  nicht  nötig  ge- 
wesen, vor  Anhebung  der  Strafuntersuchung  das  Auslieferungsverfahren 
durchzuführen. 

D.  Der  Regierunggrat  des  Kantons  Luzern  beantragt  in  seiner  Ant- 
wort Abweisung  des  Rekursbegehrens.  Er  bemerkt:  Wenn  das  Bundes- 
gesetz vom  24.  Juli  1852  massgebend  sei,  so  habe  der  Regierungsrat  von 
Luzern  seinen  Verpflichtungen  mit  der  Erklärung,  den  Fall  den  dortigen 
Gerichten  zur  Behandlung  zu  überweisen,  vollständig  Genüge  gethan. 
Auch  wenn  Stalder  der  bernischen  Gerichtsbarkeit  sich  unterzogen  hätte, 
so  würde  dies  hieran  nichts  ändern,  da  eine  Unterziehungserklärung  nur 
bewirken  würde,  dass  Stalder  gegen  seine  Auslieferung  keine  Einwen- 
dungen erheben  könnte,  falls  die  Regierung  dieselbe  bewilligen  wollte,  den 
Regierungsrat  aber  keineswegs  zur  Auslieferung  verpflichten.  Dazu  komme, 
dass  Lebensmittelfälschung  kein  Auslieferungsdelikt  sei,  das  Bundesgesetz 
von  1852  also  gar  nicht  zur  Anwendung  komme.  Der  Regierungsrat  von 
Luzern  legt  sich  dann  die  Frage  vor,  ob  das  Auslieferungsbegehren  auf 
die  zwischen  Bern  und  Luzern  seit  1865  bestehende  Übereinkunft  betref- 
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fend  die  gegenseitige  Stellung  der  Fehlbaren  in  korrektionellen  und  polizei- 
richterlichen Straffällen  gestützt  werden  könne,  und  verneint  auch  diese 
Frage,  da  die  Anwendbarkeit  der  Übereinkunft  u.  a.  voraussetze,  dass  das 
Vergehen  in  beiden  Kantonen  mit  Strafe  bedroht  sei,  was  mit  Bezug  auf 
die  in  Frage  stehende  Handlung  nicht  zutreffe,  da  die  luzernische  Gesetz- 
gebung nur  das  Feilbieteu,  nicht  aber  auch  den  Verkauf  gefälschter  Ware 
unter  Strafe  stelle. 

E.  In  einer  längern  Rechtsschrift  widersetzt  sich  auch  B.  Stalder, 
vertreten  durch  Dr.  Gelpke  in  Luzern,  dem  Begehren  des  Regierungsrats 
des  Kantons  Bern. 

F.  Der  weitere  Schriftenwechsel  förderte  keine  neuen  Momente  zu 
Tage. 

Das  Bundesgericht  sieht  in  Erwägung: 

1.  Der  Regierungsrat  des  Kantons  Bern  stützt  sein  Begehren 
ausschliesslich  auf  das  Bundesgesetz  über  die  Auslieferung  von  Ver- 
brechern und  Angeschuldigten  vom  24.  Juli  1852,  indem  er  geltend 
macht,  dass  hiernach  für  den  Kanton  Luzern  die  bundesrechtliche 
Verpflichtung  bestehe,  das  Strafurteil,  das  im  Kanton  Bern  gegen 
den  im  Kanton  Luzern  heimatberechtigten  und  dort  niedergelassenen 
Baptist  Stalder  ausgefällt  wurde,  in  der  Weise  anzuerkeunen,  dass 
entweder  Stalder  den  heimischen  Behörden  ausgeliefert,  oder  dass 
die  Strafe  im  Kanton  Luzern  vollzogen  werde.  Der  Regierungsrat 
des  Kantons  Luzern  bestreitet,  dass  eine  solche  Verpflichtung  für 
ihn  im  genannten  Bundesgesetze,  begründet  sei.  Es  liegt  somit  ein 
Anstand  über  die  staatsrechtlichen  Beziehungen  der  Kantone  Bern 
und  Luzern  auf  dem  Gebiete  der  interkantonalen  Rechtshülfe  in 
Strafsachen  vor,  zu  dessen  Beurteilung  das  Bundesgericht  nach 
Art.  175,  Ziff.  2,  des  Organisationsgesetzes  kompetent  ist  (s.  den 
Entsch.  in  Sachen  Bern  c.  Baselland,  vom  20.  Juni  1895,  E.  1). 

2.  Gerade  weil  es  sich  um  eine  staatsrechtliche  Streitigkeit 
zwischen  zwei  Kantonen  über  die  Grenzen  ihrer  Justizhoheit  in 
Strafsachen,  beziehungsweise  über  die  Verpflichtungen  handelt,  die 
auf  diesem  Gebiete  von  Bundes  wegen  den  Kantonen  auferlegt  sind, 
ist  die  Frage,  ob  Baptist  Stalder  sich  persönlich  der  Strafgerichts- 
barkeit des  Kantons  Bern  unterworfen  habe,  nicht  entscheidend. 
Wie  der  Regierungsrat  des  Kantons  Luzern  richtig  bemerkt,  würde 
eine  solche  Umerziehung  nur  bewirken,  dass  Stalder  persönlich 
keine  Einwendungen  gegen  eine  nachgesuchte  und  behördlich 
bewilligte  Auslieferung  mehr  erheben  könnte,  bindet  aber  die 
Regierung  in  keiner  Weise,  wenn  sie  dafür  hält,  dass  die  Aus- 
lioferungspfticht  für  sie  nicht  bestehe.  Es  muss  der  Regierung  eines 
Kantons  zustehen,  ihre  staatsrechtliche  Stellung  und  die  hoheitlichen 
Rechte,  die  hier  in  Frage  kommen,  zu  wahren,  ohne  Rücksicht  auf 
das  Verhalten  des  in  der  Sache  zunächst  beteiligten  Bürgers,  dessen 
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Interessen  sich  nicht  immer  und  notwendigerweise  mit  denjenigen 
des  Staates  decken.  Wenn  daher  auch  Baptist  Stalder  sich  der 
heimischen  Strafgerichtsbarkeit  unterzogen  haben  sollte,  was  übrigens 
kaum  angenommen  werden  könnte,  so  kommt  das  für  die  streitige 
Frage,  ob  der  Regierungsrat  des  Kantons  Luzern  verpflichtet  sei, 
dem  Begehren  demjenigen  von  Bern  Folge  zu  geben,  nicht  in  Be- 
tracht. 

3.  Dieses  Begehren  ist  nun  im  Bundesgesetze  vom  24.  Juli 
1852  nicht  begründet.  Zwar  ist  es  nicht  richtig,  dass  man  es  über- 
haupt nicht  mit  einem  sogenannten  Äuslieferungsdelikt  zu  thun  habe. 
Stalder  wurde  verfolgt  und  bestraft,  weil  er  ein  Genussmittel  als 
echt  verkauft,  von  dem  er  gewusst  habe,  dass  es  gefälscht  sei.  Es 
kann  nun  nicht  bestritten  werden,  dass  dieser  Thatbestand  die 
objektiven  und  subjektiven  Merkmale  des  Betrugs  im  Sinne  des 
gemeinen  Strafrechts  aufweist  und  demnach  unter  die  sogenannten 
Auslieferungsdelikte  füllt,  wie  sie  in  Art.  2 des  mehrerwähnten 
Bundesgesetzes  aufgezählt  sind.  Dass  der  bemische  Gesetzgeber 
die  Lebensmittelfälschung  und  den  Handel  mit  gefälschten  Nahrungs- 
und  Genussmitteln  einer  besonderen  strafrechtlichen  Normierung 
unterworfen  und  für  die  daherigen  Delikte  besondere  Bezeichnungen 
eingeführt  hat,  ändert  hieran  ebensowenig,  wie  der  Umstand,  dass 
die  luzernische  Strafgesetzgebung  in  der  strafrechtlichen  Ahndung 
von  Lebensmittelfälschungen  u.  dgl.  nicht  so  weit  zu  gehen  scheint, 
wie  die  des  Kantons  Bern.  Das  Delikt  ist  ferner  auch,  wie  das 
Bundesgericht  schon  mehrfach  in  ähnlichen  Fällen  ausgeführt  hat, 
als  im  Kanton  Bern  begangen  anzusehen  und  unterlag  somit  der 
strafrechtlichen  Beurteilung  durch  die  dortigen  Behörden  (vgl.  z.  B. 
Amtl.  SIg.,  Bd.  XIII,  S.  376,  XVI,  S.  488,  und  das  erwähnte  Urteil 
in  Sachen  Bern  c.  Baselland  vom  20.  Juni  18!»5,  E.  2).  Dagegen 
ist  die  Anschauung  des  Regierungsrats  des  Kantons  Bern,  dass 
Luzern  nur  noch  das  Recht  habe,  den  Stalder  auszuliefern  oder  die 
ausgesprochene  Strafe  zu  vollziehen,  unrichtig.  Nach  Art.  1 des 
Anslieferungsgesetzes  kann  der  requirierte  Kanton  die  Auslieferung 
verweigern,  wenn  er  sich  verpflichtet,  den  Auszuliefernden  nach 
seinen  eigenen  Gesetzen  zu  beurteilen  und  zu  bestrafen.  Es  könnte 
eingewendet  werden,  dass  diese  Erklärung  nicht  mehr  abgegeben 
werden  kann,  wenn  im  requirierenden  Kanton  das  Verfahren  durch- 
geführt und  das  Urteil  bereits  ergangen  ist.  Allein  dadurch,  dass 
ein  Kanton  seine  Strafgerichtsbarkeit  auf  jemand  ausdehnt,  der  sich 
unter  der  territorialen  Hoheit  eines  andern  Kantons  befindet,  ohne 
letztem  zuvor  zu  hegriissen,  kann  er  diesen  nicht  des  Rechts  be- 
rauben, die  Verfolgung  und  Bestrafung  seiner  Angehörigen  nach 
seinem  Recht  zu  übernehmen,  und  es  kann  dadurch  nicht  bewirkt 
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werden,  dass  der  requirierte  Kanton  nur  noch  zwischen  Auslieferung 
und  Vollziehung  des  auswärtigen  Urteils  zu  wählen  hat.  Vielmehr 
kann  er  sich  der  Pflicht  zur  Auslieferung  auch  jetzt  noch  dadurch 
entschlagen,  dass  er  sich  verpflichtet,  den  Betreffenden  nach  seinen 
Gesetzen  zu  beurteilen  und  zu  bestrafen.  Eine  solche  Erklärung 
ist  von  der  Regierung  des  Kantons  Luzern  im  vorliegenden  Falle 
abgegeben  worden.  Damit  hat  sie  den  ihr  nach  dem  Bundesgesetz 
vom  24.  Juli  1852  obliegenden  Verpflichtungen  gegenüber  dem 
Kanton  Bern  ein  Genüge  geleistet,  und  es  ist  deshalb  das  Begehren 
des  Regierungsrates  des  Kantons  Bern  abzuweisen.  Da  sich  letzterer 
auf  die  Übereinkunft  vom  Jahre  1865  nicht  stützt,  ist  auf  die  Frage, 
ob  danach  der  Rekursantrag  begründet  wäre,  nicht  einzutreten. 

4.  Die  Erklärung  des  Regierungsrats  des  Kantons  Luzern,  dass 
er  den  B.  Stalder  vor  die  dortigen  Gerichte  verweisen  wird,  hat 
zur  notwendigen  Folge,  dass  das  im  Kanton  Bern  gegen  denselben 
durchgefühlte  Strafverfahren  aufgehoben  werden  muss.  Der  Kanton 
Luzern  hat  nach  Bundesrecht  die  Priorität  der  Strafverfolgung  des 
Stalder.  Wenn  er  von  diesem  Rechte  Gebrauch  macht,  so  kann 
ein  im  Kanton  Bern  wegen  des  gleichen  Delikts  gegen  denselben 
durchgeführtes  Verfahren  nicht  aufrecht  erhalten  werden. 

Demnach  hat  das  Bnndesgericht  erkannt: 

1.  Der  Regierungsrat  des  Kantons  Bern  wird  mit  dem  Rechts- 
begehren seiner  Klage  gegenüber  dem  Regierungsrat  des  Kantons 
Luzern  abgewiesen. 

2.  Dagegen  wird  der  Regierungsrat  des  Kantons  Luzern  bei 
der  Erklärung  behaftet,  dass  er  den  Baptist  Stalder  wegen  des  ihm 
zur  Last  gelegten  Vergehens  vor  die  luzernisehen  Gerichte  ver- 
weisen und  die  Sache  dort  beurteilen  lassen  wolle.  Infolgedessen 
wird  das  gegen  Baptist  Stalder  im  Kanton  Bern  durchgeführte,  mit 
dem  Urteil  des  korrektionellen  Richters  von  Thun  vom  20.  April 
1898  abschliessende  Strafverfahren  aufgehoben. 


Urteile  des  eidgenössischen  Kassationshofes. 

1.  Urteil  vom  20.  Juli  1899  in  Sachen  Benziger  & Cie.  gegen 
Heinrich  Schlumpf. 

A.  Durch  Urteil  vom  4.  Mai  1899  hat  die  Appellationskammer  des 
Obcrgerichfes  des  Kantons  Zürich  erkannt: 

1.  Der  Angeklagte  Schlumpf  ist  eines  Vergehens  nicht  schuldig  und 
wird  daher  freigesprochen. 
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2.  Dip  Kosten  des  erstinstanzlichen  Verfahrens  werden  auf  die  Gerichts- 
kasse genommen,  diejenigen  der  zweiten  Instanz  (ohne  Staatsgebtihr) 
werden  der  Appeliautin  Überbunden. 

3.  Die  Appellantin  hat  den  Angeklagten  für  Umtriebe  in  zweiter  Instanz 
mit  Fr.  30  zu  entschädigen. 

B.  Gegen  dieses  Urteil  hat  die  Privatstrafklägerin  rechtzeitig  und  in 
richtiger  Form  die  Kassationsbescli werde,  im  Sinne  der  Art.  IGO  ff.  Org.-Ges., 
au  den  Kassationshof  des  Bundesgerichts  ergriffen,  unter  Wiederaufnahme 
aller  vor  zweiter  Instanz  gestellten  Anträge  : Schuldigerklärung  des  Ange- 
klagten wegen  Verletzung  des  Urheberrechts,  angemessene  Bestrafung. 
Verurteilung  zu  den  Kosten,  zu  einer  Prozessentschädigung  und  grund- 
sätzlich zu  Schadenersatz,  unter  Verweisung  der  übrigen  Civilansprüche 
auf  den  Civilwcg;  Konfiskation  der  nachgebildeten  Produkte  und  der  zu 
deren  Herstellung  notwendig  gewesenen  Hülfsmittcl. 

C.  Der  Vertreter  des  Angeklagten  trägt  auf  Abweisung  der  Kassations- 
besehwerde  unter  Kosten-  und  Entschädigungsfolge  an. 

Der  Kassationshof  zieht  in  Erwägung: 

1.  Am  12.  Januar  1899  erhob  die  Bezirksanwaltschaft  Winter- 
thur beim  Bezirksgericht  daselbst  gegen  Heinrich  Schlumpf,  Lithograph 
und  Verleger  in  Winterthur,  nach  durchgeführter  Untersuchung, 
auf  Klage  der  Verlagsanstalt  Benziger  & Cie.  in  Einsiedeln  hin 
folgende  Anklage:  „I.  Der  Kunstmaler  Dr.  Ernst  Stückelberg  in 
Basel  hat  im  Jahre  1882/83  im  Aufträge  des  Schweiz.  Kunstvereins 
die  auf  dem  Gebiete  des  Kantons  Uri  gelegene  und  diesem  als 
Eigentum  zugehörende  Tellskapelle  mit  vier  al  fresco  gemalten 
Historienbildern,  nämlich:  1.  Teils  Sprung;  2.  Gesslers  Tod  (Xr.  1 
und  2 auf  der  Rückwand  der  Kapelle)  ; 3.  Schwur  im  Rütli  ; 4.  Teils 
Apfelschuss  (Nr.  3 und  4 auf  den  beiden  Seitenwänden),  ausge- 
schmückt und  das  Autorrecht  mit  Bezug  auf  diese  Gemälde  durch 
Vertrag  vom  2B./29.  Januar  1883  (Act.  Nr.  3i  an  die  Firma  Benziger 
& Cie.  in  Einsiedeln  übertragen.  Die  Kapelle  ist  auf  drei  Seiten 
(Rückseite  und  beide  Seitenwände)  gänzlich  abgeschlossen  und  auf 
der  Vorderseite  durch  ein  vom  Boden  bis  zum  Dache  reichendes 
starkes  Eisengitter,  das  in  der  Mitte  halbkreisförmig  einspringt,  um 
das  Beschauen  der  Seitengemälde  zu  erleichtern,  verschlossen.  Das 
Innere  der  Teilskapelle,  wo  die  Fresken  angebracht  sind,  ist  daher 
nicht  als  ein  „öffentlicher  Platz“,  im  Sinne  von  Art.  11,  Ziff.  7,  «les 
Bundesgesetzes  betreffend  das  Urheberrecht  an  Werken  der  Litte- 
ratur  und  Kunst  vom  23.  April  1883,  zu  betrachten.  Die  Firma 
Benziger  & Cie.  in  Einsiedeln  Hess  im  Jahre  1882  zunächst 
Photographien  der  vier  Fresken  anfertigen  und  hierauf,  vermutlich 
unter  Benutzung  dieser  Photographien,  für  die  Konturen  von  allen 
vier  Fresken  Aquarellbilder  erstellen,  die  einen  selbständigen  Kunst- 


Digitized  by  Google 


Entscheidungen  in  Strafsachen. 


67 


wert  besitzen.  Von  diesen  Aquarellen  Hess  die  Finna  alsdann  Lieht- 
druckbilder  machen,  die  nicht  im  Sinne  des  Art.  9,  litt,  a,  des 
citierten  Gesetzes  einregistriert  sind,  wohl  aber  den  Vormerk  tragen  : 
„Déposé“,  nach  den  Originalgemälden  von  Dr.  Ernst  Stückelberg 
(vgl.  Act.  Nr.  6).  II.  Der  Angeklagte  Heinrich  Schlumpf  hat  nun 
im  Laufe  des  Frühjahrs  1898  die  vier  Fresken,  unter  Benutzung 
der  oben  erwähnten  Lichtdruckbilder  der  Firma  Benziger  & Cie., 
in  Form  von  kolorierten  Ansichtspostkarten,  nachgebildet.  Die  Licht- 
drucke lieferten  ihm  dafür  in  der  Hauptsache  die  Zeichnung  (Kon- 
turen), jedoch  wurde  letztere  teilweise  vom  Angeklagten,  vermutlich 
an  Ort  und  Stelle,  bei  der  Tellskapelle,  noch  ergänzt  und  korrigiert; 
für  die  den  Fresken  nachgebildete  Farbenausschmückung  der  An- 
sichtspostkarten jedoch  sind  die  Aquarelle,  resp.  die  Lichtdrucke 
nicht  benutzt  worden.  Von  diesen  illustrierten  Ansichtspostkarten 
hat  der  Angeklagte  auf  dem  Wege  der  lithographischen  Verviel- 
fältigung cirka  70,000  bis  80,000  Stück  hergestellt  und  davon 
cirka  40,000  bis  50,000  Stück  im  Laufe  des  Vorsommers  in  den 
Handel  gebracht  und  z.  B.  in  Zürich,  Winterthur,  St.  Gallen,  Luzern 
für  15  Kp.  per  Stück  verkaufen  lassen.  III.  Durch  die  unter  Ziff.  H 
erwähnten  Handlungen  hat  sich  der  Angeklagte  einer  Verletzung 
des  Urheberrechts  der  Firma  Benziger  & Cie.,  sowohl  mit  Bezug 
auf  die  Freskogemälde  selbst,  als  auch  mit  Bezug  auf  die  einen 
selbständigen  Kunstwert  besitzenden  Aquarellbilder,  im  Sinne  der 
Art.  1 und  13  des  Bundesgesetzes  vom  23.  April  1883  betreffend 
das  Urheberrecht  an  Werken  der  Littoratur  und  Kunst,  schuldig 
gemacht.“  Die  Privatstrafklägerin,  Verlagsanstalt  Benziger  & Cie., 
stellte  vor  Bezirksgericht  Winterthur  die  aus  Fact.  B ersichtlichen 
Anträge,  wobei  sie  als  Schadensersatz  beanspruchte  : Herausgabe 
der  Bereicherung  von  Fr.  3750,  eventuell  Fr.  2500,  sowie  für  Minder- 
wert des  Autorrechtes  Fr.  5000.  Der  Angeklagte  gab  in  thatsäch- 
licher  Beziehung  den  Thatbestand  der  Anklage  zu,  trug  jedoch  auf 
Freisprechung  an,  indem  er  den  Standpunkt  einnahm,  die  fraglichen 
Fresken  befinden  sich  auf  einem  öffentlichen  Platze  und  seien  daher 
gemäss  Art.  4,  Ziff.  7,  Urheberrechtsgesetz  nicht  geschützt,  und  auch 
wegen  der  Nachbildung  der  Aquarelle  könne  er  nicht  strafrechtlich 
verfolgt  werden.  Beide  kantonalen  Instanzen  schützten  seinen  Stand- 
punkt, die  genannten  Fresken  seien  als  auf  einem  öffentlichen  Platze 
befindlich  anzusehen,  und  dass  auch  keine  widerrechtliche  Nach- 
ahmung der  Lichtdruckbilder  vorliege  ; über  letzteren  Punkt  führte 
die  zweite  Instanz  aus,  der  Angeklagte  habe  von  diesen  Bildern 
gar  keino  Kenntnis  gehabt,  und  die  nach  denselben  angefertigten 
Photographien  der  Privatklägerin  (welche  der  Angeklagte  einzig 
benutzt  habe)  seien  eines  Urheberschutzes,  mangels  Eintragung  in 
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das  in  Art.  9 Bundesgesetz  betreffend  Urheberrecht  genannte  Re- 
gister des  Schweiz.  Handelsdepartements,  nicht  teilhaftig  geworden. 

2.  Was  vorerst  die  Aktivlegitimation  der  Kassationsklägerin 
betrifft,  so  ist  es  nicht  ganz  genau,  wenn  in  der  Anklageschrift 
gesagt  wird,  Stückei berg  habe  der  Firma  Benziger  & Cie.  in  Ein- 
siedeln  ein  Urheberrecht  übertragen  : die  Übertragung  geschah  viel- 
mehr an  die  Kommanditgesellschaft  Gebrüder  Karl  und  Niklaus 
Benziger.  Indessen  geht  aus  dem  Schweiz.  Handelsregister  hervor, 
dass  die  heutige  Kassationsklägerin  die  Rechtsnachfolgerin  jener 
Kommanditgesellschaft  ist.  Die  Aktivlegitimation  der  Klägerin,  die 
übrigens  nicht  bestritten  worden  ist,  steht  daher  ausser  Zweifel  ; 
sie  ist  Rechtsnachfolger  des  Urhebers  im  Sinne  des  Art.  1,  Abs.  2, 
Urheberrechtsgesetz. 

3.  Der  erste  Kassationsgrund,  der  von  der  Kassationsklägerin 
geltend  gemacht  wird,  besteht  darin  : Stückelberg  habe  ihr  das 
Urheberrecht,  unter  der  Herrschaft  des  Konkordates  von  1856, 
übertragen  ; dieses  Konkordat  habe  die  Beschränkung  der  Urheber- 
rechte, die  Art.  11,  Ziff.  7,  des  Bundesgesetzes  aufstelle,  nicht  ge- 
kannt; und  nun  sei  der  Schutz  dieses  Rechtes  auch  heute  noch 
derjenige  des  Konkordates,  nicht  der  geringere  des  Gesetzes.  So- 
weit mit  diesem  Kassationsgrunde  eine  Verletzung  des  genannten 
Konkordates  gerügt  würde,  wäre  der  Kassationshof  zur  Überprüfung 
wohl  nicht  kompetent,  da  sowohl  Art.  160  als  145,  Ziff.  1,  litt,  d, 
Org.-Ges.,  von  Bundesgesetzen  oder  eidgenössischen  Oesetzen  sprechen, 
ebenso  Art.  163  eod.  von  Verletzung  einer  eidgenössischen  Rechts- 
vorschrift, womit  allein  die  Kassationsbeschwerde  begründet  werden 
kann  und  nun  ein  Konkordat  nicht  ein  eidgenössisches  Gesetz  ist; 
ein  Konkordat  ist  nicht,  ein  Ausfluss  der  eidgenössischen  Gesetz- 
gebung, sondern  beruht  auf  der  kantonalen  Gesetzgebungsgewalt; 
es  wird  durch  dasselbe  aus  kantonalen  Rechtsquellen  übereinstim- 
mendes kantonales  Recht  geschaffen,  und  die  in  Art.  7,  Abs.  2,  85, 
Ziff.  5,  102,  Ziff.  2,  B.-V.,  vorgesehene  Genehmigung  des  Bundes 
hat  nur  den  Zweck,  zu  prüfen,  ob  die  Konkordate  etwas  dem 
Bunde  oder  den  Rechten  anderer  Kantone  Zuwiderlaufendes  ent- 
halten, und  wird  vorgenoinmen  lediglich  in  Ausübung  der  Aufsichts- 
gewalt , nicht  derjenigen  der  Gesetzgebungsgewalt  des  Bundes. 
Allein  mit  jenem  Kassationsgrunde  rügt  die  Kassationsklägerin  auch 
eine  unrichtige  Auslegung  des  Bundesgesetzes  über  Urheberrecht, 
sie  macht  also  auch  die  Verletzung  einer  eidgenössischen  Rechts- 
vorschrift geltend,  und  dieser  Kassationsgrund  ist  vom  Kassations- 
hofe  zu  prüfen.  Derselbe  muss  als  unstichhaltig  bezeichnet  werden. 
Allerdings  könnte  aus  Art.  21  B.-G.  noch  kein  Schluss  darauf  ge- 
zogen werden,  dass  nach  dem  Konkordat  bestandene  Urheberrechte 
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sich  nunmehr  nach  dem  Bundesgesetz  richten  sollen.  In  Art.  19  eod. 
ist  dies  jedoch  ausdrücklich  ausgesprochen  ; hier  ist  bestimmt,  dass 
das  Bundosgesetz  Anwendung  findet  auf  alle  vor  dessen  Inkraft- 
treten erschienenen  Schriften,  Kunstwerke  u.  s.  w.,  selbst  dann, 
wenn  dieselben  nach  dem  bisherigen  kantonalen  Rechte  keinen 
Schutz  genossen  hatten.  Der  Zweck  dieser  Bestimmung  ist  klar: 
es  sollte  dadurch  mit  einem  Schlage  ein  einheitlicher  Rechtszustand 
für  das  ganze  Gebiet  der  Eidgenossenschaft  in  dieser  Materie  ge- 
schaffen werden;  eine  andere  Regelung  hätte  wohl  einen  unerträg- 
lichen Rechtswirrwarr  hervorgerufen.  Die  Folge  war,  dass  bisher 
ungeschützte  Werke  geschützt  werden;  umgekehrt  aber  auch,  dass 
in  einigen  wenigen  Punkten,  wie  in  dem  in  Frage  stehenden,  der 
Schutz  ein  beschränkterer  wurde.  Das  Bundesgesetz  findet  daher 
auf  die  fraglichen  Fresken  Anwendung. 

4.  Was  die  Nachahmung  der  Aquarelle  (den  zweiten  Punkt 
der  Anklage)  betrifft,  so  stellen  sich  dieselben  ohne  Zweifel  als 
Kunstwerke  im  Sinne  des  Gesetzes  dar,  so  dass  deren  direkte 
Nachbildung  unerlaubt  wäre.  Allein  die  kantonalen  Instanzen  stellen 
in  für  den  Kassationshof  verbindlicher  Weise  fest,  dass  diese  Aqua- 
relle stetsfort  im  Besitze  der  Kassationsklägerin  geblieben  sind  und 
der  Kassationsbeklagte  von  ihnen  keine  Kenntnis  hatte  ; unter  diesen 
Umständen  aber  kann  von  einer  strafbaren  Verletzung  des  Urheber- 
rechts der  Kassationsklägerin  an  denselben  keine  Rede  sein.  Und 
was  die  Nachbildung  der  Photographien  betrifft,  so  sind  diese  als 
nicht  geschützt  anzusehen,  da  die  Kassationsklägerin  die  in  Art.  9 
Bundesgesetz  vorgeschriebenen  Formalitäten,  unter  denen  Erzeug- 
nisse der  Photographie  einzig  geschützt  sind,  nicht  erfüllt  hat. 

5.  Betreffend  den  ersten  Anklagepunkt  : die  Nachbildung  der 
Fresken  selbst,  greift  die  Kassationsklägerin  das  Urteil  der  Appel- 
lationskammer nach  zwei  Richtungen  an:  Sie  behauptet  zunächst, 
gesetzt,  es  handle  sich  um  auf  einem  öffentlichen  Platze  befindliche 
Kunstwerke,  so  sei  die  Nachbildung  unerlaubt,  weil  sie  in  der 
Kunstfonn  der  Originale  erfolgt  sei  ; und  weiterhin  vertritt  sie  den 
Standpunkt,  es  könne  hier  nicht  von  Kunstwerken,  die  sich  auf 
einem  öffentlichen  Platze  befinden,  gesprochen  werden.  Jene  erste 
Einwendung  geht  durchaus  fehl.  Allerdings  herrscht  in  der  deutschen 
Doktrin  und  Praxis  (die  auch  für  das  Bundesgesetz  berücksichtigt 
werden  kann,  da  Art.  11,  Ziff.  7 eod.,  mit  einer  einzigen,  später 
zu  erwähnenden  Ausnahme  dem  § 6,  Ziff.  3,  des  deutschen  Reichs- 
gesetzes betreffend  das  Urheberrecht  an  Werken  der  bildenden 
Künste  vom  9.  Januar  1870  entnommen  ist)  keine  Einigkeit  darüber, 
was  unter  Nachbildung  „in  derselben  Kunstform“  zu  verstellen  sei 
(vgl.  hierüber:  Rutsch,  d.  R.-Ger.  in  Strafsachen  XVIII,  S.  30  ff., 
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Stenylein,  Komm,  [„die  strafrechtlichen  Nebengesetze“],  8.  52):  allein 
es  ist  doch  allgemein  angenommen,  dass  Fresken,  die  sich  auf  oder 
an  einem  öffentlichen  Platze  befinden,  erlaubterweise  auf  dem  Wege 
der  Photographie  oder  Lithographie  nachgebildet  werden  dürfen, 
und  diese  allgemein  herrschende  Ansicht  ist  gewiss  auch  für  das 
Bundesgesetz  als  die  richtige  zu  bezeichnen  (s.  auch  Orelli,  Komm., 
S.  89). 

6.  Der  zweite  Standpunkt  der  Kassationsklügerin  ruft  der 
Interpretation  der  in  Art.  11,  Ziff.  7.  B.-G.,  getroffenen  Bestimmung, 
wonach  eine  Verletzung  des  Urheberrechts  nicht  begangen  wird 
„durch  die  Nachbildung  von  Kunstgegenständen,  welche  sich  blei- 
bend auf  Strassen  oder  öffentlichen  Plötzen  befinden“.  Vorab  ist 
hier  zu  bemerken,  dass  diese  Bestimmung  dem  Wortlaute  nach  in 
sofern  von  ihrem  Vorbild,  dem  oben  erwähnten  Reichsgesetze,  ab- 
weicht, als  dieses  von  Werken  der  bildenden  Künste  spricht,  „welche 
auf  oder  an  Strassen  oder  öffentlichen  Plätzen  bleibend  sich  be- 
finden“. Dieser  Abweichung  vom  Wortlaute  kann  jedoch  eine  ent- 
scheidende Bedeutung  nicht  beigemessen  werden,  wenn  der  Sinn 
und  Geist  der  Gesetzesbestimmung  die  Anwendung  derselben  auf 
Kunstwerke,  die  sich  an  Strassen  oder  öffentlichen  Plätzen  bleibend 
befinden,  ebenso  verlangt  wie  für  diejenigen  auf  Strassen  etc.,  mit 
andern  Worten,  wenn  die  Voraussetzungen,  die  zur  Schutzlosigkeit 
dieser  geführt  haben,  auch  für  jene  zutreffen.  Denn  jene  Abweichung 
war,  wie  aus  der  Entstehungsgeschichte  des  Gesetzes  und  insbe- 
sondere aus  dem  Umstande,  dass  der  Bundesrat  in  seiner  Botschaft 
auf  die  Divergenz  in  keiner  Weise  aufmerksam  machte,  hervorgeht, 
keine  gewollte  ; sie  erklärt  sich  vielmehr  ungezwungen  aus  dem 
Umstande,  dass  der  französische  Text  des  Gesetzes  als  der  ur- 
sprüngliche anzusehen  ist,  und  nun  die  Übertragung  der  im  deutschen 
Gesetze  verwendeten  Ausdrücke  für  den  französischen  Sprach- 
gebrauch Schwierigkeiten  bot.  Die  Gründe  der  Schutzlosigkeit  nun 
aber  treffen  bei  den  an  Strassen  etc.  befindlichen  Kunstwerken  ganz 
in  gleicher  Weise  zu,  wie  bei  den  darauf  befindlichen.  Der  Grund- 
gedanke jener  Gesetzesbestimmung  ist  der,  dass  Kunstwerke,  die 
durch  die  Art  ihrer  Aufstellung  oder  Anbringung  zu  einem  inte- 
grierenden Bestandteil  eines  Städte-  oder  Landschaftbildes  werden 
und  von  jedermann  ohne  weiteres  auf  einem  öffentlichen  Platz  oder 
einer  Strasse  besichtigt  werden  können,  Gemeingut  geworden  sind, 
ln  casu  nun  fragt  es  sich,  ob  Fresken,  die  sich  in  einer  bedeckten, 
an  einen  öffentlichen  Platz  grenzenden  Halle  in  der  Weise  befinden, 
dass  sie  von  diesem  Platze  aus  gesehen  werden  können,  zu  der 
in  Art.  11,  Ziff.  7,  vorgesehenen  Kategorie  gehören.  Diese  Frage 
ist  zu  bejahen  ; derartige  Kunstwerke  sind  als  an  einem  öffentlichen 


Digitized  by  Google 


Entscheidungen  in  Strafsachen. 


71 


Platze  befindlich  anzusehen  ; das  Gitter,  mittelst  dessen  sie  in  con- 
creto abgesperrt  sind,  soll  lediglich  zum  Schutze  derselben  gegen 
Beschädigung  u.  s.  w.  dienen,  nicht  aber  soll  durch  dasselbe  die 
Möglichkeit  der  Besichtigung  vom  freien  Platz  aus  behindert  werden  ; 
durch  diese  Absperrung  wird  der  Gemeingebrauch  der  Fresken  in 
keiner  Weise  ausgeschlossen.  Nach  ihrer  Bestimmung  sollen  die 
Fresken  dem  Schweizervolke  geweiht  sein,  sie  sind  also  recht  ei- 
gentlich zum  Gemeingute  bestimmt;  und  da  nun  ihre  Anbringung 
eine  derartige  ist,  dass  sie  ohne  weiteres  von  einem  öffentlichen 
Platze  aus  gesehen  werden  können,  trifft  die  Bestimmung  der  Ziff'.  7 
des  Art.  11  Urheberreehtsgesetz  auf  sie  zu. 

Demnach  hat  der  Kassationshof  erkannt: 

Die  Kassationsbeschwerde  wird  als  unbegründet  abgewiesen. 


2.  Urteil  vom  8.  Juni  in  Sachen  Kasseler  Haferkakao-Fabrik  Hausen  & Cie. 
gegen  Karl  Müller  und  Karl  Georg  Bernhard. 

A.  Mit  Eingabe  vom  20.  Juni  1898  erhob  die  Kasseler  Hafer- Kakao- 
Fabrik  Hausen  & Cie.  in  Kassel  bei  der  Staatsanwaltschaft  des  Kantons 
Baselstadt  Strafantrag  gegen  Karl  Müller  und  Karl  Georg  Bernhard,  In- 
haber der  Firma  Müller  & Bernhard  in  Chur,  beide  wohnhaft  in  Chur, 
wegen  Übertretung  des  eidg.  Markenschutzgesetzes,  indem  sie  im  wesent- 
lichen vorbrachte:  Sie  habe  am  -1.  Juni  1890  beim  deutschen  Patentamt 
eine  Handelsmarke  für  Kakao  und  Kakaopräparate  eintragen  lassen,  die 
am  26.  Juni  gl.  Jahre»  auch  beim  eidg.  Amt  für  geistiges  Eigentum  hinter- 
legt worden  sei.  Die  Angeschuldigten  bringen  nun  ihren  Kakao  mit  einer 
Marke  in  Verkehr,  die  derjenigen  der  Klägerin  täuschend  ähnlich  sehe 
(was  des  nähern  ausgeführt  wurde).  Die  Ware  gelange  jeweilen,  wenn 
Basel  nicht  als  Erfüllungsort  für  den  Kauf  ausgemacht  sei,  in  der  Weise 
an  die  Basler  Händler,  dass  die  Finna  der  Angeschuldigten  die  Distanz- 
senduug  nach  Basel  besorge;  die  Transportanstalt,  welche  den  Transport 
von  Chur  nach  Basel  ausführe  und  die  Ware  in  Basel  den  Adressaten 
übergebe,  handle  also  als  Vertreterin  der  Firma  der  Angeschuldigten,  und 
diese  im  Namen  der  letztem  vorgenommene  Abgabe  an  die  Basler  Händler 
sei  als  eine  Handlung  des  Inverkehrbringens  zu  betrachten  (Art.  24, 
litt,  c,  M.-Sch.-Ges.),  für  welche  auch  Basel  als  Thatort  in  Anspruch  ge- 
nommen werden  könne.  Die  Überweisungsbehörde  des  Kantons  Baselstadt 
überwies  die  Angeschuldigten,  durch  Beschluss  vom  15.  August  1898,  dem 
Strafgerichte  Baselstadt  zur  Beurteilung  wegen  Zuwiderhandlung  gegen 
das  Markenschutzgesetz,  Art.  24,  litt.  a.  Die  Angeklagten  bestritten  vor 
Strafgericht  die,  Kompetenz  der  Basler  Gerichte.  Die  erste  Instanz  hielt 
die  Kompetenz  der  Basler  Gerichte  für  gegeben  gemäss  Art.  24,  litt,  c, 
Markenschutzgesetz,  da  in  der  Handlung  der  Angeklagten  ein  Inverkehr- 
bringen liege,  sprach  die  Angeklagten  jedoch  frei,  da  die  Marke  der  An- 
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geklagten  sieh  nicht  als  Nachahmung  derjenigen  der  Klägerin  darstelle, 
vielmehr  sich  in  genügender  Weise  von  dieser  unterscheide  und  auch 
subjektiv  auf  seiten  der  Angeklagten  nicht  eine  Täuscliungsabsicht,  sondern 
gegenteils  die  Absicht,  eine  Verwechslung  ihrer  Produkte  mit  denjenigen 
der  Klägerin  auszuschliessen,  vorliege.  Durch  Urteil  vom  24.  Oktober  1898 
hat  das  Appellationsgericht  des  Kanton»  Baselstadt  erkannt,  auf  die  Sache 
werde  wegen  Unzuständigkeit  der  Basler  Gerichte  nicht  eingetreten.  Dieses 
Urteil  ist  im  wesentlichen  wie  folgt  motiviert  : Die  im  Überweisungs- 
beschluss und  in  der  Anklageschrift  angerufene  Nachahmung  der  kläge- 
rischen  Marke,  d.  h.  das  Delikt  des  Art.  24,  litt,  a,  M.-Sch.-Ges.,  könne 
von  vornherein  nicht  im  Kanton  Baselstadt  verfolgt  werden,  wie  ohne 
weiteres  klar  sei.  Allein  auch  der  Ansicht  de»  Strafgerichtes,  die  Basler 
Gerichte  seien  zuständig  nach  Art.  24,  litt,  e,  könne  nicht  beigestimmt 
werden:  derjenige,  der  die  Marke  auf  seinen  Waren  anbringe,  könne  nicht 
verfolgt  werden,  wenn  seine  Abnehmer  die  Waren  unter  das  Publikum 
bringen:  dass  die  Angeklagten  ihre  Waren  in  Basel  verkauft,  oder  sonst 
in  Verkehr  gebracht  oder  feilgeboten  hätten,  sei  in  keiner  Weise  nach- 
gewiesen. 

B.  Gegen  das  Urteil  des  Appellationsgerichts  hat  die  Klägerin  recht- 
zeitig und  in  richtiger  Form  die  Kassationsbeschwerde  an  den  Kassations- 
hof des  Bundesgerichts,  im  Sinne  des  Art.  IGO  ff.  Org.-Ge».,  ergriffen,  mit 
dem  Anträge  : Das  angefochtene  Urteil  sei  wegen  Verletzung  des  eidg. 
Markenschutzgesetzeg  und  der  Übereinkunft  zwischen  der  Schweiz  und 
Deutschland  vom  13.  April  1892,  betreffend  den  gegenseitigen  Patent-, 
Muster-  und  Markenschutz,  eventuell  wegen  ungenügender  Motivierung 
zu  kassieren  und  behufs  materieller  Entscheidung  an  die  Vorinstanz  zu- 
rückzuweisen. 

C.  Die  Kassationsbeklagten  tragen  auf  Abweisung  der  Kassations- 
beschwerde unter  Kostenfolge  an. 

Der  Kassationshof  zieht  in  Erwägung  : 

1.  In  erster  Linie  und  von  Amtes  wegen  (Art.  168  Org.-Ges.) 
ist  die  Statthaftigkeit  der  Kassationsbeschwerde  zu  untersuchen. 
Massgebend  hierfür  sind  Art.  160  und  162  Org.-Ges.,  wonach  die 
Kassationsbeschwerde  zulässig  ist  „gegen  die  Endurteile  des  kanto- 
nalen Gerichts,  sowie  gegen  die  Entscheide  der  kantonalen  Über- 
weisungsbehörden in  Strafsachen,  die  nach  eidgenössischen  Gesetzen 
zu  beurteilen  sind“  (Art.  160),  und,  gemäss  Art.  162:  ..gegen  die 
zweitinstanzlichen,  sowie  gegen  diejenigen  Urteile,  in  Bezug  auf 
welche,  nach  der  kantonalen  Gesetzgebung,  das  Rechtsmittel  der 
Berufung  (Appellation)  nicht  stattfindet,  und  gegen  ablehnende 
Entscheide  der  letztinstanzlichen  kantonalen  Überweisungsbehörde“, 
alles  unter  der  Voraussetzung,  dass  die  Kassationsbeschwerde  da- 
mit begründet  wird,  dass  das  angefochtene  Urteil  auf  der  Ver- 
letzung einer  eidgenössischen  Rechtsvorschrift  beruhe  (Art.  163  eod.). 
Es  fragt  sich  demnach,  ob  das  angefochtene  Urteil  sich  als  ,,End- 
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urteil“  darstelle.  Durch  dasselbe  ist  die  Inkompetenz  der  Basler 
Gerichte  zur  Beurteilung  der  eingeklagten  Handlung  ausgesprochen. 
Damit  ist  nicht  ein  materieller  Entscheid  über  einen  Strafansprueh 
gefällt  in  dem  Sinne,  dass  ausgesprochen  wäre,  dem  inländischen 
Staate  stehe  in  casu  kein  Strafrecht  zu.  Allerdings  kann  in  der 
Form  einer  Inkompetenzerklärung  ein  derartiges  Urteil  liegen, 
nämlich  dann,  wenn  es  sich  um  ein  im  Ausland  begangenes  Delikt 
handelt,  das  im  Inland  verfolgt  wird,  und  nun  der  inländische 
Staat  ausspricht,  die  That  sei  im  Inlande  nicht  strafbar.  Allein 
in  casu  handelt  es  sich  nicht  um  die  Abgrenzung  des  Strafrechts 
zweier  Staaten,  sondern  um  die  blosse  Kompetenzausscheidung 
zwischen  verschiedenen  Gerichten  des  inländischen  Staates,  welche 
sich  nach  bundesrechtlich  geregelten  Normen  richtet;  die  ange- 
fochtene  Entscheidung  enthält  also  eine  blosse  Kompetenzentschei- 
dung und  in  keiner  Weise  ein  materielles  Urteil  über  einen  Straf- 
anspruch; das  Urteil  besagt  nur,  die  Gerichte  des  Kantons  Basel- 
stadt seien  zur  Strafverfolgung  in  casu  nicht  zuständig;  ein  Ent- 
scheid in  der  Sache  selbst  ist  dadurch  nicht  gefällt,  und  es  steht 
gewiss  nichts  entgegen,  dass  (wenn  die  Verjährung  ausgeschlossen 
ist)  eine  neue  Strafverfolgung  der  Kassationsbeklagten  in  Chur 
stattfinden  könnte.  In  Civilstreitigkeiten  nun  hat  das  Bundesgericht 
stets  daran  festgehalten,  dass  unter  einem  „Haupturteil“,  gegen 
welches  gemäss  Art.  58  Org.-Ges.,  die  Berufung  und,  nach  konstanter 
Praxis,  auch  die  Kassationsbeschwerde  einzig  zulässig  ist,  nur  ein 
Urteil  zu  verstehen  ist,  das  über  den  eingeklagten  privatrechtlichen 
Anspruch  materiell  rechtskräftig  entscheidet,  und  dass  daher  die  ge- 
nannten Rechtsmittel  gegen  einen  Kompetenzentscheid  unzulässig  sind 
(vgl.  für  die  Berufung,  Amtl.  Samml.  XXIII,  S.  151  ; XXIV,  2.  Teil, 
S.  559,  Erw.  3;  für  die  Kassation:  XXIV,  2.  Teil,  S.  632.  Erw.  2). 
Es  läge  nahe,  in  analoger  Anwendung  dieser  Praxis  auf  die  Kassa- 
tionsbeschwerde in  Strafsachen,  das  Rechtsmittel  der  Kassation 
gegen  Kompetenzontscheide  der  kantonalen  Gerichte  nicht  zuzu- 
lassen und  demgemäss  die  vorliegende  Kassationsbeschwerde  als 
unstatthaft  zurückzuweisen.  Allein,  bei  näherer  Prüfung  kann  dieser 
Auffassung  für  die  Kassationsbeschwerde  in  Strafsachen  nicht  bei- 
getreten werden.  Denn  die  Kassationsbeschwerde  in  Strafsachen 
ündet  statt  nicht  nur  gegen  Urteile  der  Gerichte,  sondern  auch 
gegen  ablehnende  Entscheide  der  letztinstanzlichen  kantonalen 
Überweisungsbehörde,  und  zwar  ganz  ohne  Rücksicht  auf  den 
Grund  der  Ablehnung,  unter  der  einzigen  Voraussetzung,  dass  der 
Entscheid  auf  der  Verletzung  einer  eidg.  Rechtsvorschrift  beruhe 
(Art.  163  Org.-Ges.).  Es  kann  daher  ein  derartiger  Entscheid 
auch  dann  angefochten  werden,  wenn  er  die  Ablehnung  wegen 
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Inkompetenz  der  angegangenen  Behörden,  vorausgesetzt,  dass  diese 
nicht  lediglich  mit  der  Anwendung  des  kantonalen  Strafprozess- 
rechts begründet  wird,  ausspricht.  Alsdann  aber  muss  konsequenter- 
weise die  Kassationsbeschwerde  auch  gegen  Kompetenzurteile  kanto- 
naler Gerichte,  immer  unter  der  Voraussetzung  des  Art.  163 
Org.  -Ges.,  gegeben  sein,  und  da  letztere  Voraussetzung  in  casu  er- 
füllt ist,  muss  die  Beschwerde  als  statthaft  erklärt  werden. 

2.  In  der  Sache  selbst  nun  trifft  der  erste  Kassationsgrund, 
wie  schon  aus  Erwägung  1 hervorgeht,  nicht  zu  : das  angefochtene 
Erkenntnis  leidet  nicht  an  Mängeln,  welche  dem  Bundesgerichte 
die  Prüfung  der  Gesetzesanwendung  verunmöglichen  (Art.  173 
Org.-Ges.).  Dem  Urteil  liegt  der  Gedanke  zu  Grunde,  in  der  ein- 
geklagten Handlung  könne  der  Thatbestand  des  Art.  24,  litt,  c, 
als  in  Basel  begangen  nicht  gefunden  werden;  es  beruht  somit 
auf  einer  Auslegung  der  genannten  Gesetzesbestimmung. 

3.  Fragt  es  sich  demnach  weiterhin,  ob  dem  angefochtenen 
Urteil  eine  Verletzung  eidgenössischer  Rechtsvorschriften  zu  Grunde 
liege,  so  ist  zunächst  zu  unterscheiden  zwischen  den  thatsächlichen 
Feststellungen  der  kantonalen  Instanzen  und  ihren  rechtlichen  Aus- 
führungen : an  jene  ist  das  Bundesgericht  als  Kassationsinstanz, 
wie  sich  das  aus  dem  Wesen  des  Rechtsmittels  der  Kassation  von 
selbst  ergiebt,  und  wie  daher  nicht  nusdrücklish  im  Gesetze  her- 
vorgehoben zu  werden  brauchte,  gebunden  ; in  der  rechtlichen 
Überprüfung  aber  ist  das  Bundesgericht  als  Kassationshof  in  Straf- 
sachen nach  Massgabe  des  Art.  171  Org.-Ges.,  frei,  in  dem  Sinne, 
dass  es  nicht  etwa  nur  dann  kassieren  könnte,  wenn  die  kantonale 
Instanz  einen  offenbaren  Widerspruch  gegen  eine  klare  Gesetzes- 
bestimmung bognngen  hätte,  sondern  dass  es  das  Gesetz  selber 
frei  anwendet  und  auslegt;  dem  Kassationshofe  steht  somit  bei 
den  Strafsachen  eidgenössischen  Rechts  die  Auslegung  des  eidgenös- 
sischen Rechts  als  oberster  Instanz  zu,  freilich  nicht  mit  Urteils- 
befugnis in  der  Sache  selbst,  sondern  nur  mit  Kassationsbefugnis; 
in  letzterem  Punkte  hauptsächlich  unterscheidet  sich  das  Rechts- 
mittel der  Kassation  in  «Strafsachen  von  demjenigen  der  sogenannten 
Berufung  in  Civilsachen.  In  casu  nun  ist  von  den  kantonalen  In- 
stanzen thatsächlich  festgestellt,  dass  die  Kassationsbeklagten  ihre 
Waren  in  der  Weise  nach  Basel  verbrachten,  dass  sie  dieselben 
in  Chur  der  Transportanstalt  übergaben.  Die  nun  entstehenden 
Fragen  : Ob  hierin  — was  die  Vorinstanz  verneint  — das  Delikt 
des  Art.  24,  litt.  C,  M. -Sch. -Ges.,  und  somit  Basel  als  Thatort  zu 
betrachten  ist,  und  ob,  und  inwiefern,  diesem  Delikt  überhaupt 
eine  specielle  Bedeutung  gegenüber  dem  in  litt,  n eod.  normierten 
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zukomme,  sind  Rechtsfragen,  und  zwar  solche  des  eidgenössischen 
Rechtes,  die  vom  Kassationshofe  frei  zu  prüfen  sind. 

4.  Nach  Art.  28  M.-Sch.-Ges.  kann  die  Strafklage  alternativ 
am  Domizil  des  Angeschuldigten  oder  am  Orte,  wo  das  Vergehen 
begangen  worden  ist,  angehoben  werden.  Fraglich  ist  heute  nur, 
ob  Basel  als  forum  delicti  commissi  angesehen  werden  könne.  Und 
zwar  kann  dabei  nicht  etwa  gesagt  werden,  die  Frage,  welcher 
Ort  der  „Thatort“  sei,  unterstehe,  als  strafprozessuale  FYage,  dem 
kantonalen  Prozessrecht.  Vielmehr  ist  der  Begriff  des  Tlmtortes, 
im  Sinne  des  Markenschutzgesetzes,  ein  Begriff  des  eidgenössischen 
Rechtes;  das  Bundesgesetz  will  für  das  ganze  Gebiet  der  Eid- 
genossenschaft die  Gerichtsstände  für  die  Markenrechtsdelikte 
regeln.  Zur  Entscheidung  jener  Frage  ist  vorerst  zu  prüfen,  ob 
die  von  der  Vorinstanz  festgestellten  Thatsachen  unter  den  Begriff 
des  in  Art.  24,  litt,  c,  normierten  Deliktes  fallen,  und  welche  Be- 
deutung dieser  Gesetzesbestimmung  überhaupt  zukomme.  Denn 
dass  das  Delikt  der  Markennachahmung  oder  Nachmachung,  Art.  24, 
litt,  a,  in  Basel  nicht  verfolgt  werden  kann,  ist  klar,  da  dasselbe 
jedenfalls  nicht  dort  begangen  ist. 

5.  Die  Vorinstanz  hat  nun  die  Anwendung  des  Art.  24,  litt,  c, 
auf  die  von  ihr  festgestellten  Handlungen  der  Kassationsbeklagten 
in  erster  Linie  aus  dem  Grunde  verneint,  dass  der  Nachahmer  nicht 
deshalb  auch  aus  Art.  24,  litt,  c,  verfolgt  werden  könne,  weil  seine 
Abnehmer  die  mit  der  nachgeahmten  Marke  versehenen  Waren 
unter  das  Publikum  bringen.  Nun  könnte  dem  Satze,  das  Delikt 
der  litt,  a absorbiere  dasjenige  der  litt,  c unter  allen  Umständen 
(natürlich  nur  wenn  von  derselben  Person  begangen;  — wenn  er 
in  dieser  Allgemeinheit  aufgestellt  werden  wollte  — nicht  bei- 
gepflichtet werden.  Zunächst  ist  gewiss  klar,  dass  litt,  a und  litt,  c 
des  mehrfach  genannten  Art.  24  M.-Sch.-Ges.  einen  andern  Tlmt- 
bestand  normieren:  litt,  a verbietet  das  Nachmachen  und  die  Nach- 
ahmung, litt,  c das  Inverkehrbringen  der  mit  nachgemaehten  oder 
nachgeahmten  Marken  versehenen  Waren;  beides  ist  verboten  durch 
ganz  verschiedene  Nonnen,  beide  Vergehen  können  begangen 
werden  von  durchaus  verschiedenen  Personen  ; dieselbe  Person 
kann  ferner  eine  Marke  nachgemacht  haben  ohne  die  Absicht,  mit 
derselben  versehene  Waren  in  Verkehr  zu  bringen,  und  dann 
gleichwohl  nachher  solche  Waren  in  Verkehr  bringen  (vgl.  be- 
züglich der  Münzverbrechen  § 146  mit  § 147  deutsches  St.-G.-B.). 
So  hat  denn  auch  das  Bundesgericht  in  seinem  Entscheide  vom 
26.  Juni  1885  in  Sachen  Kaufmann,  Amtl.  Samml.  XI,  S.  136,  Env.  2, 
ausgesprochen,  die  Verfolgung  des  Anspruches  wegen  Verkauf  u.  s.  w. 
rechtswidrig  bezeichneter  Waren  in  der  Schweiz  werde  dadurch 
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nicht  ausgeschlossen,  dass  gleichzeitig  im  Auslande  der  andere 
Anspruch  wegen  dort  erfolgter  Nachahmung  oder  Nachmachung 
der  Marke  geltend  gemacht  werde,  eine  Verletzung  des  Grund- 
satzes ne  bis  in  idem  liege  hierin  offenbar  nicht,  da  es  sich  eben 
nicht  um  den  gleichen  Anspruch,  bezw.  das  gleiche  Delikt  handle. 
An  diesem  Grundsätze  ist  für  den  internationalen  Verkehr  jeden- 
falls festzuhalten,  da  durch  das  Inverkehrbringen  einer  Ware,  die 
mit  einer  ein  schweizerisches  Markenrecht  verletzenden  Marke  ver- 
sehen ist,  unzweifelhaft  ein  inländisches  Rechtsgut  in  selbständiger 
Weise  verletzt  wird.  Wenn  sich  dagegen  Nachahmung  und  Ver- 
sendung im  Inlande  vollziehen,  so  ist  zu  bemerken  : Das  in  Art.  24, 
litt,  a,  mit  Strafe  bedrohte  Delikt  der  Markennachmachung  oder 
Nachahmung  wird  Unbestrittenermassen  nur  dann  bestraft,  wenn 
die  Handlung  zum  Zwecke  der  Verbreitung  der  mit  der  nach- 
geahmten Marke  versehenen  Ware  vorgenommen  wird.  Dem  Nach- 
machen oder  Nachahmen  der  Marke  in  der  Absicht  des  Inverkehr- 
bringens gegenüber  stellt  sich  nun  das  blosse  Versenden  der  Ware 
nicht  als  selbständiges  Delikt  dar,  sondern  nur  als  die  Ausführung 
jener  Absicht.  Die  Strafdrohung  für  das  Versenden  ist  daher  schon 
als  in  derjenigen  für  das  Nachahmen  selbst  inbegriffen  anzusehen, 
und  das  Versenden,  die  Ausführung  der  Absicht  des  Inverkehr- 
bringens, kann  höchstens  bei  der  Bemessung  der  Strafe  in  Betracht 
kommen.  Es  kann  daher  in  einem  Falle,  wie  dem  vorliegenden, 
auch  nicht  von  einem  selbständigen  Thatorte  dort,  wo  die  Waren 
hingelangt  sind,  gesprochen  werden. 

Demnach  hat  der  Kassationshof  erkannt: 

Die  Kassationsbeschwerde  wird  als  unbegründet  abgewiesen. 
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II.  Militärkassationsgerieht.  — Tribunal  militaire 
de  cassation. 

Mitgeteilt  von  Oberst  Leo  Weber  in  Lausanne. 


Arrêt  du  25  novembre  1899  concernant  le  recours  en  cassation  interjeté 
par  Jacob  Gunthardt,  garde  de  fort  à la  place  forte  du  St-Gothard. 

Vu  le  recours  en  cassation  interjeté  par  l’appointé  Jacob  Gant- 
hardt,  de  Schönenberg  (Zurich).  — garde  de  fort  à la  place  forte 
du  St-Gothard,  — contre  un  jugement  du  Tribunal  militaire  de 
la  VIII*  division,  en  date  du  30  octobre.  181*9,  le  condamnant,  en 
application  des  art.  93  et  96  6 de  la  loi  sur  la  justice  pénale  pour 
les  troupes  fédérales  du  27  août  1851  et  163  de  la  loi  d’organi- 
sation judiciaire  et  procédure  pénale  pour  l'armée  fédérale  du 
28  juin  1889,  à la  peine  de  quatre  mois  d’emprisonnement  et  aux 
frais  liquidés  à fr.  5 ; 

Vu  les  conclusions  du  recours  signé  par  le  défenseur  du  con- 
damné et  portant  cassation  du  jugement,  en  application  de  l’art,  188, 
chiffre  3,  et  subsidiairement  chiffre  1 de  la  loi  précitée  du  28  juin 
1889,  — soit  incompétence  du  Tribunal,  éventuellement  violation 
des  art.  96  et  7,  alinéa  2 de  la  loi  sur  la  Justice  pénale  militaire; 

Vu  la  réponse  de  l’auditeur  de  la  VIII*  division,  concluant 
au  rejet  pur  et  simple  du  recours; 

Vu  le  rapport  du  grand-juge  de  la  VIII*  division  en  date  du 
13  novembre  1899,  concernant  les  faits  de  la  cause; 

Vu  les  actes  du  recours  interjeté  dans  les  délais  légaux  ; 

Attendu  en  fait: 

Que  Gunthardt,  appointé  du  génie,  est  entré  à la  place  forte  du 
St-Gothard  comme  garde  de  fort  le  13  juillet  de  la  présente  année; 

Qu’il  désertait  son  service 'le  31  août,  était  arrêté  à St-Gall 
le  15  septembre,  ramené  au  fort  d’Airolo  et  condamné  comme  déser- 
teur par  le  Tribunal  militaire  de  la  VIII*  division,  le  30  octobre  1899. 

Statuant  sur  le  premier  moyen  de  recours  : 

tiré  de  l’alinéa  3 de  l’art.  188  de  la  loi  d’organisation  judi- 
ciaire et  de  procédure  pénale  pour  l'armée  fédérale,  du  28  juin 
1889,  ainsi  libellé: 
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„ La  cassation  ne  peut  être  prononcée  que  dans  tes  cas  suivants: 

...  3.  Lorsque  le  Tribunal  s'est  à tort  reconnu  compétent  pour 
juger  la  cause  au  fond 

Le  Tribunal  militaire  de  cassation  considérant  : 

Que  contrairement  à l’opinion  émise  dans  le  recours,  on  ne 
saurait  envisager  Gnnthardt  comme  une  des  personnes  rentrant 
dans  la  catégorie  de  celles  visées  b l’art.  1,  n°  3,  de  la  loi  du 
28  juin  1889,  soit  des  fonctionnaires  et  employés  de  l’administration 
militaire  de  la  Confédération  qui  ne  sont  soumis  à la  juridiction 
militaire  que  pour  les  délits  de  nature  à compromettre  la  défense 
nationale,  et  qu’il  devait  au  contraire  être  considéré  comme  garde 
de  fort  à la  place  forte  du  Gotliard  se  trouvant  au  service  militaire 
fédéral  et  soumis  par  conséquent  à la  juridiction  militaire  de  la 
Confédération  et  b sa  législation  pénale  militaire,  en  vertu  de 
l'art.  1",  chiffre  1,  de  la  loi  du  28  juin  1889. 

Considérant  en  effet: 

Que  le  chapitre  I du  réglement  du  12  octobre  1894,  concer- 
nant l'engagemeut,  le  licenciement,  les  devoirs  et  la  solde  de  la 
garde  de  sûreté  des  fortifications  du  Gotliard  et  de  St -Maurice 
statue  que  : 

1°  Ne  sont  admis  dans  la  garde  de  sûreté  des  fortifications 
que  des  sous-officiers,  des  appointés  ou  des  soldats  de  l'armée  suisse. 

2°  Les  engagements  peuvent  se  contracter  en  tout  temps.  Pen- 
dant les  15  premiers  jours,  il  est  loisible  a l'engagé  de  demander 
son  congé  immédiat,  de  même  qu’à  l’intendance  du  fort  de  le  lui 
donner.  A partir  du  quinzième  jour,  l'engagement  lie  les  deux  parties. 

3°  Le  congé  doit  être  donné  pour  le  dernier  jour  d’un  mois, 
moyennant  un  avertissement  préalable  de  trois  semaines,  émanant 
de  l’une  ou  de  l’autre  des  parties. 

Attendu  : 

Qu’il  résulte  de  ces  dispositions  qu'il  -n’est  point  loisible  à 
l’intendance  du  fort  de  prolonger  la  période  d’essai  et  que  dès  lors 
Gunthardt  était  définitivement  engagé  depuis  le  28  juillet  1899. 

Que  du  reste  Gunthardt  se  trouvait  en  service  militaire  et 
sous  les  ordres  de  chefs  militaires,  même  pendant  la  période  d’essai, 
le  mot  engagement  définitif  n’ayant  d’autre  portée  que  de  lier  les 
deux  parties  pour  la  durée  d'au  moins  un  mois. 

Considérant  en  effet: 

Qu’à  teneur  des  art.  7 et  27  de  la  loi  du  13  avril  1894  con- 
cernant l'organisation  de  la  défense  de  la  place  forte  du  Gothard, 
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et  de  l’art.  1"  du  règlement  du  12  octobre  1894  précitée,  les 
gardes  du  fort  doivent  être  des  sous-oflieiers,  appointés  ou  soldats 
de  l’armée  suisse,  qu’ils  s’engagent  librement  pour  un  service 
militaire,  „afin  de  mettre  la  place  à T abri  de  toute  surprise  arant 
que  la  mobilisation  ne  soit  terminée “ (art.  G de  la  loi). 

Attendu  : 

Que  Gunthardt  avait  donc  à remplir  les  devoirs  de  garde  «lu 
fort  tels  qu’ils  sont  définis  par  la  loi  fédérale  du  13  avril  1894; 

Que  si,  à la  vérité,  Gunthardt  n’a  pas  prêté  le  serment  édicté 
à l’art.  28  de  la  prédite  loi,  ce  fait  doit  être  imputé  à une  faute 
de  ses  supérieurs,  mais  ne  saurait  le  soustraire  à la  juridiction 
militaire  ; 

Qu’on  ne  peut  pas,  en  effet,  faire  découler  de  cette  disposition 
légale  ainsi  conçue:  „Les  fonctionnaires  permanents  de  l'administra- 
tion du  Oothard  et  les  gardes  du  fort  prêtent  serment  et  sont  placés 
sous  la  juridiction  du  code  pénal  militaire — la  conclusion  que 
tant  qu’il  n’a  pas  prêté  le  serment,  un  militaire  n’est  soumis  ni  à 
l’autorité  militaire  ni  à la  juridiction  militaire,  ce  qui  reviendrait 
à dire  que  la  formalité,  solennelle  il  est  vrai,  du  serment  est  le 
caractère  distinctif  de  l’état  militaire  ; 

Que  ni  une  loi  ni  un  règlement  n’autorisent  une  semblable 
interprétation  ; 

Qu’en  conséquence,  Gunthardt,  au  31  août  1899,  relevant  de 
la  juridiction  pénale  militaire,  en  vertu  de  l’art.  1er,  chiffre  l*r,  de 
la  loi  fédérale  du  28  juin  1889,  le  motif  invoqué  par  lui,  et  con- 
sistant à soutenir  qu'il  n’est  pas  soumis  à la  juridiction  militaire, 
doit  être  écarté. 

Statuant  sur  le  second  moyen  de  recours  : 

fondé  sur  l’art.  188,  n°  1,  de  la  loi  du  28  juin  1889  et  tendant 
à établir  que  la  loi  pénale  a été  violée,  le  Tribunal  de  la  VIII* 
division  ayant  appliqué  l’art.  96  b de  cette  loi  alors  que  la  lettre  c 
du  dit  article  était  seule  applicable,  puisqu’il  s’agissait  d’un  service 
d’instruction  et  non  d'un  service  actif: 

Le  Tribunal  militaire  de  cassation  considérant  : 

Que  la  question  qui  se  pose  devant  lui  et  qui  doit  recevoir 
avant  tout  une  solution  est  celle  qui  porte  sur  la  définition  même 
du  service  actif  et  du  service  d'instruction,  ou  sur  les  caractères 
qui  différencient  ces  deux  espèces  de  services  ; 

Que  le  législateur  ne  paraît  pas  avoir  voulu  décider  par  un 
texte  de  loi  ce  qu’il  faut  entendre  par  service  actif  et  service 
d’instruction  et  a laissé  ce  soin  aux  tribunaux  militaires; 
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Considérant  : 

Qu’il  y a lieu  de  poser  en  principe  que,  par  sa  nature  même, 
le  service  de  garde  de  fort  est  un  service  actif  à l’intérieur,  ce 
que  la  loi  du  13  avril  1894  a du  reste  voulu  indiquer  par  les 
dispositions  de  ses  art.  6,  7,  27  et  28  (voir  en  outre  l’art.  l*r  du 
réglement  de  service  pour  les  troupes  fédérales  du  10  mars  1896); 

Que  la  garde  de  la  place  forte  du  Gothard  se  monte  comme 
en  temps  de  guerre  avec  les  armes  chargées  à balles; 

Que  c’est  donc  avec  raison  que  le  Tribunal  militaire  de  la 
VIII”  division  a appliqué  les  dispositions  du  code  pénal  militaire 
visant  la  désertion  dans  le  service  actif  ; 

Qu’en  conséquence,  il  g a lira  d’écarter  le  second  mögen  de 
recours. 

Statuant  sur  le  troisième  mögen  de  recours  : 

tiré  de  la  prétendue  violation  de  l'art.  7,  alinéa  2,  du  code 
pénal  militaire  et  consistant  à dire  que  le  cachot  au  fort  d’Airolo, 
destiné  il  la  détention  préventive,  ne  répond  pas  il  l’état  que  doit 
présenter  un  local  destiné  à ce  but,  et  que  la  durée  de  la  déten- 
tion préventive  aurait  dû  être  imputée  sur  la  durée  de  la  peine 
privative  de  la  liberté  il  laquelle  le  détenu  est  condamné, 

Le  Tribunal  militaire  de  cassation  déclare: 

Ne  pouvoir  se  nantir  de  ces  questions,  dont  l’une  est  exclusi- 
vement du  ressort  de  l'autorité  militaire  administrative,  et  l'autre 
de  la  compétence  exclusive  du  tribunal  militaire  de  jugement. 

Par  ces  motifs, 

Le  Tribunal  militaire  de  cassation  prononce : 

Le  recours  est  rejeté  comme  mal  fondé. 

Communication  du  présent  arrêt  sera  faite  par  copie  à l’au- 
diteur en  chef,  au  recourant  et  au  grand-juge  de  la  VIII”  division. 
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III.  Kantonale  Gerichte,  — Tribunaux  cantonaux. 


Urteile 

der 

Polizeikammer  des  Appellations-  und  Kassationshofes  des  Kantons  Bern. 

Mitgeteilt  von  Fürsprecher  Fritz  Trüêêtl,  I.  Kanunerechreiber  de»  Obergericht». 


1.  Urteil  vom  12.  April  1899  in  Sachen  Jakob  Bergmann  und  Mithafte 
wegen  Misshandlung. 

Motive  : 

I.  Den  Akten  ist  zu  entnehmen  : 

1.  In  der  Nacht  vom  8./!).  Oktober  1898  drangen  Jakob  Berg- 
mann und  Christian  Däppen  in  das  im  ersten  Stockwerke  des 
Hauses  des  Ernst  Bergmann,  Wirt  in  Habstetten,  befindliche  Zimmer 
der  Magd  Maria  Schindler  ein,  rissen  den  hei  ihr  schlafenden 
Friedrich  Kräuter,  ihren  Verlobten,  aus  dem  Bette,  schleppten  ihn 
im  Hemd  durch  das  Zimmer  auf  die  Laube,  dann  die  ausserhalb 
des  Hauses  hinunterführende  Treppe  hinab  auf  die  Strasse  und 
misshandelten  ihn  daselbst  mit  Faustschlägen  und  Fusstritten. 

Die  beiden  Thäter  geben  diese  Thatsachen  zu,  behaupten  aber, 
Emst  Bergmann,  lVirt,  habe  sie  aufgefordert,  den  Kräuter  hinaus- 
zubefördern,  da  im  gleichen  Bette  auch  des  Wirtes  Bergmann 
Töehterlein  Klara  schlief.  Wirt  Bergmann  selbst  habe  sie  dann 
hinaufbegleitet,  ihnen  die  Thüren  geöffnet,  sei  mit  ihnen  wieder  bis 
auf  die  Strasse  gegangen,  ohne  jedoch  dem  Kräuter  gegenüber 
irgend  welche  Tliätlichkeiten  zu  begehen,  und  habe  dann  nach  der 
Misshandlung  zu  Kräuter  gesagt,  er  könne  jetzt  wieder  zu  der 
Schindler  gehen. 

Wirt  Bergmann  bestreitet,  den  Jakob  Bergmann  und  den 
Christian  Däppen  zu  dieser  That  nufgefordert  zu  haben,  und  be- 
hauptet, die  beiden  hätten  ihn  gefragt,  ob  sie  den  Kräuter  „heraus- 
nehmen“ sollten,  worauf  er,  da  er  nicht  habe  dulden  wollen,  dass 
Kräuter  mit  seinem  Töchterchen  Klara  im  gleichen  Bette  schlafe, 
gesagt  habe,  ja,  es  sei  ihm  recht.  Im  übrigen  giebt  er  die  von 
Däppen  und  Jakob  Bergmann  gegebene  Darstellung  des  Vorfalles 
als  richtig  zu. 

Das  Beweismaterial  hat  ergeben,  dass  die  von  Jakob  Berg- 
mann und  Däppen  gegebene  Darstellung,  auch  in  dem  von  Wirt 
Bergmann  bestrittenen  Punkte,  der  Wahrheit  entspricht.  Die  Aus- 
sagen dieser  beiden  erscheinen  glaubwürdig,  nicht  nur  weil  sie 
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von  Anfang  an  vollständig  übereinst immten,  sondern  auch  weil 
dieselben  im  Laufe  des  Prozesses  keiner  einzigen  Lüge  überführt 
worden  sind,  während  Wirt  Bergmann  seinerseits,  durch  die  un- 
wahre Angabe:  Däppen  habe,  ihm  gesagt,  Kräuter  sei  nach  der 
hier  in  Frage  stehenden  Misshandlung  auf  der  Strasse  noch  von 
einem  Unbekannten  „Überschüssen“  worden,  den  Versuch  gemacht 
hat,  die  Verantwortlichkeit  für  die  Folgen  der  Misshandlung  von 
sich  abzuwftlzeu.  Zudem  erklärt  Landjäger  Rentsch,  Wirt  Berg- 
mann habe  ihm  gegenüber  zugegeben,  den  Jakob  Bergmann  und 
den  Däppen  zur  That  aufgefordert  zu  haben. 

2.  Friedrich  Kräuter  erlitt  infolge  der  Misshandlung  ver- 
schiedene Verletzungen.  Am  linken  Knie  und  Unterschenkel  fanden 
sich  eine  starke  Kontusion  und  Schürfung,  die  Oberlippe  war 
blutunterlaufen  und  geschwollen,  ein  Auge  ebenfalls -blutunterlaufen, 
an  der  rechten  Bauchseite  wurde,  als  schwerste  Verletzung,  eine 
höchst  wahrscheinlich  von  einem  Fusstritt  herrührende  partielle  Zer- 
reissung  der  subkutanen  Gewebe  und  Muskulatur  der  Bauchdecke 
konstatiert.  Die  erstgenannten  geringfügigen  Verletzungen  heilten 
in  kurzer  Zeit  aus;  infolge  der  letztgenannten  war  Kräuter  bis 
zum  11.  November  vollständig  arbeitsunfähig.  Die  au  diesem  Tage 
vorgenommene  Untersuchung  ergab  eine  6 cm.  lange  Vorwölbung 
der  Bauchwand,  infolge  welcher  Kräuter  bleibend  der  Gefahr  aus- 
gesetzt ist,  bei  Verrichtung  schwerer  Arbeit  einen  vollständigen 
Bauchbruch  zu  erleiden,  ein  Zustand,  welchen  die  Experten  nicht 
als  bleibenden  Nachteil  im  Sinne  des  Gesetzes  bezeiehncten. 

II.  ln  rechtlicher  Beziehung  fällt  in  Betracht: 

1.  Jakob  Bergmann  und  Christian  Däppen  haben  sich  durch 
den  vorsätzlichen  Eingriff  in  die  körperliche  Integrität  Kräuters 
der  Misshandlung  schuldig  gemacht.  Gemäss  ihren  eigenen  Aus- 
sagen hat  bei  der  Ausübung  der  Misshandlung  niemand  sich 
beteiligt,  als  sie  beide.  Eine  Annahme,  es  sei  die  von  Kräuter 
erlittene  schwere  Verletzung  am  Bauche  durch  die  Thätigkeit 
irgend  einer  andern  Person,  oder  auf  irgend  eine  andere  Weise 
entstanden,  ist  unbegründet.  Ob  diese  Verletzung  der  Thätigkeit 
Jakob  Bergmanns  oder  derjenigen  Däppens  zuzuschreiben  ist,  ist 
nicht  festgestellt  und  es  sind  deshalb  gemäss  Art.  143  St.  G.  die 
beiden  als  gemeinschaftliche  Teilnehmer  der  Misshandlung,  die 
eine  Arbeitsunfähigkeit  von  mehr  als  zwanzig  Tagen  zur  Folge 
hatte,  schuldig  zu  erklären. 

2.  Was  die  strafrechtliche  Qualitikation  der  Mitwirkung  des 
Wirtes  Emst  Bergmann  betrifft,  so  kann  der  Beweis  dafür  als  er- 
bracht angenommen  werden,  dass  er  die  beiden  Thäter  zur  That 
aufgefordert  und  so  ihren  Willen  dazu  bestimmt  hat,  eine  Art  der 
-Teilnahme,  welche  die  Schuldigerklärung  Ernst  Bergmanns  wegen 
Anstiftung  ohne  weiteres  begründet.  Jedoch  selbst  wenn  die  von 
Emst  Bergmann  gegebene  Darstellung  des  Vorfalles  als  wahr  an- 
genommen würde,  wäre  dessen  Teilnahme  als  Anstiftung  zu  quali- 
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fizieren.  Die  angeblich  seitens  Düppen  und  Jakob  Bergmann  .erfolgte 
Anfrage,  ob  sie  den  Kriiuter  „herausnehmen“  sollen,  wäre  ohne 
Zweifel  von  der  Voraussetzung  ausgegangen,  dass  zu  einem  solchen 
Vorgehen  in  fremdem  Hause  zu  so  vorgerückter  Nachtstunde  die 
Einwilligung  des  Hausherrn  einzuholen  sei,  und  es  ist  klar,  dass  eine 
abwehrende  Antwort  des  Wirtes  Bergmann  die  beiden  von  ihrem  ge- 
planten Streiche  abgebracht  hiitte.  Wenn  deshalb  Wirt  Bergmann, 
wie  er  erklärt,  seine  Einwilligung  sofort  gegeben  hat,  so  hat  er  auch 
hier  wieder  entscheidend  auf  den  Willen  Däppens  und  Jakob  Berg- 
manns eingewirkt  und  sie  zur  Ausführung  desselben  direkt  ver- 
anlasst. 

Wirt  Bergmann  hat  endlich  versucht,  die  Herausbeförderung 
Kräuters  als  einen  Akt  ihm  zustehender  erlaubter  Selbsthtllfe  dar- 
zustellen, welche  den  Zweck  haben  sollte,  zu  verhindern,  dass 
Kräuter  mit  seinem  siebenjährigen  Töchterchen  Klara  im  gleichen 
Bett  schlafe.  Dieser  Standpunkt  ist  aber  nicht  haltbar.  Emst  Berg- 
mann wusste,  dass  Kräuter  der  Verlobte  der  Schindler  war,  und 
mag  er  möglicherweise  im  Zeitpunkte,  da  Kräuter  sich  schlafen 
legte,  nicht  gewusst  haben,  wohin  derselbe  ging,  und  duss  sein 
Kind  im  gleichen  Bette  sich  befinde,  so  waren  diese  Thatsachen 
doch  seiner  Ehefrau  Elise  Bergmann  bekannt,  und  es  hätten  des- 
halb von  derselben  die  nötigen  Anordnungen  veranlasst  werden 
können,  falls  sie  sich  wirklich  ernstlich  um  ihr  Mädchen  Klara 
bekümmert  hätte.  Da  dies  nicht  geschah,  so  konnte  Kräuter 
sich  unter  den  gegebenen  Umständen  als  berechtigt  ansehen,  das 
Schlafzimmer  der  Schindler  zu  betreten,  und  es  fehlt  deshalb  zum 
Thatbestnnd  der  erlaubten  Selbsthülfe  die  hauptsächlichste  Voraus- 
setzung, nämlich  das  unbefugte  Eindringen  des  Kräuter  in  das 
Besitztum  des  Bergmann.  Dass  übrigens  die  angebliche  Bekümmernis 
um  sein  Töchterlein  Klara  nur  ein  Vorwand  des  Wirtes  Bergmann 
ist,  ergiebt  sich  schon  daraus,  dass  er  sich  im  Laufe  des  Vorfalles 
keineswegs  darum  bekümmerte,  ob  das  Mädchen  nun  aus  dem 
Bette  entfernt  worden  sei,  sondern  vielmehr  dem  im  Hemde  auf 
der  Strasse  liegenden  Kräuter  nach  der  Misshandlung  wieder  die 
Erlaubnis  gab,  ins  Zimmer  zu  der  Schindler  zurückzugehen. 

Auch  der  gesamte  schwere  Erfolg  der  Misshandlung  ist  dem 
Wirt  Bergmann  anzurechnen.  Er  musste  wissen,  wie  Düppen  und 
Jakob  Bergmann  dieses  „herausnehmen“  au  (fassten,  zudem  hat  er 
die  beiden  Thäter  auf  Schritt  und  Tritt  begleitet  und  so  sein  Einver- 
ständnis mit  den  erfolgten.  Misshandlungen  bekundet,  während  er 
doch  jederzeit  durch  sein  Eingreifen  denselben  hätte  ein  Ende 
machen  können.  Dass  es  sich  von  vornherein  um  eine  Misshand- 
lung des  Kräuter  und  nicht  um  ein  Fortjagen  desselben  handelte, 
ergiebt  sich  endlich  daraus,  dass  derselbe  unangekleidet  zum  Hause 
hinaus  befördert  wurde. 

III.  Die  erstinstanzlich  gegen  die  drei  schuldig  erklärten  An- 
geschuldigten ausgesprochenen  Strafmasse  erscheinen  gerechtfertigt. 
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IV.  Friedrich  Kräuter  hat  heute  als  Civilpartei  die  Bestätigung 
des  erstinstanzlichen  Urteils  verlangt.  Es  bedarf  keiner  Erörterung, 
dass  Ernst  Bergmann,  Friedrich  Bergmann  und  Christian  Däppen  dem 
Friedrich  Kräuter  gegenüber  für  den  demselben  gemeinsam  zugefügten 
Schaden  solidarisch  entsehädigungspflichtig  sind.  Kräuter  war  vom 
9.  Oktober  bis  11.  November  total  arbeitsunfähig,  von  da  an  ist  seine 
Arbeitsfähigkeit  für  längere  Zeit  insofern  als  eine  beschränkte 
anzusehen,  als  er  nach  dem  schriftlichen  Expertengutachten  keine 
schwere  Arbeit  leisten  kann.  Der  an  der  erstinstanzlichen  Ilauptver- 
handlung  erschienene  Experte  sprach  sich,  in  etwelchem  Gegensatz  zum 
frühem  Gutachten,  bestimmt  dahin  aus,  dass  der  Zustand  Kräuters 
einem  „bleibenden  Nachteil“  sehr  nahe  komme  und  dass  seine 
Arbeitsfähigkeit  für  immer  eine  beschränkte  und  zwar  um  50  % 
verminderte  sein  werde.  Jedoch  gleichzeitig  erklärte  der  Experte, 
dass  diese  schlimmen  Folgen  durch  das  Tragen  eines  Bauchgürtels 
abgewendet  werden  können.  Die  Richtigkeit  aller  dieser  Schlüsse 
wird  aber  in  Frage  gestellt  durch  die  von  den  beiden  Experten 
im  zweiten,  am  22.  Januar  1899  abgegebenen  Gutachten  gemachten 
Angaben,  wonach  Friedrich  Kräuter  seine  Arbeit  als  Dachdecker- 
handlanger  schon  Anfang  Dezember  wieder  aufgenommen  und 
zwar  ohne  Schaden  auch  schwere  Arbeit  verrichtet  habe,  ja  es 
muss  sogar  dem  Gutachten  entnommen  werden,  dass  Kräuter 
meistens  arbeitete,  ohne  den  Bauchgürtel  zu  tragen.  Kräuter  be- 
zog damals  einen  Lohn  von  Fr.  3. 50  per  Tag,  während  er  in 
Basel  vor  der  Misshandlung,  wie  er  selbst  sagt,  nur  Fr.  2. 50 
verdiente,  eine  Thatsache,  die  ebenfalls  nicht  für  das  Vorhanden- 
sein der  angeblichen  schweren  Folgen  spricht. 

Es  ergiebt  sich  aus  dem  Angeführten,  dass  der  vorhandene 
Prozessstoff  die  notwendigen  Feststellungen  und  Anhaltspunkte  zur 
Bemessung  des  Schadens  nicht  enthält.  Zudem  erscheint  es  auch 
fraglich,  ob  angesichts  der  Thatsache,  dass  Kräuter  am  29.  Oktober, 
als  der  Arzt  ihm  zum  erstenmal  erlaubte,  aufzustehen,  eine  Wagen- 
fahrt  nach  Bern  machte,  denselben  nicht  einigermassen  ein  Selbst- 
verschulden am  Eintritt  der  angeblichen  dauernden  Beschränkung 
der  Erwerbsfähigkeit  trifft.  Kräuter  war  am  Abend  desselben 
Tages  wieder  in  starkem  Fieberzustaud  und  der  wieder  lierbei- 
gerufeno  Arzt  konstatierte  erst  damals  das  Vorhandensein  einer 
Disposition  zu  einem  Bauchbruch. 

Aus  diesen  Gründen  rechtfertigt  es  sich,  gemäss  dem  vom 
Anwälte  des  Jakob  Bergmann  und  Chr.  Däppen  gestellten  Antrag, 
die  drei  gemeinsamen  Urheber  der  Misshandlung  dem  Kräuter 
gegenüber  zum  Grundsätze  der  Entschädigung  zu  verurteilen,  zur 
Bemessung  des  Schadens  aber  die  Parteien  an  den  Civilrichter  zu 
verweisen. 

V.  Jakob  Bergmann,  Christian  Däppen  und  Ernst  Bergmann 
sind,  was  die  strafrechtliche  Seite  der  Angelegenheit  hetrifft,  unter- 
legen und  haben  deshalb  sämtliche  Kosten  des  Staates  zu  tragen. 
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Was  die  Parteikosten  betrifft,  so  wird  Friedrich  Kräuter  dem 
Jakob  Bergmann  und  Christian  Däppen  gegenüber  zu  je  Fr.  30 
und  Ernst  Bergmann  dem  Friedrich  Kräuter  gegenüber  zu  Fr.  40 
Rekurskosten  verurteilt. 

Aus  diesen  Gründen  wird 

erkennt  : 

A.  Es  werden  schuldig  erklärt: 

1.  Jakob  Bergmann  und  Christian  Däppen  der  Misshandlung  des 
Friedrich  Kräuter,  begangen  in  Habstetten  in  der  Nacht  vom 
8./9.  Oktober  1898,  welche  Misshandlung  für  den  Verletzten 
eine  Arbeitsunfähigkeit  von  mehr  als  20  Tagen  zur  Folge 
hatte,  wobei  es  nicht  möglich  ist,  den  Urheber  der  Haupt- 
verletzung (Verletzung  in  der  Bauchgegend)  zu  ermitteln. 

2.  Ernst  Bergmann  der  Miturheberschaft  (Anstiftung)  bei  der 
von  Jakob  Bergmann  und  Christian  Däppen  begangenen  Miss- 
handlung des  Friedrich  Kräuter. 

B.  Es  werden  in  Anwendung  der  Art.  141,  143  Absatz  2,  35, 
37,  38  St.  G.,  50  ff.  0.  R.,  365,  368  und  468  St.  V. 

verurteilt: 

1.  Jakob  Bergmann,  Christian  Däppen  und  Ernst  Bergmann 
korrektionell  zu  je  dreissig  Tagen  Gefangenschaft. 

2.  Jakob  Bergmann,  Christian  Däppen  und  Ernst  Bergmann 
dem  Friedrich  Kräuter  gegenüber  solidarisch  zum  Grundsätze 
der  Entschädigung.  Gemäss  Art.  365  St.  V.  werden  die  Par- 
teien zur  Bestimmung  des  Masses  der  Entschädigung  an  den 
Civiirichter  gewiesen. 

3.  Die  drei  Genannten  Jakob  Bergmann,  Christian  Däppen  und 
Ernst  Bergmann  zu  den  sämtlichen  Kosten  des  Staates,  be- 
stimmt : 

a)  Die  erstinstanzlichen  auf Fr.  183.  50 

b)  Die  Rekurskosten  auf „ 35.  — 

4.  Die  Civilpartei  Friedrich  Kräuter  dem  Jakob  Bergmann  und 
dem  Christian  Däppen  gegenüber  gemäss  Art.  368  St.  V.  zu 
Fr.  30  Rekurskosten. 

5.  Ernst  Bergmann  der  Civilpartei  Friedrich  Kräuter  gegenüber 
zu  Fr.  40  Rekurskosten. 


2.  Urteil  vom  2.  September  1899  in  Sachen  Johann  Berger  wegen  fahr- 
lässiger Tötung. 

Motire  : 

I.  In  der  vorliegenden  Sache  haben  der  Angeschuldigte  und 
beide  Civilparteien  appelliert  ; die  Staatsanwaltschaft  hat  im  heutigen 
Termine  anschlussweise  die  Appellation  erklärt.  Es  unterliegt  dem- 
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nach  das  erstinstanzliche  Urteil  in  seinem  ganzen  Umfange  der 
Überprüfung. 

II.  1.  Der  objektive  Thatbestand  ist  im  wesentlichen  nicht 
streitig. 

Am  24.  Oktober  18ü8  befand  sich  der  Angeschuldigte  Johann 
Berger  mit  seinem  zweispännigen  Wagen  bei  der  Kreuzwegsäge 
in  Oberlangenegg,  um  Laden  nach  Schwarzenegg  hinab  zu  führen. 
Das  Verladen  des  Holzes  geschah  nicht  im  Beisein  des  Öerger, 
sondern  er  nahm  den  Wagen  erst  nachher  in  Empfang  und  rulir 
damit  weg.  Als  er  nun  auf  der  Strasse  nach  Schwarzenegg,  welche 
ein  Gefäll  von  4 bis  5 ®/o  hat,  die  Spannvorriehtung  (Mechanik) 
anziehen  wollte,  bemerkte  er,  dass  dies  infolge  schlechter  Ladung 
nicht  möglich  war.  Die  Laden  ragten  nämlich  über  die  Kurbel  der 
Spannvorrichtung  hinaus,  so  dass  man  diese  nicht  drehen  konnte. 
Berger  traf  indessen  keine  weiteren  Vorkehren,  Um  die  Spiinn- 
vorrichtung  doch  brauchbar  zu  machen,  sondern  er  setzte  sich 
auf  seinen  Wagen  in  der  Meinung,  dass  er  so  die  Pferde  be- 
herrschen könne,  trotzdem  nicht  gespannt  sei.  Das  Gefährt  geriet 
aber  doch  in  schnellere  Gangart,  die  Pferde  gingen  schliesslich  in 
Galopp  über  und  brannten  durch. 

Untenher  dem  sogenannten  Kehr  in  Oberlangenegg  gewahrte 
Berger,  dem  es  immer  noch  nicht  gelungen  war,  die  Pferde  in 
eine  langsamere  Gangart  zu  bringen,  links  der  Strasse  — von  ihm 
aus  gesehen  — das  Fuhrwerk  des  Ludwig  Röthlisberger  in  der 
Richtung  gegen  ihn  fahrend,  und  rechts  der  Strasse  diesem  Fuhr- 
werk ausweichend  den  Knaben  Karl  Krebs,  einen  Karren  in  der 
anderen  Richtung  (in  der  nämlichen  wie  er)  stossend.  Berger  lenkte 
nun  seine  Pferde  auf  die  rechte  Seite  der  Strasse  und  kam  so 
neben  dem  Fuhrwerk  Röthlisbergers  vorbei.  Nach  den  Aussagen 
der  Eheleute  Schneider,  welche  hinten  auf  dem  Fuhrwerk  des 
Röthlisberger  sassen,  befand  sich  in  diesem  Momente  Karl  Krebs 
mit  seinem  Karren  ungefähr  zehn  bis  fünfzehn  Meter  von  ihnen 
weg  rechts  auf  der  Strasse  in  der  Richtung  gegen  Schwarzenegg. 
Berger  wollte  nun  dem  Krebs  links  Vorfahren  ; um  dem  im  Galopp 
daherfahrenden  Wagen  ausznweichen,  entschloss  sich  aber  Krebs, 
auf  die  linke  Seite  der  Strasse  zu  gehen,  und  durchquerte  daher 
mit  seinem  Karren  die  Strasse  ; dabei  wurde  er  jedoch  von  den 
Pferden  des  Berger  erfasst  und  kam  unter  den  Wagen.  Nach  den 
Zeugenaussagen  und  da  auch  der  Angesehnldigte  es  nicht  bestreitet, 
muss  angenommen  werden,  dass  Karl  Krebs  infolge  der  beim  er- 
wähnten Vorfall  erlittenen  Verletzungen  zwei  Tage  nachher  ver- 
storben ist.  Der  Untersuchungsrichter  hat  es  freilich  unterlassen, 
dies  in  der  durch  den  Art.  108  St.  V.  vorgeschriebenen  Weise  zu 
konstatieren. 

Der  Vorfall  trug  sich  abends  um  f> ’/i  Uhr  zu;  es  wird  von 
«len  Zeugen  gesagt,  «lass  zu  dieser  Zeit  in  Oberlangenegg  ein 
ziemlich  dicker  Nebel  geherrscht  habe. 
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2.  Die  Bethätignng  des  Angeschuldigten  Johann  Berger  bei 
dem  vorerwähnten  Vorfälle  beginnt  mit  dem  Momente,  wo  er  den 
beladenen  Wagen  bei  der  Kreuzwegsäge  in  Empfang  nimmt. 

Wenn  der  Angeschuldigte  beim  Verladen  des  Wagens  nicht 
selbst  helfen  wollte  und  wenn  es  ihm  nicht  einmal  möglich  war, 
dies  zu  beaufsichtigen,  so  hatte  er  doch  gewiss  die  Pflicht,  vor 
dem  Abfahren  zu  untersuchen,  ob  sich  das  Fuhrwerk  in  einem 
Zustande  befand,  der  es  erlaubte,  den  ihm  bekannten  Weg  damit 
zurückzulegen.  Zu  diesem  Zwecke  wäre  es  in  erster  Linie  not- 
wendig gewesen,  zu  sehen,  ob  und  wo  sich  die  Hemmvorrichtung 
am  Wagen  befand.  Dann  wäre  dem  Angeschuldigten  sicher  auch 
die  fehlerhafte  Ladung  aufgefallen  und  er  hätte  noch  rechtzeitig 
Abhülfe  schaffen  können. 

Das  Gefftll  der  Strasse  von  Oberlangenegg  nach  Schwarzenegg 
(5  °/o)  ist  allerdings  kein  so  grosses,  wie  man  nach  den  Aussagen 
der  Zeugen  glauben  könnte.  Immerhin  hätte  dasselbe  doch  das 
Anziehen  der  Spannvorrichtung  bedingt.  Wenn  nun  aber  Berger 
nicht  in  der  Lage  war,  von  der  Hemmvorrichtung  Gebrauch  zu 
machen,  und  wenn  er  es  unterlassen  wollte,  Vorkehren  zu  treffen, 
um  das  Spannen  zu  ermöglichen,  so  kann  ihm  doch  daraus  kein 
Vorwurf  gemacht  werden,  dass  er  sieh  auf  den  Wagen  setzte  und 
die  Pferde  von'  dort  aus  lenkte,  indem  auf  diese  Weise  erfahrungs- 
gemäss  eine  Beherrschung  der  Pferde  am  ehesten  möglich  ist.  Es 
erwies  sich  dies  übrigens  schon  dadurch  als  richtig,  dass  Berger, 
trotzdem  die  Pferde  durchgebrannt  waren,  seinen  W'agen  gut  neben 
dem  Fuhrwerk  des  Röthlisberger  vorbei  lenken  konnte.  Er  durfte 
auch  hoffen,  seinen  Wagen  ohne  Unfall  durch  den  Zwischenraum, 
der  zwischen  dem  Fuhrwerk  des  Rüthlisberger  und  dem  Karren 
des  Krebs  durch  die  Vorwärtsbewegung  dieser  beiden  Gefährte 
in  entgegengesetzter  Richtung  entstanden  war,  und  links  an  Krebs 
vorbei  führen  zu  können.  Daran  wurde  er  jedoch  durch  die  un- 
glückliche Bewegung  des  Krebs  verhindert. 

3.  Steht  demnach  einerseits  fest,  dass  Karl  Krebs  durch  den 
von  Johann  Berger  geführten  Wagen  überfahren  worden  ist  und 
dass  dies  seinen  Tod  verursacht  hat,  so  bleibt  anderseits  noch  zu 
erörtern,  ob  dieser  Erfolg  durch  die  Fahrlässigkeit  des  An- 
geschuldigten herbeigeführt  wurde. 

Zum  Begriffe  der  strafbaren  Fahrlässigkeit  gehört  ausser  dem 
Ausserachtlassen  der  gebotenen  Vorsicht  noch  das  weitere  Moment, 
dass  der  Delinquent  den  Erfolg  als  möglich  voraussehen  konnte 
(Liszt,  Lehrbuch  d.  deutsch.  Strafrechts,  4.  Aufl.,  § 41).  In  casu 
muss  nun  allerdings  gesagt  werden,  dass  Berger  es  an  der  ge- 
botenen Vorsicht  hat  fehlen  lassen,  wenn  er  sich  ohne  vorherige 
Prüfung  des  Wagens  und  der  Hemmvorrichtung  auf  den  Weg  be- 
geben hat,  trotzdem  er  wusste,  dass  er  in  den  Fall  kommen  werde, 
von  der  Hemmvorrichtung  Gebrauch  zu  machen,  und  wenn  er  ohne 
weiteres  die  Fahrt  fortsetzte,  als  sich  die  Unmöglichkeit  zeigte, 
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die  Hemmvorrichtung  zu  gebrauchen.  Dass  aber  diese  Unterlassung 
und  Nachlässigkeit  die  schwere  Verletzung  eines  andern  zur  Folge 
haben  werde,  konnte  er  nicht  voraussehen.  Der  Hergang  des  Vor- 
falles bestätigt  übrigens,  wie  bereits  bemerkt,  diese  Ansicht  voll- 
kommen. Berger  war  des  Fahrens  durchaus  kundig;  er  wollte 
rechts  neben  dem  Fuhrwerk  Röthlisberger  und  links  neben  dem 
Karren  des  Krebs  durchfahren.  Es  wäre  ihm  dies  offenbar  trotz 
der  raschen  Gangart,  in  welche  der  Wagen  infolge  der  Unmöglich- 
keit, zu  spannen,  geraten  war,  gelungen,  wenn  Krebs  auf  der 
rechten  Seite  der  Strasse  geblieben  wäre.  Der  zur  Zeit  des  Vor- 
falles herrschende  Nebel,  wie  auch  seine  Cbelhörigkeit  werden  den 
Krebs  verhindert  haben,  die  Situation  sofort  richtig  ins  Auge  zu 
fassen.  Berger  hat  sich  daher  wohl  einer  Fahrlässigkeit  schuldig 
gemacht,  es  <|ualiflziert  sich  jedoch  dieselbe  nicht  als  eine  strafbare 
im  Sinne  des  Gesetzes.  Aus  diesem  Grunde  ist  er  von  der  An- 
schuldigung auf  fahrlässige  Tötung  freizusprechen. 

III.  In  Übereinstimmung  mit  dem  erstinstanzlichen  Urteil  muss 
angenommen  werden,  dass  der  Angeschuldigte  sich  allerdings  der 
Widerhandlung  gegen  die  kantonale  Polizei  Verordnung  über  das 
Fahren  auf  den  Strassen  vom  22.  April  1811  schuldig  gemacht 
hat.  Er  hat  die  Führung  seines  Fuhrwerkes  vernachlässigt,  und 
das  weitere  Thatbestandsmoment,  dass  daraus  -Unglück  oder 
Schaden  entstanden  sein  muss,  ist  ebenfalls  vorhanden. 

Die  für  diese  Übertretung  erstinstanzlich  ausgesprochene  Busse 
ist  zu  bestätigen.  . 

IV.  Trotz  der  Freisprechung  in  der  Hauptsache  sind  dem 
Angeschuldigten  sämtliche  Kosten,  auch  die  Rekurskosten  des 
Staates  aufzuerlegen,  indem  er  die  gegen  ihn  geführte  Untersuchung 
durch  seine  unkorrekte  Handlungsweise  veranlasst  hat. 

V.  Im  vorliegenden  Strafprozess  haben  die  Eltern  des  ge- 
töteten Karl  Krebs,  Christian  Krebs,  Metzger,  und  Maria  Krebs 
geb.  Oesch,  beide  in  Oberlangenegg,  adhäsionsweise  Entschädigungs- 
ansprüche gegen  den  Beschuldigten  Johann  Berger  geltend  gemacht. 

1.  Da  Christian  Krebs  Konkursit  ist,  besteht  zwischen  den 
Eheleuten  Krebs  nach  den  Vorschriften  des  bernischen  Civilrechts 
güterrechtiiche  Trennung.  Es  sind  somit  beide  Civilparteien  zum 
Auftreten  als  solche  im  vorliegenden  Prozesse  (aktiv)  legitimiert. 

2.  Dass  Johann  Berger  civilrechtlich  für  den  entstandenen 
Schaden  haftbar  erklärt  werden  muss,  ist  ohne  weiteres  klar,  in- 
dem durch  den  Thatbestand  die  Voraussetzungen  der  culpa  in 
civilrechtlichem  Sinne  gegeben  sind.  Es  erübrigt  nur  noch,  das 
Mass  der  Entschädigung  festzusetzen. 

aj  Die  Civilparteien  haben  ausser  den  Kosten  der  Beerdigung 
und  der  versuchten  Heilung  gemäss  dem  eingereichten  Entschädi- 
gungsverzeichnis folgende  Anträge  gestellt: 

„I.  Verlust  des  Versorgers  im  Sinne  des  Art.  52  O.  R.  Jähr- 
licher Ausfall  für  die  Eheleute  Krebs  Fr.  400.  entsprechend  einem 
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„Kapital  von  Fr.  7000.  Die  daherige  Entschädigungsforderung  wird 
„fixiert  auf  Fr.  5000. 

„II.  Entschädigungsforderung  (angemessene  Geldsumme  nach 
„Art.  54  O.  R.)  Fr.  5000. 

„Die  vorstehenden  Entschftdignngsforderungen  werden  von 
„Christian  Krebs  und  von  seiner  Ehefrau  Marie  Krebs  je  gesondert 
„gestellt.“ 

b)  aa)  In  Bezug  auf  die  Kosten  der  versuchten  Heilung  und 
der  Beerdigung  ist  dem  erstinstanzlichen  Urteile  beizupflichten,  mit 
der  Ausnahme  jedoch,  dass  der  bezügliche  Betrag  jemand  zu- 
gesprochen werden  muss.  Verpflichtet  zur  Bezahlung  dieser  Aus- 
lagen ist  in  erster  Linie  der  Ehemann  Krebs,  die  genannten  Kosten 
sind  demnach,  soweit  sie  nicht  schon  von  Berger  bezahlt  sind,  im 
erstinstanzlich  festgesetzten  Betrage  von  Fr.  70  demselben  zuzu- 
sprechen. 

bb)  Zur  Bemessung  des  den  Eheleuten  Krebs  aus  dem  Tode 
ihres  Sohnes  Karl  Krebs  entstandenen  Nachteils  fällt  nach  den 
Akten  folgendes  in  Betracht: 

Karl  Krebs  war  zur  Zeit  seines  Todes  17  Jahre  alt.  Nach 
seinem  im  Frühjahr  1897  erfolgten  Austritte  aus  der  Schule  hatte 
er  im  Gasthof  zum  Kreuz  in  Thun  Anstellung  gefunden  als  Unter- 
portier, woselbst  er  Fr.  20  im  Monat  erhielt.  Im  Oktober  desselben 
Jahres  wurde  er  aus  dieser  Stelle  entlassen.  Sein  Dienstherr 
äussert  sich  über  ihn,  er  sei  willig  und  anstellig  gewesen,  deshalb 
habe  er  ihn  so  lange  behalten.  Wäre  dies  nicht  der  Fall  gewesen, 
so  hätte  er  ihn  schon  vorher  entlassen.  Karl  Krebs  habe  nämlich 
eine  etwas  schwächliche  Natur  gehabt,  zudem  habe  er  sich  an  der 
Sprache  gestossen  und  habe  auch  an  Harthörigkeit  gelitten.  Diese 
Umstände  hätten  ihn  zum  Portier  unbrauchbar  gemacht.  Im  darauf- 
folgenden Winter  beschäftigte  sich  Krebs  zu  Hause  und  begleitete 
seinen  Vater,  welcher  auf  dem  Markt  in  Thun  einen  Verkaufsstand 
als  Metzger  hält,  dorthin,  um  ihm  behülflich  zu  sein.  Vom  April 
bis  Juli  1898  war  er  an  der  Hirsiggrabenverbauung  als  Arbeiter 
thütig  und  verdiente  einen  Taglohn  von  Fr.  2.  BO.  Zur  Zeit  seines 
Todes  war  er  wieder  ohne  Anstellung  und  half  zu  Hause  aus. 

Der  Vater  Christian  Krebs  ist  geboren  im  Jahre  1854.  Er  übt 
den  Beruf  eines  Metzgers  aus.  Zeitweise  ist  er  wehartigen  An- 
fällen, herrührend  von  zu-'-'grossem  Alkoholgenuss,  ausgesetzt  und 
infolgedessen  arbeitsunfähig.  Die  Ehefrau  Maria  Krebs  ist  geboren 
im  Jahre  18B0.  Da  der  Ehemann  Konkursit  ist,  so  wird  das  Ge- 
schäft auf  ihre  Rechnung  geführt.  Sie  ist  seit  dem  letzten  Wochen- 
bett stets  leidend.  Der  verstorbene  Sohn  Karl  Krebs  hat  von  seinem 
Lohn  in  Thun  Fr.  100  der  Mutter  übergeben  und  während  seiner 
Anstellung  bei  der  Hirsiggrabenkorrektion  hat  er  seinen  Taglohn 
abgeliefert.  Dafür  hat  er  allerdings  seine  Bekleidung,  sowie  Kost 
und  Logis  von  zu  Hause  erhalten.  Die  Eheleute  Krebs  haben  noch 
zwei  Töchter;  die  ältere  ist  als  Dienstmädchen  in  Stelle  und  liefert 
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dasjenige,  was  eie  von  ihrem  Lohn  erübrigt,  der  Mutter  ab.  Die 
jüngere  ist  noch  schulpflichtig. 

Karl  Krebs  ist  nach  dem  Vorhergehenden  als  Versorger 
gegenüber  seinen  Eltern  im  Sinne  des  Gesetzes  — O.  R.,  Art.  52  — 
zu  betrachten  (Bundesger.  Entsch.,  Band  XVIII,  Nr.  71,  XVI, 
S.  816,  XVII,  S.  642).  Gleichzeitig  muss  aber  bemerkt  werden, 
dass  er  seitie  Eltern  nie  in  hohem  Masse  hatte  unterstützen  können. 
Schon  seine  körperlichen  Gebrechen,  dann  der  Umstand,  dass  er 
keinen  eigentlichen  Beruf  erlernt  hatte,  lassen  darauf  schliessen, 
dass  sein  Einkommen  stets  ein  bescheidenes  geblieben  wäre.  Zu- 
dem muss  auch  die  Möglichkeit  einer  späteren  Verheiratung  und  im 
fernem  die  Thatsache  in  Betracht  gezogen  werden,  dass  noch  zwei 
zur  Unterstützung  der  Eltern  verpflichtete  Kinder  vorhanden  sind.  In 
Berücksichtigung  alles  dessen  kann  die  Summe,  welche  Karl  Krebs 
seinen  Eltern  im  Jahr  hätte  als  Unterstützung  zuwenden  können, 
nicht  höher  als  auf  Fr.  100  bestimmt  werden. 

Die  dem  jährlichen  Ausfall  von  Fr.  100  entsprechende  Ent- 
schädigung lässt  sich  nach  Analogie  des  bei  Haftpflichtfallen  an- 
gewandten Verfahrens  festsetzen.  Da  die  Mutter  jünger  ist  als  der 
Vater,  so  ist  ihr  Alter  der  Berechnung  zu  Grunde  zu  legen.  Die- 
selbe war  aber  zur  Zeit  des  Todes  ihres  Sohnes  38  Jahre  alt. 
Nach  Tabelle  I in  Soldans  Handbuch  (Charles  Soldan,  La  respon- 
sabilité des  fabricants  et  autres  chefs  d’exploitations)  beträgt  die 
wahrscheinliche  Lebensdauer  bei  einem  Alter  von  38  Jahren  28,97 
oder  rund  29  Jahre  und  nach  Tabelle  II  kostet  eine  jährliche 
Rente  von  Fr.  10  während  29  Jahren  Fr.  180.  35.  Eine  jährliche 
Rente  von  Fr.  100  kostet  daher  rund  Fr.  1800.  Von  dieser  Summe 
ist  aber  für  den  Vorteil  der  Kapitalabflndung  ein  Abzug  von  20  % 
zu  machen.  Der  Nachteil,  den  die  Eheleute  Krebs  infolge  Verlustes 
des  Versorgers  in  der  Person  ihres  Sohnes  erlitten  haben,  beträgt 


nach  dieser  Berechnung Fr.  1800 

weniger  20  % , 360 


Fr.  1440 

Diese  Umstände  rechtfertigen  überdies  den  Zuspruch  einer 
Entschädigung  gemäss  Art.  54  O.-R.  Jedoch  kann  diese  in  keinem 
Falle  so  hoch  bemessen  werden,  wie  die  Civilklüger  es  verlangen. 
Wenn  schon  zugegeben  werden  muss,  dass  der  Schmerz  um  den 
Sohn,  dem  von  allen  Seiten  in  Bezug  auf  Charakter  und  Betragen 
die  besten  Zeugnisse  ausgestellt  werden,  ein  grosser  war,  so  kann 
doch  in  dem  Verhalten  des  Berger  kein  Grund  zu  einer  so  be- 
trächtlichen Genugthuungssumme  gefunden  werden. 

Die  von  Berger  zu  bezahlende  Entschädigung  auf  Grund  von 
Art.  52  und  54  O.-R.  wird  in  Würdigung  aller  Umstände  zusammen 
auf  Fr.  1800  festgesetzt. 

Dass  die  Mutter,  welche  faktisch  allein  unterstützt  worden  ist 
und  welche  infolge  ihrer  Krankheit  nicht  im  stände  ist,  für  ihren 
Unterhalt  zu  sorgen,  den  weitaus  grösseren  Teil  dieser  Entschädi- 
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gung  beanspruchen  kann,  bedarf  keiner  weiteren  Begründung.  Der 
Mutter  Maria  Krebs  werden  Pr.  1500  und  dem  Vater  Christian 
Krebs  Fr.  300  zugesprochen. 

Ausser  den  erstinstanzlichen  Interventionskosten,  welche  im 
ausgesprochenen  Betrage  bestätigt  werden,  hat  Berger  den  Civil- 
parteien  noch  die  oberinstanzlichen  Kosten  zu  bezahlen.  Diese 
werden  für  die  Ehefrau  Krebs,  da  sie  persönlich  erschienen  ist, 
auf  Fr.  40  und  für  den  Ehemann  Krebs  auf  Fr.  20  bestimmt. 

VI.  Von  seiten  der  Civilpartei  Ehemann  Krebs  ist  noch  das 
Begehren  gestellt  worden,  es  möchte  ihm  die  zugesprochene  Ent- 
schädigung unpfitndbar  erklärt  werden.  Da  jedoch  diese  Entschädi- 
gung nach  dem  Gesetz  (B.  und  K.  92,  Ziffer  10)  ipso  jure  un- 
pfändbar ist,  bedarf  es  hierzu  keines  weiteren  Erkenntnisses  des 
Gerichtes.  Auf  dieses  Begehren  ist  daher  nicht  einzutreten. 

Das  nämliche  ist  der  Fall  für  das  Begehren,  welches  vom 
Angeschuldigten  gestellt  worden  ist,  es  möchte  die  von  den  Civil- 
parteien  zu  Händen  des  Bundesgerichts  eingereichte  Rechtsverkehr 
zur  Zeit  noch  aus  den  Akten  ausgeschieden  werden.  Auf  dieses 
Begehren  ist  deshalb  nicht  einzutreten,  weil  diese  Vorkehr  den 
Akten  gar  nieht  einverleibt  worden  ist.  Sie  wird  erst  für  den  Fall 
einer  Weiterziehung  an  das  Bundesgericht  den  Akten  beigefügt 
werden  ; für  die  hierseitige  Prüfung  der  Sache  ist  sie  von  vorn- 
herein ohne  Belang, 

Aus  diesen  Gründen  wird 

erkennt  : 

I.  Johann  Berger  wird  betreffend  die  Anklage  auf  fahrlässige 
Tötung  des  Karl  Krebs  von  Schuld  und  Strafe  freigesprochen,  jedoch 
ohne  Entschädigung; 

II.  Johann  Berger  wird  schuldig  erklärt  der  Widerhandlung 
gegen  die  kantonale  Poli zeieer Ordnung  Uber  das  Fahren  auf  den 
Strassen  vom  22.  April  1811  tind  in  Anwendung  der  Art.  1 und 
9 dieser  Verordnung,  Art.  50,  52,  54  O.-R.,  Art.  343®,  365,  368 
und  468  St.  V.  polizeilich, 

verurteilt  : 

1.  Zu  einer  Busse  von  Fr.  ö. 

2.  Zu  einer  Entschädigung  von  Fr.  1500  gegenüber  der  Civil- 
partei Marie  Krebs,  geb.  Oesch,  in  Oberlangenegg. 

3.  Zu  einer  Entschädigung  von  Fr.  300  gegenüber  der  Civil- 
partei Christian  Krebs,  Metzger  in  Oberlangenegg. 

4.  Zu  Fr.  70  Pflege-,  Heilung»-  und  Beerdigungskosten  gegen- 
über dem  nämlichen  Ehemann  Christian  Krebs,  soweit  die- 
selben nicht  bereits  bezahlt  sind. 

5.  Zu  Fr.  40  erstinstanzlicher  und  Fr.  40  oberinstanzlicher  Inter- 
ventionskosten der  Civilpartei  Marie  Krebs  geb.  Oesch. 

6.  Zu  Fr.  40  erstinstanzlicher  und  Fr.  20  oberinstanzlicher 
Interventionskosten  der  Civilpartei  Christian  Krebs. 

7.  Zu  den  sämtlichen  Kosten  des  Staates,  welche  bestimmt  sind  : 
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a.  die  erstinstanzlichen  auf  Fr.  120.10; 

b.  die  Rekurskosten  auf  Fr.  62. 

III.  Auf  das  weitere  Begehren  der  Civilpartei  Ehemann  Krebs, 
es  sei  die  ihm  gesprochene  Entschädigung  unpfändbar  zu  erklären, 
wird  nicht  eingetreten. 


3.  Urteil  vom  9.  September  1899  in  Sachen  Gottlieb  Barthlome,  wegen 
Drohung,  Verleumdung  etc. 

Motive  : 

1.  Gegen  das  erstinstanzliche  Urteil  hat  der  Angeschuldigte 
und  beide  Civilparteien  appelliert.  Der  Civilpartei  Friedrich  'Weg- 
müller wurde  jedoch  durch  Erkenntnis  vom  31.  Mai  1899  das 
Forum  der  Polizeikammer  von  Amtes  wegen  verschlossen  ; die  Civil- 
partei Lisette  Rüfenacht  ihrerseits  hat  die  Appellation  zurück- 
gezogen. Appellant  ist  daher  heute  nur  noch  der  Augeschuldigte 
und  es  kommen  die  Civilparteien  bloss  als  Appellaten  in  Betracht. 

II.  Gottlieb  Barthlome  steht  unter  den  Anschuldigungen  der 
Drohung  gegenüber  Friedrich  Wegmüller,  der  Ehrverletzung  gegen- 
über demselben  Friedrich  Wegmüller  und  gegenüber  Lisette  Rüfen- 
acht, sowie  des  öffentlichen  Skandals,  begangen  am  Abend  des 
5.  März  1899  im  Hause  seines  Mietsherrn,  Gottlieb  Rüfenacht  in 
Wikartswyl. 

III.  1.  Der  Anwalt  des  Angeschuldigten  hat  hei  Anlass  der 
erstmaligen  Verhandlung  dieser  Sache  vor  hierseitigem  Gerichtshof 
am  14.  Juni  1899  ein  Zeugnis  des  Dr.  E.  Howald  in  Hindelbank 
zu  den  Akten  gegeben,  nach  welchem  Barthlome  im  Januar  1897 
von  einem  tollen  Hunde  gebissen  wurde,  worauf  er  sich  gemäss 
Weisung  der  Direktion  des  Innern  im  Pasteurschen  Institut  in 
Paris  der  Impfung  unterziehen  musste.  Das  Zeugnis  führt  weiter 
aus,  der  Angeschuldigte  habe  sich  nach  seiner  Rückkehr  nie  mehr 
ganz  wohl  gefühlt,  im  Herbst  1897  sei  er  an  einer  Brustfell- 
entzündung erkrankt,  welche  einen  chronischen  Katarrh  der  rechten 
Lunge  zurückgelassen  habe,  dazu  seien  periodische  heftige  Kopf- 
schmerzen mit  Schwindelgefühl  getreten,  die  sich  bis  zu  epilep- 
tischen Anfällen  gesteigert  hätten,  wobei  der  Kranke  plötzlich  z.  B. 
auf  der  Strasse  längere  Zeit  bewusstlos  liegen  bleibe,  oder,  wenn 
der  Anfall  weniger  stark  sei,  Handlungen  begehe,  deren  er  sich 
später  nicht  mehr  bewusst  sei.  Dr.  Howald  kommt  zu  dem  Schluss, 
es  unterliege  keinem  Zweifel,  dass  infolge  des  geschilderten  Zu- 
standes die  Zurechnungsfähigkeit  des  Barthlome  eine  zeitweise  ver- 
minderte sei. 

2.  Mit  Rücksicht  auf  dieses  Zeugnis,  welches  Zweifel  darüber 
aufkommen  lässt,  ob  der  Angeschuldigte  strafrechtlich  für  die  ihm 
erstinstanzlich  zur  Last,  gelegten  Delikte  verantwortlich  ist,  hat 


Digitized  by  Google 


Entscheidungen  in  Strafsachen. 


93 


sich  der  hierseitige  Gerichtshof  veranlasst  gesehen,  über  den  Geistes- 
zustand des  Angeschuldigten  von  Amtes  wegen  eine  psychiatrische 
Untersuchung  anzuordnen,  deren  Resultat  nun  heute  vorliegt. 

Die  Experten  sind  zu  der  Überzeugung  gelangt,  „dass  Barthlome 
am  Abend  des  5.  März  unter  dem  Einflüsse  einer  epilepsieartigen 
Attacke  war  und  in  unzurechnungsfähigem  Zustande  handelte“. 
Dieser  bestimmte  Schluss  erscheint  jedoch  durch  das  flüchtige  Gut- 
achten der  Experten  nicht  genügend  begründet.  Es  haben  sich 
niimlich  dieselben  damit  begnügt,  ihre  Ansicht  auf  das  Zeugnis 
des  Dr.  Howald  und  auf  die  Aussagen  des  Angeschuldigten  zu 
stützen,  ohne  damit  eigene  Beobachtungen  während  einiger  Zeit 
zu  verbinden;  gerade  diese  hätten  aber  ihrem  Gutachten  Wert  und 
Überzeugungskraft  verleihen  können.  Aus  dem  Gutachten  ergiebt 
sich  immerhin  folgendes: 

Nach  den  Aussagen  des  Angeschuldigten  haben  die  Experten 
festgestellt,  dass  seine  Mutter,  nachdem  sie  im  Alter  von  50  Jahren 
epileptisch  geworden  war,  in  der  Waldau  gestorben  sei.  Ebenso 
hätten  zwei  Söhne  seines  Bruders  an  fallendem  Weh  gelitten  und 
es  seien  beide  im  Anfall  gestorben.  Die  Experten  weisen  ferner 
darauf  hin,  dass  der  Angeschuldigte  am  5.  März  1891*  Schnaps  ge- 
trunken hatte  und  dass  schon  geringe  Dosen  Alkohol  genügen,  um 
Prädisponierte  in  epileptische  Anfälle  zu  versetzen. 

3.  Vermag  nach  dem  Vorhergesehenen  die  vorgenommene 
Expertise  nicht  mit  Gewissheit  oder  grosser  Wahrscheinlichkeit 
die  Unzurechnungsfähigkeit  des  Angeschuldigten  im  Moment  der 
Begehung  der  ihm  zur  Last  gelegten  Delikte  darzuthun,  so  sind 
doch  mehrere  Thatsachen  darin  enthalten,  welche  in  Verbindung 
mit  dem  Zeugnis  des  Dr.  Howald  und  den  Aussagen  des  An- 
geschuldigten zu  berechtigtem  Zweifel  nach  dieser  Richtung  hin 
Veranlassung  geben.  Bei  obwaltendem  Zweifel  ist  aber  nach 
dem  Grundsätze  in  dubio  pro  reo  zu  entscheiden  und  daher  in 
casu  anzunehmen,  es  habe  sich  der  Angeschuldigte  am  Abend 
des  5.  Mürz  1899  in  unzurechnungsfähigem  Zustande  befunden. 

Da  es  sich  hier  um  einen  Fall  vorübergehender  Bewusstlosig- 
keit handelt,  so  ist  noch  die  Frage  zu  prüfen,  ob  sich  der  Ange- 
schuldigte ohne  sein  Verschulden  in  diesem  Zustande  befunden 
habe.  Diesbezüglich  hat  Barthlome  zugegeben,  dass  er  am  frag- 
lichen Sonntag  den  5.  Mürz  1899  ziemlich  viel  Schnaps  getrunken 
hatte,  und  die  Ärzte  haben  den  Eintritt  des  bewusstlosen  Zustandes 
diesem  Umstande  zugeschrieben.  Verantwortlich  wäre  aber  der 
Angeschuldigte  nur  dann,  wenn  er  sich  dolos  in  den  bewusstlosen 
Zustand  versetzt  hätte,  d.  h.  mit  der  Absicht,  darin  strafbare 
Handlungen  zu  begeben.  Dafür  fehlt  aber  in  vorliegendem  Fall 
jeder  Anhaltspunkt. 

Mangelt  es  demnach  in  casu  an  der  Zurechnungsfähigkeit  des 
Angeschuldigten,  so  ist  er  von  Schuld  und  Strafe  freizusprechen, 
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und  es  hat  nicht  bloss  Straflosigkeit  einzutreten,  wie  das  St.-G.-B. 
unrichtigerweise  für  die  Fülle  der  Schuldlosigkeit  vorschreibt. 

4.  Da  der  Angeschuldigte  sich  dem  Alkoholgenusse  hingegeben 
hat,  trotzdem  er  sich  der  möglicherweise  daraus  entstehenden 
Folgen  bewusst  war,  so  hat  er  dadurch  die  Veranlassung  zu  dem 
gegen  ihn  eingeleiteten  und  durchgeführten  Strafverfahren  gegeben. 
Es  rechtfertigt  sich  daher,  ihm  keine  Entschädigung  zuzusprechen 
und  ihn  zu  den  erwachsenen  erst-  und  oberinstanzliehen  Kosten 
des  Staates  zu  verurteilen. 

III.  1.  Es  frügt  sich  nun  im  weitern,  ob  der  Angeschuldigte 
civilrechtlich  für  die  ihm  zur  Last  gelegten  Hechts  Verletzungen  haft- 
bar ist.  Diese  Frage  ist  zu  bejahen.  Wenn  Barthlome  sich  durch 
Alkoholgenuss  in  bewusstlosen  Zustand  versetzte,  so  hat  er  civil- 
rechtlich culpos  gehandelt  ; denn  er  kannte  seine  Prüdisposition 
und  war  daher  verpflichtet,  jede  Veranlassung  zu  einem  Anfalle  zu 
vermeiden.  Das  Ausserachtlassen  dieser  ihm  zuzumutenden  Vorsicht 
macht  ihn  für  den  im  Zustande  der  Bewusstlosigkeit  angerichteten 
Schaden  haftbar. 

2.  Die  Civilparteien  Friedrich  Wegmüller  und  Lisette  Rüfenacht 
verlangen  Entschädigung  für  den  tort  moral,  der  ihnen  daraus 
entstanden  sein  soll,  dass  Barthlome  dem  Ehemann  Rüfenacht  und 
dem  Friedrich  Wegmüller  gegenüber  gesagt  habe,  Lisette  Rüfenacht 
habe  mit  Friedrich  Wegmüller  „huren“  wollen. 

3.  Was  den  Beweis  für  diese  Äusserung  des  Barthlome  betrifft, 
so  kann  er  als  erbracht  betrachtet  werden,  denn  es  wird  diese 
Thatsaehe  ausser  von  beiden  Civilparteien  noch  vou  den  Zeugen 
Gottfried  Berchtold  und  dem  Ehemanne  Rüfenacht  bezeugt. 

Es  kann  auch  nicht  etwa  gesagt  werden,  dass  der  von 
Barthlome  erhobene  Vorwurf  nur  die  Lisette  Rüfenacht  trifft  ; denn 
er  ist  gegenüber  einer  dritten  Person  (dem  Ehemanne  Rüfenacht) 
angebracht  worden,  und  es  setzt  überdies  das  „huren“  die  not- 
wendige Teilnahme  zweier  Personen  voraus. 

4.  Die  Civilparteien  sind  durch  die  von  Barthlome  in  Gegen- 
wart mehrerer  Personen  ausgestossenen  Anschuldigungen  ernstlich 
in  ihren  persönlichen  Verhältnissen  verletzt  worden.  Es  rechtfertigt 
sich,  ihnen  hierfür  eine  Entschädigung  zuzusprechen,  welche  im 
erstinstanzlich  festgesetzten  Betrage  belassen  werden  kann.  Es 
muss  dem  erstinstanzlichen  Ansätze  auch  insofern  beigepflichtet 
werden,  als  der  Lisette  Rüfenacht  ein  höherer  Betrag  zuerkennt 
wird,  indem  sie  der  Vorwurf  als  Ehefrau  empfindlicher  trifft. 

5.  Da  der  bevollmächtigte  Anwalt  der  Civilparteien  in  ihrem 
Namen  keinen  Kostenschluss  für  die  oberinstanzlichen  Parteikosten 
gestellt,  sondern  einfach  Bestätigung  des  ersten  Urteils  verlangt 
hat,  so  kann  von  einem  Zuspruch  einer  diesfallsigen  Vergütung 
nicht  die  Rede  sein. 

Aus  diesen  Gründen  wird  erkennt  : 
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I.  Gottlieb  Barthlome  wird  von  Schuld  und  Strafe  frei- 
gesprochen ohne  Entschädigung. 

II.  Gottlieb  Barthlome  wird  in  Anwendung  der  Art.  365  St.-V., 
55  und  57  O.R.,  343»,  368  und  468  St.-V. 

verurteilt  : 

1.  Zu  Fr.  50  Entschädigung  inkl.  Interventionskosten  an  Fried- 
rich Wegmttller. 

2.  Zu  Fi-.  55  Entschädigung  inkl.  Interventionskosten  an  Lisette 
Rüfenacht  geb.  Aerni. 

3.  Zu  den  sämtlichen  Kosten  des  Verfahrens,  bestimmt  : 

».  die  erstinstanzlichen  auf  Fr.  68.  70. 
b.  die  Rekurskosteu  des  Staates  auf  Fr.  72. 


Urteil 

des 

Obergerichts  des  Kantons  Appenzell  A.-Rh. 

vom  25.  Juli  1838. 

Verleumdung  oder  Beschimpfung  t 

Frau  K.  geb.  A.  in  U.  hatte  gegen  Frau  Z.  in  U.  Klage  auf 
Verleumdung  erhoben,  weil  dieselbe  bei  verschiedenen  Personen 
und  wiederholt  über  sie  ausgesagt  habe,  sie  könne  „hexen“,  und 
als  Hexe  thue  sie  den  Leuten  allerlei  Cbels  an,  namentlich  könne 
sie  durch  Zauberei  und  Hexerei  bewirken,  dass  Kinder  krank 
werden,  was  sie  gerade  an  ihrem,  der  Angeklagten,  Kind  prakti- 
ziert habe.  Charakteristisch  für  den  noch  bei  vielen  Leuten  auch 
in  unserem  Lande  herrschenden  Aberglauben  ist  das,  was  Frau  Z., 
als  ihr  Kind  vermeintlich  durch  Hexerei  der  Klägerin  krank  ge- 
worden, zur  Beseitigung  des  Cbels  vomahm.  Auf  den  Rat  ihres 
„Hausmannes“  (Mieter)  P.  verbrannte  sie  die  Windeln  ihres  Kindes 
während  der  Zeit  des  Betläutens  und  in  Anrufung  der  drei 
„höchsten“  Namen,  zog  die  Fensterläden  auf  und  schloss  die 
Thüren  im  Hause  zu.  Nach  diesen  Handlungen  habe  das  Kind 
gelächelt,  strampelte  wieder  munter  und  wurde  gesund.  Der  Knecht 
habe  ihr  dann  mitgeteilt,  dass  er  um  die  Zeit,  da  sie  jene  Hand- 
lungen vorgenommen,  vom  Hause  der  Klägerin  ein  solches  Ge- 
schrei gehört,  dass  er  aus  Angst  und  Furcht  davongerannt  sei. 

Das  Kriminalgericht  hat  die  Angeklagte  der  Verleumdung 
schuldig  erklärt  gemäss  Art.  108  des  Strafgesetzes,  zu  vier  Tagen 
Gefängnis  nebst  Herabsetzung  in  den  civilen  Ehren  und  Rechten, 
zu  den  Rechtskosten,  Fr.  114,  und  zu  einer  Entschädigung  von 
Fr.  200  an  die  Klägerin  verfällt. 
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Das  Obergericht  hat  dieses  Urteil  abgeändert,  die  Angeklagte 
nur  der  Beschimpfung  schuldig  erklärt,  unter  Kostenfolge  für  die 
Angeklagte,  gerichtlicher  Satisfaktionserteilung  der  Klägerin  und 
einer  Entschädigung  von  Fr.  150  an  dieselbe  und  Fr.  80  Busse. 

Der  abgeänderte  Spruch  stützt  sich  auf  folgende 

Erwägungen  : 

„Die  Angeklagte  hat  zugegeben,  wiederholt  und  zu  ver- 
schiedenen Personen  geäussert  zu  haben,  sie  halte  die  Klägerin 
für  eine  Hexe,  die  ihre,  der  Beklagten  und  anderer  Leute,  Kinder 
gesundheitlich  gestört  habe.“  Nun  kann  aber  nur  dann  eine  Äusse- 
rung als  Verleumdung  nach  Art.  108  des  Strafgesetzes  betrachtet 
werden,  wenn  diese  Äusserung  sich  auf  eine  Handlung  bezieht, 
die  im  Strafgesetz  als  eine  strafbar  zu  ahndende  bezeichnet  ist.  ln 
unserem  Strafgesetz,  gleich  denen  civilisierter  Länder  überhaupt, 
figuriert  aber  die  sogenannte  Hexerei  und  Zauberei  vernünftiger- 
weise nicht  als  strafbare  Handlung,  vermöge  deren,  respektiv  durch 
Hokuspokus  und  mit  Hülfe  „böser“  Geister  die  in  der  Klage  be- 
zeichneten  schädlichen  Wirkungen  herbeigeführt  werden  können. 
Muss  demnach  die  Angeklagte  von  der  Anklage  auf  Verleumdung 
freigesprochen  werden,  so  charakterisierten  sich  aber  die  Äusse- 
rungen der  Angeklagten  als  Beschimpfung;  die  Angeklagte  hat 
„unbegründete  Gerüchte  unbesonnen  verbreitet“,  Art.  109  des  St.  G.B. 
Die  Ausdrücke  „Hexe“  und  „Hexerei“  in  Bezug  auf  bestimmte 
Personen  werden  allgemein  noch  als  verächtliche,  ehrverletzende 
Äusserungen  gehalten.  Es  ist  demnach  die  Angeklagte  der  Be- 
schimpfung schuldig  zu  erklären.  Etwas  entlastend  für  dieselbe 
spricht  der  Umstand,  dass  nicht  sie  allein  das  unbesonnene,  ehren- 
rührige Gerücht  über  die  Klägerin  verbreitete. 


Strafurteil 

des 

Obergerichts  des  Kantons  Schaffhausen 

vom  2.  März  1900 
gegen 

Anna  Fe/ir,  geb.  den  9.  Januar  1867,  Ehefrau  des  gewesenen  Post- 
fakteurs  Jakob  Fehr,  von  Wagenhaasen,  Angeklagte,  Appellantin, 
Totschlag  betreffend. 

Mit  Urteil  vom  21.  Dezember  1899  erklärte  die  erste  Instanz 
die  Angeklagte  des  Totschlages  im  Sinne  des  § 147  des  Str.-Ges. 
unter  mildernden  Umständen  schuldig,  und  verurteilte  dieselbe 
nach  Antrag  der  Staatsanwaltschaft  zu  fünf  Jahren  Zuchthaus  und 
Verlust  der  bürgerlichen  Ehren  und  Rechte  nach  erstandener  Strafe, 
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sowie  zur  Bezahlung  tler  Kosten  der  Untersuchung  und  des 
Prozesses. 

Gegen  dieses  Urteil  erklärte  die  Angeklagte  die  Berufung  an 
das  Obergericht.  Ihr  Beistand  beantragt  heute,  wie  vor  erster  In- 
stanz, Freisprechung  der  Angeklagten  von  Schuld  und  Strafe, 
eventuell,  falls  das  Gericht  noch  nicht  zu  einer  Freisprechung  ge- 
langen sollte,  Vervollständigung  der  Akten  im  Sinne  der  Erhebung 
eines  Expertengutaehtens  über  den  geistigen  Zustand  der  Ange- 
klagten zur  Zeit  der  inkriminierten  Handlung. 

Ans  folgenden  Gründen: 

1.  Am  4.  Oktober  1899,  morgens  etwa  9 Uhr,  stürzte  sich  die 
Angeklagte  mit  ihrem  5 Jahre  alten  Kinde  bei  der  sogenannten 
Kuhstalltrotte  an  der  Rheinhaldestrasse  in  den  Rhein.  Es  gelang 
einigen  in  der  Nähe  befindlichen  Arbeitern,  beide  herauszuziehen, 
wobei  es  sich  ergab,  dass  das  Kind  schon  tot  war,  währenddem 
die  in  bewusstlosem  Zustande  befindliche  Mutter  noch  lebte. 

2.  Die  nach  der  physischen  Erholung  der  Angeklagten  vor- 
genommene Untersuchung  ergab  in  Bezug  auf  das  Vorleben  der 
Angeklagten  und  die  Verumständungen  der  That  folgendes: 

Frau  Fehl-  lebte  mit  ihrem  Ehegatten  nicht  gerade  unglücklich; 
immerhin  gab  das  Verhalten  des  letzteren  zu  Misshelligkeiten  Ver- 
anlassung. Er  Hess  zwar  der  Frau  von  seinem  Fr.  100  betragenden 
Monatssalär  das  zur  Bestreitung  der  Haushaltung  nötige  Geld  zu- 
kommen, behandelte  auch  sonst  die  Frau  und  das  Kind  recht  ; 
allein  er  hatte  einen  unglücklichen  Hang  zum  Trinken,  der  so 
stark  war,  dass  er  sich  wegen  chronischem  Alkoholismus,  der  bei 
ihm  intensive  Herzstörungen  zur  Folge  hatte,  wiederholt  ärztlich 
behandeln  lassen  musste.  Dieser  Hang  zum  Alkoholgenuss  war  für 
ihn  verhängnisvoll  : einmal  natürlich  dadurch,  dass  ihm  unnötige 
Ausgaben  erwuchsen,  noch  mehr  aber  dadurch,  dass  er  infolge  des 
Trinkens  untüchtig  zur  Ausübung  seines  Berufes  wurde.  Schon 
zweimal  hatte  Fehr  in  seinem  Dienst  als  Postfakteur  Deficite  gehabt, 
die  er  ersetzen  musste.  Er  lieh  sich  zu  diesem  Zwecke  von  zwei 
Personen  Beträge  von  Fr.  100  und  Fr.  150,  die  er  späterhin  bis 
auf  Fr.  50  wieder  abbezahlte.  Angesichts  dieser  Verhältnisse  be- 
mächtigte sich  der  Frau,  die  ihrem  Manne  vergeblich  zuredete, 
anders  zu  werden,  eine  aufgeregte,  verzweifelte  Stimmung.  Diese 
erreichte  ihren  Höhepunkt,  als  am  Mittwoch  den  2.  Oktober  1899 
Fe.hr  seiner  Frau  mitteilte,  dass  er  wiederum  ein  Deficit  von 
Fr.  100  habe.  In  ihrer  Verzweiflung  begab  sie  sich  am  Morgen 
des  genannten  Tages,  nachdem  sie  sich  und  das  Kind  zum  Aus- 
gehen angekleidet  hatte,  in  Begleitung  des  letztem  und  mit  einem 
Regenschirm  versehen  den  Rheinquai  entlang  an  die  Rheinhalde. 
Unterwegs  traf  sie  den  Schneider  Bölmi,  der  bei  Fehr  Kost  und 
Logis  hatte,  an.  Diesem  erzählte  sie  das  neue  Missgeschick,  das 
sie  infolge  des  Deficites  betroffen.  Dabei  bemerkte  sie,  sie  wisse 
bald  keinen  Ausweg  mehr,  sie  glaube,  das  Beste  sei,  sie  ginge  in 
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den  Rhein.  Böhni,  der  ihr  zuredete,  nach  Hause  zu  gehen,  es 
werde  schon  wieder  besser  kommen,  bemerkte  bei  der  Angeklagten 
wohl  eine  Niedergeschlagenheit  und  Aufgeregtheit,  allein  er  be- 
fürchtete kein  Unglück.  Die  Angeklagte  ging  indessen  an  der  er- 
wähnten Stelle,  wo  später  ihr  Hut  und  Schirm  gefunden  wurde, 
mit  ihrem  Kind  ins  Wasser.  In  diesem  Momente  war  niemand  zu- 
gegen, der  sie  hätte  beobachten  können.  Dagegen  wurde  sie,  als 
sie  sich  schon  einige  Meter  vom  Land  weg  im  Wasser  befand,  von 
einem  gewissen  Johann  Bösiger  von  Büsingen,  im  Rheine  schwimmend, 
bemerkt.  Derselbe  rief,  da  er  nicht  schwimmen  und  der  Ertrinken- 
den zu  Hülfe  kommen  konnte,  in  der  Nähe  befindliche  Leute  her- 
bei, die  die  Angeklagte  und  nachher  auch  das  Kind  ans  Land 
brachten.  Nach  der  Aussage  des  Bösiger  muss  die  Angeklagte  etwa 
30  Meter  weit  obenauf  geschwommen  sein.  Er  giebt  an,  dieselbe 
habe  während  dieser  Zeit  den  Kopf  Uber  dem  Wasser  gehalten, 
indem  sie  mit  dem  Arme  Bewegungen  machte.  Das  Gesicht  hule* 
seine  natürliche  Farbe  noch  gehabt.  Von  einem  Kinde  sei  anfäng- 
lich nichts  zu  bemerken  gewesen,  wahrscheinlich  habe  sie  es  mit 
dem  andern  Arme  unter  Wasser  gehalten.  Plötzlich  habe  es  sich 
aber  von  ihr  abgelöst  und  sei  von  ihr  weg  obenauf  geschwommen. 
In  diesem  Momente  habe  die  Frau  angefangen,  um  Hülfe  zu 
rufen  und  mit  beiden  Armen  zu  rudern.  Hierauf  habe  sie  Wasser 
in  den  Mund  bekommen  und  sei  bewusstlos  geworden. 

3.  Die  Angeklagte  selber  gab  im  Verlaufe  der  Untersuchung 
vollkommen  ruhig  und  gefasst  klare  Auskunft  Uber  ihre  That. 
über  die  Art  und  Weise,  wie  sie  zu  dem  Entschlüsse  kam,  sich 
und  ihr  Kind  zu  töten,  sowie  üher  die  Ausführung  desselben  giebt 
sie  an,  sie  sei  in  der  ganzen  letzten  Zeit  in  ungewöhnlichem  Masse 
aufgeregt  gewesen,  weil  all  ihr  Zureden  an  den  Mann  nichts  genützt 
habe  ; als  dieser  ihr  nun  gar  die  Mitteilung  von  dem  neuen  Deficit 
gemacht  habe,  sei  ihr  erster  Gedanke  gewesen,  er  werde  jetzt  um 
seinen  Dienst  kommen;  sie  habe  sich  nicht  mehr  denken  können, 
wie  es  weiter  gehen  würde,  und  dabei  vollständig  den  Kopf  ver- 
loren. In  dieser  Gemütsverfassung  habe  sie  den  Entschluss  gefasst, 
in  den  Rhein  zu  gehen.  Sie  habe  zu  Hause  noch  einen  dunkeln 
Rock  angezogen  und  sei  dann  mit  dem  Kinde,  dem  sie  angegeben 
habe,  sie  wollten  spazieren  gehen,  zur  Rheinhalde  hinaus  gegangen. 
Dort  habe  sie  das  Kind,  das  von  ihrer  Absicht  keine  Ahnung  ge- 
habt habe,  auf  den  Arm  genommen  und  sei  mit  ihm  über  eine 
Treppe  ins  Wasser  gegangen.  Über  das,  was  von  diesem  Momente 
an  mit  ihr  und  mit  dem  Kinde  geschehen  sei,  fehle  ihr  die  Er- 
innerung. 

4.  Bei  allen  ihren  Aussagen  verhielt  sieh  die  Angeklagte  ihrem 
Manne  gegenüber  schonend.  Dieser  seinerseits  gab,  um  sein  eigenes 
moralisches  Verschulden  abzuschwächen,  zu  Protokoll,  er  könne 
das  Vorgehen  seiner  Frau  gar  nicht  begreifen  ; sie  habe  die  Sache 
schlimmer  angesehen,  als  sie  in  der  That  gewesen  sei.  Er  schalt 
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seine  Frau  einen  Hitzkopf  und  einen  Starrkopf  und  machte  geltend, 
dass  sie  zusammen,  abgesehen  von  kleineren  Streitigkeiten,  wie  sie 
überall  vorzukommen  pflegten,  nicht  im  Unfrieden  gelebt  hätten, 
auch  hätten  beide  ihr  Kind  geliebt. 

5.  Was  das  letztere  betrifft,  so  will  die  Angeklagte  dasselbe 
nicht  deshalb  mit  sich  genommen  haben,  weil  sie  etwa  gefürchtet 
habe,  es  sei  bei  seinem  Vater  schlecht  aufgehoben,  sondern  weil 
sie  so  sehr  an  dem  Mädchen  gehangen  habe  und  sich  auch  im 
Tode  nicht  habe  von  ihm  trennen  wollen. 

6.  Die  Verteidigung  stützt  ihren  Antrag  auf  Freisprechung  auf 
§ 30  der  Strg. -Novelle,  wonach  „die  Strafbarkeit  einer  Handlung 
ausgeschlossen  ist,  wenn  die  Geistesthätigkeit  des  Handelnden  z.  Z. 
der  Begehung  der  That  so  beschaffen  war,  dass  er  die  Fähigkeit 
der  Selbstbestimmung  oder  die  zur  Erkenntnis  der  Strafbarkeit 
erforderliche  Urteilskraft  nicht  besass“.  Unter  Verweisung  auf  diese 
Bestimmung  wird  von  der  Verteidigung  im  wesentlichen  geltend 
gemacht,  die  Angeklagte  habe  sich  im  Momente  der  Begehung  der 
That  in  einem  Zustande  akuter  Geistesverwirrtheit  befunden,  sie 
sei  in  dem  kritischen  Momente,  wie  dies  fast  bei  jedem  Selbst- 
mörder der  Fall  sei,  nicht  mehr  Herrin  ihres  Willens  gewesen. 
Als  kritischen  Moment  bezeichnet  der  Verteidiger  den  Zeitpunkt, 
in  dem  die  Angeklagte  über  die  Treppe  ins  Wasser  ging,  mit 
andern  Worten,  den  Zeitpunkt,  von  welchem  an  der  Angeklagten 
nach  ihrer  eigenen  Aussage  die  Erinnerung  über  das,  was  mit  ihr 
geschah,  fehlt.  Nach  der  Meinung  des  Verteidigers  wäre  diese 
momentane  Verwirrtheit  eine  Folge  der  ausserordentlichen  Gemüts- 
depression gewesen,  in  der  sich  die  Angeklagte  infolge  der  nach 
ihrer  Meinung  erdrückenden  Schicksalsschläge  befand.  In  Wahrheit 
sei  diese  Gemtttsdepression  stärker  gewesen,  als  man  nach  den 
Akten  anzunehmen  geneigt  sei.  Die  Angeklagte  habe  unter  dem 
Lebewesen  ihres  Mannes  mehr  gelitten,  als  sie  angobe;  sie  habe 
aus  Schonung  Für  diesen  nicht  alles  gesagt:  derselbe  sei  in  Wirk- 
lichkeit schon  lange  nicht  mehr  der  gute  Hausvater  gewesen,  als 
welcher  er  in  den  Akten  erscheine.  In  dieser  Beziehung  erwähnt 
die  Verteidigung  heute,  dass  der  Mann  der  Frau,  während  sie  in 
Haft  sass,  alles  von  ihr  Zugebrachte  veräussert  und  in  Alkohol 
habe  aufgehen  lassen.  Man  müsse  bei  der  Bemessung  und  Beur- 
teilung von  Seelenstimmungen  einen  subjektiven  Massstab  anlegen. 
Thatsache  sei  nun  eben,  dass  die  Niedergeschlagenheit  bei  der 
etwas  schwächlich  konstituierten  Angeklagten  so  stark  gewesen  sei, 
dass  das  Mass  des  über  sie  hereingebroehenen  Missgeschickes  und 
Elendes  infolge  des  neuen  Deficites  voll  gewesen  sei  und  sie,  die 
Angeklagte,  erdrückt  habe. 

7.  Diese  Auffassung  ist  indessen  nicht  richtig.  Es  untersteht 
allerdings  keinem  Zweifel,  dass  die  Angeklagte  infolge  aller  der 
rasch  aufeinander  folgenden,  ihre  Familie  betreffenden  Ereignisse 
der  letzten  Zeit  in  eine  heftige  Gemütserregung  geriet  und  in 
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diesem  Zustande  den  unseligen  Entschluss  fasste,  sich  und  ihr 
Kind  zu  töten  ; allein  das  Obergericht  kann  nicht  finden,  dass  diese 
Gemütserregung  so  gross  gewesen  sei,  dass  die  Angeklagte  infolge 
derselben  die  Fähigkeit  der  Selbstbestimmung  und  die  zur  Erkennt- 
nis der  Strafbarkeit  der  Handlung  erforderliche  Urteilskraft  nicht 
mehr  gehabt  habe.  Aus  den  Akten  geht  hervor,  dass  dem  Ent- 
schluss die  Erwägung  vorausging,  es  sei  besser,  in  den  Tod  zu 
gehen,  als  ein  Leben,  wie  es  ihr  beschieden  war,  weiter  zu  führen. 
Auch  ihr  Entschluss,  das  Mädchen  mit  in  den  Tod  zu  nehmen, 
stellt  sich  dar  als  Ergebnis  einer  gewissen  Erwägung.  Inhalt  der- 
selben war  der  Wunsch,  mit  dem  geliebten  Kinde  im  Tode  vereint 
zu  sein.  Dass  solche  Erwägungen  der  That  zu  Grunde  liegen,  lässt 
sich  aus  den  eigenen  Aussagen  der  Angeklagten,  sodann  aber  auch 
aus  ihrem  ganzen  Verhalten  kurz  vor  der  That  nachweisen; 
namentlich  ihre  kurze  Unterredung  mit  dem  Schneider  Böhni  lässt 
in  dieser  Beziehung  kaum  einen  Zweifel  mehr  übrig.  Aus  allem 
ergiebt  sich  mit  Gewissheit,  dass  die  Angeklagte  schon  zu  Hause 
den  Gedanken,  sich  und  ihr  Kind  durch  Ertrinken  zu  töten,  fasste. 
Möglich  ist,  dass  dieser  Gedanke  bei  der  Angeklagten  erst  auf 
dem  Wege  vollends  zum  Entschlüsse  reifte;  allein  nichts  deutet 
darauf  hin,  dass  die  Angeklagte  sich  dabei  im  Zustande  geistiger 
Umnachtung  oder  auch  nur  einer  Verwirrung  befand.  Die  An- 
geklagte ist  geistig  normal,  und  es  sind  keine  Anzeichen  dafür 
vorhanden,  dass  die  Angeklagte  auch  nur  zeitweise  geistig  abnorm 
war.  Auch  am  Tage  der  Begehung  der  That  konnte  man  bei  ihr 
nichts  wahrnehmen,  das  auf  das  Vorhandensein  einer  Schwächung 
des  Intellektes  hingedeutet  hätte.  So  deponierte  der  Zeuge  Böhni, 
er  habe  zwar  gesehen,  dass  sich  die  Angeklagte  im  Zustande 
äusserster  Niedergeschlagenheit  und  Erregung  befunden  habe,  allein 
er  hätte  sie  auch  in  diesem  Momente  nicht  für  fähig  gehalten, 
einen  derartigen  Schritt  zu  thun,  er  habe  ihre  Bemerkung,  dass 
sie  am  liebsten  ins  Wasser  gehen  möchte,  nicht  ernst  aufgenommen. 

Nach  dem  Gesagten  darf  nicht  angenommen  werden,  dass 
die  Angeklagte  bei  Fassung  des  Entschlusses,  ihr  Kind  zu  töten, 
unzurechnungsfähig  gewesen  sei,  sie  ist  demnach  für  ihre  That 
verantwortlich. 

Was  die  Qualifikation  der  letztem  betrifft,  so  muss  die  An- 
geklagte in  Anbetracht,  dass  sie  sich  in  heftiger  Gemütserregung 
befand,  des  Totschlages  im  Sinne  des  § 147  Str.-G.  schuldig  erklärt 
werden.  Sie  ist  demnach  gemäss  dieser  Bestimmung  zu  bestrafen. 
Es  rechtfertigt  sich,  der  Angeklagten  nach  der  Aktenlage  straf- 
mildernde Umstände  zuzugestehen  und  unter  Berücksichtigung  der- 
selben auf  das  Minimum  der  Strafe  zu  erkennen:  dasselbe  beträgt 
5 Jahre  Zuchthaus. 

Die  Kostenfolge  ist  eine  Folge  der  Hauptsache. 

Gefunden  : 

Die  Appellation  sei  eine  unbegründete,  die  Angeklagte  habe 
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sich  des  Totschlags  im  Sinne  des  g 1 47  8tr.-G.  unter  mildernden 
Umständen  schuldig  gemacht,  und 

su  Recht  erkannt: 

1.  Es  sei  Anna  Fehr  zu  5 Jahren  Zuchthaus,  vom  9.  Oktober 
1899  ab  zählend,  verurteilt. 

2.  Sei  dieselbe  nach  erstandener  Strafe  auf  die  Dauer  eines 
Jahres  der  bürgerlichen  Ehren  und  Rechte  verlustig  erklärt. 

3.  Habe  sie  die  erwachsenen  Untersuchungs-  und  Prozesskosten 
zu  bezahlen. 


Urteil 

des 

Obergrerichts  des  Kantons  Thurgau 

vom  2.  März  1900 
in  Sachen 

Adolf  Kreis,  Sekundarlehrer,  von  Ermatingen,  zur  Zeit  in  London, 

und 

Emil  Kreis,  Sekundarlehrer,  von  Ermatingen,  in  Ainrisweil,  An- 
geklagte und  I.  Appellanten. 

Körperrerletzung  durch  chemische  Experimente  eines  Lehrers.  Fahr- 
lässigkeit ? 

Am  Vonnittag  des  4.  Mai  1899  ereignete  sich  während  des 
vom  Stellvertreter  Emil  Kreis  für  den  eigentlichen  Lehrer  Adolf 
Kreis,  welch  letzterer  für  das  Sommersemester  1 899  beurlaubt  war, 
den  Schülern  der  oheim  Klassen  der  Sekundarschule  Diessenhofen 
erteilten  Chemieunterrichts  eine  Explosion  des  auf  dem  Experi- 
mentiertisch . vor  den  Schülern  aufgcstellten  Gasometers,  der 
aus  einem  grossen  Glascylinder  bestand  und  dessen  zahlreiche 
Splitter  mit  grosser  Wucht  im  Zimmer  herumgeschleudert  wurden, 
so  dass  von  den  17  anwesenden  Schülern  14  verletzt  wurden. 
Diese  Verletzungen  waren  zum  Teil  sehr  schwerer  Natur.  Laut 
den  vorliegenden  ärztlichen  Gutachten  ergiebt  sich  nämlich,  dass 
zwei  Schüler,  ein  Knabe  und  ein  Mädchen,  je  das  linke  Auge  gänz- 
lich eingebüsst  haben,  dass  weitere  vier  Schüler  einen  bleibenden 
Nachteil  an  den  verletzten  Augen  erlitten  und  dass  auch  die 
übrigen  Beschädigten  längere  Zeit  in  ärztlicher  Behandlung  sich 
befanden  und  teilweise  entstellende  Narben  im  Gesichte  davon- 
trugen. 

Die  Explosion  des  Gasometers  muss  dadurch  erfolgt  sein,  dass 
der  Angeklagte  Emil  Kreis  mit  dem  vorher  im  Glascylinder  auf- 
gespeicherten Sauerstoff  durch  ein  Experiment  beweisen  wollte, 
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dass  der  Sauerstoff  ira  Stande  sei,  einen  glühenden  Span  zu  leb- 
hafter Verbrennung  zu  bringen,  wobei  der  Lehrer,  nachdem  er  zu- 
vor den  Hahn  des  Gasometers  geöffnet,  den  Sauerstoff  durch 
einen  Schlauch  austreten  und  den  glühenden  Span  durch  eineu 
Schüler  an  die  Mündung  hinhalten  liess. 

Nach  den  von  den  beiden  angeklagten  Lehrern  in  der  Vor- 
untersuchung gemachten  Angaben  ist  erstellt,  dass  der  Gasometer 
seit  längerer  Zeit  zur  Aufbewahrung  von  Acetylengas  diente.  Es 
muss  infolgedessen  auch  das  Wasser,  welches  sich  darin  befunden 
hatte,  mit  diesem  Gase  gesättigt  gewesen  sein,  eine  Thatsache,  die 
übrigens  beiden  Lehrern  nicht  unbekannt  sein  konnte.  Am  10.  April 
1899,  als  am  Kxamentag,  soll  der  Gasometer  noch  ungefähr  zu  */« 
mit  Acetylen  angefüllt  gewesen  sein.  Am  20.  April,  bevor  der  An- 
geklagte A.  Kreis  seinen  Urlaub-  antrat  und  Emil  Kreis  dessen 
Vertretung  übernahm,  wurde  dieser  Acetylenrest  zwar  verbrannt, 
der  Gasometer  jedoch  mit  Wasser  sofort  wieder  nachget'Ullt,  wobei 
höchst  wahrscheinlich  nicht  alles  Acetylen  entfernt  worden  war. 
Am  3.  Mai  leitete  sodann  der  Angeklagte  Emil  Kreis  4 — 5 Liter 
reinen  Sauerstoff  in  den  Gasometer,  unterliess  es  aber,  damals  eine 
Probe  des  von  ihm  am  folgenden  Tage  beabsichtigten  Experimentes 
zu  veranstalten. 

Nach  dem  Gutachten  des  Experten  Professor  Dr.  Stauffacher 
muss  das  seit  früher  her  im  Gasometer  sich  befindende  Wasser 
nach  und  nach  stark  acetylenhaltig  geworden  und  infolge  Durch- 
strömens  des  Sauerstoffes  ein  explosives  Gemisch  entstanden  »ein. 

Die  erste  Instanz  in  Übereinstimmung  mit  der  Staatsanwalt- 
schaft nahm  nun  an,  dass  die  beiden  Angeklagten  sich  eine  straf- 
bare Fahrlässigkeit  haben  zu  schulden  kommen  lassen.  Sie  führte 
aus,  ein  richtiger  Chemiker  hätte  nach  der  Verwendnng  des 
Apparates  zu  Acetylen  vor  seinem  Gebrauche  zur  Aufnahme  von 
Sauerstoff  das  Wasser  völlig  entfernt.  Ebenso  müsse  die  Demon- 
stration des  Sauerstoffes  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  als 
eine  unsorgfältige  Manipulation  bezeichnet  werden.  Da  den  An- 
geklagten die  Eigenschaften  des  Acetylens,  dessen  Leichtlöslichkeit 
im  Wasser,  und  die  Folgen  einer  Verbindung  von  Sauerstoff  mit  in 
Wasser  aufgelöstem  Acetylen  bekannt  gewesen,  hätten  sie  die  hohe 
Gefährlichkeit  eines  derartigen  Experimentes  vor  Augen  sehen 
sollen,  wie  ihnen  andererseits  auch  die  Pflicht  zu  einer  sorgfältigen 
Überlegung  obgelegen  habe.  Es  wurden  denn  auch  die  beiden 
Angeklagten  zu  je  Fr.  100  Geldbusse  und  zur  gemeinsamen 
Tragung  der  Kosten  unter  Solidarhaft  verurteilt,  der  Damnitikuts- 
punkt  dagegen  ad  separatum  verwiesen. 

Gegen  dieses  Urteil  ergriffen  die  beiden  Angeklagten  sowohl, 
als  auch  die  Damnitikatcn,  das  Rechtsmittel  der  Berufung. 

Der  Angeklagte  Emil  Kreis  bittet  um  Freisprechung,  indem 
er  in  Abrede  stellt,  gewusst  zu  haben,  dass  sich  in  dem  Wasser 
im  Gasometer  drin  Acetylen  befunden  habe,  wie  er  auch  nicht 


DigiJizedbyjL 


Entschcfdimgen  in  Strafsachen. 


103 


censiert  gewesen  sei,  dies  zu  wissen,  da  er  niemals  Unterricht  in 
organischer  Chemie  genossen.  Er  habe  lediglich  den  Ausführungen 
des  eigentlichen  Lehrers,  des  Mitangeklagten  Adolf  Kreis,  Folge 
gegeben,  welcher  ihm  empfohlen,  Wasser  in  den  Gasometer  nach- 
zufüllen, und  betont  noch  ausdrücklich,  dass  das  Experiment  oder 
die  Demonstration  an  und  für  sich  höchst  einfach  und  gefahrlos  sei. 

Der  Mitangeklagte  Adolf  Kreis  ersucht  ebenfalls  um  Frei- 
sprechung. Er  habe  nicht  gewusst,  und  auch  nicht  wissen  können, 
dass  Acetylen,  von  Wasser  absorbiert,  und  von  durchströraendem 
Sauerstoff  mitgerissen,  ein  explosives  Gemisch  erzeuge,  und  dass 
in  dem  Belassen  des  acetylenhaltigen  Wassers  im  Gasometer  eine 
Gefahr  liege.  Er  sei  vielmehr  der  Meinung  gewesen,  dass  er  mit 
dem  Nachfüllen  des  Wassers  alle  technisch  gebotenen  Vorsichts- 
inassregeln  getroffen  habe,  eine  Anschauung,  die  damals  in  den 
Kreisen  der  Chemiker  allgemein  verbreitet  gewesen  sei.  Eventuell 
bittet  er,  über  diese  Punkte,  welche  in  dem  Stauffacherschen  Gut- 
achten nicht  hinlänglich  aufgeklärt  seien,  eine  Oherexpertise  ein- 
zuholen. 

Die  Staatsanwaltschaft  hält  die  Voraussetzungen  der  strafbaren 
Fahrlässigkeit  als  gegeben,  weshalb  sie  Schuldigerklärung  der 
beiden  Angeklagten  und  angemessene  Bestrafung  derselben  be- 
antragt. 

Die  Damnitikaten  protestieren  gegen  die  Verweisung  ihrer 
Civilansprüche.  ad  separatum,  sondern  verlangen  vielmehr,  dass 
diese  gleichzeitig  mitbeurteilt  werden  ; sie  stützen  ihre  Klage  auch 
auf  Artikel  50  ff'.  O.-K.,  welches  Begehren  von  den  Angeklagten 
indes  wiederum  bestritten,  beziehungsweise  als  unstatthaft  be- 
zeichnet wird. 

Das  Obergericht  ordnete  durch  Schlussnahme  vom  2ti.  Dezember 
1899  eine  Oberexpertise  darüber  an,  ob  die  Angeklagten  hätten 
wissen  müssen,  ob  im  Wasser  absorbiertes  Acetylen  von  durch- 
strömendem Sauerstoff  mitgerissen  werde  und  dadurch  ein  explo- 
sives Gemisch  entstehe,  oder  ob  nicht  zur  Zeit  des  Vorfalles  auch 
ein  Chemiker  geglaubt  hätte,  mit  dem  Xachfüllen  des  Wassers  alle 
im  speciellen  Falle  technisch  gebotene  Vorsicht  geübt  zu  haben. 
Als  Oberexperte  wurde  bezeichnet  Herr  Dr.  Gnehm,  Professor  der 
Chemie  am  eidgenössischen  Polytechnikum  in  Zürich. 

In  der  heutigen  Verhandlung  erneuern  die  beiden  Angeklagten 
ihr  Gesuch  um  Freisprechung  und  um  Überbindung  sämtlicher 
Kosten  an  den  Staat. 

Die  Staatsanwaltschaft  erklärt,  keinen  weiteren  Antrag  zu 
stellen,  sondern  die  Würdigung  der  Expertise  dem  Obergerichte 
überlassen  zu  wollen  ; immerhin  verlangt  sie,  dass  die  Angeklagten 
auch  im  Falle  der  Freisprechung  die  erwachsenen  Kosten  zu  tragen 
haben. 

Der  Vertreter  der  Damnitikaten  hält  an  seinem  bereits  in  der 
ersten  obergerichtlichen  Verhandlung  vom  2t».  Dezember  1899  ein- 
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genommenen  Standpunkt  fest  und  behält  sieh  das  Recht  der  selb- 
ständigen (Zivilklage  ausdrücklich  vor. 

Den  Ausführungen  des  Oberexperten,  deren  Richtigkeit  von 
keiner  Seite  angefoehten  werden  kann,  ist  zu  entnehmen,  dass  das 
Acetylen  eine  Erfindung  neueren  Datums  ist,  welche  seit  einigen 
Jahren  die  Aufmerksamkeit  weitester  Kreise  in  Anspruch  nimmt; 
dass  aber  in  dem  vom  Angeklagten  Emil  Kreis  benutzten  Lehr- 
buche, Repetitorium  der  Chemie  von  Arnold,  bei  Besprechung  des 
Acetylens  über  dessen  Löslichkeit  im  Wasser  nichts  erwähnt  ist, 
wie  denn  auch  über  das  Verhalten  wässeriger  Acetylenlösung 
gegen  durchströmenden  Sauerstoff  sogar  in  der  neuesten  Acetvlen- 
litteratur  nichts  gefunden  werden  könne,  obwohl  der  Chemiker  von 
Fach  eine  zutreffende  Erklärung  auf  Grund  seiner  Kenntnisse  in 
der  allgemeinen  Chemie  zu  geben  vermöge.  Immerhin  dürfe,  wie 
sich  der  Oberexperte  weiter  ausspricht,  nicht  ausser  acht  gelassen 
werden,  dass  derjenige,  welcher  theoretisch  tüchtig  vorgebildet  ist 
und  die  Eigenschaften  von  chemischen  Verbindungen  ganz  genau 
kennt,  deshalb  nicht  ohne  weiteres  als  befähigt  erscheinen  müsse, 
seine  Kenntnisse  auch  experimentell  zum  Ausdruck  zu  bringen, 
denn  hierzu  erfordere  es  wieder  einer  besonderen  Fähigkeit,  die 
nur  durch  Übung  und  Erfahrung  erworben  werden  könne.  Es 
komme  denn  auch  häufig  vor,  dass  junge  Leute  mit  ganz  tüchtigem 
Wissen  total  verfehlte  Versuchsanordnungen  treffen. 

Was  nun  den  Bildungsgrad  der  beiden  Angeklagten  anbetrifft, 
so  finden  sich,  in  den  Akten  wenigstens,  keinerlei  nähere  Anhalts- 
punkte Uber  Adolf  Kreis  vor;  dagegen  erscheint  nach  der  Ansicht 
von  Professor  Dr.  Gnehm  die  kurze  Zeit,  während  welcher  sich 
Emil  Kreis  chemischen  Studien  widmete,  gerade  als  genügend,  um 
sich  mit  den  ersten  Anfangsgründen  der  Chemie  bekannt  zu 
machen.  Um  Übung,  Gewandtheit  und  Sicherheit  im  Experimen- 
tieren zu  erlangen,  bedürfe  es  aber  wesentlich  grösserer  Opfer. 
Das  von  Emil  Kreis  betriebene  Studium  der  Chemie  habe  ihn  daher 
unmöglich  zu  einem  tieferen  Eindringen  in  diese  Wissenschaft 
führen  können.  Seine  Kenntnisse,  über  die  er  gemäss  seinem  Studien- 
gang verfügen  konnte . reichten  kaum  an  das  Maas  desjenigen 
heran,  was  man  von  einem  Chemiestudierenden  am  Schlüsse  seines 
ersten  Semesters  verlangen  könne,  seine  Kenntnisse  seien  gleich 
Null.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  müsse  richtigerweise  denn 
auch  seine  Handlungsweise  beurteilt  werden. 

Im  weitem  wird  dann  in  dem  Obergutachten  ausgeführt,  dass 
ein  Fachmann  auf  dem  Gebiete  der  Chemie  allerdings  bei  den 
Versuchen  etwas  anders  zu  Werke  gegangen  wäre,  allein  damit 
soll  nicht  etwa  gesagt  sein,  dass  jüngere  Chemiker,  denen  die 
nähere  Bekanntschaft  mit  Acetylen  abgehe,  int  damaligen  Zeitpunkt 
nicht  ebenso  gehandelt  hätten  wie  die  Angeklagten.  Mancher  von  ihnen 
hätte  sich  mit  der  Entfernung  des  gasförmigen  Acetylens  ebenfalls 
begnügt  in  dem  Glauben,  damit  jegliche  Gefahr  beseitigt  zu  haben. 
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Die  Oberexpertise  gelangt  schliesslich  zu  dem  Schlüsse,  dass 
nicht  vorausgesetzt  werden  könne,  dass  die  Angeklagten  hatten 
wissen  müssen,  ob  im  Wasser  absorbiertes  Acetylen  von  durch- 
strömendem Sauerstoff  raitgerissen  werde  in  solchem  Umfange, 
dass  dadurch  ein  explosives  Gemisch  entstehe;  und  dass  ferner 
zur  Zeit  des  Vorfalles  auch  ein  mit  dem  Acetylen  nicht  näher  ver- 
trauter Chemiker  sehr  wohl  zur  Annahme  gelangen  konnte,  mit 
dem  Naehfüllen  des  Wassers  alle  im  speciellen  Falle  technisch  ge- 
botene Vorsicht  geübt  zu  haben.  Die  Katastrophe  erweise  sich 
daher  als  ein  Unglück,  das  durch  eine  verhängnisvolle  Kette  ver- 
schiedener Umstande  herbeigeftthit  wurde,  welches  nicht  dem 
Einzelnen  allein  und  ausschliesslich  zur  Last  gelegt  werden  könne. 

Auf  Grund  dieser  fachmännischen  Erörterungen  vermag  nun 
die  II.  Instanz  der  Anschauung  nicht  beizupflichten,  dass  auf  seiten 
der  beiden  Angeklagten  eine  strafbare  Fahrlässigkeit,  ein  Mangel 
an  pflichtgemässer  Besonnenheit  vorliege,  zumal  auch  die  vom 
Angeklagten  Emil  Kreis  am  4.  Mai  1899  beabsichtigte  Demon- 
stration ein  an  und  für  sich  ungefährliches  und  höchst  einfaches 
Experiment  ist,  dessen  Vornahme  laut  der  Erklärung  der  Geschäfts- 
führung der  Sekundarschulinspektionskommission  vom  23.  Juni 
1899  allgemein  üblich,  ja  geradezu  vorgeschrieben  ist.  Das  Ober- 
gericht gelangt  daher  zur  Freisprechung  der  Angeklagten  von 
Schuld  und  Strafe  unter  Überbindung  sämtlicher  Kosten  an  den 
Staat,  indem  nach  seiner  Ansicht  die  Voraussetzungen  des  § 50, 
Absatz  1,  der  Strafprozessordnung  in  casu  nicht  zutreffen. 

Damit  ist  auch  das  Begehren  der  Damniflkaten  um  gleich- 
zeitige Beurteilung  ihrer  Entschädigungsforderungen  ohne  weiteres 
erledigt.  Immerhin  bleibt  es  ihnen  unbenommen,  im  Wege  der 
selbständigen  Klage  gegen  die  Angeklagten  vorzugehen,  wie  denn 
auch  durch  das  freisprechende  Urteil  der  Frage  der  civilrechtiichen 
Verantwortlichkeit  nicht  präjudiziert  sein  soll. 

Gefunden  : 

Die  Angeklagten  seien  der  fahrlässigen  Körperverletzung  nicht 
schuldig, 

und  in  Anwendung  des  § 49,  litt,  a,  der  St.-P.-O. 
erkannt: 

1.  Seien  die  Angeklagten  freigesprochen. 

2.  Bezahle  der  Staat  die  erwachsenen  Kosten  der  Untersuchung 
und  erstinstanzlichen  Beurteilung  mit  Fr.  163. 45,  die  erst- 
instanzlichen Kanzleigebüliren  mit  Fr.  4.  60,  ein  zweitinstanz- 
liches Gerichtsgeld  von  Fr.  40,  Anklagegebühr  Fr.  8,  die 
Kosten  der  Expertise  mit  Fr.  100,  obergerichtliche  Kanzlei- 
auslagen Fr.  4. 50,  nebst  den  Kosten  der  obergerichtliehen 
Verhandlung  vom  26.  Dezember  1899  mit  Fr.  28. 
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Strafvollzug. 

Une  évasion.  Un  fait  réeent  vient  d'attirer  une  fois  de  plus  l'attention 
des  autorités  et  du  public  tout  entier  sur  l’état  fâcheux  de  nos  prisons 
genevoises.  Dans  le  courant  de  février  dernier,  deux  détenus,  les  nommés 
Partheuis,  Grec  de  naissance,  et  Got,  de  nationalité  française,  s’évadaient 
ensemble  de  l’Evêché  où  ils  subissaient,  le  premier  la  peine  de  la  réclu- 
sion, le  second  celle  de  l'emprisonnement  pour  infractions  contre  la  propriété. 
L’émoi  fut  grand  dans  notre  ville;  il  redoubla  lorsque  la  presse  quotidienne 
eut  mis  ses  lecteurs  au  courant  des  péripéties  de  cette  double  fuite.  Voici 
le  résumé,  des  faits  tels  que  les  journaux  les  ont  racontés  sans  être  dé- 
mentis, tels  qu’ils  m'ont  été.  confirmés  de  bonne  source. 

Feignant  une  indisposition,  Partheuis  sort  avant  l’heure  réglementaire 
de  l’atelier  dans  lequel  il  travaillait  avec  son  complice,  et  se  retire  dans  sa 
cellule,  fermée  par  un  simple  verrou  extérietir.  Quittant  A son  tour  le  travail 
et  voyant  l’attention  des  gardiens  concentrée  sur  la  distribution  du  repas 
du  soir,  Got  tire  ce  verrou.  La  serrure  n’étant  pas  fermée  à clef,  le  pré- 
tendu malade  sort  de  sa  cellule  et  se  dissimule  dans  différents  locaux  pett 
surveillés.  Puis,  la  nuit  venue,  rendant  A son  acolyte  service  pour  service, 
il  va  A son  tour  tirer  le  verrou  de  la  cellule  de  Got.  Les  deux  détenus 
(ils  avaient  eu  soin  de  placer  des  mannequins  dans  leurs  lits  pour  ne  pas 
éveiller  l’attention  des  gardiens  de  ronde)  se  trouvent  donc  libres  A l’inté- 
rieur de  la  prison.  Pour  en  sortir,  les  moyens  ne  leur  manquaient  pas, 
l’événement  l’a  prouvé,  et  ce  qu’il  y a de  plus  grave  dans  cette  affaire, 
c’est  la  sécurité  dont  ont  joui  les  deux  associés  pendant  qu’ils  combinaient 
leur  plan  et  confectionnaient  leur  attirail.  Ils  ont  pu  se  fabriquer  A loisir 
une  longue  échelle  d’un  travail  remarquable,  faite  d’étoffes  tressées  (Par- 
thenis  et  Got  travaillaient  A lu  confection  de  bourrelets  de  portes)  et  munie 
A son  extrémité  d’un  crochet  de.  fer  fabriqué  par  la  torsion  d’un  ustensile 
mis  A leur  disposition.  Ainsi  munis,  ils  pénétrent  dans  un  poste  non 
gardé,  y prennent  la  clef  du  vestiaire,  troquent  leurs  vêtements  contre 
leurs  propres  effets  ou  ceux  d’un  codétenu,  gagnent  la  cuisine  et  brisant 
une  fenêtre,  parviennent  dans  une  petite  cour  extérieure.  Us  n’out  plus 
que  le  mur  d'enceinte  A franchir,  mais  IA  encore  leur  ingéniosité  se  déploie. 
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Des  manches  ä balai  pris  par  eux  dans  les  lieux  d’aisance  et  attachés  les 
uns  aux  autres  leur  permettent  de  hisser  leur  échelle  à une  fenêtre  et  de 
l’assujettir  aux  barreaux  au  moyen  du  crochet  qui  la  termine.  Cette  fenêtre 
touche  presque  A la  muraille,  par  dessus  laquelle  l'échelle  lancée  dans  la 
rue  vient  toucher  le  sol,  son  extrémité  supérieure  restant  fixée  aux  barreaux. 
La  descente  n’est  plus  qu’un  jeu  et  de  Genève  à la  frontière  la  distance 
est  bientôt  franchie. 

On  comprend  que  cette  série  d’exploits  n’ait  pas  été  sans  troubler 
quelque  peu  la  quiétude  des  habitants  de  Genève.  Les  points  d’interroga- 
tion se  posaient  nombreux.  Comment,  nu  mépris  du  réglement  qui  prescrit 
le  travail  silencieux,  les  deux  compères  avaient-ils  pu  minuter  un  plan 
aussi  bien  conçu?  Comment,  au  mépris  de  la  surveillance  la  plus  élémen- 
taire, avaient-ils  pu  mettre  de  côté  les  matériaux  nécessaires?  Comment 
surtout  avaient-ils  pu  fabriquer  et  tenir  cachés  des  appareils  d’évasion 
aussi  perfectionnés?  L’échelle  seule  a dû  coûter  bien  des  journées  de  tra- 
vail; sa  dimension  est  telle  qu’elle  n’aurait  pu  être  dissimulée  dans  un  lit, 
par  exemple,  sans  en  doubler  le  volume.  S’il  est  vrai,  comme  l’affirme  Got, 
que  cette  échelle  avait  été  cachée  dans  un  sac,  comment  une  visite  n’en 
a-t-elle  pas  amené  la  découverte?  Outre  cet  engin  indispensable,  les  deux 
évadés  s’étaient  fabriqués  des  chaussons  pour  pouvoir  circuler  sans  bruit. 
L’un  d’eux  avait  poussé  la  précaution  jusqu'il  se  tresser  une  sorte  de 
veston  pour  le  cas  où  il  ne  retrouverait  pas  ses  vêtements.  Comment  la 
fermeture  des  cellules  n'est-elle  pas  plus  hermétique?  Pourquoi  n'utilise-t-on 
pas  la  serrure  placée  A côté  du  verrou  et  laisse-t-on  au  premier  qui  passe  la 
faculté  d'ouvrir  la  porte?  Comment  les  évadés  ont-ils  pu  se  promener  dans 
toute  la  prison,  passant  de  la  partie  forte  dans  la  partie  moins  bien  gardée? 
Par  quelle  incurie  les  portes  de  fer  qui  isolent  les  uns  des  autres  les  diffé- 
rents quartiers  de  l’Evêché  avaient-elles  été  laissées  ouvertes?  Bref,  la 
négligence  était  si  patente  qu'on  en  était  presque  venu  à savoir  gré  aux 
deux  fugitifs  de  n'avoir  pas  profité  de  l’occasion  pour  donner  la  volée  à 
tous  leurs  compagnons  de  captivité,  A Lucheni  en  particulier. 

Au  reste,  Parthenis  et  Got  ne  devaient  pas  jouir  longtemps  de  la 
liberté  reconquise.  Autant  ils  avaient  déployé  d'adresse  dans  la  combinaison 
des  moyens  et  de  crAnerie  dans  l’exécution,  autant  ils  se  sont  montrés 
empruntés  et  maladroits  une  fois  la  frontière  passée.  Ils  n'ont  pas  su  gagner 
le  large;  ils  n’ont  pas  même  eu  l’idée  de  se  séparer.  Aussi  dès  le  surlen- 
demain de  l'évasion,  se  laissaient-ils  bêtement  surprendre  A Thonon  par 
un  agent  de  la  police  genevoise  qui  s'empressait  de  requérir  leur  arres- 
tation. Bien  que  tous  deux  eussent  îles  comptes  A rendre  à la  justice 
française,  la  France  a néanmoins  consenti  A l’extradition  de  Parthenis;  un 
de  nos  évadés  nous  sera  rendu.  Pour  Got,  national  du  pays  de  refuge,  il 
ne  peut  être  livré  A la  Suisse.  Bien  plus,  son  escapade  lui  sera  profitable, 
car  le  texte  de  l’art.  5,  code  d'instruction  criminelle,  met  obstacle  A ce 
qu’un  évadé  subisse  en  France  le  reste  de  la  peine  A laquelle  il  avait  été 
condamné  A l’étranger.  A teneur  de  l'alinéa  3 de  cet  article,  aucune  pour- 
suite ne  peut  avoir  lieu  en  France  contre  un  Français  auteur  d’une  infrac- 
tion A l’étranger,  qu’il  s'agisse  d'un  crime  ou  d’un  délit,  dès  que  l’inculpé 
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prouve  qu’il  a été  définitivement  jugé  à l'étranger.  Le  cas  de  la  peine 
partiellement  subie  a échappé  au  rédacteur  du  code.  Il  y aurait  urgence 
à modifier  cette  disposition,  déjà  souvent  critiquée,  et  qui  pourrait  mener 
aux  conséquences  les  plus  inadmissibles.  Supposez,  car  on  peut  tout  pré- 
voir, qu’un  Français,  condamné  à la  réclusion  perpétuelle  par  1c  jury 
genevois,  réussisse  à franchir  la  muraille  de  l’Evêché.  Il  lui  suffira  de 
gagner  Fernex,  Anncmasse  ou  St -Julien  pour  se  voir  assuré  de  l'impunité 
totale  tant  qu’il  n'aura  pas  la  sottise  de  sortir  de  France. 

Mais  le  moment  serait  mal  choisi  pour  critiquer  ce  qui  se  passe  chez 
nos  voisins.  N’oublions  pas  l’apologue  de  la  paille  et  de  la  poutre,  et 
revenons  à Genève.  L’émotion  qui  s’était  emparée  du  public  devait  trouver 
écho  dans  le  Grand  Conseil  et  dès  la  séance  du  21  février,  M.  le  député 
Rutty  interpellait  le  Conseil  d’Etat  sur  les  mesures  qu’il  comptait  prendre 
à la  suite  de  l’évasion  de  l’Evêché  ’).  Le  titre  même  de  l'interpellation  en 
indique  nettement  le  but  et  la  tendance.  Après  avoir  rappelé  sommairement 
les  faits  relatés  ci-dessus,  l’honorable  député  demandait  non  point  le  châ- 
timent des  employés  fautifs,  mais  avant  tout  l’amélioration  d’un  service 
dès  longtemps  signalé  comme  insuffisant.  Le  rattachement  des  prisons  au 
département  de  justice  et  police  (elles  dépendent  aujourd'hui  de  l’intérieur) 
lui  paraissait  notamment  s'imposer. 

A la  séance  du  14  mars,  le  Conseil  d’Etat  répondait  par  l’organe  de 
son  président,  M.  le  P”  Vincent,  chef  du  département  de  l’intérieur.  Ces 
déclarations  du  gouvernement*)  plaisent  par  leur  absolue  franchise,  par  le 
désir  sincère  qui  s’y  fait  jour  de  trouver  le  remède  au  mal  existant. 
P’abord,  explique  l’orateur  du  Conseil  d’Etat,  le  bâtiment  de  l’Evêché  est 
défectueux.  Ce  fut  une  lourde  erreur,  lors  de  la  démolition  du  pénitencier 
de  la  Tour  Maîtresse,  d'affecter  en  18tifï  aux  peines  de  longue  durée  ce 
vieil  édifice  qui  avait  été  aménagé  pour  les  courtes  peines  et  où  manquent 
les  locaux  nécessaires  à l’organisation  du  travail.  Mais  l’Evêché  n’est  pas 
seul  en  faute,  loin  de  là.  L’enquête  pénale  et  administrative  confiée  au 
Parquet  par  le  département  de  l’intérieur  n’a  révélé  aucun  fait  de  conni- 
vence pouvant  donner  lieu  A des  poursuites  ’).  Elle  a mis  au  jour,  en 
revanche,  tout  un  tissu  de  négligences  invétérées  et  passées  à l’état  chro- 
nique. Deux  employés  ont  été  révoqués  pour  défaut  d'obéissance  et  inob- 
servation de  leur  consigne.  Le  directeur  s'est  vu  infliger  un  blâme. 

Et  maintenant,  les  remèdes?  Il  en  est  de  faciles  à appliquer,  ce  sont 
d'abord  les  améliorations  d’ordre  matériel:  Renforcement  de  certaines  parties 
insuffisamment  clôturées,  fermeture  automatique  des  cellules,  éclairage 
électrique  (les  journaux  de  ces  derniers  jours  nous  ont  appris  que  certains 
de  ces  travaux  étaient  déjà  achevés  et  les  autres  en  cours  d’exécution). 


*)  Voir  Mémorial  de»  séances  du  Grand  Conseil,  190»,  |>.  5:5. 

’i  Voir  Mémorial  ivoo,  p.  »30. 

')  li  ne  parait  cependant  guère  douteux  que  tes  art.  235  et  33t>.  code  pénal,  lesquels 
prévoient  non  seulement  l'évasion  en  ras  de  connivence,  mais  aussi  l’évasion  en  raa  de 
simple  négligence,  auraient  pu  trouver  application  en  l’espèce  contre  les  gardiens  fautifs. 
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Des  mesures  seront  prises  aussi  pour  l'épuration  du  personnel,  mais  ici 
déjà  l'orateur  du  gouvernement  constate  la  difficulté  de  la  tâche.  La 
carrière  est  ingrate  et  le  recrutement  devient  difficile  dès  qu’on  veut 
écarter  les  non-valeurs.  Le  Conseil  d’Etat  ne  fait  pas  d'opposition  nu  ratta- 
chement des  prisons  à la  justice.  Il  y aura  lieu  aussi  d'améliorer  le  vieux 
règlement  de  1867,  de  modifier  les  parties  encore  en  vigueur  de  la  loi  de 
1840  sur  les  prisons,  de  modifier  aussi  la  loi  de  1861  sur  les  visiteurs 
honoraires  qui  permet  l'accès  des  locaux  de  détention  à un  trop  grand 
nombre  de  personnes  souvent  peu  qualifiées.  Il  y aura  lieu  Burtout  de 
veiller  à ce  que  les  dispositions  nouvelles,  légales  ou  réglementaires,  soient 
rigoureusement  appliquées. 

Mais  toutes  ces  mesures,  le  chef  du  département  de  l'intérieur  l'a 
nettement  reconnu,  ne  sont  que  des  palliatifs.  Il  faut  faire  plus  et  autre 
chose,  et  c’est  ici  surtout  que  les  déclarations  gouvernementales  deviennent 
intéressantes  et  bonnes  à retenir.  Elles  proclament  l’ impuissance  d'an  canton 
ixoW  à créer  et  à entretenir  des  prisons  à la  hauteur  des  exigences  actuelles. 
Ce  qu’il  nous  faudrait,  ce  n'est  pas  la  modification  de  quelques  textes,  ce 
n’est  pas  l’amélioration  partielle  du  régime  de  nos  prisous,  c'est  la  réforme 
intégrale  du  système  pénitentiaire.  Cette  tâche,  Genève  n’est  pas  de  force 
à l’accomplir  A elle  seule.  M.  le  Dr  Vincent  l'a  constaté,  M.  Ruttv  l’a  répété 
après  lui  ’)  et  l’expérience  le  prouve,  puisque  toutes  les  tentatives  faites 
en  ce  sens  ont  piteusement  échoué. 

Que  convient-il  donc  de  faire?  L'orateur  du  Conseil  d’Etat  et  l'auteur 
de  l’interpellation  sont  tombés  d’accord  sur  ce  point  : il  faut  s'entr’aider, 
ont-ils  dit,  il  faut  intercantonaliser  les  prisons.  Ce  qu'un  canton  suisse  est 
hors  d’état  de  réaliser  A lui  seid,  les  forces  réunies  de  plusieurs  cantons 
le  mèneront  à bien.  Peut-être,  et  je  ne  saurais  méconnaître  que  la  création 
d’un  pénitencier  rationnel  par  plusieurs  cantons  romands  marquerait  un 
progrès  immense  sur  l’état  actuel  des  choses  A Genève.  Mais  ne  pourrait-on 
faire  un  pas  de  plus  et  ffdtraliser  sinon  toutes  les  prisons,  au  moins  une 
partie  d'entre  elles? 

Je  suis  de  ceux  qui  pensent  que  l'art.  64  Ws  de  la  constitution  fédérale 
a consacré  l'unification  du  droit  pénal  en  termes  trop  timides.  Je.  crois 
qu’en  n'autorisant  pas  d'une  façon  formelle  la  création  d’établissements 
fédéraux  de  détention  et  d’internement,  ses  rédacteurs  ont  sacrifié  comme 
à plaisir  plusieurs  des  meilleures  réformes  contenues  dans  l’avant-projet 
de  code  pénal  suisse.  Mais  la  partie  est-elle  perdue?  Tout  dépend  de  l'in- 
terprétation qu’on  donnera  A ce  texte  trop  étroit.  « La  Confédération  a le 
droit  d'accorder  aux  cantons  des  subventions  pour  la  construction  d'éta- 
blissements pénitentiaires  ...  »,  nous  dit  cet  article.  Soit,  mais  n’est-il  pas 
juste  d'admettre  que  celui  qui  paie  aura  voix  au  chapitre  lorsqu’il  s'agira 
d'édifier  et  d’administrer  les  établissements  en  question?  Et  si  la  règle 
était  ainsi  posée:  Point  de  subsides  fédéraux  sans  contrôle  fédéral,  il  me 
semble  que  le  mal  serait  en  partie  réparé.  L’avenir  nous  dira  bientôt  si 
cette  solution  est  possible. 


*)  Voir  Mémorial  liioo,  p.  S43  et  6l!t. 
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En  attendant,  le  département  genevois  de  l'intérieur  a institué  une 
commission  pour  l'étude  des  modifications  à apporter  à notre  régime  péni- 
tentiaire et  les  commissaires  se  sont  déjà  mis  à l’ouvrage.  D'autre  part, 
des  démarches  ont  dû.  être  tentées  ces  jours  derniers  par  le  Conseil  d’Etat 
en  vue  d’une  entente  avec  un  canton  voisin  pour  la  construction  d'une 
prison.  On  peut  donc  espérer  qu’en  définitive  l’évasion  de  l'Evêché  aura 
eu  des  conséquences  heureuses  et  qu’il  en  résultera,  comme  l'a  dit  M.  le 
député  Rutty,  non  des  paroles  qui  s’envolent,  mais  des  actes  qui  demeurent. 

a.  a. 
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Internationale  Kongresse. 

Internationaler  Kongress  für  vergleichende  Gesetzgebung.  Die  fran- 
zösische Gesellschaft  für  vergleichende  Gesetzgebung  (Société  française  de 
législation  comparée)  veranstaltet  anlässlich  der  Weltausstellung  einen 
internationalen  Kongress  für  Rechtsvergleichung  (Congrès  international  de 
droit  comparé)  in  Paris.  Die  Kriminalisten  interessiert  die  6.  Sektion,  die 
sich  mit  Kriminologie  beschäftigen  wird.  Es  sind  folgende  Fragen  zur  Dis- 
kussion gestellt  : 

Les  tendances  nouvelles  en  matière  pénale;  leur  influence  sur  le 
mouvement  législatif  des  différents  pays;  la  part  faite,  en  particulier,  à 
l'école  mixte  qui  voit  dans  la  législation  criminelle  surtout  un  procédé  de 
politique  sociale,  et  que  l'on  désigne  en  Allemagne  sous  le  nom  de  Kriminal- 
Politik. 

Le  progrès  du  régime  pénitentiaire;  de  l'influence  exercée  par  la 
comparaison  des  lois  étrangères  sur  les  modifications  apportées  au  régime 
pénitentiaire  sous  ses  formes  diverses,  métropolitaines  et  coloniales. 

Der  Kongress  wird  am  31.  Juli  1900  eröffnet,  er  dauert  bis  zum 
4.  August.  Er  findet  in  den  Räumlichkeiten  der  Gesellschaft  für  ver- 
gleichende Gesetzgebung  (Rue  de  Rennes  46)  statt.  Auskunft  erteilt  der 
Generalsekretär,  Herr  F.  Dagtiin.  avocat,  rue  de  l’Université  29,  Paris.  Die 
Teilnehmer  bezahlen  einen  Beitrag  von  10  Franken. 

Internationaler  Kongress  für  Schutzaufsicht.  Vom  9.  bis  13.  Juli  1900 
wird  in  Paris  ein  Internationaler  Kongress  für  Schutzaufsicht  (Congrès 
international  du  Patronage  des  libérés)  im  Palais  de  l’Economie  sociale 
abgehalten. 

Folgende  Fragen  werden  beraten  : 

1™  Section.  — Enfants. 

1°  Du  principe  et  des  modes  d'exécution  de  la  correction  paternelle 
dans  les  différents  pays. 

2°  Du  patronage,  dans  les  différents  pays,  des  mineurs  étrangers  et 
de  l’exécution  internationale  des  jugements  qui  les  concernent. 

3°  Du  sursis  à appliquer  aux  punitions  disciplinaires  dans  les  établisse- 
ments pénitentiaires  destinés  aux  enfants. 

2*  Section.  — Femmes  et  jeunes  filles. 

1°  Quel  rôle  peut  être  réservé  aux  femmes  dans  les  établissements 
pénitentiaires,  soit  au  point  de  vue  de  l'administration,  soit  au  point  de 
vue  du  patronage? 

2°  Dans  quelle  mesure  y a-t-il  lieu  de  recourir  pour  les  femmes  et  les 
jeunes  filles  libérées  A de  petits  asiles  temporaires?  N’y  aurait-il  pas  avan- 
tage, dans  la  mesure  du  possible,  A préparer  leur  placement  avant  l'expi- 
ration de  la  peine  et  à les  faire  entrer  directement  dans  leur  emploi? 
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3”  De  l'entente  à établir  entre  les  pays-frontières  en  vue  tle  faciliter 
le  rapatriement  des  libérées  expulsées  et  la  protection  de  leurs  enfants  en 
bas  Age. 

3*  Section.  — Adultes. 

1°  Quels  sont  les  moyens  dont  doit  user  le  patronage,  avant  l'expi- 
ration de  la  peine,  pour  préparer  le  placement  du  patronné  et  son  reclasse- 
ment dans  la  société? 

2°  D'après  quels  principes  doit  être  organisée  l’instruction  scolaire  et 
professionnelle  dans  les  établissements  pénitentiaires? 

3"  De  l'entente  à établir  entre  les  sociétés  de  patronage  des  divers 
pays  en  vue  de  répartir  équitablement  entre  elles  les  frais  de  rapatriement 
de  leurs  nationaux  ; du  rôle  que  pourrait  jouer  à cet  égard  la  Commission 
permanente  internationale  des  œuvres  de  patronage. 

Auskunft  erteilt  der  Generalsekretär  Herr  Louiche-Desfontaines,  avocat 
à la  Cour  d’appel,  Place  Dauphine  14,  in  Paris.  Ausländer  bezahlen  keinen 
Beitrag. 

V.  Internationaler  Kongress  für  Kriminalanthropologie.  Der  V.  Inter- 
nationale Kongress  für  Kriminalanthropologie  wird  in  der  zweiten  Woche 
des  September  1901  unter  dem  Vorsitze  des  Professors  Dr.  G.  A.  r an  Hamei 
in  Amsterdam  abgehalten  werden.  Sitz  des  ersten  Kongresses  (1896)  war 
Genf.  Der  Kongress  wird  durch  einen  sehr  zahlreichen  niederländischen 
Ausschuss  vorbereitet  ; neben  demselben  wird  ein  internationales  Komitee 
gebildet.  Generalsekretär  des  Kongresses  ist  Prof.  Dr.  J.  K.  A.  W.  Wertheiin- 
Saloinonson  in  Amsterdam,  Stadhouderskade  Nr.  139. 
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Die  Kassationsbeschwerde  in  Strafsachen  eidgenössischen 
Rechtes  an  den  Kassationshof  des  Bundesgerichtes 

■acb  Art  146,  litt,  d,  106  -174  des  Budetgeuuu  Ober  dit  Orguisation  der  BoidetrecbUpflege 

4 vom  22.  Harz  1803. 

Von 

Dr.  Th.  Weiss,  Bundesgerichtssekretftr  in  Lausanne. 


Einleitung. 

I.  Wohl  nirgends  so  sehr,  wie  im  schweizerischen  Bundes-  8 1. 
Staate  in  seiner  heutigen  Gestalt,  zeigt  sich  die  aceessorische 
Natur  des  Strafrechts.  Dem  Bunde  ist  die  Gesetzgebung  auf 
gewissen  Gebieten  übertragen  — damit  muss  er  auch  die  Macht 
haben,  die  von  ihm  geschaffenen,  unter  seinen  Schutz  gestellten 
Rechtsgüter  mit  dem  wirksamsten  Schutze,  dem  strafrechtlichen 
Schutze,  zu  umgeben,  seinen  Geboten  und  Verboten  durch 
Strafandrohungen  Nachachtung  zu  verschaffen1);  — das,  ob- 
schon das  Strafrecht  bis  vor  kurzem  im  allgemeinen  noch 
der  Kompetenz  der  Kantone  anheimgegeben  war.  So  hat 
denn  der  Bund  auch  schon  vor  der  Volksabstimmung  vom 
13.  November  1898,  die  ihm  die  Gesetzgebungsgewalt  im  Ge- 
biete des  Strafrechts  allgemein  übertragen,  von  seiner  Befugnis, 
an  von  ihm  in  Ausführung  der  Bundesverfassung  erlassene 
Gesetze  Strafandrohungen  zu  knüpfen,  Gebrauch  gemacht. 
Diese  Gesetze,  welche  Strafandrohungen  enthalten,  können, 
wie  die  Botschaft  des  Bundesrates  betreffend  Revision  des 


')  Siehe  Oubser,  Die  Münzverbrechen  in  den  kantonalen  Strafgesetz- 
gebungen der  Schweiz,  Seite  27  ff. 

Schweizerische  Zeitschrift  für  Strafrecht.  S3.  Jehrg.  8 
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Organisationsgesetzes  (vom  5.  April  1892)  *)  bemerkt,  in  drei 

Gruppen  eingeteilt  werden: 

A.  Fiskalgesetze  des  Bundes, 

B.  Bundesstrafrecht. 

C.  Polizeigesetze  des  Bundes. 

A.  Fiskal gesetze.  — Die  wichtigsten  sind: 

1.  Bundesgesetz  betreffend  das  Pulverregal,  vom  30.  April 
1849. 

2.  Bundesgesetz  betreffend  gebrannte  Wasser,  vom  23.  De- 
zember 1886. 

3.  Bundesgesetz  betreffend  das  Zollwesen,  vom  28.  Juni  1893. 

4.  Bundesgesetz  über  das  Postregal,  vom  5.  April  t894. 

B.  Dax  Bu ndexst raf recht  im  engeren  Sinne: 

1.  Bundesgesetz  über  das  Bundesstrafrecht  der  schweizerischen 
Eidgenossenschaft,  vom  4.  Februar  1853. 

2.  Bundesgesetz  betreffend  die  Werbung  und  den  Eintritt  in 
den  fremden  Kriegsdienst,  vom  30.  Juli  1859. 

3.  Bundesgesetz  über  Ausgabe  und  Einlösung  der  Banknoten, 
vom  8.  März  1881. 

C.  Sogenannte  Polizeigexetze  des  Bundes.  S.  die  Aufzählung  in  der 

Botschaft  a.  a.  0.,  Seite  79.  Hervorzuheben  sind: 

Bundesgesetz  über  polizeiliche  Massregeln  gegen  Viehseuchen, 
vom  8.  Februar  1872. 

Bundesgesetz  betreffend  Feststellung  und  Beurkundung  des 
Civilstandes  und  die  Ehe,  vom  24.  Dezember  1874. 

Bundesgesetz  über  Muss  und  Gewicht,  vom  3.  Juli  1875. 

Bundesgesetz  über  Jagd  und  Vogelschutz,  vom  17.  Septem- 
ber 1875. 

Bundesgesetz  betreffend  die  Arbeit  in  den  Fabriken,  vom 
23.  März  1877. 

Bundesgesetz  betreffend  das  Urheberrecht  an  Werken  der 
Litteratur  und  Kunst,  vom  23.  April  1883. 

Bundesgesetz  betreffend  die  Beaufsichtigung  von  Privatun- 
ternehmungen im  Gebiete  des  Versicherungswesens,  vom 
25.  Juni  1885. 


')  Seite  78  ff. 
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Bundesgesetz  betreffend  die  Ausdehnung  der  Haftpflicht,  vom 
26.  April  1887. 

Bundesgesetz  betreffend  den  Geschäftsbetrieb  der  Auswan- 
derungsagenturen, vom  22.  März  1888. 

Bundesgesetze  betreffend  die  Erfindungspatente,  vom  29.  Juni 
1888/23.  März  1893. 

Bundesgesetz  betreffend  die  Fischerei,  vom  21.  Dezember  1888. 

Bundesgesetz  betreffend  gewerbliche  Muster  und  Modelle, 
vom  21.  Dezember  1888. 

Bundesgesetz  betreffend  den  Schutz  der  Fabrik-  und  Han- 
delsmarken, vom  26.  September  1890. 

Diese  drei  Gruppen  von  Gesetzen  unterscheiden  sich  durch 
die  Art,  wie  die  Strafverfolgung  geregelt  ist: 

bei  Gruppe  A geschieht  das  auf  Grund  eines  besonderen 
Bundesgesetzes  durch  den  Bund,  des  Bundesgesetzes  betreffend 
das  Verfahren  bei  Übertretungen  fiskalischer  und  polizeilicher 
Bundesgesetze,  vom  30.  Juni  1849; 

bei  Gruppe  H geschieht  die  Strafverfolgung  ebenfalls  durch 
den  Bund,  aber  (mit  Ausnahme  bestimmter  Fälle)  nach  seiner 
Wahl  entweder  vor  dem  Bundesstrafgericht  (mit  und  ohne 
Assisen)  oder  vor  den  kantonalen  Behörden; 

bei  Gruppe  C endlich  ist  die  Vollziehung  und  Durchführung, 
sowie  die  Rechtsprechung  bei  Übertretungen  bis  zum  Organi- 
sationgesetz von  1893  ausschliesslich  den  Kantonen  überlassen 
gewesen. 

Es  ist  wesentlich  diese  letzte  G nippe  von  Bundesgesetzen, 
die  uns  für  die  vorliegende  Abhandlung  interessiert. 


^ 2 

II.  Das  Wesen  der  Bundesstrafgewalt  bei  den  sogenannten 
Polizeigesetzen  des  Bundes l). 

Die  soeben  gegebene  Aufzählung  dieser  sogenannten  „Poli- 
zeigesetze des  Bundes“  zeigt,  dass  unter  diesem  Namen  sehr 
Heterogenes  zusammengefasst  wird.  Deutlich  lassen  sich  bei 


')  Itie  rein  disciplinären  Befugnisse  des  Bundes  — die  meist  dem 
Bandesrate  zustehen  — vergleiche  B.  Art.  11.  Bundesgesetz  betreffend 
Versicherungswesen  ; Art.  18,  erster  Satz,  Bundesgesetz  betreffend  Aus- 
wanderungsagenturen — sind  hierbei  ausser  acht  gelassen. 
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diesen  Gesetzen  zwei  Gruppen  von  Strafrechtsnormen  unter- 
scheiden. Bei  den  einen  Bestimmungen  handelt  es  sich  um 
Rechte  de*  Bunde s,  die  durch  Strafdrohungen  geschützt  sind, 
und  zwar  namentlich  um  das  dem  Bunde  in  gewissen  Verwal- 
tungszweigen eingeräumte  Aufsiehts-  und  Befehlsrecht  (so  z.  B. 
beim  Civilstandsgesetz , Bundesgesetz  betreffend  Mass  und 
Gewicht,  Fabrikgesetz,  Bundesgesetz  betreffend  Versicherungs- 
wesen, Bundesgesetz  betreffend  Auswanderungsagenturen);  die 
Übertretungen  qualifizieren  sich  hier  in  der  Regel  als  blosse 
Polizeiübertretungen,  als  Verletzungen  des  Rechtes  des  Bundes 
auf  Botmässigkeit,  seltener  als  Verletzungen  anderweitiger 
Rechte  des  Bundes.  Anders  bei  der  andern  Gruppe  : hier 
werden  Rechte  und  Rechtxgiiter  einzelner  und  der  frenellschaß 
geschützt;  so  namentlich  bei  den  Gesetzen  über  das  geistige 
und  gewerbliche  Urheberrecht  etc. 

Zur  Erkenntnis  des  Wesens  der  Strafgewalt  des  Bundes 
bei  den  sogenannten  Polizeigesetzen  ist  notwendig,  dass  der 
Unterschied  von  Strafrecht  und  Strafklagrecht  scharf  im  Auge 
behalten  werde1). 

1.  Inhaber  de * Strafrechten  ist  in  der  Gruppe  der  Polizei- 
gesetze der  Bund.  Er  hat  das  Strafgesetz  erlassen,  und  neben 
seiner  Gesetzgebung  ist  für  eine  kantonale  Strafrechtsgesetz- 
gebung in  diesen  Gebieten  kein  Raum;  eine  Ergänzung  der 
Strafrechtsnormen,  die  der  Bund  aufgestellt  hat,  durch  die 
Kantone  ist  unstatthaft  ; letztere  dürfen  strafrechtliche  Bestim- 
mungen nur  erlassen  zufolge  einer  Anordnung  des  Bundes.  Im 
einzelnen  freilich  sind  die  Verhältnisse  bezüglich  des  Strafrechtes 
in  dieser  Gruppe  in  gar  mannigfaltiger  Weise  geordnet.  Zum 
bessern  Verständnisse  des  Wesens  der  Strafgewalt  des  Bundes 
in  dem  Verhältnisse  zwischen  bundes-  und  kantonalrechtlichen 
Bestimmungen  ist  ein  näheres  Eintreten  auf  die  einzelnen  Ge- 
setze notwendig. 

Hier  ergiebt  sich  nun  freilich,  dass  auf  diesem  Gebiete 
der  grösste  Wirrwarr  herrscht*). 


*)  Grundlegend  hierfür  Binding,  Handbuch  des  Strafrechts,  Band  I, 
Seite,  102  ff. 

’)  S.  die  Abhandlungen  von  Stoosn,  Das  Bundesstrafrecht  der  Schweiz, 
im  Gerichtssaal,  Band  40  (1888),  Seile  121  ff.,  und  von  Leo  Weber  in  der 
« Revue  pénale  suisse  »,  Band  I (1888),  Seite  361  ff.,  speciell  Seite  384  ff. 
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In  den  einen  dieser  Polizeigesetze  stellt  der  Bund  die  That- 
bestände  der  Vergehen  und  Übertretungen  fest,  ohne  aber 
selber  das  Muss  der  Strafe  auszusprechen:  so  im  Jagdgesetz, 
Art.  21  f.  *),  im  Gesetz  betreffend  die  Ausw  anderungsagenturen, 
Art.  13,  im  Fischereigesetz  in  verschiedenen  Artikeln; 

in  andern  ordnet  er  allgemein  für  Zuwiderhandlung  Über- 
weisung an  den  Strafrichter  an  : Viehseuehengesetz,  Art.  37  ; 

in  dritten  spricht  er  selber  eine  bestimmte  Strafdrohung 
aus,  ohne  jedoch  den  Thatbestand  festzustellen,  indem  er  lediglich 
von  „Zuwiderhandlungen“  redet:  Fabrikgesetz,  Art.  19,  Bundes- 
gesetz betreffend  Ausdehnung  der  Haftpflicht,  Art.  8,  Alinea  3, 
Viehseuchengesetz,  Art.  36; 

in  wieder  andern  endlich  stellt  er  Thatbestand  und  Strafe 
fest  : Civilstandsgesetz,  Art.  59,  Versicherungsaufsichtsgesetz, 
Art.  11,  Gesetz  betreffend  die  Auswanderungsagenturen,  Art.  18 
und  19,  Urheberrechtsgesetz,  Art.  13,  Markenschutzgesetz,  Art.  24 
bis  26,  Erfindungssehutzgesetz,  Art.  24,  25  und  29,  Bundesgesetz 
betreffend  Muster-  und  Modellschutz,  Art.  18 — 20  und  Art.  24. 

Dabei  haben  nach  Jagdgesetz,  Art.  22,  die  Kantone  die 
Strafbestimmungen  im  engern  Sinne,  d.  h.  die  Bestimmungen 
über  Strafart  und  Strafmass,  innert  gewissen  Schranken  zu 
erlassen.  Bei  diesen  Bestimmungen  könnte  einiger  Zweifel 
darüber  bestehen,  ob  hier  Inhaber  des  Strafrechts  wirklich  der 
Bund  ist.  Allein  auch  hier  muss  diese  Frage  bejaht  werden. 
Der  Bund  stellt  den  Thatbestand,  also  auch  die  Norm,  fest, 
und  spricht  zugleich  aus,  dass  Strafdrohungen  erlassen  w erden 
sollen  — und  das  ist  das  Wesentliche  für  die  Beurteilung  der 
Frage,  wer  als  Inhaber  des  Strafrechts  erscheine.  Die  Kantone 
erlassen  die  Strafbestimmungen  auf  Befehl  und  Anordnung  des 
Bundes,  und  nicht  kraft  eigener  Gesetzgebungsgewalt;  diese 
ist  ihnen  durch  das  Eingreifen  des  Bundes  genommen. 

Auch  in  Art.  37,  Schlusssatz,  des  Viehseuchengesetzes, 
wonach  der  Fehlbare  „in  schweren  Fällen,  insbesondere  wenn 
durch  absichtliche  Umgehung  sanitätspolizeilicher  Anordnungen 
die  Einschleppung  oder  Ausbreitung  einer  Seuche  veranlasst 
wurde“,  dem  Strafrichter  zu  überweisen  ist.  trifft  das  zu. 


')  In  Art.  22  sind  indessen  gewisse  Grenzen  fiir  Strafart  und  Strafmass 
aufgestellt. 
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In  diesem  Zusammenhang  ist  noch  eine  Frage  zu  erör- 
tern, deren  grundsätzliche  Beantwortung  im  vorhergehenden 
zwar  schon  gegeben  ist.  Art.  11,  letzter  Absatz,  des  Bundes- 
gesetzes betreffend  das  Versicherungswesen  vom  25.  Juni 
1885  bestimmt:  „Vergehen,  welche  nicht  unter  Ziffer  1 und  2 
dieses  Artikels  fallen,  sind  nach  dem  einschlägigen  kanto- 
nalen Strafgesetz  zu  behandeln.“  Was  ist  unter  diesem  kan- 
tonalen Strafgesetz  verstanden?  Specialbestimmungen  über 
Delikte  im  Gebiete  des  Privatversicherungswesens,  wie  sie 
eine  Anzahl  Kantone  vor  Inkrafttreten  des  Bundesgesetzes  be- 
sassen,  oder  Delikte  des  gemeinen  Strafrechts?  Es  können 
nur  letztere  gemeint  sein,  denn  auf  ersterem  Gebiete  hat 
der  Bund  die  Strafgesetzgebungsgewalt  vollständig  an  sich 
gezogen  ; er  bestimmt,  was  Delikt  auf  diesem  Gebiete  sein  soll, 
und  er  bestimmt  das  ausschliesslich.  Dagegen  sollten  durch 
diese  strafrechtlichen  Bestimmungen  über  das  Versicherungs- 
wesen die  Normen  des  gemeinen  kantonalen  Strafrechts  nicht 
abgeändert  werden.  Das  lag  allerdings,  nach  dem  zur  Zeit 
des  Erlasses  jenes  Gesetzes  bestehenden  Verfassungsrecht,  in 
der  Natur  der  Sache,  und  es  hätte  hierzu  einer  ausdrücklichen 
Bestimmung  im  Gesetz  nicht  bedurft.  Die  Bestimmung  hat 
also,  um  mich  so  auszudrücken,  deklaratorischen,  nicht  konsti- 
tutiven Charakter;  sie  giebt  nicht  den  Kantonen  etwas,  was 
diese  nicht  ohnehin  gehabt  hätten,  sondern  sie  stellt  fest,  dass 
an  dem  bestehenden  Zustand  im  Gebiete  des  gemeinen  Straf- 
rechts nichts  geändert  werde  '). 

An  dem  gewonnenen  Resultat,  dass  Inhaber  des  Strafrechts 
bei  den  sogenannten  Polizeigesetzen  des  Bundes  der  Bund  sei, 
darf  uns  auch  eine  Bestimmung,  die  sich  häufig  in  diesen 
Gesetzen  findet,  nicht  irre  machen:  die  Bestimmung,  dass 
die  Bussen,  welche  das  Gesetz  als  Strafe  aufstellt,  in  die  Kan- 
tonskasse fallen  ').  Dadurch  werden  nicht  etwa  die  Kantone 
als  Inhaber  des  Strafrechts  anerkannt  oder  zu  solchen  erhoben  ; 


•)  Zum  gleichen  Resultate  gelangt  r.  Waldkireh,  Die  Staatsaufsicht 
über  die  privaten  Yersicherungsuntcmehmungen,  Zürich  1892,  Seite  97  f , 
namentlich  mit  dem  Hinweis  auf  die  praktischen  Unzukömmlichkeiten 
einer  gegenteiligen  Auslegung. 

*)  Z.  B.  Urheberrechtsgesetz,  Art.  14,  Markenschutzgesetz,  Art.  33, 
Al.  2,  Patentgesetz,  Art.  31.  Musterschutzgesetz,  Art.  26,  Bundesgesetz  betr. 
Mass  und  Gewicht,  Art.  18. 
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sondern  es  ist  dies  eine  Leistung  des  Bundes  an  die  Kantone 
aus  Zweckmässigkeits-  und  Billigkeitsrücksichten,  eine  Leistung, 
die  ein  Äquivalent  für  die  den  Kantonen  auf  diesem  Gebiete 
obliegenden  Verpflichtungen  — von  denen  sogleich  die  Rede 
sein  wird  — bildet. 

Umgekehrt  geht  aus  einem  Umstande  klar  hervor,  dass 
der  Bund  sich  als  Inhaber  des  Strafrechts  betrachtet:  es  ist 
nie  ein  Zweifel  darüber  aufgetaucht,  dass  ihm  auf  diesem  Ge- 
biete das  Begnadigu ngnreeht  zustehe1);  dieses  Recht  aber  ist 
an  die  Person  des  Inhabers  des  Strafrechts  gebunden,  wenn 
schon  eine  Delegation  desselben  denkbar  ist  und  auch  mannig- 
fach vorkommt*). 


')  Leo  Weber  a.  a.  O.,  Seite  384  f. 

*)  Binding,  Handbuch  I,  Seite  863  f.  Die  Regelung  der  Begnadigung 
bedarf  einer  näheren  Erörterung.  Vor  dem  Organisationsgesetz  von  1893 
war  der  Rechtszustand  folgender:  Da»  Buudesgesetz  vom  30.  Juni  1849 
(Fiskalstrafprozess)  setzte  in  Art.  12,  Abs.  4,  ausdrücklich  fest,  dass  die  Kan- 
tonalbehörden in  den  durch  dasselbe  vorgesehenen  Fällen  weder  Busse, 
noch  Kosten,  noch  Gefängnisstrafe  uachlassen  können.  Und  nach  Art.  74 
des  Bundesstrafrechts  vom  4.  Februar  1853  blieb  bezüglich  der  in  diesem 
Strafgesetzbuche  normierten  Verbrechen  das  Begnadigungsrecht  der  Bundes- 
versammlung «Vorbehalten».  Über  das  Begnadigungsrecht  bei  den  andern 
(«Special »-)Strafgesetzeu  des  Bundes  war  nirgends  etwas  bestimmt.  Im 
Jahre  1883  hat  jedoch  der  Bundesrat  anlässlich  eines  Begnadigungsgesuches 
wegen  Übertretung  des  Buudesgesetzes  betr.  Auswanderungsagenturen  in 
seiner  Botschaft  an  die  Bundesversammlung  (Bundesblatt  1883,  I,  Seite 
525  ff.)  die  Auffassung  vertreten,  das  Begnadigungsrecht  stehe  « in  den- 
jenigen Fällen,  wo  von  den  kantonalen  Gerichten  ein  Strafurteil  auf  Grund 
eines  Bundesgesetzes  ausgegangen,  bezw.  wo  den  Kantonen  die  Straf- 
gerichtsbarkeit bundesgesetzlich  übertragen  ist»,  dem  Bunde  zu,  und  die 
Bundesversammlung  ist  dieser  Auffassung  ohne  Widerspruch  beigetreten. 
Im  bundesriitlichen  Entwurf  zum  neuen  Organisationsgesetz  wurde  dann 
ein  eigner  Abschnitt  über  die  Begnadigung  aufgenommen  (Art.  167—171). 
Als  Grundsatz  war  aufgestellt: 

Art.  167.  Das  Begnadigungsrecht  steht  dem  Bunde  auf  allen  seiner 
Gesetzgebungshoheit  unterworfenen  Gebieten  des  Strafrechts  zu. 

Art.  171  bestimmt  dann  über  die  Ausübung  des  Begnadigungsrechtes, 
sie  finde  statt: 

a)  durch  die  vereinigte  Bundesversammlung  in  denjenigen  Straffällen, 
welche  vom  Bundesgerichte,  mit  Zuziehung  von  Geschworenen  beur- 
teilt worden  sind; 

b)  durch  den  Bundesrat  in  allen  übrigen  Fällen,  in  denen  dem  Bunde 
die  Rechtsprechung  zukommt,  gleichviel  ob  dieselbe  durch  die 
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2.  Wie  steht  es  nun  mit  dem  Straf  klagrecht  ! — Auch  hier 
finden  wir  eine  wahre  Musterkarte  verschiedenartiger  Bestim- 
mungen. Es  handelt  sich  hierbei  um  die  Behörden  oder  Pri- 
vaten, die  die  Übertretungen  als  Kläger  verfolgen;  um  die 
Gerichte,  vor  denen  die  Übertretungen  zur  Aburteilung  ge- 
langen, und  um  das  Strafverfahren,  das  zur  Anwendung  zu 
bringen  ist. 

Gar  keine  speciellen  Bestimmungen  hierüber  finden  sich 
im  Viehseuchengesetz,  im  Jagdgesetz  und  im  Fabrikgesetz. 

Eine  allgemeine  Bestimmung:  „Übertretungen  werden  durch 
die  zuständigen  kantonalen  Behörden  bestraft“,  enthält  das 
Bundesgesetz  betreffend  Mass  und  Gewicht,  Art.  17.  Hier- 
unter ist  wohl  nicht  nur  die  Aburteilung  durch  die  kantonalen 
Behörden  (Gerichte),  sondern  auch  die  Strafverfolgung  durch 
dieselben  (Strafverfolgungsbehörden)  verstanden. 

„Den  kantonalen  Gerichten  zur  Aburteilung  zugewiesen“ 
sind  bei  gewissen  Übertretungen  die  Auswanderungsagenten 
nach  Art.  18,  Satz  2,  Bundesgesetz  betreffend  die  Auswanderungs- 


Gerichtsorgane  des  Bundes  selbst  vorgenomtnen  oder  den  Kantons- 
behörden übertragen  worden  sei; 

c)  durch  die.  nach  der  Kantonalgesetzgebung  zuständigen  Kantons- 
behörden  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  den  kantonalen  Gerichten 
die  Rechtsprechung  in  Anwendung  eidgenössischer  Strafgesetze  von 
Gesetzes  w'egcn  zukommt. 

Diese  Bestimmungen  sind  jedoch  schon  in  der  ersten  Beratung  durch 
den  Stünderat  gestrichen  worden  (v.  Reiche!,  Komm,  zum  Org.-Ges.  Art.  125, 
Anni.  7,  Seite  111),  und  es  ist  nur  die  Bestimmung  in  Art.  125,  Abs.  2, 
Schlusssatz,  Organisationsgesetz  geblieben,  wonach  in  den  Fällen,  welche 
zwar  in  die  Kompetenz  des  Bundesstrafgerichtes  fallen,  die  aber  vom  Bundes- 
rate den  kantonalen  Behörden  zugewiesen  werden  können,  das  Begnadi- 
gungsrecht der  Bundesversammlung  «Vorbehalten  bleibt». 

Was  folgt  hieraus  für  die  uns  interessierenden  sogenannten  Polize.i- 
gesetze  de»  Bundes?  — Grundsätzlich  das,  und  nur  das,  dass  der  Bund 
auch  hier  Inhaber  des  Strafrechtes  ist.  — Sollte  er  in  den  von  den  kanto- 
nalen Behörden  zu  beurteilenden  Strafsachen  sich  des  Begnadigungsrechte» 
begeben,  so  kann  dies  nur  eine  Übertragung  der  Ausübung  des  Rechte»,  nicht 
aber  eine  solche  des  Rechtes  selbst  sein,  wie  dies  im  bundesrätlichen  Entwürfe 
sehr  scharf  und  klar  ausgedrückt  war.  Durch  die  Ablehnung  des  bundes- 
rätlichen Entwurfes  ist  aber  diese  Übertragung  der  Ausübung  des  Begna- 
digungsrechtes nicht  Gesetz  geworden,  und  es  hat  daher  bei  dem  aus 
der  staatsrechtlichen  Stellung  des  Bundes  zu  den  Kantonen  folgenden 
Verhältnisse  sein  Bewenden  — bei  dem  Verhältnisse  also,  dass  der  Bund 
das  Begnadigungsrecht  auch  selber  ausllbt. 
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agenturen.  Zuweisungsberechtigt  ist  jedenfalls  der  Bundesrat, 
dem  in  Satz  1 derselben  Gesetzesbestimmung  ein  Bussenrecht 
eingeräumt  ist.  Dass  die  kantonalen  Gerichte  zuständig  sind, 
sagt  auch  Bundesgesetz  betreffend  Versicherungswesen,  Art.  11. 

Eine  allgemeine  Bestimmung,  dass  Strafverfolgung  statt- 
finde „von  Amtes  wegen  oder  auf  Klage  hin“,  enthalten:  Civil- 
standsgesetz,  Art.  59,  Versicherungsgesetz,  Art.  11,  Auswande- 
rungsagenturengesetz, Art.  19. 

Speciell  bezeichnet  wird  der  Strafklageberechtigte  dagegen 
in:  Urheberrechtsgesetz,  Art.  Kl  (der  Verletzte);  Markenschutz- 
gesetz, Art.  26  (Amt  oder  Verletzter),  Art.  27,  Art.  28,  Abs.  2;  Patent- 
gesetz, Art.  26,  Abs.  2 (der  Verletzte),  Art.  29  (Amt  oder  Ver- 
letzter); Musterschutzgesetz,  Art.  21,  Abs.  2 (Verletzter),  Art.  24 
(Amt  oder  Verletzter).  Eine  einzige  dieser  Bestimmungen  spricht 
vom  Bunde  als  Strafkläger:  Art.  28,  Abs.  2,  Markenschutzge- 
setz, lautend:  „Die  Kantonsregierungen  sind  gehalten,  ohne 
Kosten  zu  Lasten  der  Eidgenossenschaft,  den  ihnen  vom  Bundes- 
rat eingereichten  Klagen  Folge  zu  geben.“ 

Über  den  anzuwendenden  Strafprozess  bestimmen  Urheber- 
rechtsgesetz, Art.  15,  Patentgesetz,  Art.  26,  Abs.  2,  Musterschutz- 
gesetz, Art.  21,  Abs.  2,  Fischereigesetz,  Art.  32.  Überall  ist  es 
das  kantonale  Strafverfahren  des  Ortes  der  Klage. 

Nur  zwei  Gesetze  sehen  ein  eidgenössisches  Rechtsmittel 
vor:  das  Civilstandsgesetz,  Art.  59,  letzter  Absatz,  und  das 
Bundesgesetz  betreffend  das  Versicherungswesen,  Art.  11,  Abs.  5 
und  6.  Letzteres  verwies  zudem  auf  das  Bundesgesetz  betref- 
fend Verfahren  bei  Übertretungen  von  Fiskalgesetzen,  doch  ist 
diese  letztere  Bestimmung  aufgehoben  durch  Art.  227,  Ziff.  8, 
Organisationsgesetz  von  1893.  Beide  citierte  Bestimmungen 
nennen  das  Rechtsmittel  „Rekurs  an  das  Bundesgericht“.  Nach 
der  Praxis  wird  beim  erstgenannten  Gesetz  darunter  der  staats- 
rechtliche Rekurs,  beim  letztgenannten  dagegen  die  Kassations- 
besch  werde  im  Sinne  des  Fiskalstrafverfahrens  — worauf  Art.  11, 
Abs.  6,  des  Versicherungsgesetzes  ausdrücklich  hinweist  — ver- 
standen. (Vergleiche  unten  Seite  131,  § 5 in  fine.) 

Das  Resultat  dieser  Zusammenstellung  ist: 

Die  Gerichte,  die  die  bezüglichen  Vergehen  beurteilen,  sind 
die  kantonalen.  Einzig  in  den  zuletzt  erwähnten  Gesetzen  — 
und  nur  in  diesen  — war  bis  zum  Inkrafttreten  des  neuen 
Bundes-Organisationsgesetzes  ausserdem  das  Bundesgericht  als 
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letzte  Instanz  bestellt.  Das  Rechtsmittel,  das  hier  als  „Rekurs“ 
bezeichnet  ist,  war  unter  dem  frühem  Rechtszustand  — vor 
Inkrafttreten  des  neuen  Organisationsgesetzes  — nichts  anderes 
als  die  Kassationsbeschwerde  nach  dem  Bundesgesetz  vom 
30.  Juni  1849  *). 

Wer  aber  ist  — das  ist  hier  der  entscheidende  Punkt  — 
der  Strafklüger  t 

In  einer  Anzahl  Gesetze,  wie  wir  gesehen  haben,  der  Ver- 
letzte. Dieses  Privat  et  raf klagrecht  ist  ihm  vom  Bunde  verliehen. 
Über  die  rechtliche  Natur  dieses  Klagrechts  können  Zweifel 
bestehen:  ist  es  nichts  weiteres  als  ein  gesteigertes  Antrags- 
recht 3),  oder  tritt  der  Privatstrafkläger  völlig  an  die  Stelle 
des  öffentlichen  Anklägers?  — Die  Stellung  des  Privatstraf- 
kliigcrs  im  Prozesse,  woraus  einzig  die  Beantwortung  dieser 
Frage  abgeleitet  werden  kann,  bestimmt  sieh  für  das  Verfahren 
vor  den  kantonalen  Gerichten  einzig  nach  der  kantonalen 
Strafprozessordnung,  wie  dies  einige  Gesetze  — siehe  oben  — 
ausdrücklich  aussprechen. 

Wo  nun  aber  als  Subjekt  der  Strafverfolgung  ein  Amt, 
eine  Behörde  genannt  ist,  da  erscheint  es  am  naheliegendsten, 
darunter  ein  Organ  dee  Bünden  zu  verstehen.  Ihm  steht  ja, 
wie  sub  I hiervor  ausgeführt  worden,  das  Strafrecht  zu  ; er 
sollte  daher  naturgemiiss  auch  als  Inhaber  des  Strafklag- 
rechts auftreten.  Das  Markenschutzgesetz  sieht  das  denn  auch, 
wie  bemerkt,  ausdrücklich  vor.  Allein  im  übrigen  entspricht 
nun  die  Stellung  des  Bundes  thatsächlich  nicht  diesen  theore- 
tischen Anforderungen,  und  das  aus  praktischen  Gründen  der 
Organisation  der  Justizbehörden.  Bei  jenen  Vergehen,  die  auf 
Privatstrafklage  hin  verfolgt  werden,  erfolgt  die  Einleitung  der 
Strafklage  naturgemiiss  bei  den  kantonalen  Strafverfolgungs- 
behörden, und  die  kantonale  Staatsanwaltschaft  tritt,  wenn  es  zur 
Überweisung  kommt,  mancherorts  (z.  B.  im  Kanton  Zürich)  in  der 
Regel  als  Strafverfolgungssubjekt  auf.  Allein  auch  bei  den  von 
Amtes  wegen  zu  verfolgenden  Vergehen  sind  es  in  erster  Linie  die 


')  v.  W'aldkirch  n.  a.  O.,  Seite  10G. 

s)  Vergleiche  bezüglich  der  Antragsdelikte  der  schweizerischen  Kan- 
tonnlgcsetze  Brodlicck  in  der  Revue  pénale  suisse»  I,  .Seite  475  ff.  Siehe  hier- 
zu Binding,  Vorlesungen  über  Strafprozessrecht  1 HHtt/90,  § 56  (zu  Grundriss 
2.  Auflage,  § 59). 
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kantonalen  Strafverfolgungsbehörden,  die  die  Anklage  vertreten. 
Dieses  Klagrecht  ist  nicht  als  delegiertes,  vom  Bunde  abge- 
leitetes zu  bezeichnen;  es  steht  ihnen,  als  den  allgemeinen 
Strafvcrfolgungsbehörden,  unmittelbar  zu,  wenn  schon  sie  damit 
nicht  ein  Strafrecht  der  Kantone  geltend  machen.  Dagegen 
tritt  allerdings  neben  dieses  kantonale  Strafklagrecht  dasjenige 
des  Bundes  und  zwar  wiederum  als  originäres  und  unmittel- 
bares. Und  freilich  kann  der  Bund  dieses  sein  Strafklagrecht 
auf  zweierlei  Art  ausüben:  entweder  indem  er  durch  seine 
Strafverfolgungsorgane  — die  Bundesanwaltschaft  — die  An- 
klage erhebt  und  vertritt,  *),  oder  indem  er  (durch  den  Bundes- 
rat) die  kantonalen  Strafverfolgungsorgane  mit  Erhebung  und 
Durchführung  der  Anklage  beauftragt.  Im  letztem  Falle,  und 
nur  in  diesem,  handeln  diese  kantonalen  Organe  nicht  mehr 
kraft  eigener  Gewalt,  sondern  kraft  Delegation  durch  den  Bund. 

in.  Dieser  Rechtszustand  litt  an  fühlbaren  Mängeln.  Ein  § 3. 
solcher  war  zunächst  die  Ungleichheit  der  Bestimmungen  über 
die  Stellung  des  Bundes  überhaupt.  Sodann  aber  kam  schwer- 
wiegend dazu  der  Umstand,  dass  ohne  ein  eidgenössisches  Ge- 
richt als  letzte  Instanz  eine  eiiüieitliche  Rechtsprechung  nicht 
zu  erzielen  war,  die  Einheit  des  Rechtes  toter  Buchstabe  blieb. 

Und  gewiss  darf  endlich  gesagt  werden,  dass  es  des  Inhabers 
des  Strafrechtes  unwürdig  war,  bei  den  meisten  dieser  Gesetze 
in  der  Rechtsprechung  auch  nicht  ein  Wort  mitreden  zu 
dürfen. 

Bekanntlich  hat  die  Praxis  des  Bundesgerichtes  den  origi- 
nellen Ausweg  gefunden,  wegen  Verletzungen  von  Polizeigesetzen 
— 8peciell  des  Markenschutz-  und  des  Patentgesetzes  — den 
staatsrechtlichen  Rekurs  zu  gewähren  (vgl.  Meili,  Prinzipien  des 
Patentgesetzes,  Seite  106  f.,  siehe  Bundesgerichtsentscheidungen 
XIX,  Seite  59,  Erwägung  1;  IX,  Seite  473,  Erwägung  1 ff.;  X, 
Seite  223,  Erwägung  1,  491,  Erwägung  2;  XI,  Seite  136,  Erwä- 
gung 1 ; XIII,  Seite  425,  Erwägung  1 ; XVI,  Seite  41,  Erwägung  1, 


')  Uber  die  eidgenössische  Bundesanwaltschaft  vergleiche  das  Referat 
von  ririch  in  den  Verhandlungen  des  schweizerischen  Juristenvereins  für 
das  Jahr  18fK),  Z.  f.  Schweiz.  R.,  N.  F.,  Band  IX,  Seite  483  ff.,  und  die  dazu 
gehörige  Diskussion.  Vergleiche  besonders  das  Votum  von  Professor  König 
daselbst,  Seite  540  f.  Ferner  jetzt  das  Bundesgesetz  über  die  Bundes- 
anwaltschaft  vom  28.  Juni  1880. 
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297,  Erwägung  1,  508,  Erwägung  2;  XVIII,  Seite  98,  Erwägung  1; 
XIX,  Seite  699,  Erwägung  1).  Speciell  das  Urteil  in  Band  IX, 
Seite  473,  Erwägung  1 ff.,  war  grundlegend.  Es  wäre  unnütz, 
über  die  juristische  Richtigkeit  dieser  Praxis  heute  noch  zu 
diskutieren;  durch  Art.  182,  Organisationsgesetz,  ist  nun  aus- 
drücklich festgestellt,  dass  wegen  Verletzung  privatrechtlicher 
oder  strafrechtlicher  Vorschriften  des  eidgenössischen  Rechts 
durch  'Entscheide  von  Kantonsbehörden  eine  staatsrechtliche 
Beschwerde  nicht  erhoben  werden  kann.  Jedenfalls  war  jene 
Praxis  nur  ein  Notbehelf. 

Diese  Erwägungen  führten  dazu,  in  das  neue  Bundesgesetz 
betreffend  die  Organisation  der  Bundesrechtspflege  Vorschriften 
über  das  kantonale  Verfahren,  über  die  Stellung  der  kantonalen 
Strafverfolgungsbehörden  und  Bestimmungen  über  die  Stellung 
des  Bundesrates  aufzustellen,  sowie  endlich  ein  eidgenössisches 
Rechtsmittel  einzuführen  : die  Kassationsbeschwerde. 

Über  jene  erstem  Bestimmungen  geben  wir  hier  lediglich 
eine  kurze  Übersicht. 

Anwendbar  sind  die  Bestimmungen  auf  die  Strafsachen  eid- 
genössischen Rechtes,  die  von  den  kantonalen  Gerichten  abge- 
urteilt werden,  und  zwar  gleichviel,  ob  diese  Beurteilung  statt- 
finde unmittelbar  auf  Grund  eines  Bundesgesetzes  (wie  es  bei 
den  uns  hier  vorzugsweise  interessierenden  sogenannten  Polizei- 
gesetzen des  Bundes  der  Fall  ist)  oder  auf  Beschluss  des  Bundes- 
rates (Art.  146,  Organisationsgesetz). 

Als  Grundsatz  wird  aufgestellt,  dass  das  betreffende  kan- 
tonale Strafgesetz  zur  Anwendung  komme,  soweit  nicht  das 
Organisationsgesetz  selbst  oder  andere  bundesgesetzliche  Be- 
stimmungen einschlagende  Vorschriften  enthalten  feod.).  Von 
letztem  ist  hauptsächlich  das  Bundesgesetz  betreffend  das  Ver- 
fahren bei  Übertretungen  polizeilicher  und  fiskalischer  Bundes- 
gcsetze  vom  30.  Juni  1849  zu  erwähnen  ').  Sodann  wird  die 
im  Bundesstaaterechte  begründete  ! ‘flicht  der  kantonalen  Be- 
hörden zur  Strafverfolgung,  sowie  diejenige  zur  Rechtshülfe  für 
die  Untersuchung  wie  für  die  Urteilsvollstreckung  ausdrücklich 
statuiert  (Art.  147  und  150).  Das  Gesetz  garantiert  ferner  noch 
dem  Geschädigten  das  Recht  der  Adhäsion,  sofern  dies  nach 


*)  Vergleich!1  Reichet.  Komm,  zum  Organisationsgcsetz,  Art.  146.  An 
merkung  2. 
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Massgabe  der  kantonalen  Prozessordnung  zulässig  ist  (Art.  149), 
und  enthält  Bestimmungen  über  Urteilsmitteilung,  Umwandlung 
von  Bussen,  einige  sonstige  Vorschriften  über  Vollstreckung 
und  specielle  Vorschriften  über  die  Fälle,  in  denen  die  Beur- 
teilung durch  Beschluss  des  Bundesrates  den  kantonalen  Ge- 
richten überwiesen  wird.  Eigenartig  ist  die  Bestimmung,  dass 
der  Bundesrat  für  eine  bestimmte  Zeitdauer  und  in  Bezug  auf 
eine  bestimmte  durch  Bundesgesetz  geregelte  Materie  die 
Einsendung  sämtlicher  im  Gebiete  der  Eidgenossenschaft  er- 
gehenden Gerichtsurteile,  Strafbescheide  von  Verwaltungsbe- 
hörden . und  Entscheide  von  Überweisungsbehörden  durch  die 
Kantonsregierungen  an  ihn  verfügen  darf  (Art.  155).  Durch 
diese  Bestimmung  soll  der  Bundesrat  offenbar  in  stand  gesetzt 
werden,  sich  Uber  die  Anwendung  und  Auslegung  eidgenössischer 
Strafgesetze  durch  die  kantonalen  Behörden  ein  Bild  zu  ver- 
schafften, als  Material  für  gesetzgeberische  Zwecke.  Endlich 
ist  speciell  hervorzuheben,  dass  dem  Bundesrat  in  den  Fällen, 
wo  er  einen  Straffall  den  kantonalen  Gerichten  überwiesen  hat, 
das  Recht  der  Berufung  an  die  höhern  kantonalen  Instanzen 
eingeräumt  worden  ist  (Art.  158).  Form  und  Frist  der  Berufung 
sind  hierbei  eidgenössisch  geregelt  (Art.  159). 

Diese  Bestimmungen  entsprechen  ganz  dem  oben  ent- 
wickelten Verhältnisse  der  Bundes-  und  kantonalen  Behörden 
auf  diesem  Gebiete  und  dienen  zur  weitern  Illustration  der 
früheren  Ausführungen.  Sie  enthalten  die  notwendigsten  Vor- 
schriften, die  sich  zum  grössten  Teil  (speciell  Art.  147  und  150) 
schon  aus  dem  staatsrechtlichen  Verhältnisse  des  Bundes  zu 
den  Kantonen  und  der  letztem  zu  einander  ergeben.  Einen 
Eingriff  in  die  kantonalen  Prozessordnungen  bietet  einzig  das 
dem  Bundesrate  in  gewissen  Fällen  eingeräumte  Recht  der  Be- 
rufung (Art.  158)  dar,  und  dies  um  so  mehr,  als  Form  und  Frist 
eidgenössisch  geregelt  sind.  Dieser  Eingriff'  hat  sich  jedoch  als 
notwendig  erwiesen,  um  dem  Inhaber  des  Strafrechtes  zur  wirk- 
samen Durchführung  seines  Strafanspruches  zu  verhelfen. 

Der  Kanmtionshof  den  Bundengerichtx  dagegen  ist  nicht  erst  . 
durch  das  Organisationsgesetz  neu  geschaffen  worden  ; vielmehr 
kannte  schon  das  Organisationsgesetz  von  1874  das  „Kassations- 
gericht1' (Art.  55).  Allein  die  Kompetenzen  dieses  Gerichtshofes 
sind  nach  dem  Gesagten  erheblich  erweitert. 
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I.  Zweck  des  Rechtsmittels. 

Die  Schaffung  des  neuen  Rechtsmittels  der  Kassations- 
beschwerde an  das  Bundesgerieht  ist  aus  der  oben  sub  III 
(§  3)  betonten  Notwendigkeit,  in  den  von  den  kantonalen  Ge- 
richten zu  beurteilenden  Strafsachen  eidgenössischen  Rechts 
eine  einheitliche  Rechtsprechung  zu  erzielen  und  das  dem  Bunde 
zustehende  Strafrecht  wirksamer  zu  gestalten,  erfolgt.  Dieser 
Zweckbestimmung  gemäss  musste  das  Rechtsmittel  ausgestaltet 
werden,  und  dabei  war  von  den  damals  bestehenden  ver- 
fassungsmässigen Zuständen  auszugehen.  Diese  verfassungs- 
mässige Abgrenzung  zwischen  den  Kompetenzen  des  Bundes 
und  der  Kantone  — wonach  die  Rechtsprechung  den  Kantonen 
zustand  ( Art.  64,  Schlusssatz,  Bundesverfassung)  und  damit  das 
ganze  Strafverfahren  den  Kantonen  anheimgegeben  ist  — machte 
von  vornherein  zwei  Beschränkungen  nötig:  dem  Bunde  konnte 
nicht  Urteilsbefugnis  in  der  Sache  selbst,  sondern  nur  Kassations- 
befugnis  eingeräumt  werden;  sodann  musste  sich  das  Rechts- 
mittel beschränken  auf  die  Rfige  der  Verletzung  eidgenössischen 
Rechts;  Verstösse  gegen  das  Verfahren  durften  mit  demselben 
— nicht  nur  wegen  der  praktischen  Unmöglichkeit,  bei  der  be- 
stehenden Vielheit  der  kantonalen  Gesetzgebungen  ein  passendes 
Rechtsmittel  zu  linden,  sondern  auch  weil  dies  einen  Eingriff 
in  das  den  Kantonen  vorbehaltenc  Gebiet  des  Strafprozesses 
bedeutet  hätte  — nicht  geltend  gemacht  werden  ').  Aus  jener 
ersten  Beschränkung  ergab  sich  mit  Notwendigkeit,  dass  eine 
Appellationsinstanz,  welcher  der  gesamte  Prozessstott  nach 
seiner  thatsächlichen  und  rechtlichen  Seite  vorzulegen  gewesen 
wäre,  von  vornherein  ausgeschlossen  war  — ganz  abgesehen 
davon,  dass  auch  die  Wünschbarkeit  eines  solchen  Reehts- 


')  Vergleiche  hierüber  eingehend  Hufner  in  den  Motiven  zu  seinem 
Entwurf  unter  «Strafrechtspflege*.  Die  verfassungsmässige  Notwendigkeit 
der  ersten  Beschränkung  kann  zwar  als  zweifelhaft  erscheinen:  Die  Straf- 
gesetze, über  die  zu  erkennen  ist,  sind  eidgenössische;  dem  Bunde  steht 
das  Strafrecht  zu  — nicht  ein  blosses  «Aufsichtsrecht*,  wie  »ich  die  Bot- 
schaft des  Bundesrates,  Seite  H6,  ausdrückt  — ; er  sollte  daher,  zumal  hei 
der  weitgehenden  Auslegung,  die  man  den  bezüglichen  Yerfassungs- 
bestimmungen  gegeben  hat,  auch  materielle  Urteilsbefugnis  haben  können. 
Allein  diese  Erwägungen  scheinen  uns  doch  die  von  Hafner  a.  a.  O. 
geitusserten,  auf  die  Verfassung  gestützten  Bedenken  nicht  zu  widerlegen. 
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mittels  sich  nirgends  fühlbar  machte.  Aber  auch  die  Gestaltung 
des  Rechtsmittels  nach  Art  der  Berufung  in  den  Civilsachen 
eidgenössischen  Rechts  (Art.  56  ff.,  Organisationsgesetz)  war 
ausgeschlossen,  da  eben  dem  Bunde  nicht  Urteilsbefugnis  in 
der  Sache  selbst  eingeräumt  werden  durfte.  Übrigens  entspricht 
auch  vom  praktischen  Standpunkte  aus  das  Rechtsmittel  der 
(reinen)  Kassation  allen  Bedürfnissen.  Bei  der  Berufung  hätte  das 
Bundesgericht  die  Schuldigerklärung  selbst  auszusprechen  und 
alsdann  auch  die  Strafe  selber,  und  zwar  nach  freiem  Ermessen, 
festzusetzen  ; dass  hierzu  aber  die  kantonalen  Instanzen  eben  so 
geeignet  sind  wie  das  Bundesgericht,  braucht  nicht  näher  aus- 
geführt  zu  werden.  Eine  derartige  oberste  Berufungsinstanz 
des  Bundes  in  Strafsachen  in  einem  Bundesstaate  wäre  denn 
auch  etwas  einzig  Dastehendes1)*). 

II.  Zulässigkeit  der  Kassationsbeschwerde. 

Art.  160.  Gegen  die  Endurteile  der  kantonalen  Gerichte,  sowie 
gegen  die  Entscheide  der  kantonalen  Überweisungs- 
behörden in  Strafsachen,  die  nach  eidgenössischen 
Gesetzen  zu  beurteilen  sind,  kann  nach  Massgabe 
der  nachfolgenden  Bestimmungen  beim  Bundesgerichte 
(Kassationshof)  die  Kassationsbeschwerde  erhoben 
werden. 

Vorbehalten  bleiben  die  Bestimmungen  des  Bun- 
desgesetzes vom  30.  Juni  1849  über  die  Kassations- 
beschwerde gegen  Urteile  betreffend  Übertretungen 
fiskalischer  Bundesgesetze. 

Art.  162.  Die  Kassationsbeschwerde  ist  zulässig  gegen  die  zweit- 
instanzlichen, sowie  gegen  diejenigen  Urteile,  in  Bezug 
auf  welche  nach  der  kantonalen  Gesetzgebung  das 
Rechtsmittel  der  Berufung  (Appellation)  nicht  statt- 
findet, und  gegen  ablehnende  Entscheide  der  letzt- 
instanzlichen kantonalen  Überweisungsbehörde. 


*)  Das  deutsehe  Reichsgericht  ist  bekanntlich  in  Strafsachen  nur 
Revisionsiusfanz,  und  zwar  nur  mit  Kassationsbefugnis,  nicht  Berufungs- 
instanz. Im  übrigen  vergleiche  unten  § 13  sub  II. 

*)  Bezüglich  des  Verhältnisses  des  Rechtsmittels  der  Kassation  zur 
Berufung  nach  Art.  56  ff.  Organisationsgesetz  vergleiche  unten  § 9. 
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Art.  174.  Die  Bestimmungen  der  Art.  160  bis  173  finden  auf 
diejenigen  von  den  kantonalen  Verwaltungsbehörden 
wegen  Übertretungen  eidgenössischer  Polizeigesetze 
erlassenen  Strafbescheide,  welche  nach  der  kantonalen 
Gesetzgebung  von  den  Beteiligten  nicht  an  die  Gerichte 
gezogen  werden  können,  entsprechende  Anwendung. 

$ 5.  I.  Erste  Voraussetzung  der  Zulässigkeit  der  Kassations- 
beschwerde ist,  dass  kantonale  Gerichte,  Überweisungsbehörden 
oder  Verwaltungsbehörden  (Art.  174)  in  Strafsachen,  die  nach 
eidgenössischen  Gesetzen  zu  beurteilen  sind,  geurteilt  haben;  also 
die  Amcendung  oder  Anwendbarkeit  eidgenössischer  Strafgesetze 
durch  die  genannten  kantonalen  Behörden. 

Es  macht  danach  zunächst  keinen  Unterschied,  ob  die 
kantonalen  Behörden  urteilen  unmittelbar  auf  Grund  eines 
eidgenössischen  Gesetzes  oder  aber  auf  Beschluss  des  Bundes- 
rates. Das  erhellt  übrigens  ganz  klar  aus  Art.  171,  Abs.  1,  der 
im  folgenden  Paragraphen  zu  besprechen  ist. 

Aus  dem  Gesetze  und  aus  unserer  Formulierung  dieses 
ersten  Erfordernisses  geht  sodann  hervor,  dass  die  Kassations- 
beschwerde statthaft  ist  nicht  nur  dort,  wo  eidgenössische 
Strafgesetze  wirklich  angewendet  worden  sind,  sondern  auch 
dort,  wo  sie  anzuwenden  waren,  ohne  aber  angewendet  worden 
zu  sein.  Drei  Möglichkeiten  sind  denkbar: 

a)  es  war  eidgenössisches  Recht  anzuwenden  und  ist  auch 
wirklich  angewendet  worden  ; 

h)  es  war  eidgenössisches  Recht  anwendbar,  es  ist  aber 
kantonales  Recht  angewendet  worden  ; 
c)  es  war  kantonales  Recht  anwendbar,  die  kantonale  Behörde 
hat  aber  fälschlich  eidgenössisches  Recht  angewendet. 
Bei  a steht  die  Statthaftigkeit  der  Kassationsbeschwerde 
ausser  Zweifel;  es  wird  dies  auch  der  normale  Fall  sein. 

Bei  b liegt  eine  Verletzung  eidgenössischen  Rechtes  offen- 
bar ebenfalls  vor.  Schon  diese  Erwägung  spricht  dafür,  auch 
in  diesen  Fällen  das  Rechtsmittel  der  Kassationsbeschwerde 
zu  gewähren.  Dafür  spricht  aber  auch  der  Wortlaut:  „Straf 
Sachen,  die  nach  eidgenössischen  Gesetzen  zu  beurteilen  sindu, 
im  Gegensatz  zu  „beurteilt  worden  sind“  ').  Vom  Bundesgericht 


')  So  auch  Hufner,  Motive,  Seite  134. 
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ist  unseres  Wissens  ein  bezüglicher  Fall  noch  nicht  entschieden 
worden. 

Schwieriger  liegt  die  Frage  bei  c‘).  Nach  dem  Wortlaute 
des  Art.  160  müsste  hier  die  Kassationsbeschwerde  ausge- 
schlossen sein  ; denn  die  Sache  war  nicht  nach  eidgenössischen 
Gesetzen  zu  beurteilen.  Sie  ist  indessen  nach  solchen  beurteilt 
worden,  und  da  läge  es  nahe,  die  Kassationsbeschwerde  hier 
zulässig  zu  erklären.  Hiergegen  sprechen  jedoch  folgende  Er- 
wägungen: Eine  unrichtige  Anwendung  und  somit  eine  Ver- 
letzung eidgenössischen  Rechtes  liegt  darin,  dass  dieses  auf 
einen  ihm  nicht  unterstehenden  Thatbestand  in  an  sich  richtiger 
Auslegung  angewendet  wurde,  nicht.  Und  sodann  handelt  es 
sich  hier  eben  nicht  um  eine  „nach  eidgenössischen  Gesetzen 
zu  entscheidende  Strafsache“  (Art.  146,  Organisationsgesetz), 
um  eine  Strafsache,  die  nach  eidgenössischen  Gesetzen  zu  be- 

•)  Denkbar  ist  dieser  Fall  namentlich  auf  dem  Gebiete  des  engem 
Bundesstrafrechts:  Hier  kann,  •/..  B.  bei  der  Frage  der  Beamtenbestechung, 
die  Grenzlinie  zwischen  eidgenössischem  und  kantonalem  Strafrecht  unsicher 
sein  und  nun  der  kantonale  Richter  ausschliesslich  eidgenössisches  Strafrecht 
anwenden,  während  daneben  oder  ausschliesslich  kantonales  anwendbar 
war.  Man  vergleiche  den  Fall  in  Bundesgerichtliche  Entscheide,  XXII, 
Seite  1338  ff.:  Es  handelte  sich  um  den  (erfolglosen)  Versuch  der  Bestechung 
eines  ßundesboamten  ; dieser  Versuch  ist  nach  dem  Bundesstrafgesetzbuch 
nicht  strafbar;  der  Bestechende  wurde  nun  nach  kantonalem  Strafrecht 
verurteilt.  Letzteres  wurde  vom  Bundesgericht,  mit  einer  sehr  summarischen 
Motivierung,  als  zulässig  erklärt.  Wäre  kantonales  Recht  als  nicht  anwend- 
bar erklärt  worden,  das  eidgenössische  Strafgesetzbuch  also  ausschliesslich 
anwendbar,  so  wäre  der  von  uns  vorgesehene  Konflikt  dagewesen.  Es 
handelt  sich  hier  um  die  Fragen:  Inwiefern  kommen  neben  den  die  einzelnen 
Delikte  regelnden  Bestimmungen  des  Bundesstrafrechts  die  analoge  Thatbestände 
mit  Strafe  bedrohenden  Vorschriften  der  kantonalen  Strafgesetze  zur  An- 
wendung? Bleibt  insbesondere  in  dem  Fall,  wo  ein  Thatbestand,  der  an  sich 
unter  das  Bundesstrafrecht  fallen  wttrde,  straflos  gelassen  ist,  Baum  für  die 
Anwendbarkeit  des  diesen  Thatbestand  regelnden  kantonalen  Strafrechts ? Speciell: 
Kann  der  nach  Bundesstrafrecht  straflos  gelassene  erfolglose  Versuch  der  Be- 
stechung eines  Bundesbeamten  nach  den  kantonalen  Körnten  Uber  Bestechung 
bestraft  werden ? — Das  angeführte  Urteil  des  Bundesgerichtes  macht  sich 
die  Sache  z.  B.  sehr  leicht,  wenn  cs  (in  Erw.  2)  ausspricht:  «War  aber 
der  dem  kantonalen  Strafrichter  unterbreitete  Thatbestand  im  Bundesstraf- 
gesetz nirgends  vorgesehen,  so  durfte  der  Richter  offenbar  (?)  untersuchen, 
ob  besagter  Thatbestand  unter  eine  Bestimmung  des  kantonalen  Strafrechts 
passe,  und  im  Falle  der  Bejahung  die  kantonale  Norm  anwenden  (Art.  3 
Bundesverfassung).  » So  einfach  steht  die  Sache  nicht,  wie  die.  oben  auf- 
geworfenen Fragen  wohl  zur  Genüge  darthun. 

Schweizerische  Zeitschrift  fflr  Strafrecht.  13.  Jahrg.  3 
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urteilen  ist  (Art.  160,  eod.).  Überall  ist  in  diesem  Falle  nur 
das  kantonale  Strafrecht  verletzt.  Man  beachte  übrigens  die 
Verschiedenheit  in  der  Redaktion  des  Art.  56  und  derjenigen 
des  Art.  160  des  Organisationsgesetzes.  Dort  ist  die  Berufung 
statthaft  erklärt  in  Civilreehtsstreitigkeiten,  welche  „unter  An- 
wendung eidgenössischer  Gesetze  entschieden  werden  oder  nach 
solchen  Gesetzen  zu  entscheiden  sindu  ; hier  ist  Kassation  nur 
vorgesehen  in  Strafsachen,  „die  nach  eidgenössischen  Gesetzen 
zu  beurteilen  sind“.  Die  Differenz  erklärt  sich  wohl  einmal 
daraus,  dass  bei  den  Strafsachen  an  eine  derartige  Anwendung 
eidgenössischer  Gesetze  kaum  gedacht  wurde;  sodann  kommt 
in  Betracht,  dass  das  eidgenössische  Privatrecht  oft  als  sogen. 
Dispositivrecht,  als  Verfügungsrecht  angewendet  wird,  wo  es 
abgesehen  von  diesem  Umstande  nicht  anwendbar  wäre,  und 
nun  das  Gesetz  in  Art.  56  wohl  namentlich  diese  Fälle  im 
Auge  hat. 

II.  Von  der  allgemeinen  Regel  der  Zulässigkeit  der 
Kassationsbeschwerde  in  den  durch  kantonale  Behörden  be- 
urteilten Strafsachen  eidgenössischen  Rechts  macht  Abs.  2 des 
Art.  160  einen  Vorbehalt:  Die  Bestimmungen  des  sogenannten 
Fiskalstrafgesetzes  bleiben  Vorbehalten.  Damit  ist  nicht  etwa 
gesagt,  dass  die  Kassationsbeschwerde  in  diesen  Straffällen 
nicht  zulässig  sei,  im  Gegenteil:  jenes  Gesetz  hatte  sie  schon 
— im  Art.  18  — vorgesehen.  Wäre  daher  das  genannte  Gesetz, 
wie  es  seinem  Titel  nach  eigentlich  der  Fall  sein  sollte,  auf 
alle  sogenannten  Polizeigesetze  angewendet  worden,  so  wäre 
die  Einführung  eines  neuen  Rechtsmittels  der  Kassatious- 
beschwerde  kaum  nötig  gewesen.  Allein  die  Praxis  des  Bundes- 
gerichtes hat  sich  genötigt  gesehen,  die  Anwendung  jenes 
Gesetzes  auf  die  eigentlichen  sogenannten  Fiskalgesetze  zu  be- 
schränken ').  Dass  jene  Praxis  richtig  war,  ist  von  der  Doktrin 
allerseits  zugegeben  worden*),  uud  es  kann  jetzt  als  ganz 


*)  Vergleiche  r.  Waldkirch  a.  a.  O.,  Seite  103,  Anmerkung  3;  dazu  speciell 
Bundesgerichtsentscheidungen  XVI,  Seite  283,  Erwägung  1;  XXIII,  Seite  600. 
Erwägung  3.  Der  Bundesrat  freilich  scheint  diese  Praxis  in  seiner  in  An- 
merkung 2 auf  Seite  113  erwähnten  Botschaft  nicht  zu  billigen,  indem  er 
a.  a.  O.,  Seite  526,  ausführt,  das  genannte  Bundesgesetz  finde  auf  alle 
Polizeigesetze  des  Bundes  Anwendung. 

’)  r.  Waldkirch  a.  n.  O.:  Meili,  Prinzipien  des  Pateutgesetzes,  Seite  105. 
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feststehend  bezeichnet  werden,  dass  das  genannte  Gesetz  nur 
auf  Fiskalstrafsachen  Anwendung  findet. 

Dagegen  ist  die  Abgrenzung  der  Fiskalstrafgesetze  von  den 
übrigen  Strafgesetzen  des  Bundes  nicht  leicht.  Das  Bundes- 
gericht hat  in  einem  Urteile  vom  Jahre  1890  (A.  S.  XVI, 
Seite  980  ft.)  das  unterscheidende  Merkmal  dahin  fixiert,  dass 
das  Bundesgesetz  betreffend  das  Verfahren  in  Fiskalstrafsachen 
nur  solche  Übertretungen  im  Auge  habe,  „welche  sich  als 
Delikte  gegen  Verwaltungszweige  des  Bundes  qualifizieren, 
bei  welchen  also  unmittelbar  Rechte  des  Bundes  verletzt 
werden“,  und  ausgesprochen,  das  genannte  Gesetz  passe  nur 
da,  „wo  eine  Abteilung  der  Bundesverwaltung  als  Beschädigter 
erscheint“.  Entgegen  dem  von  v.  Waldkirch  a.  a.  0.,  S.  104,  er- 
hobenen Widerspruch  scheint  mir  diese  Definition  das  Richtige 
getroffen  zu  haben;  seine  Einwendung,  sie  sei  zu  weit  gefasst, 
scheitert  insbesondere  an  dem  oben  citierten  zweiten  Teile  der 
bundesgerichtlichen  Begründung.  Noch  besser  wäre  vielleicht 
gesagt,  der  Bundesfiskus  müsse  unmittelbar  als  Beschädigter  er- 
scheinen. In  der  Praxis  hat  sich  die  Unterscheidung,  wie  be- 
merkt, als  notwendig  erwiesen,  und  sie  hat  bisanhin  zu  keinen 
Schwierigkeiten  Anlass  gegeben.  Vergleiche  namentlich  auch 
das  grundlegende  Urteil  vom  2f>.  Januar  1879  in  Sachen  Messerli 
& Konsorten,  Bundesgerichtliche  Entscheide,  V,  Seite  41  ft'. 

Die  im  Fiskalstrafgesetze  vorgesehene  Kassationsbeschwerde 
unterscheidet  sich  nun  von  der  in  Art.  100  ff.  des  Organisations- 
gesetzes normierten  ihrem  Inhalte  und  ihren  Formalien  nach: 
inhaltlich,  indem  sie  sich  gründen  kann  auf  Inkompetenz  des 
urteilenden  Gerichts,  auf  Verletzung  bestimmter  gesetzlicher 
Vorschriften  und  auf  Begehung  wesentlicher  Formfehler;  der 
Frist  nach,  indem  diese  hier  30  Tage  seit  der  Mitteilung  des 
Urteils  beträgt1);  endlich,  indem  sie  beim  eidgenössischen  Kas- 
sationsgerichte einzureichen  ist. 

Hier  ist  nun  noch  eine  Bemerkung  anzuschliessen  : wie 
oben,  § 2,  Seite  121,  mitgeteilt  wurde,  sah  das  Bundesgesetz 
betreffend  Beaufsichtigung  des  Versicherungswesens  in  Art.  11, 
Abs.  5 und  6,  einen  sogenannten  „Rekurs  an  das  Bundesgericht“ 
vor,  wobei  ausdrücklich  auf  das  Fiskalstrafverfahren  hinge- 

')  Vergleiche  den  Fall  in  ISundesgericlitsentseheidungen,  XXIII, 
Seite  600  f. 
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wiesen  wurde.  Diese  Bestimmungen  sind  durch  Art.  227,  Ziff.  8, 
des  Organisationsgesetzes  aufgehoben  worden.  Demnach  gilt 
nun  für  die  Verfolgung  der  Delikte  aus  jenem  Gesetz  die  all- 
gemeine Regel,  d.  h.  die  Kassationsbeschwerde  im  Sinne  des 
Art.  160  ff.  des  Organisationsgesetzes  findet  auch  auf  dieses 
Gesetz  Anwendung. 

$ e.  II.  Die  der  Kassationsbeschwerde  unterliegenden  Entscheide. 

Mit  der  Kassationsbeschwerde  können  angefochten  werden  : 

A.  die  Endurteile  der  kantonalen  Gerichte; 

U.  die  Entscheide  der  kantonalen  Überweisungsbehörden; 

C.  die  Strafbescheide  der  kantonalen  Verwaltungsbehörden 
— alles  in  den  nunmehr  näher  zu  betrachtenden  Grenzen. 

A.  Als  Endurteile  sind  gemäss  Art.  162  anzusehen: 

a ) die  zweitinstanzlichen  Urteile, 

b)  die  erat-  und  letztinstanzlichen,  gegen  welche  nach  der 
kantonalen  Gesetzgebung  Berufung  (Appellation)  nicht  zu- 
lässig ist1), 

beide,  sofern  es  wirklich  „Endurteile“  sind. 

Wie  ist  nun  dieser  letztere  Begriff  zu  bestimmen  ? 

Zunächst  ist  „Endurteil'1  Gegensatz  zu  „Zwischenurteil11 
oder  „Vorurteil“.  Ganz  klar  ist,  dass  prozessleitende  Ver- 
fügungen und  Beschlüsse,  z.  B.  bezüglich  Einleitung  eines  Be- 
weisverfahrens, nicht  unter  den  Begriff  des  Endurteils  fallen. 
Ein  Endurteil  muss  zunächst  ein  Urteil  sein,  das  über  die  Sache 
selbst,  d.  h.  über  den  erhobenen  Strafanspruch,  rechtskräftig 
entscheidet.  Der  Umfang  der  Rechtskraft  eines  Strafurteils  in 
der  Sache  selbst  erstreckt  sich  auf  die  Frage,  ob  dem  Staate 
für  die  eingeklagte  Handlung  ein  Strafanspruch  — ein  sub- 

’)  Vergleiche  die  Zusammenstellung  der  kantonalen  Prozessordnungen 
bei  Hafner  a.  a.  O.,  Seite  119  ff.,  sowie  bei  Rad.  Kocher,  Die  Strafgerichts- 
Organisation  und  Strafprozessgesetzgebung  der  Schweiz,  Seite  225.  Bei  Hafner 
findet  sich  eine  sehr  wertvolle  Aufzählung  sämtlicher  Gerichtsinstanzen, 
die  fiir  die  nach  eidgenössischen  Gesetzen  zu  beurteilenden  Strafsachen  zu- 
ständig sind.  Kocher  enthält  bezüglich  Zulässigkeit  der  Appellation  irrtüm- 
liche Angaben  (vergl.  Hafner , Seite  12  f.  sub  3):  Aargau  und  St.  Gallen 
kennen  allerdings  die  Berufung  nicht  bei  den  «Verbrechen»,  wohl  aber 
bei  den  «Vergehen»  und  Übertretungen:  St.  Gallen,  Prozessordnung  bei  Ver- 
gehen und  Übertretungen,  vom  28.  November  1878  (bei  Kocher  nicht  eitiert), 
Art.  84  ff.;  Aargau,  Zuchtpolizeigesetz  vom  9.  Februar  1888. 
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jektives  Strafrecht  — zustehe1).  Das  verurteilende  Erkenntnis 
bejaht  diese  Frage,  stellt  also  das  Strafrecht  des  Staates  nach 
Inhalt  und  Umfang  fest  und  legt  zugleich  dem  Staate  die  Pflicht 
der  Vollziehung  der  ausgesprochenen  Strafe  auf;  das  frei- 
sprechende Urteil  stellt  fest,  dass  dem  Staate  ein  Strafrecht 
gegen  diesen  Angeklagten  wegen  dieser  Handlung  nicht  zusteht. 

Ausser  diesen  Urteilen  über  die  Sache  selbst,  gegen  welche 
die  Kassationsbeschwerde  offenbar  zulässig  ist,  giebt  es  nun 
aber  weiterhin  Urteile,  die  ebenfalls  der  Rechtskraft  fähig  sein 
können,  die  aber  nicht  in  der  Sache  selbst  entscheiden.  Zur 
Erklärung  dieser  Verhältnisse  ist  einzugehen  auf  die  Entscheide 
über  die  sogenannten  prozesshindernden  Einreden,  die  Prozess- 
voraussetzungen*). Als  solche  fallen  bei  den  uns  interessierenden 
Gesetzen  in  Betracht: 

1.  Die  sachliche  und  örtliche  Zuständigkeit  des  Gerichts. 

2.  Bei  den  Antragsdelikten  der  rechtzeitig  und  formgemäss 
gestellte  Antrag. 

3.  Die  Ermächtigung  der  Behörde,  welcher  der  Angeschul- 
digte angehört,  bei  Klagen  gegen  die  Mitglieder  des  Na- 
tionalrats. des  Ständerats  und  des  Bundesrats,  sofern 
die  Klagen  sich  nicht  auf  die  amtliche  Stellung  dieser 
Personen  beziehen")  und  bei  den  beiden  erstgenannten 


*)  Siehe  Weiss,  Die  Behandlung  konnexer  Civil-  und  Strafsachen  in 
der  schweizerischen  Prozessgesetzgebung,  Seite  232  ff. 

*)  Der  Begriff  der  Prozessvoraussetzungen  — r.  IiUloir , Die  Lehre 
von  den  Prozesseinreden  und  die  Prozess  Voraussetzungen,  Giessen  1863  — 
ist  bekanntlich  zuerst  von  August  r.  Kries  für  den  Strafprozess  fruchtbar 
gemacht  worden,  Zeitschrift  für  Strafrechtswissenschaft,  V,  Seite  1 ff.; 
ferner  im  Lehrbuch  des  deutschen  Strafprozesses  § 57,  II  (S.  467  ff.),  § 70  II 
(Seite  578  ff.). 

ä)  Das  Erfordernis  der  Ermächtigung,  d.  h.  eines  Beschlusses  der 
Bundesversammlung  bei  Kriminalklagen  gegen  Mitglieder  des  National- 
und  .Ständerates  und  gegen  die  von  der  Bundesversammlung  gewählten 
Behörden  und  Beamten  betr.  die  auf  die  amtliche  Stellung  bezüglichen 
rechtswidrigen  Handlungen  — Bundesgesetz  über  die  Verantwortlichkeit 
der  eidgenössischen  Behörden  und  Beamten  vom  9.  Dezember  1850  — fällt 
für  uns  ausser  Betracht,  da  diese.  Klagen  nicht  von  kantonalen  Behörden 
beurteilt  werden  (Art.  17  ff.  jenes  Gesetzes  und  Art.  77,  litt,  c,  Bundes- 
gesetz über  das  Bundesstrafrecht  vom  4.  Februar  1853).  «Verbrechen  gegen 
das  Völkerrecht»  — zu  deren  Verfolgung  ein  Beschluss  des  Bundesrates 
notwendig  ist,  Art.  44  des  Bundesstrafrechts  — werden  ausschliesslich  von 
den  Bundesassisen  beurteilt,  Art.  73,  litt,  c,  eod.,  fallen  also  hier  ebenfalls 
ausser  Betracht. 


Digitized  by  Google 


134 


Th.  Weiss. 


während  der  Dauer  der  Versammlung  erhoben  werden. 
{Art.  1,  Bundesgesetz  über  die  politischen  und  polizeilichen 
Garantien  zu  gunsten  der  Eidgenossenschaft,  vom  23.  De- 
zember 1851.) 

4.  Das  Nichtvorhandensein  eines  rechtskräftigen  Urteils  in 
der  gleichen  Sache. 

5.  Das  Vorhandensein  neuer  Verdachtsmomente,  wenn  eine 
Strafverfolgung  gegen  denselben  Angeschuldigten  früher 
wegen  nicht  genügender  Verdachtsmomente  eingestellt 
worden  ist*). 

Der  Entscheid  über  diese  Prozessvoraussetzungen  wird 
allerdings  in  der  Regel  durch  die  sogenannten  Überweisungs- 
behörden erfolgen  — siehe  unten  ad  R — ; doch  kann  auch, 
namentlich  über  die  sachliche  oder  örtliche  Zuständigkeit,  ein 
Entscheid  des  Gerichtes  erfolgen.  Und  mit  diesen  Entscheiden 
haben  wir  uns  hier  zu  beschäftigen.  Ist  auch  ein  Entscheid  eines 
kantonalen  Gerichtes  über  eine  Prozessvoraussetzung,  namentlich 
über  die  sachliche  oder  örtliche  Zuständigkeit  der  Gerichte,  als 
Endurteil  im  Minne  des  Art.  160  des  Organisationsgesetzes  anzu- 
sehen und  ist  somit  die  Kassationsbeschwerde  zulässig? 

Ein  Endurteil  ist  ein  solcher  Entscheid  jedenfalls  dann 
nicht,  wenn  er  das  Vorhandensein  der  Prozessvoraussetzung 
bejaht,  somit  das  Prozessrechtsverhältnis  entstehen  lässt.  Dieser 
Entscheid  sagt  nur,  dass  nun  das  Prozessrechtsverhältnis  ent- 
stehe und  dann  in  der  Sache  von  dem  angegangenen  Gerichte 
geurteilt  werden  solle;  er  stellt  sich  also  nur  als  Zwischen- 
urteil dar. 

Anders  verhält  es  sich  mit  dem  Entscheid,  der  das  Vor- 
handensein einer  Prozessvoraussetzung  verneint.  Hierbei  ist  vorab 
zu  berücksichtigen,  dass  die  Form  eines  derartigen  Entscheides 
nach  den  kantonalen  Prozessgesetzgebungen  eine  verschieden- 
artige sein  kann  : nach  zürcherischem  Rechtspflegegesetz,  § 900, 
z.  B.  muss  ein  Angeklagter,  der  vor  Gericht  gestellt  ist,  frei- 
gesprochen oder  verurteilt  werden,  und  es  muss  daher  ein 
derartiger  Entscheid  in  die  Form  eines  freisprechenden  Urteils 
gekleidet  sein8).  Diese  Form  allein  aber  macht  das  Urteil  noch 

')  Vergleiche  Meyer,  Strafverfolgung  und  Voruntersuchung  nach  den 
kantonalen  Gerichtsorganisationeil  etc.  § 44,  Seite  191  f. 

*)  Ähnlich  Hasel,  Strafprozessordnung,  § HX).  «Das  Urteil  muss  ent- 
weder auf  Freisprechung  oder  Bestrafung  lauten.»  Doch  wird  in  der 
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nicht  zu  einem  der  Rechtskraft  fähigen  Urteil  über  da#  Straf- 
recht des  Staate s. 

Es  ist  vielmehr  zu  prüfen,  ob  ein  solches  Urteil  auch 
wirklich  ein  freisprechendes  Urteil  der  Natur  nach,  in  dem 
oben  entwickelten  Sinne,  ist,  und  nach  Beantwortung  dieser 
Frage  entsteht  die  weitere:  ist  ein  Urteil,  das  wegen  Mangels 
einer  Prozessvoraussetzung  auf  eine  Strafklage  nicht  eintritt, 
Endurteil  ? 

Es  empfiehlt  sich,  diese  Frage  für  jede  der  oben  aufge- 
ziihlten  Prozessvoraussetzungen  einzeln  zu  beantworten. 

1.  Unzuständigkeit  (Inkompetenz)  des  urteilenden  Gerichtes. 

Die  Unzuständigkeit  kann  sachlich  oder  örtlich  sein. 

a)  Sachliche  Unzuständigkeit.  Z.  B.  eine  Strafklage  wird  vor 
ein  Bezirksgericht  gebracht,  während  sie  der  angedrohten 
Strafe  gemäss  vor  die  Geschwornen  gehörte,  oder  vor  ein  kan- 
tonales Gericht,  während  die  Kompetenz  den  Bundesassisen 
zusteht.  Die  Unzuständigkeitserklärung  des  Gerichts  entscheidet 
nicht  über  den  Strafanspruch  des  Staates,  also  nicht  über  die 
Sache  selbst;  das,  auch  wenn  das  Urteil  in  die  Form  der  Frei- 
sprechung gekleidet  sein  sollte.  (Der  Fall  wird  praktisch  kaum 
Vorkommen.) 

b)  Örtliche  Unzuständigkeit.  Ein  schweizerisches  (kantonales) 
Gericht  kann  seine  örtliche  Zuständigkeit  verneinen  : entweder 
«)  indem  es  ein  anderes  schweizerisches  (kantonales)  Gericht 
für  zuständig  hält,  oder  aber  ß)  indem  es  annimmt,  die  That 
könne  im  Inlande  (d.  h.  in  der  Schweiz)  überhaupt  nicht  ver- 
folgt werden. 

a)  Im  ersten  Falle  besagt  das  Urteil  — das  richtigerweise 
auf  Nichteintreten  wegen  Inkompetenz  lautet  — lediglich,  dem 
angegangenen  Gerichte  fehle  die  örtliche  Kompetenz  zur  Be- 
urteilung. Das  Urteil  entscheidet  somit  einzig  und  allein  über 
eine  Prozessvoraussetzung,  das,  auch  wenn  es  formell  den  An- 
geklagten freispricht;  es  ergeht  also  auch  hier  kein  Urteil  über 
den  Strafanspruch  des  Staates  selbst.  Denn  Inhaber  des  Straf- 
rechts, das  aus  der  Übertretung  eines  eidgenössischen  Straf- 

I’raxis  hiervon,  und  mit  Recht,  eine  Ausnahme  gemacht,  wenn  das  Ge- 
richt sich  für  unzuständig  hält;  es  tritt  alsdann  wegen  Unzuständigkeit 
auf  die  Sache  nicht  ein.  Vergleiche  den  FaJl  in  Bundesgerichtsentschei- 
dungen, XXV,  1.  Teil,  Seite  2SG  ff. 
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gesetzes  entspringt,  ist,  wie  in  § 2 gezeigt  wurde,  der  Bund; 
ein  kantonales  Gericht  kann  daher  dadurch,  dass  es  die  Zu- 
ständigkeit des  Gerichtes  eines  andern  Kantons  für  gegeben 
hält,  keinen  Entscheid  über  das  Strafrecht  des  Bundes  fällen, 
und  es  fällt  auch  nicht  etwa  einen  Entscheid  Uber  das  Straf- 
recht des  Kantons,  denn  ein  solches  existiert  nicht,  sondern 
nur  ein  solches  über  dessen  Strafverfolgungsrecht. 

fl)  Anders  kann  es  im  zweiten  Falle  sein.  Im  allgemeinen 
finden  die  schweizerischen  Strafgesetze  Anwendung  nur  auf 
Handlungen,  die  auf  schweizerischem  Gebiete  begangen  sind  '). 
Findet  nun  ein  kantonales  Strafgericht,  ein  Delikt  sei  nicht 
in  der  Schweiz  begangen  worden  (z.  B.  das  Delikt  der  Marken- 
nachahmung, Art.  27  f.,  Markenschutzgesetz),  und  lehnt  es 
deshalb  die  Beurteilung  ab,  so  spricht  es  damit  gleichzeitig  aus, 
dass  dem  inl (Indischen  Staate,  d.  h.  dein  Bunde,  ein  Strafrecht 
nicht  zustehe.  Wir  haben  also  hier  den  Fall  eines  Entscheides 
Uber  das  Strafrecht  selbst,  der  die  Form  einer  Unzuständig- 
keitserklärung tragen  kann*). 

2.  Mangel  eines  formrichtigen  und  rechtzeitigen  Antrages3). 
Bei  diesem  Mangel  sollte  richtigerweise  „Einstellung  des  Ver- 
fahrens“ erfolgen  ; doch  wird  das  Urteil  gemäss  den  kantonalen 

*)  Art.  1,  Bundcsstrafgesetz.  Alle  hier  von  diesem  Grundsätze  nus- 
benommenen  Verbrechen  unterstehen  der  Kompetenz  der  Bundesassisen,  mit 
Ausnahme  der  in  Art.  61  vorgesehenen  (Fälschung  von  Bundesakten  etc.). 

*)  Vergleiche  über  die  Unterschiede  von  « und  fl  das  Urteil  des  Bundes- 
gerichts in  Bundesgerichtliche  Entscheide,  XXV,  I.  Teil,  Seite  282  f.,  Er- 
wägung 1. 

*)  Wird  der  Antrag  als  Bedingung  der  Strafbarkeit  angesehen,  so  ist 
ein  Urteil,  das  freispricht  wegen  Mangels  des  Antrages,  offenbar  ein  Urteil 
in  der  Sache  selbst.  Diese  Ansicht  verliert  indessen  mehr  und  mehr  an 
Anhängern.  (Vergleiche  r.  Liszt,  Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts,  6.  Auf- 
lage, Seite  168,  Anmerkung  3;  früher  schon  Binding,  Handbuch,  I.  Teil,  Seite 
611,  Anmerkung  1.)  Der  Wortlaut  der  betreffenden  Bestimmungen  in  dem 
eidgenössischen  Gesetz  über  das  sogenannte  geistige  und  gewerbliche 
Eigentum  zeigt  auch  hier  keine  einheitliche  Fassung:  von  der  (Straf)klage 
des  Geschädigten,  von  demjenigen,  der  die  Strafklage  «anstrengen*  könne, 
sprechen  das  Urheberrechtsgesetz,  Art.  13,  und  das  Markenschutzgesetz, 
Art.  17  — sie  weisen  also  ausdrücklich  auf  den  Geschädigten  als  Klage- 
berechtigten hin  und  machen  damit  die  Klage  (die  eben  nach  der  kanto- 
nalen Prozessordnung  auch  ein  Strafantrag  sein  kann)  zu  einer  Prozess- 
voraussetzung. Dagegen  drücken  sich  das  Patentgesetz,  Art.  26,  Absatz  2, 
und  das  Musterschutzgesetz,  Art.  21,  Absatz  2,  so  aus:  «Die  Bestrafung 
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Strafprozessordnungen  häufig  auf  Freisprechung  lauten.  Das 
Urteil  ist  aber  nach  unserer  Auffassung  des  Antragsrechts  nicht 
Urteil  in  der  Sache  selbst. 

3.  Ganz  gleich  verhält  es  sich  unseres  Erachtens  mit  dem 
Mangel  dev  Ermächtigung  der  Behörde. 

4.  Die  „exceptio  rei  judicatœ “ dagegen  macht  geltend,  es 
sei  Uber  den  erhobenen  Strafanspruch  bereits  rechtskräftig 
geurteilt  worden.  Findet  das  Gericht  diesen  Einwand  begründet, 
so  muss  es  notwendig  den  gestellten  Strafanspruch  verneinen 
— also  ein  Urteil  in  der  Sache  selbst  abgeben. 

5.  Das  Urteil,  das  ergeht  auf  Grund  angeblich  neuer  Ver- 
dachtsmomente, nachdem  früher  die  Untersuchung  eingestellt 
worden  ist,  und  das  das  Vorhandensein  dieser  Momente  ver- 
neint, ist  Urteil  in  der  Sache  selbst;  es  sagt,  dass  dem  Staate 
diesem  Angeklagten  gegenüber  ein  Strafrecht  nicht  zustehe. 

Aus  diesen  Ausführungen  ergiebt  sich,  dass  im  Urteil  über 
die  Prozesscoraussetzungen  oft  ein  solche*  in  der  Sache  selbst  ver- 
borgen sein  kann.  Wo  das  der  Fall  ist,  muss  die  Kassations- 
beschwerde zulässig  sein. 

Fraglich  bleibt  nur  noch,  ob  die  Kassationsbeschwerde  auch 
statthaft  sei  bei  wirklichen  blossen  Entscheiden  über  Prozess- 
voraussetzungen, namentlich  bei  Unzuständigkeitserklärungen. 
Eine  genaue  Prüfung  des  Gesetzes,  insbesondere  die  Vergleichung 
desselben  mit  den  Bestimmungen  über  die  Zulässigkeit  der 
Berufung,  und  der  Umstand,  dass  die  Kassationsbeschwerde 
zulässig  ist  auch  gegen  ablehnende  Entscheide  der  Verwal- 
tungsbehörden, führt  zur  Bejahung  dieser  Frage. 

Zunächst  spricht  Art.  58,  Absatz  1 , des  Organisationsgesetzes, 
der  die  Zulässigkeit  der  Berufung  regelt,  von  den  letztinstanz- 
lichen //««pfurteilcn  ; Art.  162  des  Organisationsgesetzes  da- 


erfolgt nur  auf  Antrag  des  Verletzten»,  woraus  geschlossen  werden  könnte, 
der  Antrag  bedinge  das  Strafrecht,  nicht  das  Strafverfolgungsrecht.  Rich- 
tigerweise ist  aber  auch  hier  der  Antrag  als  Prozessvoraussetzung  anzu- 
sehen. Dass  der  Umstand,  ob  das  Antragsrecht  itn  Strafgesetz  oder  im 
Strafprozess  eines  Kantons  geregelt  ist,  einen  Unterschied  in  der  juristi- 
schen Natur  des  Antragsdeliktes  ausmache  (so  Stooss,  Grundzüge,  Band  I, 
Seite  279),  vermag  ich  nicht  einzusehen.  Jedenfalls  folgt  aus  dem  Auf- 
stellen eines  Antrags  noch  nichts  für  die  rechtliche  Natur  des  Antrags- 
rechts als  Bedingung  der  Strafbarkeit.  (Vergleiche  für  das  deutsche  Hecht 
Binding  a.  a.  O.,  Seite  (MO  ff.) 
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gegen  einfach  von  den  zweitinstanzlichen  und  den  erst-  und 
letztinstanzlichen  Urteilen.  Eine  nähere  Betrachtung  zeigt  so- 
fort, dass  dieser  Unterschied  bewusstermassen  nicht  eine  blosse 
Wortdifferenz  ist,  sondern  dass  er  eine  sachliche  Bedeutung 
in  sich  trägt.  Zweck  des  Rechtsmittels  der  Berufung  ist  die 
Wahrung  des  eidgenössischen  Privatrechts,  Zweck  der  Kassa- 
tionsbeschwerde in  Strafsachen  die  Wahrung  des  eidgenössi- 
schen Strafrechtes.  Nun  ist  es  aber  undenkbar,  dass  das  eidge- 
nössische Privatrecht  verletzt  werden  könnte  durch  Entscheide 
über  Prozessvoraussetzungen,  namentlich  durch  Kompetenz- 
entscheide; der  Fall,  wo  dies  einzig  statthaben  könnte:  dass 
nämlich  eine  Klage  nicht  persönlicher  Natur  (dingliche,  erb- 
rechtliche Streitigkeit)  als  persönliche  Ansprache  behandelt 
und  deshalb  Art.  59  der  Bundesverfassung  verletzt  wird, 
findet  seine  Heilung  auf  dem  Wege  des  staatsrechtlichen 
Rekurses  an  das  Bundesgericht.  Bei  den  Entscheidungen  der 
Strafgerichte  über  die  Prozessvoraussetzungen  dagegen  kann 
sehr  wohl  eine  Verletzung  eidgenössischer  Rechtsnormen,  so 
namentlich  derjenigen  über  den  Gerichtsstand,  stattfinden  ; das 
Rechtsmittel  der  Kassation  scheint  daher  schon  zur  Wahrung 
dieser  Rechtsnormen  geboten.  Diese  Erwägung  hat  denn 
offenbar  den  Gesetzgeber  dazu  geführt,  die  Kassationsbeschwerde 
auch  zu  gewähren  gegen  ablehnende  Entscheide  der  kanto- 
nalen Überweisungsbehörden  (s.  unten  sub  B),  und  diese  Zu- 
lassung hinwiederum  bildet  einen  neuen  Grund  dafür,  die  Kassa- 
tionsbeschwerde auch  gegen  gerichtliche  Entscheide  Uber  Pro- 
zessvoraussetzungen, speeieil  über  die  Kompetenz,  zuzulassen: 
gegen  ablehnende  Entscheide  der  Überweisungsbehörden  findet 
die  Beschwerde  nämlich  statt  ganz  ohne  Rücksicht  auf  den 
Grund  der  Ablehnung,  also  insbesondere  auch  bei  einer  Iu- 
kompetenzerklärung,  und  da  erfordert  nun  die  logische  Aus- 
legung des  Gesetzes,  sie  auch  gegen  die  diesen  Entscheiden 
gleichkommenden  gerichtlichen  Urteile  zuzulassen.  Sie  muss 
daher  zugelassen  werden  dort,  wo  eine  Prozessroraussetzung 
verneint  und  aus  diesem  Grunde  auf  die  Sache  nicht  eingetreten, 
beziehungsweise  der  Angeklagte  (formell)  freigesprochen  wird,  also 
namentlich  bei  einer  Inkompetenzerklärung.  Dagegen  wird  die 
Bejahung  einer  Prozessvoraussetzung,  namentlich  der  Kom- 
petenzentscheid, mit  der  Kassationsbeschwerde  nicht  ange- 
focluen  werden  können  ; dies  folgt  nicht  allein  aus  der 
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Gleichstellung  mit  den  betreffenden  (zulassenden)  Entscheiden 
der  Überweisungsbehörden,  sondern  auch  aus  der  Erwägung 
der  Zweckmässigkeit,  dass  bei  derartigen  Entscheiden  immer 
ein  Urteil  in  der  Sache  selbst  folgen  wird,  gegen  das  alsdann 
die  Kassationsbeschwerde  zulässig  ist,  sowie  schon  aus  dem 
Umstande,  dass  ein  solcher  Entscheid,  wie  schon  oben  (S.  134) 
bemerkt  wurde,  kein  Endurteil  sein  kann.  Vorbehalten  ist 
bei  diesen  Erörterungen  überall,  dass  überhaupt  der  Entscheid 
auf  der  Verletzung  einer  eidgenössischen  Rechtsvorschrift  be- 
ruhe (Art.  163,  Organisationsgesetz),  beziehungsweise  die  Kassa- 
tionsbeschwerde hierauf  gestützt  werde1). 

Aus  Art.  162  erhellt  sodann  deutlich,  dass  Urteile  eines 
kantonalen  Kassationsgerich tes  vom  Gesetze  nicht  als  Endurteile, 
gegen  welche  die  Kassationsbeschwerde  an  den  eidgenössischen 
Kassationshof  zulässig  wäre,  angesehen  werden.  Vergleiche 
hierüber  das  nähere  unten,  § 11. 

B.  Entscheide  der  kantonalen  Übertceisti ngsbehörden . Die 

näheren  Voraussetzungen  der  Zulässigkeit  der  Kassation  sind 
hier: 

a)  dass  der  Entscheid  ein  ablehnender, 

b)  dass  er  ein  letztinstanzlicher  ist. 

ad  a).  Dass  die  Kassationsbeschwerde  gegen  die  zulassen- 
den Entscheide  der  Überweisungsbehörden  nicht  statthaft  ist, 
ist  klar,  da  eben  bei  der  Zulassung  gerichtliche  Beurteilung 
eintritt  und  damit  die  Notwendigkeit  eines  Endurteils,  alsdann 
aber  auch  die  Möglichkeit  der  Kassationsbeschwerde  hiergegen 
gegeben  ist.  Gegen  ablehnende  Entscheide  aber  musste  zur 
Wahrung  der  einheitlichen  Rechtsprechung  ein  Rechtsmittel 
an  das  Bundesgericht  gegeben  sein,  da  durch  ungerechtfertigte 
Ablehnungen  eine  Verletzung  eidgenössischer  Strafgesetze  ent- 
stehen kann. 

Ablehnung  heisst  die  Nichtanhandnahme  einer  Strafklage 
oder  die  Einstellung  einer  Strafuntersuchung.  Sie  kann,  je  nach 
der  zur  Anwendung  gelangenden  kantonalen  Strafprozess- 
gesetzgebung, erfolgen  : 


')  Vergleiche  hierüber  den  citicrtcn  Entscheid  des  Rundesgerichtes, 
Erwägung  1.  Statt  «Kompetenzurteile»  wäre  hier  (Seite  284  oben)  nach  dem 
im  Texte  zuletzt  Ausgeführten  richtiger  zu  sagen  «Inkompetenzurteile». 


Digitized  by  Google 


140 


Th.  Weis». 


wegen  sachlicher  oder  örtlicher  Inkompetenz  der  ange- 
gangenen Behörden; 

wegen  formeller  Mängel  der  Klage: 
wegen  offenbar  ungenügender  Schuldindizien, 
ad  b).  Beim  Begriffe  „letztinstanzlicher“  fragt  es  sich,  was 
als  Überweisungsbehörde  anzusehen  sei.  Auch  diese  Frage  be- 
antwortet sich  im  einzelnen  nach  den  kantonalen  Straf- 
prozessgesetzen; im  allgemeinen  aber  ist  der  Begriff  dahin 
festzusetzen,  dass  es  diejenige  Behörde  ist,  welche  über  die 
Zulassung  oder  Nichtzulassung  einer  Anklage  an  dits  erkennende 
Gericht  endgültig  entscheidet.  (Vergleiche  des  näheren  Meyer, 
Strafverfolgung  und  Voruntersuchung,  Seite  35  ff.,  Seite  187  ff.) 
Es  werden  das  in  der  Kegel  gerichtliche  Behörden  sein. 

Allein  damit  ist  der  Begriff  nicht  erschöpft.  Es  giebt  auch 
Fülle,  wo  die  Strafe  er f olgun  gsbehö  rd  e n endgültig  über  Anhand- 
nahme  einer  Klage  und  deren  Überweisung  an  das  Gericht 
entscheiden.  In  diesen  Fällen  sind  diese  Behörden  als  Über- 
weisungsbehörden zu  betrachten,  und  es  steht  gegen  ihren  — 
letztinstanzlichen  — Entscheid  die  Kassationsbeschwerde  an 
den  Kassationshof  offen. 

Hat  dies  auch  dann  zu  gelten,  wenn  dem  Geschädigten  bei 
Nichtanhandnahme  der  Strafklage  durch  die  .Strafverfolgungs- 
behörden eine  subsidiäre  Pricatstraf klage  zusteht1)? 

Die  Frage  ist  unseres  Erachtens  zu  verneinen,  da  die 
Kassationsbeschwerde  nur  dann  gegeben  sein  soll,  wenn  alle 
ordentlichen  kantonalen  Rechtsmittel  erschöpft  sind.  Solange 
aber  dem  Geschädigten  der  Weg  der  (subsidiären)  Privatstraf- 
klage orten  steht,  ist  er  noch  nicht  um  sein  Recht  gebracht. 
Auch  wird  die  Privatstrafklage  entweder  sofort  zuzulassen 
sein  (vergleiche  Zürich,  § 780;  oder  cs  wird  über  die  Zu- 
lassung ein  Beschluss  der  Überweisungsbehörden  erfolgen  (ver- 
gleiche Teesin,  Art.  73  und  75),  so  dass  also  noch  ein  letztin- 
stanzlicher Entscheid  der  Überweisungsbehörden  zu  erwarten 
steht. 

Eine  weitere  Frage  ist  die:  ist  dort,  wo  gegen  eine 
Sistierungsverfttgung  der  Staatsanwaltschaft  beim  Regierungs- 

')  Vergleiche  Meyer  a.  a.  O.,  Seite  18  ff.  Die  subsidiäre  Privatstraf- 
klajre  kennen  hiernach:  Zurich,  § 779,  Luzern.  Art.  45  (für  Polizeifälle), 
Aargau.  Strafprozessordnung,  Art.  117,  2 und  Tessin.  Art.  73  ff. 
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rate  Beschwerde  geführt  werden  kann  (vergleiche  Zürich , § 778), 
dieser  als  letztinstanzliche  kantonale  Überweisungsbehörde 
anzusehen,  und  ist  daher  gegen  Keinen  Entscheid,  und  nur 
gegen  diesen,  nicht  gegen  denjenigen  der  Staatsanwaltschaft, 
die  Kassationsbeschwerde  an  das  Bundesgericht  zulässig?  — 
Die  Entscheidung  der  Frage  hängt  davon  ab,  welche  Stellung 
dem  Regierungsrate  in  der  gedachten  Hinsicht  zukommt.  Ist 
er  wirklich  oberste  Inetanz,  so  ist  gegen  seiften  Entscheid,  und 
nur  gegen  diesen,  die  Kassationsbeschwerde  statthaft.  Ist  er 
dagegen  Aufsichtsbehörde,  so  kann  er  nicht  als  „Überweisungs- 
behörde“ im  Sinne  der  Art.  160  und  162  des  Organisations- 
gesetzes angesehen  werden  und  ist  sein  Entscheid  kein  „letzt- 
instanzlicher“ einer  „Überweisungsbehörde“;  letztinstanzliche 
Überweisungsbehörde  ist  vielmehr  alsdann  die  Staatsanwalt- 
schaft. In  Zürich  nun  z.  B.  besteht  kein  Zweifel  darüber,  dass 
der  Regierungsrat  gegenüber  der  Staatsanwaltschaft  die  Stel- 
lung einer  Aufsichtsbehörde,  nicht  einer  obern  Instanz  ein- 
nimmt l). 

Im  übrigen  ist  nur  noch  zu  bemerken,  dass  es  für  die 
Zulässigkeit  der  Kassationsbeschwerde  auf  den  Grund  der  Ab- 
lehnung nicht  ankommt,  dass  die  Kassationsbeschwerde  viel- 
mehr immer  zulässig  ist,  soweit  sie  darauf  gestützt  wird,  dass 
der  ablehnende  Entscheid  auf  der  Verletzung  einer  eidge- 
nössischen Rechtsnorm  beruhe  (Art.  163,.  Organisationsgesetz). 

C.  Die  Straßfescheide  der  kantonalen  Verwaltungsbehörden *). 
Voraussetzungen  sind: 

a)  dass  der  Strafbescheid  letztinstanzlich  ist, 

b)  dass  er  von  den  Beteiligten  nicht  an  die  Gerichte  gezogen 
werden  kann. 

Es  handelt  sich  also  hier  um  die  Ausübungen  der  Straf- 
gerichtsbarkeit durch  Verwaltungsbehörden.  Gewiss  war  es 
richtig,  gegen  dieses  — an  sich  schon  anormale  — Verhältnis 
das  Rechtsmittel  der  Kassationsbeschwerde  zu  gewähren  und 
damit  den  Beteiligten  etwelche  gerichtliche  Garantie  zu  ver- 
schaffen. 


')  Siehe  SträuU,  Kommentar  zum  Zürcher  Rechtspflegegesetz,  § 778, 
Anmerkung  1 und  2. 

*)  Der  Entwurf  Hafner,  Art.  110,  sah  hier  einen  Rekurs  an  die  po- 
litischen Bundesbehörden  vor. 
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III.  Begründung  der  Kassationsbeschwerde. 

7.  Verletzung  einer  eidgenösswehen  Rechtsvorschrift. 

Art.  163.  Die  Kassationsbesehwerde  kann  nur  damit  begründet 
werden,  dass  das  Urteil  oder  der  Entscheid  auf  der 
Verletzung  einer  eidgenössischen  Rechtsvorschrift 
beruhe. 

1.  Art.  163  des  Organisationsgesetzes  enthält  die  eine  Haupt- 
vorschrift, welche  entscheidend  ist  für  das  Wesen  und  die 
Konstruktion  des  Rechtsmittels  der  Kassation  an  den  Kassa- 
tionshof (die  andere  ist  enthalten  in  Art.  172).  Dem  Zwecke 
des  Rechtsmittels  gemäss  — s.  o.  § 4 — war  der  Kassationsgrund 
zu  beschränken  auf  Gesetzesverletzung,  und  zwar  auf  Ver- 
letzung eidgenössischen  Rechts.  Da  nun  in  den  uns  interessie- 
renden Strafsachen  im  allgemeinen  nur  das  materielle  Recht 
vom  Bunde  geregelt  ist,  das  Verfahren  dagegen  den  Kantonen 
überlassen  ist  — mit  Ausnahme  der  in  Art.  146 — 157  des  Or- 
ganisationsgesetzes selbst  gegebenen  Vorschriften  — kann  aller- 
dings im  grossen  ganzen  gesagt  werden,  der  Kassationshof  werde 
sich  hauptsächlich  mit  der  Verletzung  des  materiellen  (Straf-) 
Rechts,  nicht  mit  derjenigen  des  Strafverfahrens,  zu  befassen 
haben  *).  Doch  ist  nicht  ausser  acht  zu  lassen,  dass  auch  einige 
der  Bundesstrafgesetze  Bestimmungen  prozessualer  Natur  ent- 
halten. — Dahin  rechnen  wir  z.  B.  die  Bestimmungen  über  das 
für  die  Strafklage  zuständige  Forum,  Art.  28  des  Markenschutz- 
gesetzes, Art.  26,  Abs.  2,  Satz  2,  des  Patentgesetzes,  Art.  21,  Abs.  2, 
Satz  2,  des  Musterschutzgesetzes.  Sodann  enthält,  wie  bemerkt, 
das  Organisationsgesetz  selbst  eine  Anzahl  von  Vorschriften 
über  das  kantonalgerichtliche  Verfahren  in  diesen  Strafsachen. 
Gewiss  ist  auch  eine  Verletzung  dieser  letztem  Vorschriften 
denkbar  ; es  ist  daher  nur  cum  grano  salis  zu  verstehen,  wenn 
materielles  Recht  und  Verfahren  in  den  oben  erwähnten  Ge- 
gensatz gestellt  werden.  Man  denke  sich  z.  B.  den  Fall,  dass 
in  einem  Strafprozess  wegen  Urheberrechtsverletzung  dem  Ge- 
schädigten der  Anschluss  an  das  Strafverfahren  nicht  gestattet 
werde,  trotzdem  die  kantonale  Strafprozessordnung  ihn  zulässt 
und  trotz  der  klaren  Vorschrift  des  Art.  149  des  Organisations- 


')  Hafner,  Motive,  Seite  12ti  f. 


Digitized  by  Google 


M i - " 

Dit?  Kassationsbt'schwerde  in  Strnfo&chcu  eidffcnOäaischt'it  Rechtes.  143 

gesetzes;  alsdann  wird  — die  weiteren  Requisite  des  Rechts- 
mittels vorausgesetzt  — gewiss  dem  Geschädigten  die  Kassations- 
beschwerde an  den  Kassationshof  gegeben  sein.  Denn  Art.  149 
des  Organisationgesetzes  enthält  eine  positive  eidgenössische 
Rechtsvorschrift;  es  kann  nicht  etwa  gesagt  werden,  es  sei 
ausschliesslich  Sache  des  kantonalen  Prozessrechts,  über  die 
Zulässigkeit  der  Adhäsion  zu  bestimmen.  Gewiss  regelt  der 
kantonale  Strafprozess  die  Zulässigkeit;  allein  darüber  hinaus 
stellt  Art.  149  des  Organisationsgesetzes  die  Norm  auf,  wenn 
Adhäsion  zulässig  sei,  sei  sie  es  auch  in  den  Strafsachen  eidge- 
nössischen Rechts,  und  wenn  diene  Norm  verletzt  wird,  liegt 
eine  Verletzung  einer  eidgenössischen  Rechtsvorschrift  vor. 

Damit  sind  wir  mitten  in  der  Behandlung  der  Frage  an- 
gelangt, was  unter  „ eidgenössischer  Rechtsvorschrift“  zu  verstehen 
sei.  Es  ist  darunter  zu  verstehen  jede  vom  kompetenten  eid- 
genössischen Organ  erlassene  Rechtsnorm,  sei  es  Gesetz, 
Verordnung,  Beschluss,  Reglement,  Staatsvertrag1).  Und  zwar 
ist  es  irreführend,  die  Rechtsvorschrift  einzuschränken  auf  eine 
Ä/ra/rechtliche  Vorschrift  (wie  dies  die  Botschaft  a.  a.  O.  thut). 
Diese  Einschränkung  steht  zunächst  dem  ganz  allgemeinen 
Wortlaut  des  Art.  163  entgegen,  der  sicherlich  mit  Vorbedacht 
gewählt  worden  ist.  Sodann  aber  liegt  es  auch  in  der  Sache 
selbst,  dass  (z.  B.  bei  den  Gesetzen  betreffend  das  Urheberrecht 
und  das  Industrierecht)  nicht  zwischen  speciell  strafrechtlichen 
und  andern  Vorschriften  unterschieden  werden  kann*).  Der 
Beurteilung  des  Kassationshofes  unterliegen  vielmehr  alle  Rechts- 
fragen, die  sich  aus  eidgenössischen  Vorschriften  ergeben,  so 
der  Begriff  des  Vorsatzes“),  die  Frage  der  Mitveräusserung  des 
Vervielfältigungsrechts  (Art.  5,  Urheberrechtsgesetz),  die  Frage, 
ob  sich  ein  Kunstgegenstand  auf  einem  öffentlichen  Platz  be- 
finde (Art.  11,  Ziffer  7,  eod.),  überhaupt  alle  aus  Art.  11  des 
Urheberrechtsgesetzes  sich  ergebenden  Fragen,  die  Frage,  wo 
das  Delikt  begangen  sei,  die  Frage  der  Nichtigkeit  des  Patentes 
(sofern  sie  vom  kantonalen  Gericht  beurteilt  worden  ist),  u.  s.  w.4). 
Eidgenössische  Rechtsvorschriften  sind  dagegen  nicht  die  eid- 

*)  Vergleiche  Botschaft,  Seite  91. 

*)  Vergleiche  bundesgerichtlicher  Entscheid  XXVI,  1.  Teil,  Seite  478, 
Erwägung  1. 

*)  Bundesgerichtlicher  Entscheid  XX,  Seite  136,  Erwägung  2. 

4)  Vergleiche  Reichel.  Komm.,  Art.  163. 
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genössischen  Konkordate;  die  Konkordate  sind  „nicht  ein  Aus- 
fluss der  eidgetiöeinechen  Gesetzgebung“,  sondern  sie  beruhen 
„auf  der  kantonalen  Gesetzgebungsgewalt“  ; Zweck  der  Kon- 
kordate ist  Schaffung  übereinstimmenden  kantonalen  Rechts; 
das  Recht,  das  sie  schäften,  wird  zur  Norm  in  einem  Kanton 
nicht  kraft  Bundesvorschrift,  sondern  kraft  Vorschrift  des 
Kantons  selbst  ')• 

2.  Wann  ist  eine  eidgenössische  Rechtsvorschrift  „verletzt“  ! 
— § 376,  Abs.  2,  der  deutschen  Strafprozessordnung  erläutert 
die  analoge  Vorschrift  des  Abs.  1,  eod.,  wonach  die  Revision 
nur  darauf  gestützt  werden  kann,  „dass  das  Urteil  auf  einer 
Verletzung  des  Gesetzes  beruht“,  dahin:  „Das  Gesetz  ist  verletzt, 
wenn  eine  Rechtsnorm  nicht  oder  nicht  richtig  angewendet 
worden  ist.“  Ähnlich  wird  zu  sagen  sein:  „Eine  eidgenössische 
Rechtsvorschrift  ist  verletzt,  wenn  sie  nicht  oder  nicht  richtig 
angewendet  worden  ist.“  Damit  kommen  wir  auf  die  oben  § 5 
behandelten  drei  Möglichkeiten  der  Verletzung  eidgenössischen 
Rechts  zurück,  worauf  wir  lediglich  verweisen  können.  Beizu- 
fügen ist  jedoch  noch  folgendes:  die  Aussprechung  einer  gesetz- 
lich für  das  betreffende  Delikt  vorgesehenen,  jedoch  zu  milden 
Strafe  ist  niemals  Kassationsgrund.  Wegen  de * Straf ntaxxe*  kann 
Kassation  überhaupt  nur  dann  ergriffen  werden,  wenn  eine  für 
das  betreffende  Delikt  nicht  vorgesehene  oder  überhaupt  eine 
ungesetzliche  Strafe  ausgesprochen  worden  ist.  Und  sodann 
ist  es  von  Wichtigkeit,  festzustellen,  dass  das  Gesetz  nicht  etwa 
Verletzung  einer  klaren,  oder  „bestimmten“,  gesetzlichen  Vor- 
schrift verlangt.  Eine  Gesetzesverletzung  liegt  vielmehr  auch 
dann  vor,  wenn  die  vom  angefochtenen  Urteil  vertretene  Ge- 
setzesauslegung zwar  möglich  ist,  wenn  sie  aber  dem  Sinn  und 
Geist  des  Gesetzes  widerspricht,  wenn  sie  mit  den  Grundge- 
danken des  Gesetzes  in  Widerspruch  steht;  unter  einer  Rechts- 
verletzung ist  auch  die  Verletzung  eines  aus  einem  eidgenös- 
sischen Gesetze  sich  ergebenden  Rechtsgrundsatzes  zu  verstehen. 
Vergleiche  unten,  § 12,  sub  III. 

3.  Zur  Begründung  der  Kassationsbeschwerde  genügt  aber 
nicht,  dass  im  angefochtenen  Urteil  oder  Entscheide  eine  Ver- 

*)  Siche  Urteil  des  Kassationshofes  vom  20.  Juli  1899  in  Sachen  Ben- 
ziger  & Cic.  gegen  Schlumpf,  Schweizerische  Zeitschrift  für  Strafrecht, 
XIII,  Seite  65  ff.,  speciell  Seite  68,  Erwügung  3. 
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letzung  einer  eidgenössischen  Rechtsvorschrift  liege;  vielmehr 
muss  das  Urteil  oder  der  Entscheid  auf  der  Verletzung  „ be- 
ruhenu.  Es  muss  also  ein  Kausalzusammenhang  zwischen  der 
Verletzung  und  dem  Entscheide  vorliegen  ’). 

Da,  wie  oben  bemerkt,  nur  wenige  Grundsätze  des  Ver- 
fahrenx vom  eidgenössischen  Rechte  geregelt  sind,  fallen  die 
schwierigen  Fragen  weg,  wann  bei  Verletzungen  solcher  Sätze 
ein  Kausalzusammenhang  zwischen  Verletzung  und  Urteil  an- 
zunehmen ist*).  Für  die  Verletzungen  des  materiellen  Rechts 
aber  wird  der  Kausalzusammenhang  zwischen  Verletzung 
und  Entscheid  in  der  Regel  keine  grossen  Schwierigkeiten 
bieten. 

Der  tiefere  Grund  dieser  Bestimmung  dürfte  in  folgendem 
liegen.  Der  Rechtskraft  fähig  ist  nur  der  gerichtliche  (eventuell 
administrative)  Ausspruch  über  das  Strafrecht  des  Staates  (und 
eventuell  über  die  in  Form  von  Klage  oder  Widerklage  geltend 
gemachten  Civilansprüche),  das  sogenannte  Dispositiv  des  Ent- 
scheides. Zum  Dispositiv  gelangt  der  Richter  auf  Grund  that- 
sächlicher  Feststellungen  und  der  Subsumtion  derselben  unter 
das  Gesetz.  Die  Prüfung  jenes  Teiles  der  richterlichen  Thätig- 
keit  ist  dem  Kassationshofe  von  vornherein  entzogen;  mögen 
die  Feststellungen  noch  so  aktenwidrig,  mag  insbesondere  der 
Schuldbeweis  noch  so  mangelhaft  sein  — der  Kassationshof 
ist  zur  Abänderung  nicht  befugt.  Das  liegt  im  Wesen  des 
Rechtsmittels  der  Kassation.  Bei  der  zweiten  Thätigkeit  des 
Richters,  der  Subsumtion  unter  das  Gesetz,  können  falsche 
Gesetzesauslegungen,  unrichtige  Rechtsansichten  mit  unter- 
laufen; es  ist  aber  sehr  wohl  denkbar,  dass  diese  Irrtümer 
auf  das  Dispositiv  einen  Einfluss  nicht  ausüben.  Z.  B.  : gegen- 
über der  Patentnachahmungsklage  wird  (im  Strafprozess)  die 
Einrede  der  Nichtigkeit  des  klägerischen  Patentes  erhoben, 
zugleich  aber  geltend  gemacht,  der  Kläger  sei  nach  Art.  20, 
Abs.  3,  des  Patentgesetzes  nicht  klageberechtigt,  weil  er  es 
unterlassen  habe,  die  patentierten  Gegenstände  mit  dem  eid- 
genössischen Kreuz  und  mit  der  Patentnummer  zu  versehen. 
Das  Strafgericht  tritt  auf  die  Einrede  der  Nichtigkeit  des 


')  Vergleiche  für  den  analogen  § 376  der  deutschen  Strafprozess- 
ordnung: r.  A ries,  Die  Iteehtsmittel,  Seite  218  ff.,  speciell  Seite  221  ff. 

*)  Siehe  die  vorhergehende  Anmerkung. 
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Patentes  nicht  ein,  indem  es  ausdrücklich  ausspricht,  die  Nich- 
tigkeit könne  nur  klageweise  vor  dem  Civilrichter  geltend  ge- 
macht werden  ; es  hält  dagegen  die  aus  Art.  20,  Abs.  3,  des 
Patentgesetzes  hergeleitete  sogenannte  Einrede  für  begründet 
und  spricht  daher  den  Angeklagten  frei.  Hier  steht  die  Frei- 
sprechung offensichtlich  in  keinem  Zusammenhänge  mit  jener 
rechtsirrtümlichen l)  Auffassung  Uber  die  Geltendmachung  der 
Nichtigkeit  eines  Patentes.  Beruht  aber,  trotz  unrichtiger  recht- 
licher Auffassung  des  angefochtenen  Urteils  in  einem  Punkte, 
das  Urteil  auf  richtiger  Gesetzesanwendung  in  einem  andern 
Punkte  (wie  hier  supponiert  wird),  so  kann  die  Kassation 
nicht  als  begründet  erscheinen.  Der  Kassationshof  ist  nicht 
dazu  da,  in  den  Erwägungen  seiner  Urteile  die  Rechtsauffassungen 
der  kantonalen  Gerichte  in  lehrhafter  Weise  zu  korrigieren, 
sondern  er  hat  die  richtige  Anwendung  des  eidgenössischen 
Rechtes  auf  den  konkreten  Fall  zu  überprüfen;  ist  daher  eine 
Gesetzesverletzung  für  den  Endentscheid  nicht  kausal,  liegt 
kein  Grund  zur  Kassation  vor.  Näheres  über  die  Frage  der 
Begründetheit  der  Kassation  siehe  unten.  § 12,  sub  III. 

*)  Als  solche  ist  sie  anzusehen.  Denn  in  Strafprozessen  aus  Patent- 
verletzungen sollen  dem  Angeklagten  alle  Einreden  zu  Gebote  stehen,  die 
er  im  Civllprozesse  erheben  kann.  Dass  der  Beklagte  im  Civilprozesse 
aber  die  Nichtigkeit  einredetreise,  lediglich  zur  Verteidigung,  geltend  machen 
kann,  ist  vom  Bundesgerichte  mit  Recht  ausgesprochen  worden  (Bundes- 
gerichtsentscheidungen XXII,  Seite  6119);  die  Folge  ist  dann  nur  die,  dass 
über  die.  Nichtigkeit  nur  zwischen  den  Parteien  entschieden  wird,  die 
Nichtigkeit  dagegen  nicht  im  Dispositiv  mit  der  Wirkung,  dass  das  Patent 
als  nichtig  erkläirt  werde,  ausgesprochen  werden  kann  (a.  a.  O.).  Der 
Geltendmachung  jener  Einrede  im  Strafprozesse  steht  der  Umstand  keines- 
wegs entgegen,  dnss  Artikel  30  des  Patentgesetzes  die  Kantone  anweist, 
zur  Behandlung  der  civilrechtiichen  Streitigkeiten  wegen  Nachahmung 
patentierter  Gegenstände  eine  kantonale  Instanz  als  einzige  kantonale 
Instanz  zu  bezeichnen.  Denn  wenn  die  Nichtigkeit  eines  Patentes  im 
Xfra/jirozesse  einredeircise  geltend  gemacht  wird,  liegt  eben  keine  civil- 
rechtliche  Patentstreitigkeit  vor,  und  die  Nichtigkeit  steht  der  Strafklage 
wegen  Nachahmungen  ebensosehr  entgegen  wie  der  Civilklage.  Unter  diesen 
Umständen  aber  hat  gewiss  der  allgemeine  Grundsatz  Platz  zu  greifen, 
dass  der  Richter  über  die  Schuld-  und  Straffrage  alle  Einwendungen  des 
Angeklagten  selbständig  zu  prüfen  hat.  (Anderer  Ansicht  scheint  Heilt, 
Die  Prinzipien  des  schweizerischen  Patentgesetzes,  Seite  101,  indem  er 
sagt,  der  Strafprozess  müsse  sistiert  werden,  wenn  der  Angeklagte,  die 
Hinfälligkeit  oder  Nichtigkeit  des  Patentes  behaupte.  Vergleiche  auch 
Weitw,  Konnexe  Civil-  und  Strafsachen,  Seite  324  f.) 
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Eine  wichtige  Ergänzung  zu  Art.  163  enthält 
Art.  173.  Der  Kassationshof  ist  auch  dann  zur  Aufhebung  des 
kantonalen  Erkenntnisses  und  zur  Rückweisung  der 
Sache  (Art.  172,  Abs.  1)  berechtigt,  wenn  das  Erkennt- 
nis an  Mängeln  leidet,  welche  dem  Gerichte  die 
Prüfung  der  Gesetzesanwendung  (Art.  163)  verun- 
möglichen. 

Das  wird  namentlich  dann  der  Fall  sein,  wenn  der  angefoch- 
tene  Entscheid  gar  nicht  oder  so  ungenügend  motiviert  ist,  dass 
die  Rechtsauffassung  der  urteilenden  Behörde  daraus  nicht 
ersichtlich  ist1).  Diese  — sehr  nützliche  — Bestimmung  geht 
einen  Schritt  über  Art.  163  hinaus;  es  werden  dadurch  auch 
gewisse  prozessuale  Mängel  der  Kassation  unterworfen*). 


IV.  Die  beteiligten  Parteien,  die  Legitimation  znr  Beschwerde. 

Art.  161,  Abs.  1.  Das  Rechtsmittel  der  Kassation  steht  in  den 
Fällen,  in  welchen  die  Strafverfolgung  vom  Antrag 
des  Verletzten  abhängig  ist,  nur  den  durch  die  Ent- 
scheidung betroffenen  Prozessbeteiligten,  in  den  Fällen, 
wo  zufolge  der  Art.  153  und  155  die  Erkenntnisse 
dem  Bundesrate  regelmässig  einzusenden  sind,  auch 
diesem  zu. 

I.  Wir  betrachten  die  wichtigen  Bestimmungen  über  die  § 8. 
Legitimation  zur  Kassationsbeschwerde  zunächst  abgesehen  von 
dem  Ausnahmefall  des  Art.  155  des  Organisationsgesetzes. 

Alsdann  bleiben  im  Gesetze  noch  zwei  Fälle  geregelt: 

1.  der  Fall  der  Strafverfolgung  auf  Antrag  des  Verletzten; 

2.  der  Fall  der  Übenveisung  eines  Straflalles  an  die  kanto- 
nalen Gerichte  von  seiten  des  Bundesrates  (Art.  153). 

1.  Es  erhellt  sofort,  dass  damit  nicht  alle  Fälle,  in  denen 
kantonale  Gerichte  nach  eidgenössischen  Strafgesetzen  zu  ur- 
teilen haben,  erschöpft  sind.  In  einer  ganzen  Anzahl  von  Fällen 
werden  vielmehr  die  kantonalen  Gerichte  auf  (Offlzial-)Straf- 
klage  der  kantonalen  Strafverfolgungsbehörden  hin  mit  einer 
nach  eidgenössischem  Rechte  zu  beurteilenden  Strafsache  befasst 


')  Reichel  a.  n.  O.,  zu  Art.  175. 

*)  Vergleiche  § 377.  Ziffer  7,  der  deutschen  Strafprozessordnung. 
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werden  (vergleiche  Art.  147,  Organisationsgesetz).  Wie  steht 
es  in  diesen  Fallen? 

Vorab  ist  sicher,  dass  die  Kassationsbeschwerde  hier  — ihre 
übrigen  Voraussetzungen  als  gegeben  angenommen  — zulässig 
ist  (Art.  160  und  162,  Organisationsgesetz).  Alsdann  aber  muss 
auch  eine  beschwerdeführende  Partei  vorhanden  sein.  Das  ist 
nun  einmal  ohne  Zweifel  der  Angeklagte,  unter  den  weiter 
unten,  sub  2,  b und  c zu  besprechenden  Voraussetzungen,  aber 
auch  der  Ankläger,  der  Vertreter  des  staatlichen  Strafanspruches, 
muss  in  diesen  Fällen  zur  Beschwerde  legitimiert  sein  ; das 
fordert  die  Rechtskonsequenz.  Es  können  also  in  diesen  Fällen 
die  kantonalen  Strafverfolgungsbehörden  den  eidgenönninchen 
Strafanspruch  auch  vor  dem  7t« >«£««-( Kassa tions-)gericht  geltend 
machen  '). 

2.  Betrachten  wir  nunmehr  den,  man  darf  wohl  sagen 
praktisch  wichtigsten,  Fall  der  Antragsdelikte. 

a)  Hier  sind  beschwerdeberechtigt  die  „ Rrozensbeteiligten “. 
Dahin  gehören  unzweifelhaft  der  Angeklagte  und  der  Geschä- 
digte; ferner  eine  etwaige  civilistisch  verantwortliche  Partei. 
Gehört  dahin  auch  der  öffentliche  Ankläger  ? lleichel  *)  verneint 
die  Frage;  meines  Erachtens  mit  Unrecht.  Seine  Argumenta- 
tion : der  Strafanspruch  stehe  hier  dem  Bunde  zu  ; eine  Kassa- 
tionsbefugnis des  kantonalen  Anklägers  neben  der  dem  Bundes- 
rate eingeräumten  würde  auf  eine  doppelte  Verfolgung  der- 
selben Sache  herauskommen,  hält  nicht  Stich,  da  ja  (wie 


')  Per  Entwurf  Hafner,  Art.  92.  regelte  richtigerweise  alle  Fälle,  und 
zwar  gab  er  das  Recht  zur  Bcschwerdeführung  im  Falle  der  Antragsdelikte 
den  «Prozessbeteiligten»,  «in  allen  anderen  Fällen»  auch  dem  Bundesrat. 
Er  konnte  letzteres  statuieren,  da  nach  Art.  89  eod.  in  allen  Strafsachen 
eidgenössischen  Rechts  das  letztinstanzliche  kantonale  Erteil  dem  Bundes- 
rat mitzuteileu  war.  Nachdem  diese  Bestimmung  aber  geändert  worden 
ist  (Art.  153 — 155),  kann  in  diesen  Fällen  von  einem  Beschwerderecht  des 
Bundesrats  keine  Rede  mehr  sein;  er  wird  in  der  Regel  von  den  dies- 
bezüglichen Urteilen  gar  keine  Kenntnis  haben.  Ebenso  steht  es  mit  dem 
Bundesanwalt.  Betreffend  den  letzteren  kommt  hinzu,  «lass  er  nicht  Vor- 
gesetzte Behörde  der  kantonalen  Staatsanwaltschaften  ist  und  daher  letztere 
weder  zur  Kassationsbeschwerde  veranlassen  kann,  noch  von  sich  aus  in 
einer  Sache,  die  den  kantonalen  Strafverfolgungsbehörden  überlassen  war, 
an  den  Kassationshof  gelangen  kann.  (Anders  nach  dem  sogenannten 
Fiaknlstrafverfahren,  Art.  19.) 

r)  Komm.  Art.  161,  Anmerkung  1,  Seite  131. 
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Reichel  selbst  einräumtj  ausser  den  Fällen  des  Art.  155  des 
Organisationsgesetzes  der  Bundesrat  bei  den  Antragsdelikten 
gar  keine  Kassationsbefugnis  hat.  Alsdann  aber  ist  es  doch 
gewiss  richtiger,  den  Strafanspruch  auch  vor  dem  eidgenös- 
sischen Gericht  durch  den  kantonalen  Ankläger  vertreten  zu 
lassen,  als  gar  nicht;  das  Argument  der  Rechtskonsequenz,  die 
verlangt,  dass  vor  der  Bundesinstanz  einzig  der  Bundesbehörde 
die  Verfolgung  des  bundesrechtlichen  Strafanspruches  zustehen 
solle,  vermag  hiergegen  nicht  aufzukommen;  wird  doch  diese 
Rechtskonsequenz  auch  in  den  sub  1 hiervor  behandelten 
Fällen1 * *)  durchbrochen.  Hierzu  kommt  aber  noch  ein  weiteres: 
in  manchen  Fällen  giebt  der  Geschädigte  mit  dem  Anträge  nur 
den  (notwendigen)  Anstoss  zur  Strafverfolgung,  diese  selbst  aber 
wird  von  den  (staatlichen;  Verfolgungsbehörden  durchgeftlhrt 
und  die  Anklage  von  ihnen  vertreten,  so  dass  sie  als  Haupt- 
partei  erscheinen,  während  der  Geschädigte  nur  als  Neben- 
partei auftritt*).  Alsdann  aber  ist  es  doch  sehr  gekünstelt,  den 
(staatlichen)  Ankläger  nicht  als  „Prozessbeteiligten“,  als  Prozess- 
partei ansehen  zu  wollen  *).  Anders  muss  die  Entscheidung 
vielleicht  nur  dort  fallen,  wo  der  öffentliche  Ankläger  im  Pro- 
zente gelbst  als  Partei  gar  nicht  beteiligt  ist,  also  im  rein  inqui- 
sitorischen Verfahren. 

Nicht  dagegen  steht  das  Rechtsmittel  zu  Personen,  „die 
einen  Rechtsanspruch  auf  die  durch  das  Urteil  des  Strafrichters 
konfiszierten  oder  zur  Vernichtung  eventuell  Unbrauchbar- 
machung verdammten  Gegenstände  haben“ 4).  Diese  sind  nie 
Prozessbeteiligte. 

b)  Den  Prozessbeteiligten  steht  das  Beschwerderecht  zu, 
sofern  sie  von  der  Entscheidung  betroffen  sind.  „Betroffen  . . . . 
wird  jemand  durch  eine  Entscheidung,  sobald  sie  auf  den  Be- 
stand seiner  Rechte  und  Pflichten  zurückwirkt*).“  Der  Sinn  des 
Ausdruckes  „betroffen“  erhellt  klarer  aus  dem  französischen 
und  dem  italienischen  Texte  des  Gesetzes:  jener  spricht  von 

l)  Au  die  Reichet  nicht  zu  denken  scheint. 

*)  Vergleiche  hierüber  Meyer  a.  a.  0.,  § 4 ff. 

*)  Bei  diesen  Ausführungen  räumen  wir  ein,  dass  die.  Bestimmungen 
des  Bafnerschen  Entwurfs  konsequenter  gedacht  waren. 

*)*  Binding,  Grundriss  des  Strafprozessrechts,  2.  Auflage,  Seite  173. 

*)  Binding  a.  a.  O.,  Seite  172. 
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den  „parties  atteinte * par  la  décision“,  dieser  von  den  „parti 
leite  dalla  deeisione“.  Danach  ist,  wie  es  in  der  Natur  der 
Sache  liegt,  betroffen  hier  identisch  mit  (wirklich  oder  angeb- 
lich) verletzt.  Betrachten  wir  die  Fälle  der  (wirklichen  bezie- 
hungsweise möglichen)  Verletzung  der  Prozessbeteiligten  bei 
den  Antragsdelikten  etwas  näher. 

u)  Der  Angeklagte  ist  beschwert: 

1.  Durch  ein  verurteilendes  Erkenntnis.  Das  stellt  ausser 
Zweifel. 

2.  Ist  er  es  auch  durch  einen  (definitiven)  Einstellungs- 
beschluss  der  Überweisungsbehörden,  der  ihm  aber  Kosten 
überbindet  oder  wenigstens  keine  Entschädigung  zuspricht? 

Eine  Beschwerung  des  Angeklagten  liegt  hier  ohne  Zweifel 
vor;  auch  ist  denkbar,  dass  sie  auf  Verletzung  einer  eidgenös- 
sischen Rechtsnorm  beruhe;  zum  Beispiel:  Einstellung  wegen 
Inkompetenz  infolge  unrichtiger  Auslegung  des  Begriffes  des 
forum  delicti  commissi  (zum  Beispiel  Art.  28,  Absatz  1,  Marken- 
schutzgesetz); Einstellung  wegen  Verjährung  infolge  unrichtiger 
Auslegung  des  Begriffs  der  „letzten  Übertretung“  (Absatz  4 eod.). 
In  diesen  Fällen  ist  unseres  Erachtens  dem  Angeklagten  die 
Kassationsbeschwerde  zu  gewähren. 

3.  Ebenso  verhält  es  sich  bei  einem  freisprechenden  Urteil, 
das  dem  Angeklagten  Kosten  auferlegt. 

ß)  Der  CivUklüger  beziehungsweise  der  Geschädigte  ist  be- 
schwert : 

1.  Durch  ein  freisprechendes  Urteil. 

2.  Durch  ein  in  der  Strafsache  verurteilendes  oder  frei- 
sprechendes Urteil,  das  den  Cfr/Zanspruch  des  Geschädigten 
materiell  als  unbegründet  abgewiesen  hat.  Vergleiche  hierüber 
unten,  $ 9. 

3.  Nicht  dagegen  durch  ein  Urteil,  das  den  adhäsionsweise 
geltend  gemachten  Civilanspruch  auf  den  Cicilweg  verweist.  Hier 
liegt  kein  Endurteil,  das  über  den  Anspruch  materiell  endgültig 
entscheidet,  vor,  sondern  nur  ein  die  Adhäsion  beendigendes 
Urteil  *)  ; eine  Beschwerung  in  den  Rechten  des  Civilklägers 
findet  hier  nicht  statt.  Übrigens  Hesse  sich  hier  eine  Ver- 
letzung eidgenössischen  Rechtes  nicht  denken. 

')  Vergleiche,  hierüber  Weist  a.  a.  O.,  Seite  104  f.,  107,  130. 
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y)  Die  civilistisch  verantwortliche  Partei  ist  beschwert,  wenn 
sie  civilrechtlieh  haftbar  erklärt  worden  ist.  Dagegen  genügt 
die  Verurteilung  des  Angeklagten  nicht,  um  ihr  die  Legitima- 
tion zur  Beschwerde  zu  verleihen. 

ö)  Wenn  der  öffentliche  Ankläger  als  Prozesspartei  aufge- 
treten ist,  so  hat  er  das  Beschwerderecht  jedenfalls  im  Falle 
der  Freisprechung  (siehe  a,  sub  1).  Steht  es  ihm  auch  zu 
im  Falle  der  Verurteilung,  mit  andern  Worten  zu  gunsten  des 
Angeklagten?  Die  Frage  ist  unseres  Erachtens  zu  verneinen. 
Das  Rechtsinstitut  der  Kassationsbeschwerde  des  öffentlichen 
Anklägers  zu  gunsten  des  Angeklagten  oder  „im  Interesse  des 
Gesetzes“  ist  etwas  Anormales,  so  dass  es  nur  da  als  vorhanden 
angenommen  werden  kann,  wo  eine  ausdrückliche  Bestimmung 
oder  die  Stellung  des  Anklägers  im  allgemeinen  es  zulassen. 
Eine  ausdrückliche  Bestimmung  ')  besteht  nun  im  Organisations- 
gesetz nicht;  gegenteils  scldiesst  der  Wortlaut  des  Art.  161 , 
Absatz  1,  der  von  den  „betroffenen“  Prozessbeteiligten  spricht, 
die  Zulässigkeit  der  Kassationsbeschwerde  durch  den  Ankläger 
zu  gunsten  des  Angeklagten  bei  den  Antragsdelikten  aus.  Und 
im  übrigen  bringt  es  jedenfalls  die  Stellung  der  kantonalen 
Anklagebehörden  nicht  mit  sich,  ihnen  allgemein  die  Wahrung 
der  eidgenössischen  Gesetze  in  dieser  weitgehenden  Weise  zu 
übertragen.  Dazu  ist,  wie  sofort  zu  erörtern  sein  wird  — siehe 
unten  sub  3 und  sub  II  — ein  anderes  Organ  bestellt:  der 
Bundesrat. 

c)  Die  beteiligte  Partei  muss  betroffen  sein  „durch  die  Ent- 
scheidung“. Das  besagt,  es  genügt  nicht,  wenn  die  Entscheidungs- 
gründe ihr  nachteilig  lauten.  Allein,  wie  oben  sub  h , «,  2 und 
3 bemerkt,  es  ist  nicht  erfordert,  dass  die  beteiligte  Partei  im 
Hauptpunkte  beschwert  sei  ; durch  die  Entscheidung  beschwert 
ist  sie  auch,  wenn  sie  in  einem  Nebenpunkt  — z.  B.  dem  Kosten- 
punkt — unterliegt. 

3.  Das  Gesetz  regelt  sodann  noch  ausdrücklich  den  Fall 
der  Überweisung  einer  Strafsache  an  die  kantonalen  Gerichte 
durch  den  Bundesrat,  Art.  153  des  Organisationsgesetzes.  In 
diesen  Fällen  räumt  es  die  Kassationsbesch  werde  auch  dem 
Bundesrate  ein.  Hier  entsteht  nun  die  wichtige  Frage,  wie 


')  Vergleich».*  z.  B.  § .'!38,  Absatz  2,  deutsch»»  Strafprozessordnung. 
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das  gemeint  sei,  speciell,  ob  der  Bundesrat  in  dienen  Fällen 
die  Beschwerde  auch  ergreifen  könne  zu  gunsten  des  Ange- 
klagten. 

In  diesen  Fällen  tritt  der  Bundesrat  auf  als  das  strafver- 
folgende Organ,  also  als  Partei  ; er  macht  den  ihm  (resp.  dem 
Bunde)  zustehenden  Strafanspruch  auch  selber  (durch  seine 
Organe)  geltend  *).  Die  Einräumung  der  Kassationsbeschwerde 
an  ihn  auch  zu  gunsten  des  Angeklagten  erschiene  daher  in 
diesen  Fällen  als  etwas  Anormales  und  müsste  ausdrücklich 
vorgesehen  sein:  und  da  dies  nicht  der  Fall  ist,  steht  dem 
Bundesrat  das  Recht  der  Beschwerde  hier  nur  zu,  wenn  der 
Angeklagte  freigesprochen,  also  das  Strafrecht  des  Bundes 
verneint  worden  ist.  Dagegen  spricht  auch  nicht  die  Erwägung, 
der  Staat  habe  auch  ein  Interesse  daran,  dass  nicht  Unschul- 
dige verurteilt,  und  dass  ihm  nicht  zu  Unrecht  Strafpflichten 
auferlegt  werden  ; dieses  allerdings  bestehende  Interesse  kann 
nur  geschützt  werden  durch  besondere  Bestimmungen  oder 
durch  die  allgemeine  Stellung  des  Bundesrates.  Die  letztere 
ist  aber  in  den  hier  behandelten  Fällen  lediglich,  wie  bemerkt, 
diejenige  der  Strafverfolgungsbehörde. 

II.  Ganz  anders  ist  es  dagegen  in  den  Fällen  des  Art.  155 
des  Organisationsgesetzes.  Durch  diese  eigenartige  Bestimmung 
wird  dem  Bundesrate  nichts  anderes  und  nichts  weniger  ein- 
geräumt als  ein  Ober  au fxichtnr  echt  über  alle  im  Gebiete  der 
Eidgenossenschaft  ergehenden  Gerichtsurteile,  Strafbescheide 
von  Verwaltungsbehörden  und  Entscheide  von  Überweisungs- 
behörden in  Bezug  auf  eine  bestimmte,  durch  eidgenössisches 
Gesetz  geregelte  Materie.  Aus  dieser  Stellung  des  Bundesrates 
folgt,  dass  er  hier  der  Wächter  des  Gesetzes  sein  soll  und  sein 
will,  und  nicht  blosse  Strafverfolgungsbehörde,  wie  in  den 
eben  besprochenen  Fällen  des  Art.  153.  Daraus  ergiebt  sich 
aber  weiterhin  als  Konsequenz,  dass  der  Bundesrat  in  dienen 
Fällen  die  Kassationsbeschwerde  auch  ergreifen  kann  bei  einer 
Verurteilung  des  Angeklagten,  also  zu  dessen  Gunsten  *). 


')  Wird  in  einem  solchen  Falle  die  Vertretung  de»  Bundesrates  einem 
kantonalen  Staatsanwalt  anvertraut,  so  handelt  dieser  als  Organ  des  Bundes. 

*)  Das  scheint  auch  die  Meinung  von  Rciclicl,  Anmerkung  zu  Art.  155. 
Organisationsgesetz.,  zu  sein. 
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V.  Das  Verhältnis  der  Kassationsbeschwerde  zur  Berufung. 

Art.  161,  Absatz  2.  Die  Kassationsbeschwerde  kann,  wenn  der  § 9. 
Geschädigte  vor  dem  kantonalen  Strafrichter  seinen 
Anspruch  geltend  gemacht  hat  und  über  denselben 
nach  eidgenössischen  Gesetzen  zu  entscheiden  ist, 
auch  mit  Bezug  auf  den  Civilpunkt,  sei  es  allein,  sei 
es  in  Verbindung  mit  dem  Strafpunkt,  eingelegt  wer- 
den. Das  Rechtsmittel  der  Berufung  an  das  Bundes- 
gericht hinsichtlich  des  civilrechtlichen  Anspruches  ist 
ausgeschlossen,  wenn  der  Geschädigte  die  Kassations- 
beschwerde einlegt. 

Bei  den  uns  interessierenden  Strafsachen  eidgenössischen 
Rechtes  wird  auch  der  Civilanspruch  des  Geschädigten  weitaus 
in  der  Mehrzahl  der  Fälle  nach  Bundesrecht  geregelt  sein. 

Der  Geschädigte  hat,  je  nach  der  kantonalen  Prozessordnung1), 
das  Recht,  seinen  Civilanspruch  separatim  oder  aber  adhäsions- 
weise im  Strafprozesse  geltend  zu  machen.  In  beiden  Fällen 
steht  ihm,  wie  dem  Angeklagten  beziehungsweise  Beklagten 
— die  übrigen  Erfordernisse  der  Berufung  an  das  Bundes- 
gericht vorausgesetzt  — zunächst  dieses  Rechtsmittel  der  Be- 
rufung, Art.  56  ff.  des  Organisationsgesetzes,  offen.  Art.  161, 
Absatz  2,  des  Organisationsgesetzes  bestimmt  nun,  dass  dann, 
wenn  der  Civilanspruch  adhäsionsweise  zur  Verhandlung  ge- 
bracht worden  ist,  die  Kassationsbeschwerde  auch  mit  Bezug 
auf  ihn  zulässig  und  dass  alsdann,  wenn  von  ihr  Gebrauch 
gemacht  wird,  die  Berufung  ausgeschlossen  ist.  Diese  Be- 
stimmung bedarf  noch  einer  etwas  näheren  Betrachtung. 

I.  Vorerst  ist  auch  hier  wieder  zu  bemerken,  dass  die  Kas- 
sationsbeschwerde nur  zulässig  ist  gegen  eine  Entscheidung,  die 
den  Civilanspruch  materiell  endgültig  beurteilt,  nicht  dagegen 
gegen  eine  solche,  die  ihn  ad  separatum  verweist,  das  heisst 
lediglich  das  Adhäsionsverhältnis  beendet.  Es  lässt  sich  auch 
kaum  eine  Verletzung  eidgenössischen  Rechtes  und  der  Rechte 
des  Angeklagten  denken,  wenn  der  Civilanspruch  ad  separatum 
verwiesen  wird.  (Vergleiche  Hafner . Motive,  Seite  134.)  Doch 
ist  zu  bemerken: 


')  Siehe  hierüber  das  Nähere  Weits,  Die  Behandlung  konnexer  Civil- 
und  Strafsachen  in  der  schweizerischen  Prozessgesetzgebung,  I.  Teil. 
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a)  Wird  der  Angeklagte  verurteilt,  die  Civilsache  ad  sepa- 
ratuni verwiesen,  und  ergreift  nun  der  Angeklagte  die  Kassa- 
tionsbeschwerde gegen  die  Verurteilung,  und  findet  alsdann  das 
Bundesgericht  dieselbe  begründet  aus  Gründen,  die  auch  den 
Civilanspruch  zerstören,  zum  Beispiel  weil  der  Begriff  der  Nach- 
ahmung unrichtig  angewendet  worden  sei,  beziehungsweise  weil 
eine  Nachahmung  nicht  vorliege,  so  ist  auch  der  Entscheid  über 
die  Verweisung  der  Civilklage  an  den  Civilrichter  als  hinfällig 
erklärt. 

b)  Wird  der  Angeklagte  freigesprochen  und  die  Civilsache 
auf  den  Civilweg  verwiesen,  so  wäre  es  ja  allerdings  für  ihn 
bequemer,  dieses  Urteil  wegen  Verletzung  eidgenössischen 
Rechtes,  zum  Beispiel  weil  der  Begriff'  der  Nachahmung  ver- 
kannt worden  sei,  vom  Kassationshof  kassieren  zu  lassen.  (Man 
denke  sich,  das  kantonale  Gericht  nehme  Patentnachahmung 
ausdrücklich  an,  aber  nur  fahrlässige,  und  spreche  daher  von 
der  Strafklage  frei,  unter  Verweisung  der  Sache  auf  den  Civil- 
weg.) Allein  eine  Verletzung  der  Rechte  des  Angeklagten  findet 
hierbei  nicht  statt  ; im  Civilprozesse  werden  ihm  noch  alle  Ein- 
wendungen offen  stehen,  der  Civilrichter  wird  an  die  Anschau- 
ung des  Strafrichters  über  den  Begriff  der  Nachahmung  nicht 
gebunden  sein,  und  endlich  stehen  dem  Beklagten  auch  noch 
alle  civilprozessualen  Rechtsmittel,  in  der  Regel  auch  die  Be- 
rufung an  das  Bundesgericht,  offen. 

Analog  verhält  es  sich  mit  dem  Geschädigten.  Wird  der 
Angeklagte  freigesprochen  unter  Verweisung  der  Civilklage  an 
den  Civilrichter,  so  kann  der  Geschädigte  die  Kassations- 
beschwerde im  Strafpunkte  ergreifen,  und  wenn  alsdann  das 
Urteil  kassiert  wird,  wird  der  kantonale  Richter  vielleicht  nun- 
mehr im  stände  sein,  auch  den  Civilpunkt  materiell  zu  behan- 
deln. Und  bei  Verurteilung  des  Angeklagten  unter  Verweisung 
des  Civilpunktes  ad  separatum  sind  jedenfalls  die  Rechte  des 
Geschädigten  nicht  verletzt. 

Hieran  ist  noch  eine  kurze  Erörterung  zu  knüpfen.  Es 
kann  Vorkommen,  dass  ein  Urteil  den  Schadenersatzanspruch  im 
allgemeinen  grundsätzlich  gutheisst  und  nur  die  Liquidation  in 
ein  besonderes  Verfahren  vertretet.  Liegt  hier  ein  Urteil  vor, 
das  mit  der  Kassationsbeschwerde  angefochten  werden  kann  ? 
Das  Urteil  entscheidet  zweifellos  grundsätzlich  über  den  Civil- 
anspruch, und  es  läge  nahe,  dasselbe  als  Feststellungsurteil 
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Uber  den  Grund  des  Anspruches  zu  erklären  und  ihm  die 
Rechtskraft  zu  verleihen.  Allein  ein  endgültiger  Entscheid  über 
den  Civilanspruch  liegt  in  einem  solchen  Urteile  nicht,  und  es 
unterliegt  daher  erst  mit  dem  Endurteile  allen  Rechtsmitteln, 
denen  dieses  unterworfen  ist,  insbesondere  auch  der  Berufung 
an  das  Bundesgericht,  wenn  diese  gegen  das  Endurteil  ergriffen 
ist1).  Danach  muss  aber  auch  das  Rechtsmittel  der  Kassation 
als  ausgeschlossen  gelten. 

II.  Zur  Kassationsbeschwerde  bezüglich  des  Civilpunktes 
legitimiert  sind  danach: 

1.  Der  Angeklagte,  wenn  der  Civilanspruch  gutgeheissen 
worden  ist.  Das  wird  fast  immer  nur  dann  der  Fall  sein,  wenn 
strafrechtlich  eine  Verurteilung  erfolgt  ist,  da  andernfalls  in 
der  Regel  Abweisung  der  Civilklage  oder  deren  Verweisung 
ad  separatum  stattzufinden  pflegt.  Sollte  ausnahmsweise  einmal 
trotz  Freisprechung  des  Angeklagten  eine  Gutheissung  der  Civil- 
klage des  Geschädigten  stattfinden,  so  ist  dann  allerdings  die 
Kassationsbeschwerde  gegen  das  Civilurteil  gegeben. 

2.  Der  Geschädigte,  wenn  sein  Civilanspruch  materiell  ah- 
geiciesen  worden  ist. 

3.  Die  civilistisch  verantwortliche  Person,  wenn  sie  haftbar 
erklärt  worden  ist. 

III.  Der  letzte  Satz  des  Art.  169  kann  in  seinem  heutigen 
Wortlaute  zu  Missverständnissen  verleiten  und  muss  als  un- 
glücklich redigiert  bezeichnet  werden.  Ausgeschlossen  wäre  da- 
nach die  Berufung  nur,  wenn  der  Geschädigte  die  Kassations- 
beschwerde einlegt,  nicht  aber  dann,  wenn  der  Angeklagte 
(oder  die  civilistisch  verantwortliche  Person)  es  thut.  Das  er- 
scheint geradezu  als  widersinnig  und  kann  unmöglich  der  Sinn 
des  Gesetzes  sein  ; vielmehr  ist  als  sinngemäss  der  ursprüngliche 
Wortlaut  dieser  Bestimmung  wiederherzustellen,  welcher  dahin- 
ging: „Das  Rechtsmittel  der  Berufung  an  das  Bundesgericht 
hinsichtlich  des  eivilrechtlichcn  Anspruches  ist  in  diesem  Falle 
[nämlich  wenn  die  Kassationsbeschwerde  bezüglich  des  Civil- 
punktes — gleichgültig  von  wem  — ergriffen  worden  ist]  nicht 
zulässig.“ 


')  Bundesgerichtliche  Entscheide,  XXTV,  1.  Teil,  Seite  210.  — Ver- 
gleiche Weiss  h.  a.  O.,  Seite  151  f. 
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§ 10. 


TL  Form  und  Frist;  Wirkung;  Verfahren. 

I.  Form  und  Frist;  Wirkung. 

Art.  164.  Das  Rechtsmittel  muss  binnen  zehn  Tagen,  von  der 
Eröffnung  des  Urteiles  oder  Entscheides  an  gerechnet, 
eingelegt  werden. 

Für  den  Bundesrat  beginnt  die  Frist  von  dem 
Tage  an  zu  laufen,  an  welchem  er  die  Ausfertigung 
des  kantonalen  Urteiles  oder  Entscheides  erhalten 
hat  (Art.  153  und  155). 

Die  Einlegung  des  Rechtsmittels  hemmt  die  Voll- 
ziehung des  angefochtenen  Urteils  nur  dann,  wenn 
der  Präsident  oder  der  Kassationshof  selbst  es  verfügt. 

Art.  166.  Die  Einlegung  des  Rechtsmittels  erfolgt  bei  der  Be- 
hörde, welche  das  Urteil  erlassen  oder  den  Entscheid 
getroffen  hat,  durch  Einreichung  einer  schriftlichen 
Erklärung. 

Der  Bundesrat  legt  das  Rechtsmittel  durch  Ver- 
mittelung der  Kantonsregicrung  ein. 

Art.  167.  Innerhalb  zwanzig  Tagen  seit  der  Eröffnung  des  Ur- 
teils oder  Entscheides  hat  der  Beschwerdeführer  dem 
Kassationshofe  seine  Anträge  schriftlich  einzureichen 
und  zu  begründen. 

Bei  Nichtbeachtung  dieser  Vorschrift  ist  die  Ein- 
legung des  Rechtsmittels  wirkungslos. 

Die  Vorschriften  über  Form  und  Frist,  sowie  Wirkung 
der  Kassationsbeschwerde  bedürfen  nur  weniger  Bemerkungen. 

1.  Das  Gesetz  unterscheidet  zwei  Stadien.  Das  erste  be- 
ginnt zu  laufen  mit  der  Eröffnung  des  Urteils  oder  Entscheides, 
beziehungsweise  mit  der  Mitteilung  der  Ausfertigung  desselben, 
und  endigt  innerhalb  zehn  Tagen  von  diesem  Momente  an. 
Binnen  dieser  Frist  ist  die  Beschwerde  eiuzulegen.  In  einer 
zweiten  Frist,  die  ebenfalls  mit  der  Eröffnung  beziehungsweise 
Zustellung  des  Entscheides  beginnt,  die  aber  zwanzig  Tage  be- 
trägt, sind  die  Kassationsanträge  einzureichen  und  zu  begründen. 

2.  Die  Einlegung  des  Rechtsmittels  erfolgt  beim  judex  a 
quo,  und  zwar  durch  schriftliche  Erklärung.  Diese  Erklärung 
hat  nur  dahin  zu  gehen,  dass  Kassationsbeschwerde  ergriffen 
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werde.  — Die  Bestimmung  bezüglich  des  Bundexrate s ist  ein  Aus- 
fluss staatsrechtlicher  Höflichkeit  ; eine  staatsrechtliche  Ver- 
pflichtung des  Bundesrates,  sich  der  Vermittlung  der  Kantons- 
regierung zu  bedienen,  besteht  für  den  Bundesrat  nicht.  Die 
Bestimmung  giebt  übrigens  noch  zu  einigen  Zweifeln  Anlass. 

a)  Wie,  wenn  der  Bundesrat  der  Kantonsregierung  recht- 
zeitig die  Beschwerde  eingereicht  hat,  die  Kantonsregierung 
aber  sie  dem  judex  a quo  erst  nach  Ablauf  der  zehntägigen 
Frist  einsendet?  Legt  mit  andern  Worten  der  Bundesrat  die 
Beschwerde  gültig  schon  beim  Regierungsrate  ein,  oder  ist  erst 
die  Einlegung  der  Beschwerde  beim  judex  a quo  die  rechts- 
wirksame Erklärung?  — Mir  scheint  die  Entscheidung  dieser 
Frage  im  ersteren  Sinne  als  die  richtigere,  namentlich  mit  Rück- 
sicht auf  die  Möglichkeit  des  angenommenen  Falles  der  recht- 
zeitigen Einlegung  bei  der  Kantonsregierung  und  der  verspäteten 
Übermittlung  durch  diese  an  den  judex  a quo.  Es  entspricht 
das  wohl  auch  der  Stellung  der  Kantonsregierung  als  des  „Ver- 
mittlers“ *). 

b)  Ist  die  Inanspruchnahme  der  Vermittlung  der  Kantons- 
regierung für  den  Bundesrat  ein  notwendiges  Erfordernis  der 
Gültigkeit  der  Beschwerde?  — Die  Frage  ist  unseres  Erachtens 
entschieden  zu  verneinen,  namentlich  da  dieses  Requisit,  wie 
bemerkt,  nur  einer  Höflichkeitstendenz  entspricht.  Gar  nicht 
in  Betracht  kommt  diese  Vorschrift  übrigens  da,  wo  die  Kas- 
sationsbeschwerde gerade  gegen  einen  Administrativentscheid 
einer  Kantonsregierung  ergriffen  wird. 

3.  Die  blosse  Erklärung  der  Einlegung  der  Kassation  genügt 
zur  Wirksamkeit  des  Rechtsmittels  nicht.  Dazu  ist  vielmehr 
noch  erforderlich,  dass  der  Kassationskläger  seine  Anträge 
schriftlich  einreiche  und  begründe.  Und  zwar  sind  diese  Rechts- 
vorkehren an  den  Kassationshof  zu  richten.  Doch  ist  sicher- 
lich eine  Kassationserklärung  an  den  judex  a quo,  die  gleich- 
zeitig die  Kassationsanträge  und  deren  Begründung  — alles 
schriftlich  — enthält,  eine  rechtsgenügliche  Erfüllung  der  in 
Art.  167  vorgeschriebenen  Formalien. 

4.  Die  Fristenberechnung  erfolgt  nach  Art.  I des  Organi- 
sationsgesetzes; auch  findet  Art.  2,  Absatz  2 eod.  Anwendung, 
wonach  gesetzliche  Fristen  nicht  erstreckt  werden  können. 


')  So  auch  Reichel,  Kommentar  zu  Art.  165. 
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5.  Die  Kassationsbeschwerde  hat  an  sich  keine  Suspensiv- 
wirkung ; diese  muss  vielmehr  durch  besondere  Verfügung  des 
Präsidenten  oder  durch  Beschluss  des  Kassationshofes  selbst 
angeordnet  werden.  (Zu  beachten  ist  letztere  Befugnis  des 
Kassationshofes,  entgegen  der  Stellung  des  Bundesgerichts  als 
Staatsgerichtshofs,  Art.  85  des  Organisationsgesetzes.)  Das  mit- 
telst der  Kassationsbeschwerde  an  den  Kassationshof  anfecht- 
bare Urteil  wird  also  rechtskräftig  mit  der  Eröffnung.  Diese 
Bestimmung  entspricht  zwar  der  Bezeichnung  des  Rechtsmittels 
als  „Kassationsbeschwerde“,  nicht  aber  unseres  Erachtens  dem 
Wesen  desselben,  das  die  Wahrung  des  eidgenössischen  Rechtes 
zum  Zwecke  hat  und  nicht  als  ausserordentliches  Rechtsmittel, 
wie  die  kantonalen  Nichtigkeitsbeschwerden  in  Strafsachen,  er- 
scheint. 

6.  Einen  Anschluss  an  dis  Kassation  sieht  das  Gesetz  nicht 
vor.  Daraus  folgt,  dass  ein  solcher  nicht  zulässig  ist.  Es  kann 
nicht  etwa  dahin  argumentiert  werden,  das  Recht  des  An- 
schlusses verstehe  sich  „nach  allgemeinen  prozessualen  Grund- 
sätzen“ von  selbst.  Die  eidgenössische  Kassationsbeschwerde 
ist  ein  durch  positive,  specielle  Gesetzesbestimmungen  ge- 
schaffenes Rechtsmittel,  für  das  daher  nur  diese  Bestimmungen 
in  Betracht  kommen  können.  Es  müsste  übrigens  für  die 
Anschlussbeschwerde  auch  eine  specielle  Frist  gesetzt  sein; 
schon  diese  Erwägung  führt  dazu,  den  Anschluss  mangels  be- 
sonderer Bestimmung  nicht  als  zulässig  zu  erklären. 

II.  1 'erfahren. 

Art.  106.  Spätestens  innerhalb  zehn  Tagen  nach  Einlegung  des 
Rechtsmittels  sendet  die  kantonale  Amtsstelle  eine 
Abschrift  des  angefochtenen  Urteiles  oder  Entscheides, 
nebst  den  Akten,  dem  Kassationshofe  ein. 

Dies  soll  auch  dann  geschehen,  wenn  das  Rechts- 
mittel verspätet  eingelegt  ist. 

Art.  108.  Der  Kassationshof  hat  von  Amts  wegen  zu  prüfen,  ob 
das  Rechtsmittel  statthaft  und  ob  es  in  der  gesetz- 
lichen Form  und  Frist  eingelegt  sei. 

Art.  109.  Stellt  sich  die  Beschwerde  nicht  sofort  als  unzulässig 
dar,  so  teilt  der  Kassationshof  die  Besehwerdeschrift 
der  Gegenpartei  mit. 
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Der  letzter»  steht  das  Recht  zu,  innerhalb  zwanzig 
Tagen  seit  der  Mitteilung  der  Beschwerdeschrift  eine 
Antwort  einzureichen. 

Ein  doppelter  Schriftenwechsel  oder  eine  münd- 
liche Schlussverhandlung  sind  nur  ausnahmsweise  zu 
gestatten. 

1.  Art.  166,  Ahs.  2,  und  Art.  168  normieren  die  Stellung 
der  kantonalen  Amt *st eile.  Sie  hat  nicht  selber  über  die  Zu- 
lässigkeit der  Kassationsbeschwerde  Beschluss  zu  fassen,  auch 
nicht,  wenn  diese  verspätet  ist  ‘)  (vergleiche  die  analoge  Vor- 
schrift bezüglich  der  Berufung,  Art.  68,  Abs.  2,  Organisations- 
gesetz). 

2.  Art.  168  giebt  die  Prüfung  der  Zulässigkeit  dem  Kassa- 
tionshof anheim,  nicht  etwa  dessen  Präsidenten.  Anders  bei 
der  Berufung,  Art.  71  des  Organisationsgesetzes.  Über  die  Zu- 
lässigkeit s.  o.  § 5 unter  h,  über  Form  und  Frist  oben,  § 10, 
sub  I. 

3.  Art.  169  des  Organisationsgesetzes  giebt  uns  zu  zwei 
Bemerkungen  Anlass: 

a)  Eine  verspätet  eingereichte  Antwortschrift  darf  vom 
Kassationshofe  nicht  berücksichtigt  werden  und  ist  dem  Kassa- 
tionsbeklagten zurückzustellen.  Ein  anderer  Rechtsnachteil  tritt 
für  diese  Partei  nicht  ein,  da  sie  eben  zur  Einreichung  einer 
Antwort  nicht  verpflichtet  ist*). 

h)  Wer  ist  Gegenpartei l Hierüber  geben  die  Erörterungen 
oben,  § 8,  Aufschluss.  Wie,  wenn  der  Bundesrat  im  Interesse 
des  Gesetzes  auf  Grund  des  Art.  155  die  Beschwerde  ergreift? 
Dann  sind  meines  Erachtens  alle  Prozessbeteiligten  zur  Ant- 
wort einzuladen  *).  In  der  Praxis  des  Kassationshofes  wird  z.  Z. 
in  der  Regel  die  Kassationsbeschwerde  der  Behörde,  welche 
den  angefochtenen  Entscheid  gefällt  hat,  „für  sich  und  zu 


’)  Wie  z.  B.  nach  zürcherischem  Prozessrecht,  § 608,  Absatz  1 und  2, 
das  Bezirksgericht  einen  Beschluss  über  die  Zulässigkeit  der  Appellation 
zu  fassen  und  verspätete  Berufungen  von  Amtes  wegen  zu  verweigern  hat. 

*)  Entwurf  Ilafner,  Art.  100,  Absatz  3,  und  Entwurf  des  Bundesrates, 
Art.  158,  Absatz  3,  statuierten  das  ausdrücklich.  Es  ist  im  Gesetz  offenbar 
als  selbstverständlich  weggelassen  worden.  Vergleiche  Reichel,  Kommentar, 
Art.  169,  Anmerkung  2. 

*)  Vergleiche  Entwurf  Hafner,  Art.  100,  Absatz  4. 
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Händen  der  Kassationsbeklagten“  zugestellt.  Dieses  Verfahren 
scheint  dem  Gesetze  nicht  ganz  zu  entsprechen.  Die  Mitteilung 
auch  an  die  Behörde  ist  allerdings  vorgeschrieben  in  Art.  184 
des  Organisationsgesetzes,  bei  den  staatsrechtlichen  Rekursen; 
allein  bei  diesen  hat  sie  einen  Zweck  und  erscheint  sie  als 
notwendig,  da  hier  Verletzung  verfassungsmässiger  Rechte 
durch  die  rekurrierte  Behörde  behauptet  wird  und  nun  diese 
Behörde  Gelegenheit  haben  muss,  auf  die  Angriffe,  die  in  erster 
Linie  gegen  sie  gerichtet  sind,  zu  antworten  ; zudem  ist  diese 
Behörde  gegenüber  dem  Bundesgerichte  nicht  untere  Instanz  in 
der  Sache  selbst.  Nicht  so  bei  der  Kassationsbeschwerde  : hier 
wird  nur,  wie  bei  jedem  Rechtsmittel  des  Straf-  und  des  C'ivil- 
prozesses,  Benachteiligung  des  Kassationsklägers  in  Anwendung 
des  Gesetzes  behauptet.  Die  Instanz,  die  den  angefochtenen  Ent- 
scheid erlassen  hat,  ist  untere  Instanz,  deren  Entscheid  an  das 
Bundesgericht  weiter  gezogen  wird  ; dieses  beurteilt  dieselbe 
Sache,  wenn  auch  nur  als  Kassationsinstanz.  Die  analoge  An- 
wendung des  Art.  184  des  Organisationsgesetzes  auf  die  Mit- 
teilung der  Kassationsbeschwerde  liegt  daher  auch  nicht  in 
der  Natur  der  Sache,  und  Art.  löi)  hat  gewiss  bewusstermassen 
eine  andere  Regelung  getroffen.  Jenes  Verfahren  nach  Art.  184 
sollte  daher  unterbleiben. 


VII.  Verhältnis  zu  den  kantonalen  Kassations-  und  Revisions- 
begehren. 

g 11.  Art.  170.  Ist  gegen  ein  kantonalgerichtliches  Urteil  ein  Kassa- 
tions- oder  ein  Revisionsbegehren  nach  Massgabe  der 
kantonalen  Gesetzgebung  bei  der  zuständigen  kanto- 
nalen Behörde  angebracht,  so  wird  der  Entscheid  des 
Kassationshofes  bis  zur  Erledigung  jenes  Begehrens 
ausgesetzt. 

I.  Alle  kantonalen  Strafprozessordnungen  '),  mit  Ausnahme 
derjenigen  von  Obwalden  (?),  Glarus,  Baselstadt  und  Baselland, 
kennen  ein  Rechtsmittel,  das  sie  Nichtigkeitsbeschwerde,  Nichtig- 
keitsklage, Kassation,  recours  en  cassation,  pourvoi  en  cassation, 


‘)  Siehe  deren  Zusammenstellung  bei  Um»  a.  a.  0.,  § 2 (Seite  G ff.) ; 
Kocher.  Die  Strnfgeriehtsorganisation  und  Strafprozessgesetzgebung  der 
Schweiz,  Seite  218  ; Meyer.  Strafverfolgung  und  Voruntersuchung,  Seite  XI  ff. 
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recouru  en  nullité,  auch  „ Rekurs “ nennen.  Im  einzelnen  aber 
ist  dieses  Rechtsmittel  sehr  verschieden  gestaltet.  Eine  innere, 
wesentliche  Unterscheidung,  die  uns  hier  vor  allem  interessiert, 
besteht  darin,  dass  dieses  Rechtsmittel  in  den'  einen  Gesetzen 
nur  vorgesehen  ist  für  Verletzung  prozessualer  Formen  und 
Grundsätze  (inklusive  Inkompetenz  des  urteilenden  Gerichtes), 
in  den  andern  aber  auch  bei  unrichtiger  Auslegung  oder  An- 
wendung des  Gesetzes,  letzteres  in  divergierendem  Massstabe. 
Wir  können  danach  drei  Gruppen  der  Ausgestaltung  dieses 
Rechtsmittels  aufstellen  : 

1 . Zulässigkeit  nur  aus  prozessualen  Gründen  : Luzern, 
§ 271  ; Schwyz,  § 307  ; Zug,  § 88,  litt,  a — d (nur  bei  appellabeln 
Fällen);  Appenzell  A.-Rh.,  §91;  St.  Gallen,  Prozessordnung  für 
Vergehen,  Art.  68;  Graubünden,  Art.  64  ff. 

2.  Zulässigkeit  bei  falscher  Gesetzesanwendung  in  dem 
Sinne,  dass  die  Kassation  erhoben  werden  kann,  wenn  eine 
andere  als  die  im  Gesetze  für  das  betreffende  Vergehen  be- 
stimmte Strafe  ausgesprochen  worden  ist,  also  eine  andere 
Strafart  ausgesprochen  worden  oder  das  gesetzliche  Maximum 
oder  Minimum  überschritten  worden  ist,  oder  eine  That  fälsch- 
lich als  mit  Strafe  bedroht  angesehen  wird,  die  es  nicht  oder  nicht 
mehr  ist.  So:  Bern,  Art.  471,  Ziff.  4,  Art.  473,  Ziff.  3 und  4; 
Freiburg,  Art.  491,  Ziff.  3,  Art.  493,  Ziff.  2 und  3;  St.  Gallen, 
Kriminalproz.,  Art.  181,  litt,  d („wegen  Nichtanwendung  des 
Strafgesetzes“);  Thurgau,  Geschworenengesetz,  § 196,  litt,  e 
(wegen  falscher  Gesetzesanwendung,  d.  h.  Anwendung  einer  im 
Gesetze  nicht  angedrohten  Strafart  oder  Überschreitung  des 
gesetzlichen  Maximums  oder  Minimums);  Tessin,  Art.  234,  Ziff.  1 
(„quando  la  sentenza  abbia  pronunciata  una  pena  diversa  di 
quella  applicata  dalla  legge  alla  qualitä  del  reato,  o quando 
8iasi  ritenuto  corne  punibile  un  fatto  che  non  lo  era  o che  aveva 
cessato  di  esserlo“);  Genf,  Art.  445,  Ziff.  3 („si  l’arrêt  a infligé 
une  peine  autre  que  celle  appliquée  par  la  loi  A la  nature  du 
crime  ou  du  délit“). 

3.  Zulässigkeit  ganz  allgemein  bei  falscher  Gcsetzesan- 
wendung:  Zürich,  § 1091,  Ziff.  6 („wegen  Verletzung  materieller 
Gesetzesvorschriften“);  Zug,  § 88,  litt,  e („bei  inappellabel 
Fällen  überdies  wegen  Verletzung  gesetzlicher  Vorschriften 
betreffend  das  materielle  Strafrecht“)  ; Solothurn,  §421,  Ziff.  5 
(„wegen  unrichtiger  oder  mangelhafter  Anwendung  des  Gc- 

Sohweisoriache  Zeitschrift  für  Strafrecht.  13.  Jahrg.  11 
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setzes“);  Aargau,  Art.  382,  litt,  c (ähnlich);  Neuenburg,  Art.  495 
(„fausse  application  de  la  loi“);  Waadt,  Art.  487  („pour  fausse 
application  de  la  loi  pénale  ou  de  la  loi  civile“);  Genf,  Art.  446, 
Z.  1 („le  procureur  général  peut,  en  outre,  se  pourvoir  contre 
une  ordonnance  de  non-lieu:  1°  Quand  il  y a eu  violation  ou 
fausse  interprétation  d'une  loi  pénale“). 

Es  erhellt  sofort,  dass  die  in  Gruppe  2 und  3 vorgesehenen 
Verletzungen  möglich  sind  auch  bei  Anwendung  eidgenössischer 
Strafgesetze.  Wie  verhalten  sich  nun  da s eidgenössische  und  das 
kantonale  Rechtsmittel  zu  einander  ? 

Bei  Gruppe  1 bietet  die  Frage  keine  Schwierigkeit  und 
natürlich  auch  nicht  bei  den  Gesetzen  der  Gruppen  2 und  3, 
sofern  die  kantonale  Kassationsbeschwerde  lediglich  auf  pro- 
zessualen Gründen  (in  des  Wortes  weitester  Bedeutung)  beruht: 
alsdann  ist  vor  der  Entscheidung  des  Kassationshofes  erst  noch 
der  Entscheid  der  kantonalen  Kassationsinstanz  abzuwarten. 
(Die  Kassationsbesehwerde  an  den  Kassationshof  muss  dagegen, 
wie  aus  §§  6 und  10  sub  I hervorgeht,  schon  gegen  das  Urteil 
ergriffen  werden,  welches  auch  mit  der  kantonalen  Nichtig- 
keitsbeschwerde angefochten  wird.)  Je  nach  dessen  Ausgang 
wird  dann  die  Kassationsbeschwerde  an  den  Kassationshof 
hinfällig:  wenn  nämlich  das  angefochtene  Urteil  kassiert  wird  ; 
oder  es  ist  über  sie  zu  entscheiden:  wenn  die  kantonale  Be- 
schwerde als  unstatthaft  erklärt  oder  abgewiesen  wird. 

Dagegen  erhebt  sich  bei  Gruppen  2 und  3 die  oben  auf- 
geworfene Frage  ; es  ist  insbesondere  fraglich  : kann  die  falsche 
Anwendung  des  Gesetzes  (in  der  weitern  und  in  der  engern 
Bedeutung)  gleichzeitig  mittelst  der  eidgenössischen  und  mittelst 
der  kantonalen  Nichtigkeitsbeschwerde  gerügt  werden?  Und 
wenn  ja,  ist  alsdann  die  Entscheidung  des  Kassationshofes 
auszusetzen?  Letztere  Frage  wäre  gewiss  zu  bejahen,  wenn 
erstere  in  bejahendem  Sinne  zu  lösen  wäre;  andernfalls  wird 
sie  gegenstandslos.  Diese  erstere  Frage  wird  besonders  schwierig 
für  die  Fälle,  avo  die  kantonale  Kassationsinstanz  nicht  nur 
das  angefochtene  Urteil  aufhebt  und  die  »Sache  zu  neuer  Ent- 
scheidung an  die  Vorinstanz  zurückweist,  sondern  selbst  ein 
neues  Urteil  an  Stelle  des  aufgehobenen  setzt,  selbst  in  der 
Sache  urteilt  (so  gerade  Zürich,  § 1096.  litt,  h,  Zug  § 91,  So- 
lothurn § 428,  Thurgau  § 202,  für  alle  diese  Fälle).  Es  ist  dies 
dieselbe  Frage,  die  sich  bei  der  analogen  Bestimmung  des 
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Art.  77  des  Organisationsgesetzes  bezüglich  der  Berufung 
erhoben  hat. 

Nun  ist  jedenfalls  die  zweck  massigste  Lösung  die,  dass  ge- 
sagt wird  : die  Möglichkeit  des  eidgenössischen  Rechtsmittels  schliesst 
die  Zulässigkeit  des  kantonalen  Rechtsmittels,  sofern  letzteres  auf 
Verletzung  eidgenössischen  Rechtes  gestutzt  wird,  aus;  eine  Kon- 
kurrenz des  eidgenössischen  Rechtsmittels  mit  dem  kantonalen  ans 
denselben  Gründen  ist  ausgeschlossen.  Auf  diesen  Standpunkt  hat 
sich  denn  auch  das  zürcherische  Kassationsgericht  bezüglich 
Art.  77  des  Organisationsgesetzes  gestellt,  indem  es  (am  1.  Juli 
1895)  ausgesprochen  hat:  „In  Civilrechtsstreitigkeiten,  welche 
nach  Art.  56  ff.  des  Bundesgesetzes  Uber  die  Organisation  der 
Bundesrechtspflege  vom  22.  März  1893  mittelst  Berufung  an  das 
Bundesgericht  gezogen  werden  können,  kann  beim  Kassations- 
gericht Nichtigkeitsbeschwerde  wegen  aktenwidriger  thatsäch- 
licher  Annahmen  nicht  erhoben  werden,  indem  nach  Art.  81  des 
citierten  Bundesgesetzes  über  die  Frage,  ob  dieser  Nichtigkeits- 
grund zutreffe,  das  Bundesgericht  zu  urteilen  hat,  und  dem 
Kassationsgericht  nicht  zusteht,  auf  Beschwerden  einzutreten, 
welche  mittelst  eines  ordentlichen  Rechtsmittels  erhoben  werden 
können  *).“ 

Gegen  diese  Auflassung  ist  aber  der  ernste  Einwand  erhoben 
worden,  sie  enthalte  ein  unzulässiges  Eingreifen  des  Bundes 
in  das  den  Kantonen  anheimgelassene  Prozessrecht,  eine  Kom- 
petenzüberschreitung des  Bundes*).  Doch  halte  ich  dieses  Be- 
denken nicht  für  stichhaltig.  Der  Bund  kann  bei  Aufstellung 
der  Prozessnormen,  die  zu  befolgen  sind  in  denjenigen  Streit- 
fällen, die  an  ein  Organ  des  Bundes  gezogen  werden  können, 
auch  die  Wirkung  dieser  Normen  auf  den  kantonalen  Prozess 
festsetzen,  und  dabei  insbesondere  materiell,  ausdrücklich  oder 
stillschweigend,  das  Verhältnis  der  von  ihm  aufgestellten  (eid- 
genössischen) Rechtsmittel  zu  den  kantonalen  Rechtsmitteln 
regeln  ; das  liegt  in  der  Kompetenz  des  Bundes,  in  diesen  Sachen 
die  Organisation  und  das  Verfahren  zu  bestimmen.  Nun  wäre 
es  allerdings  richtiger,  solche  Bestimmungen,  die  auf  die  kan- 
tonalen Rechtsmittel  einwirken,  ausdrücklich  auszusprechen. 

*)  Siche,  Rechenschaftsbericht  des  zürcherischen  Obergerichts,  1895, 
Nr.  158;  vergleiche  auch  Nr.  159  und  ICO. 

')  Reichel,  Kommentar,  Art.  77,  Anmerkung  2. 
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Dies  war  meines  Erachtens  der  Fall  in  Art.  101  des  Entwurfes 
Hafner  = Art.  159  des  bundesrätlichen  Entwurfes,  welche 
beide  lauteten  : 

„Wird  in  einer  vor  dem  eidgenössischen  Kassationshof 
schwebenden  Sache  von  einer  Partei  gegen  das  kantonale 
Urteil  bezüglich  solcher  Mängel  desselben  oder  des  vorher- 
gegangenen Verfahrens,  welche  mittelst  der  Beschwerde 
an  das  Bundesgericht  nicht  gerügt  werden  können,  das 
Rechtsmittel  der  Nichtigkeitsbeschwerde  (Kassation)  oder 
das  Rechtsmittel  der  Wiederherstellung  (Revision)  nach 
Massgabe  der  kantonalen  Gesetzgebung  bei  der  zuständigen 
kantonalen  Behörde  ergriffen,  so  ist  der  Entscheid  des 
Kassationshofes  bis  zur  Erledigung  jenes  Rechtsmittels 
auszusetzen.“ 

Hierin  scheint  mir  deutlich  ausgesprochen  zu  liegen,  dass 
die  kantonale  Kassationsbeschwerde  als  fortbestehend  gedacht 
wurde  nur  für  solche  Verletzungen,  die  nicht  mittelst  der  Be- 
schwerde an  den  Kassationshof  gerügt  werden  können.  Zwar 
lässt  sich  auch  die  Auslegung  vertreten,  die  kantonalen  Rechts- 
mittel haben  nicht  eingeschränkt  werden  wollen,  sondern  es 
sei  bloss  ausgesprochen,  dass  dann,  wenn  mit  den  kantonalen 
Rechtsmitteln  Mängel  geltend  gemacht  werden,  die  vom  Kas- 
sationshof gehoben  werden  können,  eine  Suspension  des  Ent- 
scheides des  Kassationshofes  nicht  stattfinde.  Jene  erstere 
Auslegung  erscheint  mir  aber  als  die  sinn-  und  sachgemässere. 
Und  diese  Auslegung  nun  wende  ich  auch  auf  den  abge- 
änderteu,  zum  Gesetz  gewordenen  Artikel  an,  aus  ebenden- 
selben Gründen.  Sie  ist  meines  Erachtens  bei  dem  Rechts- 
mittel der  Kassationsbeschwerde  in  Strafsachen  noch  not- 
wendiger und  unanfechtbarer  als  bei  dem  Rechtsmittel  der 
Berufung,  da  Artikel  162  des  Organisationsgesetzes  überhaupt 
nur  erst-  und  zweitinstanzliche,  keinesfalls  aber  dritthistanzliche 
— kassationsinst andiche  — Urteile  kennt,  die  Ansicht  Reichels 
also  '),  in  den  von  uns  besprochenen  Fällen  sei  entweder 
das  Kassationsurteil  als  Endurteil  anzusehen  oder  es  sei  das 
Rechtsmittel  auch  gegen  das  Kassationsurteil  einzuräumen,  dem 
Gesetze  geradezu  widerspricht.  Gerade  die  allegierte  Bestim- 


’)  Kommentar,  Art.  170. 
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mung  des  Art.  162  des  Organisationsgesetzes  beweist  die 
Richtigkeit  der  von  uns  vertretenen  Auffassung. 

Eventuell  müsste  jedenfalls  das  gesagt  werden,  dass  es 
Sache  der  kantonalen  Gerichte  ist,  über  den  Einfluss,  den  ein 
eidgenössisches  Rechtsmittel  auf  die  kantonalen  Rechtsmittel 
ausübt,  ausschliesslich  zu  urteilen.  Wenn  daher  das  zürcherische 
Kassationsgericht  jenen  Einfluss  — in  Auslegung  der  zürche- 
rischen Prozessbestimmungen  — in  dem  angeführten  Sinne 
bestimmt,  so  liegt  darin  keine  Verletzung  vom  Bundesrecht. 

Das  Resultat  unserer  Ausführungen  ist  also  die  oben  .Seite 
163  aufgestellte  These. 

II.  Weniger  Schwierigkeiten  als  das  eben  besprochene 
kantonale  Rechtsmittel  bietet  dasjenige  der  Revision,  Restitution, 
Wiederherstellung,  Wiederaufnahme  des  Prozesses.  Auch  dieses 
ausserordentliche  Rechtsmittel  ist  allen  kantonalen  Strafprozess- 
ordnungen bekannt,  mit  Ausnahme  derjenigen  von  Baselstadt 
und  Baselland  *).  Überall  ist  das  Rechtsmittel  ein  ausser- 
ordentliches, gegen  rechtskräftige  Urteile  gerichtetes,  das  die 
Aufhebung  des  angefochtenen  Urteils  und  die  Wiederaufnahme 
des  Verfahrens  bezweckt.  Im  einzelnen  aber  ist  die  Ausge- 
staltung des  Rechtsmittels  und  sind  insbesondere  die  Resti- 
tutions- oder  Revisionsgründe  ausserordentlich  verschieden. 
Die  einen  Gesetze  kennen  nur  bestimmt  bezeichnete  Revisions- 
gründe in  ausgedehnterem  oder  beschränkterem  Masse;  die 
andern  machen  aus  der  Revision  beinahe  eine  Appellation’). 
Einige  Kantone  lassen  die  Revision  zu  ungunsten  des  Frei- 


')  Oraubünden  liât  es  eingeführt  durch  das  Gesetz  betreffend  Revision 
von  Strafurteilen,  vom  8.  November  1891. 

*)  Typisch  hierfür:  Luzern,  § 275:  «Eine  Revision  findet  statt,  wenn 
eine  Partei  ein  neues  Beweismittel  zu  produzieren  im  Falle  ist,  welches, 
wenn  es  früher  Vorgelegen  wäre,  der  Sache  wahrscheinlich  einen  andern 
Ausschlag  gegeben  hätte.  — Der  Revisionsbewerber  muss  aber  bescheinigen 
können,  dass  er  bei  der  frühem  Beurteilung  dieses  Beweismittel  vorzu- 
legen nicht  im  Stande  war.»  Ferner  Aldicalden,  § 102:  «Wenn  neue  Be- 
weismittel zum  Vorschein  kommen,  aus  denen  sich  ergiebt,  dass  ein  in 
Rechtskraft  erwachsenes  Strafurteil  in  irgend  einer  wesentlichen  Beziehung 
auf  irrigen  faktischen  Voraussetzungen  beruht,  so  kann  sowohl  vom  Ver- 
urteilten als  auch  von  seiner  Familie,  uueh  nach  seinem  Tode,  die  Revision 
nachgesucht  werdcu.  » Ebenso  Zug,  § 92,  das  aber  die  Revision  auch  der 
Staatsanwaltschaft  gewährt.  Wie  Zug  auch  Glarus.  § 151. 
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gesprochenen  nicht  zu  '),  die  meisten  stehen  .auf  einem  andern 
Boden.  Die  beigefügte  Tabelle  (siehe  folgende  Seite)  versucht 
eine  Übersicht  über  diese  verschiedenartige  Gestaltung  zu  geben. 

Aus  dieser  Zusammenstellung  erhellt  wohl  zur  Genüge, 
dass  der  Fall  der  Suspension  eines  Urteils  des  Kassationshofes 
wegen  eines  Revisionsgesuches  bei  der  kantonalen  zuständigen 
Stelle  äusserst  selten  Vorkommen  wird  : in  der  Regel  wird  ein 
Revisionsgrund  während  der  Kassationsfrist  gar  nicht  entdeckt 
oder  geltend  gemacht  werden  können.  Zu  weiteren  Erörte- 
rungen bietet  daher  die  bezügliche  Bestimmung  des  Art.  170 
des  Organisationsgesetzes  keinen  Anlass. 

Till.  Die  Stellung  des  Kassationshofes. 

Das  Kassationsurteil. 

Art.  168.  Der  Kassationshof  hat  von  Amtes  wegen  zu  prüfen, 
ob  das  Rechtsmittel  statthaft  und  ob  es  in  der  ge- 
setzlichen Form  und  Frist  eingelegt  sei. 

Art.  171.  Der  Prüfung  des  Kassationshofes  unterliegen  nur 
die  Anträge  der  Beschwerdeschrift. 

Der  Kassationshof  ist  jedoch  nicht  an  die  Be- 
schwerdepunkte und  die  Rechtsbegründung  des  Kas- 
sationsklilgers  gebunden. 

Art.  172.  Findet  der  Kassationshof  die  Beschwerde  begründet, 
so  hebt  er  das  angefochtene  Erkenntnis  auf  und  weist 
die  Sache  zu  neuer  Entscheidung  an  die  kantonale 
Behörde  zurück. 

Die  Behörde,  an  welche  die  Sache  zurückge- 
wiesen  wird,  hat  die  der  Kassation  zu  Grunde  liegende 
rechtliche  Beurteilung  auch  ihrer  Entscheidung  zu 
Grunde  zu  legen. 

Art.  173.  Der  Kassationshof  ist  auch  dann  zur  Aufhebung  des 
kantonalen  Erkenntnisses  und  zur  Rückweisung  der 
Sache  (Art.  172,  Abs.  1)  berechtigt,  wenn  das  Erkennt- 
nis an  Mängeln  leidet,  welche  dem  Gericht  die  Prü- 
fung der  Gesetzesanwendung  (Art.  163)  verunmög- 
lichen. 

‘)  Nidwalden  (siehe  auch  vorhergehende  Anmerkung),  Wandt,  Wallis, 
Neuenburg,  Genf. 
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S 12.  I.  Über  Art.  168  s.  o.,  § 10,  sub  II,  2. 

IL  Hat  der  Kassationshof  das  Rechtsmittel  für  statthaft, 
sowie  Form  und  Frist  gewahrt  gefunden,  so  hat  er  auf  die 
Kassationsbeschwerde  einzutreten.  Damit  dies  geschehen  könne, 
sind,  wie  in  § 10  gezeigt,  Kaxxationxa »träge  und  deren  Begrün- 
dung notwendig. 

Die  Kaxxatia nxa nträge  sind  die  Begehren,  die  der  Kassations- 
kläger gegenüber  dem  angefochtenen  Urteil  stellt;  in  ihnen 
drückt  er  aus,  inwieweit,  in  welchem  Umfange,  er  das  kan- 
tonale Urteil  anfleht  und  es  aufgehoben  wissen  will.  Diese 
Anträge  können  richtigerweise  nur  auf  Aufhebung  (Kassation) 
des  angefochtenen  Urteils  (und  Rückweisung  an  die  kantonale 
Behördei  lauten,  nicht  auf  materielle  Entscheidung  in  der  Sache 
selbst  („Verurteilung“,  „Freisprechung“);  derartige  Anträge 
wären  Berufungsanträge.  Die  Begründung  muss  die  Verletzung 
einer  eidgenössischen  Rechtsvorschrift  und  den  Nachweis  des 
Kausalzusammenhanges  dieser  Verletzung  mit  dem  Urteil  be- 
haupten bezw.  darthun  (Art.  163  des  Organisationsgesetzes,  oben 
§ 7).  Wie,  wenn  der  Kassationskläger  derartige  unrichtige  An- 
träge stellt,  die  Begründung  aber  nach  Art.  163  des  Organi- 
sationsgesetzes richtig  ist?  Ist  hier  auf  die  Kassation  nicht 
einzutreten,  oder  ist  die  Beschwerde  materiell  zu  prüfen?  Es 
wäre  ein  zu  grosser  Formalismus,  zu  erklären,  auf  die  Kas- 
sationsbeschwerde sei  in  solchen  Fällen  überhaupt  nicht  einzu- 
treten. Denn  im  Antrag  auf  materielle  Abänderung  des  ange- 
fochtenen Urteils  liegt  sicherlich  auch  stets  der  Antrag  auf  Auf- 
hebung desselben  (gleich  wie  bei  den  Berufungsanträgen:  der 
Antrag  auf  „Abweisung  der  Klage“  gegenüber  einem  die  Klage 
gutheissenden  vorinstanzlichen  Urteile  enthält  naturgemäss  auch 
den  Antrag  auf  Aufhebung  des  Urteils).  Dass  aber  nicht  ein 
Rückweisungsantrag,  sondern  ein  Abänderungsantrag  gestellt 
wird,  soll  dem  Kassationskläger  nicht  schaden,  die  Folge  ist 
nur,  dass  die  Anträge  so,  wie  sie  lauten,  nicht  gutgeheissen 
werden  können. 

Die  Anträge  können  nun  gehen  auf  Aufhebung  des  ganzen 
Urteils  oder  auf  dessen  Aufhebung  nur  in  bestimmten  Punkten, 
z.  B.  bezüglich  des  Civilpunktes  (Art.  161,  Absatz  2).  Nur 
innerhalb  dieser  Grenzen  ist  das  angefochtene  Urteil  zu  über- 
prüfen. Der  Kassationsrichtcr  darf  also  z.  B.,  wenn  die 
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Kassationsbeschwerde  nur  ira  Civilpunkte  ergriffen  wird,  das 
Urteil  auch  nur  im  Civilpunkte  überprüfen.  Ebenso  umge- 
kehrt: Der  Kassationskläger  wurde  verurteilt  wegen  vorsätz- 
licher Patentnachahmung  und  zugleich  zu  Schadenersatz 
verpflichtet.  Er  beantragt,  das  Urteil  aufzuheben,  soweit  es 
sich  aut  die  (strafrechtliche)  Verurteilung  bezieht,  und  zwar 
begründet  er  seine  Beschwerde  damit,  dass  der  Begriff  des 
Vorsatzes  von  der  Voriustanz  verletzt  worden  sei.  Hier  kann 
der  Kassationshof  nur  die  strafrechtliche  Seite  der  Frage  prüfen. 
Aus  dem  Gesagten  ergiebt  sich  also,  dass  ein  Urteil  auch  nur 
teiltreixe  mit  der  Kassationsbeschwerde  angefochten  werden 
kann.  Der  nicht  angefochtene  Teil  des  Urteils  kann  alsdann 
ohne  weiteres  vollstreckt  werden,  und  eine  Suspensivwirkung 
darf  der  Kassationsbeschwerde  bezüglich  dieses  Teiles  nicht 
gegeben  werden. 

Von  den  Kassations-Anträgen  sind  zu  unterscheiden  die 
Beschwerdepunkte  und  die  Begründung  der  Beschwerde.  Der  Aus- 
druck „Beschwerdepunkte“  bezeichnet  die  Angriffe,  die  der 
Kassationskläger  gegen  das  angefochtene  Urteil  richtet.  Zum 
Beispiel:  In  einer  Patentstreitigkeit  hatte  der  Angeklagte  die 
Einrede  der  Nichtigkeit  des  klägerischen  Patentes  wegen  Nicht- 
ueuheit  der  Erfindung  und  die  Einrede  des  Verlustes  des  Klage- 
rechts nach  Art.  20,  Absatz  il,  Patentgesetz  (Verlust  des  Klage- 
rechtes wegen  Unterlassung  der  Anbringung  der  Patentbe- 
zeichnungen) erhoben.  Das  kantonale  Urteil  hält  beide 
Einreden  für  unbegründet.  Der  verurteilte  Angeklagte  ficht 
das  Urteil  nur  wegen  Verletzung  des  Art.  20,  Absatz  3,  des 
Patentgesetzes  au;  er  stellt  den  Antrag  auf  „Aufhebung“  des 
angefochtenen  Urteiles  (und  Rückweisung).  Der  Kassationshof 
findet  diesen  Beschwerdepunkt  nicht  begründet,  er  kassiert 
aber  das  Urteil,  weil  er  findet,  das  angefochtene  Urteil  habe 
den  Begriff  der  Neuheit  der  Erfindung  verkannt,  beziehungs- 
weise zu  Unrecht  eine  neue  Erfindung  angenommen.  Oder: 
Gegenüber  einer  Strafklage  wegen  unbefugter  Aufführung 
musikalischer  Werke  beruft  sich  der  Angeklagte  darauf,  die 
betreffenden  Werke  seien  schon  veröffentlicht  und  die  Tantieme 
sei  sichergestellt  (Art.  7,  Absatz  4,  Urheberrechtsgesetz),  so- 
wie darauf,  die  Aufführung  sei  ohne  Absicht  auf  Gewinn  ver- 
anstaltet worden  (Art.  11,  Ziffer  10  eod.).  Gegenüber  dem 
beide  Standpunkte  abweisenden  kantonalen  Urteile  erhebt 
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er  Kassationsbesehwerde  ; zur  Begründung  stützt  er  sich  ledig- 
lich auf  einen  der  beiden  Punkte,  der  Kassationshof  ist  aber 
befugt,  auch  den  andern  Punkt  zu  überprüfen. 

Hier  ist  aber  eine  wichtige  Einschränkung  zu  machen.  Es 
wird  oft  Vorkommen,  dass  das  kantonale  Gericht  nicht  alle 
vom  Angeklagten  vorgebrachten  „Einreden“  prüft,  sondern 
den  Angeklagten  freispricht,  weil  ihm  eine  derselben  begründet 
erscheint;  z.  B:  gegenüber  einer  Musterschutzklage  bestreitet 
der  Angeklagte,  eine  Nachahmung  begangen  zu  haben,  und 
ausserdem,  dass  ihm  Vorsatz  zur  Last  falle.  Das  kantonale 
Gericht  hält  letztem  Standpunkt  für  begründet  und  spricht 
daher  den  Angeklagten  frei,  ohne  die  Frage  der  Nachahmung 
zu  prüfen.  Hiergegen  Kassationsbeschwerde  des  Privatstraf- 
klägers  (Geschädigten).  Darf  nun  der  Kassationshof  auch  die 
Frage  der  Nachahmung  seiner  Prüfung  unterziehen,  nicht  nur 
diejenige  des  Vorsatzes?  — Nein;  denn  er  hat  nur  über  die 
richtige  Anwendung  des  eidgenössischen  Rechts  zu  wachen, 
also  nur  Üfterprüfungsbefugnis,  und  hier  hat  nun  das  kantonale 
Gericht,  ohne  Verletzung  eidgenössischen  Rechts,  eine  Frage 
gar  nicht  geprüft,  also  kann  auch  der  Kassationshof  die  rich- 
tige Rechtsanwendung  nicht  überprüfen  '). 

Schwieriger  scheint  die  Frage,  ob  der  Kassationshof  auch 
Gründe  zur  Aufhebung  des  angefochtenen  Urteils  anführen 
könne,  die  vom  Kassationskläger  gar  nie  geltend  gemacht  worden 
sind.  Das  ist  meines  Erachtens  jedenfalls  ausgeschlossen,  wenn 
sich  die  Beschwerde  bloss  auf  den  Civilpunkt.  bezieht;  in 


')  Vergleiche  über  eine  ganz  ähnlich  liegende  Patentstreitigkeit  da.» 
in  der  Amtlichen  Sammlung  nicht  nbgedruekte  Urteil  des  Kassationshofes 
vom  ltj.  Milrz  1900  in  Sachen  Meyer  contra  Kehr:  «Dagegen  ergiebt  sich 
au»  (der)  Stellung  des  Ka»»ation»hofe»...,  dura  er  nur  zu  überprüfen  hat,  ob 
die  letzte  kantonale  Instanz  Grundsätze  des  eidgenössischen  Rechts  ver- 
letzt hat  (Art.  108  des  Organisationsgesetzes),  dass  er  aber  Fragen,  die 
von  dieser  Instanz  nicht  entschieden  worden  sind,  nicht  von  sich  aus  einer 
Prüfung  unterziehen  kann;  dein  Wunsche  des  Kassationsbeklagten  um 
Entscheidung  der  Frage,  ob  objektiv  eine  Patent  Verletzung  vorliege,  kann 
also  nicht  entsprochen  werden.  Ebensowenig  aber  kann  der  Antrag  des 
Kassationsklägers  gutgeheissen  werden,  die  Sache  ohne  weiteres  an  die 
Vorinstanz  zur  Prüfung  jener  Frage  zu riickzu weisen;  denn  eine  Verletzung 
eidgenössischen  Rechts  liegt  darin,  dass  die  Voriustanz  jene  Frage  uner- 
örtert  gelassen  hat,  da  sie  in  der  Schuldfrage  zu  einem  negativen  Resultate 
gekommen  ist,  jedenfalls  nicht.» 
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diesem  Falle  ist  der  Kassationshof  Civilgericht,  und  da  ist 
eine  derart  weitgehende  Befugnis,  trotz  der  allgemeinen  Be- 
stimmung des  Art.  171,  Absatz  2,  des  Organisationsgesetzes, 
ausgeschlossen.  Zweifelhafter  ist  die  Sache  im  Strafpunkte; 
doch  muss  hier  wohl  aus  der  ganzen  Tendenz,  die  aus  der 
Bestimmung  des  Art.  171,  Absatz  2,  hervorgeht,  gefolgert  wer- 
den, der  Kassationshof  sei  völlig  frei,  so  dass  die  oben  aufge- 
worfene Frage  zu  bejahen  ist. 

Aus  den  vorstehenden  Erörterungen  dürfte  der  Gegensatz 
der  „Kassationsanträge“  und  „Beschwerdepunkte“  klar  gewor- 
den sein  *).  Es  erübrigt  noch,  dem  innern  Grunde  und  der 
Berechtigung  dieser  Stellung  des  Kassationshofes  nachzuforschen. 
Dass  der  Kassationshof  nicht  Uber  die  Kassationsanträge  hin- 
aus gehen  kann,  scheint  uns  keiner  weitern  Rechtfertigung  zu 
bedürfen.  Weniger  auf  den  ersten  Blick  klar  ist  dagegen, 
dass  und  warum  der  Kassationshof  nicht  an  die  Beschwerde- 
punkte (und  deren  Begründung)  gebunden  ist.  Der  Grund 
dieser  Stellung  des  Kassationshofes  ist  aber  darin  zu  finden, 
dass  nur  auf  diese  Weise  eine  wirkliche  und  der  obersten  eid- 
genössischen Instanz  angemessene  Wahrung  des  eidgenössischen 
Rechts  stattfinden  kann,  und  in  der  allgemeinen  Erwägung, 
dass  Rechtsfragen  innerhalb  des  Rahmens  der  Anträge  der  Parteien 
vom  Gerichte  ex  officio  zu  prüfen  sind.  Diese  allgemeine  Rechts- 
stellung eines  obern  Gerichtes  musste  auch  dem  Kassations- 
hofe verliehen  werden,  wenn  anders  er  nicht  in  eine  be- 
engte Stellung  herabgedruckt  werden  wollte.  Mit  der  oben 
(bei  Anmerkung  1,  Seite  170)  erörterten  Einschränkung  ist  das 
die  einzig  dem  Kassationshofe  angemessene  Stellung. 

III.  Das  Kassationsurteil.  1.  Der  Kassationshof  findet  die 
Beschwerde  (sofern  er  auf  sie  eingetreten  ist)  entweder  begründet 
oder  unbegründet.  Sie  kann  auch  teihreise  begründet  sein.  Und 
zwar  kann  diese  teilweise  Begründetheit  nur  Vorkommen  im 
Falle  verschiedener  Kassationsanträge,  sowie  noch  im  Falle 


')  Weit  priteiser  als  Art.  17t  des  eidgenössischen  Organisationsgesetzes 
hatten  sieh  der  Entwurf  Hafner.  Art.  202,  Absatz  2,  und  der  Entwurf  des 
Bundesrates,  Art.  160,  Absatz  2,  ausgedrückt  : «Innerhalb  derselben  (der 
KassationsantrUge)  sind  die  einschlagenden  Fragen  vorn  Kassatioushofe 
von  Amtes  wegen  zu  prüfen,  ohne  Rücksicht  auf  die  Angriffe  und  die 
Begründung  des  Beschwerdeführers.» 
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verschiedener  kumulierter  Strafklagen  wegen  verschiedener 
Vergehen.  Nicht  aber  kann  sich  die  teilweise  Begründungs- 
erklärung beziehen  auf  die  verschiedenen  Beschwerdepunkte. 
Die  Beschwerde  kann  allerdings  nur  in  einem  Punkte  (sei 
dieser  nun  vom  Kassationskläger  geltend  gemacht  worden  oder 
vom  Gericht  ex  officio  gefunden)  begründet  sein,  aber  alsdann 
ist  die  Folge  ganz  dieselbe,  wie  überhaupt  bei  der  Begründet- 
erklärung. Das  ergiebt  sich  daraus,  dass  der  Kassationshof 
eben,  wie  sogleich  näher  auszuführen  sein  wird  (siehe  auch 
oben  § 4),  nicht  Urteilsbefugnis  in  der  Sache  selbst  hat. 

Das  Urteil  lautet  demnach  entweder 

a)  auf  gänzliche  „Abweisung“,  „Verwerfung“  der  Be- 
schwerde, oder 

bj  auf  Gutheissung  der  Beschwerde  bezüglich  gewisser 
Teile  des  angefochtenen  Urteils,  bezüglich  gewisser  Kassations- 
anträge, oder  endlich 

c)  auf  völlige  Gutheissung,  Begründeterklärung  der  Be- 
schwerde. 

ad  a.  Bei  Abweisung  der  Beschwerde  fällt  die  ihr  allfällig 
beigelegtc  Suspensivwirkung  dahin.  Das  Dispositiv  des  Urteils 
hat  zu  lauten  : „Die  Kassationsbeschwerde  wird  (als  unbegründet) 
abgewiesen“,  und  nicht  etwa  Bestätigung  des  angefochtenen 
Entscheides  auszusprechen;  denn  mit  letzterem  würde  ein  Urteil 
in  der  Sache  selbst  getroffen.  Im  übrigen  giebt  dieser  Fall  zu 
keinen  weiteren  Erörterungen  Anlass. 

ad  b.  Im  Falle  teilweiser  Begründeterklärung  der  Kas- 
sationsbeschwerde  wird  das  Urteil  teilweise  aufgehoben,  und 
es  treten  dann  hierfür  die  ad  c zu  erörternden  Folgen  ein.  Be- 
züglich des  übrigen  Teiles  hat  cs  beim  angefochtenen  Urteil 
sein  Bewenden. 

ad  c.  Die  Folge  der  Gutheissung  der  Kassationsbeschwerde 
ist,  wie  wir  gesehen  haben,  die  Aufhebung  des  angefochtenen 
Urteils  in  allen  Teilen,  bezüglich  deren  die  Beschwerde  als 
begründet  erkannt  wurde.  Allein  damit  ist  die  Sache  offen- 
bar nicht  erledigt;  es  muss  etwas  Neues  an  die  Stelle  des  auf- 
gehobenen Urteils  treten.  Und  zwar  lässt  sich  zweierlei  denken 
— und  hiernach  bestimmt  sich  das  Wesen  des  Rechtsmittels  — : 
Das  Gericht,  das  das  Urteil  aufhebt,  setzt  selbst  das  sach- 
lich zutreffende  an  dessen  Stelle,  oder  aber,  es  weist  die  Sache 
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an  die  Vorinstanz  zu  neuer  Entscheidung  auf  Grundlage  Keinen 
Entscheides  zurück.  Auf  dem  ersteren  Grundsätze  beruht  das 
Wesen  der  Berufung,  das  letztere  Prinzip  ist  dasjenige  der 
Kassation.  Dabei  ist  allerdings  noch  ein  Mittelweg  denkbar, 
in  dem  das  Kassationsgericht  nur  in  den  einen  Fällen  die  Sache 
zurückzuweisen,  in  den  andern  dagegen  selber  materiell  zu 
entscheiden  hat  ').  Wie  schon  in  § 4 erörtert,  konnte  für  den 
Bund  nur  das  Rechtsmittel  der  reinen  Kassation  in  Frage 
kommen,  und  durfte  ihm  Urteilsbefugnis  in  der  Sache  selbst 
nicht  zuerkannt  werden.  Es  hat  also  eine  Rückwemmg  des 
Urteils  in  den  aufgehobenen  Fällen  zu  erfolgen.  Und  zwar  muss 
diese  Rückweisung  erfolgen  an  die  Behörde,  die  den  Entscheid 
gefällt  hat.  Das  Organisationsgesetz  hat  die  eigentümliche 
Bestimmung  des  Art.  18,  Abs.  2,  des  Bundesgesetzes  betr.  das 
Verfahren  in  Fiskalstrafsachen,  wonach  das  Kassationsgericht 
in  Fällen  der  Kassation  „ein  beliebiges  Gericht  von  gleichem 
Rang“  zu  bestellen  hat,  wohlweislich  nicht  aufgenommen. 

2.  Die  Stellung  der  kantonalen  Behörde,  an  welche  das 
Urteil  zurückgewiesen  wird,  ist  normiert  in  Art.  170,  Abs.  2. 
Doch  giebt  diese  Bestimmung  nur  nach  einer  Seite  hin  eine 
Vorschrift  über  die  Stellung  des  Vorderrieh ters  — eine  Vor- 
schrift, die  im  Interesse  der  Wahrung  der  Stellung  des  Kassa- 
tionshofes wie  der  Erledigung  des  Prozesses  nötig  war*),  auch 
konstitutionell  vollkommen  zulässig  ist  und  keineswegs  etwa 
eine  ungehörige  Einschränkung  der  Freiheit  des  Unterrichters 
bedeutet®).  Im  übrigen  aber  trifft  das  Gesetz  keine  Bestimmung 
darüber,  wie  das  Verfahren  vor  der  Behörde,  an  welche  die 
Sache  zurückgewiesen  wird,  zu  gestalten  und  welches  ihre 
Stellung  sei.  Klar  ist  zunächst,  dass  sich  die  bindende  Kraft 
des  Urteils  des  Kassationshofes  nicht  über  die  rechtliche  Be- 
urteilung hinaus  erstreckt,  und  zwar  über  die  rechtliche  Be- 
urteilung, soweit  diese  zur  Aufhebung  des  Urteils  geführt  hat  ; 
die  ^tatsächlichen  Feststellungen  und  die  thatsächliche  Wür- 
digung des  Prozessstoffes  ist  ja  nicht  Sache  des  Kassationshofes. 


')  Vcrgl.  ■/..  B.  Zürcher.  Rechtspflcgegesotz,  §§  1090  und  1097,  Berner 
Strafprozessordnung  Art.  491,  Waadt  Art.  520 — 525.  — Vergleiche  auch 
deutsche  Reichsstrafprozessordnung  § 394. 

*)  Vergleiche  für  die  Berufung  Art.  84  des  Organisationsgesetzes.  Siehe 
überdies  deutsche  Reichsstrafprozessordnung  § 398,  Abs.  1. 

®)  r.  Krim,  Rechtsmittel,  Seite  289. 
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Allein  es  entsteht  die  Frage:  hat  die  Vorinstanz  eine  völlig 
neue  Verhandlung,  eventuell  mit  neuer  Beweisaufnahme  u.  s.  w., 
anzuordnen,  also  auch  die  Thatfrage  im  vollen  Umfange  neu  zu 
verhandeln  und  zu  entscheiden,  oder  hat  eine  neue  Verhandlung 
und  Beurteilung  nur  stattzufinden  bezüglich  der  rechtlichen  Seite, 
soweit  diese  vom  Kassationshofe  entgegen  der  Vorinstanz  ent- 
schieden worden  ist?  Die  Frage  ist  grundsätzlich  im  letztem 
Sinne  zu  entscheiden.  Die  Thatfrage  ist  mit  dem  angefochtenen 
Urteil  endgültig  erledigt,  sofern  nicht,  was  allerdings  der  Fall 
sein  kann,  gerade  auf  Grund  des  Kassationsurteiles  weitere 
thatsächliche  Feststellungen  stattzufinden  haben;  dies  wird 
dann  der  Fall  sein,  wenn  die  kantonale  Behörde  gewisse  that- 
sächliche Feststellungen  und  Erhebungen,  wie  namentlich  Zeugen- 
einvernahmen, unterlassen  hat,  indem  sie  von  einer  rechtlichen 
Auffassung  ausging,  von  der  aus  ihr  diese  Feststellungen  und 
Erhebungen  unerheblich  scheinen  mussten,  und  nun  der  Kassa- 
tionshof Uber  diese  rechtliche  Frage  zu  einem  andern  Ent- 
scheide gelangt1).  Von  diesem  Falle,  wo  weitere  thatsächliche 
Feststellungen  geradezu  vom  Kassationshofe  angeordnet  werden, 
abgesehen,  steht  dem  Unterrichter  nicht  zu,  die  Thatfrage  einer 
neuen  Verhandlung  und  Beurteilung  zu  unterziehen.  Die  Kassation 
nach  Bundesrecht  kann  nicht  den  Zweck  und  das  Resultat 
haben,  das  ganze  Verfahren  zu  vernichten  und  den  ganzen 
Strafprozess  auf  einen  neuen  Boden  zu  stellen,  sondern  sie  hat 
nur  die  unrichtige  rechtliche  Auffassung,  von  der  der  Unter- 
richter ausgegangen  ist,  zu  korrigieren  und  das  hierauf  be- 
ruhende Erkenntnis  aufzuheben. 

')  Z.  B.:  Ein  Angeklagter  stützt  sieh  gegenüber  einer  Patentnach- 
nhtnungsklnge  auf  Art.  20,  Absatz  3,  des  Patentgesetzes,  wonach  der  Patent- 
inhaber sein  Klage  recht  verliert,  wenn  er  die  Anbringung  der  Patentzeichen 
etc.  unterlässt.  Der  Patentinhaber  wendet  ein,  er  habe  die  Zeichen  zwar 
nicht  von  Anfang,  aber  von  einem  bestimmten  Zeitpunkte  an  angebracht, 
und  ruft  hierfür  Beweise,  namentlich  Zeugen,  an.  Das  kantonale  Gericht 
hält  dieses  Beweisanerbieten  für  unerheblich,  da  Art.  20,  Absatz  3,  den  Ver- 
lust des  Klagerechts  ganz  allgemein  statuiere,  und  spricht  den  Angeklagten 
frei.  Der  Kassatioushof  aber,  au  den  der  Patentinhaber  gelangt,  legt 
die  erste  Gesetzesbestimmung  dahin  aus,  dass  das  Klagerecht  mit  dem 
Anbringen  der  Bezeichnung  wieder  auflebe,  er  kassiert  daher  das  kanto- 
nalgerichtliche  Urteil  und  weist  die  Sache  an  dasselbe  zurück  — und  zwar 
gerade  zur  Abnahme  jener  Beweise  (z.  B.  ein  Fall  in  Bundesger.  Eutsch., 
XXVI,  1.  Teil,  Seite  107  ff.). 
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Gegen  das  neue,  auf  Grund  der  Rückweisung  ergangene  kan- 
tonale Urteil,  Entscheid  etc.  nun  sind  wiederum  die  kantonalen  ausser- 
ordentlichen Rechtsmittel,  ist  aber  auch  wiederum  die  Kassations- 
beschwerde an  den  eidgenössischen  Kassationshof  zulässig1).  Denn 
dieses  Urteil  ist  nun  infolge  der  Aufhebung  des  frühem  Urteils 
das  „letztinstanzliche  kantonale  Endurteil11  geworden. 

3.  Noch  eine  weitere  Frage  ist  in  diesem  Zusammenhänge, 
bei  Behandlung  der  Tragweite  und  Wirkung  der  Aufhebung 
des  angefochtenen  Entscheides,  zu  erörtern:  Wirkt  die  nur 
von  einem  (Verurteilten  und)  Angeklagten  ergriffene  und  erfolg- 
reiche Kassationsbeschwerde  auch  zu  gunsten  seiner  Mitangeklagten, 
die  Beschwerde  nicht  ergriffen  haben l Die  Frage  kann  vernünf- 
tigerweise nur  dort  aufgeworfen  werden,  wo  die  Gründe  der 
Aufhebung  nicht  in  der  Person  des  Kassationsklägers  liegen, 
sondern  sämtliche  Angeklagte  betroffen,  also  namentlich,  wo  es 
sich  um  falsche  Anwendung  eines  Gesetzes  — des  Begriffes 
der  Nachahmung,  der  unerlaubten  Aufführung  u.  s.  w.  — han- 
delt11). Sie  muss  aber  meines  Erachtens,  mangels  einer  aus- 
drücklichen Bestimmung  des  Gesetzes,  entschieden  verneint 
werden.  Aus  der  Natur  der  Sache  folgt  sie  nicht,  aus  ihr  folgt 
vielmehr  das  Gegenteil  : ein  Rechtsmittelentscheid  wirkt  in  der 
Regel  nur  für  und  gegen  denjenigen,  der  das  Rechtsmittel 
ergriffen  hat,  und  gegen  seine  Gegenpartei,  nicht  aber  für  (und 
gegen]  seinen  Mitangeklagten,  Streitgenossen  etc.  Für  diesen 
ist  vielmehr  das  Urteil  definitiv.  Die  kantonale  Behörde  hat 
daher  zu  neuer  Beurteilung  auch  nur  bezüglich  des  Ange- 
klagten, der  die  Beschwerde  ergriffen  hatte,  zu  schreiten. 
Ebenso  verhält  es  sich  bei  mehreren  Civilklägern,  falls  nur  einer 
die  Kassationsbeschwerde  eingelegt  hat. 

4.  Bezieht  sich  die  Beschwerde  bloss  auf  den  Civilpunkt  (was 
uach  Alt.  161,  Abs.  2 — oben  § 9 — zulässig  ist),  so  stünde 
der  eidgenössischen  Instanz  Urteilsbefugnis  in  der  Sache  zu 
(da  ja  die  Kassation  nur  statthaft  ist,  wenn  der  Civilpunkt 
nach  eidgenössischen  Gesetzen  entschieden  werden  muss).  Dabei 
müssten  für  den  Kassationshof  dieselben  Vorschriften  gelten, 
wie  für  das  Bundesgericht  als  Berufungsgericht,  d.  h.  er  müsste 


')  Siehe  für  deutsche  Reichsst  ruf  Prozessordnung  §398:  Löwe,  Komm., 
Anmerkung  3 (4.  Aufl.). 

*)  Vergleiche  § 397  der  deutschen  Reichsstnif  Prozessordnung. 
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an  die  thatsächlichen  Feststellungen  der  kantonalen  Instanz 
gebunden  sein.  Ein  Endurteil  in  der  Sache  selbst  würde  auch 
oft  zur  Vermeidung  von  Weitläufigkeiten  dienen.  Wohl  von 
diesen  Gesichtspunkten  ausgehend,  hatten  der  Entwurf  Hafner 
in  Art.  105  und  der  bundesrätliche  Entwurf  in  Art.  163  bestimmt: 
„Bezieht  sich  die  Beschwerde  bloss  auf  den  Civilpunkt 
und  ist  die  Sache  zur  Urteilsfällung  reif  und  nach  eid- 
genössischen Gesetzen  zu  beurteilen,  so  erlässt  der  Kas- 
sationshof das  Endurteil.  Dabei  ist  derselbe  an  die  dem 
angefochtenen  Urteile  zu  Grunde  liegenden  thatsächlichen 
Feststellungen  gebunden  und  zur  Vornahme  neuer  that- 
sächlicher  Feststellungen  nur  insoweit  befugt,  als  darin 
keine  Änderung  der  erstem  liegt. 

„Findet  dagegen  der  Kassationshof  die  vorhandenen 
Akten  zur  Beurteilung  des  Civilpunktes  nicht  ausreichend, 
so  hebt  er  das  kantonale  Urteil  auf  und  weist  die  Sache 
entweder  zur  Vornahme  der  Aktenvervollständigung  und 
zu  neuer  Entscheidung  an  das  kantonale  Gericht  zurück, 
oder  er  verweist  den  Civilpunkt  auf  den  Civilweg. 

„Die  im  zweiten  Absatz  des  Art.  161  (=  Art.  172  des 
Gesetzes)  enthaltene  Vorschrift  gilt  auch  für  diesen  Fall.“ 
Diese  Bestimmung  hat  im  Gesetz  keine  Aufnahme  gefunden  ; 
die  Folge  kann  nur  die  sein,  dass  auch  in  diesem  Falle  stets 
Rückweisung  zu  erfolgen  hat.  Man  mag  dies  bedauern,  doch 
ist  meines  Erachtens  die  praktische  Tragweite  der  Bestimmung 
nicht  sehr  weitreichend,  da  die  selbständige  Kassationsbe- 
schwerde im  Givilpunkte  selten  ergriffen  wird,  zumal  den  Par- 
teien in  den  wichtigsten  in  Betracht  kommenden  Fällen  auch 
das  Rechtsmittel  der  Berufung  ohne  Rücksicht  auf  den  Wert 
des  Streitgegenstandes  orten  steht  (Art.  62,  Organisationsgesetz). 

IV.  Über  die  Rückweisung  wegen  Mangelhaftigkeit  des  an- 
gefochtenen Urteils,  Art.  173,  wurde  schon  oben,  § 7 am  Ende, 
gesprochen. 

V.  Zusammenfassend  lässt  sich  die  Stellung  de*  Kaemtiom- 
ho  fee  folgendennassen  bezeichnen:  Der  Kassationshof  ist  in 
den  Strafsachen,  die  von  den  kantonalen  Gerichten  unter  An- 
wendung eidgenössischer  Strafgesetze  zu  entscheiden  sind,  die 
oberste  Rechtsmittelinstanz.  Er  hat  niemals  Urteilsbefugnis  in 
der  Sache  selbst,  sondern  nur  Kassationsbefugnis.  Seine  Kom- 
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petenz  beschrankt  sich  auf  die  Überprüfung  der  Rechtsanwen- 
dung,  ist  aber  hier,  innerhalb  des  Rahmens  der  Kassations- 
antrflge,  vollkommen  frei  ; insbesondere  steht  ihm  die  völlig 
freie  Auslegung  des  Gesetzes  zu  und  ist  seine  Kassationsbefugnis 
nicht  etwa  nur  auf  die  Verletzung  klaren  Rechts  beschrankt. 

Zu  beachten  ist  hierbei  der  Unterschied  von  der  Stellung, 
die  dem  Kassationshof  in  Fiskalstrafsachen  eingeräumt  ist 
(vergleiche  oben  §§  5 und  9)  ; in  letztem  Kassationsfällen 
ist  seine  Überprüfungsbefugnis  in  materieller  Beziehung  be- 
schrankt auf  die  Frage,  ob  das  Urteil  gegen  „bestimmte  ge- 
setzliche Vorschriften“  verstosse.  Hierunter  können  nur  posi- 
tive, ausdrückliche  gesetzliche  Vorschriften  verstanden  sein, 
und  der  Kassationshof  darf  in  dienen  Fallen  nur  kassieren^ 
wenn  die  Gesetzesanwendung  und  Auslegung  des  angefochtenen 
Urteils  dem  Gesetze  widerspricht,  nicht  dagegen  dann,  wenn 
er  selber  eine  andere  Auslegung  des  Gesetzes  treffen  würde, 
diejenige  des  angefochtenen  Urteils  aber  auch  möglich  ist. 
Anders  bei  der  Kassationsbeschwerde  nach  Art.  IGO  fl.  des 
Organisationsgesetzes. 

Die  Kassationsbeschwerde  selbst  kann  danach  bezeichnet 
werden  als  dun  letzte  ordentliche,  wenn  auch  nicht  suspensive, 
Rechtsmittel  eidgenössischen  Rechts  in  den  Strafsachen,  die  von 
den  kantonalen  Behörden  unter  Anwendung  eidgenössischer  Straf- 
gesetze zu  entscheiden  sind,  dessen  Zweck  ist  die  Aufhebung  eines 
auf  Verletzung  einer  eidgenössischen  Rechtsvorschrift  beruhenden 
Entscheides. 

Die  Stellung  des  Kassationsrichters  unterscheidet  sich  von 
derjenigen  des  Berufungsrichters  im  Wesen  dadurch,  dass  jenem 
nur  Kassationsbefugnis,  diesem  dagegen  Urteilsbefugnis  in  der 
Sache  selbst  zusteht.  Beide  haben  sich  mit  der  Verletzung 
von  Bundesrecht  zu  befassen;  und  beide  im  gleichen  Umfang. 
Denn  auch  für  die  Kassation  gilt  die  Bestimmung  des  Organi- 
sationsgesetzes (Art.  57,  Absatz  3),  dass  jede  unrichtige  recht- 
liche Beurteilung  einer  Thatsache  als  Rechtsverletzung  anzu- 
sehen ist.  (Vergleiche  Hafner,  Motive,  Seite  135.) 

IX.  De  lege  fereuda. 

I.  Beim  gegenwärtigen  Rechtszustand  erfüllt  die  Kassations- 
beschwerde ihren  Zweck  vollkommen  und  erscheint  uns,  wie 

Schweizerische  Zeitschrift  für  Strafrecht.  13.  Jahrg.  12 
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schon  in  § 4 bemerkt  wurde,  zur  Wahrung  der  Autorität  des 
eidgenössischen  Rechtes  und  einer  möglichst  einheitlichen 
Rechtsprechung  als  völlig  genügendes  Rechtsmittel.  Ausstel- 
lungen, die  wir  da  und  dort  zu  machen  hatten,  betrafen  in  der 
Regel  nur  die  Redaktion  einzelner  Bestimmungen. 

Wenn  der  Wunsch  nach  einem  Rechtsmittel,  das  eine  ein- 
heitlichere Rechtsprechung  im  Strafmasse  ermöglichte,  aus- 
gesprochen worden  ist  '),  so  können  wir  uns  diesem  Wunsche 
nicht  ansehliessen.  Er  scheitert  schon  verfassungsmässig  an 
Art.  64b1*,  Absatz  2,  der  Bundesverfassung,  wonach  die  Recht- 
sprechung den  Kantonen  verbleibt.  Ein  weitergehendes  Rechts- 
mittel erscheint  aber  auch  nach  dem  in  § 4 Ausgeführten 
keineswegs  zweckmässig. 

II.  Fraglicher  könnte  sein,  ob  nicht  nach  Einführung  eines 
eidgenössischen  Strafgesetzbuches  an  Stelle  der  Kassation  ein 
anderes,  weitergehendes  Rechtsmittel  an  das  Bundesgericht  zu 
treten  habe. 

Textlich  wären  die  jetzigen  Bestimmungen  auch  auf  den 
veränderten  Zustand  vollständig  anwendbar;  es  würden  dann 
eben  nur  mehr  Strafsachen  sein,  die  nach  eidgenössischen  Ge- 
setzen zu  beurteilen  sind. 

Dagegen  könnte  sich  fragen,  ob  sich  nicht  aus  inneren 
Gründen  die  Einführung  eines  Rechtsmittels,  das  dem  Bundes- 
gerichte wenigstens  in  gewissen  Fällen  eine  Urteilsbefugnis  in 
der  Sache  selbst  gewährte,  empfehle. 

Das  scheint  uns  aber  nach  dem  Wortlaute  der  Bundesver- 
fassung (Art.  H4b“,  Absatz  2,  Bundesverfassung)  unzulässig  zu 
sein.  Die  Rechtsprechung  verbleibt  danach  ausdrücklich  „wie 
bisanhin“  den  Kantonen;  die  Gerichtsbarkeit  der  kantonalen 
Gerichte  mangelt  daher  nach  wie  vor  dem  Bundesgerichte  *). 
Auch  ist  wohl  die  Schaffung  eines  weitergehenden  eidgenös- 
sischen Rechtsmittels  in  Strafsachen  weit  schwieriger  als  in 
Civilsachen,  der  viel  grösseren  Verschiedenheiten  in  den  Straf- 
gerichtsorganisationen wegen. 


*)  In  der  Junisession  1900  des  Nationalrates. 

’)  Vergleiche  hierzu  das  Votum  r.  Planlas  am  XXXVI.  Juristen- 
tage (in  Chur),  Verhandlungen  des  schweizerischen  Juristenvereins  1898, 
Seite  316  f.,  «Zeitschrift  für  schweizerisches  Recht»  n.  F.  XVII,  Seite  812  f. 
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Will  man  sich  über  diese  Bedenken  hinwegsetzen,  so 
hätten  meines  Erachtens  folgende  Grundsätze  massgebend 
zu  sein: 

1.  Das  neue  Rechtsmittel  könnte  sich  nur  auf  das  mate- 
rielle Recht,  nicht  auf  das  Verfahren  erstrecken.  Das  ergiebt  sich 
mit  Notwendigkeit  aus  dem  Umstande,  dass  die  Strafprozess- 
gesetzgebung nach  wie  vor  den  Kantonen  verbleibt.  Auf  diesem 
Gebiete  ist  daher  für  ein  eidgenössisches  Rechtsmittel  kein 
Raum,  dieses  Gebiet  darf  vom  Bundesgerichte  nicht  betreten 
werden. 

2.  Dem  Bundesgericht  sollen  auch  im  Strafrecht  nur  Rechts- 
fragen zur  Beurteilung  unterstellt  sein.  Die  Thatfrage  ist  von 
den  kantonalen  Gerichten  endgültig  zu  entscheiden.  — Das  ist 
gewiss  nach  der  ganzen  Anlage  unserer  bundesstaatsrechtlichen 
Einrichtungen  notwendig;  das  liegt  aber  auch  in  der  Natur  der 
Sache,  da  die  Thatfrage  vom  untern  Richter  ebensogut  gelöst 
werden  kann  wie  vom  obern  und  das  Bedürfnis  nach  einer 
Überprüfung  dieser  Seite  nicht  besteht.  Freilich  wird  eines  die 
Folge  sein:  gerade  die  schwersten  Straffälle  werden  dort,  wo 
Schwurgerichte  für  sie  bestehen,  kaum  mit  einem  eidgenössi- 
schen Rechtsmittel  an  das  Bundesgericht  gezogen  werden 
können.  Das  wird  so  sein,  auch  wenn  man  zugeben  muss,  dass 
die  Geschwornen  nicht  reine  Thatfragen  zu  lösen  haben,  son- 
dern, indem  sie  das  „schuldig“  oder  „nicht  schuldig“  aus- 
sprechen, eine  Anwendung  des  Strafgesetzes  treffen. 

3.  In  der  Beurteilung  der  Rechtsfragen  soll  das  Bundes- 
gericht das  eidgenössische  Recht  frei  anwenden  und  auslegen.  Das 
ist,  wie  wir  gesehen,  schon  beim  jetzigen  Rechtsmittel  der 
Kassation  der  Fall,  und  ein  Rückschritt  ist  hier  nicht  zu 
wünschen.  Dagegen  soll  dem  Bundesgericht  die  Anwendung  des 
Strafmasses  innerhalb  des  gesetzlichen  Rahmens  nicht  zur 
Prüfung  unterstehen. 

4.  Dem  Bundesgericht  soll  in  gewissen  Fällen  Urteilsbefugnis 
in  der  Sache  selbst  gegeben  werden.  Damit  wird  das  Rechts- 
mittel der  „Berufung“  in  Civilsachen  und  der  deutsch-recht- 
lichen Revision  genähert.  Es  sind  folgende  Fälle  denkbar: 

a)  Das  Bundesgericht  findet,  eine  Verurteilung  beruhe  auf 
Verletzung  eines  eidgenössischen  Rechtssatzes  und  es  müsse 
Freisprechung  erfolgen. 
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b)  Es  findet  umgekehrt,  die  Freisprechung  beruhe  auf 
Verletzung  eidgenössischen  Rechts,  und  gelangt  zur  Verur- 
teilung. 

c)  Das  Bundesgericht  findet  die  Beschwerde  unbegründet. 
Im  letztem  Falle  Hesse  sich  als  Änderung  gegenüber  dem 
jetzigen  Rechtszustande  im  Sinne  der  Annäherung  an  das 
Rechtsmittel  der  Berufung  nur  denken,  dass  jeweilen  das  an- 
gefochtene  Urteil  „bestätigt“  würde  (was  jetzt  richtigerweise 
nicht  zu  geschehen  hat,  vergleiche  oben  Seite  172).  Bei  einem 
verurteilenden  Erkenntnis  wäre  hierbei  nach  These  3 das  Straf- 
mass nicht  auf  seine  Angemessenheit  nachzuprüfen. 

Denkbar  wäre  eine  Ersetzung  des  unzutreffenden  Urteils 
durch  das  sachlich  zutreffende  bei  a,  nicht  immer  aber  bei  b : 
in  letzterem  Falle  dann  nicht,  wenn  noch  Thatfragen  zur 
Untersuchung  stünden,  die  vom  kantonalen  Gericht,  von  seiner 
Auffassung  aus,  nicht  entschieden  worden  waren.  Hafner,  Mo- 
tive, Seite  135,  der  bemerkt,  es  hätte  sich  fragen  können,  ob 
das  Bundesgericht  nicht  in  den  Fällen  das  Endurteil  ausfällen 
sollte,  in  denen  es  zur  Freisprechung  des  Angeklagten  gelangen 
würde,  wendet  gegen  eine  derartige  Regelung  ein,  sie  empfehle 
sich  nicht,  weil  auch  gegen  freisprechende  Urteile  unter  Um- 
ständen Wiederaufnahme  des  Verfahrens  (Revision)  nach  den 
kantonalen  Gesetzen  zulässig  sei  und  es  beim  gegenwärtigen 
Stande  unseres  Bundesstaatsrechtes  auch  bezüglich  der  Revi- 
sionsgründe, der  Zuständigkeit  für  Behandlung  der  Revisions- 
gesuche  und  des  Verfahrens  bei  der  kantonalen  Strafprozess- 
gesetzgebung sein  Bewenden  haben  müsse;  man  müsste  daher 
diese  kantonalen  Gesetzesbestimmungen  auch  auf  die  bundes- 
gerichtlichen Urteile  zur  Anwendung  bringen  und  den  kantonalen 
Gerichten  das  Recht  der  Aufhebung  dieser  letztem  Urteile  ein- 
räumen, und  das  gehe  doch  wohl  nicht  an.  Letztere  Bemerkung 
ist  gewiss  vollständig  richtig.  Dagegen  vermag  ich  das  Be- 
denken Hafners  nicht  zu  teilen:  meines  Erachtens  müsste  gegen 
Endurteile,  die  das  Bundesgericht  als  letzte  Beweismittelinstanz 
ausfällt,  eben  das  eidgenössische  Rechtsmittel  der  Revision  (ver- 
gleiche Art.  159  ff".,  Bundesstrafrechtspflege)  gegeben  sein; 
welche  Vcrfassungsbestimmung  sollte  dem  entgegenstehen?  Der 
von  Hafner  angeführte  Grund  erscheint  mir  daher  zur  Ab- 
lehnung einer  derartigen  Umgestaltung  unseres  Rechtsmittels 
nicht  stichhaltig.  Dagegen  ist  allerdings  nicht  zu  verkennen, 
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dass  diese  Umgestaltung  des  Rechtsmittels  von  keiner  grossen 
praktischen  Tragweite  wäre. 

Wir  kommen  daher  zu  den  Schlüssen: 

1.  Auch  nach  Einführung  des  eidgenössischen  Strafgesetz- 
buches ist  das  Rechtsmittel  der  Kassation  an  den  Kassationshof 
in  der  gegenwärtigen  Gestalt  beizubehalten;  der  Einführung 
einer  Berufung  oder  eines  ähnlichen  Rechtsmittels  stehen  ver- 
fassungsrechtliche Schranken  entgegen. 

2.  Hält  man  das  letztere  Bedenken  nicht  für  gerechtfertigt, 
so  empfiehlt  es  sich  jedenfalls,  zunächst  die  praktischen  Erfah- 
rungen mit  dem  alten  Rechtsmittel  der  Kassation  nach  Ein- 
führung des  eidgenössischen  Strafgesetzbuches  abzuwarten. 

3.  Will  ein  weitergeheudes  Rechtsmittel  eingeführt  werden, 
so  könnte  dies  nur  der  jetzigen  Berufung  in  Civilsachen  ana- 
log sein. 
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Zum  römischen  Strafrecht. 

(Römisches  Strafrecht  von  Theodor  Mommsen.) 

Von 

Prof.  Dr.  //.  F.  Hiteiq  in  Zürich. 


1.  Oer  bisherige  Stand  der  Wissenschaft.  Oie  Flucht  vor  dem  römischen 
Strafrecht  und  ihre  Gründe.  Der  Ausgang  des  letzten  Jahres  hat  der 
Rechtswissenschaft  ein  längst  ersehntes  Werk  gebracht,  eine  neue 
und  umfassende  Darstellung  des  römischen  Strafrechts.  Bis  jetzt  war 
man  angewiesen  auf  das  „Kriminalrecht  der  Römer“  von  Dein 
aus  dem  Jahr  1844,  ein  veraltetes  Werk,  das  aber  immer  noch 
„als  Kompilation  eines  Nichtjuristen  brauchbar“  (Böcking) 
war.  Ungefähr  gleich  alt  (1842)  ist  die  „Geschichte  des 
römischen  Kriminalprozesses“  von  Oeib.  Nur  das  Recht  der 
römischen  Republik  umspannen  die  Werke  des  Philologen 
A.  W.  Zumpt,  Kriminalrecht  (1865  ff.)  und  Kriminalprozess  (1874). 
Strafrecht  und  Strafprozess  sind  in  all  diesen  Darstellungen 
getrennt.  — Arbeiten  über  einzelne  Fragen  des  römischen 
Strafrechts  sind  in  den  letzten  Jahren  eine  Seltenheit  geworden; 
vorab  dem  Juristen  ist  das  Gebiet  fremd  geworden;  nur  Fragen, 
die  dem  Civilrecht  und  Strafrecht  gemeinsam  sind,  erregen  noch 
einiges  Interesse;  so  werden  einzelne  Privatdelikte  behandelt 
und  etwa  die  Lehren  vom  Kausalzusammenhang,  von  der 
Rechtswidrigkeit  und  von  der  Schuld  untersucht;  in  letzterer 
Richtung  bewegen  sich  besonders  die  Erörterungen  von  Pernice, 
v.  Bar,  Binding,  Ferrini  *). 

So  war  bisher  eine  wahre  Flucht  cor  dem  römischen  Straf- 
recht zu  konstatieren.  Die  Erklärung  dieser  Erscheinung  ist 

')  C.  Ferrini,  Diritto  penale  rornano  (1899),  behandelt  nur  die  allgemeinen 
Lehren  und  kann,  da  gerade  diese  bei  Moinnteen  kurz  behandelt  sind, 
zur  Ergänzung  herangezogen  werden. 
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einfach:  sie  hängt  zusammen  mit  dem  Objekt  der  Untersuchung 
selbst  und  mit  der  Beschaffenheit  der  Überlieferung,  in  der  es 
uns  entgegentritt.  Wir  haben  uns  daran  gewöhnt,  alle  Teile 
des  römischen  Rechts  an  dem  römischen  Privat  recht  zu  messen  : 
da  erscheint  dann  leicht  das  Strafrecht  als  ein  minderwertiges 
Produkt;  was  der  Entwicklung  des  Privatrechts  vor  allem 
förderlich  gewesen  ist,  die  fliessende,  nie  ruhende,  aber  auch 
nichts  überstürzende  Quasilegislation  des  Edikts  *)  und  die  gut- 
achtliche Thätigkeit  der  Juristen  — gerade  dies  versagt  für 
das  Gebiet  des  öffentlichen  Strafrechts  ganz  und  tritt  für  das 
Gebiet  des  Privatstrafrechts  durchaus  zurück.  Die  Willkür  und 
Unbeständigkeit,  das  ins  Blaue  Experimentieren  der  kaiser- 
lichen Gesetzgebung,  das  Zusammenwerfen  heterogener  That- 
bestände  in  ein  Strafgesetz  und  unter  eine  technische  Be- 
zeichnung, der  Ausschluss  der  Beratung  im  Schwurgericht  — 
all  das  war  nicht  dazu  angethan,  eine  intensive,  schaffens- 
freudige Arbeit  der  Juristen  zu  erwecken,  ganz  abgesehen 
davon,  dass  eine  Erörterung  der  rechtlichen  Grundlagen  der 
kaiserlichen  Strafgesetzgebung  und  Gerichtsbarkeit  immerhin 
ein  recht  heikles  Thema  gewesen  wäre. 

Dazu  tritt  ein  Weiteres:  Die  Quellen  des  römischen  Straf- 
rechts sind  weit  verzweigt  und  schwer  zu  übersehen.  Das 
corpus  juris  bietet  freilich  mannigfaches  Material,  besonders 
in  den  beiden  libri  terribiles  der  Digesten  (XI, VII,  XLVIII) 
und  im  neunten  Buch  des  Codex;  reichere  Ausbeute  gewährt 
aber  die  nicht  juristische  Litteratur.  Der  Jurist  von  Fach  ist 
regelmässig  nicht  in  der  Lage,  selbständig  diese  Forscherarbeit 
zu  betreiben,  da  er  diese  Litteratur  nicht  zu  überblicken  ver- 
mag; er  wird  daher  leicht  geneigt  sein,  sich  auf  die  Verwertung 
des  bereits  von  anderen  gesammelten  Materials  zu  beschränken. 
Das  wird  auch  in  Zukunft  kaum  anders  werden,  wiewohl 
gerade  in  den  letzten  Jahren  Funde  gemacht  worden  sind,  die 
wrohl  im  stände  wären,  zu  intensiver  Arbeit  anzuregen.  In  den 
ägyptischen  Papyri,  deren  Zahl  sich  täglich  in  überraschender 


')  Mommsen  rechnet  freilich  (S.  205,  A.  1,  S.  345)  mit  «1er  Möglichkeit, 
das*  auch  der  als  Vorsitzender  einer  quæstio  funktionierende  Prätor  bei 
Antritt  seines  Amts  ein  tralatizisehes  Kdikt  aufstellen  konnte.  Ks  lässt 
sieh  aber  nicht  naehweisen.  dass  dies  wirklich  geschehen  ist,  und  wenn 
es  sich  auch  naehweisen  Hesse,  so  würde  es  sich  immer  nur  um  die. 
Regelung  einzelner  Verbrechen  handeln. 
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Weise  mehrt,  findet  sich  eine  grosse  Fülle  von  strafrechtlichem 
Material  aller  Art:  Strafanzeigen,  Polizeirapporte,  Verhörs- 
protokolle, Gestellungsbürgscheine,  Opferzeugnisse  '),  Leichen- 
schauberichte, Beschneidungskonzessionen  u.  a.;  auch  die 
Inschriften  haben  neue  Aufschlüsse  gebracht,  wie  etwa  die 
Stadtrechte  von  Urso  und  Tarent,  die  Wechslerordnung  von 
Mylasa,  Gräberbussen  ■)  und  Verwünschungstafeln  *);  die  theo- 
logische Forschung  zeigt  sich  eifrig  bemüht,  alt  bekannte  und 
neu  entdeckte  Märtyrerakten  auf  ihre  Echtheit  zu  prüfen,  und 
stellt  uns  damit  wertvolle  Zeugnisse  aus  der  Strafrechtspraxis 
zur  Verfügung 4). 

Unter  solchen  Umstanden  muss  eine  Darstellung  des 
römischen  Strafrechts  als  eine  eben  so  schwierige  wie  dank- 
bare Aufgabe  bezeichnet  werden.  Für  das  gross  angelegte 
Bindingsche  Handbuch  der  deutschen  Rechtswissenschaft  hatte 
E.  Brunnenmeister  eine  solche  Darstellung  übernommen;  nach 
seinem  Tode  trat  Theodor  Mommsen,  der  eben  für  dasselbe 
Handbuch  den  „Abriss  des  römischen  Staatsrechts“  vollendet 
hatte,  in  die  Lücke.  In  erstaunlich  kurzer  Zeit  hat  der 
Achtzigjährige  das  jetzt  vorliegende  Riesenwerk  von  über 
tausend  Seiten  geschaffen.  Gerne  komme  ich  dem  Wunsch 
des  Herausgebers  unserer  Zeitschrift  nach,  dieses  Buch  in  der 
Form  eines  kurzen  Berichts  den  schweizerischen  Juristen  vor- 
zuführen. 

2.  Charakter  und  Anlage  des  Werkes.  Das  „ römische  Straf- 
recht“ ist  das  Werk  des  Verfassers  des  „ römischen  Staatsrechts 
Damit  ist  der  Grundcharakter  des  ganzen  Buches  gegeben. 
Der  Kriminalist  hätte  wohl  die  allgemeinen  Lehren  (Schuld, 
Rechtswidrigkeit,  Kausalzusammenhang,  Versuch,  Mitthäter- 
schaft  u.  s.  w.) , die  bei  Mommsen  sehr  kurz  behandelt 
sind  (8.  65 — 104),  eingehender  erörtert,  vielleicht  auch  der 
Rechtsvergleichung  grösseren  Spielraum  gelassen;  er  wäre 
wohl  auch  eher  geneigt  gewesen,  den  Schleier  zu  lüften,  der 
«lie  Vorgeschichte  des  römischen  Strafrechts  verhüllt.  Der 

>)  S.  u.  R.  il 2. 

*)  R.  u.  S.  227  ff. 

a'  S.  u.  S.  215. 

*)  Iber  ilen  Prozess  Christi  selbst  und  über  die  verschiedene  liber- 
licfcrutig  «Irr  Evaitprt‘lit*n  s.  Mommsen,  S.  *240  ff. 
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Romanist  hätte,  vom  Privatrecht  ausgehend,  länger  bei  den 
Privatdelikten  verweilt;  er  hätte  die  strafrechtlichen  Äusse- 
rungen der  einzelnen  Juristen  mit  ihren  sonstigen  Ansichten 
verglichen  und  versucht,  eine  geschichtliche  Entwicklung  der 
Lehrmeinungen  zu  geben.  Bei  der  einen  und  bei  der  anderen 
Behandlung  wäre  etwas  wesentlich  anderes  herausgekommen, 
als  was  jetzt  vorliegt.  Sollen  wir  darüber  klagen?  Das  Werk, 
wie  es  jetzt  geschaffen  ist,  konnte  nur  Mommsen  schreiben; 
eine  mehr  kriminalistische  oder  mehr  romanisfische  Darstellung 
ist  immer  noch  möglich  und  jetzt,  da  das  Material  gesammelt 
ist,  leichter  als  bisher.  Für  Mommsen,  der  den  römischen 
Volksgeist  und  seine  politische  Ausprägung  von  allen  Seiten 
beleuchtet  und  in  seinem  Werdegang  beobachtet  hatte,  musste 
es  einen  besonderen  Reiz  haben,  seinen  Werken  durch  eine 
Darstellung  des  Strafrechts  die  Krönung  zu  geben,  ist  ja  doch 
— nach  einem  Worte  Jhcrings  *)  — „das  Strafrecht  der  Knoten- 
punkt, wo  die  feinsten  und  zartesten  Nerven  und  Adern  zu- 
sammenlaufen. wo  jeder  Eindruck,  jede  Empfindung  sich  fühl- 
bar macht  und  äusserlich  sichtbar  wird,  das  Antlitz  des  Rechts, 
auf  dem  die  ganze  Individualität  des  Volks,  sein  Denken  und 
Fühlen,  sein  Gemüt  und  seine  Leidenschaft,  seine  Gesittung 
und  seine  Roheit  sich  kundgiebt,  kurz,  auf  dem  seine  Seele 
sich  wiederspiegelt“  J). 

Für  Mommsen  ist  das  Strafrecht  keine  zufällige  Äusserung 
des  römischen  Geistes,  sondern  das  notwendige  Produkt  der 
politischen  Zustände:  das  Strafrecht  erscheint  in  jeder  Periode 
der  jeweiligen  Staatsform  angepasst;  die  ganze  Entwicklung  des 
römischen  Verfassungsrechts , die  von  der  Unbeschränktheit  der 
Magistratur  zur  Bindung  derselben  durch  die  Volksgemeinde 
und  wieder  zurück  zur  Unbedingtheit  der  Magistratur  führt, 
diese  ganze  Entwicklung  spiegelt  sich  wieder  in  der  Geschichte 
des  Strafrechts,  ja  sie  tritt  gerade  hier  mit  besonderer  Deutlichkeit 
in  die,  Erscheinung,  wie  denn  auch  die  Politik  der  grossen 
Staatsmänner  wesentlich  bestimmt  wird  durch  die  Stellung,  die 
sie  in  Fragen  des  Strafrechts  eingenommen  haben  ; ich  nenne 
nur  die  Gracchen,  Sulla,  Augustus,  Tiberius,  Hadrian,  Septimius 
Severus. 

Wie  die  — von  früheren  Bearbeitern  unterlassene  — 


')  Jhering,  Schuldmoment  im  römischen  Privntrccht,  S.  2. 
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ständige  Vergleichung  mit  dem  Staatsrecht  neues  Licht  auf 
das  Strafrecht  wirft,  so  ergeben  sich  auch  neue  Ausblicke  für 
das  erstere.  Schon  jetzt  darf  für  verschiedene  Kapitel  das  „Straf- 
recht“ als  eine  vermehrte  und  verbesserte  Auflage  des  „ Staatsrechts a 
bezeichnet  werden;  einige  Kapitel  sind  eingehender  behandelt, 
in  anderen  sind  neue  Ergebnisse  gewonnen.  Nur  im  Vorbei- 
gehen möchte  ich  auf  folgende  Fragen  verweisen:  geistliche 
Gerichtsbarkeit,  Strafgericht  des  Pontifex  gegen  die  Vestalin 
und  ihren  Buhlen  aus  der  Hauszucht  des  Königs  (Pontifex) 
über  die  Töchter  der  Gemeinde  erklärt  und  aus  dem  Strafrecht 
ausgeschieden  (S.  17,  19,  37,  A.  1);  personale  und  örtliche 
Grenzen  des  Strafrechts  (S.  104—109);  Rechtsstellung  des  Assessor, 
Trennung  von  Assessor  und  Berater,  Consilium  (S.  137 — 141); 
Gerichtsbarkeit  der  Städte,  Verhältnis  zum  Gericht  der  Reichs- 
beamten (S.  223 — 228)  *)  ; Kompetenz  der  Gardekommandanten 
(prcefecti prœtorio),  Herleitung  ihrer  Strafgerichtsbarkeit  aus  der 
Aufsicht  über  Transport  und  Haft  der  zur  Aburteilung  durch 
das  Kaisergericht  nach  Rom  gesandten  und  ins  Hauptquartier 
abgegebenen  Angeschuldigten  (S.  267 , 268)  ; Protokolle  der 
Beamten,  ursprünglich  privater  Charakter,  Amtsbuchführung 
aus  der  privaten  Hausbuchführung  hervorgegangen,  in  späterer 
Zeit  Ablieferung  der  Protokolle  der  Reichsbeamten  an  das 
dafür  bestimmte  Staatsarchiv  *)  (S.  515  ff.);  tresviri  capitales  ein 
ständiges  Gericht  für  bestimmte  Privatstrafklagen  (S.  180); 
Staatskirche,  kaiserliches  Kirchenregiment,  Strafgericht  kirch- 
licher Behörden  (S.  294,  597). 

Die  Anlage  des  Werkes  ist  einfach  und  übersichtlich; 
sorgfältig  angelegte  Register  erleichtern  überdies  die  Orien- 
tierung; die  einzelnen  Bücher  behandeln  : 

I.  Buch:  Dns  Wesen  und  die  Grenzen  des  Strafrechts; 

II.  „ Die  Strafbehörden  ; 

III.  „ Der  Strafprozess; 

IV.  „ Die  einzelnen  Delikte; 

V.  „ Die  Strafen. 

')  Dazu  jetzt  auch  IV.  Liebenam , Stildteverwaltnng  im  römischen 
Kaiserreich  (1900),  S.  252  ff.,  181  ff. 

')  Hier  wäre  ein  Verweis  auf  Nov.  15  (de  defensoribus)  und  ihre 
drastische  Schilderung1  der  l'nordnung  in  den  städtischen  Protokollen  am 
Platz  gewesen. 
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Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  bei  dieser  Anlage  Wiederholungen 
häufig  nötig  werden,  ein  Übelstand,  der  auch  bei  Benutzung 
des  ähnlich  angelegten  „Staatsrechts“  empfunden  wird.  So  muss 
z.  B.  im  vierten  Buch  nicht  nur  auf  die  allgemeinen  Lehren 
des  ersten  Buches  verwiesen,  sondern  auch  in  besonderen 
Abschnitten  wieder  über  Verfahren  (s.  B.  III)  und  Strafen 
(s.  B.  V)  referiert  werden. 

Die  Belegstellen  aus  den  Quellen  sind  überall  angegeben; 
wer  sich  für  eigene  Zwecke  Materialsammlungen  angelegt  hat, 
wird  gerne  bestätigen,  dass  nichts  Wesentliches  fehlt,  und  gerne 
darauf  verzichten,  in  kleinlicher  Art  Citate  und  Citätlein  nach- 
zutragen. Die  Belegstellen  sind  von  überallher  zusatnmen- 
gebracht,  zum  Teil  aus  Schriftstellern  (namentlich  der  letzten 
Periode),  die  viele  nicht  einmal  dem  Namen  nach  kennen; 
besonders  ergiebig  ist  die  Ausbeute  aus  den  Kirchenvätern. 

Dagegen  fehlt  jede  Verweisung  auf  die  einschlägige 
Litteratur.  Mommsen  sagt  selbst,  das  Werk  hätte  den  doppelten 
Umfang  erhalten,  wenn  er  sich  mit  der  Litteratur  auseinander- 
gesetzt hätte;  es  wäre  vielleicht  nie  fertig  geworden,  denn 
jeder  müsse  mit  der  Spanne  Zeit  rechnen,  die  ihm  etwa  noch 
beschieden  sein  könne.  So  triftig  diese  Gründe  sind  — die 
Lücke  wird  empfunden  werden.  Das  Werk  wird  für  Jahr- 
zehnte eine  Fundgrube  sein  und  von  jedem,  der  sich  über  römi- 
sches Strafrecht  orientieren  will,  zunächst  konsultiert  werden. 
Durch  ein  einfaches  Citât  hätte  manche  tüchtige  Leistung  vor 
gänzlicher  Ignorierung  durch  Zeitgenossen  und  Nachwelt  be- 
wahrt werden  können,  gar  nicht  zu  reden  von  solchen  Arbeiten 
der  neueren  Zeit,  die  wirklich  Neues  gebracht  haben  und  eine 
eigentliche  Besprechung  und  Würdigung  wohl  verdient  hätten. 
Der  Kenner  merkt  freilich  mit  Leichtigkeit  heraus,  dass  alle 
diese  Arbeiten  dem  Verfasser  bekannt  und  von  ihm  berück- 
sichtigt worden  sind;  der  Fernerstehende  ist  aber  schlechter- 
dings nicht  in  der  Lage,  zu  erkennen,  wie  weit  das  von 
Mommsen  Vorgetragene  der  communis  opinio  entspricht.  Die 
Aufgabe  der  fachmännischen  Kritik  muss  daher  meines  Erachtens 
vor  allem  darin  bestehen , diejenigen  Punkte  herauszugreifen  und 
zu  bezeichnen,  tco  Mommsen  Neues  torbringt  und  neue  Perspektiven 
eröffnet,  und  diese  neuen  Ansichten  zu  kritisieren.  Hier  an  dieser 
Stelle  möchte  ich  an  Hand  des  Werkes  zunächst  die  geschicht- 
liche Entwicklung  des  römischen  Strafrechts  skizzieren;  ich 
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werde  dabei  hinreichend  Gelegenheit  haben,  auf  neue  Funde 
und  neue  Arbeiten  hinzuweisen  und  kritische  Bemerkungen 
zu  verschiedenen  Nova  der  Mommsenschen  Darstellung  zu 
machen. 

3.  Strafrecht  und  Strafprozess.  Öffentliches  und  privates  Strafrecht. 

Mommsens  Darstellung  umfasst  — im  Gegensatz  zu  älteren 
Darstellungen  — Strafrecht  und  Strafprozess.  Diese  Zusammen- 
ziehung rechtfertigt  sich  ohne  weiteres;  schon  deswegen,  weil 
gerade  die  wichtigsten  Gesetze,  die  loges  judiciorum  publicorum 
(S.  u.  7),  Strafgesetz  und  Strafprozessgesetz  zugleich  waren, 
indem  sie  für  ein  Delikt  den  Thatbestand  genau  umgrenzten 
und  für  dies  so  umschriebene  Verbrechen  gleichzeitig  Gerichts- 
verfassung, Verfahren  und  Strafe  bestimmten.  — Etwas  anders 
verhält  es  sich  mit  der  Verbindung  von  öffentlichem  Strafrecht 
und  privatem  Strafrecht.  Hier  haben  die  römischen  Juristen 
zu  allen  Zeiten  geschieden  zwischen  crimen  (publicum)  und 
delictum  (privatum)1);  crimen  ist  die  unerlaubte  Handlung,  für 
die  der  Staat  selbst  in  den  Formen  des  Strafprozesses  sich  die 
Strafe  nimmt,  weil  er  selbst  sich  als  verletzt  betrachtet; 
delictum  ist  die  unerlaubte  Handlung,  für  die  der  Verletzte  in 
den  Formen  des  Civilprozesses  die  Privatstrafe  für  sich  ein- 
treiben mag,  da  der  Staat  selbst  sich  hier  nicht  als  verletzt 
betrachtet.  Das  Privatstrafrecht  beruht  auf  der  widerrecht- 
lichen Schädigung  des  einzelnen  und  fordert  deren  Vollendung. 
Das  öffentliche  Strafrecht  geht  aus  von  der  Schädigung  des 
Gemeinwesens  und  tritt  überall  da  in  Funktion,  wo  die  deliktische 
Absicht  aus  dem  Bereich  des  blossen  Entschlusses  in  den 
Bereich  der  Handlung  eingetreten  ist  (S.  96,  97).  Schon  die 
prozessuale  Trennung  (aecusatio  — actio)  führte  die  Juristen 
dazu,  die  Scheidung  zwischen  privatem  und  öffentlichem  Straf- 
recht nicht  ausser  acht  zu  lassen;  so  behandeln  sie  delictum 
(und  actio  pcenalis)  im  System  des  Privatrechts,  während  sie  es 
bei  der  Darstellung  des  öffentlichen  Strafrechts  entweder  ganz 
übergehen  oder  doch  durch  die  Anordnung  von  den  öffent- 
lichen Verbrechen  trennen. 

Die  Zusammenfassung  der  beiden  Gebiete  verdient  aber 
doch  den  Vorzug.  Die  römischen  Juristen  haben  die  Einheit- 

')  Vgl.  meine  Artikel  ,. crimen"  und  ,, delictum“  in  der  Paulyschen 
ItcalencyklnpHdic  des  klassischen  Altertums. 
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liclikeit  des  Strafrechts  erkannt:  die  Grundauffassung  des  Ver- 
gehens und  der  Strafe  ist  hier  und  dort  dieselbe,  so  dass 
eine  Reihe  von  Problemen  beiden  Gebieten  in  gleicher  Weise 
angehören.  Auch  das  aus  dem  Privatdelikt  resultierende 
Forderungsrecht  enthalt  Reaktion  gegen  das  Unrecht  und  geht 
auf  Strafe,  auch  da,  wo  der  Betrag  derselben  über  die  Leistung 
des  Schadenersatzes  nicht  hinausgeht;  der  Schadenersatz  ist 
da  lediglich  eine  Erscheinungsform  der  Strafe.  Der  Satz  „in 
poenam  heres  non  succedit“  gilt  für  das  öffentliche  wie  für  das 
private  Strafrecht  und  trennt  wiederum  die  Deliktsobligation 
von  der  Kontraktsobligation.  — Dazu  kommt  eine  rege 
Wechselwirkung  zwischen  privatem  und  öffentlichem  Straf- 
recht; es  sind  im  besonderen  Rechtssatze  aus  dem  Gebiet 
des  privaten  Strafrechts  und  des  Civilprozesses  in  das  Gebiet 
des  öffentlichen  Strafrechts  übergegangen  ‘),  aber  auch  das 
Umgekehrte  kommt  vor.  Überdies  ist  die  Grenze  zwischen 
delictum  und  crimen  keine  feste;  das  öffentliche  Strafrecht  hat 
die  Tendenz,  sich  immer  weiter  auszudehnen;  delicta  werden 
zu  crimina,  besonders  zu  crimina  extraordinaria,  erhoben;  für 
die  wichtigsten  Privatdelikte  (furtum,  injuria)  gilt  in  der  Kaiser- 
zeit der  Satz,  dass  der  Verletzte  zwischen  öffentlicher  Anklage 
und  Privatklage  wählen  darf. 

4.  Oie  ersten  Anfänge  des  römischen  Strafrechts  sind  in  Dunkel 
gehüllt.  Da,  wo  Rom  in  das  helle  Licht  der  Geschichte 
einrückt,  erscheint  es  bereits  auf  einer  Höhe  der  Entwick- 
lung, der  ein  langes  Ringen  vorausgegangen  sein  muss.  Von 
den  vorhistorischen  primitiven  Zuständen  haben  sich  nur 
schwache  Spuren  erhalten  ; was  da  einst  gewesen,  darüber  be- 
richtet die  römische  Tradition  wenig,  wenn  sie  auch  der  Königs- 
zeit bereits  Strafgesetzgebung  und  eigene  Strafbehörden  <Ge- 
hülfen  des  Königs)  zuschreibt  und  wenigstens  ein  paradigma- 
tisches  Beispiel  eines  Strafprozesses  aus  der  Königszeit  dlora- 
tierprozess)  oft  erwähnt.  Im  ganzen  aber  entspricht  es  der 
römischen  Art  nicht,  über  die  Vorgeschichte  nachzusinnen  oder 


')  Dahin  gehören  nach  der  Darstellung  Mommseus  u.  a.  das  jura- 
mentuin  cnlunmhe  (S.  386,  A.  2),  die  Stellungsbürgsohaft  (S.  327),  der 
Freiheitsverlust  als  Strafmittel  (S.  944  ff.),  die  Unzulässigkeit  der  Klagen- 
kumulation  (S.  379  ff). 
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gar  eine  Beeinflussung  durch  andere  Rechte  zuzugestehen  ; 
„diese  männliche  Nation  schaut  nicht  zurück  in  ihre  Kindheit“ 
(Mommsen,  S.  58);  sie  hat  allesaus  sich  selbst  hervorgebracht, 
verdankt  sich  selbst  alles,  anderen  nichts.  Die  römischen 
Juristen,  Meister  der  Dogmatik,  mit  ihrem  eminent  praktischen 
Sinn,  zeigen  für  rechtsgeschichtliche  Fragen  wenig  Interesse. 
Die  römische  Überlieferung  versagt  und  auch  andere  Bericht- 
erstatter melden  uns  nichts  über  die  Vorgeschichte  des 
römischen  Strafrechts. 

So  sind  wir  gezwungen,  aus  dem  Gewordenen  die  Spuren 
des  Werdeprozesses  zu  erschliessen.  Zwei  wichtige  Mittel  sind 
heute  dem  Forscher  bei  solcher  Arbeit  zur  Verfügung  gestellt: 
die  Etymologie  und  die  vergleichende  Rechtsgeschichte.  Die  erstere 
versucht  an  Hand  von  Sprachgeschichte  und  Sprachvergleichung 
die  ursprüngliche  Bedeutung  des  Wortes  und  damit  die  ur- 
sprünglichen Grenzen  des  dadurch  bezeichneten  Begriffes  zu 
erschliessen;  letztere  deckt  bei  den  verschiedensten  lebenden 
und  toten  Völkern  die  Entwicklungsgeschichte  des  Rechtes  und 
seiner  Institute  auf  und  sucht  dabei  allgemeine  Entwicklungs- 
gesetze zu  erkennen;  so  vermag  sie  mit  Wahrscheinlichkeit 
festzustellen,  dass  einem  gegebenen  Punkt  der  Entwicklung 
bestimmte  Entwicklungsphasen  vorausgegangen  sind.  — Von 
der  Etymologie  hat  Mommsen  mehrmals  Gebrauch  gemacht, 
um  Ursprung  und  Grenzen  eines  Begriffes  zu  erschliessen; 
so  ist  ihm  paena,  noin',  ein  griechisches  Lehnwort,  denn  die 
Decemviri  brachten  mit  der  Einführung  solonischer  Satzungen 
auch  griechische  Lehnwörter  (S.  13,  399),  ebenso  ist  carcer 
(xitQxnç)  griechisches  Lehnwort  (S.  302)  ')  ; absolvere,  die 
Lösung,  legt  die  Vermutung  nahe,  dass  im  privaten  Delikts- 
prozess die  Abführung  des  Angeschuldigten  in  die  Privathaft 
des  Klägers  ursprünglich  vom  Prätor  hat  gestattet  werden 
können  (S.  326,  327);  condemnare,  der  Samtspruch,  kann  nicht 
vom  Einzelrichter  des  Civilprozesses  stammen,  gehört  vielmehr 
zum  Recuperatorengericht  (S.  179).  Technische  Ausdrücke 
des  römischen  Rechts  werden  häufig  in  origineller,  aber  nicht 
immer  einwandfreier  Art  verdeutscht  ; recuperatores  sind  die 


')  Vgl.  S.  962,  wo  auch  das  crgastulnm.  der  Sklavonzwinger , als  eine 
von  den  Griechen  übernommene  Einrichtung  bezeichnet  wird. 
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„Wiederschaft'er“ , exilium  „der  Austritt“  oder  „Aussprung“ 
(S.  964),  Verurteilung  ad  bestias  „die  Volksfesthinrichtung“1). 

Dagegen  verhält  sieh  Mommsen  ablehnend  gegenüber  der 
vergleichenden  Rechtegeschichte.  Vielleicht  erschien  ihm  die 
Wissenschaft  zu  jung,  zu  wenig  erprobt,  vielleicht  warnten 
ihn  Jherings  letzte  Arbeiten,  eine  Bahn  zu  wandeln,  wo  nur 
eine  schmale  Scheidewand  den  sichern  Boden  quellenmässiger 
Thatsachen  von  dem  luftigen  Reich  der  Hypothesen  und  der 
Phantasie  trenut.  Aber  es  wäre  vielleicht  doch  möglich  ge- 
wesen, wenigstens  die  Frage  zu  erörtem,  ob  ein  nachhaltiger 
Einfluss  griechischen  Rechts  konstatiert  werden  könne.  Ge- 
legentlich wird  freilich  — abgesehen  von  den  „griechischen 
Lehnwörtern“,  s.  o.  — die  Frage  gestreift.  So  wird  die  Mög- 
lichkeit zugegeben,  dass  die  Verpflichtung  zur  Abnahme  des 
Lösegeldes,  wenn  der  fur  necmanifestus  doppelten  Ersatz 
leistet,  unter  dem  Einfluss  der  athenischen  Legislation  gesetzlich 
vorgeschrieben  worden  sei  (S.  752).  Die  Frage  der  Abhängig- 
keit könnte  wohl  auch  noch  bei  anderen  Instituten  gestellt 
werden;  ich  möchte  dabei  zunächst  auf  die  injuria  und  das 
Aufkommen  der  actio  injuriarum  œstimatoria  hinweisen  *)  ; so- 
daun  auf  den  Satz,  dass  Kapitalstrafe  und  Geldstrafe  nicht  ver- 
bunden werden  dürfen  (S.  167) a);  und  schliesslich  auf  die  Ausge- 
staltung des  Quästionenprozesses:  magistratischer  Vorsitz  im  Schwur- 
gericht, Freigebung  der  Anklage  an  jedermann  (t'j>  ßovh/psvM) 4). 
Die  V erwandtschaft  des  römischen  plagium  mit  dem  griechischen 
ciräganoäia/iö^,  auf  die  schon  F.  Hofmann  hingewiesen  hat,  wird 
noch  auffallender,  wenn  die  technische  Bezeichnung  plagium 
ein  griechisches  Lehnwort  ist,  wie  dies  Mommsen  (S.  780) 
annimmt6). 

Als  den  ältesten  Fall  des  öffentlichen  Strafrechts  betrachtet 
Mommsen  gewiss  mit  Recht  die  perduellio;  sie  bedeutet  die 
Selbsthülfe  der  Gemeinde  gegen  Schädigungen  deä  Gemein- 
wesens; später  wird  das  Strafrecht  erstreckt  auf  Störungen  des 


’)  S.  925:  der  Ausdruck  ist  freilich  besser  als  die  „Verurteilung  zum 
Tierfrass“  (so  Padeletti-Holtzendorff,  S.  265). 

*)  S.  u.  14. 

*)  Vgl.  etwa  Meier-Schoemann-Lipsius,  Attischer  Prozess,  S.  213,  943. 
4)  S.  u.  7. 

e)  F.  Hofmann,  Beiträge  z.  Oesch.  d.  griech.  u.  röm.  Rechts  (1870). 
S.  31,  32. 
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gemeinen  Friedens  (Mord  des  Freien,  Brandstiftung,  Erntedieb- 
stahl, carmcn  famosum).  — Die  Entwicklung  des  Privatstraf- 
rechts zeigt  den  allmählichen  Übergang  von  der  Selbsthülfe  und 
Privatrache  zur  Privatstrafe.  Der  Abschluss  der  Entwicklung 
ist  hier  erst  erreicht  mit  dem  Auftreten  des  obligatorischen 
Vergleichs,  d.  h.  wenn  durch  Gesetz  oder  Herkommen  der  Be- 
trag fixiert  ist,  um  den  sich  der  Verletzte  die  ursprünglich  zu- 
ständige Privatrache  abkaufen  lassen  muss.  Die  zwölf  Tafeln 
kennen  Fälle  obligatorischer  Lösung  (furtum  neemanifestum, 
leichtere  Fälle  von  Körperverletzung),  daneben  aber  auch  noch 
Fälle,  wo  die  Lösung  nicht  erzwungen  werden  kann  und  die 
allerdings  auf  die  Talion  beschränkte  Privatrache  nur  dann 
nicht  Platz  greift,  wenn  die  Parteien  sich  über  eine  Abfindung 
einigen  können.  Möglicherweise  ist  das  Auftreten  des  obliga- 
torischen Vergleichs  älter  als  die  zwölf  Tafeln,  so  dass  den 
Decemvirn  lediglich  die  Umwandlung  der  Viehbussen  in  Geld 
bussen  und  die  Einführung  des  griechischen  Lehnworts  „poena“  *) 
zuzuschreiben  wäre  (S.  63,  899 1. 

5.  Coercition  und  Judication.  Friedensgebiet  und  Kriegsgebiet. 

Das  römische  .Staatsrecht  ist  ausgegangen  von  der  Unbedingt- 
heit und  Unbeschränktheit  der  Magistratur;  die  Magistratur 
ist  nach  römischer  Tradition  älter  als  die  Volksgemeinde.  Der 
König  ist  Feldherr,  Richter  und  Priester  zugleich  und  hat  im 
Staat  die  Stellung,  die  dem  Hausherrn  im  Hause  gebührt;  der 
Hausvater  ist  das  Vorbild  des  Königs.  Mit  dem  Sturz  des 
Königtums  wird  das  Priestertum  von  der  Magistratur  getrennt. 
Der  Beamte  behält  wesentlich  Kommando  und  Jurisdiktion, 
begrenzt  durch  die  Schranken  der  Annuität  und  der  Kolle- 
gialität. Eine  weitere  Beschränkung  der  Magistratur  bedeutet 
die  Einführung  der  Provokation ; dem  Magistrat  werden  im 
Friedensgebiet  gewisse  Machtmittel,  vor  allem  die  Verhängung 
der  Todesstrafe,  aus  der  Hand  genommen,  in  der  Weise,  dass 
dem  Bürger  gegen  die  Vollstreckung  einer  solchen  Strafe  die 
Provokation  an  die  Volksversammlung  freigegeben  wird.  Diese 
Beschränkung  der  Magistratur  ist  nach  der  römischen  Tradition 
unmittelbar  nach  dem  Sturz  der  Königsherrschaft  eingeführt 
worden. 

')  Dus  Wort  findet  sich  zuerst  in  der  Zwölftnfelbestimimtng  über 
die  Injuria. 
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Von  Hause  aus  liegt  in  der  Amtsgewalt  das  Recht  des 
Beamten,  den  Ungehorsam,  der  sich  seinem  Befehl  entgegen- 
stellt, durch  Anwendung  von  Machtmitteln  zu  brechen,  coercere. 
„Coercition  ist  die  berechtigte  Selbsthülfe  des  Beamten  gegen 
den,  der  dem  vom  Magistrat  innerhalb  seiner  Kompetenz  er- 
lassenen Befehl  den  Gehorsam  verweigert“  (Staatsrecht  I, 
S.  138).  Der  Thatbestand  des  Ungehorsams  kann  nicht  gesetz- 
lich definiert  werden,  weder  das  Vergehen,  noch  das  Verfahren, 
noch  die  Strafe;  im  Begriff  der  Coercition  liegt  das  freie  Er- 
messen und  die  Willkür  des  Magistrats.  Mit  der  Einführung 
des  Provokationsrechts  tritt  hier  eine  wesentliche  Änderung 
ein;  wenn  ein  Gesetz  die  Provokation  an  die  Volksgemeinde 
freigab,  so  musste  es  die  Voraussetzungen  der  Provokation 
angeben;  jetzt  giebt  es  gesetzlich  geordnetes  Vergehen,  Ver- 
fahren, Strafe  ; erst  jetzt  giebt  es  einen  römischen  Strafprozess. 
Wo  die  Provokation  nicht  Platz  greifen  kann,  da  bleibt  das 
alte  Coercitionsrecht  bestehen  ; neben  dem  magistratisch- 
eomitialen  Prozess  (s.  6)  steht  der  rein  magistratische  Prozess. 
Coercition  und  Judication  stehen  nebeneinander:  es  giebt  Beamte, 
die  wohl  Coercition,  aber  keine  Judication  haben;  es  giebt 
Personen,  die  nur  der  magistratischen  Coercition,  nicht  auch 
der  Judication  unterliegen;  es  giebt  Coercitionsmittel,  die  Straf- 
mittel nie  gewesen  oder  doch  erst  spat  geworden  sind.  — Die 
Coercition  hat  nie  ganz  aufgehört,  trotzdem  die  vorschreitende 
Srafprozessgesetzgebung  manche  Coercitionsfalle  zu  Judications- 
fällen  erhoben  hat  ; die  Coercition  bedeutet  die  notwendige  Er- 
gänzung des  Strafrechts  und  erwacht  in  der  Kaiserzeit  zu 
neuer  hervorragender  Bedeutung. 

Die  Einführung  der  Provokation  beschränkte  sich  auf  das 
städtische  Amtsgebiet  (bis  zum  ersten  Meilenstein);  für  das 
Kriegsgebiet  bleibt  die  alte  Ungebundenheit.  Deutlich  kommt 
dies  zum  Ausdruck,  wenn  der  Magistrat,  sobald  er  die  .Stadt 
verlassen  hat,  das  Kriegsgewand  anlegt  und  die  Beile  in  die 
Rutenbündel  steckt.  Der  Ausschluss  der  Provokation  galt  für 
den  Feldherrn  auch  dann,  als  feste,  örtlich  abgegrenzte  Kom- 
raandobezirke , Provinzen,  gebildet  wurden;  der  Statthalter 
unterliegt  der  Provokation  zunächst  nicht,  sie  ist  aber  auf  ihn 
erstreckt  worden.  Vielleicht  ist  — so  nimmt  Mommsen  (S.  32, 
47)  jetzt  an  — diese  Neuerung  auf  den  älteren  Cato  und  auf 
eines  der  drei  porcischen  Gesetze  zurückzuführen , die  Cicero 
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(de  rep.  2,  31,  57)  erwähnt.  — In  der  Kaiserzeit  hinwiederum 
ist  Statthaltern  vom  Kaiser  durch  Specialmandat  das  Schwert- 
recht  (jus  gladii)  gewährt  worden  (S.  243  ff.):  im  dritten  Jahr- 
hundert haben  es  alle  Statthalter  senatorischcn  Ranges;  es 
giebt  Personen  (namentlich  die  Senatoren),  die  vom  Schwert- 
recht ausgenommen  sind;  verschiedene  Statthalter  erhalten  das 
Schwertrecht  übrigens  nur  in  dem  Sinn,  dass  sie  über  römische 
Bürger  zwar  ein  Todesurteil  ausfällen  dürfen,  aber  vor  der 
Exekution  kaiserliche  Bestätigung  einholen  müssen. 

6.  Der  Comitialprozess.  Das  Volksgericht.  Der  älteste,  durch 
die  Einführung  der  Provokation  herausgebildete,  Strafprozess 
zeigt  ein  eigenartiges  Zusammenwirken  von  Magistratur 
und  Volksversammlung.  Das  Strafverfahren  liegt  von  Haus 
aus  bei  dem  König,  dann  bei  den  Konsuln;  mit  der  Ein- 
führung der  Provokation  wird  letzteren  die  definitive  Sentenz 
entzogen:  Das  verurteilende  Erkenntnis  kann  mit  Suspensiv- 
effekt an  die  Volksversammlung  weitergezogen  werden.  Die 
Thütigkeit  des  Magistrats  wird  dabei  wohl  judicare  genannt, 
in  der  That  handelt  es  sich  um  einen  nach  Durchführung  des 
Untersuchungsverfahrens  gestellten  Strafantrag  an  die  Volks- 
versammlung; diese  fällt  den  endgültigen  Entscheid  (judicium 
populi).  Nach  römischer  Auffassung  soll  nun  aber  eine  Kollision 
zwischen  Oberamt  und  Volksversammlung  vermieden  werden, 
es  soll  nicht  dazu  kommen,  dass  ein  vom  Oberbeamten  ge- 
troffener Entscheid  durch  die  Volksgemeinde  kassiert  werde: 
daher  überlässt  der  Konsul  die  Ausfällung  des  Vorentscheids 
und  die  Vertretung  desselben  in  der  Provokationsinstanz  einem 
von  ihm  ernannten  Hülfsbeamten  (duoviri  perduellionis,  qmestores 
parricidii).  Das  magistratische  Untersuchungsverfahren  wird 
anqumtio  genannt;  erforderlich  ist  dafür  eine  dreimalige  Ver- 
handlung vor  der  durch  Ansage  benachrichtigten,  aber  nicht 
zu  Beschlussfassung  geladenen  Bürgerschaft  (concio).  Am  Ende 
dieser  Verhandlungen  fällt  der  Magistrat  das  Urteil.  Spricht 
er  frei,  so  ist  der  Angeklagte  definitiv  freigesprochen,  niemand 
kann  ein  solches  Urteil  weiterziehen;  verurteilt  er,  so  wird 
dem  Angeklagten  die  Provokation  an  die  souveräne  Bürger- 
schaft freigegehen.  Diese  entscheidet  nun  in  geordneter  und 
beschliessender  Versammlung  (comitia)  definitiv;  sie  entscheidet 
nur,  ob  das  magistratische  Urteil  zu  bestätigen  oder  zu  ver- 
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werfen  sei  ; irgend  welche  Änderung  ist  ausgeschlossen.  Die 
Strafe  ist  immer  Todesstrafe.  Die  Abstimmung  ist  mündlich, 
öffentlich:  erst  im  Jahre  137  v.  Chr.  wird  schriftliche  Abstim- 
mung eingeführt.  Im  Resultat  kommt  bei  solchem  Verfahren 
dem  Magistrat  die  Stellung  eines  Staatsanwalts  zu. 

Über  die  rechtliche  Natur  des  Bürgergerichts  dürfte  heute 
kaum  mehr  gestritten  werden.  Der  Volksentscheid  heisst  aller- 
dings „judicium  populi“,  wird  aber  von  den  Römern  selbst 
nicht  als  richterliches  Erkenntnis  angesehen;  von  den  Abstim- 
menden wird  „ferre“  (nicht  judicare)  gesagt,  von  dem  Magistrat 
„rogare“,  also  dieselben  Ausdrücke  wie  bei  der  Abstimmung 
über  Gesetzesvorlagen.  „ Das  Volksgericht  ist  wesentlich  Gnaden- 
instanz. Die  Gesetze,  welche  den  Strafrichter  binden,  binden 
die  souveräne  Bürgerschaft  idcht,  es  steht  jedem  einzelnen  an 
seinem  Teil  und  also  der  Majorität  frei,  der  Gerechtigkeit 
ihren  Lauf  zu  lassen  oder  dem  Verurteilten  die  Strafe  nach- 
zusehen“ (S.  167).  Die  zutreffende  juristische  Formulierung 
giebt  A.  Pernice  *),  der  in  dem  Volksgericht,  wie  in  anderen 
Erscheinungen  des  römischen  Staatsrechts,  ein  formelles  Gesetz 
im  Sinn  des  modernen  Staatsrechts,  Souveränitätsakt  ohne 
Gesetzesinhalt,  aber  in  der  Form  des  Gesetzes,  sieht. 

Die  politische  Bedeutung  dieses  Volksgerichts  darf  nicht 
gering  angeschlagen  werden  ; der  Satz,  dass  jedes  magistratische 
Todesurteil  Bestätigung  der  Bürgerschaft  fordert,  ist  ein  poli- 
tischer Glaubenssatz  der  Republik  und  ein  Palladium  der 
Burgerfreiheit.  Es  ist  eine  nationale  Angelegenheit,  wenn  das 
Haupt  des  Bürgers  vom  Strafrichter  bedroht  ist;  die  ganze 
Bürgerschaft  wird  aufgeboten,  instruiert,  angefragt;  es  ist  für 
die  Sache  und  für  den  Mann  bezeichnend,  dass  erst  Sulla  mit 
seinen  Reformen  (cornelische  Quästionengesetze)  faktisch  das 
Volksgericht  zertrümmert  hat. 

Charakteristisch  für  das  Volksgericht  sind  die  grossen 
Garantien,  die  der  Angeklagte  geniesst:  die  volle  Öffentlich- 
keit der  Verhandlung,  der  Ausschluss  einer  Provokation  bei 
Freispruch  des  Magistrats,  Beseitigung  der  Anklage  bei  Ausfall 
eines  Termins  (S.  170,  A.  4).  In  diesen  Zusammenhang  gehört 
auch  das  Institut  der  Selbstcerbannung,  das  exilium,  „der  Aus- 


‘)  A.  Pernice,  Formelle  Gesetze  im  römischen  Recht  (ans  der  Berliner 
Festgabe  für  R.  v.  Gneist),  1888,  S.  4 ff. 
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tritt“.  Verlässt  der  auf  freiem  Fuss  belassene  Angeklagte  bei 
schwebendem  Kapitalprozess  das  römische  Gebiet  (solum  vertere) 
und  gelangt  er  so  in  das  Gebiet  und  unter  die  Jurisdiktion 
eines  von  Rom  anerkannten  Gemeinwesens,  so  kann  das 
römische  Gericht  die  Todesstrafe  nicht  mehr  aussprechen,  da 
die  Vollstreckung  einen  Eingriff  in  die  souveräne  Gewalt  eines 
anderen  Staates  darstellen  würde.  Der  Prozess  wird  in  solchen 
Fällen  trotz  der  Selbstverbannung  weitergeführt,  endet  aber 
mit  einer  milderen  Strafe.  Der  Schuldigerklärte  erleidet  Ver- 
mögenskonfiskation, wenn  diese  durch  das  Delikt  verwirkt  war 
(S.  72),  überdies  aber  ergeht  ein  Volksbeschluss,  durch  welchen 
ihm  für  die  Zukunft  Feuer  und  Wasser  versagt  (aquœ  at  igni 
interdicere)  und  die  Rückkehr  nach  Rom  verboten  wird. 
Mommsen  nimmt  an,  dass  diese  zur  Selbstverbannung  hinzu- 
tretende Untersagung  des  Betretens  römischen  Bodens  ursprüng- 
lich kein  Strafmittel  gegenüber  dem  Bürger,  sondern  eine 
polizeiliche,  gegen  Ausländer  zur  Anwendung  gebrachte  Mass- 
regel  war. 

7.  Der  Quästionenprozess  : das  Schwurgericht  unter  magistratischem 
Vorsitz.  Eine  wichtige  Umgestaltung  erfährt  das  römische  Straf- 
recht mit  dem  Aufkommen  der  lege » judiciorum  publicorum,  mit 
der  Einführung  des  Schwurgerichts.  Für  ein  einzelnes  Ver- 
gehen wird  ein  besonderes  Volksgesetz  erlassen,  in  dem  dieses 
Vergehen  selbst  genau  umgrenzt  , Gericht  und  Verfahren  ge- 
ordnet und  eine  Strafe  fixiert  wird;  die  römischen  Juristen 
reden  hier  von  judicium  legitimum,  crimen  legitimum,  paena 
légitima.  Zunächst  tritt  solche  Regelung  ftlr  ein  einzelnes 
Delikt,  die  repetundæ  (Beamtenerpressung),  auf;  das  älteste 
dieser  Gesetze  ist  eine  lex  Calpnrnia  de  repetundis  vom  Jahr 
149  v.  Chr. , besonders  zahlreich  sind  die  hierher  gehörenden 
Quästionengesetze  unter  Sulla,  Cäsar,  Augustus.  So  giebt  es 
am  Ausgang  der  Republik  eine  Reihe  von  Specialschwurge- 
richtshöfen für  einzelne  Verbrechen  : an  der  Spitze  eines 
solchen  Gerichtshofs  (quœetio)  steht  regelmässig  ein  für  diese 
Vorstandschaft  eigens  bestellter  Prätor.  Die  einzelnen  leges 
judiciorum  publicorum  enthielten  zweifellos  manche  identische 
Bestimmungen,  vieles  mag  aus  einem  älteren  Gesetz  jeweilen 
in  jüngere  Gesetze  hinübergenoramen  worden  sein;  es  hat  aber 
auch  an  Divergenzen  zwischen  diesen  Gesetzen  (abgesehen 
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von  der  Begriffsbestimmung  des  Verbrechens)  nicht  gefehlt  l). 
Besonders  wertvolle  Aufschlüsse  gewährt  hier  ein  inschriftlich 
teilweise  erhaltenes  Gesetz,  wahrscheinlich  Bruchstücke  einer 
lex  Acilia  repetundarum  *)  aus  dem  Jahr  122  v.  Chr. 

Da  finden  sich  detaillierte  Bestimmungen,  z.  B.  über 
Bildung  der  Geschworenenliste,  Abstimmung  der  Geschworenen, 
Ansetzung  eines  neuen  Termins,  wenn  mehr  als  ein  Drittel 
der  Richter  erklärt,  nicht  hinreichend  informiert  zu  sein  (sibi 
non  liquere),  sog.  ampliatio  (s.  Mommsen,  S.  423  ff'.)  u.  s.  w. 

Das  Quftstionengericht  ist  ein  Schwurgericht  unter  magis- 
tratischem Vorsitz.  Der  Magistrat  besorgt  die  Instruktion  des 
Prozesses,  er  nimmt  die  Anklage  entgegen,  trägt  sie  in  das 
Protokoll  ein  und  lädt  den  Angeklagten;  er  hat  den  Vorsitz 
im  Verhandlungstermin  und  die  Verkündigung  des  Urteils: 
dagegen  ist  das  eigentliche  Ermittlungs  verfahren  nicht  seine, 
sondern  des  Anklägers  Sache  ; er  stimmt  nicht  mit s)  und  hat 
auch  keine  Rechtsbelehrung  zu  erteilen.  — Die  Abstimmung 
erfolgt  durch  Geschworene  ; die  Geschworenenliste  wird  für  den 
konkreten  Fall  in  der  Weise  gebildet,  dass  aus  einer  Jahres- 
liste (die  nach  der  lex  Acilia  für  die  quæstio  repetundarum 
450  Geschworene  aufweist),  durch  Vorschlag  und  Rejektion 
der  Parteien,  eine  kleinere  Liste  gebildet  wird;  nach  der  lex 
Acilia  z.  B.  benennt  der  Ankläger  aus  der  grossen  Liste  von 
450  zunächst  100  Geschworene,  aus  denen  der  Angeklagte  50 
auswählt.  Eine  Beratung  der  Geschworenen  findet  nicht  statt; 
für  die  Ausübung  bestimmter  Funktionen  tritt  ein  von  den 
Geschworenen  aus  ihrer  Mitte  gewählter  Geschworener  hervor, 
den  man  aber  kaum  als  Obmann  bezeichnen  darf,  da  seine 


')  Vgl.  etwa  die  Ausführungen  in  1.  12  D.  de  accus.  XI. VIII  2. 

’)  S.  Bruns,  Fontes  juris  Romani  »ntiqui,  6.  Aufl.,  S.  55 — 73. 
s)  Mommsen  will  jetzt  (S.  208)  aus  der  Bezeichnung  judex  und  aus 
der  geraden  Zahl  der  Geschworenen  schllcssen,  «lass  der  Vorsitzende  mit- 
stimrnt.  Ich  glaube,  dies  ist  nicht  wohl  vereinbar  mit  der  Art,  wie  die 
lex  Acilia  gerade  bei  Anordnung  der  Abstimmung  den  Prätor  den  Ge- 
schworenen gegenübertreten  lässt;  dass  der  magistratische  Vorsitzende  selbst 
judex  genannt  wird,  kann  ich  nicht  zugeben;  auch  aus  der  geraden  Zahl 
der  Geschworenen  darf  nichts  geschlossen  werden,  denn  nach  dem  Bericht  der 
lex  Acilia  darf  angenommen  werden,  dass  von  den  50  Geschworenen  vor 
der  Abstimmung  immer  verschiedene  Geschworene  wegfielen.  Dugegen 
scheint  allerdings  für  den  nicht  magistratischen  Vorsitzenden  das  Stimm- 
recht nachgewiesen  zu  sein. 
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Funktionen  mehr  untergeordneter  Natur  sind,  z.  B.  Verlesen 
und  Auszählen  der  abgegebenen  Stimmen.  Die  Abstimmung 
erfolgt  schriftlich,  durch  Stimmtäfelchen. 

Die  Anklage  wird  nicht  durch  ein  staatliches  Organ  ver- 
treten; sie  steht  regelmässig  jedermann  — nicht  nur  dem 
Verletzten  — zu,  und  wird  deswegen  publica  accusatio  genannt; 
der  die  Anklage  vertretende  Private  ist  also  ein  freiwilliger 
Staatsanwalt;  er  bewirbt  sich  um  die  Anklage;  sie  wird  ihm 
vom  Vorsitzenden  zugesprochen;  er  gilt  als  Vertreter  der 
Gemeinde  und  erhält  quasimagistratische  Befugnisse  zur  Durch- 
führung des  Ermittlungsverfahrens,  z.  B.  das  Recht  der  Zeugen- 
ladung. — Die  Strafe  ist  durch  das  Gesetz  fixiert  (légitima 
poena).  Die  Todesstrafe  ist  durchaus  exceptionell,  die  regel- 
mässige Strafe  ist  Verbannung  (s.  u.  16);  es  ist  dem  Gericht 
nicht  gestattet,  die  Strafe  zu  ändern,  noch  weniger,  That- 
bestände  mit  Strafe  zu  belegen,  für  die  das  Gesetz  keine 
Strafe  vorsieht.  Die  Anklage  muss  dem  Gesetz  entsprechen 
und  der  Geschworene  ist  an  den  Wortlaut  der  Anklage  in 
ähnlicher  Weise  gebunden,  wie  der  Geschworene  im  strieti 
juris  judicium  des  Civilprozesses  an  den  Wortlaut  der 
Formel.  — Die  leges  judiciorum  publicorum  kennen  nur  dolos 
begangene  Verbrechen. 

Der  neue  Prozess  ist  zunächst  neben  den  Comitialprozess 
getreten  und  hat  diesen  allmählich,  besonders  seit  Sullas  Ge- 
setzen, verdrängt;  an  Stelle  der  ganzen  Bürgerschaft  treten 
die  Geschworenen. 

Das  Charakteristische  des  neuen  Prozesses  liegt  in  der 
eigenartigen  Verbindung  civilprozessualer  und  öffentlichrecht- 
licher  Elemente.  Die  Anlehnung  an  den  Civilprozess  hat  dem 
Strafprozess  etwas  von  der  Festigkeit  und  Sicherheit  des  ersten 
gegeben.  Neben  das  System  fest  gegeneinander  abgegrenzter 
actiones  tritt  ein  System  der  erimina  légitima;  und  wie  bei 
den  ersteren  besonders  durch  die  edicta  magistratuum  die 
Voraussetzungen  des  Klageschutzes  erweitert  wurden,  so  er- 
folgt bei  den  erimina  légitima  eine  Ausdehnung  namentlich 
in  der  Weise,  dass  Senatusconsulte  erklären,  es  solle  ein  be- 
stimmter im  Gesetz  nicht  vorgesehener  Thatbestand  nach  Mass- 
gabe  einer  bestimmten  lex  publici  judicii  behandelt  werden. 
Der  Prozess  ist  gedacht  als  ein  Prozess  zwischen  zwei  Parteien; 
der  Ankläger  gilt  als  Vertreter  der  Gemeinde.  Die  Anlehnung 
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an  den  Civilprozess  zeigt  sieh  darin,  dass  Sätze  des  Privat- 
prozesses auf  den  öffentlichen  Prozess  übertragen  werden. 
S.  o.  3. 

Melden  sich  mehrere  Personen  zur  Anklage,  so  muss 
unter  diesen  mehreren  Personen,  wenn  sie  sich  nicht  ver- 
ständigen, eine  Auswahl  getroffen  werden;  dabei  soll  derjenige 
bevorzugt  werden,  der  am  meisten  interessiert  erscheint  und 
von  dem  daher  die  energische  Durchführung  der  Anklage 
erwartet  wird;  das  auf  Vollziehung  dieser  Auswahl  berechnete 
Verfahren  heisst  technisch  divinatio  •).  Im  grossen  ganzen 
scheint  es  dem  römischen  Staat  an  solchen  freiwilligen  Staats- 
anwälten nicht  gefehlt  zu  haben;  die  Führung  der  Anklage 
gab  namentlich  jungen  Leuten  Gelegenheit,  sich  bekannt  zu 
machen  und  sich  für  die  politische  Carrière  zu  empfehlen; 
dem  Ankläger  werden  wohl  politische  Vergünstigungen  in 
Aussicht  gestellt,  während  die  Aussetzung  von  Geldbelohnungen 
für  den  Ankläger  in  republikanischer  Zeit  nur  in  untergeord- 
neten Fällen  vorkommt  (S.  508). 

Die  Freigebung  der  Anklage  an  jedermann  beschwört  die 
Gefahr  bewusst  falscher  Anschuldigung  (calumnia)  herauf.  Schutz 
gegen  diese  Gefahr  muss  unmittelbar  mit  dem  Aufkommen 
des  Quästionenprozesses  notwendig  geworden  sein. 

Die  Ausführungen  Mommsens  über  die  Calumnienstrafe 
kommen  im  wesentlichen  zu  denselben  Resultaten,  die  ich  vor 
einigen  Jahren  in  der  Realencyklopädie  der  klassischen  Alter- 
tumswissenschaft vorgelegt  habe 8 ).  Eine  lex  Jiemmia  führte 
die  Strafe  der  Infamie  und  der  Brandmarkung  ein;  dem 
calumniösen  Ankläger  wird  der  Buchstabe  K (Kalumniator) 
auf  die  Stirne  gebrannt.  Die  Brandmarkung  kam  frühzeitig 
ausser  Gebrauch,  die  Infamie  blieb  bestehen,  der  Prätor  nennt  den 
calumnia*  in  judicio  publico  condemnatus  im  Katalog  der  infames. 


')  Mommsen  bespricht  auf  S.  373  die  Sache,  vergisst  alter,  die  tech- 
nische Bezeichnung  anzugeben  : Ähnliche»  gilt  für  da«  eigenartige  Institut 
de»  calculas  Minerva-,  S.  44<>. 

*)  I’nii/j/s  ßealcna/klo/itidie  der  klassischen  Ai/ertnmsirissenscha/t,  neue 
Bearbeitung,  herausgegeben  von  G.  VVissowa;  ich  habe  ausser  calumnia  in 
dieser  Sammlung  bisher  Artikel  veröffentlicht  über:  carcer,  earnifex, 
casfigatio,  castratio,  circumcisio,  condemnatio,  coitio,  crematio,  crimen, 
crux,  culeus,  custodia  reorum.  dardanariatus,  decollatlo,  delatio  nomini«, 
delictum. 
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In  der  Kaiserzeit  *)  wird  für  die  Bestrafung  des  Anklägers  das 
Prinzip  der  Talion  in  eigenartiger  Weise  verwendet:  dieselbe 
Strafe,  die  bei  begründeter  Anklage  den  Angeklagten  getroffen 
hätte,  trifft  bei  erwiesener  calumnia  den  Ankläger.  Ist  die 
Anklage  durch  Freisprechung  als  unbegründet  erklärt  worden, 
so  erfolgt  in  unmittelbarem  Anschluss  an  diese  Entscheidung 
und  durch  denselben  Richter,  also  im  Quästionenprozess  durch 
die  Geschworenen,  die  Entscheidung  über  die  Frage  der 
calumnia.  Eine  besondere  auf  t'alumnienstrafe  gerichtete 
Gegenklage  des  Angeklagten  ist  nicht  erforderlich,  die  Ent- 
scheidung über  die  calumnia  erfolgt  ex  officio. 

Die  Verquickung  privatrechtlicher  und  öffentlichrechtlicher 
Momente  im  Quästionenprozess  legt  die  Frage  nahe,  ob  sich  nicht 
der  neue  Strafprozess  im  Anschluss  an  Institute  des  Civilprozesses 
entwickelt  habe.  Mommsen  hat  jetzt  seine  Ansicht  über  die 
Herkunft  den  Quitationenprozesees  dargelegt,  und  dabei  näher  ausge- 
führt, was  er  bereits  im  Kommentar  zu  der  lex  Coloniæ  Juliæ 
Genetivæ  und  im  „Staatsrecht“  angedeutet  hatte.  Er  gelangt 
zu  folgenden  Resultaten:  Der  Quästionenprozess  ist  eine  Ver- 
bindung des  magistratischen  Inquisitionsverfahrens  mit  dem 
deliktisehen  Privatprozess;  aus  letzterem  ist  im  besonderen 
das  Geschworeneninstitut  übernommen.  Es  wird  hier  „ein  öffent- 
liches Delikt  in  der  Form  des  Privatprozesses  behandelt,  indem 
einerseits  der  Prozess  gefasst  wird  als  Rechtshandel  zwischen 
der  Gemeinde  und  dem  Angeschuldigten,  andrerseits  die  Ver- 
tretung der  Gemeinde  geregelt,  das  Geschworenenverfahreu 
durch  Substituierung  grosser  Kollegien  statt  des  einen  Ge- 
schworenen oder  der  kleinen  Recuperatorengeriehte  und 
namentlich  durch  den  magistratischen  Vorsitz  der  Comitial- 
form  genähert  wird  (S.  04;  vgl.  S.  202,  393).  Formell  lehne 
sich  die  neue  Prozessform  an  das  Hausgericht  an  und  an  das 
aus  diesem  entwickelte  private  und  öffentliche  Verfahren,  bei 
dem  der  Vorsitzende  Magistrat  als  Richter,  die  mitwirkenden 
Geschworenen  als  sein  Beirat,  consilium,  gefasst  und  benannt 
werden;  bei  den  Quästionen  sei  die  Zuziehung  der  Geschworenen 
gesetzlich  geregelt,  während  die  Entscheidung  bei  dem  Vor- 


*)  Mommsen  nimmt  an:  erst  in  naehkonstnntinischer  Zeit.  Ich  glaube 
in  meinem  Artikel  nachgewiesen  zu  haben,  dass  das  neue  Prinzip  auf 
Septimius  Severus  zurückzuführen  ist. 
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sitzenden  nicht  mehr  liege , wie  hei  jedem  einzelnen  Ge- 
schworenen *)  (S.  213). 

Den  Entwicklungsgang  rekonstruiert  Mommsen  (S.  180  ff.), 
wie  folgt:  es  finden  sieh  in  den  letzten  Jahrhunderten  der 
Republik  Falle,  wo  eine  der  Gemeinde  verfallene  Geldbusse 
in  den  ausseren  Formen  des  Privatprozesses  und  vor  dem 
ordentlichen  Civilrichter  (nicht  vor  dem  kompetenten  Ver- 
waltungsbeamten) geltend  gemacht  wird.  Als  Richter  funk- 
tionieren dabei  meistens  die  immer  in  der  Mehrzahl  auftretenden 
Recuperatoren.  Die  Klagebefugnis  ist  bald  einem  Magistrat 
zugewiesen,  bald  jedem  Bürger  freigegeben:  der  Kläger  gilt 
im  einen  imd  im  anderen  Fall  als  Vertreter  der  Gemeinde; 
es  wird  ihm  eine  privilegierte  Stellung  zuerkannt;  dabei  be- 
deutet die  Entfernung  von  den  Normen  des  Civilprozesses  eine 
Annäherung  an  den  Strafprozess,  z.  B.  in  der  Behandlung  der 
Zeugenladung.  Technisch  wird  für  solche  Prozesse  von  Cicero 
der  Ausdruck  „judicium  publicum“  verwendet.  Neben  diesen 
„Bussklagen  für  die  Gemeinde“,  die  namentlich  im  Stadtrecht 
von  Ur80  (lex  Coloniæ  Juliæ  Genetivæi  begegnen,  finden  sich 
auch  bei  vereinzelten  Privatstrafklagen  verwandte  Abweichungen 
von  den  Regeln  des  ordentlichen  Civilprozesses,  namentlich  die 
Freigebung  der  Anklage  an  jedermann.  Mommsen  rechnet 
hierher  die  lex  Plætoria  (zum  Schutz  der  Minderjährigen)  und 
das  Gesetz  (lex  Marcia?)  über  den  Zinswucher.  In  diesen 
judicia  publica  seien  die  Vorläufer  des  Quästionenprozesses 
zu  erblicken,  der  von  ihnen  auch  die  technische  Bezeichnung 
„judicium  publicum“  übernimmt. 

Ich  glaube  nicht,  dass  mit  diesen  neuen  Ausführungen 
das  Problem  gelöst  sei.  Erklärt  wird  durch  solche  Anknüpfung 
das  Auftreten  der  Geschworenen  und  die  Notwendigkeit  des 
Zusammenwirkens  mehrerer  Geschworener  (im  Gegensatz  zum 
judex  un us  des  Civilprozesses);  nicht  erklärt  int  der  magistratische 
Vorsitz.  Aber  auch  die  Freigebung  der  Anklage  an  jedermann, 
die  accusatio  publica,  von  der  das  neue  Verfahren  seinen 
Namen  hat,  tcird  nicht  erklärt;  von  den  judicia  publica,  die 
Mommsen  erwähnt,  sind  die  meisten,  und  die  sicher  be- 
glaubigten, jünger  als  der  Quästionenprozess;  älter  ist  nur 


*)  Mau  bemerkt1,  dass  hier  ein  Mitstimmen  des  Vorsitzenden  Magistrats 
»opponiert  wird.  S.  aber  oben  S.  1!<7,  N.  3. 
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das  Verfahren  nach  der  lex  Plætoria  und  nach  der  lex  Marcia; 
aber  weder  für  das  eine  ')  noch  für  das  andere  *)  dieser  Gesetze 
steht  fest,  dass  das  Prinzip  der  Freigebung  der  Anklage  be- 
stand; wir  sind  Uber  beide  Gesetze  nicht  hinlänglich  unter- 
richtet. — Vielleicht  liegt  es  doch  näher,  das  neue  Verfahren 
mit  demjenigen  alten  Verfahren  zusammenzustellen,  für  welches 
die  accusatio  publica  sicher  beglaubigt  ist,  mit  dem  crimen 
suspecti  tutoris s);  für  mich  liegt  übrigens  die  Vermutung  nicht  zu 
fern,  dass  der  neue  Prozess  sich  an  griechische  Vorbilder  an- 
geschlossen hat,  da  sowohl  die  Freigebung  der  Anklage  an 
jedermann  (rÿ  ßovkoptvtp),  als  das  Schwurgericht  unter  magis- 
tratischem Vorsitz  (ijyepoir  dutaoigQiov)  Kennzeichen  der  öffent- 
lichen Klagen  (fqaipai)  des  attischen  Rechtes  sind. 

8.  Lex  Julia  judiciorum  publicorum,  eine  allgemeine  Strafgerichts- 
ordnung für  Quästionengerichte.  Bis  zum  Ausgang  der  Republik 
giebt  es  nur  specielle  Volksgesetze  für  einzelne  crimina  publica; 
vieles  mag,  wie  bereits  bemerkt,  in  allen  oder  manchen  dieser 
Gesetze  gleich  geordnet  gewesen  sein,  so  dass  man  auf  dem 
Wege  der  Vergleichung  allgemeine  Grundsätze  des  Quästionen- 
prozesses  abstrahieren  konnte;  es  fehlte  aber  eine  allgemeine 
Strafgerichtsordnung.  Als  eine  solche  betrachten  und  bezeichnen 
die  römischen  Juristen  die  lex  Julia  judiciorum  publicorum, 
neben  welcher  die  allgemeine  Civilgerichtsordnung,  lex  Julia 
judiciorum  privatorum,  genannt  wird. 

Mommsen  nimmt  an,  dass  die  lex  Julia  judiciorum  publi 
corum  „eher  auf  Cäsar,  als  auf  Augustus“  zurückgehe  (S.  128, 
541,  655);  er  nennt  sie  die  „julisehe  Kriminalprozessordnung“ 
(8.  191,  218,  541,  A.  2)  und  spricht  vom  „cäsarischen  Doppel- 
gesetz“ (8.  344).  Weiter  identifiziert  er  die  1er  Julia  judiciorum 
publicorum  mit  der  lex  Julia  de  ci  publica,  die  lex  Julia  judicio- 


’)  Die  Ansichten  über  das  Prozessverfahren  nach  der  lex  Plætoria, 
das  Cicero  allerdings  ein  judicium  publicum  rei  privativ  nennt,  gehen 
weit  auseinander,  s.  etwa  Karimra,  Römische  Rechtsgeschichte  II,  S.  307, 
P.  F.  Girard,  Manuel  de  droit  romain,  S.  222. 

*)  Gegen  die  Aunuhmc  der  Freigebung  der  Anklage  jetzt  bes. 
G.  Pilhler,  Geschichte  des  Zinsfusses  im  Altertum,  S.  152,  153. 

')  Ich  habe  die  Vermutung,  dass  gerade  diese  accusatio  suspecti 
tutoris  im  Anschluss  an  griechisches  Vormundschaftsrecht  entwickelt 
wurde,  bereits  in  der  Zisch,  d.  Savignv -Stiftung  XV1I1,  S.  Iö5,  geüussert. 
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rum  privatorum  mit  der  lex  Julia  de  vi  private  ’).  In  beiden 
Punkten  (Datierung,  Identifizierung  mit  dem  Gewaltgesetz) 
bringt  Mommsen  eine  neue  Ansicht;  ich  glaube,  er  wird  weder 
hier  noch  dort  überzeugen. 

Eine  sichere  Datierung  ist  freilich  weder  für  die  lex  Julia  judi- 
ciorum  publicorum,  noch  für  die  lex  Julia  de  vi  publica  möglich. 
Die  bisher  herrschende  Lehre  führte  beide  Gesetze  nicht  auf 
Cäsar,  sondern  auf  Augustus  zurück;  erst  in  jüngster  Zeit  ist 
diese  Annahme  von  Wlassak  durch  sorgfältige  Untersuchung 
wieder  gestützt  worden  *).  Ich  glaube  nicht,  dass  man  ge- 
zwungen ist,  die’  bei  Cicero  (Phil.  I,  8,  19)  erwähnten  omnes 
judiciariæ  leges  Ctesaris  auf  die  lex  Julia  zu  beziehen. 

Die  Identifizierung  der  lex  Julia  judieiorum  publicorum  und 
der  lex  Julia  de  vi  publica  ist  nicht  neu.  Hejfter  hat  sie  schon 
vor  Jahren  vorgeschlagen  (Observationes 8),  S.  25,  26),  ohne 
damit  Anklang  zu  finden.  Ich  halte  auch  jetzt  noch  dafür, 
dass  die  Identifizierung  nicht  geboten  ist.  Freilich  finden  sich 
in  der  lex  Julia  de  vi  publica  Bestimmungen  allgemeinerer 
Natur,  aber  das  begegnet  auch  bei  anderen  Quästionengesetzen  ; 
es  kommt  auch  vor,  dass  dieselben  Bestimmungen  allgemeiner 
Natur  in  anderen  Gesetzen  wiederkehren  *).  Es  ist  im  be- 
sonderen nicht  auffällig,  wenn  das  Gewaltgcsetz  von  den 
Grenzen  des  Mandierungsrechts  der  Statthalter  spricht,  da 
dieses  Gesetz  überhaupt  „die  Beschränkung  des  militärischen 
Imperiums  steigert“  (Mommsen,  S.  242).  Überhaupt  wird  das 
julisehe  Gewaltgesetz  — und  dies  ist  entscheidend  — in  den 
Katalogen  der  Quästionengesetze  immer  in  einem  Zuge  mit 


‘)  Vgl.  M.  Voigt.  Über  die  leges  Julia-  judieiorum  privatorum  und  publi- 
corum,  Abhdlg.  der  sächs.  Ges.  d.  Wiss.  XIII,  S.  171  ff.  (1893). 

*)  Betr.  Ir. r Julia  de  ci  publica,  vgl.  Karloira.  Rom.  RechUgesch.  I, 
S.  139.  Pcrniee  in  Holtzendorffs  EncyklopUdie,  S.  139.  Binding,  Grundriss, 
S.  12.  Landucci,  Storia  del  diritto  romano,  S.  111,  998.  Wlassak,  Römische 
Prozessgesctze  II,  S.  170.  — Betr.  lex  Julia  judieiorum  publicorum,  vgl.  Voigt, 
a.  a.  O.,  S.  480.  Wlassak,  I,  S.  173  ff.,  II,  S.  306.  Salkmcski,  Institutionen, 
S.  562.  Leonhard.  Institutionen,  S.  500. 

3)  Diese  Abhandlung  ist  mir  nicht  zuganglieb  ; sie  wird  von  Wlanak 
citiert. 

‘)  So  begegnet  z.  B.  derselbe  Rechtssatz  in  der  lex  Julia  de  vi  und  in  der 
lex  Julia  de  ndulteriis  (I.  3,  § 4 I).  de  ace.  XLY1II  2).  ein  anderer  ebenso 
in  der  lex  Julia  de  vi  und  in  der  lex  Julia  repetundarum  (I.  13  D.,  de 
test.  XXII  5). 


Digitized  by  Google 


204 


H.  F.  HitliK. 


den  anderen  und  mitten  unter  diesen  genannt,  ohne  dass  die 
generelle  Bedeutung  gerade  dieses  Gesetzes  irgendwie  er- 
wähnt würde  *).  Ulpian  hat  in  seinem  Werk  de  officio 
proc.onsulis  das  julische  Gewaltgesetz  im  achten  Buch,  zwischen 
der  lex  Julia  peculatus  und  der  lex  Pompeia  de  parricidiis  be- 
handelt *).  Gegen  die  Identifikation  von  Gewaltgesetz  und  Ge- 
richtsordnung spricht  auch  der  Umstand,  dass  ja  auch  die 
lex  Julia  de  vi  prirata  ausdrücklich  zu  den  leges  judiciorum 
publicorum  gerechnet  wird  8). 

Es  sind  nur  wenige  Quellenstellen,  auf  die  sich  die  Identi- 
fikation stützen  kann.  Wenn  eine  und  dieselbe  Bestimmung 
über  Zeugnisverweigerung  von  Ulpian  auf  die  „lex  Julia  de 
vi  publica  et  privata“'4),  von  Paulus  auf  die  „lex  judiciorum 
publicorum11 6)  zurückgeführt  wird,  so  kann  dies  zunächst  freilich 
Bedenken  erregen,  die  Bedenken  schwinden  aber,  wenn  man 
erwägt,  1.  dass  diese  Bestimmung  ursprünglich  in  der  lex 
Julia  de  vi  gestanden  haben  und  von  da  in  die  allgemeine 
Gerichtsordnung  übernommen  worden  sein  kann;  2.  dass  Ulpian 
die  Bestimmung  nicht  etwa  in  einer  allgemeinen  Erörterung 
über  Zeugen  und  Zeugnispfiicht,  sondern  in  einem  Kommentar 
zu  dem  Specialgesetz  erwähnt,  in  welchem  er  die  einzelnen 
Kapitel  wörtlich  wiedergiebt,  wozu  er  auch  dann  noch  Veran- 
lassung hatte,  wenn  einzelne  Bestimmungen  dieses  Special- 
gesetzes seither  Eingang  in  eine  allgemeine  Strafgerichts- 
ordnung gefunden  hatten.  — Wirklich  bedenklich  ist  nur  die 
1.  1 S 2 D.  de  vi  XLIII  10,  wo  eine  Bestimmung  ne  quid  per 
vim  admittatur  zurückgeführt  wird  auf  die  leges  Juliæ  publi- 
corum et  privatorum,  und  die  1.  32  D.  de  poen.  XLVIII  19, 
wo  der  Richter  auf  vim  fecisse  erkannt  hat  und  gefragt  wird, 
ob  damit  die  lex  Julia  publicorum  oder  privatorum  gemeint 
sei.  Aber  gerade  diese  beiden  Stellen  hat  bereits  Wlassak 
unter  Berufung  auf  die  Basilika  als  offensichtlich  verderbt  be- 


■)  Vgl.  ■/..  B.  1.  2,  § 1 1).  vi  bon.  rapt.  XLV1I  8;  1.  1 D.  de  pnbl.  jud. 
XLVIII:  1.  3,  § 4,  1.  12.  § I D.  D.  de  accus.  XLVIII  2. 

*)  S.  Lnirl , Palingencsie  II.  S.  877  ff. 

*)  Vgl.  I.  1 I).  du  pnbl.  jud.  XLVIII  1,  und  1.  2,  § 1 D.  vi  bon.  XLVII  8. 
*)  (.'filial.  IX  2.  vgl.  auch  die  (von  Mommsen  nicht citierte)  I.  2 pr.  D. 
de  accus.  XLVIII  2,  von  Pnpjniau. 

"I  L.  I D.  de  test.  XXII  ä. 
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zeichnet  *),  und  Lenel  ist  ihm  — ich  glaube  mit  Recht  — bei- 
getreten *). 

9.  Reformen  der  Kaiserzeit  Untergang  der  Schwurgerichte.  Einen 
vollständigen  Umschwung  bringt  die  Kaiserzeit.  Die  Ein- 
führung einer  allgemeinen  Strafgerichtsordnung  eröffnet  die 
Periode  ; die  Comitialgerichte  verschwinden  ; neben  die  Schwur- 
gerichte treten  das  Senatsgericht  unter  konsularischem  Vorsitz 
und  das  Kaisergericht.  Wenn  man  diese  ganze  Verfassung 
des  Prinzipats  eine  Dyarchie  con  Senat  und  Kaiser  genannt 
und  als  besonders  charakteristisch  für  sie  hervorgehoben  hat, 
dass  die  Neuerungen  geschickt  an  alte  Institutionen  an- 
geknüpft  und  neuer  Wein  in  alte  Schläuche  gegossen  worden 
sei  — so  trifft  dies  alles  auch  hier  zu.  Das  Senatsgericht  ist 
eine  Wiederbelebung  des  magistratisch -comitialen  Prozesses, 
an  Stelle  der  Comitien  ist  der  neue  Träger  der  Souveränität, 
der  Senat,  getreten.  Das  persönliche  Kausergericht  dagegen  ist 
eine  Wiederbelebung  des  reinmagistratischen,  provokations- 
freien Verfahrens:  Senatsgericht  und  Kaisergericht  stehen  auf 
derselben  Stufe ; für  beide  wird  die  — für  die  Quästionen  reser- 
vierte — Bezeichnung  „judicium  publicum“  nicht  verwendet; 
beide  sind,  wie  der  alte  Comitialprozess  (s.  o.  S.  6),  befreite  Ge- 
richte (Mommsen , S.  253,  202)  ; beide  werden  dem  streng  an 
das  Gesetz  gebundenen  Schwurgericht  gegen  Ubergestellt,  was 
aber  nicht  hinderte,  dass  an  mehreren  Punkten  Rechtssätze 
des  bisherigen  Verfahrens  in  das  neue,  namentlich  für  das 
Senatsgericht,  übernommen  wurden.  Das  Senatsgericht  ist  be- 
sonders als  erstinstanzliches  Gericht  thätig  gewesen,  das  Kaiser- 
gericht als  Appellationsgericht;  der  kaiserlichen  Beamtenorgani- 
sation, der  Möglichkeit  der  Delegation,  der  Über-  und  Unter- 
ordnung von  Beamten  verdankt  die  Einführung  der  reforma- 
torischen  Appellation  3)  ihre  Entstehung;  sie  ist  eine  Appellation 
vom  delegierten  Richter  an  den  Deleganten. 

')  Wlassak,  Prozessgesetze,  I,  S.  182,  A.  16.  Voigt,  S.  487,  A.  48, 
scheint  die  Schwierigkeit  nicht  zu  merken  oder  Wlassaks  Vorschlag  nicht 
zu  verstehen. 

*)  Palingenesie,  II,  S.  440,  A.  3,  S.  814,  A.  4. 

*)  Vgl.  auch  den  Artikel  appellatio  (im  Strafprozess)  in  Paulys 
Rcalencyklopttdie  der  klass.  Altertumswissenschaft  ; der  Artikel  ist  von 
Hartmann  bearbeitet. 
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Schwierigkeiten  bereitet  hier  die  Erklärung  und  Begrün- 
dung der  kaiserlichen  Strafgerichtsbarkeit.  Es  liegt  an  sich  nahe, 
sie  mit  dem  allgemeinen  Statthalterrecht  des  Kaisers,  dem 
proeonsulare  imperium,  zu  verbinden;  es  ist  aber  daran  zu 
erinnern,  dass  noch  in  republikanischer  Zeit  auch  die  statt- 
halterliche Rechtspflege  der  Provokation  unterworfen  worden  ist, 
s.  o.  S.  193.  So  wird  man  dazu  gedrängt,  die  Gerichtsbarkeit  des 
Kaisers  an  die  andere  wesentliche  Componente  der  kaiserlichen 
Gewalt,  an  die  tribunicia  potestas,  und  an  das  republikanische 
Intercessionsrecht  anzuknüpfen.  Das  thut  schon  Dio  Cassius 
51,  19.  Mit  einer  glücklichen  Wendung  vermag  Mommsen 
(S.  260  A.  2,  468  fl'.),  diese  Verbindung  plausibel  zu  machen: 
es  ergiebt  sich,  dass  dieselbe  Frist  von  drei  Tagen  sowohl 
als  Intercessionsfrist  in  republikanischer  Zeit  *),  wie  als  Appel- 
lationsfrist (zwei  oder  drei  Tage)  in  der  Kaiserzeit  begegnet. 
Dadurch  wird  allerdings  wahrscheinlich  gemacht,  dass  sich 
die  Appellation  aus  der  Intercession  entwickelt  hat.  Während 
aber  letztere  nur  dem  Bürger  und  nur  im  städtischen  Gebiet 
zustand,  so  steht  die  Appellation  jedem  Reichsangehörigen  und 
im  ganzen  Reich  zur  Verfügung.  Die  wichtigste  Neuerung 
aber  liegt  darin,  dass  aus  einer  lediglich  kassatorischen  eine 
refonnatorisehe  Appellation  mit  eigener  Judication  des  Be- 
rufungsrichters entwickelt  worden  ist;  „von  allen  Neuerungen 
des  Prinzipats  ist  die  Einführung  der  reforma  torischen  Appellation 
die  bleibendste  gewesen;  die  damit  gegebene  Zerstörung  der 
Unabänderlichkeit  des  rechtsgültig  gefundenen  Judicats  wirkt 
nach  bis  auf  den  heutigen  Tag“  (S.  277). 

Der  militärische  Charakter  des  neuen  Regiments  tritt  auch 
im  Strafrecht  hervor;  ich  rechne  hierher:  die  Begründung  der 
kaiserlichen  Gewalt  aus  dem  proeonsulare  imperium,  die  Er- 
ledigung militärischer  Sachen  durch  das  Kaisergericht  mit 
Ausschluss  des  Senatsgerichts  (S.  252),  die  Verleihung  des 
Schwertrechts  an  die  Statthalter  (s.  o.  S.  194.),  die  militärische 
Form  der  Urteilsvollstreckung  (S.  924),  die  Verschärfungen  im 


')  Wir  kennen  diese  Intercessionsfrist  freilich  nur  aus  dem  Stadtrecht 
von  Salpensa  (Bruns,  fontes  juris  Romani,  6.  Aufl.,  S.  14ö):  jus-intereedendi 
in  triduo  proxumo  quam  appellatio  facta  erit  poteritque  intcreedi.  Da 
aber  sonst  die  Ordnungen  dieses  Stadtrechts  sich  mit  der  römischen  Ord- 
nung decken,  darf  dies  auch  liier  angenommen  werden. 
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Strafensystem  und  die  Wiedereinführung  der  Todesstrafe  (S. 
335,  942),  die  Verwendung  von  Soldaten  bei  der  Protokoll- 
führung (S.  516),  die  Verbesserungen  auf  dem  Gebiete  der 
Sicherheitspolizei  (s.  u.).  — Auch  sonst  hat  es  an  wichtigen 
heilsamen  Reformen  nicht  gefehlt;  erwähnt  sei  etwa  noch  die 
Einführung  der  Assessur  (S.  140  ff.)  und  die  Ordnung  und  Be- 
schränkung des  Contumacialverfahrens  (S.  333  ff.). 

Besonders  wichtig  sind  die  Reformen  auf  dem  Gehiet  der 
Sicherheitspolizei,  des  Gefängnis-  und  Gefangenentransportwesens. 
Hier  haben  namentlich  die  ägyptischen  Urkunden  und  die 
Martyrien  neue  Aufschlüsse  ergeben.  Der  Sicherheitsdienst 
war  im  alten  Rom  durchaus  ungenügend  organisiert.  Der 
Bedrohte  und  Geschädigte  war  in  der  Hauptsache  auf  sich 
selbst  angewiesen  ; wo  staatliche  Organe  eingreifen,  erscheinen 
sie  mehr  unterstützend  als  selbsthandelnd.  So  werden  ge- 
legentlich polizeiliche  Funktionen , die  anderwärts  öffentlichen 
Organen  zufallen,  von  Privaten,  einzelnen  oder  Verbänden, 
gegen  Entgelt  übernommen,  z.  B.  das  Einfangen  flüchtiger 
Sklaven  durch  die  fugitivarii.  In  diesen  Zusammenhang  ge- 
hören meines  Erachtens  auch  mehrere  Popularklagen,  wie  etwa 
die  actio  de  positis  et  suspensis,  die  sich  leicht  daraus  erklären, 
dass  dem  Staat  polizeiliche  Organe  fehlen  und  nun  der  einzelne 
Private  veranlasst  wird,  den  Polizisten  zu  machen.  Die  Thütig- 
keit  der  „drei  Nachtherrn“  (tresviri  nocturni)  kann  schon 
wegen  der  kleinen  Zahl  nicht  sehr  hoch  angeschlagen  werden. 
— In  der  Kaiserzeit  ist  nicht  nur  in  der  Hauptstadt  durch 
Schaffung  neuer  Beamtungen  und  Verwendung  besonderer 
Truppenkörper  ein  umfassender  Sicherheitsdienst  organisiert 
worden,  sondern  auch  die  städtischen  Gemeinden  der  Provinzen 
haben  ihre  besonderen  polizeilichen  Organe  mit  verschiedenen 
Bezeichnungen  und  verschiedenen  Kompetenzen  ; da  finden  sich 
stationes,  stationarii,  præfecti  stationibus  u.  s.  w.  Daneben 
werden  städtische  Gefängnisse  erwähnt,  die  von  Reichsbehörden 
visitiert  werden  und  in  denen  Untersuchungsgefangene  bis  zum 
Weitertransport  in  die  Residenz  des  Statthalters  oder  nach 
Rom  Unterkunft  finden.  Die  Untersuchungshaft  spielt  eine 
grössere  Rolle  als  in  der  voraufgehenden  Periode.  — Die 
Beschränkung  der  municipalen  Jurisdiktion  hat  dieser  Thätig- 
keit  der  Städte  kein  Ende  bereitet,  man  hat  nur  die  Städte 
zu  Organen  der  Reichsverwaltung  gemacht.  Für  all  diese 
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Aufgaben , Polizei , Gefängniswesen  ') , Gefangenentransport 
wird  namentlich  Militär  verwendet;  besonders  wichtig  ist  die 
Abkommandierung  von  Soldaten  durch  die  Centralstelle  in 
Specialmission  zum  Zweck  einer  Kontrollierung  der  Provinzial- 
beamten durch  die  Centralbehördc. 

Die  kaiserliche  Rechtspflege,  knüpft  an  das  alte  rein-magis- 
tratische  und  provokationsfreie  Verfahren  an;  sie  ist  eine 
Wiederaufnahme  der  ursprünglichen  und  unbeschränkten  magis- 
tratischen Coercition.  Wenn  sich  der  Schtcnrgerichtsprozess  in  der 
Form  der  Accusation  und  des  Streites  zweier  Parteien  bewegt, 
so  nimmt  der  kaiserliche  Prozess  die  Form  der  Cognition  an. 
Neben  das  gesetzlich  geregelte  Strafverfahren,  wo  der  Magistrat 
die  dem  Gesetz  konforme  Anklage  entgegennehmen  muss  und 
ohne  solche  nicht  einschreiten  darf,  tritt  das  ausserordentliche, 
befreite  Strafverfahren,  wo  der  Magistrat  auch  ohne  formelle 
Accusation,  auf  blosse  Denunziation  hin,  oder  auch  ohne  solche, 
das  Strafverfahren  durchführt. 

Natürlich  mussten  diese  Neuerungen  zurückwirken  auf  das 
bisherige  ordentliche  Schtcurgerichtsver fahren,  den  ordo  judiciorum 
publicorum.  In  die  Provinzen  war  das  Schwurgerichtsverfahren 
nie  eingedrungen ; in  Rom  blieb  es  vorläufig  bestehen;  auch 
unterlag  das  Urteil  der  Geschworenen  einer  Appellation  an 
den  Kaiser  oder  Senat  nicht.  Aber  spätestens  gegen  das  Ende 
des  zweiten  Jahrhunderts  muss  die  kaiserliche  Strafgerichtsbar- 
keit, besonders  in  der  Form  der  delegierten  Gerichtsbarkeit 
des  Stadtpräfekten , die  Schwurgerichte  verdrängt  haben. 
Ulpian  sagt  von  der  Stadtpräfektur:  „omnia  oinnino  crimina 
sibi  vindieavit“ *),  und  Paulus  erklärt:  „ordo  exercendorum 
publicorum  capitalium  in  usu  esse  desiit“  *).  Vielleicht  ist 
diese  Verdrängung  der  Schwurgerichte  damit  eingeleitet  worden, 
dass  man,  wie  dies  — bei  Dio  52,  21  — Ma'cenas  dem  Augustus 
rät,  von  den  Gesclnvorneuhöfen  die  Appellation  an  den  Stadt- 
präfekten gestattete  ; dies  wäre  dann  der  Anfang  vom  Ende 
gewesen.  Mir  scheint,  dass  das  endgültige  Verschwinden  des 
Schwurgerichts  mit  dem  mehrmals  erwähnten  Erlass  desSeptimius 


’)  liber  die  custodia  militari»  vergleiche  meinen  Artikel  custodia  reoruin 
in  Paulys  Realencvklopädie. 

*)  L.  1 pr.  I).  de  off.  pra*f.  urb.  I 12. 

>)  L.  8 D.  de  publ.  jud.  XLVIII  1. 
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Severus  zusammenhängt , der  die  Kompetenzen  des  Stadt- 
prüfekten  nach  allen  Seiten  erweiterte,  mit  dem  Erlass  an 
den  Stadtpräfekten  Fabius  Cilo  M. 

Im  Resultat  hat  die  kaiserliche  Strafjustiz,  persönliche  und 
delegierte , alle  anderen , comitiale , schwurgerichtliche  und 
senatorisch  - consularische  aufgesogen.  Daran  hat  natürlich 
auch  die  spätere  Kaiserzeit  nichts  mehr  geändert,  wie  sie  über- 
haupt auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts  und  des  Strafprozesses 
wesentliche  Neuerungen  nicht  mehr  gebracht  hat  *).  Im  ganzen 
hat  die  Kaiserzeit  zweifellos  eine  Reihe  heilsamer  Reformen 
gebracht  und  mit  der  Laxheit  und  Milde  der  früheren  Zeit 
endgültig  gebrochen.  Es  darf  aber  nicht  verschwiegen  werden, 
dass  sie  auch  Rechtssätze  preisgegeben  hat,  an  denen  festge- 
halten zu  haben  der  Republik  zu  schönem  Ruhm  gereicht; 
die  Kaiserzeit  bringt  u.  a.  die  Unterscheidung  der  Personen 
nach  Ständen  8)  (honestiores  und  humiliores)  ; sie  bringt  auch 
die  Anwendung  der  Folter  auf  den  freien  Mann  4). 

Von  den  einzelnen  Vergehen  und  den  einzelnen  Straf- 
mitteln sollen  nur  einige  wenige  erörtert  werden. 

10.  Das  Staatsverbrechen.  Das  Staatsverbrechen,  die  perduellio, 
ist  das  älteste  öffentliche  Verbrechen  des  römischen  Rechts.  Die 
Bestrafung  des  Verbrechens  stellt  die  Selbsthülfe  der  Gemeinde  dar. 
„Die  Schädigung  des  Gemeinwesens  fordert  die  Selbsthülfe  der 
Gemeinde,  sowohl  gegen  den  Landesfeind  wie  gegen  den  dem 
Landesfeind  gleichgesinnten  und  gleich  handelnden  Mitbürger“ 
(S.  59).  „Perduellis“  ist  „der  arge  Krieger“  (S.  537).  Hier, 
für  diesen  Fall,  ist  der  Comitialprozess  zuerst  entwickelt 
worden;  die  Tradition  verlegt  diese  Prozessart  und  die  dazu 
gehörenden  duoviri  perduellionis  bereits  in  die  Königszeit;  der 
oft  erwähnte  Fall  des  Horatius  wird  als  Musterfall  erzählt, 


>)  L.  1 pr.  D.  de  off.  prwf.  urb.  T 12;  1.  8 §5  D.  de.  pœn.  XLVIII  19; 
1.  6 § 1 I).  de  interdict.  et  releg.  XLVIII  22,  vgl.  1.  2 § 1 D.  de  pœn.  XLVIII  19. 

*)  Von  den  öffentlichen  Verbrechen  verdanken  nur  die  Entführung 
und  die  Häresie  ihre  Entwicklung  der  spätem  Kaiserzeit.  Über  die 
Htirexie  im  bes.  vgl.  S.  595  ff.;  die  neue  Ordnung  knüpft  an  das  aus 
der  diocletianischen  Epoche  herrührende  Strafverfahren  gegen  die  Manichäer 
an  (S.  600  A.  1.  S.  643). 

*)  S.  Mommsen,  S.  1032  ff. 

*)  S.  Mommsen,  S.  406  ff. 

Schweizerische  Zeitschrift  für  Strafreeht.  13.  Jahre.  G 


210 


H.  F.  Hitzlif. 


z.  B.  von  Liviusl,  26,  der  auch  alte  Formulare  (lex  horrendi 
earminis  !)  wiedergiebt. 

In  neuerer  Zeit  hat  O.  Karlowa  ')  nachzuweisen  versucht, 
dass  und  warum  die  Tradition  den  Horatierprozess  mit  Recht 
als  Perduellionsprozess,  nicht  als  Tötungsprozess  (parricidium) 
auftässt.  Horatius  hatte,  vom  Kampf  mit  den  drei  Curiatiern 
heimkehrend,  seine  Schwester  getroffen,  die  einen  der  ge- 
fallenen Curiatier,  ihren  Bräutigam,  beweinte  ; er  hatte  sie  er- 
schlagen, weil  sie  einen  Vaterlandsfeind  beweint  hatte.  Hier 
sicht  man  nicht  recht  ein,  wie  dies  Vergehen  perduellio  sein 
soll.  Karlowa  findet  die  perduellio  darin,  dass  Horatius  als 
Soldat,  an  der  Spitze  des  Heeres,  seine  Schwester  getötet  und 
so  den  Krieg  in  die  Stadtmauern  hineingetragen  habe;  er  bringt 
dies  mit  der  Scheidung  infra  pomœrium  — extra  pomœrium  — 
zusammen  und  nimmt  an,  dass  Horatius  seine  Schwester  inner- 
halb der  Thore  erschlagen  habe.  Es  gelingt  ihm  aber  nicht, 
gegen  die  feste  Tradition  aufzukommen,  dass  die  That  ante 
portant  Capenam  begangen  worden  sei,  am  selben  Orte,  wo 
man  in  später  Zeit  noch  das  Grabmonument  zeigte.  Wenn 
Karlowa  seine  Annahme  weiter  (S.  19)  durch  den  Hinweis  zu 
stützen  sucht,  dass  dem  Janus  Curiatius  nach  der  That  ein 
Altar  geweiht  wurde,  und  wenn  er  dies  mit  einer  durch  die 
Tötung  in  der  Stadt  vollzogenen  Verletzung  des  Janus,  des 
„Herren  über  alle  Thore“.  in  Verbindung  bringt,  so  bleibt  der 
Janus  Curiatius  unerklärt,  da  es  sich  ja  — nach  Karlowa  — 
nicht  um  die  Erschlagung  der  Curiatier,  sondern  um  die  Ersehla- 
gtmg  der  Horatia  handeln  würde.  Auch  Mommsen  scheint  die 
Hypothese  Karlowas  stillschweigend  abzulehnen;  er  bringt 
seine  frühere  und  einleuchtende  Erklärung:  die  That  des 
Horatius  ist  parricidium,  nicht  perduellio  ; die  Römer  bezeichnen 
aber  den  Fall  als  perduellio,  weil  sie  Pcrduellionsprozess  und 
Comitialgericht  an  einer  bekannten  Episode  der  ältesten  Zeit 
paradigmatisch  darstellen  wollen. 

Eine  Besonderheit  des  Perduellionsverbrechens  liegt  darin, 
dass  nach  ursprünglicher  römischer  Auffassung  der  perduellis 
unmittelbar  durch  die  That  sein  Bürgerrecht  verwirkt  und  die 
Verfolgung  und  Strafe  als  Landesfremder  erleidet.  Parteidoktrin 

')  0.  A'nrlisra,  Intra  pomœrium  und  extra  pomœrium,  ein  Beitrag  zum 
römischen  Sfaatsreclit,  1k:k5,  S.  17  ff. 
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hat  hieraus  das  sog.  Kriegsstandrecht  des  Senats  entwickelt 
(S.  256  ff.),  ein  durch  die  Gefährdung  des  Staates  herbeige- 
führtes Ausnahmeverfahren  ; „es  tritt  auf  als  die  Befugnis 
des  obersten  Magistrats,  in  republikanischer  Zeit  der  Konsuln, 
später  des  Kaisers,  wenn  der  Senat  das  Gemeinwesen  in  Gefahr 
erklärt  hat,  über  jede  Person  ohne  Unterschied  des  Standes 
die  Todesstrafe  zu  verhängen , wobei  Untersuchung  und  Ver- 
teidigung nicht  ausgeschlossen  war“  (S.  256).  Die  Statthaftig- 
keit eines  solchen  Ausnahmeverfahrens,  ein  Kardinalsatz  der 
Optimatenpartei,  ist  von  den  Gracchen  angefochten  worden; 
Gaius  Gracchus  bringt  ein  Plebiscit  durch,  nach  welchem  auch 
der  perduellis  immer  nur  nach  magistratiseh-comitialem  Prozess 
gerichtet  und  jede  damit  in  Widerspruch  stehende  Exekution 
als  Mord  geahndet  werden  soll. 

Unter  dem  Titel  „Staatsverbrechen“  behandelt  Mommsen 
(S.  567  ff.)  auch  die  „Verletzung  der  religiösen  Bürgerpflicht'. 
Dies  führt  zu  einer  Prüfung  der  rechtlichen  Natur  der  Christen- 
verfolgungen *).  Mommsen  geht  — mit  Conrat  u.  a.  — davon 
aus,  dass  die  spätere  und  schrecklichste  Verfolgung  der 
Christen  unter  Kaiser  Decius  von  den  früheren  Verfolgungen  zu 
trennen  sei.  Die  Stellung,  die  der  römische  Staat  in  Fragen 
der  Religion  einnimmt,  ist  ursprünglich  folgende:  die  römische 
Religion  haftet  am  Staatsbegriff,  die  Religion  ist  Staatsreligion, 
der  Glaube  des  römischen  Bürgers  an  die  römischen  Götter  ist 
Bürgerpflicht.  Gemeinden,  die  zum  römischen  Reich  gehören, 
ohne  Bürgergemeinden  zu  sein,  behielten  ursprünglich  ihre 
Götter;  später  werden  die  römisch-nationalen  Götter  Reichs- 
götter, ohne  die  angestammten  Götter  der  einzelnen  Gemeinden 
zu  verdrängen.  Mommsen  bringt  diese  Änderung  mit  der  Notwen- 
digkeit zusammen,  für  das  zur  Hälfte  aus  Nichtbürgern  be- 
stehende Reichsheer  einen  allgemeinen  Soldateneid  zu  schaffen 
(S.  571i. 

Erhebt  nach  dem  Gesagten  die  römische  Gottheit  nicht  den 
Ausspruch,  neben  sich  im  Reiche  keine  anderen  Götter  zu 
dulden,  so  durfte  sich  der  Staat  mit  einem  passiven  Verhalten 

')  Vgl.  hierzu  besonders  Mommsen , Keligionsfrevel  nach  römischem 
Recht,  Sybels  historische  Zeitschrift  LXIY,  S.  .'589  ff.  (1890);  Neumann,  Der 
römische  Staat  und  d.  alig.  Kirche  bis  auf  Diocletiau  I.  (1890);  Conrat 
(Cohn),  Die  Christenverfolgungen  im  römischen  Reich  vom  Standpunkt  des 
Juristen  (1897)- 
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und  einer  polizeilichen  Oberaufsicht  gegenüber  fremden  Kulten 
begnügen.  Dies  ist  auch  im  allgemeinen  geschehen.  Der 
römische  Staat  duldet  die  fremden  Kiüte  anderer  Gemeinden, 
wie  auch  diese  anderen  Gemeinden  die  römischen  Götter  ge- 
währen lassen.  Aber  im  Judentum,  und  mehr  noch  im  Christen- 
tum, trat  den  Römern  eine  Gottheit  ohne  Nation  entgegen,  die 
keinen  anderen  Gott  neben  eich  duldete;  mit  dem  Kultus  dieses 
Gottes  war  der  Kultus  der  römischen  Götter  nicht  vereinbar; 
wer  sich  ihm  zuwandte,  verliess  damit  die  römischen  Götter 
und  machte  sich  einer  nationalen  Apostasie  schuldig;  dazu  „lag 
im  Christentum  von  Anfang  an  das  propagandistische  Element 
eingeschlossen“  ( Conrat , S.  46).  Deswegen  sieht  das  römische 
Recht  im  Bekennen  des  Christenglaubens  ein  „crimen  læste 
Romaine  religionis“  (so  Tertullian);  „die  Erklärung  vor  Ge- 
richt, dem  Christenglauben  anzugehören,  wird  als  Geständnis 
des  Majestätsverbrechens  angesehen  und  bestraft“  (S.  575). 
Damit  ist  gegen  den  Christen  die  Möglichkeit  der  Eröffnung 
des  legitimen  -Accusationsprozesses  gemäss  der  lex  Julia  maiestatis 
gegeben  ; daneben  findet  sich  aber  Einschreiten  ohne  Accusation, 
nach  den  Grundsätzen  der  magistratischen  Coercition  und 
Cognition1),  regelmässig  aber  nur  auf  Grund  vorgängiger 
Denunziation  *).  Die  Bestrafung  fällt  weg,  wenn  der  Angeklagte 
seine  Apostasie  zurücknimmt  ; nur  zur  Bekräftigung  seiner  Recht- 
gläubigkeit pflegt  ihm  in  solchem  Fall  Eid  und  Opfer  (für  die 
römischen  Götter)  abverlangt  zu  werden. 

In  der  decianischen  Verfolgung  und  später  wird  allgemein 
von  jedem  Staatsbürger  gefordert,  dass  er  den  Göttern  des 
alten  Glaubens  opfere  und  sich  durch  ein  Attest  darüber  aus- 
weise,  dass  es  geschehen  sei.  Wir  sind  über  diesen  Opfer- 
zwang in  der  jüngsten  Zeit  durch  Papyrusfunde 8)  näher  unter- 
richtet worden.  Wir  wissen  jetzt,  dass  in  den  einzelnen  Ge- 
meinden besondere  Opfer-Kommissionen  von  fünf  Männern  ein- 
gesetzt wurden  trri  rwr  !ha im);  diese  berufen  die  des 

Christentums  verdächtigen  Personen  vor  sieh,  um  sie  unter 
ihrer  Aufsicht  opfern  zu  lassen.  Der  Opfernde  richtet  eine 

*)  S.  o.  S.  208. 

*)  Vgl.  die.  berühmten  Worte  Trainns  an  Pltnius  (ep.  97):  Christiani 
conquirendi  non  sunt  ; si  deferantur  et  argnantur,  puniendi  sunt. 

J)  S.  Kreis,  Ein  Libellus  eines  Libella  tiens  vom  Jahr  250  n.  C’lir.  aus 
dem  l-'njuin,  Sitzungsberichte  der  Berliner  Akademie  1893,  S.  1007. 
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Eingabe  an  die  Kommission,  in  der  er  erklärt,  dass  er  stets 
eifrig  und  gewissenhaft  geopfert  und  auch  jetzt  in  Gegenwart 
der  Kommission  (ènl  n uquvüiv  vfih)  die  vorgeschriebenen J) 
Opfer  (xarà  i«  jiQuazixayfUY")  dargebracht  habe;  darüber  möge 
ihm  nun  die  Kommission  ein  Zeugnis  ausstellen,  das  ihn  gegen 
spätere  Verfolgung  sichert.  Die  Kommission  erteilt  das  Zeugnis 
durch  eine  Notiz  auf  der  Eingabe  selbst  : sie  scheint  *)  zu  be- 
zeugen, dass  sie  ihn  habe  opfern  sehen. 

11.  Das  Tötungsverbrechen.  Die  technische  Bezeichnung  des 
Tötungsverbrechens  ist  parrieidium,  sprachlich  wahrscheinlich 
= arger  Mord.  Die  Ausdehnung  der  staatlichen  Strafgerichts- 
barkeit auf  den  Mord  gehört  nach  der  römischen  Überlieferung 
noch  der  Königszeit  an,  welcher  bereits  die  quœstores  parri- 
cidii  zugeschrieben  werden.  Die  quœstores  sind  wahrscheinlich 
so  alt  wie  die  obligatorische  Provokation  und  der  magistratisch- 
comitiale  Prozess. 

Über  die  rechtliche  Behandlung  des  Tötungsverbrechens 
in  der  ältesten  Zeit  mangelt  jede  sichere  Kunde;  ob  und  wie 
weit  Blutrache  gegolten  hat,  lässt  sich  schon  deswegen  schwer 
ermitteln,  weil  wir  über  die  Geschlechtsverfassung  der  ältesten 
Zeit  nur  mangelhaft  unterrichtet  sind.  Mommsen  verzichtet 
auf  eine  Prüfung  dieser  Fragen  und  will  sich  damit  bescheiden, 
die  Lücke  bezeichnet  zu  haben. 

In  neuerer  Zeit  hat  E.  Brunnenmeister  in  seiner  klassischen 
Abhandlung  über  „das  Tötungsverbrechen  im  altrömischen  Recht “ 
(1887)  versucht,  Klarheit  über  das  älteste  Mordverfahren  zu 
gewinnen.  Erdenkt  sich  die  ältesten  Zustände  so:  parrieidium 
ist  ursprünglich  nur  die  Tötung  des  Geschlechtsgenossen,  des 
mit  dem  Thäter  geschlechtsverwandten  (freien)  Menschen  ; 
das  Geschlecht  (gens)  übt  eine  Strafgerichtsbarkeit  über  die 
Geschlechtsgenossen  aus,  das  Urteil  wird  von  einer  Versamm- 
lung der  Geschlechtsgenossen  gefällt  (S.  96);  der  Verbrecher 
wird  hier  den  nächsten  Angehörigen  übergeben  und  von  diesen 
vom  Leben  zum  Tode  gebracht  (S.  171).  Tötung  des  Ge- 
schlechtsfremden galt  in  den  Augen  der  Genossen  des  Thäters 
nicht  als  Verbrechen;  sie  führte  zur  Fehde  der  Geschlechter, 
die  von  dem  Geschlecht  des  Thäters  durch  Auslieferung  des 

')  Damit  ist  wohl  der  Erlass  des  Kaisers  Der iu«  gemeint. 

’)  Leider  ist  nur  das  Wort  ttvovia  lesbar. 


Digitized  by  Google 


214 


H.  F.  Hitzig. 


schuldigen  Hauptes  abgewendet  werden  konnte.  Ein  Gesetz, 
nach  den  Quellen  ein  Gesetz  des  Königs  Numa,  habe  dann  den 
Begriff  des  parricidium  ausgeweitet  auf  die  Tötung  jedes  freien 
Gemeindeangehörigen;  der  Mörder  wird  an  die  Verwandten 
(agnati)  des  Erschlagenen  ausgeliefert  zum  Zweck  der  Voll- 
ziehung der  Talionsstrafe  (S.  109  ff.). 

Mit  der  Einführung  der  qucestores  parricidii  verschwindet 
die  an  die  Blutrache  erinnernde  Beteiligung  der  Verwandten 
bei  Strafverfolgung  und  Strafvollstreckung.  Der  Mord  ist  jetzt 
ein  gegen  den  Staat  gerichtetes  Verbrechen,  mit  der  Schädigung 
des  einzelnen  ist  zugleich  die  öffentliche  Sicherheit  gefährdet; 
der  Mord  wird  ein  öffentliches  Verbrechen , das,  wie  die  per- 
duellio,  in  den  Formen  des  magistratisch-comitialen  Prozesses 
behandelt  wird. 

Gegen  diese  ganze  Lehre  ist  mit  Recht  geltend  gemacht 
worden  *),  dass,  soweit  wir  zu  sehen  vermögen , der  Gens  die 
Strafgerichtsbarkeit  über  ihre  Genossen , sowie  auch  jede 
politische  Vorstandschaft  fehlt.  Auch  die  sprachlichen  Beweise 
Brunnenmeisters  sind  nicht  überzeugend  ; wenn  wirklich  parri- 
cidium sprachlich  zu  m/is  gehört,  so  ist  doch  nrjéç  zunächst 
der  durch  Verschwägerung  Verwandte,  vielleicht  auch  noch 
der  Verwandte  schlechthin,  aber  es  würde  jeder  Hinweis  darauf 
fehlen,  dass  nur  agnatische  Verwandte  im  Sinn  der  alten  Ge- 
schlechtsverfassung in  Frage  stehen. 

Die  spätere  Entwicklung  des  Tötungsverbrechens  knüpft 
an  die  Strafgesetzgebung  des  Sulla  an  ; ich  gehe  darüber 
hier  hinweg,  um  nicht  wiederholen  zu  müssen,  was  ich 
in  dieser  Zeitschrift  (IX,  S.  16  ff.)  bei  einer  früheren  Gelegen- 
heit bereits  ausgeführt  habe. 


')  S.  bes.  A“.  Lüning,  in  der  Ztsch.  f.  d.  gesamt.  Strafrechtswissenschaft, 
VII,  S.  654  ff.  Dieser  selbst  sucht  die  Neuerung  der  lex  Numa-  in  fol- 
gendem: vor  Numa  sei  nur  das  ordere  („die  durch  gewaltsame  Einwirkung 
der  Körperkraft  des  ThHtcrs  auf  den  Körper  des  Getöteten  verübte  Tötung") 
geahndet  worden,  seit  Numa  auch  das  morti  dare  („andere  Praktiken 
zur  Vernichtung  von  Menschenleben“).  — Er  bringt  diese  Unterscheidung 
der  Tötungsthatbcstttnde  in  Zusammenhang  mit  den  bekannten  Erörte- 
rungen der  römischen  Juristen  über  die  lex  Aquilin  (dauinutn  corpore 
corpori  datum).  Mir  scheint  das  nicht  recht  glaublich;  die  Erörterungen 
der  Juristen  und  die  Schaffung  besonderer  actione«  in  factum  (für  mortis 
causam  præberc)  begreifen  sich  schlecht,  wenn  schon  ein  Gesetz  des  Numa 
die  beiden  Tötungsthatbestände  für  das  öffentliche  Strafrecht  gleichge- 
stellt hat. 
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Mit  dein  Mord  hat  das  sudanische  Gesetz  die  Giftmischerei 
zusaminengestellt,  lex  Cornelia  de  sicariis  et  veneficis.  In  den 
Begriff  des  venenum  haben  die  Römer  auch  das  Zaubermittel 
hineingezogen  und  aus  der  Giftmischerei  wird  die  Magie  ent- 
wickelt, „wobei  die  häufige  gewerbliche  Verbindung  des  Ver- 
triebs der  Gift-  und  Zaubermittel  wesentlich  mitgewirkt  haben 
wird“  (S.  ti40).  Zu  diesen  verbotenen  Zauberhandlungen  rechnet 
Mommsen  (S.  G42)  auch  die  Niederlegung  von  sog.  Verfluchungs- 
tafeln ').  Solche  Tafeln  haben  sich  in  grosser  Zahl,  in  latei- 
nischer und  in  grieehiseher  Sprache,  besonders  in  Attika  und 
in  Rom,  dann  aber  auch  in  Spanien,  Britannien,  Afrika  und 
anderwärts  gefunden.  Es  handelt  sieh  offensichtlich  um  eine. 
Erscheinung,  die  Griechen  und  Römern  gemeinsam  und  auf 
einen  gemeinsamen  Aberglauben  zurückzuführen  ist.  Durch 
Zauberformeln  werden  Götter,  besonders  unterirdische,  wie 
Hekate  und  Pluto,  angerufen  und  ersucht,  ihre  Macht  gegenüber 
demjenigen  geltend  zu  machen,  den  die  Formel  verflucht  und 
ihrer  Gewalt  empfiehlt  (mandare,  commendare).  Der  Gott  soll 
das  Opfer  binden,  bannen  (defigere,  xazaättivj  ; oft  wird  nur  die 
Person  genannt,  die  gebunden  werden  soll,  oft  auch  näher 
präcisiert , auf  welche  Körperteile  sich  die  Bindung  erstrecken 
soll.  Der  Fluch  wird  regelmässig  auf  eine  Bleiplatte  ge- 
schrieben und  diese  in  ein  Grab  gelegt  oder  an  die  Wand  einer 
Grabkammer  angenagelt;  die  Seele  des  hier  Bestatteten,  die  sich 
gern  in  der  Nähe  des  Leichnams  aufhält  *),  wird  von  der  Fluch- 
tafel Kenntnis  nehmen  und  den  darin  enthaltenen  Auftrag  dem 
unterirdischen  Gott  nusrichten.  Eine  grosse  Zahl  der  römischen 
Verfluchungstafeln  bezieht  sich  auf  Wettrennen , ein  Wagen- 
lenker verflucht  den  andern,  um  sich  einen  Konkurrenten  für 
das  Rennen  vom  Hals  zu  schaffen;  diese  Tafeln  mit  ihren  tech- 
nischen Ausdrücken  von  Pferdestall  und  Hippodrom  geben 

*)  S.  hierilbcr  A'.  Wachsmuth,  Rhein.  Museum,  XVIII  (18I53).  S.  I ff., 
K.  Wunsch,  Dofixinnum  tabula;  Atticie,  Appendix  zum  Corpus  inscriptionum 
Atticnrum  1W7  (mit  Einleitung!,  JR.  Wunsch,  Sethianische  Verfluchungs- 
tafeln  aus  Rom,  1898,  //.  tilumncr,  Gricch.  und  röm.  Verfluchungstafeln, 
Grenzboten,  1«»!*,  S.  479  ff..  5.12  ff. 

’)  S.  Blumncr,  S.  483.  — Wie  stark  diese  Vorstellung  war,  ergiebt  sich 
daraus,  dass  sie  in  christlicher  Kaiserzeit  noch  zur  Begründung  der  Be- 
strafung der  Gräberstörung  verwendet  wird,  vgl.  Nov.  Val.  XXII,  besonders 
die  Worte:  amant  anima:  sedem  corporum  relictorum  etc. 
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einen  Einblick  in  das  römische  Sportsleben.  R.  Wünsch  hat 
die  Ansicht  aufgestellt,  dass  sie  ihre  Entstehung  der  christ- 
lichen Sekte  der  Sethianer  verdanken  ’). 

12.  Die  geschlechtlichen  Delikte.  Unter  dieser  Bezeichnung  fasst 
Mommsen  (S.  684  ff.)  zusammen:  Incest,  Verletzung  der  Frauen- 
keuschheit (adulterium,  stuprum),  Kuppelei  (lenocinium),  unehren- 
hafte Ehe,  Bigamie,  Entführung,  Päderastie.  Unter  den  einschlä- 
gigen Gesetzen  ragt  die  lex  Julia  de  adulteriis  coercendis  (Tit.  Dig. 
XLVIII 5)  vom  Jahre  18  v.  Chr.  hervor,  die  adulterium,  stuprum 
und  lenocinium,  wahrscheinlich  auch  Incest*)  und  Päderastie*) 
regelt  ; das  Gesetz  ist  ein  Teil  der  grossen  Ehereform  des 
Augustus  und  „eine  der  eingreifendsten  und  dauerndsten  straf- 
rechtlichen Neuschöpfungen , welche  die  Geschichte  kennt“. 

Das  Gesetz  stellt  für  die  freie 4)  Frau  das  Keuschheits- 
gebot auf  und  gestattet  ihr  die  Geschlechtsgemeinschaft  nur  in  der 
Form  der  Ehe  oder  einer  dieser  rechtlich  gleichgestellten  Ver- 
bindung *);  jede  andere  Geschleehtsgemeinsehaft  ist  strafbar. 
Das  Gesetz  straft  also  sowohl  den  Geschlechtsverkehr  mit  der 
nicht  verheirateten  Frau  als  den  Geschlechtsverkehr  einer 
verheirateten  Frau  mit  einem  anderen  als  ihrem  Ehemann; 
ersteres  wird  stuprum,  letzteres  adulterium  genannt.  Geschlechts- 
verkehr eines  verheirateten  Mannes  mit  einer  unverheirateten 
Frau  ist  kein  Ehebruch;  er  kann  nur  als  Mitschuldiger  die 
Ehe  einer  Frau,  nicht  aber  seine  eigene  Ehe  brechen.  Zur  Zeit 
der  Republik  konnte  in  solchen  Fällen  eine  öffentliche  Bestrafung 
höchstens  im  Falle  der  Notzucht  gemäss  den  Gewaltgesetzen 
erreicht  werden,  das  Privatdelikt  der  Injuria  scheint  auf  die 
Verletzung  der  Frauenkeuschheit  erst  durch  das  prätorische 
Edikt  erstreckt  worden  zu  sein. 

Zwei  Erscheinungen  fallen  bei  einer  Betrachtung  dieses 
von  den  römischen  Juristen  viel  kommentierten  Gesetzes  auf: 

')  Dagegen  Blllmncr,  S.  5.‘18  ff. 

s)  Mommsen,  S.  G88. 

5)  Vgl.  1.  9 pr.  D.  ad  lg.  Jul.  de  adult.  XLVIII  5,  ander*  Mommsen. 
S.  704.  A.  a. 

*)  Ausgenommen  sind  nur  Frauen,  von  denen  nach  Lebensstellung 
und  Gewerbe  Ehrbarkeit  nicht  erfordert  werden  kann,  öffentliche  Dirnen, 
Schauspielerinnen  u.  s.  w. 

*)  Dahin  gehört  vor  allem  der  Konkubinat. 
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die  Aufnahme  und  gesetzliche  Begrenzung  des  alten  Tötungs- 
rechtes und  die  eigenartige  Regelung  der  Anklage  im  Ehe- 
bruchsprozess.  Das  Tötungxrecht  und  seinen  Ursprung  (Rache) 
habe  ich  in  dieser  Zeitschrift  bereits  in  einer  früheren  Abhand- 
lung erörtert  *).  — Die  Besonderheit  der  Anklage  besteht  darin, 
dass  hier  nicht,  wie  bei  anderen  crimina  publica  des  Quästionen- 
prozesses,  schlechthin  die  Anklage  jedermann  freigegeben, 
vielmehr  dem  Ehemann  und  dem  Vater  ein  bevorzugtes  An- 
klagerecht zugestanden  wird.  Innert  der  ersten  sechzig  Tage 
ist  die  Anklage  für  den  Ehemann  der  Schuldigen  und  ihren 
Vater  reserviert  ; der  Ehemann  geht  dem  Vater  vor  (1.  2 g 8)  ; 
nach  Ablauf  dieser  Frist  wird  während  weiterer  4 Monate  die 
Anklage  freigegeben  (1.  4 § 1).  Es  wird  zwischen  accusatio 
jure  mariti  und  accusatio  jure  extranei  unterschieden,  erstere 
ist  mehrfach  privilegiert  *)  ; die  Privilegierung  steht  dem  Ehe- 
mann auch  dann  zu,  wenn  er  erst  nach  den  60  Tagen 
die  Anklage  übernimmt,  wiewohl  es  heisst,  dass  er  in  solchem 
Fall  nicht  mehr  jure  mariti , sondern  jure  extranei  klage s). 
Der  Anklage  muss  die  Scheidung  vorausgehen  : wenn  der  Mann 
die  Frau  im  Ehebruch  ertappt,  muss  er  sie  bei  Strafe  der 
Kuppelei  entlassen.  Vielleicht  hängt  mit  dieser  Bestimmung 
die  Einführung  einer  besonderen  Ehescheidungsform  in  der  lex 
Julia  de  adulteriis  zusammen.  Es  steht  im  allgemeinen  im 
Belieben  des  Anklägers,  welchen  von  beiden  Schuldigen  er 
zuerst  belangen  will. 

13.  Die  Entwendung.  Die  Entwendung  (furtum)  ist  das  wichtigste 
Privatdelikt  und  wird  im  römischen  Recht  zunächst  durch  die 
zwölf  Tafeln,  dann  durch  das  prätorische  Edikt  geregelt.  In 
der  Kaiserzeit  werden  zunächst  Fälle  von  qualifiziertem  Dieb- 
stahl in  das  Gebiet  des  öffentlichen  Strafrechts  übernommen; 
die  klassischen  Juristen  geben  dem  Bestohlenen  die  Wahl  zwi- 
schen civilprozcssualer  Verfolgung  und  öffentlicher  Anklage. 

Der  Diebstahlsbegriff  wird  im  römischen  Recht  beschränkt 
auf  bewegliche  Sachen  : damit  hängt  auch  die  technische 
Bezeichnung  furtum  (von  ferre)  zusammen  : eine  ältere, 

■)  Vgl.  Ztsch.,  Bd.  IX,  S.  21  ff. 

*)  Vielleicht  fiel,  wenn  sie  die  Klage  in  dieser  Zeit  anstellten,  das  Ca- 
lunmienverfahren  (s.  o.  S.  109)  weg;  vgl.  Mommsen , S.  494.  A.  5. 

s)  Vgl  I.  16  § 6 h.  t.  XLVIII  5. 
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z.  B.  von  Sabinus  vertretene  Lehre,  nach  der  auch  Immobilien 
gestohlen  werden  können,  wird  von  den  klassischen  Juristen 
verworfen.  Mommsen  vermutet  (S.  752),  dass  die  Zwölflafel- 
bestimmungen  über  das  furtum  nec manifestum  durch  athenisches 
Recht  beeinflusst  ‘)  seien.  Der  Satz,  dass  der  Dieb  in 
solchem  Fall  sich  lösen  kann,  wenn  er  doppelten  Ersatz 
bietet,  findet  sich  im  athenischen  Recht.  Ist  dies  zutreffend, 
so  liegt  es  nahe,  auch  die  Bestimmungen  über  die  Haussuchung, 
das  rätselhafte  furtum  lance  et  licio  conceptum,  mit  dem 
griechischen  Recht  in  Verbindung  zu  bringen,  in  dem  sich  die 
Erscheinung  wiederfindet  *).  Mommsen  nimmt  überdies  an,  dass 
bei  solch  feierlicher  Haussuchung  derjenige,  bei  dem  gefunden 
wird,  hafte,  wie  der  auf  der  That  ertappte  Dieb  ; diese  Gleich- 
stellung habe  sowohl  das  Gesetz  (S.  750),  wie  das  prütorische 
Edikt  vorgenommen;  das  bei  Gains  III  18(5  erwähnte  furtum 
conceptum  sei  eben  das  nachher  erwähnte  (III  192)  furtum 
lance  et  licio. 

Dabei  scheint  aber  übersehen  zu  sein,  dass  das  prätorische 
Edikt  für  das  einfache  furtum  conceptum  die  Strafe  des  Drei- 
fachen, für  den  besonderen  Fall  der  feierlichen  Haussuchung 
dagegen  die  Strafe  des  Vierfachen  vorsieht s).  Man  wird  dies 
nur  durch  die  Annahme  erklären  können,  dass,  wenn  nicht 
schon  die  zwölf  Tafeln,  so  doch  jedenfalls  das  prätorische  Edikt 
unterschieden  habe  zwischen  zwei  Arten  von  Haussuchung, 
einer  einfachen,  modernen,  nur  vor  Zeugen,  und  einer  kompli- 
zierten, archaischen,  mit  Schüssel  und  Schurzfell. 

Die  zwölf  Tafeln  sahen  für  den  Fall  des  furtum  manifestum 
Kapitalstrafc  vor  (Gai.  III  189).  Der  Unfreie  wird  gegeisselt 

')  Darauf  hat  schon  F.  Hofmann,  Beiträge  zur  Geschichte  de«  griech. 
u.  rötn.  Hecht».  S.  30,  hingewiesen. 

*)  Vgl.  zu  diesem  viel  erörterten  Problem  jetzt  bes.  A.  Pcrnicc,  Ztscli. 
d.  Savigny-Stiftg.,  XVII,  S.  lsj;  dort  ist  die  iiltcre  und  neuere  Litteratur 
angegeben. 

’)  0.  KmUnra,  Rom.  Rechtsgesch.,  II.  S.  777.  betrachtet  diese  Gleich- 
stellung als  dns  Auffallendste  und  bringt  sie  in  Zusammenhang  mit  der 
Spurfolge  des  germanischen  Recht».  Die  Spurfolge  schliesst  unmittelbar 
an  «lie  Thal  an.  sie  verfolgt  den  mit  der  Sache  fliehenden  Dieb  bis  in  das 
Haus,  zu  ilem  die  Spur  leitet.  Da  hiermit  aber  in  keiner  Weise  das 
sonderbare  Kostüm  des  Suchenden  (nudus  licio  cinctus)  erklärt  ist,  siebt 
K a tin»  a in  lieium  nicht  den  Schurz,  sondern  eilten  Faden  (sic),  „ein  Symbol, 
welches  ilas  Mittel  der  Fesselung  des  Diebes  darstellen  soll“  (779). 
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und  vom  tarpeiisclien  Felsen  ')  gestürzt;  der  Freie  wird  dem 
Bestohlenen  zugesprochen,  „ addicitur Was  damit  gemeint  sei, 
darüber  stritten  schon  die  römischen  Juristen.  Jetzt  führt 
Mommsen  (S.  751,  946)  aus,  dass  damit  nur  die  wirkliche  Un- 
freiheit (servitus)  gemeint  sein  könne,  so  dass  der  Dieb  eine 
capitis  deminutio  maxima  erleidet.  „Wie  die  Gemeinde  bei  inter- 
nationalem Frevel  den  schuldigen  Bürger  der  geschädigten 
Gemeinde  zu  eigen  giebt,  so  wird  auch  bei  dem  schweren 
bürgerlichen  der  schuldhafte  Bürger  dem  Geschädigten  als 
eigener  Mann  ausgeliefert.“  Die  Kapitalstrafe  ist  aber  frühzeitig 
durch  die  obligatorische  Lösung  um  Geld  ersetzt  worden  ; damit 
ist  der  Freiheitsverlust  aus  dem  Strafrecht  beseitigt  worden. 

Dem  bestohlenen  Eigentümer  stehen  nach  klassischem 
römischen  Recht  zwei  Klagen  zur  Verfügung,  die  actio  furti, 
eine  reine  Strafklage,  auf  ein  Mehrfaches  des  Wertes  gerichtet, 
und  die  condictio  furtiva,  eine  Ersatzklage  ; die  Voraussetzungen 
sind  nicht  dieselben , z.  B.  steht  die  Condietion  nur  dem  be- 
stohlenen Eigentümer  und  nur  gegen  den  Dieb  zu,  die  Straf- 
klage jedem,  cuius  interest  rem  non  surripi,  und  auch  gegen 
Anstifter  und  Gehtilfen  *).  Mommsen  stellt  nun  eine  neue  An- 
sicht über  den  Ursprung  der  condictio  furtiva  auf. 

Er  gellt  mit  anderen“)  zunächst  davon  aus,  dass  die  actio 
furti  ursprünglich  den  Ersatz  in  sich  schloss,  und  dass  erst 
später  der  Bestohlene  eine  besondere  Ersatzklage  bekommt, 
mit  deren  Einführung  die  actio  furti  zur  reinen  Strafklage 
wird.  Diese  Ersatzklage  sei  ausgebildet  worden  für  Fälle,  wo  die 
actio  furti  versagte,  also  mit  dieser  ein  Ersatz  nicht  zu  erzielen 
war,  sie  steht  hier  an  Stelle  der  actio  furti;  einmal  anerkannt, 

')  Nach  Mommsen  (S.  931)  ist  dies  die  normale  Exekutionsform  da,  wo  die 
magistratische  Exekution  ausgeschlossen  ist;  sie  findet  sich  bei  der  seltenen 
Hinrichtung  durch  den  Privaten  (furtum  manifestum  des  Sklaven,  falsum 
testimonium)  und  bei  der  Hinrichtung  durch  die  plebeisrhrn  Tribüne,  die  ja 
keine  Magistrate  der  Samtgemeinde  sind. 

*)  Dies  bemerkt  aucli  Kariotca  a.  a.  O.  Konsequenzen  daraus  z.  B.  in 
1.  12  § 5 de  usufr.  VII  1;  wenn  der  Dieb  Früchte  vor  der  Perception  durch 
den  Usufructuar  wegnimmt,  so  stellt  zwar  die  actio  furti  dem  interessierten 
Usufructuar  zu,  nicht  aber  die  condictio  furtiva,  da  er  noch  nicht  Eigen- 
tümer der  Früchte  geworden  ist. 

’)  S.  z.  B.  Czyhlarz,  Institutionen,  2.  Auf!.,  S.  192,  Girard,  Manuel 
élém.  de  droit  romain,  2.  Aufl.  Auch  Karloiea,  Köm.  Rechtsgesch.,  II,  S.  731, 
hiilt  die  condictio  furtiva  für  unfraglich  jünger  als  die  actio  furti. 
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sei  sie  dann  auch  neben  der  actio  ftirti  zugelassen  worden.  Dies 
erscheint  durchaus  plausibel;  weniger  leuchtet  ein,  wenn 
Mommsen  (S.  757  ff.)  nun  weiter  al9  ursprünglichen  AntoendungsfaU 
den  „ Ehegattendiebstahl “ bezeichnet.  Entwendungen  unter  Ehe- 
gatten begründen  allerdings  keine  actio  furti,  sondern  ein  be- 
sonderes, prozessualisch  mehrfach  ausgezeichnetes  Rechtsmittel  *), 
die  actio  rerum  amotarum  (Tit.  Dig.  XXV  2),  von  der  es  aller- 
dings in  1.  26  heisst:  rerum  amotarum  actio  condictio  est.  — 
Gegen  Mommsen  spricht,  dass  die  rerum  amotio  eben  nicht  als 
Diebstahl  angesehen  wird,  so  dass  gar  keine  Veranlassung  be- 
standen hätte,  die  durchaus  singulären  Rechtssätze  dieses  In- 
stituts auf  den  Diebstahl  auszudehnen;  dass  die  actio  rerum 
amotarum  nie  als  condictio  furtiva  bezeichnet,  sondern  geradezu 
in  Gegensatz  zu  den  condictiones  überhaupt  gebracht  wird  *).  — 

Dagegen  spricht  meines  Erachtens  die  Wahrscheinlichkeit 
dafür,  dass  die  condictio  (furtiva)  zunächst  als  condictio 
possessionis  entwickelt  wurde  bei  Entwendung  von  Immobilien: 
hier  versagte  die  actio  furti,  weil  ein  fundus  furtivus  fieri 
non  potest  (Gai.  II  51t:  es  scheint  aber,  dass  man  die  condictio 
zuliess,  und  dass  in  dieser  Beziehung  die  sonst  verworfene 
Lehre  des  Sabinus  vom  Diebstahl  an  unbeweglichen  Sachen 
Anklang  fand l * *  4). 

14.  Personalverletzung.  Bestimmungen  über  Personalverletzung 
(injuria)  finden  sich  schon  in  den  zwölf  Tafeln,  sodann  nament- 
lich im  prätorischen  Edikt.  Mommsen  geht  jetzt  mit  verschie- 
denen Neueren5)  davon  aus,  dass  der  Begriff  der  injuria  hierund 
dort  ein  verschiedener  ist.  Die  injuria  der  zicölf  Tafeln  ist  immer 
ein  Vergreifen  am  Körper  (S.  786)  (injuria  in  corpus  bei  den  klas- 


l)  Ich  erinnere  nur  hu  die  retentin  propter  res  mnotns  im  Dotalrecht 
und  an  die  ganz  eigenartige  Eideszuschiebung  1.  11  § 2 I).  h.  t.  XXV  2; 
zu  letzterer  vgl.  Ifcmrlins,  Beweiseid  und  Schiedseid  (1887),  S.  59  —62. 

’)  L.  17  § 2,  I.  35  1).  h.  t.  XXV  2;  zu  I.  26  (rerum  amotarum  actio 
condictio  est)  vgl.  0.  Lenrt,  Edictum  perpétuant,  S.  216. 

*)  Vgl.  Gettius,  Noet.  Att.  XI  18,  13. 

4)  L.  2 I).  de  coud.  trit.  XIII  3.  — Vgl.  etwa  Trampedach  in  der 
Zisch,  d.  Savigny-Stiftg..  XVII,  S.  98,  Schlnxsmtuw , ebd.,  XVII , S.  206.  Letz- 
terer w eist  darauf  bin.  dass  die  Lehre  des  Sabinus  verbreiteter  und  nach- 
haltiger war.  als  gemeinhin  angenommen  wird. 

s)  S.  Lnndsbrrg.  Injuria  und  Beleidigung,  S.  29  ff.  Prrnice,  Labeo  II  1*, 
8.  22,  23;  II  2,  1!,  S.  39.  Hitzig.  Injuria,  S.  58. 
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bischen  Juristen);  der  Begriff  schliesst  auch  die  culpose  Körper- 
verletzung ein.  Der  einzige  Fall  einer  Verbalinjurie,  den  die 
zwölf  Tafeln  kennen,  das  carmen  famosum  *),  wird  deutlich  von 
der  injuria  getrennt:  die  zwölf  Tafeln  reden  dabei  auch  gar 
nicht  von  „injuria“,  sondern  von  „infamia“  und  drohen  dafür 
öffentliche  Strafe  an,  während  die  injuria  Privatdelikt  ist. 

Im  prätorischen  Recht,  das  an  Stelle  der  festen  Geldstrafen 
die  actio  injuriarum  æstimatoria  einführt,  ist  in  allmählicher  *) 
Entwicklung  der  Begriff  der  injuria  teils  eingeengt,  teils  aus- 
geweitet worden;  eingeengt  durch  die  Beschränkung  aut  die 
dolose  Begehung,  ausgeweitet  durch  die  Erstreckung  auf  die 
den  Körper  nicht  treffende  Verletzung  der  Persönlichkeit 
Das  prätorische  Edikt  hat  nicht  alle  darin  vorgesehenen  In- 
juriafülle  gleich  behandelt;  allgemein  wird  die  Klage  nur  bei 
Realinjurien,  bei  convicium  (die  mit  öffentlichem  Lärm  verübte 
Schmähung),  bei  Hausfriedensbruch  und  bei  attemptata  pudi- 
citia  verheissen,  w'ährend  für  alle  übrigen  Fälle  der  Prätor 
sich  das  Recht  vorbehält,  je  nach  Beschaffenheit  des  vom 
Kläger  behaupteten  Thatbestands  die  Klage  zu  geben  oder  zu 
verweigern. 

Das  Verfahren  hei  der  prätorischen  Injurienldage  besteht  im 
grossen  ganzen  darin,  dass  der  Kläger  die  Injurie  schätzt  und 
diese  Schätzung  als  klägerischer  Strafantrag  in  die  Formel 
aufgenommen  wird;  der  Richter  ist  an  die  Schätzung  insofern 
gebunden,  als  er  nicht  auf  einen  höheren  Betrag  verurteilen 
darf;  als  Richter  funktionieren  Recuperatoren  ; das  Ver- 
fahren ist  ein  schleuniges.  Ich  habe  in  meiner  Abhand- 
lung8) Uber  Injuria  (S.  60  ff.)  w ahrscheinlich  zu  machen  versucht, 
dass  dies  zunächst  nur  für  Realinjurien  (injuria  im  Sinn  der  XIIT.j 
vorgesehene  Verfahren  eine  Kopie  der  griechischen  J/x»,  aixiag*) 

')  Ähnlich  das  solonische  Recht,  s.  Hitzig,  Injuria,  S.  22  ft,,  80. 

*)  Auch  Mommsen  scheint  anzunehmen , dass  der  Prätor  bei  Ein- 
führung der  actio  injuriarnm  æstimatoria  zunächst  den  Injnriabegriff  der 
XII  Tafeln  nicht  geändert  hat. 

’)  H,  F.  Hitzig,  Injuria,  Beiträge  zur  Geschichte  der  injuria  int  grie- 
chischen und  römischen  Recht.  1899. 

*)  Herr  Kollege  0.  Vogt  macht  mich  darauf  aufmerksam,  dass  das 
ÜQxtiv  %hqwv  ddixaiv  der  dt'x»;  aixiag  (der  Angeklagte  muss  zuerst  ge- 
schlagen haben)  eine  eigenartige  Parallele  finde  in  der  „Urltab“  der 
Berner  Gerichtssatzung;  vgl.  Pfenninger , Strafrecht  der  Schweiz,  S.  54  ff. 
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sei,  die  dieselben  prozessualischen  Besonderheiten  aufweist;  ich 
habe  dabei  auch  darauf  hingewiesen,  dass  allem  Anschein 
nach  die  neue  Klage  zuerst  im  Edikt  des  Fremdenprätors  auf- 
getreten und  erst  von  hier  aus  in  das  Edikt  des  Stadtprätors 
(Ibergegangen  ist  •). 

In  der  Auffassung  der  lex  Cornelia  de  injuriis  kommt 
Mommsen  (S.  804  ff.)  zu  ähnlichen  Resultaten,  wie  meine  Unter- 
suchungen (S.  74  ff.).  Auch  er  stellt  fest,  dass  die  Strafe  des 
Gesetzes  nur  eine  Geldstrafe  gewesen  sein  kann  und  dass  eine 
gerichtliehe,  Abschätzung  durch  die  Bemerkung  Marcians  in  1.  37 
§ 1 D.  h.  t.  XLVTI  10  ausgeschlossen  ist.  Dagegen  nimmt  er 
an,  dass  die  Höhe  der  Geldstrafe  endgültig  durch  den  Straf- 
antrag des  Klägers  bestimmt  werde,  während  es  mir  nach  wie 
vor  wahrscheinlicher  ist,  dass  das  Gesetz  die  Höhe  der  Strafe 
bestimmt  hatte  (S.  76  ff.). 

15.  Die  Todesstrafe.  Die  Todesstrafe,  die  einzige  Strafe  des  älte- 
sten magistratisch-comitialen  Prozesses,  erscheint  ursprünglich  als 
ein  von  der  Gemeinde  der  Gottheit,  und  zwar  immer  einer 
bestimmten  Gottheit,  dargebrachtes  Opfer,  „das  personale 
Strafurteil  ist  Übereignung  des  Verurteilten  an  eine  Gott- 
heit“ (S.  901).  Dies  kommt  zum  Ausdruck  in  der  ältesten 
Form  der  Vollstreckung:  der  Hinzuriehtende  wird  „wie  ein 
Opfertier  getötet“  (Flor.  II  5);  das  Beil,  mit  dem  die  Ent- 
hauptung vollzogen  wird,  ist  das  Handwerkszeug  des  Schlächters; 
„supplicium“  ist  die  „Kniebeugung“,  in  knieender  Lage 
empfängt  das  Opfer  den  Streich  2)  (S.  916,  A.  5). 

‘j  Ent  nach  Erscheinen  meiner  Abhandlung  ist  mir  eine  Inschrift  be- 
kannt geworden,  die  sich  auf  die  Behandlung  der  Körperverletzung  Im  grie- 
chischen Recht  bezieht,  C.  I.  A.  IV,  2 N.  135e,  ein  Rechtshülfevertrng  zwischen 
Athen  und  Trözen.  Die  Inschrift  ist  leider  arg  verstümmelt;  sie  stammt 
etwa  aus  der  Mitte  des  vierten  Jahrhunderts  vor  Christus.  Es  ist  die 
Rede1  von  Tötungen  und  Verwundungen,  speciell  vom  Ausschlagen  der 
.Augen;  es  scheint  auch  unterschieden  zu  werden,  ob  der  Thilter  vorsätz- 
lich ( ixtäv)  die  Verletzung  zufügt  oder  nicht.  Als  Strafe  werden  Geld- 
strafen vorgesehen,  anscheinend  mit  festen  Beträgen.  Als  Richter  werden 
„Fremdenrichter“  (tf-i  u<Six«tj  erwähnt,  das  Verfahren  ist  ein  schleuniges, 
es  wird  eine  dreissigtägige  Frist,  \_x  Qi\dxovta  erwähnt,  was 

an  die  Monalsklage,  äixg  spprp’oç,  des  attischen  Rechts  erinnert. 

*)  Diese  Deutung  von  supplicium  ist,  soviel  ich  weiss,  neu.  Ab- 
bildungen von  Enthauptungen  zeigen  uns  allerdings  die  Opfer  in  knieender 
I.age,  s.  meinen  Artikel  decollatio. 
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Die  Formen  der  Todesstrafe  sind  mannigfach  ');  hier  soll 
nur  von  der  Stäupung  und  von  der  Kreuzigung  gesprochen 
werden,  über  welche  Mommsen  eine  besondere  Ansicht  schon 
früher  in  der  „Cosmopolis“  angedeutet  und  nunmehr  näher 
ausgeführt  hat  (S.  918  ff.):  die  Kreuzigung  sei  ein  Totgeisseln 
(cerberare,  aixfÇttr)  am  Pfahle  (crux),  das  sei  die  Hinrichtung 
„nach  Art  der  Altvordern“  (supplicium  more  maiorum),  ange- 
wendet auf  Bürger  wie  auf  Sklaven;  es  sei  nur  „wunderliche 
Hoffürtigkeit“,  wenn  der  Römer  diese  Strafe  als  servile  suppli- 
cium bezeichne.  Die  Kreuzigung  trete  in  drei  Anwendungen 
auf:  als  magistratische  Hinrichtungsform  des  freien  Bürgere  in 
den  Legenden  der  Königszeit  und  wahrscheinlich  auch  im 
den  zwölf  Tafeln;  sodann  als  pontiflkale  Exekution  bei  Hin- 
richtung der  Männer  (wegen  Geschlechtsverkehr  mit  der 
Vestalin),  drittens  als  die  ebenfalls  in  die  älteste  Zeit  zurück- 
reichende, aber  auch  später  ständige  Form  der  Sklaven- 
exekution. Ich  halte  diese  Ansicht  nach  wie  vor  nicht  für 
überzeugend;  die  drei  Fälle  sind  verschieden. 

Es  ist  richtig,  dass  der  Buhle  der  Vestalin  durch 
Totgeisseln  vom  Pontifex  hingerichtet  wird.  Das  sagen  alle 
Berichte  (S.  919,  A.  1)  übereinstimmend.  Aber  es  handelt 
sich  hier  um  eine  durchaus  singuläre  Strafgerichtsbarkeit. 
Mommsen  nimmt  selbst  an,  dass  sie  aus  der  Hauszucht  ent- 
wickelt ist;  die  Vestalin  ist  die  Haustochter  der  Gemeinde; 
die  Hauszucht  über  sie  übt  der  König,  später  der  Pontifex; 
die  Hauszucht  wird  Uber  den  Kreis  der  Hausangehörigen  er- 
streckt und  äussert  sich  gegen  den  Mitschuldigen  der  Haus- 
tochter. Aus  der  Hauszucht  stammt  es,  dass  der  Pontifex 
selbst  die  Strafe  vollstreckt  (Liv.  XXII,  57);  er  vollstreckt  sie 
in  comitio,  tv  ttj  ayogij  *).  Diese  Strafe  ist  nicht  Kreuzigung,  sie 
wird  nirgends  als  Kreuzigung  bezeichnet,  von  einem  suspendere 
ist  nirgends  die  Rede.  Wenn  Sueton  (Nero  49)  davon  ausgeht, 
dass  es  more  maiorum  eine  Hinrichtung  durch  Totgeisseln  für 
freie  Römer  gegeben  habe,  so  hat  er  meines  Erachtens  an 


')  Ich  darf  hier  auf  meine  Artikel  carnifex.  crematio,  crux,  culeus, 
decollatio  in  Paulys  Rcalencvklopftdie  verweisen;  betr.  culeus  vgl.  aucli 
diese  Zeitschrift  IX,  S.  40  ff. 

*)  Pernice,  Ztsch.  d.  Sav.-Stiftg.,  XVII,  S.  211,  macht  darauf  auf- 
merksam, dass  die  Hinrichtung  more  maiorum  vor  dem  esquiiinischen 
Thor,  also  nicht  in  comitio  stattfindet. 
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diese  pontiflkale  Exekution  gedacht  ').  Die  Strafe  ist  — mit 
den  Strafen  des  öffentlichen  Strafrechts  verglichen  — gerade 
so  abnorm,  wie  die  Bestrafung  der  Vestalin  selbst,  die  lebendig 
begraben  wird. 

Wie  der  Pontifex  über  die  Vestalin  und  ihren  Buhlen,  so 
übt  der  Herr  die  Hauszucht  über  den  Sklaven;  die  Stäupung 
steht  auch  ihm  als  Strafmittel  zur  Verfügung;  sie  ist  jedenfalls 
oft  angewendet  worden.  Wenn  nun  später  die  Kreuzigung  (crux) 
als  servile  supplicium  bezeichnet  wird,  so  deutet  dies  darauf  hin, 
dass  die  wirkliche  Kreuzigung  hauptsächlich  und  wohl  auch 
zuerst  auf  Sklaven  Anwendung  fand. 

Die  Kreuzigung  setzt  aber  meines  Erachtens  ein  suspendere, 
suspensum  necare,  voraus;  gerade  davon  weiss  die  pontiflkale 
Exekution  nichts,  wohl  aber  schon  der  älteste  staatliche  Straf- 
prozess. Nach  meiner  Ansicht  ist  die  Strafe  des  arbori  infelici 
suspendere  (Liv.  I,  26)  des  ältesten  öffentlichen  Strafprozesses 
eine  Strafe  durch  Erhängen,  während  die  eigentliche  Kreuzigung, 
der  das  Andauern  der  Todesqual  wesentlich  ist,  aus  dem 
Sklavengericht  herstanunt  und  mit  der  Sklavenstrafe  des  pati- 
bulum  zusammenhängt  *);  beide,  die  alte  Todesstrafe  durch 
Erhängen  und  die  jüngere,  ursprünglich  auf  Sklaven  be- 
schränkte Strafe  der  Kreuzigung,  sind  durchaus  zu  trennen; 
gegen  die  Identifizierung  spricht  — abgesehen  von  der  Formel 
im  Horatierprozess  — die  Behauptung  des  Livius  (I,  28)  über 
die  grosse  Milde  des  altrömischen  Strafsystems  und  der 
mächtige  Protest  Ciceros  gegen  die  Anwendung  der  wirklichen 
Kreuzigung  auf  römische  Bürger. 

Die  wirkliche  Kreuzigung,  die  vom  Sklavengericht  in  das 
öffentliche  Strafrecht  übernommen  und  in  der  Kaiserzeit  auch 
gegenüber  dem  Bürger  angewendet  wird,  ist  kein  Totgeisseln 
am  Pfahl.  Die  Gcisselung  begegnet  freilich  auch  hier,  aber 
sie  ist,  wie  bei  anderen  Fällen  der  Todesstrafe,  lediglich  eine 

’)  Mnn  vergleiche  den  Bericht  de«  Dio  (bei  Zonaras  7,  8 p.  21,  Boiss.) 
über  die  pontiflkale  Exekution:  t iç  j-v/ortov  av%ivu  Sixqovv  sußiikkornti 
sv  tft  äyoQtji  xai  (istri  tovio  yefivol  aixiÇô/uvoi  ànoifjvxorair  mit  dem 
Bericht  des  Sueton  (Nero  49)  über  das  supplicium  more  niaiorum:  nudi 
hominis  eervicem  inseri  fureæ  corpus  virgis  ad  necem  eædi. 

*)  lias  nähere  hierüber  s.  in  meinem  Artikel  crux.  Dort  ist  auch  die 
Litteratur  verzeichnet.  Seither  ist  hinzugekommen  Perniee,  in  der  Ztsch. 
d.  Sav.-Stiftg.,  XVII,  S.  215. 
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Begleitstrafe  '),  die  der  Hinrichtung  vorangeht  *).  Die  eigentliche 
Kreuzigung,  in  crucem  agere,  in  crucem  tollere,  àvaertavQovv, 
ist  ein  Aufhängen  zu  langsamem  Tod.  Die  Strafe  scheint  zu 
verschiedenen  Zeiten  und  an  verschiedenen  Orten  und  je 
nach  der  Laune  des  Schergen  verschiedene  Formen  ange- 
nommen zu  haben.  Ursprünglich  wurde  wohl  einfach  ein 
Baum  oder  ein  ad  hoc  in  die  Erde  gerammter  Pfahl  (crucem 
statuere,  figera  benutzt.  Das  Aufkommen  der  uns  heute  ge- 
läufigen Form  des  Kreuzes,  d.  h.  das  Hinzukommen  des  hori- 
zontalen Querbalkens,  hängt  wahrscheinlich  mit  der  Sklaven- 
strafe des  patibulum  zusammen.  Dieses  ward  dem  Sklaven 
über  den  Nacken  gelegt,  die  seitwärts  ausgespannten  Arme 
daran  befestigt  (bracchia  patibulo  e.rplicare  bei  Seneca);  mit 
diesem  patibulum  wird  der  Sklave  an  das  Kreuz  (Hauptbalken) 
hinaufgezogen  < patibulo  suffi. nts  in  crucem  erigitur  bei  Firmicus 
Maternus).  Das  sog.  Kreuztragen  ist  wahrscheinlich  nur  ein 
Tragen  des  Querbalkens  (patibulum). 

16.  Ausweisung  und  Internierung.  In  der  Kaiserzeit  spielen  De- 
portation und  Relegation  unter  den  Strafmitteln  die  grösste 
Rolle,  beide  werden  gewöhnlich  als  Verbannung  bezeichnet  und 
dahin  unterschieden,  dass  die  erstere,  nicht  aber  die  letztere, 
den  Verlust  des  Bürgerrechts,  capitis  deminutio  media,  nach 
sich  zieht. 

Mommsen  geht  zunächst  davon  aus,  dass  diese  Strafmittel 
nicht  aus  der  gegen  den  exul  gerichteten  Versagung  von 
Wasser  und  Feuer  (interdictio  aqua  et  igni),  sondern  aus  der 
relegatio,  einem  administrativen  Akt  ohne  rechtlich  pönalen 
Charakter,  einer  obrigkeitlichen  Beschränkung  der  freien 
Wahl  des  Aufenthaltsorts  entwickelt  worden  ist.  Sie  erscheint 
bald  als  Ausweisung  von  einer  bestimmten  Örtlichkeit,  bald 
als  Internierung  an  eine  bestimmte  Örtlichkeit.  Die  Aus- 
weisung  in  ihren  schwereren  Formen  ist  von  Sulla  unter  die 
ordentlichen  Strafmittel  aufgenommen  worden,  sie  ist  die 
regelmässige  Strafe  in  den  von  ihm  herrührenden  leges  judi- 
ciorum  publicorum.  Diese  neue  Strafe  sollte  als  Ersatz  für 


’)  S.  Mommsen,  S.  984. 

’)  Vgl.  z.  B.  Joseph,  de  hell.  Jud.  II  14,  9,  Tto/.kov^ — eVri  xov  <J)/.iSqov 
gyov,  ovg  pitouh  rcgouixiodptvos  avtoiavQoiafv;  vgl.  V,  11,  1. 
Schweizerische  Zeitschrift  für  Strafrecht.  19.  Jahrg.  15 
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die  wegfallende  Todesstrafe  dienen.  — In  der  Kaiser  zeit  wird 
neben  der  Ausweisung  die  Internierung  in  das  Strafrecht  ein- 
geführt. Jetzt  können  verschiedene  Stufen  der  Relegation 
im  weitern  Sinne  unterschieden  werden;  die  Relegation  kann 
als  einfache  Ausweisung  auftreten  ohne  Veränderung  des 
Personalstands,  ohne  Strafe  für  den  Bannbruch,  ohne  Inter- 
nierung, ohne  Vermögenskonfiskation;  sie  kann  sich  aber  ver- 
schärfen durch  Hinzufügung  der  einen  oder  andern,  oder  aller 
dieser  Folgen;  treten  alle  zusammen,  so  liegt  der  schwerste 
Fall,  deportatio,  vor;  relegatio  in  insulam  ist  Ausweisung  mit 
Internierung,  aber  ohne  Verlust  des  Bürgerrechts  und  ohne 
Kapitalstrafe  für  Bannbruch.  Die  in  der  sullanischen  Gesetz- 
gebung auftretende  interdictio  aqua  et  igni  ist  Ausweisung  ohne 
Internierung,  aber  mit  Kapitalstrafe  für  den  Bannbruch,  seit 
Tiberius  begleitet  von  Entziehung  des  Bürgerrechts  und  Ver- 
mögenskonfiskation. 

Die  Aufnahme  der  Deportation  ah  selbständige  Strafe  geht 
auf  Tiber iu a zurück;  sie  verdrängt  die  ihr  verwandte  inter- 
dictio aqua  et  igni.  Prozessual ixch  von  Bedeutung  ist,  dass 
der  gewöhnliche  Strafrichter  (ausgenommen  ist  nur  der  Stadt- 
präfekt) die  Deportation  nicht  anordnen  kann:  der  Richter 
stellt  lediglich  fest,  dass  der  deliktische  Thatbestand  gegeben 
und  damit  die  Voraussetzungen  für  den  Eintritt  der  Depor- 
tationsstrafe erfüllt  seien;  die  Anordnung  der  Deportation,  die 
Bestimmung  des  Zwangsdomizils,  die  Transportierung,  erfolgt 
durch  administrativen  Akt  der  Regierung.  Der  Richter  hat 
dem  Kaiser  Bericht  zu  erstatten  ; er  entscheidet:  principi 
scribendum  esse,  ut  deportetur;  diese  pronuntiatio  ist  eine 
vorläufige  Verurteilung  und  wird  als  sententia  bezeichnet 
Ulp.  1.  1 pr.  D.  quando  appcll.  XLTX  14.  Der  Angeklagte 
und  provisorisch  Verurteilte  wird  in  Haft  gesetzt  pra'ses  eum 
recipi  jubet).  — Die  besondere  Bedeutung  der  Strafe  äussert 
sich  auch  darin,  dass  der  Stadtpräfekt,  der  die  Deportations- 
strafe verhängen  darf  und  durch  dessen  Spruch  das  Bürger- 
recht unmittelbar  verwirkt  wird  (1.  2,  § 1 D.  de  pœn.  XLVIII 

')  Dass  die  Deportationsstrafe  aus  Bestandteilen  der  Interdiktion  und 
Relegation  hcrausgebildet  wird  und  sieh  von  ersterer  durch  das  Zwangs- 
domizil unterscheide,  dass  ferner  Tiberius  als  der  eigentliche  Schöpfer  der 
Deportationsgtrafe  zu  gelten  habe,  hat  schon  P.  r.  lloltzendorff.  Die  Depor- 
tationsstrafe int  römischen  Altertum  (1S5Ü),  mit  Recht  hervorgehoben. 
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19),  doch  noch  wegen  der  Auswahl  des  Zwangsdomizils  den 
Kaiser  zu  befragen  hat.  In  dieser  Oberaufsicht  des  Kaisers  über 
die  Verwendung  der  Deportationsstrafe  kommt  die  politische  Be- 
deutung dieser  Wegschaffung  von  Verurteilten  zum  Ausdruck,  die 
sich  hier  besonders  aus  höheren  Ständen  *)  rekrutierten. 

Dem  Schöpfer  der  Deportationsstrafe,  Tiberius,  verdankt 
das  römische  Strafrecht  noch  weitere  Strafmittel:  die  Berg- 
werksstrafe (Mommsen,  S.  949  ff.),  die  Vermögenseinziehung 
bei  Deportation  und  Interdiktion  (S.  1010),  die  servitus  pœnæ, 
d.  i.  der  Freiheitsverlust  als  Begleitstrafe  (S.  947). 

17.  Die  sogenannten  Gräberbussen  oder  Sepulcralmuiten.  Eine 
ganz  besondere  Art  strafrechtlicher  Reaktion  gegen  began- 
genes Unrecht  sind  die  sog.  Sepulcralmuiten  *) , die  uns  in- 
echrißlich  in  überreicher  Zahl  erhalten  sind;  sie  sind  nament- 
lich in  und  um  Rom  und  weiter  im  griechischen  Osten  des 
Reichs  gefunden  worden.  Eine  ältere,  von  Huschke  aufge- 
stellte Ansicht,  dass  es  sich  um  eine  römische  Sitte  und  Über- 
tragung derselben  auf  die  Provinzen  handle,  ist  heute  erledigt, 
da  neuere  Funde  in  Lykien  und  Karien  das  Institut  in  einer 
Zeitperiode  zeigen,  für  welche  ein  römischer  Einfluss  als  aus- 
geschlossen zu  erachten  ist.  Es  scheint  sich  um  ein  Institut 
zu  handeln,  dessen  Grundzüge  römisch  und  griechisch  zugleich 
sind  und  vielleicht  auf  gemeinsame  religiöse  Vorstellungen 
zurückgehen,  das  aber  hier  und  dort  verschiedene  Formen 
und  verschiedene  Bedeutung  annimmt  *). 

Die  Erscheinung  ist  folgende:  Der  Grabstifter  ordnet 
durch  Inschrift  auf  dem  Grabe  selbst  die  rechtlichen  Folgen 
der  Grabesverletzung.  Er  verbietet  z.  B.  Zerstörung  und  Be- 
schädigung, Ausplünderung,  Veräusserung,  Beisetzung  weiterer 
Personen,  Benutzung  des  Grabmals  als  Wohnung  u.  s.  w.; 
au  die  Verbote  sehliesst  er  Verwünschungen  aller  Art  an, 
daneben  aber  auch  4)  Androhung  von  Geldstrafen.  Die  Geld- 

*)  Sehr  häufig  wird  die  Deportation  dem  honegtior  da  angedroht,  wo 
den  humilior  die  Todesstrafe  trifft. 

*)  S.  besonders  0.  Hirschfcld,  Königsberger  Studien  1 (1887),  S.  85  ff.; 
Baron,  Krit.  Vierteljahrsschrift,  1892,  S.  356  ff.;  J.  Merket,  Göttinger  Fest- 
gabe für  Jhering  (1892),  S.  83  ff.;  IT.  Liebenam,  Städteverwaltung  im 
röm.  Kaiserreich,  S.  37  ff. 

*)  Solche  Unterschiede  sind  bei  J.  Merkel,  S.  86  ff.,  angegeben. 

4)  Nicht  notwendig;  ».  Liebenam.  S.  38,  A.  2,  und  die  dort  citierten. 
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strafe  wird  pœna,  ngoang-or,  genannt.  Die  Strafe  soll  bald  an 
den  Fiskus,  bald  an  das  Ärar,  bald  an  eine  städtische  Kasse, 
bald  an  die  Kasse  der  Pontifices  fallen;  es  kommt  auch  vor, 
dass  sich  mehrere  Bezugsberechtigte  in  die  Busse  teilen  sollen. 

Der  Prozess  bewegt  sich  ausserhalb  Roms  in  den  Formen 
einer  Popularklage  mit  Anklägerbelohnung;  in  Rom  selbst 
scheint  man  im  Weg  des  Administrativverfahrens  ohne  An- 
klägerbelohnung und  ohne  eigentlichen  Prozess  auf  Denun- 
ziation des  persönlich  Beleidigten  eingeschritten  zu  sein. 

Die  rechtliche  Natur  dieser  Strafen  ist  sehr  beetritten.  Der 
Prätor  hatte  im  Edikt  die  actio  sepulcri  violati,  eine  Privat- 
klage, vorgesehen,  mit  welcher  der  Kläger  vom  Grabstörer 
eine  Geldbusse  von  10000  Sesterten  eintreiben  konnte;  die 
Klage  war  zunächst  den  beim  Grab  interessierten  Personen, 
sodann  aber  einem  jeden  verheissen.  — Zu  dieser  rein  privat- 
rechtlichen, an  den  Kläger  fallenden,  Busse  tritt  nun  die  an 
öffentliche  Kassen  gelangende  Sepulcralmult  hinzu.  Auffällig 
ist , dass  der  Grabstifter  anscheinend  durchaus  selbständig 
und  ohne  besondere  Legitimation  Strafdrohungen  ergehen 
lässt,  die  nicht  nur  auf  dem  Papier  oder  auf  dem  Grab- 
stein stehen,  sondern  als  durchaus  ernsthaft  gemeint  und  als 
exequierbar  gelten.  Verschiedene  Lösungen  sind  vorgeschlagen 
worden.  Mommsen  selbst  nahm  schon  früher  an,  dass  die 
Legitimation  auf  irgend  einen  Volksschluss  zurückgehe;  Voigt 
findet  diesen  Volksschluss  in  der  lex  Cornelia  sumtuaria  vom 
Jahr  81  v.  Chr.,  Sulla  habe  das  Institut  aus  Lykien  mitge- 
bracht; Merkel  denkt  an  die  Macht  der  Gewohnheit,  es  liege 
ein  Akt  der  Privatautonomie  vor,  aber  mit  keinem  andern 
ersichtlichen  Zwangsmomente  als  der  ihn  honorierenden  Sitte; 
Huschke  will  die  Sepulcralmult  als  letztwillige  Verfügung  des 
Erblassers  gelten  lassen,  wobei  sowohl  das  Fehlen  der  Er- 
riehtungsform  übersehen,  als  die  Grenzen  des  Testierrechts 
verkannt  werden. 

Jetzt  hat  Mommsen  seine  Ansicht  näher  präcisiert  (S.  814  ff.); 
er  nimmt  noch  jetzt  an,  dass  zunächst  ein  nur  für  Rom  und 
Italien  geltender  Senatsbeschluss  erlassen  worden  sei;  im 
Anschluss  an  diesen  seien  in  verschiedenen  Provinzen  durch 
Kaiserverordnung,  Statthalteredikt  und  Handhabung  der 
städtischen  Autonomie  ähnliche  Regulative  ins  Leben  getreten. 
Wahrscheinlich  habe  der  Grabstifter  die  Grabbusse  nur  feststellen 
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können  nach  vorgängiger  Anzeige  an  die  Behörde,  welche  späterhin  über 
deren  Verfall  zu  entscheiden  hat,  in  Rom  an  das  Pontifikal- 
kollegium,  ausserhalb  Roms  an  die  Stadtbehörde. 

Die  Richtigkeit  dieser  Ansicht  lässt  sich  freilich  nicht 
streng  beweisen,  da  eine  solche  Anzeige  nirgends  gefordert 
und  auch  die  Vollziehung  derselben  auf  der  Inschrift  nicht 
direkt  behauptet  wird.  Mommsen  macht  aber  mit  Recht  auf- 
merksam darauf,  dass  in  Rom  überhaupt  das  Pontifikalkollegium 
bei  Einrichtung  von  Grabstätten  mitwirkte  und  dass  in  den 
Provinzen  Urkunden  über  die  Graberrichtung  im  Stadtarchiv 
niedergelegt  werden. 


Damit  bin  ich  am  Ende  meiner  Ausführungen  angelangt; 
die  vorstehenden  Proben  mögen  davon  eine  Ahnung  geben, 
wie  reichhaltig  das  Buch  ist  und  wie  viel  Neues  es  bringt. 
Dazu  kommen  die  Vorzüge,  die  alle  Arbeiten  Mommsens  aus- 
zeichnen und  sie  zu  Kunstwerken  der  deutschen  Litteratur 
machen;  eine  glänzende,  klassisch-vornehme  und  doch  immer 
eindringliche  Sprache,  und  eine  übersichtliche  Darstellung,  die 
es  meisterhaft  versteht,  durch  kurze  Zusammenfassung  aus 
all  den  Details  immer  wieder  die  grossen  Linien  der  Ent- 
wicklung heraustreten  zu  lassen.  Der  Verfasser  hat  sich  die 
Wissenschaft  von  neuem  zu  Dank  verpflichtet;  in  unserer 
Zeit,  wo  sich  die  grossen  Aufgaben  der  Gesetzgebung,  diesseits 
und  jenseits  des  Rheins,  drängen  und  den  Blick  des  Juristen 
in  die  Zukunft  lenken,  ist  ein  Werk  doppelt  willkommen,  das, 
wie  Mommsens  Strafrecht,  die  Rechtsgeschichte  mächtig  fördert 
und  durch  seine  eigene  Bedeutung  an  die  Bedeutung  dieses 
Wissensgebiets  erinnert. 
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österreichischem  Rechte  strafbar? 


Von 

Cand.  jur.  Theodor  Rittirr  in  Wien. 


Ans  dem  strafrechtlichen  Seminar  der  Universität  Wien. 


Das  gegenwärtige  österreichische  Recht  kennt  kein  Delikt 
des  Selbstmordes  mehr.  Schon  das  kaiserliche  Patent  vom 
17.  Januar  1850,  R.  G.  Bl.  Nr.  24,  das  sogenannte  Milderungs- 
patent, hatte  in  seinem  Art.  XVI  die  §§  90—92  des  II.  Teiles 
des  Strafgesetzes  von  1803,  die  vom  Selbstmorde  handelten, 
aufgehoben.  In  das  Strafgesetzbuch  von  1852  wurde  keine 
Bestimmung  gegen  den  Selbstmord  aufgenommen.  Entscheidend 
dafür  war  wohl  „das  mit  der  Verweltlichung  des  modernen 
Rechtes  zusammenhängende  Verlassen  des  Standpunktes,  von 
welchem  aus  die  frühere  Bedrohung  erfolgte“  l). 

Die  Constitutio  criminalis  Theresiana  Art.  93,  §§  1 und  2, 
unterschied  zwischen  „vorsetzlichem  Selbstmord“  und  einer 
„Entleibung,  so  aus  Unvernunft,  Fahrlässigkeit  oder  Zufall  sich 
zuträgt“.  Nur  der  vorsätzliche  Selbstmord  war  für  strafbar 
erklärt.  § 7 citierten  Artikels  bestimmte,  dass  der  Körper  eines 
„vorsetzlichen  Selbstmörders  gleich  einem  unvernünftigen  Viehe 
vertilget“,  d.  h.  „unter  das  Hochgericht  oder  sonst  ein  schmäh- 
liches Ort  verscharret“  werden  solle.  Auch  sollte  sein  „Ge- 
dächtnis bey  der  Welt  immerfort  für  verächtlich  und  ehrlos 
gehalten  werden“.  Besonders  hervorgehoben  wurde  der  Fall, 
dass  sich  ein  Verbrecher  selbst  den  Tod  gegeben:  sein  Ver- 


')  Merkel,  Lehrbuch  de«  deutschen  Strafrechtes,  1889,  p.  306. 
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mögen  verfiel  unter  Umständen  der  Kammer,  und  war  es  ein 
grosser  Übelthäter,  „der  sich  in  der  Gefängnis  zur  Enttiiehung 
einer  schweren  Strafe  entleibet“,  so  wurde  „anderen  zum  er- 
schrecklichen Beyspiel“  noch  an  seinem  Leichname  die  Exe- 
kution vollzogen.  Diese  Hervorhebung,  die  sich  auch  beim 
Selbstmordversuche  wieder  findet,  lässt  den  Schluss  zu,  dass 
solche  Verzweiflungsthaten  gefangener  Verbrecher  ziemlich 
häufig  gewesen  sein  mögen,  was  bei  den  grauenhaften  Strafen, 
insbesondere  den  Verschärfungen  der  Todesstrafe,  ja  leicht 
erklärlich  ist.  Einen  interessanten  Beleg  dafür  bietet  auch  eine 
Stelle  aus  Sonnenfels’  Schriften  ').  Der  Staatsmann  spricht  von 
der  Behandlung  gefangener  Verbrecher:  „Öfter  ist  es  nöthig, 
sie  mit  Fesseln  unbeweglich  an  den  Stand  zu  schmieden,  und 
ihnen  alle  Mittel  zu  nehmen,  sich  nur  zu  regen  und  Schaden 
an  ihrem  Körper  und  Leben  zuzufügen.“  Die  unser  Empfinden 
empörende  Exekution  am  Leichname  erklärt  sich  leicht  aus 
dem  Prinzipc  der  Abschreckungstheorie.  Anderer  „erspiegelnder 
Abscheu“  konnte  ebensogut  durch  Hängen,  Verbrennen,  Rädern 
des  toten  Verbrechers  wie  des  lebendigen  erzielt  werden.  Was 
den  Selbstmordversuch  anbelangt,  so  unterschied  die  Theresiana 
wieder  zwischen  dem  „gefangenen  Uebelthäter“  und  einem 
solchen,  der  sich  „sonst  ausser  der  Gefängnis  unter  einer  wirk- 
lichen Thätigkeit  und  Verwundung  boshaft  umbringen  wollen“. 
Die  Strafe  des  ersten  sollte  schwerer  ausgemessen  werden; 
letzterer  sollte  „zwar  landgerichtsmässig,  jedoch  nach  Gestalt 
der  Sachen  willkürlich  bestraftet“  werden.  Dazu  fügte  die 
Theresiana  die  wichtige  Bestimmung,  dass  „die  Obrigkeit  einem 
solchen  armseligen  Menschen  alle  sowohl  geist-  als  weltliche 
Mittel  zu  seiner  Leibs-  und  Gemüthsgenesung  gebrauchen“  solle 
„und  fortan  auf  ihn  Heissig  Obacht  geben  lasse“.  Dadurch  war 
jedoch  die  auf  den  Selbstmordversuch  verhängte  Strafe  nicht 
in  eine  bloss  präventive  Polizeihaft  verwandelt.  Dies  geht 
deutlich  daraus  hervor,  dass  „wenn  der  Thüter  gleich  darauf 
Reue  und  Leid  erzeiget,  solche  Bereuung  für  einen  mildernden 
Umstand  angesehen  werden“  sollte.  — Der  Gedanke,  von  dem 
sich  die  Theresiana  leiten  liess,  indem  sie  den  Selbstmord  unter 
die  Verbrechen  einreihte,  war  entschieden  ein  religiöser.  Sie 


')  Citiert  bei  Sonnleithner,  Anmerkungen  zum  neuen  josephinlschen 
Kriminalgeaetz,  p.  270. 
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nennt  den  Selbstmörder  einen  „Gott  und  seines  Seelenheiles 
vergessenen  Böswicht“,  erklärt  bei  Selbstmordversuch  die  „Be- 
reitung“ für  einen  mildernden  Umstand  und  verfügt,  dass,  wenn 
„der  Thäter  an  der  sich  beygebrachten  Wunden  nicht  gleich, 
sondern  nach  einiger  Zeit“  stürbe  und  er  noch  „vor  seinem 
Hinscheiden  . . zur  Erkanntnus  des  begangenen  Übels  und  zur 
ernstlichen  Reue  und  Bekehrung  gebracht  worden“  wäre,  „er 
wie  ein  anderer  Christglaubiger  zu  beerdigen“  sei.  Der  Staat 
erachtete  sich  für  berufen,  den  Geboten  der  Kirche  mit  seinen 
weltlichen  Mitteln  Nachdruck  zu  verleihen.  Bei  einem  Gesetz- 
buche, von  dem  der  Gesetzgeber  erklärt,  er  habe  „sein  vor- 
zügliches Augenmerk  beständig  dahin  gerichtet,  damit . . . vor 
allem  die  Ehre  Gottes  sowohl  durch  Einführ-  und  Beibehaltung 
guter  Sitten,  und  tugendhaften  Wandels,  als  auch  durch  Vor- 
bieg- und  Ausrottung  aller  Gott  beleidigend  und  landesverderb- 
licher Lastern  fortgepflanzet“  werde,  ist  dies  auch  nicht  zu 
verwundern. 

Das  Allgemeine  Gesetz  Uber  Verbrechen  und  deren  Be- 
strafung vom  Jahre  1787  (das  josephinische  Strafgesetzbuch), 
§ 123,  I.  Teil:  Von  Kriminal  verbrechen  und  Kriminalstrafen, 
bestimmte,  dass  „der  Körper  des  Selbstmörders,  wenn  er  ent- 
weder sogleich  todt  geblieben  oder  ohne  bezeigte  Reue  ge- 
storben, . . . durch  den  Schinder  einzuscharren“  sei.  Hatte  er 
„zwischen  der  Tliat  und  dem  erfolgten  Tode  Reue  gezeigt“,  so 
sollte  „dem  Körper  nur  die  ordentliche  Grabstätte“  versagt 
werden.  In  diesem  Punkt  erweist  sich  also  das  josephinische 
Strafgesetzbuch  strenger  als  die  Theresiana,  die  einem  solchen 
Bussfertigen  das  Begräbnis  gleich  einem  andern  Christgläubigen 
zu  teil  werden  Hess.  Sonst  aber  ist  das  Strafgesetz  von  1787 
erheblich  milder.  Ehrloserklärung  und  Vermögenseinziehung 
sind  ihm  fremd.  Hatte  sich  ein  Verbrecher  durch  Selbstmord 
der  Strafe  entzogen,  so  durfte  nicht  mehr  an  seinem  Leichname 
die  Exekution  vollzogen  werden  ; nur  „der  Name  des  Selbst- 
mörders mit  dem  Inhalte  seines  Verbrechens“  sollte  „an  den 
Galgen  geschlagen  und  allgemein  kundgemacht  werden“,  § 124. 
— Bezüglich  des  Versuches  erklärte  es  das  josephinische  Gesetz- 
bueli,  § 12ö,  im  Gegensatz  zur  Ilalsgerichtsordnung  Maria 
Theresias,  ausdrücklich  für  gleichgültig,  ob  sich  der  Thäter 
eine  Wunde  beigebracht  habe  oder  nicht.  Es  kam  nur  darauf 
an,  ol)  der  Selbstmord  mit  oder  ohne  Willen  des  Thäters  nicht 
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vollbracht  worden  war.  War  der  Lebensüberdrüssige  freiwillig 
von  seinem  Vorhaben  abgestanden,  so  lag  überhaupt  keine 
strafbare  Handlung  vor.  War  jedoch  die  Vollendung  ohne 
Willen  des  Thüters  unterblieben,  so  bestimmte  das  Gesetz,  dass 
der  Verbrecher  in  das  Gefängnis  zu  schaffen  sei,  „wo  er,  in- 
dem ihm  jede  Handanlegung  an  sich  selbst  unmöglich  gemacht 
wird,  auf  unbestimmte  Zeit  so  lange  verbleibet,  bis  er  durch 
Unterricht  überwiesen,  dass  die  Selbsterhaltung  gegen  Gott, 
den  Staat  und  ihn  selbst  Pflicht  ist,  eine  vollkommene  Reue 
zeiget  und  Besserung  erwarten  lässt“  *). 

Aus  dieser  Fassung,  sowie  aus  dem  Umstande,  dass  das 
Gesetz  das  Wort  „Strafe“  vermeidet,  geht  hervor,  dass  es  sich 
hier  um  keine  Strafe  im  technischen  Sinne  handelt.  Nicht  die 
Zufügung  eines  Übels  bezweckt  5}  125,  sondern  Heilung  und 
Unterrichtung.  Was  nach  der  Theresia  na  „anbey“  geschehen 
sollte,  wird  hier  allein  angestrebt.  Das  Gesetz  geht  davon  aus, 
dass  die  That  des  Selbstmörders  nur  in  einem  Mangel  an  Ein- 
sicht ihren  Grund  haben  könne.  Deshalb  wird  auch  Anhaltung 
im  Gefängnis  auf  unbestimmte  Zeit  verfügt.  Interessant  ist, 
dass  das  josephinische  Gesetzbuch  den  Selbstmord  nicht  mehr 
ausschliesslich  als  Pflichtverletzung  gegen  Gott,  sondern  auch 
als  Pflichtverletzung  gegen  den  Staat  und  den  Selbstmörder 
selbst  auffasst. 

Das  Strafgesetzbuch  für  Westgalizien  vom  Jahre  1796  be- 
stimmte im  § 141,  I.  Teil,  dass  der  Körper  des  Selbstmörders 

■)  Kulturhistorisch  sehr  interessant  sind  die  Ausführungen  Sonn- 
leithners in  seinen  « Anmerkungen  zum  neuen  josephinischen  Kriminal- 
gesetz». Sie  zeigen,  wie  sich  damals  jedermann  bemühte,  aufgeklärt  zu 
scheinen.  S.  wirft  bei  § 12ä  die  Frage  auf,  wie  es  mit  Leuten  zu  halten  sei, 
die  «keine  Zukunft  glauben».  »Soll  man  ihm  von  Zukunft  und  Strafe,  von 
Beichte  und  Busse  Vorreden?  Das  wirkt  nicht  auf  ihn,  es  ist  Unsinn  in 
seinen  Augen.»  S.  ist  der  Meinung,  der  Staat  solle,  da  ihm  daran  liege, 
dass  kein  Bürger  für  ihn  verloren  gehe,  « Männer  von  tiefer  Hinsicht  in 
den  philosophischen  Wissenschaften,  welche  überdies  ihre  Grundsätze  klar, 
ordentlich  und  liebevoll  vorzutragen  wissen  »,  bestellen,  welche  solchen 
Leuten  «gewachsen  sind».  «Nehmen  sie  keine  Gründe  an,  d.  h.  wollen  sie 
gar  nichts  hören,  so  sind  sie  von  neuem  Verletzer  der  Gesetze  und  unter- 
liegen der  Strafe.  Sind  ihnen  die  Gründe  nicht  überzeugend,  so  ist  es 
zwar  nicht  ihre  Schuld,  aber  sie  sind  doch  nie  mehr  unter  die  Gesellschaft 
der  Menschen  zu  lassen,  die  von  ihnen  alles  (Jble  zu  befürchten  haben, 
weil  ihnen  nichts  jemals  ausser  ihrer  Eigenliebe  aufstossen  kann,  das  sie 
von  was  immer  für  einem  Verbrechen  abhalten  könnte.»!! 
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„ausser  der  ordentlichen  Grabstätte  verscharret  werden  solle“. 
Mitwirkung  des  Schinders  war  nicht  mehr  erforderlich.  — Eine 
ganz  merkwürdige,  sowohl  von  den  Kodifikationen  Maria 
Theresias  und  Josephs  II.  als  auch  vom  Strafgesetzbuch  von 
1803  abweichende  Stellung  nahm  das  westgalizisohe  Gesetz  zum 
Selbstmordversuche  ein.  Es  erklärte  ihn  als  Kriminalverbrechen, 
jedoch  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  sich  der  Tlrnter 
„schwer  verwundet  oder  verletzet“  habe,  § 139.  Ob  der  „wirk- 
liche Selbstmord“  nur  aus  der  Reue  des  Thäters  oder  „zufällig 
und  gegen  seinen  Willen“  unterblieben  ist,  machte  in  Ansehung 
der  Strafbarkeit  keinen  Unterschied,  sondern  war  nur  für  die 
Strafzumessung  von  Bedeutung.  Kam  es  mit  dem  Willen  des 
Thäters  nicht  zur  Vollendung,  traf  ihn  gelinderer,  sonst  aber 
harter  Kerker  von  drei  Monaten  bis  auf  ein  Jahr,  § 140.  Das 
Strafgesetzbuch  für  Westgalizien  nimmt  keine  Rücksicht  auf 
die  besondern  Verhältnisse  des  Selbstmörders.  Ihm  ist  der 
Selbstmordversuch  ein  Delikt  wie  jedes  andere.  Der  Grund 
hierfür  scheint  mir  in  seiner  Auffassung  vom  Wesen  des  Selbst- 
mordes zu  liegen.  Selbstmord  und  Selbstmordversuch  ist  Ver- 
letzung der  Pflicht  des  Staatsbürgers,  seine  Kräfte  dem  Staate 
zu  weihen.  Strafe  für  einen  Übelthäter,  nicht  Unterweisung 
für  einen  Verblendeten  setzt  das  westgalizische  Strafgesetzbuch 
fest.  Dafür  spricht  auch  die  Einreihung  des  Selbstmordes  in 
das  System  des  Strafgesetzes:  die  unmittelbar  anschliessenden 
§§  142,  143  handeln  von  der  Selbstverstümmlung,  die  geschieht, 
um  sich  seinen  Bürgerpflichten,  insbesondere  dem  Kriegsdienste, 
zu  entziehen. 

Im  Strafgesetzbuch  von  1803  ist  Selbstmord  und  Selbst- 
mordversuch aus  der  Reihe  der  Verbrechen  geschwunden.  Da- 
für erscheinen  sie  unter  den  schweren  Polizeiübertretungen. 
Massgebend  für  diese  verschiedene  Qualifizierung  war  nebst 
dem  Einflüsse  der  Aufklärungsperiode  Montesquieu,  Beccaria) 
vor  allem  der  Gedanke,  dass  auch  eine  Kriminalstrafe  gegen 
den  Selbstmord  unwirksam  sei,  und  es  nur  eine  überflüssige 
Kränkung  der  schuldlosen  Verwandten  bedeute,  wolle  man  den 
Dahingeschiedenen  als  Verbrecher  stigmatisieren.  „Wie  kann 
auch  der  Gesetzgeber  hoffen,“  sagt  Zciller  *),  „dass  dieses  Übel 


')  Jährliche  Beiträge  I,  l.soti:  Merkwürdige  l'ntersuehnng  eine» Selbst 
mordes  und  der  Teilnahme  daran,  p.  ISO  ff. 
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einen  entscheidenden  Einfluss  auf  das  Gemüth  des  Verzweifelnden 
haben  werde,  der  sich  den  fürchterlichen,  in  der  Religion  dem 
Selbstmorde  angedrohten  Strafen  zu  überliefern  entschlossen 
ist?“  In  Bezug  auf  den  vollbrachten  Selbstmord  bestimmte 
§ 92,  dass  „der  Körper  des  Selbstmörders  blos  von  der  Wache 
begleitet,  an  einen  ausser  dem  Leichenhofe  gelegenen  Ort  ge- 
bracht und  durch  gerichtliche  Diener  verscharret“  werde.  Die 
Beibehaltung  dieser  Bestimmung  begründet  Zeiller  mit  der 
„psychologischen  Erfahrung,  . . . dass  der  Mensch  sich  aus  der 
Hülle  des  Körpers,  aus  der  Sinnenwelt  und  Gemeinschaft  mit 
seinen  Mitbürgern  nicht  ganz  hinauszudeuken  vermöge,  folglich 
es  ihm  nicht  gleichgiltig  sei,  was  nach  dem  Tode  mit  seinem 
Körper  geschehen,  und  ob  oder  in  welchem  Andenken  er  bei 
seinen  Mitbürgern  stehen  werde“.  — Des  Schinders  wird,  wie 
schon  im  westgalizischen  Gesetzbuch,  keine  Erwähnung  mehr 
gethan.  Desgleichen  fehlen  besondere  Bestimmungen  für  den 
Selbstmord  eines  Verbrechers.  — Auf  versuchten  Selbstmord 
war,  wenn  die  Vollbringung  durch  Selbstbestimmung  des  Thäters 
unterblieb,  eine  ernste  Ermahnung  durch  die  Obrigkeit  gesetzt, 
aber  nur  dann,  wenn  eine  Verwundung  oder  Verletzung  statt- 
gefunden hatte,  § 90.  Für  den  Fall,  dass  die  Vollendung  nur 
zufällig  unterblieb,  enthielt  § 91  eine  mit  § 125  josephinisches 
Strafgesetzbuch  wesentlich  übereinstimmende  Bestimmung.  Nur 
musste  der  Selbstmörder  nicht  notwendig  in  das  Gefängnis  ge- 
schafft werden;  § 91  sprach  bloss  von  einer  sicheren  Ver- 
wahrung. Strafcharakter  hatte  diese  Bestimmung  (und  die  des 
§ 90)  ebensowenig  wie  im  josephinischen  Gesetzbuch  ‘).  — Auch 
das  Strafgesetzbuch  von  1803  handelte  gleich  den  vorher- 
gehenden Gesetzbüchern  nur  vom  Selbstmorde,  nicht  auch  von 
der  fahrlässigen  oder  zufälligen  Selbstentleibung  oder  der  eines 
Unzurechnungsfähigen.  Für  zweifelhafte  Fälle  ordnete  ein  Hof- 
dekret vom  28.  Juli  1820  an,  dass  es  „allerdings  gerathener 
und  minder  bedenklich“  sei,  „die  Vermuthung  des  Besseren  zu 
Gunsten  des  Todten  eintreten  zu  lassen“. 

Über  Anstiftung  und  Beihiilfe  zum  Selbstmord  schweigen 
alle  diese  Gesetzbücher.  Wollte  man  nach  allgemeinen  Grund- 
sätzen, die  von  sämtlichen  Codices  recipiert  sind,  die  Bestim- 

')  A'ndlcr,  Erklärung1  des  Strafgesetzes  über  schwere  Polizeiüber- 
tretungen,  p.  237. 
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mutigen,  die  vom  Thäter  gelten,  auch  auf  die  Teilnehmer  *) 
ausdehnen,  käme  man  in  arge  Verlegenheit.  Dass  die  Folgen, 
die  sie  an  den  vollbrachten  Selbstmord  knüpfen,  unanwendbar 
seien,  ist  von  vornherein  klar;  es  blieben  also  nur  die  Be- 
stimmungen über  den  versuchten  Selbstmord  zur  analogen 
Anwendung.  Aber  auch  dieses  Verfahren  erweist  sich  beim 
josephinischcn  Strafgesetzbuch  und  beim  Strafgesetzbuch  von 
1803  als  widersinnig,  während  es  allerdings  beim  westgalizischen 
Strafgesetzbuch  ganz  gut  angeht  und  bei  der  Theresiana,  die 
eine  „willkürliche  Bestrafung“  des  Selbstmordversuches  ver- 
fügt, wenigstens  nicht  unmöglich  ist.  Denn  § 125  josephinisches 
Strafgesetzbuch,  I.  Teil,  und  die  §§  90  und  91  Strafgesetzbuch 
von  1803,  II.  Teil,  haben  so  sehr  die  Individualität  des  Selbst- 
mörders im  Auge,  dass  sie  auf  Anstifter  und  Geholfen  schlechter- 
dings uicht  passen.  Unterricht,  sittliche  und  physische  Heil- 
mittel haben  nur  einem  seelisch  Kranken  gegenüber  Sinn.  Ein 
solcher  wird  aber  in  der  Regel  der  Anstifter  und  Gehülfe  nicht 
sein.  Nichtsdestoweniger  scheint  man,  wie  aus  dem  erwähnten 
Aufsatze  Zeillers  hervorgeht,  die  Bestimmung  des  § 125  josephi- 
nisches  Gesetzbuch  ganz  mechanisch  auf  Anstifter  und  Geholfen 
angewendet  zu  haben.  Zeiller  erzählt  einen  merkwürdigen 
Fall  von  Selbstmord,  der  sich  zu  Anfang  des  Jahrhunderts  in 
Oberösterreich  zutrug.  Eine  sehr  fromme  Bauerstochter,  die 
schon  sieben  Jahre  krank  daniederlag,  wollte,  um  den  ver- 
storbenen Pfarrer  aus  dem  Fegefeuer  zu  erlösen,  in  frommem 
Wahn  sich  selbst  zum  Opfer  bringen.  Sie  eröffnete  ihrer  Mutter 
und  den  Schwestern,  die  sie  als  eine  Heilige  verehrten,  ihren 
Entschluss  und  befahl  ihnen,  den  Backofen  zu  heizen.  Diese 
göttliche  Anordnung  wurde  befolgt,  und  da  der  Backofen 
glühte,  brachte  die  Mutter  der  Kranken  die  Nachricht.  Diese 
hatte  inzwischen  ihre  weisscn  Kleider  angethan  und  sich  mit 
Kränzen  geschmückt;  nun  begab  sie  sich  in  Begleitung  der 
Mutter  und  der  Schwestern  zum  Backofen  und  kroch  hinein, 
worin  sie,  während  sich  ihre  Angehörigen  weinend  entfernten, 
verbrannte.  Die  Sache  wurde  bekannt,  und  gegen  Mutter  und 

')  Zur  Vermeidung1  von  Missverständnissen  sei  bemerkt,  dass  die  Aus- 
drücke: «Teilnahme»  und  «Teilnehmer»  in  diesem  Aufsätze  im  Sinne  der 
deutschen  Rechtswissenschaft  gebraucht  sind  und  nicht  in  der  von  den 
meisten  österreichischen  Juristen  behaupteten  abweichenden  Bedeutung 
des  § 5 österreichisches  Strafgesetzbuch. 
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Schwestern  wurde  die  Untersuchung  eingeleitet.  Nun  fährt 
Zeiller  fort:  „Das  erste  Gericht  erkannte,  dass  in  dem  vor- 
liegenden Falle  keine  gegründete  Beschuldigung  des  Mordes 
stattfinde;  doch  hätten  sich  sowohl  die  Mutter,  welche  die 
Heitzung  des  Backofens  anordnete,  als  die  ältere  Schwester, 
welche  die  Heitzung  besorgte,  der  Mitwirkung  zum  Selbstmorde 
schuldig  gemacht.  Da  aber  diese  Mitwirkung  nicht  aus  böser 
Absicht,  sondern  aus  irrigen  Religionsbegriffen  geschehen  sey, 
so  wären,  nach  dem  Sinne  des  (josephinisehen)  Strafgesetzes, 
§ 125,  diese  beyden  Personen  durch  einige  Zeit  im  Arreste 
anzuhalten  und  besser  zu  unterrichten.  Das  Gutachten  wurde 
dem  Obergericht  vorgelegt.“  Das  Obergericht  urteilte,  „dass 
die  Handlung  der  verhafteten  Personen  nicht  im  bösen  Vor- 
sätze, sondern  in  einer  abergläubischen  Sehwärmerey  gegründet, 
folglich  keiner  kriminellen  Bestrafung  unterworfen  seyn.  Damit 
aber  aus  der  nämlichen  Quelle  nicht  mehrere  schädliche  Hand- 
lungen entspringen  möchten,  so  übergab  man  die  Akten  der 
politischen  Behörde,  welche  auf  einen  besseren  Unterricht  und 
eine  angemessene  Aufsicht  über  die  in  Freyheit  gesetzten 
Untersuchten  Bedacht  nahm.“  Daraus  geht  unzweifelhaft  her- 
vor, dass  man  Mitwirkung  zum  Selbstmorde  nach  § 125  josephi- 
nisches  Strafgesetzbuch  behandelte.  Darüber  freilich,  warum 
dies  geschehen  solle,  ging  die  Meinung  der  ersten  Instanz  und 
des  Obergerichtes  auseinander.  Das  erste  Gericht  wollte  § 125 
anwenden,  „weil  die  Mitwirkung  nicht  aus  böser  Absicht,  son- 
dern aus  irrigen  Religionsbegriffen  geschehen  sey“.  Es  lässt 
uns  im  unklaren,  wie  es  die  That  qualifiziert  hätte,  falls  es 
böse  Absicht  angenommen  hätte.  Vermutlich  als  Mord.  Das 
Obergericht  fand  ebenfalls,  dass  böser  Vorsatz  mangle.  Aber 
es  zog  daraus  den  entgegengesetzten  Schluss:  kriminelle  Be- 
strafung nach  § 125  sollte  nicht  statthaben.  — Merkwürdig 
erscheint  es,  dass  beide  Entscheidungen  den  „bösen  Vorsatz“ 
nicht  im  Sinne  von  dolus,  sondern  im  Sinne  von  animus  no- 
cendi  verstehen.  — Das  Urteil  des  Obergerichtes  erklärt  übrigens 
die  Folgen  nach  § 125  im  Gegensatz  zu  der  oben  von  mir  aus- 
gesprochenen Ansicht  für  eine  kriminelle  Bestrafung.  — Da- 
gegen erklären  zu  Anfang  der  dreissiger  Jahre  drei  Juristen, 
die  sonst  die  entgegengesetztesten  Anschauungen  vertreten, 
nämlich  Vesque,  Passy  und  Rainer,  einmütig  die  Anwendbarkeit 
der  Bestimmungen  über  den  versuchten  Selbstmord  auf  An- 
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Stifter  und  Geholfen  für  ausgeschlossen.  Freilich  spielt  dabei 
auch  die  Frage  mit,  ob  die  Bestimmungen  des  I.  Theiles  des 
Strafgesetzbuches  von  1803  über  Mitschuld  und  Teilnahme  auch 
auf  den  II.  Teil  Anwendung  zu  finden  hätten. 

Das  gegenwärtige  Strafgesetz  über  Verbrechen,  Vergehen 
und  Übertretungen  vom  Jahre  1852  erwähnt,  wie  oben  aus- 
geführt, weder  den  Selbstmord  noch  die  Teilnahme  daran. 
Es  entsteht  nun  die  Frage  — und  deren  Beantwortung  ist  für 
die  Behandlung  unseres  Themas  nicht  ohne  Bedeutung  — ob 
der  Selbstmord  nichtsdestoweniger  auch  heute  noch  eine  rechts- 
widrige Handlung  sei  und  nur  aus  kriminalpolitischen  Gründen 
straflos  bleibe,  oder  ob  eine  Rechtswidrigkeit  überhaupt  nicht 
vorliege.  Wessely1)  meint  nun  allerdings,  der  Selbstmord  sei  und 
bleibe  nicht  nur  eine  unsittliche,  sondern  auch  eine  widerrecht- 
liche Handlung,  und  es  könne  daraus,  dass  das  Leben  faktisch 
aufgegeben  werden  könne,  nicht  gefolgert  werden,  dass  es  auch 
rechtlich  geschehen  dürfe.  Für  die  Strafloslassung  seien  ledig- 
lich strafpolitische  Gründe  massgebend.  Wessely  unterscheidet 
zwischen  veräusserliehen  und  unveräusserlichen  Gütern  und 
rechnet  das  Leben  zu  den  letzteren.  Allein  wollte  man  auch 
diese  höchst  problematische  Einteilung  acceptieren,  so  müsste 
man  doch  mit  Hälschner s)  darin  übereinstimmen,  dass  „eine 
Beschädigung  der  als  unveräusserliche  Wesensbestandteile  der 
Person  erscheinenden  Rechte  . . . von  dem  Beschädigten  selbst 
verübt,  an  sich  nie  eine  strafbare  Handlung“  sei,  „weil  die 
rechtliche  Gesetzgebung  lediglich  die  socialen  Verhältnisse  der 
Menschen  ordnet,  deshalb  der  Mensch  zu  sich  selbst  nie  in 
einem  rechtlichen,  sondern  nur  sittlichen  Verhältnisse  steht“.  — 
Das  Schweigen  des  Gesetzbuches  ist  jedoch  richtiger  dahin  zu 
deuten,  dass  es  den  Selbstmord  nicht  als  widerrechtliche  Hand- 
lung betrachte.  Der  Selbstmord  läuft  keinem  Strafgesetz  zu- 
wider. Obwohl  § 134  3)  sagt:  „Wer  gegen  einen  Menschen“ 


‘)  Wessely  in  der  Österreichischen  Vierteljahrschrift  18Û8,  I,  p.  239. 

2)  Hiiluchnt'r,  Das  gemeine  deutsche.  Strafrecht,  1881,  1,  p.  468. 

*)  § 134  lautet:  «Mord.  Wer  gegen  einen  Menschen,  in  der  Absicht, 
ihn  zu  tödten,  auf  eine  solche  Art  handelt,  dass  daraus  dessen  oder  eines 
anderen  Menschen  Tod  erfolgte,  macht  sich  des  Verbrechens  des  Mordes 
schuldig:  wenn  auch  dieser  Erfolg  nur  vermöge  der  persönlichen  Beschaffen- 
heit des  Verletzten,  oder  blos  vermöge  der  zufälligen  Umstände,  unter 
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und  nicht:  „wer  gegen  einen  andern  Menschen“,  so  wird  doch 
niemand  den  Selbstmord  unter  diesen  Paragraphen  beziehen. 
Dagegen  spricht  auch  die  ganze  Entwicklung  des  österreichischen 
Strafrechtes,  das  den  Selbstmord  immer  als  ein  selbständiges 
Delikt  neben  den  andern  Tötungsdelikten  behandelte,  nicht 
aber  bloss  eine  besondere  Strafe  für  den  Selbstmörder  fest- 
setzte. Auch  müsste  bei  der  Subsumtion  unter  § 134  das  Privileg 
der  Straflosigkeit  für  den  Selbstmörder  im  Gesetzbuche  aus- 
drücklich erscheinen,  was  jedoch  nicht  der  Fall  ist.  Das  Er- 
gebnis unserer  Untersuchung  ist  also,  dass  der  Selbstmord, 
„weil  unsittlich,  zwar  niemals  berechtigt,  aber  auch  nicht 
rechtswidrig  und  verboten,  sondern  rechtlich  indifferent“  sei  *). 

Ist  der  Selbstmord  kein  Delikt,  so  ist  klar,  dass  Bestrafung 
von  Anstiftung  und  Beihülfe  zum  Selbstmord  aus  dem  Gesichts- 
punkt der  Teilnahme  nicht  möglich  ist.  Es  bleibt  aber  die 
Frage  offen,  ob  Anstiftung  und  Beihülfe  nicht  den  Thatbestand 
eines  selbständigen  Deliktes  ausmachen.  Diese  Frage  hat  denn 
auch  verschiedene  Beantwortung  erfahren.  Man  kann  drei 
Gruppen  unterscheiden  : 

1.  Rainer  und  Frühwald  sind  der  Ansicht,  dass  Mitschuld 
am  Morde  vorliege;  zur  gleichen  Ansicht  bekennt  sich  Binding 
bezüglich  der  Anstiftung  zum  Selbstmorde. 

2.  Dagegen  wollen  Vesque,  Geyer,  Finger,  Janka  Anstiftung 
und  Beihülfe  zum  Selbstmord  ganz  straflos  lassen. 

3.  Eine  Mittelmeinung  vertreten  Passy,  Kudler,  Herbst, 
Wessely,  Lammasch;  nach  derselben  soll  § 335  (§  431),  be- 
ziehungsweise § 89  (§  183)  Strafgesetzbuch  von  1803  in  An- 
wendung gebracht  werden.  Ihre  Meinung  ist  die  herrschende, 
die,  was  Beihülfe  anbelangt,  auch  die  Rechtsprechung  des 
Kassationshofes  für  sich  hat. 

Ich  führe  hier  auch  einige  Schriftsteller  an,  die  eine  Lösung 
unserer  Frage  vom  Standpunkte  des  Strafgesetzes  von  1803 
versuchten.  Ihre  Erörterungen  sind  auch  für  uns  noch  von 
Bedeutung,  und  einer  von  ihnen,  Passy,  ist  als  der  Begründer 
der  heute  herrschenden  Lehre  anzusehen. 


welchen  die  Handlung’  verübt  wurde,  oder  nur  vermöge  der  zufällig  hin- 
zugekommenen  Zwischen-Ursachen  cingetreten  ist,  insoferne  diese  letzteren 
durch  die  Handlung  selbst  veranlasst  wurden.» 

')  Hälschner  a.  a.  O. 
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Rainer  ')  ist  der  Ansicht,  dass  Mitschuld  am  Morde  vor- 
liege. Er  beruft  sieh  auf  die  Begriffsbestimmung  des  Mordes 
im  8 117,  I.  Teil,  und  auf  die  Bestimmungen  des  §5  bezüglich 
der  Teilnahme,  und  argumentiert  dann  folgendermassen  : „Nicht 
nur  derjenige,  welcher  durch  seine  physische  Thätigkeit  die 
Tödtung  des  Selbstmörders  oder,  richtiger  zu  sprechen,  der 
Person,  welche  in  ihre  Tödtung  einwilligt  oder  selbst  verlangt, 
nothwendig  herbeyführt,  sondern  auch  jeder,  dem  in  Absicht  auf 
den  Selbstmord  (die  Übelthat)  die  eben  bezeichnete  Einleitung, 
Veranlassung,  Hülfe-  oder  Vorschubleistung  zur  Last  fällt, 
nämlich  der  intellectuelle  Urheber  und  der  (intellectuelle  oder 
physische)  Gehülfe  wird  des  Verbrechens,  nämlich  des  Mordes 
schuldig.“  Diese  Argumentation  kann  man  nur  dann  für  richtig 
erkennen,  wenn  man  der  Ansicht  ist,  dass  Selbstmord  eine 
Abart  des  Mordes  ist  oder  genauer,  dass  die  Bestimmungen 
der  §§  90—92  des  II.  Teils  lediglich  ein  Privileg  geringerer 
Strafbarkeit  für  den  Mörder  an  sich  selbst  darstellen.  Dieser 
Ansicht  ist  denn  auch  Rainer:  die  Behandlung  des  Selbstmordes 
habe  ein  Seitenstück  in  der  Behandlung  der  Entwendungen 
unter  Familiengliedern.  Und  wie  in  diesem  Falle  Mitschuld 
daran  bei  Vorhandensein  der  übrigen  Merkmale  als  Verbrechen 
bestraft  werde,  wiewohl  sich  der  unmittelbare  Thäter  nur  einer 
schweren  Polizeiübertretung  schuldig  mache,  müsse  dies  auch 
vom  Selbstmorde  gelten. 

Frühwald  *),  Handbuch  des  österreichischen  Strafrechtes, 
erwähnt  kurz,  dass  Mitschuld  am  Selbstmorde  stets  als  Mit- 
schuld am  Morde  zu  strafen  sei.  Er  motiviert  seine  Ansicht 
damit,  dass  mit  Rücksicht  auf  § 4 ein  Mord  jedenfalls  auch 
an  solchen  begangen  werde,  die  ihren  Tod  selbst  verlangen. 

Binding  fasst  Anstiftung  zum  Selbstmorde  als  Thäter- 
schaft  an  Mord  und  Totschlag  auf.  Er  erwähnt  zuerst  den 

')  Zeitschrift  für  österreichische  Rechtsgelehrsamkeit  und  politische 
Gesetzeskunde,  1835,  II,  p.  40 — 52. 

*)  FrUhirald,  Handbuch  des  österreichischen  Strafrechte»,  zu  § 134. 

’)  Binding,  Handbuch  des  Strafrechtes,  p.  701.  Ii.s  Anschauung  be- 
züglich der  Beihülfe  zum  Selbstmord  — er  will  den  (Jehülfen  straflos 
lassen,  weil  seine  That  doch  nur  einen  Bestandteil  der  unverbotenen 
Ilaupthandlung  bildet  — kann  man  nicht  ohne  weiteres  für  das  öster- 
reichische Recht  reklamieren,  da  sich  B.  möglicherweise  der  Anschauung 
derer  anschliessen  würde,  die  Beihülfe  zum  Selbstmord  nach  § 33ö  für 
strafbar  iiiüten. 


Digitized  by  Google 


Ist  Anstiftung  und  Beihülfe  zum  Selbstmord  nach  österr.  Rechte  strafbar?  241 


Fall,  dass  jemand  einen  Dritten  zu  einer  Handlung  bestimmt, 
die,  ohne  dass  letzterer  es  weiss,  sich  als  Selbstverletzung 
entwickelt,  dann  den  Fall,  wo  jemand  einen  Unzurechnungs- 
fähigen „anstiftet“.  Insoweit  ist  ihm  sicher  beizustimmen,  voraus- 
gesetzt, dass  der  Anstifter  dolos  gehandelt  hat.  Doch  ist  zu 
betonen,  dass  es  sich  in  diesen  Fällen  nicht  um  Selbstmord, 
sondern  um  Selbstentleibung  handelt.  Binding  fährt  nun  fort: 
„Der  Fall  ändert  aber  in  nichts  seine  Natur,  wenn  ich  je- 
manden durch  das  Versprechen,  seine  Kinder  namhaft  zu  unter- 
stützen, zum  Selbstmorde  bestimme  oder  in  der  Absicht,  dass 
er  der  melancholischen  Stimmung  erliege,  den  Todeswillen  in 
ihm  erwecke.  Wieder  will  ich  den  Tod  eines  Dritten  ver- 
ursachen, wieder  habe  ich  es  gethan.“  Darüber  weiter  unten. 

Für  die  Straflosigkeit  der  Teilnahme  am  Selbstmorde  treten 
ein:  Vesque,  Geyer,  Finger  und  Janka. 

Vesque  v.  Püttlingen l)  führt  aus,  dass  Mitschuld  am  Selbst- 
morde nach  dem  Strafgesetzbuch  von  1803  straflos  bleiben 
müsse.  Die  Bestimmungen  der  §§  90 — 92  seien  nicht  anwend- 
bar, da  sie  keine  wirkliche  Strafe  enthielten.  Man  könne  auch 
nicht  wegen  Teilnahme  am  Morde  strafen,  „indem  man  Theil- 
nehmer  eines  Mordes  dort  fände,  wo  kein  Mord  begangen 
wurde“.  Zurechnung  als  Thäterschaft  des  Mordes  sei  nach 
den  §§  5 und  120  des  Strafgesetzbuches  von  1803  gleichfalls 
ausgeschlossen.  So  bleibe  nichts  übrig,  als  Anstiftung  und  Bei- 
hülfe zum  Selbstmord  straflos  zu  lassen. 

Finger*)  vertritt  die  Meinung,  dass  nach  dem  gegenwärtigen 
Strafgesetze  „ein  Verbot  gegen  den  Selbstmord  nicht  existirt, 
dass  daher  auch  von  einer  Mitschuld,  einer  strafbaren  Beihülfe 
bei  einem  Selbstmorde  nicht  die  Rede  sein  kann“. 

Zu  dem  nämlichen  Resultat  gelangt  Janka  *). 

Geyer 4)  wendet  sich  in  seinen  Erörterungen  gegen  die 
Behauptung,  dass  Anstiftung  zum  Selbstmorde  nach  § 335 5) 

')  Zeitschrift  für  österreichische  Reehtsgelehrsamkcit  und  politische 
Gesetzeskunde,  1831,  I,  p.  211 — 213. 

*)  Das  Strafrecht,  1895,  II,  p.  5. 

*)  Österreichisches  Strafrecht,  p.  138. 

4)  Erörterungen  über  den  allgemeinen  Thatbestand  der  Verbrechen, 
p.  139. 

*)  § 335  des  Strafgesetzes  vom  27.  Mai  1852  lautet:  «Allgemeine  Vor- 
schrift in  Beziehung  auf  die  Vergehen  und  Übertretungen  gegen  die 

Schweizer i»ehe  Zeitschrift  fflr  StrsfrechL  13.  Jahre.  16 
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strafbar  sei.  § 335  bezeichne  das  Vergehen  der  culposen 
‘Tötung,  das  sieh  von  dem  Verbrechen  des  Mordes  nur  dadurch 
unterscheide,  dass  dort  blosse  Culpa,  hier  die  Absicht,  zu  töten, 
gefordert  werde  ; in  Bezug  auf  den  Kausalzusammenhang  kämen 
beide  Delikte  überein.  „Ist  es  nun  zweifellos,  dass  kein  Mord 
vorliegt,  wenn  die  tödtende  Handlung  vom  Getödteten  selbst 
vorgenommen  wird,  weil  dann  eben  der  Kausalnexus,  den  das 
Gesetz  fordert,  zerstört  ist,  so  muss  dasselbe  auch  von  der 
culposen  Tödtung  gelten.“ 

Passy,  Kudler,  Herbst,  Wessely,  Lammasch  sehen  in  An- 
stiftung uud  Beihülfe  zum  Selbstmorde  ein  Delikt  nach  § 335 
(beziehungsweise  nach  § 89  des  Strafgesetzbuches  von  1803). 

Passy1)  erklärt  zwar:  „Dass  sich  der  Begriff  des  Selbst- 
mordes zum  Morde  selbst  wie  species  zum  genus  verhalte, 
unterliegt  wohl  keinem  Zweifel.“  Trotzdem  tritt  er  der  An- 
schauung entgegen,  dass  Mitschuld  am  Selbstmorde  als  Mit- 
schuld am  Morde  zu  bestrafen  sei.  Dieser  Argumentation  „fehlt 
es  an  jeder  gesetzlichen  Basis,  und  es  ist  gewiss  eine  In- 
convenienz,  behaupten  zu  wollen,  der  Urheber  einer  Tliat,  die 
an  sich  nur  eine  schwere  Polizei-Übertretung  ist,  solle  als  Ver- 
brecher bestraft  werden“.  Darin,  dass  die  §§  90 — 92  auf  Teil- 
nahme am  Selbstmorde  nicht  anwendbar  seien,  stimmt  Passy 
mit  Rainer  und  Vesque  überein.  Passy  will  Anstiftung  und 
Beihülfe  unter  § 89,  II.  Teil,  subsumieren.  Anstifter  und  Ge- 
hülfen  handelten  gewiss  „gegen  natürliche,  allgemeine  Pflichten 
des  Menschen“.  Ihre  Handlungen  brächten  auch  „der  Sicher- 

Sirhcrheit  des  Lebens.  Jede  Handlung  oder  Unterlassung,  von  welcher 
der  Handelnde  schon  nach  ihren  natürlichen,  für  jedermann  leicht  erkenn- 
baren Folgen,  oder  vermöge  besonders  bekannt  gemachter  Vorschriften, 
oder  nach  seinem  Stande,  Amte,  Berufe,  Gewerbe,  seiner  Beschäftigung, 
oder  überhaupt  nach  seinen  besonderen  Verhältnissen  einzusehen  vermag, 
dass  sie  eine  Gefahr  für  das  Leben,  die  Gesundheit  oder  körperliche 
Sicherheit  von  Menschen  herbeizuführen  oder  zu  vergrössern  geeignet  sei, 
soll,  wenn  hieraus  eine  schwere  körperliche  Beschädigung  (§  152)  eines 
Menschen  erfolgte,  an  jedem  Schuldtragenden  als  Übertretung  mit  Arrest 
von  einem  bis  zu  sechs  Monaten  ; dann  aber,  wenn  hieraus  der  Tod  eines 
Menschen  erfolgte,  als  Vergehen  mit  strengem  Arreste  von  sechs  Monaten 
bis  zu  einem  Jahre  geahndet  werden.»  — § 89,  II.  Teil,  Strafgesetz  von 
1803,  stimmt  in  den  wesentlichen  Punkten  damit  überein. 

')  Zeitschrift  für  österreichische  Kechlsgelehrsamkeit  und  politische 
Gesetzeskunde,  1834,  II,  p.  171—184. 
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heit  des  Lebens  Gefahr".  Darum  träfe  sie  auch,  sobald  der 
Tod  oder  eine  schwere  Verwundung  die  Folge  sei,  die  Strenge 
dieses  Paragraphen  mit  vollem  Recht.  Wäre  nur  eine  leichte 
oder  gar  keine  Verletzung  eingetreten,  so  würde  § 183  zur 
Anwendung  gebracht  werden  müssen.  Zum  Schlüsse  führt 
Passy  aus  — was  eigentlich  selbstverständlich  ist  — dass  der 
Gehülfe,  der  mit  Hand  anlegt  in  der  Absicht,  den  Tod  des 
Selbstmörders  zu  bewirken,  sich  des  Mordes,  beziehungsweise 
des  Mordversuches,  schuldig  mache. 

Kudler  *)  unterscheidet  scharf  zwischen  der  Tötung  eines 
Einwilligenden  und  Teilnahme  am  Selbstmord.  „Im  letztem 
Falle  aber  scheint  die  Handlung  nur  nach  dem  § 89,  II.  Theil, 
bestraft  werden  zu  können,  sobald  sie  sich  nur  überhaupt  als 
zurechenbar  darstellt.“ 

Herbst*)  betont  gleichfalls  diesen  Unterschied.  Hülfeleistung 
zum  Selbstmord  sei  nur  als  ein  Vergehen  gegen  die  Sicherheit 
des  Lebens  nach  § 335  strafbar. 

Wessely  ')  meint  auch,  dass  Anstiftung  und  Beihülfe  zum 
Selbstmord  unter  die  Strafbestimmung  des  § 335  falle.  „Eine 
solche  Mitwirkung  zum  Selbstmord  bleibt  immerhin  eine  ge- 
fährliche Handlung,  von  welcher  der  Handelnde  schon  nach 
ihren  natürlichen,  für  jedermann  leicht  erkennbaren  Folgen 
einzusehen  vermag,  dass  sie  eine  Gefahr  für  das  Leben,  die 
Gesundheit  oder  körperliche  Sicherheit  von  Menschen  herbei- 
zuführen geeignet  ist;  sie  wird  daher  mit  Recht,  wenn  auch 
nicht  als  Verbrechen,  so  doch  als  Vergehen  oder  Übertretung 
gegen  die  Sicherheit  des  Lebens  bestraft.“ 

Lammaschl * *  4)  bemerkt,  dass  „Mitschuld  am  Selbstmorde 
eines  andern  nach  der  allgemeinen  Strafdrohung  des  § 335 
gegen  jede  Gefährdung  fremden  Lebens“  strafbar  sei. 


l)  Erklärung  de»  Strafgesetzes  über  schwere  Polizei-Übertretungen, 
zu  § 92. 

s)  Handbuch  des  allgemeinen  österreichischen  Strafrechtes,  zu  § 134, 
1832,  I,  p.  208. 

’)  Österreichische  Vierteljahrsschrift,  1858,  I,  p.  241. 

*)  Grundriss  des  Strafrechtes,  1839,  p.  41. 
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Auch  die  Entscheidung  des  Kassationshofes  Nr.  501  ')  er- 
blickt in  der  Beihülfe  zum  Selbstmord  „eine  Handlung,  von 
w elcher  der  Handelnde  nach  dem  natürlichen  Laufe  der  Dinge 
einsehen  muss,  dass  sie  eine  Gefahr  für  das  Leben,  die  Ge- 
sundheit oder  körperliche  Sicherheit  des  zum  Selbstmorde  Ent- 
schlossenen herbeizuführen  geeignet  ist“.  — 

Bevor  ich  zu  diesen  Anschauungen  Stellung  nehme,  bedarf 
es  noch  einer  genauen  Begriffsbestimmung  des  Selbstmordes. 
Nicht  jede  Selbsttötung  ist  Selbstmord.  Nur  die  vorsätzlich  im 
zurechnungsfähigen  Zustande  ausgeführte  Selbstentleibung  fällt 
unter  diesen  Begriff.  Diesen  Unterschied  haben  schon  die 
ältern  österreichischen  Strafgesetze  konstant  festgehalten.  Daraus 
ergiebt  sich,  dass  fahrlässige  Vernichtung  eigenen  Lebens,  so- 
wie die  in  willensunfähigem  Zustande  unternommene  Selbst- 
tötung kein  Selbstmord  ist.  Uns  beschäftigt  hier  nur  die  Frage 
nach  Anstiftung  und  Beihülfe  zum  Selbstmorde. 

Des  weiteren  ist  auch  hier  schon  auf  den  fundamentalen 
Gegensatz  zwischen  Anstiftung  und  Beihülfe  zum  Selbstmord 
und  der  Tötung  eines  Einwilligenden  aufmerksam  zu  machen. 
Diese  Begriffe  wurden  früher  öfters  miteinander  vermengt.  Der 
Unterschied  besteht  darin,  dass  der  Teilnehmer  am  Selbst- 
morde eines  andern  den  Erfolg  auf  einen  fremden  Entschluss, 
den  des  Selbstmörders,  stellt,  während  der  Mörder  an  einem 
Einwilligenden  entschlossen  ist,  die  Handlung,  aus  welcher  der 
Erfolg  nach  seiner  Vorstellung  resultieren  soll  , selbst  vor- 
zunehmen. Anstifter  und  Geholfen  zum  Selbstmorde  haben 
den  entscheidenden  Willen  nicht,  sie  halten  ihr  Thun  in  Ab- 
hängigkeit von  dem  des  Thäters,  sie  wollen  nur  bedingt  den 
Erfolg,  wenn  und  insoweit  ihn  der  Selbstmörder  will,  mögen 
sie  ihn  auch  unbedingt  wünschen.  Anders  der  Mörder  an  dem 
Einwilligenden.  Er  hat  den  entscheidenden  Willen,  er  handelt 
selbständig,  er  will  den  Erfolg  unbedingt. 

Und  nun  wenden  wir  uns  zu  den  oben  mitgeteilten  An- 
schauungen der  Kriminalisten. 

I.  Anstifung  und  Beihülfe  zum  Selbstmord  kann  nicht  als 
Anstiftung  und  Beihülfe  zum  Mord  gestraft  werden.  Dies  hätte 


')  Die  Entscheidung  vom  1.  Januar  IKtH!,  Z.  11.411,  die  im  gleichen 
Sinne  entschied,  stand  mir  nicht  zu  Gebote. 
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nämlich  zur  Voraussetzung,  dass  Selbstmord  ein  Mord  an  sich 
selbst  wäre,  ausgezeichnet  durch  die  Straflosigkeit  des  Thäters. 
Diese  Auffassung  hat  jedoch,  wie  oben  dargelegt,  im  öster- 
reichischen Recht  keinen  Boden.  Sie  kann  auch  heute  als 
überwunden  gelten. 

II.  Anstiftung  und  Beihülfe  zum  Selbstmord  kann  auch 
nicht  als  Thäterschaft  des  Mordes  aufgefasst  werden.  Dies 
liegt  schon  im  Begriff  der  Teilnahme.  Im  übrigen  genügt  es, 
auf  das  über  den  Unterschied  zwischen  Anstiftung  und  Bei- 
hülfe zum  Selbstmorde  und  Tötung  eines  Einwdlligenden  soeben 
Gesagte  hinzuweisen.  Danach  müssen  die  oben  citierten  Aus- 
führungen Bindings  als  unrichtig  bezeichnet  werden. 

III.  Eben  so  irrig  ist  jedoch  die  Meinung  derer,  die  die 
Strafbestimmung  des  § 335  angewendet  wissen  wollen.  Geyers 
Polemik  ist  allerdings  verfehlt.  Die  Feststellung,  dass  im  Falle 
einer  Anstiftung  (und  Beihülfe)  zum  Selbstmorde  keine  culpose 
Tötung  vorliege,  ist  allerdings  unanfechtbar,  mag  man  den 
Grund  hierfür  mit  Geyer  in  dem  nach  der  Ansicht  des  Gesetz- 
gebers mangelnden  Kausalzusammenhang  oder  mit  der  sub- 
jektiven Kausalitätstheorie  in  dem  Mangel  des  entscheidenden 
Willens  auf  seiten  des  Anstifters  (und  Gehülfen)  finden.  An- 
stifter (und  Gehülfe)  setzen  nur  Vorbereitungshandlungen.  Un- 
richtig aber  ist  es,  dass  sich  der  Thatbestand  des  im  § 335 
bezeichneten  Vergehens  culposer  Tötung  von  dem  des  Mordes 
nur  dadurch  unterscheidet,  dass  dort  blosse  Culpa,  hier  die 
Absicht,  zu  töten,  gefordert  wird.  § 335  handelt  nicht  von 
einem  Vergehen  culposer  Tötung.  § 335  statuiert  nicht  ein 
Verletzungs-,  sondern  ein  Gefährdungsdelikt.  Jeder  fällt  unter 
seine  Strafbestimmung,  beziehungsweise  die  des  § 431,  der 
culpos  eine  Gefahr  für  das  Leben,  die  Gesundheit  oder  körper- 
liche Sicherheit  von  Menschen  herbeiführt;  dass  hieraus  eine 
schwere  körperliche  Beschädigung  oder  der  Tod  eines  Menschen 
erfolgte,  ist  „lediglich  Strafbarkeitsmerkmal,  und  zwar  objektive 
Bedingung  erhöhter  Strafbarkeit“  ‘).  Das  heisst  also  : die  höhere 
Strafe  wird  nicht  aus  dem  Schuldmomente  hergeleitet;  wenn 
der  Thäter  den  Tod  auch  nicht  verschuldet  hatte,  wenn  er  ihn 
auch  nicht  vorhersehen  konnte,  so  wird  ihm  seine  That  doch 
als  Vergehen  nach  § 335  angerechnet,  wenn  er  culposerweise 

‘)  Finger,  Strafrecht,  II,  |>.  24. 


Digitized  by  Google 


246  Theodor  Rlttler. 

die  obbezeichneten  Reehtsgüter  gefährdet  hatte.  Daran  darf 
uns  der  Umstand  nicht  irre  machen,  dass  § 335  sagt,  die  Hand- 
lung solle,  wenn  hieraus  der  Tod  eines  Menschen  erfolgt,  „an 
jedem  Schuldtragenden“  geahndet  werden;  damit  soll  nur  ge- 
sagt sein,  an  jedem,  der  culpos  gefährdet. 

Ist  also  dies  der  Sinn  des  § 335,  so  dürfen  wir  uns  nicht 
damit  begnügen,  festzustellen,  dass  die  Handlung  des  Anstifters 
und  Geholfen  zu  einem  Selbstmorde  nicht  als  culpose  Tötung 
aufgefasst  werden  könne.  Wir  müssen  vielmehr  erforschen,  ob 
das,  was  Anstifter  und  Gehülfe  thun,  nicht  als  eine  Gefährdung 
des  Lebens,  der  Gesundheit  oder  der  körperlichen  Sicherheit 
des  Selbstmörders  in  Betracht  komme.  Gelangen  wrir  zu  dem 
Resultate,  dass  dies  tlnitsüchlich  der  Fall  sei,  dann  werden  wir 
Anstifter  und  Geholfen  zum  Selbstmorde  nach  § 335  haftbar 
machen.  Denn  die  übrigen  Thatbestandsmerkmale  sind  ge- 
geben : objektive  Verursachung  des  Todes  des  Selbstmörders  — 
in  dieser  konkreten  Gestaltung  wäre  er  nicht  eingetreten  — 
und  subjektive  Verschuldung  der  „Gefährdung“  — Anstifter 
und  Gehülfe  haben  sie  ja  sogar  dolos  herbeigeftthrt. 

Vorerst  ist  nun  der  Begriff  der  Gefahr  näher  zu  bestimmen. 
Zwei  Anschauungen  stehen  einander  gegenüber.  Die  Anhänger 
der  objektiven  Gefahrtheorie  (Kries,  Rohland,  Busch)  behaupten, 
dass  die  Gefahr  ein  objektiver  Zustand  sei,  „der  eine  An- 
näherung an  die  Verletzung  darstellt“  J).  Der  Begriff  der  Ge- 
fahr habe  in  objektiv  bestimmbaren  äusseren  Verhältnissen 
eine  materielle  Grundlage.  Gefahr  sei  die  objektive  Möglich- 
keit eines  schädigenden  Ereignisses.  — Dem  gegenüber  betonen 
die  Vertreter  der  subjektiven  Gefahrtheorie  (Buri,  Lammasch, 
Janka,  Finger),  dass  Gefahr  Lediglich  „der  Name  einer  nicht 
vollkommen  übersehbaren  Situation  ist,  in  welcher  einzelne 
Antecedentien  eines  verletzenden  Erfolges  erkennbar  sind“  *). 
Alles,  was  geschieht,  geschehe  mit  Notwendigkeit,  der  Welt- 
ablauf kenne  keine  Möglichkeit.  Das  Gefahrurteil  entspringe 
lediglich  unserer  Subjektivität,  unserem  Unvermögen,  „alle 
verborgen  wirkenden  Kräfte  und  Gegenkräfte  erkennen  und 
bestimmen  zu  können“  *).  Für  einen  umfassenden  Intellekt 


')  Busch,  Gefahr  und  Gefährdung«  Vorsatz,  p.  23. 
*)  Lammasch.  Handlung  und  Erfolg.  GrUnhut,  IX. 
*)  Janka,  Strafrecht,  p.  55. 
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gäbe  es  keine  gefährlichen,  sondern  nur  schädliche  und  un- 
schädliche Handlungen. 

Der  Streit  zwischen  diesen  beiden  Theorien  kann  natürlich 
hier  nicht  ausgetragen  werden.  Ich  halte  die  subjektive  Theorie 
für  die  richtige  und  werde  bei  den  weiteren  Erörterungen  von 
derselben  ausgehen. 

Eis  ist  noch  Stellung  zu  nehmen  zu  den  Unterscheidungen 
zwischen  konkreter  und  genereller  oder  — was  kaum  ver- 
schieden ist  — abstrakter  Gefahr.  Konkrete  Gefahr  liegt  dann 
vor,  „wenn  die  vollständig  in  Betracht  gezogenen  konkreten 
Umstände  des  einzelnen  E’alles  den  Schluss  auf  das  Bevorstehen 
einer  konkreten  Verletzung  rechtfertigen“  ‘).  Der  Begriff  der 
generellen  (abstrakten)  Gefahr  beruht  auf  einer  Fiktion;  er 
wird  abgeleitet  aus  dem  „Allgemeinbegriff  der  betreffenden 
Handlung“  ’).  Es  entsteht  nun  die  Frage:  Bezieht  sich  § 335 
nur  auf  konkrete  oder  auch  auf  generelle  Gefährdung?  Genügt 
es,  wenn  der  Thäter  einzusehen  vermochte,  dass  seine  Hand- 
lung zu  einer  Handlungsgruppe  gehöre,  der  die  Gefährlichkeit 
als  Attribut  zukomme,  oder  musste  er  einsehen  können,  dass 
sie  im  gegebenen  Falle  gefährde?  Für  die  erste  Meinung 
scheint  der  Wortlaut  des  Gesetzes  zu  sprechen  : „Jede  Hand- 
lung, . . . von  welcher  . . . einzusehen  vermag,  dass  sie  . . . eine 
Gefahr  herbeizuführen...  geeignet  sei  .. .“  Nichtsdestoweniger 
halte  ich  das  Gegenteil  für  richtig.  Der  Umkreis  des  straf- 
baren Unrechtes  würde  doch  zu  sehr  erw  eitert  und  der  .Schuld- 
begriff ganz  verflüchtigt,  wollte  man  diese  Interpretation  an- 
nehmen. Geeignet  soll  heissen  : in  concreto  geeignet  *). 

Unter  Gefahr  verstehen  wir  also  einen  Zustand,  der  uns 
erfahrungsgemäss  befurchten  lässt,  dass  ein  bestimmter  Ver- 
letzungserfolg eintrete.  Wir  können  auch  sagen  : Gefahr  ist  die 
Möglichkeit  eines  schädigenden  Ereignisses,  wenn  wir  nur  daran 
festhalten,  dass  der  Begriff  der  Möglichkeit  ein  rein  subjektiver 
ist.  Gefährdung  ist  die  Herbeiführung  einer  Gefahr. 

Können  wir  nun  sagen,  dass  der  Anstifter  und  Gehülfe 


')  v.  Huri,  Beiträge,  p.  371. 

*)  Finger,  Strafrecht,  II,  p.  25:  es  genügt  auch  nicht,  wenn  fest- 

steht, dass  der  Thtlter  eine  Handlung  vorgenonnnen  liât,  welche  allgemein 
als  eine  Gefahr  erzeugende  angesehen  wird  . . » 


Digitized  by  Google 


248 


Theodor  Rittler. 


das  Leben,  die  Gesundheit  und  die  körperliche  Sicherheit  des 
Selbstmörders  gefährden  ? 

Diese  Frage  wird  von  sehr  vielen  Kriminalisten  mit  einem 
runden  Ja  beantwortet;  doch  sucht  man  vergebens  nach  einer 
Begründung  ihrer  Ansicht.  Alle  begnügen  sich  mit  der  Be- 
hauptung, Anstifter  und  Gehülfe  gefährden  das  Leben  des  Selbst- 
mörders. 

Dagegen  sprechen  folgende  Gründe: 

1.  Zum  Begriff  der  Gefahr  gehört  Möglichkeit  des  Ein- 
trittes eines  verletzenden  Erfolges.  Als  ein  solcher  kann  aber 
nur  eine  vom  Rechte  verpönte  Rechtsgüterverletzung  in  Betracht 
kommen.  Eine  vom  Rechte  gebotene  (Hinrichtung),  erlaubte 
(bei  Notwehr),  geduldete  (im  Notstand)  Rechtsgüterverletzung 
ist  kein  schädliches  Ereignis  im  strafrechtlichen  Sinne.  Der 
Güterverletzung,  die  uns  beschäftigt,  der  Vernichtung  des  Lebens 
des  Selbstmörders,  steht  aber  das  Recht  indifferent  gegenüber. 
Es  verbietet  sie  nicht.  Nachdem  also  aus  dem  Thun  der  Teil- 
nehmer am  Selbstmorde  ein  verletzender  Erfolg  überhaupt  nicht 
entstehen  kann,  darf  von  einer  Gefahr  schlechterdings  nicht 
die  Rede  sein.  § 335  ist  daher  nicht  anwendbar. 

2.  Aber  wollte  man  auch  diesen  Umstand  nicht  geltend 
machen,  käme  man  doch  auf  einem  anderen  Wege  zu  dem 
nämlichen  praktischen  Ergebnisse.  Gefahr  ist  die  Möglichkeit 
eines  schädigenden  Ereignisses,  und  zwar  die  nahe  Möglichkeit 
eines  solchen.  Wir  bezeichnen  eine  Situation  nicht  schon  dann 
als  gefährlich,  wenn  wir  es  nur  für  entfernt  möglich,  für  nicht 
unbedingt  ausgeschlossen  erachten,  dass  eine  Verletzung  aus 
ihr  erwachse.  Niemand  wird  behaupten  wollen,  dass  derjenige, 
der  einen  Ausflug  macht,  in  Gefahr  schwebe,  vom  Blitze  er- 
schlagen zu  werden.  Und  doch  ist  es  möglich,  dass  sich  solches 
ereignet.  Wollten  wir  den  Begriff  der  Gefahr  so  weit  aus- 
spannen,  dann  müssten  wir  das  menschliche  Leben  als  einen 
ununterbrochenen  Zustand  der  Gefahr  bezeichnen.  Philosophen 
und  Theologen  mögen  sich  auch  einer  solchen  Betrachtung 
ergeben;  der  Jurist  darf  dies  nicht  thun.  Dieser  muss  seine 
Begriffe  nach  dem  praktischen  Leben  gestalten.  Von  Gefahr 
und  Gefährdung  kann  er  nur  dort  sprechen,  wo  auch  der 
gemeine  Mann  davon  spricht.  Wir  definieren  also  genauer: 
Gefahr  ist  die  nahe  Möglichkeit  eines  schädigenden  Ereignisses. 
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Sofort  wirft  sich  die  Frage  auf:  Was  ist  nahe  Möglichkeit? 
Die  Antwort  darauf  kann  nicht  mit  mathematischer  Präcision 
gegeben  werden.  Wenn  wir  uns  die  schlechthin  möglichen 
Folgen  einer  Handlung  vorstellen,  so  scheidet  eine  Reihe  der- 
selben aus,  deren  Eintritt  wir  kraft  unserer  Erfahrung  für 
näher  möglich  halten  als  den  der  übrigen.  Betrachten  wir 
einen  Schützen,  der  auf  dem  Schiessstande  nach  einer  Scheibe 
schiesst.  Wir  stellen  uns  als  möglich  vor  — oder  können  uns 
doch  als  möglich  vorstellen  — dass  er  die  Scheibe  oder  dass 
er  einen  daneben  stehenden  Baum  trifft,  ebenso  aber  auch, 
dass  der  Lauf  des  Gewehres  abspringt  und  einen  Schützen  am 
Nebenstande  tötet.  Der  Eintritt  dieses  letzten  Erfolges  aus  der 
Handlung  des  Schiessens  hängt  aber  von  noch  so  vielen  Be- 
dingungen ab,  für  deren  Vorhandensein  wir  nicht  den  geringsten 
Anhaltspunkt  haben,  deren  Nicht-existent-werden  wir  nur  nicht 
wissen,  dass  wir  ihn  nur  als  entfernt  möglich,  als  ganz  unwahr- 
scheinlich bezeichnen  können.  Von  den  beiden  andern  hingegen 
dürfen  wir  sagen,  sie  seien  nahe  möglich  ; denn  wir  übersehen 
im  Umriss  bereits  eine  Anzahl  von  Bedingungen,  die  auf  den 
Erfolg  hinstreben.  Hierbei  können  wir  wieder  bei  einem  guten 
Schützen  es  für  näher  möglich  halten,  dass  er  die  Scheibe 
treffen  werde  als  den  Baum.  Wir  wissen  nämlich,  dass  hierfür 
eine  Bedingung  mehr  vorhanden  ist  als  bei  einem  schlechten 
Schützen  — die  Geschicklichkeit.  — Nahe  Möglichkeit  für  den 
Eintritt  eines  Erfolges  sprechen  wir  einer  Handlung  dann  zu, 
wenn  wir  erfahrungsgemäss  erwarten  können,  sie  werde  auf 
die  übrigen  Bedingungen  stossen  und  ihnen  so  die  Ursachen- 
qualität verleihen.  Wir  überlassen  also  die  Beantwortung  der 
oben  gestellten  Frage  der  Erfahrung.  Natürlich  wird  es  im 
Einzelfalle  oft  schwierig  sein,  zu  entscheiden,  ob  entfernte  oder 
nahe  Möglichkeit  vorliegt.  Die  Grenze  ist  eben  tiiessend.  - 
Wir  müssen  aber  jetzt  den  Begriff  der  nahen  Möglichkeit  einer 
Verletzung  auch  noch  nach  einer  anderen  Richtung  hin  prftci- 
sieren.  Wenn  der  Räuber  die  Pistole  in  den  Gürtel  steckt,  ist 
der  Reisende  noch  nicht  gefährdet.  Wir  übersehen  zwar  be- 
reits eine  Anzahl  von  Bedingungen,  die  auf  den  Erfolg  hin- 
streben : der  Reisende  muss  in  kurzer  Zeit  bei  dem  Gebüsch, 
in  dem  sich  der  Räuber  versteckt  hält,  vorbeikommen  ; die 
Pistole  schiesst  gut;  der  Räuber  ist  geschickt  in  deren  Ge- 
brauch etc.  . . wir  erwarten  auch,  dass  das  Ansiehnchmen  der 


Digitized  by  Google 


250 


Theodor  Rittler. 


Pistole  in  Verbindung  mit  den  übrigen  Bedingungen  den  Tod 
des  Reisenden  verursachen  werde,  und  doch  sagen  wir  noch 
nicht,  das  Leben  des  Wanderers  sei  gefährdet.  Wir  sehen  erst 
eine  Gefahr  kommen.  Dies  wird  deutlich,  wenn  wir  uns  den 
Fall  gerichtlich  verhandelt  denken  : Stünde  der  Räuber  von 
seinem  Vorhaben  ab,  so  könnte  man  ihn  sicher  nicht  nach 
§ 431  ‘)  bestrafen.  Dieses  Urteil  hängt  mit  der  eigentümlichen 
Stellung  zusammen,  die  der  Wille  des  Menschen  im  Strafrechte 
einnimmt.  Kraft  seines  Willens  greift  der  Mensch  bestimmend 
und  verändernd  in  die  äussere  Welt  ein.  Der  Reisende  kann 
erst  ums  Leben  kommen,  wenn  der  Räuber  die  Pistole  ab- 
drückt. Im  Momente,  da  der  Bandit  die  Waffe  an  sich  nimmt, 
ist  er  vielleicht  schon  fest  entschlossen  dazu  ; wir  können 
seinen  Entschluss  aus  seinem  Verhalten  erkennen,  aber  er 
kann  ihn  noch  immer  ändern.  Der  entscheidende  Wille  ist 
noch  nicht  vorhanden.  Erst  wenn  er  abgedrückt,  giebt  er  die 
Entscheidung  aus  der  Hand.  Erst  jetzt  hängt  es  vom  Zufalle 
ab,  ob  der  Erfolg  eintritt  oder  nicht.  Erst  in  diesem  Moment 
können  wir  von  der  nahen  Möglichkeit  einer  Verletzung 
reden.  — Betrachten  wir  dagegen  folgende  Fälle:  Ein  gewissen- 
loser Jäger  lässt  einem  Kinde  sein  geladenes  Gewehr  zum 
Spielzeug.  Die  Umgebung  des  Kindes  ist  von  diesem  Augenblick 
in  Gefahr.  — Einem  Wilden,  der  noch  nie  Feuerwaffen  ge- 
sehen, wird  ein  Revolver  dargereicht.  Die  nahe  Möglichkeit 
einer  Verletzung  ist  damit  für  alle  Umstehenden  gegeben. 

Die  Frau  eines  Gewohnheitssäufers,  der  alles  trinkt,  was  ihm 
Alkohol  zu  sein  scheint,  lässt  ein  Glas  mit  einer  schnaps- 
ähnlichen, giftigen  Flüssigkeit  auf  dem  Tisch  stehen.  Dadurch 
ist  der  Säufer  schon  gefährdet.  — Allen  diesen  Fällen  kommt 
etwas  Gemeinsames  zu:  der  verletzende  Erfolg  kann  eintreten, 
ohne  dass  es  noch  einer  auf  denselben  abzielenden  Willens- 
thätigkeit  bedürfte.  Im  Beispiele  von  dem  Kinde  — man  könnte 

')  § 431  lautet:  «Handlungen  und  Unterlassungen  gegen  die  körper- 
liche Sicherheit  überhaupt. 

Überhaupt  lassen  sich  die  Übertretungen,  wodurch  die  körperliche 
Sicherheit  verletzt  werden  kann,  nicht  sitmtlich  aufzählen.  Ks  soll  daher 
jede  der  in  den  §§  335  bis  337  bezeichneten  Handlungen  oder  Unter- 
lassiingen  auch  dann,  wenn  sie  keinen  wirklichen  Schaden  herbeigeführt 
hat,  als  Übertretung  mit  einer  Geldstrafe  von  Fl.  5 — 500.  oder  mit  Arrest 
von  3 Tagen  bis  zu  3 Monaten  geahndet  werden.» 
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auch  einen  Geisteskranken  oder  sonst  einen  Unzurechnungs- 
fähigen an  dessen  Stelle  setzen  — ist  überhaupt  kein  Willens- 
akt mehr  von  nöten,  um  die  Verletzung  herbeizuführen.  Denn 
seine  Körperbewegungen  kommen  nicht  als  Willensakte  in 
Betracht.  Anders  freilich  in  den  übrigen  Beispielen.  Der  Wilde 
muss  den  Revolver  herumdrehen,  betasten  wollen,  der  Säufer 
muss  die  Flüssigkeit  trinken  wollen  ; sonst  kann  der  Erfolg, 
Verletzung  der  Umstehenden,  Tod  des  Säufers,  nicht  existent 
werden.  Aber  diese  Thätigkeit  des  Wilden  und  des  Säufers 
bestimmt  sich  nicht  mit  Rücksicht  auf  den  möglichen  Erfolg; 
sic  zielt  nicht  auf  ihn  ab.  Die  Entscheidung,  ob  der  verletzende 
Erfolg  eintreten  soll  oder  nicht,  ist  nicht  in  ihre  Wahl  gegeben. 
Ihr  Intellekt  legt  ihnen  nicht  die  Frage  vor:  „Willst  du  töten 
oder  nicht?“  Willst  du  sterben  oder  nicht?“  sondern  die: 
„Willst  du  betasten  oder  nicht?“  „Willst  du  trinken  oder 
nicht?“  Und  sie  sind  sich  nicht  bewusst,  dass  sie  mit  Beant- 
wortung dieser  Frage  noch  ganz  anderes  entscheiden.  Ihr 
Wille  kommt,  was  den  Eintritt  des  verletzenden  Erfolges  be- 
trifft, nicht  als  Regulierungsapparat  in  Betracht.  Es  hängt  von 
einem  Zufalle  ab,  ob  das  schädigende  Ereignis  eintritt  oder 
nicht.  Die  nahe  Möglichkeit  einer  Verletzung  besteht  nicht  erst 
von  dem  Moment  an,  da  das  Kind  das  Gewehr  losschiesst,  der 
Wilde  an  das  Züngel  drückt,  der  Säufer  das  Glas  leert,  son- 
dern schon  von  dem  Augenblick,  da  das  Gewehr  dem  Kinde 
gereicht,  der  Revolver  dem  Wilden  überlassen,  das  Glas  auf 
den  Tisch  gestellt  wird. 

Fassen  wir  zusammen  : Nahe  Möglichkeit  einer  Verletzung, 
also  Gefahr,  ist  durch  eine  Handlung  gegeben,  wenn  w'ir  im 
konkreten  Falle  nach  unserer  Erfahrung  erwarten  können,  sie 
werde  durch  Ablauf  des  Naturkausalismus,  durch  die  Körper- 
bewegungen einer  willensunfähigen  Person  oder  auch  durch 
einen  diesen  Erfolg  nicht  bezielenden  Willensakt  eines  Menschen 
zum  Erfolge  geführt  werden.  Dagegen  liegt  keine  Gefahr  vor, 
wenn  es  zum  Erfolge  noch  einer  denselben  bezweckenden 
Handlung  bedarf,  mögen  wir  auch  diese  Handlung  als  höchst 
wahrscheinlich  bevorstehend  denken.  — Wenden  wir  nun  diese 
Grundsätze  auf  Anstiftung  und  Beihttlfe  zum  Selbstmorde  an. 
Der  Anstifter  ruft  in  dem  Selbstmörder  den  Entschluss  hervor, 
sich  zu  töten.  Der  Gehülfe  bestärkt  ihn  darin  oder  schafft  ihm 
die  Mittel,  seinen  Entschluss  auszuführen.  Beider  Thätigkeit 


Digitized  by  Google 


252 


Theodor  Rittler. 


setzt  zum  Eintritt  des  Erfolges  voraus,  dass  der  Selbstmörder 
eine  denselben  bezielende  Handlung  wollen  werde.  Die  Ent- 
scheidung über  Tod  oder  Leben  ist  inseine  Hand  gelegt1).  An- 
stifter und  Gehülfe  schaffen  also  keinen  Zustand,  der  die  nahe 
Möglichkeit  einer  Verletzung  darstellt;  sie  gefährden  das  Leben, 
die  Gesundheit,  die  körperliche  Sicherheit  des  Selbstmörders 
nicht.  Diese  Auffassung  hat  auch  an  dem  Gesetzestexte  selbst 
eine  .Stütze.  Das  Wort  „hieraus“  gewinnt  bei  dieser  Deutung 
einen  sehr  guten  Sinn.  § 335  ist  daher  nicht  anwendbar. 

Das  Nämliche  gilt  bezüglich  des  § 89  des  St.  G.  B.  v.  1803. 
Auch  dieser  Paragraph  zieht  nur  Handlungen,  die  der  Sicher- 
heit des  Lebens  Gefahr  bringen,  unter  seine  Strafbestimmung. 

Wer  jedoch  in  der  Handlung  des  Anstifters  und  Gehülfen 
trotzdem  eine  Gefährdung  des  Lebens  des  Selbstmörders  sieht, 
müsste  sie  dem  $?  87  *)  unterstellen,  sofern  er  mit  der  herrschen- 
den Lehre  diesen  Paragraphen  dahin  auffasst,  dass  er  jede  dolose 
Einzelgefährdung  unter  sich  ziehe.  Ich  sage  : mit  der  herrschen- 
den Lehre.  Denn  § 87  ist  allerdings  nach  zwei  Richtungen 
hin  bestritten.  Einmal  wird  behauptet,  § 87  beziehe  sich  nur 
auf  Gemeingefährdungen;  dafür  wird  hauptsächlich  die  Ein- 
reihung unter  die  Verbrechen  der  öffentlichen  Gewalttätigkeit 
geltend  gemacht.  Dass  diesem  Argument  keine  grosse  Bedeu- 
tung zukommt,  zeigt  die  gleiche  Stellung  der  Erpressung  im 
System.  Zum  anderen  wird  hervorgehoben,  dass  unter  den 

’)  Wollten  wir  mit  Binding,  Normen  1,  p.  :J72,  übercinstimmen,  dass 
das  Wesen  der  Gefahr  « «lie  eigentümliche  Beeinträchtigung  des  gefährde- 
ten Gutes  in  der  Pngeatörtheit  seiner  Existenz  » bilde,  so  müssten  wir 
gleichfalls  leugnen,  dass  Anstifter  und  Gehülfe  das  Leben  des  Selbstmörders 
gefährden.  Durch  das,  was  sie  thun.  ist  das  Leben  des  Selbstmörders  in 
seiner  Daseinsgewissheit  sicherlich  nicht  erschüttert. 

’)  g 87  lautet:  «Öffentliche  Gewaltthätigkeit.  f)  Durch  boshafte  Hand- 
lungen oder  l'ntcrlassungen  unter  besonders  gefährlichen  Verhältnissen, 
ti.  Kall.  Eben  dieses  Verbrechens  macht  sich  auch  «lerjenige  schuldig, 
welcher  durch  was  immer  für  eine  andere  aus  Bosheit  unternommene 
Handlung  oder  durch  «lie  geflissentliche  Ausserachtlassung  der  ihm,  hei 
«lern  Betriebe  von  Eisenbahnen,  oder  von  den  im  § 85,  litt,  r,  bezeichneten 
Werken  «««lcr  l’utcriicliiiiuugcu  («I.  ii.:  Dampfschiffe.  Dampfmaschinen, 
Dampfkessel.  Wasserwerke.  Brücken.  Vorrichtungen  in  Bergwerken)  ob- 
liegende Verpflichtung  eine  der  im  § 85.  litt,  b,  bezeichneten  Gefahren  her- 
bcifiihrt  nämlich  für  «las  Lehen,  «ii«-  Gesundheit,  körperliche  Sicherheit 
von  Mi-nseln‘11.  «nier  in  grösserer  Ausdehnung  für  fremdes  Eigentum).» 
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aus  Bosheit  unternommenen  Handlungen  nicht  alle  dolosen  zu 
verstehen  seien,  sondern  bloss  jene,  welche  durch  böse  Ge- 
sinnung gegen  den  Geschädigten  charakterisiert  sind  ‘).  Herbst, 
der  „aus  Bosheit“  in  § 87  mit  dolus  übersetzt,  desgleichen  der 
Kassationshof,  der  in  konstanter  Praxis  im  nämlichen  Sinne 
judiziert,  hätten  folgerichtig  auch  auf  Anstiftung  und  Beihülfe 
zum  Selbstmord  § 87  bezw.  § 88  und  § 86  anwenden  sollen.  Man 
wird  den  Einwurf  machen,  dass  zufolge  § 5*)  St.  G.  Zurech- 
nung eines  durch  das  Verhalten  eines  anderen  herbeigeführten 
Erfolges  zum  dolus  nur  in  den  Fällen  der  Anstiftung  oder 
mittelbaren  Thäterschaft  begründet  sei  *).  Allein  so  richtig  dies 
ist,  muss  doch  bemerkt  werden,  dass  auch  in  diesem  Punkte 
der  Kassationshof  eine  ganz  entgegengesetzte  feste  Praxis  aus- 
gebildet hat,  und  dass  auch  Herbst  nicht  dieser  Ansicht  zu 
sein  scheint.  So  ist  es  denn  befremdend,  dass  der  Kassations- 
hof zweimal  entschieden  hat,  Beihülfe  zum  Selbstmord  sei  nach 
§ 335  strafbar,  und  dass  auch  Herbst  diesen  Paragraphen  an- 
gewendet wissen  will.  Scheute  man  vor  der  Konsequenz  zu- 
rück, dass  demnach  bei  vollbrachtem  Selbstmorde  Anstifter 
und  Gehülfen  nach  § 86  mit  dem  Tode  bestraft  werden  müss- 
ten, während  Anstifter  und  Gehülfen  bei  einem  Morde  in  der 
Regel  (§  137)  mit  5 — 10,  beziehungsweise  mit  10—20  Jahren 
Kerker  davonkämen  ? Mir  scheint  die  Stellungnahme  des 
Kassationshofes  und  Herbsts  ein  Beweis  für  meine  Vermutung 
zu  sein,  dass  diese  Autoritäten  entgegen  dem  Wortsinne  ihrer 
Äusserungen  eine  wirkliche  Gefahr  für  das  Leben  des  Selbst- 

')  Lammasch,  Grundriss,  p.  43  und  p.  59  f. 

*)  § ö lautet  : « Mitschuldige  und  Teilnehmer  an  Verbrechen.  Nicht 
der  unmittelbare  Thäter  allein  wird  des  Verbrechens  schuldig,  sondern 
auch  jedpr,  der  durch  Befehl,  Anraten,  Unterricht,  Lob,  die  Ubelthat  ein- 
geleitet, vorsätzlich  veranlasst,  zu  ihrer  Ausübung  durch  absichtliche  Her- 
beischaffung der  Mittel,  Hiutanhaltung  der  Hindernisse,  oder  auf  was 
immer  für  eine  Art  Vorschub  gegeben,  Hülfe  geleistet,  zu  ihrer  sicheren 
Vollstreckung  beigetragen;  auch  wer  nur  vorläufig  sich  mit  dem  Thäter 
über  die  nach  vollbrachter  That  ihm  zu  leistende  Hülfe  und  Beistand,  oder 
über  einen  Anteil  an  Gewinn  und  Vorteil  einverstanden  hat.  Entschuldi- 
gungsumstände.  welche;  die.  Strafbarkeit  eines  Verbrechens  für  den  Thäter 
oder  für  einen  der  Mitschuldigen  oder  Teilnehmer  nur  vermöge  persön- 
licher Verhältnisse  desselben  aufheben,  sind  attf  die  übrigen  Mitschuldigen 
und  Teilnehmer  nicht  auszudehnen.  » 

s)  Lammasch,  Grundriss,  p.  43. 
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mörders  in  den  Handlungen  des  Anstifters  und  Gelitllfen  nicht 
erblicken.  Zur  Anwendung  des  § 335  entscheidet  man  sich 
leicht;  man  hat  sich  gewöhnt,  „in  ihm  eine  Sammelbestimmung 
zu  erblicken  für  Manches,  was  man  nicht  in  der  Ordnung 
findet  und  darum  bestraft  wissen  möchte“  ').  Man  sieht  Mit- 
verursachung des  Todes  des  Selbstmörders  durch  die  Teil- 
nehmer und  glaubt  sich  daher  von  jeder  Pflicht  zur  näheren 
Prüfung,  ob  Gefahr  vorhanden  sei,  entbunden. 

Anders  liegt  der  Fall,  wenn  der  Gehülfe  dem  zum  Selbst- 
mord Entschlossenen  eine  schadhafte  Pistole,  die  sich  von  selbst 
entladet,  oder  ein  Fläschchen  mit  Gift  darreichte,  das  die  Eigen- 
schaft besitzt,  bei  der  geringsten  Durchscliüttelung  zu  explo- 
dieren. Hier  ist  das  Leben  des  Selbstmörders  wirklich  gefährdet. 
Es  bedarf  nur  einer  unwillkürlichen  Bewegung,  einer  geringen 
Unvorsichtigkeit,  damit  der  verletzende  Erfolg  eintritt.  Geht 
in  einem  solchen  Falle,  bevor  noch  der  Lebensüberdrüssige 
Hand  an  sich  legt,  die  Pistole  los,  beziehungsweise  explodiert 
das  Gift  und  führt  den  Tod  des  Betreffenden  herbei,  dann  ist 
der  Gehülfe,  sofern  die  übrigen  Voraussetzungen  des  § 335 
vorliegen,  zweifellos  nach  diesem  Paragraphen  strafbar.  Dolus 
des  .Geholfen  würde  seine  That  zum  Morde  qualifizieren.  Das 
sind  aber  keine  Fälle  von  Selbstmord.  — Ebenso  ist  derjenige 
der  Strafdrohung  des  § 335  zu  unterstellen,  der  einen  Unzu- 
rechnungsfähigen zur  Selbsttötung  „angestiftet*  oder  ihm  dabei 
behiiltlich  gewesen  ist,  wenn  ihm  dessen  Willensunfähigkeit 
nicht  bekannt  war,  aber  bei  Anwendung  der  gehörigen  Sorg- 
falt hätte  bekannt  sein  können.  Ist  dagegen  dem  Anstifter  der 
Zustand  des  Willensunfähigen  bekannt  gewesen,  so  ist  der 
Thatbestand  des  Mordes  gegeben.  Der  Wille  des  Anstifters  ist 
der  entscheidende.  Der  Unzurechnungsfähige  kommt  nur  als 
Mittel  der  Begehung  in  Betracht.  „BeihUlfe“  unter  den  ange- 
nommenen Verhältnissen  begründet  ebenfalls  Thäterschaft  des 
Mordes.  Der  „Gehülfe“  hält  hier  seinen  Willen  nicht  in  Ab- 
hängigkeit von  dem  herrschenden  des  Thäters.  Ein  solcher 
mangelt  ja  gänzlich  und  ist  auch  nicht  vorgestellt.  Vielmehr 
giebt  auch  hier  der  Wille  des  Geholfen  den  Ausschlag.  Diese 
Fälle  haben  freilich  mit  Anstiftung  und  Beihülfe  zum  Selbst- 
mord nicht  das  mindeste  zu  thun.  — Es  bedarf  wohl  keiner 


‘)  Busch,  Gefahr  und  Gefährdungsvorsatz,  p.  73. 
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Auseinandersetzung,  dass  der  Gehülfe  natürlich  Gehülfe  bleiben 
muss.  Wirft  er  seinen  Willen  zu  dem  herrschenden  auf,  be- 
geht er  — wie  die  objektive  Kausalitätstheorie  sagt  — eine 
Ausführungshandlung,  dann  ist  er  Selbstthäter,  beziehungsweise 
Mitthäter.  Nachdem  § 4 ausdrücklich  die  Einwilligung  des  Ver- 
letzten als  bedeutungslos  erklärt,  kommt  § 134,  beziehungs- 
weise § 136  auf  ihn  in  voller  Schärfe  zur  Anwendung. 

Anstiftung  und  Beihülfe  zum  Selbstmorde  sind  also  weder 
als  Thätersehaft  des  Mordes,  noch  auch  als  Mitschuld  daran, 
noch  auch  als  Gefährdung  fremden  Lebens  nach  § 335  be- 
ziehungsweise § 431  strafbar. 

Man  könnte  jedoch  versucht  sein,  Anstiftung  und  Beihülfe 
zum  Selbstmorde  unter  gewissen  weiteren  Voraussetzungen  als 
ein  Delikt  anzusehen.  So  könnte  bei  Anstiftung  oder  Beihülfe 
zum  Selbstmorde  eines  in  Haft  befindlichen  Verbrechers  die  An- 
wendung des  § 217 ‘)  in  Frage  kommen.  Allein  der  Tod  des 
Verbrechers  ist  keine  Entweichung;  er  bewirkt  vielmehr  die 
Erlöschung  des  Verbrechens.  § 224.  Ebensowenig  ist  derjenige 
nach  § 222*)  strafbar,  der  einen  zum  k.  k.  Kriegsdienste  ver- 
pflichteten Mann  zum  Selbstmorde  verleitet,  auffordert,  aneifert 
oder  zu  verleiten  sucht  oder  ihm  bei  Begehung  desselben'  auf 
was  immer  für  eine  Weise  Beistand  leistet.  Denn  Selbstmord 
eines  Soldaten  ist  keine  Verletzung  militärischer  Dienstpflicht, 
kein  Militärverbrechen,  er  ist  insbesondere  nicht  Desertion5). 
— Dass  unter  Umständen  der  Gehülfe  eines  Selbstmörders 
nach  § 345  (Verkauf  verbotener  Arzneimittel)  oder  nach  S 366 
(Verabfolgung  von  Gift  an  jemand  ohne  die  vorgeschriebene 
Bewilligung)  zur  Verantwortung  gezogen  werden  kann,  gehört 
nicht  hierher.  Der  Gesichtspunkt  der  Beihülfe  zum  Selbstmord 
ist  dafür  nicht  massgebend. 

Von  Anstiftung  und  Beihülfe  verschieden  ist  Zwang  zum 
Selbstmord.  Dass  Mord  gegeben  sei,  wenn  der  physische  oder 


')  § 217  handelt  vom  «Vorschübe  zu  Verbrechen  durch  Hülfe  zur  Ent- 
weichung eine*  wegen  Verbrechens  Verhafteten». 

*)  § 222  handelt  von  der  « Verleitung  eines  Soldaten  zur  Verletzung 
militärischer  Dienstpflicht  und  Hülfeieistung  zu  militärischen  Verbrechen». 

*)  In  England  bestraft  man  allerdings  heutzutage  noch  den  Versuch 
des  Selbstmordes  als  einen  Versuch  der  Felonie.  Wel/aaer , Der  Selbstmord, 
insbesondere  Anstiftung  und  Beihülfe  zum  Selbstmord,  p.  11. 
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moralische  Zwang  so  weit  ging,  dass  der  Wille  des  sogenannten 
Selbstmörders  ausgeschlossen  war,  ist  klar.  War  dies  jedoch 
nicht  der  Fall,  so  ist  bei  Vorhandensein  der  übrigen  Merkmale 
des  § 98  *)  Erpressung  anzunehmen  *).  Die  That  des  Selbst- 
mörders fällt  unter  den  Begriff  der  Leistung.  Denn  miter  diesem 
Ausdruck  sind  nicht  lediglich  Leistungen  vennögensrechtlicher 
Natur  verstanden,  wie  man  vielleicht  aus  der  Fassung  des 
§ 100®)  schliessen  könnte.  Der  Begriff  der  Leistung  ist  viel- 
mehr ein  viel  allgemeinerer  *). 

Im  Zusammenhang  mit  der  Anstiftung  zum  Selbstmord 
behandelt  man  häufig  das  sogenannte  amerikanische  Duell. 
Die  genaue  Erörterung  dieser  viel  umstrittenen  Frage  würde 
weit  über  den  Rahmen  dieser  Aufgabe  hinausführen;  so  mögen 
einige  Andeutungen  genügen.  Der  Begriff  des  amerikanischen 
Duells  ist  bekannt.  Man  versteht  darunter  die  Vereinbarung, 
dass  derjenige  von  zwei  Gegnern,  zu  dessen  Ungunsten  das 
Los  entscheidet,  die  ehrenwörtliche  Verpflichtung  auf  sich 
nimmt,  seinem  Leben  binnen  einer  bestimmten  Frist  ein  Ziel 

')  § 9K  lautot:  «Öffentliche  Gewalfthütigkeit  m)  durch  Erpressung’. 
12.  Fall.  Des  Verbrochen«  der  öffentlichen  Gewalttätigkeit  durch  Er- 
pressung macht  sich  schuldig,  wer  a)  einer  Person  wirklich  Gewalt  anthut, 
um  sie  zu  einer  Leistung,  Duldung  oder  Unterlassung  zu  zwingen,  inso- 
fern sich  seine  Handlung  nicht  als  ein  schweres  verpöntes  Verbrechen 
darstellt.  Unter  derselben  Voraussetzung  begeht  eben  dieses  Verbrechen 
derjenige,  der  b)  mittelbar  oder  unmittelbar,  schriftlich  oder  mündlich,  oder 
auf  andere  Art,  mit  oder  ohne  Angabe  seines  Namens,  jemand  mit  einer 
Verletzung  an  Körper,  Freiheit,  Ehre  oder  Eigentum  in  der  Absicht  be- 
droht, um  von  dem  Bedrohten  eine  Leistung.  Duldung  oder  Unterlassung 
zu  erzwingen,  wenn  die  Drohung  geeignet,  ist,  dem  Bedrohten  mit  Rück- 
sicht auf  die  Verhältnisse  und  die  persönliche  Beschaffenheit  desselben 
oder  auf  die  Wichtigkeit  des  angedrohten  Übels  gegründete  Besorgnis 
einzuflössen  : ohne,  Unterschied,  ob  die  erwähnten  Übel  gegen  den  Be- 
drohten selbst,  dessen  Familie  oder  Verwandte,  oder  gegen  andere  unter 
seinen  Schutz  gestellte  Personen  gerichtet  sind,  und  ob  die  Drohung  einen 
Erfolg  gehabt  hat  oder  nicht.« 

*)  Lammaxch,  Grundriss,  p.  70. 

ä)  § 100  lautet  auszugsweise:  «...  Unter  erschwerenden  Umständen, 
insbesondere,  wenn  ....  die  angedrohte  Beschädigung  den  Betrag  von 
1000  Gulden,  oder  der  Schade,  welcher  aus  der  zu  erzwingenden  Leistung. 
Duldung  oder  Unterlassung  hervorgehen  würde,  den  Betrag  von  300  Gulden 
übersteigt, ....  so  ist  die  Strafe  mit  schwerem  Kerker  von  1 bis  zu  3 
Jahren  auszumessen.  » 

*)  Janka,  Das  Strafrecht,  p.  216. 
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zu  setzen.  Binding1)  und  Schaper*)  wollen  den  Überlebenden 
als  Anstifter  seines  unglücklichen  Gegners  zum  Selbstmorde 
betrachtet  wissen.  Frühwald*)  sieht  im  amerikanischen  Duel 
eine  Erpressung  nach  § 98 h ; er  präsumiert,  dass  bei  jedem 
solchen  Duell  gefährliche  Drohung  seitens  des  Überlebenden 
vorliege.  Lammasch4)  ist  der  Ansicht,  dass  jedenfalls  § 335 
zur  Anwendung  kommen  könne.  „Würde  der  Gewinnende 
Drohung  anwenden,  so  würde  Erpressung  nach  § 98*  und 
wenn  jene  Drohung  den  Grad  des  unwiderstehlichen  Zwanges 
annehmen,  infolgedessen  der  andere  sieh  wirklich  getötet  hätte, 
mittelbare  Thäterschaft  des  Mordes  vorliegen.“  Finger 5)  meint, 
der  Überlebende  müsse  de  lege  lata  straflos  bleiben.  Alle  die 
Genannten  gehen  von  der  Voraussetzung  aus,  dass  das  ameri- 
kanische Duell  mangels  eines  Streites  mit  tödlichen  Waffen  als 
Verbrechen  des  Zweikampfes  nicht  angesehen  wrerden  kann. 
Neubauer*)  dagegen  weist  darauf  hin,  dass  die  Begriffsbegren- 
zung des  § 158 7)  eine  sehr  vage  sei,  „um  mit  dem  in  jenen 
massgebenden  Schichten  der  bürgerlichen  Gesellschaft  leben- 
digen und  sehr  dehnbaren  Begriff  des  Duells  nicht  in  Wider- 
spruch zu  geraten“.  Auf  diesen  in  der  Gesellschaft  lebendigen 
Begriff  müsse  man  zurückgehen.  Das  Wort  „Streit“  dürfe  man 
nicht  im  buchstäblichen  Sinne  auslegen.  Es  gäbe  Duellarten  — 
man  denke  an  das  Duell,  bei  dem  nur  eine  Pistole  geladen 
wird  — wo  ebenfalls  ein  Streit  ausgeschlossen  sei,  und  wo 
doch  noch  niemand  Bedenken  getragen  habe,  sie  unter  § 158 
zu  subsumieren.  — Dies  die  Anschauungen  der  Juristen  über 
diesen  Punkt.  Die  Auffassung  des  amerikanischen  Duells  als 
wechselseitige  Anstiftung  zum  Selbstmord  ist  meines  Erachtens 
künstlich.  Wellauer*)  hat  mit  Recht  darauf  aufmerksam  ge- 


')  Handbuch  des  Strafrechtes,  p.  702. 

*)  v.  Holtsendorff,  Handbuch  des  deutschen  Strafrechtes  II,  p.  116. 

*)  Gerichts-Zeitung  1864,  Nr.  96. 

4)  Grundriss,  p.  44. 

*)  Strafrecht  II,  p.  75. 

•)  Gerichts-Zeitung  1865,  Nr.  5. 

7)  § 158  lautet:  «Zweikampf.  Wer  jemanden  aus  was  immer  für  einer 
Ursache  zum  Streite  mit  tötiiehen  Waffen  herausfordert,  und  wer  auf  eine 
solche  Herausforderung  sicti  zum  Streite  stellt,  begeht  das  Verbrechen  des 
Zweikampfes.  » 

•)  Der  Selbstmord,  p.  92. 

Schweizerische  Zeitschrift  für  Strafrecht.  13.  Jahrg.  1 ‘ 
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macht,  dass  bei  dieser  Konstruktion  das  vertragliche  Moment 
ganz  unberücksichtigt  bleibt.  Der  Anstifter  zum  Selbstmord 
riskiert  nichts  für  seine  Person,  wohl  aber  wer  ein  ameri- 
kanisches Duell  eingeht.  Es  würde  sich  empfehlen,  das  ameri- 
kanische Duell  als  ein  selbständiges  Delikt  auszuzeichnen, 
wie  dies  im  ungarischen  Strafgesetzbuche  geschehen  ist.  Aller- 
dings scheint  kein  besonderes  Bedürfnis  dafür  vorhanden  zu 
sein.  — Was  das  geltende  österreichische  Recht  anbelangt, 
möchte  ich  mich  der  Meinung  anschliessen,  dass  bei  Vorliegen 
einer  Drohung  § 98 b,  beziehungsweise  § 134  anzuwenden  sei. 

Ist  aber  keine  Drohung  angewendet  worden,  muss  meines 
Erachtens  der  Überlebende  straflos  bleiben.  Dem  § 335  kann 
er  nicht  unterstellt  werden,  denn  er  hat  nach  dem  oben  Aus- 
geführten weder  sich  noch  seinen  Gegner  gefährdet.  — 

Die  kriminal politische  Frage,  ob  es  geboten  sei,  ein  Delikt 
der  Anstiftung  und  Beihülfe  zum  Selbstmorde  aufzustellen,  wird 
von  der  Mehrzahl  der  .Juristen  bejaht. 

Die  sie  verneinen  — Goltdaminer  *),  Hälschner  *)  — gehen 
von  der  Ansicht  aus,  dass  von  einer  strafbaren  Teilnahme  nicht 
die  Rede  sein  könne,  wo  eine  rechtswidrige  Haupthandlung 
fehle.  Sie  betrachten  dies  als  eine  Konsequenz  aus  der  accesso- 
rischen  Natur  der  Teilnahme.  Nur  ein  einziger  unter  ihnen 
spricht  sich  aus  anderen  Gründen  gegen  die  Strafbarkeit  aus, 
Mittermaier  ®).  Er  meint,  die  Teilnahme  am  Selbstmorde  ent- 
springe in  den  seltensten  Fällen  schändlicher  Gesinnung;  in 
der  Regel  geschehe  sie  aus  — nach  der  Vorstellung  der  Teil- 
nehmer — guten  Absichten.  Und  habe  sie  auch  manchmal  in 
unmoralischen  Motiven  ihren  Grund,  so  sei  es  doch  zu  billigen, 
wenn  der  Gesetzgeber  keine  Strafdrohung  dagegen  aufstelle. 
Denn  dieser  habe  nicht  die  Aufgabe,  jede  moralwidrige  Hand- 
lung mit  Strafe  zu  bedrohen.  „Der  Gesetzgeber  wird  nur  durch 
die  Rücksicht  bestimmt,  ob  eine  Handlung,  die  er  strafen  will, 
die  vom  Staate  zu  schützenden  Grundlagen  der  bürgerlichen 
Ordnung  schwer  verletzt  oder  bedroht.“  — Zu  diesen  Grund 
lagen  gehört  nun  allerdings  die  Sittlichkeit.  Wer  mit  Wellauer4) 


*)  Goltdammers  Archiv,  1865,  p.  96. 

*)  Das  gemeine  deutsche  Strafrecht  1881,  I,  p.  469,  Anm.  2. 
*)  Goltdammers  Archiv,  1861,  p.  433. 

4)  Der  Selbstmord,  p.  84. 


Digitized  by  Google 


Ist  Anstiftung  und  Beihölfe  zum  Selbstmord  nach  österr.  Rechte  strafbar?  259 


der  Ansicht  ist,  dass  Anstiftung  und  Beihülfe  zum  Selbstmorde 
oft  eine  schändliche  Gesinnung  aufweise,  wird  zu  dem  Schlüsse 
kommen,  dass  sich  ihre  Bestrafung  vollkommen  rechtfertige. 
Wellauer  führt  weiter  an,  dass  Teilnahme  am  Selbstmorde 
keineswegs  eine  bloss  unmoralische  Gesinnung  sei;  sie  trete 
vielmehr  in  die  Aussenwelt  und  äussere  sich  durch  Thätig- 
werden  auf  den  Erfolg  hin. 

Stooss1)  verlangt  Bestrafung  der  Teilnehmer  am  Selbstmorde. 
Diese  sei  nicht  als  ein  accessorischer,  sondern  als  ein  selb- 
ständiger Akt  aufzufassen  ; darum  sei  Bestrafung  möglich  und 
rechtfertige  sich  auch.  „Die  Anstiftung  zum  Selbstmorde  kann 
ja  nach  Umständen  dem  Morde  oder  Totschlage  nicht  nur 
moralisch,  sondern  auch  rechtlich  gleichkommen  ; inbesondere 
trifft  dies  zu,  wenn  der  Selbstmörder  sich  im  Zeitpunkte  der 
Anstiftung  in  einem  krankhaften  Zustand  befand.“  Beihülfe 
zum  Selbstmord  erscheine  um  so  weniger  strafwürdig,  auf  je 
dringenderes  und  begreiflicheres  Verlangen  sie  geleistet  wurde, 

Meyer*)  hält  es  gleichfalls  für  wünschenswert,  dass  Teil- 
nahme am  Selbstmorde  durch  besondere  Bestimmungen  für 
strafbar  erklärt  werde.  Ähnlich  äussert  sich  Wächter*). 

Anstiftung  und  Beihülfe  zum  Selbstmord  sollte  meines  Er- 
achtens als  selbständiges  Delikt  bestraft  werden.  Schon  die 
konsequente  Ausgestaltung  des  österreichischen  Strafrechtes 
würde  dies  verlangen.  Man  bedenke,  wie  nahe  Teilnahme  am 
Selbstmorde  und  Tötung  eines  Einwilligenden  aneinander 
grenzen.  Die  gewiss  nicht  seltenen  gemeinschaftlichen  Selbst- 
morde von  Liebespaaren  geben  Beispiele  hierfür.  Da  hängt  es 
oft  wirklich  nur  vom  Zufalle  ab,  ob  als  Mord  strafbare  Tötung 
eines  Einwilligenden  oder  straflose  Teilnahme  am  Selbstmorde 
vorliegt.  Dass  dies  unbefriedigend  ist,  wird  jedermann  zugeben. 
Mit  vollem  Recht  hat  Lion4)  betont,  man  dürfe  Tötung  eines 
Einwilligenden  nur  dann  als  Verbrechen  erklären,  wenn  man 
auch  Anstiftung  und  Beihülfe  zum  Selbstmord  als  Verbrechen 
erkläre.  Ist  man  doch  nicht  einmal  einig  darüber,  ob  Teilnahme 
am  Selbstmord  oder  Tötung  eines  Einwilligenden  strafwürdiger 


')  Grundzügv  «los  schweizerischen  Strafrechtes.  II,  p.  1f>. 

2)  Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechtes,  18!tä,  p.  2(i.r>. 

3)  Deutsches  Strafrecht,  1881,  p.  187. 

*)  Goltdaintncr«  Archiv,  1858,  p.  4ti2. 
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sei.  Während  Mittermaier  *)  der  Ansicht  ist,  Tötung  eines  Ein- 
willigenden sei  strenger  zu  bestrafen,  weil  dem  zu  seiner 
Tötung  Eimvilligenden  die  Möglichkeit  abgeschnitten  werde, 
sieh  noch  im  letzten  Augenblicke  zu  besinnen,  bekennt  sich 
v.  Hoitzendorff*)  zur  entgegengesetzten:  „Ein  kalt  überlegender 
Mensch  wird  demjenigen,  der  sterben  will,  die  Werkzeuge 
darreichen,  damit  er  sich  eigenhändig  töte  und  ihm  selbst  die 
Straflosigkeit  gewahrt  bleibe;  ein  edlerer  Charakter  wird  auf 
inständiges  Bitten  die  tötende  Handlung  selbständig  vollziehen, 
ohne  an  die  ihm  drohenden  Folgen  zu  denken.“ 

Es  wäre  wünschenswert,  dass  diese  Lücke  in  unserem 
Recht  durch  eine  Strafdrohung  gegen  Anstiftung  und  Beihülfe 
zum  Selbstmord  ausgefüllt  würde,  ähnlich  wie  dies  vier  deutsche 
Landes-Strafgesetze s)  und  eine  gleiche  Anzahl  von  schweize- 
rischen Strafgesetzbüchern  *)  in  mehr  oder  weniger  ausgedehnter 
Weise  bereits  gethan,  ähnlich  wie  eine  solche  zuletzt  der 
Stoosssche  Vorentwurf  zu  einem  schweizerischen  Strafgesetze 
in  Art.  52  aufgenommen  hat  (Kommissional-Entwurf  a.  54). 

')  Goldammer«  Archiv,  1861,  p.  433. 

’)  v.  Holtzeadorffs  Itundhueh.  III,  p.  44-1. 

3)  Braunschweig,  Baden,  Thüringen,  Sachsen. 

*)  Sehnfflmnsen.  Neuenburg,  Freiburg,  Bern.  Näheres  hei  S/ooss. 
Grundziige,  II,  p.  15. 
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Die  Luzernerische  Gesetzgebung.  Nach  Materien  geordnete  Sammlung 
der  hie  zum  1.  Juli  IH99  erlassenen  Gesetze,  Dekrete  und  Verord- 
nungen, welche  gegemeärtig  für  den  Kanton  Luzern  noch  in  Kraft 
bestehen.  Auf  Anordnung  des  h.  Grossen  Rates  des  Kantons  Luzern 
herausgegeben  vomJustizdej)artement  desselben.  5 Ihle.  ( 1899-1900 .) 
Luzern,  Buchdruckerei  Iläber  & Cie. 

Audi  im  Kanton  Luzern  hat  man,  wie  anderwärts,  die  unan- 
genchme  Erfahrung  gemacht,  dass  ira  Laufe  einiger  Deccnnien  in 
der  Gesetzsammlung  wie  in  der  besonderen,  gelegentlich  der  letz- 
ten Gesetzbereinigung  im  Jahr  1H51*  begonnenen  Veröffentlichung 
der  Hegierungsratsverordnungen  sich  eine  solche  Masse  neuer  gesetz- 
geberischer Erlasse  angesammelt  hat,  dass  jedem  Beamten  oder  prak- 
tischen Juristen,  namentlich  aber  auch  jungen  Rechtsbeflissenen  es 
immer  schwieriger  wurde,  das  wirklich  geltende  Recht  kennen  zu 
lernen.  Aus  einer  sehr  interessanten  Darstellung  der  obwaltenden 
Verhältnisse  des  Herrn  Staatssehreibers  M.  Scknyder  in  Luzern 
(„Schweizerisches  Zentralblatt  für  Staats-  und  Gemeindeverwaltung“, 
Redaktion:  Dr.  A.  Bosshardt,  Direktionssekretär,  Zürich,  I.  Jahrgang, 
ltlOO,  Nr.  2)  ist  zu  ersehen,  dass  einige  grössere  und  wichtige  Ge- 
setze im  Handel  kaum  mehr  erhältlich  waren.  Unter  solchen  Um- 
ständen war  es  sehr  dankenswert,  dass  der  Grosse  Rat  des  Kantons 
dem  allgemeinen  Verlangen  nach  Ausarbeitung  einer  bereinigten 
Gesetzsammlung  durch  Beschluss  vom  März  IH'.iä  entsprach.  Man 
entschied  sich  dafür,  der  ins  Auge  gefassten  Veröffentlichung  nicht 
amtlichen  Charakter  zu  geben,  aber  wohl  durch  Befragung  der  ein- 
zelnen Departemente  für  eine  korrekte  Sichtung  des  Geltenden  und 
des  nicht  mehr  Geltenden  in  einer  vollständig  getreuen  Sammlung 
Sorge  zu  tragen.  Ursprünglich  dachte  man  sich  die  Mitwirkung 
der  gesetzgebenden  Behörde  als  Aufsicht  durch  die  bestehende 
Kontrollkommission;  doch  ergab  sich  dies  sehr  bald  als  unthunlich  : 
man  beriet  diese  Kommission  nur  über  den  Schematismus  der  Samm- 
lung und  übertrug  die  schwierige,  sehr  mühevolle  Redaktion  Herrn 
Fürsprech  Dr.  Kranz  Zeiger , der  durch  juristisch-historische  Arbeiten 
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über  verwickelte  Rechtsfragen  sein  reges  wissenschaftliches  Inter- 
esse bekundet  hatte.  Unter  Anleitung  des  Justizdepartementes  und 
unter  Genehmigungsvorbehalt  des  Regierungsrates  führte  er  diese 
Arbeit  in  kürzester  Frist  mit  ganz  aussergewölinlichcr  Genauigkeit 
und  Gewissenhaftigkeit  zu  gedeihlichem  Abschluss.  Nur  wer  selbst 
ähnliche  Arbeiten  einmal  durchzuführen  hatte  — wie  es  bei  dem 
Referenten  wenigstens  rücksichtlich  umfangreicher  Privatarbeiten 
der  Fall  war  — ist  in  der  Lage,  alle  die  ungeahnten  Schwierig- 
keiten und  das  bei  solcher  Arbeit  aufzuwendende  Mnss  von  Um- 
sicht und  Sorgfalt  bei  Durcharbeitung  des  Materials  zu  ermessen. 
Ist  schon  die  stoffliche  Anordnung  in  dem  Schematismus  als  sehr 
glücklicher  Griff  zu  bezeichnen,  der  ein  Auffinden  des  Gesuchten 
sehr  rasch  gestattet,  so  ist  namentlich  durch  zahlreiche  Anmerkungen 
auf  spätere  Abänderungen  in  einzelnen  Punkten  und  den  Zusammen- 
hang mit  andern  Bestimmungen  derart  hingewiesen,  dass  eine  volle 
Beherrschung  des  einschlagenden  Materials  gesichert  ist.  Die  über- 
all vorfindliche  Quellenangabe  weist  auf  die  frühere  amtliche  Publi- 
kation hin,  da  man  manchmal  doch  auf  diese  wird  zurückgehen 
müssen.  Es  wird  vielen  ein  grosser  Dienst  damit  geleistet  sein, 
dass  jetzt  z.  B.  das  geltende  Privatrecht  in  seinen  allein  noch  gültig 
gebliebenen  Sätzen  zusammengestellt  ist,  wie  Ähnliches  von  der  an 
dieser  Stelle  besonders  interessierenden  Strafgesetzgebung  gilt  '). 
Der  Inhalt  der  den  Text  umfassenden  4 Bünde  ist  folgender:  1.  Band: 
Verfassungsrecht,  Staatskirchenrecht  und  die  organischen  Gesetze 
und  Verordnungen  (530  Seiten)  ; II.  Band  : Erster  Abschnitt  des 
Verwaltungsrechts:  Erziehungswesen,  Annenwesen,  Wohlthätigkeits- 
anstalten,  Landwirtschaft,  Forstwesen,  Jagd  und  Fischerei,  Fiskal- 
und  .Sportelnwesen  (728  Seiten);  111.  Band:  Zweiter  Abschnitt: 
Militärwesen.  Polizeiwesen,  Sanitätswesen,  Wasserrecht  und  Schiffahrt. 
Eisenbahnwesen.  Mass-,  Gewicht-  und  Zeitbestimmungen,  Handel 
und  Gewerbe,  Hochbau-  und  Strassenwesen  (721  Seiten);  IV.  Band: 
Privatrecht,  Civilprozess  und  Gerichtsorganisation,  Strafrecht  und 
Strafprozessrecht  (87!»  Seiten).  Ein  weiteres  Verdienst  erwarb  sich 
der  Redaktor  durch  Ausarbeitung  eines  Registerbandes  mit  747  Sei- 
ten. Er  enthält  eine  Übersicht  der  Gruppierung  der  bereinigten 
Gesetzsammlung  (S.  1 — 33),  ein  chronologisches  Inhaltsverzeichnis 
der  zu  Recht  bestehenden  Gesetze  etc.  (8.  35 — -57),  ein  in  der 
Menge  der  Stichworte  und  der  darunter  gebrachten  Hinweise  wohl 
einzig  dastehendes  alphabetisches  Wortregister  (S.  5!) — Ö98)  und 
endlich  ein  alphabetisches  Ortsregister  (S.  tül!» — 747).  Wer  die  in 
das  kleinste  Detail  eingehenden  Notizen  bei  Stichworten  wie  Amts- 
statthalter, Beamte,  Erziehungsrat,  Gemeinderat,  Grosser  Rat,  Rc- 


')  Hier  sei  bemerkt,  dass  Bd.  III.  174,  noch  die  Verfügung  vom  18.  Ok- 
tober 1809  betreffend  Verbot  des  Warenverkaufs  uach  den  sogenannten 
«Gella»-  oder  « Hydra  » Kaufssy steinen  aufgenonmicn  werden  konnte,  mit 
der  der  Kanton  Luzern  (wie  Zeitschrift  für  schweizerisches  Recht,  Bd.  41, 
S.  427,  sagt)  wohl  andern  Kantonen  voranging. 
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gierungsrat  und  Staatsanwalt  überblickt,  kann  sich  mit  Leichtigkeit 
über  den  gesamten  ausgedehnten  Wirkungskreis  dieser  Beamten 
und  Behörden  unterrichten,  wie  andrerseits  die  verschiedenen  An- 
wendungsformen, Rechte  wie  Pflichten  klar  horvortreten  bei  Stich- 
worten  wie  Besoldung,  Frist,  Geldbusse,  Strassen,  Wahl,*  Eltern, 
Kinder.  Mit  vollem  Recht  hat  bereits  die  Presse  auf  diese  verdienst- 
liche Publikation  hingewiesen  und  die  Vorgesetzte  Behörde  dem 
Bearbeiter  ihre  Anerkennung  ausgesprochen.  Der  Druck  des  Werkes 
ist  sauber  und  korrekt,  der  Einband  geschmackvoll,  der  Preis  mög- 
lichst niedrig  angesetzt.  A.  Teichmann. 
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Strafvollzug. 

Die  sittliche  Bedeutung  der  Haft.  Am  4.  Oktober  1W>*I  besprachen  die 
Gefängnisgeistlichen  des  Kantons  Zürich  folgende  Fragen  : 

t.  Inwieweit  kann  bei  den  gegenwärtigen  Einrichtungen  unserer  Bezirks- 
gefängnisse  von  einem  sittlich  fördernden  Einflüsse  der  Haft  gesprochen 
werden  ? 

2.  Was  kann  gcthan  werden,  um  diesen  Einfluss  wirksamer  zu  gestalten  ? 

Hierbei  sind  in  Betracht  zu  ziehen: 

a>  Die  pastorale  Einwirkung,  sei  es  in  gemeinsamen  Erbauungen,  sei 
es  in  der  Einzelseelsorge. 
h)  Zweckmässige  Beschäftigung. 
c)  Lektüre. 

<t)  Fürsorge  durch  den  Schutzaufsichtsverein. 
c)  Herausgabe  einer  Anleitung  für  die  Gefängnisgeistlichen. 
f)  Eingabe  an  den  hohen  Kegicrungsrat  in  dem  Sinne,  dass  für  die 
jugendlichen  Sträflinge,  des  Kantons  Zürich  ein  besonderes  Gefängnis 
erstellt  werden  möchte,  mit  einem  Vorsteher,  der  pädagogisch  auf 
sie  einwirken  würde. 

Als  Ergebnis  der  Besprechung,  die  durch  ein  Referat  des  Herrn  Pfarrer 
Ku/ifrrschmid  eingeleitet  « unie,  « ird  in  dem  Protokoll  folgendes  festgestellt  : 

« 1.  Von  einem  sittlich  fördernden  Einfluss  der  Haft  kann  bei  den  jetzigen 
Einrichtungen  der  Bezirksgefängnisse  mit  wenigen  Ausnahmen  nicht  ge- 
sprochen werden  : im  Gegenteil  üben  diese  Einrichtungen  oft  eine  direkt 
schädigende  Einwirkung  auf  Gesinnung  und  nachherige  Haltung  der  Ge- 
fangenen aus. 

AL  wesentliche  t'bclshindr  sind  zu  nennen: 

n Das  Bezirksgefängnis  im  Selnau,  Zürich,  ist  für  Untersuchungs- 
gefangene so  in  Anspruch  genommen,  dass  die  mit  Gefängnis  Bestraften 
fast  alle  sogleich  in  andere  Bezirke  versetzt  werden  müssen.  Durch  diesen 
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Transport  geht  schon  der  erste  Eindruck  des  Strafurteils  verloren;  der 
Geistliche  in  Zürich  bekommt  die  Leute  {rar  nicht  zu  Gesichte  und  kann 
den  Geistlichen  der  anderen  Bezirke  nur  die  Namen  melden. 

b)  Die  Unterbringung  der  Bestraften  in  Einzel-  und  in  gemeinsamen 
Zellen  ist  in  den  verschiedenen  Bezirken  ungleich.  Einzelhaft  ist  für  die 
Arbeit  nicht  immer  möglich;  wo  aber  deshalb  mehrere  und  zwar  ohne 
Aufsicht  vereinigt  werden,  und  wo  alte  Sünder  mit  jungen  Leuten  zu- 
sammen sind,  ist  der  Aufenthalt  im  geheizten  Lokal  keine  Strafe,  die  Arbeit 
ist  nicht  angestrengt  und  die  Jungen  erhalten  schlechte  Eindrücke.  In 
dieser  Hinsicht  sind  auch  die  beschmierten  Wände  Wegleitungen  zur  Un- 
sittlichkeit. Auch  das  macht  die  Strafe  für  die  einen  illusorisch,  dass  sie 
aus  eigenen  Mitteln  ihre  Kost  nach  Gutdünken  verbessern  dürfen. 

c)  Auf  die  Gefangenwarte  kommt  sehr  viel  an.  Es  ist  nicht  gut,  wenn 
im  Gefängnisgebäude  eine  Wirtschaft  ist  und  die  Gefangenen  bei  der  Be- 
dienung helfen,  oder  wenn  der  Abwart  zugleich  Wirt  ist. 

2.  Zur  Besserung  dieser  Verhältnisse  könnte  manches  geschehen;  der 
jetzige  Staatsanwalt  ist  ernstlich  bemüht,  das  möglichste  zu  thun.  Wenn 
Kanton  und  Stadt  sich  betreffs  des  Bezirksgefängnisses  geeinig-t  haben 
werden  und  keine  Versetzungen  mehr  stattfinden  müssen,  so  ist  damit 
schon  viel  erreicht. 

a)  Die  pastorale  Einwirkung  wäre  viel  grösser,  wenn  die  Besuche 
häufiger  stattfänden.  Das  öftere  Erscheinen  des  Geistlichen  würde  die 
bessern  Gefangenen  aufmuntern,  auf  alle  mehr  Eindruck  machen;  der 
Pfarrer  würde  die  Schüchternheit  überwinden,  mehr  Erfahrung  und  Sicher- 
heit gewinnen.  Der  Staatsanwalt  wünscht,  dass  die  Besuche  alle  14  Tage 
sicli  wiederholen  würden. 

Die  beiden  Wege  der  Einwirkung,  gemeinsame  Erbauung  und  Einzel- 
seelsorge, haben  jeder  seine  Vorzüge,  und  seine  Schwierigkeiten,  und  zwar 
beides  sowohl  mit  Hinsicht  auf  die  geistige  Inanspruchnahme,  als  mit  Hin- 
sicht auf  die  äusserlichen  Verhältnisse. 

Wo  gemeinsame  Gottesdienste  möglich  sind,  wie  sie  z.  B.  in  Winterthur 
im  Korridor  des  Gefängnisses  gehalten  werden,  da  kann  in  den  gewöhn- 
lichen Formen  des  Gemeindegottesdienstes  (statt  Gesang  Vorlesen  eines 
Liedes,  freies  Gebet,  kurze  Predigt)  mehr  die  Erbauung,  die  Verkündigung 
des  Evangeliums,  wie  sie  jedes  Menschenherz  nötig  hat,  somit  auch  die 
Hebung  und  Stärkung  des  sittlichen  Gefühls  zur  Geltung  kommen;  specielle 
Anspielungen  auf  die  einzelnen  finden  nicht  statt;  die.  Sünde  und  das 
Heil  scheiden  sich  nicht  nach  den  Gefangenen  und  den  übrigen  Menschen. 
Die  Geschlechter  werden  zu  trennen  sein.  Zwnng  zum  Besuche  des  Gottes- 
dienstes soll  nicht  stattfinden.  An  vielen  Orten  verbietet  schon  der  Mangel 
eines  Lokals  die.  gemeinsame  Erbauung. 

Die  Einzelsrctsorge  kann  mehr  den  besondem  Fall  berücksichtigen. 
Als  Hindernis  für  ihre.  Wirkung  sind  zu  nennen: 

Der  Pfarrer  kennt  die  Gefangenen  nicht;  ihre,  eigenen  Aussagen 
beschönigen  die  bestrafte  Handlung  als  « Dummheit  » oder  stellen  sie  ganz 
in  Abrede.  Ein  regelmässiger  Weg.  auf  dem  die  Pfarrer  die  Strafurteile 
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zur  Einsicht  erhielten,  besteht  nicht,  zumal  bei  den  Versetzten.  Hier  sollte 
geholfen  werden  können. 

Die  Besprechung  in  der  Zelle  liât  die  Schwierigkeit,  dass  der  Pfarrer 
in  Ermangelung  von  Stühlen  stehend  zu  dem  Inhaftierten  reden  und  mit 
ihm  eingeschlossen  werden,  oder  dass  der  Abwart  dabei  sein  muss. 

Am  Werktag,  wenn  der  Gefangene  bei  der  Arbeit  sitzt,  ist  er  zur 
Besprechung  weniger  disponiert,  als  am  Sonntag;  an  diesem  aber  ist  der 
Geistliche  sonst  in  Anspruch  genommen. 

Nach  übereinstimmenden  Berichten  ist  die  Seelsorge  bei  Frauen 
schwerer  als  bei  Männern. 

Wenn  Katholiken  den  Besuch  des  reformierten  Geistlichen  wünschen, 
so  wird  er  dazu  bereit  sein,  dagegen  sich  nicht  aufdrängen. 

b)  Zweckmässige  Beschäftigung  der  Gefangenen  ist  sehr  wünschbar,  auch 
da  und  dort  gut  organisiert,  so  in  Winterthur.  In  Zürich  ist  sie  unmöglich, 
weil  die  Gefangenen  nicht  bleiben,  Ausführung  von  Bestellungen  also  un- 
sicher ist.  Die  Gefahren  gemeinsamer  Arbeit  wurden  oben,  1 b,  berührt; 
manche  Arbeit  lässt  sich  aber  in  der  Einzelzelle  nicht  ausführen.  So  ist 
diese  Frage  schwer  zu  lösen. 

c)  Lektttre.  Die  Direktion  des  Gefängniswesens  stellt  die  vom  Verein 
für  gute  Schriften  herausgegebenen  Bücher  zur  Verfügung.  Wegen  Ver- 
legung der  Strafanstalt  werden  dort  eine  Anzahl  von  Druckschriften 
verfügbar.  Die  Staatsreehnungsprüfuugskommission  wird  einen  bezüglichen 
Kredit  beantragen.  Auf  diesem  Wege  und  durch  Private  sind  also  GefSngnis- 
bibliotheken  wohl  zu  erhalten.  Aber  die  wirklichen  Verhältnisse  sind 
ungleich,  da  sorgfältige  Aufsicht  und  Revision  durch  Abwarte  und  Geist- 
liche nicht  überall  zu  finden  ist  und  so  die  Bücher  durch  Verunstaltung 
und  Schädigung  oft  zu  Grunde  gehen.  — ln  neuerer  Zeit  ist  auch  italie- 
nischer Lesestoff  Bedürfnis  geworden. 

d)  Die  Fürsorge  durch  den  Sehutsanfsichts-  Verein  wird  durch  die  Ver- 
setzung der  Gefangenen  auch  erschwert,  weil  die  Pfarrer  nicht  alle  zu 
sehen  bekommen,  und  die  Bezirkskomitees  von  ihrer  Vollmacht,  über  die 
Hälfte  der  Beiträge  ihrer  Bezirke  freu  zu  verfügen,  wenig  Gebrauch  machen. 
Auch  sind  die  Bemühungen  der  Geistlichen,  mit  den  Angehörigen  und 
Gemeinden  der  Austretenden  zu  verhandeln  oder  letztem  Arbeit  zu  ver- 
schaffen, nicht  immer  erfolgreich. 

e)  Die  Herausgabe  einer  Anleitung  fttr  die  Gefängnisgeistlichen  wäre 
sehr  erwünscht.  Sie  müsste  teils  im  Einverständnis  mit  der  Gefängnis- 
direktion und  dem  Staatsanwalt  abgefasst  werden  behufs  Feststellung  der 
Kompetenz  der  Geistlichen  bezüglich  Ort,  Zeit  und  Art  seiner  Besuche, 
der  Obliegenheiten  der  Gefangenwarte  etc.,  teils  Anweisungen  betr.  die 
Seelsorge  selbst  geben. 

f)  Ein  besonderes  Gefängnis  fttr  jugendliche  Sträflinge  wäre  dringend 
zu  wünschen,  damit  Strafe  und  pädagogische  Einwirkung  Zusammenwirken 
würden.  Im  Entwurf  des  eidgenössischen  Strafgesetzbuches,  in  der  Ver- 
sammlung der  Juristen  in  Freiburg,  in  derjenigen  der  Schutzvereine  in 
Lugano  sind  bezügliche  Anregungen  gemacht  worden,  denen  der  Kirehen- 
rnt  für  den  Kanton  Zürich  sich  anschliessen  könnte.» 
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Die  Konferenz  beschloss,  «durch  ihr  Protokoll  die  in  den  Verhandlungen 
geäusserte.n  Wünsche  dem  Kirchenrat  zur  Kenntnis  zu  bringen  und  ihm 
besonders  die  unter  2 e und  f behandelten  Fragen  zur  Berücksichtigung 
zu  empfehlen». 

« Die  Frage  des  Präsidenten,  ob  noch  weiteres  zur  Sprache  zu  bringen 
sei,  wird  von  einer  Seite  dahin  beantwortet,  es  möge  über  die  Zulässigkeit 
der  Besuche  bei  Inquisiten  Aufschluss  erteilt  werden.  Die  allgemeine 
Antwort  lautete  : solche  seien  nur  mit  Einwilligung  oder  nach  Auftrag  der 
Untersuchungsbehörde  statthaft.  » 


Jugendliche. 

Statistik  der  verwahrlosten  Kinder.  Das  statistische  Bureau  des  eid- 
genössischen Departements  des  lunern  hat  nunmehr  die  Publikation  über 
«die  Zählung  der  schwachsinnigen  Kinder  im  schulpflichtigen  Alter,  mit 
Einschluss  der  körperlich  gebrechlichen  und  sittlich  verwahrlosten,  durch- 
geführt im  Monat  März  1897  » beendigt.  Die  beiden  Teile  bilden  die  114. 
und  123.  Lieferung  der  Schweizerischen  Statistik. 

In  den  für  die  Erhebung  bestimmten  Rahmen  traten  13,155  im  schul- 
pflichtigen Alter  stehende  Kinder,  28, 8%»  der  betreffenden  Bevölkerungs- 
kategorie. Die  Zählung  erstreckte  sich  je  über  die  nach  kantonalem 
Recht  schulpflichtigen  Altersjahre:  gewöhnlich,  aber  nicht  überall,  das 


7.  bis  14.  Altersjahr. 

Von  den  13,155  Kindern  wurden  angegeben  als: 

1.  schwachsinnig  in  geringerem  Grade 5,052  oder  39 % 

2.  » » höherem  » 2,615  » 20% 

3.  mit  körperlichen  Gebrechen  behaftet 1,848  » 14  °/» 

4.  Idioten,  Kretins,  Taubstumme,  Blinde  u.  s.  w.  2,405  » 18% 

5.  Verwahrloste  allein 1,235  » 9% 


Total  13,155  oder  100% 

Nun  befanden  sich  unter  den  vier  ersten  Klassen  auch  Verwahrloste. 
Wir  erhalten  mit  Berücksichtigung  derselben  folgende  Gesamtzahl: 


Verwahrlost  und  schwachsinnig  in  geringerem  Grade  . . . 395  Kinder 

» » » » höherem  » ...  196  » 

» » mit  körperlichen  Gebrechen  behaftet ...  62  » 

» » blödsinnig,  taubstumm  . 26  » 

nur  verwahrlost,  im  übrigen  normal 1235  » 


Total  1914  Kinder 

Auf  1000  Kinder  im  schulpflichtigen  Aller  würden  somit  4 Verwahrloste 
fallen. 

Die  Erhebung  galt  insbesondere  auch  der  Frage,  für  wieviele  dieser 
unglücklichen  Kinder  schon  gesorgt  ist,  für  wieviele  noch  zu  sorgen  bleibt. 
Bezüglich  der  Verwahrlosten  gingen  folgende  Antworten  ein: 
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in  der  Schule  sind  Specialklassen  zugeteilt 4 

in  einer  Anstalt  untergebracht 973 

Versetzung  in  eine  Specialklasse  wäre  wünschenswert  bei  . 187 
Versorgung  in  einer  Anstalt  wäre  wünschenswert  bei  . . . 540 

besondere  Behandlung  ist  nicht  notwendig  bei 189 

von  der  Schule  ausgeschlossen  sind 21 


Der  zweite  Teil  der  Statistik  bringt  eine  Anzahl  wichtiger  Erhebungen 
über  die  persönlichen  lind  häuslichen  Verhältnisse  der  schwachsinnigen 
Kinder;  leider  sind  diese  Zahlen  nicht  auch  für  die  Verwahrlosten  mitgeteilt. 

2. 


Internationale  Kongresse. 

Der  VI.  Internationale  Gefängnlabongress  tagte  zu  Brüssel  vom  6.  bis 

13.  August  1900.  Die  Delegierten  der  Eidgenossenschaft  waren  die  Herren 
Direktor  Guillaume,  der  unermüdliche  Sekretär  der  internationalen  Gefänguis- 
kommission,  Direktor  Wflrft/'«-Lenzburg,  Direktor  F.  Ciir/i-Zürich,  Regierungs- 
rat  ZWier-Genf,  Cbssy- Waadt,  HVrt-Freiburg.  In  den  vier  Sektionen  — Straf- 
recht, Gefängniswesen,  Vorbougemassregeln,  Jugendschutz — wurde  fleissig 
gearbeitet;  es  lagen  16  Fragen  mit  175  Berichten  vor.  Wir  nennen  nur 
folgende  Resolutionen:  Reformen  im  Strafprozess  sind  erwünscht,  damit 
der  geschädigte  Private  als  Civilpartei  darin  auftreten  könne.  — Aus- 
lieferung der  Inländer  zwischen  Staaten  gleicher  Rechtskultur  wäre,  not- 
wendig für  eine  gute  Strafrechtspflege.  — Erweiterung  der  Strafbarkeit 
von  Handlungen,  die  im  Ausland  begangen  sind.  — Statt  unbestimmter 
Dauer  der  Strafe  und  Erziehungs-  oder  Schutzmassregeln  besser  bedingte 
Entlassung.  — Als  «Chantage»  sollte  das  Vergehen  der  Erpressung  durch  die 
Presse  oder  durch  einen  rein  vexatorischen  Prozess  bestraft  werden.  — 
Grössere  Beachtung  der  amerikanischen  «Reformatorien»  für  Erwachsene.  — 
Die  Zellenhaft  entspricht  allen  Erwartungen  ihrer  Anhänger.  — Für  Rück- 
fällige kein  besonderes  Regime!  — Besondere  Asyle  für  die  ärztliche 
Behandlung  gefangener  Alkoholiker.  — Bel  Jugendlichen  darf  man  nicht 
von  «Rückfall»  im  strafrechtlichen  Sinn  sprechen.  — Anstaltserziehung 
der  verbrecherischen  und  verwahrlosten  Jugendlichen  ist  vorzuziehen, 
aber  ihre  Aufnahme  in  eine  Familie  ist  für  die  Besserung  und  moralische 
Stärkung  besser;  beides  ist  zu  verbinden.  — 

Die  Ergebnisse  des  Kongresses  sind  sehr  zu  beachten.  Wir  hoffen 
darüber  einen  eingehenderen  Bericht  bringeu  zu  können.  Der  nächste 
Kongress  wird  wohl  in  fünf  Jahren  in  Budapest  tagen. 

Miltormaier 
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Am  16.  November  1900  ist  ein  schweizerischer  Jurist  aus 
seinem  arbeitsreichen  Leben  geschieden,  der  es  verdient,  dass 
auch  die  „Schweizerische  Zeitschrift  für  Strafrecht“  seiner 
ehrend  gedenke  : Bundesrichter  Dr.  Chartes  Sotdan.  Glanzend 
war  die  Laufbahn  dieses  einer  ursprünglich  nassauischen,  dann 
im  Grossherzogtum  Hessen  eingebürgerten  Familie  entstam- 
menden Mannes.  Am  20.  Miirz  1855  in  Lausanne  geboren, 
war  er  das  jüngste  Kind  eines  deutschen  Pastorssohnes,  der, 
ein  Burschenschafter  und  Anhänger  des  , jungen  Deutschland4*, 
in  seinem  Heimatstaate  nicht  zum  juristischen  Staatsexamen 
zugelassen  und  mit  einem  politischen  Prozesse  Metternichscher 
Sorte  bedroht,  Deutschland  im  Jahre  1834  als  Einundzwanzig- 
jähriger  vcrliess,  um,  ohne  Verleugnung  seiner  politischen 
Grundsätze,  im  Auslande  (Frankreich,  England,  Schweiz)  seiu 
Leben  zu  fristen.  Die  Not  des  Lebens  hatte  Charles  Soldans 
Vater  gezwungen,  aus  einem  Juristen  ein  Lehrer  der  Philo- 
logie zu  werden,  und  er  hat  diese  Einsattelung  in  einerWeise 
vollzogen,  dass  heute  noch,  17  Jahre  nach  seinem  Tode,  sein 
Ruf  als  „excellent  maître  de  latin  du  Collège  cantonal“  in 
Lausanne  fortlebt,  ein  Beweis,  dass  der  hessische  Pastor  seinen 
Söhnen  eine  solide  klassische  Bildung  hatte  zu  teil  werden 
lassen. 

Im  Jahre  1860  bürgerte  sich  Vater  Soldan  in  der  Gemeinde 
Beimont  bei  Lausanne  ein  ; er  erhielt  mit  den  Seinen  das  waadt- 
ländische  Kantons-  und  das  Schweizerbürgerrecht. 

Charles  Soldan  absolvierte,  nachdem  er  in  Lausanne  und 
Leipzig  ein  exemplarisch  fleissiger,  aber  auch  frischer,  fröh- 
licher Studiosus  juris  gewesen  war,  im  Jahre  1877  mit  Aus- 
zeichnung in  Lausanne  das  Examen  als  Licencié  en  droit,  kam 
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dann  als  Stagiaire  in  das  „grand  bureau“  von  Louis  Ruchonnet, 
wurde  1882  nach  zweijähriger  Praxis  als  Rechtsanwalt  in  das 
waadtländische  Kantonsgericht  gewählt,  dessen  Präsident  er 
1884  war,  trat  1888  in  die  Kantonsregierung  als  Vorsteher 
des  Justiz-  und  Polizeidepartements  ein,  wurde  18110  Regierungs- 
präsident, verliess  aber  schon  zu  Ende  jenes  Jahres  die  kan- 
tonale Verwaltung  und  damit  das  aktive  politische  Leben, 
indem  er  als  Nachfolger  des  demissionierenden  Jules  Roguin 
zum  Mitglied  des  schweizerischen  Bundesgerichtes  ernannt 
wurde.  Seit  1891  hat  er  an  der  Universität  Lausanne  Vor- 
lesungen über  schweizerisches  öffentliches  Recht  gehalten.  Im 
Jahre  1896  verlieh  ihm  die  Universität  Basel  die  Würde  eines 
Doctor  juris  honoris  causa.  Die  Jahre  1897  und  1898  sahen 
ihn  an  der  Spitze  des  höchsten  Gerichtshofes  der  Eidgenossen- 
schaft. Der  nächstjährige  schweizerische  Juristentag  würde 
ihn,  den  bisherigen  Vize-Präsidenten,  zu  seinem  Präsidenten 
erkoren  haben.  Eine  glanzvolle  Laufbahn,  fürwahr! 

Es  würde  den  uns  angewiesenen  Raum  weit  überschreiten, 
wollten  wir  hier  auch  nur  andeutungsweise  alle  die  Leistungen 
erwähnen,  die  Charles  Soldan  zu  einem  der  angesehensten 
Juristen  der  Schweiz  gemacht  haben.  Er  war  ein  aus  dem 
Borne  der  Wissenschaft  sich  beständig  neu  belebender,  er- 
frischender, verjüngender  Praktiker.  In  dem  ihm  von  der 
Basler  aima  mater  zugestellten  Doktordiplome  wird  ein  be- 
sonderes Gewicht  gelegt  auf  seine  akademische  Lehrthätigkeit 
und  seine  für  die  Praxis  höchst  fruchtbare  und  wertvolle 
litterarische  Bethätigung  ; er  wird  darin  ausgezeichnet  alsein 
Mann,  der  „in  Academiæ  Lausoniensis  cathedra  docendi  sollertia 
et  dexteritatc,  in  umbraculo  doinestico  eonscriptis  libellis  borne 
fmgis  plenissimis“  sich  hervorgethan  habe.  In  der  That  haben 
die  Basler  Juristen  den  Kern  des  Mannes  richtig  erkannt  und 
gewürdigt.  Charles  Soldan  war  eine  Gelchrtennatur,  und  das 
lehrhafte  Element  hat  in  ihm  stets  überwogen,  mochte  er  im 
Regierungs-  oder  Grossratssaale  oder  auf  dem  Katheder  der 
Universität  sprechen  oder  als  Richter  in  erschöpfendem,  gründ- 
lichem Referate  die  Argumente  erörtern,  die  ihn  zu  einem 
sichern  Urteilsschlusse  führten.  Das  war  als  Familienerbteil 
auf  ihn  übergegangen.  Daneben  aber  hatte  sich  auch  der  freie, 
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offene,  ehrliche  Sinn  des  Vaters  auf  ihn  vererbt.  Er  gehörte 
aus  Überzeugung  der  freisinnigen,  radikalen  Partei  des  Kantons 
Waadt  an,  obschon  er  nichts  weniger  als  ein  zum  praktischen 
Politiker  angelegter  Mann  war.  l'nd  da  traf  es  sich,  dass 
infolge  seines  ilussern  Lebensganges  die  schon  im  Vater  ver- 
einigten Elemente,  die  Liebe  zu  politischer  Freiheit  und  der 
wissenschaftliche  Sinn  des  deutschen  Gelehrten,  in  dem  Sohne 
zu  noch  reicherer  Entfaltung  kamen  durch  die  gleichzeitige 
und  gleichmässige  Aufnahme  romanischer  und  germanischer 
Bildung.  Charles  Soldait  beherrschte  die  Gebiete  romanischer 
und  germanischer  Kultur,  speciell  die  beiden  Rechtsgebiete 
in  gleichem  Masse,  und  er  war  auch  wohl  gerade  deswegen 
von  seinen  Studentenjahren  an  bis  an  sein  Lebensende  ein 
politischen  Freisinn  mit  germanischem  Forschungstrieb  und 
Geschichtssinn  verbindender  Jurist.  Wir  finden  die  Richtigkeit 
unseres  Urteils  vollauf  bestätigt  durch  die  Äusserungen  seines 
Geistes  auf  dem  Gebiete,  dessen  Pflege  diese  Zeitschrift  sich 
zur  Aufgabe  macht,  auf  dem  Gebiete  des  Strnfreehts.  Sein 
Hauptgewicht  lag  nicht  auf  dieser  Seite  ; er  war  in  eminentem 
Sinne  Civilist.  Aber,  wie  alles,  was  er  that,  das  Geprttge  des 
gründlich  und  allseitig  Durchdachten,  des  Vollendeten  auf- 
weist, so  auch  die  beiden  Aufsätze  strafrechtlichen  Inhaltes, 
die  uns  bekannt  sind  und  von  denen  der  eine,  betitelt 
„L’extradition  des  Criminels  politiques“,  im  Jahre  1882  in  der 
„Revue  générale  du  droit,  de  la  législation  et  de  la  jurispru- 
dence en  France  et  à l'Etranger“  (Paris,  Ernest  Thorin,  édi- 
teur), der  andere  (in  Gemeinschaft  mit  Camille  Decoppet, 
damaligem  Procureur  général  du  canton  de  Vaud,  verfasste) 
18P2  im  Band  V der  „Zeitschrift  für  Schweizer  Strafrecht“ 
erschienen  ist,  eine  „Etude  historique  sur  la  peine  de  mort 
dans  le  canton  de  Vaud“. 

Mit  vollem  Recht  wurde  in  dem  Nekrologe,  eines  poli- 
tischen Zeitungsblattes  („Allgemeine  Schweizer  Zeitung“  in  Basel) 
dem  Bundesrichter  Soldan  das  Zeugnis  ausgestellt,  dass  auch  der 
aufmerksamste  Beobachter  in  seiner  richterlichen  Thütigkeit 
niemals  eine  Spur  seiner  (radikalen)  politischen  Anschauungen 
hätte  entdecken  können.  Es  entspricht  der  Natur  des  Straf- 
rechts, dass  uns  Soldans  politische  Denkart  bei  Anlass  seiner  Be- 
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handlung  strafrechtlicher  Fragen  nicht  verborgen  geblieben  ist. 
In  seinem  Aufsatze  über  die  Auslieferung  politischer  Verbrecher 
bemerkt  er  selbst  sehr  zutreffend  : „De  toutes  les  parties  du 
droit,  aucune  ne  subit  autant  l’influence  de  la  politique  que 
le  droit  pénal.  L’histoire  du  droit  criminel,  a dit  M.  Laboulnye, 
ne  signifie  rien  dès  que  l’on  l'isole  de  l'histoire  politique.  Cette 
remarque,  que  le  savant  publiciste  appliquait  spécialement 
aux  Romains,  est  vraie  de  tous  les  pays  et  de  tous  les  âges.“ 
Indem  er  die  verschiedenen  Begriffsbestimmungen  bespricht, 
welche  das  politische  Verbrechen  im  Laufe  der  Zeiten  erfahren 
hat,  erklärt  er  sich  für  die  von  Bundesrichter  Dr.  Morel  am 
schweizerischen  Juristentag  in  Bern  (1880)  aufgestellte  Defini- 
tion, zufolge  welcher  als  politische  Verbrechen  zu  betrachten 
und  von  der  Auslieferung  auszunehmen  wären  : „fl,1  nlle  straf- 
baren Handlungen,  welche  gegen  den  Staat  oder  gegen  die 
öffentliche  Ordnung  gerichtet  sind;  b)  alle  anderen  strafbaren 
Handlungen,  welche  ihrem  Zwecke  oder  bestimmenden  Beweg- 
gründe nach  einen  politischen  Charakter  tragen.“  — „Nous 
pensons“  — fügt  Soldan  bei  — „que  pour  déterminer  ce  qui 
est  un  délit  politique,  il  faut  tenir  un  large  compte  de  l’inten- 
tion du  délinquant  et  des  mobiles  qui  l’ont  poussé  à agir.“ 
Soldan  verspricht  sieh  indessen  von  der  Begriffsbestimmung 
des  politischen  Verbrechens  nicht  viel  für  die  Lösung  der 
Frage,  ob  politische  Verbrecher  nuszuliefern  seien.  Es  handelt 
sich  da  vor  allem  andern  um  eine  Frage  des  internationalen 
Rechts,  der  Begrenzung  der  Souveränität  der  einzelnen  Staaten 
durch  Auflegung  der  Rcchtspflicht,  Individuen  einander  aus- 
zulicfem,  welche  auf  irgend  eine  Weise  gegen  die  politische 
Ordnung  eines  derselben  sich  vergangen  haben.  Hierüber 
bestehen  die  grössten  Meinungsverschiedenheiten,  namentlich 
in  Ansehung  der  zusammenhängenden  und  zusammengesetzten 
Verbrechen  und  der  Attentate  gegen  das  Staatsoberhaupt. 
Definitionen  sind  da  unvermögend,  den  Widerstreit  der 
Meinungen  aufzuheben;  denn,  sagt  Soldan,  „les  définitions  sont 
toujours,  chez  ceux  qui  espèrent  y trouver  une  solution,  dic- 
tées d'avance  par  les  conclusions  auxquelles  ils  entendent 
arriver“,  lu  seiner  Botschaft  vom  9.  Juni  1890  zuiu  Entwurf 
des  Bundesgesetzes  betreffend  die  Auslieferung  gegenüber  dem 


Digitized  by  Google 


t Charles  Solda». 


273 


Ausland  hat  der  Bundesrat  diese  Bemerkung  Soldans  mit 
Recht  eine  geistvolle  genannt. 

Das  Prinzip  der  Niclitauslieferung  der  Urheber  eines  rein 
politischen  Verbrechens,  das  heisst  derjenigen,  welche  einen 
Angrift'  auf  die  bestehende  politische  Ordnung  eines  Staates 
ausgeführt  oder  versucht  haben,  ist  für  Soldan  ein  durch  die 
politische  Geschichte  der  Staaten  gerechtfertigtes  Axiom. 
„L’Etat  moderne,  on  ne  peut  le  nier,  est  fondé  sur  la  Révo- 
lution, c’est-à-dire  sur  le  délit  politique  perpétré  en  grand. 
Il  ne  peut  et  ne  doit  pas  oublier  son  origine.“ 

In  scharfen  Gegensatz  zum  politischen  stellte  er  das 
anarchistische  Verbrechen.  „Les  délits  politiques  sont  moins 
dirigés  contre  les  bases  mêmes  de  la  société  que  contre  l’ordre 
établi  ; moins  contre  le  gouvernement  en  lui-même  que  contre 
sa  forme  et  ceux  qui  l’exercent.  Ce  n’est  pas  une  anarchie 
définitive  et  permanente  que  rêvent,  sauf  quelques  rares  ex- 
ceptions, les  délinquants  politiques;  c’est  un  état  politique  et 
social  meilleur “ 

Soldan  möchte  aber  dem  Staate  auch  nicht  in  Hinsicht 
auf  die  sogenannten  relativ  politischen  Delikte  die  Hände 
binden,  ihm  auch  in  dieser  Richtung  die  volle  Freiheit  der 
Entsehliessung  wahren,  ob  die  Auslieferung  zu  gewähren  oder 
zu  verweigern  sei.  Es  sind  dies  einmal  die  konnexen,  mit 
politischen  Delikten  in  engem  juristischem  oder  thatsächlichem 
Zusammenhang  stehenden  Verbrechen  oder  Vergehen,  und  so- 
dann diejenigen  Handlungen,  welche  die  Merkmale  sowohl 
eines  gemeinen  als  eines  rein  politischen  Deliktes  an  sich 
tragen.  „Les  temps  ne  sont  pas  si  changés  depuis  1 848.  L’in- 
troduction du  régime  constitutionnel  (et  encore  n’a-t-elle  pas 
eu  lieu  partout)  n’est  pas  une  garantie  suffisante  contre  les 

lois  d’exception  et  les  abus  de  pouvoir  gouvernementaux 

Conservons  donc  la  clause  relative  aux  faits  connexes.  Appli- 
quons-là  largement,  en  accordant  asile  à tous  ceux  qui,  re- 
cherchés pour  des  faits  auxquels  la  politique  n’est  pas  étran- 
gère, courraient  risque  de  subir  dans  leur  pays  un  jugement 
dont  elle  ne  serait  pas  absente  non  plus.“  Von  den  gleichen 
Gesichtspunkten  lässt  sich  Soldan  in  Ansehung  des  zusammen- 
gesetzten Verbrechens  („délit  complexe“),  insbesondere  des 
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Attentates  auf  das  Staatsoberhaupt,  leiten.  Er  empfiehlt  den 
Staaten,  die  sich  in  dieser  Beziehung  wie  die  Schweiz  nicht 
vertraglich  die  Hände  gebunden  haben,  in  jedem  einzelnen 
Falle  zu  untersuchen,  ob  es  sich  um  einen  politischen  Akt 
handelt  oder  nicht,  und  er  stimmt  der  von  Professor  Ch.  Brocher 
(Genf;  aufgestellten  Kegel  bei,  wonach  die  Auslieferung  ver- 
weigert worden  soll,  wenn  das  gemeine  Verbrechen  und  das 
politische  sich  so  zu  einander  verhalten,  dass  hinsichtlich  des 
erstem  die  nämlichen  Befürchtungen  (zu  ergänzen  : in  betreff 
einer  unparteiischen  Beurteilung)  zu  hegen  sind,  wie  bezüglich 
des  letztem.  Im  Zweifelsfalle  will  Soldan  hier  wie  überall  zu 
gunsten  des  Angeklagten  entschieden  wissen. 

Aus  der  interessanten  geschichtlichen  Studie  über  die 
Todesstrafe  im  Kanton  Waadt  mögen  hier  nur  die  von  Soldan 
selbst  zusammengefassten  springenden  Punkte  des  Werde- 
ganges dieser  Frage  hervorgeholten  werden  : „La  question  de 
la  suppression  de  la  peine  de  mort  est  soulevée  (sc.  dans  le 
canton  de  Vaud)  par  des  esprits  généreux  déjà  dans  le 
premier  quart  de  ce  siècle.  Dans  le  second,  elle  franchit  le 
seuil  de  l’assemblée  législative.  Les  abolitionnistes  ne  sont 
alors  qu’une  petite  minorité.  En  1854,  ils  forment  déjà  plus 
du  tiers  des  députés  au  Grand  Conseil;  en  1888,  ils  en  sont 
presque  la  majorité;  en  1884,  disposant  d’environ  les  deux 
tiers  des  voix,  ils  inscrivent  l'abolition  dans  la  loi  fonda- 
mentale du  canton  et  leur  œuvre  est  ratifiée  par  le  peuple.“ 
Anlehnend  an  die  187!>  von  Louis  Ruchonnet,  seinem  poli- 
tischen Lehrmeister,  im  waadtländischen  Grossen  Rate  zur 
Rechtfertigung  der  Aufhebung  der  Todesstrafe  gesprochenen 
Worte  : „Le  coupable  (est)  un  homme  égaré  contre  lequel 
la  société  a le  devoir  et  le  droit  de  se  défendre,  de  prendre 
des  précautions,  mais  dans  lequel  elle  ne  doit  jamais  oublier 
qu’elle  voit  un  être  humain  créé  à l'image  de  Dieu“  — schliesst 
Soldan  seine  geschichtliche  Darstellung  mit  folgenden  inhalts- 
schweren Sätzen  : „Telle  est  bien  la  situation  vraie.  Les 
auteurs  du  futur  Code  pénal  fédéral  auront  à choisir  entre 
deux  doctrines.  De  leur  choix  dépendra  que  la  centralisation 
du  droit  pénal  suisse  soit  un  progrès  ou  un  recul.“ 

So  dachte  und  schrieb  Charles  Soldan  über  Fragen  des 
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Strafrechtes.  Das  strafrechtliche  Gebiet  war  nicht  das  von 
ihm  hauptsächlich  gepflegte  Arbeitsfeld  ; aber  inan  sieht,  dass 
er  sich  ihm,  zumal  unter  politischen  und  kulturgeschichtlichen 
Gesichtspunkten,  mit  Liebe  zugewandt  hat.  Fügen  wir  bei, 
dass  er  seit  1890,  ihrem  Gründungsjahre,  der  schweizerischen 
Landesgruppc  der  Internationalen  kriminalistischen  Vereinigung 
als  Vorstandsmitglied  angehörte. 

Am  16.  November  1900  ist  unserm  Lande  ein  edler 
Mann  entrissen  worden,  dessen  Andenken  in  Ehren  bleibt, 
solange  uneigennützige,  treue  Arbeit  zum  Wohlc  des  Staates 
hochgehalten  wird.  L.  W. 
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Ein 

Redaktionsversehen  im  Genfer  Strafgesetzbuch. 

Eine  Glosse  zum  Fall  Spübler  *). 

Von 

Dr.  Ernst  Hafter  in  Zürich. 


I. 

Der  seiner  Zeit  vielbesprochene  Fall  Spllhler  hat  mit  der 
Abweisung  des  Rekurses  des  Angeklagten  durch  das  Bundes- 
gericht am  3.  Mai  1899  seinen  Abschluss  gefunden:  es  lohnt  sich, 
nachträglich  nach  der  endgültigen  gerichtlichen  Erledigung 
des  Falles  einmal  die  juristischen  Merkwürdigkeiten,  die  sich 
im  Verlaufe  dieses  Prozesses  zeigten,  abschliessend  zusammen- 
zufassen und  kritisch  zu  beleuchten. 

Ich  stelle  als  Einleitung  noch  einmal  in  kurzer  Skizze  die 
zu  Grunde  liegenden  thatsächlichen  Verhältnisse  dar  *),  um 
dann  auf  die  juristische  Seite  des  Falles  einzutreten. 

Im  Juni  1892  nahm  der  Grosse  Rat  des  Kantons  Genf  eine 
Partialrevision  des  Genfer  Strafgesetzbuches  von  1874  vor, 
durch  welche,  abgesehen  von  einer  Erhöhung  des  Strafmasses 
in  Art.  278,  die  Art.  277,  Abs.  3,  278  und  280  des  Gesetzbuches 
dahin  verschärft  werden  sollten,  dass  qualifizierte  unzüchtige 
Nötigung  (Art.  277),  unzüchtiger  Missbrauch  von  Kindern 
(Art.  278)  und  qualifizierte  Notzucht  (Art.  280i  vorliegen  sollten, 
wenn  diese  Delikte  an  Kindern  unter  lö  Jahren  begangen  werden 
— das  Strafgesetzbuch  von  1874  hatte  in  diesen  Fällen  die  Alters- 
grenze auf  das  vollendete  14.  Jahr  gelegt.  Hierbei  ist  zu  be- 


')  Vgl.  diese  Zeitschrift,  XII,  171  ff.,  854  ff.,  und  XIII,  51  ff. 

J)  Vgl.  die  ausführliche  Darstellung  hei  Gautier,  Une  méprise  légis- 
lative et  ses  suites,  diese  Zeitschrift,  XII,  173  ff. 
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achten,  dass  nur  die  Art.  277,  278  und  280  revidiert  werden 
sollten;  Art.  279  aber,  der  die  Notzucht  überhaupt  unter  Strafe 
stellte  und  damit  die  Grundlage  für  Art.  280  bildete,  sollte  un- 
verändert weiterbestehen  *).  Im  Gesetzentwurf  war  denn  auch 
folgende  Fassung  vorgesehen  : 

„Les  art.  277,  278  et  280  du  Code  pénal  sont  abrogés  et 

remplacés  par  les  suivants: “ 

In  der  zweiten  Lesung  im  Grossen  Rat  schlug  nun  ein 
Abgeordneter,  im  Bestreben,  das  Gesetz  konziser  zu  fassen,  fol- 
genden Wortlaut  vor: 

„Les  art.  277  à 2X0  du  Code  pénal  sont  abrogés  et  rem- 
placés par  les  suivants: 

Art.  277 

Art.  278 

Art.  280 u 

Das  wurde  Gesetz  : aufgehoben  waren  somit  die  Art.  277 
bis  280,  ersetzt  aber  nur  Art.  277,  278  und  280. 

Erst  1896  wurde  der  genferisehe  Regierungsrat  aus  Richter- 
kreisen darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  auf  Grund  der  be- 
stehenden Gesetzgebung  die  Notzucht  nach  genferischem  Recht 
straflos  sei,  weil  Art.  279  bei  der  Revision  von  1892  aufgehoben 
und  nicht  ersetzt  worden  war.  Darauf  fasste  der  Regierungsrat 
einen  Beschluss,  das  Gesetz  vom  22.  Juni  solle  neu  gedruckt 
und  dabei  der  aufgehobene  Art.  279  wieder  eingeschaltet  werden. 
Die  Ungesetzlichkeit  und  Verfassungswidrigkeit  dieses  Be- 
schlusses ist  klar  2). 

')  Au«  dein  Wortlaut,  der  fraglichen  Gesetzesstelleu  ist  es  für  mich 
zweifellos,  dass  Art.  2SO  nicht  zu  denken  ist  ohne  Art.  279: 

Art.  279.  Sera  puni  de  la  réclusion  de  3 ans  à 10  ans,  quiconque 
aura  commis  le  crime  de  viol,  soit  à l'aide  de  violences  ou  de  menaces 
graves,  soit  en  abusant  d'une  persoune  qui,  par  l’effet  d’une  maladie,  par 
l’altération  de  ses  facultés  ou  par  toute  autre  cause  accidentelle,  avait 
perdu  l'usage  de  ses  sens  ou  en  avait  été  privée  par  artifice. 

Art.  2X0.  Si  le  crime  a été  commis  sur  la  personne  d'un  enfant  Agé 
de  moins  de  quinze  ans,  la  peine  sera  la  réclusion  de.  10  ans  à 20  ans. 

Auf  Versuche,  dem  Art,  280  eine  selbständige,  von  Art.  279  losge- 
löste Stellung  zu  geben,  komme  ich  weiter  unten  zu  sprechen. 

*)  S.  dazu  < lautier , a.  a.  O..  S.  177  ff.,  und  die  Erklärung  des  Genfer 
Uegierungsratcs  in  der  Sache  zu  Händen  des  Bundesgerichts:  Semaine 
judiciaire  1809,  S.  4-12,  und  Zeitschr.  XIII,  S.  54. 

Im  übrigen  stelle  ich  hier  noch  fest,  dass  durch  Gesetz  vom  22.  März 
1899,  das  den  Art.  279  C.  P.  von  neuem  bestätigte,  dieses  missliche  Ver- 
sehen für  alle  Zukunft  aus  der  Welt  geschafft  wurde. 
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Bis  dahin  war  die  Frage  im  Bereich  rein  theoretischer 
Diskussion  geblieben,  als  im  Dezember  1898  der  genferische 
Kriminalgerichtshof  sich  vor  die  Aufgabe  gestellt  sah,  einen 
gewissen  Spühler,  der  an  einem  10‘/*jührigen  Mädchen  das 
Verbrechen  der  Notzucht  (Art.  279  und  280  Strafgesetzbuch) 
verübt  hatte,  abzuurteiien.  Gemäss  der  Anklageschrift  wurde 
Spühler  auf  Grund  von  Art.  279  und  280  zu  14  Jahren  Zucht- 
haus verurteilt  ; die  Frage,  ob  Art.  279,  der  die  Notzucht  unter 
Strafe  stellt,  während  Art.  280  nur  eine  schärfere  Strafdrohung 
für  das  qualifizierte  Delikt  aufstellt,  überhaupt  zu  Recht  be- 
stehe, wurde  ignoriert.  Spühler  erhob  Kassationsbeschwerde 
gegen  dieses  Urteil  mit  der  Begründung,  der  Grundsatz  nulla 
pœna  sine  lege  sei  verletzt.  Der  genferische  Kassationshof 
hat  aber  das  Urteil  des  Kriminalgerichtshofes  bestätigt,  und 
auch  das  Bundesgericht  hat  einen  wegen  Verletzung  von 
Art.  4 der  Bundesverfassung  erhobenen  staatsrechtlichen  Rekurs 
des  Spühler  abgewiesen. 

Wir  stehen  somit  vor  dem  merkwürdigen  Falle,  dass  die 
Verurteilung  eines  Angeklagten  erfolgte  auf  Grund  eines  Ge- 
setzes, das  infolge  eines  Redaktionsversehens  bei  der  Gesetzes- 
revision aufgehoben  und  nicht  wieder  ersetzt  worden  war.  Es 
wird  daher  im  folgenden  vorerst  das  Wesen  dieses  Redaktions- 
versehens darzustellen  sein,  daran  ist  eine  Besprechung  der  ver- 
schiedenen Versuche,  das  Versehen  zu  heben,  anzusehliessen, 
und  schliesslich  sind  aus  diesen  Ausführungen  die  notwendig 
sich  ergebenden  Schlussfolgerungen  für  den  Fall  Spühler  zu 
ziehen. 

II. 

Es  ist  ohne  weiteres  klar,  dass  in  der  unvollkommenen 
Revision  des  Genfer  Strafgesetzbuches  von  1892  ein  Redaktions- 
versehen liegt,  d.  h.  : 

Der  Gesetzgeber  hat  einem  gesetzgeberischen  Gedanken  nicht 
einen  seinem  eigentlichen  Willen  entsprechenden  Ausdruck  ge- 
geben. 

Hierbei  ist  der  Ausdruck  „Gesetzgeber“  so  weit  zu  fassen, 
dass  er  sämtliche  Organe  in  sich  begreift,  die  an  dem  Zustande- 
kommen eines  Gesetzes  bis  zur  authentischen  Feststellung 
seines  Textes  arbeiten.  Von  vornherein  sehliessen  wir  von 
unsern  Ausführungen  aus  Schreib-  und  Druckfehler,  denn  sie 
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entstehen  erst,  nachdem  die  gesetzgebenden  Faktoren  den 
authentischen  Text  aus  der  Hand  gegeben  haben,  während 
die  Redaktionsversehen  immer  dem  Gesetzgeber  zur  Last  fallen. 
Ferner  gehören  nicht  hierher  rein  formelle  Mängel  (Sprach- 
ungenauigkeiten,  Sprachwidrigkeiten  u.  dgl.),  die  natürlich  von 
den  Schreib-  und  Druckfehlern  auseinanderzuhalten  sind  *). 

Nach  der  von  uns  gegebenen  Definition  *)  lassen  sich  zwei 
grosse  Klassen  Redaktionsversehen  denken  : 

a)  Der  Gesetzgeber  hat  mehr  gesagt,  als  er  eigentlich  sagen 
wollte. 

b)  Der  Gesetzgeber  hat  weniger  gesagt,  als  er  eigentlich 
sagen  wollte. 

Man  spricht  denn  auch  in  dieser  Hinsicht  gewöhnlich  von 
positiven  und  negativen  Redaktionsversehen,  meines  Erachtens 
nicht  ganz  korrekt;  ich  möchte  an  Stelle  von  „positiv“  und 
„negativ“  lieber  die  richtigem  Begriffe  „zu  viel“  und  „zu 
wenig“  setzen. 

Im  vorliegenden  Fall  enthält  also  das  Genfer  Strafgesetz- 
buch ein  „zu  wenig“  ; ganz  gegen  den  Willen  des  Gesetzgebers 
ist  durch  die  unglückliche  Redaktion  der  Novelle  von  1892 
Art.  279  weggefallen  und  daher  das  Verbrechen  der  Notzucht 
nicht  mehr  unter  Strafe  gestellt,  so  dass  die  Möglichkeit  der 
Anwendung  des  Satzes  nulla  pœna  sine  lege  erschlossen  ist. 


')  Vgl.  hierzu,  wie  für  die  ganze  Abhandlung  überhaupt,  Sontag,  Die 
Redaktionsversehen  des  Gesetzgebers,  insbesondere  auf  strafrechtlichem 
Gebiet  (Freiburg  i./Br.  1874),  hier  speciell  S.  11  ff. 

*)  Eine,  mehr  oder  weniger  übereinstimmende  Definition  des  Begriffes 
«Redaktionsversehen»  lässt  sich  in  der  Litteratur  nicht  finden;  Sontag, 
a.  a.  0.,  Seite  9,  definiert  ähnlich  wie  wir:  «Redaktionsversehen  ist  jede 
mangelhafte  Ausdrucks  weise  eines  gesetzgeberischen  Gedankens»,  r.  Liest, 
Strafrecht,  S.  84,  fasst  den  Begriff  sicherlich  zu  eng.  Schutze,  in  Goltdum- 
niers  Archiv,  XX,  S.  351,  geht  zu  weit,  wenn  er  neben  die  von  ihm  unter- 
schiedenen «eigentlichen  Redaktionsversehen»  einerseits  noch  den  ver- 
fehlten gesetzgeberischen  Gedanken,  der  korrekten  Ausdruck  gefunden 
hat,  anderseits  auch  Schreib-  und  Druckfehler  unter  den  Begriff  Redak- 
tionsversehen schiebt.  Nur  wenn  man  sich  auf  Schützes  Standpunkt  stellt, 
kann  man  seinen  Appell  verstehen,  auch  im  Strafrecht  von  der  Interpre- 
tation den  weitgehendsten  Gebrauch  zu  machen  (a.  a.  O.,  S.  352,  353). 
Richtig  definiert  Wächter,  Gcr.-Saal  XXIX.  S.  323  ff.,  der  namentlich 
zwischen  Redaktionsversehen  und  den  lapsus  in  loqucndo  et  scribendo 
scharf  trennt  ; vgl.  ferner  Binding,  Handbuch  I,  S.  4M)  ff. 
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Die  weitere  Frage  ist  die,  ob  nicht  Wissenschaft  und  Praxis 
— ohne  die  umständliche  Beiziehung  der  gesetzgebenden  Fak- 
toren — Mittel  finden  können,  um  gegebenen  Falles  solche  Ver- 
sehen von  sich  aus  zu  heben.  An  Versuchen,  diese  Frage  zu 
lösen,  liât  es  im  Verlaufe  der  Affaire  Spühler  nicht  gefehlt. 

1.  Auf  einen  Lösungsversuch  ist  bereits  oben  hingewiesen 
worden:  Der  Genfer  Regierungsrat  beschloss  am  16.  April  1896, 
nachdem  man  ihn  auf  das  Versehen  im  Strafgesetzbuch  aufmerk- 
sam gemacht  hatte,  das  Gesetz  solle  mit  Einfügung  des  Art.  279 
neu  gedruckt  werden.  Der  Regierungsrat  begründete  sein  Vor- 
gehen damit,  es  stehe  ihm,  als  der  exekutiven  Gewalt,  verfassungs- 
mässig die  Befugnis  zu,  dem  Willen  des  Gesetzgebers  Nachachtung 
zu  verschaffen  („de  faire  respecter  la  volonté  du  législateur»), 
d.  h.  also  in  einem  solchen  Falle,  wo  es  sicli  um  einen  offen- 
baren Irrtum  handle,  den  Fehler  von  sich  aus  zu  heben  *). 
Dieser  Standpunkt  lässt  sich  im  Hinblick  auf  Art.  82  der  Genfer 
Verfassung  nicht  halten,  denn  diese  umschreibt  die  Stellung 
des  Regierungsrates  zum  sanktionierten  Gesetz  mit  den  Worten: 

„Le  Conseil  d'Etat  promulgue  les  lois;  il  est  chargé  de 
leur  exécution  et  prend  à cet  effet  les  arrêtés  nécessaires.“ 

Daraus  folgt: 

Ein  missratenes,  aber  von  der  gesetzgebenden  Behörde 
formricbtig  erlassenes  Gesetz  kann  durch  blossen  Beschluss 
der  exekutiven  Gewalt  nicht  abgeändert  werden  ; der  Regierungs- 
rat ist  in  jedem  Falle  an  dieses  Gesetz  gebunden,  seine  Auf- 
gabe ist  nur  die  Durchführung  des  Gesetzes  innerhalb  des 
gezogenen  Rahmens,  jede  Erweiterung  oder  Einschränkung  des 
Gesetzes  geht  über  seine  Befugnis  hinaus.  Aus  diesen  Gründen 
war  auch  der  Regierungsratsbeschluss  vom  16.  April  1896  voll- 
kommen bedeutungslos  *).  Wenn  der  Kriminalgerichtshof  trotz- 

’)  S.  oben  S.  277,  Anm.  2. 

’)  Ich  verweise  hier  auf  einen  analogen  Fall  im  deutschen  Straf- 
recht: § !lö  des  Militttrstrafgesetzbuehes  (qualifizierte  Verweigerung  des  Ge- 
horsams) enthält  die  Strafdrohung  «Gefängnis  oder  Festung  nicht  unter 
einem  Jahr».  Nach  dem  Entwurf  der  Reichstagskoiunuuion  war  vorge- 
sehen : «Gefängnis  oder  Festung  bis  zu  Jahren,  im  Felde  Gefängnis  oder 
Festung  nicht  unter  einem  Jahr».  Durch  ein  Versehen  fielen  im  Reichstag 
die  Worte:  «Gefängnis  oder  Festung  bis  zu  5 Jahren,  im  Felde»  aus  und 
der  verstümmelte  Text  wurde  Gesetz.  Eine  im  Reichsgesetzblatt  nach- 
träglich erschienene  anonyme  Berichtigung,  welche  fälschlich  besagte, 
«infolge  eines  Druckereiversehens»  seien  jene  Worte  weggefallen.  ist  nn- 
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dem  den  Spühler  auf  Grund  von  Art.  279  und  280  verurteilte, 
so  gründete  sich  dieses  Urteil  auf  eine  teilweise  nicht  mehr 
zu  Hecht  bestehende  Gesetzesstelle,  wodurch  der  Grundsatz 
nulla  peena  sine  lege  verletzt  wird. 

2.  Die  weitere  Entwicklung  des  Prozesses  hat  andere 
Lösungsversuche  gezeitigt:  man  wollte  durch  Gesetzetauslegung 
(iin  weitesten  Sinne  des  Wortes)  das  Redaktionsversehen  heben. 
Über  die  Bedeutung  der  Interpretation  im  Strafrecht  ist  zu- 
nächst zu  bemerken: 

Man  hat  auszugeheu  von  dem  für  das  heutige  Strafrecht 
unbestrittenen  Grundsatz:  nulla  poena  sine  lege.  Gesetz  ist 
der  durch  das  Zusammenwirken  der  gesetzgebenden  Fak- 
toren erklärte  gesetzgeberische  Wille.  Aufgabe  der  strafrecht- 
lichen Interpretation  ist  es  nun  nur,  diesen  echten  und  vom 
Gesetzgeber  sanktionierten  Gesetzestext  seinem  wirklichen  In- 
halte nach  festzustellen;  zu  diesem  Zwecke  können  mit  sorg- 
fältiger Abwägung  dann  die  Vorarbeiten  und  Materialien  des 
Gesetzes  herbeigezogen  werden,  denn  oft  wird  nur  dadurch 
der  Inhalt  und  die  Bedeutung  dunkler  Gesetzesstellen  klargelegt 
werden  können 1),  mit  andern  Worten,  der  Richter  darf  aller- 
dings auch  im  Strafrecht  durch  Interpretation  einen  dunkeln  Ge- 
setzestext aufklären  und  so  den  thatsächlich,  wenn  auch  viel- 
leicht unklar,  ausgedrückten  Willen  des  Gesetzgebers  aus  dem 
Wortlaut  des  Gesetzes  selbst  erschliessen  ; damit  ist  aber  seine 
Befugnis  zu  Ende.  Es  ist  nicht  mehr  zulässige  Interpretation, 
sondern  unzulässige  Textesänderung,  wenn  der  Richter  von 
sich  aus  den  formell  richtig  zu  stände  gekommenen  Gesetzes- 
text durch  einen  sinngemässem  — vielleicht  den  Verhandlungen 
der  gesetzgebenden  Körperschaften  entnommenen  — Wort- 
laut verdrängt,  oder  auch  nur  durch  Umstellung  von  Wörtern 
oder  ganzen  Absätzen  den  Gesetzestext  zweckentsprechender 
gestaltet;  aus  diesen  Gründen  geht  es  nicht  an,  bei  sogenannten 
positiven  Redaktionsversehen  das  „zu  viel“  zu  streichen  oder  bei 
negativen  das  „zu  wenig“  zu  ergänzen*).  Mit  diesen  Ausführungen 

türlich  wirkungslos.  Vgl.  Binding,  Handbuch  I,  460,  Anm.  9,  anderer  Mei- 
nung Sun  tag , a.  a.  O.,  S.  12,  37  ff. 

*)  Vgl.  die  trefflichen  Ausführungen  von  Wächter,  a.  a.  O.,  S.  324, 
ferner  Hugo  Meyer,  Strafrecht,  5.  Aufl.,  S.  107. 

*)  Nicht  rechtfertigen  lässt  sich  der  Vorschlag  Merkels  in  Holtzendorffs 
Handbuch  IV,  S.  76  ff.,  wonach  bei  positiven  Versehen  der  fehlerhafte 
Text  einfach  zu  streichen  ist,  während  bei  negativen  Versehen  jede 
Korrektur  zu  unterbleiben  hat. 
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stelle  ich  mich  in  prinzipiellen  Gegensatz  zu  Hontag,  der 
a.  a.  0.,  S.  33,  den  Satz  aufstellt:  „Wir  glauben  behaupten 
zu  müssen,  dass  der  Richter  unbedingt  befugt  ist,  den  auf 
Redaktionsfehlern  beruhenden  Gesetzestext  dem  gesetzgebe- 
rischen Gedanken  gemäss  zu  berichtigen.“  Warum  ich  diese 
Aulfassung  nicht  teile,  ist  bereits  zur  Genüge  dargethan. 

Endlich  ist  es  auch  schlechthin  unerlaubt,  den  Text  seinem 
Wortlaute  nach  zwar  zu  respektieren,  aber  einen  Gedanken 
hineinzulegen,  der  dem  ausgedrückten  Willen  des  Gesetz- 
gebers nicht  entspricht.  Binding  (Handbuch  1,  S.  462)  hat  von 
einer  solchen  Thätigkeit  gesagt,  sie  heisse  nicht  mehr  das 
Gesetz  auslegen,  sondern  es  zu  gunsten  unverbindlicher  Rechts- 
gedanken verdrüngen;  ich  füge  hinzu:  nichts  ist  gefährlicher 
im  Strafrecht  als  das  Operieren  mit  solchen  unverbindlichen 
Rechtsgedanken,  die  dem  verständigen  wie  dem  unverständigen 
Richter  Gelegenheit  geben,  sein  Ermessen  spielen  zu  lassen. 
Für  das  Strafgesetz  soll  vor  allem  die  unabänderliche  Regel 
gelten,  dass  an  dem  verfassungsmässig  sanktionierten  Gesetz 
weder  durch  die  Exekutivgewalt  noch  durch  die  Gerichte  ge- 
rüttelt werden  soll,  selbst  wenn  die  Sanktion  einem  durch  Ver- 
sehen mangelhaften  Gesetze  erteilt  wurde. 

Ich  komme  auf  den  Fall  Spühler  zurück.  Wie  schon  er- 
wähnt, hat  Spühler  Kassation  des  kriminalgerichtlichen  Urteils 
verlangt,  weil  seine  Verurteilung  mit  auf  Grund  des  auf- 
gehobenen Art.  2T9  erfolgte,  wodurch  der  Grundsatz  nulla 
pœna  sine  lege  verletzt  war.  Der  Genfer  Kassationshof  scheint 
in  seinem  Entscheide 1)  allerdings  davon  auszugehen,  der 
Art.  279  bestehe  nicht  mehr  zu  Recht,  und  Spühler  könne 
also  nicht  auf  Grund  dieses  Artikels  verurteilt  werden  ; dann 
wird  aber  folgendermassen  überlegt:  Da  sich  aus  der  Absicht 
des  Gesetzgebers,  durch  die  Novelle  von  1892  die  Vorschriften 
des  Strafgesetzbuches  über  die  Notzucht  zu  verschärfen,  ergiebt, 
dass  Art.  279  bei  der  Revision  nicht  aufgehoben  werden  sollte, 
da  im  weitern  aber  Art.  280  nur  Bedeutung  hat,  wenn  man 
von  dem  in  Art.  279  für  das  Verbrechen  der  Notzucht  auf- 
gestellten  Thatbestand  ausgehen  kann,  so  muss  man  durch 
Interpretation  dem  Art.  280  die  ihm  zukomtnende  Stellung  ver- 
schaffen und  dadurch  den  Willen  des  Gesetzgebers  zur  Geltung 


>)  Zeitschrift  XII,  S.  ISO  ff. 
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bringen.  Der  Entscheid  des  Kassationshofes  drückt  das  so  aus, 
„qu’il  faut  donner  à l’article  280  la  saine  interprétation  qu’il 
comporte,  fondée  sur  la  volonté  du  législateur“  *). 

Durch  diese  Lösung  werden  aber  zweifellos  die  der  Inter- 
pretation im  Strafrecht  gezogenen  Grenzen  überschritten,  denn 
indem  der  aufgehobene  Art.  279  zur  Interpretation  von  Art.  280 
beigezogen  wird,  wird  er  vom  Richter  eigenmächtig  wieder 
zur  Geltung  gebracht. 

Ähnlich  wie  der  Kassationshof  löst  Alfred,  Gautier  — 
übrigens  einer  der  Kassationsrichter  — die  Frage  ; er  bekennt 
sich  von  vornherein  dazu  : der  Art.  279  ist  aufgehoben, 
und  eine  Verurteilung  auf  Grund  dieses  Artikels  ist  ausge- 
schlossen, aber  — setzt  Gautier  hinzu  — „j’avoue  ne  pas  voir 
en  quoi  un  tribunal  transgresse  les  règles  de  la  saine  inter- 
prétation des  textes,  lorsque,  pour  donner  un  sens  à un  article 
resté  en  vigueur,  il  se  sert  d'un  article  abrogé,  lequel  est  en 
liaison  étroite  avec  le  premier“*);  ausserdem  habe,  Art.  280 
eine  durchaus  selbständige,  von  Art.  279  unabhängige  Be- 
deutung, und  mit  dem  darin  unter  Strafe  gestellten  Verbrechen 
könne  nur  die  Notzucht  gemeint  sein.  Das  letztere  ist  zweifel- 
los, aber  weil  im  ganzen  Gesetzbuch  nur  in  dem  aufgehobenen 
Art.  279  von  Notzucht  ausdrücklich  die  Rede  ist,  so  muss 
dieser  nicht  mehr  zu  Recht  bestehende  Art.  279  zu  Hülfe  ge- 
zogen werden,  damit  Art.  280  seine  richtige  Bedeutung  erhalte. 
Damit  ist  die  behauptete  absolute  Selbständigkeit  des  Art.  280 
wieder  aufgegeben  ; der  Richter  erlaubt  sich  daher  durch  die 
Beiziehung  des  aufgehobenen  Art.  279  eine  Ergänzung  des 
Gesetzes,  die  allerdings  sehr  nahe  liegt,  aber  er  schöpft  aus 
einer  Quelle,  die  ihm  nicht  mehr  zur  Verfügung  steht,  denn 
die  zur  Interpretation  verwendete  Gesetzesstelle  ist  ausdrücklich 
aufgehoben  worden,  kann  also  auch  dem  Art.  280  nicht  mehr 
als  Grundlage  dienen.  Gerade  in  der  Verwendung  solcher 
Materialien  würde  eine  Verwertung  „unverbindlicher  Rechts- 
gedanken“ (Binding)  liegen,  die  auf  durchaus  unzulässige  Weise 
das  Gesetz  verdrängen. 

Der  bundesgerichtliche  Entscheid 8)  löst  in  erster  Linie  die 


’)  Eod.,  S.  181. 

2)  A.  a.  O.,  S.  205. 

3)  Zeitschrift  XIII,  S.  55—57. 
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staatsrechtliche  Frage.  ob  durch  die  Verurteilung  Spühlers 
Art.  4 der  Bundesverfassung  verletzt  sei,  was  der  konstanten 
Praxis  des  Bundesgerichts  gemäss  verneint  wird,  weil  der  Re- 
kurrent nicht  darthun  kann,  dass  ein  anderer  Angeklagter  in 
einem  gleichen  oder  ähnlichen  Fall  günstiger  behandelt  wurde 
im  übrigen  wird  betont,  dass  sich  das  kantonale  Strafrecht  der 
Kontrolle  durch  das  Bundesgericht  entzieht,  solange  nicht 
durch  kantonale  Strafurteile  verfassungsrechtliche  Grundsätze 
verletzt  werden.  Diese  Erwägungen  rechtfertigen  die  Ab- 
weisung des  Rekurses  durchaus. 

Doch  tritt  der  bundesgerichtliche  Entscheid  gleichsam  an- 
hangsweise auf  die  Streitfrage,  die  uns  beschäftigt,  ein  ; es  wird 
zugegeben,  dass  Art.  279  nicht  mehr  existiert,  dann  aber  aus- 
geführt, dass  Art.  280  zu  Recht  besteht,  und  dass  dieser  Artikel 
nur  von  der  Notzucht  handeln  kann,  also  — folgert  der  Ent- 
scheid — haben  die  Gerichte  eine  Vorschrift  des  geltenden 
Rechtes  angewendet,  und  der  Grundsatz  nulla  poena  sine  lege 
ist  unverletzt. 

Diese  Überlegung  vermag  durchaus  nicht  zu  überzeugen  ; 
Gautier  geht  ja  eigentlich  auf  dem  gleichen  Weg  vor,  aber 
seine  Argumentation  ist  doch  wenigstens  zu  Ende  geführt, 
wenn  er  sagt:  Art.  280  setzt  die  Notzucht  unter  Strafe,  das 
ergiebt  sich  aus  dem  ganzen  Strafgesetzbuch  und  vor  allem 
aus  dem  aufgehobenen  Art.  279;  ich  gebe  zu,  dass  dieser 
Schluss  im  vorliegenden  Fall  ganz  richtig  ist,  aber  die  Argu- 
mentation bleibt  damit  strafrechtlich  doch  fehlerhaft.  Das 
Bundesgericht  anderseits  versucht  gar  nicht,  die  Bedeutung 
des  allein  stehen  gebliebenen  Art.  280  festzustellen,  sondern 
es  führt  ohne  weitere  Begründung  aus,  die  Gerichte  hätten 
auf  ein  Verbrechen,  dessen  Strafbarkeit  vom  Gesetzgeber  an- 
erkannt war,  geltendes  Recht  angewendet.  Wo  und  wieso 
dieses  geltende  Recht  im  Gesetze  zu  finden  ist  — diese  Frage 
wird  nicht  einmal  zu  lösen  versucht.  Dass  das  Bundesgericht 
dabei  mit  den  vom  Genfer  Kassationshof  und  von  Gautier  ver- 
suchten Lösungen  nicht  einverstanden  ist,  wird  ausdrücklich 
festgestellt,  wenn  gesagt  wird,  dass  die  Ausfüllung  der  Lücken 
des  Art.  280  durch  Herbeiziehung  des  aufgehobenen  Art.  279 
sich  vor  den  strikten  strafrechtlichen  Interpretationsregeln 


')  Kodein,  S.  57,  sub  -4. 
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nicht  rechtfertigen  hisst1).  Die  Frage  bleibt  somit  offen,  wie 
das  Bundesgericht  seine  Stellung  zum  Fall  Spühler  begründet. 

Endlich  hat  Picnt  eine  Lösung  versucht*);  auch  hier  han- 
delt es  sich  uin  eine  Verdrängung  des  Gesetzes  zu  gunsten 
unverbindlicher  Rechtsgedanken.  Picot  anerkennt,  dass  Art.  27!» 
nicht  zu  Recht  besteht,  dass  selbst  die  kunstvollste  Inter- 
pretation das  Versehen  nicht  hebt,  und  diese  Erkenntnis  bringt 
ihn  auf  den  gefährlichen  Gedanken:  der  Irrtum  ist  geschehen, 
einfach  und  logisch  ist  es,  den  Irrtum  gar  nicht  zu  berück- 
sichtigen und  zu  sagen,  der  Irrtum  zählt  nicht  (de  dire 
qu  erreur  ne  fait  compte).  Um  die  kühne  Regellosigkeit  dieses 
Vorschlages  einzusehen,  hat  man  nur  an  die  Konsequenzen  zu 
«lenken,  welche  die  Durchführung  einer  solchen  Maxime  nach 
sich  ziehen  muss;  logischerweise  muss  dann  jedem  Richter 
«lie  Befugnis  eingeräuint  werden,  zu  streichen,  hinzuzufügen, 
überhaupt  das  sanktionierte  Gesetz  nach  Gutdünken  zu  korri- 
gieren. Gewiss  wäre  im  vorliegenden  Fall  dem  Richter,  wenn 
er  dem  Vorschläge  Picots  gefolgt  wäre,  der  Weg  haarscharf 
vorgezeichnet  gewesen,  er  hätte  einfach  von  sich  aus  den 
Art.  279  wieder  in  seine  Stellung  einsetzen  müssen;  aber  es 
ist  klar,  dass  dadurch  der  Richter  ebenso  verfassungswidrig 
gehandelt  hätte,  wie  der  Regierungsrat  durch  seinen  Beschluss 
vom  ll>.  April  1890. 

III. 

So  gelange  ich  zu  folgenden  Ergebnissen: 

1.  Für  den  Fall  Spühler:  Spühler  durfte  gemäss  der  da- 
mals bestehenden  Gesetzgebung  weder  auf  Grund  von  Art.  279 
»nid  2H0,  noch  gemäss  Art.  2H0  allein  wegen  qualifizierter  Not- 
zucht verurteilt  werden. 

Wäre  aber  nicht  trotzdem  auf  Grund  der  damals  be- 
stehenden Gesetzgebung  eine  Verurteilung  des  Spühler  möglich 
gewesen,  und  zwar  gemäss  Art.  277,  Abs.  1 und  i3,  des  Genfer 
Strafgesetzbuches  wegen  qualifizierter  unzüchtiger  Nötigung 

')  Zeitschrift  XIII,  S.  07  oben:  « pour  appliquer  lu  peine  de 

l'art.  2*0.  les  tribunaux  genevois  ont  dû  combler  cette  lacune  en  recourant, 
par  voie  interprétative,  il  l'art.  279  abrogé,  un  procédé  <|<ii  ne  saurait  se 
justifier  en  présence  des  régies  d'interprétation  de  dispositions  d'ordre 
pénal,  lesquelles  sont  de  droit  strict  ». 

■)  Zeitschrift  XII,  S.  dô4  ff.,  s|ieciell  S.  .'lös. 

Hihweiierischv  Zeitschrift  fur  Strafrecht  13.  Jalir^.  19 
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(attentat  à la  pudeur  avec  violence)?  Gautier1)  weist  diese 
Möglichkeit  zurück,  im  wesentlichen  mit  der  Begründung,  wer 
qualifizierte  Notzucht  verübe,  habe  sich  nicht  der  qualifizierten 
unzüchtigen  Nötigung  schuldig  gemacht,  mit  andern  Worten, 
der  Thatbestand  des  einen  Deliktes  schliesse  den  Thatbestand 
des  andern  aus.  Da  die  Notzucht  ihrem  Wesen  nach  ein  aus- 
gezeichneter Fall  der  unzüchtigen  Nötigung  ist,  so  entfallt 
die  Bestrafung  wegen  Nötigung,  sobald  die  Strafe  der  Notzucht 
eintritt.  Wenn  aber  eine  unzüchtige  Nötigung  zwar  die  Merk- 
male der  Notzucht  aufweist,  eine  besondere  Strafe  für  diese  aber 
nicht  vorgesehen  ist,  so  liegt  wenigstens  der  einfache  That- 
bestand des  attentat  à la  pudeur  avec  violence  vor*). 

Spühler  hätte  also  nach  der  damaligen  Gesetzeslage  auf 
Grund  von  Art.  277,  Abs.  1 und  3,  verurteilt  werden  sollen. 

2.  Im  allgemeinen:  Ein  klar  zu  Tage  liegendes  Redaktions- 
versehen im  Strafgesetz  kann  weder  durch  einen  Akt  der  Ver- 
waltungsbehörde, noch  durch  blosse  Interpretation , am  wenigsten 
aber  durch  eigenmächtige  Gesetzesänderung  seitens  des  Richters 
gehoben  werden;  die  einzige  Lösung  besteht  in  dem  rerfassungs- 
gemässen  Erlass  eines  neuen  Gesetzes. 


Den  Ausführungen  des  Herrn  Dr.  Hafter  möchte  ich  zur 
Unterstützung  noch  folgendes  beifügen. 

Da  der  Art.  279  des  Strafgesetzbuches,  der  den  Thatbe- 
stand der  Notzucht  enthielt,  wenn  auch  nur  aus  Versehen  auf- 
gehoben wurde,  so  war  die  (einfache)  Notzucht  in  Genf  als 
solche  nicht  mehr  strafbar.  Durch  die  Novelle,  die  den  Art.  279 
aufhob,  erhielt  der  Art.  280  folgende  wenig  veränderte  Fassung: 

„Si  le  crime  a été  commis  sur  la  personne  d’un  enfant  âgé 
de  moins  de  quinze  ans , la  peine  sera  la  réclusion  de  10  à 20  ans.11 

Diese  Bestimmung  setzt  voraus,  dass  der  Thatbestand  der 
Notzucht,  auf  den  sie  Bezug  nimmt,  feststeht.  Unter  dieser  Vor- 
aussetzung regelt  Art.  280  einen  ausgezeichneten  Fall  der  Not- 
zucht. Wenn  aber  das  Verbrechen  (crime),  auf  das  Art.  280 
Bezug  nimmt,  von  dem  Gesetze  nicht  mehr  als  Verbrechen  er- 


')  Zeitschrift  XII.  S.  208  ff. 

*)  Stooss,  Orundzüge  II,  S.  215  ff. 
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kl  Art  ist  und  ein  Thatbestand  der  Notzucht  nicht  melir  besteht, 
so  ist  dem  Art.  280  seine  Grundlage  entzogen.  Allerdings  unter- 
liegt es  keinem  Zweifel,  dass  der  Gesetzgeber  auch  bei  Erlass 
der  Novelle,  wie  früher  im  Strafgesetzbuch,  in  Art.  280  auf 
Art.  279  Bezug  nehmen  wollte.  Nur  besteht  zwischen  dem  Ge- 
setzesstand vor  und  nach  der  Novelle  der  entscheidende  Unter- 
schied, duss  die  Gesetzesstelle,  auf  die  der  Art.  280  des  Straf- 
gesetzes Bezug  nahm,  wirklich  bestand,  während  die  Stelle,  auf 
die  der  Art.  280  der  A 'ocelle  Bezug  nehmen  wollte,  durch  die 
Novelle  selbst  gestrichen  worden  war.  Art.  280  bestimmt  daher 
nur,  in  welchem  Fall  das  Verbrechen  des  Art.  279  durch  eine 
höhere  Strafe  ausgezeichnet  sein  soll,  und  er  setzt  diese  höhere 
Strafe  fest;  worin  aber  das  Verbrechen  des  Art.  279  besteht, 
welches  seine  Merkmale  sind,  das  ergiebr  sich  weder  aus 
Art.  280  noch  aus  Art.  279;  denn  dieser  letztere  Artikel  exis- 
tiert ja  überhaupt  nicht  mehr. 

So  wurde  die  irrtümliche  Aufhebung  des  Art.  279  auch  für 
Art.  280  wirksam.  Da  der  Gesetzgeber  den  Thatbestand  der 
Notzucht  (Art.  279)  aus  Versehen  aufhob,  entzog  er  durch  das- 
selbe Versehen  dem  Fall  der  ausgezeichneten  Notzucht  die 
Grundlage.  Zwar  setzt  Art.  280  die  Strafe  für  ausgezeichnete 
Notzucht  fest,  der  Satz  nulla  pœna  sine  lege  kommt  somit 
nicht  in  Frage.  Aber  cs  fehlt  ein  gesetzlicher  Thatbestand  der 
ausgezeichneten  Notzucht;  denn  ein  solcher  setzt  nicht  nur  aus- 
zeichnende Merkmale  voraus,  sondern  vor  allem  aus  die  Merk- 
male des  einfachen  Thatbestandes.  Der  Strafbarkeit  der  aus- 
gezeichneten Notzucht  steht  somit  der  Satz  nullum  crimen  sine 
lege  entgegen. 

Doch  stimme  ich  auch  darin  mit  Dr.  Hafter  überein,  dass 
dieses  Ergebnis  keineswegs  die  Straflosigkeit  von  Handlungen 
herbeiführte,  die  bisher  in  Genf  als  Notzucht  zu  bestrafen 
waren. 

Sobald  die  Notzucht  als  solche  nicht  mit  Strafe  bedroht 
ist,  stellen  sich  die  entsprechenden  Handlungen  als  ein  gewalt- 
samer Angriff  auf  die  Schamhaftigkeit  dar;  es  findet  also 
Art.  277  der  Novelle  Anwendung: 

„Quiconque  aura  commis  avec  violence,  un  attentat  à la 
pudeur  sur  des  personnes  de  l’un  ou  de  l’autre  sexe,  sera  puni 
d'un  emprisonnement  d’un  an  à cinq  ans. 
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Si  l’attentat  a été  commis  sur  la  personne  d’un  enfant  âgé 
de  moins  de  quinze  ans,  la  peine  sera  la  réclusion  de  trois  ans 
à huit  ans.“ 

Es  ist  ja  allerdings  richtig,  dass  der  französische  Krimi- 
nalist mit  dem  attentat  à la  pudeur  eine  Vorstellung  verbindet, 
die  den  gewaltsamen  Beischlaf  aussehliesst,  weil  dieser  unter 
den  Thatbestand  der  Notzucht  fällt;  allein  auch  die  französische 
Doktrin  betrachtet  das  attentat  k la  pudeur  avec  violence  als 
den  einfachen,  die  Notzucht  als  den  ausgezeichneten  Fall.  Dies 
ergiebt  sich  z.  B.  aus  Boitard1):  „ L’attentat  ;'i  la  pudeur  avec 
violence  prend  un  caractère  distinct  et  plus  grand  lorsqu’il  a 
pour  but  le  viol.“ 

Verzichtet  daher  eine  Gesetzgebung,  wie  dies  die  genfe- 
rische,  allerdings  nur  aus  Versehen  und  vorübergehend,  gethan 
hatte,  darauf,  einen  besondern  Thatbestand  der  Notzucht  auf- 
zustellen, so  sind  die  Handlungen,  die  bisher  als  Notzucht  straf- 
bar waren,  nun  als  attentat  à la  pudeur  zu  bestrafen.  Es 
treffen  denn  auch  die  Merkmale  des  Art.  277  auf  Akte  der  Not- 
zucht vollkommen  zu. 

C.  StOOKH. 

*)  Boitard,  Leçons  de  droit  criminel,  êd.  Faustin  Hélie,  1‘2.  Auflage,  1880, 
Nr.  373,  S.  362. 
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La  lutte  contre  le  crime  dans  le  Projet  de  Code 
pénal  suisse. 


Rapport  présenté  au  Congres  international  de  droit  comparé 

]inr 

Alfred  Gmitier,  professeur  à l’Université  de  Genève. 


La  politique  étant  l'art  de  choisir  les  meilleurs  moyens  de 
gouvernement,  la  politique  criminelle,  une  des  branches  de  la  poli- 
tique générale,  peut  se  définir  ainsi  : l’art  de  choisir  les  meilleurs 
moyens  préventifs  et  répressifs  pour  la  défense  contre  le  crime. 
Comment  cette  tftche  est-elle  comprise  et  remplie  en  Suisse  ? Telle 
est  la  question  (pii  se  pose  à nous,  et  si  l’on  s’en  tenait  aux  lois 
actuellement  en  vigueur,  la  réponse  risquerait  de  n’être  guère 
satisfaisante.  Pour  quelque  temps  encore,  nous  sommes  régis  par 
d’innombrables  législations  cantonales,  bigarrées  et  presque  toujours 
médiocres.  Mais  ce  régime  du  morcellement  qui  brisait  toute  action 
d’ensemble,  cet  éparpillement  des  lois  et  des  forces  est  enfin  con- 
damné. On  sait  que  la  constitution  de  187-1  n’avait  pas  attribué 
h la  Confédération  le  pouvoir  de  faire  la  loi  pénale.  Le  13  no- 
vembre 18U8,  le  peuple  suisse,  modifiant  sur  ce  point  son  pacte 
fondamental,  y introduisait  une  disposition  additionnelle  ainsi 
conçue:  Article  6*4  bis:  „La  Confédération  a le  droit  de  légiférer 
en  matière  de  droit  pénal. “ 

Le  principe  de  l'unification  est  donc  acquis.  Reste  à recueillir 
les  fruits  de  cette  décision,  par  l’adoption  d’un  Code  pénal  appli- 
cable il  ht  Suisse  entière.  Or,  cette  besogne  est  presque  achevée. 
Dès  18!>3,  en  effet,  le  professeur  C.  Sfooss,  chargé  par  le  Conseil 
fédéral  de  frayer  la  voie  fi  U unification  par  une  série  de  travaux 
préparatoires,  publiait  la  partie  générale  d’un  Avant-projet  de  Code 
pénal  unisse.  La  partie  spéciale  a suivi  peu  après.  Le  vote  de  18Ü8 
permet  aujourd'hui  de  soumettre  aux  Chambres  fédérales  l’ensemble 
de  ce  projet. 
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Dès  lors,  pourquoi  rechercher  l’action  de  la  politique  criminelle 
sur  une  législation  cantonale  frappée  de  stérilité?  Ses  textes  n’ont 
plus  que  quelques  jonrs  A vivre  et  nous  n’y  ferions  d'ailleurs  que 
de  piètres  trouvailles.  Mieux  vaut  étudier  la  loi  de  l’avenir  que 
les  lois  du  passé.  Et  cela  d’autant  plus,  que  l'auteur  du  projet 
suisse  a précisément  pris  pour  devise  la  lutte  contre  le  crime  ren- 
due plus  rationnelle  et  plus  efficace.  Voyons  quelles  amies  il  a 
choisies  pour  ce  combat1). 

I. 

Une  première  réforme,  et  ce  n’est  pas  la  plus  aisée,  consiste 
pour  le  législateur  à se  rendre  facilement  intelligible.  La  forme  a 
une  importance  capitale.  Four  le  justiciable  d'abord,  qui  doit 
trouver  sans  effort  dans  le  code  la  limite  entre  l’acte  licite  et  l’acte 
défendu.  A quoi  bon  la  menace,  si  le  premier  venu  ne  peut  la 
comprendre?  Pour  le  juge  ensuite,  qui,  dans  nombre  de  cantons, 
n’est  pas  un  juriste  de  carrière,  mais  un  simple  citoyen.  A quoi 
bon  des  réformes,  si  ceux  qui  doivent  les  appliquer  n’en  entendent 
pas  le  sens?  — Et  pourtant,  en  Suisse  et  ailleurs,  combien  de 
codes  écrits  en  langue  sybilline,  émaillés  de  termes  techniques  et 
de  définitions  doctrinaires,  bref  semblables  A des  manuels  et  acces- 
sibles aux  seuls  initiés  ! Le  projet  suisse  s’est  gardé  de  ce  travers. 
La  préoccupation  constante  de  son  rédacteur  a été  de  revêtir  ses 
idées  d’une  forme  simple  et  populaire;  on  s’accorde  à reconnaître 
qu’il  y a réussi. 

Parmi  les  problèmes  de  la  politique  pénale,  deux  surtout  s’im- 
posent par  leur  caractère  d’urgence  et  de  gravité;  c’est  d’abord 
le  traitement  des  jeunes  délinquants;  c’est  d’autre  part  le  traite- 
ment des  récidivistes  dangereux,  devenus  des  malfaiteurs  pro- 
fessionnels. Sauver  les  uns,  mâter  les  autres,  le  législateur  qui 
atteindrait  ce  double  but  compterait  parmi  les  bienfaiteurs  de 
l’humanité. 

1“  Jeunes  délinquants.  — Les  mesures  de  protection  en  faveur 
des  enfants  non  délinquants  demeurent  dans  la  compétence  can- 
tonale. Le  projet  ne  s’occupe  que  de  ceux  qui  sont  entrés  en 
conflit  avec  la  loi  pénale  et  seulement  pour  prohiber  toute  pour- 
suite avant  quatorze  ans  révolus.  Les  mesures  préservatrices  ou 
disciplinaires  qui  conviennent  A l’enfant  coupable  seront  donc 
prises  par  l'administration  «lu  canton  compétent  (art.  9). 


')  i V «pii  facilitera  cet  examen,  c’est  que  l’auteur  même  du  projet, 
dans  un  article  paru  dès  1891,  a exposé  comment  le  futur  code  suisse 
«levait  aborder  et  résoudre  l«'s  principaux  problèmes  de  la  politique  pénale. 
Voir  Stooss:  Welche  Anforderungen  stellt  die  Kriminalpolitik  an  ein  eid- 
genössisches Strafgesetzbuch?  Berne  pénale  suisse,  IV.  p.  245. 
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t^unnt  aux  adolescents,  le  problème  en  ce  qui  les  concerne  est 
double.  Il  importe,  avant  de  les  punir,  de  s’assurer  de  leur  degré 
de  développement.  Il  importe,  quand  on  les  punit,  de  choisir  le 
traitement  approprié  à chacun  d’eux. 

A.  — Quand  faut-il  punir?  C’est  ici  l'Age  critique,  la  phase 
d’incertitude  pendant  laquelle  l’examen  de  l’accusé  s’impose  dans 
chaque  espèce.  Or,  la  procédure  française,  imitée  un  peu  partout 
et  notamment  à Genève,  est  défectueuse.  D’une  part,  elle  met 
l’accent  sur  le  discernement  seul,  c’est-à-dire  qu’elle  ne  tient  compte 
chez  l’agent  que  de  la  maturité  intellectuelle.  Or,  c’est  un  fait 
d’expérience  que  ce  qui  manque  le  plus  souvent  à l’adolescent  ce 
n’est  pas  tant  l'intelligence  nécessaire  à l’appréciation  de  son  acte, 
mais  bien  la  force  nécessaire  pour  résister  A l’impulsion  criminelle. 
— D’autre  part,  comment  se  fait  dans  la  pratique  cette  recherche 
du  discernement?  C'est  un  juge,  ce  sont  des  jurés  parfois  qui,  sans 
connaître  l'accusé,  sans  étude  préalable  de  son  caractère,  tranchent 
souverainement,  après  une  courte  audience,  la  question  de  la  res- 
ponsabilité pénale.  Charger  douze  citoyens  désignés  par  le  sort 
d’opter  entre  deux  alternatives  qui  feraient  hésiter  un  psychologue, 
c’est  substituer  la  divination  à l’observation. 

B.  — Comment  faut-il  punir?  Il  faut  séparer  les  jeunes  délin- 
quants d’avec  les  adultes  ; il  faut  créer  à leur  usage  une  répression 
essentiellement  éducatrice;  tout  le  monde  est  d’accord  là-dessus. 
Mais  trop  souvent,  on  est  tombé  dans  eette  erreur  de  croire  que 
ce  qui  était  bon  pour  l’un  devait  forcément  convenir  à l’autre.  On 
s’est  tiguré  que  le  problème  était  résolu  dès  que  la  loi  avait 
déclaré:  les  condamnés  mineurs  seront  envoyés  en  correction.  Or, 
pas  plus  que  les  adultes,  les  jeunes  délinquants  ne  sont  identiques 
les  uns  aux  autres  et  les  soumettre  A un  traitement  uniforme,  c’est 
méconnaître  la  réalité.  Je  ne  veux  pas  faire  le  trop  facile  procès 
des  maisons  de  correction.  Je  dis  seulement  que  le  régime  disci- 
plinaire qui  est  à leur  base  et  qui  est  excellent  pour  certains 
adolescents,  peut  être  superflu  pour  certains  autres  et  insuffisam- 
ment répressif  dans  d'autres  cas.  Bref,  envers  les  jeunes  délin- 
quants, il  convient  plus  encore  que  partout  ailleurs  d’individualiser 
le  traitement  répressif.  La  loi  peut  d’avance  aider  le  juge  dans 
cette  tâche  en  établissant  des  catégories  parmi  ces  condamnés. 

Sous  ces  deux  rapports,  le  projet  suisse  (art.  10)  innove  et 
marque  un  progrès  : 

A.  — Toutes  les  fois  qu’un  accusé  n'aura  pas  révolu  sa  dix- 
huitième  année,  le  juge  devra  examiner  son  déreloppement  moral 
et  mental.  Eu  imposant  an  magistrat  l’obligation  de  s’éclairer  avant 
de  statuer  sur  le  sort  d’un  adolescent,  le  projet  n’a  pas  entendu 
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parler  d’une  recherche  superficielle,  comme  celle  qui  peut  se  faire 
au  cours  de  l’audience.  Pour  être  digne  de  ce  nom,  un  examen 
suppose  des  entretiens,  des  interrogatoires  réitérés  et  non  publics. 
Il  s’agit  donc,  à n’en  pas  douter,  d'un  examen  préalable  au  débat; 
c’est  ainsi  seulement  qu'on  pourra  recueillir  des  renseignements 
sérieux.  Sans  doute,  c’est  là  pour  le  juge  un  devoir  nouveau  et 
difficile.  Mais  que  pèsera  ce  surcroît  de  besogne  pour  le  magistrat 
consciencieux,  s’il  se  voit  ainsi  mis  à même  de  connaître  les  enfants 
qu'il  juge,  c’est-à-dire  de  faire  meilleure  justice? 

Remarquons  aussi  combien  le  champ  d’investigation  s'est  élargi. 
Il  ne  s'agit  plus  d’un  dosage  approximatif  de  l’intelligence  seule. 
C'est  le  caractère  tout  entier,  c’est  le  développement  dans  son 
ensemble  qu’il  faut  scruter.  Pour  que  l'adolescent  soit  punissable, 
ce  développement  ne  doit  présenter  aucun  côté  défectueux.  Le 
juge  ne  condamnera  donc  que  s’il  a trouvé  chez  le  délinquant  une 
intelligence  suffisante  pour  apprécier  l’acte  et  un  caractère  assez 
formé  pour  permettre  la  résistance. 

En  théorie,  il  serait  difficile  de  trouver  un  système  plus  satis- 
faisant. Le  seul  risque  réside  dans  la  difficulté  de  son  application, 
car  il  exige  beaucoup  du  juge.  Les  magistrats  suisses  seront-ils 
dans  leur  majorité  capables  de  procéder  comme  le  veut  l’art.  10? 
Dans  un  examen  si  délicat,  le  bon  sens  et  l'expérience  de  la  vie 
suppléeront-ils  à ce  qui  manque  à beaucoup  d’entre  eux  en  fait 
de  culture  juridique  ou  psychologique? 

B.  — Mais  voici  que  les  recherches  préliminaires  ci-dessus 
décrites  (et  je  les  suppose  conduites  de  façon  ù éclairer  le  juge) 
font  voir  qu’il  est  nécessaire  de  prendre  des  mesures  de  précau- 
tion contre  un  adolescent.  Quelle  en  sera  la  nature?  De  trois 
choses  l’une  : 

a.  — Ou  bien  le  juge  estimera  que  l’adolescent  est  un  retardé 
dont  le  développement  moral  ou  mental  est  inachevé.  Dans  ce  cas, 
il  le  traitera  comme  un  incapable  au  point  de  vue  pénal.  Il  n'y 
aura  donc  pas  de  condamnation  judiciaire.  Le  tribunal  (art.  !*) 
remettra  le  délinquant  à l'autorité  scolaire  ou  à l’autorité  adminis- 
trative. Celles-ci  prendront  les  mesures  de  préservation  que  les 
circonstances  rendent  nécessaires. 

b.  — Ou  bien  le  juge  estimera  que  tout  en  étant  normalement 
développé,  apte  à comprendre  et  à réagir,  l'adolescent  n’a  pas 
besoin  d'être  soumis  à un  traitement  prolongé.  Peut-être  l'infraction 
commise  est-elle  de  peu  de  gravité;  peut-être  apparaît-elle  dans  la 
vie  de  son  auteur  comme  un  accident  dont  la  réitération  est  im- 
probable; peut-être  aussi  l'adolescent,  après  une  leçon  rude  mais 
courte,  trouvera-t-il  dans  sa  famille  mieux  que  partout  ailleurs 
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l'appui  dont  il  a besoin.  Dans  tous  ces  cas,  le  juge,  tenant  compte 
de  l'importance  du  délit,  tantôt  se  bornera  A une  réprimande, 
tantôt  infligera  la  détention  cellulaire  de  courte  durée  et  sans 
contact  possible  avec  des  condamnés  adultes. 

c.  — Ou  bien  enfin  le  juge  estimera  que  l'adolescent  normal, 
vu  la  gravité  de  l’infraction  ou  les  circonstances  dans  lesquelles 
elle  a été  commise,  doit  subir  une  discipline  rigoureuse  et  durable. 
C'est  une  éducation  A faire  ou  à refaire.  Le  tribunal  renverra  donc 
le  condamné  dans  une  maison  de  correction  pour  une  durée  de 
ti  ans  au  plus.  Mais  il  y a des  natures  prématurément  et  foncière- 
ment dépravées,  pour  lesquelles  ce  régime  est  insuffisamment 
répressif.  Sans  compter  qu'on  risquerait  de  voir  ces  petits  vauriens  • 
faire  école  et  contaminer  leurs  compagnons  de  captivité.  Le  projet 
(nous  verrons  tout  A l'heure  pourquoi  son  application  sur  ce  point 
paraît  bien  compromise)  prévoit  pour  ces  gredins  précoces  un 
internement  A long  terme  dans  un  établissement  spécial.  C’est  A 
défaut  seulement  d'un  te!  établissement  que  la  peine  ordinaire  sera 
appliquée.  Kncore  l'Age  du  délinquant  la  fera-t-il  atténuer  d’un 
degré  d'après  les  règles  posées  par  l'art.  40. 

.Si  ces  dispositions  sont  appliquées  comme  elles  méritent  de 
l’être,  il  est  permis  d’espérer  que  l'entrée  en  vigueur  du  futur 
code  suisse  marquera  une  diminution  notable  dans  la  criminalité 
et  surtout  dans  la  récidive  chez  les  jeunes  gens.  Chercher  A rendre 
plus  difficile  le  recrutement  de  l’armée  criminelle,  il  n’est  pas  de 
politique  meilleure.  Passons  maintenant  des  conscrits  aux  vétérans 
et  arrivons  aux 

’J°  Récidiristes.  — Ce  terme  est  pris  ici  non  dans  l'acception 
formaliste  que  lui  donnent  les  codes,  mais  pour  désigner  les  mal- 
faiteurs endurcis,  ceux  «pli,  même  si  leurs  actes  n'offrent  pas  par 
eux-mêmes  un  haut  degré  «le  gravité,  ont  montré  qu'ils  étaient 
devenus  insensibles  A la  peine  ordinaire.  Pas  plus  en  Suisse 
qu’ail leurs,  on  n'a  encore  trouvé  grand’chose  A faire  contre  ces 
gens-lA.  Tout  en  reconnaissant  l’inanité  du  procédé,  on  continue 
A enrichir  périodiquement  leur  casier  judiciaire  d’un  amas  de. 
petites  peines  dont  ils  se  rient.  C'est  si  vrai,  qu'on  a pu  voir  un 
condamné  A sa  centième  rechute  frappé  de  trois  jours  d'empri- 
sonnement L. 

Le  témoignage  unanime  de  nos  directeurs  de  prisons4,  affirme 
l'existence  de  cette  classe  de  délinquants  sur  lesquels  le  châtiment 
ne  mord  plus.  Le  crime  est  pour  eux  une  carrière  choisie  et  ils 


1 Voir  les  casiers  judiciaires  publiés  par  la  Rrrnr pfnnle  uninsr,  VI.  p.  8t>. 
’)  Ibidem.  VI,  p.  '2112. 
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en  vivent.  Par  le  dommage  qu’ils  causent,  par  l’enseignement  et 
l’exemple  qu'ils  propagent,  par  les  imitateurs  que  leur  assure  une 
répression  inintelligente,  ces  professionnels  mettent  la  communauté 
eu  péril.  Il  est  grand  temps  d'y  parer. 

Contre  cette  engeance,  le  projet  suisse  avait  inauguré  (je 
regrette  de  devoir  ici  parler  au  passé)  d’énergiques  mesures  d'as- 
sainissement. Voici  le  mécanisme  de  ces  dispositions,  contenues 
dans  l’art.  44  : 

Toutes  les  fois  que,  par  le  nombre  ou  la  nature  des  condam- 
nations antérieurement  encourues,  un  accusé  paraît  suspect  d’ap- 
partenir A la  tribu  des  professionnels,  le  tribunal,  après  l’avoir 
condamné,  mais  avant  de  mettre  ce  jugement  il  exécution,  peut 
déférer  le  coupable  à une  autorité  fédérale  spéciale.  La  question 
A résoudre  par  cette  autorité  est  celle-ci  : Y a-t-il  lieu  d’appliquer 
la  peine  prononcée  par  le  tribunal,  ou  de  recourir  A une  mesure 
de  rigueur  exceptionnelle?  Pour  la  trancher,  il  importe  de  connaître 
la  personnalité  du  condamné.  Dans  ce  but,  l'autorité  ouvre  sans 
retard  enquête  sur  ses  antécédents,  sa  situation  de  famille,  sur  sa 
santé  corporelle  et  mentale,  sur  les  circonstances  dans  lesquelles 
les  délits  anciens  ont  été  commis.  Si.  une  fois  ces  renseignements 
pris,  l’autorité  fédérale  estime  que  la  peine  ordinaire  peut  encore 
avoir  un  effet  utile,  elle  ordonnera  la  mise  à exécution  du  juge- 
ment. Si  l’enquête  lui  donne  au  contraire  la  conviction  que  cette 
peine  n’agit  plus  sur  le  coupable  et  ne  préviendra  pas  la  rechute 
ultérieure,  elle  prononcera  V internement  du  récidiviste  dans  un 
établissement  spécial,  pour  un  terme  de  10  ans  au  moins  et  de 
20  ans  au  plus. 

Sans  doute,  ce  triage  eût  été  délicat  A opérer.  Pourtant,  s'il  est 
A peu  près  impossible  de  décrire  a priori  les  caractères  généraux 
de  la  classe  des  incorrigés,  il  est  relativement  aisé,  il  est  en  tous 
cas  possible  d'apprécier  dans  l'espèce  si  un  délinquant  donné  en 
fait  partie.  Ce  n’est  pas  une  question  de  droit,  mais  de  politique 
sociale.  Aussi,  dans  la  pensée  de  l'auteur  du  projet,  la  majorité 
au  sein  de  la  commission  fédérale  devait  appartenir  non  pas  aux 
juristes  théoriciens,  mais  A ceux  que  leur  profession  a mis  en 
contact  avec  le  monde  des  malfaiteurs  (directeurs  de  prison, 
ecclésiastiques,  médecins,  magistrats  i.  Un  secrétaire  permanent  lui 
aurait  été  attaché  qui,  en  centralisant  et  en  tenant  A jour  les  ren- 
seignements relatifs  A cette  classe  dangereuse,  A son  personnel,  à 
sa  façon  de  vivre,  aurait  dressé  une  sorti*  d'annuaire  de  l'armée 
du  crime. 

L'internement  devant  être  une  mesure  de  défense  sociale,  son 
régime  se  réduisait  A la  pure  et  simple  mise  hors  d’état  de  nuire. 
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Isoler  le  malfaiteur  de  la  société  contre  laquelle  il  s’est  mis  on 
guerre;  l'isoler  aussi  des  détenus  moins  endurcis  auxquels  il  eût 
prêché  la  révolte,  voilA  l’essentiel.  A quoi  bon  faire  davantage,  à 
quoi  bon  séparer  ces  gens-lA  les  uns  des  autres  puisqu'ils  n’ont 
plus  rien  A s’apprendre  ; à quoi  bon  faire  en  pure  porte  de 
coûteuses  expériences  de  régime  cellulaire,  de  vains  essais  de 
régénération  à l'égard  de  ceux  dont  il  n’y  a plus  rien  A espérer  ? 
Incarcération  en  commun  dans  un  établissement  spécial,  avec  tra- 
vail rigoureusement  imposé,  tel  était  le  système  adopté.  Toutefois, 
et  pour  ne  pas  décourager  un  repentir  même  invraisemblable,  le 
projet,  dans  certains  cas  et  après  une  épreuve  de  cinq  ans  au 
moins,  admettait  l’interné  A la  libération  conditionnelle. 

Pourquoi  ces  dispositions  si  judicieuses  n'ont-elles  pas  trouvé 
grâce  devant  nos  autorités?  Il  est  assez  malaisé  de  le  deviner. 
Peut-être  a-t-on  trouvé  que  le  projet  créait  des  établissements  de 
détention  en  trop  grand  nombre.  Peut-être  a-t-on  craint  que  les 
frais  élevés  qu’e&t  nécessités  cette  justice  rationnelle  n’effrayassent 
l’électeur  et  ne  l’induisissent  A repousser  le  principe  même  de 
l’unification  pénale.  Ce  serait  IA  de  bien  pauvre  politique,  puisque 
la  diminution  dans  le  nombre  des  crimes  eût  produit  une  épargne 
suffisant  et  au  delà  A balancer  cette  première  mise  de  fonds. 
Peut-être  aussi  les  autorités  suisses  se  sont-elles  laissé  effrayer  par 
les  clameurs  des  juristes  classiques,  hostiles  A toute  innovation. 
Quoi  ! disaient  ceux-ci,  vous  allez  interner  un  condamné  pour  dix 
ans,  pour  vingt  ans  peut-être,  et  cela  sans  tenir  compte  de  la 
gravité  de  la  dernière  infraction?  Mais  vous  ruinez  le  sacro-saint 
principe  de  la  proportion  entre  la  peine  et  le  délit  ! Ceux  qui 
parlent  ainsi  s'obstinent  A ne  pas  voir  qu’un  délit  même  léger, 
survenant  après  une  longue  série,  d’infractions  déjA  punies,  suffit 
parfois  A caractériser  son  auteur,  A le  classer  parmi  les  malfaiteurs 
de  profession.  C’est  le  symptôme  rendant  nécessaire  l’application 
d'un  traitement  spécial. 

Quoi  qu’il  en  soit,  il  faut  aujourd’hui  faire  son  deuil  de  l’inter- 
nement prévu  par  le  projet,  tant  à l’égard  des  récidivistes  qu’A 
l’égard  des  jeunes  gens  vicieux.  Eu  effet,  le  nouvel  article  consti- 
tutionnel, après  avoir  constaté  dans  les  termes  que  je  rappelais 
plus  haut  le.  principe  de  l’unification  du  droit  pénal,  limite  étroite- 
ment l’intervention  de  la  Confédération  dans  le  domaine  de  l'exé- 
cution des  peines  : 

Art.  (14  bis . . . „L’organisation  judiciaire,  la  procédure  et 
l’administration  de  la  justice  demeurent  aux  cantons  dans  la  même 
mesure  que  par  le  passé. 

„La  Confédération  a le  droit  d’accorder  aux  cantons  des  sub- 
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vendons  pour  la  construction  d’établissements  pénitentiaires,  île 
maisons  de  travail  et  de  correction,  ainsi  (|ue  pour  les  réformes 
à réaliser  dans  l’exécution  des  peines...“ 

Ce  texte  trop  timide  n'attribue  à la  Confédération  ni  le  pou- 
voir de  construire  des  établissements  à elle,  ni  celui  de  créer  des 
autorités  spéciales  en  matière  de  répression;  il  ne  lui  permet 
même  aucun  contrôle  sur  les  maisons  de  détention  cantonales.  Un 
appui  purement  financier,  un  subside  fédéral,  voilà  tout  ce  qu'il 
autorise.  Ce  retour  en  arrière  sur  le  projet,  ce  sacrifice  gratuit 
d’une  réforme  désirable  entre  toutes  est  profondément  regrettable. 
Il  est  à craindre  aujourd’hui  que  le  futur  code  pénal  suisse  ne 
fournisse  aucune  arme  nouvelle  pour  une  lutte  plus  efficace  contre 
les  criminels  d’habitude.  Et  ce  sera  la  faute  non  point  île  son 
auteur,  mais  de  ceux  qui  n'ont  pas  osé  le  suivre. 

II. 

Ces  deux  questions  capitales  une  fois  examinées,  parcourons 
le  projet  pour  y chercher  des  applications  nouvelles  de  la  poli- 
tique pénale. 

La  tendance  actuelle  à punir  non  plus  l'acte,  mais  l’homme  à 
cause  de  l’acte,  s'y  fait  jour  dans  le  rôle  important  assigné  au 
mobile.  Autant  que  possible,  la  loi  elle-même  s’occupe  du  pour- 
quoi de  l’infraction  ; elle  ordonne  surtout  au  juge  de  s’en  préoc- 
cuper. C'est  ainsi  que  dans  l'article  37,  relatif  à la  mesure  de  la 
peine,  il  est  enjoint  au  magistrat  de  toujours  tenir  compte  du 
mobile  qui  a guidé  l'auteur,  ainsi  que  des  antécédents  et  de  la 
situation  personnelle  de  ce  dernier.  C'est  ainsi  que  le  caractère 
relativement  élevé  du  mobile  est  érigé  en  circonstance  atténuante 
(art.  3!i,  53,  I27i.  C’est  ainsi  que  la  bassesse  du  mobile  prive  le 
condamné  du  bénéfice  du  sursis  (art.  50)  et.  au  cours  de  la  partie 
spéciale,  devient  à mainte  reprise  une  cause  d'aggravation  de 
peine  (art.  59,  fil,  fi8.  fin,  79,  104,  139,  etc.).  Bien  plus,  le  projet 
renonce  à la  méthode  traditionnelle  qui  séparait  l’assassinat  du 
meurtre  d’après  le  seul  critère  de  la  préméditation.  Désormais, 
pour  aggraver  la  peine,  le  juge  se  basera  tantôt  sur  les  circons- 
tances dans  lesquelles  l'acte  a été  commis  et  sur  les  moyens  mis 
en  usage  (barbarie,  traîtrise,  emploi  du  poison,  du  feu  ou  d'un 
explosif i,  tantôt  sur  la  nature  du  mobile  i homicide  par  simple 
plai-ir  de  verser  le  sang,  homicide  par  cupidité!  (art.  52». 

Cn  autre  trait  caractéristique  de  cette  «'livre  législative,  c'est 
ce  qu'on  pourrait  appeler  V internationalisation  de  la  justice  pénale. 
Anjourd  hui  que  la  facilité  des  transports  a supprimé  les  fron- 
tières pour  les  malfaiteurs,  aujourd'hui  que  certains  crimes  sont 
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devenus  des  industries  cosmopolites,  il  serait  temps  que  les  Etats 
cessassent  enfin  d’ignorer  de  parti-pris  les  jugements  rendus  à 
l’étranger  en  leur  refusant  tout  effet  légal.  C’est  pour  répondre  à 
ce  vœu,  qu'à  deux  reprises,  le  projet  suisse  enjoint  au  juge  de 
tenir  compte  des  condamnations  étrangères.  Elles  suffiront  d’une 
part  pour  créer  la  récidive  en  cas  d’infraction  en  Suisse  (art.  42), 
pourvu  qu’elles  n’aient  pas  un  caractère  politique.  Elles  suffiront 
d’autre  part,  pourvu  qu’elles  présentent  une  certaine  gravité,  pour 
exclure  le  condamné  du  bénéfice  du  sursis  (art.  f>0).  — C’est  dans 
le  même  esprit  que  le  projet  (art.  5)  allonge  la  liste  des  infrac- 
tions qui,  bien  que  commises  à l’étranger  par  un  étranger,  donne- 
ront lieu  à répression  en  Suisse,  notamment  en  y faisant  rentrer 
In  traite  des  blanches,  ce  délit  essentiellement  international. 

Dans  le  choix  des  peines  et  des  mesures  de  sûreté,  le  projet 
tend  à l' individualisation  du  traitement  répressif.  Il  veut  pour 
chaque  catégorie  de  criminels  chercher  la  pénalité  rationnelle. 
Les  dispositions  concernant  les  jeunes  gens  et  les  professionnels 
nous  ont  déjà  dévoilé  cette  tendance.  Nous  en  trouvons  encore  la 
preuve  dans  les  mesures  proposées  à l’égard  des  classes  ci-après  : 

1°  Délinquants  à responsabilité  restreinte.  — L’article  12  du 
projet  impose  l’expertise  dès  qu’il  y a incertitude  sur  ce  point  et 
classe  parmi  les  sujets  douteux  les  sourds-muets  et  les  épileptiques. 
Si  l’examen  révèle  une  altération  dans  la  santé  mentale  ou 
quelque  arrêt  de  développement,  le  juge  a la  faculté  d’atténuer 
librement  la  peine  (art.  1 1 et  40,  § 2),  e’est-à-dire  de  la  mitiger 
à sa  guise  dans  sa  nature  et  dans  sa  durée. 

En  l’absence  même  de  toute  infraction,  le  projet  (art.  13) 
donne  au  juge  le  pouvoir  soit  de  prononcer  d’office,  soit  de  pro- 
voquer l’internement  dans  un  asile  ou  dans  un  hôpital,  «les  per- 
sonnes chez  lesquelles  la  responsabilité  est  détruite  ou  restreinte, 
pour  autant  que  la  sécurité  publique  ou  leur  état  de  santé  paraît 
exiger  cette  précaution.  En  permettant  de  prendre  des  mesures 
d’urgence  contre  les  aliénés  dangereux,  cet  article  préviendra  le 
retour  de  ces  scènes  de  sauvagerie  dont  la  rue  est  parfois  le 
théâtre  et  dont  le  héros  est  quelque  pauvre  fou  trop  tôt  rendu  à 
la  liberté. 

2°  Délinquants  par  inconduite  ou  paresse  (art.  2(j).  — Pour 
h»  fainéants  et  les  débauchés  (vagabonds,  mendiants,  prostituées, 
etc.),  pour  ceux  chez  lesquels  la  cause  de  l’infraction  commise 
doit  être  cherchée  daus  le  dérèglement  de  la  vie,  un  essai  de 
réadaptation  s'impose,  il  faut,  par  une  discipline  rigoureuse  et  pro- 
longée, les  réhabituer  au  travail  et  à l’existence  régulière.  Or  les 
prisons  ordinaires  seraient  des  locaux  médiocrement  choisis  pour 
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y tenter  cette  sorte  d'éducation.  Aussi,  dès  que  le  condamné  paraît 
appartenir  à cette  classe  des  gens  de  mauvaise  vie,  le  projet 
laisse-t-il  le  juge  maître  de  substituer  à l'emprisonnement  ou  de 
cumuler  avec  cette  peine  le  rencoi  dans  une  maison  de  travail  pour 
une  durée  d’un  A trois  ans.  A supposer  même  que  le  résultat 
désiré,  le  relèvement,  ne  soit  pas  toujours  atteint,  l'effet  intimi- 
dateur d'un  châtiment  de  ce  genre  sera,  sur  ces  natures  pares- 
seuses, très  supérieur  à celui  d’une  incarcération  de  quelques  jours 
dans  l’oisiveté.  Les  courtes  prisons  actuellement  en  usage  ne  ser- 
vent guère  qu’A  accélérer  la  dépravation. 

3°  Délinquants  alcooliques  (art.  27  et  28).  — Ici,  c’est  une 
maladie  au  sens  propre  qu’il  s'agit  de  combattre.  Ici  encore,  l'in- 
carcération A courte  durée  est  sans  effet  utile.  Il  faut  un  régime, 
une  hygiène  spéciale.  VoilA  pourquoi,  lorsqu’un  tribunal  aura  con- 
damné A l'emprisonnement  un  délinquant  adonné  A la  boisson, 
l’article  28  permet  d’ordonner  qu'A  l'expiration  de  sa  peine, 
l’ivrogne  soit  non  pas  libéré,  mais  interné  pour  deux  ans  au  plus 
dans  un  de  ces  asiles  spéciaux  pour  la  guérison  des  alcooliques, 
qui  fonctionnent  avec  succès  en  .Suisse  depuis  quelques  années. 
Cette  mesure  ne  pourra  être  prise  que  sur  le  préavis  d’un  médecin. 
Et  comme  la  durée  de  la  cure  ne  peut  être  prévue  d'avance,  le 
juge  ne  fixera  pas  a priori  le  terme  de  l’internement.  C’est 
seulement  lorsque  le  condamné  lui  aura  été  signalé  comme  guéri, 
que  le  tribunal  prononcera  son  élargissement  définitif.  Dans  tout 
le  projet,  cette  disposition  est  la  seule  qui  autorise,  et  non  sans 
timidité,  le  prononcé  d'une  sentence  indéterminée.  Si  l’on  songe  A 
la  formidable  proportion  des  délits  commis  par  les  alcooliques,  on 
peut  prévoir  que  cette  mesure  de  thérapeutique  sociale  trouvera 
une  large  application.  On  peut  espérer  aussi  que  les  guérisons 
ainsi  opérées  produiront  dans  la  courbe  des  infractions  une  baisse 
sensible. 

A l’exemple  de  plusieurs  codes  cantonaux,  le  projet  permet 
encore  aux  tribunaux,  lorsque  le  délit  dérive  de  l’usage  immodéré 
des  spiritueux,  d’interdire  au  condamné,  même  s’il  n'est  pas  un 
alcoolique  chronique,  la  fréquentation  îles  débits  de  boisson  pour 
une  durée  qui  peut  s’élever  jusqu'A  5 ans.  Cette  prohibition  a 
quelque  efficacité  dans  les  districts  ruraux  où  l’identité  des  con- 
sommateurs connue  de  chacun  rend  facile  la  surveillance  des  au- 
berges. Dans  les  villes,  où  chaque  maison  a son  cabaret,  tout  con- 
trôle est  impossible. 

4°  Les  délinquants  primaires.  — En  le  mettant  au  bénéfice  du 
sursis  à l'exécution,  le  projet  épargne  A celui  qui  débute  la  souil- 
lure de  la  prison  (art.  50).  Aujourd’hui,  la  condamnation  condi- 
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tionnclle  a fait  bps  preuves  et  les  esprits  timorés  qui  la  combat- 
taient voilà  dix  ans  ont  dû  se  rendre  à l’évidence.  Elle  n’a  point 
entraîné,  comme  certains  se  plaisaient  à le  prophétiser,  l’anéan- 
tissement de  toute  justice  pénale.  Sans  doute,  quelques  abus  se 
sont  produits;  sans  doute  (là  surtout  où  la  décision  est  laissée  au 
jury)  le  bénéfice  du  sursis  a été  parfois  octroyé  à de  peu  méri- 
tants. Mais  le  remède  est  tout  trouvé  ; c'est,  en  cas  de  délit  nou- 
veau. l’application  rigoureuse  des  deux  peines  cumulées.  Et  d’ail- 
leurs, si  quelques  indignes  ont  été  ménagés  à tort,  qu’importe 
auprès  de  tant  d’existences  préservées  de  la  contagion  péniten- 
tiaire par  une  faveur  accordée  à propos. 

Les  conditions  mises  à l’obtention  du  sursis  par  l’article  50 
sont  du  reste  assez  étroites.  Il  faut  : 

a)  Que  le  condamné  n’ait  encore  subi,  ni  en  Suisse,  ni  A l’étran- 
ger, une  peine  privative  de  liberté  prononcée  à raison  d’un 
délit.  Ainsi  les  condamnations  pour  contravention  n’entrent 
pas  en  compte. 

b)  Qu'il  n’ait  pas  été  poussé  par  un  mobile  bas. 

c)  Qu'il  ait  fait  son  possible  pour  réparer  le  dommage. 

d)  Que  le  tribunal  puisse  présumer  que  le  condamné  favorisé 
ne  récidivera  pas.  Si  le  débutant  est  déjà  passé  maître,  à 
quoi  bon  gaspiller  de  la  clémence  A son  profit  V 

e)  Enfin  que  la  peine  soit  privative  de  liberté  et  inférieure  à 
six  mois  d’emprisonnement.  Le  sursis  n’est  donc  pas  appli- 
cable aux  condamnations  à l’amende. 

5°  Les  auteurs  de,  menaces.  — Lorsque  ces  dernières  sont 
sérieuses,  qu'elles  aient  été  proférées  ou  non  par  un  délinquant 
déjà  condamné,  il  importe  (indépendamment  de  la  répression 
qu’elles  peuvent  entraîner)  de  se  prémunir  contre  leur  réalisation. 
Le  projet  (art.  37)  autorise  le  juge  à exiger  de  celui  qui  aura 
manifesté  de  la  sorte  son  intention  de  commettre  un  délit  l’enga- 
gement formel  de  s'en  abstenir,  engagement  sanctionné  par  le 
dépôt  d’une  caution.  S’il  ne  veut  pas  promettre,  ou  si  par  mauvais 
vouloir  il  refuse  do  fournir  la  sûreté  arbitrée  par  le  magistrat, 
l’auteur  de  la  menace  pourra  être  mis  en  détention,  mais  pas  au 
delà  de  six  mois.  Cette  mesure  préventive  pourra  rendre  quelques 
services,  bien  qu'elle  doive  demeurer  sans  action  sur  la  nombreuse 
tribu  des  insolvables. 

On  s’occupe  depuis  longtemps  d’améliorer  la  situation,  jus- 
qu'ici très  peu  enviable,  de  la  partie  lésée.  C'est  là  plutôt  la 
tficlie  d’une  loi  de  procédure.  Toutefois,  le  code  pénal  peut  aussi 
travailler  à cette  «ouvre  de  justice  et  le  projet  suisse  en  donne 
la  preuve.  Il  subordonne  en  effet  à la  réparation  préalable  du 


Digitized  by  Google 


300 


Alfred  Gautier. 


préjudice  l’obtention  du  sursis  A l’exécution  et  de  la  libération 
conditionnelle  (art.  23  et  50).  Evidemment,  pauvreté  n'est  pas  vice 
et  il  serait  inéquitable  de  priver  de  ces  faveurs  le  condamné  qui 
n’a  pas  pu  payer  sa  dette.  Aussi  ce  que  le  projet  demande  A 
chacun,  c’est  simplement  de  faire  son  possible  pour  s’acquitter. 
C’est  donc  ceux  qui,  pouvant  payer  tout  ou  partie,  n’auront  fait 
aucun  effort  pour  se  libérer,  c’est  ceux-lA  seulement  qui  se  ver- 
ront exclus  de  la  libération  et  de  la  condamnation  conditionnelles. 

III. 

Quelques  mots,  pour  terminer,  sur  le  régime  fies  peines  daim 
le  projet.  Aussi  bien  le  législateur  suisse  s’est-il  borné  à poser 
quelques  principes,  A tracer  les  grandes  lignes  du  système.  Il  ne 
pouvait  faire  davantage,  puisque  l’exécution  des  peines  est,  l'on 
s'en  souvient,  demeurée  dans  la  compétence  «les  Etats  confédérés. 
Le  code  devra  donc  être,  développé  sur  ce  point  par  toute  une 
kyrielle  de  lois  et  de  règlements  cantonaux.  C’est  IA  un  malheur 
pour  ceux  (pii  pensent  qu'une  loi  pénale,  si  bonne  soit-elle,  reste 
inefficace  sans  de  bonnes  prisons.  Or  sur  ce  dernier  point,  il  ne 
faut  pas  se  bercer  d’illusions.  Les  prisons  cantonales  sont  et  res- 
teront, défectueuses.  Autre  inconvénient  : il  faut  s’attendre  A voir 
les  prescriptions  fédérales  sur  le  régime  des  peines  appliquées  de 
la  façon  la  plus  disparate  dans  les  différents  Etats  suisses.  A peine 
débarrassés  de  la  bigarrure  dans  la  loi  pénale,  nous  allons  donc 
la  retrouver  dans  le  domaine  pénitentiaire.  Et  tout  cela  parce  que 
l’article  Iî4  bis  de  la  Constitution  revisée  n’a  réalisé  qu’une  unifica- 
tion boiteuse.  Les  demi-mesures  durent  peu  parce  qu’elles  ne  satis- 
font personne.  Il  est  donc  A prévoir  qu’à  bref  délai  se  posera  la 
question  d’une  procédure  fédérale,  d’une  organisation  judiciaire 
fédérale  et  d’un  régime  fédéral  des  peines. 

Nombre  de  codes  cantonaux  ont  institué  trois  et  parfois  quatre 
peines  priratires  de  liberté  qui  souvent  ne  diffèrent  que  par  le  nom 
et  se  confondent  dans  une  exécution  uniforme.  Le  projet  a 
simplifié  ce  luxe  inutile.  Les  contraventions  mises  A part,  il  n'éta- 
blit que  deux  peines,  l'emprisonnement  et  la  réclusion.  Quelle  en 
sera  la  durée  ? 

La  question  dite  des  peines  parallèles  a naguère  fait  en  France 
l’objet  d'un  débat  approfondi  au  sein  de  la  Société  générale  des 
prisons l).  Pour  nous  autres  Suisses,  c'était  une  vieille  connais- 
sance. On  peut  la  résumer  ainsi  : Convient-il  de  donner  aux  deux 
peines  privatives  de  liberté  une  durée  identique,  de  leur  assigner 

‘)  Voir  Reçue  pénitentiaire,  181)6,  p.  1)30. 
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le  même  minimum  réduit  et  le  même  maximum  élevé?  Ce  type 
est  représenté  par  une  dus  plus  anciennes  législations  cantonales, 
le  Code  vuudois  de  1843,  qui  a créé  (art.  15  et  llii  une  réclusion 
d'un  jour  il  trente  ans  et  un  emprisonnement  d'un  jour  à vingt 
ans.  Cette  double  échelle  permet  de  réserver  la  réclusion,  peine 
humiliante  et  généralement  accompagnée  de  la  privation  des  droits 
civiques,  aux  infractions  qui,  quel  que  soit  d’ailleurs  leur  degré 
de  gravité,  ont  un  caractère  infamant.  I /emprisonnement,  A court 
ou  A long  terme,  reste  dès  lors  l’apanage  des  délinquants  qui  n’ont 
pas  cédé  A un  mobile  déshonorant.  Si  l’idée  est  séduisante,  l’expé- 
rience a montré,  notamment  dans  h-  canton  île  Vaud,  la  presque 
impossibilité  d’un  triage  judicieux.  la-  projet  s’est  donc  arrêté 
(art.  21  et  22)  nu  système  des  deux  peines  inégales  : I,a  réclusion 
A temps  (de  1 A 15  ans)  ou  à vie;  l’emprisonnement  de  huit  jours 
A deux  ans.  Toutefois,  cette  dernière  peine  pourra,  dans  les  cas 
expressément  prévus  par  la  loi,  être  portée  jusqu’ A cinq  ans.  Cette 
disposition  conserve  le  meilleur  du  système  des  peines  parallèles. 
En  créant  une  sorte  de  custodia  honesta,  elle  permet  d’épargner 
la  réclusion  aux  auteurs  de  certaines  infractions  graves,  mais  non 
méprisables  (ainsi  les  duellistes,  art.  58.  et  certains  délinquants 
politiques,  art.  171). 

J'aurais  voulu  voir  relever  le  minimum  de  l'emprisonnement. 
Pour  une  durée  inférieure  A quinze  jours,  la  privation  de  liberté 
A titre  de  peine  devrait  être  évitée.  Dans  ces  cas  légers,  l’amende 
devrait  suffire  et  cela  d'autant  plus  qui-  le  projet  (art.  29)  a gran- 
dement amélioré  son  mode  de  recouvrement.  — Au  reste,  l'auteur 
du  projet  est  loin  d’être  un  fanatique  des  courtes  incarcérations. 
Il  t'a  prouvé  dans  la  partie  spéciale,  où  il  se  montre  aussi  ména- 
ger que  possible  de  la  privation  de  liberté  A titre  de  peine.  II 
insiste  surtout  sur  l'amélioration  du  régime  des  petites  peines,  sur 
le  travail  obligatoire  et  la  séparation  nocturne  qui  seront  des  inno- 
vations dans  maint  canton  suisse. 

Ceci  nous  amène  A décrire  le  système  pénitentiaire  esquissé 
par  le  projet  fart.  23  et  25).  C’est  un  régime  progressif  limité  A 
trois  périodes  : 

I.  Cellule  pendant  les  trois  premiers  mois.  Cette  période  peut- 
être  prolongée  soit  par  h-  jugement,  soit  par  l’autorité  de  surveil- 
lance. 

II.  Travail  en  commun  aveu  isolement  noeturne. 

III.  Libération  conditionnelle. 

L’article  23  pose  en  outre  trois  importantes  règles  d’appli- 
cation: 
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1”  Séparation  de a détenu s âgé«  de  moine  de  ringt  ans  d'avec 
les  adultes.  Les  jeunes,  ceux  sur  lesquels  l’essai  de  réadaptation 
a encore  quelques  chances  de  réussite,  ne  doivent,  pas  être  con- 
taminés par  le  contact  de  leurs  anciens. 

2°  Affectation  de  locaux  distincts  A l’exécution  des  deux  peines. 
Aujourd'hui,  les  réclusion naires  et  les  condamnés  A l’emprisonne- 
ment sont,  dans  beaucoup  de  cantons,  enfermés  dans  un  seul  et 
même  établissement.  Parfois,  A Genève  notamment,  la  séparation 
par  quartiers  n'existe  pas  même  entre  eux.  Ce  pêle-mêle  aggrave 
la  peine  de  l’emprisonnement  d’une  façon  tout  A fait  injustifiée. 
Pour  le  public,  en  effet,  ce  n'est  pas  le  jugement,  c’est  la  prison 
où  elle  s’exécute  qui  donne  A la  peine  son  nom  et  son  caractère. 
Tous  ceux  qui  sortent  par  la  même  porte  sont  englobés  dans  la 
même  réprobation.  Il  y a en  outre  complication  et  difficulté  no- 
table A faire  subir  dans  un  même  local  plusieurs  peines  A régime 
différent.  — Sans  doute,  cette  exigence  du  législateur  risque  de 
faire  naître  des  protestations  et  il  est  A présumer  que  les  cantons 
mettront  peu  d'empressement  A se  pourvoir  de  maisons  de  déten- 
tion en  nombre  suffisant.  Mais  ces  résistances  intéressées  ne  méri- 
tent pas  qu’on  s'y  arrête.  Rien  n'oblige  d'ailleurs  les  cantons  A 
construire  chacun  pour  son  propre  compte  ; rien  ne  les  empêche 
de  se  grouper  par  voie  de  concordats,  pour  bâtir  et  administrer 
A frais  communs  des  établissements  où  seront  logés  les  détenus 
de  plusieurs  Etats  confédérés. 

3°  Traçait  obligatoire  pour  tous  les  détenus,  même  pour  ceux 
qui  subissent  pour  quelques  jours  seulement  l’emprisonnement  ou 
les  arrêts  de  police  (art.  214).  11  n’est  pas  admissible  que  pour 
ces  derniers  la  peine  devienne  un  temps  de  vacances  passé  dans 
la  fainéantise.  Ici  encore,  il  y aura  progrès  sur  le  farniente  toléré 
dans  certaines  prisons  cantonales,  progrès  aussi  dans  le  choix  du 
travail.  Jusqu’ici,  lorsqu’on  imposait  A un  prisonnier  une  certaine 
façon  de  s’occuper,  c’est  de  lui,  c'est  du  travailleur  et  de  son 
avenir  qu’on  se  préoccupait  le  moins.  Deux  qualités  étaient  surtout 
recherchées.  D'abord  le  travail  devait  être  aussi  simple  que  pos- 
sible, de  façon  A nécessiter  peu  d’apprentissage  et  peu  d’outillage, 
«le  façon  A être  accessible  au  premier  venu.  Ainsi  s'implique  la 
vogue  obtenue  un  peu  partout  par  le  tressage  des  chaussons.  En 
second  lieu,  le  travail  devait  autant  que  possible  être  lucratif  pour 
la  maison.  Les  prisons  coûtent  gros  et  leurs  directeurs  cherchaient 
A se  faire  une  bonne  note  en  haut  lieu  en  amortissant  de  leur 
mieux  ce  déficit  budgétaire.  — Désormais  ce  sont  d’autres  visées 
qu’il  faudra  poursuivre.  Le  détenu,  déclare  le  projet,  devra  être 
eihpioyé  A des  travaux  appropriés  A ses  aptitudes  et  qui  le  mettent 
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A même  de  gagner  sa  vie  après  sa  libération.  La  meilleure  des 
politiques  n'est-ce  pas  celle  qui  prévoit  et  prépare  l’avenir?  Le 
travail  ne  sera  donc-  plus  considéré  seulement  comme  un  instru- 
ment de  moralisation  pendant  la  peine  ; il  deviendra  le  plus  puis- 
sant obstacle  il  la  rechute  une  fois  cette  peine  subie.  Apprendre  A 
«•lui  qui  n’a  jamais  travaillé  un  métier  dont  il  puisse  vivre,  per- 
fectionner dans  l’exercice  de  sa  profession  celui  qui  a déjà  un 
gagne-pain,  faire  en  un  mot  de  la  prison  une  école  d’apprentis- 
sage, tel  est  le  but  poursuivi. 

Ainsi,  par  le  développement  des  mesures  préventives,  par  le 
choix  plus  éclairé  des  moyens  de  répression,  par  l’amélioration 
du  régime  des  peines,  le  projet  suisse  répond  A toutes  les  exi- 
gences de  la  politique  pénale  actuelle.  Et  pourvu  que  les  Cham- 
bres fédérales  respectent  la  pensée  de  son  auteur,  pourvu  que, 
par  des  amendements  inconsidérés,  elles  ne  détruisent  pas  l’unité 
de  l'oeuvre,  l’entrée  en  vigueur  du  Code  pénal  marquera  pour  la 
•Suisse  une  ère  de  lutte  plus  intelligente,  de  défense  plus  efficace 
contre  le  crime. 
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Bericht 

von 

./.  V.  Htlrhin.  Direktor  der  Strafanstalt  Lenzburg. 


Die  Strafbestimmungen  und  der  Strafvollzug  bieten  zur  Zeit 
in  den  verschiedenen  Ländern  je  nach  den  örtlichen  Verhältnissen 
und  Kulturfortschritten  ein  noch  sehr  wechselvolles  Bild.  Darin 
durch  Auswahl  des  Besten  und  Zweckmässigsten  nach  Möglichkeit 
Einheit  zu  schaffen,  das  ist  der  Zweck  der  internationalen  Gefängnis- 
kongresse.  Hier  kommen  die  Männer  der  Wissenschaft  und  Praxis 
zusammen  und  erörtern  an  der  Hand  der  gemachten  Erfahrungen, 
niedergelegt  in  den  einzelnen  schriftlichen  Rapporten  aus  allen 
Weltteilen,  die  vorhandenen  Zustände,  übelstände  und  Verbes- 
serungen und  empfehlen  das  Bewährteste  zur  möglichst  allseitigen 
Ein-  und  Durchführung.  Unter  der  Leitung  des  Amerikaners  Dr. 
Wines  hat  der  I.  internationale  Gefängniskongress  im  Jahr  1872 
in  London  stattgefunden.  Es  folgten  hierauf:  1878  derjenige  zu 
Stockholm,  1885  zu  Rom.  1890  zu  St.  Petersburg  und  1895  zu 
Paris. 

Der  V'l.  internationale  Gefängniskongress  wurde  am  (>.  August 
1900  zu  Brüssel  vom  Ehrenpräsidenten  desselben,  Herrn  Justiz- 
minister  Van  den  Heurel,  in  Anwesenheit  der  Delegierten  aus  30 
Ländern  eröffnet.  Es  waren  folgende  Staaten  vertreten:  Amerika 
(Vereinigte  Staaten),  Argentinien,  Baden,  Belgien,  Bosnien,  Brasilien, 
Bulgarien,  Chile,  China,  Dänemark,  Frankreich,  Grossbritannien. 
Griechenland,  Italien,  Japan,  Luxemburg,  Mexiko,  die  Niederlande, 
Nicaragua,  Norwegen,  Österreich,  Portugal,  Rumänien,  Russland, 
Schweden,  die  Schweiz,  Siam,  Spanien,  die  Türkei  und  Ungarn. 
In  seinem  Eröffnungsworte  wies  der  Herr  .Justizminister  von  Belgien 
auf  die  Bedeutung  und  Wichtigkeit  des  Kongresses  und  der  Wissen- 
schaft für  Straf-  und  Gefängniswesen  hin,  welche,  begleitet  von 
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Gerechtigkeitssinn  und  Humanität,  zur  Zeit  die  grössten  Fortschritte 
mache,  die  Aufmerksamkeit  der  Gelehrten,  Philanthropen  und  Ge- 
sotzgeber  auf  sich  ziehe  und  sich  der  allgemeinen  Sympathie  er- 
freue. Die  Gefängnisreform  sei  auf  die  Tagesordnung  des  Jahr- 
hunderts gesetzt.  Wie  weit  und  mit  welchem  Glücke  Belgien 
diesem  Kufe  gefolgt  sei,  darüber  werden  die  Kongressisten  ein 
Urteil  fällen,  wenn  sie  in  die  belgischen  Gefängnisanstalten  einen 
Blick  geworfen  hätten.  Dabei  werde  sich  auch  zeigen,  ob  und 
inwieweit  sich  die  Organisation  des  Zellensystems  bewährt  habe. 
Das  Gefängnis  sei  sozusagen  eine  Filtriermasehine.  Die  verun- 
reinigten Gewässer  müssen  pnrifiziert  und  die  krankhaften  Keime 
vertilgt  werden.  So  notwendig  es  aber  auch  sei.  dieses  moralische 
Filter  zu  vervollkommnen,  eben  so  notwendig  sei  die  Sorge  dafür, 
dass  das  Wasser  so  wenig  als  möglich  verunreinigt  werde,  was 
•durch  l’räventivinittel  zu  erreichen  sei. 

. Von  der  Kongresskonimission  beauftragt,  dankte  hierauf  der 
dänische  Justizminister  Dr.  Ooos  dem  belgischen  für  die  Übernahme 
des  Kongresses  durch  Belgien  und  fuhr  fort  : Die  auf  dem  Gebiete 
des  Strafrechtes  und  Strafvollzugs  angestrebten  Reformen  haben 
nicht  den  Zweck,  die  Energie  zu  vermindern,  mit  welcher  gegen 
■die  Verbrechen  gekämpft  werden  soll.  Im  Gegenteil,  sie.  sollen 
-der  menschlichen  Gesellschaft  gegen  dieselben  nur  bessere  Waffen 
liefern.  Um  gerecht  zu  sein,  muss  die  Reform  sowohl  den  Anfor- 
derungen der  Gerechtigkeit  als  auch  der  Humanität  entsprechen. 
Der  heutige  Kongress  soll  darüber  Rechenschaft  geben,  inwieweit 
das  abgelaufene  Jahrhundert  diesen  Anforderungen  nachgekommen 
sei  u.  s.  w.  Den  vorbeugenden  Massnahmen  kommt  eine  immer 
grössere  Bedeutung  zu,  und  daraus  ergiebt  sich  die  Notwendigkeit, 
sich  speciell  der  verwahrlosten  und  verbrecherischen  Jugend  an- 
zunehmen. Die  Repression  für  sich  allein  ist  eine  so  wenig  er- 
folgreiche Arbeit,  als  das  Fass  der  Danaiden  zu  füllen,  wenn  es 
nicht  gelingt,  die  Anzahl  der  Verbrecher  dadurch  zu  reduzieren, 
■dass  die  Rekrutierung  durch  die  Jugendlichen  zurttckgchalten 
wird.  Zur  Verhütung  der  Verbrechen  gehört  auch  der  Kampf 
•gegen  den  Alkoholismus. 

Das  Programm  des  Kongresses,  fährt  Herr  Dr.  Goos  fort,  ist 
mit  grosser  Sorgfalt  und  Einsicht  ausgearbeitet  worden,  ein  Ver- 
dienst des  Präsidenten  der  Kommission,  des  Chefs  des  belgischen 
Gefängniswesens,  in  Verbindung  mit  dem  Manne,  welcher  seit  mehr 
als  einer  Generation  die  Funktionen  des  Sekretärs  der  inter- 
nationalen Kommission  ausübt  und  der  zu  den  Erfolgen  und  fort- 
währenden Resultaten  des  Kongresses  weit  mehr  beigetragen  hat, 
als  ich  es  in  kurzen  Worten  ausdrüeken  könnte,  u.  s-,  w.  — 
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Es  wurde  hierauf  Herr  F.  De  Latour,  der  Chef  des  belgischen 
Gefängnis  Wesens,  zum  Vorsitzenden  des  Kongresses  gewählt,  welcher 
nach  Vordankung  dieser  Ehrung  über  die  Entwicklung  des  Ge- 
fängniswesens in  Belgien  im  letzten  Jahrhundert,  angefacht  durch 
den  grossen  Philanthropen  John  Howard  und  begonnen  hauptsäch- 
lich unter  dem  Einflüsse  und  der  Anregung  des  Jean  Jacques 
Philippe  Vilain  XIV.,  geboren  zu  Alost  am  1.  Mai  1712,  höchst 
interessante  Aufschlüsse  gab  und  darauf  hinwies,  wie  Belgien  zur 
Zeit  das  reine  Zellensystem  mit  Isolierung  bei  Tag  und  Nacht  cin- 
geführt  habe,  uui  jeden  Gefangenen  vor  den  schädlichen  Einflüssen 
seiner  Mitgefangenen  zu  bewahren.  Belgien  habe  mit  diesem 
System  gute  Erfahrungen  gemacht.  Eine  Hauptsorge  aber  bleibe 
die  Verhütung  der  Verbrechen  durch  gewissenhafte  und  humane 
Behandlung  der  armen,  verwahrlosten  Jugend.  Hier  hat  die  Re- 
form einzusetzen,  und  es  ist  Gewissenspflicht  der  menschlichen 
Gesellschaft  und  des  Staates,  sich  dieser  Unglücklichen,  die  sich 
selbst  nicht  schützen  können,  liebreich  anzunehmen,  etc. 

Am  Nachmittag  versammelten  sich  die  4 Sektionen  einzeln 
zur  Bestellung  ihrer  Bureaux  und  zur  Aufnahme  ihrer  Vorberatungs- 
arbeiten. Nach  dem  Geschäftsregleraente  teilen  sich  nämlich  die 
Mitglieder  des  Kongresses  in  4 Sektionen,  ebenso  die  zur  Beratung 
und  Beantwortung  von  der  leitenden  Kommission  anfgestellten 
Fragen  : 

I.  Sektion:  Straf gesetegebung  (législation  pénale). 

II.  „ Strafvollzug  (institutions  pénitentiaires). 

III.  Vorsorge  und  Bewahrung  (institutions  préventives i. 

IV.  „ Kinder  und  Minderjährige  (des  enfants  et  mineurs). 

Für  die  l.  Sektion  waren  5 resp.  4,  für  die  II.  4,  für  die  111.  3 
und  für  die  IV.  4 Fragen  aufgestellt  worden.  In  der  I.  Sektion 
gingen  52,  in  der  II.  49,  in  der  III.  19  und  in  der  IV.  53  Be- 
antwortungen in  Form  von  längern  oder  kürzern  Referaten  ein. 
Für  jede  aufgestellt«:  Frage  wurde  ein  Generalreferent  bestellt, 
welcher  die  eingegangenen  Arbeiten  durchlief  und  der  Sektion 
gleichsam  die  Quintessenz  davon  nebst  seinen  Anträgen  vortrug» 
woran  sich  dann  in  der  Regel  eine  längere  Diskussion  ankniipfte. 
Die  Résolutions  Vorschläge  der  Sektionen  wurden  nachher  der  Ge- 
neralversammlung zur  Schlussberatung  und  Beschlussfassung  vor- 
gelegt. Jede  Sektion  hielt  4,  die  Generalversammlung  im  ganzen 
5 Sitzungen  ab,  an  denen  sich  auch  eine  grössere  Anzahl  Damen 
beteiligten. 

Die  Generalversammlung  fasste  folgende  bemerkenswerte 
Resolutionen  : 
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I.  Sektion.  i Strafgesetzgebung.) 

Präsident:  Felix  Voisin,  Rat  am  Kassationshofe  in  Frankreich 

Vizepräsidenten:  Simeon  Baldwin,  Don  Cedrun  de  la  Pedraya, 
Cossy,  Engelen,  Foinitzky,  dränier,  Jnnghauns, 
Don  Jésus  Zénil  und  Fräulein  Dr.  Lydia  Poöt. 

I.  I'rage. 

Welches  wären  nach  dem  Gedankengang  des  Kongresses  von 
Paris  die  geeignetsten  Massnahmen,  um  dem  Opfer  dos  Verbrechens 
den  Schadenersatz  zu  sichern,  welcher  ihm  von  seiten  des  Ver- 
brechers geleistet  werden  soll  ? 

Nach  gründlicher  Diskussion  wurde  in  der  Generalversammlung 
folgende  Resolution  angenommen  : 

Der  Kongress  stimmt  von  neuem  dem  Wunsche  des  Kongresses 
von  Paris  bei,  durch  Prozessreformen  die  Stellung  der  Civilpartei 
günstiger  zu  gestalten. 

II.  Frage. 

Soll  die  Auslieferung  der  Einheimischen  • Inländer  i gestattet 
werden  V 

Resolution. 

Zwischen  Ländern , deren  Strafgesetzgebung  auf  analogen 
Grundlagen  beruht  und  welche  in  ihre  gegenseitigen  Strafprozess- 
institutionen Vertrauen  haben,  wäre  die  Auslieferung  der  Inländer 
ein  Mittel  zur  Sicherung  einer  guten  Strafrechtspflege,  denn  es  gilt 
als  wissenschaftliches  Postulat,  dass  das  Territorialitätsprinzip  so  viel 
als  möglich  zur  Geltung  komme. 

III.  Frage. 

Welche  Grundsätze  sollen  angewendet  werden  zur  Bestimmung 
der  Grenzen  der  Kompetenzen  der  Kriminaljustiz  in  betreff  von 
Verbrechen,  welche  im  Auslande  oder  unter  Mitwirkung  solcher 
Individuen,  einheimischer  und  fremder,  welche  im  Auslande  wohnen, 
begangen  worden  sind? 

Resolution. 

1.  Jeder  Staat  kann  gemäss  seinen  Gesetzen  die  durch  Ein- 
heimische oder  Fremde,  sei  es  als  Thllter,  sei  es  als  Mitschuldige, 
ausserhalb  seines  Gebietes  begangenen  Verbrechen  und  Vergehen 
gegen  die  Sicherheit,  das  Vermögen  oder  den  öffentlichen  Kredit 
dieses  Staates  strafen.  Die  Verfolgung  hängt  nicht  von  der  An- 
wesenheit des  Beschuldigten  auf  dem  Territorium  des  verletzten 
Staates  ab. 

2.  Jeder  Staat  kann  gemäss  seinen  Gesetzen  alle  andern 
Gesetzesverletzungen  von  einer  gewissen  Schwere,  deren  sich  die 
Inländer  ausserhalb  des  Territoriums,  sei  es  als  unmittelbare  Thäter, 
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sei  es  h h Mitschuldige,  schuldig  gemacht  haben,  selbst  dann  strafen 
wenn  .lie  eingeklagte  Thal  in  dem  Staate,  auf  dessen  Territorium 
sie  begangen  wurde,  nicht  strafbar  wäre.  Unter  diese  Gesetzes- 
\ erletzungen  müssen  alle  jene  begriffen  werden,  welche  Gegenstand 
fier  Auslieferung  bilden  können. 

Die  Verfolgung  findet  nur  dann  statt,  wenn  der  Angeschuldigte 
m seinem  Ueiiuatlande  betroffen  wird. 

IV-nn  die  Gesetzesverletzung  gegenüber  einem  Fremden  be- 
gangen worden  ist,  kann  die  Verfolgung  von  einer  Klage  der  ver- 
etzteii  l'artei  oder  ihrer  Familie  oder  von  einer  offiziellen  Anzeige 
durch  die  Behörde  des  Staates,  auf  dessen  Territorium  die  ThV.t 
vollbracht  wurde,  abhängig  gemacht  werden. 

•i.  Die  vorhergehenden  Bestimmungen  können  nicht  mehr  an- 
gewendet werden,  wenn  der  Beschuldigte  im  fremden  Lande  wegen 
der  gleichen  Gesetzesverletzung  freigesprochen  worden  ist,  oder 
mich,  wenn  er  die  Strafe  erstanden  hat,  oder  wenn  sie  verjährt, 
oder  wenn  er  begnadigt  worden  ist. 

I.  Das  Strafgesetz  des  Landes,  in  welchem  eine  Gesetzesver- 
• tzung  begangen  wurde,  ist  nicht  nur  auf  diese  selbst  anwendbar 
sonden.  auf  alle  Handlungen  «1er  Mitwirkung,  seien  dieselben  im 
Auslande  oder  durch  Ausländer  verübt  worden 


IV.  Frage. 

Giebt  es  Verbrecherkategorien,  auf  die  ein  Urteil  mit  unbe- 
stimmter Strafdauer  angeweudet  werden  kann,  und  wie  wäre  -lies,. 
Massnahme  zu  verwirklichen? 

Resolution. 

Man  muss  bei  Anwendung  der  Urteile  mit  unbestimmter  Straf 
dauer  auf  die  Strafen,  die  .Massnahmen  der  Erziehung,  der  Be- 
sehützung  und  der  Sicherung,  sowie  auf  die  Behandlung  patholo- 
gischer l belthäter  Rücksicht  nehmen. 

" hur  die  Strafen  ist  das  System  der  Urteile  mit  unbestimmter 
Strafdauer  unzulässig.  Es  wurde  vorteilhafter  ersetzt  durch 
«las  Institut  der  vorläufigen  Entlassung,  womit  für  die  Rück- 
fälligen eine  progressive  Verlängerung  der  Strafen  verbunden 
werden  könnte. 

b Bezüglich  der  Massnahmen  der  Erziehung,  der  Besehütznng 
und  der  Sicherung  ist  das  System  der  Urteile  mit  un 
bestimmter  Strafdauer  nur  mit  Einschränkungen  zulässig, 
welche  das  Aufgeben  des  l'rinzipes  selbst  in  sich  enthalten. 
Ls  wäre  logischer,  einfacher  und  praktischer,  sich  an  das 
System  der  längeren  Strafen  mit  dem  Korrektiv  der  vorläufigen 
Entlassung  zu  halten. 


Digitized  by  Google 


VI.  I nt'-rnntiotiaU-r  Kunxn'o  für  straf-  MIJ'I  Gtintn^nisweaan,  Hrll.-infl  HXHI.  ’i0*-4 


c;  Die  Unbestimmtheit  der  Zeitdauer  empfiehlt  sieh  für  die  Be- 
handlung der  unverantwortlichen  übelthitter,  die  Öeistes- 
störuugen  verfallen  sind.  Aber  die  Massregeln  für  solche 
haben  nicht  mehr  den  Clinrakter  einer  Strafe. 

V.  Frage. 

Welche  Massnahmen  wären  empfehlenswert . uni  jene  ver- 
brecherischen Handlungen  kräftiger  zu  unterdrücken,  welche  unter 
dem  Namen  „chantage“  allgemein  bekannt  sind? 

Resolution. 

1.  Man  muss  in  die  Strafgesetzbücher  unter  der  Bezeichnung 
„chantage“  vor  allem  die  durch  die  Stimme  der  Presse  oder 
durch  die  Bedrohung  mit  einem  rein  schikanösen  Prozesse  bewirkte 
oder  versuchte  Erpressung  einer  Summe  Oeldes  oder  anderer  Vor- 
teile aufnehmen. 

Die  Erpressung  muss  als  ein  Vergehen  erklärt  und  als 
solches  den  Zuehtpolizeigeriehten.  welche  eine  Gefängnis-  und  ein«; 
Geldstrafe  nuszusprechen  haben,  zugewiesen  werden. 

3.  Es  muss  den  Richtern  «lie  Befugnis  oingeräumt  werden,  auf 
Antrag  der  verletzten  Partei  bei  verschlossenen  Thtircn  zu  ver- 
handeln, wenn  die  Erörterungen  derselben  der  Ehre  Eintrag  tliuu 
könnten. 

i.  Jede  Veröffentlichung  geheimer  Verhandlungen  ist  untersagt. 

II.  Sektion.  (Strafvollzug.! 

Präsident:  Simon  van  der  Aa,  GefHngnisinspektor  der  Nieder- 

lande. 

Vizepräsidenten:  Drill.  Frau  Dupuy,  von  Engelberg,  From,  Gibbons, 
Hürhin,  Minkoff,  Ogawa,  Palm. 

1.  Frage. 

Nach  welchen  Grundsätzen  sollte  die  hygieinische  und  ärztliche 
Verpflegung  in  den  Strafanstalten  eingerichtet  werden? 

Wie  ist  die  regelmässige  ärztliche  Kontrolle  über  den  leiblichen 
und  geistigen  Zustand  der  Enthaltenen  zu  sichern  ? 

Wie  weit  geht  die  Kompetenz  des  Arztes  in  betreff  der  Er- 
nährungsfrage,  Bekleidung,  Arbeit  und  der  verhängten  Pisciplinar- 
strafen  ? 

Resolution. 

1.  Prinzipien.  Der  sanitäre  und  ärztliche  Dienst  wird  in  tien 
Strafanstalten  von  Doktoren  der  Medizin,  seien  sie  Civil-  oder 
Militärärzte,  aktive  oder  pensionierte  Ärzte,  versehen,  welche  be- 
sondere Kenntnisse  in  der  Psychiatrie  besitzen.  Sie  müssen  in 
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zweifelhaften  Fällen  Irrenärzte,  welehe  der  Anstaltsverwaltung  genehm 
sind,  zu  Rate  ziehen. 

Die  Ernennung  eines  Hausarztes,  der  ausschliesslich  an  die 
Anstalt  gebunden  ist,  kann  für  die  grossen  Strafanstalten  in  gewissen 
Ländern  Vorteile  bieten,  aber  die  Anwendung  dieser  Massregel  ist 
im  allgemeinen  nicht  zwingend. 

Man  wird  für  Kranke  und  Genesende,  welche  noch  zur  Arbeit 
fähig  sind,  eine  Specialbehandlung  einrichten. 

Verurteilte  Greise  und  diejenigen,  welche  arbeitsunfähig  sind, 
sollen  in  einer  Specialabteilung  untergebracht  und  einer  besondere 
Behandlung  unterworfen  werden. 

2.  Kontrolle.  Für  die  Verurteilten  mit  längerer  Strafdauer 
werden  individuelle  Aufzeichnungen  gemacht,  welche  alle  auf  deren 
physische  und  geistige  Gesundheit  Bezug  habenden  Nachrichten 
umfassen.  Ans  diesem  Grunde  müssen  allen  Sträflingen  ohne  Unter- 
schied periodische  Besuche  gemacht  werden,  welche  gleichzeitig 
den  Zweck  der  moralischen  Emporrichtung  verfolgen  (Besprechungen, 
Unterhandlungen,  Vorführung  antialkoholischer  Bilder  etc.)..  Der 
Arzt  muss  seine  ganze  Aufmerksamkeit  der  Prophylaxis  der  an- 
steckenden und  epidemischen  Krankheiten,  namentlich  der  Tuber- 
kulose, zuwenden. 

Es  ist  wünschenswert,  dass  er  den  Konferenzen  der  Straf- 
anstaltsbeamten  beiwohne. 

3.  Kompetenz.  Der  Arzt  ist  in  allem,  was  sich  auf  die  ärzt- 
liche Behandlung  der  Kranken  und  die  daraus  entspringenden  Vor- 
kehrungen bezieht,  unabhängig.  Bei  Errichtung  von  Gebäuden, 
sowie  in  Sachen  der  Hygicine  (Ernährung,  Bekleidung,  Arbeit, 
Discipliuarstrafsachen  etc.)  soll  man  ihn  zu  Rate  ziehen  und  sein 
Gutachten  einholen. 

11.  Frage. 

Ist  es  angezeigt,  für  die  jugendlichen  Sträflinge  das  .System 
der  „Reformatories“,  wie  es  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika zur  Anwendung  kommt,  einzuführen  ? 

Resolution. 

Indem  der  Kongress  die  Organisation  der  Reformatories  der 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  einer  ernsten  Beratung  unter- 
stellt, findet  er,  dass  die  bis  zum  heutigen  Tage  bekannt  gewordenen 
Resultate  nicht  genügen,  die  Einführung  dieser  Organisation  in 
den  europäischen  Staaten  ohne  ein  gründlicheres  Studium  der  Sache 
zu  rechtfertigen. 

Der  Kongress  spricht  den  Wunsch  aus,  die  Regierung  der 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  möge  der  internationalen 
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GefHngniskommission  auch  fürderhin  alle  Beweisstücke  zukommeit 
lassen,  welche  geeignet  sind,  einen  der  nächsten  Kongresse  in  stand 
zu  setzen,  ein  wohlhegriindetes  Urteil  darüber  abzugeben. 

III.  Frage. 

Hat  die  Einzelhaft,  gleichviel  ob  als  einziger  Strafvollzug  bei 
allen  Freiheitsstrafen  oder  nur  bei  einigen  derselben,  ob  für  die 
ganze  Strafdauer  oder  nur  fiir  einen  Teil  derselben,  Resultate  zu 
Tage  gefördert,  welche  geeignet  sind,  den  Wert  dieser  Straffonn 
und  deren  verschiedene  Anwendung  zu  konstatieren,  namentlich  r 

a)  in  Bezug  auf  den  Einfluss  auf  das  Verbrechertum  und  die 
Rückfülligkeit  in  denjenigen  Ländern,  in  denen  sie  ganz  oder 
teilweise  eingeftthrt  ist  V 

b)  in  Bezug  auf  die  Folgen  für  das  leibliche  und  geistige  Wold 
der  Enthaltenen,  welche  der  Einzelhaft  längere  oder  kürzere- 
Zeit  unterstellt  waren  ? 

Revolution. 

Der  Kongress  hält  dafür,  «lass  die  Resultate  des  Systems  der 
Einzelhaft  sowohl  in  Bezug  auf  die  Kriminalität,  als  auch  auf  die 
RUckfälligkeit,  soweit  dieselben  bis  jetzt  konstatiert  werden  können, 
den  Erwartungen  der  Urheber  dieser  Haftart  nach  dem  Masse  ent- 
sprechen, als  Strafvollzugsmassregeln  als  solche  nach  beiden  Rich- 
tungen von  Einfluss  sein  können. 

Es  ergiebt  sich  aus  den  in  Belgien  gemachten  Erfahrungen, 
dass  die  Einzelhaft  selbst  während  10  Jahren  und  darüber  hinaus, 
nach  vorgängiger  oder  allmählich  nachfolgender  Eliminierung  gewisser 
Elemente,  auf  die  physische  und  geistige  Gesundheit  der  Sträflinge 
keinen  ungünstigeren  Einfluss  ausübt  als  jede  andere  Detentionsart. 

IV.  Frage. 

Sollten  die  Rückfälligen  einer  strengeren  disciplinären  Behand- 
lung unterworfen  werden  als  die  erstmals  Bestraften,  und  worin 
soll  diese  Erschwerung  bestehen  ? 

Revolution. 

1.  Der  Kongress  ist  der  Ansicht,  dass  die  Behandlung  in  den 
Strafanstalten  schon  bei  der  ersten  Internierung  so  streng  als 
möglich  sein  soll  und  keine  andern  Erleichterungen  zulassen  dürfe 
als  jene,  welche  durch  die  physische  und  moralische  Hygieine 
gefordert  werden.  Es  sei  also  konsequenterweise  nicht  augezeigt, 
die  Rückfälligen  einer  Schürfern  Behandlung  zu  unterwerfen. 

2.  Wenn  aber  schon  die  Klassifikation  — in  Ländern,  wo  mit 
dem  Zellensystem  konkurrierend  auch  Gemeinschaftshart  besteht  — , 
sodann  die  Festsetzung  des  Verdienstanteils  und  dessen  Ausbezahlung 
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bei  der  Freilassung,  ferner  die  Auswahl  der  Arbeit  und  endlich 
der  Entzug  der  Begünstigungen  sich  als  nützlich  erweisen,  so  muss 
doch  gewiss  insbesondere  in  Fällen  von  Rückfälligkeit  die  Straf- 
dimer  ('Länge  der  Strafe)  als  die  wirksamste  Präventivmassregel 
betrachtet  werden. 


III.  Sektion.  i Vorbeugungsmassregeln.) 

Präsident:  Julius  Kickl  de  Bellye,  Sektionsrat  im  Justiz- 

ministerium zu  Budapest. 

Vizepräsidenten:  Avellaneda,  I)r.  Marcos;  Bczcrra  da  Rocha  Moraes; 

Bing,  Jacob-Martin;  Dr.  Curti;  Follett,  Martin  De- 
wey;  Rahtivan,  Michel:  Smedal,  Harald;  Szilagyi ; 
de  Yakowlew. 

I.  Frage. 

Soll  man  in  gewissen  Fällen  für  Minderjährige,  welche  zu 
Zwangserziehung  oder  ähnlichen  Strafen  verurteilt  wurden,  unter 
die  Vorbeugungsmassregeln  gegen  das  Verbrechen  die  Auswande- 
rung oder  die  Unterbringung  in  einem  Kolonialbesitz  anfnehmen  ? 
Wenn  ja,  wie  hätte  dieses  zu  geschehen  ? 

Resolution. 

I.  Besondere  Fälle  ausgenommen,  ist  die  Auswanderung  in  ein 
fremdes  Land  nicht  zu  empfehlen. 

II.  Man  kann  die  Unterbringung  von  Kindern  in  den  Kolonial- 
besitzungen  als  ein  Präventivmittel  betrachten,  aber  nur  unter  der 
Bedingung  : 

/.  dass  mit  grosser  Sorgfalt  die  kräftigsten  und  moralisch  besten 
Individuen,  mit  einem  Wort,  die  für  die  Kolonisation  taug- 
lichsten ausgewählt  werden  ; 

2.  dass  sie  nicht  gruppenweise  untergebracht  werden  : 

3.  dass  sie  in  einem  gesunden  (iebiete  placiert  werden: 

4.  dass  sie  in  ein  Gebiet  versetzt  werden,  wo  sie  einer  einträg- 
licheren Arbeit,  als  in  der  Metropole,  sicher  sind  ; 

->.  dass  mit  ihnen  andauernde  und  wohlwollende  Beziehungen 
unterhalten  werden. 

II.  Frage. 

Welches  ist  der  Einfluss  des  Alkoholismus  auf  das  Verbrecher- 
tum in  den  verschiedenen  Ländern? 

Zu  welchen  Mitteln  muss  gegriffen  werden,  um  in  Bezug  auf 
di--  Verurteilten  im  allgemeinen  den  Alkoholismus  zu  bekämpfen? 
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Resolution. 

I.  In  den  statistischen  Erhebungen  über  Alkohoiisnius  und 
Verbrechen  muss  man  jeden  Fall  genau  untersuchen  und  sich 
Rechenschaft  geben,  ob  nicht  noch  andere  als  alkoholische  Ein- 
wirkungen vorhanden  seien. 

II.  Die  alkoholischen  Getriinke  müssen  in  den  Gefängnissen 
absolut  verboten  werden,  ausgenommen  die  spociellen  Fülle  ärzt- 
licher  Verordnung,  wo  selbst  Branntweine  gegeben  werden  kennen. 

Die  Neigung  zum  Missbrauche,  ja  seihst  die  Neigung  zu 
massigem  Genüsse  von  alkoholischen  Getränken  soll  bei  den  Sträf- 
lingen bekämpft  werden.  Im  allgemeinen  geschieht  dies  durch  die 
Mittel  der  moralischen  Emporrichtung  des  Individuums.  Im  spe- 
eiellen  wirken  pnssende  Lektüre,  Unterhaltungen,  Vorstellungen, 
Znsprüche  unter  vier  Augen,  Besprechungen  vor  Gruppen  oder  der 
Gesamtheit  der  Gefangenen,  Bilder,  welche  in  den  Zellen  selbst 
oder  in  den  V ersann n 1 ungssiilén  aufgehüngt  werden,  gewisse  ärzt- 
liche Behandlungsarten,  vernünftige  Anwendung  der  vorläufigen 
Entlassung.  Der  Kongress  spricht  sich  für  Schaffung  von  Über- 
gangsanstalten aus,  wo  der  verurteilte  Alkoholiker  vor  seiner  gänz- 
lichen Entlassung  unterzubringen  wäre,  und  für  Errichtung  von 
Asylen  oder  speciellon  Abteilungen  für  die  ärztliche  Behandlung 
verurteilter  Alkoholiker. 

Der  Kongress  spricht  auch  den  Wunsch  aus,  dass  in  den  ver- 
schiedenen Ländern  unter  Berücksichtigung  der  geographischen 
Lage,  des  Klimas,  des  Volkstemperaments  etc.  die  Maximalstufe 
des  Beisatzes  von  Alkohol  in  den  gegorenen  Getränken  ermittelt 
werde,  damit  die  Grenzlinie  zwischen  alkoholischen  und  nicht  alkoho- 
lischen Getränken  festgestellt,  die  Wechselbeziehungen  zwischen 
dem  Alkohoiisnius  und  dem  Verbrechertum  konstatiert  und  Ver- 
gleichsstatistiken unter  ihnen  erstellt  werden  können. 

III.  Frage. 

In  welchem  Masse  und  unter  welchen  Bedingungen  kann  die 
Thätigkeit  der  Schutzaufsichtsvereine  durch  Nachweisbureaux  unter- 
stützt werden,  welche  sich  zu  unentgeltlicher  Auskunft  und  Stellen- 
vermittlung verpflichten  ? 

Resolution. 

I.  Um  wirksam  ihr  Wohlthütigkeitswerk  zu  erfüllen,  um  den 
Erfolg  ihrer  socialen  Mission  — die  Verhütung  des  Verbrechens  — 
zu  sichern,  müssen  sich  die  Sclmtzaufsichtsvereinc  für  entlassene 
Sträflinge  mit  solchen  Nachweisbureaux  für  Arbeit  in  Verbindung 
setzen,  welche  unentgeltliche  Auskunft  erteilen  und  unentgeltlich 
Anstellungen  vermitteln. 
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II.  Die  Organisation  dieser  Bureaux  richte  »ich  nach  den  ört- 
lichen Verhältnissen,  dagegen  ist  es  unabweisbar,  dass  die  ver- 
schiedenen Organisationen  wie  Arbeitsbörsen,  Plncierungsbureanx 
n.  s.  w.  untereinander  ln  beständiger  und  geordneter  Verbin- 
dung stehen. 

III.  Die  Komitees  der  Schutzaufsichtsvereine  müssen  die  Ar- 
beitsnachweisbureaux  ebenfalls  so  genau  als  möglich  über  die 
Anlagen  und  das  Vorleben  ihrer  Schützlinge  unterrichten. 

IV.  Die  Komitees  der  Schutzaufsichtsvereine,  welche  nicht  spe- 
zielle Arbeitsnachweisbureaux  gründen,  müssen,  die  unabhängigen 
Anstalten,  welche  sie  in  Anspruch  nehmen,  selbst  entschädigen, 
da  die  Unentgeltlichkeit  der  geleisteten  Dienste  das  charakteristische 
Merkmal  solcher  Institutionen  sein  muss. 

V.  Die  Arbeitsvermittlungsstellen  bilden,  zumal  in  Mitte  grosser 
<'entren,  die  nötige  Ergänzung  der  Placierungsbureaux  ; die  Komitees 
haben  also  das  grösste  Interesse,  deren  Bildung  ins  Leben  zu 
rufen  oder  zu  begünstigen. 


IV.  Sektion.  (Fürsorge  für  die  Jugend.) 

Präsident:  Emilio  Brusa,  Professor  «les  Strafrechts  an  der 

Universität  in  Turin. 

Vizepräsidenten:  Cadalzo  y Manzano,  Didier,  Feketc  de.  Nagyivani, 
Ferreira  Cabrai  Paes  do  Amaral,  de  Marchant 
d’Ansembourg.  Xnzini  Bey,  Tallaek , M"*  Lydie, 
de  Wolfring,  Woulfert. 

I.  Frage. 

Welche  Bedingungen  müssen  zur  Konstatierung  der  Rückfüllig- 
keit bei  den  Minderjährigen  vorhanden  sein,  und  was  für  Folgen 
hat  die  Rückfälligkeit  für  sie? 

Resolution. 

Der  Begriff  der  Rüekfülligkeit  ist  sowohl  gesetzlich  als  auch 
theoretisch  der  Kriminalität  der  Minderjährigen  fremd. 

Demnach  kann  man  das  Individuum,  solange  es  im  Stande 
der  Strafunmündigkeit  ist.  nicht  als  rückfällig  bezeichnen.  Wenn 
das  Kind  aber  seinen  Fehler  wiederholt  oder  eine  neue  Gesetzes- 
verletzung begeht,  so  muss  der  Staat  darin  das  formelle  Anzeichen 
erblicken,  dass  das  bisanhin  auf  dasselbe  angewandte  Verfahren 
zu  ändern  sei. 

II.  Frage. 

Soll  die  Schutzaufsicht  für  die  Jugendlichen  obligatorisch  go- 
in. udit  werden,  und  wie  soll  die  Schutzaufsicht  organisiert  sein  für 
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diejenigen  unter  ihnen,  gegen  die  ein  provisorisches  Urteil  oder 
ein  solches  mit  Aufschub  der  Strafvollziehung  gefallt  wurde  ? 

Resolution. 

Der  Begriff  des  bedingten  Strafnachlasses  und  der  bedingten 
Verurteilung  ist  der  Kriminalität  der  Minderjährigen  fremd.  Allein 
es  kann  geboten  sein,  auf  administrativem  Wege  den  Vollzug  des 
Urteils,  welches  das  Kind  zur  Verfügung  des  Staates  stellt,  aufzti- 
sehieben.  In  diesem  Fall  stellt  sich  die  Intervention  der  Schutz- 
aufsicht unter  der  Ägide  des  Staates  als  Notwendigkeit  heraus. 
In  allen  Fällen  der  bedingten  Verurteilung  eines  jugendlichen 
Delinquenten,  welcher  die  Strafmündigkeit  erreicht  hat  und  dessen 
Familie  ungeeignet  ist,  ihm  die  nötige  Erziehung  angedeihen  zu 
lassen,  ist  es  wünschenswert,  den  Verurteilten  unter  die  Über- 
wachung der  Schutzaufsicht  zu  stellen. 

III.  Frage. 

Nach  welchen  Kegeln  soll  der  professionelle  Unterricht  in  den 
Anstalten  für  Jugendliche  eingerichtet  werden? 

Resolution. 

Der  in  den  Reform-  oder  anderen  ähnlichen  Anstalten  für 
Kinder  erteilte  Handwerksunterricht  muss  diese  beim  Austritte  in 
den  Stand  setzen,  ihren  Unterhalt  selbst  erwerben  oder  wenigstens 
die  Lehrzeit,  welche  sie  nach  dem  Austritte  noch  zur  Ausbildung 
nötig  haben,  abkürzen  zu  können.  Man  empfiehlt  bei  dieser  Er- 
ziehungsart den  Ilandfertigkeitsunterrieht  oder  irgend  andere  ana- 
loge Systeme. 

Bei  der  Wahl  des  Handwerks  für  den  Schüler  muss  man,  ab- 
gesehen von  seinen  persönlichen  Wünschen,  seiner  physischen  Taug- 
lichkeit, seiner  Herkunft,  ob  vom  Lande  oder  aus  der  Stadt,  auf 
die  Umgebung,  in  welcher  er  aufgewachsen  ist  und  in  welche  er 
zurückzukehren  gedenkt,  sowie  auf  den  Beruf  der  Eltern  Rücksicht 
nehmen. 

Die  zu  erlernenden  Handwerke  werden  nicht  aus  der  Reihe 
solcher  gewählt,  welche  eine  zu  vielseitige  Inanspruchnahme  er- 
fordern, sondern  vielmehr  aus  der  Kategorie  der  notwendigen 
Handwerke,  welche  leicht  und  rasch  zu  erlernen  sind.  Ebenso  ist 
es  nötig,  die  Aussichten,  welche  jedes  erlernte  oder  zu  erlernende 
Handwerk  in  der  Zukunft  hat,  und  auch  die  ökonomischen  Be- 
dingungen, unter  denen  das  Handwerk  ausgeübt  wird,  ins  Auge 
zu  fassen.  Man  soll  auch  ein  Verzeichnis  der  Nachteile  und 
Mängel  aufstollen,  welche  in  physiologischer  Beziehung  mit  der 
Ausübung  der  verschiedenen  Handwerke  unverträglich  sind. 
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Der  theoretisch«'.  Unterricht  muss  darauf  gerichtet  sein,  alle 
für  die  rationelle  Ausübung  des  Handwerks  nötigen  Kenntnisse  zu 
verschaffen.  Der  praktische  Unterricht  muss  vor  allein  ein  An- 
wendung»- und  nicht  ein  Ausbeutungsunterricht  sein;  man  soll  ihn 
so  einrichten,  dass  er  sich  von  demjenigen  in  einer  richtigen 
WerkstÄtte  möglichst  wenig  unterscheidet. 

IV.  Frage. 

Sollte  nicht  die  Anstaltserziehung  für  jugendliche  Verbrecher, 
bösgeartete  Kinder  oder  moralisch  Verwahrloste  mit  dem  System 
der  Placierung  zur  Erlernung  eines  Berufes  oder  der  Unterbringung 
in  einer  Familie  behufs  Erlangung  einer  rationellen  Erziehung 
kombiniert  werden  ? 

Resolution. 

Obwohl  die  Fainilienerziehung  und  die  Anstaltserziehung  nicht 
denselben  Endzweck  verfolgen  und  der  erstem  als  dem  normalen 
Erziehungssystem  der  Vorzug  gebührt  und  die  letztere  einzig  und 
allein  als  System  der  Umwandlung  und  der  moralischen  Wieder- 
aufrichtung brauchbar  ist,  so  ist  der  Kongress  doch  der  Meinung, 
diese  beiden  Methoden  zu  vereinigen,  um  eine  rationelle  Erziehung 
jugendlicher  Delinquenten,  moralisch  verkommener  oder  verdorbener 
Kinder  zu  sichern.  Es  witre  wünschenswert,  dass  der  Placierung 
eines  Kindes  «'ine  Beobachtnngsperiode  vorhergehen  könnte. 


Der-  Kongress  hat  sowohl  in  seinen  Sektionen,  als  auch  in 
der  Generalversammlung  die  Zeit  wohl  ausgeniitzt  und  sehr  Heissig 
gearbeitet.  Die  Diskussionen  wollten  oft  kein  Ende  nehmen  und 
wurden  in  ausgiebigster  Weise  benützt,  leider  oft  auch  von  solchen, 
die  sich  bei  diesem  Anlasse  einen  Namen  machen  wollten,  aber  durch 
ihr  Votum  bewiesen,  dass  sie  die  Sache  nicht  richtig  erfasst  hatten. 
Natürlich  waren  bei  der  Diskussion  diejenigen  bedeutend  im  Vor- 
teil, denen  «las  Französische  — Kongresssprache  — Muttersprache  ist. 

Gegenüber  den  früheren  Kongressen  muss  es  als  ein  Fort- 
schritt bezeichnet  werden,  dass  diesmal  weniger  Fragen  aufgestellt 
worden  waren.  So  wurde  eine  umfassendere  und  gründlichere 
Beantwortung  derselben  möglich.  An  dieser  Beantwortung  durch 
gedruckte  Referate  haben  sich  auch  Schweizer  beteiligt,  so  in  der 
ersten  Sektion  bei  Frage  2 und  3 (Auslieferung  von  Landesange- 
hörigen) Herr  Prof.  Dr.  Zürcher  in  Zürich1),  in  der  zweiten  Sektion 
bei  Frage  1 'ärztlicher  Dienst  in  den  Strafanstalten)  Herr  Direktor 

')  Siehe  sein  Referat.  Seite  333  unten. 


itized  by  Google 


VI.  internationaler  K oincrcsa  fHr  S l ra  f-  nnd  tiefhinmlawesen,  Brüssel  UH  Ml.  ;Î1  T 


Dr.  Fr.  Curti  in  Zürich,  bei  Frage  3 (Erfahrungen  über  Anwen- 
dung der  Zellenhaft)  Herr  Direktor  J.  V.  Harbin  in  Lenzburg,  in 
der  dritten  Sektion  bei  Frage  2 (Alkoholismus)  Herr  Inspektor 
Schaffroth  in  Bern,  endlich  in  der  vierten  Sektion  bei  Frage  4 
(Versorgung  von  Jugendlichen  in  Anstalten,  bei  einem  Lehrmeister 
oder  in  der  Familie)  Herr  Direktor  F.  Grossen  in  Trachselaald  und 
Herr  Kuhn-Kelli,  Inspektor  der  gemeinnützigen  Gesellschaft  in  St.  Gallen. 

Ausser  den  173  Referaten  über  die  aufgestellten  Fragen  lagen 
dem  Kongresse  gedruckt  noch  folgende  interessante  Monographien  vor: 

Rapport  sur  l’état  actuel  du  système  pénal  et  pénitentiaire,  du 
Grand-Duché  de  Bade,  von  Dr.  F.  von  Kngelberg,  Regierungsrat 
und  Direktor  der  Strafanstalt  Mannheim. 

Exposé  de  l’état  actuel  du  système  pénal  et  pénitentiaire  en 
Belgique,  von  der  Generaldirektion  der  belgischen  Gefängnisse. 

Etat  actuel  du  système  pénal  et  pénitentiaire  dans  les  Pays- 
Bas,  von  Simon  van  der  Aa,  Generalinspektor  der  niederländischen 
GefHngnisse. 

Etat  du  système  pénal  et  pénitentiaire  en  Suisse,  von  J.  G. 
Schaffroth,  Gefängnisinspektor  des  Kantons  Bern  l). 

Bibliographie  pénale  et  pénitentiaire  de  l'Italie,  von  Dr.  Emil Brnsa, 
Professor  an  der  Univcrsitiit  Turin. 

Rapport  sur  le  système  pénitentiaire  de  la  Norvège  et  Biblio- 
graphie pénale  et  pénitentiaire,  von  F.  Woxen,  Chef  der  Gefängnis- 
administration in  Christiania. 

Etat  actuel  du  système  pénitentiaire  en  Angleterre,  en  Ecosse 
et  en  Irlande,  von  E.  Ruggles-Brise,  Generaldirektor  der  Gefängnis- 
administration in  England. 

Exposé  de  l'organisation  des  prisons  en  Danemark,  von  Dr.  Carl 
Goos,  Generaldirektor  des  Gefängniswesens  in  Dänemark. 

Exposé  de  l’état  actuel  du  système  pénitentiaire  en  France, 
von  Du/los,  Generaldirektor  der  Gefängnisverwaltung  in  Frankreich. 

Caractères  et  Causes  de  la  criminalité  en  Danemark,  von 
F.  Amnitsbüll,  Direktor  der  Strafanstalt  Vridslöselille. 

Am  Mittwoch  den  8.  August  wurden  die  Sitzungen  unterbrochen. 
Dieser  Tag  galt  dem  Besuche  der  belgischen  Strafanstalten.  Davon 
wurde  allseitig  ausgiebig  Gebrauch  gemacht.  Man  empfing  die 
Gäste  mit  aller  Zuvorkommenheit.  Die  Belgier  dürfen  ihre  Detentions- 
häuser  sehen  lassen.  Es  sind  durchschnittlich  Neubauten,  die  nach 
den  neuesten  bautechnischen  Anforderungen  in  der  2,  Hälfte  des 

*)  Deutsch  in  den  «Blättern  für  Gefängnis-Kunde»,  Bd.  34,  1900, 
Seite  434. 

Schweizerische  Zeitschrift  für  Strafrecht.  13.  Jahrg.  21 


Digitized  by  Google 


318 


J.  V.  H Urbin. 


nun  ablaufenden  Jahrhunderts  erstellt  wurden.  Ein  Teil  derselben 
imponiert  uns  durch  seine  Grösse,  indem  sie  sich,  wie  z.  B.  St.  Gilles, 
als  kleinere  Festungswerke  darstellen.  Da  in  denselben  fast  aus- 
nahmslos das  Einzelhaft-System  durchgeführt  ist,  so  haben  wir  es 
fast  nur  mit  Zellengefängnissen  zu  tliun. 

Das  Zellengefängnis  zu  Löwen,  2 grössere  und  4 kleinere 
Flügel  in  Strahlenform  mit  je  3 Etagen,  eröffnet  im  Jahre  18(30, 
verwahrt  in  571  Zellen  nur  kriminell  verurteilte  Männer  und  solche 
Korrektionelle,  welche  mehr  als  5 Jahre  Strafzeit  haben.  Das  Zellen- 
gefängnis von  St.  Gilles  bei  Brüssel,  eröffnet  im  Jahr  1885,  5 grosse 
Flügel  mit  CI (5  Zellen,  beherbergt  nur  männliche  Strafgefangene 
mit  einer  Strafzeit  von  1 Monat  bis  zu  5 Jahren  und  Untersuchungs- 
gefangene. Diese  beiden  sind  die  Hauptanstalten  Belgiens.  Das 
Zellengefängnis  zu  Antwerpen,  eröffnet  im  Jahr  1857,  enthält  403 
Zellen,  wovon  */j  von  Männern  und  xji  von  Weibern  bewohnt  wird, 
die  entweder  zu  Korrektionshaus  oder  Gefängnis  bis  auf  5 Jahre 
verurteilt  sind.  Gleichem  Zwecke  dienen  auch  die  Gefängnisse  zu 
Gent  (1802)  mit  393  Betten,  zu  Brtigge  (1851)  mit  287  Betten,  zu 
Bergen  (1867)  mit  350  Betten  und  zu  Ltittich  (1851/53)  mit  259 
Betten. 

Das  Zuchthaus  zu  Gent  hingegen  ist  die  älteste  Anstalt  Belgiens, 
1772 — 1770  errichtet,  ein  gewaltiger  Bau,  der  durchschnittlich  900 
Gefangene  beherbergt.  Hierher  kommen  diejenigen,  die  aus  Ge- 
sundheitsgründen die  Einzelhaft  nicht  ertragen  könuen  oder  die 
nach  10  Jahren  Einzelhaft  die  Gemeinschaftshaft  vorziehen,  sowie 
die  Renitenten.  Hier  ist  auch  eine  grossartige  und  vorzüglich  ge- 
leitete Abteilung  für  Jugendliche.  Diese  Anstalt  war  zur  Zeit  ihrer 
Eröffnung  die  einzige  ihrer  Art  und  erweckte  das  höchste  Aufsehen. 
Die  Kriminalisten  des  18.  Jahrhunderts  eilten  nach  Gent,  um  Be- 
lehrungen zu  schöpfen.  In  den  Prinzipien  der  Organisation  zeigte 
sich  ein  ausserordentlicher  Fortschritt.  An  Stelle  der  bisher  ge- 
bräuchlichen Schlafsäle  (Brutstätten  des  Lasters)  waren  Einzelzellen 
getreten. 

Beim  Durchwandeln  dieser  Anstalten  begegnet  man  ganz  in- 
teressanten Einrichtungen,  die  auch  bei  uns  in  der  Schweiz  Nach- 
ahmung finden  dürften;  davon  aber  haben  wir  uns  nicht  über- 
zeugen können,  dass  das  System  der  konsequent  dnrehgeführten 
Einzelhaft  bei  Tag  und  Nacht,  resp.  ohne  gemeinsame  Werkstätten, 
besser  sei  als  das  in  den  bessern  Anstalten  der  Schweiz  eingeführte 
gemischte,  resp.  irische  oder  progressive  System  mit  anfänglicher 
Einzelhaft  bei  Tag  und  Nacht  und  nachfolgender  gemeinschaftlicher 
Arbeitshaft  und  Einzelhaft  zur  Ruhezeit,  das  offenbar  weit  ratio- 
neller verfährt;  zumal  konnten  wir  uns  mit  den  kleinlichen  Ein- 
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richtungen,  welche  nacli  und  nach  dem  Zellensystem  nngeheftet 
wurden,  nicht  befreunden.  Was  nützen  um  Gottes  willen  jene  Ge- 
sichtsmasken, womit  der  verschmitzte  Sträfling  seine  Spitzbuben- 
physiognomie und  seine  mutwilligen  Gesichtszüge  so  recht  verbergen 
kann  ? Von  solchen  Spielereien,  die  Konsequenzen  des  Systems  sein 
sollen  und  die,  nebenbei  gesagt,  den  bessern  Sträflingen  nach 
eigenem  Geständnis  aber  höchst  lästig  Vorkommen,  müssten  wir  ent- 
schieden abraten. 

Was  uns  an  den  neuesten  belgischen  Gefängnissen,  besonders 
in  St.  Gilles,  nicht  gefallen  hat,  das  ist  die  Grösse  und  Kompli- 
kation der  Anstalten.  Strafgefängnisse  mit  500  bis  600  Gefangenen 
sind  zu  gross  und  lassen  keine  individuelle  Behandlung  derselben 
mehr  zu.  Die  Komplikation  aber,  womit  man  alles  mögliche  in  eine 
Anstalt  hinein  verlegt,  besetzt  die  Räumlichkeiten  im  Cbermass  und 
verhindert  die  so  notwendige  Übersichtlichkeit  und  Durchsichtigkeit 
beim  Sicherheitsdienste.  Natürlich  kann  man  sich  da,  wo  die  Um- 
fassungsmauer, wie  in  St.  Gilles,  6 Meter  Höhe  hat,  und  wo  eine 
Militär-Garnison  zur  Bewachung  zur  Verfügung  steht,  schon  einigen 
Luxus  erlauben.  Für  unsere  schweizerischen  Verhältnisse  passten 
so  komplizierte  Einrichtungen,  wie  z.  B.  eine  ganz  besondere  Anstalt 
für  Kranke  in  den  Räumen  der  Hauptanstalt  selbst,  nicht.  Es  würde 
bei  uns  auch  schwer  halten,  das  Geld  für  den  Bau  und  die  Ein- 
richtung solcher  Strafhäuser  aufzubringen.  St.  Gilles  kostete 
Fr.  5,743,281.  Wir  müssen  uns  in  der  Schweiz  mit  dem  Einfachem 
begnügen  und  werden  damit  nicht  minder  gute,  ja  vielleicht  noch 
bessere  Strafvollzugs-Resultate  erzielen.  Man  vergesse  es  nicht,  dass 
solche  kostspielige  und  komplizierte  Anstalten  auch  einem  teuera 
Betriebe  rufen,  der  ganz  enorme,  jährlich  wiederkehrende  Summen 
verschlingt. 

Einen  wahren  Glanzpunkt  für  Belgien  bilden  seine  Erziehungs- 
anstalten für  Jugendliche , hauptsächlich  die  beiden  Anstalten 
Becrnem  (für  verwaiste  und  verwahrloste  Mädchen)  und  Ruysselede 
(für  Knaben),  welche  den  Kongressisten  am  Samstag  den  11.  August 
unter  freundlicher  Führung  des  Herrn  Justizministers  Van  den  Heuvel 
und  des  Generalsekretärs  im  Justizministerium,  De  Latour,  gezeigt 
wurden.  Ein  Eisenbahn-Extrazug  brachte  die  Gesellschaft  am  alten 
Gent  vorbei  nach  der  Station  Beernem,  von  wo  einige.  Dutzend 
Zweispänner  die  weit  über  200  Mitglieder  zählende  Gesellschaft 
beim  schönsten  Wetter  nach  der  etwa  2 Kilometer  entfernten  An- 
stalt Bcemem  führten,  die  im  Jahre  1854  mit  40  verwahrlosten 
Mädchen  eröffnet  wurde  und  jetzt  etwa  230  zählt.  Einen  Teil  der- 
selben trafen  wir  in  der  Schule  für  wissenschaftlichen  Unterricht, 
andere  in  der  Arbeitsschule,  wieder  andere  im  Waschhaus  und  in 
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der  Küche  etc.  Alle  Lokalitäten  sind  sozusagen  neu,  höchst  zweck- 
mässig erstellt  und  eingerichtet  und  äusserst  sauber  und  reinlich 
gehalten.  Zur  Anstalt  gehören  60  Hektaren  Acker-  und  Wiesland. 
Nach  Besichtigung  der  Anstaltsräumlichkeiten  erfreuten  uns  die 
festtäglich,  aber  einfach  gekleideten  Mädchen  durch  ein  Vokal- 
konzert mit  Soli  und  Chören  in  lieblichster  Weise.  Der  feierlichen 
Stimmung,  in  welche  der  schöne  kindliche  Gesang  alle  Anwesen- 
den versetzt  hatte,  gab  der  Herr  Justizminister  in  herzlichen  Worten 
Ausdruck. 

Nach  einer  glänzenden  Bewirtung  fuhr  die  Gesellschaft  weiter 
nach  der  3 Kilometer  entfernten  Anstalt  Kuysselede,  wo  sie  von 
den  Zöglingen  unter  Klängen  der  trefflichen  Musik  militärisch  em- 
pfangen wurde.  Die  Anstalt  Kuysselede  ist  gross.  Sie  wurde  im 
April  1840  mit  40  Zöglingen  eröffnet.  Jetzt  zählt  sie  480  Zöglinge, 
darunter  auch  solche  unter  15  Jahren.  Die  Zöglinge  werden  haupt- 
sächlich mit  Land-  und  Gartenbau  beschäftigt.  Das  zu  bebauende 
und  zu  pflegende  Areal  beträgt  an  Acker-  und  Wiesland  und  Wald- 
boden 127  Hektaren.  Ein  kleinerer  Teil  der  Zöglinge  macht  seine 
Lehrzeit  in  der  Werkstatt  als  Schreiner,  Weber,  Küfer,  Wagner, 
Schmiede,  Schuster,  Schneider  und  Buchbinder.  Für  Schulunterricht 
(Primarstufe)  und  helle,  luftige  Schulzimmer  ist  aufs  beste  gesorgt. 
Die  Zöglinge  sehen  gesund  und  wohlgenährt  aus.  Sie  tragen  im 
Sommer  kleidsame , blaue  Blusen  und  weisse  Zwilchhosen.  Wir 
sahen  alle  in  den  Speisesälen,  je  zu  30  au  10  langen  Tischen.  Zu 
Ehren  des  Tages  erhielt  jeder  eine  Gamelle  Kartoffelgemüse,  eine 
Rauchwurst,  einen  Dessertwecken,  gefüllt  mit  Dürrobst  und  einen 
Becher  Bier. 

Die  Anstalt  besitzt  eine  eigene  Bäckerei.  Jeder  Zögling  erhält 
täglich  2 Kilos  (!)  Roggenbrot.  Neben  10  Badezeiten  dient  der 
Gesundheit  noch  ein  grosses  Schwimmbassin.  Als  Schlafstätten  besitzt 
die  Anstalt  4 grosse  Schlafsäle  zu  je  100  Betten  (zuviel!)  und  für 
Absonderung  der  bösgearteten,  auf  die  übrigen  Zöglinge  übel  ein- 
wirkenden Definierten  10  Einzelhaftzellen  (offenbar  zu  wenig!). 

Nach  Besichtigung  der  Anstalt  und  der  vortrefflich  besorgten 
Gemüse-,  Obst-  und  Blumengärten  wurden  die  Teilnehmer  zur 
Mittagstafel  geladen. 

Wir  haben  beim  Besuche  dieser  Anstalten,  sowie  bei  demjenigen 
der  belgischen  Strafanstalten,  wie  schon  bemerkt,  viel  Vortreffliches 
und  Musterhaftes  gesehen  und  manche  Anregung  erhalten.  Aber 
in  einem  Punkte  sind  wir,  wie  ebenfalls  früher  schon  angedeutet 
wurde,  nicht  einverstanden,  nämlich  mit  der  Grösse  der  Anstalten. 
Schlafsäle  mit  100  Betten  sind  in  sanitarischer  und  diseiplinarischer 
Hinsicht  offenbar  nicht  empfehlenswert,  und  Rettungs-  und  Zwangs- 
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erzielmngsanstalten  mit  400  und  mehr  Zöglingen  sind,  wenn  sie 
gedeihen  sollen,  schwierig  zu  leiten  und  absolut  nicht  geeignet  für 
den,  hauptsächlich  in  diesem  Alter,  so  notwendigen  individuellen 
Verkehr  der  Anstaltsbearaten  mit  den  Definierten.  Das  Individuum 
kommt  nicht  zur  (Geltung  und  kann  nicht  in  der  wünschenswerten 
Weise  besorgt  und  erzogen  werden.  Das  familiäre  Leben  und  seine 
Warme  gehen  ihm  ganz  verloren. 

Endlich  noch  ein  lobendes  Wort  über  die  gastfreundschaftliche 
Aufnahme,  welche  der  Kongress  in  höchst  dankenswerter  Weise  in 
Brüssel  gefunden  hat  ; denn  abgesehen  von  dem  soeben  geschilderten 
Ausflug  nach  Beemem  und  Ruysselede,  der  ganz  auf  Staatskosten 
ausgeführt  wurde,  wurden  den  Kongressteilnehmern  noch  zwei 
frohe,  gesellige  Abende  bereitet. 

Uervorzuheben  ist  die  lobenswerte  Neuerung,  dass  vom  Lokal- 
komitee, auf  Veranlassung  der  internationalen  Kommission,  von 
Banketten  Umgang  genommen  wurde,  so  dass  der  belgische  Staat 
nur  die  Kosten  des  Extrazuges  nach  Beemem  zu  tragen  hatte. 

Auf  ‘diese  Weise  können  die  kleinem  Staaten,  wie  z.  B.  die 
Schweiz,  auch  einmal  den  Kongress  empfangen.  Statt  zu  kostspieligen 
Banketten  lud  man  uns  zu  zwei  Abendunterhaltungen  ein. 

Am  13.  August  nachmittags  wurde  der  Kongress  nach  Er- 
ledigung der  letzten  Geschäfte  geschlossen.  Nach  Anhörung  mehrerer 
Berichte  aus  den  Schlusssitzungen  der  Sektionen  und  Festsetzung 
der  bezüglichen  Resolutionen  gab  der  Chef  der  russischen  Delegation, 
Staatsrat  A.  Salomon,  noch  einen  interessanten  Bericht  Uber  das 
neue  russische  Strafgesetz,  das  der  Zar  durch  einen  Ukas  vom 
12.  und  25.  Juni  1.  J.  promulgieren  liess.  Er  schloss  denselben  mit 
folgenden  denkwürdigen  Worten  : „Das  Mittelalter  hat  Russland 
drei  Vermächtnisse  hinterlassen  : die  Tortur,  die  Knute  und  die 
Deportation.  Das  achtzehnte  Jahrhundert  hat  die  Tortur,  das  neun- 
zehnte die  Knute  ubgeschnfft  und  der  erste  Tag  des  zwanzigsten 
Jahrhunderts  wird  der  letzte  des  auf  Deportation  basierenden 
Strafsystems  sein.“ 

In  seinem  Schlussworte  erteilte  der  Präsident  des  Kongresses, 
F.  De  Latour,  den  Kongressteilnehmern  ein  gutes  Zeugnis.  „Ihr 
könnt  fröhlich  und  stolz  heimkehren  und  mit  dem  Bewusstsein,  Eure 
Pflicht  „nobel“  erfüllt  zu  haben.“  Er  dankte  hierauf  denselben  für 
ihre  Ausdauer  bei  der  Arbeit,  sodann  den  Sektionsvorständen  und 
den  verschiedenen  Präsidenten  der  Generalversammlung  für  ihre  um- 
sichtige Geschäftsleitung,  ferner  den  Referenten,  welche  den  Kongress 
mit  Arbeiten  so  reichlich  bedacht  hatten,  endlich  dem  General- 
sekretariat, das  während  des  Kongresses  ein  tägliches  Bulletin  her- 
ausgab. Vor  allen  aber  dankte  er,  von  allgemeinem  Beifall  begleitet, 
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dem  bescheidenen  Herrn  Generalsekretär  Dr.  Gnillamnc  für  seine 
allseitigen,  so  erfolgreichen  Bemühungen. 

Der  nächste  Kongress  findet  im  Jahre  1905  unter  dem  Präsi- 
dium des  Herrn  Justizrat  Rikl  de  Bellye  in  Budapest  statt,  der 
andernächste  wird  im  Jahre  1910  wahrscheinlich  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  abgehalten  werden. 

Die  Delegierten  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  schlossen 
ihren  Bericht  an  den  hohen  Bundesrat  mit  folgenden 

Postulat  en  : 

1.  Das  neue  schweizerische  Strafrecht  soll  gegen  die  Recidivisten, 
namentlich  die  vielfachen,  im  Sinne  der  unbestimmten  Strafdauer 
strengere  Massnahmen  aufstellen. 

2.  Ebenso  sollte  es  Bestimmungen  aufnehmen,  die  dem  immer 
mehr  um  sich  greifenden,  so  viele  Übertretungen,  Vergehen  und 
Verbrechen  einleitenden  Alkoholismus  energisch  entgegenwirken. 
Der  Vorentwurf  enthält  solche  Bestimmungen. 

3.  Der  Bund  soll  den  Kantonen  bei  Errichtung  von  Straf-, 
Arbeite-  und  Besserungsanstalten  nur  dann  Beiträge,  ausrichten,  wenn 
sie  für  einen  rationellen  Strafvollzug  und  nach  den  Grundsätzen 
der  neuern  Hygieine  eingerichtet  werden,  und  wenn  sie  die  Einzel- 
haft der  Definierten  wenigstens  zur  Ruhezeit,  also  in  Nachtzellcn, 
ermöglichen  und  anstreben. 

4.  Anstalten  zum  Schutze  verwahrloster  Kinder  und  für  jugend- 
liche Verbrecher,  an  deren  Errichtung,  Einrichtung  und  Führung 
der  Bund  sich  beteiligt,  sollen  nicht  grösser  werden,  als  dass  darin 
ein  individueller,  familiärer  Verkehr  der  Vorsteherschaft  mit  den 
Zöglingen  noch  möglich  ist. 
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Sollen  Inländer  ausgeliefert  werden? 

■ Bericht 

für 

den  VI.  internationalen  Gefängniskongress  zu  Brüssel,  1900 

(I.  Sektion,  2.  Frage) 
erstattet  von 

Professor  Emil  Zürcher  in  Zürich. 


Die  Auslieferung  der  Nationalen  und  der  Verzieht  auf  die 
entgegengesetzte  Klausel  in  den  Auslieferungsvertritgen  gilt  als  eine 
Forderung  wirksamer  Strafverfolgung.  Wir  möchten  indessen  mit 
einigen  kurzen  Ausführungen  nach  weisen,  dass  es  richtig  und  zweck- 
mässig ist.  wenn  die  Verträge  dem  requirierten  Staate  das  Recht 
geben,  die  Auslieferung  seiner  Angehörigen  zu  verweigern.  Dabei 
setzen  wir  allerdings  voraus,  dass  der  Heiinatsstaat  alsdann  die 
Strafverfolgung  betreibe  und  die  Beurteilung  übernehme. 

Der  erste  Grund  ist  die  Idee  des  Vaterlandes.  Es  ist  ein 
grosser  und  schöner  Gedanke,  dass  jedermann  ein  Vaterland  hat, 
in  das  er  zurückkehren  kann,  wenn  er  überall  sonst  verstossen 
worden  wäre  : dass  er  einem  Staate  angehört,  der  ihn  zu  schützen 
vermag  — nicht  immer,  wenn  er  im  Auslande  wohnt  — aber  doch 
stets,  wenn  er  sieh  in  sein  Land  geflüchtet  hat.  Man  wird  ein- 
wenden, dass  es  übel  angebracht  ist,  gerade  den  Verbrechern  die 
Zuneigung  zum  Vaterlande  beibringen  zu  wollen.  Aber  in  den 
meisten  Fällen  handelt  es  sich  noch  gar  nicht  um  verurteilte  Ver- 
brecher, sondern  lediglich  um  Angeschuldigte,  deren  Schuld  noch 
keineswegs  feststeht.  Es  soll  auch  nicht  etwa  der  Verbrecher  der 
Strafe  entzogen  werden,  es  soll  die  Nichtauslieferung  nur  ein  Recht 
des  Staates,  nicht  ein  Individualrecht  des  Bürgers  sein;  der  Ileimats- 
staat  entscheidet,  ob  er  ausliefern  oder  den  Strafprozess  selber 
durchführen  will:  im  einen  wie  im  andern  Falle  übt  er  seine  oberste 
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Gerichtsgewalt  aus.  Aber  der  Staat  soll  sich  nicht  verpflichten, 
auf  erstes  Begehren  seine  Bürger  dem  Auslande  auszuliefern. 

Die  Nichtauslieferung  der  Nationalen  ist  sodann  begründet 
worden  mit  tiefem  Differenzen  in  den  politischen,  socialen  und 
moralischen  Anschauungen  von  Land  zu  Land,  von  Staat  zu  Staat. 
Gewiss  hat  die  geschichtliche  Entwicklung  die,  civilisierten  Völker 
einander  näher  gebracht,  als  sie  sich  je  vordem  gestanden  haben. 
Aber  Unterschiede  sind  geblieben.  Wir  schliessen  das  politische 
Verbrechen  ganz  aus  dieser  Betrachtung  ans,  es  bleiben  noch  andere 
Differenzen , nennen  wir  nur  die  verschiedene  Stellung  der  Staaten 
zur  Frage  der  Todesstrafe.  Und  gerade  in  unseren  Tagen  <jes 
Zusammenschlusses  der  Völker  zu  gemeinsamer  Kulturarbeit  machen 
sich  mächtige  Unterströmungen  in  entgegengesetzter  Richtung  geltend, 
Fremdenhass,  Antisemitismus.  Solche  Strömungen  können  sich  aber 
auch,  es  fehlt  leider  nicht  an  Beispielen,  in  einzelnen  Gegenden 
der  Geschwornen-  und  Schöffengerichte  bemächtigen.  Darf  man 
einem  Staate  zumuten,  seine  Angehörigen  solchen  Gerichten  aus- 
zuliefern, während  er  willens  und  im  stände  ist,  einen  unpartei- 
ischen Richter  zu  stellen  V Das  Vorhandensein  solcher  Differenzen 
hat  schon  gelegentlich  Kulturvölker  davon  abgehalten,  durch  Aus- 
lieferungsverträge sich  gegenseitig  zu  binden.  Die  Ausdehnung 
der  Auslieferungspflicht  auf  die  Nationalen  würde  diese  Bedenken 
erheblich  verstärken,  der  Vorbehalt  schwächt  sic  und  ist  daher  der 
Neigung  zu  vertraglichen  Übereinkommen  günstig. 

Dazu  kommen  praktische  Erwägungen.  Die  Auslieferung  ist 
oft  eine  recht  kostspielige  Sache;  es  ist  daher  schon  die  Anregung 
gemacht  worden,  die  Auslieferung  ratione  distanciæ  einzuschränken, 
und  thatsächlich  verzichtet  ott  der  ersuchende  Staat  auf  die  Aus- 
lieferung im  Hinblick  auf  die  übermässigen  Kosten.  Setzen  wir 
an  die  Stelle  der  Auslieferungspflicht  die  Verpflichtung  zur  Straf- 
verfolgung im  Zufluchtsstaate,  so  vermindern  wir  damit  die  Fälle 
der  Straflosigkeit  des  Verbrechens.  Weit  davon  entfernt,  in  der 
Nichtauslieferung  der  Nationalen  stets  eine  Beeinträchtigung  der 
Strafrechtspflege  zu  erblicken,  sehen  wir  in  der  entsprechenden 
Verpflichtung  der  Strafverfolgung  durch  den  Heimatsstaat  eine  För- 
derung derselben.  Wir  möchten  geradezu  die  Anregung  machen, 
in  den  Verträgen  zwischen  entfernt  liegenden  Staaten,  etwa  solchen, 
die  durch  Oceane  getrennt  sind,  in  weiterem  Umfange  die  Möglich- 
keit der  Strafverfolgung  durch  den  ersuchten  Staat  vorzusehen. 

Wer  den  Verzicht  auf  die  Klausel  der  Nichtauslieferung  von 
Nationalen  befürwortet,  versäumt  nie,  darauf  hinzuweisen,  dass  im 
ersuchenden  Staate  das  Verbrechen  begangen  worden,  dass  dort 
die  Zeugen  der  Timt  sich  befinden,  dort  die  Gegenstände  des  Augen- 
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Scheins  und  die  übrigen  Wahrzeichen  des  Verbrechens  liegen  und 
dass  es  daher  nur  noch  der  Übersendung  des  Angeschuldigten 
bedürfe,  um  alle  Grundlagen  einer  sichern  Beurteilung  bei  einander 
zu  haben.  Trifft  dieser  Grund  überall  zuV  Gewiss  nicht.  Vor 
allem  nicht  hei  den  Distanz  verbrechen,  begangen  mit  Hülfe  der 
Post,  des  elektrischen  Drahtes  u.  dergl.  Die  wenigstens  in  der 
deutschen  Rechtswissenschaft  herrschende  Theorie  versetzt  den  Ort 
der  Begehung  dahin,  wo  die  verbrecherische  Handlung  ihre  Wir- 
kungen entfaltet  hat.  Die  Überführung  des  Thäters  wird  aber  an 
dem  Orte  am  leichtesten  vor  sich  gehen,  von  wo  aus  der  Thilter 
gehandelt  hat,  und  dieser  Ort  wird  regelmässig  im  ersuchten  Staate 
liegen.  Dann  die  Hochstapler  und  internationalen  Verbrecher- 
banden.  Wenn  solche  Verbrecher  im  Heimatsstaate  ergriffen  und 
vom  einheimischen  Richter  beurteilt  werden,  so  ist  das  ein  Gewinn 
für  die  wirksame  Strafverfolgung.  Der  Richter  wird  regelmässig 
diese  Leute  kennen,  bei  ihm  ist  der  natürliche  Sammelpunkt  für 
die  Strafanzeigen,  die  in  einer  Mehrzahl  von  Ländern  gegen  diese 
Leute  erhoben  wurden.  Wir  wollen  nicht  weitere  EinzelfHlle  her- 
beiziehen,  es  genügt,  gezeigt  zu  haben,  dass  es  recht  viele  Fälle 
geben  kann,  in  denen  die  Nichtauslieferung  wirklich  von  Vorteil 
für  die  Erforschung  der  Wahrheit  ist. 

Endlich  die  Bestrafung  des  schuldig  Befundenen.  Wir  haben 
bereits  angedcutet,  dass,  wenigstens  in  einer  Mehrzahl  von  Fällen, 
der  heimatliche  Richter  das  zu  behandelnde  Individuum  am  besten 
kennt  und  daher  auch  am  ehesten  in  der  Lage  ist,  die  wirksam- 
sten Rcpressivmassregeln  auszufülleu.  Noch  ein  Hinweis  sei  ge- 
stattet. Die  schweizerischen  Strafgesetzgebungen  kennen  in  weiterem 
Umfange  die  Strafe  der  Landesverweisung  gegenüber  Ausländern 
als  Haupt-  oder  Neben  strafe,  in  einzelnen  Gesetzen  mit  der  aus- 
drücklichen Bestimmung,  dass  sie  ganz  oder  teilweise  an  Stelle 
der  Freiheitsstrafe  treten  könne.  Das  deutsche  Reichsstrafgesetz- 
buch liât  die  Landesverweisung  gegen  Ausländer  als  Nachstrafe 
aufgenommen  39,  284,  361,  362).  Es  ist  auch  das  ein  Moment, 
die  Beurteilung  eines  Verbrechers  durch  den  heimatlichen  Richter 
zu  begünstigen. 

Wir  schliessen  mit  folgenden  Sätzen  : 

1.  Die  Staaten  sollten  auf  das  Recht,  die  Auslieferung  der 
Nationalen  zu  verweigern,  nicht  verzichten. 

2.  Dagegen  sollten  sie  sich  für  den  Fall  der  Xichtauslieferung 
verpflichten,  die  Strafverfolgung  durch  ihre  Beamten  und  Gerichte 
zu  übernehmen. 

3.  Das  Recht  des  ersuchten  Staates,  die  Strafverfolgung  zu 
übernehmen,  könnte  noch  auf  weitere  Fälle  ausgedehnt  werden. 
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4.  Der  Auslieferungsriehter  soll  sieh  hei  seiner  Entscheidung, 
ob  auszuliefern  oder  die  Beurteilung  durch  den  eigenen  Staat  zu 
übernehmen  sei,  vor  allem  durch  das  Interesse  einer  gerechten  und 
wirksamen  Strafverfolgung  leiten  lassen. 

5.  Die  Staaten  haben  ihre  Gesetzgebung  dahin  einzurichten, 
dass  sowohl  das  Anwendungsgebiet  des  Strafgesetzbuches  auf  Ver- 
brechen der  Nationalen  im  Auslande  ausgedehnt  als  auch  im  Prozess- 
gesetz  ein  Gerichtsstand  für  solche  Fülle  geschaffen  wird. 
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Aktenstücke  zur  frühem  Kriminaljustiz  im  Aargau. 

Zweite  Folge'). 

Von 

Dr.  jur.  Walther  Merz  in  Aarau. 


I.  Sühne  um  fahrlässige  Tötung. 

/.  1411,  1!*.  II.  (donrstag  vor  der  phaffen  vusnaeht). 

Welty  von  Lieli,  Jennis  von  Liele  von  Obernwile  elicher  sun, 
(urk.)  erkliirt:  alz  mir  leider  ein  torheit  schädlich  vnd  verdorben- 
lich  begägnet  ist  gegen  Ilenslin,  Heinis  Hägers  von  Obernwile, 
mines  lieben  öchens,  dem  got  gnädig  sye,  elicher  sun,  in  söllicher 
mäß,  dz  ich  in  keiner  schädlicher  nicinung  ein  hültzin  armbrost 
gegen  im  warf,  nit  dz  ich  inn  begerte  dheins  wegs  schadgen  an 
sinem  üb  oder  leben,  der  selb  wnrf  oueh  an  ein  wand  geriet  vnd 
an  dem  widerschnall  den  selben  minen  lieben  öchen  rürt  in  söllicher 
mäß,  dz  er  dez  leider  von  tod  abgangen  ist,  von  dez  wegen  oueh 
der  from  wis  Pentelly  Hrunner,  schultheis  ze  Breingarten,  vogt  dez 
Fryenampts,  zu  der  selben  statt  Breingarten  banden,  dero  oueh  dz 
selb  Fryarapt  ietz  ist,  von  enpfelchens  wegen  der  ....  hertzogen 
von  Österrich  vnd  vmb  die  selben  such  ze  richten  hand,  mit  sinon 
vndcrfôgten  dnselbs  ze  Obernwile,  da  oueh  der  schad  beschechen 
ist,  ein  Wortzeichen,  dar  inne  der  tod  lichäm  leben  vnd  tod  wz, 
gevordret  hand  nach  dez  selben  Fryenampts  vmb  söllich  Sachen 
recht,  dz  selb  Wortzeichen  inen  oueh  nach  recht  daselbs  ze  Obern- 
wile vor  offem  gericht  ingeantwürt  wart,  dar  ab  ze  richten  vf 
den  lantagen  vf  dem  land  vnd  vif  den  riehtstetton,  alz  sich  donne 
dz  höuseht  vnd  alz  dz  von  alters  har  körnen  ist.  Da  aber  Hensly 
Hager  der  erbornon  früntschaft  vnd  sibschaft  wegen  von  der  klag 
gelässen  hat,  gelobt  der  Tltter,  Schultheiß  und  Kat  zu  Breingarten 
vmb  den  todsehlag  abzelegende,  als  ob  die  Gerichte  darüber 
ergangen  wären. 

Siegler:  Jkr.  Eberhart  Stagel,  Twingherr  zu  Oberwil;  S.  h. 

Original  im  Stadtarchiv  Breingarten. 


’)  Vgl.  diese  Zeitschrift,  XI,  .‘171  390. 
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II.  Urfehden  wegen  verschiedener  Delikte. 

2.  1406,  1.  VII.  Ötli  Sehürch  ein  gögler,  der  in  Arau  gefangen 
worden,  weil  er  vnrecht  geogt  würfe!  hatte,  schwört  Urfehde,  nach- 
dem er  auf  Bitte  seiner  Herren  Graf  Berehtoid  und  Graf  Egen  von 
Kiburg  freigelassen  worden. 

Siegler:  Gr.  Egen  von  Kiburg.  S.  h. 

Stadtarchiv  Aarau  : Urkunde  270. 

H.  1406.  Es  ist  ze  wüssend,  alz  die  bürgere  ze  Aröw  Küd. 
Züllin  gefangen  hatten  von  des  wegen,  dz  er  Jennin  Hasen  ein 
ingesigel  geinachet  hätt  vnd  da  mitte  einen  brieff  besigelt  wider 
sinen  willen  vnd  än  sin  wüssent,  dz  er  da  von  der  selben  gefangen- 
schuft  wegen  ein  gautz  vest  vrfech  geswom  hat  vnd  soi  by  dem 
selben  eyd  gen  Aröw  vff  der  burger  gnäd  niemer  mer  körnen 
für  dise  naehgeschriben  zil  in,  das  ist  hie  disshalb  Aren  für  Wos- 
sehnöw  vnd  dess  hin  vmb  für  den  Tistelberg  vnd  den  Gönrein  hin 
in  vnd  des  hin  ab  nienert  vber  «lie  Suren  hin  in,  vnd  enlialb  Aren 
nit  für  das  Ranbrügli  nach  für  den  Bettenrein  hin  in. 

Stadtarchiv  Aarau:  Ratsmanual  23,  fol.  32. 

4.  1411,  ti.  III.  (fritag  nach  der  alten  vasnacht). 

Vor  Pentelli  Brunner,  Schultheiß  zu  Bremgarten,  (urk.)  der 
zu  Bremgarten  in  der  Stadt  an  offener  freier  Straße  im  Namen 
der  Herzoge  von  Österreich  zu  Gericht  sitzt,  bekennt  Hensli  Angelt, 
dz  er  sich  leyder  an  sinen  erren  swarlich  vberseehen  hab  vnd 
vnsern  ingesessnen  bürgern  vnd  burgerin  ir  schlos  vffgebrochen 
hab  bi  nacht  vnd  by  nebel  vnd  hab  vss  ir  hüssren  vnd  ir  schlossen 
genomen  dieplich  vnd  verstoln  hingefiirt,  vnd  dz  öch  die  selben 
düpstal  die  fronten  wissen  schulthcissen  vnd  rät  ze  Bremgarten 
hinder  im  in  sinem  hus  alz  in  einer  hussuche  fundeu  haut  an  den 
stetten,  da  ich  die  selben  düpstal  hin  verborgen  hat,  der  selben 
düpstal  wz  xviij  guldiu  an  Pfennigen  vnd  an  gold  ; er  schwört 
nun  Urfehde  und  gelobt,  über  Rin  vss  zu  ziehen,  alzo  dz  er  by 
vj  millen  vnser  statt  nieinerme  genach[enj  soi. 

Siegler:  d.  Urk.  und  Jkr.  Cüntzman  von  Sengen,  S.  hgn. 

Original  im  Stadtarchiv  Bremgarten. 

5.  1411,  li.  III.  (fritag  nach  der  alten  vasnach). 

Vor  Pentelli  Brunner,  Schultheiß  zu  Bremgarten,  (urk.)  und 
dem  Gericht  daselbst  schwört  Anna  von  Zaburn  mit  ihrem  Vogt 
Bertschin  Tetsch,  da  sie  zü  Henslin  Angelt  husheblich  gestossen 
und  bi  im  etwa  vil  zitzs  gesin  wer,  in  dem  selben  zit  sich  aber 
leider  gefugt  habe,  dz  der  selb  Hensli  Angelt  solieh  vnerlich  gichtig 
sachen  getan  hab,  den  litten  dz  ira  enpfrômdet  an  recht  vnd  iH 
dieplichen  sachen,  das  sie  wol  gemerkt,  aber  verschwiegen,  bis  es 
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sonst  offenbar  worden,  worauf  sie  gefangen  gesetzt  wurde,  Urfehde 
und  gelobt,  Bremgarten  bis  auf  vier  Meilen  im  Umkreis  zu  meiden. 

Siegler:  wie  bei  Nr.  -i. 

Original  im  Stadtarchiv  Bremgarten. 

f>.  1412,  11.  VII.  (mentag  vor  s.  Margivthen  tag). 

Bely  Dietschis,  Ernis  Sehwanders  elicbe  fr&w,  (urk.)  erklärt  : 
alz  ich  etlich  garn  verlor  vnd  dar  vmb  zwifelt  vff  Labalmrlis  wib, 
dz  sy  mir  dz  verstoln  bette,  vnd  vf  dz  stein  in  ein  für  geleit, 
iro  einen  sunderlich,  da  ich  oueli  gesprochen  han,  dz  der  selb  stein 
susette  vnd  die  andern  nit,  dar  vmb  ich  ze  Bremgarten  für  recht 
gcstclt  wart  vnd  mit  vrteil  vnd  recht  vf  mich  fiel,  dz  ich  in  iro 
füsstapffen  stän  sölte  vnd  ze  glicher  wise  liden,  alz  die  selb  Laba- 
liürlin  liden  inüste,  ob  sy  dz  garn  verstoln  bette,  wand  ich  die 
sach  vnd  den  zig  nit  kuntlich  gemachen  mocht,  da  habe  sie  Schult- 
heiß und  Kat  zu  Bremgarten  um  Gnade  gebeten  und  schwöre  nun 
Urfehde  und  gelobe,  über  Rin  zegändo  vnd  niemerme  herüber  ze. 
körnende,  e ich  zwo  mardi  Silbers  oder  für  ie  die  mardi  sechs 
pfunt  Pfennigen  genger  stebler  lnüntz  ze.  Ergöw  scliik  in  die  statt 
Bremgarten.  dem  ein  mark  gehört  ze  gebende  dem  rät  in  sinen 
gewalt  zu  gemeiner  statt  banden  vnd  die  ander  mark  Rüdölffen 
Lnndamman  dem  schulthcisscn  von  miner  gnädigen  herschaft 
wegen  ; werden  die  2 M.  S.  bezahlt,  so  muss  Bely  Dietschis  dennoch 
Bremgarten  ein  gantz  mil  wegs  all  vm  vnd  vmb  meiden. 

Siegler:  Jkr.  Cüntzman  von  Sengen,  8.  h. 

Original  im  Stadtarchiv  Bremgarten. 

7.  1412,  ö.  XI.  (samstag  nach  aller  heyligen  tag). 

Vor  Rüdolf  Luudammnn,  Schultheiß  zu  Bremgarten,  (.urk.)  der 
daselbst  an  offener  freier  Straße  an  Statt  der  Herzoge  von  Österreich 
zu  Gericht  sitzt,  erklärt  Rudi  Zaler  von  sant  Stephan  im  Sibental, 
nachdem  er  geschworen,  das  er  also  hies  Rudi  vom  toffnamen 
vnd  Zaler  von  einem  vatter  vnd  Erb  ze  vbemamen,  dass  er  auf 
dem  Jahrmarkt  Symonis  et  Jude  einem  Kaufmann  das  sin  ab- 
betrogen bette  vnd  sich  genempt  bette  Iloltzaeh  von  Switz  vnd 
Sch  das  verbrieftet  vnd  gebetten  versiglet,  vnd  öch  dcz  offcnlich 
in  gericht  gichtig  was  vnd  da  mit  offenen  falsch  getriben,  vnd 
als  sich  der  falsch  offenlieh  erfant,  hette  er  geret  offenlich  den 
lüten  dar  vmb  übel  ze  tunn,  weshalb  er  gefangen  worden;  er 
schwört  nun  Urfehde  und  gelobt,  die  Stadt  Bremgarten  bis  auf 
5 Meilen  zu  meiden. 

Siegler:  d.  Urk.  und  Jkr.  Cüntzman  von  Sengen,  S.  b. 

Original  im  Stadtarchiv  Bremgarten. 
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8.  1426,  17.  IV.  (mitwuchen  nach  dem  suntag  misericordia 
domini). 

Vor  Rudolf  Lnndamman,  Schultheiß  zu  Bremgarten,  und  dem 
Rat  (urkk.)  schwört  Werna  Knut  von  Hirslanden,  der  von  Herman 
Knaber  fälschlich  ausgesagt  hatte,  dieser  wolle  die  Zürcher  swar- 
licli  schadgen  vnd  verbrönnen,  nachdem  er  statt  des  verschuldeten 
Todes  „bescheidenlich  gesehwempt“  worden,  Urfehde  und  gelobt, 
über  die  Wasser  Rin  vnd  Arr  niemenne  vszekomen  ewenklich, 
aber  auch  der  Stadt  Bremgarten  nie  mehr  zu  nahen  als  auf  eine 
Meile.  Letzteres  gilt  auch  für  Eis  Hirtin,  dez  Brunnen  elichi  fröw, 
die  Werna  Krut  vil  iaren  husheblich  vnd  vnelich  gehebt  hat. 

Siegler:  der  Schultheiß,  S.  h. 

Original  im  Stadtarchiv  Bremgarten. 

9.  1501,  20.  II.  (samstag  vor  s.  Mathiß  tag). 

Martin  Tischmacher  seßhaft  zu  Arow  schwört  Urfehde  wegen 
eines  Totschlags,  nachdem  ihm  durch  bitt  willen  einer  gemeiner 
briesterschaft,  euch  der  schwanger  vnd  anderer  ersammen  lieben 
frowen,  oueli  ander  biderberd  (!)  lut  edel  vnd  vncdel,  geistlich  vnd 
weltlich,  Gnade  erteilt  worden. 

Stadtarchiv  Aarau  : Urfehden. 

10.  1502,  12.  VII.  (zistag  vor  s.  Alexiuß  tag). 

Ich  Adelheit  Goßsowerin  der  zit  wonhaft  zü  Arow  bekenn 
vnd  toun  kund  mit  disem  brief  als  von  des  horten  schweren  lümden 
wegen  der  hexery,  dar  in  ich  so  treft'enlicli  verschreyt  waß  vnd 
ouch  gar  luter  durch  biderb  lût  von  mir  vs  fünd  worden,  das  ich 
den  luten  getröuwt  liab,  inen  ein  letzy  zu  geben  vnd  inen  zü 
tound,  das  sy  ir  liend  ob  den  höupteren  möchten  züsamen  schlachen, 
vnd  nach  sölichen  minen  tröiw  Worten  biderb  lut  vnd  biderben 
lütcn  kind  gelempt  worden  sind,  vnd  das  ich  ouc.h  ein  frorne  frow 
gelert  hab,  ein  ey  in  ir  häl  in  das  für  zü  henken  vnd  das  dar 
in  lassen  verbrünnen,  so  lägen  ire  höuner  ganz  geschalete  eyer, 
ouch  so  syg  sy  vf  ein  zit  mit  ir  tochter  vneis  worden,  do  hab 
ir  tochter  zü  ir  geret:  du  bist  ein  hex,  do  hab  sy  zü  ir  wider 
vmb  geret  : bin  ich  eime  (!),  so  bist  du  ouch  eine,  dann  du  kanst 
so  vil  mit  als  ich  ; dar  vmb  ich  in  miner  genedigen  herren  von 
Arow  gevengniß  körnen  bin  vnd  mit  mir  gehandlet,  als  sich  dan 
mit  einer  sölichen  versclireyten  frowen  gebürt  zü  handlen,  vnd 
aber  mich  da  zü  keiner  vergicht  band  mögen  bringen  vnd  mich 

vf  diß  nach  geschriben  vrveeli  vs  ir  gevengniß  gelassen ; 

sie  schwört  nun  Urfehde  nach  üblicher  Form. 

Siegler:  Jkr.  Gangolf  Trüllerei. 

Original  Papier,  am  rechten  Rand  defekt,  im  Stadtarchiv  Aarau: 
Urkunde  037. 
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11.  1504,  17.  IV,  fmithwuch  nach  suutag  quasimodo). 

Vlrich  Thumhuscr  seshaft  zu  Arow  schwört  Urfehde,  vrah  das 

ich  vf  dem  spil  mit  grid  vnd  vngräd  machen  falsch  vnd  vnrecht- 
lich  ze  machen  erfunden  bin  vnd  besunders  das  ich  mit  Erhärten 
Hundly,  burger  zu  Arow,  gemacht  hab  vnd  allweg  ein  pfennig 
zwüschend  minen  fingeren  verschlagen  hab,  dar  mit  vnd  ich  allwäg 
grad  vnd  vngrad  hab  können  machen. 

Stadtarchiv  Aarau:  Urfehden. 

111.  Folter-  und  Strafmittel. 

12.  1405,  27.  VII. 

In  Aarau  wird  ein  Dieb  gefangen  und  in  den  diepstok  ge- 
schlagen. 

Stadtarchiv  Aarau:  Urkunde  2t>2. 

13.  1542,  18.  VIII.  (fritags  vor  Bartolomoy). 

Vorgicht  Jost  Peyere  von  Vdernam  by  Altzen  in  des  Pfaltz- 
gratien  land,  der  einer  „Brönner“ -Bande  nngehörte.  Disen  armen 
möntschen  habend  min  hemm  die  bttrger  vflf  zinstag  naeh  Verene 
(5.  IX.)  mit  dem  rad  richten  laßen  vnd  ein  brand  vif  das  rad 
gestecket. 

Stadtarchiv  Aarau:  Ratsmanual  2fi,  fol.  135. 

14.  Thoman  Kauffman  von  Zufttkon  ist  den  23.  Febr:  a°.  1023 
vß  argwon  inzogen  vnd  examiniert  worden  vnd  über  syn  bekant- 
nuß  dem  herren  landvogten  ttberschikt  worden.  Diser  ist  gehn 
Baden  gfücrt,  fürgstelt  vnd  zum  strängen  verurtheilt  worden.  Aber 
die  landuogtin,  herren  Hans  Caspar  im  Ilootfs  frouw  von  Vri,  hat 
dem  henker,  als  er  dem  Thoma  die  hend  vif  den  ruggen  banden, 
den  strickh  abghauwen,  hiemit  das  leben  geschenkt. 

Stadtarchiv  Bremgarten:  Verzeichnuß  vnd  vßzüg  vß  den  tlillru 
bttechern  zogen,  was  zuo  Ruodolfstettcn,  Vnder-Bërken  vnd  Zufiikon, 
als  in  der  hochheit  der  grafsehaft  Baden,  für  malefitzischen  per- 
sohnen  sind  befanget  vnd  noch  dero  alhiesigen  beyclitigung  den 
herren  landvögten  sind  Uberschlkt  worden. 

15.  1632,  12./22.  V. 

Anna  Ilunziker,  die  vnverschampte  Dirnen,  bekennt  vor  Chor- 
gericht zu  Arau,  dass  sie  zu  Zofingen  am  Halseisen  gestanden,  zu 
Lenzburg  mit  Ruten  ausgestrichen  worden  und  zu  Olten  den  Laster- 
stein habe  küssen  müssen. 

Stadlarchiv  Aarau:  Ratsmanual  3!b 

16.  1648,  7./17.  VI. 

Der  Rat  zu  Arau  erkennt,  dass  eine  des  Brandstiftungsversuches 
angeschuldigte  Weibsperson,  nachdem  sich  erfunden,  dass  sie  nicht 
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schwanger  ist,  „in  die  strecki“  geführt  werde  „vnd  dan  dümlen, 
vff  einem  dumen“. 

Daselbst  : Ratsmanual  4t». 

17.  1639,  28.  IX. /8.  X. 

Wegen  Diebstahls  wird  in  Arau  Foelix  Breitinger  der  Beck  von 
Syssach  vß  dem  Baselgepict  verhaftet;  er  bekennt  mit  und  ohne 
Marter  eine  Reihe  Diebstähle,  z.  B.  von  Schafen,  die  geschlachtet 
wurden,  item  ein  pflüg  plünderet,  das  sech,  wegysen  vnd  ein 
zolmring  genommen  vnd  verkauft;  ferner  stahl  er  mit  einem  Ge- 
spanen Pferde,  um  sie  in  Zurzach  zu  verkaufen,  wurde  aber  nach 
Baden  geführt,  gemartert  und  mit  Ruten  ausgehauen,  während 
sein  Genosse  ins  Halseisen  kam  ; da  dannen  sige  er  nach  Schaff- 
husen kommen  vnd  einem  herm  houptman  Soldaten  dinget,  von 
jedem  ein  taler  bekommen,  hiernach  sich  nach  der  statt  Zürich 
zü  dem  rößlin  verfliegt,  mit  sinem  gspanen  in  die  Ziegelhütten 
begeben,  aida  3 hauwen,  1 spannstrick,  1 wagenkettenen,  1 wusch- 
seil  genommen,  item  ein  kettenen  an  einem  sagbaum  nemen  wollen, 
darob  verjagt,  durch  das  waßer  entrannen,  morgens  gefangen, 
reuerenter  in  den  Leiißthurn,  hernach  in  Wellenberg  geführt,  exa- 
miniert vnd  mit  dem  eyd  verwysen  worden.  Hierauf  sige  er  nach 
Arouw  kommen,  wo  er  einen  Wagen  seines  Eisenwerks  beraubt 
und  Ketten  und  dergleichen  entwendet;  zü  Syßach  habe  er  mit 
hilf  etlicher  buwren  spanische  Soldaten  vfgehalten  vnd  plünderen 
helfen;  weiter  müeße  er  bekhennen,  ob  glich  wol  er  anzeigt  habe, 
heig  kein  frfouw]  nie  ghan,  so  sige  es  doch  wahr,  habe  noch  ein 
kind,  welches  by  sinem  ersten  schecher  (!)  vnd  schwiger  wohne, 
vnd  dißmahlen  ein  andere,  welche  groß  lybs  vnd  hr.  Nico:  Agri- 
colae.  prädicanten  zü  Buuß,  tochter  mit  namen  Angnes  heiße,  wann 
er  ihren  geuolget,  nit  in  sülche  leidige  mißtbaten  gerathen  noch 
gfallen  wäre.  Dann  habe  er  ul  1 hie  zü  dem  Adlerwirth  geredt,  wann 
er  ein  stuck  vycli  brechte,  ob  er  im  es  abkonfen  wollte,  antwortete, 
dißmalcn  nit,  aber  wann  er  metzgen  werde,  wolle  er  reuerenter 
ein  nößlin  vnder  die  wtirst  zu  hacken  koufen.  Endlich  gesteht  er 
auch,  zu  Möhlin  einen  etwa  13jährigen  Knaben,  der  auf  einer 
braunen  Stute  ritt,  mit  seinem  Genossen  erschlagen  zu  haben,  um 
des  Pferdes  sich  zu  bemächtigen. 

Sententia:  vff  welliche  sin  Foelix  Breitingers  gethaue  bekhant- 
nuß  begangner  diebstählen,  mißhundlung  vnd  mordthat,  so  er  wider 
0.  vnd  8.  gebott  gottc-s  des  allerhöchsten,  ouch  der  cristenlichen 
liehe  vnd  nebentmöntsehen  zuwider  leider  verfehlt  vnd  begangen, 
was  nun  vor  vnd  abgelüseu,  sölliches  alles  gethan  habe,  an  der 
mnrter  bekhent  vnd  daraf  verharret,  so  habend  myn  hoch:  hm. 
Schultheiß,  rhät  vnd  bürgere  Imruf  mit  der  mehreren  stym  erkhent. 
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daß  gegenwärtige  arme  vbelthfttige  persohn  rar.  Hansen  dem  nach- 
richter  übergeben,  welcher  ine  gebunden  vf  die  schleipfen  nach 
der  g’ wohnlichen  richstatt  füheren,  daselbsten  vf  die  brechen  leg, 
ein  glid  nach  dem  anderen  mit  dem  raad  zweymal  enzwey  stoße, 
ilen  gsellenstoß  geh,  von  dem  leben  zü  dem  tod  richten,  vf  das 
raad  flechten  vnd  mit  der  stud  in  die  höche  vfrichten  solle.  Hott 
wolle  »ich  siner  erbarmen,  sine  sünd  verzychen  vnd  die  seel 
begnaden.  Amen. 

Stadtarchiv  Anrau  : Turmbuch  1. 

IV.  Hexerei  und  Gotteslästerung. 
ttt.  1653,  4./14.  X. 

Nachdem  gcgenwürtige  Margreth  Schaffer  zinstags  den  t octo- 
bris  dis  1653  jahrs  wegen  schwerer  inißhandlung  vnd  wider  gott 
ihren  Schöpfer  begangne  hochstrefliche  fehler  in  Verhaftung  vnd 
band  kommen,  hat  si  volgends  den  5 vnd  6 dito  mit  vnd  ohne 
marter  vor  gnuegsamen  herren  vnd  geziigen  bekent  vnd  ver- 
jcchen,  wie  daß  si  leyder  vor  ohngefahr  einem  monath  in  die 
leydigcn  gedanken  geraten,  si  welle  nit  mehr  batten  in  bedenken, 
daß  si  niit  desto  mehr  habe,  wan  si  schon  lang  batte  ; seye  an- 
gentz  selbigen  abent  der  böse  geist  (gott  behüt  vus;  in  eines  ihre 
bekanten  heehlerknaben  gestalt  zu  ihre  kommen,  ihra  vil  verhei- 
sungen  gethan,  welcher  si  leyder  verfelt  habe,  so  vor  christlichen 
ohren  vnnötig  zu  melden  ; einmahl  seye  er  mit  grosem  getütumel 
dahar  körnen,  ihra  an  der  lingen  siten  herunder  gefahren  vnd  habe 
ihr  ein  griff'  geben,  so  schwarz  worden  vnd  ihr  sehr  weo  gethan. 
■Samstags  acht  tag,  so  da  war  der  1 dito,  habe  der  böse  find  ihra 
etwas  salbens  geben  wellen,  habe  sich  aber  heftig  gewert  vnd  die 
ait  nemen  wellen;  zuvor  habe  si  kein  gemeinsehaft  mit  ihine  gehabt, 
hab  hiemit  ihr  herz  gerumbt  vnd  hoffe,  vnser  lierr  gott  habe  si 
widemmh  zu  gnaden  vf  vnd  angeuomen,  welchen  si  vnd  ein  gnii- 
dige  oberkeit  höchlich  vmb  gnad  vnd  Verziehung  bitte.  Vf  welche 
ihr  Schiifferin  gethane  bekantnus  vnd  begangne  inißhandlung  vnd 
fehler  nun  habend  min  hochehrend  herren  schultheis  rlith  vnd 
lmrger  zu  recht  erkant  vnd  gesprochen,  das  si  meister  Hansen 
dem  scharpfrichter  sölle  übergeben  werden,  der  sy  oben  vs  vf 
gewonliche  richtstatt  führe,  ihre  aida  mit  dem  schwort  das  liaubt 
von  dem  lib  »lindere,  hernach  den  corpel  mit  dem  führ  zu  üscheit 
verbröne  vnd  die  selbige  in  die  erden  verscharre.  — I)a»  Urteil 
wurde  am  11.  X.  vollstreckt. 

Stadtarchiv  Aarau:  Tunnbuch  I. 

Wie  sehr  noch  ltlSit  die  Leute  vom  Hexenwahn  befangen 
waren,  zeigt  ein  ebenfalls  im  Tunnbuch  enthaltener  Fall,  wo  eine 
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Frau  angeklagt  wird,  daß  sie  aus  nmtnmßlicii  wüßeuder  bösen 
kunst  vnd  trib  einiche  bürgere  kiuder  dureli  anrühren  oder  (iber- 
gebne  speis  verlÄhmt  habe,  aber  ungeacht  vielfältig  angewendten 
scharpfwörtigen  examens  und  an  sy  gelegter  eilßerst  scharpfer 
tortur  durch  die  folter  und  dz  teilmeleisen  der  über  sy  geführten 
klägten  nichts,  auch  daß  sy  mit  dem  leidigen  satan  jemahlen  in 
einichem  pact  gestanden  vnd  sich  an  iline  ergeben,  noch  durch 
deßen  trib  etwas  derglich  Übels  verübt  zuliaben  keines  worths  be- 
kantlich  seyn  wollen  ; da  aus  ihr  nichts  zu  extorquieren  war,  den- 
noch aber  aus  allen  umständen  der  klagten  ganz  vermuthlich  ge- 
wesen, daß  ja  bey  ihre  der  händel  nicht  gar  richtig  seyn,  sondern 
sy  wol  mit  dem  leidigen  feind  in  einichem  pact  stehen  dürfte, 
ließen  die  Dreißig  sie  zwar  aus  der  keti,  fanden  aber,  künftigem 
Unheil  vorzusein,  für  nötig,  solche  in  dem  spitthal  A parte  an  eisen 
verschießen  zu  halten  und  also  aus  ihrem  künftigen  verhalten  deru 
beschaffcnheit  zuerwarten. 

Als  sie  nach  einiger  Zeit  sich  losmachen  und  entfliehen  konnte, 
ohne  daß  man  erfuhr,  wohin,  war  es  nur  konsequent,  im  TuriubucJi 
anzumerken.  dass  sie  vermuthlich  von  ihrem  bösen  meister  hin- 
geführt worden  ! 

19.  1657,  14. /2t.  VIII. 

Als  dan  gegenwärtiger  Vrs  Giger  von  Nider-Gösgen,  der  herr- 
schatt Solothurn,  wyder  wegen  grusamer  gotslesterung.  so  vor 
christlichen  obren  zumelden  vnzimlich,  den  14  augusti  dis  gegen- 
wärtigen 1 057  jahrs  in  Verhaftung  vnd  band  gerafhen,  welcher 
demnach,  vnangesechen  er  sich  der  vnwüßenheit  entschuldiget,  mit 
gnugsamer  knntschuft  seines  begangnen  fehlere  vberzüget  worden, 
wie  er  dan  allem  dein,  so  gediite  kuntscliaft  über  ihne  vsgesagt, 
genzlichen  glauben  zuzustcllcn.  darnäben  aber  derselben  herzlich 
zu  verziehen  sich  erlüteret  vnd  erklärt  hat.  Wan  dan  gottes  des 
herren  vstruckenlich  vnd  heiter  befelch  lutet,  daß  derjenige,  so 
seinen  hoclien  vnd  thiiren  mimen  lesteret,  des  tods  sterben  «kille, 
als  habend  vghrn.  scbulthcis  rftth  vnd  burger  craft  gottes  des 
herren  befelch  hiemit  zu  recht  erkent  vnd  gesprochen,  daß  er 
Durs  Gigcr  von  solchem  seines  hochstreflichen  fehlere  vnd  vsgego- 
sener  gotslesterung  wegen  meister  Hansen  dem  scharpfrichter  stille 
an  die  band  gesteh  werden,  der  ihne  gebunden  vf  die  Delly  an 
gwohnliehe  richtstatt  führe,  ihme  daselhsten  das  haubt  absehlage 
vnd  also  mit  dein  schwerth  vom  läbcn  zum  tod  hinrichte,  daß 
zwüsêhen  seinem  haubt  vnd  corpel  ein  Wagenrad  hindurch  gan 
möge,  ihme  zu  wol  verdienter  straf  vnd  menigklich  zum  cxempel. 

Stadtarchiv  Aarau:  Turmbuch  1. 
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V.  Anstände  zwischen  den  Freien  Ämtern  und  der  Htadt  Brem- 
garten betreffend  Benutzung  des  dortigen  Galgens. 

20.  1627.  3.  XI. 

Ich  Niclaus  von  Teschwanden,  des  raatlis  zu  Vnderwaklen 
obm  wald,  der  zyt  landuogt  in  Freyen  Empteren  des  Ergöuws, 
bekennen  vnd  thun  kund  allermenigclichem  offenbahr  mit  disem 
•■rief,  das  ich  wegen  eines  maleticisehen  bösen  buben  verursachet 
worden  (wyl  die  herrschaft  der  Freyen  Empteren  dißmaln  kein 
eigen  huchgoricht  hat),  die  frommen  chrennesten  fürsichtigon  ersamen 
vn<l  wysen  herren  sehultlieis  vnd  raatii  der  statt  Bremgarten,  raine 
günstige  herren  vnd  frttntliche  liebe  uachpnren,  vmb  irer  statt 
hoehgerieht  zepitten  vnd  zebegrüeßen,  welliche  es  mir  intmtnen 
miner  gnedigen  herren  landuogtei  zegebruchen  diß  dato  nit  ge- 
weigeret,  jedoch  mit  der  condition,  das  solliches  künftigclich  für 
kein  reehtsanii.  allein  vü  gftter  nachpurschaft  beschechen  sige,  ge- 
halten  vnd  geachtet  werde,  günstig  vnd  früntlich  zugesagt  vnd 
bewilliget  habent,  damf  so  hab  icli  vf  ir  hegëren  inen  disen  reuers 
(wyl  mir  derglychen  inen  von  milieu  verfahrenden  landuögten 
gegebene  brief  fürgewisen  vnd  zeigt  worden)  hiemit  vnbeschwert 
zugestellt,  also  das  ieh  wolgesagten  herren  Schultheis  vnd  raath  zù 
Bremgarten  ires  hochgerichts  halber  anderst  dis  orths  ganz  kein 
ingriff  nit  zethùn,  noch  das  die  landuogtey  daran  einiche  gerech- 
tigkeit  haben  soll,  mich  je  nit  vermessen,  sonder  ein  jeder  landuogt, 
der  zun  zyten  ist,  vor  wolernante  herren  sehultheis  vnd  raath 
der  statt  Bremgarten,  wann  man  gedachte  hochgerichts  mangelbar 
sin  wurd  (wyl  es  sonst  anderst  jemandem  zugehörig),  vmb  das- 
selbig  früntlich  ersuchen  möge.  In  craft  diß  briefs,  den  ich  inen 
«les  zu  wahrem  vrkund,  zu  hanthabung  irer  tVyheit  vnd  gcrechtig- 
keiten  mit  tninem  eignen  vfgetruckten  insigel  verwart  geben  den 
dritten  tag  noueinbris  von  der  gnadenrychen  gebürt  Christi  Jesu 
vnsers  einigen  erlftsers  gezalt  ein  thnsent  sechs  hundert  zwenzig 
vnd  siben  jahre.  Beat  Zurlouben 

1,.  S.  der  zyt  landschryber  in  Erven  Embtercn  mppria. 

Original  im  Stadtarchiv  Bremgarten. 

21.  1686,  t./ll.  IX. 

Vnseren  früntlichen  wolgeneigten  willen  und  alles  guts  zuvor, 
ehrsame  weise  insonders  getreüwe  liebe. 

Nach  deme  wir  von  vnserem  besonders  gotrettwen  lieben  land- 
schrieber  (!)  in  den  Freyen  Embteren  Beat  Caspar  Zurlauben  von 
Oestelnburg,  ritteren  etc.,  mit  mehrerem  gebührend  berichtet  worden, 
was  maaßeti  jüngsthin  ein  leidig«?r  und  betrübter  unfahl  in  dem 
iiinpt  Meyenberg  ereiigt,  inderoe  sich  ein  weibs  persohn  namens 
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Elsbetha  Wäberin  zu  Küstischweil  an  dem  strängen  entleibt,  welche 
volgends  aus  dem  formirten  proceß  von  vnserem  dißmahligeu 
gemeinen  laudvogt  in  Freyen  Empteren  malefltzisch  erfunden  vud 
dahero  mit  vrthel  und  recht  vnder  das  boehgerieht  nacher  Breni- 
gartcu  erkent  worden,  auch  hierauf  durch  den  ordenlieheu  nacli- 
richter  diserem  oberkeitlichen  hefelch  statt  bcschehen,  welche  action 
dem  verlaut  nach  von  eiich  in  Ubelem  aufgenommen  worden,  der- 
gestalten,  daß  ihr  besagtem  nachrichter  anbefohlen,  discre  persohu 
grad  widerum  aus  dem  hochgericht  auszugraben  vnd  auf  der  siben 
lob”,  reg“,  orthcn  territorium  und  landgricht  zeschleitfen,  wie  nun 
vus  ein  solches  in  ansehen  des  badischen  jahrrechnungs  abscheids 
von  a“.  1600  (so  wir  eitch  hiemit  durch  die  bcylag1)  nachrichtlich 
commuciren  | ! Ji , vmb  etwas  fröuib  fttrkoinmen,  ihr  etich  auch  Selbsten 
wol  einbilden  können,  wann  der  nachrichter  eüweren  befelch  erstattet 
hette,  ein  solches  von  den  lobl".  reg“,  orthen  zu  nit  geringem 
despcct  aufgenommen  worden  were,  also  möchten  wir  nit  umgehen, 
eüch  hiemit  früntlich  zu  erinneren,  disercs  gosehilft  bis  auf  erst 
haltende  badische  zusainmenkonft  genzlich  ruhweu  zelaßen.  vrnbe 
sich  hierüber  mit  ein  anderen  nach  nothurft  zu  ersprachcn,  aucli 
inzwiischend  dem  nachrichter  nützit  weiters  anzemuten.  liiaaßeu 
wir  vns  ließen  zu  eüch  versehen  vud  immitlest  zu  allem  gutem 
wolgewogen  verbleibend.  Datum  den  1.  septembris  a°.  1686. 

Bürgermeister  vnd  Rath  der  Statt  Zürich. 

Adresse:  Den  ehrsamen  weisen  vnseren  besonders  gctreüwen 
lieben  Schultheiß  vnd  rath  zu  Bremgarten. 

Original  iin  Stadtarchiv  Bremgarten.  Fast  gleichlautende  Schrei- 
ben ergingen  am  4./14.  IX.  1686  von  Glarus  und  am  23.  IX.  1686 
von  Zug  an  Bremgarten. 

22.  1724,  14.  X. 

Wohlgeachte,  ehrenvestc,  iusonders  hoch-  und  wohlgeehrte 
herreti.  Was  selbige  durch  ihr  geehrt-  übersandtes  berichtschreiben, 
ansehend  die  nohtwendige  reparution  des  aldasigen  hochgerichts 
und  die  herabnemung  der  daruf  stehenden  totenköpfen  mir  eröffnen 
und  vorstellen  wollen,  habe  ich  zu  aller  geniiege  verstehen  mögen, 


')  Die  Beilage  lautet:  Abscheids  Extract  des  gehaitneu  tags  der  jahr- 
reclmung  zue  Baden  iru  Ergouw,  aiigefaugen  den  4 tag  julii  a*.  1660. 

Vf  das  aiibringen  herreti  Caspar  Eimers,  des  ratlis  zu  Glarus  vnd 
landvogts  in  Freyen  Einbieren,  haben  wir  vns  erklälirt,  daß  ein  jeweiliger 
landvogt  in  besagten  Freyen  Embteren  fürterhin  uit  mehr  schuldig  seyn 
»olle,  die.  herteil  der  statt  Bremgarten  in  vorfalleiiden  tnalefilz-tägen  vmb 
das  hoehgericht  anzusprechen,  solider  dal!  sie  von  Bremgarten  sich  dessen 
seine!  pro  semper  vnd  einist  fiir  alle  zeit  von  der  eanzley  Baden  sollen 
reversieren  lassen. 
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linde  auch  ganz  keine  hindernuß,  meinen  hoch-  und  woldgcehrten 
herren  in  iiireni  billich-suchenden  begehren  zu  willfahren  ; habe 
deßtwegen  auch  mit  gegenwertiger  post  meinem  herren  landschreiber 
anbefohlen,  zu  beförderung  il  1res  Vorhabens  und  nach  gestaltsame 
der  nohtwendigkeit  bedeute  totenköpfe  durch  den  scharpfrichter 
fördersamst  herabnemen  und  gehöriger  orthen  verscharren  zelaßen  ; 
welches  meinen  hoch-  und  wohlgeehrten  herren  zu  fründnachricht- 
licher  antwort  verdeflten  und  selbige  nebenst  Versicherung  meines 
frtlndlichen  respects  der  gnade  des  allerhöchsten  wohl  empfehlen 
wollen,  verbleibende  meiner  hoch-  und  wohlgeehrten  herren  alzcit 
bereitwilligster  diener  Fr:  Ludw:  Müller 

Landv.  vnd  Stiftschaffner. 

Zotingen  den  14.  octobr:  1724. 

Adresse  an  Schultheiß  und  Rat  zu  Breingarton. 

Original  im  Stadtarchiv  Bremgarten. 
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Zur  Thätigkeit  der  westfälischen  Gerichte 
im  Aargau. 

Von 

l>r.  jur.  Walther  Herz  in  Aarau. 


In  «len  Reehtsquellen  «1er  Stadt  Aarau  I < Argovia  XXV.  1 895 ) 
Seite  129,  132  und  138 — 142  (zum  Teil  wieder  abgedruckt  im 
Stadtreebt  von  Aarau  [Sammlung  schweizerischer  Rechtsquellen. 
XVI.  Abteilung,  I.  Teil,  Band  1,  1898J,  Seite  95  und  98)  sind  einige 
Fälle  Uber  die  Thätigkeit  der  heimlichen  Gerichte  in  Westfalen  an- 
geführt : «anlässlich  einer  eingehenden  Revision  «les  Archivs  dieser 
Stadt  haben  sich  jüngst  einige  weitere  Belege  gefunden,  nament- 
lich auch  über  den  im  .Spruchbrief  von  1441  betreffend  die  An- 
stände zwischen  Stadt  und  Vorstadt  erwähnten  Fall  mit  Samstag 
untl  Lux.  Ich  gebe  diese  l'rkundeti  nachstehend  im  Auszug  wieder. 

/.  1440.  18.  III.  (fritag  uechst  vor  dem  h.  palm  lagA 

Arnolt  von  Bernfeils,  Ritter,  Bürgermeister,  und  der  Rat  zu 
Basel  urkunden,  dass  im  Streite  zwischen  der  Stadt  Arow  und 
Hanns  Samstag  von  Bratteln,  darinne  sich  nv  vor  den  fryen  g>-- 
riehten  zu  Weschfalen  vnd  sust  meingerley  gehandlet  hat.  behle 
Teile  jüngst  zu  Basel  gebeten  worden  seien,  einen  gütlichen  Tag 
miteinander  zu  halten  ; nachdem  nun  aus  «lern  Rate  zu  Basel  Peter 
von  liägenhein,  der  alte  Zunftmeister,  Heinrich  Halbiseu  und 
Peterhannes  Wentikom  dazu  abgeordnet  worden,  hätten  diese  mit 
Hülfe  und  Rat  des  frommen  festen  Rudolffs  von  Baldegk  und  der 
ersamen  wisen  Heinrichs  Swäbs  als  einem  botten  der  statt  Rinfeldeti 
und  Haunsen  Martins  als  einem  botten  der  statt  Zofflngeu  die 
Parteien  dahin  vereinbart,  dass  aller  Streit  zwischen  ihnen  ge- 
schlichtet sein  und  beide  Teile  by  iren  truwen  und  eren  alle  Briefe, 
die  sie  wider  einander  «‘rworben,  dem  Stadtschreiber  zu  Basel  zum 
Verbrennen  überantworten  sollen.  Hanns  Samstag  habe  darauf 
üblich  zu  gott  und  siuen  heilgen  gesworcn  und  die  von  Arowe  1«\ 
iren  guten  trüwen  g«‘Iopt,  alles  stät  zu  halten  und  zu  vollführen. 
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worauf  Rüdolff  von  Baldegk  mit  Heinrich  Swäb  und  Hanns  Martin 
für  die  von  Arow  sieh  gemechtiget,  daz  si  Ilannsen  Samstag  an 
sinen  kosten  und  schaden,  den  er  dirre  sache  liait)  empfangen 
und  gelitten  hatt,  ze  stur  geben  süllent  fünfzig  und  fünf  guldin. 

Siegler:  die  Urkk.  mit  unser  stott  secret  ingesigel,  S.  be- 
schildigt,  eingehängt. 

Stadtarchiv  Aarau:  Urkunde  422. 

2.  1440,  17.  V.  (zinstag  nach  dem  h.  pflugstag.) 

Lugx  Kiffer  von  Helprün  schwört  Urfehde,  nachdem  er  auf 
Bitte  Herrn  Heinrichs  von  Bubeinberg,  Ritters,  .Jkr.  Rudolfs  von 
Baldegg,  Jkr.  Thürings  von  llahvil  des  Ultern  und  Jkr.  Rudolfs 
von  Ualwil  des  jüngern  aus  der  Gefangenschaft  entlassen  worden. 
Es  hatten  ihn  nämlich  Schultheiss,  Räte  und  gemeine  Burger  der 
Stadt  Arau  bestatt  vnd  gewunnen,  dar  vmb  mir  myn  Ion  verheissen 
ist,  des  ich  ouch  zem  teil  enpfangen  hab,  sy  ze  Westual  uff  dem 
heimlichen  geeicht  zeuersprechend  vnd  zeuerstand,  das  ich  aber  nit 
geton  hab,  nach  dem  ich  mich  des  verfangen  hatt,  dar  vmb  vnd 
dar  durch  die  von  Arau  gesümpt  vnd  durch  mich  verwarloset  vnd 
ze  grossem  kosten  vnd  schaden  des  kommen  sieut  ; ausserdem  hat 
er  der  Stadt  selbst  noch  gedroht,  sie  ze  bekutnbren  vnd  zekost 
vnd  schaden  zebringen  mit  fremden  geriehten  ald  süst.  Er  gelobt 
nun,  bei  Ansprachen  gegen  Bern  zu  Freiburg  i.  U.  und  bei  An- 
sprachen gegen  Arau  in  Bern  Recht  zii  nehmen. 

Siegler:  Bubenberg, Baldeggunddie  beiden  HalwiUl — 3hgn., 4f.  . 

Stadtarchiv  Aarau:  Urkunde  42.r>. 

3.  1446,  3.  IX.  (sambstag  noch  s.  Verenen  tag.) 

Hans  Rot.  Ritter,  Bürgermeister,  und  der  Rat  der  Stadt  Basel 
urkunden,  dass  auf  ihr  Ansuchen  Jacob  Springindensagk  von  Seg- 
kingen,  der  die  Stadt  Arow  mit  vêstfelischem  rechten  fürgenommen 
vnd  bekitmert  hat  von  vorderung  vnd  ansprach  wegen , und  die 
Stadt  Arow  um  ihre  gegenseitigen  Ansprachen  wegen  der  in  diesem 
Streite  erwachsenen  Kosten  in  die  Stadt  Basel  zü  einem  früntlichen 
vnuerbundeuen  tage  gekommen  seien  und  zwar  Ludwig  Zêhender. 
Schultheiss  zu  Arow,  sein  Bruder  Ilausvlrich  Zêhender  und  der 
Stadtweibel  namens  der  Stadt  Arau  und  Heintzman  Schäch. 
Heinrich  Schopp,  Fridlin  Orttoltf  und  Vlricli  von  Baden,  Studt- 
schreiber  zu  Segkingen,  mit  Jacob  Springindensagk  und  dessen 
Vater  Heintzman  Springindensagk;  dazu  hätten  sie  ihre  Ratsgesellen 
Hanns  Cünrat  Sürlin,  Mathisen  Eberler,  Peterhanns  Wentikom,  Os- 
walt  Martin  vnd  Johannsen  vnsern  statschriber  zu  der  Sache  ge- 
ordnet, worauf  folgende  Vereinbarung  zu  stände  gekommen  sei  : 
was  gegenseitig  mit  und  ohne  Recht,  mit  Worten  oder  Werken 
u.  s.  w.  geschehen  ist,  soll  hin  und  ab  sein,  als  ob  es  nie  vorge- 
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fallen  wäre;  jeder  Teil  soll  seine  Kosten  an  sich  seihst  tragen; 
•lie  Briefe,  die  sie  beiderseits  dieses  Handels  wegen  haben,  sv 
syent  vor  dein  stûl  ze  Wêstfalen  oder  anderswo  eruolget,  sollen 
kraftlos  sein  und  an  Basel  heransgegeben  werden  ; die  beiden 
Springindensagk  dürfen  wieder  in  Arau  sesshaft  werden.  Dies«- 
letzteren  hinten  hierauf  geschworen,  die  Sühne  stiit  zu  halten,  das 
nämliche  hätten  die  Boten  von  Arau  zu  halten  gelobt;  wer  diese 
Richtung  überführe,  der  soi  sin  sach  gegen  den  anderen  teil  ver- 
loren haben  vnd  im  dazu  zweyhundert  guldin  zu  rechter  pene  ver- 
fallen sin  : ausgenommen  ist  die  eesach,  die  sich  gemacht  soi  haben 
zwiischent  Jacob  Springindensagk  vnd  ßrede  Crèmerin  von  Arow. 

Siegler:  1)  vnser  stette  secrett  ingesigel,  S.  h. 

2)  Ilanscûnrat  Sûrlin,  S.  b. 

3)  Mathys  Kberler,  S.  h.  (im  S.  der  ivngi. 

4)  Peterhanns  Wentikom,  S.  b. 

5)  Oswalt  Martin,  S.  b. 

ß)  Johanns  (im  Siegel  von  Bingen)  Stattschriber  zii 
Basel,  S.  b. 

Stadtarchiv  Aarau:  Urkunde  440. 
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Die  Strafgesetzgebung  des  Bundes  und  der  Kantone. 

Bericht  für  das  Jahr  1X99. 

Législation  fédérale  et  cantonale. 

Rapport  pour  l'année  1899. 

Erste  Abteilung. 


Zurich.  Berichterstatter:  Prof.  Zürcher  iti  Zürich. 

Die  Arbeiten  der  Expertenkommission  des  Regierungsrates  für 
die  Revision  des  Keehtspflegegesetze.«  (Gerichtsverfassung,  Civil- 
prozessordnung,  Strafprozessordnung!  sind  auch  im  Berichtsjahre 
noch  nicht  zum  Abschlüsse  gekommen.  Die  Vorlage  an  den  Kan- 
tonsrat ist  nicht  vor  dem  Frühjahr  1 ‘.*01  zu  erwarten.  Das  Straf- 
gesetzbuch blieb  unverändert.  An  strafrechtlichen  „Nebengesetzen“ 
sind  zu  erwähnen: 

1.  Gesetz  betreffend  die  Volksschule,  vom  11.  Juni.  Wir  geben 
hier  die  Disciplinarbcstimmungen  sowie  diejenigen  Vorschriften 
wieder,  welche  den  Jngendschutz  und  die  Sorge  für  verwahrloste 
Kinder  betreffen: 

t}  1H.  Die  Schulbehörden  und  Lehrer  haben  darüber  zu  wachen, 
dass  die  Schiller  nicht  durch  anderweitige  Arbeiten  in  oder  ausser 
dein  Hause  übermässig  angestrengt  und  dass  sie  nicht  in  unge- 
bührlicher Weise  vernachlässigt  werden.  Wenn  Mahnungen  fruchtlos 
bleiben,  so  ist  das  Einschreiten  der  Vonnundschaftsbehörden  nach 
Massgabe  des  privatrechtlichen  Gesetzbuches  zu  veranlassen. 

(5  l!b  Eltern,  Pflegeeltern  und  Vormünder,  sowie  Dienst-  oder 
Arbeitsherren,  welche  ihre  Pflichten  gegen  Kinder  in  Bezug  auf 
die  Schule  vernachlässigen,  sind  nach  fruchtloser  Mahnung  durch 
«lie  Schulpflege  mit  Busse  bis  auf  15  Franken  zu  bestrafen. 

ln  schweren  Fallen  soll  Strafanzeige  wegen  Verletzung  der 
Elternpflichten  oder  wegen  Ungehorsams  gegen  amtliche  Verfü- 
gungen erfolgen. 
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§ 5U.  Die  Sehulpflege  luit  die  Vormundschaftsbehürde  gemttss 
den  Vorschriften  des  privatrechtlichen  Gesetzbuches  zum  Einschreiten 
zu  veranlassen  mit  Bezug  aut'  Kinder,  welche  verwahrlost  sind  oder 
sich  in  sittlicher  Beziehung  vergangen  haben.  Solche  Kinder  können 
von  den  Vormundsehaftshchörden  in  einer  Erziehung»-  oder  Besse- 
rungsanstalt oder  in  einer  geeigneten  Familie  untergebracht  werden. 
Die  Kosten  werden  von  den  Eltern  des  Kindes,  beziehungsweise 
aus  dessen  Vermögen  bezahlt,  im  Kalle  des  Unvermögens  vom 
Staate  getragen  unter  Vorbehalt  des  Rückgriffs  auf  die  unter- 
stützungspflichtige Gemeinde. 

In  dringlichen  Füllen  wird  die  Schulpttege  vorlüuflg  von  sich 
aus  das  Nötige  anordnen. 

§ 53.  Der  Erziehungsrat  wird  über  Zucht  und  Ordnung  in 
den  Schulen,  über  Einhaltung  der  gesetzlichen  Stundenzahl  und  des 
richtigen  Masses  der  hüuslichen  Aufgaben,  sowie  über  das  Ab- 
senzenwesen Vorschriften  erlassen. 

Er  bestimmt,  inwieweit  diese.  Vorschriften  auch  für  Privat- 
schulen  Gültigkeit  haben. 

2.  Das  Gesetz  betreffend  die  Organisation  and  Geschäftsordnung 
des  Regierungsrates  und  seiner  Direktionen,  vom  2l>.  Februar,  ent- 
hält wenige  Vorschriften  über  das  Disciplinarverfahrcn  : 

§ (il.  Wird  ein  Beamter  oder  Angestellter  zufolge  angehobener 
Strafuntersuchung  in  seinen  Verrichtungen  eingestellt,  so  trügt  er 
die  Kosten  der  nötig  gewordenen  Stellvertretung:  ebenso  ein 
Beamter,  der  auf  Grund  de»  Gesetzes  betreffend  die  Ordnungs- 
strafen vorlüuflg  suspendiert  worden  ist,  sofern  eine  strafgericht- 
liche Verurteilung  erfolgt. 

§ IÎ2.  Amts-  oder  Dienstpflichtverletzung  aus  Absicht  oder 
Fahrlässigkeit  berechtigt  den  Regierungsrat  zur  vorzeitigen  Ent- 
lassung des  betreffenden  Beamten  oder  Angestellten. 

:i.  Durch  die  Verordnung  betreffend  die  private  Verpflegung  ran  Irren. 
vom  13.  Juni,  werden  in  weiterer  Ausführung  des  Mediziualgesetzr- 
vom  7.  Oktober  1854  40)  und  des  Gesetzes  betreffend  die  öffentliche 

Gesundheitspflege  vom  10.  Dezember  187i>  (§  2>  die  Konzossionieruug 
von  Privatirrenanstalten,  die  Anforderungen  an  die  Lokalitäten,  «lie 
Bedingungen  des  Ein-  und  Austritts  der  Kranken,  ihre  Verpflegung 
und  schliesslich  Berichterstattung  und  Aufsicht  geregelt. 

Nach  S 27  wird  die  Übertretung  von  Bestimmungen  der  Ver- 
ordnung mit  Polizeibnsse  von  5 — 500  Franken,  in  schwereren  Füllen 
mit  Entzug  der  Konzession  bestraft,  alles  mit  Vorbehalt  der  Über- 
weisung an  den  .Strafrichter. 

4.  Durch  die  Volksabstimmung  vom  2(i.  Februar  ist  das  Über- 
einkommen z irischen  den  Kantonen  Zürich.  Schirgz  und  St.  Gallen 


Digitlzed  by  Google 


llerl ch t für  «In*  .fuhr  i&W. 


34* 

betreff enil  die  Regelung  der  Schiffahrt  auf  dem  Zttrichsee , vom 
29.  Oktober  1898,  genehmigt  und  zugleich  seinem  Hauptinhalt  nach 
zum  kantonalen  Gesetz  betreffend  die  .Schiffahrt  auf  dem  Züricheee, 
dem  Greifensee  und  dem  Pfiifhkersee  erhoben  worden. 

Das  interkantonale  Strafrecht,  das  sich  aus  dem  Übereinkommen 
orgiebt,  nimmt  die  Grundsätze  auf,  welche  in  dem  Fischerei- 
abkommen zwischen  Zürich,  Schwyz,  Glarus  und  St.  Gallen,  vom 
9.  August  1891  (siehe  diese  Zeitschrift,  Bd.  V,  1892,  Seite  429  ir 
enthalten  sind. 

Die  Strafbestimmungen  lauten  : 

S ü5.  Die  Nichtbefolgung  oder  Übertretung  der  Vorschriften 
dieses  Übereinkommens  wird,  sofern  nicht  das  Strafgesetz  zur  An- 
wendung kommt,  mit  Busse  von  1 — 100  Franken  geahndet,  welche 
Busse  im  Rückfalle  bis  auf  150  Franken  erhöht  werden  kann. 

Kein  Schiffsführer  soll  infolge  einer  gegen  ihn  oder  gegen  seine 
Mannschaft  eingeleitoten  Untersuchung,  sofern  es  sich  nur  um  eine 
polizeilich  strafbare  oder  bloss  mit  einer  Geldstrafe  zu  ahndende 
Übertretung  handelt,  an  der  Fortsetzung  seiner  Fahrt  gehindert 
werden,  wenn  derselbe  für  Strafe,  Kosten  und  Schadenersatz  ange- 
messene Kaution  geleistet  hat. 

§ fi6.  Übertretungen  der  Vorschriften  betreffend  die  Schiff- 
fahrt im  Vertragsgebiet  werden  ohne  Rücksicht  auf  das  Territorium, 
auf  welchem  die  Übertretung  verübt  wurde,  von  der  zuständigen 
Behörde  des  Wohnortes  des  Fehlbaren  beurteilt.  Behufs  nötig 
werdender  Feststellung  des  Vergehens  kann  letzten-  Amtshand- 
lungen auf  dem  Gebiete  desjenigen  Kantons  vornehmen,  auf  dem 
das  Vergehen  verübt  wurde. 

§ ü7.  Wenn  ein  Bestrafter  seinen  Wohnsitz  auf  das  Gebiet 
eines  andern  beteiligten  Kantons  verlegt,  so  soll  das  Urteil  von 
dem  letztem  vollzogen  werden,  gleich  als  wenn  es  durch  die  eigenen 
Behörden  gesprochen  worden  wäre. 

§ t>8.  Die  Regierungen  der  vertragschliessendeu  Kantone  ver- 
pflichten sich,  von  allen  Bestrafungen  wegen  Übertretungen  der 
Vorschriften  betreffend  Schiffahrt  im  Vertragsgebiete  sich  gegen- 
seitig Mitteilung  zu  machen. 


Luzern.  Berichterstatter:  Dr.  Edmund  ron  Schumacher. 

Regierungsrat  und  Justizdirektor  in  Luzern. 

Das  unterm  8.  März  1899  erlassene  Orgauisationsgesetz  han- 
delt in  den  §§  110—149  und  159  von  den  strafrichterliehon  Be- 
hörden. Materiell  neue  Bestimmungen  werden  nicht  aufgestellt. 
vielmehr  beschränkt  sich  das  neue  Gesetz  darauf,  die  im  alten 
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Organisationsgesetze  und  in  einzelnen  Specinlgesetzen  enthaltenen 
Bestimmungen  zusammenzustellen . 

Von  Verordnungen  ist  einzig  diejenige  vom  18.  Oktober  1899 
zu  erwähnen,  welche  den  Warenverkauf  nach  dem  Gella-  oder 
Hydrasysteme  untersagt  und  den  diesem  Verbote  Zuwiderhandelnden 
mit  Strafe  bedroht. 

Der  Regierungsrat  unterbreitete  im  Berichtsjahre  dem  Grossen 
Kat  einen  Gesetzesentwurf,  durch  welchen  das  Alter  der  Strafmün- 
digkeit entsprechend  den  Bestimmungen  des  Stoossschen  Vorent- 
wurfes hinaufgesetzt  und  die  Verbringung  Minderjähriger  in  Zwangs- 
«rziehungsanstalten  geregelt  werden  sollte , der  Grosse  Rat  trat 
indessen  auf  den  Entwurf  in  II.  Beratung  nicht  ein. 

Uri.  Berichterstatter:  Dr,  Franz  Maheim,  Fürsprech  in 
Altdorf. 

Im  Jahre  1899  sind  keine  Gesetz«'  oder  Verordnungen  straf- 
rechtlichen (Charakters  erlassen  worden. 

Unterwalden  nid  dem  Wald.  Berichterstatter:  Regierungsrat 
A.  Fht  ehr  in  Stans. 

In  Übereinstimmung  mit  den  h.  Regierungen  der  Uferkantone 
des  Vierwaldstättersees  hat  der  Landrat  am  11.  Oktober  1899  be- 
schlossen : 

Es  sei  künftig  von  Anfang  Oktober  au  bis  Ende  Dezember, 
mit  Ausnahme  des  gesetzlichen  Baiehenfanges  während  der  Laich- 
zeit, die  Fischerei  im  Vierwaldstättersee  überhaupt  und  speeiell  die 
Fischerei  mit  der  Schleifschnur  gänzlich  verboten. 

Der  Regierungsrat  erliess  am  11.  Dezember  1899  das  Verbot, 
Waren  nach  dem  Hydra-  oder  Gella  - System  zu  verkaufen  oder 
Gutscheine  und  Coupons  nach  dem  benannten  System  zu  vertreiben, 
unter  Hinweis  auf  das  Bundesgesetz  betreffend  die  Patenttaxen  der 
Handelsreisenden. 

Glarus.  Berichterstatter:  Dr.  jur.  D.  Streif}'.  Advokat  in 
Glarus. 

Das  neue  Strafgesetzbuch  und  die  neue  Strafprozessordnung , 
welche,  wie  schon  im  letzten  Jahresberichte  mitgeteilt  wurde  '), 
von  der  Landsgemcinde  am  7.  Mai  1899  unverändert  angenommen 

9 Band  XII,  S.  392.  Siebe  auch  besonders  Zeitschrift  XI.  258  ff. 
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worden  und  sofort  in  Kraft  getreten  sind1)*),  haben  eine  Anzah 
zum  Teil  weitgehender  Neuerungen  gebracht.  Die  wichtigsten  des 
materiellen  Strafrechts  sind  folgende  : 

Als  neue  Strafarten  sind  aufgenommen  der  Entzug  der  elter- 
lichen und  vormundschaftlichen  Gewalt  und  für  jugendliche  Ver- 
brecher: Verweis,  Verwarnung,  eventuell  Unterbringung  in  einer 
Erziehungs-  oder  Besserungsanstalt,  4;  3,  Ziff.  12  und  13. 

Zuchthausstrafe  zieht  nicht  mehr  lebenslänglichen  Verlust  der 
bürgerlichen  Ehrenrechte  nach  sieh,  sondern  es  ist  dieser  vom 
Gerichte  jeweilen  auf  eine  bestimmte  Dauer  zu  erkennen , aber 
höchstens  auf  die  Dauer  von  10  Jahren,  4 und  9. 

Personen  unter  20  Jahren,  welche  zu  Zuchthaus-  oder  Arbeits- 
hausstrafe verurteilt  wurden,  sollen  in  der  Anstalt,  soweit  möglich,, 
abgesondert  untergebracht  und  beschäftigt  werden,  § 6. 

Bei  der  Ausmessung  der  Geldbusse  soll  drückende  Armut  des- 
Schuldigen  berücksichtigt  werden,  8 13,  Absatz  2. 

Die  Begnadigung  kann  nun  schon  bei  mehr  als  drei-  (bisher 
fünf-)  jähriger  Zuchthaus-  oder  Arbeitshausstrafe  oder  Verbannung 
nach  Verfluss  von  zwei  Dritteln  der  Strafzeit  nachgesucht  werden, 
S 19.  Die  Bestimmungen  über  die  Rehabilitation  (Wiedereinsetzung 
in  die  bürgerlichen  Ehrenrechte  bei  Zuchthaussträflingen)  sind  weg- 
gefallen. 

Eine  wesentliche  Erweiterung  hat  der  Begriff  der  Begünstigung 
erfahren.  Gleich  dem  Begünstiger  ist  nun  auch  zu  bestrafen,  wer 
die  in  § 31  der  Strafprozessordnung  (vide  8.  349)  vorgesehriebene 
Pflicht  zur  Anzeige  von  Verbrechen  oder  Vergehen  im  allgemeinen 
verletzt,  besonders  aber,  wer  den  ihm  bekannten  Thflter  eines  Ver- 
brechens oder  Vergehens  nicht  anzeigt,  obwohl  er  weiss,  dass  ein 
Nichtschuldiger  wegen  dieses  Verbrechens  oder  Vergehens  in  Unter- 
suchung gezogen  oder  verurteilt  worden  ist.  ln  diesem  letztem 
Ealle  hat  angemessene  Erhöhung  der  Strafe  einzutreten . 8 97, 
litt.  a. 

Die  untere  Grenze  für  die  Strafbarkeit  — - erfülltes  12.  Altors- 
jahr  — wurde  beibehalten,  der  Zeitraum  zweifelhafter  Zurechnungs- 
fähigkeit dagegen  ausdrücklich  auf  das  erfüllte  lii.  Altersjahr  fest- 
gesetzt, § 29. 

Neu  ist  die  in  § 37  normierte  Verjährung  des  Strafvollzuges 
bei  rechtskräftig  zuerkannten  Strafen.  Die  Verjährungsfrist  variiert 
von  30  bis  zu  10  Jahren,  letzteres  bei  Gefängnis  und  Geldbusse. 

Bei  den  Straf  minderungsgränden  ist  bezüglich  der  jugendlichen 
Verbrecher  die  bisherige  Bestimmung  im  alten  8 38,  litt,  e,  durch 

*)  Gedruckt  bei  Dl.  Tschudy-Äbly,  Buchdruckerei,  Schwanden,  1899. 

’)  Siehe  auch  Zeitschrift  für  Schweizer  Recht  41,  1900,  S.  455  und  402. 
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folgenden  Zusatz  erweitert  worden  : „Iin  bosondern  kann  der  Richter 
bei  Personen,  welche  das  achtzehnte  Altersjahr  noch  nicht  zurück - 
gelegt  haben,  unter  das  festgesetzte  Minimum  hcrabgehen,  von  der 
eonst  vorgeschriebeneu  Verbindung  mehrerer  Strafarten  absehen 
oder  überhaupt  auf  eine  mildere  als  die  gesetzlich  angedröhte 
Strafart  erkennen“.  § 40,  litt.  e. 

Im  besondern  Teil,  handelnd  von  den  einzelnen  Verbrechen 
und  Vergehen,  hat  im  allgemeinen  bei  vielen  Thatbeständen  eine 
Herabsetzung  dos  angedrohten  Strafmasses  stattgefnndeu. 

Der  (einfache)  Ungehorsam  gegen  amtliche  Verfügungen  ist 
aus  den  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  den  Staat  nnd  seine 
Ordnung  gestrichen  und  unter  die  Polizeiübertretungen  verwiesen 
worden.  Die  Übertretung  eines  empfangenen  Rechtbotes  ist  aus 
dem  Strafgesetzbuehe  gänzlich  entfeint  worden,  so  dass  diesbezüg 
lieh  einzig  noch  die  in  der  Civilprozessordnung  § (17  enthaltene 
Strafbestimmung  gilt.  Letztere  wurde  gleichzeitig  dahin  abgeän- 
dert,  dass  das  Strafminimum  von  10  auf  20  Franken  erhöht  wurde. 

Der  fahrlässige  Falscheid  und  das  falsche  Zeugnis  aus  Fahr- 
lässigkeit wurden  gänzlich  gestrichen , „da  sich  solche  Begriffe 
juristisch  nicht  rechtfertigen  lassen“  (?),  §§  72  und  74.  Das  bisher 
dem  Meineid  gleichgestellte  falsche  Handgelübde  ist  als  selbstän- 
diges Delikt  aufgenommen  und  wird  milder  bestraft  als  jener, 
§ 73. 

Der  V.  Titel  : Verbrechen  und  Vergehen  gegen  Leit)  und 
Leben,  sowie  gegen  Familienpflichten,  enthält  als  neues  Vergehen 
die  Verletzung  der  Elternpflichten  : „Eltern  oder  Pflegeeltern,  welche 
böswillig,  sei  es  aus  Gewinnsucht  oder  aus  andern  Gründen,  eigene 
ode.r  anvertraute  Kinder  an  dritte  Personen  abgeben,  obschon  sie 
wissen,  dass  die  Kinder  bei  den  letztem  weder  mit  Bezug  auf 
Unterhalt  noch  auf  Pflege  und  Erziehung  gehörig  versorgt  sind, 
vielmehr  vernachlässigt,  verwahrlost  oder  schlecht  behandelt  werden, 
sind  mit  Arbeitshaus , in  unbedeutenderen  Fällen  mit  Gefängnis 
und  Geldbusse,  zu  bestrafen.  Je  nach  den  Umständen  ist  auch 
Entziehung  der  elterlichen  oder  vormundschaftlichen  Gewalt  aus- 
zusprechen“,  8 102.  „Eltern,  welche  trotz  amtlicher  Warnung  die. 
Pflicht,  für  den  Unterhalt  ihrer  Kinder  zu  sorgen,  durch  Arbeits- 
scheu, Liederlichkeit,  Gleichgültigkeit  oder  sonst  gröhlich  verletzen, 
werden  mit  Gefängnis  bestraft,  womit  Entziehung  der  elterlichen 
Gewalt  verbunden  werden  kann“,  8 103. 

Körperliche  Misshandlungen,  Angriffe  und  Thätlichkeiten,  welche 
keine  oder  nur  eine  geringfügige  Verletzung  zur  Folge  haben,  sind 
aus  dem  Thatbestande  der  Körperverletzung  ausgeschieden  worden 
und  werden  jetzt  als  besonderes  Vergehen  behandelt,  8 110. 
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Die  Bestimmungen  über  den  Betrug  haben  die  von  der  Praxis 
schon  lange  cingeftthrte  Ergänzung  durch  Aufnahme  des  sogenannten 
Kostgel dbetruges  als  besonderes  Vergehen  erhalten,  § 142. 

Der  Wucher  lmt  eine  neue  umfassendere  Umschreibung  erfahren, 
S 1 46. 

Der  Titel  „Ehrverletzungen“  ist  au  den  Schluss  des  zweiten 
Teiles  versetzt  worden.  In  den  Begriff'  der  Verleumdung  wurde 
die  Kreditschmälerung  eingefiigt,  S 152.  Hat  der  Beschimpfte 
durch  sein  ungebührliches  oder  strafbares  Verhalten  zu  der  Be- 
schimpfung unmittelbaren  Anlass  gegeben,  so  kann  der  Verklagte 
von  Strafe  befreit  werden,  § 153,  Absatz  2.  Sind  die.  Ehrenkrän- 
kungen auf  der  Stelle  erwidert  worden,  so  kann  der  Richter  sowohl 
beim  Vorliegen  einer  Verleumdung  als  einer  Beschimpfung  unter 
Würdigung  der  Verhältnisse  gegenüber  einem  oder  beiden  Inju- 
rianten von  der  Strafe  ganz  absehen  und  sich  auf  Verfüllung  des 
einen  oder  beider  in  die  Kosteu  beschränken.  Dies  kann  auch 
geschehen,  wenn  nur  von  einem  Teile  geklagt  wird,  § 154. 

In  einem  kurzen  „Anhang“  werden  eine  Anzahl  von  Po/izei- 
Übertretungen  aufgezählt,  welche  nicht  schon  in  besondern  Gesetzen 
und  Verordnungen  enthalten  sind:  1.  Widersetzung  gegen  die  Amts- 
gewalt (einfache*;  2.  ungebührliches  Benehmen  gegen  Behörden. 
Beamte  und  öffentliche  Bedienstete;  3.  Ruhestörungen,  Nachtlärmen 
und  beleidigende  Unfugen,  soweit  sic  nicht  unter  die  Bestimmungen 
der  55  und  153,  litt,  b,  des  Strafgesetzbuches  fallen  : 4.  das  Au- 
kiindigen  von  Lotterien  an  öffentlichen  Orten  und  in  öffentlichen 
Blättern  uud  Schriften,  das  Einlegen  in  Lotterien  und  der  Verkauf 
von  Lotterielosen  ; 5.  unbefugtes  Steuersammeln  und  Betteln;  (>.  Ver- 
hängung des  sogenannten  Axtverbotes  gegenüber  Frevlem  in  Ge- 
me.indewa klungen  und  Übertretungen  desselben  ; 7.  Übertretung  des 
Trank  Verbotes. 

Die  Strafprozessordnung  hat  eine  noch  durchgreifendere  Re- 
vision zum  Zweck  der  Vereinfachung  und  Kürzung  des  Verfahrens 
erfahren.'  speeiell  die  ßerichtsorganisation.  Sie  zählt  nun  21 1 statt 
der  bisherigen  183  Paragraphen. 

Als  neue  Strafbehörde  erscheint  der  Präsident  des  Kriminal 
and  Polizeigerichtes,  $ 1,  litt.  a.  Er  entscheidet  unter  Vorbehalt 
des  Weiterzuges  an  das  Polizeigericht  : 

a)  über  sämtliche  Polizeiübertretungen  ; 

b)  über  folgende  im  Strafgesetzbuche  bezeichnete  Vergehen,  wenn 
der  Beschuldigte  ein  volles  Geständnis  abgelegt  hat  : Ablö- 
sung eines  amtlichen  Siegels  oder  Abreisscn  einer  amtlichen 
Bekanntmachung  ; Übertretung  des  Friedgebotes  ; Störung  der 
Öffentlichen  Ruhe;  Übertretung  des  Verbannungsverbotes;  über- 
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tretung  anderer  richterlicher  Verbote  ; unerlaubte  8el  bat  hülfe; 
Münzbetrug  und  Ausgeben  falscher  Kreditpapiere  in  Füllen, 
wo  die  Münze  oder  die  Papiere  als  echt  eingenommen  worden 
sind;  Fälschung  von  Urkunden  in  leichten  Fällen  (von  Pässen. 
Wanderbüchern,  amtlichen  Zeugnissen  u.  dgl.  lediglich  zum 
Behüte  erleichterten  Fortkommens  ) : Körperverletzungen  aus 
Fahrlässigkeit;  körperliche  Misshandlungtu)  und  Angriffe; 
Entzug  von  Kindern;  einfacher  Diebstahl,  einfache  Unter- 
schlagung, Hehlerei,  Eigentunisschädigung,  einfacher  Betrug 
und  Kostgeldbetrug,  wenn,  in  allen  diesen  Fällen,  der  in 
Frage  kommende  Wert  den  Betrag  von  Fr.  50  nicht  über- 
steigt, § 7. 

Der  Mitgliederbestand  des  Polizeigerichte s ist  von  fünf  auf  drei’ 
herabgesetzt  worden  (der  Präsident  und  die  beiden  erstgewählten 
Richter  des  Kriminalgerichtes).  Es  beurteilt  : 

a)  alle  Weiterzüge  gegen  die  Entscheidungen  des  Gerichtspräsi- 
denten als  Einzelrichter; 

h)  alle  oben  unter  litt,  b angeführten  Vergehen,  wenn  der  An- 
geklagte nicht  geständig  ist; 

c)  folgende  weitere  im  Strafgesetzbuche  vorgesehene  Fälle:  Stö- 
rung des  Hausfriedens;  Drohung:  Aintsanmassung;  Störung 
des  konfessionellen  Friedens;  Ehebruoh;  Unzucht;  Kinderver- 
schleppung;  Verletzung  der  Elternpflichten  ; vorsätzliche  Körper- 
verletzung bei  einer  Arbeitsunfähigkeit  bis  auf  14  Tage.  ; aus- 
gezeichneten und  einfachen  Diebstahl , ausgezeichnete  und 
einfache  Unterschlagung,  Hehlerei,  EigentumSschädigung,  aus- 
gezeichneten und  einfachen  Betrug,  soweit  in  allen  diesen 
Fällen  nicht  vorerst  der  Gerichtspräsident  als  kompetent 
erscheint  und  wenn  im  übrigen  der  in  Frage  kommende  Wert 
den  Betrag  von  Fr.  100  nicht  übersteigt;  Kostgeldbetrug, 
soweit  nicht  vorerst  der  Gerichtspräsident  kompetent  ist: 
leichtsinnigen  Bankerott;  Ehrverletzungen,  § 8. 

Der  Entscheid  des  Polizeigerichtes  über  alle  diese  Fälle  ist 
endgültig,  mit  Ausnahme  von  Urteilen  über  Ehrverletzungen,  soweit 
es  sich  um  eine  Verleumdung  handelt. 

Das  Kriminalgericht,  welches  wie  bisanhin  aus  dem  Präsidenten 
und  sechs  Mitgliedern  besteht,  beurteilt  erstinstanzlich  alle  übrigen 
Verbrechen  und  Vergehen,  8 !».  ln  zweiter  Instanz  spricht  das 
ebenfalls  aus  einem  Präsidenten  und  sechs  Mitgliedern  zusammen- 
gesetzte Obergericht  über  alle  vor  dasselbe  gezogenen  kriminal- 
gerichtlichen und  appellabeln  polizeigerichtlichen  Urteile,  8 11. 

In  diesem  ersten  Titel  : Organisation  der  .Strafrechtspflege,  sind 
neu  mitgenommen  besondere  Abschnitte  betreffend  die  ,.  Verteith- 
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i/ii » i/1  und  „Gerichtsärste  und  sonstige  Sachverständige1' . Bisher 
waren  einige  Bestimmungen  darüber  im  Gesetze  zerstreut  aufge- 
führt gewesen. 

Die  Anzeigepflicht  liât  eine  neue  Umschreibung  erfahren.  Sie 
gilt  in  vollem  Umfange  für  Behörden  und  Beamte,  insbesondere 
Polizeibeamte  und  -bedienstete.  Für  die  Privatpersonen  ist  sie  auf 
die  Verbrechen  (Handlungen,  welche  vom  Strafgesetze  mit  Zucht- 
hausstrafe bedroht  sind),  soweit  diese  nicht  unter  die  Antragsdelikte 
fallen,  eingeschränkt  worden,  § 31. 

Für  den  Rückzug  der  Klage  bei  Antragsdelikten  ist  neu  erfor- 
derlich eine  Bescheinigung  des  Angeschuldigten,  dass  er  damit  ein- 
verstanden ist.  Die  Einstellung  des  Verfahrens  erfordert  keinen 
förmlichen  Gerichtsbeschluss  mehr,  sondern  geschieht  durch  eine 
blosse  Verfügung  des  Gerichtspräsidenten,  § 42. 

Nach  Schluss  der  Voruntersuchung  erhalten  jetzt  sowohl  der 
Verteidiger  als  der  Civilkläger  oder  Geschädigte,  resp.  deren  Ver- 
treter die  Akten  in  allen  Fällen  zur  Einsicht  mit  dem  Rechte,  schrift- 
liche Eingaben  zu  machen  und  Anträge  zu  stellen,  also  auch  daun, 
wenn  der  Staatsanwalt  Fallenlassen  des  Prozesses  beantragt.  Will 
der  Angesehuldigte  für  den  Fall  der  Einstellung  des  Prozesses  eine 
Entschädigungsforderung  für  unverschuldet  ausgestandene  Haft, 
erlittene  Umtriebe  etc.  geltend  machen,  so  hat  er  es  in  diesem 
Stadium  des  Prozesses  zu  thun.  Spätere  bezügliche  Forderungen 
sind  unzulässig,  § 94. 

Nach  Empfang  der  Parteieingaben  prüft  der  Präsident  die 
gestellten  Anträge.  Ist  er  mit  den  Anträgen  des  Staatsanwaltes 
auf  Fallenlassen  des  Prozesses  in  Hauptsachen  und  auch  hinsicht- 
lich der  Kosten  einverstanden,  so  verfügt  er  von  sich  aus  die  Ein- 
stellung der  Untersuchung,  wenn  : 

a)  der  Civilkläger  oder  Geschädigte  keine  Einsprache  dagegen 
erhebt  ; 

b)  der  Angeschuldigte  kein  Entschädigungsbegehren  stellt  oder 
ein  Angcschuldigter  überhaupt  nicht  vorhanden  ist; 

c)  die  Kostenfrage  nicht  als  streitig  erscheint. 

Ein  Weiterzng  gegen  diese  Verfügungen  des  Präsidenten  ist 
nicht  zulässig,  § 95. 

Das  Redit,  bei  einem  Gerichtsbeschlüsse  auf  Fallenlassen  des 
Prozesses  gegen  die  Auferlegung  von  Kosten  oder  Entschädigungen 
beim  Ohergericht  schriftliche  Berufung  einzulegen,  ist  nun  auch 
dem  Staatsanwalte  im  Einverständnis  mit  dem  Regierungsrate  zu 
gunsten  des  Staates  eingeräumt,  § 97,  Absatz  2. 

Hat  der  Angesehuldigte  ein  volles  Geständnis  abgelegt  und 
sind  gegenüber  den  Anträgen  des  Staatsanwaltes  auf  Stellung  vor 
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Gericht  von  keiner  Seite  Einwendungen  erhoben  oder  abweichende 
Begehren  gestellt  worden,  so  ordnet  der  Präsident  von  sich  ans 
und  ohne  weitern  Gerichtsbeschluss  beförderlichst  die  Hauptver- 
handlung an.  In  den  übrigen  Fällen  legt  er  die  Akten  dem  Ge- 
richt zum  Entscheide  vor,  g 101. 

Im  Vorverfahren  kann  das  Gericht  selbst  oder  durch  eine  von 
ihm  zu  bezeichnende  Kommission  auch  eine  Lokalbesichtigung  vor- 
nehmen, § 102,  Absatz  2. 

Das  Hauptverfahren  vor  Gericht  ist  vollständig  unverändert 
geblieben  mit  der  einzigen  Ausnahme,  dass  die  Civilpartei  ihre 
Ansprüche  nun  auch  durch  eine  schriftliche  Eingabe  geltend  machen 
kann,  § 10ti  am  Schlüsse. 

Die  Titel  handelnd  von  der  Urteilsfällung , Appellation,  Urteils- 
vollstreckung, Begnadigung  und  Revision  sind  sozusagen  unverän- 
dert in  das  revidierte  Gesetz  hinilbergenommen  worden.  Einzig 
für  die  Begnadigung  ist  die  wichtigere  Abänderung  getroffen  worden, 
dass  sie  schon  mit  der  absoluten  Mehrheit  der  anwesenden  Mit- 
glieder des  Landrats  ausgesprochen  werden  kann.  Früher  war 
dafür  eine  Zweidrittelsmehrheit  vorgeschrieben. 

Als  Voraussetzungen  für  das  Verfahren  gegen  abwesende  und 
fluchtige  Angeschuldigte  (Ediktalverfahren)  zählt  § lt>4  folgende 
Fälle  auf: 

a)  wenn  die  steckbriefliche  Verfolgung  des  Angeschuldigteu 
resultatlos  blieb  ; 

b)  wenn  sonst  der  Aufenthaltsort  des  Angeschuldigten  unbe- 
kannt ist  ; 

c)  wenn  der  an  einem  bekannten  Wohnort  ausserhalb  des  Kan- 
tons befindliche  Angeschuldigte  der  erlassenen  Vorladung  vor 
die  hiesigen  Strafbehörden  keine  Folge  leistet  und  die  betref- 
fenden auswärtigen  Behörden  weder  zu  seiner  Auslieferung 
noch  zu  dessen  dortseitiger  Beurteilung  verpflichtet  sind  und 
die  Auslieferung  beziehungsweise  eigene  Beurteilung  auch 
nicht  freiwillig  gewähren  oder  übernehmen  ; 

d)  wenn  endlich  von  den  hiesigen  Behörden  der  Geringfügig- 
keit oder  Weitläufigkeit  der  Sache  wegen  ein  Auslieferungs- 
begehren überhaupt  nicht  gestellt  werden  will. 

Kontumazialürteile  sind  in  ihren  Diapositiven  im  Amtsblatt  zu 
publizieren,  § 1(>9. 

Das  Verfahren  in  denjenigen  Fällen,  welche  der  Gerichts- 
präsident als  Einzelrichter  zu  erledigen  hat,  richtet  sich  im  all- 
gemeinen nach  den  Bestimmungen  über  das  gewöhnliche  Verfahren. 
Für  die  in  § 7,  litt,  b,  aufgezählten  Vergehen  gelten  die  folgenden 
Abweichungen,  § 171: 
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Erachtet  der  Präsident  nach  al>geschlossenem  verhöramtlichen 
l'ntersuche  seine  Kompetenz  als  ausgewiesen,  so  fällt  er  beförder- 
lichst sein  Urteil.  Es  liegt  dabei  je  nach  Beschaffenheit  des  Falles 
in  seinem  Ermessen,  ob  er  lediglich  auf  Grundlage  der  Unter- 
suchungsakten urteilen  oder  den  Angeschuldigten  noch  zu  persön- 
licher Verantwortung  Vorbescheiden  will.  In  jedem  Falle  aber  ist 
die  Mitwirkung  des  Staatsanwaltes  und  Verteidigers  ausgeschlossen. 
Dagegen  ist  Verbeiständung  durch  einen  nahen  Verwandten  oder 
anfälligen  Vormund  zulässig.  Findet  der  Präsident  es  als  notwen- 
dig, so  citiert  er  auch  den  Anzeiger  oder  Damniflkaten  zur  Urteils- 
verhandluug,  § 173. 

Das  Urteil  erstreckt  sich  auf  Strafe,  Kosten  und  allfällige 
Entschädigung.  Kosten  für  die  Funktionen  des  Gerichtspersonals 
bei  Ausfüllung  des  Urteils  sollen  dem  Verklagten  nicht  berechnet 
werden.  Der  Präsident  kann,  je  nach  Gutfinden,  im  einzelnen 
Falle  das  Urteil  mit  Erwägungsgründen  versehen  oder  aber  das- 
selbe nur  in  seinen  Dispositiven,  in  Form  eines  blossen  Bussen- 
oder  Straferkenntnisses  erlassen,  § 174. 

Will  sich  der  Beklagte  dem  Entscheid  des  Präsidenten  nicht 
unterziehen,  so  kann  er  binnen  zehn  Tagen  vom  Datum  der 
erfolgten  Zustellung  desselben  au,  durch  Abgabe  einer  schriftlichen 
Erklärung  beim  Präsidenten,  gerichtliche  Beurteilung  verlangen, 
§ 175. 

Diese  Einsprache  des  Beklagten  gegen  den  Entscheid  des 
Präsidenten  bewirkt,  dass  ersterer  als  nicht  erlassen  betrachtet 
und  das  ordentliche  Verfahren  fortgeführt  wird.  Der  Präsident 
übermittelt  zu  diesem  Behufe  die  Akten  sofort  dem  Staatsanwalt 

(SS  91  ff.),  s 176. 

Wenn  das  Urteil  des  Präsidenten  durch  Anerkennung  des 
Beklagten  in  Rechtskraft  erwachsen  ist,  der  Anzeiger  aber  darin 
in  Kosten  verfällt  wurde,  so  kann  letzterer  binnen  zehn  Tagen 
darüber  schriftliche  Beschwerde  beim  Obergericht  einreichen.  Das- 
selbe hat  diesbezüglich  materiell  zu  entscheiden.  Die  gleiche  Be- 
fugnis steht  auch  dem  Damniflkaten  hinsichtlich  der  Entschädigungs- 
frage zu,  wenn  er  eine  Entschädigung  überhaupt  geltend  gemacht 
hat.  Zu  diesem  Zwecke  sind  solche  Urteile  diesen  Parteien  zu- 
zustellen, sobald  sie  durch  Anerkennung  des  Beklagten  in  Rechts- 
kraft erwachsen  sind,  und  es  läuft  die  zehntägige  Beschwerdefrist 
vom  Tage  dieser  Zustellung  an,  § 177. 

Den  Einzug  der  Geldbussen  besorgt  der  Gerichtsweibel,  ln 
Fällen,  wo  Gefahr  im  Verzüge  ist,  namentlich  wenn  die  Entfernung 
des  Beklagten  aus  dem  Kanton  zu  befürchten  ist,  kann  der  Präsi- 
dent auch  vor  eingetretener  Rechtskraft  des  Urteils  zur  Sicherung 
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von  Geldbussen  und  Kosten  Kautionsstellung,  Beschlagnahme  oder 
Arrestlegung  anordnen.  Ist  der  Beklagte  an  einem  bekannten 
Wohnorte  landesabwesend,  so  sind  zunächst  seine  Wohnsitzbehörden 
um  den  Vollzug  des  Urteils  anzugehen.  Ist  der  Vollzug  unerreich- 
bar oder  hat  der  Beklagte  keinen  bekannten  Wohnort,  so  verfügt 
der  Präsident,  unter  kurzer  Bezeichnung  der  Strafe,  zum  Zweck 
des  Vollzuges  die  Ausschreibung,  eventuell  Fahndung  im  Amts- 
blatt und  in  geeigneten  Polizeianzeigern,  § 178. 

Über  alle  beim  Präsidenten  als  Einzelrichter  behandelten  Fälle 
(§  7,  a und  b ) führt  derselbe  eine  Kontrolle,  und  zwar  gesondert 
für  die  Polizeifibertretungen  und  die  übrigen  Fälle.  Werden  die 
Entscheide  des  Präsidenten  rechtskräftig,  so  sind  sie  vom  Gerichts- 
schreiber, ebenfalls  getrennt,  in  ein  eigenes  Protokoll  einzutragen. 
Erfolgt  dagegen  der  Weiterzug  an  das  Gericht,  so  findet  eine 
Protokollierung  nicht  statt,  § 178. 

Bei  blossen  Poliseiilbertretungen  tritt  folgendes  Verfahren  ein  : 

überzeugt  sich  der  Präsident,  dass  in  den  Klageanführungen 
überhaupt  gar  keine  Übertretung  enthalten  ist,  die  unter  irgend 
eine  polizeiliche  Bestimmung  fällt,  so  hat  er  die  Behandlung  der 
Klage  unter  schriftlicher  Motivierung  gegenüber  dem  Kläger  zu 
verweigern.  Dem  Kläger  steht  in  diesem  Falle  das  Rekursrecht 
an  das  Polizeigericht  offen,  § 182,  Abs.  2 und  4. 

Soweit  immer  möglich,  ist  der  Verklagte  in  der  Klageschrift 
genau  mit  Namen  und  Vornamen  zu  bezeichnen.  Ausnahmsweise, 
wenn  der  Thäter  nicht  zum  voraus  ermittelt  ist,  oder  direkte  Be- 
weise gegen  eine  bestimmte  Person  nicht  vorliegen,  doch  aber  der 
objektive  Thatbestand  einer  Übertretung  erwiesen  ist,  kann  sich 
der  Kläger  auf  die  Anzeige  der  letztem  beschränken  und  muss 
eine  solche  Klage  entgegengenommen  werden,  § 183. 

Wenn  die  Klage  allen  gesetzlichen  Erfordernissen  entspricht, 
so  setzt  der  Präsident  ohne  weiteres  und  ohne  Citation  des  Be- 
schuldigten, an  der  Hand  der  einschlägigen  polizeilichen  Bestim- 
mungen, die  Strafe  fest  und  stellt  den  Entscheid  dem  Beschuldigten 
zu  (Strafbefehl). 

Der  Strafbefehl  ist  nur  in  folgenden  Fällen  zu  unterlassen: 

a)  Wenn  in  der  Klage  ein  bestimmter  Verklagter  überhaupt 
nicht  genannt  ist,  § 183. 

b)  Wenn  sich  schon  aus  der  Klage  ergiebt  oder  auch  nach 
Eingang  derselben  dem  Präsidenten  auf  amtlichem  Wege  bekannt 
wird,  dass  der  Verklagte  die  Schuld  ganz  oder  teilweise  bestreitet, 
S 184. 

Der  Strafbefehl  hat  sich  auf  die  kurze  und  deutliche  Bezeich- 
nung der  eingeklagten  strafbaren  Handlung,  Anführung  der  dadurch 
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übertreteneil  Bestimmungen,  Festsetzung  der  Strafe  und  der  an- 
fälligen Entschädigung  zu  beschränken.  Kosten  sollen  in  diesem 
Verfahren  keine  auferlegt  werden,  § 185. 

Betreffend  die  Zustellung  des  Strafbefehls  an  den  Beklagten, 
den  Weiterzug  gegen  denselben  an  das  Polizeigericht,  dessen  Voll- 
zug nach  eingetretener  Rechtskraft,  sowie  betreffend  allfällig  not- 
wendige vorsorgliche  M assregeln  finden  die  Bestimmungen  der 
§§  175,  176  und  178  analoge  Anwendung.  In  der  Erklärung  des 
Weiterzuges  an  das  Gericht  hat  jedoch  der  Beklagte  mit  Rücksicht 
auf  das  nachfolgende  Beweisverfahren  deutlich  zu  bemerken,  ob 
er  sich  der  eingeklagten  Übertretung  ganz  oder  teilweise  schuldig 
bekenne  und  nur  wegen  der  Höhe  der  Strafe  und  der  allfällig 
ausgesprochenen  Entschädigung  die  gerichtliche  Beurteilung  ver- 
lange, oder  aber  ob  er  die  Schuld  bestreite.  Will  der  Beklagte 
auf  einen  verhöramtlichen  Untersuch  abstellen,  so  ist  dieses  Be- 
gehren'in  der  Erklärung  anzubringen,  und  ebenso  sind  in  derselben 
anfällige  Entlastungszeugen  zu  benennen,  S 186. 

Wird  gegen  den  Strafbefehl  vom  Beklagten  der  Weiterzug 
erklärt,  sowie  in  den  Fällen  von  t?  184,  litt,  a und  b,  hat  das 
Polizeigericht  endgültig  zu  entscheiden.  Die  in  § 183  (184,  litt,  a ) 
bezeichneten  Fälle  weist  der  Präsident  sofort  nach  Eingang  der 
Klagen  immer  vorerst  zu  näherem  Untersuche  an  das  Verhöramt. 
In  allen  andern  Fällen  soll  der  Präsident  von  sich  aus,  je  nach 
Beschaffenheit  des  einzelnen  Falles,  entweder  ebenfalls  den  verhör- 
amtlichen Untersuch  anordnen  oder  aber  ohne  einen  solchen  den 
Beklagten  nebst  den  allfällig  angegebenen  Zeugen  gleichzeitig  auf 
eine  folgende  Sitzung  vor  Polizeigericht  zur  Hauptverhandlung 
citieren.  Er  ist  hierbei  an  ein  allfälliges  Begehren  des  Beklagten 
um  Überweisung  der  Klage  an  das  Verhöramt  nicht  gebunden; 
letztere  soll  überhaupt  nur  in  verwickelten  Fällen  stattfinden.  Im 
Falle  eines  verhöramtlichen  Untersuches,  welcher  nach  den  ge- 
wöhnlichen Bestimmungen  durchzuführen  ist,  entscheidet  der  Prä- 
sident von  sich  aus  über  die  Maturität  des  Prozesses,  g 187. 

Das  weitere  Verfahren  vor  Polizeigericht  hat  gegenüber  dem 
bisherigen  keine  wesentlicheren  Veränderungen  erfahren. 

Der  Strafvollzug  bei  Polizeiübertretungen  verjährt,  sofern  in 
der  betreffenden  Gesetzesbestimmung  nicht  anders  bestimmt  ist, 
in  5 Jahren,  § 204. 

Das  besondere  Verfahren  bei  Ehrverletzungen  hat  bei  bekanntem 
oder  gesetzlich  verantwortlichem  Thäter  keine  Veränderung  erlitten. 

In  Fällen  von  Ehrverletzung  durch  anonyme  Schriftstücke, 
Abbildungen  u.  dergl.,  sowie  durch  Erzeugnisse  der  Druckerpresse 
oder  anderer  Mittel  der  Vervielfältigung,  worin  weder  Verfasser 
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noch  Herausgeber  bezeichnet  sind,  tritt  das  gewöhnliche  Verfahren 
ein,  § 208. 

Das  Klagerecht  bei  Ehrverletzungen  verjährt  drei  Monate  nach 
erhaltener  Kenntnis,  für  Landesabwesende  drei  Monate  nach  ihrer 
Rückkehr,  in  jedem  Falle  aber  nach  fünf  Jahren  seit  ihrer  Be- 
gehung, § 205. 

Der  Strafvollzug  verjährt  fünf  Jahre  nach  dem  Datum  der 
Rechtskraft  des  Urteils. 

Die  beiden  revidierten  Gesetze  riefen  auch  einer  Modifikation 
von  Art.  58  der  Kantonsrerfassung,  der  §t?  153  und  161  des  bürger- 
lichen Gesetzbuches,  der  SS  66  und  67  der  Cirilprozessordnnng  und 
des  S 42  des  kantonalen  EinfHhrnngsgesetzes  zum  Bnndesgesetz 
betreffend  Schuldbetreibung  und  Konkurs  etc. 

Der  Sportelntarif  wurde  ebenfalls  einer  Revision  unterzogen, 
zumeist  im  Sinne  der  Erhöhung  der  einzelnen  Ansätze. 

Bezüglich  der  nähern  Einzelheiten  muss  auf  die  neuen'Gesetze 
etc.  selbst  verwiesen  werden.  — 

Weitere  Erlasse  der  Landsgemeinde  18’.l‘.)  mit  strafrechtlichen 
Bestimmungen  sind  : 

1.  Beschluss  betreffend  Bunnung  der  Linth  ron  der  Einmündung 
in  den  Wallenser  bis  zur  Wnhrtanne  der  Spinn-  und  Weberei  Mollis. 
Die  Übertretung  dieses  Bannungsverbotes  wird  in  § 2 gemäss 
Art.  31,  Ziff.  1,  des  Bundesgesetzes  betreffend  die  Fischerei  vom 
Polizeigericht  (richtig  Gerichtspräsidenten)  mit  einer  Busse  von 
Fr.  5 bis  100  bestraft. 

2.  Beschluss  betreffend  das  Verbot  des  Kischens  mH  Setzen  und 
Garnen  an  Sonn-  und  Festtagen.  Die  Busse  für  die  Übertretung 
dieses  Verbotes  beträgt  Fr.  3 bis  Fr.  10,  mit  Verschärfung  im 
Wiederholungsfälle.  § 2 des  Beschlusses. 

3.  Gesetz  betreffend  Fischereipatente.  Für  das  Fischen  mit 
Netzen  und  Garnen  sowie  mit  der  Schieike  wird  eine  alljährliche 
Patentgebühr  eingeführt.  Für  das  Fischen  mit  Netzen  und  Garnen 
beträgt  dieselbe  Fr.  20,  für  das  Fischen  mit  der  Schieike  Fr.  5.  § 2. 

Wer,  ohne  im  Besitze  eines  Patentes  zu  sein,  beim  Fischen 
mit  andern  Geräten  als  der  gewöhnlichen  Angelrute  betroffen  wird, 
wird  vom  Polizeigericht  (richtig  = Gerichtspräsident)  mit  einer 
Busse  von  Fr.  30  bis  Fr.  300  belegt,  § 6. 

4.  Gesetz  betreffend  die  Forderung  der  Viehzucht.  Unterlassung 
der  Führung  eines  Sprungbüchleins  durch  den  Eigentümer  eines 
prämiierten  Zuchtstieres  ist  mit  einer  Busse  von  Fr.  40,  die  "Über- 
tretung des  Verbotes,  prämiierte  trächtige  Kühe  und  Rinder  vor 
dem  ersten  Werfen,  die  von  prämiierten  Kühen  geworfenen  Kälber 
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und  unträchtige  Kühe  vor  einem  Jahre  nach  der  Prämiierung  ausser 
den  Kanton  zu  verkaufen,  mit  einer  solchen  von  Fr.  20  bedroht,  t?  9. 

Das  am  14.  Juni  1899  vom  Landratc  erlassene  Gesetz  betref- 
fend Calcium-Carbid  und  Acetylen  verlangt  für  die  Verwendung 
dieser  Stoffe  eine  amtliche  Bewilligung  und  sieht  im  weitern  dafür 
eine  Anzahl  sichernder  Massnahmen  vor.  Übertretungen  des  Ge- 
setzes werden  abgesehen  von  den  civilrechtlichen  Folgen  mit  Geld- 
bnssen  von  Fr.  20  bis  Fr.  200  bestraft. 

Endlich  hat  der  Landrat  auf  Grund  einer  ihm  von  der  Lands- 
gemeinde erteilten  Vollmacht  ein  Übereinkommen  zwischen  den  Kan- 
tonen St.  Gallen  und  Glarus  betreffend  die  Regelung  der  Schiffahrt 
auf  dem  Wallensee  vom  1.  Mai  1899  genehmigt. 

Für  die  Niehtbefolgung  oder  Übertretung  der  Vorschriften 
dieses  Übereinkommens  enthält  letzteres  sozusagen  gleichlautende 
Bestimmungen  wie  das  analoge  Übereinkommen  zwischen  Zürich, 
Schwyz  und  St.  Gallen  betreffend  die  Regelung  der  Schiffahrt  auf 
dem  Zürichsee,  vide  Sch.  Z.  f.  Strafrecht  1899,  S.  388,  Ziff.  4.  Mit 
der  Vollziehung  des  Übereinkommens  ist  durch  Beschhiss  vom 
14.  September  1899  die  kantonale  Baudirektion  beauftragt  worden. 

Regulatir  über  Behandlung  der  Schulversäumnisse.  Durch  Be- 
schluss des  Regierungsrates  vom  lti.  März  1899  erhielt  § 1 des- 
selben folgenden  Zusatz:  In  Fällen,  in  welchen  die  Eltern  oder 
Vormünder  hierseits  schulpHichtiger  Kinder  ausserhalb  des  Kantons 
wohnen,  sind  diejenigen  Personen  für  die  regelmässige  Erfüllung 
der  Schulpflicht  verantwortlich,  welchen  die  betreffenden  Kinder  • 
zur  Pflege  oder  für  eine  Berufslehre  anvertraut  sind. 

Fribourg.  Rapporteur:  Gottofrey,  Président  du  Tribunal  can- 
tonal et  Conseiller  national  h Fribourg. 

1°  Loi  du  IS  mai  1S99  complétant  le  code  pénal  ensuite  de  la  création 
d'une  colonie  agricole  au  Grand-Marais. 

Cette  loi  introduit  dans  le  système  pénal  fribourgeois  une  nou- 
velle peine  privative  de  liberté:  l’internement  dans  une  colonie 
agricole.  Cette  peine  ne  peut  être  prononcée  qu’en  matière  correc- 
tionnelle et  de  simple  police  : sa  dnrée  est  de  1 h 5 ans. 

Les  délits  frappés  de  cette  nouvelle  peine  ne  sont  point  limi- 
tativement énumérés.  L’internement  est  motivé  moins  par  le  délit 
commis  que  par  la  cause  du  délit.  L’art.  1*'  de  la  loi  statue  en 
eflêt  que  lorsque  l’infraction  provient  de  l’abus  habituel  de  la  boisson, 
de  l’inconduite  ou  de  l’oisiveté,  le  juge  peut,  au  lieu  de  la  peine 
ou  accessoirement  h la  peine,  prononcer  l’internement  du  condamné 
à la  colonie  agricole. 
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Otto  loi  consacre  encore  une  innovation  non  applicable  aux 
autres  peines  privatives  de  liberté,  telles  que  la  réclusion  à lu  maison 
de  force,  ou  à la  inaisou  de  correction  ou  l’emprisonnement,  tuais 
spéciale  A l'internement  A la  colonie  agricole.  Cette  innovation  est 
la  libération  conditionnelle.  L’interné  qui  a subi  la  moitié,  et  s’il 
est  récidiviste,  les  deux  tiers  de  sa  peine,  et  qui  a donné  des 
preuves  d'amendement,  peut  être  admis  au  bénéfice  de  la  libération 
conditionnelle  (art.  3).  La  libération  conditionnelle  est  ordonnée  par 
le  Conseil  d’Etat  et  subordonnée  A diverses  conditions  (surveillance 
de  la  police,  interdiction  de  séjour  dans  certaines  communes,  etc.). 
Elle  met  fin  provisoirement  à l’internement  (art.  4 et  5).  Lorsque 
le  libéré  contrevient  aux  conditions  mises  A sa  libération,  il  est 
réintégré  A la  colonie  et  doit  subir  le  reste  de  sa  peine.  Il  en  est 
de  même  si  le  libéré  commet  une  infraction  aux  lois  pénales  pendant 
sa  libération  provisoire.  Dans  ce  dernier  cas,  il  subit  ensuite  la 
peine  encourue  par  la  nouvelle  infraction  (art.  8). 

Le  libéré  réintégré  peut  à nouveau  être  remis  en  liberté  pro- 
visoire selon  des  prescriptions  A fixer  par  le  Conseil  d’Etat  (art.  9). 

A l’expiration  du  temps  fixé  pour  la  peine,  la  libération  devient 
définitive.  Ri  le  libéré  conditionnel  commet,  après  la  libération 
définitive,  une  nouvelle  infraction,  il  ne  sera  pas  réintégré  à la 
colonie  pour  y subir  le  reste  de  sa  peine,  il  sera  condamné  A une 
peine  qui,  en  raison  de  la  récidive,  sera  majorée. 

Le  condamné  A la  colonie  agricole  ne  peut  pas  user  du  droit 
de  grAce  ordinaire  prévu  aux  art.  91  et  suiv.  du  code  pénal  fri- 
bourgeois.  Il  ne  peut  avoir  recours  qu’au  droit  de  grAce  extraordinaire 
prévu  aux  art.  98  et  99  du  même  code. 

2°  Loi  du  20  mai  1X9!)  sur  la  compétence  des  cours  d'assises. 

Cette  loi  apporte  une  nouvelle  restriction  A la  compétence  des 
cours  d’assises. 

La  loi  organique  du  20  mai  1818  attribuait  A la  connaissance 
des  cours  d’assises  tous  les  crimes  ainsi  que  *les  délits  politiques  et 
les  délits  de  presse.  La  loi  organique  du  29  mai  1809  restreignit 
cotte  compétence  en  attribuant  aux  tribunaux  criminels  les  crimes 
les  moins  graves  et  aux  tribunaux  correctionnels  ordinaires  les  délits 
politiques  et  les  délits  de  presse. 

D’après  cette  loi  de  1809  les  cours  d’assises  avaient  A connaître: 

1°  des  crimes  contre  l’Etat,  de  ceux  dirigés  contre  le  pays,  la 
constitution  et  les  autorités  supérieures  du  canton  ; 

2°  des  crimes  généralement  dangereux:  empoisonnement,  incendie, 
inondation  ; 

H”  des  crimes  contre  la  vie  ; 

I“  «les  crimes  contre  l’état  civil  et  la  liberté  des  personnes; 
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5°  du  brigandage  <‘t  de  l'extorsion  ; 

ti°  des  crimen  des  fonctionnaires,  employés  et  officiers  publics 
dans  l’exercice  de  leurs  fonctions. 

La  novelle  de  189!»  np|»orte  une  moditication  au  chiffre  :i  et 
enlève  à la  connaissance  des  cours  d’assises,  pour  les  placer  dans 
la  compétence  des  tribunaux  criminels  ordinaires,  l’avortement,  l’in- 
fanticide, l’exposition. 

Cette  moditication  à la  loi  organique  a été  introduite  il  la  suite 
d’un  certain  nombre  d'acquittements  prononcés  par  le  jury  en  matière 
d'infanticide  et  d’avortement,  acquittements  qui  paraissaient  injustifiés 
et  avaient  profondément  blessé  la  conscience  populaire. 


Solothurn.  Berichterstatter:  Dr.  A.  Affolter,  Fürsprecher 
in  Solothurn. 

1.  Gesetz  über  dus  Hausier-  und  Markfiresen,  vom  I t>.  Juli  1 8!*!». 
Dasselbe  bedroht  in  § 24  die  Übertretungen  der  Vorschriften  mit 
(ieldbussen  bis  200  Franken.  Im  Rückfälle  innerhalb  eines  Jahres 
seit  der  letzten  Verurteilung  beträgt  das  Strafmaximunt  das  Doppelte. 
In  allen  Fällen  ist  zudem  auf  Naehhozahlung  der  Patenttaxe  zu 
erkennen. 

2.  Gesetz  über  Volksabstimmungen  und  Wahlen,  vom  10.  Juni 
18!*!».  Zuwiderhandlungen  gegen  dieses  Gesetz  sind,  sofern  sie 
nicht  unter  die  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuches  fallen,  mit 
(ieldbussen  bis  auf  50  Franken  zu  bestrafen. 

<1.  Gesetz  betreffend  die  Qebändebrandrtrsicherung  und  die  Feuer- 
polizei, vom  2!».  Oktober  1899.  Das  Oesetz  stellt  für  verschiedene 
Zuwiderhandlungen  (Ieldbussen  bis  auf  500  Franken  auf. 

4.  Verordnung  des  Kegierungsrates  vom  28.  Dezember  1899 
betreffend  dus  Verbot  des  Hydra-  Verkan/ssystemes.  Ks  wird  der  Ge- 
schäftsbetrieb nach  dem  sogenannten  Hydra-,  (»aller-,  Schneeball- 
oder Lawinensystem  mit  einer  Geldbusse  bis  zu  .r»00  Franken 
bedroht. 


Baselstadt.  Berichterstatter:  Dr.  //.  Völlmy.  Strnfgerichts- 
präsident  in  Basel. 

I.  Durch  das  Stempelgesetz  vom  8.  Juni  18'.»!»  wurde  die  Ver- 
pflichtung zur  Stempelung  von  Wechseln,  Checks  und  Anweisungen, 
sowie  von  Miet-  und  andern  Verträgen  aufgehoben.  Der  Stempel- 
pflicht unterworfen  sind  nur  noch  folgende  im  Gebiete  des  Kantons 
Baselstadt  ausgestellte  Schriftstücke: 
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Intorirasseheine  für  Aktien  und  für  Anteilscheine,  sofern  der 
Betrag  Fr.  50  übersteigt,  und  für  Schuldverschreibungen,  sofern 
der  Betrag  Fr.  200  übersteigt;  Frachtbriefe;  notarialische  Akten; 
Schriftstücke,  welche  von  Privaten  ausgestellt  worden  sind,  sofern 
sie  von  einer  Amtsstelle  beglaubigt  werden;  Versicherungspolicen; 
Schuldverschreibungen,  sofern  der  Betrag  Fr.  200  übersteigt;  den 
Schuldverschreibungen  sind  gleichgestellt  die  Kreditobligationen  ; 
Aktien  und  Anteilscheine,  sofern  der  Betrag  Fr.  50  übersteigt;  Bor- 
dereaux über  den  Verkauf  von  Wertpapieren. 

§ 47  des  Polizeistrafgesetzes  erhiilt  folgende  Fassung: 

„Wer  die  ihm  laut  Gesetz  obliegende  Stempelung  eines  Schrift- 
stückes oder  die  Ausstellung  eines  Bordereaus  unterlässt,  wird  mit 
Geldbusse  im  zwnnzigfaehen  Betrage  des  umgangenen  Stempels 
und  ausserdem  bis  zu  Fr.  50,  im  Wiederholungsfälle  bis  zu  Fr.  100 
bestraft. 

Mit  Geldbusse  im  zehnfachen  Betrage  des  umgangenen  Stempels 
und  ausserdem  bis  zu  Fr.  30  wird  bestraft  : 

1.  Wer  ein  Schriftstück,  das  mit  dem  gesetzlichen  Stempel 
gar  nicht  oder  ungenügend  versehen  ist,  annimmt,  ohne  es  sofort 
seitist  mit  dem  Stempel  nach  gesetzlicher  Vorschrift  zu  versehen. 

2.  Wer  eine  Stempelmarke  bei  der  Verwendung  nicht  vorschrifts- 
gemiiss  kassiert. 

3.  Wer  ein  mit  unkassierter  Stempelmarke  versehenes  Schrift- 
stück annimmt  und  die  Kassierung  nicht  sofort  vornimmt, 

4.  Wer  gekaufte  Wertpapiere  annimmt,  welche  nicht  mit  einem 
Bordereau  nach  gesetzlicher  Vorschrift  versehen  sind. 

Wer  eine  bereits  verwendete  Stempelmarke  noch  einmal  ver- 
wendet, wird  mit  Geldbusse  im  fünfzigfachen  Betrage  des  umgan- 
genen Stempels  und  ausserdem  mit  Fr.  50  bis  Fr.  300  und  im 
Wiederholungsfälle  mit  Haft  bestraft. 

Die  Verjährung  beträgt  in  allen  obigen  Fällen  fünf  Jahre. 11 

II.  Grossratsbeschluss  vom  ü.  Juli  1 809  betreffend  Unterbringung 
hiesiger  Znvhthansstritflinge  in  ausserkantonalen  Strafanstalten. 

„Der  Grosse  Ruf  des  Kantons  Baselstadt,  in  Anbetracht  des 
Raummangels  in  der  Strafanstalt,  beschliesst: 

Der  Regierungsrat  wird  ermächtigt , Zuchthaussträflingc  in 
ausserkantonalen  Strafanstalten  unterzubringen  und  mit  den  be- 
treffenden Kantonsregierungen  Verträge  darüber  abzuschliessen.-1  — 

Der  Ratschlag  hierzu  lautet: 

« Die  Gesamtzahl  der  in  der  hiesigen  Strafanstalt  untergebrachten  Gefan- 
genen belief  sich  im  Jahre  1SÜ«  auf  5X0.  der  tägliche  Durchschnitt  juif  146, 
die  höchste  Zahl  auf  162,  die  Zahl  der  Verpflegungstage  auf  53,322.  Damit 
sind  annähernd  wieder  die  gleichen  Verhältnisse  eingetreten,  wie  sie  in  den 
Jahren  IXÏS  1KH2  bestanden. 
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Diese  Verhältnisse  veranlassten  damals  den  Regierungsrat,  dem  Grossen 
Rate  das  Projekt  einer  Vergrösserung  der  Anstalt  vorzulegen.  Es  ktun  aber 
zu  keinem  Beschlüsse,  da  inzwischen  eine  starke  Abnahme  der  Gefangenen - 
zahl  eintrat,  und  zwar  andauernd  bis  zum  Jahre  18%,  in  welchem  die 
Durchschnittszahl  auf  105  fiel,  die  höchste  Zahl  122,  die  Zahl  der  Ver- 
pflegungstage 88,600  betrug. 

Im  Jahre  1897  stiegen  die  Zahlen  wieder,  und  mit  der  raschen  Ver- 
mehrung im  Jahre  1898  ist  wieder  eine  Überfüllung  der  Anstalt  eingetreten. 

Auch  ist  bei  der  Zunahme  der  Bevölkerung  eine  dauernde  und 
erhebliche  Abnahme  kaum  mehr  zu  erwarten.  Kleinere  Fluktuationen  werden 
eintreten.  aber  im  allgemeinen  wird  die  Zahl  der  Gefangenen  zu  gross  sein 
für  den  vorhandenen  Kaum. 

Es  braucht  nicht  uiher  begründet  zu  werden,  dass  dieser  Zustand 
schwere  Nachteile  im  Gefolge,  bat.  Die  Sicherheit,  die  Disciplin  und  die 
Möglichkeit,  die  Gefangenen  angemessen  zu  beschäftigen,  leiden  in  hohem 
Grade,  und  die  Trennung  der  verschiedenen  Kategorien  der  Gefangenen 
wird  undurchführbar. 

Abhülfe  muss  also  getroffen  werden,  und  es  kommen  hierbei  dieselben 
Fragen  wieder  in  Betracht,  die  schon  beim  frühem  Projekt  diskutiert  wurden, 
die  Frage  einer  Vergrösserung  der  Anstalt  an  Ort  und  Stelle,  einer  Ver- 
legung der  Anstalt,  der  Trennung  von  Zuchthaus-  und  Gefängnissträflingen 
und  des  Baues  einer  neuen  Anstalt  für  eine  dieser  beiden  Kategorien. 

Zur  Entscheidung  aller  dieser  Fragen  ist  aber  der  jetzige  Moment 
ungeeignet,  da  die  Arbeiten  für  den  Erlass  eines  eidgenössischen  Straf- 
gesetzes begonnen  haben  und  bereits  ziemlich  weit  vorgeschritten  sind. 
Der  vom  Volke  angenommene  Zusatz  zur  Bundesverfassung  überträgt  dem 
Bunde  das  Gesetzgebungsrecht  im  Gebiete  des  Strafrechts  und  ermächtigt 
ihn,  den  Kantonen  Beiträge  zur  Errichtung  von  Straf-,  Arbeits-  und  Bes- 
serungsanstalten, sowie  für  Verbesserungen  im  Strafvollzug  zu  gewähren. 

Mit  Rücksicht  auf  die  früher  oder  später  eintretende  Anwendung 
dieser  Bestimmungen  erscheint  cs  uns  nicht  als  ratsam,  für  Änderung  der 
Raumverhältnisse  unserer  Strafanstalt  definitive  und  umfassende  Massregeln 
zu  treffen.  Wir  empfehlen  vielmehr,  provisorische  Abhülfe  eintreten  zu  lassen. 

Es  kann  dies  auf  verschiedene  Weise  geschehen  : 

1.  Durch  Unterbringung  von  hierzu  geeigneten  administrativ  Versorgten 
nach  Kalehrain. 

Hierbei  kann  es  sich  immer  nur  um  eine  beschränkte  Zahl  von 
Individuen  handeln. 

2.  Durch  Versorgung  gewisser  Kategorien  von  Gefängnisslräflingen, 
sowie  der  Polizeisträflinge  im  Lohnhof. 

Wir  behalten  uns  vor,  hierüber  noch  zu  berichten.  Zur  Stunde 
ist  ein  Vorgehen  in  dieser  Richtung  unmöglich,  da  die  betreffenden 
Umbauten  im  Lohnhof  noch  nicht  abgeschlossen  sind. 

Durch  Unterbringung  von  Znchthnussträflingen  mit  längeren  Strafen 
in  den  Strafanstalten  anderer  Kantone.  Diese.  Massregel  wird  von 
andern  Kantonen  vielfach  angewendet.  Es  ist  gegen  sie,  als  provi- 
sorische Massregel.  nichts  cinznwenden.  Es  ist  aber  dazu  ein  Gross- 
ratsbescbluss  erforderlich. 

§ (i  unseres  Strafgesetzes  schreibt  vor,  dnss  die  zu  Zuchthausstrafe 
Verurteilten  in  der  Strafanstalt  verwahrt,  zur  Arbeit,  angehalten  und  nach 
den  Bestimmungen  des  Reglements  beköstigt  und  bekleidet  werden.  I »ar- 
unter  ist  natürlich  die  hiesige  Strafanstalt  verstanden,  und  die  Massregel 
der  Verbringung  in  auswärtige  Anstalten  zum  Strafvollzug  bedeutet  eine 
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Abweichung  von  der  Gesetzesvorschrift,  die  der  Genehmigung  durch  den 
Grossen  Rat  bedarf. 

Wir  haben  in  vorbereitender  Weise  Verhandlungen  mit  einigen  Kan- 
tonen hierüber  anknüpfen  lassen,  und  es  haben  sich  bis  jetzt  die  Kantone 
Basel-Landschaft  und  Bern  bereit  erklärt.  Zuchthausstritflinge  von  uns  zu 
übernehmen.  Die  Angelegenheit  wird  durch  specielle  Übereinkunft  zu 
regeln  sein.  » 

III.  Gesetz  betreffend  Abänderung  des  Strafgesetzes  vom  6.  Juli 

1899. 

„Der  Grosse  Rat  des  Kantons  Baselstadt,  in  Erwägung,  dass 
die  in  den  §8  70.  85  und  131*  des  Strafgesetzbuches  festgesetzten 
Strafininiiua  zu  hoch  erscheinen,  beschliesst  : 

1.  8 70  des  Strafgesetzbuches  erhält  folgenden  Zusatz: 

ln  leichteren  Füllen  kann  das  Gericht,  sofern  nicht  ein  Ver- 
mögensschaden  von  über  dreihundert  Franken  beabsichtigt  ist. 
unter  das  Minimum  von  zwei  Wochen  bezw.  drei  Monaten  Ge- 
fängnis heruntergehen. 

2.  8 65  des  Strafgesetzbuches  erhält  folgenden  Zusatz  : 

In  leichteren  Füllen  kann  das  Gericht  unter  das  Minimum  von 
drei  Monaten  Gefängnis  heruntergehen. 

3.  8 139  erhält  folgenden  Zusatz: 

In  leichteren  Fällen,  die  unter  Zidern  1 und  2 fallen,  kann  das 
Gericht  unter  das  Minimum  von  drei  Monaten  Gefängnis  herunter- 
gehen.“ 

Der  Ratschlag  hierzu  lautet  : 

«....Zur  Bchamllung  dieses  Gegenstandes  sind  zunächst  Gutachten 
des  Strafgerichts  und  des  Appellationsgerichts  eingeholt  worden. 

Das  Strafgericht  betrachtet  cs  als  ausser  Zweifel  stehend,  dass  in  ein- 
zelnen Fällen  die  Strafminiina  sich  als  zu  streng  erweisen,  so  besonders  beim 
schweren  Diebstahl,  bei  l'rkundenfälschung  und  bei  Verletzung  des  Per- 
sonenstandes. Es  lehnt  jedoch  ab.  auf  den  vom  Anzug  angedeutoten  Weg 
einzutreten,  weil  einerseits  die  Strafininiiua  dem  Richter  eine  Handhabe  bei 
Ausmessung  der  Strafe  geben,  und  weil  andrerseits  schwer  zu  bestimmen 
wäre,  bei  welchen  Delikten  die  Strafminiina  zu  streichen  wären  und  bei 
welchen  nicht.  Dagegen  schlägt  das  Strafgericht  zwei  Mittel  vor,  die  Ab- 
hülfe schaffen  sollen,  nämlich  das  Institut  allgemeiner  mildernder  l'mstände 
und  das  Institut  der  bedingten  Verurteilung. 

Das  Appellationsgericht  wirft  die  Frage  auf,  ob  es  richtig  sei,  hu 
jetzigen  Moment,  wo  ein  schweizerisches  Strafgesetz  bevorsteht.  Änderungen 
an  dem  mit  Baselland  gemeinschaftlich  erlassenen  Gesetz  vorzunehmen, 
und  macht  darauf  aufmerksam,  dass  bis  vor  ganz  kurzer  Zeit  Klagen  über 
zu  hohe  Strafminiina  nicht  laut  geworden  sind. 

Eventuell  ist  es  der  Ansicht,  dass  man  sich  auf  das  Notwendigste 
beschränken  und  auf  dem  von  dein  Anzug  Völlmy  angedeuteten  Wege 
Vorgehen  sollte,  wie  mau  es  im  Jahre  IKtii)  unter  der  Herrschaft  des  alten 
Strafgesetzes  getlian  hat. 
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Die  Aufstellung  allgemeiner  Milderungsgründe  geheint  ihm  nicht  em- 
pfehlenswert ; von  der  bedingten  Verurteilung  rlit  es  namentlich  aus  prak- 
tischen Gründen  ab. 

Ks  ist  unserer  Ansicht  nach  in  erster  Linie  zu  prüfen,  ob  das  Be- 
dürfnis wirklich  bestehe. 

§ 21  des  Strafgesetzes  bestimmt,  dass  in  ausserordentlichen  Fällen, 
in  welchen  die  gesetzliche  Strafe  zn  hart  erscheint,  das  Gericht,  welches 
das  Urteil  ausspricht,  den  Verurteilten  zu  gänzlichem  oder  teilweisem  Nach- 
lass der  Strafe  oder  zu  deren  Umwandlung  in  eine  andere  Strafart  dem 
Grossen  Rate  empfehlen  kann. 

Seitdem  das  Strafgesetz  in  Kraft  steht  (1.  Januar  1873),  bis  Ende  1898, 
hat  das  Strafgericht  viermal  von  dieser  Befugnis  Gebrauch  gemacht,  und 
zwar  einmal  im  Jahre  1882  und  dreimal  im  Jahre  1897.  in  drei  Fällen  hat 
der  Grosse  Itat  die  vom  Gericht  ausgesprochene  Strafe  herabgesetzt,  in 
einem  Fall  hat  er  das  Gesuch  abgewiesen. 

Im  gleichen  Zeitraum  sind  durch  das  Strafgericht  über  11,000  Per- 
sonen verurteilt  worden. 

Es  kommt  somit  ein  Begnadigungsgesuch  auf  eirka  2750  Verurteilte. 

ln  den  Jahresberichten  des  Strafgerichts  findet  sich  ein  einziges  Mal 
eine  Bemerkung  über  die  Strafminima,  nämlich  in  dem  von  1876,  in  welchem 
das  Strafgericht  im  Anschluss  an  einen  Fall,  den  es  entschieden  hatte,  auf 
das  nach  seiner  Ansicht  zu  hohe  Minimum  in  § 85  (Verletzung  des  Civil- 
standes)  hin  wies.  Dieser  Fall  führte  zu  einem  Antrag  im  Grossen  Rat  auf 
Änderung  dieses  § 85,  der  aber  nach  Einholung  eines  Berichtes  des  Regie- 
rungsrates abgelehnt  wurde. 

Überdies  ist  der  gegenwärtige  Zeitpunkt  wenig  geeignet,  um  au  der 
Strafgesetzgebung  wichtige  Änderungen,  die  nicht  unbedingt  notwendig 
sind,  vorzunehmen. 

Seitdem  der  Anzug  erheblich  erklärt  worden  ist,  ist  durch  die  Volks- 
abstimmung vom  13.  November  1898  der  Art.  64M’  der  Bundesverfassung 
angenommen  worden,  welcher  dem  Bunde  das  Gesetzgebungsrecht  im 
Gebiete  des  Strafrechtes  überträgt.  Ein  von  einer  Expertenkommission 
durchberatener  Strafgesetzentwurf  liegt  vor,  und  es  ist  vorauszusehen,  dass 
in  absehbarer  Zeit  ein  Gesetz  zur  Annahme  oder  Verwerfung  gelangen 
wird.  Tritt  letzteres  ein,  so  wird  dann  geprüft  werden  müssen,  ob  unser 
Strafgesetz  revidiert  werden  muss.  Jetzt  wäre  eine  solche  Revision  ver- 
früht, um  so  mehr,  da,  wie  bereits  angeführt,  das  Bedürfnis  nicht  als  ein 
dringendes  betrachtet  werden  kann. 

Über  die  Vorschläge  des  Strafgerichts  ist  folgendes  zu  bemerken  : 

Das  Strafgericht  scldägt  vor,  in  Abschnitt  IV  des  Strafgesetzes,  der 
von  der  Ausschliessung'  und  Milderung  der  Strafe  handelt,  einen  Para- 
graphen aufzunehmen,  der  eine  Reihe  von  Strafmilderungsgründen  enthält. 

Dieser  Vorschlag  entspricht  dem  g 39  des  Vorentwurfes  eines  schwei- 
zerischen Strafrechtes  mit  einigen  Modifikationen.  Das  in  demselben  ent- 
haltene Prinzip  ist  ein  Teil  des  ganzen  Systems  dieses  Entwurfes;  es  steht 
mit  dem  Strafensystem  in  engem  Zusammenhang.  Namentlich  entspricht 
ihm  der  Art.  41,  welcher  in  gewissen  Fällen  eine  Straferhöhung  über  das  ge- 
setzliche Maximum  hinaus  zulässt.  Es  geht  daher  nicht  an,  diesen  Artikel 
einfach  aus  dem  eidgenössischen  Vorentwurf  in  unser  Strafgesetzbuch 
herüberzunehmen,  ohne  dasselbe  auch  in  verschiedenen  andern  Punkten 
einer  genauen  Durchsicht  zu  unterziehen. 

Auch  geht  es  weit  über  das  hinaus,  was  allenfalls  noch  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  als  ein  Bedürfnis  erscheinen  könnte,  indem  das  Straf- 
minimum nur  bei  ganz  wenigen  Delikten  Anstoss  gegeben  hat. 
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Der  Vorschlag  betreffend  Einführung  der  bedingten  Verurteilung  ent- 
spricht dem  Art.  50  des  eidgenössischen  Vorentwurfes.  Dieses  Institut  ist 
bereits  in  verschiedenen  Ländern  eingeführt  und  verdient  gewiss  bei  der 
Redaktion  eines  eidgenössischen  Strafgesetzes  genau  geprüft  zu  werden. 
Für  uns  aber  hat  es  bei  der  Kleinheit  unseres  Gebietes  sehr  gewichtige 
praktische  Bedenken. 

Die  bedingte  Verurteilung  äussert  ihre  Wirkung  nur  dann,  weun 
eine,  genaue  Kontrolle  über  das  spätere  Verhalten  des  bedingt  Verurteilten 
ausgeübt  wird,  so  dass  dieser  sicher  ist,  bei  Begehung  eines  neuen  Vergehens 
innerhalb  fünf  Jahren  die  frühere  Strafe  erstehen  zu  müssen. 

Das  ist  nun  bei  der  Kleinheit  unseres  Gebietes  und  bei  der  Art  der 
Bevölkerung,  welcher  weitaus  der  grösste  Teil  der  Bestraften  angehört, 
unmöglich. 

Im  Jahre  1898  waren  von  580  Insassen  der  Strafanstalt 

Kautonsbürger 581, 

Niedergelassene 94  | 

Aufenthalter 57  1 

Ohne  Domizil  im  Kanton 871  | “ 

580  580 

Hiervon  gehören  die  beiden  letzten  Kategorien  mit  beinahe  */'*  der 
sämtlichen  Bestraften  der  flottanten  Bevölkerung  an,  die  wieder  aus  dem 
Kanton  verschwindet;  auch  für  einen  Teil  der  Niedergelassenen  wird  dies 
zutreffen.  Für  alle  diese  werden  uns  in  den  wenigsten  Fällen  spätere  Be- 
strafungen zur  Kenntnis  kommen,  und  auch  wenn  dies  der  Fall  wäre, 
würden  wir  die  bedingt  ausgesprochene  Strafe  vielfach  nicht  exequieren 
können,  weil  nicht  alle  Vergehen,  bei  welchen  die  bedingte  Verurteilung 
eintreten  kann,  zu  den  Auslieferungsverbrechen  gehören.  Überdies  wäre 
in  allen  Fällen,  In  denen  der  Verurteilte  ein  zweites  Vergehen  in  seinem 
Heimatkanton,  bezw.  in  seinem  Heimatland«  begeht,  seine  Auslieferung 
auch  aus  dem  Grunde  nicht  zu  erwirken,  weil  eigene  Angehörige  nicht 
nusgeliefert  werden. 

Das  Resultat  der  bedingten  Verurteilung  würde  daher  ein  sehr  un- 
befriedigendes sein  ; denn  sie  würde  ihre  Wirkung  nur  auf  einen  kleinen 
Teil  der  Verurteilten,  nämlich  auf  die  hier  ansässigen,  äussern,  auf  die 
übrigen  nur  ausnahmsweise,  ein  Übelstand,  der  sich  selbstverständlich  in 
weit  geringerem  Masse  geltend  machen  wird  bei  einem  Strafgesetz,  dessen 
Geltungsgebiet  die  ganze  Schweiz  umfasst. 

Wir  erachten  somit,  dass  auf  die  Vorschläge  des  Strafgerichts  nicht 
eingetreten  werden  könne. 

Auch  sollte  aus  den  angegebenen  Gründen  keine  eingreifende  Ände- 
rung an  unserm  Strafgesetze  vorgenommen  werden.  Dagegen  erscheint  es 
allerdings  als  wünschbar,  in  der  im  Anzug  angedeuteten  Weise  die  Straf- 
minima  bei  einigen  Vergehen  zu  beseitigen. 

Hierüber  ist  folgendes  zu  bemerken  : 

Von  den  vier  Fällen,  die  bisher  vom  Strafgericht  dem  Grossen  Rate 
zur  Begnadigung  empfohlen  wurden,  betrifft  einer,  der  aus  dem  Jahre  1883, 
einen  Fall  von  Brandstiftung.  Es  kann  sich  aber  hier  nicht  darum  handeln, 
dass  das  Strafminimum  zu  hoch  ist.  Die  Begnadigung  erfolgte,  weil  ganz 
besondere  Verhältnisse  Vorlagen,  denen  durch  keine  Gesetzesredaktion, 
sondern  nur  auf  dem  Wege  der  Begnadigung  Rechnung  getragen  werden 
kanu. 

Die  drei  andern  Fälle  betreffen  sämtlich  schweren  Diebstahl  nach 
§ 19  des  Strafgesetzbuches. 
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Hier  kan»  allerdings  gesagt  werden,  dass  das  Minimum  von  drei 
Monaten  Gefängnis,  wenn  der  gestohlene  Betrag  Fr.  300  nicht  übersteigt, 
hie  und  da  su  hoch  erscheinen  kann,  weil  die  Definition  des  schweren 
Diebstahls  in  unserem  wie  in  andern  Gesetzen  keine  ganz  glückliche  ist 
und  eigentliche.  Bagatellsachen  umfasst,  die  ihrem  Wesen  nach  viel  weniger 
schwer  erscheinen  als  viele  Fälle  von  einfachem  Diebstahl. 

Ks  rechtfertigt  sich,  in  solchen  Fällen  auch  unter  das  Minimum  von 
drei  Monaten  hinunter  zu  gehen.  Dagegen  ist  diese  Möglichkeit  zu  be- 
schränken auf  die  Fälle  von  Ziffern  1 und  2 des  § 139.  Denn  für  die  Fälle 
von  Ziffern  3 und  4,  welche  von  bewaffnetem  Diebstahl  ttnd  vom  Diebstahl 
im  Komplott  handeln,  ist  ein  Minimum  von  drei  Monateu  nicht  zu  hoch. 

Ebenso  ist  bei  Vergehen  nach  g 8ô  in  leichtern  Fällen  das  Minimum 
von  drei  Monaten  zu  hoch. 

Der  entsprechende  Paragraph  des  deutschen  Strafgesetzbuches  enthält 
ein  Minimum  von  1 Tag.  Der  oben  erwähnte  Fall,  der  im  Jahre  1876  An- 
lass zu  Erörterungen  gal)  und  über  den  der  Itatschlag  von  1878  Aufschluss 
giebt,  ist.  ein  Beispiel  einer  sehr  leichten  Übertretung,  für  welche  ein 
Minimum  von  drei  Monaten  zu  hart  erscheint.  Es  handelte  sich  dort  darum, 
dass  ein  Vater  die  dreitägige  Frist  zur  Anmeldung  der  Geburt  eines 
Kindes  versäumt  hatte;  um  der  kleinen  Geldbusse,  die  er  deshalb  zu  ge- 
wärtigen hatte,  zu  entgehen,  gab  er  einen  unrichtigen  Geburtstag  au  und 
musste  deshalb  mit  dem  gesetzlichen  Minimum  von  drei  Monaten  bestraft 
werden. 

Endlich  hat  das  Minimum  von  drei  Monaten  in  § 70,  L*  2,  handelnd 
von  der  Fälschung  öffentlicher  Urkunden,  beim  Gericht  schon  mehrfach 
Anstoss  erregt.  Es  kommen  Fälle  vor.  in  denen  die  Fälschung  eine  so 
leichte  ist,  indem  sie  z.  B.  nur  die  Umgehung  einer  minimen  Gebühr  zum 
Zwecke  bat,  dass  eine  Strafe  von  drei  Monaten  ausser  Verhältnis  zu  dein 
Vergehen  ist. 

Wenn  in  diesen  drei  Fällen  dem  Gericht  die  Möglichkeit  gegeben 
wird,  in  leichtern  Fällen  unter  das  gesetzliche  Minimum  hinunter  zu  gehen, 
so  ist  jedenfalls  dem  wirklich  vorhandenen  Bedürfnis  Rechnung  getragen. 

Die  vorgeschlagene  Redaktion  weist  darauf  hin,  dass  das  Hinunter- 
gehen unter  das  Minimum  von  drei  Monaten  nur  in  ausnahmsweise  leich- 
teren Fällen  eintreten  soll. 

Wir  beantragen,  in  den  drei  genannten  Fällen  das  Minimum  zu  be- 
seitigen, und  legeu  den  Entwurf  eines  darauf  bezüglichen  Gesetzes  vor. 

IV.  Aus  der  Verordnung  betreffend  die  Abgabe  ron  Elektricitüt 
vom  26.  Juli  1899  ist  § 37  bemerkenswert  : 

„Wird  ohne  Vorwissen  der  Verwaltung  Elektricitüt  ohne  Be- 
zahlung der  Leitung  entnommen  (Stromdefraudation),  oder  durch 
Herstellung  von  unerlaubten  Leitungsverbindungen  der  für  Motoren 
und  technische  Zwecke  zu  reduziertem  Preise  gelieferte  elektrische 
Strom  zu  Beleuchtungszwecken  verwendet,  so  zieht  dies  Überweisung 
der  fühlbaren  Konsumenten  und  Installateure  an  den  Strafrichter 
nach  sich,  unbeschadet  der  Ansprüche  des  Elektricitlitswerks  auf 
vollen  Ersatz  der  entgangenen  Einnahmen. “ 

V.  Die  neue  Verordnung  Uber  den  Verkauf  ron  Oifien  und 
Arznei-  und  Qeheimmitieln  vom  30.  September  1899  enthält  in  § 15 
folgende  Strafbestimmungen  : 
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„Zuwiderhandlungen  gegen  die  Bestimmungen  dieser  Verord- 
nung unterliegen  der  Beurteilung  des  Polizeigeriehtes  nach  80 
«les  Polizeistrafgesetzes. 

überdies  ist  »las  Sanitätsdepartement  befugt,  in  Fallen,  wo  es 
sich  um  Verkauf  verbotener  Geheimmittel  handelt,  die  Konfiskation 
der  letztem  zu  verfügen.“ 

VI.  Unterm  14.  Oktober  1899  wurde  eine  neue  Verordnung 
betreffend  dus  Apothekenwesen  erlassen.  Zuwiderhandlungen  werden 
nach  § 80  Polizeistrafgesetz  bestraft. 

VII.  Durch  Orossrafsbeschlnss  betreffend  feuerpolizeiliche  Vor- 
schriften fllr  Warenhäuser,  //rosse  Verkaufsmagazine  und  dergleichen 
vom  23.  November  1899  wurde,  in  der  Absicht,  die  in  den  soge- 
nannten Warenhäusern,  grossen  Verkaufsmagazinen  und  dergleichen 
bestehenden  Übelstiinde  feuerpolizeilicher  Natur  zu  heben  und  die 
Gefährdung  von  Menschenleben  bei  Feuerausbruch  in  solchen  Ge- 
bäuden nach  Möglichkeit  zu  verhüten,  beschlossen: 

1.  Die  Bestimmungen  der  SS  54,  7(i  und  78  des  Gesetzes 
über  Hochbauten  vom  27.  Juni  1895,  die  für  Kasernen,  Theater. 
Schulen.  Fabriken  u.  s.  w.  massive  Wände,  feuersichern  Kinbau 
und  genügende  Anzahl  von  leuersichern  Kommunikationen  und 
Ausgängen  vorschreiben,  seien  auf  Warenhäuser,  grosse  Verkaufs- 
magazine  und  dergleichen  auszudehnen,  ohne  Rücksicht  auf  die 
Grösse  ihrer  Grundfläche. 

2.  Der  Regierungsrat  sei  beauftragt,  feuerpolizeiliche  Vor- 
schriften für  Warenhäuser,  grosse  Verkaufsmagazine  und  dergleichen 
zu  erlassen. 


Baselland.  Berichterstatter:  Obergerichtspräsident  E.  Tauner 
in  Liestal. 

Dieser  Kanton  hat  im  Berichtsjahre  auf  dem  Gebiete  der  Straf- 
gesetzgebung keine  Erlasse  zu  verzeichnen. 


Appenzell  I.-Rh.  Das  Strafgesetz  vom  30.  April  1899  ist  schon 
Zeitschrift  XII,  1899,  Seite  232.  besprochen. 

St.  Gallen.  Berichterstatter:  .1  ustizsekretär  E.  Enks  fühl 
in  St.  Gallen. 

/.  Am  14.  Januar  1899  erliess  der  Regieruugsrat  folgende  drei 
Verordnungen  : 
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a)  betreffend  den  Verkehr  mit  Petroleum  und  andern  feuergefähr- 
lichen Flüssigkeiten  ; 

b)  betreffend  Calcinmcarbid  lind  Acetylen; 

<■)  betreffend  Petroleum-,  Benzin-  und  Gasmotor e. 

Übertretungen  der  in  diesen  Verordnungen  enthaltenen  Vor- 
schriften werden,  abgesehen  von  den  cirilrechtlichen  Folgen,  durch 
den  Gemeinderat  mit  einer  Busse  bis  auf  Fr.  150  bestraft,  sofe.rn 
nicht  der  Thatbestand  eines  schwereren  Deliktes  vorliegt. 

Die  sub  litt,  c erwähnte  Verordnung  ist  infolge  des  Wider- 
standes, den  einzelne  Bestimmungen  derselben  bei  der  gewerbe- 
treibenden Bevölkerung  fanden,  bereits  wieder  aufgehoben  und 
durch  die  gleichlautende  Verordnung  vom  5.  März  1 900  ersetzt 
worden  ; letztere  enthalt  für  Übertretungen  die  nämliche  Straf- 
bestimmung wie  die  frühere  Verordnung  vom  14.  Januar  ISO!*. 

2.  Am  14.  März  1899  trat  das  Übereinkommen  zwischen  den 
Kantonen  Zürich,  Schwyz  und  St.  Gallen  betreffend  die  Regelung 
der  Schiffahrt  auf  dem  Zürichsee  in  Kraft.  Bestimmungen  straf- 
rechtlicher Natur  enthalten  die  §4}  t>5 — 68  dieses  Übereinkommens  ; 
dieselben  lauten  : 

„§  65.  Die  Nichtbefolgung  oder  Übertretung  der  Vorschriften 
dieses  Übereinkommens  wird,  sofern  nicht  das  Strafgesetz  zur  An- 
wendung kommt,  mit  Busse  von  1 — 100  Fr.  geahndet,  welche  Busse, 
im  Rückfalle  bis  auf  150  Fr.  erhöht  werden  kann. 

Kein  Schiffsführer  soll  infolge  einer  gegen  ihn  oder  gegen  seine 
Mannschaft  eingeleiteten  Untersuchung,  sofern  es  sich  nur  um  eine 
polizeilich  strafbare  und  bloss  mit  einer  Geldstrafe  zu  ahndende 
Übertretung  handelt,  an  der  Fortsetzung  seiner  Fahrt  gehindert 
werden,  wenn  derselbe  für  Strafe,  Kosten  und  Schadenersatz  an- 
gemessene Kaution  geleistet  hat. 

8 66.  Übertretungen  der  Vorschriften  betreffend  die  Schiffahrt 
im  Vertragsgebiete  werden  ohne  Rücksicht  auf  das  Territorium, 
auf  welchem  die  Übertretung  verübt  wurde,  von  der  zuständigen 
Behörde  des"  Wohnortes  des  Fehlbaren  beurteilt.  Behufs  nötig 
werdender  Feststellung  des  Vergehens  kann  letztere  Amtshandlungen 
auf  dem  Gebiete  desjenigen  Kantons  vornehmen,  auf  dem  das  Ver- 
gehen verübt  wurde. 

8 (17.  Wenn  ein  Bestrafter  seinen  Wohnsitz  auf  das  Gebiet 
eines  andern  beteiligten  Kantons  verlegt,  so  soll  das  Urteil  von  dem 
letztem  vollzogen  werden,  gleich  als  wenn  es  durch  die  eigenen 
Behörden  gesprochen  worden  wäre. 

8 68.  Die  Regierungen  der  vertragschliessenden  Kantone  ver- 
pflichten sich,  von  allen  Bestrafungen  wegen  Übertretungen  der 
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Vorschriften  betreffend  Schiffahrt  im  Vertragsgebiete  sich  gegen- 
seitig Mitteilung  zu  machen.“ 

Die  Übereinkunft  zwischen  den  Kantonen  St.  Gallen  und 
Glarus  betreffend  die  Regelung  der  Schiffahrt  auf  dem  Wallenser 
vom  1.  Mai/1.  Juli  189!»  enthält  in  den  Art.  (i(!.  Absatz  1 und  3, 
und  Art.  fi8  Bestimmungen,  welche  denjenigen  der  SS  65,  <57  und 
<5 8 der  vorerwähnten  Übereinkunft  mit  den  Kantonen  Zürich  und 
Schwyz  entsprechen  ; Art.  66,  Absatz  2,  bestimmt  des  weitern,  dass 
auch  die  Entziehung  der  erteilten  Bewilligung  von  der  zuständigen 
kantonalen  Behörde  ausgesprochen  werden  könne.  Dagegen  weicht 
der  Art.  67  der  Übereinkunft  mit  dein  Kanton  Glarus  von  dem 
S 66  der  Übereinkunft  mit  Zürich  und  Schwyz  wesentlich  ab, 
indem  derselbe  vorschreibt:  „Übertretungen  der  Vorschriften  be- 
treffend die  Schiffahrt  im  Vertragsgebiete  werden  von  den  zustän- 
digen Beamten  und  Behörden  desjenigen  Kantons,  in  welchem 
sie  stattgefunden  haben,  beurteilt.“ 

4.  Das  Gesetz  betreffend  die  Rindriehzucht  vom  19.  Juni  1899 
enthält  folgende  Strafbestimmungen: 

„Art.  20.  Zuchtstierbesitzer,  welche  nicht  anerkannte  Stiere  zur 
Züchtung  verwenden,  sind  mit  einer  Busse  von  Fr.  15 — 25  zu  belegen. 

Unterlässt  der  Besitzer  eines  Stieres  die  in  Art.  8 vorgesehene 
Anzeige  betreffend  Kauf  und  Verkauf,  Abschlachtung  und  Zucht- 
entfremdung,  oder  versäumt  er  es,  in  Gemeinden,  welche  die  Zucht- 
stierhaltung vertraglich  regeln,  abgehende  Stiere  Innert  Monatsfrist 
zu  ersetzen,  so  verfällt  er  in  eine  Busse  von  Fr.  10 — 20. 

Die  Bussenerkenntnisse  werden  von  den  betreffenden  Gemeinde- 
räten ausgesprochen.  Den  Beklagten  steht  innert  einer  Frist  von 
10  Tagen,  von  der  Mitteilung  des  Erkenntnisses  an.  der  Rekurs  an 
die  Gerichtskommission  zu. 

Sämtliche  Bussen  fallen  in  die  Polizeikasse  der  betreffenden 
Gemeinde. 

Im  Rückfall  tritt  Strafeinleitung  an  die  Gerichtskommissiou  ein, 
sowie  die  Erhöhung  der  angedrohten  Bussen  bis  zum  dreifachen 
Betrage. 

Art.  21.  Aussteller,  Prämienbezüger  oder  Besitzer  von  prä- 
miierten Tieren,  welche  sich  unwahrer  Angaben  schuldig  machen, 
sich  unerlaubter  Kunstgriffe  bedienen  oder  auf  betrügerische  Weise 
die  gesetzlichen  Vorschriften  umgehen,  können  vom  Regierungsrat 
bis  auf  .'I  Jahre  von  jeder  Konkurrenz  bei  Verteilung  von  Vieh- 
prämien ausgeschlossen  werden  und  sind  überdies,  je  nach  Gestalt 
der  Verschuldung,  dem  Strafrichter  zu  überweisen.“ 

.5.  Die  Art.  5,  6 und  22  des  Gesetzes  über  Fremdenpolizei  und 
Niederlassung  vom  19.  Juni  1899  setzen  die  Fristen  fest,  innert 
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welchen  die  Anmeldungen  für  Niederlassung»-  oder  Aufenthalts- 
bewilligungen, die  Anzeigen  betreffend  Wohnungswechsel  innert 
der  Gemeinde,  die  Vorlegung  von  Wohnsitzausweisen  auswärts 
domizilierter,  in  einer  andern  Gemeinde  arbeitender  Personen  und 
die  Wiederabgabe  der  Ausweisschriften  der  in  ihre  Heimatgeineinde 
zurückgekehrten  Kantonsbürger  zu  erfolgen  haben.  Der  Art.  5 
erklärt  auch  die  Vermieter  von  Wohnungen  oder  Gewerbelokalen, 
sowie  die  Arbeitgeber  für  die  rechtzeitige  Anmeldung  verantwortlich. 

Art.  25  dieses  Gesetzes  enthält  dann  folgende  Strafbestim- 
mungen : 

„Wer  die  in  Art.  5,  6 und  22  festgesetzten  Fristen  versäumt, 
ist  vom  Gemeinderat  mit  einer  Busse  von  Fr.  1 — 25  zu  Händen 
der  Polizeikasse  zu  belegen.  Diese.  Busse  kann  im  Wiederholungsfall 
bis  auf  das  Doppelte  erhöht  werden. 

Den  gleichen  Bussbestimmungen  unterliegen  auch  die  in  Art.  5 
und  ti  bezeiclmeten  Personen  bei  Unterlassung  der  gesetzlich  vor- 
geschriebenen Anzeige,  ebenso  alle  diejenigen,  welche  sich  ander- 
weitige Übertretungen  gegenwärtiger  Gesetzesvorschriften  zu  schulden 
kommen  lassen. 

Die  Gemeinden  sind  bei  Unterlassung  der  in  Art.  5 und  6 
vorgeschriebenen  Anzeigen  nur  berechtigt,  für  jede  einzelne  Nicht- 
anzeige eine  einzige  Busse*  einzuziehen.  Die  gobüssten  Vermieter 
und  Arbeitgeber  haben  für  die  von  ihnen  bezahlten  Bussen  ein 
Rückgritfsrecht  auf  den  in  erster  Linie  Anzeigepflichtigen. 

Wirte,  welche  die  Führung  des  Naehtbuches  vernachlässigen, 
unterliegen  den  bezüglichen  Strafbestimmungen  des  Wirtschafts- 
gesetzes.“ 

ti.  Das  Gesetz  betreffend  den  Zimfuss  /'/Ir  Hypothekarsehulden 
bestimmt  in  Art.  3 : „Wer  sich  von  Hypotheknrschuldcn  in  irgend 
einer  Form  einen  höhern  Zinsfuss  als  4 */*  Prozent  versprechen  lässt 
oder  thatsächlich  bezieht,  verfällt  wegen  Wuchers  in  eine  Geldstrafe 
von  50 — 2000  Fr.  Mit  dieser  Geldstrafe  kann  in  schwereren  Fällen 
oder  bei  gewerbsmässigem  Wucher  eine  Gefängnisstrafe  bis  auf 
1 Jahr  verbunden  werden.“ 


Aargau . Berichterstatter:  Dr.  jur . Walther  Merz,  Ober- 
richter, in  Aarau. 

1.  Kreisttchreibet i des  Regierungsrates  und  des  Obergerichts 
betreffend  die  Einführung  von  Strafregistrrn  vom  4.  April  1899 
(G.  S.  n.  F.  V,  275  ff.).  Gemäss  Grossratsbeschluss  vom  1.  März 
1898  wurden  die  Gemeinderäte  mit  diesem  Kreisschreiben  ange- 
wiesen. über  ihre  Bürger  Strafregister  nach  vorgeschriebenem  For- 
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molar  zu  führen  und  in  dieselben  die  ihnen  von  den  Strafgerichten 
(Bezirksgericht,  Obergericht,  bezw.  Abteilung  für  Strafsachen  am 
Obergericht,  Kriminalgericht)  zugehenden  Anzeigen  Uber  rechts- 
kräftig erfolgte  Bestrafungen  einzutragen.  Die  Strafgerichte  ihrer- 
seits hüben  von  allen  Strafurteilen,  welche  auf  Orund  amtlicher 
Überweisung  erfolgen,  dem  Oemeinderat  desjenigen  Ortes,  in  welchem 
der  Delinquent  heimatberechtigt  ist,  durch  Vermittlung  der  Staats- 
anwaltschaft Anzeige  zu  machen.  Die  Gerichtsschreiber  sind  für 
richtige  Ausfertigung  der  Anzeigeformulare  und  die  Gemeinde- 
schreiber für  gehörige  Eintragung  in  die  Register  verantwortlich 
und  unterstehen  der  Kontrolle  der  Vorgesetzten  Behörden,  welche 
zur  Ausfüllung  von  Ordnuugsbussen  gegen  nachliissige  Beamte 
befugt  sind.  In  den  Leumundszeugnissen  sind  in  Zukunft  die  im 
Register  enthaltenen  Strafen  anzumerken. 

2.  Verordnung  betreffend  den  Verkauf  und  das  Ausbieten  von 
Lotterielosen  vom  1(1.  Mai  189!»  (G.  S.  n.  F.  V,  327  f.).  Der  Verkauf 
und  das  Ausbieten  von  Lotterieloseu  jeder  Art  mit  Ausnahme  der 
Prämienlose  wird  untersagt,  für  letztere  ist  ein  Patent  erforderlich, 
das  nur  gut  beleumdeten  Personell  eigenen  Rechts  gegen  Hinter- 
lage einer  vom  Regierungsrat  festzusetzenden  Realkaution,  und  an 
Ausländer  nach  Verzeigung  eines  Domizils  im  Kanton  erteilt  wird. 
Die  Patentinhaber  dürfen  nur  solche  Wertpapiere  ausbieten,  die 
von  der  zuständigen  Regierungsdirektion  (Finanzdirektion)  zum 
voraus  zugelassen  sind  ; mit  dem  bezüglichen  Gesuche  sind  ihr  die 
Gesehäftsplilue  und  Publikationen  vorzulegen.  Ratenlose  dürfen 
ohne  Übertragung  des  Originaltitels  nicht  verkauft  werden.  Wer 
entgegen  diesen  Vorschriften  Lotterielose  ausbietet  oder  verkauft, 
oder  Handel  mit  Prämienlosen  ohne  Patent  oder  unter  Missachtung 
dieser  Bestimmungen  treibt,  ist  dein  Bezirksgericht  zur  Bestrafung 
im  Sinne  der  $§  2 und  3 «les  Gesetzes  betreffend  Verbot  der 
Lotterien  und  Glücksspiele  vom  8.  Mai  1838  zu  überweisen.  Die 
Namen  der  patentierten  Händler  werden  den  im  Kanton  erschei- 
nenden Zeitungen  mitgetcilt  ; den  Verlegern  ist  bei  Straffolg«? 
gemäss  dem  eitierten  Gesetz  untersagt,  Publikfitionen  über  Lotterie- 
lose überhaupt  und  über  Prämienlose  von  andern  als  den  patentierten 
Händlern  aufzunehmen.  — Zu  bemerken  ist  noch,  dass  gemäss  dem 
Nachtrag  vom  3.  November  1899  zu  der  neuen  Vollziehungsver- 
ordnung des  Regierungsrates  vom  12.  Juni  1899  zum  Gesetz  über 
den  Markt-  und  Hausierverkehr  (G.  S.  n.  K.  V,  401)  für  den  Ver- 
kauf von  sogenannten  Prämien-Obligntionen  oder  Prämien-Anlehens- 
Iosen  gegen  Ratenzahlung  keine  Huusierpatcnte  erteilt  werden,  ebenso 
nicht  für  den  Vertrieb  von  Gutscheinen  nach  dem  sogenannten 
Gella-,  Hydra-  oder  Schni'eballsystem  oder  für  anflere  ähnliche 
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Geschäftsoperationen  ; ein  bezüglicher  Hausierverkehr  unterliegt 
daher  den  Strafbestimmungen  des  eitiertcn  Gesetzes  vom  12.  März 
1879. 

3.  Durch  Gesetz  betreffend  den  Beitritt  des  Kantons  Aargau 
zum  Konkordate  für  den  Schutz  junger  Leute  in  der  Fremde  und 
zu  demjenigen  über  die  Stellenvermittlung  für  Dienstboten  im  fnlande 
vom  28.  Mürz  1898  (O.  S.  n.  F.  V,  415),  in  Kraft  seit  1.  Januar 
1900,  erklärte  der  Kanton  Aargau  seinen  Beitritt  zu  dein  zwischen 
den  Kantonen  Freiburg,  Waadt,  Neuenburg  und  Genf  im  Mai 
1875  abgeschlossenen  Konkordat  zum  Schutz  junger  Leute  in  der 
Fremde . sowie  zu  der  von  den  gleichen  Kantonen  und  Bern 
und  Wallis  vereinbarten  Vollziehungsverordnung  über  die  Stellen- 
vermittlung von  Dienstboten  im  Inlande  vom  13.  Februar  1892. 
Das  Konkordat  regelt  das  Stellenverinittlungswesen  nach  dem 
Ausland  und  stellt  für  Übertretung  seiner  Vorschriften  als  Strafen 
auf  Geldbusse  bis  Fr.  500  und  Rinsperrung  bis  drei  Monate  ; 
beide  Strafarten  können  kombiniert  werden.  Die  Vollziehungs- 
verordnung will  die  Schutzmassregeln,  die  im  Konkordat  zum  Schutze 
der  im  Ausland  angestellten  jungen  Leute  niedergelegt  sind,  auch 
auf  die  Stellenvermittlung  für  Dienstboten  im  Inland  ausdehnen  ; 
sie  droht  für  Übertretung  ihrer  Vorschriften  Busse  bis  Fr.  200 
und  Gefängnis  bis  acht  Tage,  eventuell  kombiniert,  an,  unter  Vor- 
behalt der  Anwendung  der  Strafbestimmungen  Uber  Anreizung  oder 
Verleitung  von  Minderjährigen  zur  Unzucht.  Der  Vollziehungs- 
beschluss des  aargauischen  Kegierungsrates  vom  11.  Dezember  1899 
überweist  die  Abwandlung  bezüglicher  Anzeigen  dem  Zuchtpolizei- 
richter. 

Thurgau.  Berichterstatter:  Obergerichtspräsident  Dr.  Fehr 
in  Frauenfeld. 

Im  März  1899  hat  der  Grosse  Ha t Imi  Behandlung  der  Motion  von 
Staatsanwalt  Dr.  Germann  betreffend  Beschäftigung  der  Untersuchangs- 
nnd  Strafgefangenen  folgende  Anträge  der  Specialkommission  zum 
Beschluss  erhoben  : 

1)  Den  in  kantonalen  Gefangenschaftsgebäuden  untergebrach- 
ten Straf-  und  Untersuchungsgefangenen  ist  — unter  Vermeidung 
jeden  Arbeitszwanges  — Gelegenheit  zu  angemessener  Beschäftigung 
zu  geben. 

2)  Die  Beschäftigung  der  Untersuchungsgefangenen,  d.  h.  der 
in  eigentlicher  Untersuchungs-  und  der  in  Sicherheitshaft  befind- 
lichen, ist  dem  Ermessen  des  kantonalen  Untersuchungsbeamteu 
anheimzustellen,  unter  Vorbehalt  des  Hechtes  der  Beschwerdefüh- 
rung bei  der  Staatsanwaltschaft. 
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3)  Der  Regierungsrat  wird  eingeladen,  über  die  Vollziehung 
dieses  Beschlusses  im  nächsten  Rechenschaftsbericht  Bericht  zu 
erstatten. 

Tessin.  Berichterstatter:  Alberto  Vigizzi,  avvoeato  e notajo. 
Locarno. 

Im  Berichtsjahre  sind  keine  Gesetze  strafrechtlichen  Inhalts 
erlassen  worden. 

Vaud.  Rapporteur:  M.  le  professeur  G.  Farey.  Lausanne. 

La  loi  la  plus  importante  dans  le  domaine  du  droit  pénal  est 
la  loi  du  24  novembre  1899,  modifiant  le  code  pénal  du  18  février 
1848  en  ce  qui  concerne  /' application  des  peines,  dont  nous  signalions 
l’an  dernier  le  dépôt. 

Le  code  pénal  vaudois  prévoit  un  minimum  général  de  chaque 
genre  de  peines,  mais  les  dispositions  particulières  fi  chaque  délit 
prévoient  d’autre  part  des  minima  spéciaux,  parfois  trop  élevés. 

Le  17  novembre  1896  déjà,  une  motion  fut  présentée  au  Grand 
Conseil,  invitant  le  Conseil  «l’Etat  à présenter  un  projet  de  loi  sup- 
primant les  minima  spéciaux;  le  12  février  1897,  cette  motion  bit 
renvoyée  au  Conseil  d’Etat  avec  pressante  recommandation. 

Mais,  le  9 novembre  suivant,  une  nouvelle  motiou  d’un  carac- 
tère plus  général,  et  tendant  à une  révision  complète  «lu  code- 
pénal,  était  déposée  au  Grand  Conseil  et  renvoyée  le  10  février 
1898  au  Conseil  d’Etat. 

Tandis  que  cette  grosse  «]uestion  était  à l’étude,  survint  la 
modification  de  la  Constitution  fédérale,  donnant  à la  Confédéra- 
tion le  droit  de  légiférer  en  matière  pénale;  le  Conseil  d’Etat  pensa 
«pt’il  n’était  pas  urgent  d’entreprendre  une  révision  du  code  pénal 
vaudois,  destiné  à disparaître  dans  un  avenir  qui  paraissait  pro- 
chain. 

D’autre  part,  la  question  «le  la  suppression  des  minima  revint 
sur  l'eau.  Le  4 mai  1898,  M.  le  d«jputé  Enuquez,  usant  de  son 
droit  d’initiative  proposait  un  projet  «h-  loi  ainsi  conçu: 

„Tous  les  articles  du  code,  pénal,  dans  lesquels  un  minimum  des 
peines  est  préru,  sont  modifiés  dans  le  sens  de  la  suppression  de  ce 
minimum.  " 

Le  Conseil  d'Etat  proposait  de  rejeter  ce  projet  de  loi  : le 
Grand  Conseil,  d’autre  part,  sans  se  rallier  au  projet,  «lécida  en 
principe  la  suppression  des  minima:  le  21  septembre  1898,  il  invita 
le  Conseil  d'Etat  à présenter  à bref  délai  un  projet  dans  ce  son«. 
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C’est  ce  projet  qui,  avec  une  seule  nioditieation,  est  devenu  la  loi 
du  24  novembre  1891*. 

La  suppression  des  minima  s'applique  aux  peines  de  la  réclu- 
sion, de  l’emprisonnement  et  de  l'amende,  mais  non  A la  peine  de 
l’internement  dans  une  colonie  agricole  ou  industrielle,  réservée  aux 
délits  de  vagabondage,  de  mendicité,  d’abandon  de  famille  et  de 
raccrochage  en  vue  de  prostitution,  non  plus  qu’à-  la  peine  acces- 
soire de  la  privation  des  droits  civiques, 

Le»  minima  spéciaux  ont  en  outre  été  conservés  dans  six  cas 
pour  des  délits  graves  contre  les  personnes.  Le  projet  primitif 
conservait  aussi  un  minimum  A l’égard  du  condamné  en  troisième 
récidive  de  délit  contre  la  propriété,  mais  cette  exception  n'a  pas 
trouvé  grAee  devant  le  Grand  Conseil. 

La  suppression  des  minima  dans  la  partie  spéciale  du  code 
exerçait  naturellement  une  répercussion  sur  la  partie  générale; 
certaines  dispositions  auraient  donné  lieu  A des  difficultés  d’inter- 
prétation qu’il  convenait  de  prévoir  expressément.  Après  coup,  on 
s’aperçut  même  d’une  contradiction  que  Ht  disparaître  une  loi  nou- 
velle du  10  février  1900,  qui-  nous  reproduisons  A la  suite  de  !a 
loi  de  1899. 

La  suppression  des  minima  devait  entraîner  aussi  une  modifi- 
cation de  la  loi  d’organisation  judiciaire.  L’article  230  de  cette  loi 
permettait  au  juge  d’imputer  la  durée  de  la  détention  préventive 
sur  la  durée  de  la  peine,  mais  uniquement  dans  le  cas  où  il  con- 
damnait le  prévenu  au  minimum  de  la  peine  ; cette  restriction  n’a- 
vait plus  de  raison  d’être  et  a été  supprimée  par  la  loi  de  1899. 

La  loi  ne  s’applique  qu'aux  peines  prévues  par  le  code  pénal 
et  non  A celles  prévues  par  des  lois  spéciales,  telles  que  les  lois 
sur  les  forêts,  la  presse,  la  brigue,  etc.  Dès  lors,  une  nouvelle 
motion  a invité  le  Conseil  d’Etat  A présenter  un  nouveau  projet 
de  suppression  des  minima  dans  les  lois  spéciales  '). 

Nous  annoncions  aussi  l’an  dernier  que  le  Grand  Conseil  dis- 
cutait quelques  modifications  de  détail  au  code  de  procédure  pénale. 
Ce  projet  fut  effectivement  discuté  en  premier  débat  et  subit  de 
nombreuses  modifications.  Le  Conseil  d’Etat  se  convainquit  qu’il  était 
préférable  de  procéder  A une  refonte  complète  du  rode  de  procé- 
dure pénale,  et  il  vient  de  retirer  son  projet  de  modification  par- 
tielle. La  question  de  la  révision  du  code  de  procédure  est  du 
reste  liée  A celle  de  la  révision  de  l’organisation  judiciaire  qui 
est  A l'ordre  du  jour  et  dont  le  Grand  Censeil  est  nanti. 


')  Le  texte  de  In  loi  se  trouve  dans  le  supplément. 
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A côté  de  1«  modification  du  code  pénal,  on  ne  peut  men- 
tionner que  deux  autres  lois  dans  la  domaine  du  droit  criminel. 

La  loi  du  ô mai  1899,  sur  la  police  du  commerce,  complétée 
par  un  règlement  du  5 décembre  1899,  est  venue  remplacer  une  loi 
antérieure  sur  le  colportage;  elle  a été  dictée  essentiellement  en 
vue  de  protéger  l’acheteur  ou  le  consommateur  contre  certaines 
pratiques  employées  par  des  négociants  peu  scrupuleux. 

La  loi  distingue  le  commerce  permanent,  les  liquidations,  le 
commerce  temporaire  (déballage,  étalage  et  colportage i,  les  profes- 
sions temporaires  ou  ambulantes  (artisans  ambulants,  professions 
artistiques  ambulantes,  expositions  temporaires),  les  foires  et  les 
marchés. 

Chaque  catégorie  est  soumise  à des  régies  particulières. 

Notons  l'obligation  du  marchand  qui  donne  des  indications 
sur  la  qualité,  la  provenance  ou  le  prix  de  ses  marchandises,  de 
justifier  sur  demande  de  la  vérité  de  ses  allégués,  — l’obligation 
de  livrer  immédiatement  au  prix  indiqué  la  marchandise  offerte,  etc. 

On  ne  peut  annoncer  de  liquidation  partielle  qu'après  avoir 
exercé  son  commerce  pendant  un  an,  et  de  liquidation  générale 
qu'après  deux  ans  d'établissement;  ou  prévoit  la  durée  maximum 
de  ces  liquidations,  et  on  interdit  au  marchand  de  se  réapprovi- 
sionner au  cours  de  la  liquidation. 

Les  contraventions  sont  réprimées  par  des  amendes  pouvant 
aller  jusqu'à  1O00  francs  dans  les  cas  graves. 

La  loi  du  2 décembre  1899,  interdisant  le  mode  de  rente  du  sgs- 
tème  dit  „ Roule  de  neige" , a été  nécessitée  par  l’extension  considé- 
rable qu'avait  pris  ce  genre  de  vente  dont  le  principe  est  connu, 
et  qui  a pour  conséquence  de  duper  les  acheteurs  de  bons. 

La  loi  interdit  soit  la  vente  même,  soit  le  fait  d’éiuettre,  de 
vendre  ou  de  colporter  des  bons  ou  coupons  négociables.  Les  con- 
traventions sont  réprimées  par  des  amendes  allant  jusqu’à  1000  francs. 


Wallis.  Berichterstatter:  Nationalrat  Dr.  G.  Loretan  in  Leuk. 

Am  23.  Mai  îaitü  crliess  der  Grosse.  Kat  des  Kantons  Wallis 
ein  Gesetz  über  den  bedingten  Aufschub  des  Strafrollzugs  de  sursis 
à l'exécution  des  peines'i,  dessen  in  diesen  Blftttern  noch  nicht 
erwähnt  worden  ist.  Wir  enthalten  uns  einstweilen  auch  einer 
kritischen  Besprechung  desselben,  indem  eine  solche  von  berufener 
Feder  in  Aussicht  stellt.  Dit*  wichtigsten  Bestimmungen  dieses 
(tcsetzis  lassen  sich  folgendenuasscn  zusammenfassen: 

Wenn  gegen  einen  Angeklagten,  der  weder  in  der  Schweiz 
noch  im  Anslande  wegen  eines  vom  Walliser  Strafgesetzbuch  vnr- 
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gesehenen  Verbrechens  oder  Vergehens  zu  eiuer  Freiheitsstrafe 
verurteilt  worden  ist,  später  von  einem  Walliser  Gerichte  eine 
Gefängnis-  oder  Zuchthausstrafe  von  nicht  über  einem  Jahre  aus- 
gesprochen wird,  so  ist  der  Richter  berechtigt,  in  seinem  Urteil 
zugleich  den  Aufschub  des  Strafvollzugs  zu  verordnen,  insofern 
ihm  der  Verurteilte  eine  solche  Massnahme  aus  irgend  einem 
besondern  Grunde  zu  verdienen  scheint.  Diese  Verordnung  ist 
vom  Richter  im  Urteil  zu  begründen  (Art.  1).  Der  vom  Richter  ge- 
währte Strafaufschub  entbindet  den  Verurteilten  weder  von  der 
Bezahlung  der  Prozesskosten  noch  von  der  Leistung  eines  even- 
tuellen Schadenersatzes,  hat  also  keine  eivilreehtlichen  Wirkungen. 
Dagegen  bleibt  auch  der  mit  der  ausgesprochenen  Strafe  eventuell 
verbundene  Verlust  der  politischen  Rechte  einstweilen  in  suspenso 
und  tritt  erst  mit  der  Vollstreckbarkeit  der  Hauptstrafe  ein  (Art.  2). 
Ist  beim  Verurteilten  in  der  Folge  auch  wirklich  Besserung  ein- 
getreten — was  ja  der  Hauptzweck  des  Gesetzes  ist  — und  ist 
derselbe  während  fünf  Jahren  von  der  Ansfällung  des  Urteils  an 
zu  keiner  neuen  Freiheitsstrafe  mehr  verurteilt  worden,  so  ist  auch 
das  Urteil,  mit  welchem  der  Aufschub  des  Strafvollzugs  verbunden 
war.  als  dahingefallen  zu  betrachten.  Im  entgegengesetzten  Falle 
aber  hat  der  Verurteilte  die  erste  Strafe  zu  verbflssen  und  es 
kommen  bei  der  zweitmaligen  Verurteilung  auf  ihn  die  strafrecht- 
lichen Bestimmungen  über  den  Rückfall  zur  Anwendung  (Art.  8). 
Die  durch  dieses  Gesetz  geschaffene  Rechts wohlthat  des  Aufschubs 
des  Strafvollzugs  kann  einem  Verurteilten  nicht  mehr  als  einmal 
zu  teil  werden  ( Art . 4).  Nachdem  der  Richter  den  Strafaufschub 
verfügt  hat.  soll  er  den  Verurteilten  auf  die  Folgen  einer  noch- 
maligem Verurteilung  aufmerksam  machen  (Art.  5).  Die  unter  Auf- 
schub des  Strafvollzugs  ausgefällten  Urteile  werden  unter  Vor- 
merkung der  Aufschubsbewilligung  in  das  Strafregister  eingetragen. 
Ist  während  der  oben  erwähnten  Frist  von  fünf  Jahren  keine  der 
im  Art.  :t  vorgesehenen  Verurteilungen  mehr  erfolgt,  s<>  wird  die 
.Meldung  des  Urteils  im  Strafregister  ansgelöscht  und  der  Verurteilte 
erlangt  damit  von  Rechts  wegen  seine  definitive  Freisprechung1). 


Neuchâtel.  Rapporteur:  M.  le  I)r  Mentha,  professeur 

île  droit  pénal  ä Neuchâtel. 

L'activité  des  autorités  ueuchAteloises  en  matière  de  droit  pénal 
n'a  pas  été  considérable  dans  l’année  1899.  Nous  n'avons  h men- 
tionner que  les  actes  suivants  : 

Das  Gesetz  selbst  siehe  im  Anhang.  S.  481. 


Digitized  by  Google 


Die  Strafgesetzgebung  des  Hundes  und  der  Knntone. 


374 


1°  le  Code  Rural,  du  15  mai  1839,  dont  le  titre  IV  renferme 
un  chapitre  IV,  des  délits  et  contraventions  en  matière  de  police  rurale, 
et  de  leur  répression,  art.  298  h 311.  Bon  nombre  de  cos  disposi- 
tions sont  la  reproduction  littérale  d’articles  du  code  pénal  ; quel- 
ques autres,  relatives  A la  police  des  eaux,  sont  nouvelles,  mais 
ne  présentent  pas  d’intérêt  particulier  nu  point  de  vue  scientifique. 

2°  un  Arrêté  prohibant  les  rentes  par  bons  et  coupons,  dites  boule 
de  neige,  du  3 novembre  1899,  portant  la  peine  de  l’amende  de 
fir.  50  A 100  contre  ces  sortes  de  ventes,  et  de  fr.  5 A 30  contre 
l’offre  et  le  placement  des  bons  et  coupons  mis  en  circulation  par 
les  organisateurs  de  ces  ventes. 


Genève.  Rapporteur:  M.  le  l)r  E.  Picot,  juge  à la  Cour  de 
justice,  à Genève. 

Loi  sur  le  travail  des  mineurs.  Du  25  novembre  1899.  Sous  ce 
titre,  le  législateur  genevois  a édicté  une  loi  dont  le  but  principal 
est  de  régler  le  contrat  d'apprentissage. 

Est  considéré  comme  apprenti  : tout  mineur  de  l’un  ou  de 
l’autre  sexe,  Agé  de  13  ans  révolus,  placé  par  l’autorité  paternelle 
ou  tutélaire  chez  un  patron  ou  maître  d’état  pour  y apprendre  une 
profession  ou  un  métier. 

Sous  peine  d'une  amende  de  5 A 500  fr.  : Les  parents  et 
maîtres  d’état  sont  tenus  d’inscrire  les  apprentis  au  Département 
du  commerce  et  de  l'industrie,  de  régler  les  conditions  de  l'appren- 
tissage sous  la  forme  écrite.  Il  est  interdit  de  conclure  de  sem- 
blables contrats  pour  des  mineurs  «le  moins  de  13  ans,  de  faire 
travailler  ces  mineurs  pendant  plus  de  10  heures  par  jour  ou 
entre  8 heures  du  soir  et  0 heures  du  matin  en  hiver  et  5 heures 
du  matin  en  été,  etc.  etc. 

Seront  passibles  des  peines  portées  A l’art.  182  du  code  pénal 
(ti  jours  A (i  mois  de  prison,  30  A 200  fr.  d’amende)  ceux  «pii 
auront  entravé  toute  personne  désignée  pour  la  surveillance  des 
apprentis  et  ouvriers  mineurs. 

Le  Tribunal  de  police  est  compétent  pour  prononcer  les  peines 
prévues  dans  ladite  loi. 

Loi  concernant  la  répression  des  fraudes  dans  le  commerce  des 
engrais  et  antres  produits  employés  en  agriculture.  Du  18  novembre 
1899.  Cette  loi,  destinée  A renforcer  les  dispositions  «les  art.  338 
et  373  du  code  pénal  qui  punissent  la  tromperie  sur  l'identité,  la 
nature  ou  l'origine  de  la  chose  vendue,  a spécialement  en  vue  de 
réglementer  le  commerce  <1«ïs  engrais,  substances  destinées  A eom- 
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battre  les  maladies  des  végétaux  et  produits  destinés  à l'alimentation 
du  bétail,  tourteaux,  provendes,  etc.  Ces  produits  industriels 
donnaient  lieu  fréquemment  à des  fraudes  dont  se  plaignaient 
vivement  les  agriculteurs.  Les  infractions  les  moins  graves  aux 
prescriptions  de  cette  loi  ne  sont  punies  que  des  peines  de  police. 

Règlement  interdisant  f émission,  la  rente  on  le  colportage  des 
Bons-primes  du  système  dit  Boute  de  neige.  Du  31  octobre  1899. 

Arrêté  du  3 février  1899  modifiant  l'art.  ‘2  du  Règlement  de 
police  du  3 février  1883  sur  l’exercice  des  professions  ambulantes  ou 
temporaires.  L'autorisation  d’exercer  une  semblable  profession  ne 
peut  plus  être  accordée  qu’aux  personnes  Agées  de  11!  ans  accomplis. 

Règlement  d'application  de  ta  loi  générale  sur  les  routes,  la  voirie r 
les  constructions,  les  cours  d’eau,  les  mines  et  V expropriation.  Du 
14  mars  1899.  Ce  règlement  prévoit  l’application  des  peines  de 
police  aux  contrevenants. 

11  a été  édicté  en  outre  quelques  dispositions  réglementaires 
complétant  ou  modifiant  d’anciens  règlements  de  police,  ainsi  : 

un  arrêté  du  5 mai  1899  relatif  A l'exécution  de  travaux 
A proximité  de  fils  conducteurs  d’électricité  ; 

un  arrêté  du  9 décembre  1899  sur  les  claquements  de  fouet. 
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Entscheidungen  in  Strafsachen.  — Jurisprudence  pe'nale. 

I.  Bundesgericht.  — Tribunal  fédéral. 

Mitjreteilt  von  Rundesrichter  I)r.  Lru  Weber  in  Lausanne. 


A. 

Urteile  des  CTesamt-BundesKerichts. 

Internationales  Ansllefernngrsrecht. 

1.  Urteil  vom  8.  März  1900  in  Sachen  Enrico  Beghelli. 

/■*  Cnn  nota  del  5 febhr.  u.  sc.  ln  I .ojrazione  italiana  a Berna  ehiedeva 
al  ( ’nnsijrlio  federale  l'nrresto  e lestradizione  di  Enrico  Bejrhelli,  eoiidau- 
nato  in  contiinmela  a 14  mesi  di  riclusionc  dal  Tribunale  penale  di  Bolo- 
•rna  per  titola  di  appropriazionc  iiulebitn.  fondandosi  sopra  l'art.  2,  n“  12. 
del  trattato  di  cstradizinne  fra  la  Svizzera  e l'ltalia.  Alla  domauda  era 
imita  mm  copia  antentica  della  sentenza  lti  niarzo  lHltfl  del  Tribunale 
penale  di  Bologna,  dalla  quäle  risulta  che  il  Beghelli  venue  ritenuto  col- 
pevole  del  delitto  sopra  indientn  * per  avere  in  Bologna,  quäle  ajrente  della 
Ditta  Achille  Bosisio.  nell’  aprile  e nmjfjrio  1898  convertito  in  proprio  pro- 
fita la  somma  di  c*  I,.  1Ö00.  affidatajrli  da  diversi  acquirenti  di  carbone 
artificiale  per  esse  re  versata  alla  Ditta  s leidet  ta  > . 

2"  Il  Bejrhelli  al  quäle,  previo  arresto.  fu  comunicata  la  domanda 
.leiht  Lejzazione  italiana,  dichiarn  tli  farvi  oppnsizione  e motivé  con  ricorso 
del  1H  febbr.  la  sun  oppnsizione  allejrando  : 

Dali'  esame  della  sentenza  tli  contlanna  risulta  che  la  somma  di 
I..  lôtJO  é l insietne  di  diversi  accouti  pajrati  a Bejrhelli  per  conto  della 
Ditta  Bosisio;  ehe  questa  Dittn  perii  nun  riconosec  detti  acconti  coine  va- 
lidauiente  pajrati  a Bejrhelli,  non  essende  quest'  ultimo  suo  rappresentante 
od  ajrente,  ma  un  semplice  mediatore  tli  professioue.  che  a taie  scopo  la 
Ditta  Bosisio  inizio  causa  civile  contre  eoloro  che  fecero  jjli  acconti  a 
Bejrhelli  per  ottenere  da  lern  l'intiero  pajramentn  della  merce  loro  venduta: 
«he  tli  coiisejjnonza  i daunejrjrinti  sarebbero  jrli  acquirenti  di  merce  azio- 
nati  in  jritnlizio  della  Ditta  Bosisio  e non  t|uesf  ultima.  In  quäle  quitidi. 
per  confessione  propria,  non  aveva  il  diritto  di  sporjrere  qtterela  penale 
.■outre  il  Bejrhelli.  querela  che  eondusse  alla  sentenza  IG  marzo  1899.  Non 
■ tjuindi  amtaissibile  l'cstradizinue  Bejrhtdli  per  i sejruenti  motivi  : 
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1°  perché,  trattnndosi  di  un  preteso  delitto  coutinuato,  ai  é di  front» 
a iliversi  «U'litti,  «II  oui  nessuito  raggiunge  1«  wimnii  <li  L.  1000  prevista 
ail'  art.  2,  n“  12.  ciel  trattato.  gli  acronti  in  questione  usccndeiido  appeua 
eiascuno  à L.  50.  UK)  o 150  tutto  al  piû  ; 

2°  perché  il  reato  di  truffa  o di  appropriaziouc  iudcbitu,  tanta  second» 
il  Cod.  i>eii.  ticinese  che  il  Cod.  pou.  italiano,  é di  azione  privat«.  Ora 
poiché  la  Ditta  Bosisio  non  si  riconosce  dannoggiata  o olio  ooloro  che 
pagarono  gli  acconti,  non  sponsern  né  intondono  sporgere  querola,  o evi- 
dente ehe  pol  moment»  non  vi  o parte  lésa,  no  parte  donunoianto  e ehe  il 
Tribunale,  film  a scioglimeut»  dolle  cause  civili  in  eorso,  non  poteva  pro- 
fessa re  né  eondanuaro  il  Kcghclli  per  un  delitto,  contro  il  quule  non  vi  é 
procedimento  d uffioio.  1/opponente  eoiicliiude  perciô  al  rigetto  délia  do- 
uianda  d'estradizione. 

3"  Il  Prnouratore  pubblioo  délia  < 'oiifoderaziono  eonehiude  inveee  in 
sellfco  contrario,  fnndniidosi  nel  proprio  preuvvis»  «ui  riflessi  segnen ti  : Se- 
cond» l'art.  417  del  Cod.  peu.  italiano.  solo  applieabilo  in  nmteria,  é puni- 
bile  a ipierela  di  parte  • chimique  si  appropria,  eonvertendola  in  profitto. 
di  sé  o di  un  torzo,  una  cosa  altrui  ehe  gli  sia  -ta ta  affidata  o colisegnata 
per  i|unl»in*i  titolo  ehe  importi  l’obbligo  di  restituirla  o di  farne  un  us<> 
deU'rminuto  >.  Ora  il  Tribunale  penale  di  Bologna  ha  aiuiiiosso  e l'oppo- 
nente  slesso  deve  rieonoscere  ehe  gli  acconti  in  question»  gli  sono  stati 
pagati  per  essore  consegnati  alla  Ditta  Bosisio.  tauest'  ultima  ora  duut|ue 
parte  les»  e corne  taie  in  diritto  di  sporgcrc  ipierela.  Che  essa  abbia  eer- 
cato  piû  tard!  di  addossurc  ad  altri  la  respunsahilità  dei  detti  pagameuti. 
né  rinnlta  dagli  atti,  né.  muta  in  ogni  cas»  la  sua  posizione  di  diritto  e iti 
latte. 

L'art.  7!*  del  Cod.  peu.  italiano  dispone  inoltre  ehe  « piû  violazidnt 
ilella  stessa  diaposizione  di  legge,  anche  se  eomuiease  in  tempi  diversi  eon 
atti  eseeutivi  délia  medesima  rlsoltizione,  si  eousiderano  per  un  solo  reato  »_ 
N'el  cmho  concreto  il  Bcghclli  venue  eondannato  per  avéré  eonvertito  in 
proprio  profitto  acconti  fattigli  da  diversi  debitori  délia  Ditta  Bosisio  per 
essere  a Ici  consegnati.  Ora  il  Tribunale  föderale  lia  già  diehiarato  a piu 
riprese  (vol.  XV,  pag.  717.  vol.  XXIV,  I.  pag.  322).  ehe  in  simili  casi  si 
deve  fur  iuogo  ail'  estradizione  quand»  l importo  delle  singoli  deframlazioni^ 
sommât  o insieme.  ragginnge  la  somma  provista  ali'  art.  2.  n"  12,  del  trat- 
tato.  Le  ohbiczioiii  sollevate  >leH'  Opponent»  sono  qilindi  infondate. 

lu  diritto  : 

1"  Per  eiô  ehe  rigttarda  la  prima  obhiezione  dell’  Opponent»,, 
consistent!!  nel  dire  elle  non  si  posait  itecordare  In  »un  estradizione 
pel  fatto  che  nessuim  delle  somme  sottratte  raggiunge,  presa  sepitr 
rataniente,  l’importo  volutu  di  fr.  ltX)0,  é a ragione  cho  il  Procu- 
ratore  pubblico  délia  Confederu/.ione  la  qualitica  di  iiifoiututa.  Il 
Tribunale  föderale  lui  già  deciso  taie  question»  nelle  cause  Kessia 
e Massa  (race.  otf.  vol.  XVII,  pag.  72  e seg.  e 457  e seg.  ; non 
colle  seutenze  citate  fini  Proeuratore  pubblico  nei  vol.  XV,  pag.  74H 
e XXIV.  1.  pag.  322,  che  riguardano  easi  alquantn  iliversi)  nel 
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*enso  clic  l’estradizione  si  debba  accordare  in  base  ail'  art.  2,  n°  12, 
del  trattato  coll"  Italia,  non  soltanto  quando  esiste  un  delitto  ehe 
raggiunge  da  solo  l'importo  di  fr.  1000,  ma  anche  quando  un 
dann«)  di  simile  entité  é »tato  causato  o volnto  cou  azioni  crimi- 
nose  inolteplici  coinvolte  in  un  medesimo  procedimento  penale.  Ora 
laie  decisione  è analogamente  applicabile  anche  al  easo  attuale- 

2°  Il  rieorrente  sostiene  perd  rinammissibilité  dell’  estradi- 
zione  per  un  secondo  motivo,  c eioé  per  la  cireostanza  ehe  il  de- 
litto di  truffa  o di  appropriazione  indebita,  secondo  la  legislazione 
tanto  dello  Stato  requirente  ehe  dello  Stato  richiesto,  é perseguibile 
solo  a querela  di  parte,  ncl  mentre  all'  epoua  in  eui  venne  aperto 
il  processo  non  era  ancora  certo  se  la  Ditta  Bosisio  fosse  parte  lésa 
« quindi  in  diritto  di  sporgere  querela.  Su  taie  obbiezione  fe  da 
osservarsi  : L’opinione  espressa  dal  Procuratore  délia  Confedera- 
zione  die  l'unica  legge  applicabile  in  nmteria  sia  il  Codice  penale 
italiano,  non  puô  esserc  condivisa.  Secondo  un  principio  general- 
njente  ammesso  e dal  quale  è inspira to  anche  il  trattato  di  estra- 
dlzlone  fra  la  Svizzera  e l’Italia,  l'estradizione  non  è possibile  ehe 
allorquaudo  il  delitto,  pci  quale  b eliiesta,  costituisce  un  aziono 
punibile  anche  secondo  le  leggi  dello  Stato  richiesto,  ciô  ehe  deve 
esaminarsi  in  ogni  singoh.  easo.  La  questionc  da  dccidersi  in  con- 
creto è dunque  di  sapere  se  occorrevano  le  condizioni  necessarie, 
secondo  il  diritto  ticinese,  perché  si  potesse  intentare  un'  azione 
penale.  Ora  puô  gié  seinbrare  dubbioso  se  secondo  il  Codice  penale 
tieinese  il  delitto  in  questionc  sia  realmente  di  azione  privata  e non 
appartenga  piuttosto  alla  classe  di  quelli,  previsti  alla  lett.  a del- 
l’art.  382,  contro  i quali  è da  procéderai  d'ufHeio.  Ammesso  perô 
anche  ehe  si  tratti  di  truffa  semplice,  a sensi  dell’  art.  380  del 
<’od.  pen.  tic.,  e quindi  di  truffa  perseguibile  solo  a querela  di 
parte,  l'estradizione  sarebbe  tuttavia  amtnissibile,  irapcrocché  la 
Ditta  Bosisio  era  eertamente  in  diritto  di  sporgere  querela.  Difatti. 
dopo  la  decisione  del  Tribunale  penale  di  Bologna,  decisione  fon- 
data  sopra  il  diritto  italiano  e quindi  vincolante  per  questa  Corte, 
che  il  rieorrente  Beghelli  era  „vero  e proprio  incaricato  o rap- 
presentante“  délia  Ditta  stessa,  la  sua  qualité  di  parte  lésa  non 
puô  piit  fonnare  oggetto  di  dubbio,  nulla  importando  il  fatto  di 
aver  essa  eereato  piit  tardi  di  far  sopportare  da  altri  il  danno 
subito. 

Per  qitesti  motivi 

il  Tribunale  ft  demie  pronimria  : 

L'estradizione  di  Knrico  Beglielli  aile  autorité  italiaue  ô ac- 
corda ta. 
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2.  Urteil  vom  19.  Juni  1900  in  Sachen  Edmond  Billard  und  Alphonse  Farmond. 

A.  Par  not«  du  8 juin  1900,  l'Ambassade  de.  France  A Berne  a demandé 
au  Conseil  fédéral  l'extradition  des  nommés  Edmond  Billard  et  Alphonse 
Fannond,  recherchés  par  la  justice  française  comme  iuculpés  de  vol  qualifié 
et  d'assassinat,  et  arrêtés  à Genève  pour  un  vol  avec  effraction  commis 
dans  cette  ville.  La  note  ajoute  qu'il  importerait  que  l’extradition  fût  auto- 
risée d’urgence  et  que  Billard  et  Farmond  fussent  livrés  provisoirement 
aux  autorités  françaises,  sauf  à celles-ci  il  les  rendre  aux  autorités  suisses 
lorsqu’ils  auraient  été  jugés  définitivement  en  France. 

Cette  demande  était  accompagnée  de  deux  mandats  d’arrêt  délivrés 
par  le  juge  d’instruction  au  Tribunal  de  1"  instance,  de  Clermont-Ferrand 
contre  Billard,  Edmond-Charles-Gustave,  né,  A Nevers  le  3 avril  1880,  et 
Fannond,  Jean-Baptiste-Michcl-Alphonse,  né  à la  Boche-Blanche  (Puy-de- 
Dôme)  le  19  avril  1881,  inculpés  d’avoir  le  3 mai  1900,  A Clermont-Ferrand, 
de  concert  et  de  complicité  entre  eux,  commis  un  meurtre  sur  la  personne 
d'une  dame  Gilet,  et  soustrait  frauduleusement  A la  dite  dame  une  certaine 
somme  d’argent  et  divers  objets  mobiliers. 

H.  Ensuite  de  son  arrestation  à Genève,  le  22  mai,  Billard  a été 
interrogé  par  le  commissaire  de  police  Aubert  et  reconnu  avoir  commis 
deux  vols  A Clermont-Ferrand  en  compagnie  de  Farmond,  mais  il  a nié 
l'assassinat,  il  a d’ailleurs  déclaré  qu'il  demandait  à être  extradé  le  plus 
tôt  possible. 

Farmond,  interrogé  aussi,  a reconnu  de  son  côté  avoir  commis  diffé- 
rents vols  A Clermont-Ferrand  en  compagnie  de  Billard,  notamment  chez 
daine  Gilet.  Il  a également  demandé  A être  extradé  le  plus  tôt  possible. 

En  transmettant  les  procès-verbaux  d’interrogatoire  au  Département 
fédéral  de  Justice  et  Police  en  vue  de  la  demande  d’extradition,  annoncée 
par  le  parquet  de  Clermont-Ferrand,  le  Conseil  d'Etat  de  Genève  a déclaré, 
en  date  du  30  mai,  n’avoir  aucune  objection  A formuler  au  sujet  de  l'extra- 
dition et  être  prêt  A donner  les  ordres  nécessaires  pour  que  Billard  et 
Farmond  soient  livrés  aux  autorités  françaises  dès  qu'ils  auraient  été  jugés 
A Genève,  pour  y être  ramenés  après  seulement  qu'ils  auraient  subi  la 
peine  qui  pourrait  être  prononcée  contre  eux  en  France. 

C.  Par  écriture  en  date  du  2 juin,  adressée  au  Conseil  fédéral,  l’avocat 
Meisels,  A Genève,  a exposé  que  Billard,  étant  passible  de  la  peine  de 
mort  s’il  était  reconnu  coupable  d’assassinat  par  les  tribunaux  français, 
s'opposait  A son  extradition  pure  et  simple.  Il  demandait  qu'il  fût  fait 
application  au  cas  particulier  de  l’art.  5 de  la  loi  fédérale  sur  l'extradition, 
du  22  janvier  1892. 

Par  écriture  de  même  date,  l'avocat  Marcel  Guiuand,  A Genève,  a 
formulé  la  même  demande  au  nom  de  Farmond. 

Les  avocats  Meisels  et  Gninand  ont  développé  leurs  conclusions  dans 
lieux  mémoires  identiques,  en  date  du  6 juin,  dans  lesquels  ils  font  valoir 
ce  qui  suit  : 

La  loi  fédérale  ne  peut  abroger  les  dispositions  du  traité  franco- 
suisse  sur  l'extradition.  Toutefois,  ce  traité  ne  touche  pas  le  sujet  des 
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pqines  et  de  leur  uppliention.  U y « doue  lieu  d'interpréter  le  truité  uu 
moyen  de  la  loi.  Or  lu  constitution  de  1874  abolit  toutes  les  peines  corpo- 
relles et  parmi  elles  la  peine  de  mort.  Le  20  juin  1879  une  révision  consti- 
tutionnelle a rendu  aux  cantons  la  faculté  de  rétablir  lu  |>eine  de  mort. 
Lu  droit  cantonal  genevois,  il  n'existe  nul  doute  que  lu  peine  de  mort  est 
assimilée  A une  peine  corporelle  et  que  toutes  deux  sont  abolies  pur  le 
code  pénal  du  21  octobre  1874.  En  fait,  la  peine  de  mort  est  par  excel- 
lence une  peine  corporelle.  La  restriction  de  l'art,  ô de  la  loi  du  22  janvier 
1892  a été  introduite  dans  le  traité  avec  le  Portugal  ; c'est  une  mesure 
de.  logique  et  d’humanité  supérieure. 

D.  Par  office  du  18  juin,  le  Départemeut  fédéral  de  Justice  et  Police 
a transmis  la  demande  d’extradition  et  le  dossier  y relatif  au  Tribunal 
fédéral  en  l’invitant,  en  conformité  de  l'art.  24  de  lu  loi  fédérale  du  22  jan- 
vier 1892,  A statuer  sur  cette  demande. 

E.  Dans  son  préan»,  le  Procureur  général  de  la  Confédération  a 
soutenu  que  les  objections  opposées  A la  demande  d'extradition  sont  mal 
fondées  et  qu’il  y a lien  de  faire  droit  A cette  demande.  11  fait  valoir  en 
substance  ce  qui  suit  : 

La  loi  fédérale  du  22  janvier  1892  doit  être  interprétée  strictement. 
L'extradition  ne  peut  dés  lors  être  refusée  en  considération  de  la  loi  du 
lieu  de  refuge  que  si  l’infraction  en  question  n’est  pas  punie  par  cette 
loi  (art.  13),  sous  réserve  des  cas  spéciaux  prévus  A l'art.  4,  ou  si  l'action 
pénale  est  prescrite  d’après  cette  même  loi  (art.  ti).  tfuant  A la  circonstance 
que  la  peine  prévue  pour  l’acte  incriminé  par  la  loi  de  l’Etat  requérant 
ne  serait  pas  applicable  dans  l’Etat  requis,  elle  est  sans  aucune  impor- 
tance, sauf  le  cas  spécial  où  il  s'agit  de  peines  corporelle».  La  question 
se  pose  donc  uniquement  de  savoir  si  l'art.  5 de  la  loi  fédérale  est  appli- 
cable en  l’espèce.  L’affirmative  supposerait  qu'en  droit  public  suisse  la 
peine  de  mort  est  assimilée  A une  peine  corporelle.  Mais  l'examen  des 
dispositions  de  la  constitution  fédérnle  et  du  droit  pénal  conduit  au  rejet 
de  cette  manière  de  voir.  L’art.  (!.">  de  la  constitution  fédérale  de  1874,  soit 
dans  son  texte  primitif,  soit  dans  son  texte  révisé,  distingue  la  peine  de 
mort  des  peines  corporelles  et  leur  consacre  des  dispositions  séparées. 
C'est  donc  que  l’on  a admis  qu’il  y a une  différence  de  principe  entre 
ces  peines.  Cette  distinction  a également  prévalu  lors  de  l’élaboration  de 
la  loi  de  18‘ftâ.  ainsi  que  le  prouve  le  message  du  Conseil  fédéral.  Ce  mes- 
sage. explique  le»  motifs  qui  ont  fait  insérer  dans  le  traité  avec  le  Por- 
tugal, du  28  octobre  1874,  la  disposition  invoquée  par  les  opi>osants, 
disposition  non  reproduite  dans  les  traités  postérieurs,  entre  autres  dans 
celui  avec  l' Autriche-Hongrie,  du  10  mars  18%,  Le  protocole  final  qui  accom- 
pagne ce  dernier  traité  explique,  A son  art.  3.  que  les  Etats  contractants 
sont  d’accord  que  la  peine  de  mort  n'est  pas  comprise  dans  les  peine* 
corporelles  dont  parie  l'art.  V du  traité  et  qu’en  conséquence  l'application 
de  la  peine  de  mort  n’est  pas  exclue  par  la  disposition  «le  cet  article. 

Considérant  en  droit: 

1“  On  ne  saurait  refuser  d’examiner  les  objections  opposées  A 
la  demande  d'extradition  par  le  motif  «pie.  devant  le  commissaire 
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de  police  de  Genève,  les  opposants  ont  demandé  à être  extradés 
le  pins  tôt  possible.  Aussi  longtemps  (pie  l'extradition  n'avait  pas 
été  accordée  par  l’autorité  compétente,  les  prévenus  pouvaient 
revenir  sur  leurs  déclarations,  ainsi  qu'ils  l’ont  fait  en  réalité. 

2°  Ainsi  que  le  Tribunal  fédéral  l'a  jugé  le  17  juin  18tt2.  dans 
la  cause  Stübler  (Rec.  off.  XVIII,  page  193  et  suiv.),  et  l’a  cons- 
tamment reconnu  dès  lors  (Rec.  oft'.  XVIII,  page  408  ; XIX.  page 
120,  137,  consid.  2;  XX,  page  fil,  consid.  3 et  page  343;  XXI. 
page  70  et  730;  XXII,  page  050,  consid.  3 et  page  1030),  et 
ainsi  que  les  opposants  le  reconnaissent  eux-mêmes,  la  loi  fédé- 
rale du  22  janvier  1802  sur  l’extradition  aux  Etats  étrangers  n’a 
ni  voulu  ni  pu  déroger  aux  dispositions  des  traités  existants.  11 
suit  déjà  de  là  que  l’art.  5 de  la  dite  loi,  invoqué  par  les  oppo- 
sants, ne  saurait  trouver  application  dans  l'espèce  en  présence  des 
dispositions  du  traité  d’extradition  franco-suisse  du  0 juillet  1800. 
A teneur  «le  l’art.  1er  de  ce  traité,  chacun  fies  Etats  contractants 
est  obligé  de  livrer  les  personnes  réfugiées  sur  son  territoire  qui 
sont  poursuivies  ou  ont  été  condamnées  dans  l’autre  Etat  pour 
l'un  d«;s  délits  énumérés  dans  le  dit  article  comme  donnant  lieu  à 
extradition,  sans  qu'aucune  restriction  soit  apportée  à cette  obli- 
gation en  considération  de  la  nature  des  peines  existant  dans  l'Etal 
requérant.  La  règle  de  l'art.  5 de  la  loi  fédérale  précitée  et  «lès 
lors  exclue  du  champ  d’application  du  traité  franco-suisse,  car 
elle  constituerait  une  restriction  de  l’obligation  d'extradition  et 
dérogerait  au  traité,  alors  qu’il  est  «le  principe  qu'une  loi  ne  peut, 
sans  violer  des  obligations  de  droit  international,  tléroger  aux 
dispositions  des  traités  en  vigueur. 

3°  Les  objections  opposées  à la  demande  d’extradition  seraient 
d’ailleurs  mal  fondées  même  si  l’application  de  l’art.  5 de  la  loi 
du  22  janvier  1892  n'était  pas  exclue  par  le  traité.  En  effet,  il 
ne  saurait  y avoir  «le  «loute  que  cette  disposition  légale  n’englobe 
pas  la  peine  de  mort  sous  la  désignation  de  „peines  corporelles 
d’où  il  suit  qu’elle  ne  s'applique  pas  aux  cas  où  la  loi  «le  l’Etat 
re«iuérant  prévoit  cette  peine.  Dans  le  langage  ordinaire,  on  ne 
coinpren«!  pas  la  peine  de  mort  au  nombre  des  peines  «sorporelles  : 
elle  est  envisagée  comme  une  peine  à part,  caractérisée  non  par  lu 
soumission  du  condamné  à une  souffrance  physique,  mais  par  la 
suppression  do  sa  personnalité. 

Cette  manière  de  voir  est  incontestablement  aussi  celle  du 
droit  fédéral.  La  Constitution  fédérale  de  1848  interdisait  la  peine 
de  mort  pour  délit  politique  ; elle  ne  disait  rien  des  peines  corpo- 
relles, «le  sort«;  qu'elles  étaient  permises.  La  constitution  du 
2!)  mai  1874,  à son  article  (15,  a,  au  contraire,  dans  deux  dispo- 

Schwciromehc  Zeitschrift  für  Strafrecht.  IS.  Jahrg.  25 


Digitlzed  by  Google 


Entscheidungen  in  Strafsachen. 


38  2 


sitions  distinctes,  déclaré  abolies,  d’une  part.  la  peine  de  mort, 
d’autre  part,  les  peines  corporelles;  la  révision  constitutionnelle  du 
18  mai  1879  a restreint  lu  première  disposition  à l’interdiction  de 
la  peine  de  mort  pour  délit  politique  ; la  seconde  est  restée  sans 
changement.  11  n’est  pas  douteux  d'après  cela  que  dans  la  termi- 
nologie du  droit  fédéral  la  peine  de  mort  apparaît  comme  une 
peine  distincte,  non  comprise  sous  la  dénomination  de  peines  cor- 
porelles. Si  donc  l’art.  5 de  la  loi  fédérale  du  22  janvier  1892 
n’accorde  l'extradition  que  conditionnellement  dans  le  cas  où  la 
législation  pénale  de  l’Etat  requérant  prévoit  une  peine  corporelle, 
il  est  impossible  que  cette  disposition  s'applique  A la  peine  de 
mort.  C’est  ce  que  reconnaît  expressément  le  message  du  Conseil 
fédéral  A l'appui  du  projet  de  la  dite  loi  (voir  Feuille  fédérale  1890, 
vol.  3,  page  213). 

Il  est  vrai  que  le  traité  d’extradition  avec  le  Portugal,  du  30 
octobre  1873,  dispose  a son  art.  3.  § 2.  que  „les  individus  accusés 
ou  condamnés  pour  des  crimes  auxquels,  d'après  la  législation  de 
l’Etat  réclamant,  la  peine  de  mort  est  applicable,  ne  pourront  être 
remis  qu’à  la  condition  de  la  commutation  de  cette  peine11. 

Mais  on  ne  voit  pas  en  cptoi  cette  circonstance  pourrait  servir 
à l’interprétation  de  l’art.  5 de  la  loi  du  22  janvier  1892.  La  dis- 
position en  question  a été,  ainsi  qu'il  résulte  du  message  du  Conseil 
fédéral  du  31  octobre  1873,  introduite  dans  le  traité  à la  demande 
du  Portugal  et  ne  prouve  naturellement  rien  quant  A la  significa- 
tion de  la  disposition,  tout  autrement  conçue,  contenue  A l’art.  5 
de  la  loi  du  22  janvier  1892. 

Plus  important  pour  l'interprétation  de  cette  disposition  est 
le  fait  que  dans  le  traité  d’extradition  avec  l’Autriche-Hongrie, 
conclu  depuis  la  promulgation  de  la  dite  loi,  on  trouve  une  dispo- 
sition identique  par  son  contenu  A l’art.  5 de  la  loi,  alors  que 
dans  le  protocole  final  il  est  dit  expressément  que  la  peine  de 
mort  n'est  pas  comprise  dans  les  peines  corporelles. 

Les  opposants  allèguent  encore  que  le  droit  pénal  genevois 
considère  la  peine  de  mort  comme  une  peine  corporelle.  Même  si  cette 
allégation  était  exacte,  elle  n’aurait  aucune  importance  pour  l'inter 
prétntion  de  la  loi  fédérale.  Mais  on  ne  voit  pas  même  sur  quoi 
«•lie  se  base  ; la  seule  chose  certaine  est  que  le  droit  genevois  ne 
connaît  ni  les  peines  corporelles  ni  la  peine  de  mort  ; mais  cela 
est  sans  importance,  attendu  que  la  loi  fédérale  ne  se  préoccupe 
en  aucune  façon  de  savoir  si  une  peine  édictée  ou  prononcée  dans 
l’Etat  requérant  est  connue  ou  pas  dans  le  droit  pénal  du  pays 
de  refuge,  mais  n’établit  une  restriction  de  l’obligation  d'extradi- 
tion qu’en  considération  d’une  espèce  de  peine  déterminée,  les 
1 ici  nés  corporelles. 
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4“  Les  objections  élevées  contre  lit  demande  d’extradition  sont 
donc  mal  fondées  et  celle-ci  doit  être  accordée. 

f.e  gouvernement  français  a demandé  de  plus  que  l'extradi- 
tion ait  lieu,  A titre  provisoire,  immédiatement  et  en  tout  cas 
aussitôt  après  que  les  prévenus  auront  été  jugés  à Genève.  Le. 
Tribunal  fédéral  n'a  pas  A se  prononcer  sur  cette  demande,  attendu 
qu’A  teneur  de  l’art.  13  de  la  loi  fédérale  du  22  janvier  1892  il 
appartient  au  Conseil  fédéral,  lorsqu’un  individu  est  poursuivi  ou 
condamné  en  Suisse  pour  une  autre  infraction  que  celle  qui  donne 
lieu  A la  demande  d'extradition,  de  permettre  qu’il  soit  livré  tem- 
porairement pour  comparaître  .devant  les  tribunaux  de  l’Etat 
requérant. 

Par  ces  motifs, 

Le  Tribunal  fédéra!  prononce  : 

L'extradition  des  sieurs  Billard,  Edmond-Charles-tiustave,  né 
A Nevers  le  3 avril  1880,  et  Farmond,  Jean-Baptiste-Michel-Alphonse, 
né  A la  Roche-Blanche  (Puy-de-Dôme)  le  19  avril  1881,  est 
accordée  au  gouvernement  français  en  application  de  l’art.  1", 
chiffres  1°  et  19",  du  traité  franco-suisse  du  9 juillet  1869. 


3.  Urteil  vom  26.  Juni  1900  in  Sachen  Daniele  Carcano. 

/.  (.-«ui  nota  de!  MO  maggio  u.  sc.  la  Legazioiie  d'ltulia  a Berna  chie- 
tleva  al  Consiglio  fédérale  l’estradlzlone  di  certo  Daniele  Carcano  da  Milano, 
sacerdotc,  costituito  in  arresto  e detennto  nelle  carrer!  pretoriali  di  Lugano 
sopra  domanda  del  Console  d’ltalia.  In  appoggio  dclla  sua  domanda,  la 
Legaziune  italiana  produre  va  unit  richiesta  o niandato  di  cattura  del  Pro- 
euratore.  generale  del  He  presse  in  Corte  di  appelle  di  Milano,  e copia  délia 
sentenza  2M  marzo  1900  della  Corte  d’asslse  di  Milano,  eolln  quale  il 
Carcano  veniva  eondanmito  nd  anni  11  et  mes!  8 di  reclusione,  in  appli- 
eazione  degli  art.  MM1  p.  p..  n"  4,  M32  el  79  del  Codier  pe.n.  italiiino  « per 
« avere  eon  atti  eseentivi  della  inedesima  rseeuzione,  in  pii'i  riprese.  dal 
< Maggio  alla  inctA  di  Agosto.  in  coinune  di  (ieuitn,  coatretto  Avanzini 
Eniesta  di  anni  14.  con  violenza  e ponemloln  in  grndo  di  non  resistere 

* roll’  nsare  il  mezzn  fraudolente  di  nliliriacarla.  a eongiungersi  seco  lui 
earnalinente,  con  abuso  di  nutoritA  e di  relazioni  domesticité  dérivant! 

s ilal  fatto  che  In  Avanzini  Krnestn  trovavnai  alle  di  lui  dipendenze  e con 

• lui  enabitavn  coine  fantesca  •. 

II.  L’arreatato  dichiarava  di  opporsi  alla  propria  consegnn  e forinulava 
ricorso  al  Tribunale  federale  allegamlo  : 

La  sentenza  2M  inarzo  1900  eondnuuii  il  ricorrente  per  cnngiuiizioue 
eaniale  commessa  con  abuso  di  nutoritA  a sensi  dell’art.  3.11,  p.  1,  n”  4, 
«lei  Cod.  pen.  italiiino.  um  in  renltA  non  indien,  ne  spiegn  quille  fosse  l’au- 
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torità,  di  cui  il  condannato  tivrebbe  abusuto.  La  Cortc  di  assise  non  lin 
dichiarato  elle  ni  traitasse  di  violenza  coinmessa  colla  forza.  ma  di  violeuxn 
i|iialifieata  |>er  abuse  di  autorité,  e taie  non  é ehe  quclla  dell'  asceudente. 
tutore  o institore  sopra  persona  ehe  non  lia  cnmpiuto  i 15  anni  (n°  ü. 
art.  r$;îl).  La  eorte  non  lui  ritenuto  eertamente  trattarsi  di  «piesto  cas», 
perché  ha  fatto  eapo  al  n"  4 dell’  art.  1131,  il  i|uaie  punisce  il  colpevole  ehe 
ha  niesso  vittima  in  grado  di  non  potersi  difendere.  Ma  da  uessuna  parte 
délia  sentenza  risulta  ehe  ciô  sia  stato  ritenuto  conmiesso  dal  ricorrente. 
Ond'  ê ehe  il  fatto  per  cui  l'inipntato  fu  condannato  non  riveste  i earatteri 
del  delitto  attrihuitogli.  per  cui  lestradizione  non  pué  essere  concessa 
(dccretn  feront  lt!  febb.  1S9S).  Infatti  esclusn.  per  maneata  speeifieazioiie. 
uella  sentenza.  la  violenza  esercitata  colla  forza  e le  qualifichc  per  le  con- 
dizioni  di  etii  o stato  délia  vittima  è escluso  il  carattere  di  reato  nel  fatto 
imputato. 

In  secundo  luogo  ê da  osservare  ehe  l' estradizione  non  è concerna 
se  non  per  fatti  ehe  rivestono  la  qualité  di  delitto  tanto  in  ltalia  ehe  nel 
paese  svizzero  ove  il  richiesto  si  é rifuginto.  Ora  il  sacerdote  Careano  con- 
dannato  per  violenza  earnale  pel  fatto  solo  ehe  la  ragazza  con  cui  é aeeu- 
sato  di  essersi  congiunto  era  qnartodioenne,  non  è soggetto  a estradizione, 
perché  il  Cod.  peu.  del  Canton?  Ticino,  ove  egli  è rifugiato,  ail"  art.  255 
richiede  per  costituire  la  violenza,  ehe  la  persona  passive  délia  stessa  non 
abbia  aticora  conipiuti  gli  anni  dodici  e non  rieonosee  coine  reato  il  fatto 
solo  délia  cnn  gin nzione  cou  donna  ehe  ha  rnggiuutn  i 14. 

Il  ricorrente  richiede  porcin  ehe  sia  respinta  la  douianda  di  estra- 
dizione formulata  in  sue  odio. 

III.  Il  l’rocuratore  freuende  délia  (Jonfeder&zione  concliiude  invece 
nel  sue  preavviso  in  sensu  favorevole  ali' estradizione  foudandosi  sui  reflessi: 

1”  ehe  la  forte  di  assise  dichiaraudn  pro  va  ta  la  niaterialità  del  fatti 
imputati  ail'  estradando,  ha  annnesso  die  la  cougiunzinne  earnale  del  ri- 
eorrente  eoll' Avanzini  Ernesta  era  nvvenuta  eon  violenza,  dopo  aver  usato 
il  mezzo  di  ubbriaearla  ed  abttsaudo  dell' autoritA  e relazioni  domesticité 
-esistenti  colla  vittinta; 

2”  ehe  il  fatto  sareblie  punihilc  anche  in  base  al  dirilto  ticinese 
(art.  253).  malfrrado  ehe  talc  puuibilitA  non  sia  necessaria  per  far  luog» 
ail'  estradizione.  né  secundo  il  trattato  coll-  ltalia.  né  secondo  la  giitrispru- 
deuza  del  Tribunale  feilende. 


In  diritto  : 

Risulta  dalla  sentenza  délia  forte  di  assise  di  Milano,  ed  é 
del  resto  rieonoseiuto  anche  dal  ricorrente,  cite  il  delitto  del  < piale 
il  fareano  fu  ritenuto  colpevole,  è quelle  dell’ art.  331,  n°  1.  del 
Cod.  peu.  italiano.  Ora  questo  articolo  ha  il  tenore  segtu-nte  : 

„('liiunqiie,  eon  violenza  o ininaccia,  costringe  unn  persona 
..tleir  tino  o dell' altro  sesso  a eougiunzione  earnale  è punito  eon 
,.la  reelu'ione  da  tre  a dieei  anni. 
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..Alla  stessa  peu  a soggince  chi  si  eongiunge  camalment«*  eon 
„persona  dell'  uno  o dell'  altro  sesso,  la  qualc  al  ruoinento  dcl  futto: 


„4°  non  sia  in  grndo  «li  rrsistorc,  per  inalattia  di  mente  o di 
„corpo  o per  altra  causa  indipcndcnte  del  fatto  del  colpevole, 
„ovvero  per  effetto  di  mezzi  fraudolenti  da  csso  adoperati.“ 

Ora  la  sentenza  délia  Corte  di  assise  accenna  espressamente, 
se  non  nei  eonsiderandi,  nelln  parte  espositiva,  ehe  i mezzi  fran- 
dolcnti  imnno  consistito  nei  fatto  <li  avéré  l’estradando  abusato 
dell’  Avnnzini  Ernesta,  dopo  averla  ubbriacata. 

1)'  altra  parte  il  Cod.  pen.  tic.  di  cni,  malgrado  l'avviso  con- 
trario del  Proeuratore  generale  délia  Confederazionc,  si  deve  tener 
conto  per  sapere  se  il  fatto  è pnnibile  anche  nello  Stato  richiesto 
(ved.  sentenza  8 marzo  15(00  nella  causa  Bcghcllii,  dispone 
ail’ art.  253  quanto  seguc: 

„Chimique  costringe  altri.  mediante  violenza,  a subire  con  sê. 
„copula  earnale,  (•  punito  col  primo  al  seconde  grado  di  reclusione 
„teinporaria. 


,.§  :i.  Si  considéra  conte  violenta  la  copula,  tanto  se  ottenuta 
„al  niezzo  di  forzn  fisica,  quanto  di  minaccie,  quanto  aneora  se 
„Io  agente  avrà,  a questo  pravo  fine,  posto  la  vittimu,  mediante 
„un  arttficio  qualun<|ue,  in  condizioni  da  non  poter  resistent.“ 

È dunque  affatto  incomprensibile  l’asscrzionc  <lel  ricorrente 
ehe  il  delitto  in  questione  non  sia  pnnibile  nei  Cantone  Tieino.  Ni- 
inaggior  peso  mérita  l'nitra  ohbiezione  sollevata  nei  rieorso  ehe 
non  eonsti  elle  il  Carcano  abliia  posto  l'Avanzini  in  istato  da  non 
resistere,  dopo  ehe  la  sentenza  di  condanna  ntenziona  esplicita- 
niente  questo  fatto  fra  i capi  «li  accusa  o ehe  nei  propri  eonsi- 
derandi il  giudice  amulette  conte  prnvatl  tutti  i fatti  aecennati  a 
earico  dell'  imputato. 

Nei  rimanente  il  Tribunale  fédérale  lion  lia  da  esainiuare  nè 
la  questione  délia  colpahilitA,  ni-  quella  di  sapere  quale  dei  para- 
grafi  del  Codiee  penale  ituiiano  avrebbe  in  realtA  dovuto  applicarsi. 

Per  questi  motivi 

il  Tribunale  federule  srizeero  pronnneia  : 

E eoneessa  l'estradizione  del  sncerdote  Daniele  Carcano  aile 
autoritA  italiane  in  taise  ail-  art.  2.  u°  3,  del  trattato  fra  la  Svizzera 
e ITtalia. 
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4.  Urteil  vom  12.  Juli  1900  in  Sachen  Karl  Adolf  Werner. 

A.  Gestützt  auf  einen  Haftbefehl  «len  grossit.  badischen  Amtsgerichte» 
Baden-Baden  vom  21.  Juni  1!I00.  durch  welchen  der  badische  Staatsangehörige 
Karl  Adolf  Werner  beschuldigt  wird,  innerhalb  der  letzten  zwei  .labre  an 
unbestimmbaren  Tagen  wiederholt  zu  Baden  und  l'mgebuug  eine  geistes- 
kranke Frauensperson,  nUmlich  die  am  17.  September  1NM>  zu  Darmstadt 
geborene,  ledige  F.milie  l.euthner  zum  uusserehelichen  Beischlaf  miss- 
braucht zu  haben  (Verbrechen  nach  $ 170.  Ziff.  2,  Deutsch,  ii.  St.  G.  B.). 
hat  die  kaiserlich  deutsche  Gesandtschaft  in  Bern  beiin  schweizerischen 
Bundesrate  mit  Note  vom  2.  .lull  11HX1  um  Bewilligung  der  Auslieferung 
des  (am  2Ö.  Juni  in  Luzern  auf  Requisition  der  grossherz,  badischen 
Staatsanwaltschaft  verhafteten)  vorgenannten  Werner  nachgesucht,  und 
zwar  in  Gemitssheit  des  Art.  1.  Ziff.  8,  des  Auslieferungsvertrages  zwischen 
der  Schweiz  und  Deutschland.  Die  requirierende  Behörde  bemerkt  in 
ihrem  Gesuche,,  die  dem  Verfolgten  zur  Last  gelegte  Handlung  stelle  sich 
zwar  nicht  eigentlich  als  Notzucht  im  Sinne  des  § 177  des  St.  G.  B.  dar. 
sondern  sie  erfülle  den  Thatbestand  eines  besondern,  in  S 17(5.  Ziff.  2. 
codent  vorgesehenen  Verbrechens.  Allein  du  die  kaiserlich  deutsche  Re- 
gierung wie  auch  der  schweizerische  Bundesrat  bisher  stets  davon  an- 
gegangen seien,  das»  der  Begriff  der  Notzucht  im  Sinne  de»  deutsch- 
schweizerischen Auslieferungsvertrages  nicht  auf  die  Notzucht  im  engem 
Sinne  zu  beschränken  sei.  sondern  auch  andere  auf  Beischlaf  gerichtete 
Sittlichkeitsverbrechen  umfasse,  stehe  wohl  der  Bewilligung  der  Ausliefe- 
rung nichts  entgegen. 

ß.  Der  Angeschuldigte  hat  sich  der  Auslieferung  widersetzt,  indem 
er  die  ihm  zur  Last  gelegte  Handlung  bestreitet  und  insbesondere  behauptet, 
die  E.  Leuthner  sei  geistig  völlig  normal,  wofür  er  sich  auf  einen  Befiehl 
des  Amtsarztes  der  Stadt  Luzern  und  dessen  Stellvertreter,  d.  d.  .'Mi.  Juni 
11HXJ.  stützt. 

('.  Die  schweizerische  Buudcsuuwaltachnft  führt  in  ihrer  F.ingabe  an 
lia»  Bundesgerieht  aus:  Der  Hinweis  der  requirierenden  Behörde  auf  die 

in  der  Praxis  befolgte  Ausdehnung  des  Begriffs  der  Notzucht  im  schwei- 
zerisch-deutschen Auslieferungsvertrage  sei  zwar  richtig,  aber  nur  in  einem 
bestimmten  beschränkten  I ’mfange,  nämlich  nur  insofern,  als  auch  der 
Missbrauch  von  Kindern  zu  Beischlafsversuchen  darunter  falle  (Entscheide 
îles  Bumlesgerichtes  vom  ft.  März  1KHU  i.  S.  Strassburger.  Amtliche  Samm- 
lung. Bd.  XII,  S.  l.'lti  ff.,  und  vom  .'Ml.  April  18SII  i.  S.  Wittig.  Amtliche 
Sammlung.  Bd.  Will,  S.  181  ff.).  Allein  es  gehe  nicht  an.  diese  Ausdeh- 
nung, die  aus  bestimmten  Gründen  erfolgt  sei,  ohne  besondere  Veranlas- 
sung durch  blosse  Vertragsauslegung  auch  auf  den  Beischlaf  mit  geistes- 
kranken Frauenspersonen  za  erstrecken:  denn  diese  Handlung  bilde  fast 
überall  und  so  gerade  auch  im  deutschen  U.  St.  G.  B.,  wie  auch  im  Inzer- 
liischen  Kriiiiiiialgesel/.buche.  § 18*1.  Z.  li,  den  Thatbestand  eines  be-ondern 
Verbrechens,  der  sogenannten  Schändung.  Gemäss  Art.  .1.  Ziff.  12.  des 
schweizerischen  Auslicferungsgesetzes  vom  22.  Januar  18SI2  sei  übrigen» 
die  Möglichkeit  gegeben.  Ausländer,  die  sich  in  ihrem  lleimatstaate  der 
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Schändung  geistesgestörter  Personen  schuldig  gemacht  haben,  anszulieferti. 
Wenn  nun  aber  vorliegend  die  kaiserlich  deutsche  Gesandtschaft  ihr  Aus- 
lieferungsliegehren  nicht  auf  dieses  Gesetz,  sondern  nur  auf  den  schwei- 
zerisch-deutschen Auslieferungsvertrag  stütze,  so  könne  demselben  nicht 
entsprochen  werden.  l>ie  Huntlesanwaltschaft  beantragt  daher,  das  Ans- 
lieferungsbegehren sei  abzulehnen. 

P.  Der  Angeschuldigte  wiederholt  in  einer  Eingabe  vom  6.  Juli  l!HJO 
sein  Begehren  tun  Abweisung  des  Auslieferungsgesuches,  und  ersucht 
zudem  um  Anordnung  seiner  sofortigen  provisorischen  Freilassung.  Die 
Ausführungen  des  Angeschuldigten  gehen  im  wesentlichen  dahin,  darzu- 
legen, dass  er  die  ihm  zur  Last  gelegte  Handlung  nicht  begangen  habe 
und  dass  insbesondere  die  Emilie  Lenthncr,  mit  der  er  seit  2'/»  Jahren 
verlobt  sei.  nicht  geistesgestört  sei:  er  stellt  eine  ganze  Heihe  von  Beweis- 
anerbieten hierfür. 

Das  Hundesgerieht  zieht  in  Erwägung: 

1.  Nach  der  dem  Bundesgerichte  bei  Einsprachen  gegen  Aus- 
licferungsbegehrcn  fremder  Staaten  eingeriluinten  Stellung  hat  es 
nur  zu  prüfen,  ob  die  Forntvorsehriften  gewahrt  seien,  ob  ein  Aus- 
lieferungsdelikt vorliege,  oder  ob  sonstwie  eine  auf  das  Ausliefe- 
rungsgesetz vom  22.  Januar  1HP2.  auf  den  Staatsvertrag  oder  auf 
eine  (iegenrechtserklilrung  des  Bundesrates  gestützte  Einsprache 
begründet  sei;  dagegen  untersteht  die  Schuldfrage  seiner  Beurtei- 
lung nicht.  Auf  die  vom  Requirierten  vorliegend  gestellten  üe- 
weisanträge  ist  somit  nicht  einzntreten. 

2.  Die  Entscheidung  über  das  vorliegende  Auslieferungs- 

begehren hängt  datier  einzig  davon  ah,  ob  die  dem  Requirierten 
zur  Last  gelegte  Handlung  unter  den  vom  requirierenden  Staate 
angerufenen  Art.  1,  Ziff.  H,  des  Auslieferungsvertrages  zwischen 
der  Schweiz  und  dein  deutschen  Reiche  vom  24.  Januar  1x74. 
d.  h.  unter  den  Begriff  der  Notzucht  falle.  Allerdings  kann  der 
Bundesrat  gemäss  Art.  1,  1,  des  Auslieferungsgesetzes  vom 

22.  Januar  1HP2  die  Auslieferung  auch  wogen  einer  im  Vertrage 
nicht  vorgesehenen  strafbaren  Handlung  bewilligen,  sofern  sie  nueh 
diesem  Gesetze  statthaft  ist;  da  jedoch  vorliegend  das  Alisliefe- 
rmigshegehren  ausschliesslich  auf  den  Staatsvertrag  gestützt  wird, 
und  eine  Erklärung  des  Bundesrates,  dass  er  die  Auslieferung  even- 
tuell auch  gestützt  auf  das  Auslieferungsgesetz  zu  bewilligen  beab- 
sichtige, nicht  vorliegt,  so  ist  vom  Bundesgcrioht  einzig  zu  prüfen, 
oh  die  Voraussetzungen  der  Auslieferung  nach  dem  erwähnten 
Staatsvertrage  gegeben  seien. 

3.  In  den  in  der  Eingabe  der  Bundesanw  altschaft  angeführten 
Fällen  hatte  nun  das  Bundesgericht  entschieden,  dass  unter  Not- 
zucht im  Sinne  des  schweizerisch-deutschen  Anslieferungsvertrages 
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iiiclit  nur  dir  Notzucht  im  ungern  Sinne,  das  stuprum  violent  um, 
sondern  midi  der  (vollendete  oder  versuchte)  Missbrauch  unreifer 
Mädchen  zum  Beischlaf  falle.  Allein  um  Missbrauch  unreifer  Mädchen 
zum  Boischlafe  handelt  es  sieh  in  easu  nicht,  sondern  vielmehr  um 
behaupteten  Missbrauch  einer  angeblich  geisteskranken  Frauensperson 
zum  Beischlnfe,  utul  dieses  Delikt  kann  nun  unter  dem  Begriffe 
der  Notzucht  im  Sinne  des  Staatsvertrages  nicht  als  mitbegriffen 
erachtet  werden.  Nach  dem  deutschen  K.  St.  (i.  B.  (in  § 177  einer- 
seits. g 170.  Ziff.  2.  anderseits)  sowie  den  meisten  schweizerischen 
Strafgesetzbüchern,  u.  a.  auch  dem  luzernischen  Strafgesetzbuch 
(S  188  einerseits,  g 18*1,  litt,  u,  anderseits),  wird  dasselbe  als  ein 
selbständiges,  von  der  Notzucht  verschiedenes  Verbrechen  der 
Schändung  behandelt  (vgl.  auch  den  Vorentwurf  zu  einem  schwei- 
zerischen Str.  (i.  H.  nach  den  Beschlüssen  der  Expertenkommission, 
Art.  lox,  vgl.  mit  Art.  40  u.  111).  Es  ist  daher  anzunehmen,  dass 
die  Kontrahenten  des  Ausliefcrungs Vortrages,  wenn  sie  wegen  dieses 
Thatbestandes  die  Auslieferungspflicht  hätten  statuieren  wollen, 
dies  ausdrücklich  gesagt,  die  Schändung  neben  der  Notzucht  als 
Auslieferungsdelikt  ausdrücklich  genannt  hätten.  Zwingende  Griludc. 
den  Auslieferung« vertrag  in  dieser  Richtung  ausdehnend  zu  inter- 
pretieren. liegen  nicht  vor,  zumal  nach  dem  Auslicfornngsgesetze 
vorn  22.  Januar  181)2  die  Auslieferung  wegen  Schändung  vom 
Bundesrate  auch  ohne  staatsvertragliche  Verpflichtung,  nach  Prüfung 
der  Sachlage,  mit  und  sogar  ohne  Vorbehalt  des  (Segenrechts 
gewährt  werden  kann. 

Demnach  hat  das  Bnndesgerichf  erkannt: 

Die  nachgesuchte  Auslieferung  des  Karl  Adolf  Werner  wird 
nicht  bewilligt. 


5.  Urteil  vom  13.  September  1900  in  Sachen  Signorio  Signori. 

Le  sicur  Signori.  Signorio.  ressortissant  italien,  fils  de  feu  tarin 
Signori  et  de  sa  femme  défunte  Lucia  t'otnelli,  né  lé  2 février  1X48.  marié 
avec  I ranccsca  Donati.  précédemment  domicilié  il  Milan,  actuellement 
détenu  à Lugano  i Tessin),  se  disant  ingénieur,  a été  arrêté  le  lli  juil- 
let  1 HO0  ii  In  requête  du  délégué  italien  de  la  sûreté  publique  à Chiasse, 
par  l'autorité  de  police  tessinoise,  le  prédit  fonctionnaire  de  In  police  ita- 
lienne déchirant  que  Signori  avait  été  condamné  par  les  tribunaux  pénaux 
en  Italie  pour  escroquerie  et  abus  de  confiance,  et  qu’un  mandat  d'arrêt 
avait  en  outre  été  décerné  contre  lui  par  le  parquet  royal  de  Milan  pour 
escroquerie,  ainsi  que  pour  falsification  d'effets  de  change  et  de  documents 
privés. 


Digitized  by  Google 


F.nUcliH<luiiK*'ii  in  Strafsachen. 


389 


Le  20  juillet  in  Légation  d'Italie  en  Suisse  h adressé  au  Conseil 
fédéral  une  requête  tendant  à obtenir  l'extradition  de  Signori  à l'Italie,  en 
>e  fondant  sur  deux  mandats  d'arrêt  déeemés  eontre  lui,  et  sur  l’art.  2 
chiffres  8»  et  12”.  de  la  Convention  entre  la  Suisse  et  l'Italie  sur  l'extradi 
lion  réciproque  de  malfaiteurs  et  prévenus,  du  22  juillet  1«G8. 

Les  dits  mandats  d'arrêt  émanent,  l'un,  daté  du  12  mars  11100,  du 
parquet  royal  de  Milan,  et  l'antre,  daté  du  2 juillet  11HK1.  du  juge  d’ins- 
truction prés  le  tribunal  pénal  du  même  lieu. 

Le  premier  de  ce*  mandats  d'arrêt  se  fonde  sur  un  jugement  du 
G juillet  181111.  par  lequel  le  Tribunal  pénal  de  Milan  a condamné  Signori 
à 27  mois  de  prison  et  à lîfiü  fr.  d’amende,  jugement  confirmé  par  arrêt 
de  In  Cour  d'appel  de  Milan  du  22  décembre  suivant.  Cette  condamnation 
a été  prononcée  : 

« pour  abus  île  confiance  qualifié  (nppropriaanone  indchita  qualitieata) 
commise,  au  moyen  d’actes  répétés,  dans  le  courant  de  l'année  1896,  et 
portant  sur  un  montant  approximatif  de  700  fr.  ; 

b pour  escroquerie  du  montant  de  250  fr.,  commise  le  110  sep- 
tembre 1896: 

ci  pour  abus  de  confiance  simple,  commis  après  le  mois  de  novembre 
18117.  et  portant  sur  une  somme  d'environ  100  fr. 

Les  dispositions  du  Code  pénal  italien  du  30  juin  1881»,  entré  en  vigueur 
le  l"r  janvier  18110.  visées  par  la  prédite  sentence,  sont  les  art.  711,  417,  ■lit», 
413,  lesquels  ont  trait  aux  délits  répétés,  soit  continués,  à l’abus  de  con- 
fiance simple  et  qualifié,  et  à l’escroquerie  et  fraude.  En  revanche,  le 
mandat  d’arrêt  en  question  ne  fait  pas  mention  de  ('usurpation  du  titre 
d'ingénieur,  délit  pour  lequel  Signori  a été  également  condamné  et  frappé 
d'une  amende  de  50  fr.  par  ce  même  jugement. 

Le  second  mandat  d'arrêt  concerne  les  délits  suivants,  relevés  fi  la 
charge  de  Signori  : 

ru  faux  répété  en  écriture  publique,  dans  le  sens  des  art.  711,  278  et 
2«4  du  C.  I".  italien  : 

b escroquerie  répétée  dans  le  sens  des  art.  79  et  280  du  même  code; 

c)  faux  répétés  dans  le  sens  des  art.  79  et  280  du  même  code. 

Tous  les  actes  criminels  ou  délictueux  mentionnés  dans  le  second 
mandat  d'arrêt,  et  relevés  à la  charge  de  Signori,  ont  été  commis  avant 
le  G juillet  18119,  date  de  sa  condamnation  par  le  Tribunal  pénal  de  Milan, 
ilont  le  jugement  figure  au  dossier  en  copie  authentique. 

Interrogé  par  le  Commissaire  du  gouvernement  A Lugano,  aux  termes 
de  l'art.  21  de  la  loi  fédérale  du  22  janvier  1892.  sur  le  point  de.  savoir 
s'il  acceptait  ou  s'il  contestait  l’extradition  requise.  Signori  déclara  s’y 
opposer,  dans  un  mémoire  sans  date  qui  fut  transmis  par  la  Direction  de 
la  police  tessinoise  au  Département  fédéral  de  Justice  et  Police. 

Cette  écriture  contient  en  substance  ce  qui  suit: 

1”  En  ce  qui  concerne  le  jugement  du  G juillet  1899,  confirmé  par 
arrêt  de  la  Cour  d’appel  du  22  décembre  suivant,  Signori  prétend  être  en 
droit  de  se  pourvoir  en  cassation,  et  par  conséquent  de  demander  sa  mis« 
en  liberté  provisoire. 
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2"  En  ce  qui  touche  le  mandat  d'arrêt  décerné  par  le  juge  d'iustrue- 
tion  de  .Milan,  Signori  fait  valoir,  en  résumé,  les  considérations  ri-apré~  : 

Ad  chiffre  1"  du  dit  mandat  d'arrêt  : 

La  lettre  de  change  du  20  décembre  INOX  n'a  pas  été  falsifiée  par  le 
prévenu;  c’est  une  simple  copie,  ipii  a été  remise  au  sieur  Riboldi.  avec 
son  assentiment  et  celui  de  dame  Riboldi.  <|iii  n’ont  aucun  motif  de  -e 
plaindre  de  ce  procédé,  admis  par  eux  selon  contrat  du  15  juin  IKOü.  etc. 
D'ailleurs  la  valeur  des  sommes  prétendument  extorquées  par  Signori 
n'atteint  pas  1000  fr..  montant  exigé  par  l'art.  2.  chiffre  2",  du  traite  de 
lHtiS.  pour  que  l'extradition  puisse  être  accordée. 

Ad  chiffre  2”  du  dit  mandat  : 

Ce  grief  a précisément  trait  aux  .'150  fr.  à payer  par  Signori  aux 
termes  du  contrat  passé  entre  lui  et  les  époux  Riboldi-Frigerio.  le  là 
juin  IKHîl.  et.  à cet  égard  encore,  la  somme  de  1000  fr.  exigée  par  le  traité 
n'est  pas  atteinte.  En  tout  eus.  il  y a lieu  de  liquider  d'abord  la  plainte 
portée  par  Signori  contre  les  époux  Riboldi.  pour  usage  abusif  d'un  docu- 
ment, et  pour  extorsion.  Signori  ajoute  qu'en  Italie  il  serait  mis  en  liberté 
provisoire  île  ce  chef,  et  d une  manière  générale,  pour  pouvoir  réunir  tons 
les  éléments  nécessaires  h sa  défense.  En  tout  cas,  l’extradition  requise  ne 
pourrait  être  accordée  que  pour  faux,  et  non  pour  les  autres  chefs  énu 
mérès  dans  les  mandats  d'arrêt. 

Dans  son  rapport  du  7 août  ünm.  adressé  au  Tribunal  fédéral,  le 
Procureur  général  de  la  Confédération  conclut  au  rejet,  aussi  bien  de  la 
requête  de  Signori  tendant  A sa  mise  en  liberté  provisoire,  que  des  umyeiis 
invoqués  par  le  dit  condamné  A l'appui  du  rejet  de  la  demande  d'extra- 
dition formée  contre  lui. 

Statuant  sur  res  faits  et  considérant  en  droit  : 

1"  La  requête  du  sieur  Signori  tendant  à sa  mise  en  liberté 
provisoire  est,  dans  l'état  actuel  de  la  cause  et  eu  présence  de  la 
demande  d'extradition  formée  contre  ce  condamné,  devenue  sans 
objet,  et  d’ailleurs  rien  dans  les  circonstances  du  cas  ne  justifie- 
rait une  telle  mesure  en  application  de  l'art.  25  de  la  loi  fédérale 
du  22  janvier  1802  sur  l’extradition  aux  Etats  étrangers. 

En  particulier,  les  griefs  formulés  par  Signori  contre  le  juge- 
ment des  il  juillet/22  décembre  I S'.l’l  ressortissent  an  domaine  de 
la  procédure,  et  c’est  aux  tribunaux  de  jugement  il  Milan  qu’il 
appartient  de  statuer  sur  ees  points,  et  notamment  de  décider  ~i. 
à teneur  de  la  loi  italienne,  il  y a lieu  de  mettre  Signori  en  état 
de  liberté  provisoire  par  le  motif  qu’il  aurait  recouru  en  cassation 
contre  les  jugements  qui  l’ont  condamné. 

2“  Le  Tribunal  fédéral  doit  eu  revanche  examiner  le  moyen 
d opposition  basé  sur  l'article  2,  chiffre  12°.  du  traité  d'extradition 
italo-suissc  du  22  juillet  ] sus.  moyen  consistant  ii  dire,  en  ce  qui 
concerne  les  délits  d'nlms  de  confiance  < appropriaziouc  indebita 
et  d'escroquerie  relevés  A sa  charge,  que  les  sommes  extorquées 
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dont  il  s'agit  ne  s'élèvent  pas  individuellement  au  montant  de 
1000  ftr.  exigé  par  la  prédite  disposition,  in  line. 

Ce  moyen  est  toutefois  dépourvu  de  tout  fondement.  Signori 
a été  condamné  le  (I  juillet  1899  pour  abus  de  confiance  et  escro- 
queries s'élevant  au  montant  de  1050  fr.  environ,  et  le,  mandat 
d’arrêt  décerné  contre  l’opposant  par  le  parquet  de  Milan  l’a  été 
sur  la  base  des  art.  417,  4X9  et  413  du  Code  pénal  italien,  visés 
dans  le  prédit  jugement. 

Ces  crimes,  soit  délits  n’ont  pas  été,  5 la  vérité,  perpétrés  par 
un  seul  et  infime  acte,  mais  par  trois  actes  successifs.  Néanmoins 
il  y a lieu  d'additionner  les  sommes  extorquées  par  ces  divers 
actes,  qui  d’ailleurs  ont  fait  l’objet  d’un  seul  et  même  jugement 
pénal,  et  ont  été  réprimés  par  une  seule  peine.  Conformément  A 
la  jurisprudence  du  Tribunal  de  céans  en  cette  matière  (voir  entre 
autres  arrêts  dans  les  causes  Kessia,  Itec.  oft'.  XVII,  72  : Massa, 
ihid.  XVJI,  page  458;  Galli,  du  9 septembre  1397  ; Beghetti.  du 
19  mars  1897),  une  telle  addition  doit  indubitablement  être  faite 
quand  il  s'agit  de  plusieurs  actes  punissables  de  la  même  espèce. 
Mais  il  en  est  de  même  lorsque  l’extradition  est  demandée  pour 
plusieurs  délits,  de  qualité  différente,  mais  appartenant  tous  5 la 
catégorie  de  ceux  mentionnés  sons  chiffre  12°  de  l’art.  2 du  traité 
du  22  juillet  18t‘>8.  lesquels  constituent  tous  des  attentats  A la  pro- 
priété. Il  est  évident  que  la  dite  disposition  du  traité  les  considère 
comme  étant  de  nature  essentiellement  analogue,  d’où  il  suit  qu'au 
point  de  vue  du  droit  d’extradition  il  est  tout  5 fait  indiqué  de 
les  assimiler  les  uns  aux  autres. 

L'extradition  de  Signori  doit  doue  déjà  être  accordée  en  .vertu 
du  jugement  du  t>  juillet  1899. 

3°  En  ce  qui  touche  l'escroquerie  d’une  somme  de  350  fr. 
relevée  à la  charge  de  Signori  dans  le  mandat  d'arrêt  du  2 juil- 
let 1900  décerné  par  le  juge  d’instruction  de  Milan,  il  y a lieu 
de  s’en  rapporter  à l’arrêt  du  Tribunal  de  céans  dans  la  cause 
Morello  (Rcc.  off.  XXIV,  I,  page  820).  Rien  ne  s'oppose  du  reste 
à ce  que  la  somme  extorquée  par  cette  escroquerie  soit  ajoutée 
au  montant  du  préjudice  causé  par  les  délits  de  Signori,  réprimés 
par  le  jugement  du  li  juillet  1899:  en  effet,  la  demande  d'extra- 
dition apparaît  comme  un  acte  unique,  les  parties  contractantes 
s’étant  engagées,  à l'art.  l*r  du  traité  de  18IÎ8,  à se  livrer  réci- 
proquement les  individus  coiulamw's  ou  poursnirix  par  les  autorités 
compétentes  de  l'un  des  deux  Etats,  pour  l'un  des  crimes  ou  délits 
énumérés  à l’art.  2 de  la  même  convention  internationale.  Dès  lors 
cette  obligation  ne  subsiste  pas  moins  si  l’extradition  du  sieur 
Signori  est  demandée  en  partie  en  vertu  d’un  jugement,  en  partie 
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<•»  vertu  d'une  instruction  pénale  non  encore  terminée,  à la  seule 
condition  que  dans  l’un  et  l’autre  des  cas  il  s’agisse-  de  délits  de 
la  même  catégorie  au  point  de  vue  du  traité. 

4°  L'extradition  doit  de  même  être  accordée  quant  aux  délits 
de  faux  en  écriture  publique  et  authentique  (effets  de  change)  et 
en  écriture  privée  i télégrammes,  etc.),  pour  lesquels  le  sieur  Signori 
est  aussi  poursuivi,  attendu  que  ces  délits  sont  mentionnés  A 
l’art.  2,  chiffre  8*,  du  traité,  au  nombre  des  infractions  devant 
donner  lieu  ft  l’extradition. 

5“  Les  protestations  d'innocence  de  Signori  en  présence  des 
condamnations  prononcées  et  chefs  d’accusation  formulés  contre  lui 
ne  sauraient  être  prises  en  considération  par  le  Tribunal  de  céans, 
vu  les  principes  universellement  admis  et  appliqués  en  matière 
d’extradition. 

6"  Les  objections  de  l’opposant  devant  être  écartées  comme 
mal  fondées,  et  toutes  les  conditions  posées  par  la  convention 
internationale  de  18(58  étant  d’ailleurs  remplies  dans  l’espèce,  il  y 
a lieu  d’accéder  h la  demande  d’extradition  formulée  par  la  Léga- 
tion d’Italie. 

Par  ces  motifs, 

Le  Tribunal  fédéral  prononce  : 

L'extradition  du  sieur  Signorio  Signori  à l’Italie  est  accordée 
pour  abus  de  confiance,  escroquerie,  faux  en  écriture  publique  et 
privée,  en  conformité  de  la  demande  formée  à cet  effet  par  la 
Légation  d'Italie  en  Suisse. 


B. 

Urteile  des  Bundesstrafgeriohts. 

1.  Urteil  vom  29.  Mai  1900  in  Sachen  Bertoni.  Frigerio  und  Held. 

Délit  anarchiste.' 

I.  Le  22  décembre  18!l!l,  le  Département  de  Justice  et  Police  du  clin- 
ton de  Genève  adressait  au  Procureur  général  de  la  Confédération  quel- 
■•pies  exemplaires  dune  brochure  eu  langue  italienne  portant  le  titre: 

< Biblioteca  soeialisla-auarcliica.  \“  I. 

• Abu  minci  u nocialisfa-timirc/n'ro  per  Inmm  f!M0. 

« l’rezzo  20  eentesimi. 

- Heran.  Carlo  Krigerio.  Editore.  Druckereiweg  11. 

• Lonilmi.  International  Printing  House. 

• Tirât ura  copie.  ■ 
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] ,;t  seconde  page  de  lu  couverture  porte  un  exposé  île«  condition» 
i|iie  doit  remplir  un  almanach  socialiste-anarchiste;  cet  exposé  est  signé: 
« les  eompihitenrs  ». 

A la  quatrième  page  de  la  couverture,  il  est  expliqué  que  le»  initia- 
teurs de  la  Bibliothèque  socialiste-anarchiste  croient  combler  une  lacune 
au  moyen  de  cette  publication.  Ce»  explications  sont  suivies  de  l’indication 
que  les  versements,  commandes  et  communications  doivent  être  adressés 
à Carlo  Frigerio,  Druckereiweg  M.  A Berne,  ainsi  que  de  l'annonce  de 
diverses  publications  prochaines. 

La  brochure  renferme,  outre  un  calendrier,  une  série  d'articles  d'ori- 
gine diverse,  dont  le  premier  est  intitulé:  « Contro  In  monarrhia.  — Appelle 
a tutli  gli  uomini  di  progresse.  » (V  titre,  est-il  dit.  est  celui  d'un  opus- 
cule largement  répandu  en  Italie  dans  le  luit  de  propager  l’idée  de  l'union 
de  tous  les  fiartis  antimonarchiques  pour  s’insurger  contre  la  monarchie, 
sans  renoncer  aux  principes  que  chaque  parti  professe  et  sans  aucun 
préjudice  à ce  que  chacun  croira  devoir  faire  après  la  chute  «le  la 
monarchie. 

L'opuscule  eu  question  existe,  en  effet,  et  porte  le  titre  extérieur  de 
« Aritmetica  elementale  » (sic). 

L’almanach  reproduit  une  partie  de  cet  opuscule,  dans  laquelle  il  est 
dit  qu'étant  donnée  la  situation  de  l’Italie  et  de  son  gouvernement,  il  si* 
produira  tôt  ou  tard  une  nouvelle  explosion  de  colère  populaire,  qui  sera 
encore  une  fois  étouffée  dans  le  sang,  si  l’on  n’a  pas  autre  chose  que  des 
pierres  à opposer  aux  fusils  et  aux  canons.  Puis  vient,  un  peu  plus  loin, 
un  passage  de  la  teneur  ci-après,  dans  lequel  sont  indiqués  les  moyens  A 
employer  et  les  mesures  à prendre  d’avance  pour  assurer  le  succès  du 
mouvement  révolutionnaire  annoncé  : 

« Bisogna  dunque  colpire  di  consenso,  cou  forza  e deeisione.  Kisogna 
ehe,  prima  ehe  le  autorité  sieno  rinvenute  dalla  sorpresa,  il  popolo,  o per 
parlare  più  propriamentc,  i gruppi  preeedentemente  nrganizzati  per  l'uzinuc. 
abhiano  messo  la  iiutuo  sul  più  grau  numéro  possibile  di  capi  dell'  esercito 
e del  governo;  bisogtia  ehe  ciuscuu  gruppo  insortn,  ciascuna  folia  tnmul 
tuante,  »enta  ehe  non  è soin,  e incoraggiata  dalla  speranxa  délia  vittoria, 
persista  nella  lutta  e la  spiuga  all'estremo:  bisogna  ehe  i soldati  si  accor- 
gano  ehe  sono  di  fronte  ad  uua  vera  rivoluzionc  e sieno  tentati  a diser- 
tare  e fraternizzare  col  popolo,  prima  ehe  l'ebbrezza  dcl  gangue  li  abbia 
iliferociti  ; bisogna  cite  le  notizie  titili  sieno  ra|tiilumente  propagate  e die 
i movimenti  délié  truppe  sieno  ostacolati  cou  tutti  i inezzi  possibili  : bisogna 
cou  movimenti  simulnti  attirnre  le  truppe  in  luoghi  divers!  da  quelli  in 
qui  s’intemle  agirc;  bisogna  ai  fucili  a tiro  rapido  ed  ai  caunoni  opporre 
bombe,  mine,  inceudii  ; bisogna  in  somma  ai  mezzi  di  guerra  dei  ncinici 
opporre  mezzi  adequati;  ad  uua  repressione  dccisa  cite  non  si  arresta 
inuanzi  ad  ostacolo  alctiuo  opporre  un'  azione  anenra  più  decisa.  Si  traita 
di  far  la  guerra.  e bisogna  perciô  utilizzare  tutti  i snggerimenti  délia 
scienza  délia  guerra  applicata  aile  condizioni  di  un  popolo  insorto.  cite 
deve  battersi  contro  truppe  regolari  fornitc  délie  a nui  più  perfezionalc. 

< Ma  tutto  ciô  non  si  improvvisn  in  un  uiomento;  l’csperienza  deve 
averlo  provato  a tutti.  Le  armi  mancano  al  momento  Iniono  se  non  si 
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sono  préparait»  prima  r se  lion  si  è studiato  il  modo  per  impossessursi  prr 
forza  e di  sorpresa  ; l’uccordo  per  distriliuirsi  le  parti  per  erigere  le  bar 
ricate,  applieare  il  fuoco  dove  occorn*  ed  applieare  un  qualsiasi  piano  di 
hitttaglia  non  jiuô  farsi  subito,  quando  gmt  è impcgnatn  il  combattiniento: 
la  simultnucitil  dell'  insurrezione  nei  varil  punti  o alineno  un  espandersi 
del  movimento  taiito  rapido  da  imja'dire  il  governo  di  coneciitrare  le 
truppe  e soffoeare  uno  ad  uno  i varii  centri  d"  insurrezione.  non  pnô 
«ttenend  senssn  I"  aeeordo  previo  di  gruppi  d' azionc  in  eoniunicazione 
fra  loro. 

* K a questo  Invoro  di  preparazione  pratica  ehe  noi  invitianio  tutli 
eoloro  i quali  sono  nemici  delta  Monarchin  e tlecisi  a farla  finita  sul  séria.  > 

II.  Ensuite  d'une  enquête  judiciaire  instruite  sur  l’invitation  du  Con- 
seil fédéral  contre  le»  auteurs  de  I'  « Aluianaceo  socialistaanarcliico  » et 
leurs  complices,  lu  Chambre  d'accusation  du  Tribunal  fédéral  a prononcé, 
par  arrêt  du  7 mars  1!HM>.  le  renvoi  devant  la  Cour  pénale  fédérale  de 
Luigi  Bert  oui.  Carlo  Krigerio  et  Emile  Held,  comme  prévenus  du  délit 
prévu  aux  art.  4 et  5 de  la  loi  fédérale  du  12  avril  1 H;i4  complétant  le 
code  pénal  fédéral  du  I février  1853. 

III.  L’acte  d’accusation  dressé  par  le  Procureur  général  de  la  Con- 
fédération. en  date  du  12  mars  1900,  soutient  que  les  accusés  sont 
coupables  : 

ai  Brrlvni,  d'avoir,  à (ieiiève,  il  la  fin  de  1X99,  après  entente  avec 
Klägerin,  rédigé,  composé  et  répandu  auprès  de  tiers  la  brochure  « Alma- 
uacco  socialista-unarchico  per  l'ainio  1900».  l'introduction  et  les  considé- 
rations finales,  imprimées  aux  pages  2 et  4 de  la  couverture,  avant  été 
rédigées  par  lui.  tandis  que  le  reste  du  contenu  de  la  brochure  était 
extrait  des  «euvrcs  de  différents  auteurs,  y compris  l’article  « Contre  la 
inonnrchia  >.  tiré  de  la  brochure  » Aritmetica  elcmentale  parue  antérieure- 
ment, article  contenant  un  appel  à tous  les  hommes  de  progrès  eu  vue  de 
lu  préparation  d’un  mouvement  révolutionnaire  en  Italie,  et  indiquant 
comme  suit  les  moyens  A employer  il  cet  effet  (suit  la  reproduction  de  la 
partie  de  l’article  transcrite  sous  1 ci-dessus); 

b)  Frigerio,  d'avoir,  à la  fin  de  1899  et  en  janvier  1900,  après  entente 
avec  Bertoni  et  en  pleine  connaissance  du  contenu  de  1’  • Aluianaceo 
socialistu-anarchico  » et.  spécialement  de  la  partie  visée  de  l'article  ■ Contre 
la  monareliia  ».  assumé  la  qualité  d’éditeur  de  cette  brochure,  de  s’en  être 
fait  adresser  plus  de  1500  exemplaires  il  son  domicile  à Berne,  et  d'en 
avoir,  avant  la  saisie  par  la  police,  répandu  plus  de  500  exemplaires 
auprès  de  tierces  personnes,  tant  en  Suisse  qu’à  l'étranger:  eu  quoi  faisant 
Bertoni  et  Held,  qui  se  déclarent  anarchistes,  ont  eu  pour  but  d’inciter 
les  personnes  qui  auraient  connaissance  du  contenu  de  la  brochure  A 
avoir  recours  aux  bombes,  aux  mines  et  à l'incendie  dans  la  révolution  à 
préparer,  soit  d inciter  ces  personnes  à commettre  des  délits  contre  la 
sûreté  des  personnes  et  des  choses,  île  leur  donner  des  instructions  pour 
la  perpétration  de  ces  délits  et  de  répandre  ainsi  la  terreur  dans  la  popu- 
lation ou  d'ébranler  la  sûreté  publique; 

e)  llrlil.  qui  se  déclare  également  anarchiste,  d'avoir  intentionnelle- 
ment facilité  l'exécution  du  délit  commis  en  complot  par  Bertoni  et 
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Frigerio  un  leur  fournissant  lus  moyens  du  le  commettre,  savoir:  1“  en 
procurant  à Bertoni  le»  caractères  nécessaires  pour  la  composition  de 
I'  * Almanaeeo  socialista-anarchico  »;  2°  en  obtenant,  en  exécution  d'un 
mandat  de  Bertoni,  de  l'imprimeur  Studer,  à Genève,  qu’il  tire  2500  exem- 
plaires de  la  brochure  et  fournisse  le  papier  nécessaire:  enfin,  en 

autorisant  Bertoni.  quelques  jours  avant  le  20  janvier  1900,  à expédier 
sons  son  nom  à lui,  Held,  une  caisse  de  1000  exemplaire*  de  la  brochure 
à f'arlo  Friperie,  il  Berne  ; 

que  par  ces  actes  Bertoni  et  Frigerio  ont  incité  il  commettre  et 
donné  des  instructions  pour  commettre  des  délit»  contre  la  sûreté  des 
personnes  et  des  propriétés  dans  le  sens  de  l’art.  4 de  lu  loi  fédérale  du 
12  avril  1894  complétant  le  code  pénal  fédéral  du  4 février  1858,  et  cela 
après  s'ètre  concertés,  et  que  Held  s'est  rendu  complice  du  délit  commis 
par  Bertoni  et  Friperie  ; 

qu'eu  conséquence  ils  sont  punissables  : 

nJ  Bertoni  et  Frigerio,  en  conformité  des  art.  4 et  ô de  la  loi  du 
12  avril  1894.  combinés  avec  les  art.  18  et  4 du  code  pénal  fédéral: 

h)  Held,  en  conformité  des  art.  4 et  fi  de  la  loi  du  12  avril  1894. 
combinés  avec  les  art.  22  et  4 du  code  pénal  fédéral. 

IV.  Attendu  qu'il  est  résulté  de  l’audition  des  accusés  et  du  témoin 
Si  oder  : 

1Q  Que  Bertoni.  qui  se  déclare  anarchiste,  a,  il  la  fin  de  1899,  A 
Genève,  après  entente  avec  Frigerio,  rédigé,  composé  et  répandu  auprès 
de  lier»  la  brochure  « Almanaeeo  »ocialista-auarchico  per  l’anuo  1900  * ; 
l'introduction  et  les  considérations  finales  imprimées  aux  pages  2 et  4 de 
la  couverture  ayant  été  rédigées  par  lui,  tandis  que  le  reste  du  contenu 
de  la  brochure  était  extrait  des  œuvres  de  différents  auteurs,  y compris 
l'article  ■ Contre  la  mnuarehia  »,  tiré  de  la  brochure  * Aritmetica 
eleinentale  » ; 

2'  que  Frigerio,  qui  se  déclare  uuarchiste,  a.  A la  fin  de  1899  et  en 
janvier  1900,  après  entente  avec  Bertoni,  et  en  pleine  connaissance  du 
contenu  de  I'  Almanaeeo  socialista-anarchico  . assumé  la  qualité  d’éditeur 
de  cette  brochure,  s'en  est  fait  adresser  plus  de  1500  exemplaires  à son 
domicile  a Berne,  et  en  a,  avant  la  saisie  par  la  police,  répandu  plus  de 
500  exemplaires  auprès  de  tierces  personnes  tant  en  Suisse  qu'à 
l'étranger  : 

il"  que  Held,  qui  se  dit  aussi  anarchiste,  a fourni  à Bertoni  les  carac- 
tères nécessaires  pour  la  composition  de  I’  • Almanaeeo  socialista-anarchico», 
a obtenu,  ensuite  de  mandat  de  Bertoni.  de  l'imprimeur  Studer  qu’il  fasse 
le  tirage  de  cette  brochure  et  a autorisé  Bertoni  à en  faire  sous  son  nom. 
à lui  Held,  des  envois  à Frigerio,  il  Berne; 

Considérant  en  droit  ee  i/ui  suit: 

1"  La  question  qui  se  pose  est  celle  de  savoir  si  les  accusé» 
Luigi  Bertoni.  Carlo  Frigerio  et  Emile  Held  se  sont  rendus  cou- 
pables, le»  deux  premiers  comme  auteurs  et  le  troisième  comme 
complice,  du  délit  prévu  à l’art.  4 de  la  loi  fédérale  du  12  avril  1894. 
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Il  convient,  par  conséquent,  d’examiner  tout  d'abord  si  les 
faits  relevés  par  l’accusation,  et  sur  lesquels  seuls  la  Cour  est 
appelée  A se  prononcer,  conformément  à l'art.  137  de  la  loi  sur 
l’organisation  judiciaire,  renferment  les  éléments  constitutifs  de 
ce  délit. 

L’arrêt  de  la  Chambre  d’accusation,  du  7 mars  1900,  par 
lequel  les  accusés  ont  été  renvoyés  devant  la  Cour  pénale,  se 

borne  A prononcer  leur  mise  en  accusation  comme  inculpés  du 

délit  prévu  par  l’art.  4 de  la  loi  citée,  sans  indiquer  les  faits  sur 
lesquels  sa  décision  s’appuie. 

La  requête  du  Procureur  général  de  la  Confédération,  du 
23  février  1900,  à laquelle  la  Chambre  d’accusation  déclare 
expressément  se  référer,  relève  A leur  charge  la  publication  et  la 
distribution,  non  pas  de  1’  „Aluianaeeo  socialista-nnarchico“  dans 
son  entier,  mais  de  l’article  „Contro  la  monarehia‘‘  contenu  dans 
ledit  almanach,  et  plus  particulièrement  du  passage  déjit  repro- 
duit, commençant  par  les  mots  : „bisogna  duuqne  colpire  di 

consenso“  et  Unissant  par  les  mots  : „deeisi  a farla  tinita 
sul  serio“.  C’est  spécialement  la  phrase  : „bisogna  ai  fueili  a 
tiro  rapido  ed  ai  cannoni,  upporre  bombe,  mine,  incendii“  — que 
le  Ministère  public  considère  comme  impliquant  une  incitation  à 
commettre  des  délits  contre  les  personnes  ou  les  propriétés,  dans 
l’intention  de  répandre  la  terreur  dans  la  population  et  d’ébranler 
la  sûreté  publique.  * 

C’est  encore  et  uniquement  le  dit  article  et  le  passage  sus- 
indiqué  qui  sont  relevés  dans  l’acte  d’accusation  adressé  le 
12  mars  1900  A la  Cour  pénale  du  Tribunal  fédéral  par  le  repré- 
sentant du  Ministère  public. 

C’est  donc  uniquement  cet  article  et  spécialement  le  passage 
incriminé  qui  sont  soumis  A l'appréciation  de  la  Cour,  qui  n'a  dès 
lors  A s’occuper  ni  des  autres  articles  contenus  dans  l'almanach, 
qui  au  surplus  ne  renferment  évidemment  pas  les  éléments  d'un 
délit,  ni  d’un  autre  écrit,  intitulé  „AI  popolo“,  saisi  chez  un 
nommé  Motta,  A Lausanne,  an  cours  de  l’instruction  préliminaire, 
et  dont  le  représentant  du  Ministère  public  a fait  état,  dans  son 
réquisitoire,  contre  l’accusé  Frigerio  en  alléguant  qu’il  en  serait 
l’auteur. 

2“  L’article  4 de  la  loi  fédérale  du  12  avril  1894  est  ainsi 
conçu  : 

„Celui  qui,  dans  l'intention  de  répandre  la  terreur  dans  la 
population  ou  d’ébranler  la  sûreté  publique,  incite  A commettre 
des  délits  contre  les  personnes  ou  les  propriétés,  ou  donne  des 
instructions  on  vue  de  leur  perpétration,  sera  puni  d'un  emprison- 
nement de  six  mois  ou  «le  la  réclusion.“ 
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Sh  genèse,  le  message  du  Conseil  fédéral  qui  accompagnait 
le  dépôt  du  projet  de  la  loi  et  la  discussion  qui  a eu  lieu  au  sein 
des  Chambres  fédérales  démontrent  d’une  manière  irréfutable  que, 
bien  qu’elle  ne  le  déclare  pas  expressément,  la  loi  du  12  avril  1894 
était  destinée  a combler  une  lacune  de  la  législation  pénale  can- 
tonale et  fédérale  en  édictant  des  dispositions  contre  certaines 
catégories  de  délits  anarchistes  que  la  législation  en  vigueur  ne 
permettait  pas  de  réprimer. 

C'est  donc  d’un  délit  anarchiste  que  les  prévenus  sont  accusés. 
Le  fait  que,  d’après  leur  déclaration  expresse,  ils  sont  anarchistes 
et  que  l’almanach  contenant  l’écrit  incriminé  est  une  publication 
anarchiste,  ne  suffit  pas  pour  faire  considérer  la  publication  de 
cet  écrit  comme  un  délit  anarchiste,  lors  même  que  son  caractère 
délictueux  serait  admis.  Pour  justifier  cette  conclusion,  il  faut 
établir  encore  que  cette  publication  présente  les  éléments  spéciaux 
qui  caractérisent  ce  délit. 

La  loi  du  12  avril  1894  n’en  donne  pas  de  définition  et 
n’indique  pas  ses  éléments  caractéristiques  ; sa  notion  découle 
toutefois  de  la  notion  même  de  l’anarchisme. 

L’anarchisme,  comme  son  nom  l’indique,  vise  à la  suppression 
de  toute  autorité  et  de  tout  gouvernement.  Son  but  est  la  destruc- 
tion de  l'ordre  social  actuel  et  de  l’Etat,  quelle  que  soit  la  forme 
politique  de  son  organisation.  La  notion  du  délit  anarchiste  com- 
prend ainsi  tous  les  actes  délictueux  inspirés  par  l’idée  anarchiste 
et  tendant  il  sa  réalisation.  Ce  qui  le  caractérise  n’est  pas  la 
nature  du  droit  lésé,  mais  son  mobile,  qui  est  la  haine  de  l’orga- 
nisation sociale  actuelle,  et  son  but,  qui  est  la  destruction  de 
celle-ci. 

L’art.  4 de  la  loi  fédérale  vise  il  réprimer  l’incitation  il  com- 
mettre des  délits  anarchistes,  c’est-à-dire  l'incitation  à la  propa- 
gande par  le  fait,  considérée  comme  un  délit  en  soi,  lors  même 
qu’elle  ne  serait  pas  suivie  d’effet. 

Pour  qu’il  soit  applicable,  il  faut,  d’après  la  teneur  expresse 
de  la  loi,  que  l'incitation  à commettre  des  délits  contre  les  per- 
sonnes on  les  propriétés  soit  caractérisée  et  déterminée  par  l’in- 
tention de  répandre  la  terreur  dans  la  population  et  d’ébranler  la 
sécurité  publique.  Ces  effets  ne  doivent  pas  être  simplement  le 
résultat  de  la  perpétration  du  délit  visant  à la  lésion  d’un  droit 
déterminé,  ils  doivent  être  le  but  immédiat  du  délit  lui-même. 

C’est  précisément  en  cela  que  consiste  l’essence  du  délit  anar- 
chiste constituant  la  propagande  par  le  fait,  qui  ne  vise  pas  à la 
violation  d’un  droit  déterminé,  mais  à la  terrorisation  et  à l’ébranle- 
ment de  la  société  tout  entière,  et  pour  lequel  la  violation  délie- 
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tueuse  d’un  droit  n’est  que  le  moyen  pour  obtenir  ces  résultats  et 
pour  amoindrir  dans  la  population  la  confiance  dans  l’organisation 
sociale  actuelle. 

A la  lumière  de  ces  principes,  on  no  saurait  voir  dans  l’écrit 
incriminé  les  éléments  du  délit  prévu  par  l'art.  4 de  la  loi  fédérale 
du  12  avril  1894. 

L’article  ,, Contre  la  monarchia“  est  un  appel  adressé  aux 
différents  partis  anticonstitutionnels  italiens  en  vue  de  les  unir  dans 
un  but  commun,  la  préparation  de  la  révolution  pour  renverser  la 
monarchie. 

Prévoyant  que  les  conditions  politiques  et  économiques  de 
l’Italie  amèneraient  bientôt  de  nouveaux  conflits  sanglants  entre 
le  peuple  et  le  gouvernement,  les  auteurs  de  l’appel  invitent  les 
adhérents  des  partis  anarchiste,  socialiste  et  républicain  à s'orga- 
niser et  à se  préparer  pour  sortir  victorieux  de  la  lutte  et  amener 
la  chute  de  la  monarchie. 

Il  s’agit,  en  conséquence,  d’un  appel  adressé  non  à quelques 
individus,  mais  i)  de  grandes  fractions  du  peuple  italien,  organi- 
sées en  partis,  pour  les  déterminer  à prendre  les  mesures  néces- 
saires pour  être  à même  de  profiter  de  l'occasion  d’un  conflit  qui 
ne  tardera  pas  à éclater,  pour  renverser  la  forme  actuelle  du 
gouvernement  par  la  révolution. 

Il  peut  déjà  être  douteux  si  un  appel  de  cette  nature,  adressé 
par  des  anarchistes  il  des  partis  politiques  entiers,  peut  être  con- 
sidéré comme  une  incitation  A commettre  un  délit  de  droit  com- 
mun. En  tout  cas,  il  ne,  saurait  s’agir  d’un  délit  contre  les  per- 
sonnes ou  les  propriétés,  mais  d’un  délit  contre  l’ordre  constitu- 
tionnel d'un  Etat,  dont  la  perpétration  peut  ou  doit  même  entraîner 
des  atteintes  aux  personnes  ou  aux  propriétés  sans  qu'elles  soient 
directement  voulues. 

Il  saurait  encore  moins  être  question  d’incitation  A commettre 
un  délit  anarchiste  ou  un  acte  de  propagande  par  le  fait.  Le  con- 
cours, expressément  invoqué,  des  partis  socialiste  et  républicain, 
suffit  pour  l’exclure  et  pour  démontrer  que  l’appel  vise  simplement 
à préparer  et  organiser  un  délit  politique  consistant  dans  le  ren- 
versement d'une  forme  déterminée  de  gouvernement  sans  s’occuper 
de  ce  qu’il  arriverait  après,  seul  but  sur  lequel  les  adhérents  de 
partis  si  différents  pouvaient  s'entendre  pour  une  action  commune. 

L’incitation  à se  servir  de  bombes,  mines  et  incendies  ne 
suffit  pas  pour  modifier  cet  état  de  choses  et  pour  lui  donner  le 
caractère  d’une  incitation  à commettre  un  délit  anarchiste.  Ces 
moyens  sont  sans  doute  de  nature  A porter  de  graves  atteintes 
aux  personnes  et  aux  propriétés,  et  leur  usage  peut  incontestable- 
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ment  déterminer  ln  terreur  et  ébranler  la  sécurité  publique.  Mais 
ce  n’est  pas  dans  ce  but  que  leur  emploi  est  conseillé  ; c’est  pour 
opposer  une  résistance  victorieuse  fi  l’armée  régulière,  pour  lutter 
avantageusement  contre  les  fusils  à tir  rapide  et  les  canons  dont 
elle  dispose,  pour  assurer  enfin  le  triomphe  final  de  la  révolution 
et  faciliter  ainsi  la  consommation  du  délit  politique  et  non  pour 
terroriser. 

Ces  moyens  sont  sans  doute,  nu  moins  dans  une  certaine 
mesure,  contraires  au  droit  des  gens  même  en  matière  de  guerre, 
et  correspondent  assez  exactement  aux  procédés  anarchistes  dans 
la  propagande  par  le  fait.  Mais  dans  l’espèce  il  est  à remarquer 
que  les  atteintes  aux  personnes  et  aux  propriétés,  la  terreur  et 
l’ébranlement  de  la  sûreté  publique  n’auraient  guère  été  moindres 
même  si  les  auteurs  de  l’appel  se  fussent  bornés  à conseiller 
d’opposer  les  fusils  aux  fusils  et  les  canons  aux  canons,  ou  l’usage 
d'autres  moyens  de  guerre  sans  lesquels  la  révolution  n’est  guère 
ou  difficilement  concevable. 

3°  Les  faits  relevés  par  l'accusation  ne  tombant  ainsi  pas 
sous  le  coup  de  la  disposition  de  l’art.  4 de  la  loi  fédérale  du 
12  avril  1894,  il  n’y  a pas  lieu  d’examiner  s’ils  ne  présentent  pas 
les  éléments  constitutifs  du  délit  prévu  par  l’art.  41  code  pénal 
fédéral,  car  lors  même  qu'il  en  serait  ainsi,  la  Cour  n'aurait  pas 
de  compétence  pour  en  connaître,  ce  délit  étant  placé  par 
l’art.  107  O J F dans  la  compétence  des  assises  fédérales. 

Il  y a,  par  contre,  lieu  de  remarquer  que  la  teneur  de  l’article 
incriminé  était  incontestablement  de  nature  à justifier  l’ouverture 
d’un  procès  et,  par  conséquent,  il  n’y  a pas  lieu  de  faire  usage  de 
la  faculté  accordée  par  l’art.  122  Procédure  pénale  fédérale  pour 
accorder  aux  accusés  une  indemnité. 

Par  ces  motifs,  la  Cour,  A l’unanimité  des  voix, 
prononce  : 

I.  Les  accusés  Luigi  Bertorii,  Carlo  Frigerio  et  Emile  Held 
sont  acquittés. 

II.  L’indemnité  à allouer  aux  défenseurs  d’office,  MM.  les 
avocats  Aebi  et  Moosbrugger,  est  fixée  à 200  fr.  A chacun. 

III.  Il  n’est  pas  alloué  d’indemnité  aux  accusés. 

IV.  Les  frais  de  l’instruction  et  du  procès  sont  mis  à la 
charge  de  la  Confédération. 
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2.  Urteil  vom  24.  Oktober  1900  in  Sachen  Costantino  Bonomi  und 
Johann  Wälder. 

Eisenbahngefährdang. 

Da»  Bundesstrafgerieht  hat  in  Sachen  der  schweizerischen  Hundt samnill- 
schaft,  Anklägerin,  vertreten  durch  den  Generalanwalt  O.  Kronauer,  gegen  : 

1.  Cosiuntino  Bonomi,  von  Berzona,  Kanton»  Tessin,  Angeklagten,  und 

2.  Johann  Wälder,  von  Hausen  a./A.,  Kantons  Zürich,  Angeklagten, 
beide  in  Anklagezustand  versetzt  und  dem  Bundesstrafgericht  über- 
wiesen durch  Beschluss  der  Anklagekammer  des  schweizerischen  Bundes- 
gerichts vom  12.  September  1900, 

wegen  Vergehens  im  Sinne  des  Art.  (57,  littera  h,  des  Bundesstrafrechts 
vom  4.  Hornung  1853; 

nach  der  am  23.  und  24.  Oktober  1900  im  Palazzo  Pretorio  zu  Lugano 
abgehobenen  öffentlichen  Hauptverhandlung,  welcher  am  22.  Oktober  in 
Airolo  ein  Augenschein  des  Gerichts  im  Beisein  der  Bundesanwaltsehaft. 
der  Angeklagten  und  ihrer  Verteidiger  vorausgegangen  war, 

auf  Grund  der  Verhandlungen,  und  nachdem  folgende  Schlussanträge 
gestellt  worden  sind: 

a)  vom  Generalanwalt  der  schweizerischen  Kidgenossenschaft:  die  beiden 
Angeklagten  des  Vergehens  im  Sinne  von  Art.  (57,  litt,  b,  des  Bundes- 
strafrechts schuldig  zu  erklären,  und  Bonomi  mit  zwei  Monaten  Ge- 
fängnis und  50  Franken  Geldbusse,  Wähler  mit  14  Tagen  Gefängnis 
und  40  Franken  Geldbusse  zu  bestrafen;  ausserdem  Im  Falle  der 
Verurteilung-  nuszusprechen,  dass  die  Angeklagten  verpflichtet  seien, 
der  Eidgenossenschaft  den  Schaden  zu  ersetzen,  zu  dessen  Ersatz 
sie  selbst  von  der  Gotthardbahn  herangezogen  werden  könne; 

b ) vom  Verteidiger  des  Angeklagten  Costantino  Bonomi:  diesen  Ange- 
klagten von  Schuld  und  Strafe  freizusprechen; 

c)  vom  Verteidiger  ries  Angeklagten  Johann  Wälder:  diesen  Ange- 
klagten von  Schuld  und  Strafe  freizusprechen,  die  Kostet!  des  Ver- 
fahrens dem  Bunde  zu  überbindeu  und  ihn  zu  verpflichten,  dem 
Wälder  eine  angemessene  Entschädigung  für  seine  Umtriebe  und 
Auslagen  zu  bezahlen.  Eventuell  : die  von  der  Anklage  beantragte 
Strafe  auf  das  gesetzlich  zulässige  Minimum  zu  reduzieren.  Bezüg- 
lich des  Civilpunktes:  Abweisung  des  vom  Generalanwalt  gestellten 
Begehrens,  eventuell  seien  den  Angeklagten  alle  Einreden  vorzube- 
halten; 

gestützt  darauf,  dass  laut  Art.  67  des  Bundesgesetzes  über  das  Bundes- 
strafrecht der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  vom  4.  Hornung  1853 
gegen  Beschädigung  und  Gefährdung  von  Post-  und  Eisenbahnzügen  fol- 
gende Vorschriften  gelten: 

ta)  Wer  durch  irgend  eine  Handlung  absichtlich  Personen  oder  Waren, 
die  sich  auf  einem  zur  Beförderung  der  Post  dienenden  Wagen  oder 
Schiffe,  oder  auf  einer  Eisenbahn  befinden,  einer  erheblichen  Gefahr 
aussetzt,  wird  mit  Gefängnis,  und  wenn  ein  Mensch  bedeutend  ver- 
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letzt  oder  sonst  ein  beträchtlicher  Schaden  verursacht  worden  ist, 
mit  Zuchthaus  bestraft. 

* b)  Wer  leichtsinniger  oder  fahrlässiger  Weise  durch  irgend  eine  Hand- 
lung oder  durch  Nichterfüllung  einer  ihm  obliegenden  Dienstpflicht 
eine  solche  erhebliche  Gefahr  herbeiführt,  ist  mit  Gefängnis  bis  auf 
ein  Jahr,  verbunden  mit  Geldbusse  und  wenn  ein  beträchtlicher 
Schaden  entstanden  ist,  mit  Gefängnis  bis  auf  drei  Jahre  und  mit 
einer  Geldbusse  zu  belegen  » : 

aus  folgenden  Gründen: 

1.  Das  Festuugsbureau  Andermatt  hatte  im  Sommer  IH'.t!)  dem 
üahningenieur  des  II.  Bezirks  der  Gotthardbahn  eine  Verbesserung 
der  Drehscheibenanlage  vorgeschlagen,  welche  dazu  bestimmt  ist, 
«■inen  Geschützrollwagen  aus  dem  mit  dem  Gottliardbahntunnel 
verbundenen  Richtungsstollen  des  Forts  Airolo  auf  die  Bahngeleise 
zu  bringen.  Der  Chef  des  Materiellen  des  Festungsbureaus,  Major 
von  Vivi.s,  hatte  dem  Obermechaniker  des  Forts  Airolo,  Adjutant- 
Unteroffizier  Wälder,  den  Auftrag  erteilt,  die  diesfälligen,  von  der 
Gotthardbnhn  vorzunehmenden  Arbeiten  zu  kontrollieren,  untl  ihm 
am  30.  Dezember  18119  geschrieben,  er  gedenke  die  neue  Installa- 
tion „am  nächsten  Freitag  im  Tunnel  zu  versuchen“  ; Wälder  solle 
sich  mit  dem  Bahnmeister  ins  Einvernehmen  setzen,  wann  dies  am 
besten  geschehen  könne.  Auf  dieseu  Tag  (5.  Januar  1900)  wurde 
denn  auch  den  Orgauen  der  Gotthardbahn  die  Vornahme  der  Probe 
angesagt.  Am  3.  Januar,  abends,  war  nun  aber  noch  das  Ver- 
bindungsstück zwischen  den  beiden  Geleisen  (2  Schwellen  und 
2 Schienen)  zum  Überführen  des  Geschützrollwagens  von  dem  dem 
Kichtungsstollen  näher  gelegenen  westlichen  Geleise  (Geleise  rechts, 
auf  welchem  regelmässig  die  Züge  von  Airolo  nach  Luzern  ver- 
kehren) auf  das  östliche,  linke,  für  die  Züge  in  der  Richtung  Lu- 
zern-Airolo  bestimmte  Geleise  anzubringen, sowie  die  Zapfenlager 
der  Drehscheibe  in  den  beiden  Geleisen  tiefer  zu  legen.  Mit  der 
Leitung  der  Arbeit,  welche  nach  dem  Übereinkommen  zwischen 
dem  Militärdepartement  und  der  Gotthardbahn  Sache  der  letztem 
war,  hatte  der  Bahnmeister  in  Airolo  den  Bonomi  beauftragt;  es 
waren  ihm  zwei  Rottenarbeiter  der  Gotthardbahn  mitgegeben  ; da 
er  keine  Fachleute  zur  Tioferleguug  der  Zapfenlager  zur  Verfügung 
hatte,  stellte  ihm  das  Fort  Airolo  hierfür  zwei  Mann  seiner  Be- 
satzung. Um  7 Uhr  abends  herum  kam  Bonomi  mit  seinen  beiden 
Bahnarbeitern  zur  Arbeitsstelle  ; zu  derselben  Zeit  traf  auch  Wälder 
mit  den  beiden  Arbeitern  des  Forts  ein.  Bonomi  begann  nun  mit 
seinen  Arbeitern  «las  Verbindungsstück  zu  leg«*n  und  der  verschie- 
denen Höhenlage  der  beiden  Geleise  anzupassen,  während  Wälder 
durch  die  beiden  Soldaten  des  Forts  die  Tieferlegung  der  Zapfen- 
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lager  besorgen  Hess,  und  zwar  zuerst  am  rechten  Geleise.  Nach- 
dem das  Tieferlegen  des  Zapfenlagers  am  rechten  Geleise  beendigt 
war,  wurde  die  Drehscheibe  aus  dem  Richtungsstollen  geholt  und 
im  rechten  Geleise  probiert,  wo  sie  gut  funktionierte.  Einige  Mi- 
nuten nach  10  Uhr,  als  die  Tiefcrlegung  des  Zapfenlagers  im  linken 
Geleise  und  das  Einlegen  des  quer  liegenden  Verbindungsstück«* 
noch  nicht  ganz  fertig  war,  erklärte  Bonomi  (da  er  sich,  wie  er 
sagte,  müde  fühlte),  er  gehe  jetzt  heim.  Wälder  forderte  ihn  auf, 
bevor  er  weggehe,  ihm  die  kursierenden  Züge  anzugeben.  Wälder 
und  Wachtmeister  Noll  notierten  diese  nach  seinen  Angaben.  Dabei 
bemerkte  Bonomi.  auf  dem  rechten  Geleise  werde  kein  Zug  bis 
morgens  um  2 Uhr  herum  kommen.  Thatsttchlich  verkehrte  aber 
auf  diesem  Geleise  der  fahrplanmässige  Zug  524  ; er  fuhr  mit 
10  Minuten  Verspätung  (10  Uhr  4‘.t)  von  Airolo  ab.  Wälder,  der 
nach  Bonomis  Weggang  und  nach  Beendigung  der  Arbeit  den  Ge- 
schützrollwagen, jedoch  ohne  Geschütz,  aus  dem  Richtungsstollen 
hatte  hervornehmen  und  mit  demselben  das  richtige  Funktionieren 
der  Drehscheibe  auf  «lern  rechten  Geleise  probieren  lassen,  hatte 
nicht  mehr  Zeit,  beim  llerannahcn  jenes  Zuges  den  schweren  Wagen 
in  den  Richtungsstollen  zurückzubringen  ; denn  beim  Herüberstossen 
über  die  Drehscheibe  nach  dem  Klettergerüst  entgleiste  derselbe, 
offenbar  wegen  einer  seitlichen  Bewegung  der  Drehscheibe.  Trotz- 
dem ein  Arbeiter,  die  Laterne  schwenkend,  dem  herannahenden 
Zuge  entgegengeeilt  war,  konnte  dieser  nicht  mehr  angehalten 
werden  ; er  prallte  auf  den  auf  dem  rechten  Geleise  stocken  geblie- 
benen Geschützrollwagen  auf  und  kam  dadurch  zum  Entgleisen. 
Verletzt  wurde  niemand,  dagegen  entstand  ein  erheblicher  Material- 
schaden. 

2.  Dass  durch  die  Verbringung  «les  Gcscbützrollwagens  auf 
das  Eisenbahngeleise  der  von  Airolo  kommende  Güterzug  Nr.  524 
mit  den  darauf  befindlichen  Dienstpersonen  und  Waren  einer  erheb- 
lichen Gefahr  ausgesetzt  worden  ist,  liegt  auf  der  Hand  und  bedarf 
keiner  weitem  Begründung.  Die  Frage  ist  lediglich  die,  ob  die 
Herbeiführung  dieser  Gefahr  einem  schuldhaften  Verhalten  der 
beiden  Angeklagten , oder  des  einen  oder  andern  derselben,  im 
Sinne  des  Art.  07,  litt,  b,  des  Bundesgesetzes  über  das  Bundesstraf- 
recht der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  zur  Last  falle,  ob  also 
dieselben,  beziehungsweise  der  eine  oder  andere  von  ihnen,  die 
fragliche  Gefahr  leichtsinniger-  oder  fahrlässigerweise  durch  irgend 
eine  Handlung  oder  durch  Nichterfüllung  einer  ihnen  obliegenden 
Dienstpflicht  herbeigeführt  haben. 

3.  Was  nun  zunächst  den  Angeklagten  Wälder  anbetriflt,  dessen 
Handlungsweise  die  direkte  Ursache  der  Gefährdung  und  des  ein- 
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getretenen  Unfalls  bildete,  so  fällt  in  Betracht,  dass  die  Vornahme 
der  Arbeiten,  welche  zu  verrichten  waren,  nicht  Sache  des  Forts, 
also  auch  nicht  seine  Sache,  als  Angestellten  desselben,  sondern 
Sache  der  Gotthardbahn  war.  Diese  hatte  sie  nusführen  zu  lassen, 
und  zwar  unter  ihrer  bahnpolizeilichen  Aufsicht , welch  letztere 
dem  Bonomi  übertragen  worden  war.  Dagegen  hatte  Wälder  von 
seinen  Vorgesetzten  den  Befehl  erhalten,  diese  Arbeiten  zu  beauf- 
sichtigen , zu  kontrollieren.  Dieser  Dienstbefehl  verpflichtete  ihn 
aber,  laut  den  übereinstimmenden  Aussagen  seiner  militärischen 
Obern,  des  weitem  auch,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  vollzogene  Ar- 
beit „klappe“,  worin  die  Aufgabe,  die  Arbeit  zu  probieren,  inbe- 
griffen war,  und  hierzu  war,  wie  sich  in  der  Verhandlung  ergeben 
hat,  unumgänglich,  dass  er  die  Drehscheibe  mit  dem  Geschützroll- 
wagen probierte.  Diese  Probe  gehörte  somit  unzweifelhaft  zu  der 
dem  Wälder  übertragenen  dienstlichen  Aufgabe  ; anderseits  steht 
aber  ebenso  ausser  Zweifel,  dass  Wälder  zur  Vornahme  derselben 
der  Ermächtigung  des  Bahnaufsichtsbeamten  bedurfte.  Nun  hat 
eine  ausdrückliche  Ermächtigung  dieses  letztem,  d.  h.  des  Bonomi, 
allerdings  nicht  stattgefunden,  Bonomi  behauptet  vielmehr,  in  Über- 
einstimmung mit  den  Aussagen  der  ihm  übergeordneten  Balm- 
beamten, dass  von  seiten  der  Bahn  die  Vornahme  der  Probe  an 
jenem  Abend  als  ausgeschlossen  betrachtet  worden  sei.  Allein 
Bonomi  hat  immerhin  den  Wälder  mit  den  sämtlichen  Arbeitern, 
bevor  die  Arbeiten  vollendet  waren,  allein  gelassen  und  ihn  damit 
in  die  Lage  versetzt,  von  sich  aus  die  Entschliessung  über  das- 
jenige, was  an  jenem  Abend  noch  gemacht  werden  solle  und  könne, 
zu  treffen.  Er  hat  ferner  den  Wälder  über  die  Möglichkeit  der 
Vornahme  einer  Probe  mit  dem  Geschützrollwagen  dadurch  beru- 
higt, dass  er  ihm  auf  sein  ausdrückliches  Befragen,  welche  Züge 
kursieren,  erklärte,  bis  ungefähr  2 Uhr  könne  auf  dem  rechten 
Geleise  gearbeitet  werden,  indem  bis  zu  dieser  Zeit  kein  Zug  auf 
demselben  verkehren  werde.  Diese  Mitteilung  über  die  kursierenden 
Züge,  welche  nicht  etwa  nebenhin,  sondern  auf  ausdrückliches  Be- 
fragen des  Wälder  gemacht  worden  war  und  zu  deren  Entgegen- 
nahme Wälder  auch  den  Wachtmeister  Noll  herbeigerufen  hatte, 
um  die  nötigen  Notizen  zu  machen,  durfte  Wälder  als  richtig  an- 
nehmen ; er  durfte  sich  darauf  verlassen,  dass  Bonomi,  als  Auf- 
sichtsorgan für  die  fraglichen  Arbeiten,  Kompetenz  habe,  ihm  in 
dieser  Richtung  verbindliche  Angaben  zu  machen,  und  dass  er 
auch  diese  Angaben  mit  aller  Sorgfalt  machen  werde,  zumal  der 
Wachtmeister  Noll  extra  herbeigerufen  worden  war,  um  dieselben 
zu  notieren.  Nun  hat  sich  aber  heim  Augenschein  ergeben  und 
wird  auch  von  der  Anklage  gar  nicht  in  Zweifel  gesetzt,  dass 
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Wälder  bis  2 Uhr  die  Probe  mit  dom  Geschützwagen  hingst  been- 
digt haben  würde,  und  dass  also,  wiire  die  Angabe  Bonomis  über 
das  Kursieren  der  Züge  auf  dem  rechten  Geleise  nicht  falsch  ge- 
wesen, durch  die  Vornahme  jener  Probe  absolut  keine  Gefährdung 
eines  Eisenbahnzuges  stattgefunden  hätte.  Durch  einen  unglück- 
lichen Umstand,  der  dem  Wälder  verborgen  war  und  dessen  Nicht- 
kenntnis ihm  nicht  zur  Last  fällt,  ist  also  die  Handlung  des  Wälder 
thatsftchlich  eine  gefährdende  im  Sinne  des  Art.  67,  litt,  b,  des  Bundes- 
strafrechts gewesen  ; allein  diese  gefährliche  Natur  derselben  kann 
ihm  nach  dem  Gesagten  nicht  zum  Verschulden  zugerechnet  werden. 
Die  subjektive  Voraussetzung  des  Art.  67,  litt,  b,  trifft  demnach  bei 
Wälder  nicht  zu,  was  seine  Freisprechung  zur  Folge  haben  muss. 

4.  Bei  Bonomi  kommt  zunächst  in  Betracht,  dass  seine  dienst- 
lichen Oberen  übereinstimmend  das  Programm  der  am  3.  Januar 
1900  vorzunehmenden  Arbeiten  dahin  aufgefasst  haben,  dass  an 
diesem  Abend  lediglich  die  Legung  des  Zwischengeleises  und  die 
Tiefericgung  der  Zapfenlager  vorgenommen  werden  sollten,  dagegen 
keine  Probe  mit  dem  Geschützrolhvagen,  sondern  höchstens  eine 
solche  mit  der  leeren  Drehscheibe  stattfinden  werde.  Ein  Grund 
für  die  Annahme,  dass  Bonomi  hätte  voraussehen  können,  dass  jene 
Probe  gleichwohl  werde  vorgenommeu  werden,  liegt  nicht  vor.  Es 
steht  auch  fest,  dass  ihm  Wälder  von  seiner  Absicht,  dieselbe  nach- 
träglich noch  vorzunehmen,  nichts  gesagt  hat.  Zur  Deckung  des 
Zuges  hatte  Bonomi  also  nur  Veranlassung,  wenn  eine  Probe  mit 
der  Drehscheibe  allein  eine  solche,  voraussetzte,  und  dies  dürfte  nach 
den  Angaben  des  Experten  und  der  Bahnangestellten,  dass  übungs- 
gemäss  bei  derartigen  Hindernissen,  die  leicht  sofort  von  den  Ge- 
leisen weggebracht  werden  können,  eine  Deckung  nicht  statttinde, 
wohl  eher  zu  verneinen  sein.  Dagegen  hat  nun  aber  Bouomi  seine 
Dienstpflicht  dadurch  schuldhaft  verletzt,  dass  er,  obschon  ihm  die 
bahnpolizeiliche  Aufsicht  der  an  jenem  Abend  vorzunehmenden 
Arbeiten  oblag  und  das  Reglement  ihm  insbesondere  zur  Pflicht 
machte,  bis  znr  Beendigung  der  Arbeiten  auf  dem  Arbeitsplatz  zu 
bleiben,  vor  Beendigung  der  Arbeiten  sich  eutfernt  hat  ; er  hat  auch 
in  unerklärlichem  Leichtsinn  gehandelt , indem  er  dem  Wälder, 
nachdem  dieser  ihm  doch  seine  itn  Fort  gemachten  Notizen  über 
die  Züge  vorgelesen  hatte,  unter  welchen  Zug  Nr.  521  figurierte, 
die  Erklärung  abgab,  dass  auf  dem  rechten  Geleise  bis  nachts 
2 Uhr  kein  Zug  verkehre.  Dieses  schuldhafte  Verhalten  des  Bonomi 
steht  offenbar  in  kausalem  Zusammenhang  mit  der  stattgefundenen 
Gefährdung;  denn  wenn  Bonomi,  wie  es  seine  Pflicht  war.  bis  zur 
Beendigung  der  Arbeiten  auf  dem  Platze  au  »gell  alten  hätte,  so 
wäre  er  in  der  Lage  gewesen,  entweder  den  Wälder  von  der  Vor- 
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nahm«;  der  beabsichtigten  Probe  mit  dom  Geschützwagen  abzu- 
halten oder  die  hierfür  nötige  Deckung  des  Geleises  anzuordnen. 
Ebenso  darf  als  selbstverständlich  betrachtet  werden,  dass  Wälder, 
hätte  er  nicht  geglaubt,  dass  bis  2 Uhr  nachts  kein  Zug  auf  dem 
rechten  Geleise  kursieren  werde,  die  Geschfitzprobe  in  jenem  ge- 
fährlichen Moment  nicht  vorgenommen  hätte.  Ist  also  ein  mit  der 
Eisenbahngefährdung  kausales  Verschulden  des  Bonomi  erwiesen, 
so  kann  dasselbe  -doch  mit  Rücksicht  'auf  die  obwaltenden  Um- 
stärnle  nicht  als  ein  schweres  betrachtet  werden,  insbesondere  mit 
Rücksicht  darauf,  dass  er  die  Vornahme  der  Gesehützprobc  nicht 
vorausgesehen  hat,  noch  nach  dem  Dienstbefehl,  der  ihm  erteilt 
worden  war,  hätte  voraussehen  sollen.  Als  strafmildernd  fällt  auch 
die  von  Bonomi  glaubhaft  gemachte  Thatsache  in  Betracht,  dass 
er  infolge  der  langen  Arbeit,  die  er  an  jenem  Tage  zu  verrichten 
hatte,  ermüdet  war.  In  Würdigung  aller  Verhältnisse  erscheint  es 
hiernach  als  angemessen,  die  Strafe  auf  zehn  Tage  Gefängnis,  ver- 
bunden mit  30  Franken  Geldbusse,  anzusetzen. 

5.  Die  Kosten  des  Verfahrens  sind  gemäss  Art.  120  des  Bundes- 
gesetzes betreffend  die  Bundesstrafrechtspflege  «lein  schuldig  befun- 
denen Angeklagten  Bonomi  aufzuerlegen.  Der  Angeklagte  Wälder, 
welcher  nach  dem  Gesagten  von  Schul«!  und  Strafe  freizusprechen 
ist,  hat  dagegen  nach  Art.  122  ibid.  Anspruch  auf  angemessene 
Prozessentschädigung,  welche  auf  200  Franken  angesetzt  wird. 

6.  Bezüglich  der  civilrechtlichen  Folgen  der  stattgefundenen 
Eisenbahngefährdung  ist  auf  den  vom  Generalanwalt  namens  des 
Bundes  gestellten  Antrag  nicht  einzutreten,  weil  über  denselben 
nicht  näher  verhandelt  worden  ist, 

erkannt, 

und  zwar  bezüglich  des  Angeklagten  Bonomi  einstimmig,  bezüglich 
«les  Angeklagten  Wähler  mit  vier  Stimmen  gegen  eine  : 

1 . Der  Angeklagte  Johann  Wälder  ist  des  Vergehens  im  Sinne 
«les  Art.  07,  litt,  b,  des  Bundesstrafrechts  nicht  schuldig  und  wird 
daher  freigesprochen.  Es  wird  ihm  eine  vom  Bunde  zu  bezahlende 
Prozessentschädigung  von  im  ganzen  200  Franken  zuerkannt. 

2.  Der  Angeklagte  Costantino  Bonomi  ist  des  Vergehens  im 
Sinne  des  Art.  07,  litt,  b,  des  Bundesstrafrechts  schuldig  und  wird 
zu  zehn  Tagen  Getängnis  und  dreissig  Franken  Geldbusse  ver- 
urteilt. 

3.  Dem  Verurteilten  Bonomi  werden  gemäss  Art.  120  des 
Bundesgesetzes  über  die  Bundesstrafrechtspflege  und  Art.  220  des 
Bundesgesetzes  über  die  Organisation  der  Bundesrechtspflege  die 
Kosten  des  Verfahrens  nuferlegt,  welche  betragen  : 
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a)  Gerichtsgebühr  Fr.  100  ; 

b)  Untersuchungskosten  uud  Kosten  des  llauptverfahrens  Fr.  957. 
20  Cts. 

4.  Auf  den  vom  Generalanwalt  bezüglioh  des  Civilpunktes 
gestellten  Antrag  wird  nicht  cingotreteu. 

5.  Die  ausgesprochene  Freiheitsstrafe  ist  in  der  kantonalen 
tessinischen  Strafanstalt  zu  vollziehen. 


C. 

Urteile  des  eidgenössischen  Kassationshofes. 

1.  Urteil  vom  21.  März  1900  in  Sachen  der  schweizerischen 
Zollverwaltung  gegen  Augustin  Xllen. 

A.  Le  16  octobre.  1899,  les  gardes-frontière  Lavanchy  et  Corboz,  eu 
observation  aux  Roussottes,  commune  du  Gerneux-Péquignot,  près  le 
Locle,  remarquèrent  sur  le  sol  les  empreintes  des  pas  d'une  pièce  de  bétail 
venant  de  France.  Ils  les  suivirent  et  arrivèrent  ainsi  au  domicile  d’Au- 
gustin Aellen,  aux  Roussottes.  Ils  procédèrent  alors  A une  visite  domici- 
liaire de  l’étable  et  y constatèrent  la  présence  d'une  génisse  dont  les  pieds 
concordaient  avec  les  empreintes  de  pas  relevés  par  eux. 

Procès-verbal  fut  dressé  contre  Aellen  pour  avoir  non  seulement 
contrevenu  aux  prescriptions  concernant  la  police  sanitaire,  mais  aussi 
pour  avoir  introduit  en  Suisse,  en  contravention  A la  loi  sur  les  douanes 
(art.  55,  6),  un  animal  soumis  A un  droit  de  18  fr.  L'animal  suspect  fut 
séquestré  et  mis  en  fourrière,  malgré  une  résistance  opiniâtre  d' Aellen, 
qui  refusa  d’ailleurs  de.  signer  le  procès-verbal. 

Le  23  octobre  1899,  la  Direction  des  Douanes  prononça  contre  Aellen 
une  amende  de  20  fois  le  droit  éludé,  soit  de  360  francs. 

Par  lettre  du  28  oetobre,  ie  prévenu  refusa  de  se.  soumettre  A ce 

prononcé. 

En  conséquence  de  ce  refus  et  vu  les  art.  9 et  16  de  la  loi  du 
30  juin  1849  sur  la  poursuite  des  contraventions  aux  lois  fiscales  de  la 
Confédération,  ie  Département  fédéral  des  Douanes  décida  le  15  no- 
vembre 1899  de  déférer  Aellen  au  tribunal  compétent  pour  y répondre  de 
la  contravention  mise  à sa  charge. 

En  portant  cette  décision  à la  connaissance  du  Président  du  Tribunal 
du  Locle,  le  20  novembre,  le  Ministère  public  de  la  Confédération  l'infor- 
mait qu’il  serait  représenté  dans  cette  affaire  par  le  Procureur  général  du 
canton  de  Neuchâtel.  Il  joignait  en  effet  A son  office  une  procuration  en 
faveur  de  ce  magistrat. 

Dans  l’instruction  de  la  cause,  le  Procureur  général  de  Neuchâtel 
demanda,  outre  l’audition  de  divers  témoins,  celle  de  deux  experts  vété- 
rinaires, MM.  Gillard  et  l’nger,  au  Locle  ; la  défense,  de  son  côté,  demanda 
A faire  entendre  deux  témoins. 
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Il  fut  procédé  à cos  audition«  à l'audience  du  Tribunal  de  police 
correctionnelle  du  Locle  du  15  décembre  1899  ; les  dépositions  des  témoins 
furent  protocolées  et  signées  par  le  témoin,  le  président  et  le  greffier. 
Quant  à celles  des  experts,  elles  ne  furent  pas  protocolées.  Le  procès-ver- 
bal de  ladite  audience  constate  à ce  sujet  que  les  experts  < ont  assisté 
aux  débats  dès  le  début  ï puis  après  l'audition  des  témoins,  ils  ont  fotirni 
leurs  explications.  Le  Ministère  public  et  l'assistance  du  prévenu  ont  re- 
noncé A ce  que  les  dépositions  des  experts  soient  verbalisées  ». 

Statuant  le  même  jour,  15  décembre  1899,  le  Tribunal  de  police  cor- 
rectionnelle du  Locle  a libéré  le  prévenu  des  fins  de  la  poursuite  pénale 
et  mis  les  frais  A la  charge  de  l'Etat.  Ce  jugement  se  fonde,  d’une  part, 
sur  les  déclarations  de  l’expert  Gillard,  d’après  lesquelles  un  certificat  de 
santé,  produit  par  dame  Aellen  au  moment  du  séquestre,  se  rapportait 
bien  à l’animal  séquestré,  et  d'après  lesquelles,  également,  on  ne  peut  faire 
fond  sur  les  empreintes  de  pas  observées  par  les  douaniers  ; d’autre  part, 
sur  ce  que  le  prévenu  et  les  témoins  Sauser  et  Georges  Aellen  ont  affirmé 
que  la  pièce  de  bétail  dont  il  s'agit  a été  vendue  le  14  octobre  1899  par 
Georges  Aellen  A Augustin  Aellen  et  amenée  le  lendemain  dans  l'étable 
de  ce  dernier.  Ile  tout  cela  le  tribunal  a conclu  que  la  preuve  du  fait 
reproché  au  prévenu  n’était  pas  faite. 

B.  C’est  contre  ce  jugement  que  le  Procureur  général  de  la  Confé- 
dération a exercé  en  temps  utile  un  recours  en  cassation  A la  Cour  de 
cassation  du  Tribunal  fédéral,  concluant  A ce  que  le  dit  jugement  soit 
cassé  pour  violation  des  dispositions  de  l’art.  17  de  la  loi  fédérale  du 
30  juin  1849  et  A ce  que,  conformément  A l’art.  18,  al.  2,  de  la  même  loi, 
un  tribunal  de  même  rang  que  celui  qui  a prononcé  soit  désigné  pour 
rendre,  un  nouveau  jugement,  qui  sera  définitif.  Sans  discuter  si  c’est 
avec  raison  oit  non  que  Aellen  a été  mis  en  contravention,  le  Procureur 
général  estime  qu’il  y a eu,  en  l’espèce,  une  double  violation  de  la  loi, 
premièrement  en  ce  que  le  tribunal,  comme  moyen  subsidiaire  d’apprécia- 
tion, a entendu  des  experts,  et,  en  second  lieu,  en  ce  qu'il  n'a  pas  fait 
dresser  de  procès-verbal  de  l'audition  de  ces  experts. 

Quant  au  premier  point,  le  recourant  soutient  que  pour  la  procédure 
devant  les  tribunaux  cantonaux,  la  loi  fédérale  de  1849  ne  prévoit  que 
l’audition  orale  des  parties  et  des  témoins,  s'il  y en  a,  et  non  celle  d’ex- 
perts. L’exclusion  de  l'expertise  comme  moyen  de  preuve  a vraisemblable- 
ment pour  motif  qu’elle  n'est  pas  compatible  avec  lu  disposition  de  l’art.  17, 
alinéa  1",  statuant  que  la  procédure  est  sommaire  et  publique.  Ou  ne  doit 
entendre  que  des  témoins  directs  des  faits,  et  le  juge  doit  ensuite,  pour 
prononcer  son  jugement,  tirer  de  ces  dépositions  les  déductions  nécessaires, 
selon  sa  connaissance  des  faits  et  sa  conscience. 

Touchant  le  second  poiut,  si  l'audition  d’experts  devait  être  recon- 
nue admissible,  il  irait  de  soi  que  les  experts  devraient  être  traités  de  la 
même  manière  que  les  témoins,  c’est-à-dire  que  leurs  dépositions  devraient 
être  consignées  dans  un  procès-verbal.  Seul,  ce  moyen  fournit  la  garantie 
que  les  questions  et  les  réponses  soient  bien  posées  et  comprises  ; seul, 
un  procès-verbal  approuvé  par  la  personne  entendue  peut  fournir  au  juge 
une  base  juridiquement  suffisante  pour  son  jugement.  Le  fait  que  les 
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partie»  présentes  auraient  renoncé  à faire  ténoriser  le»  dépositions  des  ex- 
perts est  inopérant  et  ne  pouvait  dispenser  de  l'observation  d'une  disposi- 
tion d’ordre  public. 

C.  Dans  sa  réponse,  le  conseil  du  prévenu  Aellen  a conclu  au  rejet 
du  recours  avec  suite  de  frais  et  dépens. 

Indépendamment  de  l’innocence  d’ Aellen,  qu'il  soutient  avoir  été  clai- 
rement démontrée  aux  débats,  il  fait  valoir  en  substance  ce  qui  suit  : 

En  ce  qui  concerne  le  premier  moyen,  il  est  à remarquer  que  la  loi 
fédérale  du  30  juin  1849  n'interdit  nulle  part  la  preuve  par  experts.  An 
surplus,  ce  moyen  de  preuve  a été  sollicité  par  l’accusation  elle-même, 
ainsi  que  le  prouve  une,  déclaration  du  greffier  du  30  janvier  1900.  Isi 
Confédération,  qui  a même  indiqué  les  noms  des  vétérinaires  qu’elle  dési- 
rait faire  entendre,  ne  peut  se  prévaloir  de  ses  propres  actes  pour  chercher 
A obtenir  l'annulation  du  jugement  rendu. 

Quant  au  second  moyen,  la  loi  de  1849  n'exige  un  procès-verbal  que 
pour  l'audition  des  témoins.  C'est  précisément  A raison  de  ce  fait  que  le 
représentant  de  la  Confédération  a lui-même  demandé  qu’aucune  note  ne 
fût  prise  des  déclarations  des  experts.  Cette  demande  a abouti  à une  con- 
vention, consignée  nu  procès-verbal,  entre  les  conseils  des  deux  parties. 

En  provoquant  cette  entente,  la  Confédération  s'est  évidemment  privée 
du  droit  d’invoquer  le  moyen  de  cassation  dont  elle  se  prévaut  aujourd’hui. 

Considérant  en  droit: 

1°  La  légitimation  du  Procureur  général  de  la  Confédération 
pour  exercer  le  présent  recours  ne  saurait  être  douteuse.  En  effet, 
d’après  l'art.  19  de  la  loi  fédérale  du  30  juin  1849,  le  Ministère 
public  fédéral  peut  intervenir  au  procès,  quel  que  soit  le  juge  qui 
prononce,  et  d’après  la  loi  du  28  juin  1889  sur  le  Ministère  public 
fédéral,  art.  3,  le  Procureur  général  est,  d’une  manière  générale, 
chargé  de  remplir  les  fonctions  qui  lui  sont  attribuées  par  les  lois 
fédérales.  Le  fait  qu’il  a délégué  ses  pouvoirs  au  Procureur  géné- 
ral du  canton  de  Neuchâtel  pour  l’instruction  de  la  cause  devant 
les  tribunaux  de  ce  canton  n’infirme  point  ce  qui  vient  d'être  dit; 
tout  d’abord,  cette  procuration  ne  concernait  que  la  représentation 
devant  les  tribunaux  cantonaux  et  non  devant  le  Tribunal  fédéral  ; 
d'autre  part,  le  Procureur  général  fédéral  avait  en  tout  temps  le 
droit  de  la  révoquer. 

2°  Touchant  le  premier  moyen  de  cassation,  il  est  exact  que 
la  loi  fédérale  du  30  juin  1849,  spécialement  il  l'art.  17,  a insti- 
tué pour  le  jugement  des  contraventions  aux  lois  fiscales  de  la 
Confédération  une  procédure  „sommaire  et  publique“,  et  que,  rela- 
tivement aux  moyens  de  preuve,  elle  ne  parle  expressément  que 
des  „pièces  produites“,  spécialement  du  procès-verbal  et  des  rap- 
ports dont  fait  mention  l'art.  7,  ainsi  que  de  l’audition  de  témoins, 
s'il  y a lien.  On  ne  saurait  toutefois  conclure  de  là  qu'elle  ait 
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entendu  exclure  purement  et  simplement  d’autres  moyens  de  preuve 
admis  en  matière  pénale  par  les  législations  cantonales.  D'une 
manière  générale  il  ne  paraît  pas  interdit,  sur  une  série  de  points 
où  la  loi  de  1849  présente  des  lacunes,  de  recourir  aux  règles  des 
des  lois  de  procédure  pénale  des  cantons.  Tel  est  le  cas,  en  parti- 
culier, eu  ce  qui  concerne  la  détermination  du  tribunal  cantonal 
compétent  et  la  manière  en  laquelle  les  questions  incidentes  doivent 
être  réglées.  Pour  ce  motif,  la  jurisprudence  fédérale  a admis,  à 
plusieurs  reprises,  que  les  lois  de  procédure  cantonales  devaient 
être  suivies  aussi  en  matière  de  contraventions  aux  lois  fiscales 
fédérales  en  tant  que  les  dispositions  de  ces  procédures  ne  sont 
pas  en  contradiction  avec  les  prescriptions  de  la  loi  de  1849.  Le 
préambule  de  cette  loi  porte  ;1  la  vérité  que  les  ..dispositions  de 
la  procédure  pénale  ordinaire  no  sont  pas  applicables  aux  contra- 
ventions“. Mais  on  doit  admettre  que  ce  principe,  invoqué  à bon 
droit  pour  justifier  l'élaboration  de  la  loi  de  1849,  n’exclut  cepen- 
dant pas  en  tout  et  partout  l’application  des  lois  de  procédure 
cantonales  lorsque  la  loi  fédérale  ne  renferme  pas  de  disposition 
applicable.  (Voir  office  du  Conseil  fédéral  au  gouvernement  «l’Ar- 
govie, du  20  novembre  1857,  Ullraer,  te  droit  public  suisse,  II, 
n°  1048;  arrêts  du  Tribunal  fédéral  du  24  novembre  1892,  aff. 
Hantscli,  XVIII,  page  718,  n®  2,  et  du  22  mars  1893,  aff.  Lévy 
fils,  XIX,  page  53,  n°  1.) 

La  première  question  que  soulève  le  présent  retmnrs  est  donc 
de  savoir  si  la  loi  de  1849  a entendu  exclure  absolument  toute 
preuve  par  expertise  et  si,  en  admettant  ce  moyen  de  preuve,  le 
tribunal  du  Loele  s’est  mis  en  contradiction  avec  «les  „prescrip- 
tions positives“  «ie  la  loi  fédérale  précitée. 

A cet  égard,  il  convient  de  noter,  tout  d'abord,  «iue  tléjà  en 
1863  la  jurisprudence  du  Tribunal  fédéral  avait  admis  que  l’ex- 
pression „prescriptions  positives“  «le  la  loi  devait  être  interprétée 
strictement,  en  d’autres  termes  «iue  la  cassation  ne  pouvait  être 
prononcée  que  lorsque  le  mode  de  procéder  suivi  impliquait  indu- 
bitablement une  violation  de  «Impositions  législatives  claires  et 
précises  (voir  Ullmer,  op.  cit.,  II,  n®  1050). 

La  Cour  «le  cassation  pénale  du  Tribunal  fédérai  a continué 
ce  point  de  vue  dans  s«m  arrêt  du  12  juin  1896,  eu  la  cause 
Blanc  (Ree.  off.  XXII,  page  410,  n"  21,  en  déclarant  que  les  termes 
„dispositions  positives  de  la  loi“  ne  doivent  s’entendre  que  des 
normes  de  droit  écrit  contenues  expressément  dans  la  loi,  et  que 
la  cassation  ne  saurait  dès  lors  être  demandée  lorsque  la  sentence 
incriminée  va  simplement  à l’encontre  de  principes  juridiques  qui 
ne  se  trouvent  pas  énoncés  expressément  dans  la  loi,  mais  ne 
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résultent  que  du  sens  et  de  la  combinaison  de  ses  dispositions,  ou 
d'un  droit  coutumier. 

Si  l’on  applique  ces  principes  A l’espèce,  on  voit  d’emblée  que 
le  premier  moyen  de  cassation  invoqué  ne  saurait  être  déclaré 
fondé.  En  effet,  la  loi  fédérale  de  1849  ne  renferme  aucune  dis- 
position expresse  interdisant  en  matière  fiscale  l’audition  d’experts; 
elle  est,  au  contraire,  muette  sur  ce  point  et  dès  lors  le  tribunal 
du  Locle  n’a  pu  se  mettre  en  contradiction  avec  ses  dispositions 
positives  en  admettant,  conformément  A la  procédure  cantonale, 
une  preuve  par  expertise. 

Au  reste,  il  ne  parait  pas  exister  de  motifs  d’exclure  ce 
moyen  de  preuve.  Du  moment  que  l’art.  17  de  la  loi  de  1849 
permet  au  prévenu  qui  n’a  pas  reconnu  exact  le  procès-verbal  de 
prouver  par  titre  et  par  témoins  que  les  constatations  de  ce  pro- 
cès-verbal ne  sont  pas  conformes  A la  vérité,  on  ne  voit  pas  pour- 
quoi il  serait  limité  A ces  deux  seuls  moyens  de  preuve.  Ce  serait 
souvent  priver  la  justice  d’un  moyen  d’investigation  propre  A lui 
faire  découvrir  la  vérité  que  de  lui  interdire  d’avoir  recours  A une 
expertise.  Ce  moyen  de  preuve  peut  profiter  aussi  bien  A l’accu- 
sation qu’à  la  défense.  Ce  sera  parfois  le  seul  qui  permettra  au 
tribunal  de  se  renseigner  sur  l’identité  de  la  chose  prétendue  intro- 
duite on  Suisse  en  fraude  de  la  loi,  ou  sur  la  possibilité  matérielle 
des  procédés  frauduleux  reprochés  au  prévenu. 

Dans  l’espèce,  d’ailleurs,  l’accusation  peut  d’autant  moins  se 
plaindre  de  ce  que  le  tribunal  a entendu  des  experts-vétérinaires, 
que  eos  derniers  ont  été  assignés  à l’instance  du  Procureur  géné- 
ral de  Neuchâtel,  auquel  le  Procureur  général  de  la  Confédération 
avait  délégué  ses  pouvoirs.  Ce  fait  seul  s'oppose  A ce  que  ce  der- 
nier fasse  valoir  le  moyen  de  cassation  qu’il  a relevé  en  premier 
lieu,  alors  qu'il  n’allègue  même  pas  que  le  Procureur  général  de 
Neuchâtel  ait  outrepassé  ses  pouvoirs  en  requérant  cette  assignation. 

Par  tous  ces  motifs,  le  premier  moyen  de  cassation  doit  être 
écarté. 

3°  Quant  au  second  moyen,  il  est  exact  que  la  loi  de  1849 
prescrit  qu’il  doit  être  dressé  procès-verbal  des  dépositions  des 
témoins,  et  il  est  vrai,  également,  que  l’inobservation  de  cette  dis- 
position positive  do  la  loi  a été  envisagée  par  le  Tribunal  fédéral 
comme  entraînant  la  cassation  du  jugement  rendu.  Mais  il  n’est 
pas  moins  certain  que  si  la  loi  parle  de  témoins,  elle  ne  parle  pas, 
en  revanche,  d’experts  et  n’avait,  dès  lors,  pas  de  raison  d’édicter 
des  prescriptions  sur  le  point  de  savoir  si  leurs  dépositions  devaient 
être  protocoles  ou  non.  Il  est  d'ailleurs  indifférent,  à cet  égard, 
que  la  procédure  pénale  cantonale,  prescrive  d’en  dresser  procès- 
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verbal  ou  non,  car  lorsque  l’art.  18  de  la  loi  fédérale  du  30  juin  1849 
parle  de  l’inobservation  de  dispositions  positives  ..de  la  loi“,  il  a 
évidemment  en  vue  ladite  loi  fédérale  seule  et  non  les  lois  can- 
tonales. En  l'espèce,  du  reste,  le  recours  s’appuie  exclusivement 
sur  une  prétendue  violation  de  l'art  17  de  la  loi  de  1849. 

Au  point  de  vue  du  législateur,  il  faut  reconnaître  que  puis- 
qu'il estimait  nécessaire  de  faire  protocoler  les  dépositions  des 
témoins,  il  eût  été  logique  d’établir  la  même  exigence  pour  les 
dépositions  des  experts.  Mais  toujours  est-il  qu’il  y a,  à cet  égard, 
une  lacune  dans  la  loi.  Dans  ces  conditions,  on  ne  saurait  dire 
que  le  jugement  attaqué  soit  contraire  A des  prescriptions  positives 
de  la  loi  parce  qu’il  a omis  de  faire  protocoler  les  dépositions  des  experts. 

Au  surplus,  l’accusation  s’est  elle-même  privée  du  droit  d'in- 
voquer cette  omission  comme  un  moyen  de  cassation.  Il  résulte, 
en  effet,  du  jugement  qu’aux  débats  le  Ministère  public  neuchûte- 
lois,  qui  représentait  le  Procureur  général  de  la  Confédération  et 
dont  les  actes  n’ont  pas  été  désavoués,  d’une  part,  et,  d’autre 
part,  le  conseil  du  prévenu  ont  renoncé  A ce  que  les  dépositions 
des  experts  fussent  verbalisées.  Cette  convention  de  procédure 
implique  nécessairement  la  renonciation  des  parties  A se  prévaloir 
dans  la  suite  d’une  informalité,  réelle  ou  prétendue,  qu’elles  ont 
elles-mêmes  voulue,  et  il  n’apparaît  pas  qu’aucun  principe  d’ordre 
public  s’oppose  A ce  que  la  partie  recourante  soit  tenue  pour 
obligée  par  cette  renonciation.  L’accusation  était  non  seulement 
libre  de  recourir  ou  pas,  mais  elle  l’était  aussi  dans  le  choix  de 
ses  moyens  de  cassation,  et  le  juge  est  fondé  A déclarer  irrece- 
vables ceux  auxquels  elle  a renoncé.  Il  est  A remarquer  A ce  pro- 
pos que  la  loi  fédérale  de  1849,  dont  l’application  est  réservée  par 
l’ai.  2 de  l’art.  160  de  l’organisation  judiciaire  fédérale,  ne  ren- 
ferme pas  de  disposition  semblable  A celle  contenue  A l’art.  171, 
al.  2,  de  cette  dernière  loi,  d’après  laquelle,  en  matière  d'infrac- 
tions A des  lois  fédérales  non  fiscales,  la  Cour  de  cassation  n’est 
pas  liée  par  les  motifs  et  griefs  du  recourant. 

Par  ces  motifs, 

La  Cour  de  cassation  du  Tribunal  fédéral  suisse  prononce  : 

Le  recours  est  écarté  comme  mal  fondé. 

2.  Urteil  vom  16.  März  1900  in  Sachen  K.  B.  Meyer 
gegen  Heinrich  Fehr. 

A.  Durch  Urteil  vom  19.  Oktober  1899  hat  die  Appellationskammer 
des  Oberperichts  de«  Kanton«  Zürich  erkannt: 
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1.  Der  Angeklagte  ist  des  eingeklagten  Vergehens  nicht  schuldig  und 
wird  daher  freigesprochen. 

2.  Die  Staatsgebühr  wird  auf  Fr.  20  festgesetzt. 

3.  Die  Kosten  werden  dem  Appellanten  aufgelegt. 

4.  Derselbe  hat  den  Angeklagten  zweitinstanzlich  mit  Fr.  30  zu  ent- 
schädigen. 

B.  Gegen  dieses  Urteil  hat  der  Geschädigte  rechtzeitig  und  in  rich- 
tiger Form  die  Kassationsbeschwerde  an  den  Kassationshof  des  Bundes- 
gerichts im  Sinne  der  Art.  H>0  ff.  Organisations-Gesetz  eingelegt,  mit  den 
Anträgen:  Der  Angeklagte  sei  des  eingeklagten  Vergehens  schuldig  zu 
erklären  und  angemessen  zu  bestrafen,  sei  es  gestützt  auf  den  gegen- 
wärtigen Aktenstand,  sei  es  nach  Durchführung  der  vom  Kassationskläger 
beantragten  Aktenvervollständigung;  ferner  seien  die  sämtlichen  vom 
Angeklagten  in  Verletzung  des  klägerischen  Patentes  erstellten  Artikel 
zu  konfiszieren  oder  zu  vernichten;  endlich  seien  die.  Civilansprüche  des 
Kassationsklägers  vorzubehalten  — alles  unter  Kosten-  und  Entschädigungs- 
folge. In  seiner  die  Beschwerde  begründenden  Itechtsschrift  beantragt 
der  Kassationskläger  indessen  in  erster  Linie,  der  Entscheid  der  Vorinstanz 
sei  aufzuheben  und  dieselbe  einzuladen,  sich  über  die  Frage,  ob  objektiv 
eine  Patentverletzung  begangen  worden  sei,  urteilsmässig  auszusprechen  ; 
eventuell  sei  die  Sache  im  Sinne  des  Art.  172  Organisationsgesetzes  an 
die  Vorinstanz  zurückzuweisen,  nachdem  die  Frage  des  Verschuldens  vom 
Bundesgericht  bejaht  sei. 

C.  Der  Kassationsbcklagtc  trägt  auf  Abweisung  der  Kussationsbe- 
schwerde  unter  Kosten-  und  Entschädigungsfolge  an.  Er  wünscht,  dass 
der  Kassationshof  sich  auch  über  die  Frage  der  objektiven  Patentverletzung 
ausspreche. 

Der  Kassationshof  zieht  in  Erwägung: 

1.  Der  Kassationskläger  K.  B.  Meyer  in  Nördlingen  ist  In- 
haber des  schweizerischen  Patentes  Nr.  15027,  vom  23.  September 
1897  / 15.  März  1898.  für  einen  Garbenbinder.  Als  Patentanspruch 
ist  bezeichnet:  ein  „Garbenbinder,  bestehend  aus  einem  Strick, 
„welcher  an  einem  Ende  ein  durchlochtes  Klötzchen  und  am  andern 
„Ende  einen  mit  einem  Einlegeschlitz  versehenen  Zuggriff  besitzt, 
„beides  zu  dem  in  der  Beschreibung  näher  erläuterten  Gebrauchs- 
zwecke“. Der  Gebrauch  ist  folgender:  Der  Strick  wird  „so  um  die 
„Garbe  gelegt,  dass  der  Knopf,  mit  dem  er  am  Klötzchen  festgehalten 
„wird,  nach  oben  sieht;  man  nimmt  dann  das  Klötzchen  in  die 
„eine  Hand,  während  die  andere  Hand  mit  dem  Zuggriff  an  dem 
„andern  Strickende  die  Garbe  fest  zitsammenzieht,  wobei  der  Strick 
„unmittelbar  am  Klötzchen  laufen  soll.  Hierauf  wird  der  Strick 
„ein-  oder  mehreremal  um  sein  am  Klötzchen  befestigtes  Ende 
„geschlungen,  worauf  der  Zuggriff  ausgeschaltet  wird,  um  neuer- 
„dings  verwendet  werden  zu  können.  Durch  den  starken  Druck 
„zwischen  Klötzchen  und  Garbe  wird  der  Strick  so  stark  einge- 
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„klommt,  dass  «ine  einmalige  Verschlingung  genügt,  um  eine  durch- 
aus haltbare  Bindung  der  Garbe  herzustellen.“  Etwa  vom  Juni 
189!»  an  brachte  nun  der  Kassationsbeklagte  ebenfalls  einen  von 
ihm  fabrizierten  Garbenbinder  in  den  Handel,  der  sich  von  dem- 
jenigen des  Kassationsklägers  dadurch  unterscheidet,  dass  der  Zug- 
griff  nicht  mit  einem  Schlitz,  sondern  mit  einer  Rinne  (in  der  Mitte) 
versehen  ist,  um  die  der  Strick  hcrumgelogt  wird;  ferner  dadurch, 
dass  das  Klötzchen  oder  Scheibchen  nicht  glatt  ist  wie  dasjenige 
am  Garbenbinder  des  Kassationskliigers,  sondern  dass  dessen  Fläche 
nach  innen  vertieft  ist,  damit  da»  Strickende  darin  hineingedrückt 
werden  könne  und  so  die  scharfe  Kante  ein  Ausgleiten  des  Strickes 
verhindere.  Bevor  der  Kassationsbeklagte  seinen  Garbenbinder 
in  Verkehr  gebracht,  hatte  er  sich  an  das  Patentbureau  E.  Blum 
& Comp,  in  Zürich  gewandt  mit  der  Anfrage,  ob  seine  Kombination 
das  Erflndungspatent  des  Kassationskliigers  verletze  ; und  das  ge- 
nannte Patentbureau  hatte  ihm  mit  Brief  vom  25.  Mai  1 8119  eine 
verneinende  Antwort  erteilt,  unter  Darlegung  des  Patentanspruches 
des  Kassationskliigers.  Der  Kassntionskläger  erblickte  in  der  Fab- 
rikation und  dem  Verkaufe  des  Garbenbinder»  de»  Kassations- 
beklagtcn  eine  Verletzung  seines  Patentes,  und  erhob  gegen  ihn 
Strafklage,  wobei  er  — nach  Zulassung  derselben  durch  das  Statt- 
halteramt Andelflngen  — vor  erster  Instanz  (Bezirksgericht  Andel- 
flngen)  die  Anträge  stellte:  Der  Angeklagte  sei  schuldig  zu  erklären 
und  angemessen  zu  bestrafen,  es  seien  ihm  die  Kosten  des  Ver- 
fahrens aufzuerlegen  und  er  sei  zu  verpflichten,  ihn  mit  500  Fr. 
zu  entschädigen;  ferner  seien  sämtliche  nachgemachte  Produkte 
des  Angeklagten  zu  konfiszieren  und  sei  dem  Damnitikatcu  zu 
gestatten,  auf  Kosten  des  Angeklagten  das  Urteil  je  zweimal  in 
drei  (näher  bezeichneten  ) Zeitungen  zu  publizieren  ; eventuell  seien 
die  Akten  dahin  zu  vervollständigen,  dass  festgestellt  werde,  dass 
auch  auf  der  klägcrischen  Verpackung  der  Garbenbinder  die  nach 
Art.  20  Patentgesetzes  vorgeschriebene  Bezeichnung  angebracht  sei; 
dass  der  Angeklagte  mindestens  50,000 Stück  Garbenbinder  fabriziert 
und  abgesetzt  habe  : dass  sich  der  dom  Damnitikaten  erwachsene 
Schaden  auf  mindestens  500  Fr.  belaufe,  wofür  Expertise  angerufon 
werde.  Beide  kantonalen  Instanzen  haben  den  Angeklagten  gemäss 
seinem  Anträge  freigesprochen  ; die  erste  Instanz  mit  der  Begrün- 
dung: wenn  das  Fabrikat  des  Klägers  sich  als  Erfindung  darstelle, 
so  müsse  auch  dasjenige  des  Angeklagten  als  solche  gelten  ; jeden- 
falls sei  es  begreiflich,  dass  der  Angeklagte  die  Überzeugung  ge- 
hübt habe,  eine  neue  Erfindung  gemacht  zu  haben,  zumal  im-  in 
dieser  Auffassung  durch  einen  bewährten  Patentanwalt  bestärkt 
worden  sei,  so  dass  ihm  unter  allen  Umständen  weder  Vorsatz 
noch  grobe  Fahrlässigkeit  zur  Last  falle.  Die  zweite  Instanz  hat 
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den  Ankläger  einzig  aus  dein  letztem  Gesichtspunkte  abgewieseu, 
ohne  die  Frage  der  objektiven  Verletzung  des  Patentrechtes  des 
Klägers  zu  prüfen. 

2.  Nach  der  Stellung,  die  dem  Kassationshofe  des  Bundes- 
geriehts  eingeräumt  ist,  und  nach  dein  Wesen  des  Rechtsmittels 
der  Kassation  in  Strafsachen  nach  Art.  1 60  ff.  Organisations-Gesetzes 
kann  auf  die  Anträge  des  Kassationsklägers,  soweit  sie  auf  Ver- 
urteilung des  Kassationsbeklagten  nebst  Folgen  gehen,  nicht  ein- 
getreten werden;  es  sind  Berufungs-,  nicht  Kassationsanträge  ; dem 
Kassationshofe  steht  aber  die  Gerichtsbarkeit  in  der  Sache  selbst 
nicht  zu  ; er  kann  nicht  ein  Urteil,  das  er  sachlich  unrichtig,  rechts- 
irrtümlich, findet,  durch  das  sachlich  zutreffende  ersetzen,  sondern 
nur  die  Kassationsbeschwerde  abweisen,  oder  aber,  falls  sie  gut- 
zuheissen  ist,  das  angefochtene  Erkenntnis  aufheben  und  zu  neuer 
Entscheidung  an  die  kantonale  Behörde  zurückweisen  (Art.  172, 
Abs.  1,  Organisations-Gesetzes);  es  steht  ihm  also  nur  Kassations- 
befugnis  zu.  Dagegen  enthält  die  Kassationsbeschwerde  gleichwohl 
einen  Antrag  auf  Aufhebung  des  angefochtenen  Urteils,  und  es 
ist  daher  auf  dieselbe  um  so  mehr  einzutreten,  als  der  Knssations- 
hof  nicht  an  die  Beschwerdepunkte  und  die  Rechtsbegründung  dos 
Kassationsklägers  gebunden  ist  (Art.  171,  Abs.  2,  eod.).  Hinwieder- 
um ergiebt  sich  aus  jener  Stellung  des  Kassationshofes  weiter,  dass 
er  uur  zu  überprüfen  hat,  ob  die  letzte  kantonale  Instanz  Grundsätze 
des  eidgenössischen  Rechts  verletzt  hat  «Art.  163  Organisations- 
Gesetzes),  dass  er  aber  Fragen,  die  von  dieser  Instanz  nicht  ent- 
schieden worden  sind,  nicht  von  sich  aus  einer  Prüfung  unterziehen 
kann  ; dem  Wunsche  des  Kassationsbeklagten  um  Entscheidung  der 
Frage,  ob  objektiv  eine  Patentverletzung  vorliege,  kann  also  nicht 
entsprochen  werden.  Ebensowenig  aber  kann  der  Antrag  des 
Kassationsklägers  gutgeheissen  werden,  die  Sache  ohne  weiteres 
an  die  Vorinstanz  zur  Prüfung  jener  Frage  zurückzuweisen,  denn 
eine  Verletzung  eidgenössischen  Rechts  liegt  darin,  dass  die  Vor- 
instanz jene  Frage  unerörtert  gelassen  hat,  da  sie  in  der  Schuld- 
frage zu  einem  negativen  Resultat  gekommen  ist,  jedenfalls  nicht. 

3.  Ist  demnach  vom  Kassationshofe  einzig  zu  prüfen,  ob  die 
Vorinstanz  den  Begriff  des  Vorsatzes,  der  nach  Art.  25,  Abs.  1, 
zum  Thatbestande  des  Deliktes  der  strafbaren  Patentverletzung 
gehört,  rechtsirrtümlich  ausgelegt  habe,  so  ist  das  zu  verneinen. 
Das  Patentgesetz  giebt  eine  Definition  des  Vorsatzes  nicht,  und  in 
der  Strafrechtswissenschaft  ist  dieselbe  bekanntlich  äusserst bestritten. 
Wenn  nun  die  Vorinstanz  offenbar  davon  ausgeht,  zum  Begriffe  des 
Vorsatzes  gehöre  das  Bewusstsein  der  Rechtswidrigkeit  der  Hand- 
lung, so  kann  diese  Auffassung  jedenfalls  nicht  als  mit  einer  eid- 
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genössischon  Rechtsvorschrift  im  Widerspruch  stehend  angesehen 
werden;  Art.  11  des  Bnndesgesetzes  Aber  das  Bundesstrafrecht , 
«las  jedenfalls  wenigstens  zur  Erläuterung  der  in  den  Speeialstraf- 
gesetzen  sich  findenden  allgemeinen  strafrechtlichen  Begriffe  heran- 
gezogen werden  darf  (abgesehen  von  der  Frage,  oh  es  nicht  überhaupt 
als  ergänzendes  Recht  herangezogen  werden  müsse;,  widerspricht 
ihr  nicht  : er  redet  gegenteils  ausdrücklich  von  „rechtswidrigem 
Vorsatz“.  Dass  nun  aber  dieses  Bewusstsein  der  Rechtswidrigkeit 
ausgeschlossen  wurde  durch  die  Erkundigung  bei  einem  gewiegten 
Patentanwalt  und  durch  dessen  beruhigende,  auf  eingezogene  Er- 
kundigung hin  erteilte  bestimmte  und  motivierte  Antwort,  ist  gewiss 
von  der  Vorinstanz  ohne  Rechtsirrtum  angenommen  worden.  Der 
Kassationsbeklagte  durfte  nach  jener  Antwort  ruhig  annehmen, 
eine  Patentverletznng  nicht  zu  begehen  ; wenn  er  vorher  — was 
in  der  Natur  der  Sache  liegt  — hierüber  im  Zweifel  sein  konnte, 
so  waren  diese  Zweifel  beruhigt  durch  die  Antwort  eines  Sach- 
verständigen, so  dass  jedenfalls  von  dem  Bewusstsein  «1er  Nach- 
ahmung, von  einer  Nachahmung  mit  Wissen  und  Willen  keine  Rede 
mehr  sein  kann.  End  zwar  ist  dadurch  auch  ein  sogenannter 
Eventualdolus  ausgeschlossen  ; gerade  darin,  dass  der  Kassations 
beklagte  sein  Fabrikat  nicht  einfach  auf  die  Gefahr  hin,  wegen 
Nachahmung  belangt  werden  zu  kf'mnen,  in  Verkehr  gebracht  hat, 
sondern  sich  zuerst  über  die  Zulässigkeit  bei  sachverständiger 
Stelle  erkundigt  hat,  liegt  das  Moment,  das  auch  den  Eventual- 
dolus ausschliesst.  Ob  dem  Kassationsbeklagten  auch  nicht  Fahr- 
lässigkeit zur  Last  falle,  braucht  vom  Kassationshofe  nicht  nach- 
geprüft zu  worden. 

Demnach  hat  der  Kaxsationshof  erkannt  : 

Die  Kassationshesehwerdp  wird  als  unbegründet  abgewiesen. 


3.  Urteil  vom  16.  März  1900  in  Sachen  Gebrüder  Gegauf  gegen  die 
Direktion  der  Schweiz.  Nähmaschinenfabrik. 

A.  Durch  Erteil  vom  26.  September  lHtüi  hat  das  Ohergericht  des 
Kantons  Luzern  erkannt: 

1.  Die  schweizerische  Nälmiaschinenfnbrik  in  Luzern  s«d  von  Schuld 
und  Strafe  freigesprochen. 

2.  Haben  die  Privatklltgcr  die  daherigen  Kosten  zu  tragen,  jedoch 
seien  Lauf  und  Gltng  und  persönliche  Vorstandsgebühren  wett- 
ge  schlagen. 

Die  Privatkliiger  haben  von  daher  an  «lie  Beklagte  eine  Kosten- 
vergütung von  Kr.  86.60  zu  leisten. 
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b.  Gegen  dieses  Urteil  Inibeu  die  Privatstrafkläger  rechtzeitig  un<f 
in  richtiger  Form  die  Kassa  tionsbeschwerde  an  das  Bundeggericht  im  Sinne 
der  Art.  IGO  ff.  Organisations-Gesetzes  ergriffen,  mit  dem  Anträge:  Das 
angefochtene  Urteil  sei  aufzuhcben  und  die  Sache  im  Sinne  von  Art.  172 
Organisations-Gesetzes  an  die  Voriustanz  zurückzuweisen,  unter  Kosten- 
uud  Entschädigungsfolge. 

C.  Die  Kassationsbeklagte  trügt  auf  Abweisung  der  Kassationsbe- 
schwerde unter  Kosten-  und  Eutechüdigungsfolge  an. 

Der  Kassutiomshof  zieht  in  Erwägung  : 

1.  Die  Kassationskläger  Gebrüder  Gegauf  sind  Inhaber  des 
schweizerischen  Patentes  Nr.  7281  vom  1.  September  1893  für  eine 
Stäffel-,  Saum-  und  Zierstichmaschine,  woran  sich  auch  gerauhte 
Stofftransportbänder  befinden.  Am  31.  Januar  1896  haben  sie  zu- 
dem das  schweizerische  Patent  Nr.  11674  für  „Metallkörper  mit 
gerauhten  Flächen“  ausgewirkt , dessen  Patentanspruch  lautet  : 
„Metallkörper  mit  gerauhten  Flächen,  bei  welchen  die  Rauhling 
„aus  metallischem  Korn  besteht,  welches  in  einem  dünnen  Über- 
„zug  von  Lotmetall,  wie  z.  B.  Zinn,  sitzt.“  Unter  diesen  Metali- 
körpeni  sind  speciell  die  schon  im  Patent  Nr.  7281  erwähnten 
Transportbänder  verstanden.  Im  Januar  1897  bestellte  die  Firma 
Thomas  Pullman  & Cie.  in  St.  Gallen  bei  der  Kassationsbeklagte» 
eine  Anzahl  solcher  Transportbänder  unter  Übersendung  eines 
Musters;  die  Kassationsbeklagte  begann  daraufhin  diese  Transport- 
bänder zu  fabrizieren.  Im  Mai  1897  forderten  die  Kassationskläger 
die  Kassationsbeklagte  zur  Einstellung  der  Fabrikation  dieser  Bänder 
auf.  Die  Kassationsbeklagte  holte  hierauf  ein  Gutachten  vom  Patent- 
bureau E.  Blum  A Cie.  in  Zürich  ein,  das  dahin  ging,  die  Stoff- 
transport  band  er  seien  im  Patent  Nr.  7281  für  sieli  betrachtet  nicht 
geschützt,  und  das  Rauhen  von  Metalillächeu  mittelst  Eisenspänen 
sei,  als  Verfahren,  in  der  Schweiz  nicht  patentierbar;  patentfähig 
sei  hingegen  ein  Metallband  besonderer  Art,  sei  es  gerauht  oder 
dergl.,  zu  bestimmter  technischer  Verwendung.  Ferner  erklärten 
Thomas  Pullman  A Cie.  mit  Brief  vom  11.  Juni  1897,  dass  die 
Kassationskläger  weder  auf  den  Transportbändern  noch  auf  deren 
Verpackung  einen  Patcntstempel  angebracht  hätten.  Die  Kassation— 
beklagte  setzte  hierauf  die  Fabrikation  und  den  Vertrieb  der 
Transportbänder  fort.  Im  Dezember  1898  erhoben  dann  die  Ku— 
sationskläger  gegen  sie  Strafklage  wegen  Patentverletzung.  Die 
Kassationsbeklagte  machte  geltend:  <h  Den  Klägern  fehle  das  Klage- 
recht,  da  sie  es  unterlassen  hätten,  den  Patcntstempel  und  die 
l'ateiitmiiiimer  auf  den  Bändern  oder  auf  deren  Verpackung  an- 
zubringen: hy  Patent  Nr.  1 1674  sei  nicht  neu;  c)  eventuell  liege 
bei  Patent  Nr.  11671  eine  nach  schweizerischem  Patentgesetz 
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patentierbare  Erfindung  nicht  vor.  Während  die  erste  Instanz  alle 
diese  Einwendungen  als  unbegründet  erachtet  und  demnach  die 
Kassationsbcklagte  schuldig  erklärt  und  zu  einer  Geldhusse  von 
Fr.  30  verurteilt  hat,  ist  die  zweite  Instanz  zu  ihrem  eingangs 
mitgeteiltcn  Urteile  gestützt  auf  Art.  20,  Abs.  3,  Patentgesetzes  ge- 
langt. Hiergegen  richtet  sich  die  vorliegende  Kassationsbeschwerde, 
die  zudem  geltend  macht,  die  Verweigerung  der  Einvernahme 
des  von  den  Kassationsklägern  vor  zweiter  Instanz  angerufenen 
Zeugen  Albert  Küegg  dafür,  dass  Zellweger  (der  Vertreter  der 
Kassationskläger  in  St.  (fallen)  vor  der  Übergabe  der  Transport- 
bänder an  ihn  zu  Händen  der  Firma  Thomas  Pullman  & Cie. 
jeweilen  die  Zettelchen  mit  der  Patentnummer  und  dem  eidgen. 
Kreuz  aufgeklebt  habe,  involviere  eine  Verletzung  des  Art.  20 
Patentgesetzes. 

2.  Cemäss  der  Stellung,  die  dein  Kassationshofe  des  Bundes- 
gerichts. in  Übereinstimmung  mit  dem  Wesen  des  Rechtsmittels 
der  Kassation,  eingeräumt  ist.  kann  es  sich  für  den  Kassationshof 
nur  darum  handeln,  zu  überprüfen,  ob  die  angefoehtene  Entschei- 
dung auf  einer  Verletzung  einer  eidgenössischen  Rechtsvorschrift 
beruhe  'Art.  163  Organisations-Gesetzes)  ; und  bejahendenfalls  steht 
dem  Kassationshof  nicht  etwa  Urteilsbefugnis  in  der  Sache  selbst 
zu.  sondern  nur  Kassationsbefügnis  ' Art.  172  Organisations-Gesetzes). 
Danach  ist  vorliegend  nur  zu  prüfen,  ob  die  dem  Art.  20  Patent- 
gesetzes von  der  Vorinstanz  gegebene  Auslegung  eine  richtige  oder 
eine  rechtsirrtümliche  sei  ; dagegen  ist  die  Frage,  ob  das  Patent 
der  Kassationskläger  überhaupt  zu  Recht  bestehe,  vom  Kassations- 
hofe  nicht  zu  entscheiden,  da  sie  von  der  Vorinstanz  nicht  ent- 
schieden worden  ist.  Bemerkt  sei  nur,  dass  es  fraglich  erscheint, 
ob  der  ersten  Instanz  beigestimmt  werden  könne,  wenn  sie  aus- 
führt, zur  Beurteilung  der  Einrede  der  Nichtigkeit  sei  der  Straf- 
richter nicht  zuständig.  Wie  sie  selbst  annimmt,  kann  die  Nichtigkeit 
des  Patentes  auch  einredeweise  geltend  gemacht  werden  's.  Urteil 
d.  B.-G.  v.  15.  Mai  1896  i.  S.  Salquin  c.  Bund.  A.  S.  XXII.  S.  639), 
mit  der  Wirkung  freilich  nur,  dass  über  die  Rechtsbeständigkeit 
des  Patentes  nur  zwischen  den  Parteien  rechtskräftig  entschieden 
wird,  nicht  aber  die  Nichtigkeit  des  Patentes  überhaupt  rechtskräftig 
ausgesprochen  werden  kann.  Nun  kann  diese  Einrede  doch  wohl 
auch  im  Strafprozesse,  mit  derselben  Wirkung  wie  im  Civil prozesse, 
vorgebracht  werden  : Sache  des  Strafrichters  wird  es  dann  allfällig 
sein,  dem  Angeklagten,  der  die  Einrede  der  Nichtigkeit  erhebt, 
Frist  zur  Klage  vor  dem  Civilrichter  anzusetzen. 

3.  Was  nun  Art.  20  Patentgesetzes  betrifft,  wonach  jeder  In- 
haber eines  definitiven  Patentes  die  nach  demselben  hergestellten 


Digitized  by  Google 


418 


Kntfci'Iu'itluntren  in  Sirftfrachni. 


Gegenstände  oder,  falls  dies  nach  deren  Beschaffenheit  nicht  thun- 
lieh ist,  deren  Verpackung  an  einer  sichtbaren  Stelle  mit  dem  eidg. 
Kreuz  sowie  mit  der  Nummer  des  Patentes  zu  versehen  lmt,  unter 
der  Androhung  des  Verlustes  des  Klagcrechts  wegen  der  Nach- 
ahmung im  Unterlassungsfälle  — so  enthalt  diese  dem  Patent- 
gesetze eigentümliche  Bestimmung  in  Absatz  1 und  2 offenbar 
eine  Ordnungsvorschrift:  und  zwar  verfolgt  diese  Vorschrift  zwei 
Zwecke:  den  einen,  zu  verhindern,  dass  unwissentlich  Nachahmun- 
gen bezw.  Patent  Verletzungen  Vorkommen,  den  andern,  jeden  Inter- 
essenten in  stand  zu  setzen,  sich  über  Vorhandensein  und  Alter 
des  Patentes  zu  orientieren  (s.  Botschaft  des  Bundesrates  v.  20.  Ja- 
nuar 1888,  S.  17i.  An  die  Unterlassung  dieser  Ordnungsinassregel 
(an  deren  „Vernachlässigung“,  wie  sich  der  hundesrätliche  Entwurf, 
Art.  10,  ausdrückte)  knüpft  das  Gesetz  den  Verlust  des  Klage- 
rechts  wegen  Nachahmung.  Damit  ist  gesagt,  dass  nicht  das  Pa- 
tentrecht selbst  untergeht,  sondern  nur  das  Recht  der  gerichtlichen 
Geltendmachung  desselben.  Es  läge  nun  nahe,  das  Gesetz  dahin 
auszulegen,  dass  das  Erlöschen  dos  Klagerechtes  nicht  statthabe 
gegenüber  dem  bösgläubigen  Nachahmer,  d.  h.  demjenigen,  der 
trotz  Unterlassung  der  Vorschrift  vom  Bestehen  des  Patentes  Kennt- 
nis hat,  dass  mit  andern  Worten  dem  Patentinhaber  gegenüber 
dem  bösgliiubigcn  Nachahmer,  der  sich  auf  Art.  20,  Abs.  3,  Patent- 
gesetzes berufen  wollte,  eine  replicatio  doli  zustünde.  Allein  der 
absolute  Wortlaut  der  fraglieheu  Ordnungsvorschrift,  der  eine  Aus- 
nahme nicht  kennt,  steht  dieser  Auslegung  entgegen,  und  sie  wird 
auch  nicht  etwa  gefordert  von  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen, 
speeiell  vom  Grundsätze  der  Auslegung  nach  Treu  und  Glauben. 
Der  Verlust  des  Klagcrechts  soll  eben  einen  Strafcharakter  tragen, 
er  soll  die  Strafsanktion  für  die  Vernachlässigung  bedeuten,  und 
diesem  Charakter  geinäss  muss  diese  Straffolge  überall  und  all- 
gemein an  die  Unterlassung  geknüpft  sein.  Dagegen  folgt  aus 
dem  < ’liurakter  der  Bestimmung  des  Abs.  3 als  einer  Straffolge  für 
die  Unterlassung  einer  Vorschrift,  dass  der  Verlust  des  Klagerechtes 
nicht  ein  bleibender  sein  kann,  sondern  nur  für  so  lange  besteht, 
als  die  Vorschrift  nicht  erfüllt  ist,  und  dass  das  Präjudiz  nach  der 
Erfüllung  dahiufällt.  das  Klagerecht  also  (wieder i auflebt  (vorgl. 
Meili,  Prinzipien  des  Schweiz.  Patentgesetzes,  S.  i!7 ).  Dabei  i>i 
ferner  zu  bemerken,  dass  dein  Erfordernisse  des  Art.  20.  Abs.  1 
und  2,  Patentgesetzes  Genüge  geleistet  ist,  wenn  die  Anbringung 
im  allgemeinen  geschehen  ist,  jedoch  ans  Zufall  auf  einzelnen 
Gegenständen  fehlt. 

4.  Ist  sonach  der  Auffassung  der  Vorinstanz  über  die  Bedeu- 
tung des  Art.  20  Patentgesetzes  im  allgemeinen  heiznstimmen.  so 
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erscheint  die  Kassationsbeschwerde  gleichwohl  als  begründet.  Denn 
in  casu  ist  der  Beweis,  dass  jene  Unterlassung  noch  zur  Zeit  der 
Klaganhebung  vorhanden  war,  nicht  erbracht.  Zeuge  Lierheimer, 
der  Geschäftsführer  der  Firma  Thomas  Pullman  & Cie.,  hat  näm- 
lich ausgesagt,  er  habe  bis  Juni  1897  weder  auf  den  Stahlbändern 
noeh  auf  der  Verpackung  Zettel  mit  der  Patentnummer  und  dem 
eidgenössischen  Kreuz  bemerkt.  Danach  ist  doch  offenbar  erwiesen, 
dass  sie  nach  jener  Zeit  angebracht  waren,  und  das  genügt  nach  dem 
in  Erwägung  3 Gesagten,  um  das  Klagerecht  der  Kassationskläger 
wieder  auHeben  zu  lassen.  Dazu  kommt,  dass  die  Einvernahme 
des  £cugen  Rüegg  durchaus  nicht  als  irrelevant  angesehen  werden 
kann  ; sollten  sich  dessen  Aussagen  als  richtig  erweisen,  wäre  geradezu 
erwiesen,  dass  die  Kassationskläger  «1er  Ordnungsvorschrift  des 
Art.  20  Genüge  geleistet  haben. 

5.  Da  die  Berücksichtigung  der  Aussage  des  Zeugen  Lierheimer 
und  die  Unterlassung  der  Einvernahme  des  Zeugen  Rüegg  offen- 
bar auf  einer  unrichtigen  Auffassung  des  Art.  20  Patentgesetzes 
beruhen,  auf  der  Auffassung  nämlich,  dass  die  Unterlassung  den 
bleibenden  Verlust  dos  Klagerechtes  nach  sich  ziehe,  ist  eine  für 
das  Urteilsdispositiv  kausale  eidgenössische  Rechtsvorschrift  ver- 
letzt und  muss  daher  das  Urteil  aufgehoben  und  die  Sache  an  die 
Vorinstanz  zurückgewiesen  werden,  wobei  sie  die  hier  entwickelte 
Auffassung  über  die  mehrerwähnte  Gesetzesbestimmung  zu  Grunde 
zu  legen  hat.  Die  Frage  der  Reehtsgültigkeit  des  Patentes  bleibt 
dabei  nach  dem  in  Erwägung  2 Gesagten  noch  vollständig  offen. 

Demnach  hat  der  Kassationshof  erkannt  : 

Die  Kassationsbeschwerde  wird  als  begründet  erklärt  und 
demgemäss  das  Urteil  des  Obergerichts  «les  Kantons  Luzern  vom 
2<>.  September  1893  aufgehoben  und  die  Sache  zu  neuer  Entschei- 
dung an  diese  Behörde  zurückgewiesen. 


4.  Urteil  vom  5.  April  1900  in  Sachen  Société  des  Auteurs.  Composi- 
teurs et  Editeurs  de  musique  gegen  Theophil  Bresson  und  Gustav 
Wellisch. 

A.  Durch  Urteil  vom  25.  Oktober  1899  hat.  das  Obergericht  dt»  Kan- 
tons Luzern  erkannt  : 

1.  Theophil  Bresson  und  Gustav  Wellisch  seien  jeder  in  eine  Geldbusse 
von  dreissig  Franken  (30  Fr.)  verurteilt. 

2.  Der  Privatklägerin  sei  die  Verfolgung  ihrer  Entschädigungsansprüche 
gegen  die  Beklagten  auf  dem  Civil wege  gewahrt. 
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3.  Oie  Beklagten  haben  die  daherigen  Prozesakosten , soweit  nicht 
definitiv  anders  entschieden  worden,  gleiehteilig  und  solidarisch  zu 
tragen  uiui  sonach  an  die  Privatklägerin  eine  Kostenvergütung  von 
Kr.  ...  zu  leisten. 

4.  I>ie  Kostennote  des  Herrn  Fürsprech  Jost  sei  festgesetzt  auf  Fr.  354. 
K5  Cts. 

H.  Gegen  dieses  l'rteil  haben  sowold  die  Klägerin  als  die  Beklagten 
rechtzeitig  die  Kassationsbesch  werde  an  das  Bundesgericht  eingelegt. 

C.  Die  Klägerin  erklärt  mit  Hingabe  vom  2.  April  1900,  sie  ziehe  ihre 
Beschwerde  zurück. 

D.  Zur  Begründung  der  Kassationsbeschwerde  der  Beklagten  hat 
deren  Vertreter  lediglich  einen  Brief  des  Beklagten  Wellisch  an  ihn*  ein- 
gereicht, lautend:  «Ich  empfing  heute  von  Herrn  Breesou  in  Nizza  ihren 
« an  ihn  am  12.  d.  M.  adressierten  Brief  und  ersucht  er  mich,  ihnen  zu 
« sagen,  oh  ich  die  Kassation  wünsche  oder  nicht.  Obzwar  mich  diese 
« Affaire  eigentlich  wenig  angeht,  so  bitte  ich  Sie,  doch  jedenfalls  ein  Ge- 

* such  um  Kassation  beim  Hundesgericht  einzureichen.  — Die  Kassation 
dürfte  überhaupt  um  so  leichter  zu  erreichen  sein,  als  ich  seit  Oktober  1895 

* überhaupt  kein  Domizil  mehr  in  der  Schweiz  habe  und  mir  nie  eine  Assig- 

* nation  oder  sonst  ein  Schriftstück  zugestellt  wurde,  daher  ich  von  diesem 
« Prozess  überhaupt  keine  Kenntnis  habe.  Ausserdem  bitte  ich,  geltend 
« zu  machen,  dass  die  im  Januar  189ti  gelöste  Firma  Th.  Bresson  A Cie. 

< keine  Handelsgesellschaft.  Société  ou  Association  — sondern  eine  Kom- 

* manditgcscllechaft  war  (laut  dortigem  Handelsregister),  ich  daher  weder 

* der  Gerant  der  Gesellschaft  war  — und  nur  für  deren  Dauer  mit  einem 
« Kapital  von  30,000  Kr.  haftbar  gemacht , aber  keinesfalls  strafrechtlich 

belangt  oder  gar  verurteilt  werden  könnte.  - Das  ganze  bisherige  Ver- 
fahren ist.  daher  eigentlich  null  und  werden  sich  leicht  auch  andere  Ka>- 
« satiousgründc  finden  können»; 

in  Erwägung  : 

dass  vom  Rückzüge  der  Kassationsbeschwerde  der  Klägerin 
lediglich  Vormerk  zu  nehmen  ist  : 

dass  nach  Art.  lt;7  Org.  Ges.  der  Beschwerdeführer  innerhalb 
zwanzig  Tagen  seit  der  Kröftnung  «les  Urteils  dem  Kassationshofe 
seine  Anträge  schriftlich  einzureichen  und  zu  begründen  hat  : 

dass  diese  Forinvorschrift  von  den  Beklagten  vorliegend  nicht 
erfüllt  ist,  da  der  Brief  des  Beklagten  Wellisch  an  den  Vertreter 
der  Beklagten  weder  Anträge  noch  eine  Begründung  enthält,  wei- 
ten- Reehtssehriften  ausser  der  blossen  F.rklärung  der  Kassation»* 
beseltwerde  von  den  Beklagten  aber  überhaupt  nicht  eingoreiclit  sind; 

dass  somit  auf  die  Kassationsbeschwerde  der  Beklagten  nicht 
eingetreteu  werden  kann, 

beschlossen  : 

Vom  Rückzüge  der  Kassationsbeseliwerde  der  Klägerin  wird 
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Vormerk  genommen.  Auf  die  Kassa  tionsbesch  werde  der  Beklagten 
wird  nicht  eingetreten,  und  es  wird  die  SacIio  als  in  diesem  Sinne 
erledigt  abgeschrieben  ete. 

5.  Urteil  vom  3.  Juli  1900  in  Sachen  Ludwig  Keller-Steffen  gegen  die 
Rekurskommission  des  Obergerichts  des  Kantons  Thurgau. 

.1.  Uestützl  auf  den  Kappen  des  Landjägers  Basler  In  Mülllieim,  d.  d. 
27.  September  1*99.  der  dahin  ging:  Keller-Steffen.  Buchdrucker,  in  Steck- 
born. habe  sieh  der  Übertretung  von  § 2 des  Bundesgesetzes  betreffend 
die  l’atenttaxen  der  Handelsreisenden  vom  24.  Juni  1892  schuldig  gemacht, 
indem  er  « am  27.  Juli  a.  c.  (1*99)  auf  dem  Bureau  der  mechanischen 
« WerkstBtte  Ernst  dahier  und  bei  verschiedenen  Privaten  Bestellungen 

< auf  Drucksachen  entgegennahm,  ohne  im  Besitze  einer  hierzu  erfnrder- 

< liehen  Taxkarte  zu  sein  • - verfall te  das  Bezirksamt  Stcckboru  den 

genannten  Keller  zu  einer  Busse  von  Fr.  40.  sowie  zur  Nachzahlung  der 
I’atentgebühr  von  Fr.  1IM»  für  das  II.  Semester  1899.  Keller  erhob  hier- 
gegen Einsprache,  mit  der  Begründung:  Es  habe  sich  nicht  um  Aufnahme 
von  Bestellungen,  sondern  um  Entgegennahme  von  Bcschilftsaufträgen  für 
seine  Druckerei  gehandelt.  Jeweilen  im  Frühjahr  und  Herbst  habe  er 
seine  wenigen  Kunden  in  Müllheim  besucht,  um  ihnen  entgegenzukommen. 
Er  arbeite  in  seinem  Dmckereigeschflfte,  das  von  bescheidenem  Umfange 
sei,  einzig,  so  dass  er  nur  al-  Handwerker,  < nicht  als  eigentlicher  (le- 
srhüftsinann  * aufgefasst  werden  könne.  Die  bezirksgerichtliche  Kommis- 
sion Stockhorn  sprach  hierauf  mit  Erkenntnis  vom  24.  Februar  1900  den 
Verzeigten  frei.  Auf  ilie  vom  Bezirksamt  Steckborn  im  Aufträge  des  Po- 
lizeidepartementes  des  Kantons  Thurgau  hiergegen  ergriffene  Appellation 
hat  jedoch  die  Kekurskommissiou  des  Obergerichts  des  Kantons  Thurgau 
mit  Erteil  vom  19.  April  1900  das  bezirksamtlielie  Busscnerkeiintuis  bestä- 
tigt und  dem  Angeklagten  sämtliche  Kosten  auferlegt.  In  diesem  Erteile 
wird  ausgeführt:  Art.  1 des  Bundesgesetzes  betreffend  die  l’atenttaxen  für 
Handelsreisende  zähle  die  Fülle  erschöpfend  auf,  in  denen  Ausnahmen  von  der 
To.xpflichtigkoit  stnttfiudcn.  und  hierunter  falle  derjenige  des  Angeklagten 
nicht.  Taxpfliehtige  Reisende  seien  danach  diejenigen,  die  bei  Privaten 
Bestellungen  aufnehmen:  darunter  fallen  auch  die  Prinzipale,  wenn  sie 
reisen,  um  Bestellungen  aufzuncbnien.  Ebensowenig  wie  zwischen  den 
Fällen,  wo  es  sich  um  Angestellte,  und  denjenigen,  wo  es  sich  um  Prinzi- 
pale handle,  mache  das  (leset/,  einen  Entersehied  zwischen  grossen  nnd 
kleinen  ( iesehilftshäusern.  In  dem  vom  Angeklagten  zugegebenen  Thal 
bestände  liege  demnach  eine  Übertretung  des  citicrtcn  Bundesgesetzes, 
wenn  schon  in  der  Bestrafung  und  in  der  Notwendigkeit  der  Bezahlung 
der  Patenttaxe  eine  gewisse  Härte  liege. 

Ti  Degen  dieses  Urteil  hat  der  Angeklagte  rechtzeitig  die  Kassation»- 
Beschwerde  an  den  Kassationshof  des  Bundosgerichts  eingelegt,  mit  dem 
Anfrage:  das  angefoclitene  Erteil  sei  aufzuheben  und  der  Kassationsklftger 
von  Schuld  und  Strafe  und  den  »eifern  Folgen  freizusprechen.  Der  Kas- 
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satioiiskläger  betont,  er  habe  nicht  fremde  Ware,  sondern  nur  seine  eigene 
Arbeit  angeboten,  specielt  Aufträge  cntgegeiigenominen  z.  B.  für  Brief- 
köpfe, Firmadruck  auf  Enveloppen,  Fakturaformulare  mit  Firma.  Er  habe 
also  nicht  Ware  feilgeboten,  sondern  sich  um  Arbeit  umgesehen,  und  könne 
somit  nicht  als  Handelsreisender  bezeichnet  werden.  Daher  finde  das 
Patenttaxengesetz  auf  ihn  keine  Anwendung. 

('.  Die  Hckurskommissiou  des  Obergerichtes  des  Kantons  Thurgau 
verweist  im  allgemeinen  auf  das  angefochtene  Orteil  und  fügt  lad,  der 
Kassationsklkger  habe  die  Papiere  (Couverts  etc.)  nicht  etwa  nur  bedruckt, 
sondern  sie  selber  auch  geliefert. 

Der  Kassationshof  zieht  in  Erwägung  : 

1.  ln  formeller  Beziehung  ist  zu  bemerken,  dass  der  Antrag 
des  Kassationskliigers  jedenfalls  so,  wie  er  lautet,  nieht  gutgeheissen 
werden  kann  : der  Kassationshof  kamt  im  Falle  der  Gutheissung 
der  Kassationsbeschwerde  nicht  in  der  Sache  selbst  ein  Urteil  fallen, 
sondern  er  muss  alsdann  die  Sache  zu  neuer  Beurteilung  an  die 
Amtsstelle,  die  das  Urteil  gefüllt  hat  'so  nach  Art.  172  Org.  Ges., 
der  hier  zur  Anwendung  kommt  i,  oder  an  ein  beliebiges  Gericht 
von  gleichem  Range  (so  naeli  Art.  18,  Absatz  2,  B.-Ges.  betreffend 
Fiskalstrafverfaliren , dem  indessen  das  Patenttaxengesetz  nieht 
untersteht)  zurttckweisen.  Der  formell  unrichtige  Antrag  hindert 
indessen  nicht,  auf  die  Beschwerde  einzutreten,  zumal  der  Antrag 
auch  in  richtiger  Weise  auf  Aufhebung  des  angefochtenen  Ent- 
scheides geht. 

2.  Zu  entscheiden  ist,  ob  auf  den  vom  kantonalen  Gerichte 
festgestcllten  Thatbestand  der  Begriff  einer  Übertretung  des  Patent- 
taxengesetzes zutreffe,  und  hierfür  ist  präjudizierend  die  weitere 
Frage,  ob  «lie  Thütigkeit,  die  der  Kassationsklüger  ausgeübt  hat. 
unter  das  genannte  Gesetz  falle.  Jener  Thatbestand  nun  kann 
dahin  formuliert  werden  : Der  Kassationskläger,  der  als  Geschäfts- 
inhaber ohne  Angestellte  eine  kleine  Druckerei  betreibt,  hat  ausser- 
halb seines  Geschäftsdomizils  von  Geschäftsleuten  und  von  Privaten 
Pruckauftriige  entgegengenommen  ; er  liefert  seinen  Bestellern  nicht 
nur  den  Druck  (das  bedruckte  Papier),  sondern  auch  das  Papier 
Bei  diesem  Thathestande  nun  schliesst  vorerst  der  Umstand,  dass 
der  Kassationsklüger  Geschäftsinhaber  ist,  nicht  aus,  ihn  dein  Pa- 
tenttaxeugesetz  zu  unterstellen;  denn  auch  Prinzipale  (Geschäfts- 
inhaber, Direktoren,  Geschäftsführer  etc.)  unterstehen  den  Bestim- 
mungen dieses  Gesetzes,  sofern  sie  Handelsreisende  siud . d.  h. 
reisen,  um  Bestellungen  aufzunehmeii  (s.  Kahm,  Sammlung  der  Vor- 
schriften für  Handelsreisende,  S.  2 sub  b).  Es  ergiebt  sich  das 
schon  aus  «lein  Zwecke  des  Gesetzes.  Dieser  Zweck  ging  — neben 
den  andern,  hier  nicht  in  Betracht  kommenden  Hauptzwecken  der 
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Gleichstellung  der  inländischen  Handelsreisenden  mit  den  auslän- 
dischen, speciell  französischen,  sowie  der  Vereinheitlichung  der 
Patentgebühren  auf  dem  Gebiete  der  ganzen  Schweiz  — auch  dahin 
(wenn  auch  nur  kompromissweise),  den  sesshaften  Handelsleuten 
und  Gewerbetreibenden,  wie  auch  dem  Publikum  einen  gewissen 
Schutz  zu  bieten  (siehe  Botschaft  des  Hundesrates  zu  diesem  Ge- 
setz, B.  B.  18t*  1 . III,  S.  1 f.,  und  speciell  den  Bericht  von  .Ständerat 
Comaz  dazu,  eod.  S.  1 1 ff.i.  Hieraus  erklären  sieh  die  Unterschei- 
dungen, die  das  Gesetz  trifft:  zunächst  diejenige  zwischen  Han- 
delsreisenden und  Hausierern  (vgl.  Art.  9),  sodann  diejenige  zwischen 
Engros-Reisendcn  (Art.  1)  und  Detail-Reisenden  (Art.  2).  Sofern 
daher  ein  Geschäftsinhaber  als  Detailreisender  auftritt,  d.  h.  mit 
..Privaten“,  mit  dem  ,, Publikum“  im  Gegensätze  zu  Wieder- 

verkäufern und  Gewerbetreibenden  — in  der  Weise  in  Verkehr 
tritt,  dass  er  von  auswärts  zu  ihnen  kommt  und  bei  ihnen  Bestel- 
lungen aufnimmt,  wird  er  taxptlichtig. 

Die  zweite  Einwendung  des  Kassationsklägers,  es  handle  sich 
nur  um  eine  ganz  geringe  Zahl  von  Bestellungen,  ist  unerheblich  ; 
das  Gesetz  kennt  — - und  gewiss  mit  Recht  — keinen  Unterschied  in 
der  Taxpttichtigkeit  je  nach  der  grossem  oder  geringem  Zahl  der 
Bestellungen. 

Dass  sodann  der  Kassationskläger  nicht  etwa  nur  am  Orte 
seiner  Niederlassung  Bestellungen  aufgenommen  hat  — in  welchem 
Kalle  er,  als  sogenannter  „Platzreisender“,  allerdings  nicht  tax- 
pHiehtig  wäre  (Kahm,  a.  a.  O.,  I sub  1 a)  — ist  unbestritten. 

Zu  prüfen  ist  daher  nur  noch  der  weitere  Standpunkt  des 
Kassationsklägers,  es  habe  sich  nicht  um  Entgegennahme  von  Be- 
stellungen — auf  Handelsartikel  — sondern  um  Arbeitsaufträgo 
gehandelt.  Richtig  ist  nun , dass  das  Aufsuchen  von  Arbeitsauf- 
trägen an  sich  nicht  unter  das  Patenttaxengesetz  fällt,  und  wenn 
sich  daher  der  Kassationskläger  darauf  beschränkt  hätte,  lediglich 
Aufträge  zu  Druckarbeiten  uufzusuchen,  so  wäre  die  Kassations- 
beschwerde begründet.  Allein  der  Kassationskläger  liât  nun  nicht 
nur  Aufträge  zu  Druckarbeiten  aufgesueht  und  aufgenommen,  son- 
dern er  hat  Bestellungen  auf  die  mit  der  Firma  des  Bestellers 
bedruckten  Briefbogen  und  Enveloppen,  Fakturaformulare  u.  dgl. 
übernommen;  er  hat  also  nicht  nur  die  Ausführung  des  Druckes, 
sondern  auch  die  Lieferung  des  Papieres  übernommen.  Bei  diesen 
Bestellungen  kann  nun  aller  nicht  die  Arbeit  als  das  Wesentliche, 
der  Stoff  des  Papiers  lediglich  als  ein  untergeordnetes  Nebending 
betrachtet  werden  (wie  etwa  bei  einem  bestellten  Gemälde  die  Lein- 
wand oder  der  Rahmen  im  Verhältnis  zum  Bilde);  vielmehr  han- 
delt es  sieh  in  der  Thal  um  die  Lieferung  eines  Handelsartikels. 
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nicht  uin  einen  Arbeitsauftrag.  Alsdann  aber  war  die  Busse  gerecht- 
fertigt, wenn  schon  nicht  zu  verkennen  ist,  dass  derartigen  kleinen 
Gewerbetreibenden  gegenüber  die  Patentlaxe  als  grosse  Erschwe- 
rung des  Berufes  erscheint  ; und  es  muss  die  Kassationsbeschwerde, 
da  folgerichtig  eine  Verletzung  einer  eidgenössischen  Rechtsvor- 
schrift iin  angefochtenen  Urteile  nicht  enthalten  ist,  abgewiesen 
werden. 

Demnach  hat  der  Kassationshof'  erkannt  : 

Die  Kassationsbeschwerde  wird  als  unbegründet  abgewiesen. 


6.  Urteil  vom  3.  Juli  1900  in  Sachen  der  schweizerischen  Bundes- 
anwaltschaft gegen  Julius  Brann. 

A.  Der  Kassationsbeklagte  Julius  Braun  in  Basel  hat  am  29.  Novem- 
ber 1899  dem  Zollamte  in  Basel  zur  Einfuhr  aus  Deutschland  einen  Wagen 
Christbaumschmuck  im  angeblichen  Gewichte  der  Ware  von  820  kg.  de- 
klariert, verzollbar  mit  Fr.  410.  Die  zollamtliche  Kontrolle  zeigte  indessen 
ein  Gewicht  der  Ware  von  1.106  kg.,  mit  Zollgebühr  von  Fr.  OKI.  sotlass  Fr.  273 
Zollgebühr  zu  wenig  angegeben  wurde.  Die  Untersuchung  ergab,  das» 
die  Ware,  die  der  Absender  auf  der  Werrabahnstation  Steinach  am  29.  No- 
vember 1899  zum  Transport  nach  Basel  übergeben  hatte,  als  Wagenladung 
von  ."><100  kg.  bezeichnet,  und  dass  bei  der  Abfertigungsstelle  unrichtiger- 
weisc  als  Bruttogewicht  der  Ware  H20  kg.  halmaintlich  festgestellt  worden 
war.  Da»  schweizerische  Zolldepartement  belegte  den  Kassationsheklagteii 
auf  Grund  dieses  — von  ihm  nicht  bestrittenen  — Tliatbestande»  wegen 
Zollübertretung  im  Sinne  des  Art.  55,  litt,  h,  Zollgesetzes  mit  einer  Busse 
im  zweifachen  Betrage  des  zu  wenig  deklarierten  Zolles,  d.  h.  Fr.  540. 
ohne  Reduktion  wegen  Kückfälligkeit  des  Knssationsheklagten:  ferner 
forderte  es  von  ihm  den  Betrag  des  fehlenden  Zolle«  mit  Fr.  273,  sowie 
den  Ersatz  der  zur  Feststellung  des  Thatbestandes  erwachsenen  Kosten, 
zusammen  Fr.  H25.  40.  Der  Kassationsbeklagte  unterzog  sich  der  Busscti- 
verfügung  nicht,  und  da»  eilig.  Zolldepartement  verwies  deshalb  den  Fall 
<lem  Polizeigerichte  des  Kantons  Baselstadt  zur  Beurteilung. 

fl.  Durch  Urteil  vom  10.  März  1900  hat  dann  das  PoUzeigcricht  de» 
Kantons  Baselstadt  den  Angeklagten  und  heutigen  Kassationsbeklagten 
freigesprochen,  mit  der  Begründung,  der  Angeklagte  sei  für  seine  Gewichts- 
angabe ausschliesslich  auf  die  bnhnamtliclie  Wägung  angewiesen  gewesen, 
und  es  könne  ilun  die  Annahme,  dieselbe  sei  zuverlässig,  nicht  als  straf 
bar  angereehnet  werden,  so  dass  ihm  kein  Verschulden  zur  Last  falle. 
I ber  die  nachträgliche  Bezahlung  des  zu  wenig  entrichteten  Zollhetrages 
hat  sielt  das  Polizeigericht  infolge  dieser  Freisprechung  nicht  ausgesprochen. 

f\  Gegen  dieses  Urteil,  das  einer  Appellation  nicht  unterlag,  hat  nun- 
mehr die  schweizerische  Biindesanwaltsehaft  itn  Aufträge  des  eidg.  Znll- 
«lepartenients  rechtzeitig  und  in  richtiger  Form  die  Kassationshesehwerde 
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an  den  Kassationshof,  gestützt  auf  Art.  18  du«  Bundesgesetzes  betr. 

da«  Verfahren  bei  Übertretungen  fi«kali«c'her  Bundesgesetze,  ergriffen, 
mit  dem  Anträge:  Es  sei  da«  angefochtene  Urteil  aufzuheben  und  die 
Sache  zu  neuer  abschliesalicher  Beurteilung  einem  beliebigen  Gerichte 
vom  gleichen  Rang-e  zu  überweisen.  Die  Kassationsbeschwerde  macht 
geltend,  das  angefochtene  Urteil  verletze  die  Art.  55  h und  22  des  Zoll- 
gesetzes; es  handle  sich  bei  der  in  Art.  66A  vorgesehenen  Zollübort rctung 
um  ein  Formaldelikt,  bei  dem  ein  Verschulden  des  Übertreters  nicht  erfor- 
derlich sei.  bei  dem  vielmehr  der  objektive  Thafbestand  zur  Strafbarkeit 
genüge. 

D.  Der  Kassatiousbeklagte  trügt  auf  Abweisung  der  Kassatiousbe- 
schwerde  unter  Kosten-  und  Entschitdigungsfolge  an.  Sein  Standpunkt 
liisst  sich  dahin  zusammen  fassen  : Allerdings  statuiere  Art.  55  A Zollgesetzes 
ein  Formaldelikt,  aber  nicht  in  der  Weise,  dass  auch  bei  uachgewiesener 
Nichtschuld  eine  Verurteilung  stnttfiuden  könne;  vielmehr  werde  darin 
nur  eine  Schuldprüsumtion  aufgestellt,  die  durch  Gegenbeweis  entkräftet 
werden  könne;  und  dieser  Unschuldsbeweis  sei  nun  vorliegend  geleistet. 

Der  Kassationshof  zieht  in  Erwägung: 

Zu  entscheiden  ist  einzig  die  Frage,  ob  Art.  55  h des  Zoll- 
gosetzes,  wonach  eine  Zollübertretung  begeht:  „wer  eine  Gewichts- 
angabe macht,  die  um  mehr  als  5 % zu  niedrig  ist  und  dadurch 
den  Zollbetrag  verkürzt“1 , in  dem  Sinne  auszulegen  sei.  dass  ein 
Verschulden  des  Thäters  zu  dessen  Strafbarkeit  nicht  erforderlich 
ist,  dass  also  der  Begriff-  der  Übertretung  rein  objektiv  zu  fassen 
sei,  oder  aber  im  entgegengesetzten  Falle,  dass  zwar  die  Schuld 
präsumiert,  gegen  diese  Präsumtion  aber  der  Unschuldsbeweis  zu- 
gelassen  werde.  Diese  Frage  konnte  nach  dem  alten  Zollgesetz 
vom  27.  August  1851  nicht  zweifelhaft  sein:  nach  Art.  51,  Abs.  2, 
desselben  konnte  der  Bundesrat  die  Busse  ermiissigen  oder  selbst 
gänzlich  nach  lassen,  wenn  sich  ergab,  dass  der  Übertreter  nicht 
die  Absicht  hatte,  „eine  Zollverschlagnis  zu  begehen“.  Es  hatte 
also  der  Bundesrat  einzig  das  diskretionäre  Recht,  den  Nachweis 
der  mangelnden  rechtswidrigen  Absicht  in  Betracht  zu  ziehen-  (vgl. 
Urteil  des  Kassationshofes  vom  22.  Dezember  1893  i.  S.  Schwab 
u.  Müller,  A.  S.  XIX,  (18-1  ff.  ; Botschaft  des  Bundesrates,  B.  B. 
1851,  II,  8.  12;  Bericht  der  Kommission  des  Nationalrates,  B.  B. 
1851,  III,  S.  52  ff.).  Nach  diesem  Gesetze  hätte  sich  die  rich- 
terliche Überprüfung  jedenfalls  nicht  auf  die  Schuldfrage  erstrecken 
können.  Das  gegenwärtig  geltende  Zollgesetz  von  1893  nun  ent- 
hält jene  Vorschrift  bezüglich  des  Nachlasses  durch  den  Bundesrat 
nicht  mehr.  Dieselbe  wurde  auf  den  Antrag  des  Bundesrutes  ge- 
strichen. Aber  aus  der  Begründung  des  Antrages  (B.  B.  1892,  III, 
442)  folgt,  dass  damit  nicht  das  System  des  Gesetzes,  welches 
Bestrafung  jeder  objektiven  Zollübertretung  fordert,  abgeändert 
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werden  sollte.  Der  Richter  soll  beim  Nachweis  der  Schuldlosigkeit 
nicht  vollständige  Strafbefreiung  aussprechen  können;  wenigstens 
eine  Ordnungsbusse  soll  immer  auferlegt  werden  müssen.  Wohl 
aber  kann  der  Richter  dem  Kehlen  eines  Verschuldens  oder  dem 
geringen  Masse  desselben  bei  der  Strnfuusmessung  Rechnung  tragen, 
was  durch  das  Fallenlassen  des  bisherigen  gesetzlichen  Strafmiui- 
mums  ermöglicht  ist.  Gegen  diese  Vorschrift  verstösst  das  vor- 
liegende ganz  freisprechende  Urteil  des  Polizeigerichts  von  Basel. 
Dasselbe  hat  auch  andern  Umstünden  des  Falles  zu  wenig  Rech- 
nung getragen,  so  der  Bestimmung  des  Art.  22  Zollgesetzes,  der 
Möglichkeit,  dass  der  Empfänger  das  Missverhältnis  des  angegebenen 
und  des  wirklichen  Gewichts  der  Ware  ersehen  konnte,  und  der 
Unterlassung  der  in  der  Verordnung  zum  Zollgesetz  vorgesehenen 
Revision  des  Gewichts.  Es  hat  es  sogar  unterlassen,  den  J.  Braun 
zur  Nachbezahlung  der  umgangenen  Zollgebühr  zu  verurteilen. 

Dem  nach  hat  der  Kassationshof  erkannt: 

Das  Urteil  des  Polizeigerichts  des  Kantons  Baselstadt  vom 
1Ü.  März  1900  wird  aufgehoben  und  es  wird  die  Sache  zu  neuer 
Beurteilung  dem  Polizeigerichte  Liestal  überwiesen. 


D. 

lTrteile  der  IT.  Abteilung  des  Bundengeriohts. 

1.  Urteil  vom  7.  Februar  1900  in  Sachen  Joseph  Haas  gegen  das 
Obergericht  des  Kantons  Zug. 

A.  Die  Staatsanwaltschaft  des  Kantons  Zu g bal  vor  den  zugerischen 
berichten  gegen  Joseph  Haas,  in  lteusshöhl  bei  Luzern.  Strafklage  wegen 
Anstiftung  zu  falschem  Zeugnis  erhoben,  das  dadurch  begangen  worden 
sein  soll,  dass  Hans  zu  Franz  Koch  von  Romoos  i Kanton  Luzern),  der  in 
einem  vor  Kantonsgericht  Zug  waltenden  Ci vilprozcssc  des  Haas  gegen 
Mathys  als  Zeuge  zu  erscheinen  hatte,  nach  Romeos  gekommen  sei  und 
ihn  zur  Ablegung  eines  falschen  Zeugnisses  überredet  habe,  unter  dem 
Versprechen,  ihm  etwas  Schönes  zu  gehen,  wenn  er  den  Prozess  gewinne. 
Koch  ist  geständig,  in  der  Verhandlung  vor  Kantonsgericht  Zug  falsches 
Zeugnis  abgelegt  zu  haben. 

Mit  Réquisitorial  vom  4.  Juli  1899  ersuchte  das  Verhöramt  Zug  das 
Ktatthalternmt  Luzern  um  fnhaftierung  und  Zuführung  des  Joseph  Haas. 
Haas  erklärte,  dass  er  gegen  die  Auslieferung  keinen  Protest  erhebe,  und 
diese  erfolgte  alsbald.  Bei  der  Verhandlung  vor  dem  Strafgerichte  des 
Kantons  Zug  am  27.  Novemher  1899  erhob  Haas  die  Einrede  der  Tnkom- 
jM-teiiz  der  zugerisehen  Gerichte,  die  er  damit  begründete:  das  Vergehen. 
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dessen  er  angeklagt.  sei,  solle  im  Kanton  Luzern  begangen  sein  ; daher 
seien  nicht  die  Zuger,  sondern  die  Luzerner  Gerichte  zuständig  zu  dessen 
Beurteilung.  Das  Strafgericht  erklärte  sich  als  zuständig,  indem  es  im 
wesentlichen  ausführte:  die  Anstiftung  zu  falschem  Zeugnis  erscheine  dann, 
wenn,  wie  hier,  das  falsche  Zeugnis  wirklich  abgelegt  worden  sei,  nicht 
als  selbständiges  Delikt,  sondern  als  Teilnahme  am  Delikt  des  falschen 
Zeugnisses:  es  sei  daher  mit  diesem  Delikte,  mit  dem  es  ein  unteilbares 
Ganzes  bilde,  zusammen  zu  beurteilen.  Zudem  sei  ein  gültiges  Ausliefe- 
rungsbegehren gestellt  worden  und  habe  Haas  gegen  die  Auslieferung 
nicht  protestiert.  Mit  lTrteil  vom  ‘>8.  Dezember  1899  hat  das  Obergericht 
des  Kantons  Zug  diesen  Kompetenzentscheid,  in  Abweisung  eines  von 
Haas  dagegen  ergriffenen  Rekurses  und  unter  Verweisung  auf  die  Be- 
gründung des  angefochtenen  Entscheides,  bestätigt. 

li.  Gegen  das  Urteil  des  Obergerichtes  hat  nun  Haas  den  staatsrecht- 
lichen Rekurs  an  das  Bundesgericht  ergriffen,  mit  dem  Anträge,  das  an- 
gefochtene  Urteil  sei  aufziiheben.  Zur  Begründung  macht  er  geltend  : 
Es  sei  im  Strafrecht  feststehender  Rechtsgrundsatz,  dass  alle  Delikte  am 
Orte,  ihrer  Verübung  zu  bestrafen  seien.  Die  Anstiftung  zu  falschem 
Zeugnis,  deren  er  angeklagt  sei,  solle  nun  in  Romoos,  Kanton  Luzern, 
begangen  sein,  und  daher  seien  die  Luzerner,  nicht  die  Zuger  Gerichte 
zuständig.  Die  Anstiftung  zum  falschen  Zeugnis  sei  sowohl  nach  Luzerner 
als  nach  Zuger  Strafgesetzbuch  ein  selbständiges  Delikt.  Der  Rekurrent 
werde  seinem  verfassungsmässigen  Richter  entzogen. 

C.  Die  Staatsanwaltschaft  des  Kantons  Zugstellt  im  Auftrag  des  Oberge- 
richtes des  Kantons  Zug  das  Begehren,  der  Rekurs  sei  abzuweisen,  unter 
Kostenfolge.  Sie  verweist  zunächst  auf  die  frühere  Anerkennung  des  zuge- 
rischen  Gerichtsstandes  durch  den  Rekurrenten  und  führt  sodann  im  An- 
schlüsse au  ihre  frühere  Eingabe  an  das  Obergericht  aus:  Die  Anstiftung  zu 
falschem  Zeugnis  sei  nach  luzernischem  Strafgesetzbuch  jedenfalls  dann 
nicht  ein  selbständiges  Delikt,  wenn,  wie  hier,  das  falsche  Zengnis  wirklich 
abgelegt  worden  sei:  die  Luzerner  Gerichte  hätten  sich  daher,  da  das  falsche 
Zeugnis  in  Zug  abgelegt  worden  sei.  inkompetent  erklären  können.  Aber  auch 
nach  zugerischem  Strafrecht  sei  die  Anstiftung  zu  falschem  Zeugnis  nicht 
selbständiges  Delikt,  falls  es  von  Erfolg  begleitet  sei.  sondern  Teilnahme 
am  Delikte  desjenigen,  der  das  falsche  Zeugnis  ablege. 

D.  Durch  Verfügung  vom  19.  .lauuar  1900  hat  der  Präsident  der  II. 
Abteilung  des  Bundesgerichtes  die  Einstellung  des  Strafverfahrens  gegen 
den  Rekurrenten  bis  nach  Beurteilung  des  vorliegenden  Rekurses  verfügt. 

Das  Hundesyericht  zieht  in  Eriviignny  : 

1.  Die  Kompetenz  des  Bundesgerichtes  ist  formell  gegeben,  da 
der  Rekurrent  sich  darüber  beschwert,  seinem  „verfassungsmässigen 
Richter“  entzogen  zu  sein,  also  offenbar  eine  Verletzung  des  Art.  «58 
der  Bundesverfassung  behauptet,  ohne  freilich  diese  Verfassungs- 
bestimmnng  ausdrücklich  anzurufen.  Dagegen  steht  die  richtige 
Anwendung  des  Bundesgesetzes  Uber  die  Auslieferung  von  Ver- 
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brechern  und  Angeschuldigten  vom  24.  Juli  1852  vorliegend  nicht 
in  Frage,  da  der  Rekurrent  gegen  seine  Auslieferung  an  den  Kanton 
Zug  keinen  Protest  erhoben  hat  und  in  dieser  Beziehung  überhaupt 
ein  Rekursbegehren  nicht  gestellt  ist.  Es  handelt  sich  also  nicht 
etwa  um  einen  staatsrechtlichen  Streit  zwischen  Kantonen,  sondern 
um  einen  staatsrechtlichen  Rekurs  wegen  angeblicher  Verletzung 
verfassungsmässiger  Rech  te . 

2.  Materiell  erscheint  nun  dieser  Rekurs  als  unbegründet.  Zwar 
kann  kein  entscheidendes  Gewicht  darauf  gelegt  werden,  dass  der 
Rekurrent  selber  bei  Zustellung  des  Auslieferungsbegehrens  und 
wieder  vor  Verhöramt  Zug  die  Kompetenz  der  Zuger  Gerichte  an- 
erkannt hat,  denn,  wie  auch  die  Staatsanwaltschaft  des  Kantons 
Zug  hervorhebt,  es  vermöchte  diese  Anerkennung  die  Kompetenz 
der  Zuger  Gerichte,  wenn  sie  nicht  schon  anderweitig  vorhanden 
wäre,  nicht  zu  begründen.  Dagegen  ist  für  die  Abweisung  des 
Rekurses  ausschlaggebend,  dass  Art.  58  der  Bundesverfassung  hier 
zu  Unrecht  angerufen  wird.  Denn  dieser  Artikel  will  zunächst 
nicht,  wie  Art.  59  der  Bundesverfassung,  die  gerichtlichen  Kompe- 
tenzen zwischen  verschiedenen  Kantonen  regeln,  sondern  er  ge- 
währleistet bloss,  dass  niemand  in  Civil-  oder  Strafsachen  der  Be- 
urteilung durch  die  nach  der  Gerichtsverfassung  zur  Ausübung  der 
Civil-  oder  Strafgerichtsbarkeit  berufenen  ordentlichen  Gerichte  ent- 
zogen und  vor  ein  Ausnahmegericht  gestellt  werden  dürfe,  ohne 
seinerseits  Gerichtsstandsuormen  aufzustellen  <s.  Amtliche  Samm- 
lung der  bundesgerichtlichen  Entscheidungen,  Bd.  I,  S.  168,  178; 
Bd.  Il,  S.  6,  Bd.  III,  S.  215,  446;  Bd.  VI,  8.  524:  Bd.  XIV,  8.  168». 
Dabei  ist  der  Begriff  ries  Ausnahmegerichts  dahin  auszulegeu,  dass 
von  einem  solchen  auch  dann  gesprochen  werden  muss,  wenn  ein 
Gericht  sich  der  Beurteilung  einer  Civil-  oder  Strafsache  bemächtigt 
hat,  während  ihm  die  Kompetenz  hierzu  verfassungsmässig  nicht 
zusteht  is.  Amtliche  Sammlung,  Bd.  XXIII,  S.  537,  Erw.  3; 
Bd.  XXIV.  1.  Teil.  S.  438  f.,  Erw.  1).  Alle  diese  Voraussetzungen 
sind  im  vorliegenden  Falle  nicht  gegeben.  Zunächst  ist  das  Zuger 
Strafgericht,  vor  das  der  Rekurrent  gestellt  wurde,  das  im  Kanton 
Zug  verfassungsmässig  zur  Beurteilung  der  Strafsachen  bestellte 
Gericht  86  ff.  der  Zuger  Kantonsverfassung  vom  31.  Januar 
1894).  Ein  eidgenössischer  Rechtssatz  des  Inhaltes  sodann,  dass 
in  Strafsachen  der  verfassungsmässige  Richter  derjenige  des  Ortes 
der  begangenen  That  sei  — wie  der  Rekurrent  anzunehmen  scheint  — 
existiert  nirgends.  Wollte  man  übrigens  auch  so  weit  gehen  und 
annelunen,  es  bestehe  ein  derartiger  eidgenössischer  Rechtssatz,  so 
müsste  der  Rekurs  trotzdem  abgewiesen  werden.  Denn  dann  wäre 
mit  den  Zuger  Behörden  zu  sagen,  dass  die  That,  deren  der  He- 
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kurrent  angeschuldigt  ist,  im  Kanton  Zug  begangen  worden  ist. 
Die  Ablegung  des  falschen  Zeugnisses,  zu  welcher  der  Rekurrent 
nach  der  Anklage  angestiftet  haben  soll,  hat  unzweifelhaft  im  Kan- 
ton Zug  stattgefunden  ; nun  erscheint  aber  nach  Zuger  Strafgesetz, 
§ 21,  der  Anstifter  als  Urheber  der  strafbaren  Handlung,  zu  wel- 
cher er  angestiftet  hat,  also  als  Teilnehmer  am  Delikt  : die  An- 
stiftung «nullifiziert  sich  somit  nach  zugerischeiu  Strafrecht  dann, 
wenn  sie,  wie  hier,  von  Erfolg  begleitet  war,  nicht  als  selbständi- 
ges Delikt.  Ebenso  aber  verhält  es  sich  nach  dem  luzernischen 
Kriminalstrafgesetz.  §§  35  und  36.  Es  ist  demnach  ganz  klar, 
dass  das  Delikt,  dessen  der  Rekurrent  angeschuldigt  ist,  im  Kanton 
Zug  begangen  wurde. 

3.  Aus  allen  diesen  Gründen  ist  der  Rekurs  abzuweisen  ; und 
die  Umstände,  insbesondere  der  Umstand,  dass  der  Rekurrent  seiner 
Zeit  die  Kompetenz  der  Zuger  Behörden  anerkannt  batte,  recht- 
fertigt es,  dem  Rekurrenten  in  Anwendung  des  Art.  221,  Abs.  2, 
des  Organisationsgesetzes  eine  Geriehtsgelmhr  aufzuerlegen. 

Demnach  hat  das  Bundesgericht  erkannt: 

Der  Rekurs  wird  als  unbegründet  abgewiesen.  Damit  fällt 
die  provisorische  Präsidial  Verfügung  vom  11».  Januar  1900  dahin. 


2.  Urteil  vom  14.  Juni  1900  in  Sachen  Ewald  Köhler  und  Joseph  Waidis 
gegen  das  Obergericht  des  Kantons  Luzern. 

A.  Der  Regicrungsrat  des  Kantons  Lnzcni  erlioss  am  14.  Juli  1666 
eine  * Verordnung  betreffend  Anwendung  der  Bierpressionen»,  lanl  welcher 
er  • Bierpressionen  mit  atmosphärischer  hilft  - verbot.  Wegen  Missachtung 
«lieses  Verbotes  wurden  Ewald  Kollier.  Wirt  zum  Bahnhof  in  Vltznau.  und 
Joseph  Waidis.  Wirt  zur  «Alpenrose  » daselbst,  am  19.  April  1699  vorn  Bezirks- 
gerichte Weggis  mit  einer  Geldstrafe  von  je  Kr.  6 belegt,  in  Anwendung 
von  g 36  «les  kantonalen  Pnlizcistrnfgcsetzes.  wonach  die  Übertretung 
einer  amtlichen  Verordnung  (bei  Mangel  specieller  fiir  den  betreffenden 
Fall  vorgesehener  Strafhestimungcn)  mit  Geldstrafe  his  nuf  Fr.  150  oder 
Gefängnis  bestraft  werden  soll.  Gegen  dieses  Erkenntnis  legten  Kohli-r 
.und  Waidis  beim  Obergerichte  des  Kantons  Luzern  kn  ssatioiishesch  werde 
ein  mit  der  Begründung,  die  erwähnte  Verordnung  sei.  weil  \ erfnssuugs- 
widrig.  nicht  zu  Recht  bestehend  und  es  widerspreche  deshalb  die  auf  sie 
gestützte  Verurteilung  dem  Grundsätze:  milia  puma  aille  lege.  Da»  Ober- 
gcricht  wies  das  Kassationsgesneh  mit  Entscheid  vom  20.  Januar  1900 
(eröffnet  den  5.  März  1900)  als  unbegründet  ab. 

H.  Nunmehr  ergriffen  Köhler  und  Waidis  mit  einer  am  4.  Mai  1900 
der  Post  übergebenen  Beschwerdeschrift  den  staatsrechtlichen  Rekurs  an 
das  ßundesgericht.  Sie  beantragten: 

Sehweiierischü  Zeitschrift  für  Strafrecht.  IS.  Jahrg.  26 
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1.  Es  sei  «lie  Verordnung  vom  16.  (recte:  14.)  Juli  1886,  resp.  deren 
Strafbestimmungen,  als  den  § 5 der  Kantonsverfassung  verletzend, 
aufzuheben. 

2.  Es  sei  «las  obergerichtliche  Urteil  vom  20./5.  Mürz  (recte  : 20.  Januar, 
5.  Mürz)  aufzuheben  und  seien  «lit*  Kosten  des  Strafprozesses  (inklu- 
sive derjenigen  der  Verteidigung)  dem  Staate  Luzern  zu  überbinden 
oder  es  sei  eventuell  das  Obergericht  anzuweisen.  iibt*r  «lie  Kosten 
zu  entscheiden. 

Zur  Begründung  dieser  Anträge  brachten  die  Rekurrenten  vor  : die 
angefochtene  Verordnung  wer«!«*  thatsüchlich  nirgends  im  Kanton  gchand- 
habt  und  sei  auf  Veranlassung  eines  Denunzianten  hin  ganz  ausnahms- 
weise g«*gen  die  Beschwerdeführer  und  eitdge  andere  Wirte  des  Gerichts- 
bezirkes Weggis  angewendet  worden,  g 5,  Abs.  2,  der  kantonalen  Verfas- 
sung bestimme  : * Niemand  dnrf  gerichtlich  verfolgt. . . werden  ausser  in 
den  vom  Gesetze  vorgesehenen  Füllen.  » Nun  existiere  im  Kanton  Luzern 
kein  Gesetz,  «las  den  Gebrauch  von  Bierpressionen  mit  atmosphärischer 
Luft  verbiete.  Die  regierungsrätliche  Verordnung  vom  17.  (recte:  14.) 
Juli  1886  habe  nicht  Gesetzeskraft,  da  der  Regierungsrat  nach  §§  43  und  63 
der  luzernischen  Verfassung  nur  vollziehende  Behörde  sei.  § 8,  litt,  i,  des 
kantonalen  Gesetzes  über  das  Gesundheitswesen  vom  28.  Februar  1876, 
auf  den  sich  das  Obergericht  berufen  habe,  berechtige  den  Regi«*rungsrat 
bloss  zum  F.rlass  einer  «Verordnung  betreffend  Lebensniittelu/i/rr/otrA  », 
«1.  h.  betreffend  Prüfung  der  Lebens-  und  Genussmittel  auf  bestimmte  Eigen- 
schaften. Dagegen  werde  ihm  durch  diese  Bestimmung  nicht  die  Kompe- 
tenz für  alle  die  lathensmittel  besehlagenden  Fragen,  die  Lehensmittelpo- 
lizei in  weiterem  Sinne,  cingcrfiuint.  Zum  « Lebcnsmitteluntersuch  » gehöre 
aber  «las  Pressionsverbot  keineswegs,  kraft  dessen  nicht  derjenige  bestraft 
werden  solle,  der  durch  unsachgetniisscn  Gebrauch  einer  Pression,  nament- 
lich ungenügende  Reinhaltung  derselben,  das  Bier  verderbe,  sondern 
«lerjenige,  der  überhaupt  eine  Pression  halte.  So  habe  man  die  Rekurrenten 
nicht  etwa  wegen  Verkaufs  verdorbenen  Bieres  bestraft,  noch  das  von 
ihnen  verkaufte  Bier  auch  nur  auf  seine  «jualitüt  untersucht.  Die  Kompe- 
tenz zum  Erlasse  einer  Verordnung  über  den  Lebensmittcluntersuch  könnte 
höchstens  dann  diejenige  zum  Verbot  einzelner  Systeme  von  Pr«*ssionen 
in  sich  einschliessen.  wenn  durch  deren  Gebrauch  erfahrungsgentäss  das 
Bier  verdorben  würde.  Dies  sei  aber  bei  den  Pr«‘ssioncn  mit  atmosphä- 
rischer Luft  nicht  der  Fall,  was  daraus  erhelle,  dass  sie  in  verschiedenen 
Kantonen  (wie  St.  Gallen.  Thurgau  und  Zürich)  ausdrücklich  als  zulüssig 
erklärt  worden  seien. 

C.  Der  Regierungsrat  und  das  Obergericht  des  Kantons  Luzern  tra- 
gen in  ihren  Vernehmlassungen  auf  Abweisung  des  Rekurses  an.  wobei 
«•rstere  Behörde  zur  Begründung  des  nith«*m  ausführt  : die  fragliche  Verord- 
nung sei  immer  so  weit  als  möglich  gleiehmitssig  gehandhabt  und  ihn1 
Verfassungsmässigkeit  sei  bereits  durch  das  bundesgerichtliche  Erteil  in 
Sachen  des  A.  Spiess  vom  81.  Oktober  1HK5  anerkannt  worden. 

Das  Bundesgerichf  sieht  in  Erwägung  : 

1.  Das  Begehren  «1er  Rekurrenten,  es  sei  die  regierungsrätliche 
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Verordnung  vom  14.  Juli  188(1  als  solche  aufzuheben,  ist  zum 
vornherein  ahzuweisen , da  die  (lOtilgige,  von  ihrer  Publikation 
an  laufende  Rekursfrist  schon  längst  verstrichen  ist.  In  Frage 
kommen  kann  also  nur  noch  die  Aufhebung  einer  auf  flrund  der 
Verordnung  getroffenen  Einzelverfügung.  Als  eine  solche  stellt 
sich  der  rechtzeitig  angefochtene  Entscheid  des  luzernischen  Ober- 
gerichts dar,  durch  welchen  die  gegen  die  Rekurrenten  wegen 
Übertretung  der  erwähnten  Verordnung  ausgefililten  Busscrkennt- 
nisse  des  Bezirksgerichts  Weggis  bestätigt  worden  sind. 

2.  Die  Behauptung  der  Rekurrenten,  ihre  Bestrafung  erscheine 
als  eine  ausnahmsweise  Massregel.  die  man  gegenüber  andern 
Wirten  des  Kantons  unter  nämlichen  Verhältnissen  nicht  ergriffen 
habe,  wurde  von  ihnen  in  keiner  Weise  nachgewiesen  und  übrigens 
vom  Regierungsrate  als  unzutreffend  bestritten.  Schon  deshalb 
kann  von  der  (iutheissung  dos  Rekurses  wegen  Verletzung  der 
Gleichheit  vor  dem  Gesetze  keine  Rede  sein. 

3.  Soweit  die  Beschwerdeführer  die  Rechtsgültigkeit  der  Verord- 
nung vom  14.  Juli  1 88f>  unter  Berufung  auf  die  kantonale  Ver- 
fassung in  Abrede  stellen,  ist  zu  bemerken: 

Der  vom  Regierungsrate  angeführte  Entscheid  des  Bundes- 
gerichts in  Sachen  Spiess  (A.  8.,  Bd.  XI.  Nr.  73 1 deckt  sich  freilich 
in  seinen  Voraussetzungen  mit  dem  vorliegenden  Kalle  nicht  gänz- 
lich. indem  dort  «lie  Verfassungsmässigkeit  einer  andern  Verord- 
nung, d.  d.  28.  Januar  1885.  zu  untersuchen  war,  und  zwar  auch 
aus  dein  Gesichtspunkte  anderer,  in  der  heutigen  Beschwerde  nicht 
geltend  gemachter  Rekursgründe,  namentlich  der  Verletzung  der 
Handels-  und  Gewerbefreiheit  und  «1er  Eigentumsgarantie.  Dagegen 
kommt  jenem  Entscheide,  für  den  heutigen  Rekurs  trotzdem  prüjn- 
dlzielle  Rcdeutimg  zu.  Denn  da  die  letzterwähnte  Verordnung  Bier- 
pressionen jeder  Art  und  Konstruktion  untersagte  und  dieses  Ver- 
bot damals  vom  Bundesgerichte  als  verfassungsmässig  zulässig 
«•rächtet  wurde,  so  ist  dasselbe  in  seiner  nunmehrigen  Einschränkung 
auf  eine  einzelne  Art  solcher  Pressionen  ebensowenig  zu  beanstanden. 
Ferner  führt  jener  Entscheid  in  allgemeiner  Weise  aus,  dass  über- 
haupt keine  Verfassung»-  oder  Gesetzesbestimmung  des  Kantons 
I.uzem  dem  Erlasse  des  fraglichen  Verbotes  auf  dem  Verordnungs- 
Wege  entgegenstehe,  da  eine  derartige,  durch  gesundheitspolizeiliche 
Gründe  gerechtfertigte  Anordnung  der  Natur  der  Sache  nach  in 
«las  Gebiet  der  Verordnnngsgewalt  der  Verwaltungsbehörden  falle. 
Von  dieser  Auffassung  abzugehen,  liegen  keine  Gründe  vor.  Es  ist 
auch  nicht  behauptet  worden,  dass  die  Kompetenz  des  Regierungs- 
rates in  diesem  Punkte  seither  infolge  Veränderung  «les  damaligen 
Rechtszustandes  eine  Einschränkung  erfahren  habe.  S 8,  litt,  i,  des 
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Gesetzes  über  das  Gesundheitswesen,  auf  den  die  Rekurrenten  al>- 
stellen,  bestand  bereits  damals  zu  Recht.  Indem  der  Gesetzgeber 
kraft  dieser  Bestimmung  den  Regierungsrat  mit  dem  Erlass  einer 
Verordnung  über  den  Lebensmittel  untersuch  betraute,  wollte  er 
natürlich  dessen  Befugnis,  bezüglich  anderer  Materien  der  Lebens- 
mittelpolizei ohne  specielle  gesetzliche  Ermächtigung  allgemeine 
Anordnungen  zu  treffen,  in  keiner  Weise  Einhalt  thun. 

4.  Der  Rekurs  richtet  sich  nun  aber  seinem  Zwecke  nach 
nicht  sowohl  and  in  letzter  Linie  gegen  die  Rechtsgültigkeit  als 
solche  des  in  Frage  stehenden  Verbotes,  als  vielmehr  gegen  die 
auf  Grund  desselben  erfolgte  Bestrafung  der  Beschwerdeführer. 
Nun  liesse  sich  in  dieser  Beziehung  zunächst  sagen,  dass  dem 
Regierungsrnte,  wenn  er  in  verbindlicher  Weise  den  Gebrauch  von 
Bierpressionen  mit  atmosphärischer  Luft  verbieten  kann,  notwendig 
auch  die  Kompetenz  zustehen  muss,  seinem  Verbote  durch  Aufstel- 
lung von  Straf  Vorschrift  en  Naehaehtuug  zu  verschaffen,  soweit  eine 
richtige  Durchführung  desselben  dies  erfordert.  Abgesehen  hiervon 
enthält  aber  der  angefochtene  regierungsrätliehe  Erlass  vom 
14.  Juli  188t»  entgegen  der  Behauptung  der  Beschwerdeführer 
thatsüchlich  gar  keine  Strafsanktion,  sondern  es  erfolgte  die  Verur- 
teilung der  Rekurrenten  gestützt  auf  den  § 3(i  des  Polizeistrafge- 
setzes, welcher  in  allgemeiner  Weise  die  Übertretung  obrigkeitlicher 
Verordnungen  unter  Strafe  stellt.  Die  Anwendbarkeit  dieser  mit 
Gesetzeskraft  ausgestatteten  Bestimmung  lässt  sich  natürlich  nicht 
mehr  in  Zweifel  ziehen,  nachdem  feststeht,  dass  ihr  eine  gültige 
obrigkeitliche  Verordnung  zu  Grunde  gelegt  wird. 

Demnach  hat  < tan  Bundestjericht  erkannt: 

Der  Rekurs  wird  als  unbegründet  abgewiesen. 


3.  Urteil  vom  19.  September  1900  in  Sachen  Jean  Kessler. 

Le  gendarme  Pierre  .'lasset,  à Gönnendes,  a dénoncé  le  11  octo- 
bre laük  les  chasseurs  Hubert  Boccard,  à Divisiez,  Jules  Ræuiv,  notaire 
à Fribourg,  et  Jean  Kessler,  alors  à Orsoiiiicns.  Actuellement  domicilié  a 
Fribourg,  comme  ayant  chassé  des  chevreuils,  le  10  octobre  I s;t.\  dans  la 
forêt  de  Gnliti,  et  y ayant  tiré  une  biche,  <|u'ils  auraient  emportée  en  la 
partageant  en  portions  après  avoir  enlevé  et  jeté  loin  la  tète  et  les  parties 
sexuelles,  cela  contrairement  à l'usage  des  chasseurs. 

K. il  séance  du  I novembre  1KI8.  les  trois  chasseurs  dénoncés  ont  con- 
teste les  allégués  de  la  plainte  ; ils  ont  notamment  déclaré  que  c'étaient 
les  chiens  qui  avaient  enlevé  la  tête  et  les  parties  génitales  de  la  l>éte. 
Kessler  ayant  toutefois  avoué.  A la  même  audience,  avoir  aussi  tiré  sur 
l'animal  tué.  le  représentant  du  Ministère  publie  a déclaré  abandonner 
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l'accusation  contre  les  coprévenu»  Boccard  et  Ræmv,  pour  entendre  ceux-ci 
«•online  témoin»  sou»  le  poids  du  serinent.  Ces  derniers  refusèrent  toutefois 
de  témoigner  sur  les  <|uestion»  posées. 

A l'audience  du  même  Président  du  !•  juin  1899.  les  mêmes  témoins 
ont  déclaré  que  Kessler  n'avait  pas  tiré  sur  lu  liéte  tuée  à la  citasse  du 

10  octobre  1898,  mais  ils  ne  voulurent  pas  en  dire  davantage,  soit  déclarer 
si  le  chevreuil  en  <|ite»tiou  était  une  femelle  ou  un  mêle.  Le  témoin 
Rucht.i.  vétérinaire  fi  Jentes,  a vu  les  morceaux  de  la  bête  apportés  à 
laulierge  de  Jentes  par  les  trois  chasseurs,  et  a constaté  t|ue  la  tête  et 
les  parties  sexuelles  de  cet  animal  avaient  été  coupées,  et  non  enlevées 
par  les  chiens,  i’n  autre  témoin  a entendu  les  prédits  chasseurs  déclarer, 
avant  leur  départ  pour  la  chasse.  i|ii’il»  allaient  chasser  le  chevreuil,  et 
qu'il*  reviendraient  avec  une  bête,  mftle  ou  femelle  : ils  ajoutaient  que 
l'amende  prévue  par  la  loi  pour  tirer  une  femelle  n'était  que  de  tjtt  francs. 

Kn  présence  de  ces  fait*,  ainsi  que  des  demi-déclarations  et  réticences 
des  témoins  Ifa-my  et  Boccard.  le  Président  a admis  que  le  fait  d’avoir  tiré 
sur  une  biche,  et  de  l'avoir  dépecée  et  emportée  dans  les  circonstances 
susrappelées,  existe  à la  charge  de  Kessler  et  constitue  une  contravention 
à l'art.  14,  al.  2,  de  la  loi  fédérale  sur  la  chasse,  du  17  septembre  1875.  ainsi 
qu'il  l'art.  1 de  l'arrêté  cantonal  du  lit  août  18!!8  — contravention  répri- 
mée par  les  art.  22  de  la  loi  fédérale,  05  de  la  loi  cantonale  du  10  mai  187ti 
et  l'arrêté  précité.  Kn  conséquence,  le  dit  magistrat,  en  application  des 
dispositions  légales  susmentionnées,  a condamné  le  sieur  Jean  Kessler,  par 
voie  de  police,  il  une  amende  «le  Ht*  fr.  et  aux  frais. 

Kessler  avant  recouru  contre  ce  prononcé,  la  Cour  de  cassation  du 
canton  de  Fribourg,  par  arrêt  du  1 juillet  l'.HNl.  a écarté  le.  recours  pnr 
les  motifs  dont  suit  la  substance: 

Le  juge  inférieur  était  eu  droit  de  donner  û la  déclaration  île  Kessler, 
intervenue  le  4 novembre  1898,  et  portant  qu’il  avait  tiré  sur  la  bête  dont 

11  s'agit,  la  portée  d'un  aveu  formel  : la  décision  de  ce  magistrat  ne  tombe 
dès  lors  pas  sous  le  coup  de  la  nullité  prévue  fi  l'art.  346  du  Cpp.  Le  juge 
a en  outre  constaté  le  fait  délictueux,  en  établissant  que.  le  10  octobre  1898, 
le  groupe  de  chasseurs  dont  Kessler  faisait  partie  avait  tué  une  femelle 
de  chevreuil,  et  en  retenant  le  fait,  avoué  par  ce  dernier,  d'avoir  tiré  aussi 
bien  que  les  autres  chasseurs,  et  d'avoir  ensuite  dépecé  et  emporté  les 
principales  pièces  de  l'auinial  abattu,  t'  est  avec  raison  que  le  juge  a cons- 
taté. en  appliquant  l'art.  05  de  la  loi  cantonale  de  1870  sur  la  chasse,  que 
Kessler  n'avait  pas  le  droit  de  tirer  sur  cette  espèce  île  gibier,  qu'il  était 
donc  sans  permis,  puisqu’on  ne.  pouvait  lui  en  accorder  un  pour  un  genre 
<le  citasse  interdit  par  la  loi  fédérale.  Kn  présence  d'une  contravention  il, 
celle  loi,  et  en  l'absence  de  dispositions  pénales  et  spéciales  pour  ce  cas 
dans  la  loi  fédérale,  le  juge  ne  pouvait  se  dispenser  d'appliquer  la  dispo- 
sition de  l'art.  05  de  la  loi  cantonale,  qui  punit  d'une  amende  de  titt  fr. 
celui  qui  chasse  sans  permis.  Kn  ce  faisant,  il  nu  nullement  violé  l'art.  05 
susvisé,  pu»  plus  que  les  art.  14  et  22  de  la  loi  fédérale. 

fest  contre  cet  arrêt  que  le  sieur  Kessler  a recouru  en  temps  utile 
an  Tribunal  fédéral,  concluant  à ce  qu'il  lui  plaise  annuler  ledit  arrêt  et 


Digitized  by  Google 


434 


Kutst-heltluiifft-ii  in  strsOmt-hen. 


atlj livrer  au  recourant  les  conclusions  du  recours  déposé  par  lui  en  son 
temps  contre  la  décision  du  Président  du  Tribunal  du  Lac. 

A l'appui  de  ces  conclusions,  le  recourant  présente,  en  résumé,  les 
considérations  ci-après  : 

L'arrêt  attaqué  viole  les  droits  constitutionnels  du  sieur  Kessler,  ainsi 
que  la  garantie  qu'aucune  peine  ne  |ieut  être  infligée  qu'en  application 
d'une  loi  (nulla  puma  sine  leg-e),  art.  7 île  la  constitution  fri  bourgeoise. 

Kessler  a été  condamné  injustement  par  le  Président  du  Tribunal  de 
police  du  Luc  il  lit)  fr.  d'amende  pour  avoir  eliassè  et  tiré  une  femelle  de 
chevreuil  (soit  biche,  ou  chevrette).  L'animal  a été  tiré  par  un  autre  ehas- 
seur,  et  le  recourant  n'avait  tiré  que  pour  débusquer  la  liète.  et  ce  comme- 
traqueur.  L'art.  14  de  la  loi  fédérale,  interdisant  de  tuer  les  femelles  de 
chevreuils,  n'a  pas  trouvé  de  sanction  dans  in  loi  cantonale:  jamais  le 
législateur  cantonal  n'a  pu  avoir  en  vue,  dans  son  article  K5  de  la  dite  loi, 
qui  punit  de  lit)  fr.  d'amende  celui  qui  chasse  sans  |H-rtnis,  la  répression 
des  contraventions  à l'art.  14  de  la  loi  fédérale.  Kessler  est  porteur  d'un 
permis  qui  l'autorise  à tuer  le  chevreuil;  comme  il  n'y  a pas  île  permis 
pour  tuer  la  femelle,  la  prohibition  étant  absolue,  il  ne  peut  exister  de 
délit  spécial  de  chasse  consistant  à avoir  chassé  la  chevrette  sans  permis. 
La  contravention  n’existe  en  vertu  de  l'art.  14  de  la  loi  fédérale  qui- dans 
le  fait  matériel  d'avoir  tué  la  femelle  d'un  chevreuil,  et  la  loi  cantonale 
ne  prévoit  aucune  peine  de  ce  chef:  or  nui  ne  peut  être  condamné  qu'en 
vertu  d’une  disposition  définissant  le  délit  et  prévoyant  contre  le  délin- 
quant une  peine  déterminée.  C'est  IA  un  droit  primordial  du  citoyen  (art.  7 
de  la  constitution  fribourgeoise  et  f»  de  la  constitution  fédérale)  et  c'est 
un  déni  de  justice  de  violer  cette  règle  ainsi  que  l'a  fait  l’arrêt  incriminé. 

Statuant  nur  res  faits  et  considérant  en  droit  : 

1°  Le  jugement  du  Président  de  l'arrondissement  du  Lac.  ainsi 
que  l'arrêt  de  la  Cour  de  cassation  dont  est  recours,  constatent, 
d’une  manière  délinitivc.  et  qui  lie  le  Tribunal  de  céans,  que  le 
fait  d’avoir  tiré  sur  um-  femelle  de  chevreuil,  et  de  l’avoir  dépe- 
cée et  emportée  dans  les  circonstance»  plus  Inuit  relatées,  existe  à 
la  charge  du  recourant  : dans  cette  situation,  il  n'y  a pas  lieu  de 
s'arrêter  aux  dénégations  de  celui-ci.  Iians  tous  les  cas  d'ailleurs, 
et  A supposer  même  que  Kessler  n’ait  pas  tiré  sur  l'animal,  il  ti  en, 
demeurerait  pas  moins  établi  qu’il  a participé  A la  chasse,  qu’il  en 
a partagé  le  produit  avec  les  autres  chasseurs,  et  qu’il  apparaît  au 
moins  comme  complice  ou  auxiliaire  dans  la  perpétration  du  délit, 
pour  lequel  il  a du  reste  été  seul  condamné. 

2"  Le  grief  capital  du  recours,  consistant  à dire  qu’une  amende 
de  ta)  IV.  a été  prononcée  contre  le  sieur  Kessler,  sans  que  cette 
pénalité  soit  prévue  par  la  loi  comme  répression  du  prétendu  délit 
relevé  à la  charge  < 1 ta  recourant,  est  dénué  de  tout  fondement. 

Kn  eilet,  l'art.  22  de  la  loi  fédérale  sur  la  ehasse,  du  17  sep- 
tembre im7.’>.  dispose  que  les  cantons  édicteront  les  dispositions 
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pénales  sur  les  délits  de.  chusse,  et  la  loi  fribourgeoise  sur  la  même 
matière,  à son  art.  65,  statue  qu’„est  puni  d’une  amende  de  60  fr. 
celui  qui  chasse  sans  permis11.  <>x  il  est  évident  que  cette  dispo- 
sition peut  être  appliquée  aux  chasseurs  qui,  bien  que  munis  d'un 
permis  pour  la  chasse  autorisée  par  la  loi,  se  livrent  à la  chasse 
d’un  gibier  qu'il  est  absolument  prohibé  de  prendre  ou  de  tuer, 
comme  c’est  le  cas  des  femelles  de  chevreuil  (art.  14,  al.  2,  de  la 
loi  fédérale  précitée).  En  tout  cas,  eu  assimilant  A la  chasse  sans 
permis  celle,  absolument  interdite,  pour  laquelle  un  permis  ne  peut 
être  obtenu,  les  jugements  dont  est  recours  ont  donné  A l’art.  0.r> 
de  la  loi  cantonale  une  interprétation  qui,  loin  d’être  entachée 
d’arbitraire,  est  au  contraire  parfaitement  compatible  avec  cette 
disposition  légale,  et  qui  ne  saurait  dès  lors  être  considérée  A 
aucun  égard  comme  constituant  un  déni  de  justice  dans  le  sens  de 
la  jurisprudence  du  Tribunal  de  céans. 

3"  Abstraction  faite  d’ailleurs  de  la  peine,  soit  amende,  prévue 
par  le  prédit  art.  65,  l'acte  délictueux  constaté  à la  charge  du 
recourant  est  déjà  prévu  et  réprimé  par  le  droit  fédéra),  soit  par 
les  dispositions  de  la  loi  fédérale  sur  la  chasse  susvisée.  Non  seu- 
lement l’art.  14,  al.  2,  déjà  cité,  de  cette  loi,  relatif  A la  chasse 
au  gibier  de  montagne,  interdit  de  la  manière  la  plus  absolue  de 
tuer  les  femelles  de  chevreuils  „n’importe  où  elles  se  rencontrent“ , 
mais  l’art.  21  ibidem  édicte,  entre  autres,  que  „sont  punis  comme 
délits  de  chasse  la  destruction  ou  la  prise  des  espèces  de  gibier 
spécialement  protégées“ , ce  qui  est  incontestablement  le  cas  de  celui 
dont  il  s'agit  dans  l’espèce  ; en  outre,  l’art.  22  de  la  même  loi 
stipule  que  pour  la  violation  des  dispositions  sur  la  chasse  de  gros 
gibier,  l’amende  A prononcer  par  les  lois  cantonales  A édicter  sur 
la  matière  sera  d'au  moins  40  fr.  Or,  ainsi  qu’il  a été  dit,  l’art.  65 
de  la  loi  fribourgeoise  a élevé  ce  minimum  à 60  fr.,  amende  effec- 
tivement prononcée  dans  le  cas  actuel  contre  le  recourant.  Le  rap- 
prochement des  articles  qui  précèdent  démontre  indubitablement 
que,  soit  en  application  des  prescriptions  de  la  loi  fédérale  de, 
1875,  soit  aux  termes  de  la  sanction  que  la  loi  cantonale  frihour- 
geoise  de  1870  leur  a donnée,  c’est  A bon  droit  que  le  recourant 
a été  frappé  de  la  pénalité  contre  laquelle  il  s’élève  aujourd'hui 
sans  aucune  apparence  de  justification.  Il  convient,  vu  la  témérité 
du  présent  recours,  d'infliger  A son  auteur  un  émolument  de  justice 
en  application  de  l’art.  221.  al.  2,  delà  loi  sur  l'organisation  judi- 
ciaire fédérale. 

Par  ces  motifs, 

Le  Tribunal  fédéral  prononce  : 

Le  recours  est  écarté. 
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II.  Kantonale  Gerichte.  — Tribunaux  cantonaux. 


Rechtsprechung 

des 

Kassationsgerichtes  des  Kantons  Zürich 

im  Jahn*  18SÄM). 

.Mitgnh-iit  von  Prof.  Um  il  Zürcher  in  Zürich. 


1.  Aus  dem  Urteil  vom  22.  Juni  1899. 

in  Sachen 

«les  F.  L.,  Beschwerdeführers, 

gegen 

O.  K.,  Besch werdegegner, 

l«et reifend  Ehrverletzung. 

5.  Mit  Eingabe  vom  11.  April  erhob  der  Verurteilte  Nichtig- 
keitsbeschwerde, indem  er  geltend  lunchte,  durch  die  Einvernahme 
der  vom  Ankläger  angerufenen  Zeugen,  trotz  des  von  diesem  wieder- 
holt kundgegebenen  Verzichtes,  seien  gesetzliche  Prozessformen  im 
Sinne  von  Ziffer  f*  des  § 10î»  I der  R«*chtspfiege  verletzt  worden  : 
auch  Zitier  -1  dieses  § 10!>  1 führte  der  Verurteilte  an. 

t>.  Der  Beschwerdeführer  hat  «lie  gesetzliche  Prozessform,  die 
verletzt  worden  sein  soll,  nicht  bezeichnet.  Vielleicht  dachte  er  an 
£ 204  des  Heehtspllegcgesctzes.  wonach  der  Richter  auf  die  Folgen 
von  Fristversäumnis  von  Amtes  wegen  erkennen  soll.  Allein  jene 
Bestimmung  hat  nur  Entscheide  im  Auge,  bei  denen  der  Richter 
an  die  Anträge  «1er  Parteien  gebunden  ist.  und  dies  ist  im  Ehrvcr- 
letzungsprozessc  bei  der  Beweiserhebung  nicht  der  Fall  ; im  (tegen- 
teil  geht  ans  § 1012  des  Reehtspflegegesetzes  hervor,  dass  das  in 
£ hhii  dem  t'iitersuchungsbeamteii.  in  § 8P8  dem  (icrichtspräsi- 
«lenten  cjiigcräumte  Recht,  nach  seinem  Ermessen  Zeugen  vnr- 
zuladen.  auch  in  Ehrvcrletzungssachen  gilt.  Dies  dürfte  nur  dann 
verneint  werden,  wenn  in  den  bcsontlern  Bestimmungen  über  Ehr- 
v«*rletzungsklagen  dem  Richter  jenes  Redit  entzogen  wäre,  allein 
das  trifft  nicht  zu:  wollte  man  allenfalls  anführen,  dass  nach  £ 1033 
«1er  Beweisführer  die  Kosten  des  Bewcisverfa lirens  vertrösten  soll, 
so  wüii-  zu  entgegnen,  «lass  der  Verpflichtung  <K‘S  Beweisführers 
nur  ein  Recht  des  Richters,  jenen  unter  I’mstüiulen  mit  seinen  Be- 

*>  Siehe  auch  ISiiimI  XII,  s.  i?i i« , -270.  dieser  Zeitschrift. 
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weisen  auszuseldiessen . entspricht , daraus  aber  keineswegs  ein« 
Pflicht  des  Richters,  den  Ausschluss  zu  verhängen.  folgte.  Wenn  ein 
vom  I 'ntersuchungslieatnteii  verlangter  Kosten  Vorschuss  nicht  ge- 
leistet worden  ist.  so  kann  die  säumige  Partei  aus  diesem  Grunde 
nur  in  der  Voruntersuchung,  nicht  auch  im  Hauptverfahren,  mit 
Zeugen  ausgeschlossen  werden  Rechenschaftsbericht  des  Obergc- 
richtes  vom  .Tahr  1H8U.  Sr,  71). 

Es  kommt  also  nichts  darauf  an.  ob  der  Ankläger  das  Recht, 
Einvernahme  der  von  ihm  bozeichneton  Zeugen  zu  begehren,  durch 
Fristversäumnis  oder  ausdrücklichen  Verzicht  verwirkt  habe, 

7.  Auch  unter  dem  Gesichtspunkte  einer  Beeinträchtigung  der 
Rechte  iler  Verteidigung  <§  lO'.H.  Ziffer  4)  kann  die  Ein  vernahm« 
der  Belastungszeugen  nicht  als  Nichtigkeitsgrund  anfgefasst  werden. 
Die  Rechte  der  Verteidigung  bestehen  darin,  angehört  zu  werden 
und  den  Entlastungsbeweis  führen  zu  dürfen  ; niemals  aber  kann 
die  Verteidigung  den  Anspruch  erheben,  den  Richter  an  der  Erfor- 
schung iler  Wahrheit  zu  hindern,  sondern  nach  den  bereits  erwähnten 
SS  hxh  und  X'.'ä  des  Rechtspflegegesetzes  darf  der  Richter  jeden 
Beweis  erheben,  der  ihm  wichtig  scheint. 


2.  Urteil  vom  2.  Oktober  1899 

in  Sachen 

des  (/ott/ie/f  Weitstem,  alt  Direktor,  in  Seebach,  vertreten  durch 
Advokat  Gossweiler  in  Zürich,  Ankläger  und  Kassationskläger. 

gegen 

fr.  Heller , Rentier,  in  Genf,  vertreten  durch  Advokat  Dr.  Meili. 
Angeklagten  und  Kassationsbeklagten, 

betreffend  Ehrverletzung. 

1.  .Mit  Weisung  vom  2X.  Oktober  lS'.tfi  und  Klagschrift  vom 
Di.  gleichen  Mounts  erhob  G.  Wettstein,  der  heutige  Kassation*- 
klüger.  Strafklage  wegen  Verleumdung  und  Beschimpfung  gegen 
den  heutigen  Kassa  tionslmklagten  G.  Heller.  Die  eingeklagten 
Äusserungen  sind  in  der  Generalversammlung  d«  r eidgenössischen 
Transportversicherungsgesellschaft  in  Zürich  gefallen  und  zwar  am 
ISO.  April  1 Die  Weisung  ging  beim  Gerichtsvorstund  am 

2'.1.  Oktober  ein.  Derselbe  verfügte  am  folgenden  Tage  vorläufige 
Anhundnnlime  der  Anklage  und  Überweisung  an  den  Uutersuehungs- 
richter.  Mit  Verfügung  vom  !*.  Januar  1 8!*t>  stellte  der  Untersuchungs- 
richter das  Verfahren  ein  bis  nach  rechtsgültiger  Erledigung  der 
gegen  den  Ankläger  anhängigen  Strafuntersuchung.  Unterm  27.  August 
l sus  setzte  der  Untersuchungsrichter  dem  Ankläger  eine  Frist  von 
lo  Tagen  an,  um  das  Ergebnis  «ha-  betreffenden  Strafuntersuchung 
initznteilcn  : diese  Verfügung  wurde  indes  auf  Gesuch  des  Privat; 
UJägers  aufgehoben,  und  es  blieb  die  Untersuchung  weiter  eingestellt 
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bis  zum  20.  April,  an  welchem  Tage,  veranlasst  durch  eine  Ein- 
gabe des  Privatklägers,  die  Beiziehnng  der  Akten  der  sistierten  Straf- 
untersuchung in  Sachen  der  eidgenössischen  Transportversicherungs- 
gescllschaft  gegen  Wettstein,  sowie  eines  Protokollauszugs  über  die 
Vorgänge  an  der  Generalversammlung  durch  den  Untersuchungs- 
richter ungeordnet  wurde. 

2.  In  der  Hauptverhandlung  vor  Bezirksgericht  Zürich,  welche 
am  (>.  Mai  1899  stattgefunden,  erhob  der  Anwalt  des  Angeklagten 
Heller  die  Einrede  der  Verjährung.  Das  Bezirksgericht  hielt  dieselbe 
für  unbegründet,  da  die  Strafuntersuchung  gegen  Wettstein,  welche 
erst  mit  Beschluss  der  Anklagekammer  vom  Ul.  Oktober  1897  ihren 
Abschluss  gefunden,  als  richterliche,  die  Verjährung  unterbrechende 
Handlung  im  vorliegenden  Prozesse  zu  betrachten  sei  und  es  jeden- 
falls nicht  die  Meinung  des  Gesetzes  sein  könne,  dass  der  Privat- 
klüger seines  Rechtes  verlustig  werde  wegen  Verzögerungen  im 
Rechtsgange,  für  die  ihn  keine  Schuld  treffe,  ln  der  Hauptsache 
erklärte  das  Gericht  den  Angeklagten  der  Beschimpfung  schuldig 
und  verurteilte  ihn  zu  einer  Gehlbusse  von  200  Fr. 

3.  Gegen  dieses  Urteil  erklärte  der  Angeklagte  und  heutige 
Kassationsbeklagte  die  Berufung  an  die  Appellationskammer  des 
Obergerichts,  welche  mit  Urteil  vom  ti.  Juli  1899  den  Angeklagten 
freisprach.  In  den  Erwägungen  des  Urteils  wird,  in  Übereinstim- 
mung mit  einem  Urteile  des  Kassationsgerichtes  (Rechenschafts- 
bericht des  Obergerichtes  und  des  Kassationsgerichtes  1896,  Nr.  1*4  , 
erklärt,  dass  die  zweijährige  Frist  des  8 53  des  Str.  G.  B.  nicht 
nur  eine  Befristung  der  Antragsberechtigung,  sondern  darüber  hinaus 
noch  eine  wirkliche  Strafverjährungsfrist  enthalte.  Die  Untersuchungs- 
handlungen aber,  welche  gegen  den  Ankläger  gerichtet  waren,  ver- 
mögen die  Verjährungsfrist  nicht  zu  unterbrochen,  da  $ 55  richter- 
liche Handlungen,  die  gegen  den  Thätcr  gerichtet  sind,  verlange. 
Auch  lasse  das  Gesetz  die.  Annahme  durchaus  nicht  zu.  dass  mit 
der  Eröffnung  der  Untersuchung  oder  mit  der  Verfügung  einer 
einstweiligen  Einstellung  ein  Ruhen  der  Verjährungsfrist  eintrete. 

4.  Mit  Eingabe  vom  10.  Juli,  eingegangen  beim  Präsidenten 
des  Kassationsgerichtes  unter  gleichem  Datum,  erhebt  der  Vertreter 
des  Privatklägers  und  Kassationsklägers  Nichtigkeitsbeschwerde 
über  das  vorerwähnte  obergerichtliche  Urteil.  Als  Nichtigkeitsgrund 
wird  bezeichnet  die  Verletzung  des  Wortlautes  der  52.  53  und 
55  Str.  G.  B.  (§  1091,  Zitf.  6,  G.  ii.  Rpfl.j.  Auch  enthalte  die  Ver- 
werfung der  Anklage  aus  Scheingründen  eine  Beeinträchtigung  der 
Rechte  der  Verteidigung  (§  1091,  Ziff.  I i,  wenn  nämlich  das  Wort 
Verteidigung  im  weiteren  Sinne  aufgefasst  werde.  Sachlich  gehen 
die  Ausführungen  der  Beschwerdeschrift  dahin,  dass  S 53  nur 
Antragsbefristungen  enthalte . für  die  Verjährungsfrage  dagegen 
8 52  allein  in  Betracht  falle,  und  dass,  was  eventuell  die  Anwendung 
von  S 55  anbetreffe,  die  ganze  Strafuntersuchung  gegen  den  Ankläger 
nichts  anderes  war,  als  die  Antretung  des  Wahrheitsbeweises  seitens 
des  Angeklagten,  also  ein  Bestandteil  der  vorliegenden  Prozedur. 
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Die  auf  § 1091,  Ziff.  4,  de»  G.  ti.  Hpti.  gestützte  Beschwerde  wurde 
in  der  mündlichen  Verhandlung  nicht  weiter  ausgeführt. 

Der  Kassationsbeklagtc  beantragt  Verwerfung  der  Nichtigkeits- 
beschwerde. 

Die  Vertreter  beider  Parteien  sind  darüber  einig,  dass  im  Falle 
der  Kassation  des  Urteils  die  Akten  dem  Obergerichte  zurück- 
zustellen seien  liehufs  Anordnung  der  Verhandlung  über  Schuld 
und  Strafe. 

5.  Die  Nichtigkeitsbeschwerde  stützt  sich  in  erster  Linie  darauf, 
dass  der  Richter  in  der  Beurteilung  der  Ve rj fl h ru n gs f rage  die  ein- 
schlägige Vorschrift  des  § 52  Str.  G.  B.  nicht,  dagegen  die  un- 
zutreffende Bestimmung  des  § 53  zur  Anwendung  gebracht  habe. 
Unzweifelhaft  ist  nun,  dass  § 52  die  Verjährung  regelt,  wahrend 
§ 53  zunächst  prozessualische  Fristen  für  die  Einbringung  des 
Antrages  bei  Verbrechen,  deren  gerichtliche  Verfolgung  nur  auf 
Antrag  des  Geschädigten  eingeleitet  werden  kann,  enthält.  Der 
Unterschied  beider  Zeitbestimmungen  ist  unbestritten.  Verjährungs- 
fristen sind  nur  mit  Bezug  auf  die  Dauer  bestimmt,  nicht  aber  nach 
Anfangs-  und  Schlussdatum.  Sie  beginnen  mit  einem  gewissen  Zeit- 
punkte und  sind  der  Unterbrechung  unterworfen.  Wenn  dann  ein 
Unterhrechungsgrund  eintritt,  so  tritt  nicht  etwa  ein  Stillstand  ein, 
sondern  es  beginnt  einfach  die  Frist  von  neuem  zu  laufen . so 
dass  z.  B.  die  Strafverfolgungsverjährung  ins  Unendliche  verlegt 
werden  könnt«',  wenn  nicht  schliesslich  der  Tod  «les  Thüters  den 
endgültigen  Abschluss  bringen  würde.  Anders  die  eigentlichen  oder 
Prozessfristen,  wie  die  Antragsfristen  solche  sind.  Diese  Fristen 
beginnen  in  einem  gewissen  Zeitpunkte  und  laufen  in  dem  durch 
deren  Dauer  ein  für  allemal  gegebenen  Zeitpunkte  ab.  Innerhalb 
der  Frist  kann  die  prozessualische  Handlung  mit  Rechtswirkung 
vorgenommen  werden,  nachher  nicht  mehr.  Ist  aber  «lie  Handlung 
vorgenommen  worden,  so  sind  die  daraus  erwachsenden  Rechte 
der  Partei  endgültig  erworben,  «lie  Handlung  bewirkt  nicht  etwa 
nur  eine  Unterbrechung  der  Frist,  so  dass  sie  binnen  einer  neuen 
Frist  nochmals  zu  wiederholen  wäre.  Allerdings  kann  das  Gesetz 
«lurch  positive  Vorschrift  die  Möglichkeit  verschaffen,  «lass  ein«' 
solche  Frist  unter  gewissen  Umständen  ruhe,  wie  z.  B.  «lie  sechs- 
monatliehe Frist  des  § 53  ruht  bis  zu  dem  Tage,  da  Veranlassung 
zur  Anzeige  gegeben  ist,  aber  das  fällt  hier  weiter  nicht  in  Betracht. 

ti.  Allerdings  spricht  5?  52  dem  Wortlaute  nach  nur  von  der 
Verjährung  der  Strafklage  bei  Verbrechen,  «lie  von  Staates  wegen 
verfolgt  werden,  und  da  nirgends  im  Strafgesetzbuch  eine  Ver- 
jährung für  Strafklagen  bei  Verbrechen,  die  nur  auf  Antrag  ver- 
folgt werden  können,  erwähnt  ist,  so  lag  es  nahe,  die  Antrags- 
fristen des  § 53  zugleich  auch  als  Verjährungsfristen  zu  betrachten. 

Zur  Unterstützung  dieser  Ansicht  wird  auf  «len  Wortlaut  des 
alten  Gesetzes,  «les  Strafgesetzbuches  vom  24.  Herbstmonat  1834. 
verwies«'n.  Hier  findet  sich  in  der  Tliat,  eingereiht  in  die  übrigen 
Verjährungshestimmungen  des  $ 68,  unter  litt,  c und  d «lie  Be- 
stimmung, 
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dass  die  Strafbarkeit  bei  Antragsvergehen  mit  Ablauf  eines 
Jahres,  vom  Zeitpunkte  an  gerechnet,  da  der  Beschädigte  Kenntnis 
vom  Verbrechen  erhalten,  anfhöre, 

dass  jedenfalls  diese  Vergehen  der  Verjährung  unterliegen, 
wenn  seit  der  Begehung  oder  seit  der  letzten  gerichtlichen  Hand- 
lung zwei  Jahre  vertiossen  sind, 

dass  die  Strafbarkeit  von  Ehrverletzungen  durch  die  Drucker- 
presse mit  dem  Ablauf  von  sechs  Monaten,  vom  Erscheinen  an  ge- 
rechnet, aufgehoben  sei. 

Die  beiden  letzten  Vorschriften  sind  nach  allem  als  wahre 
Verjährungsbcstiinmungen  aufzufassen,  wohl  auch  die  erstgenannte  : 
denn  nirgends  wird  gesagt,  dass  die  Strafbarkeit  fortdaure.  sobald 
innerhalb  der  Frist  ein  Strafantrag  gestellt  worden  ist.  Dann  hätte 
«las  alte  (iesetz  für  die  in  Frage  stehenden,  nicht  von  Amtes  wegen 
zu  verfolgenden  Verbrechen  nur  Verjährungsfristen  und  keine  An- 
fragsfristeii  aufgestellt  : der  Antrag  konnte  innerhalb  der  kurzbe- 
messenen Verjährung  jederzeit  gestellt  werden  Zweifel  über  die 
Auslegung  sind  indessen  um  so  eher  möglich-,  als  eben  die  Straf- 
gesetzbücher jener  Zeit  eine  deutliche  Ausscheidung  von  Verjährungs- 
nnd  Antragsfrist  überhaupt  nicht  machten.  'Vgl.  Schwarze,  Bemer- 
kungen  zur  Lehre  von  der  Verjährung  im  Strafrecht,  Erlangen  1H«57, 
Kapitel  VII  : Von  der  sogenannten  Verjährung  des  Strafantrages 
«las  Verletzten.) 

7.  Anders  verhält  es  sich  nach  der  heutigen  Gesetzgebung. 
Schon  das  norddeutsche  Strafgesetzbuch  von  1870  hat  in  den 
SS  «il  und  «37  Antragsfrist  und  Verjährungsbcstimniuug  strenge 
auseinandergelialten.  Man  weiss.  wie  sehr  die  Neubearbeitung  «los 
ztircherischen  Strafn-ohts  von  diesem  Gesetzeswerk  beeinflusst  war. 
So  hat  denn  auch  der  Entwurf  von  Benz  in  S 17  eine  dreimonat- 
liche Antragsfrist,  beginnend  mit  dem  Tage,  da  der  Berechtigte 
vom  Verbrechen  und  von  der  ThäterschaO  Kenntnis  erhalten,  auf- 
gestellt.  S D'  enthielt  di«*  Bestimmungen  über  die  Dauer  der  Ver- 
jährungsfristen und  war  eingeleitet  mit  den  Worten:  «Die  Straf- 
klage verjährt:“.  Für  «lie  Antragsverbrceheii  war  keine  besondere 
Verjährung  vorgesehen,  einzig  war  die  kürzere  Verjährung  der 
I’ressvergehen  aus  dem  alten  (Josetzc  herübergenommen  worden. 
Allerdings  haben  gerade  diese  Bestimmungen  eine  Umarbeitung 
und  Umstellung  erlitten,  und  es  ist  insbesondere  der  Eingang  von 
8 52.  sowie  die  Einsehiebung  des  8 58  zwischen  52  und  55.  «ien 
beiden  Verjührungsvorsclirifteii,  geeignet,  der  alten  Unklarheit  zu 
rufen.  Allein  es  bleibt  die  Thatsaclie,  dass  im  Gegensätze  zu  dem 
frühem  Rechte  di«*  Antragsfristen  des  8 53  weder  im  Texte  noch 
durch  Randbemerkung  als  Verjährungsfristen  bezeichnet  sind,  dass 
sie  aus  den  Verjäliruugshcstiminungeu  herausgehoben  un«l  in  einen 
-eigenen  Barographen  versetzt  worden  sind,  der  mit  dem  folgenden 
8 51  zusammen  «las  Antragsrecht  nach  «len  verschiedenen  Seiten 
zu  normitTcn  bestimmt  ist,  und  «lass  in  8 5tj,  woselbst  die  Dauer 
«1er  Strafverjährung  «1er  Klagverjährung  gleichgestellt  wird,  nur 
auf  8 52  zurüekv«*rwiesen  wird,  nicht  auch  auf  8 53. 
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8.  Während  somit  im  Wortlaute  und  in  der  Stellung  des  ÿ 53 
nichts  liegt,  «as  dazu  berechtigte,  die  Antragsfristen  zugleich  auch 
als  Verjährungsfristen  zu  betrachten,  kann  gcgenteils  noch  hinge- 
wiesen werden  auf  den  Widerstreit,  der  entstehen  würde,  wenn 
die  Fristen  den  doppelten  Charakter  tragen  würden.  Als  Antrags- 
fristen gestatteten  sie  dem  Berechtigten,  noch  am  letzten  Tage  rechts- 
gültig den  Strafantrag  zu  stellen,  als  Verjährungsfristen  verlangten 
sie  richterliche  Handlungen,  die  auf  den  Antrag  hin  vorgenomtnen 
werden,  und  verkürzten  damit  die  Antragsfrist  um  eine  unbestimmte 
Zeitdauer.  Auch  wäre  es  unannehmbar,  diese'  kurzem  Fristen  auch 
für  diee  Verjährung  der  Strafe,  die  unter  Umständen  in  Arbeitshaus 
von  längerer  Dauer  bestehen  kann,  gedten  zu  lassen,  was  eben 
doch  geschehen  müsste  nach  § f>4.  — In  dein  erwähnten  Urteile 
des  Kassationsgerichtes  vom  15.  Februar  181H1  ist  der  sechsmonat- 
lichen Frist  des  § 58  die  Matur  einer  Verjährungsfrist  abgesprochen 
und  dann  allerdings  die  zweijährige  Frist  als  solche  bezeichnet 
worden.  Die  letztere.  Feststellung  war  übrigens  für  jenen  Fall  ohne 
entscheidende  Bedeutung,  da  zwar  mehr  als  sechs  Monate,  nicht 
aber  mehr  als  zwei  Jahre  seit  Verübung  der  That  verflossen  waren. 
Aber  der  wohlverstündlichen  Fassung  des  § 53  lässt  sich  kein  An- 
haltspunkt dafür  entnehmen,  dass  nicht  beide  Fristen  die  gleiche 
Bedeutung  haben. 

!•.  Wenn  nun  aber  das  eingeklagte  Vergehen  nicht  in  zwei 
Jahren  verjähren  konnte,  so  ist  es  überhaupt  noch  nicht  verjährt; 
denn  die  kürzeste  Verjährungsfrist  des  §52  beträgt  fünf  Jahre  und 
wäre  somit  offenbar  noch  nicht  abgelaufen.  Unter  diesen  Umständen 
braucht  nicht  einmal  untersucht  zu  werden,  ob  eine  der  Fristen 
des  § 52  wirklich  zur  Anwendung  kommen  könnte.  Mach  allem 
Angeführten  wäre  es  gewiss  zulässig,  das  „von  Staates  wegen  ver- 
folgt werden“  in  § 52  nicht  nur  auf  die  Antragsverbrechen  zu  be- 
ziehen, welche  von  Amtes  wegen  untersucht  und  verfolgt  werden, 
nachdem  einmal  der  Antrag  gestellt  worden  ist.  sondern  auch  auf 
die  vom  Richter  an  Hand  genommene  Privatstrafklage,  weil  auch 
hier  die  Strafverfolgung  nun  in  amtliche  Hand  übergegangen  ist. 
Oder  man  kann  sagen,  dass  der  Gesetzgeber  in  den  §§  52  ff.  den 
strafbefreienden  Kinfluss  des  Zeitablaufs  erörtern  und  sagen  wollte, 
die  von  Amtes  wegen  zu  verfolgenden  Verbrechen  unterliegen  nur 
der  Verjährung  52),  während  bei  den  Antragsverbrechen  -mit 
Inbegriff  der  Ehrverletzungen)  überdies  die  Antragsfrist  in  Betracht 
fällt.  Doch  brauchen,  wie  bemerkt,  diese  Fragen  hier  nicht  weiter 
erörtert  zu  werden  und  cs  ist  somit  auch  nicht  notwendig,  zu  prüfen, 
ob  die  Bestimmung  des  § 55  betreffend  die  Unterbrechung  «1er  Ver- 
jährung richtig  angewendet  worden  sei. 

10.  Das  weitere  Verfahren  anbetreffend,  so  schreibt  § lO’.lti  des 
Gesetzes  betreffend  die  Rechtspflege  vor,  es  habe  die  Kassations- 
instanz das  neue  Urteil  selber  zu  fällen,  wenn  die  Aufhebung  des 
frühem  Urteils  lediglich  wegen  Verletzung  materieller  Gesetzes- 
vorschriften erfolgt  sei  und  diese  auf  einen  allfälligen  AVahrspruch 
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«1er  Geschworenen  keinen  Einfluss  geübt.  Es  liât  also  das  Gesetz 
die  Fülle  im  Auge,  da  der  Rechtsirrtum  in  den  Straf-  oder  Ent- 
schädigungsbestimmungen  des  sc  liw  arge  rieht  liehen  Urteils  vorkam. 
Hier  handelt  es  sich  nun  nicht  um  ein  schwurgerichtliches  Urteil 
auf  Grund  eines  Wahrspruches.  Dagegen  ist  ins  Auge  zu  fassen, 
»lass  das  Urteil  des  Obergerichtes  durch  die  Annahme  der  Verjäh- 
rung als  eines  ■SY/Yi/ausschliessungsgrundes  die  Schuldfrage  um- 
gangen hat.  Es  liegt  nun  aber  im  Sinuc  der  Gesetzesbestimmung, 
dass  die  Beurteilung  der  Schuldfrage  der  Kassationsinstanz  nicht 
zukommen  soll,  sondern  nur  die  Beurteilung  einzelner  Mängel  des 
Schuldurteils.  Daher  ist  es  wohl  richtiger,  zu  sagen,  das  Urteil 
werde  nicht  lediglich  wegen  Verletzung  materieller  Gesetzesvor- 
schriften, die  auf  das  Schuldurteil  keinen  Einfluss  gehabt,  kassiert, 
sondern  „aus  einem  andern  Grunde1*,  was  gemiiss  § 1 Oh 7 zur  Rüek- 
woisung  führt;  — 

gefunden  : 

die  Kassationsbeschwerde  sei  begründet, 
und  erkennt: 

1.  Das  Urteil  des  Obergerichtes  vom  ii.  Juli  IS’.i'J  wird  auf- 
gehoben. 

2.  Die  Akten  gehen  an  die  Vorinstanz  zurück  mit  der  Ein- 
ladung, auf  das  Materielle  der  Sache  einzutreten  und  gestützt  hierauf 
ein  neues  Urteil  zu  fällen. 


3.  Beschluss  vom  27.  November  1899 

in  Sachen 

des  Friedrich  Fubli,  Metallhändler,  Seilergrabcn  33,  Zürich  I.  An- 
geklagten und  Kassationspetenten, 

gegen 

die  Staatsanwaltschaft,  Anklägerin  und  Kassationsbeklagte, 

und 

die  Schweizerische  Tetephonrerwattung , Damnifikatin, 
betreffend  Hehlerei. 

Wir  entnehmen  dem  Beschlüsse  nur  folgende  Erwägungen  : 

1.  Gegen  den  Beschwerdeführer  ist  ursprünglich  eine  schwur- 
gerichtliche  Anklage  erhoben  und  von  der  Ankingckammer  zuge- 
lassen worden.  Dabei  wirkten  als  Mitglieder  der  letztem  auch  die 
Herren  Oberrichter  Müller  und  Ritter  mit.  Nachher  zog  die  Staats- 
anwaltschaft «lie  schwurgerichtlichc  Anklage  zurück,  sistierte  das 
Verfahren  als  sehwurgericlii b ',,<s  und  veranlasste  die  Anklage- 
stellung in  bezirksgerichtlieh«  r Kompetenz,  weshalb  in  erster  Instanz 
das  Bezirksgericht  Zürich  und  in  zweiter  die  Appellationskammer 
des  Obergerielites  geurteilt  haben.  Bei  der  Urteilsfüllung  durch  die 
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letztere  wirkten  wiederum  neben  andern  Mitgliedern  auch  die 
Herren  Oberrichter  Müller  und  Ritter  mit. 

Der  Beschwerdeführer  behauptet,  diese  beiden  Mitglieder  seien 
nicht  fühig  gewesen,  bei  der  Beurteilung  der  gegen  ihn  gerichteten 
Anklage  mitzuwirken,  weil  dieselben  früher  mitgewirkt  haben  bei 
der  Zulassung  der  gegen  ihn  gerichteten  schwurgeriehtlichen  An- 
klage, und  er  verlangt  deshalb  die  Vernichtung  des  obergericht- 
lichen l’rteils  wegen  Mitwirkung  unfähiger  Justizpersonen  f§  1091, 
Ziffer  3,  in  Verbindung  mit  § 12(1,  Ziffer  3,  des  Rechtspfiegegesetzes). 
Allein  der  Thatbcstand  dieses  Niehtigkeitsgnmdes  ist  nicht  gegeben. 
Das  Verhältnis  zwischen  der  Anklagekammer  und  der  Appellations- 
kammer ist  nicht  dasjenige  einer  obern  und  untern  Instanz  und 
es  trifft  deshalb  die  Ziffer  3 von  S 126  des  Rechtspfiegegesetzes 
nicht  zu.  Und  was  die  Vorschrift  dos  nämlichen  § 126,  Schlusssatz, 
des  Rechtspfiegegesetzes  betrifft,  dass  als  Mitglieder  des  Schwur- 
gerichtes in  einer  bestimmten  Wache  nicht  mitwirken  können  die- 
jenigen Mitglieder  der  Anklagekammer,  welche  in  jener  Sache 
bereits  in  dieser  Eigenschaft  thätig  gewesen  sind,  so  zeigt  schon 
das  blosse  Citât,  dass  der  Thatbestnnd  ein  ganz  anderer  ist  als 
der  vorliegende.  Im  Schwurgerichte  dürfen  die  Mitglieder  der  An- 
klagekammer nicht  mitwirken,  wenn  sie  als  solche  in  der  nämlichen 
Sache  thätig  gewesen  sind.  Dagegen  ist  denselben  nicht  verboten, 
in  iler  Appellationskammer  mitzuwirken,  wenn  eine  früher  als 
schwurgerichtlich  behandelte  Wache  in  die  bezirksgerichtliche  Kom- 
petenz zurückgewiesen  worden  ist  und  auf  dem  Wege  der  Berufung 
an  die  Appellationskammer  als  zweite  Instanz  gelangt.  Hier  tritt 
die  Appellationskammer  nicht  an  die  Stelle  des  Schwurgerichtes 
wie  in  dem  in  g 925  îles  Rechtspfiegegesetzes  vorgesehenen  Falle 
und  deshalb  geht  es  auch  nicht  an,  den  Ausstandsgrund  des  126, 
Satz  2,  in  analoge  Anwendung  zu  bringen.  Das  Gesetz  steht  nicht 
auf  dem  Boden,  die  Mitwirkung  einer  Justizperson  schlechthin  aus- 
zuschliessen  bei  der  Entscheidung  aller  derjenigen  Streitfragen,  bei 
deren  Erörterung  dieselbe  schon  in  irgend  einem  Verfahren  mit- 
gewirkt hat.  So  dürfen  die  Mitglieder  der  Rekurskammer  in  der 
Appellationskammer  mitwirken  in  Sachen,  in  denen  sie  in  der 
erstem  Eigenschaft  bereits  funktioniert  haben.  Der  Grundsatz  ist 
vielmehr,  dass  nur  wer  in  einer  untern  Instanz  mitgewirkt  hat, 
zur  Mitwirkung  in  der  obern  unfähig  sein  soll,  und  soweit  der 
Schlusssatz  von  t?  126  weiter  geht,  statuiert  er  schon  eine  Aus- 
nahme von  dieser  Regel. 

2.  ln  zweiter  Linie  spricht  der  Beschwerdeführer  von  Verletzung 
materieller  Gesetzesvorschriften  (§  1091,  Ziffer  6).  Er  bezeichnet 
als  verletzt  die  1 und  184  des  St.  G.  B.,  jedoch  mit  Unrecht. 
Der  Vorderrichter  sagt  durchaus  nicht,  dass  der  Thatbcstand  der 
Hehlerei  schon  dann  konsumiert  sei,  wenn  jemand  durch  ein  Ver- 
brechen erlangte  Sachen  ankaufe,  gleichviel,  ob  er  von  der  That- 
sache,  dass  dieselben  durch  ein  Verbrechen  erlangt  worden  seien, 
Kenntnis  gehnbt  habe  oder  nicht.  Derselbe  anerkennt  vielmehr. 
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dass  «las  Wissen  von  dem  verbrecherischen  Erwerbe  zum  Tlmt- 
bestnnd  gehöre,  bejaht  aber  (las  Vorhandensein  dieses  Thatbestands- 
momentes.  Auch  das  Moment  des  Eigennutzes  wird  vom  Vorder- 
riehter  verlangt.  Derselbe  sagt  nur,  es  sei  nicht  nötig,  dass  gerade 
die  Erzielung  eines  grossen  Gewinnes  beabsichtigt  und  bewerk- 
stelligt worden  sei,  sondern  es  genüge,  dass  das  Motiv  der  Timt 
der  eigene  Vorteil  un«l  nicht  die  Unterstützung  des  Thlitcrs  gewesen 
sei,  und  diese  Ansicht  ist  durchaus  richtig.  Auch  der  bescheidenste 
Geschäftsgewinn  genügt,  wenn  die  Begünstigung  um  dessentwillen 
begangen  worden  ist;  und  dass  das  der  Fall  sei,  wird  vom  Gesetze 
ohne  weiteres  vorausgesetzt,  bezw.  fingiert  bei  der  hier  in  Frage 
kommenden  Begünstigung  durch  Ankauf  von  Bachen,  «lie  durch 
ein  Verbrechen  erlangt  worden  sind  i Hehlerei  mit  Bezug  auf  die 
üache\,  im  Gegensatz  zur  Begünstigung  der  Person  des  Verbrechers 
(Hehlerei  mit  Bezug  auf  die  Person),  hei  welcher  das  Re«|uisit  des 
Eigennutzes  allerdings  besonders  naehgewiesen  werden  muss. 


4.  Beschluss  vom  11.  Dezember  1899 

in  Sachen 

der  Frau  M.  E.  I).  geb.  M.,  Kassationsklägerin. 

Prozessuale  Mängel. 

1.  Mit  Allklageschrift  vom  12.  Juli  189‘J  erhob  die  Staatsan- 
waltschaft gegen  die  Kassationskliigerin  Anklage  wegen  Abtreibung 
der  eigenen  Leibesfrucht  'S?  140  des  Strafgesetzbuches  . Der  That- 
bestand  der  Anklage  war  dahin  gefasst,  es  habe  die  Angeklagte 
im  Juli  18üS  ihre  Leibesfrucht  vorsätzlich  und  rechtswidrig  abge- 
trieben, indem  sic  sich  von  der  Frau  Anna  Werdenberg  in  Zürich 
in  deren  Wohnung  den  Eihautstich  machen  liess. 

2.  Den  rntersuchungsakten  sind  folgende  Thatsachen  zu  ent- 
nehmen. Der  unter  sonderbaren  Umständen  erfolgte  Todesfall  einer 
Frau  K.  hatte  den  Verdacht  auf  «une  Frau  Werdenberg,  Schönegg- 
strasse  SO,  gelenkt,  «lass  sie  gewerbsmässig  Ahtreibnngshandiungen 
an  Frauenspersonen  gegen  Bezahlung  vornehme.  In  der  That  be- 
stätigte sich  nicht  nur  die  Vermutung,  «lass  Frau  R.  an  den  Folgen 
eines  von  Frau  Wenlenberg  vorgcnomiuencn  operativen  Eingriffs 
gestorben  war,  sondern  <•«  wurden  eine  ganze  Reihe  von  Fällen 
aufgedeckt.  in  denen  diese  Frau  solche  Operationen  auf  Verlangen 
schwangerer  Weibspersonen  vorgenommen  hatte.  Im  Verhöre 
vom  2.'$.  Mai  lS‘.i!l,  nachmittags,  nannte  die  Werdenberg  unter  andern 
auch  den  Namen  der  E.  M.  als  einer  derjenigen,  die  bei  ihr  Hülfe 
gesucht,  und  im  Verhör  vom  27.  Mai  gal«  sie  eine  eingehende  Dar- 
stellung' der  angewandten  Behandlung. 

Am  2.  Juni  wurde  die  beschuldigte  D.-M.  «1er  Bezirksau«  alt- 
sc liiil't  vorge führt.  Sie  bestritt,  sich  mit  Hülfe  der  Frau  Werden- 
berg die  Leibesfrucht  abgetrieben  zti  haben,  und  gal«  nur  zu. 
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diese  Frau  zweimal  besucht  zu  haben,  um  sich  von  ihr  Karten 
schlagen  zu  lassen.  Die  Angeschuldigte  wurde  nun  in  Unter- 
suchungshaft gesetzt  und  am  14.  Juni  mit  der  Werdenberg 
konfrontiert.  Dabei  erklärte  sie , nachdem  die  Werdenberg 

ihre  Aussagen  wiederholt  hatte:  „Die  Aussagen  der  Werden  herg 
sind  völlig  richtig.  Ich  habe  das  letzte  Mal  die  Wahrheit  nicht 
gesagt. a Nachdem  dann  die  Werdenberg  wieder  abgeführt  worden 
war,  bestätigte  Krau  D.  ihr  abgelegtes  Geständnis,  indem  sie  eine 
einlässliche  Darstellung  des  Sachverhaltes  gab.  Sie  erzählte,  wie 
sie  im  Sommer  vorigen  Jahres  ein  Verhältnis  mit  einem  Italiener  ('. 
unterhalten  habe  und,  da  im  Juli  die  Periode  ausgcblicben  sei.  habe 
annehmen  müssen,  sie  sei  schwanger.  Sie  nannte  alsdann  die 
Personen,  welche  sie  zu  der  Werdenberg  gewiesen,  führte  aus,  wie 
sic  während  14  Tagen  von  der  Werdenberg  zuerst  mit  Pulvern 
und  dann  mit  dem  Stäbchen  behandelt  worden  sei,  worauf  Anfang 
August  die  noch  ganz  kleine  Frucht,  etwa  10  cm  lang,  in  ihrer 
Wohnung  von  ihr  gegangen  sei.  Mit  ihrem  jetzigen  Manne  habe 
•sie  erst  später  ein  Verhältnis  eingegangen.  Nach  Abschluss  dieses 
Verhörs  wurde  die  Angeschuldigte  auf  freien  Fnss  setzt. 

3.  Bei  der  Anklagecröffnung  und  bald  nachher  erklärten  sich 
10  von  den  14  Angeklagten  schuldig,  insbesondere  anerkannte  die 
Werdenberg  formell,  die  eingeklagten  Handlungen  an  Frau  D.-M. 
verübt  zu  haben.  Die  genannte  Angeklagte  dagegen  erklärte  sich 
nichtschuldig. 

4.  ln  der  Hauptverhandlung  vor  den  (Jesehworneu  wurden 
auf  Ansuchen  des  Verteidigers  der  Angeklagten  D.-M.  eine  Anzahl 
Zeugen  einvernommen.  Frau  G.  hezeiohnete  die  Werdenberg  als 
eine  unglaubwürdige  Person,  C.  bestritt,  im  Sommer  1898  mit 
der  M.  fleischlichen  Umgang  gepflogen  zu  haben,  die  Schwestern 
der  M.  sagten  aus,  dass  ihnen  die  Angeklagte  keine  Mitteilungen 
über  ihr  Verhältnis  zu  C.  und  über  eine  Schwangerschaft  ge- 
macht, dass  sie  die  Perioden  unregelmässig  gehabt  und  im  Sommer 
1898  eine  starke  Blutung  gehabt  habe.  Dr.  Schmid  bestätigt,  dass 
er  am  30.  Juli  zur  Angeklagten  gerufen  worden  sei,  weil  sie  eine 
aussergewöhnlich  starke  Blutung  gehabt,  er  habe  eine  Vergrösscrung 
der  Gebärmutter,  im  übrigen  aber  keine  Schwangerschaftsanzeichen 
feststellen  können,  und  auch  auf  seine  Frage  nach  dem  Bestehen 
einer  solchen  habe  die.  Patientin  verneinend  geantwortet,  ln  der 
persönlichen  Befragung  behauptete  die  Angeklagte,  dass  das  in  der 
Voruntersuchung  abgelegte  Geständnis  von  ihr  erpresst  worden  sei, 
worauf  der  anwesende  a.  o.  Bezirksanwalt  Dr.  Ooldschmid  erklärte, 
er  habe  der  Angeklagten  lediglich  ins  Gewissen  geredet,  und  da  er 
auch  die  andern  Angeklagten  verhaftet  und,  mit  Ausnahme  der 
Werdenberg,  nach  abgelegtem  Geständnis  auf  freien  Fuss  gesetzt 
habe,  so  möge  er  ihr  gesagt  haben,  sie  könne  heim  gehen,  sobald 
sie  ihr  Geständnis  abgelegt  habe.  Polizeisoldat  Schlumpf  bestätigte 
diese  Aussage,  und  auf  eine  nach  der  Feststellung  des  Fragebogens 
erfolgte  Anfrage  des  Obmanns  versicherte  Dr.  Ooldschmid  noeb- 
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mais,  dass  das  Protokoll  die  Aussagen  der  Angeklagten  so  ent- 
halte, wie  sie  gegeben  worden. 

5.  Gestützt  auf  den  Wahrspruch  der  Geschwomen  erklärte  am 
3.  Oktober  1890  der  Schwurgorichtshof  die  Kassationsklftgerin  der 
Abtreibung  im  Sinne  von  § 140  schuldig  und  verurteilte  sie  zu 
drei  Monaten  Gefängnis  und  in  einen  Anteil  der  Kosten. 

6.  Gegen  dieses  Urteil  legte  Adv.  Wolf  namens  der  Verur- 
teilten mittelst  Eingabe,  hierorts  eingegangen  am  7.  Oktober  1899, 
Kassationsbeschwerde  ein. 

Es  wird  behauptet: 

a)  wesentliche  Beeinträchtigung  der  Rechte  der  Verteidigung, 

weil  die  Aussage  des  Untersuchungsbeamten  und  seines 
Sekretärs  über  eine  Behauptung  zugelassen  worden  sei,  wäh- 
rend der  Verteidigung  kein  Gegenbeweis  möglich  gewesen  sei, 
weil  dem  Bezirksanwalt  gestattet  worden  sei,  nach  Schluss 
der  Partei vorträge  noch  eine  Rede  zur  Unterstützung  der  An- 
klage an  die  Geschwomen  zu  halten. 

b)  Verletzung  gesetzlicher  Prozessformen,  welche  wahrscheinlich 
auf  das  Schulderkenntnis  einen  nachteiligen  Einfluss  gehabt 
habe, 

indem  die  Einvernahme  des  Bezirksanwaltes  und  seines 
Sekretärs,  deren  Aussagen  bestimmend  auf  den  Wahrspruch 
der  Geschwomen  eingewirkt,  nicht  unter  Beobachtung  der  für 
Zeugeneinvernahmen  vorgeschriebenen  Formen  geschehen  sei, 
indem  die  Geschwomen,  trotzdem  ihnen  aus  den  eigenen 
Aussagen  des  Bezirksanwaltes  bekannt  war,  dass  das  Geständnis 
durch  die  Androhung  längerer  Fortdauer  des  Verhaftes  erpresst 
worden  und  daher  auf  gesetzwidrige  Weise  zu  stände  gekommen 
sei,  dennoch  ihren  Wahrspruch  auf  dieses  Geständnis  hiu  ab- 
gegeben hätten. 

7.  Diese  Beschwerde  ist  aber  in  allen  Teilen  offenbar  unbe- 
gründet. 

Es  ist  einmal  ganz  unverständlich,  wenn  behauptet  wird,  es 
habe  die  Verteidigung  ein  Recht  darauf,  dass  nur  solche  Beweise 
geführt  werden,  denen  gegenüber  sie  einen  Gegenbeweis  zu  führen 
im  stände  sei.  Was  nun  die  Einvernahme  des  Bezirksanwaltes 
und  seines  Sekretärs  anbetrifft,  so  ist  zunächst  auf  § 871  G.  ü.  Rpfl. 
hinzuweisen,  wonach  Beamte  mit  Bezug  auf  Wahrnehmungen  und 
Verhandlungen,  über  die  sie  ein  Protokoll  zu  führen  haben,  in  der 
Regel  nicht  zur  Ablegung  eines  mündlichen  Zeugnisses  verpflichtet 
sind.  Wenn  nun,  nachdem  der  Beamte  unwahrer  Protokollierung 
verdächtigt  worden  war,  der  Vorsitzende  durch  Vorladung  des- 
selben den  Parteien  Gelegenheit  gab,  durch  geeignete  Fragen  den 
Sachverhalt  und  allfällige.  Lücken  des  Protokolls  aufznklären,  so 
ist  das  durchaus  auch  im  Interesse  der  Verteidigung  geschehen, 
soweit  sie  sich  für  die  Feststellung  der  Wahrheit  interessiert,  und 
es  enthält  $ 871  keineswegs  die  Vorschrift,  dass  eine  solche  Aus- 
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knnftserteilung  notwendig  in  Form  einer  Zeugeneinvernahme  zu 
geschehen  hahe.  übrigens  gehört  die  Verpflichtung,  mit  Bezug  auf 
amtliche  Wahrnehmungen  die  Wahrheit  zu  sagen,  zu  den  beson- 
deren Amtspflichten,  zu  deren  Erfüllung  der  Beamte  mit  dem 
Amtsantritt  sich  verpflichtet.  Es  hat  denn  auch  die  Verteidigung 
während  der  Verhandlung  weder  gegen  die  Zulassung  dieser  Aus- 
sagen Einsprache  erhoben  noch  die  Beobachtung  gewisser  Förm- 
lichkeiten beantragt.  (§  947,  ft.  ii.  Rpfl.)  Da  sodann  in  der  Kas- 
sationsschrift mit  keinem  Worte  angedeutet  ist,  durch  welche  Aus- 
führungen der  Bezirksanwalt  über  die  Darstellung  und  Rechtfertigung 
seines  Vorgehens  gegenüber  der  Verdächtigung  durch  den  Ver- 
teidiger hinausgegangen  sei,  so  ist  auch  nicht  begreiflich,  wie  von 
einer  Rede  zu  gunsten  der  Anklage  gesprochen  werden  kann. 
Dass  die  fteschwornen  durch  einen  Schuldspruch,  den  sie  übrigens 
durch  den  Hinweis  auf  das  Geständnis  weder  motiviert  haben  noch 
motivieren  konnten,  eine  Prozessform  verletzt  hätten,  ist  unver- 
ständlich. Die  Verletzung  der  Prozessform,  und  zwar  die  Verletzung 
der  Vorschrilt  des  S 888  wird  dem  Untersuchungsbeamten  zur 
hast  gelegt,  sie  wäre  nach  § 1070,  1,  im  Wege  der  Beschwerde  an 
die  Staatsanwaltschaft  zu  rügen  gewesen.  Übrigens  ist  diese  Be- 
schwerde auch  sachlich  offenbar  unbegründet  ; denn  an  Drohungen 
und  Versprechungen  wäre  nur  dann  zu  denken,  wenn  der  Verhaft 
gesetzlich  unbegründet  und  lediglich  als  Mittel,  ein  Geständnis 
herbeizuführen,  verhängt  worden  wäre.  Nun  zeigt  aber  gerade 
der  höchst  verdächtige  Entlastungsbeweis,  den  die  Verteidigung 
durch  Anrufung  des  Geliebten  und  der  Schwestern  der  Kassations- 
klägerin  angetreten  hat,  wie  sehr  ein  Verhaft  gemäss  § 787  an- 
gezeigt war,  solange  nicht  ein  umfassendes  und  in  seiner  Aus- 
führlichkeit alle  Gewähr  der  Wahrheit  in  sich  bietendes  Geständnis 
abgelegt  war. 

Beschlossen  : 

Die  Beschwerde  ist  unbegründet  und  wird  nbgewiesen. 


5.  Beschluss  vom  11.  Dezember  1899 

in  Sachen 

der  Frau  J.  O.  geh.  f\,  Kassationsklägerin. 

Prosessuale  Mängel. 

1.  Mit  Anklageschrift  vom  19.  Juli  1899  erhob  die  .Staatsan- 
waltschaft gegen  die  Kassationsklägerin  Anklage  wegen  Abtreibung 
«1er  eigenen  Leibesfrucht  (’§  140  des  Strafgesetzbuches).  Der  Tlmt- 
bestnnd  der  Anklage  war  dahin  gefasst,  es  habe  die  Angeklagte 
im  Februar  1899  ihre  Leibesfrucht  vorsätzlich  und  rechtswidrig 
abgetrieben,  indem  sie  sich  von  der  Frau  Anna  Werdenberg  in 
Zürich  in  deren  Wohnung  den  Eihautstich  machen  Hess. 
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2.  Den  Untersuchungsakten  sind  folgende  Thatsachen  zu  ent- 
nehmen. Der  unter  sonderbaren  Umständen  erfolgte  Todesfall  einer 
Frau  R.  hatte  den  Verdacht  auf  eine  Frau  Werdenberg,  Schönegg- 
strasse 30,  gelenkt,  dass  sie  gewerbsmässig  Abtreibungshandlungen 
an  Frauenspersonen  gegen  Bezahlung  vornehme.  In  der  That  be- 
stätigte sich  nicht  nur  die  Vermutung,  dass  Frau  R.  an  den  Folgen 
eines  von  Frau  Werdenberg  vorgenommenen  operativen  Kingriffs 
gestorben  war,  sondern  es  wurden  eine  ganze  Reihe  von  Fällen 
aufgedeckt,  in  denen  diese  Frau  solche  Operationen  auf  Verlangen 
schwangerer  Weibspersonen  vorgenommen  hatte.  Im  Verhöre  vom 
5.  Juni  1899,  vormittags,  nannte  die  Werdenberg  unter  andern 
auch  den  Namen  der  Frau  G.  als  einer  derjenigen,  die  bei  ihr 
Hülfe  gesucht.  Dabei  gab  sie  eine  eingehende  Darstellung  der 
bei  der  G.,  welche  früher  mit  ihr  im  gleichen  Hause  gewohnt 
hatte,  angewandten  Behandlung. 

Die  Frucht  der  G.  sei  dann  bei  der  letztem  zu  Hause  abgc- 
gangen,  sie,  die  Werdenberg,  sei  dabei  nicht  anwesend  gewesen, 
dagegen  sei  die  G.  bei  ihr  gewesen  und  habe  ihr  die  Frucht, 
ilie  etwa  zwei  Monate  alt  gewesen  sei,  vorgezeigt.  Die  G.  habe 
damals  behauptet,  die  Periode  sei  ihr  etwa  (i  Wochen  ausgebliebeu 
gewesen.  Nach  längerer  vergeblicher  Aufenthaltsnusforschung 
wurde  die  Kassationsklägerin  am  15.  Juni  1899  der  Bezirksanwalt- 
sehaft  Zürich  vorgeführt.  Auf  Vorhalt  der  Anschuldigung  erklärte 
sie  sofort,  dass  sie  alles  zugestehe.  Sie  habe  ihre  Periode  auf  den 
24.  Februar  1899  erwartet;  da  sie  ausblieb,  habe  sie  Schwanger- 
schaft vermutet  und  sei  deshalb  zu  der  Werdenberg  gegangen. 
Sie  habe  früher  mit  derselben  zusammen  gewohnt  und  sei  ihr  neuer- 
dings im  Januar  begegnet,  bei  welchem  Anlasse  die  W.  sieh  ihr 
empfohlen,  wenn  sie  wieder  einmal  schwanger  sei.  Die  W.  habe 
sie  dann  zuerst  mit  Pillen  und  Pulvern  behandelt  und  ihr  schliess- 
lich etwa  4 Mal  ein  Stäbchen  in  die  Scheide  eingeführt.  Mitte 
März  sei  die  Frucht  von  ihr  abgegangen,  ein  kleines,  fleisehartiges 
Klümpchen,  etwa  10  cm.  gross,  das  Geschlecht  sei  noch  nicht  zu 
erkennen  gewesen.  Die  Abtreibung  habe  sie  vorgenommen,  weil 
sie  schon  (1  Kinder  hatten  und  der  Mann  wenig  Verdienst.  Dem 
Manne  sei  die  starke  Blutung  aufgefallen  und  da  sie  ihm  mitge- 
teilt, es  sei  etwas  abgegangen,  so  habe  er  sie  stark  getadelt. 

3.  Bei  der  Anklageeröffnung  und  bald  nachher  erklärten  sich 
10  von  den  14  Angeklagten  schuldig,  insbesondere  anerkannte  die 
Werdenberg  formell,  die  eingeklagten  Handlungen  an  Frau  G.-P. 
verübt  zu  haben.  Die  genannte  Angeklagte  dagegen  erklärte  sich 
nichtschuldig.  Mit  Zuschrift  vom  29.  September  1899  wandte  sich 
der  Ehemann  der  Angeklagten  an  die  Staatsanwaltschaft  und  er- 
klärte darin  das  Eingeständnis  seiner  Frau  als  mit  den  Thatsachen 
im  Widerspruch  stehend  und  als  lediglich  ein  Produkt  von  Ein- 
schüchterungen etc.  Die  Frau  werde  vor  den  Geschwornen  sprechen 
und  er  rufe  zwei  Zeugen  dafür  an,  dass  die  Frau  Mitte  Januar 
ihre  Periode  gehabt,  so  dass  die  Abtreibung  einer  Frucht  im  Februar 
ein  Ding  der  Unmöglichkeit  sei. 
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4.  ln  der  Hauptverhandlung  vor  den  Geschwornen  wurden 
die  heiden  angerufenen  Zeuginnen,  M.  B.  und  Frau  1L-Q.,  einver- 
nommen, wonach  die  Kassationsklägerin  am  15.  und  17.  Januar 
zu  ihnen  Uber  ihr  „Unwohlsein“  gesprochen  habe  und  sich  die 
beiden  vom  Vorhandensein  von  Blutungen  überzeugt  hätten. 

ln  der  persönlichen  Befragung  wiederholte  die  Angeklagte, 
dass  das  in  der  Voruntersuchung  abgelegte  Geständnis  von  ihr 
erpresst  worden  sei,  worauf  der  anwesende  a.  o.  Bezirksanwalt 
Dr.  Goldschmid  erklärte,  er  habe  der  Angeklagten  lediglich  ins 
Gewissen  geredet,  und  da  er  auch  die  andern  Angeklagten  ver- 
haftet und,  mit  Ausnahme  der  Werdenberg,  nach  abgelegtem  Ge- 
ständnis auf  freien  Fuss  gesetzt  habe,  so  möge  er  ihr  gesagt  haben, 
sie  könne  wieder  heim  gehen,  wenn  sie  ein  Geständnis  abgelegt 
habe,  andernfalls  müsse  sie  verhaftet  werden.  Polizeisoldat  Schlumpf 
bestätigte  diese  Aussage,  und  auf  eine  nach  der  Feststellung  das 
Fragebogens  erfolgte  Anfrage  tles  Obmanns  versicherte  Dr.  Gold- 
schmid nochmals,  dass  das  Protokoll  die  Aussagen  «1er  Angeklagten 
so  enthalte,  wie  sie  gegeben  worden. 

5.  Gestützt  auf  den  Wahrspruch  der  Geschwornen  erklärte  am 
:>.  Oktober  18!»!*  der  Schwurgerichtshof  die  Kassationsklägerin  der 
Abtreibung  im  Sinne  von  § 140  schuldig  und  verurteilte  sie  zu 
drei  Monaten  Gefängnis  und  in  einen  Anteil  der  Kosten. 

b.  Gegen  dieses  Urteil  legte  der  Ehemann  der  Verurteilten,  G.-P., 
namens  derselben  mittelst  Eingabe  vom  7.  Oktober  18!»!*  Kassations- 
beschwerde ein. 

Als  Kassationsgründe  werden  genannt  : 

■n)  Der  Umstand,  dass  das  Geständnis  ein  erpresstes  war, 
b)  dass  der  kritische  Zeitpunkt  willkürlich  vom  Februar  in  den 
Monat  März  verschoben  worden. 
i)  dass  vom  Protest  der  Frau  hiergegen  keine  Notiz  genommen, 
dl  dass  man  die  Zeugin  B.,  welche  im  Begriffe  war,  zu  bezeugen, 
es  sei  bei  Frau  G.  die  Periode  am  25.  Februar  wieder  ein- 
getreten,  hierüber  nicht  habe  zu  Wort  kommen  lassen, 
e)  dass  von  keiner  Seite  konstatiert  war,  dass  die  Frau  G. 
schwanger  gewesen,  sondern  dies  einzig  und  allein  von  der 
lügnerischen  Werdenberg  behauptet  worden  sei. 

7.  Obgleich  in  der  Kassationsklageschrift  keine  der  gesetz- 
lichen Kassationsgründe  des  § 10!»1  G.  ü.  Rpfl.  genannt  sind,  so 
hat  der  Richter  doch  zu  untersuchen,  ob  nicht  die  Ausführungen 
der  Kassationsklägerin  sicii  unter  eine  der  Bestimmungen  dieser 
Gesetzesstelle  bringen  lassen.  Das  ist  nur  teilweise  der  Fall.  So- 
weit nämlich  die  Beschwerde  dahin  geht,  die  Geschwornen  hätten 
die  ihnen  vorgeführte  Sachlage  unrichtig  gewürdigt,  ist  zu  be- 
merken. dass  dem  Kassationsrichter  keine  Überprüfung  der  Be- 
weiswürdigung zustellt,  sondern  er  lediglich  zu  untersuchen  hat, 
ob  nicht  das  Gesetz  in  einer  der  in  § 1091  bezeichnetcn  Weiseit 
verletzt  worden  sei.  Soweit  aber  die  Kassationsklägerin  glaubt, 
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neue,  den  Geschwornen  noch  nicht  vorgelegte  Beweise  ihrer  Nicht- 
schuld  zu  haben,  so  ist  sie  auf  den  Weg  des  Revisionsbegehrens 
zu  verweisen.  Dass  man  der  Zeugin  B.  das  Wort  abgeschnitten, 
als  sie  den  Eintritt  der  Periode  im  Februar  feststellen  wollte,  ist 
eine  unerwiesene  Behauptung  und  wäre  zudem  keine  Beein- 
trächtigung der  Rechte  der  Verteidigung  (§  10U1,  Ziffer  4),  da  voil 
dieser  die  Zeugin  nur  für  die  Menstruation  im  Januar  angerufen 
worden  war.  Die  Frage  an  die  Geschwomen  lautete  dahin,  ob  sich 
nicht  die  Angeklagte  im  Monat  Februar  der  Abtreibung  schuldig 
gemacht  habe  ; die  Beschwerde  darüber,  es  seien  die  Rechte  der 
Verteidigung  dadurch  beeinträchtigt  worden,  dass  man  den  Vorfall 
in  den  Monat  Mürz  hinübergespielt,  füllt  also  jedenfalls  dahin.  Die 
Beschwerde  Uber  das  Verfahren  des  Untcrsuchungsbeamten  könnte, 
wenn  sie  begründet  wäre,  Anlass  zu  einer  Beschwerde  bei  der 
Staatsanwaltschaft  (§  1070,  Ziffer  1)  geben,  nicht  aber  zu  einer 
Kassation  des  Urteils  führen.  Übrigens  bietet  dieses  mit  einer 
Schilderung  aller  Einzelheiten  dos  Vorganges  versehene  Eingeständnis 
in  sich  die  volle  Gewähr  seiner  Richtigkeit  und  es  wird  auch  nicht 
erschüttert  durch  den  nachgewiesenen  Eintritt  einer  Blutung  itu 
Januar,  da  eine  solche  am  Anfang  einer  Schwangerschaft  immer 
noch  eintreten  kann,  und  wenn  Zeugen  für  eine  Menstruation  im 
Februar  gestellt  werden  konnten,  so  wäre  es  leicht  möglich,  dass 
ihre  Beobachtungen  sich  gerade  auf  die  mit  dem  Fruchtabgang 
verbundenen  Blutungen  beziehen. 

Beschlossen  : 

1.  Die  Kassationsbeschwerde  ist  unbegründet  und  wird  abge- 
wiesen. 


6.  Urteil  vom  18.  Dezember  1899 

in  Sachen 

der  Anna  Scherer,  von  Bräunlingen,  Amt  Donaucschingeu,  Grossit. 
Baden,  geb.  Irt7f>.  unverheiratet,  Schneiderin,  noch  nie  gericht- 
lich bestraft,  wohnhaft  Nietengasse  23,  Zürich  III  (Ausscrsihl  •, 
Angeklagte  und  Nichtigkeitspetentin,  verbeiständet  mit  Rechts- 
anwalt Dr.  Bindschiidler,  Kassationsklägerin, 

gegen 

die  Staatsanwaltschaft,  Anklägerin  und  Nichtigkeitsimpetratin.  ver- 
treten durch  den  a.  o.  Staatsanwalt  Brunner, 

und 

die  Fabrik  ron  Maggis  Saliriingsmitteln  .1.-6’.,  in  Kemptthal,  Dam- 
nitikatin.  Kassat ionsiteklagte, 

betreffend  Pnlizeiübertretung, 

Nichtigkeitsbeschwerde  gegen  ein  Urteil  der  Appellations- 
kammer des  Obergerichtes  vom  5.  Oktober  1 H'.iü. 


Digitized 


Rntecheidnnyreti  In  Stra flachen. 


451 


1.  Die  Angeklagte  betreibt  seit  Neujahr  1899  an  der  Nieten- 
gasse 23,  Zürich  III,  einen  Spezereihandel,  welcher  sich  als  Filiale 
des  Geschäftes  ihres  Bruders,  Jakob  Scherer,  Seefeldstrasse  128. 
darstcllt.  Es  ist  nun  nachgewiesen  und  von  der  Angeklagten  zu- 
gegeben, dass  sie  an)  13.  und  21.  Februar  1899  Kunden,  welche 
kleine  Original-Fläschchen  von  Maggis  Suppenwürze  zum  Nach- 
füllen brachten,  diese  mit  einem  andern  Produkt,  „Herz’  Nervin“, 
füllte,  indem  sie  zugleich  versicherte,  es  sei  „Maggis  Suppenwürze“. 

2.  Infolgedessen  klagte  «lie  „Fabrik  von  Maggis  Nahrungs- 
mitteln“ wegen  Verletzung  des  Markenschutzes,  weil  die  zum  Nach- 
füllen  gebrachten  Fläschchen  ihre  Etikette  getragen  haben  und 
unter  dem  falschen  Vorgeben,  es  sei  Maggis  Suppenwürze,  die 
Fläschchen  mit  „Herz’  Nervin“  gefüllt  worden,  also  dieses  Produkt 
unter  ihrer  Marke  verkauft  worden  sei.  Die  Klage  wurde  jedoch 
von  beiden  Instanzen  mit  der  Begründung  abgewiesen,  dass  in  dem 
Füllen  der  mit  der  klägerischen  Marke  versehenen  Fläschchen  mit 
einem  andern  Stoff  eine  Verletzung  des  Markenschutzgesetzes  nicht 
erblickt  werden  könne,  da  es  nicht  einmal  erwiesen  sei,  dass  die 
Angeklagte  die  auf  den  Fläschchen  befindliche  klügerische  Mark«- 
beachtet  habe. 

3.  Hingegen  erblickte  die  Appellationskammer  des  Oberge- 
richtes in  der  Handlung  der  Angeklagten  eine  Polizeiübertretung, 
nämlich  die  Verletzung  des  § 1 -1  des  Gesetzes  betreffend  die  öffentliche 
Gesundheitspflege  und  die  Lcbcnsmittelpolizei,  nach  welcher  der 
jenige,  welcher  natürliche  Lebensmittel  unter  Namen  und  Bezeich- 
nungen feilbietet,  die  im  Verkehr  nur  den  Erzeugnissen  von  be- 
stimmtem Ursprung  oder  von  bestimmter  Art  und  Beschaffenheit 
zukommen,  mit  einer  Polizeibusse  bis  auf  Fr.  1000  bestraft  wird. 

4.  (legen  dieses  Urteil  erhebt  der  Vertreter  der  Angeklagten 
Nichtigkeitsbeschwerde  gemäss  § 1091,  Ziffer  tj,  des  Gesetzes  betreffend 
die  Rechtspflege,  indem  er  die  materiellen  Gesetzesbestimmungen 
des  Sil  des  Gesetzes  betreffend  die  Lebensmittelpolizei  und  § 1041 
des  Gesetzes  betreffend  die  Reclitspfl«!ge  über  die  Verjährung  der 
Polizeiübertretungen  als  verletzt  erklärt. 

5.  Der  von  der  Appellationskammer  angerufene  § 14  des  Ge- 
setzes betreffend  die  Lebensmittelpolizei  bedroht  zwei  Kategorien 
von  Handlungen  mit  Strafe  : 

a)  Das  Feilbieten  oder  in  den  Verkehr  bringen  von  Lebens- 
mitteln unter  falschem  Namen,  d.  h.  künstlich  bereiteten  unter 
Namen  und  Bezeichnungen,  die  nur  echter  und  natürlicher  War«- 
beigelegt  worden. 

b)  Das  Feilbieten  oder  in  den  Verkehr  bring«-n  von  natürlichen 
Lebensmitteln  unter  Namen  und  Bi-zeichnungen  die  im  Ver- 
kehr nur  den  Erzeugnissen  von  bestimmtem  Ursprung  oder 
von  bestimmter  Art  und  Beschaffenheit  zukommen. 

Von  der  ersten  Kategorie  sieht  das  obergerichtliche  Urteil  ab, 
subsumiert  aber  den  vorliegenden  Fall  unter  die  zweite  Kategorie, 
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.jedoch  mit  Unrecht.  Es  wird  hier  ausdrücklich  der  Verkauf  von 
natürlichen  Lebensmitteln  unter  falscher  Bezeichnung  mit  Strafe 
bedroht.  Nun  sagt  aber  die  Vorinstanz  nicht,  dass  Herz’  Nervin 
ein  natürliches  Nahrungsmittel  sei,  und  es  ist  dies  auch  in  der 
That  nicht,  mag  man  die  an  sich  allerdings  unsichere  Grenze 
zwischen  natürlichen  und  künstlichen  Nahrungsmitteln  noch  so  weit 
zu  gunsten  der  ersten  ziehen.  Daher  enthält  das  obergericbtliche 
Urteil  eine  Verletzung  einer  materiellen  Gesetzesvorschrift  und  ist 
demnach  gemäss  1091  des  Gesetzes  betreffend  die  Rechtspflege 
zu  kassieren. 

il.  Da  das  Kassatiousgesuch  gestützt  auf  ÿ 1091,  Ziffer  0.  des 
Gesetzes  betreffend  die  Rechtspflege  wegen  Verletzung  der  mate- 
riellen Bestimmungen  des  § 11  des  Gesetzes  betreffend  die  Lebeus- 
uiittelpolizcj  gutgeheissen  wird,  so  ist  es  nicht  notwendig,  auf  die 
Frage  einzutreten,  ob  der  weitere  Kassationsgrund  der  Verletzung 
der  materiellen  Bestimmung  des  tj  1041  des  Gesetzes  betreffend 
die  Rechtspflege  bezüglich  der  Verjährung  der  Polizeiflbcrtretung 
vorhanden  sei  oder  nicht. 

7.  Da  eine  Kassation  wegen  ÿ 1091,  Ziffer  (i  (Verletzung  ma- 
terieller Gesetzesvorschriften),  erfolgt,  so  ist  das  Urteil  durch  das 
Kassationsgericht  auszufällen.  Nach  den  frühem  Ausführungen  ist 
die  Angeklagte  der  Übertretung  des  Gesetzes  betreffend  die  Lebens- 
mittelpolizei  nicht  schuldig  und  daher  freizusprechen  ; hingegen  ist 
ihr  eine  Entschädigung  mit  Rücksicht  auf  den  verwerflichen  Charakter 
ihrer  Handlungsweise  nicht  zuzusprechen  ; 

gefunden  : 

die  Kassationsbeschwerde  sei  begründet, 
und  erkennt: 

1.  Das  Urteil  der  Appellationskammer  des  Obergeriehtes  vom 
ö.  Oktober  1899  wird  mit  Bezug  auf  die  Kassa tionspcte.ntin  als 
nichtig  erklärt  und  aufgehoben. 

2.  Die  Kassa tionspetentin  Anna  Scherer  wird  — auch  von  der 
Anklage  wegen  Übertretung  des  Gesetzes  betreffend  Lebensmittel- 
polizei — freigesproe.hon. 

fl.  Eine  Staatsgebühr  fällt  nicht  in  Ansatz. 

I.  Bei  der  erstinstanzlichen  Kostensbestimmung  hat  es  sein 
Verbleiben;  die  zweitinstanzlichen  Kosten  und  diejenigen  der  Kas- 
sationsinstanz werden  auf  die  Geriehtskassc  genommen. 

5.  Das  Gesuch  der  Angeklagten  um  Prozessentschädigung 
« il'd  abgewiesen. 

Mitteilung. 
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Ans  der  Roehtsprechunfç 

des 

Appellations-  und  Kassationshofes  des  Kantons  Bern. 

MitKt'tHIt  von  Kaminvr.Hcliroflier  Pr.  Thormann. 


Maux-  und  Stallbann  nix  viehseuchenpol izeilü'h e Maxxregeln.  Der 
Hauxbann  ixt  im  Bundexgesetz  tom  X.  Hornung  1x72  und  in  der 
I ollzugxrerordming  nom  14.  Oktober  18X7  nicht  vorgesehen  und 
darf  daher  auch  von  kantonalen  lieh/irden  nicht  verhängt  werden. 
Art.  2 St.  G.  I).  nul  la  pirna  xine  lege  pvenali. 

1.  Urteil  der  Polizeikammer  vom  12.  Mai  1900  in  Sachen  der 
Magd.  Barfuss  wegen  Übertretung  des  Hausbanns. 

In  Erwägung  : 

A.  N ne  h dein  thnthcstiindlichen  Inhalt  der  Strafanzeige  de« 
Landjägers  Otz,  vom  1 4.  Januar  1 900.  soll  sich  die  Angeschuldigte 
gegen  die  bundesrütlichc  Vollziehung« Verordnung  gegen  Viehseuchen, 
vom  14.  Oktober  1887,  Art.  103,  Ziffer  2.  dadurch  schuldig  gemacht 
haben,  dass  sie  am  13.  Januar  1900  das  von  ihr  bewohnte  Gehöft 
verlassen  und  sieh  nach  Hern  begeben  habe,  trotzdem  Über  das- 
selbe, resp.  über  dessen  Bewohner,  am  10.  Januar  1900  wegen 
Ausbruchs  der  Maul-  und  Klauenseuche  für  1 Wochen  „Hauabann“ 
verfügt  worden  sei. 

B.  Die  Angesehuldigte  hat  anlässlich  ihrer  ersten  Einvernahme 
am  13.  Februar  1900  das  Thntsilchlicho  der  Anzeige  als  richtig 
zugegeben,  dagegen  bestritten,  sieh  einer  strafbaren  Handlung 
schuldig  gemacht  zu  haben. 

C.  I.  1.  In  rechtlicher  Beziehung  erhebt  sich  zunächst  die  Frage, 
ob  der  eingeklagle  Sachverhalt  eine  Widerhandlung  der  Angeschul- 
digten gegen  die  Vorschriften  der  Bundesgesetze  über  polizeiliche 
Massregeln  gegen  Viehseuchen  oder  der  bundesriitlichcn  Vollziehungs- 
verordnung zu  derselben,  bezw.  gegen  abfällig  in  Ausführung  der- 
selben erlassene  kantonale  Verfügungen,  begründet. 

Dies  ist  zu  verneinen. 

Art.  27  der  hundcsrtttlichen  Vollziehungsverordnung  vom 
14.  Oktober  1887.  welcher  allgemein  die  zur  Bekämpfung  der  an- 
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»teckenden  Krankheiten  (unter  welchen  sich  gemäss  Art.  24,  Ziffer  8, 
ibid.  auch  die  vorliegend  in  Betracht  fallende  Maul-  und  Klauen- 
seuche befindet)  anwendbaren  einschränkenden  Massnahmen  auf- 
zählt, sieht  die  Verhängung  des  sogenannten  Hausbanns,  d.  h.  des 
Verbotes  an  die  Bewohner  verseuchter  Gehöfte,  dieselben  zu  ver- 
lassen, nicht  vor;  ebensowenig  ist  eine  solche  Massregel  in  den 
besonder n Schutzbestimmungen  des  Bundesgesetze»  vein  8.  Februar 
1872  (Art.  2 G ft'.)  und  der  Vollziehung» Verordnung  vom  14.  Oktober 
1887  (Art.  48  ft'.)  gegen  Maul-  und  Klauenseuche  vorgesehen.  Auch 
der  Bestimmung  des  Art.  30,  litt,  b,  der  Vollzichungsverordnung, 
wonach  die  mit  der  Überwachung  und  der  Pflege  des  verseuchten 
Viehes  betraute  Person  jede  direkte  oder  indirekte  Berührung  mit 
Tieren  vermeiden  soll,  welche  von  der  Maul-  und  Klauenseuche 
befallen  werden  könnten,  kommt  nämlich  offenbar  eine  so  weit- 
gehende Bedeutung  nicht  zu.  Es  lässt  sich  überhaupt  seihst  den- 
jenigen Bestimmungen  des  citierten  Bundesgesetzes  und  der  zu- 
dienenden  Vollziehungsverordnung,  welche  diesbezüglich  etwa  noch 
in  Betracht  fallen  könnten,  nichts  entnehmen,  was  zur  Annahme 
berechtigen  würde,  dass  die  citierten  bundesgesetzlichen  Bestim- 
mungen den  sogenannten  Hausbann  als  Massnahme  gegen  die  Maul- 
und  Klauenseuche  vorsehen  (vgl.  Art.  27  und  28  B.  G.;  Art.  3G. 
;57,  40.  48  ff'.  Vollziehungsverordnung). 

Ist  dem  aber  so,  so  ist  ohne  weiteres  klar,  dass  die  Verfügung 
der  kantonalen  Landwirtschnftsdirektion  vom  10.  Januar  lhOO.  durch 
welche  über  da»  von  der  Angeschuldigten  bewohnte  Gehöft  Hau— 
bann  verhängt  worden  ist,  nicht  als  in  Ausführung  der  bunde- 
rechtlichen Vorschriften  erlassen  angesehen  werden  kann,  und  «lass 
Frau  Bar  fass  sieh  durch  die  Übertretung  «les  Haushannes  jedenfalls 
nicht  «siner  Widcrhandluug  gegen  die  in  jenen  Vorschriften  soll>»t 
enthaltenen  Bestimmungen  schuldig  gemacht  hat. 

2.  Aber  auch  gegen  allfällig  ilie  citierten  hundesgesetzliclu  n 
Vorschriften  ergänzende  specielle  Massnahmen,  wie  sie  Art.  3(1.  AI.  2, 
des  citierten  Bundesgesetzes  und  Art.  103,  Ziffer  2,  der  Voll- 
ziehungsverordnung vorsehen,  hat  sieh  die  Angeschuldigte  durch 
die  Übertretung  «les  Hausbannes  nicht  vergangen.  Denn  solche 
Massrcgcln  (mit  der  in  den  citierten  Artikeln  normierten  Wirkung 
zu  treffen,  fällt  in  die  ausschliessliche  Kompetenz  des  ßundesrates 
und  seiner  Organe,  als  welche  die  vom  Bundesrat  iTnanntcn 
Kommissäre  erscheinen  (Art.  2.  AI.  2,  B.  (4.:  Art.  I und  2 Voll- 
ziehung» Verordnung). 

Und  nun  ist  in  keiner  Weise  hergestellt,  dass  die  Verhängung 
«les  Hausbannes  über  das  Gehöft  des  Pächters  Gerber  auf  dem 
Liebi'feld  auf  eine  Anordnung  «les  Bundesrates,  bezw.  des  ei«lge- 
nössischeu  I.andwirtschaftsdepartemcntcs  oder  eine»  Kommissär» 
dessidben  zurückzuführm  ist,  und  dass  die  kantonale  Landwirtschaft»- 
«lirektion  mit  ihrer  Verfügung  lediglich  «-im-  solche  \nordnung  au— 
geführt  habe. 
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II.  Zu  prüfen  ist  demnach  im  weitern  nur  noch,  ob  vielleicht 
die  kantonale  Landwirtecbaftsdirektion  auf  Grund  der  einschlägigen 
bundesgesetzlichen  Vorschriften  befugt  war,  ron  sich  aus  Vorkehren 
zu  treffen,  welche  über  das  in  den  citierteii  bundesgesetzlichen 
Vorscliriften  diesbezüglich  Vorgesehene  hinausgehen. 

Auch  diese  Frage  ist  verneinend  zu  beantworten.  Demi  nach 
Art.  2 des  citierten  Bundesgesetzes  ist  den  Kantonen  lediglicli  die 
Ausführung  der  Bestimmungen  des  Gesetzes  übertragen. 

Und  wenn  auch  z.  B.  in  Art.  28,  AI.  3,  der  Vollziehungsver- 
ordnung i anschliessend  an  Art.  12  des  citierten  Bundesgesetzes) 
davon  die  Rede  ist,  dass  die  kantonale  Sanitätsbehörde  die  von  der 
Ortspolizeibehörde  getroffenen  Massnahmen  ergänzen  oder  modifi- 
zieren könne  (woraus  vielleicht  auf  eine  über  das  Gesetz  liiuaus- 
gehende  allgemeine  Kompetenz  der  kantonalen  Behörden  geschlossen 
werden  möchte),  so  ist  die  selbstverständliche  Voraussetzung  dabei 
doch  die.  dass  sich  alle  diese  Massnahmen  innerhalb  der  durch  die 
bundesgesetzlichen  Bestimmungen  gezogenen  Schranken  halten,  wie 
dies  übrigens  deutlich  in  Art.  14  des  citierten  Bundesgesetzes  aus- 
gesprochen ist. 

Kine  Kompetenz  zum  Erlass  von  in  den  bundesgesetzlicheil 
Vorschriften  nicht  vorgesehenen  Massnahmen  und  speciell  zur  Ver- 
hängung des  Hausbannes  als  Massnahme  gegen  die  Maul-  und 
Klauenseuche  ist  denn  auch  den  Kantonen  nicht  eingerflumt. 

Ganz  unzutreffend  wäre  es  schliesslich,  etwa  die  Bestimmung 
in  Art.  ff,  AI.  2,  der  Vollziehungsverordnung  aus  ihrem  Zusammen- 
hang mit  Alinea  1 zu  reissen  und  ihr  eine  für  die  angeführte 
Vollziehungsverordnung  massgebende  allgemeine  Bedeutung  bei- 
zulegen oder  aus  der  im  Art.  ltl  des  citierten  Bundesgesetzes  ent- 
haltenen Anspielung  auf  „strenge  Polizeimassnahmen“.  welche  beim 
Vorkommen  einer  Seuche  infolge  deren  Bösartigkeit  oder  Konta- 
giosität  notwendig  würden,  zu  scldiessen,  den  Kantonen  stehe  in 
solchem  Falle  das  Recht  zu.  strengere  vichseuchenpolizeilichc  Mass- 
nahmen zu  treffen,  als  es  die  bundesgesetzlichen  Vorschriften  zulassen. 

III.  Fehlte  somit  der  kantonalen  Landwirtschaftsdirektion  auf 
Grund  der  einschlägigen  bundesgesetzlichen  Vorschriften  die  Kom- 
petenz zur  Verhängung  des  Huusbanncs  über  das  Gehöft  des 
Pächters  Gerber  auf  dem  Liebefeld,  und  entfällt  damit  die  .Möglich- 
keit der  Annahme  einer  Widerhandlung  der  Angesehuldigten  gegen 
bundesgesetzliche  Normen  oder  auf  solche  sich  stützende,  von  der 
kantonalen  Behörde  erlassene  Verfügungen,  so  fragt  es  sich  nun 
noch,  ob  «lie  kantonale  Landwirtschaftsdirektion  auf  dem  Boden 
des  kantonalen  Beeiltes  befugt  war,  den  fraglichen  Haushann  zu 
verhängen,  und  ob  die  Àngcschuldigte  sich  von  diesem  Gesichts- 
punkte aus  einer  strafbaren  Handlung  schuldig  gemacht  habe. 

Hierbei  ist  vor  allem  klar , dass  nach  beniischcm  Stants- 
recht  die  Landwirtschaftsdirektion,  eine  nur  vollziehende  und  be- 
aufsichtigende Kompetenzen  besitzende  Verwaltungsabteilung  des 
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Regier  un gsrates , als  solche  nicht  die  verfassungsrechtliche  Befugnis 
zum  Erlass  von  Geboten  oder  Verboten  mit  Strafsanktion  hat,  und 
dass  daher  die  urteilenden  Strafgerichte  eine  derartige  Strafandrohung 
nicht  anwenden  können. 

Nun  hat  freilich  der  Regierungsrat  durch  Beschluss  vom  7.  Feb- 
ruar 1 900  den  von  der  Direktion  der  Landwirtschaft  oder  mit 
deren  Zustimmung  von  den  betreffenden  Regierungsstatthalterämtern 
seit  15.  November  1899  getroffenen  Massnahmen  zur  Bekämpfung 
der  in  verschiedenen  Gemeinden  des  Kantons  aufgetretenen  Maui- 
und  Klauenseuche  in  dem  Sinne  «lie  Genehmigung  erteilt,  dass  sie 
als  in  Ausführung  von  Art.  39  der  Staatsverfassung  vom  Regie- 
ningsrat  erlassene  Gebote  und  Verbote  erklärt  werden. 

Allein  hier  ist  in  erster  Linie  die  Berufung  auf  Art.  Hl*  der 
Staatsverfassung  als  unzutreffend  anzusehen. 

a)  Nachdem  bereits  durch  Art.  59  der  Bundesverfassung  von 
1818  den  Bundesbehörden  die  Befugnis  erteilt  worden  war,  bei 
gemeingefährlichen  Seuchen  gesundheitspolizeiliche  Verfügungen  zu 
erlassen,  wurde  durch  Art.  (19  der  Bundesverfassung  von  1874  dem 
Bunde  ganz  allgemein  die  Gesetzgebung  über  die  gegen  gemein- 
gefährliche Epidemien  und  Viehseuchen  zu  treffenden  gesund  hoi  ts- 
polizeilicheu  Verfügungen  übertragen.  Da  nun  nach  Art.  3 der 
Bundesverfassung  die  Kantone  nur  so  weit  souverän  sind,  soweit 
ihre  Souveränität  nicht  durch  die  Bundesverfassung  beschränkt  ist. 
und  nur  diejenigen  Rechte  ausüben  können,  welche  nicht  der 
Bundesgewalt  übertragen  sind,  so  ergiebt  sich  hieraus,  dass  die 
Kantone  auf  dem  Gebiete  der  Viehseuchenpolizei  überhaupt  kein 
Gesetzgebungsrecht  mehr  besitzen.  Mit  dieser  Auffassung  der 
Koinpetenzausscheidungen  stehen  auch  die  Bestimmungen  der  kan- 
tonalen Verfassung  vollständig  in  Übereinstimmung. 

Nach  4;  41  der  Kantonsverfassung  vou  184(1  hatte  der  Ri'gie- 
rungsrat  das  Recht,  zur  Abwendung  von  plötzlichen  Gefahren  für 
den  sanitarischen  oder  ökonomischen  Zustand  «.les  Landes  die  nötigen 
Gebote  und  Verbote  mit  Bussandrohungen  zu  erlassen,  während 
nun  in  Art.  39  der  Kantonsverfassung  von  1893  di»*  alten  §§  40 
und  41  in  das  zweite  Alinea  des  Art.  39  zusammengezogen  sind: 
„Zur  Abwendung  von  dringender  Gefahr  kann  er  (d.  h.  der  Re- 
gierungsrat'i  die  vorläufigen  militärischen  Sicherheitsmassregeln  er- 
greifen oder  die  nötigen  Gebote  und  Verbote  mit  Strafandrohung 
erlassen  n.  s.  f.“  Es  kann  hierin  nicht  eine  bloss  redaktionelle 
Änderung  und  Vereinfachung  des  Wortlautes  der  Verfassungs- 
bestimmung gesehen  werden,  vielmehr  muss  darin  das  Bestreben 
erblickt  werden,  die  Kantonsverfassung  mit  der  Bundesverfassung 
in  Einklang  zu  bringen,  und  nicht  mehr  in  der  kantonalen  Ver- 
fassung einer  kantonalen  Behörde  eine  Befugnis  zuzuschreiben,  die 
ihr  nach  der  inzwischen  modifizierten  Bundesverfassung  nicht  mehr 
zusteht.  Gegen  diese  Auffassung  kann  nicht  etwa  eingewendet 
werden,  dass  ein  derartiges  Notrecht  der  kantonalen  Regierung 
unbedingt  durch  die  Verhältnisse  geboten  sei:  denn  die  unter  Um- 
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ständen  zur  Abwendung  einer  dringenden  Gefahr  in  Viehseuchen^ 
polizeilicher  Hinsicht  sofort  zu  treffenden  Verfügungen  können 
ebensogut  und  ebensoschnell  vom  Hundesrate,  resp.  seinen  Organen 
getroffen  und  den  Kantonen  zur  Vollziehung  überwiesen  werden, 
so  dnss  in  dieser  Hinsicht  eine  mit  der  Gesetzgebungshoheit  des 
Hundes  konkurrierende  Kompetenz  des  Regierungsrates  auf  Grund 
des  Art.  39  der  Verfassung  als  überflüssig  erscheint. 

Diese  Interpretation  des  Art.  39  der  Staatsverfassung  wird 
ferner  noch  gestützt  durch  die  der  Befugnis  des  Regierungsrates 
im  ersten  Alinea  des  citierten  Artikels  auferlegte  Beschränkung  : 
..innerhalb  den  Schranken  der  Bundesverfassung“,  die  sich  wohl 
ebenfalls  auf  das  zweite  Alinea  bezieht,  da  dasselbe  nur  einen 
Specialfall  der  im  ersten  Alinea  enthaltenen  allgemeinen  Regel 
enthält.  Diese  Verweisung  auf  die  Vorschriften  der  Bundesver- 
fassung kann  nur  den  Sinn  haben,  dass  in  denjenigen  Gebieten, 
welche  ganz  der  Bundesgesetzgebung  überlassen  sind,  der  Regie- 
rungsrat keine  auch  nur  vorübergehende  Gesetzgebungsbefugnis 
besitzt. 

Aus  diesen  Motiven  ist  der  Beschluss  dos  Regierungsrates  vom 
7.  Februar  1900  daher  grundsätzlich  als  bedeutungslos  zu  erklären. 

b)  Abgesehen  hiervon  würde  ein  weiteres  Hindernis  für  die 
Anwendung  des  regiernngsrätlichen  Beschlusses,  beziehungsweise 
der  für  Widerhandluugen  gegen  denselben  allenfalls  in  Betracht 
kommenden  Strafandrohungen,  auf  den  vorliegenden  Fall  darin  be- 
stehen, dass  derselbe  erst  nach  dem  Zeitpunkte  der  Begehung  der 
eingeklagten  Handlung  gefasst  worden  ist. 

Die  Frage,  ob  Erlasse  strafrechtlicher  Natur  rüekwirken  können, 
ist  angesichts  der  allgemeinen  auch  für  Strafgesetze  geltenden  Be- 
stimmung der  Satzung  2 C.  für  das  heimische  Recht  unbedingt  zu 
verneinen,  um  so  mehr,  als  auch  der  Wortlaut  des  Art.  2 Str.  (1. 
durchaus  mit  dieser  Auffassung  Ubereinstimmt : „Keine  Handlung 
oder  Unterlassung  kann  mit  einer  Strafe  belegt  werden,  welche 
nicht  durch  verfassungsmässige  Gesetze  oder  Verordnungen  an- 
gedroht war“ , d.  h.  zweifellos  im  Momente  der  Handlung  resp; 
Unterlassung  angedroht  war. 

Abgesehen  von  dieser  prinzipiellen  Erörterung  fallt  im  vor- 
liegenden Fall  noch  in  Betracht,  dass  auch  noch  die  ausdrückliche 
Bestimmung,  dass  dem  Beschluss  resp.  den  genehmigten  Straf- 
drohungen rückwirkende  Kraft  zukommen  solle,  im  Beschluss  vom 
7.  Februar  1900  nicht  enthalten  ist,  und  daher  auch  von  diesem 
Gesichtspunkte  aus  die  Anwendbarkeit  desselben  resp.  der  auf  ihm 
basierenden  Strafbestimmungen  auf  den  vorliegenden  Fall  aus- 
geschlossen ist. 

c)  Was  die  Publikation  des  mehrerwähnten  regierungsrätlichen 
Beschlusses  vom  7.  Februar  1900  anbetrifft,  so  ist  derselhe,  obschon 
allgemeiner  Natur,  nicht  durch  Aufnahme  in  die  Gesetzessammlung 
publiziert  worden,  was  nach  der  bisherigen  Praxis  der  Polizei- 
kammer die  Anwendbarkeit  eines  gesetzlichen  Erlasses  ausschliesst 
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(Art.  17,  Al.  2,  der  Staatsvorfassung,  S.  1 C.,  § 3 Verordnung  des 
Regierungsrates  vom  22.  Juni  1855,  Urteil  der  Polizeikammer  in 
Sachen  Franz  Lfltlii,  von»  27.  Februar  188!i,  publiziert  Monatsblatt. 
Bd.  VII,  i>.  51).  Aber  auch  wenn  anerkannt  wird,  dass  in  dring- 
lichen Angelegenheiten  die  den  Umstünden  nicht  angemessen»' 
Publikation  mittelst  Aufnahme  in  die  Gesetzessammlung  durch 
andere  geeignete  und  der  Satzung  1 C.  auch  entsprechende  Publikations- 
arten, wie  Verbreitung  durch  Druck,  durch  Anschlag  oder  Anzeige- 
hllitter,  ersetzt  werden  kann,  so  ist  im  vorliegenden  Fall  auch  eine 
derartige  Publikationsart.  nicht  angewandt  worden.  Der  fragliche 
Beschluss  ist  allerdings  als  Protokollauszug  der  Sitzung  des  Re- 
gierungsrates vom  7.  Februar  1900  gedruckt  worden;  es  ist  dies, 
wie  aus  der  Beifügung  „An  die  Landwirtschaftsdirektion“  ersicht- 
lich ist,  aber  nicht  zum  Zweck  einer  Bekanntmachung  an  das  Volk 
gemacht  worden. 

d)  Endlich  ist  noch  aus  einem  weitern  Grunde  die  Anwend- 
barkeit der  in  der  vom  Regierungsrat  naehtriiglicb  genehmigten 
Verfügung  »1er  kantonalen  Landwirtschaftsdircktion  enthaltenen 
Strafdrohungen  ausgeschlossen.  Denn  als  von  der  Landwirtschafts- 
dircktion ausgehend  sind  sie.  wie  bereits  ausgeführt  worden  ist, 
unwirksam. 

Wollte  aber  der  Regierungsrat  sie  als  Strafsanktion  seines 
Beschlusses,  gestützt  auf  das  Dekret  vom  1.  und  2.  Milrz  1858, 
adoptieren,  so  waren  sie  — was  im  Beschluss  vom  7.  Februar 
1900  nicht  geschehen  ist  — gemäss  Art.  1 des  citiertcn  Dekretes 
ausdrücklich  als  für  Widerhandlungen  gegen  seinen  Beschluss  an- 
gedroht  zu  erklären,  indem  sie  eben  bis  dahin  nur  für  Wider- 
handlungen gegen  die  Verfügung  der  Landwirtschaftsdirektion  auf- 
gestellt  waren. 

Übrigens  durfte  der  Regierungsrat  die  Strafandrohungen,  welche 
die  Verfügung  der  Landwirtschaftsdirektion  für  Übertretungen  des 
Haushanns  aufgestellt  liât,  gar  nicht  einmal  in  seinen  Beschluss 
aufnehmen,  da  der  Art.  1 des  eitierten  Dekretes  das  Bussminimum 
für  Widerhandlungen  gegen  regicrungsrätliche  Beschlüsse  auf  Fr.  1 
festsetzt  (während  die  Verfügung  vom  10.  Dezember  1899,  bezw. 
10.  Januar  1900  ein  Bassminimum  von  Fr.  10  aufstellt)  und  der 
Regierungsrat  nicht  berechtigt  ist,  dieses  Minimum  zu  erhöhen. 

IV.  Auf  Grund  dieser  Erörterungen  ergiebt  sich  demnach  als 
Resultat,  dass  die  im  vorliegenden  Fall  der  Angeschuldigten  zur 
Last  gelegte  und  von  ihr  zugestandenermassen  begangene  Handlung 
die  Übertretung  den  Hausbannes  — in  keinem  verfassungs- 
mässigen gesetzlichen  Erlass  mit  Strafe  bedroht  ist. 

Auf  Grund  von  Art.  2 des  Strafgesetzes  ist  die  Angeschuldigte 
demnach  von  Schuld  und  Strafe  freizusprechen. 

Ein  Entschädigungs-  resp.  Kostenzuspruchsbegehren  hat  dieselbe 
nicht  gesbdlt. 

Sämtliche  Kosten  dos  Verfahrens  in  erster  und  oberer  Instanz 
sind  infolgedessen  dem  Staat  aufzuerlegen. 
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2.  Urteil  der  Polizeikammer  vom  23.  Juni  1900  in  Sachen  des  Albrecht 
Scherz  wegen  Übertretung  des  Haus-  und  Stallbannes. 

///  Krwäffuiiff  : 

1.  Gegen  ilas  Urteil  des  Polizeirichters  von  Bern  vom  7.  März 
1 900.  durch  welches  Albrecht  Scherz  von  der  Anschuldigung  wegen 
Übertretung  des  Hnusbannes  freigesprochen,  dagegen  der  Über- 
tretung des  Stallbannes  schuldig  erklärt  wurde,  hat  der  Angeschul- 
digte, soweit  seine  Verurteilung  betreffend,  und  der  Staatsanwalt, 
soweit  die  Freisprechung  des  Angeschuldigten  betreffend,  die  Appel- 
lation erklärt.  Durch  Erklärung  vom  14.  Mai  1900  hat  der  General- 
prokurator die  Appellation  der  Staatsanwaltschaft  fallen  lassen  unter 
Berufung  auf  das  Urteil  der  Polizeikammer  in  Sachen  gegen  Mag- 
dalena Barfuss  vom  12.  Mai  1900. 

Zu  prüfen  ist  demnach  heute  nur  noch,  ob  sich  der  Angeschul 
digte  der  Übertretung  des  Stallbannes  schuldig  gemacht  hat,  während 
das  erstinstanzliche  Urteil,  soweit  die  Freisprechung  von  der  An- 
schuldigung wegen  Übertretung  des  Hausbannes,  in  Rechtskraft 
erwachsen  ist. 

2.  ln  thatsächlicher  Hinsicht  liegt  dem  Strafverfahren  folgender 
Vorfall  zu  Grunde: 

Nachdem  am  10.  Dezember  1899  infolge  der  aufgetretenen 
Maul-  und  Klauenseuche  durch  Verfügung  der  Landwirtschafts- 
direktion  auf  8 Wochen  Stallbann  über  das  in  der  Gemeinde  Koni/, 
befindliche  Klauenvieh  verhängt  worden  war,  tränkte  der  Auge- 
schuldigte am  20.  Dezember  1899  seine  Viehware  beim  Brunnen, 
worauf  Landjäger  Otz  Strafanzeige  wegen  Übertretung  des  Stall- 
bannes gegen  ihn  einreichte. 

ln  seiner  Abhörung  vom  13.  Februar  1900  hat  Scherz  den 
thatbeständlichen  Inhalt  der  Strafanzeige  als  richtig  zugegeben, 
dagegen  bestritten,  infolge  dieser  Handlung  strafbar  zu  sein. 

3.  In  rechtlicher  Hinsicht  ist  dieser  Thatbestand  folgender- 
massen  zu  würdigen: 

Das  Bundesgesetz  über  polizeiliche  Massnahmen  gegen  Vieh- 
seuchen vom  28.  Februar  1872  bestimmt  in  Art.  27:  „Beim  Vor- 
kommen der  Krankheit  (Maul-  und  Klauenseuche)  ist  über  die  infi- 
zierten Ställe  oder  Weiden  Bann  zu  verhängen  u.  s.  w.“ 

In  Ausführung  dieser  Bestimmung  nennt  die  Vollziehungsver- 
ordnung des  Bundesrates  vom  14.  Oktober  1887  in  Art.  27  unter 
den  zur  Bekämpfung  der  ansteckenden  Krankheiten  aufgeführten 
einschränkenden  Massnahmen  auch  die  Stallsperre  (Stallbann),  bei 
welcher  die  kranken  Tiere  und  die  der  Krankheit  oder  Ansteckung 
verdächtigen  Tiere  an  einem  hesondern  Orte  zusammengesperrt 
werden. 

Wie  dieser  Stallbann  gehandhabt  werden  soll,  ist  in  den  Art.  49 
und  50  der  eitierten  Verordnung  noch  näher  ausgeführt.  Es  geht 
aus  diesen  Bestimmungen  hervor,  dass  das  Herausführen  der  Vieh- 
ware aus  ihren  Ställen,  auch  wenn  dies  nur  zum  Zwecke  des  Trän- 
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kens  geschieht,  als  eine  Übertretung  des  Stallhannes  angesehen 
werden  muss. 

Die  Widerhandlungen  gegen  diese  Vorschriften  sind  in  Art.  103, 
Ziffer  2,  der  citierten  Vollziehungsverordnung  mit  einer  (teldbusse 
von  Fr.  10 — 500  bedl’oht  (vgl.  auch  sehon  Art.  36,  Absatz  2.  des 
Bundesgesetzes  von  1872). 

Nach  Art.  2 des  Bundesgesetzes  von  1872  ist  die  Ausführung 
des  Gesetzes  Sache  der  Kantone,  mit  deren  obersten  Sanitätsbehörden 
das  die  Oberaufsicht  führende  eidgenössische  Landwirtschafts- 
departement  nach  Art.  I der  Vollziehungsverordnung  vom  14.  Ok- 
tober 1887  direkt  verkehrt.  Daraus  folgt,  dass  die  Verfügungen, 
die  zum  Schutze  gegen  Viehseuchen  auf  Grund  der  in  den  bundes- 
rechtlichen  Erlassen  vorgesehenen  Massnahmen  getroffen  werden, 
von  den  obersten  kantonalen  Sanitätsbehörden  ausgehen  können. 
Letztere  ist  im  Kanton  Berti  die  Landwirtschaftsdirektion,  soweit 
die  Viehgesundheitspolizei  betreffend  (Dekret  betreffend  die  Um- 
schreibung und  Organisation  der  Direktionen  des  Regierungsrates 
vom  30.  August  18!>8,  Art.  1,  Absatz  X). 

Durch  Verfügung  vom  10.  Dezember  1893,  welche  durch  Druck 
bekannt  gegeben  und  dem  heutigen  Angeschuldigten  speciell  eröffnet 
wurde,  hat  nun  die  Landwirtschaftsdirektion  den  Stallbann  über 
das  gesamte  Klauenvieh  der  Ortschaft  Köniz  verhängt. 

Diese  Verfügung,  zu  deren  Erlass  somit  die  Landwirtschafts- 
direktion in  Ausübung  der  viehseucheupolizeilicheu  Vorschriften  des 
Bundes  so  weit  kompetent  war,  als  die  getroffenen  Massnahmen  in 
den  citierten  hundesrechtlichen  Erlassen  vorgesehen  sind,  enthält 
ausserdem  noch  einen  Hinweis  auf  die  im  Bundesgesetz  von  1872 
und  der  Vollziehung*  Verordnung  von  1887  enthaltenen  Strafdrohungen. 

Es  fallen  somit  die  Übertretungen  des  verhängten  Stallbannes 
direkt  unter  die  Strafdrohungen  des  Bundesrechtes. 

Hat  sich  demnach  der  Angeschuldigte  dadurch,  dass  er  sein 
Vieh  ans  dem  Stall  hinausführte  und  dasselbe  am  Brunnen  tränkte, 
einer  Widerhandlung  gegen  solche  Massnahmen  der  Landwirtschaft 
direktion  schuldig  gemacht,  welche  die  letztere  in  ordnungsmässiger 
Ausübung  ihrer  Kompetenzen  und  in  Ausführung  der  bundesrecht- 
lichen  Vorschriften  verfügt  hat,  so  muss  er  in  Übereinstimmung  mit 
»lern  erstinstanzlichen  Richter,  in  Anwendung  der  Art.  27,  50*  und 
103*  der  Vollziehungsverordnung  des  Bundesrates  vom  14.  Oktober 
1887,  bestraft  werden. 

Die  von  Scherz  geltend  gemachte  Verteidigung,  er  habe  mit 
der  Viehware  nichts  zu  thun,  ist,  auch  wenn  deren  Richtigkeit 
nachgewiese.it  wäre,  was  nicht  der  Fall  ist,  nicht  stichhaltig,  da 
derselbe  als  Eigentümer  und  Besitzer  des  Viehes  dafür  auch  straf- 
rechtlich verantwortlich  ist,  dass  hei  der  Besorgung  desselben  die 
polizeilichem  Vorschriften,  denen  in  Zeiten  von  Seuchengefahr  eine 
eminente  Wichtigkeit  zukoinmt.  beobachtet  werden. 
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Strafrechtszeitung.  — Nouvelles  pénales. 


Per gonalnach  richten. 

t Dr.  juris  utriusque  Eduard  Thurneysen  - Geutuseus , ait  Straf- 
gerichtspräsident. Wiederum  ist  ein  trefflicher  Basler  Jurist  aus  dem 
Leben  geschieden,  der  seiner  Vaterstadt  auf  dem  Gebiete  der  Civll- 
und  Strafrechtspflege  grosse  Dienste  geleistet  hat.  Eduard  Thurneyscn  wurde 
zu  Basel  am  11.  Juni  1824  geboren,  widmete  sich,  tüchtig  vorgebildet,  dem 
Studium  der  Rechtswissenschaft  in  Basel  und  Heidelberg  und  erwarb  am 
6.  September  1847  unter  dem  Promotor  Leist  in  Basel  den  Doktorhut 
« insigni  eruditionis  specimine  exhibito  ».  Nachdem  er  durch  eine  Reise  ins 
Ausland  seine  Weltkenntnis  erweitert,  fand  er  vorübergehend  eine  An- 
stellung im  Finanzdepartement,  wo  er  kaufmännische  Kenntnisse  sich  an- 
eignete, die  ihm  in  späterer  Stellung  sehr  zu  Nutzen  kamen.  Dann  aber 
fand  er  bald  in  der  Verwaltung  der  Rechtspflege  eine  seinem  reichen 
Wissen  zusagende.  Thütigkeit.  Sowohl  als  Suppleant  des  Civilgerichts  wie 
auch  als  Fiskalsubstitut  zeichnete  er  sich  in  der  Zahl  jüngerer  Juristen 
aus,  die  unter  Leitung  des  hervorragenden  Präsidenten  Professor  J.  Schnell 
der  Basler  Rechtspflege  damaliger  Zeit  überall  hohe  Achtung  erwarben. 
Er  wurde  dann  Statthalter  des  Civilgerichts  und  1882  bei  Einführung  der 
neuen  Strafprozessordnung  Staatsanwalt,  einige  Zeit  darauf  (1868)  Prä- 
sident des  Strafgerichts.  Wohl  bot  sich  ihm  1874  bei  Austritt  von  Präsident 
Schnell  die  Gelegenheit,  sich  um  das  Civilgerichtspräsidium  zu  bewerben, 
was  viele  seiner  Freunde  lebhaft  begrüsst  hätten  ; aus  wold  ungerecht- 
fertigten Bedenken  glaubte  er  davon  absehen  zu  sollen.  Er  hat  sodann 
22  Ja  lire  lang  bis  1890  das  Präsidium  des  Strafgerichts  geführt.  Was  er 
hierin  geleistet,  sprach  dankerfüllt  die  Basler  Advokatenkammer  bei  seinem 
Ausscheiden  in  ihrer  Adresse  an  ihn  aus,  in  der  sie  die  Geschäftsführung 
während  dieser  Zeit  als  mustergültig  und  für  die  Entwicklung  des  Basler 
Rechtslebens  hochbedeutsam  anerkannte.  In  der  That  hatte  er  mit  seltener 
Gewissenhaftigkeit  und  höchstem  Ernste  seines  Amtes  gewaltet.  Stets 
prüfte  er  in  Geistesschärfe  unbefangen  die  Richtigkeit  dieser  oder  jener 
sonst  leichthin  angenommenen  Sätze,  denen  gegenüber  er  sich  die  Selb- 
ständigkeit des  Urteils  wahrte.  Eine  im  Hinblick  auf  gesammelte  Erfahrungen 
und  erzielte  Resultate  gewonnene  Überzeugung  dann  gegen  jedermann  zu 
vertreten,  schien  ihm  Mnunespflicht.  So  hat  er  offen  die  von  ihm  bemerkten 
praktischen  Mängel  in  der  Gestaltung  der  Voruntersuchung  nach  der  neuen 
Strafprozessordnung  in  der  wichtigen  Abhandlung  des  Bandes  XIV  der 
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Zeitschrift  für  Schweizerisches  Hecht  (1867)  dargelegt  und  eben  so  offen 
in  dieser  Zeitschrift  (Baud  VI)  Stellung  zum  Entwurf  von  Slooss  genommen. 
In  privaten  Gesellschaften  (wie  in  der  Mittwochsgesellschaft)  und  namentlich 
im  Grossen  Rate,  dem  er  1852 — 1881  neben  Beteiligung  an  vielen  wichtigen 
Kommissionen  angehörte,  war  er  ein  gern  gehörter  Redner.  Lange  Jahre 
hindurch  sass  er  im  Erziehungskollegium,  war  auch  1874 — 1898  Mitglied 
der  Synode  der  evangelischen  Landeskirche  und  des  Kirchenvorstandes 
der  Münstergemeinde,  in  welcher  Stellung  er  eine  vermittelnde  Richtung 
vertrat.  Erwähnt  sei  seine  Mitarbeit  an  dem  Entwurf  eines  Basler  Civil- 
gesetzes  und  die  Ausarbeitung  der  reichhaltigen,  belehrenden  Register 
zu  dem  Basler  Rechtsquellenwerke  von  Schnell.  Als  Freund  der  Musik 
war  er  gTosser  Kenner  und  Verehrer  der  ernsten  Werke  eines  Bach  u.  a. 
Allen  Fragen  des  kirchlichen  und  politischen  Lebens  galt  sein  Interesse, 
vornehmlich  auch  der  Mitarbeit  auf  den  wissenschaftlichen  Gebieten  zweier 
lieber  Schwiegersöhne  (Prof.  Geizer  in  Jena.  Prof.  Riggenbach  in  Basel). 
In  dieser  Beziehung  sei  aus  letzter  Zeit,  nachdem  er  in  den  Ruhestand 
getreten,  die  Arbeit  über  die  Basler  Separatisten  des  ersten  Viertels  des 
18.  Jahrhunderts  im  Basler  Jahrbuch  für  1895  genannt.  — Bis  in  die 
jüngsten  Tage  geistesfrisch  und  unermüdlich  tliätig,  wurde  er  am  13.  No- 
vember durch  eine  rasch  verlaufende  Lungenkrankheit  im  Sturm  dahin- 
gerafft. Sein  Andenken  bleibt  bei  Freund  und  Gegner  in  Ehren! 

(Nach  den  Nekrologen  der  « Allgemeinen  Schweizer  Zeitung  »,  Nr.  533. 
vom  15.  November  11*00  und  der  « Basler  Nachrichten  »,  Nr.  312,  vom 
15.  November  1900.  und  der  Druckschrift  »Zum  Andenken  an  Herrn  Dr. 
Eduard  Thurneysen-Gemuseus  ».  Basler  Druck-  und  Verlagsanstalt.) 

T. 


t Bundesrichter  Dr.  J.  Morel.  Am  Tage  und  fast  zur  Stunde,  als  ihm 
in  der  Bundesversammlung  für  seine  26 jährige  Thätigkcit  im  Bundesge- 
richt der  Dank  des  Volkes  ausgesprochen  wurde,  schied  in  Lausanne 
Josef  Morel  aus  St.  Gallen  unerwartet  aus  dem  Leben.  Trotz  seiner  75  Jahre 
und  körperlichen  Leidens  war  der  verstorbene  im  Geiste  jugendfrisch  bis 
zuletzt  ; noch  am  Sterbetage  gab  er  sein  Gutachten  in  einer  Sitzung  ab. 
Dem  schweizerischen  Strafrecht  hat  Morel  dadurch  grosse  Dienste  er- 
wieseu,  dass  er  zuerst  den  gewiss  nicht  leichten  Vorsitz  in  der  Experten- 
kommission zur  Beratung  des  Vorentwurfes  zu  einem  schweizerischen 
Strafgesetzbuch  im  September  und  Oktober  1893  führte.  Auch  war  er 
eine  Zeit  lang,  obwohl  schon  leidend,  Präsident  der  Lnndesgruppe  der 
Internationalen  kriminalistischen  Vereinigung  und  hat  auch  damit  sein 
reges  Interesse  für  den  Fortschritt  bewiesen.  Die  Persönlichkeit  und  die 
Leistungen  Morels  werden  in  einem  Nekrolog  gewürdigt  werden. 
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Strafprozess. 

Strafprozessreform  Im  Kanton  Zug.  Im  Kanton  Zug  werden  endlich 
die  schon  früher  auBgcarbeiteten  Entwürfe  einer  Strafprozessordnung 
wieder  dem  Archiv  enthoben,  um  von  einer  Kommission  gesichtet  und 
dein  Kantonsrate  zur  Beratung  vorgelegt  zu  werden. 

Der  Kanton  Zug  besitzt  immer  noch  keine  einlässlichen  gesetzlichen 
Bestimmungen  über  (las  Untersuchungsverfahren  und  den  Strafprozess. 
In  der  Gerichtsordnung  für  das  Polizei-  und  Kriminalgericht  vom  2tl.  Feb- 
ruar 1852  sind  nur  einige  durchaus  ungenügende  Bestimmungen  betreffend 
das  Strafverfahren  enthalten.  Dieses  Verfahren  basiert  nnf  Grundlage  des 
alten  Inquisitionsprozesses.  Polizeidirektion  und  Verhöramt  haben  die 
Untersuchung  in  Strafsachen  zu  führen.  Das  Gericht  entscheidet  auf  Grund- 
lage dieser  Untersuchungsakten,  ohne  dass  bei  der  Gerichtsverhandlung 
selbst  Zeugeneinvernahmen  stattfinden. 

Dass  ein  solches  Strafverfahren,  bei  welchem  der  Richter  einzig  auf 
Grund  von  Untersuchungs-Protokollen  urteilt,  deren  Mangelhaftigkeit  oder 
Unrichtigkeit  ja  nicht  ausgeschlossen  ist,  schwere  Übelstände  mit  sich 
bringen  kann,  ist  längst  anerkannt  worden. 

Schon  Anfung  der  1870er  Jahre  wurde  vom  zugerischen  Kantonsrate 
eine  Kommission  bestellt,  um  neben  dem  Entwürfe  eines  Strafgesetzes  auch 
einen  Entwurf  zu  einer  Strafprozessordnung  auszuarbeiten.  Der  erste  Ent- 
wurf zu  einer  Strafprozessordnung  für  den  Kanton  Zug  datiert  vom  Juni 
1874.  Dieser  Entwurf,  der  auf  dem  mündlichen  öffentlichen  Anklagever- 
fahren beruht,  wurde  aber  im  Kantonsrate  nicht  durchberaten,  sondern 
liegen  gelassen.  Das  geschah  offenbar  aus  dem  Grunde,  weil  damals  andere, 
gesetzgeberische  Arbeiten  von  grosser  Bedeutung  in  den  Vordergrund  ge- 
stellt wurden,  z.  R.  das  Strafrecht,  das  Erbrecht  etc. 

Elrst  Ende  1884  wurde  im  zugerischen  Kautousrate  wieder  eine  Motion 
gesteht,  es  solle  die  Beratung  der  Strafprozessordnung  unverzüglich  an 
die  Hand  genommen  werden.  Ira  Jahre  1885  wurde  eine  neue  Kommission 
ernannt,  mit  dem  Aufträge,  entweder  den  1874er  Entwurf  mit  allfälligen 
Abänderungen  oder  einen  neuen  Entwurf  einer  Strafprozessordnung  zur 
Beratung  vorzulegen.  Die  Kommission  hat  auf  Grundlage  des  frühem 
Entwurfes  einen  neuen  Entwurf  ausgearbeitet  und  im  Mai  1889  mit  ein- 
lässlichem Berichte  dem  Kantonsrate  eingereicht.  Nachdem  noch  eine 
Anzahl  Abänderungsanträge  eingereicht  und  von  der  Kommission  geprüft 
waren,  wurde  endlich  im  Jahre  1891  auf  die  Beratung  im  Kantonsrate 
selbst  eingetreten  und  eine  Anzahl  Paragraphen  durchberaten.  Während 
von  einer  Seite  wegen  geringfügiger,  zum  Teil  nur  redaktioneller  Ände- 
rungen lange  Reden  gehalten  wurden,  trat  bei  einem  nicht  unbedeutenden 
Teil  der  Mitglieder  des  Kantonsrates  eine  offenbare  Ermüdung  zu  Tuge, 
und  es  fanden  sich  zur  Kantonsratssitzung,  bei  welcher  die  Fortsetzung 
der  Beratung  der  Strafprozessordnung  als  Traktandum  figurierte,  kaum 
die  zur  Beschlussfassung  nötige  Anzahl  KantoiiBräte  ein.  Als  sodann 
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andere  wichtige  Gesetzes  Vorlagen  der  Erledigung  harrten  und  zudem  noch 
die  Revision  der  Kantonsverfassung  beschlossen  wurde,  wurde  die  Be- 
ratung der  Strafprozessordnung  wieder  sistiert  und  ist  seit  1891  nicht 
wieder  aufgenommen  worden.  Nachdem  nun  die  wichtigsten  Gesetze, 
welchen  durch  die  neue  Verfassung  gerufen  wurde,  erlassen  sind,  hat  im 
Herbst  dieses  Jahres  der  Kantonsrat  beschlossen,  die  Beratung  der  Straf- 
prozessordnung endlich  zu  Ende  zu  führen,  und  es  wurde  zur  Sichtung 
des  vorhandenen  Materials  und  zur  Berichterstattung  eine  Kommission 
gewählt. 

Möge  nun  diese  notwendige  gesetzgeberische  Arbeit  ohne  weitere 
Verzögerung  erledigt  werden  und  dann  der  alte  Spruch  sich  bewahrheiten: 
«Was  lange  währt,  wird  endlich  gut.»  Ständerat  Hildebrand.  Zug. 


Kriminalstot  istik. 

Die  Ergebnisse  der  schweizerischen  Kriminalstatistik  während  der 
Jahre  1892  1896.  Im  Aufträge  des  eidgenössischen  Justiz-  und  Folizei- 
departements  herausgegeben  vom  statistischen  Bureau  des  eidgenössischen 
Departements  des  Innern.  Bern  1900  (Schweizerische  Statistik,  125.  Liefe- 
rung). 

Der  Titel  ist  nicht  einwandfrei.  Eine  Kriminalstatistik  im  Sinne  der 
deutschen,  französischen  und  andern  ausländischen  Publikationen  mit  dieser 
Überschrift  ist  es  nicht.  Die  Einleitung  giebt  eine  Geschichte  der  An- 
regungen und  Bestrebungen  zu  einer  schweizerischen  Kriminalstatistik. 
Aber  das  vorliegende  Werk  enthält  weniger  als  eine  Kriminalstatistik, 
indem  es  nur  die  in  kantonale  Strafanstalten  Eingewiesenen  berücksichtigt, 
also  ausschliesst  diejenigen,  die  in  Bezirks-  (und  Gemeinde-)  Gefängnissen 
ihre  Strafe  verbüssten,  und  alle  diejenigen,  die  nicht  zu  einer  Freiheits- 
strafe verurteilt  worden  waren.  Anderseits  bietet  die  Statistik  ein  mehrercs 
dar,  indem  in  die  Betrachtung  einbezogen  wurden  auch  nicht  verurteilte, 
auf  dem  Verwaltungsweg  in  Zwangsarbeitsanstalten  Eingewiesene. 

Abgesehen  von  den  Einwendungen  gegen  die  Wahl  des  Titels,  muss 
anerkannt  werden,  dass  die  Umschreibung  des  Beobacht uugsgobietes  für 
eine  wissenschaftliche  Betrachtung  wohl  geeignet  ist.  Wir  haben  hier  bei- 
sammen die  Leute,  die  schwerere  Strafthaten  begangen  haben,  und  dazu 
jene  versorgungsbedürftige  kriminaloidc  Bevölkerung,  aus  der  sich  das 
Gewohnheitsverbrechertum  hauptsächlich  zu  rekrutieren  pflegt,  die  Lieder- 
lichen und  Arbeitsscheuen.  Sodann  brachte  die  Beschränkung  der  Auf- 
nahme den  Vorteil  mit  sich,  dass  man  sich  an  sachverständige  Anstalt  s- 
vorsteher  wenden  konnte,  die  all«-  die  geforderten  Angaben  mit  lebhaftem 
eigenem  Interesse  erheben.  Daraus  war  eine  grosse  Vollständigkeit  und 
Zuverlässigkeit  zu  erhoffen  : leider  zeigt  schon  der  erste  Blick  auf  Ta- 
belle 2,  die  Eintritte  in  die  einzelnen  Anstalten  enthaltend,  dass  die  Bericht- 
erstattung trotzdem  keine  lückenlose  war. 

Die  Statistik  zerfällt  in  zwei  Hauptabschnitte:  Eintritte  Und  Austritte. 
Überall  werden  die  Gesamtergebnisse  der  fünf  Jahr«'  1892—1896.  meist 
auch  die  Ergebnisse  in  den  einzelnen  Jahren,  mitgeteilt. 
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A.  Eintritte.  Die  jährlichen  Eintritte  in  die  Straf-  und  Arbeitsanstalten 
lassen  sich  wie  die  Zahl  der  jährlichen  Verurteilungen  in  ein  prozentuales 
Verhältnis  setzen  zu  der  Gesamtzahl  der  strafmündigen  Bevölkerung. 

Die  Gesamtzahl  der  gemeldeten  Fälle  beträgt  in  den  fünf  Jahren 
14,612,  wovon  12,346  (84,3  %)  Männer  und  2264  (15,6  */•)  Frauen. 

Auf  die  Gesamtbe völke rung  im  Jahre  1898  (2,917,754)  bezogen,  sind 
es  9,8  auf  10, (HX)  Einwohner.  Wird  dug-egen  nur  die  strafmündige  Bevöl- 
kerung (2,160,300)  gerechnet,  so  kommen  jährlich  13,2  Eingewiesene  auf 
10,000  über  12  Jahre  alte  Einwohner. 

Wie  weit  diese  Zahlen  von  der  Gesamtzahl  der  alljährlich  wegen 
Verbrechen  und  Vergehen  Verurteilten  abweicht,  zeigt  sich  schon  daraus, 
dass  z.  B.  der  Kanton  Zürich  in  dieser  Statistik  mit  10  Eingewiesencn 
auf  10,000  strafmündige  Einwohner  figuriert,  während  die  entsprechende 
Verurtoiluugsziffer  74 — 75  sein  dürfte.  Eine  genaue  Berechnung  Ist  aus- 
geschlossen, weil  die  Bevölkerung  seit  1888  sich  erheblich  vermehrt  hat, 
die  « nachgeschriebene  » Bevölkeruug'sziffer  aber  jedenfalls  der  Wirklichkeit 
nicht  entspricht.  Darunter  leiden  natürlich  auch  die  Berechnungen  der 
• vorliegenden  Arbeit. 

Dass  die  hier  gegebenen  Zahlen  zur  Vergleichung  der  Kriminalität 
von  Kanton  zu  Kanton  nicht  geeignet  sind,  ist  vom  Verfasser  der  Statistik 
selber  betont.  Nicht  nur,  dass  die  Eintritte  in  die  Bezirks-  und  Kreis- 
gefängnisse fehlen;  die  Kantone,  welche  Zwangsarbeitsanstalten  besitzen 
und  die  administrative  Versetzung  von  Vaganten  und  Bettlern  in  aus- 
gedehntem Masse  auwenden,  erscheinen  andern  Kantonen  gegenüber 
schwerer  belastet,  von  den  Kautonen  zu  schweigen,  welche  die  Insassen 
ihrer  Zwangsarbeitsanstalten  gar  nicht  zur  Anzeige  brachten. 

Die  Monatsrapporte  über  den  Stand  und  Gang  der  schweizerischen 
Gefängnisbevölkerung  («Bulletins»)  zeigten  für  denselben  fünfjährigen 
Zeitraum 

112,202  Eintritte,  nämlich 
6,188  in  Zuchthäuser, 

28,384  » Gefängnisse, 

' 5,009  » Zwangsarbeitsanstalten, 

29,334  » Polizeiverhaft, 

32,159  » Busseulmft, 

11,128  » Militärhaft. 

Das  sind  nun  schon  grössere  Zahlen,  auf  10,000  strafmündige  Einwohner 
kommen  jährlich  104  Inhaftierte,  Allerdings  kommen  hier  auch  mehrfache 
Einziehungen  ein  und  desselben  Individuums  iui  gleichen  Jahre  vor. 

Eine  Thatsache  lässt  sich  aus  den  Zahlen  der  Statistik  wie  des 
Bulletins  feststellen,  eine  merkliche  Abnahme  der  Zahlen. 


s betrugen  nämlich 

die  Eintritte: 

Im  Jahre 

Nach  dem  „Bulletin“ 

Nach  der  „Statistik 

1892  . . . 

. . . 25,400 

3210 

1893  . . . 

. . . 23,091 

3141 

1894  . . . 

. . . 23,043 

2869 

1895  . . . 

. . . 20,457 

2680 

1896  . . . 

. . . 20,211 

2712 
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Ks  ist  nur  zu  hoffen,  dass  diese  Abnahme  nicht  lediglich  auf  eine 
Abnahme  in  der  Genauigkeit  der  Aufnahmen  zurückzuführen  sei. 

Die  oben  erwähnte  Ziffer  von  13,2  Einweisungen  auf  10,000  straf- 
mündige Einwohner  wird  weiter  zerlegt  nach  der  Ursache  des  Eintritts. 


Die  Eintretenden  waren  nämlich: 

Verurteilte  wegen  Verbrechen  gegen  die  Sittlichkeit 1,3 

» » » » Leih  und  Leben 1,2 

» » » » das  Vermögen (i,2 


» » anderer  Verbrechen  und  administrativ  Eingewiesene  4,5 

Wir  hätten  es  vorgezogen,  wenn  hier  die  Prozentzahlen  gegeben 
worden  wären,  man  versucht  diese  Umrechnung  unwillkürlich,  aber  man 
kann  sie  bei  der  Kleinheit  der  Zahlen  nicht  gut  vornehmen. 

Interessant  und  gewiss  auf  sehr  mühevollen  Berechnungen  beruhend 
sind  die  Mitteilungen  über  die  Dauer  der  Strafen,  die  einen  gewissen 
Schluss  auf  die  Strenge  des  kantonalen  Gesetzes  und  des  kantonalen 
Richters  zulassen.  Eine  solche  Zusammenstellung,  bezogen  auf  Körper- 
verletzung mit  tödlichem  Ausgang,  weist  20  Verurteilungen  zu  lebens- 
länglichem Zuchthaus  oder  zu  Todesstrafe  nach.  Hei  der  grossen  Empfind- 
samkeit. die  wir  noch  immer,  hüben  und  drüben,  in  der  Frage  der  Todes- 
strafe an  den  Tag  legen,  wären  wir  dem  Herrn  Verfasser  sehr  dankbar, 
wenn  er  uns  gelegentlich  die  Zahl  der  Todesurteile,  für  sich  mitteilen  wollte. 

Haben  wir  bis  hierher  die  Verwendung  der  Angaben  für  die,  Moral- 
statistik nur  mit  Vorbehalten  als  zulässig  erachtet,  so  dürfen  wir  die  wissen- 
schaftliche Bedeutung  der  weitem  Ausführungen  der  Statistik  vorbehaltlos 
anerkennen.  Es  sind  dies  die  Darlegungen  der  persönlichen  Verhältnisse 
des  Eintretenden;  Heimat  und  Geburtsort,  Civilstand,  Kinderzahl,  Konfession, 
Muttersprache,  Alter,  Erziehung  und  Bildung,  Beruf  u.  s.  \v.  Es  ist  unzweifel- 
haft, dass  das  so  gewonnene  Bild  ziemlich  sich  decken  wird  mit  dem  Bilde, 
welches  eine  gerichtliche  Kriminalstatistik  darbieten  würde.  Nur  dass  eben 
die  Aufnahme  durch  die  Strafanstaltsbeamten  eine  weitaus  sorgfältigere 
und  zuverlässigere  sein  kann  als  die  durch  hastig  arbeitende  Gerichts- 
schreiber; es  kann  auch  eine  solche  Aufnahme  sich  über  viel  zahlreichere 
Fragen  erstrecken.  So  enthält  insbesondere  der  Abschnitt  « die  Ursachen 
der  Vergehen  und  Verbrechen»  einen  interessanten  Versuch,  die  Veranlassung 
zum  Verbrechen  darzustellen,  wobei  allerdings  eine  ganz  klare  Ausscheidung 
zwischen  begünstigenden  Umständen  (Gelegenheit)  und  Anstoss  nicht  ge- 
macht werden  konnte. 

Nun  liegt  es  uns  aber  weniger  am  Herzen,  die  wissenschaftliche 
Bedeutung  der  Arbeit  zu  prüfen  und  zu  betonen,  als  vielmehr  uns  zu 
fragen,  was  lernen  wir  ans  ihr  für  die  Ausgestaltung  des  schweizerischen 
Strafgesetzbuches.  Sofern  wenigstens  die  ersten  Anforderungen  einer  ver- 
nünftigen Kriminalpolitik  nicht  neuerdings  in  den  Hintergrund  gestellt 
werden,  so  wird  das  neue  Strafrecht  von  dem  bisherigen  in  folgenden 
Richtungen  abweichen  : 

Die,  sagen  wir  mildere,  Behandlung  des  erstmaligen  Gelegenheits- 
Verbrechers.  Die  bedingte  Verurteilung,  die  vorgesehen  ist.  wie  überhaupt, 
die  grössere  Sparsamkeit  mit  kurzen  Freiheitsstrafen,  wird  die  Zahlen 
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des  Gefäng-nisbulletins  verändern,  nicht  aber  diejenigen  der  vorliegenden 
Statistik. 

Sodann  die  Frage  der  Jugendlichen.  Nach  dem  wohlerwogenen  Vor- 
schlag des  Entwurfes  soll  sowohl  das  Kindesalter  (bis  zum  zurückgelegten 
vierzehnten  Altersjahr)  als  das  reifere  Jugendalter  (bis  zum  zurückgelegten 
achtzehnten  Altersjahr)  den  Zuchthäusern  und  Gefängnissen  vollständig 
entzogen  und  nötigenfalls  besonderen  Anstalten  überwiesen  werden. 

Die  Verhältnisse  des  Jugendlichen  haben  daher  für  uns  ein  besonderes 
Interesse.  Von  den  14,612  Kingewiesenen  waren 

54  in»  Alter  von  12 — 14  Jahren 
811  » » » 15—18 

Das  giebt  zu  denken,  namentlich  wenn  wir  dabei  noch  einen  Klick 
auf  die  Rückfallstatistik  werfen,  welche  zeigt,  dass  das  Gewohnheitsverhrecher- 
tura  schon  auf  der  Stufe  des  Jugendalters  sich  geltend  macht. 

Endlich  die  energischere  Bekämpfung  des  Gewohnheitsverbrechertums. 
Hier  schöpfen  wir  wiederum  aus  der  Hückfallstatistik.  Von  der  Gesamtzahl 
von  14,612  Eintretenden  waren  7815  Rückfällige  = 53,5  °/o,  nach  Ausschaltung 
der  innerhalb  der  Beobachtuugszeit  mehrmaligen  Inhaftierungen  11,704, 
wovon  5933  = 50,7  “/•  Rückfällige.  Von  diesen  letzteren  waren  554  mehr  als 
zehnmal  vorbestraft,  nämlich  : 


11—20  mal  vorbestraft 

361 

21—30 

» » 

103 

31-40 

» » 

46 

41—50 

1»  » 

21 

51—60 

» » 

13 

61—70 

» * 

3 

71—80 

> » 

5 

81—85 

» » 

2 

Das  sind  nun  übrigens  nicht  alles  alte,  ergraute  Leute,  gegenteils,  die 
Mehrzahl  derselben  hat  das  45.  Altersjahr  noch  nicht  erreicht,  so  insbe- 
sondere auch  die  beiden  mit  über  80  Vorstrafen  Belasteten. 

Das  Verwahrungshaus  des  Vorentwurfes  hätte  somit  keinen  Mangel 
an  passenden  Kunden  gehabt.  Die  Frage  der  Behandlung  der  LTnverbesser- 
lichen  tritt  mit  bitterem  Ernste  aus  diesen  Zahlen  an  uns  heran. 

Erwähnt  sei  hier  auch  noch  die  frühere  Anregung  des  Vereins  für 
Straf-  und  Gefängniswesen,  dtgrch  den  Bund  eine  Anstalt  zur  Aufnahme 
langjähriger  gefährlicher  Verbrecher  erstellen  zu  lassen.  Wie  oben  erwähnt, 
traten  in  der  Beobachtungszeit  28  lebenslängliche  Freiheitsstrafen,  15  solche 
von  20  Jahren  und  mehr,  27  solche  von  10 — 20  Jahren  wegen  Körper- 
verletzungen mit  tödlichem  Ausgange  an.  Dabei  ist  Mord,  Totschlag  u.  s.  w. 
mitverstanden,  wir  hätten  also  so  ziemlich  die  langzeitigen  Gefährlichen 
bei  einander,  70  in  5 Jahren,  oder  wenn  wir  eine  effektive  Durchschnitts- 
dauer der  Haft  von  10  Jahren  annehmen.  eine  AnstaltBbevölkerung  von  140. 
Der  Unsinn,  der  bis  jetzt  geübt  wird  und  geübt  werden  muss.  Lebens- 
längliche dem  Progressivsystem  * zur  allmählichen  Angewöhnung  an  Frei- 
heit » zu  unterwerfen,  ist  so  in  die  Augen  springend,  dass  man  vielleicht 
doch  noch  über  ein  Krgastolo,  der  italienische  Gesetzgeber  hat  für  den 
lebenslänglichen  Kerker  uueh  eine  eigene  Bezeichnung,  sich  einigen  wird. 
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Man  hat  auch  in  diesen  Tagen  die  Frage  der  Behandlung  ganz  alter 
Leute  nicht  aus  dem  Gesichtspunkte  der  Verstocktheit  im  Verbrechen, 
sondern  aus  demjenigen  der  Gebrechlichkeit  des  Alters  zur  Erörterung 
gezogen.  Die  Statistik  weist  au  alten  Verbrechern  auf: 

243  im  Alter  von  61 — 65  Jahren 

119  » » » 66—70 

39  » » » 71—75 

10  » » » 76 — 80  » 

Diese  Zahlen  zeigen  uns  aber  nur  das  Alter,  nicht  den  Grad  der 
Gebrechlichkeit.  Vielleicht  gab  eine  der  Tabellen  des  Manuskriptes,  deren 
Abdruck  sonderbarerweise  nicht  bewilligt  wurde  (Rückseite  des  Inhalts- 
verzeichnisses), eine  Kombination  der  Gesundheit»-  mit  den  Altersverhält- 
nissen. 

Dass  die  Statistik  eine,  reiche  Ausbeute'  für  Fragen  der  präventiven 
Kriminalpolitik  darbietet,  ist  wohl  selbstverständlich.  Nur  auf  das  eine,  den 
grossen  Anteil  der  Uneheliehen  am  Verbrechertum,  sei  hier  noch  ausdrück- 
lich hingewiesen.  Von  den  Eingewiesenen  waren  9,3°/®  Uneheliche,  in  der 
Gesamtbevölkerung  machen  sie  kaum  die  Hälfte  hiervon  aus. 

B.  Austritte.  Dieser  Teil  der  Arbeit  bedeutet  eine  sehr  wertvolle  Er- 
weiterung des  Beobachtungsgebietes  gegenüber  der  üblichen  Kriminal- 
statistik. 

In  den  fünf  Jahren  1892/96  wurden  aus  den  Anstalten  entlassen 
14,351  Personen,  davon  13,628  = 95,0°/®  wegen  Ablauf  der  Strafzeit,  und 
zwar  infolge 

Erstehung  der  Strafe  11,943  = 87,6"/® 

Begnadigung  977  = 7,2  °/o 

bedingt  entlassen  708  = 5,2  °/o 

723  = 5 "/«  vor  Ablauf  der  Strafzeit,  «nid  zwar  182  durch  Tod. 

Über  den  Grund  des  Austritts  der  übrigen  541  giebt  uns  die  Statistik 
keine  nähere  Auskunft.  Es  mögen  sich  darunter  solche  befunden  haben, 
die  wegen  unheilbaren  Krankheiten  in  Siechenhäuser  verbracht  werden 
mussten,  gewiss  aber  auch  Ausbrecher.  Schade,  dass  uns  die  Zahl  und  die 
Verteihmg  auf  die  einzelnen  Anstalten  vorenthalten  worden  ist,  wir  hätten 
So  gerne  daran  einige  boshaft»'  Bemerkungen  geknüpft.  Vielleicht  hat  man 
uns  gerade  deshalb  die  Zahl  verschwiegen. 

Nun  aber  die  ernsteren  Fragen;  was  wird  das  Schicksal  der  Ent- 
lassenen sein,  inwieweit  ist  die  Aufgabe  der  Anstalt  gelöst,  deu  zu  Ent- 
lassenen mit  den  notwendigen  moralischen  und  materiellen  Fonds  auszu- 
statten, um  sich  im  Leben  halten  zu  können  ? 

Die  zweite  Frage,  was  haben  die  Anstalten  gethan,  veranlasste  zu- 
nächst, einen  Rückblick  zu  thun  auf  die  Arbeit  in  der  Anstalt.  Unbeschäftigt 
sind  bloss  388  = 2.9  7®  »1er  Entlassenen  geblieben,  die  übrigen  waren  zu 
62,3  7®  mit  Industrie,  26,0  7®  mit  Landwirtschaft,  8,8  mit  Bureau-  «ind  Haus- 
haltungsarbeiten beschäftigt.  Einen  Beruf  erlernten  in  der  Anstalt  1855 
Personen  = 14,07®  der  Entlassenen.  Der  Betrag  des  zurückgelegten  Arbeits- 
verdienstes war  in 
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57  % der  Falle  unter  10  Fr. 

36,1  % » » 10 — 50  » 

und  nur  in  6,0'/°  der  Fälle  höher.  — 4 Kantone  kennen  die  Gutschrift  eines 
Anteils  am  Verdienste  überhaupt  niclit;  wahrscheinlich  rührt  es  hauptsächlich 
von  da  her.  dass  37,5  % der 'beschäftigten  Personen  ohne  jegliche  Erspar- 
nisse entlassen  wurden.  Neu  und  interessant  ist  eine  Zusammenstellung 
der  Zeugnisse  über  Führung  in  der  Anstalt  und  über  Geschicklichkeit. 
Fleiss  und  Gesundheitszustand  bei  der  Entlassung. 

Wir  bedauern  nur,  dass  gerade  über  diese  hochinteressanten  Fragen 
eine  ganze  Reihe  Specialtabellcn  unterdrückt  worden  sind.  (Vgl.  oben.) 

Was  wird  aus  den  Entlassenen  ? Darüber  giebt  uns  Tabelle  44  Aus 
kuuft.  Wir  ersehen  daraus,  dass  24°/»  in  ihre  Familie,  34"/»  in  ihre  früheren 
Verhältnisse  zurückkehren,  1,6%  in  andere  Anstalten  gelangen,  10,5%  aus- 
geliefert oder  ausgewiesen  werden,  3,4  % werden  als  unter  Schutzaufsicht 
gestellt  bezeichnet  ; das  scliliesst  doch  die  Rückkehr  in  die  Familie  u.  s.  w. 
nicht  aus  ? 

Wenn  wir  dann  vernehmen,  dass  von  den  Entlassenen  64%  int  Kanton 
verbleiben,  21  % in  einen  andern  Kanton  ziehen  und  nur  25  % entweder 
ins  Ausland  oder  unbekannt  wohin  sich  entfernen,  so  stärkt  uns  das  wieder 
in  dem  Vertrauen,  die  Aufsicht  über  den  bedingt  Verurteilten  einigermassen 
durchzuführen. 

Über  die  Häufigkeit  der  Stellung  unter  Schutzaufsicht  (in  Genf  22%. 
in  Baselstadt  13,5  %,  in  Appenzell  A.-Rli.  nur  0,5  % der  Entlassenen)  er- 
lialteu  wir  Aufschlüsse,  die  uns  die  interkantonale  Organisation  dringend 
ans  Herz  legen. 

So  findet  man  bei  näherem  Zusehen  in  dem  Werke  recht  vieles,  das 
uns  zu  wissen  not  tliut,  wenn  wir  zielbewusst  an  die  Reformarbeit  gehen 
wollen.  Unsere  Dank  hierfür  dem  verdienten  Leiter  des  schweizerischen 
statistischen  Bureaus.  Zürcher. 


Straftollzug. 

Rediifii-rt  von  Strafaimtttltsdirektor  J.  V . lliirbin  in  Lonxhurg. 

Auszüge  aus  den  Jahresberichten  der  Strafanstalten  zu  Lenzbnrg, 
Neuenburg,  Baselstadt,  Luzern  nnd  Solothurn  und  der  Zwangserziehungs- 
anstalt Aarburg  pro  180!». 

I.  Die  Strafanstalt  Lemburg  zählte  im  Jahre  18!»!»  zu  Anfang  225,  am 
Ende  225  und  im  ganzen  4ÎH)  Gefangene  : 436  männliche  und  54  weibliche  ; 
154  Kriminelle,  253  Korrektionelle,  62  Zwangsarbeiter,  3 Untersnchungs- 
gefangeue  und  18  Pensionäre. 

Eintritt.  Eingetreten  sind:  265:  235  Männer  und  30  Weiber. 

Austritt.  Ausgetreten  sind  : 265  und  zwar  13  (4.94  %)  infolge  definitiver 
Begnadigung,  36  (13,69%)  infolge  provisorischer  Freilassung,  3 (1,90%) 
infolgt'  Tod  und  209  (79,47  %)  infolge  Ablauf  der  Strafzeit. 

Heimat.  Von  den  Eingetretenen  waren  172  (65,65  %)  Aarg'auer,  50 
(19,0«  %)  Schweizer  aus  andern  Kantonen  und  40  (15,27%)  Ausländer. 
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Alter.  29  (11,07%)  zählten  untrr  30  Jahren,  98  (37,40"/«)  20 — 30,  63 
(24,05  %)  30— 40,  38  (14,50%)  40—50,  27  (10,31%)  50—60  und  7 (2,67%) 
Über  60  Jahre. 

Virilst  and.  158  (60,30%)  waren  ledig,  83  (31,68%)  verehelicht,  12 
(4,58%)  verwitwet  und  9 (3,44%)  geschieden. 

Konfession.  145  (55,34%)  waren  reformiert,  108  (41,22  %)  röroisch- 
katholisch  und  9 (3,44  %)  christ-katholisch. 

Schulbildung.  3 (1,15%)  besannen  keine  Schulbildung  (Italiener),  102 
(38,93%)  geringe,  125  (47,71  %)  ziemlich  gute  und  32  (12,21  7«)  gute  Schul- 
bildung. 

Erziehung.  78  (29,77  7°)  hatten  eine  ungenügende  und  184  (70,23*/°) 
eine  ziemlich  gute  bis  gute  Erziehung  genossen. 

Leumund.  37  (14,12  7°)  besessen  vorher  einen  schlechten,  58  (22,14  7°) 
einen  getrübten  und  167  (63,74  7«)  einen  guten  Leumund. 

Vermögen.  20  (7,6)1%)  besitzen  Vermögen,  47  (17,94  7°)  haben  solches 
zu  erwarten  und  195  (74,43  7°)  sind  arm. 

Beruf.  Handwerker  befanden  sich  darunter  125  (47,71  %),  Land-  und 
Erdarbeiter  und  Taglöhner  73  (27,86°/°),  Fabrikarbeiter  19  (7,25  7«),  Dienst" 
boten  21  (8,02  7«),  Beamte  und  Angestellte  20  (7,63  7°),  Geschäftsleute  4 
(1,537°). 

Vorstrafen.  Zum  erstenmal  bestraft  sind  175  (66.79  7°),  37  (33,21  *,*) 
rückfällig. 

Art  des  Verbrechens.  Vergehen  gegen  Gesundheit  und  Leben  36  (13,74  7°), 
gegen  die  Sittlichkeit  31  (11,83%),  gegen  die  Sicherheit  13  (4,96  7«),  gegen 
Treue  und  Glauben  36  (13,74  7°),  gegen  das  Eigentum  66  (24,81  7°)  und 
Polizeivergehen  81  (30,92  7«), 

Strafdauer.  Die  niedrigste  Strafdauer  der  im  Jahre  1899  eingetretenen 
Sträflinge  betrug  einen  Monat,  die  höchste  15  Jahre,  17  Urteile  betrugen 
je  1 Monat,  41  1 — 2 Monate,  29  3 Monate,  13  4 Monate,  4 5 Monate,  26 

6 Monate,  58  7 — 12  Monate,  33  13 — 24  Monate,  19  2 — 3 Jahre,  9 3 — 5 Jahre, 

7 5 — 7 Jahre,  2 7 — 9 Jahre,  1 12%  Jahre,  1 15  Jahre;  unbestimmt  ist  die 
Strafzeit  für  2 Zwangsarbeiter  (Pensionäre). 

Disciptin.  Von  den  490  Gefangenen  gaben  88  (18°/°)  zu  Verwarnungen 
oder  Bussen  Veranlassung. 

Ernährung.  Die  Gesamtzahl  der  Vcrpflegnngstage  der  Gefangenen 
betrug  80,687.  Ein  Verpflegungstug  kostete  durchschnittlich  42  Rp.  Es 
wurden  im  ganzen  verwendet:  Brot  61,917  Kilos,  Rindfleisch  263)4.  Schweine- 
fleisch und  Speck  1 66.  ganze  Milch  24.802.  Magermilch  28.960,  Kartoffeln 
16,385,  Fett  2200,  Mehl  919,  Gries  1022,  Reis  1857,  Bohnen  4151,  Erbsen 
1478,  Hafergrütze  1720.  Gerste  984,  Öl  15  Liter,  Maccaronl  562  Kilos,  Legu- 
minose  1010,  Magerkäse  581.  Kaffee  320  Kilos,  verschiedene  Gemüse  für 
Fr.  698. 30  und  Obst  für  Fr.  41. 

Berechnet  man  den  N’ährgehalt  dieser  verbrauchten  Nahrungsmittel, 
so  ergeben  sich  durchschnittlich  per  Kopf  und  Tag: 

an  Eiweiss  116  Gramm  (34  Gramm  aus  dem  Tierreich) 

an  Fett  51 

an  Kohlehydraten  551  „ 
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Gesundheitszustand.  Auf  490  Gefangene  kamen  61t  Erkrankungen  oder 
14  %.  Einmal  erkrankten  54,  zweimal  6 und  dreimal  1,  zusammen  GO  Ge- 
fangene. 

Gestorben  sind  in  der  Strafanstalt  5 Gefangene  : H.  S.  au  rechtsseitiger 
croupöser  Lungenentzündung;  F.  S.  an  allgemeiner  Tuberkulose;  L.  J.  an 
Tuberkulose  der  Lunge  und  eareinomatösem  Magengeschwür  mit  Blu- 
tungen; S.  K.,  kränklich  eingetreten,  an  florider  I’hthise  und  Entartung 
der  Leber;  R.  B.  an  Krebs  des  Magens  und  der  Leber. 

Korrespondenz  und  Besuche  der  Gefangenen.  Briefe  wurden  abgeschickt 
1013  und  wohl  ein  Viertel  mehr  in  Empfang  genommen.  Besuche  <509. 

Verdienstrechnung.  Von  den  12  Gewerben  wurden  bei  auswärtigen 
Bestellern  in  52,834  Arbeitstagen  brutto  Fr.  66,191. 69  verdient,  oder  per 
Kopf  und  Arbeitstag  125,28  Rp.  mit  Hinzurechnung  der  Arbeiten  für  den 
Hausbedarf  (Hausdienst,  Garten-  und  Landbau  : 10,865  Arbeitstage)  1 16,19  Rp. 

Nach  Abzug  der  Pekulien  und  Unkosten  und  mit  Zuzug  des  Ge- 
winnes auf  den  Materialien  betrug  der  Nettoverdienst  vou  den  auswärtigen 
Bestellern  Fr.  71,881.83,  oder  pro  Tag  und  Kopf  136,05  Rp.,  und  inklusive 
der  2 Gewerbe,  Hausdienst  und  Garten-  und  Landban,  Fr.  79,270. 43  oder 
124,46  Rp.  pro  Tag  und  Kopf. 

Der  Verdienstanteil  der  Gefangenen  belief  sich  auf  Fr.  7688.48,  oder 
auf  12,07  Rp.  pro  Arbeitstag. 

Finanzielles  Ergebnis.  Einnahmen  Fr.  90,358.22;  Ausgaben  Fr.  116,439.95. 
Den  Ausfall  von  Fr.  26,081.  73  deckte  der  Staat.  Auf  einen  Verpflegungstag 
berechnet  betrug  der  Staatszuschuss  eirka  32,32  Rp. 

Im  Jahr  1898  belief  sich  der  Staatszuschuss  auf  Fr.  27,199. 54,  im 
Jahr  1897  auf  Fr.  25,660.49  und  im  Jahr  1896  auf  Fr.  29,091.01. 


II.  Die  Strafanstalt  Neuenbürg  zählte  im  Jahre  1899  zu  Anfang  79, 
am  Ende  63  und  im  ganzen  142  männliche  Gefangene,  wovon  79  kriminelle 
und  63  korrektioncllc. 

Eintritt.  Kingetrcten  sind  77  Gefangene,  30  kriminelle  und  47  korrek- 
tionelle. 

Austritt.  Ausgetreten  sind  79  Personen,  28  kriminelle  und  51  korrek- 
tioneile, und  zwar  67  (85,09%)  infolge  Ablauf  der  Strafzeit,  1 (1,27%)  infolge 
Tod,  3 (3,81%)  infolge  definitiver  Begnadigung  und  8 (10.16%)  infolge 
provisorischer  Freilassung. 

Heimat.  Von  «len  Eingetretenen  waren  21  (27,30 11 jo)  Neuenburger,  42 
(54,60  "/•)  Schweizer  anderer  Kantone  und  14  (18,20°/»)  Ausländer. 

Atter.  1 (1,30%)  zählte  unter  20  Jahren,  27  (35,10%)  21 — 30  Jahre, 
26  (33,80%)  31—40,  12  (15.60%)  41—50,  9 (11,70%)  51—60,  2 (2,60%)  61 
und  mehr  Jahre. 

Civilstand.  Von  77  Eingetretenen  waren  41  (53,30  %)  ledig,  20  (26  %) 
verheiratet,  9 (11,70%)  verwitwet  und  7 (9,10%)  geschieden. 

Konfession.  Protestanten  55  (71,50%),  Katholiken  20  (26“/»)-  Isrealiten  1 
(1,30%)  und  ohne  Konfession  1 (1,30%). 
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Schulbildung.  3 (3,90%)  hatten  eine  «ehr  gute.  28  (36,40%)  eine  gute, 
1 (1,30%)  eine  mittclmässigc,  38(49,40%)  eine  geringe  und  7 (9,10*/»)  keine 
Schulbildung.  Bibliothek  2494  Bände, 

Erziehung.  27  (35,10%)  hatten  eine  gute,  20  (26%)  eine  ungenügende 
und  30  (39%)  eine  schlechte  Erziehung. 

Vermögen.  4 (5,20%)  hatten  Vermögen,  4 (5,20%)  solches  zu  erwarten, 
■69  (89,70%)  hatten  kein  Vermögen. 

Beruf.  Land-  und  Erdarbeiter  und  Taglöhner  2 (2.60  %),  Handwerker  33 
<42,90%).  Beamte  und  Angestellte  36  (46,80%),  Geschäftsleute  3 (3,90%), 
Dienstboten  3 (3.90%). 

Vorstrafen.  Zum  erstenmal  bestraft  sind  72  (93,60%),  rückfällig  5 
.<6,50  %). 

Art  des  Verbrechens.  Gegen  die  Sittlichkeit  3 (3,90%),  gegen  Leben 
und  Gesundheit  12  (15,60%),  gegen  das  Eigentum  27  (35,10"/«),  Münz- 
verbrechen 7 (9,10  %),  gegen  die  Sicherheit  2 (2,60  %).  gegen  die  öffentliche 
Ordnung  23  (29,90  %)  und  diverser  Art  3 (3,90%). 

Strafdauer.  Die  niedrigste  Strafflauer  der  im  Jahre  1899  eingetretenen 
Sträflinge  lictrug  40  Tage,  die  höchste  Strafe  8 Jahre;  1 Erteil  lautete  auf 
€ Wochen  (42  Tage),  1 auf  50  Tage,  19  auf  2 Monate,  8 auf  3 Monate. 
6 auf  4 Monate,  3 auf  5 Monate,  7 auf  6 Monate,  9 auf  12  Monate,  6 auf 
18  Monate,  3 auf  2 Jahre,  3 auf  3 Jahre,  3 auf  4 Jahre.  4 auf  5 Jahre, 
1 auf  6 Jahre  und  1 auf  8 Jahre. 

Bisciplin.  Während  des  Jahres  1899  mussten  33  (42,90  %)  disciplinariscb 
bestraft  werden. 

Verpflegung  singe.  * Die  Gesamtzahl  der  Verpflegungstage  betrug  21,048, 
der  Tagesdurchschnitt  also  57,6  Sträflinge. 

t/esnndhritszastand  beim  Eintritt.  Normal  63  (81,90%),  geschwächt  14 
<18.20  %). 

Verdienstrechnung.  In  11,251  Arbeitstagen  wurden  Er.  21,548.  10  ver- 
dient, also  per  Tag  und  Kopf  191,5  Rp.  Der  Verdienstanteil  der  Gefangenen 
belief  sich  auf  Fr.  2346.75  oder  per  Kopf  und  Tag  11,1  Rp. 

Finanzielles  Ergebnis.  Einnahmen  Fr.  21 ,548. 10  ; Ausgaben  Fr.  77,596. 40. 
Den  Ausfall  von  Fr.  56.048.30  deckte  der  Staat.  Auf  einen  Verpfleguugstag 
berechnet,  betrug  der  Staatszuschuss  Fr.  2.  29. 


III.  Die  Strafanstalt  Basetstadt  zählte  im  Jahre  1899  zu  Anfang  162. 
am  Ende  147  und  im  ganzen  606  Gefangene  : 497  männliche  und  109  weib- 
liche; 114  kriminelle,  343  korrektioneile,  136  Polizeiverhaftete  und  13  Pen- 
sionäre. 

Eintrill.  Eingetreten  sind  444  Gefangene  : 360  Männer  und  84  Weiber. 

Austritt.  Ausgetreten  sind  439  Personen  und  zwar  422  (95,794  %)  infolge 
Ablauf  «1er  Strafzeit.  4 (1,636%)  infolge  Begnadigung.  1 (0,409%)  infolge 
Strafunterbrechung.  3 (1,227%)  infolge  Entweichung.  9(3,681%)  infolge 
Versetzung  in  die  Anstalten  Liestal  und  VVitzwvl. 

Heimat.  Von  den  606  Gefangenen  waren  77  (12,705%)  Baseist ädtier. 
68  (11.220"/«)  Basellandschäftler,  184  (30,360 %)  Schweizer  ans  andern  Kan- 
tonen und  277  (45.605  " »)  Ausländer. 
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.Uhr.  57  (9,405*/o)  zählten  unter  20  Jahren,  2«  (4.200%)  20.  205 
(48.675  7«)  21-30,  13«  (22,440»/.)  31—40,  70  (11,550* .)  41  -50,  20  (3,30°/.) 
51 — »40,  2 (0,330  »/.)  «1—70  Jahre. 

Cirilstand.  448  (73,020  »/.)  waren  ledig-,  124  (20,400  %)  verehelicht,  13 
(2.045  ®/o)  verwitwet  und  21  (3,465  ®/o)  geschieden. 

Konfession.  310  (52,635  waren  reformiert,  283  (40,605  ®/0)  katholisch 
und  4 (0,600  7«)  Israeliten. 

Schulbildung.  In  05  Schulstunden  wurden  31  Schüler  unterrichtet.  Die 
Bibliothek  zählt  1170  Bünde. 

Beruf.  Beamte  und  Bedienstete  befanden  sich  darunter  4 (0,660  °/«)r 
Kaufleute  82  (13,530  ”/«),  Taglöhner,  Fabrikarbeiter.  Landarbeiter  und  Dienst- 
boten 200  (34,485  */♦),  Handwerker  210  (34,650  %),  Vaganten  101  (16,665*/*}. 

Vorstrafen.  Von  den  147  Gefangenen  am  Ende  des  Jahres  1800  sind 
zum  erstenmal  bestraft  40  (27,20  7«),  rückfällig  107  (72,76  •/•). 

Art  des  Verbrechens.  Münzverbrechen  2 (0,330  •/»),  Urkundenfälschung  15 
(2, 475»/.),  Verbrechen  gegen  die  Sittlichkeit  67  (11,055*/«),  Verbrechen  gegen 
das  Leben  51  (8.415  %)•  Verbrechen  gegen  die  persönliche  Freiheit  17 
(2,805%),  gemeingefährliche  Verbrechen  3 (0.405“/«),  Eigentumsdelikte  281 
(46.365  */»).  Begünstigung  und  Helderei  0 (1.485%),  diverse  Vergehen  161 
(26,565  %). 

Strafdauer.  Die  niedrigste  Strafdauer  der  gesamten  Sträflinge  betrug 
2 Wochen,  die  höchste  war  lebenslänglich;  126  Urteile  betrugen  2 Wochen 
bis  1 Monat,  207  1 — 3 Monate,  111  3 — 6 Monate,  71  6 — 12  Monate,  48  1 bis 
2 Jahre,  21  2 -3  Jahre,  0 4 Jahre,  5 5 Jahre,  1 «Jahre,  1 7 Jahre,  1 10  Jahre, 
2 12  Jahre,  1 15  Jahre,  1 20  Jahre  und  1 lebenslänglich. 

Disciplin.  Verschiedene  Übelstände,  die  sich  ln  der  Strafanstalt  cin- 
gescldicheu  hatten,  wurden  beseitigt: 

1.  durch  Vermehrung  des  Aufsiehtspersonais  ; 

2.  durch  Verbesserung  der  Verpflegung-  und  Bekleidung  der  Sträflinge; 

3.  durch  Regelung  des  Verdienstanteils  und  Abschaffung  der  Kost- 

Verbesserungen  etc.  aus  dem  Pekulium  der  Sträflinge; 

4.  durch  konsequente  Durchführung  des  Schweiggebotes  und  einer 

strengeren  Disciplinarverordnung  ; 

5.  durch  Verbesserung  des  Schulunterrichts; 

6.  durch  bessere  Ausnützung  der  Arbeitszeit; 

7.  durch  Einführung  der  doppelten  Buchhaltung  für  das  gesamte 

Rechnungswesen  : 

8.  durch  Abänderung  der  Dienstordnung  für  das  Personal. 

Ernährung.  Die  Gesamtzahl  der  Verpflegungstage  der  Sträflinge  betrug 

«0,226.  Ein  Verpflegungstag  kostete  durchschnittlich  38,8  Kp. 

(iesundheitsiustand.  Die  Zahl  der  Erkrankungen  war  eine  höhere  als 
in  den  letzten  Jahren,  was  eben  dem  Zuwachs  der  Gefangenen  zuzuschreiben 
Ist.  Ernste  Krankheiten  und  Todesfälle  kamen  jedoch  keine  vor. 

Korrespondent  und  Besuche.  Die  amtliche  Korrespondenz  umfasste  !)25 
eingegangene  und  607  abgegangene  Briefe.  Zellenbesuche  wurden  2478, 
Besuche  auf  dein  Lohnhofe  613  gemacht. 


Digitized  by  Google 


474 


StrafrechttscituiiK’ 


Verdienstrechnung.  Der  Reinertrag  '1er  Arbeit  ergebt  Kr.  48,142.  79. 
Durchschnittlich  wurde  pro  Tag  124,7  Rp.  verdient.  An  Verdienstanteil 
wurden  bei  46,300  Arbeitstagen  Fr.  8162.61  an  die  Gefangenen  verteilt, 
durchschnittlich  per  Arbeitstag  17,6  Rp. 

Einansirlles  Ergebnis.  Einnahmen  Fr.  60,232. 04  : Ausgaben  Fr.  106,353. 14. 
Den  Ausfall  von  Fr.  56,121. 10  deckte  der  Staat.  Auf  einen  Verpflegungs- 
tag betrug  der  Staatszuschuss  93,1  Rp. 


IV.  Die  Strafanstalt  Lusern  zählte  im  Jahre  1898  zu  Anfang  92,  am 
Ende  74  und  im  ganzen  195  Gefangene:  159  männliche  und  36  weibliche; 
146  kriminelle  und  49  korrcktionclle, 

Eintritt.  Eingetreten  sind  Gefangene:  86  Männer  und  17  Weiber, 
total  103. ' 

Austritt.  Ausgetreten  sind  121  Personen,  und  zwar  84  (69,72  %)  infolge 
Strafvollendung,  1 (0,83)  infolge  Tod,  3 (2,49  %)  infolge  Begnadigung  durch 
den  Grossen  Hat,  26  (21,58  %)  durch  bedingte  Freilassung,  3 (2,49%)  durch 
Versetzung  in  eine  andere  Anstalt,  4 (3,32“/«)  durch  Beurlaubung. 

Urimat.  Von  den  Eingetretenen  waren  65  (63,05%)  Kantonsburger, 
22  (21,34%)  Schweizerbürger  aus  andern  Kantonen  und  16  (15,52%)  Aus- 
länder. 

Atter.  15  (14,55 %)  zählten  unter  20  Jahren,  46  (45,59%)  21 — 30,  25 
(24.25  %)  31—40,  10  (9,70  %)  41—50,  5 (4,85  %)  51—60, 1 (0.97  %)  61  -70  Jahre. 

CivilstanH.  78  (76.66  ®.  c.)  waren  ledig.  24  (23,28  %)  verehelicht,  1 (0,97  • «) 
verwitwet. 

Konfession.  82  (79,54%)  waren  katholisch  und  21  (20,37%)  reformiert. 

Schulbildung.  30(29,10%)  besassen  eine  gute,  68  (65,96  %)  eine  mittel- 
mäsgige  oder  geringe,  5 (4,85%)  keine  Schulbildung. 

Vermögen.  4 (3,88  %)  besitzen  Vermögen,  99  (96,03%)  sind  arm. 

Beruf.  Beamte  befanden  sich  darunter  2 (1,94  %),  Schriftsteller  und 
Schauspieler  1 (0,97%),  Geschäftsleute  6 (5,82  %),  Landarbeiter  und  Melker 
19  (18,43  %),  Handwerker  41  (39,77  %),  Taglöhner  13  (12,61  %),  Hand- 
arbeiterinnen 17  (16,49%)  und  Berufslose  4 (3,88%). 

Vorstrafen.  Zntn  erstenmal  bestraft  sind  55  (53,35%).  rückfällig  48 
(46.50  %). 

Art  des  Verbrechens.  Gemeingefährliche  Verbrechen  5 (4,85  %),  gegen 
die  Sittlichkeit  8(7,70%),  gegen  öffentliche  Treue  und  Glauben  1 (0,97%). 
gegen  das  Leben  2 (1,94°»),  gegen  die  Gesundheit  9 (8,74  %),  gegen  per- 
sönliche Freiheit  7 (6,81%),  gegen  das  Eigentum  49  (47,57%).  gegen  das 
Vermögen  18  (17.46  %).  geringere  Polizeivergehen  4 (3,88%). 

Disciptin.  Disciplinarstrafen  wurden  im  Jahre  1898  über  79  (40.29%) 
Gefangene  verhängt. 

Ernährung.  Die  Gesamtzahl  der  Verpflegungstage  der  Gefangenen 
betrug  30.303.  Ein  Verpflegungstag  kostete  durchschnittlich  53,4  Rp.,  total 
Fr.  26.580.  75. 

Oisnndheitssustand.  Gestorben  ist  1 Sträfling,  im  übrigen  war  der 
Gesundheitszustand  ein  günstiger. 
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Verdienstrechnung.  Der  Nettoverdienst  betrug  bei  23,8.44  Arbeitstagen 
Fr.  43.482.30  oder  pro  Tag  und  Kopf  Kr.  2.07.  An  Verdienstanteil  wurde 
den  Gefangenen  durehsrhnittlieli  per  Arbeitstag  14,7  Rp.  gutgeschrieben. 

Finanzielles  Ergebnis.  Einnahmen  Fr.  49,175. 4!);  Ausgaben  Fr.  72,634. 87. 
Den  Ausfall  von  Fr.  23,459. 38  deckte  der  Staat.  Auf  einen  Verpflegungstag 
berechnet,  betrug  der  Staatszuschuss  cirka  74  Kp. 


Die  Strafanstalt  Luzern  zählte  im  Jahre  /K.9.9  zu  Anfang  74.  nm  Ende 
95  und  im  ganzen  210  Gefangene;  177  männliche  und  39  weibliche;  138  kri- 
minelle und  73  korrektioneile, 

Eintritt . Eingetreten  sind  142  Gefangene;  120  Männer  und  22  Weiber. 

Austritt.  Ausgetreten  sintl  121  Personen  und  zwar  84  (09,72  %)  infolge 
Strafvollendung,  3 (2,49  %)  infolge  Begnadigung  dorch  den  Grossen  Rat, 

1 (0,83%)  infolge  Tod.  26  (21,53%)  infolge  bedingter  Freilassung,  7 (5,83%) 
infolge  Beurlaubung, 

Jlrimat.  Von  den  Eingetretenen  waren  94  (06,17  %)  Luzerner,  33 
(23.23%)  Schweizer  aus  andern  Kantonen  und  15  (10,50%)  Ausländer. 

Alter.  22  (15,48  %)  zählten  unter  20  Jahren,  52  (30,00  %)  21 — .'Kl,  31 
(21.82%)  31—10,  1!»  (13,37%)  41—50,  10  (7,04  %)  51— 60,  6 (4, 22  %)  61—' 70, 

2 (1,41  0 o)  71—30  Jahre. 

Cieitsland.  82  (57,72  %)  waren  ledig,  50  (35,20  %)  verehelicht,  6 (7,22  %) 
verwitwet  und  4 (2,81  %)  geschieden. 

Konfession.  125  (88  %)  waren  katholisch,  14  (9,85  %)  reformiert  und 

3 (2,11  %)  Israeliten, 

Schulbildung.  02  (43,04  %)  besassen  eine  gute,  77  (54,20  %)  eine  mittcl- 
mässige  oder  geringe  und  3 (2,11  %)  keine  Schulbildung. 

Vermögen.  8 (5,92  %)  besitzen  Vermögen,  134  (94.33  %)  sind  arm. 

Ih ruf.  Schriftsteller  und  Schauspieler  2 (1,41  %),  Geschäftsleute  7 
(4,92%),  Landarbeiter  42  (29,50%),  Handwerker  44  (30,97  %),  Taglöhner 
17  (11,90%),  Fabrikarbeiter  5 (3,52°/#).  Berufslose  3 (2.11  %),  Handarbei- 
terinnen 22  (15,48  %). 

Vorstrafen.  Zum  erstenmal  bestraft  sind  78  (54,91  %),  rückfällig  04 
(45,01  %). 

.4/7  des  Verbrechens.  Gemeingefährliche  2 (1,41  “/#),  gegen  die  Religion 
1 (0,70%),  gegen  die  Sittlichkeit  17  (11,95%),  gegen  öffentliche  Treue  und 
Glauben  2 (1,41  %),  gegen  das  Leben  3 (2,11  %).  gegen  die  Gesundheit  6 
(4,28  %),  gegen  persönliche  Freiheit  2 (1,41  %),  gegen  das  Eigentum  04 
(40,49  %),  gegen  das  Vermögen  31  (21,85%),  gegen  Amts-  und  Standes- 
rechte 2 (1,41  %),  Polizei  vergehen  10  (7,04  %). 

Disciplin.  Im  Jahre  1899  wurden  81  (37,20  %)  Gefangene  disciplina- 
riseh  bestraft. 

Ernährung.  Die  Gesamtzahl  der  Verpflegungstnge  der  Gefangenen 
betrug  29,082  und  kostete  Fr.  24,100.  37.  Ein  Verpflegungstug  kostete, 
durchschnittlich  48,75  Rp. 

(/rsundheilmusland.  Gestorben  ist  ein  Sträfling.  Im  übrigen  war  der 
Gesundheitszustand  ein  günstiger. 


Digitized  by  Google 


1 


470  StrnfVt-chtszeUiintf, 

Verdienstreehnuug.  Der  Nettoverdienst  betrug  bei  22.087  Arbeitstagen 
Kr.  44.779.  37,  oder  pro  Tag  und  Kopf  Fr.  2.  02.  An  Verdienstanteil  wurde 
den  Gefangenen  durehsehnittlich  per  Arbeitstag  14,9  Kp.  berechnet. 

Finanzielles  Ergebnis.  Einnahmen  Fr.  45,738. 58.  Ausgaben  Fr.  71,158. 58. 
Den  Ausfnll  von  Kr.  25,420  deckte  der  Staat.  Auf  einen  Verpflegungstag 
berechnet,  betrug  der  Stautsznschuss  cirka  80  Kp. 

V.  Die  Strafanstalt  Solothurn  zählte  am  Anfang  des  Jahres  189!» 
91  Personen  und  am  Ende  84  Personen.  Sie  präsentierte  einen  täglichen 
Durchschnittsbestand  von  72,80  Sträflingen.  "64,62  (88,75  %)  männliche  und 
8,18  (11.25  %)  weibliche. 

Eintritt.  Eingetreten  sind  351  Gefangene. 

Austritt.  Ansgetreten  sind  307  Personen,  und  zwar  331  (90.19  %)  infolge 
Ablauf  der  Strafzeit.  1 (0.27  %)  infolge  Tod,  1 (0,27  %)  infolge  definitiver 
Begnadigung  durch  den  Kantonsrat,  22  (5,99  " »)  infolge  definitiver  Begna- 
digung durch  den  Kegierungsrat,  1 (0,27*0)  infolge  definitiver  Begnadi- 
gung durch  lien  Bundesrat,  3 (0,81  %)  infolge  Strafsistierung,  7 (1,92  %> 
infolge  bedingter  Entlassung,  1 (0,27  %)  infolge  Entweichung. 

Heimat.  Von  den  Eingetretenen  waren  220  (62,67  %)  Solothurner. 
100  (28.49%)  Schweizer  aus  andern  Kantonen.  31.(8,84°/«)  Ausländer. 

Aller.  24  (6,85  %)  zählten  16—20  Jahre.  135  (38,18%)  21—80  »8 

(27.97  %)  31 — 10.  61  (17.25  %)  41 — 50,  33  (9,45  %)  51  und  mehr  Jahre  '* 

Beruf.  Band-  und  Erdarbeiter  und  Taglöhner  befanden  sich  darunter 
106  (30,21  %).  Handwerker  102  (29.06%),  Beamte  und  Angestellte  2 (0,58%), 
Geschäftsleute  9 (2,57%),  Dienstboten  22  (6,27  %),  Fabrikarbeiter  72 
(20.51%),  ohne  bestimmten  Beruf  und  Vaganten  38  (10,80%)- 

Vorstrafen.  Zum  erstenmal  bestraft  sind  276  (78,64  %).  rückfällig  75 
(21,36  %). 

Art  de*  Verbrechens.  Gegen  den  Staat  und  die  öffentliche  Ordnung 
77  (21,94  %).  gegen  Treue  und  Glauben  6 (1.71  °/o),  gegen  die  Sittlichkeit 

15  (4,28  %).  gegen  Leben  und  Gesundheit  44  (12,53  %),  gegen  das  Ver- 
mögen (Diebstahl  um!  Unterschlagung)  109  (31.05  %),  Betrug  und  Untreue 

16  (4,56  %).  gegen  die  allgemeine  Sicherheit  von  Personen  und  Eigentum 
7 (1.99  %).  Bussenabverdiener  27  (7.69  %),  Militär-  und  Polizeiarrestanten 
50  (14,25  %). 

Strafdauer.  Die  Strafdauer  der  im  Jahre  1899  eingetretenen  Sträflinge 
betrug  bis  auf  1 Monat  bei  242  (68,94  %),  1—6  Monate  hei  86  (24,50%), 
6 — 12  Monate  bei  14  (3.98°«).  1 — 2 Jahre  bei  3 (0,85  %),  2—  5 Jahre  bei 
4 (1.15%).  5 — 10  Jahre  bei  2 (0,58%). 

Ernährung.  Die  Gesamtzahl  der  Verpflegungstage  der  Gefangenen 
betrug  26.578  bei  einer  Totalausgabe  fiir  Nahrung  von  Fr.  14.230.  10.  Ein 
Verpflegungstag  kostete  durchschnittlich  53%  Kp. 

Gesundheitszustand.  Ein  Todesfall  betraf  einen  Neueingetretenen  infolge 
Tuherkuinsis.  Bei  3 Neulingen  musste  infolge  Krankheit  der  Strafvollzug 
sistiert  werden;  davon  wurde  ein  Sträfling  in  die  Irrenanstalt  verbracht» 
Das  Total  der  Krankentage  betrug  402  (1.51  “ «):  die  Ansgatten  für  Kranken- 
pflege Fr.  1118.  85. 
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Korrespondenz  und  Besuche  der  Gefangenen.  Briefe  wimlen  abgeschickt 
-J84  und  230  Holelie  in  Empfang  genommen.  Besuche:  148. 

Verdienstanlcil  der  Sträflinge.  Der  Verdienstanteil  «1er  Gefangenen 
belief  »ich  auf  Fr.  2019.  I)f>  oder  pro  Arbeitstag  auf  11, oft  Up. 

Gewerbebetrieb.  Von  den  8 Gcwerlreu  wurden  in  19.705  Arbeitstagen 
netto  Fr.  28.287.  ftft  verdient,  also  per  Kopf  und  Arbeitstag  Fr.  i.  13. 
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VI.  Die  Zwungserziehungsauitalt  Aarbnrg  zählte  im  Jahre  18!*!*  zu 
Anfang  oft,  am  Ende  ft7  und  im  ganzen  101  Gefangene:  32  Strllflinge  und 
«9  Zöglinge. 

Eintritt.  Eingetreten  sind  H>  Gefangene  : 17  Sträflinge  und  2!»  Zöglinge. 

Austritt.  Ausgetreten  sind  44:  14  .Sträflinge  und  30  Zöglinge.  28(03,50%) 
wurden  von  ihren  Eltern  oder  Anverwandten  wieder  in  Obhut  genommen. 
Ô (11,35%)  haben  die  aargauische  Lehrlingspriifung  mit  Erfolg  bestanden 
und  in  ihren  Handwerken  entsprechende  Stellen  gefunden  und  11  (24,97%) 
sind  durch  die  Anstaltsdirektinu  unter  Beihülfe  von  Mitgliedern  der  aar- 
gauischen SchutzaufKiehtskommissiou  zur  Erlernung  oder  zur  Vollendung 
ihres  Berufes  placiert  worden. 

Heimat.  Von  den  Eingetretenen  waren  22  (47,74%)  Aargauer.  3(ti,äl  ° ol 
B'Tner.  2(4,34“/«)  I.uzerner,  2 (4,34%)  Solothuroer,  4(8,08%)  aus  ßasel- 
sta  !t,  I (2,l7'’/o)  aus  Baselland,  2 (4.34 “,«)  ans  St.  Gallen,  1 (2,17%)  aus  dem 
Kanton  Waadt.  3(ti.ftl%)  aus  Neuenburg  und  0 (13,02*/*)  aus  Genf. 

Aller.  l(2.17“/o)  stand  im  11.  Altersjahre,  2(4.34%)  im  13.,  5(10,85%) 
im  14..  0(13,02%)  im  15.,  7(15,1!*%)  im  Iti..  I«  (3-1,72%)  im  17.,  0(13,02%) 
irn  18.  und  .3(0,51%)  im  19.  Altersjahre. 

Konfession.  28(00,70%)  sind  reformiert,  17  (30,89%)  römisch-katholisch 
und  1(2,17%)  Israélite. 

Muttersprache.  Deutsch-Sprechende  33(71, 01  "/«),  Französisch -Sprechende 
13  (2«,2I  %). 

Schulbildung  und  l'nlerricht.  Die  deutsche  Schule  zählte  bei  Beginn  des 
Schuljahres  (Frühling)  40(72,80%)  uud  die  französische  Schule  15(27,30%) 
Schüler.  Am  Ende  des  Jahres  zählte  die  deutsche  Schule  43  Schülermit  folgen- 
dem Hilduugsstund:  4 (9,32%)  hatten  das  !..  4 (9,32%)  das  5.,  0 (13,1*8%)  das  0.. 
7 (10,31%)  das  7.,  20(46,00“/«)  das  8.  und  1 (2,33%)  das  9.  Schuljahr  zn- 
rückgelegt.  Die  französische  Abteilung  zeigte  im  Laufe  des  Jahres  eine 
grosse  Beweglichkeit.  Es  traten  nämlich  13  neue  Schüler  ein  und  14  wur- 
den entlassen.  Auf  den  Schluss  des  Schuljahres  verblieben  noch  II.  Der 
Prüfungsbericht  spricht  sich  in  anerkennendster  Weise  über  die  Lehr 
thütigkeit  und  die  Erfolge  der  deutschen  und  der  französischen  Abteilungaus. 

Berufsarten.  Die  4t>  cingetretenen  Definierten  wurden  in  folgende 
Berufsarten  eingeführt:  Schneiderei  0(13,02%),  Schreinerei  0(13,02%), 
Schusterei  8(17,30%),  Wagnerei  1(2,17%),  Korbflechterei  15  (32,55%), 
Bäckerei  2(4.34“/«),  Papierbranche  2(4,34%)  und  Landwirtschaft  0(13.02%). 

Art  des  Vergehens,  Gegen  das  Eigentum  19(41.23%),  gegen  die  Sitt- 
lichkeit 4(8,08%)  und  gegen  die  elterliche  Gewalt  23(49,91%). 

.Nrh urri ot in.'hr  Zeitiohrifr  für  Strnfreelit,  IS,  J«hri<.  31 
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Strafdauer.  Die  auf  31.  Dezember  1899  in  <ler  Anstalt  anwesenden 
57  Detlnierten  haben  folgende  Strafen  abzubttssen  : (i  Monate  1,  <i — 12 
Monate  1.  1 Jahr  23,  l — 2 Jahre  4,  2 Jahre  3,  2 — 3 Jahre  1,  3 Jahre  3, 
1 über  4 Jahre,  20  auf  unbestimmte  Zeit. 

Dixciplin.  An  Disciplinar-Strafen  wurden  im  Berichtsjahr  verhängt  : 
Verweise  188,  Strafdittt  15,  heller  Arrest  mit  Hungerkost  112.  dunkler  Ar- 
rest mit  Hungerkost  172,  Rückversetzung  in  Einzelhaft  8 und  Schadener- 
satz II  Fälle.  3 Definierten  gelang  es,  zu  entweichen;  sie  wurden  aber 
in  kurzer  Zeit  wieder  eingebracht. 

Erntthmny.  Die  Zahl  der  Verpflegungstage  der  Definierten  betrug 
20,458  mit  einer  Ausgabe  von  Fr.  8387.  78  oder  per  Kopf  und  Tag  Fr.  0,41 
(ohne  Feuerung). 

Gesundheitszustand.  Der  Gesundheitszustand  der  Definierten  kann  im 
Berichtsjahre  als  sehr  günstig  bezeichnet  werden.  Es  kamen  nur  54 
leichtere  Krankheitsfälle  vor,  die  raseli  wieder  gehoben  werden  konnten. 

Verdienstrechnung.  Die  Detlnierten  verdienten  in  14,319  Arbeitstagen 
Fr.  14,914.  50.  Davon  kamen  ihnen  Fr.  550. 30  als  Verdienstanteil  zu  gut. 

Finanzielles  Ergebnis.  Die  Ausgaben  betrugen  Fr.  82.(191. 63,  die  Ein- 
nahmen Fr.  68,792.65.  Den  Ausfall  von  Fr.  13,898. 98  deckte  der  Staats- 
xuschuss. 


Nene  Strafanstalten.  Der  Bau  der  neuen  Strafanstalt  des  Kantons 
Zürich  in  Kegensdorf  ist  so  weit  vorgerückt,  dass  sie  im  Herbste  1901  be- 
zogen werden  kann;  dagegen  scheint  derjenige  einer  neuen  waadt ländischen 
Strafanstalt  in  Payernr.  wofür  Platz  und  Baupläne  schon  seit  Jahresfrist 
genehmigt  sind,  aus  finanziellen  Bedenklichkeiten  leider  in  Stockung  ge- 
raten zu  sein.  Wir  wollen  hoffen,  dass  dieser  Zustand  ein  kurz  vorüber- 
gehender sein  werde. 


Verei  ns  nach  richten. 

Iler  Schweizerische  Verein  für  Straf-  und  (lefHngnlswesen  und  die 
Interkantonale  Vereinigung  der  Sehutzaufsichfsvereine  werden  ihre  alle 
zwei  Jahre  wiederkehrende  Generalversammlung  im  Herbste  1901  in  Zurich 
abhalten.  wo  sich  unter  dem  Vorsitze  des  Hrn.  Regierungsrat  Dr.  Slössel 
dafür  bereits  ein  Lokalkomitee  gebildet  liât.  Als  Themata  wurden  gewählt: 
• Dir  bedingte  Verurteilung  * und  * Die  Organisation  der  SchnUaiifsicl/tsrrrcinr 
mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  jugendlirhen  und  weiblichen  Entlasslingr  » . Das 
erste  Traktandum  führt  uns  auf  ein  in  der  Schweiz  noch  weniger  bekanntes 
Gebiet.  Erst  in  der  romanischen  Schweiz  haben  wir  einige  Versuche  mit 
der  neuen  Einrichtung,  die,  besseraueh  als  «Aufschul)  der  Strafvollstreckung», 
bekanntlich  anderswo  schon  in  grösscrm  Masstab  eingeführt  ist,  über  deren 
Berechtigung  und  Ergebnisse  aber  noch  sehr  gestritten  wird.  Es  ist  zu 
wünschen,  dass  namentlich  diejenigen,  die  jetzt  schon  Erfahrungen  über  die 
Einrichtung  sammeln  konnten,  dieselben  milteilen.  Denn  nur  die  Erfahrung, 
nicht  theoretisches  Raisonnement,  kann  uns  hier  Aufklärung  bringen. 
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Internationale  Kongresse. 

VIII.  Internationaler  Kongress  gegen  de»  Alkoholismus.  Vom  ‘J.  bis 

14.  April  1!X)1  wird  in  Wien  der  achte  internationale  Kongress  gegen  den 

Alkohniismns  abgelmlten  werden.  Ks  liegt  folgendes  vorläufige  Vortrags- 

prngrannn  vor: 

1.  Professor  G.  Anton.  Vorstand  der  psychiatrischen  Klinik  in  Graz:  .4/4*«- 
holismus  und  Erblichkeit. 

2.  Ingenieur  ti.  Asmussrn  in  Hanibnrg:  Ho«  lehrt  die  Geschichte  der  altern 
deutschen  Mussigkeits-  und  Enthallsanikeilsbeieegiing  fttr  die  Gegenwart 
(Korreferat  zu  Vortrag  20.) 

il.  Dr.  Johan  Bergman  in  Stockholm  : Ihr  Einfluss  der  Vereine  und  der  Ge- 
setzgebung in  der  schirrdischen  Nttchtcrnheitsbewegung. 

4.  Professor  Eugen  Etriller.  Direktor  der  kantonalen  Irrenanstalt  Burg- 
hölzli  (Zürich):  Das  Verhältnis  der  Trinkerheilstatten  zu  den  Irrenanstalten. 

5.  I)r.  Hermann  Blocher  in  Basel:  Die  Abstinenztwwrgung  in  der  Schweiz. 

t>.  - Die  alkoholfreie  Geselligkeit. 

7.  Professor  August  Fore I in  Chigny  : Alkohol  und  venerische  Krankheiten. 

X.  — — Dir  Berechtigung  des  massigen  Alkoholgenusses  com  Standpunkte  der 
Volkshggieine. 

0.  Hofrat  Professor  Ha. r Grutier,  Vorstand  des  hygieinischeti  Institut'  der 
Wiener  Iniversitüt  : Der  Einfluss  des  Alkohols  auf  den  Verlauf  der  In- 
fektionskrankheiten. 

10.  Dr.  Matti  Belcnins  in  Helsingfors  (Finnland):  Der  Kampf  gegen  den  Alkohol 
in  Finnland. 

11.  Dr.  med.  Hirschfeld:  Die  historische  Entwicklung  des  Alkoholmissbrauches. 

12.  Dr.  med.  Hugo  Hoppe,  Oberarzt  au  der  Irrenanstalt  Allenberg  fOst-Pr.): 
Die  deutschen  Trinkerheilstatten . 

Kl.  Professor  Dr.  Ma.v  Kassmeit;.  Wien  : Alkoholismus  im  Kindesalter. 

14.  A.  M.  Kiiier,  Direktor  des  statistischen  Centralbureaus  in  Christiania  : 
Die  Enquete  aber  dir  Trinksitlrn  in  Xorwegen. 

l.ö.  Bezirksrirhter  Otto  Lang  in  Zürich:  Alkoliolfrage  and  Klassenkampf. 

16.  Dr.  M.  Legrain.  Oberarzt  in  der  Irrenanstalt  von  Ville-Kvrard  (Seiue-et- 
Oise):  Le  récidivisme  en  matière  d ivrognerie,  Hat  mental  de  ces  récidivistes 
et  remèdes. 

17.  Kaiserl.  Oberarzt  a.  i>.  Dr.  H.  Lichtenberg  in  Churlottenburg  (vormals 
erster  Arzt  der  k.  Schutztruppe  für  Kamerun):  Der  Alkohol  in  Deutsch- 
lands Kolonien. 

IW.  Dr.  Hermann  Uetz  in  llsenburg:  Alkohol  und  Jugenderziehung. 

10.  Pastor  Dr.  Martius  in  Freienbessingen:  Dir.  Alkoholgefahr  der  erwerbs- 
arbeilenden  Jugend  und  ihre  Abwehr. 

20.  Was  lehrt  die  Geschichte  der  altern  deutschen  Massigkeils-  und  Enthalt- 
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21.  Hi'ktor  Josef  Xeumnnn  in  Honcff  «.  Kh.:  Die  deutsche  katholische  Massig- 
keitshcireguny. 

22.  Kegierungarat  Heinrich  Çuensel  in  Köln  a.  Rh.  : Mâssigkcitsheu  e gung  and 
Sehnte, 

2:1.  Alfred  Smith.  Rittergutsbesitzer  in  Niendorf,  Lbg.  : Die  Laien  in  der 
Trink erhritang. 

24.  Professor  Dr.  Carl  Stooss:  Die  Trinkerheilanstalten  im  Dienste  der  Kriminal 
politik. 

25.  Ilofral  Prof.  Anton  Weichsctbnum  : tirsundheitsschddliche  Wirkungen  des 
Alkohols  com  pathologisch-anatomischen  Standpunkte. 

26.  Mod.  Dr.  Kudolf  Wlassak:  Der  A/koholismiis  in  Österreich. 

Obimmn  dos  Orgnnisatinnskomitees  ist  Hofrat  Professor  IJr.  Max  (Jrnber, 
dor  Vertreter  der  Hvgieine  an  der  Wiener  Universitflt  : Schriftführer  Dr. 
Rudolf  Wlassak,  Wien  VII I.  Srhlösselgasse  15. 

Anmeldungen  zur  Teilnahme  am  Kongresse  und  Anfragen  sind  zu 
richten  au  (las  Bureau  des  VIII.  Internationalen  Kongresses  gegen  den 
AlkoholismuB.  Wien  IX/3,  Schwarzsfianierstrasse  17.  I.  Stock.  Anmeldungen* 
zu  Vertrügen  an  den  Schriftführer. 
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Anhang.  — Supplément. 


Canton  du  Valais. 

Loi  concernant  le  sursis  à l’exécution  des  peines. 

<!>u  2»  mal 


Autici.k  i'kkmiek.  — Lorsqu'un  prévenu  u'ayant  subi,  ni  eu  Suisse, 
ni  ii  l’étranger,  aucune  condamnation  entraînant  la  privation  de  la  liberté, 
pour  un  crime  ou  un  délit  prévu  par  le  Code  pénal  valaisan.  est  condamné 
à une  peine  d'un  emprisonnement  ou  d’une  réclusion  ne  dépassant  pas 
douze  mois,  le  juge  peut,  si  le  condamné  lui  parait  digue  de  cette  faveur, 
ordonner  qu’il  sera  sursis  à l'exécution  de  la  peine.  Cette  décision  est 
motivée  et  fait  partie  du  judioatum. 

Akt.  2.  — La  suspension  de  la  peine  ne  dispense  ni  du  paiement  des 
frais  du  procès,  ni  de  l'acquittement  des  dommages-intérêts.  Par  contre, 
les  incapacités  légales  résultant  de  la  condamnation  suivent  le  sort  de  In 
peine  principale. 

Art.  3.  — Si,  dans  le  délai  de  cinq  ans  à dater  du  jugement,  le 
condamné  ne  subit  aucune  des  condamnations  prévues  à l’art.  1".  la  con- 
damnation encourue  est  réputée  non  avenue. 

Kaus  le  cas  contraire,  la  première  peine  lui  est  infligée  et  les  dispo- 
sitions du  Code  pénal  sur  la  récidive  s'appliquent  il  In  seconde. 

Art.  4.  — Le  condamné  qui  a obtenu  le  bénéfice  des  dispositions  de 
la  présente  loi,  ne  peut  y être  admis  une  seconde  fois. 

Art.  .">.  — Après  avoir  prononcé  la  suspension  de  la  peine,  le  juge 
avertit  le  condamné  des  conséquences  qu'entraînerait  pour  lui  une  nouvelle 
condamnation. 

L'accomplissement  de  cette  formalité  est  mentionné  au  protocole. 

Art.  ti.  — Les  jugements  prononcés  dans  le  sens  de  la  présente  loi 
sont  inscrits  au  registre  des  condamnations  avec  la  mention  du  sursis 
Accordé. 

Akt.  7.  Si  aucune  des  condamnations  prévues  à l'art.  3 n'intervient 
dans  le  terme  de  cinq  ans,  la  mention  du  jugement  est  rayée  du  registre 
susmentionné  et  la  libération  définitive  est  acquise  d'office  au  condamné. 
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Canton  de  Vaud. 

Loi  modifiant  le  code  pénal  du  18  février  1843  en  ee  qui 
concerne  l’application  des  peines. 

Du  ï4  novembre  i89iO 


l.i  Grand  Conseil  du  antlon  de  Vaud, 

Vu  le  projet  de  loi  présenté  par  le  Conseil  d'Etat; 

DÉCRÈTE: 

Article  premier.  — Dans  les  cas  oit  les  dispositions  de  la  partie 
spéciale  du  code  pénal  du  13  février  1343  prévoient  un  minimum  dans 
l’application  des  peines  de  la  réclusion,  de  l'emprisonnement  et  de  l’amende, 
le  juge  pourra  prononcer  une  peine  inférieure  à ce  minimum,  sous  réserve 
des  dispositions  des  articles  15,  16  et  21  dudit  code. 

Toutefois,  le  juge  ne  pourra  faire  usage  de  cette  faculté  aux  délits 
punis  de  la  réclusion  à perpétuité  non  plus  que  dans  les  cas  prévus  aux 
articles  203,  211.  277,  27K.  315  et  345.  deuxième  alinéa,  du  code  pénal. 

Art.  2.  — Les  articles  36,  44  et  55  du  rode  pénal  sont  abrogés  et 
remplacés  par  les  dispositions  suivantes; 

1“  Art.  36.  — La  tentative  suspendue  ou  arrêtée  par  des  circons- 
tances indépendantes  de  la  volonté  de  son  auteur  est  punie  comme  suit, 
dans  les  cas  déterminés  par  la  loi  ; 

a.  Si  le  délit  consommé  eût  été  puni  de  la  réclusion  à perpétuité,  la 
peine  est  une  réclusion  de  dix  il  vingt-cinq  ans. 

Dans  les  autres  cas  où,  par  sa  nature,  la  peine  n'est  pas  susceptible 
de  réduction,  elle  est  appliquée  dans  son  entier; 

à.  Lorsqu’elle  est  susceptible  de  réduction,  la  peine  ne  peut  excéder 
les  trois  quarts  du  maximum  fixé  par  la  loi  pour  le  délit  consommé. 

Les  dispositions  du  présent  article  sont  sans  préjudice  de  ce  qui  est 
statué  à l'article  275.  deuxième  alinéa. 

2”  Art.  14.  Le  complice  est  puni  de  la  peine  qu'il  eut  personnelle- 
ment encourue,  s'il  eût  été  l'auteur  du  délit,  avec  les  modifications  suivantes: 
a.  Si  le  délit  entraîne  la  peine  de  la  réclusion  à perpétuité,  cette 
peine  est  commuée  en  une  réclusion  de  dix  à vingt-cinq  an»; 

Dans  les  autres  cas  où,  par  sa  nature,  la  peine  n'est  pas  susceptible 
de  réduction,  elle  est  appliquée  dans  sou  entier; 

h.  Lorsqu'elle  est  susceptible  de  réduction,  lu  peine  ne  peut  excéder 
leg  trois  quarts  du  maximum  fixé  par  la  loi. 

3"  Art.  55  - Lorsque  le  délinquant,  Agé  de  quatorze  à dix-huit  ans, 

et  reconnu  avoir  agi  avec  discernement,  a 'encouru  la  peine  de  la  réclusion 
A perpétuité,  la  peine  peut  être  commuée  en  une  réclusion  qui  ne  peut 
être  moindre  de  six  ans. 

Art.  3.  I /article  230  de  la  loi  révisant  l’organisation  judiciaire,  du 
23  mars  13*6.  est  abrogé  et  remplacé  par  la  disposition  suivante; 
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• Le  rrilmual  qui  prononce  une  condamnation  A la  réclusion,  à I'hiii 
prisonnement  ou  à l’internement  dans  une  colonie  agricole  et  industrielle, 
? peut  décider  que  la  durée  de  la  détention  préventive  sera  imputée  sur 
> le  temps  pour  lequel  la  condamnation  est  prononcée. 

« Dans  ce  cas,  le  tribunal  est  tenu  de  mentionner,  dans  son  jugement, 
« le  nombre  de  jours  de  détention  préventive  subis  par  le  condamné.  • 

Art.  4.  — Les  dispositions  qui  précèdent  sont  applicables  aux  juge- 
ments de  délits  commis  avant  la  mise  en  vigueur  de  la  présente  loi,  mais 
rendus  après  son  entrée  en  vigueur. 

Akt.  5.  — Le  Conseil  d'Etat  est  chargé  de  la  publication  et  de  l'exé- 
cution de  la  présente  loi.  qui  sera  exécutoire  dès  et  y compris  le  jour  de 
sa  promulgation. 


Loi  ajoutant  à l’art.  56  nouveau,  du  code  pénal  du  18  février  1843, 
modifié  par  la  loi  du  24  novembre  1899,  un  second  alinéa. 

(I)u  ni  février  1800.1 


Le  Grand  Conxril  du  ami  nu  dr  Yaud, 

Vu  le  projet  de  décret  présenté  par  le  Conseil  d’Etat. 

»Achète  : 

A IITKXE  l'KEMlBK.  Il  est  ajouté  à l'art.  55  nouveau,  du  code  pénal 

du  1*  février  1843,  modifié  par  la  loi  du  *24  novembre  18011.  un  second 
alinéa  ainsi  conçu: 

« Dans  le  cas  où.  exceptionnellement,  le  présent  code  prévoit  un 
« minimum  spécial  (art.  203,  211,  277,  278,  315  et  345.  2*  alinéa),  le  minimum 
* de  la  peine  peut  être  diminué  de  moitié.  » 

Art.  2.  — Le  Conseil  d’Etat  est  chargé  de  la  publication  et  de  l'exé- 
cution de  la  présente  loi.  qui  sera  exécutoire  dès  et  y compris  le  jour  de 
sa  promulgation. 


Cantone  del  Ticino. 

Decreto  législative  concernante  la  sospensione  oondizionale 
délia  pena. 

(H  novembre  utnn.t 


U Uran  Consiglio  délia  re/iubblica  r contour  de!  Ticino 
»KCRETA : 

Akt.  1.  — Una  coudanna  pronuneinta  in  virtù  del  l'odiee  penale 
dalla  Corte  di  Assise  sino  a sei  mesi  di  detenzione  ed  alla  limita  sino  a 
fr.  250.  poirà  essere  sospesa  nella  applicazione  con  dichiarazione  mntivata 
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Hella  scntcnza;  e eio  qttando  l’imputato  non  abbia  antecedenteniciite  subito, 
nella  Svizzera  od  ail’ estero,  una  condanna  privatira  délia  liberté  per  real<> 
entonne,  ed  il  (iiudice  lo  ritenga  meritevole  di  questo  bennficio. 

Art.  2.  — 11  tempo  délia  sospenslone  e stabilité  in  cinque  anni 

Art.  il.  — Nella  sospetnuone  non  ai  eomprendono  : 

Il  pagamento  delle  spese  di  ( Ihistizia. 

Le  reatituzioui, 

II  riaarcimento  dei  danni  alla  parte  civile. 

Coal  pure  non  aono  anapeae  le  incapacité  riaultanti  dalla  condanna  : 
Pero  le  stease  ceaaeranno  di  aver  effetto  dal  inomento  in  eui  per  applica- 
zione  délia  preaente  legge  la  condanna  sarà  couaiderata  corne  non  avvenuta. 

Art.  4.  La  sospenslone  deve  essere  domandata  dalla  difeaa.  e la 
l’rocura  Fubblica  prenderà  le  sue  conclusion!. 

Art.  5.  Se  cntro  il  termine  fisaato  conte  ail' art.  2,  il  condammlo 
mm  sarà  atato  punito  per  altro  reato  di  diritto  comune,  la  condanna  sarà 
considerata  conte  non  avvenuta;  ne  snr/t  fatta  annotazione  al  protncollo 
délia  Corte  d'Assise  rispettiva,  ed  al  Caaellario  giudiziario. 

§ 1.  Nel  caso  contrario,  la  seconda  petta,  »e  di  natura  più  grave.  sarà 
seontata  per  ta  prima. 

S 2.  Hestano  in  tigure  le  disposiaioni  del  Codice  penale  sulla  récidiva. 

Art.  G.  La  prescrizione  tlella  prima  peint  non  comincerà  a decorrere 
cite  dal  giorno  in  cui  sarà  statu  pronunciata  la  seconda  condanna. 

Art.  7.  Lettu  la  sentenza  e 1’  online  di  sospensionc  délia  peint,  il 
Présidente  délia  Corte  avvertirà  il  cnndannato  delle  consegnenze  derivabili 
da  unn  tittova  condanna. 

Art.  b.  Se  il  condaunato,  amincsso  al  beueficio  délia  presente  legge, 
si  trovasse  detenuto  in  carcerc  preventivo.  verra  dimesso.  Kestano  riservate 
le  disposizioni  délia  Procedura  Penale  sul  ricorsn  In  Cassazione. 

Art.  !>.  — La  Procura  Puhblica  fc  incaricata  di  teuere  uno  spéciale 
registre  delle  condanne  nclle  quali  fu  accordata  la  sospensione,  e provocherà 
I"  ordine  di  eseeuzione  délia  pena  nel  ettso  prevlsto  dall'art.  à g I. 

Art.  10.  La  presente  legge  entrerà  in  vigore  traseorsi  i termini 
per  T esereizlo  del  diritto  di  referendum. 
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